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I. Entwurf eines Poſtſparkaſſengeſetzes.“) 
Januar 1885.) 


8 1. Das Reich übernimmt die Annahme, Verzinſung und Rückzahlung 
* Spareinlagen unter Vermittlung der Poſtverwaltungen nach Maßgabe dieſes 

eſetzes. 

$ 2. Die Annahme der Spareinlagen erfolgt bei den Poſtanſtalten in Be 
trägen von einer Mark oder dem Mehrfachen einer Marf. 

$ 3. Bei der eriten Einzahlung erhält der Einzahlende ein Sparbud, 
welches von der Boftanitalt auf feinen Namen oder auf den Namen einer anderen 
von ihm bezeichneten Perfon ausgeitellt wird. Weitere Einzahlungen zu Gunften 
des Berechtigten (Sparers) künnen unter Borlegung des Buchs bei jeder Poft- 
anftalt bemwirft werben. 

$ A. Die erfte Einzahlung zu Gunften eines Minderjährigen oder einer 
unverheirateten Frauensperjon fann mit der Maßgabe geichehen, dab die Aus— 
zahlung nicht vor der Großjährigfeit des Minderjährigen oder der Verheirathung 
der Frauensperfon erfolgen ſoll. Dieſe Maßgabe gilt auch für Die ſpäteren 
Ginzahlungen, welche auf daſſelbe Buch geleiftet werden. Sie eritredt jih auf 
die Hauptfummen und bie Zinjen und kann von dem Cinzahlenden nicht zurück— 
genommen werden. 

Andere Beihränfungen dürfen der Einzahlung nicht beigefügt werben. 

Stirbt der Minderjährige vor der Großjährigfeit oder die Frauensperſon 
vor der Berheiratung, fo tritt die Beſchränkung außer Kraft. Dasjelbe gilt, 
wenn die Frauensperfon, ohne zu heiraten, das vierzigfte Lebensjahr vollendet. 

$ 5. Chefrauen können ohne Genehmigung des Ehemannes, Haußfinder, 
Minderjährige und Perſonen, welche in der Verfügung über ihr Vermögen 
beihränft find, ohne Genehmigung ihres gejeglichen Vertreter Sparbeträge ein: 
zahlen. 

8 6. Vormünder oder Pfleger fünnen aus dem Vermögen der von ihnen 
vertretenen Perfonen Einzahlungen bei einer Poſtanſtalt nad) Maßgabe dieſes 
Gefjeges mit Ausschluß der Beſtimmungen des $ 4 Abſatz 1 bewirken. 

Der Landed-Zentralbehörde bleibt vorbehalten, den zuläfligen Höchſtbe— 
trag der Einlage auch unter der in den 88 8 und 11 genannten Summe feit- 
zujegen. 

8 7. Auf den Namen derjelben Perſon darf nur ein Sparbuch ohne Bes 
ſchränkung und außerdem ein Sparbuch mit einer der im $ 4 bezeichneten Bes 
ihränfungen ausgeſtellt werden. 


!) Vergl. „Annalen“ 1878 ©. 807, 1883 ©. 649, s 
%), Berh. d. Reichstags, 6 Leg.:Per., I. Seſſion 1884, Drudj. Nr. 82. 
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$ 8. Auf dasjelbe Sparbuch dürfen an einem Tage höchſtens einhundert 
Mark eingezahlt werden. Beträge, durch deren Einzahlung ein Guthaben 
die Höhe von achthundert Mark überichreiten würde, werden nicht angenommen. 

$ 9. Ueber jede Einzahlung it im Sparbuch ordnungsmäßige Quittung 
zu ertheilen. Die Erfordernifje einer folchen find in den Sparbücern erfichtlich 
zu machen. 

$ 10. Die Einlagen werden vom eriten Tage des auf die Einzahlung 
folgenden Monat3 ab verzinit. 

Einzahlungen, über welche im Sparbuche nicht ordnungsmäßig quittirt tft, 
gelten in Anfehung der Verzinſung ald an dem Tage geleiitet, an welchem bei 
der der Boftanitalt unmittelbar vorgelegten Behörde die Anzeige der erfolgten 
Einzahlung eingegangen iſt. 

8 11. Das auf ein Buch offenftehende Guthaben wird nur injoweit ver: 
zinft, al3 e3 den Betrag von achthundert Mark nicht überfteigt. Nachdem 
das Guthaben diejen Betrag erreicht hat, ift dem Sparer Mittheilung zu machen. 

Sind den Beitimmungen dieſes Geſetzes zumider mehrere Sparbücer auf 
den Namen derfelben Berion ausgeſtellt, fo findet nur eine Verzinſung der auf 
das älteſte Buch erfolgten Einzahlungen Statt. Wird jedoch durch die Umſtände 
die Annahme begründet, daß der Sparer bei den Cinzahlungen auf jüngere 
Bücher von einem auf feinen Namen lautenden älteren Buche weder Kenntniß 
hatte noch haben mußte, fo werden die Guthaben aus den jüngeren Büchern 
infoweit verzinft, als fie mit dem Guthaben aus dem älteiten Buche zuſammen 
den Betrag von achthundert Mark nicht überfteigen. 

$ 12. Die Verzinfung endet mit dem legten Tag des dem Ablaufe der 
Kündigungsfrift vorhergehenden Monats. Grfolgt die Auszahlung vor dem Ab— 
laufe der Kündigungsfriſt, fo endet die Verzinfung mit dem legten Tage des 
der Auszahlung vorhergehenden Monats. 

8 13. Die Zinien werden alljährlid” bei Ablauf des Etatsjahres dem 
Kapital zugeichlagen und mit diefem vom Beginn des neuen Ctat3jahres ab ver: 
zinft. Bon Bruchtheilen einer Mark werden Zinſen nicht berechnet. 

8 14. Die Verzinfung geichieht mit Drei vom Hundert. Grmäßigungen 
diejes Zinsfußes werden durd) Kaiſerliche Verordnung mit Zuftimmung des 
Bundesraths feitgeiegt. 

$ 15. Auszahlungen des Guthaben: oder eines Theils desjelben finden 
sur nad) vorgängiger Stündigung ſtatt. Die Kündigung muß unter Borlegung 
des Sparbuch geichehen. Sie kann bei jeder Poftanftalt erklärt werben. Ueber 
die Kündigung ift eine Beicheinigung auszuftellen. 

Die Kündigungsfriit beträgt vier Wochen. 

Der Bundesrath; kann Beltimmungen über die Abkürzung der Kündigungs— 
frift für Beträge von nicht mehr als einhundert Marf oder über die Auszahlung 
ſolcher Beträge ohne vorhergehende ündigung treffen. 

In außerordentlihen Fällen kann der Bundesrath die Kündigungsfriit für 
den einhundert Mark überfteigenden Theil de& Guthabens verlängern; der Zeit: 
raum von ſechs Monaten darf in feinem alle überichritten werden. 

Die Verordnungen werden im Reichs-Geſetzblatt befannt gemad)t. 

8 16. Die Auszahlung geichieht bei Vorlegung des Sparbuchs durd die 
von dem Kündigenden bezeichnete Poſtanſtalt. Theilzahlungen erfolgen nur in 
Beträgen von einer Mark oder dem Mehrfachen einer Mark und werden in beim 
Sparbuche erfichtlich gemadt. Bei der Auszahlung des ganzen Guthabens wird 
das Sparbud von der Pojtanitalt zurüdbehalten. 
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$ 17. Die Poitverwaltungen find berechtigt, aber nicht verpflichtet, bei der 
Kündigung und bei der Auszahlung die Legitimation des Inhabers de3 Spar: 
buchs zu prüfen. Mit der an den Inhaber des Buchs erfolgenden Auszahlung 
erliicht die Verbindlichkeit des Neichs bezüglich des ausgezahlten Betrages. 

$ 18. Wird der gefündigte Betrag nicht fpäteftens binnen einer Woche 
nah Ablauf der Kündigungsfriſt erhoben, fo gilt die Kündigung als zurüdge 
nommen und der Betrag, auf welchen diejelbe fich bezog, als neu eingezahlt. 

8 19. Die Aniprüche der Sparer gegen das Neich find auf die Rüdzahlung 
und Berzinfung des Guthabens nah Maßgabe dieſes Gejeges beichräntt. 

$ 20. Auf Antrag des Sparerd werden Schuldverichreibungen des Reichs 
oder eines Bundesftaat3 für Rechnung feines Guthabens angefauft. Die Aus: 
führung des Ankaufs kann vor Ablauf der Kündigungsfriſt nicht gefordert werden. Der 
Kaufpreis und die Gebühren werden dem Guthaben entnommen und in dem Spar: 
buch abgeichrieben. Die Verzinſum des verwendeten Theild des Guthabens endet 
mit dem legten Tage des dem Ablaufe der KHündigungsfrift, oder falls der An— 
fauf vorher erfolgt, ded dem Ankaufe vorhergehenden Monats. Die Schulboer- 
jchreibungen werden dem Sparer ausgehändigt. 

Das Verfahren und die Gebühren werden von dem Bundesrath beftimmt. 
Die Verordnung ift im Zentralblatt für das Deutiche Neich bekannt zu machen. 


8 21. Die Sparbücher find alljährlich einmal auf vorgängige öffentliche 
Aufforderung an diejenige Ober: Boitdireftion zur Prüfung und Zinfengutichrift 
einzujenden, in beren Bezirke das Sparbuch ausgeitellt it. In Württemberg 
tritt an die Stelle der Ober-Poſtdirektion die mit deren Gejchäften betraute 
Behörde. 

Der im Sparbuch eingetragene Vermerk über die yeititellung des Guthabens 
gilt als genehmigt, wenn der Sparer nicht binnen drei Monaten nah Rückem— 
pfang de3 Buchs bei der Behörde Widerſpruch erhebt. 

MWird die Einfendung eines Sparbuhs nicht fpäteltens innerhalb des auf 
den Einlieferungstermin folgenden Vierteljahres bewirkt, jo muß der Sparer bie 
in den Büchern der rechnungsführenden Behörde bewirkte Feſtſtellung ſeines Gut⸗ 
habens als richtig gegen ſich gelten laſſen. 

$ 22. In Rechtsſtreitigkeiten mit den Sparern wird das Reich durch die 
in 8 21 bezeichnete Behörde vertreten. Für Klagen, welche Anſprüche der Sparer 
gegen das Reich zum Gegenftande haben, ift das Gericht, in deſſen Bezirke die 
Behörde ihren Sig hat, ausſchließlich zuftändig. 

8 23. Sind auf ein Buch zehn Jahre hindurch weder Einzahlungen noch 
Auszahlungen geleiftet, jo erliicht der Anfpruch auf Verzinfung des Guthabens. 
Dem Sparer ift in diefem Falle Mittheilung zu machen; ift der Aufenthalt des: 
ſelben unbefannt, jo erfolgt die Mittheilung durh Einrückung in das am Sitz 
der in 8 21 bezeichneten Behörde zur Veröffentlichung der amtlichen Bekannt: 
machungen bejtimmte Blatt und in den Reichsanzeiger. 

Sind aud binnen dreißig Jahren vom Ablaufe jener Fiſt feine Einzahlungen 
oder Auszahlungen auf dad Buch geleistet, jo erlifcht der Anfpruch auf Aus— 
zahlung des Guthabens. 

Durd die Cinreihung des Buchs zur Prüfung und Zinfengutichrift wird 
der Lauf der Friften unterbrochen. Won ber Rückgabe des Buchs ab läuft bie 
Frift von neuem, Im Falle ber Unterbrehung der dreißigjährigen Friſt wird 
die Verzinfung mit dem eriten Tage des folgenden Monats wieder aufge: 
nommen. 
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S 24. Das Aufgebot eines abhanden gefommenen oder vernichteten Spar— 
buchs fann von dem Sparer bei der in $ 21 bezeichneten Behörde beantragt 
werden. Der Antragiteller hat den Verluft des Buchs und die Thatjachen glaub: 
haft zu machen, von welchen jeine Berechtigung abhängt und fich zur eidesitatt- 
lihen PVerfiherung der Wahrheit feiner Angaben zu erbieten. Die Behörde 
erläßt dad Aufgebot, welches die Bezeihnung des Antragitellers, des Buchs 
und die Aufforderung an den Inhaber des Buchs zu enthalten hat, binnen 
drei Monaten feine Rechte anzumelden und dad Buch vorzulegen, widrigenfallg 
die Straftloserflärung deilelben erfolgen werde. Das Aufgebot ijt durch Aus: 
hang bei der Pojtanftalt, welche das verlorene Buch andgeftellt hat, und dur 
Ginrüdung eines Auszuges in die im $ 23 bezeichneten Blätter zu veröffent: 
lihen. Wird dad Buch nicht vorgelegt, jo ift es durch Beihluß der Behörde 
für fraftlo8 zu erflären. Bor Erlaſſung des Beichluffes kann die eidesitattliche 
Berjiherung der Wahrheit einer Behauptung des Antragiteller® angeordnet 
werben. Der Beſchluß wird in derfelben Weiſe wie das Aufgebot befannt ge— 
macht. Gegen denjelben findet die Anfechtungsflage nad; Maßgabe der 88 834, 
835 der Zivilprozeßordnung ftatt. 

An Stelle des für fraftlos erflärten erhält der Sparer ein neues Bud). 

8 25. Soweit dieſes Geſetz nichts anderes beftimmt, werden von den Sparern 
Gebühren nicht erhoben. 

Urkunden, aus denen hervorgeht, daß fie zum ausichließlichen Gebrauch im 
Poſtſparkaſſenverkehr dienen follen, find ftempelfrei. 

8 26. Im Poſtſparkaſſenverkehr werden gewöhnliche und eingeichriebene 
Briefjendungen zwiichen den Sparern und den Boftanitalten, jowie deren vorge— 
festen Behörden portofrei befördert, fotern die Eigenichaft der Sendung als 
Poſtſparſache auf der Aufichrift erfennbar gemacht worden ift. 

S 27. Die Beamten der Poſtverwaltung haben die im Poftiparfafjendienfte 
zu ihrer Kenntniß gelangenden Thatfahen gegen Dritte geheim zu halten. 

$ 28. Die Uebertragung und die Verpfändung eine Guthabens fann mit 
Nechtswirkjfamfeit gegen Dritte nur unter Aushändigung des Sparbuh er: 
folgen. Gegenüber der im 8 21 bezeichneten Behörde kann der Nachweis nur duch 
eine Öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde unter Cinreihung bes Spar: 
buchs geführt werden. 

Die Pfändung des Guthabens wird dadurch bewirkt, daß der Gerichtövoll- 
zicher dad Sparbud in Beſitz nimmt. 

Iſt nur in Anjehung eines Theil des Guthabens die Uebertragung, Ver: 
pfändung oder Pfändung erfolgt oder rechtswirkfam, jo hat die im $ 21 bezeichnete 
Behörde auf Antrag eines Betheiligten über diefen Theil ein neues Sparbud) 
auszuftellen und nad geichehener Abjchreibung das alte Buch dem Sparer zurüde 
zugeben. 

8 29. Die Poftverwaltungen können einzelne Boftanftalten vom Sparkaſſen— 
dienst oder von Theilen desjelben ausschließen. 

8 30. Die Spareinlagen werben zu einem beionderen Fonds angefammelt- 
Aus demjelben werden den Poftverwaltungen die ausgezahlten Beträge eritattet, 
jomwie die ihnen für die Wahrnehmung des Sparkaffendienftes zu entrichtenden 
Vergütungen und die often ber Fondsverwaltung beftritten. 

Die zinsbare Anlegung und Verwaltung des Fonds erfolgt nad) Maßgabe 
der Beltimmungen dieſes Gelege und der 88 11 bis 13 des Gejeges vom 
23. Mai 1873 (Reichs-Geſetzbl. ©. 117) unter der oberen Leitung des Reichs— 
fanzlers und der fortlaufenden Auffiht der nad $ 3 des Gefeges vom 23. Februar 
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1876 (Reichs-Geſetzbl. S. 24) zuſammengeſetzten Reichsſchulden-Kommiſſion durd) 
die Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds. Die legtere wird durch die erforderliche 
Zahl von Mitgliedern verftärkt, von welden die Hälfte vom Kaiſerauf Lebens: 
zeit ernannt und die Hälfte vom Bundesrath je auf drei Jahre gewählt wird. 
$ 31. Den Landeöregierungen werden auf ihren Antrag von der Ber: 
waltung des Fonds Beträge zu dem Zwecke überwielen werden, um im Namen 
und für Nechnung des Fonds unter den von der Verwaltung des leßteren feit- 
gelegten Verzinſungs- und Rüdzahlungsbedingungen Darlehen zu gewähren: 

1. gegen Beitellung von Hypotheken oder Grundfchulden auf inländiichen 
Grundftüden nach Maßgabe der für die Anlegung von Mündelgeldern 
beitehenden Borichriften ; 

. an inländiiche kommunale Verbände (Provinzen, Kreije, Gemeinden ꝛc.) 
oder andere öffentliche Korporationen, indbeiondere zur Förderung allge: 
meiner Zwede der Landeskultur; 

3. an ſolche Sparkaſſen inländiicher Stommunalverbände, welche unter ſtaat— 
liher Negelung und Aufficht ftehen. 

Bei Ausleihung der Gelder gemäß Nr. 2 und 3 ift für die Auswahl ber 
Schuldner die Zuftimmung der Verwaltung des Fonds erforderlih. Dieſelbe 
Darf nur verjagt werden, wenn nach der Leberzeugung der Fondsverwaltung eine 
genügende Sicherheit für VBerzinfung und Nüdzahlung der Darlehen nicht vor— 
handen iſt. 

Die Landesregierungen haben die rechtzeitige Cinziehung der ausgelichenen 
Beträge und der fälligen Zinjen für den Fonds zu bewirfen. 

$ 32. Die zinsbare Anlage der nicht gemäß $ 31 übertwielenen Gelder 
Des Fonds kann geichehen: 

1. in den im 5 2 des Geſetzes vom 23. Mai 1873 Reichs-Geſetzbl. 

S. 117) unter a und b bezeichneten Schuldverichreibungen, jowie in 
gleihartigen Schuldverichreibungen in Elſaß-Lothringen; 

2. in Schaganweifungen des Reichs, der Bundesftaaten und Elſaß-Loth— 
ringens; 

3. in Eiſenbahnaktien, für welche vom Reich oder einem Bundesſtaat dauernd 
eine feſte Rente zugeſichert iſt; 

4. in Rentenbriefen der zur Förderung der Landeskultur in Deutſchland be— 
ſtehenden Rentenbanken; 

5. in Schuldverſchreibungen deutſcher Meliorations- oder Deichgenoſſen— 
ſchaften; 

6. in Pfandbriefen landſchaftlicher oder kommunaler Bodenkreditinſtitute 
Deutſchlands, ſowie in ſolchen Pfandbriefen anderer Kreditinſtitute, 
welche am Sitz der letzteren zur Anlegung von Mündelgeldern zuge— 
laſſen ſind; 

7. in Schuldverſchreibungen der unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden kommunalen 
Sparkaſſen und kommunalen Kreditinſtitute; 

8. in Prioritäts-Obligationen deutſcher Eiſenbahnen; 

9. in auf Gold lautenden Schuldverſchreibungen auswärtiger Staaten und in 
auf Gold lautenden garantirten Obligationen ausländiſcher Eiſenbahnen; 

10. durdy Gewährung von Lombarddarlehen auf die in Nr. 1 bis 9 bezeich- 
neten Werthe; 


11. in inländifchen und auf Gold lautenden ausländischen Wechſeln eriten 
Ranges. 


LS 
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Ss 33. Als Sculdverichreibungen im Sinne dieies Geſetzes gelten auch 
Einjchreibungen in ein öffentliches Buch, über welche dem Gläubiger ein Schuld- 
titel beftimmungsmäßig nicht ausgehändigt wird. 

$ 34. Der Bundesrath beitimmt: 

1. den Theil des Fonds, welcher in Gemäßheit des $ 31 verwendet werben 
darf, ſowie den Maßſtab für deſſen Wertheilung unter die Landesre= 
gierungen ; 

2. den Theil des Fonds, welcher in der unter Nr. 10 und 11 des 8 32 
bezeichneten Art angelegt werden darf ; 

3. die einzelnen Arten von Werthpapieren, weldhe auf Grund der Nr. 1 
bis 9 des 8 32 zum Ankauf gewählt werden bürfen; 

4. die allgemeinen Grundſätze, welche bei der Gewährung von Lombarddar— 
lehen und bei dem Anfaufe der Wechiel zu befolgen find, 

8 35. Zur Dedung von Berluften wird ein Nejervefonds gebildet. 

Zu demielben fließen: 

1. der erzielte Reingewinn; 
2. die verfallenen Guthaben der Sparer. 

$ 36. Der Neiervefonds wird in den unter Nr. 1 bis 11 des $ 32 an— 
gegebenenen Werthen zinsbar angelegt. 

Der Bundesrath bejtimmt die einzelnen Arten der zur Anlage des Reſerve— 
fonds zu benugenden Werthe. 

8 37. Der Bundesrath beftimmt die Art und Weile, in welcher die Ber: 
waltung der Baarbeftände, die Erwerbung und Ginziehung von Wecjeln, die 
Gewährung und Einziehung von Darlehen, die Erwerbung, die Aufbewahrung 
und die Veräußerung von Schuldverichreibungen zu erfolgen hat. 


8 38. Im Fällen außerorbentlihen Bedarfs kann durch kaiſerliche Ver— 
ordnung mit Zuftimmung des Bundesraths der Neichöfanzler ermächtigt 
werden, die zur Dedung der Ausgaben der Fondöverwaltung erforderlichen 
Mittel bis zur Höhe von einem Wiertel des zinäbar angelegten Vermögens 
des Fonds im Wege des Hreditö durch Ausgabe von Schatzanweiſungen zu bes 
ſchaffen. 

$ 39. Die Beſtimmung des Zinsſatzes der auszugebenden Schatzanweiſ— 
ungen, deren Ausfertigung der preußiichen Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
übertragen wird, und der Dauer der Umlaufszeit, welche den Zeitraum eines 
Jahres nicht überfchreiten darf, wird dem Neichöfanzler überlaffen. Nah Ans 
ordnung des Reichskanzlers fann der Betrag der Schatanweifungen wiederholt, 
jedoh nur zur Dedung in Verkehr geiekter Schatanweilungen angegeben 
werden. 

8 40. Die zur Verzinfung und Einlöfung der Schatanweilungen erforder: 
lihen Beträge müſſen der Neichsichuldenverwaltung aus den bereiteſten Mitteln 
der Fondsverwaltung zur Verfallzeit zur Verfügung geſtellt werden. 

$ 41. Die Ausgabe der Schakanweifungen ift durd die Reichskaſſe zu 
bewirfen. 

Die Zinjen der Schatzanweiſungen, jofern letztere verzinslich ausgefertigt 
find, verjähren binnen vier Jahren, die verfchriebenen Kapitalbeträge binnen 
dreißig Jahren nad Eintritt des in jeder Schakanweilung auszudrüdenden 
Fälligkeitstermines. 

8 42. Die Höhe der den Poſtverwaltungen für die Wahrnehmung des 
Eparfaffendienftes zu gewährenden Vergütungen wird vom Bundesrath feſtgeſetzt. 
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$ 43. Die aus dem Fonds zu dedenden Koſten des Poſtſparkaſſendienſtes 
und der FFondsverwaltung werben auf den Reichshaushalts-Etat gebradt. 

S 44. Bei dem jährlichen regelmäßigen Zufammentritte des Reichstags er- 
itattet die Neihsichuldensstommilfion Bericht über ihre Thätigfeit, ſowie über die 
Ergebniſſe der unter ihre Aufſicht geitellten Verwaltung des Fonds im ver: 
floſſenen Jahre. 

Dieiem Bericht ift eine Meberficht der Aftivbeitände des Fonds und eine 
Bilanz beizufügen. Für die Aufftellung der Bilanz kommen die VBorjchriften des 
Artikels 31 des Handelögelegbuchs mit der Maßgabe zur Anwendung, daß 
MWerthpapiere, welche einen Börſenpreis haben, höchſtens zu dem Börſenpreiſe zur 
Zeit der Bilanzaufftellung, fofern diefer jedoch den Anſchaffungspreis überfteigt, 
höchſtens zu letterem angelegt werden dürfen. Die Rechnungen der Verwaltung 
des Fonds werden, nachdem fie von dem NRechnungshofe revidirt und feitgeitellt 
find, der Reichsſchulden-KRommiſſion zugeftellt, welche Ddiejelben zu prüfen und 
demnächſt mit ihrem Berichte dem Bundesrath und Reichstag zur Entlaftung zu 
überreichen hat. 

$ 45. Durch eine im Zentralblatt für das deutiche Reich zu veröffent— 
lichende Poſtſparkaſſenordnung hat der Neich3fanzler die weiteren im Werfehr der 
Sparer mit den Boitanitalten zu beobachtenden Anordnungen zu treffen. 

Der Poſtſparkaſſenordnung bleiben insbejondere vorbehalten: 

1. die Beitimmungen über Einrihtung und Ausfertigung der Sparbücher; 

2. die Beſtimmungen über die Verwendung von Sparmarfen zu Gin: 
zahlungen; 

3. die Feitießung der Formen, welche für die ordnungsmäßige Einzahlungs- 
quittung wejentli find; 

4. die Grundjäge, nah welchen die Poſtanſtalten von dem Rechte der Yegi- 
timationsprüfung bei Stündigungen und Auszahlungen Gebraud) machen 
folfen, insbeſondere erleihternde VBorfchriften für den Fall der Aus: 
zahlung an die Hinterbliebenen veritorbener Sparer; 

5. die Beitimmungen über den Zeitpunkt der alljährliden Einreichung der 
Sparbücher zur Prüfung und Zinfengutichrift, und über die Art, in welcher 
die Aufforderung zur Ginreihung zu erfolgen hat; 

6. die Feititellung der Gebühren, welche vom Sparer für die gemäß $ 24 
erfolgende Ausstellung eines neuen Buchs zu entrichten find; 

7. die Feftfegung des bei der Einziehung verfallener Guthaben zu beobachten: 
den Verfahrens ; 

8. die Beltimmung der Bezeichnung, durch welde die Eigenſchaft einer 
Sendung als portofrei zu befördernde Poſtſparſache erfennbar zu 
machen ift. 

Die unter Ziffer 2 und 6 bezeichneten Anordnungen unterliegen der Be: 
ihlußfafjung des Bundesraths. 

$ 46. Der Reichskanzler beitimmt die Grundfäge für die Einrichtung der 
Knoten über die Sparguthaben und für den Verkehr der im $ 21 bezeidh- 
neten Behörden mit der Verwaltung des Fonds. 


$ 47. Unordnungen, weldhe auf Grund de $ 14, 8 15 Ablab 3, 4, 
$ 20 Abjag 2, $ 45 ergehen, finden aud auf vorhandene Guthaben Anwend— 
ung. Anordnungen auf Grund des $ 15 Abſatz 4 treten mit dem Tage der 
Veröffentlichung, die im 8 14 vorbehaltenen Beitimmungen, ſowie Aenderungen 
der gemäß $ 15 Abſatz 3, 8 20 Abſatz 2, $ 45 erlaflenen Anordnungen mit 
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en eriten Tage des zweiten auf bie Verdffentlihung folgenden Monats 
in Kraft. 

8 48. Dieſes Gefeg tritt mit dem 1. Januar 1886 in Straft. 

Auf Württemberg findet dieſes Gejeg mit der Maßgabe Anwendung, dak 
für den inneren Verkehr des Königreichs die reglementariihen und Tarifbeitimme 
ungen don der zuftändigen Behörde diejes Staat3 erlaffen werden. Die der 
württembergiichen Boitverwaltung für die Wahrnehmung des Sparkaſſendienſtes 
zu gewährende Vergütung wird im Wege der Berftändigung feitgelegt. 

Auf Bayern findet diejes Geſetz feine Anwendung. 


1I. Allgemeine Begründung des Entwurfes. 
I. 


Die öffentlichen Sparkaſſen Deutichlands verdanken ihre Entitehung dem 
Beitreben, durh Anſammlung und Berzinfung Eleiner Beträge den Unbe— 
mittelten zur Sapitalsbildung und damit zur wirthſchaftlichen Selbitändigkeit 
behülflich zu ſein.) Die ftaatliche Förderung, welche denſelben zu Theil wurde, 
entiprang der Fürforge für dad Wohl der ärmeren Klaſſen. Das preußiiche 
Neglement, die Einrichtung des Sparkaflenwejens betreffend, vom 12. Dezember 
1838 (Gejeg- Sammlung 1839 ©. 5) betont unter 4c, „daß die Einrichtung 
jelbft Hauptiählih auf das Bedürfniß der ärmeren Klaſſe, welcher Gelegenheit 
zur Anlegung Eleiner Eriparniffe gegeben werden joll, beredynet jei."?) 

Es ift befannt, daß die in Deutichland beftehenden Sparkaſſen feit dem 
Jahre 1870 einen lebhaften Aufſchwung genommen haben. In Preußen tft die 
Summe der Einlagen von 495,409,423 „#4 im Jahre 1870 auf 1,830,199,420 „# 
im Jahre 1882, die Zahl der Sparbücher von 1,391,738 auf 3,363,518 ge 
ftiegen. Für das ganze Gebiet de3 Reichs mit Ausnahme von Bayern belief 
fih die Summe der Sparguthaben im Jahre 1882 auf rund 2,800,000,000 MC, 
welche fih auf etwa 5,650,000 Sparbücher vertheilten. Es läßt fih annehmen, 
daß im gegenwärtigen Zeitpunkt die Summe der Guthaben den Betrag von 
3,000,000,000 .# annähernd erreicht hat. 

Indeſſen haben die Sparkaſſen bei diefer Vermehrung des Geihäftsumfanges 
fih mehr und mehr von ihrer Hauptaufgabe, Sparanftalten für den fleinen 
Mann zu fein, abgewendet. Der Kapitalszuwachs fommt zum großen Theile auf 
Rechnung der befigenden Klaſſen: die Zahl der kleinen Eriparnifie hat nicht ent: 
iprechend zugenommen. Dies ergibt bereit3 die Vergleihung der aus der Statiftif 


') Die Anfänge diejer Vejtrebungen liegen in der zweiten Dülfte des 18. Jahrhunderts. 
Die Einrichtung einer Spartafje in der Stadt Oldenburg geidahb 1786 im Zuſammen— 
bange mit der Regelung des Landarmenwejens. Die Hamburger Sparkaſſe von 1787 
wurde errichtet „zum Nutzen geringer fleißiger Perſonen beiderlei Geſchlechts, als Dienitboten, 
Tagelühner, Handarbeiter, Seeleute u. ſ. f, um ihnen Gelegenheit zu geben, auch bei Kleinig— 
feiten etwas zurüczulegen“. Die Aligemeine Württembergiſche Sparkaſſe vom Jahre 
1818 ſollte nach den uriprünglichen Statuten jedem eröffnet jein, der zu den unteren Volks— 
Hafien gehört. Bal. Das Sparkaſſenweſen in Deutichland, —— vom Zentralverein 
in Preußen für das Wohl der arbeitenden Klaſſen (bearbeitet von Schmidt und Brämer) 
Berlin 1864, ©. 565, 649, 423. 

2 In ähnlicher Weije bezeichnete das für Braunschweig erlaffene Geiep, die in Ver— 
bindung mit den Derzoglichen Leihhausanſtalten zu ecrichtenden Sparkaſſen betreffend, vom 
20. Dezember 1834 Geſetze und Verordnungs-Sammlung ©. 133) als jeinen Zwech, „auch 
dem minder begüterten Theile der Unterthanen die Gelegenheit zu verſchaffen, erübrigte 
geringfügige Geldſummen auf ſichere Weiſe zu belegen“. 
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der preußiſchen Sparkaſſen für die Jahre 1870 und 1882 mitgetheilten Zahlen: 
danah hat ji die Summe der Ginlagen um 364 Prozent, die Zahl der Bücher 
nur um 241 Prozent vermehrt. Das durhichnittlih auf ein Buch entfallende 
Guthaben iſt von 356,,; «# auf 544,,, + geitiegen. Unter den im Geſchäfts— 
jahre 1882 im Umlaufe gewejenen Sparbüchern hatten nur 27,,, Prozent ein 
Guthaben von nicht über 60 «/, 18,., Prozent ein foldhes von 60 bis 150 «X, 
16,3 Prozent ein joldes von 150 bis 300 M, 16,,, Prozent ein ſolches von 
300 bis 600 M, während 21,,, Prozent den Betrag von 600 «# überitiegen ; 
„und zwar müſſen“, wie die Zeitichrift des Königlich preußiihen Statiitiichen 
Bırreaus in Anjehung der Geichäftsergebniffe für 1881 zutreffend bemerkt,) 
„die Bücher über mehr als 600 M bei der großen Mehrzahl der Kaſſen Diele 
Summe erheblid; überichritten haben ; den obgleich 77,;, Prozent (im Jahre 1882 
78,0 Prozent) einen Ginlagebeftand von weniger al3 600 „#4 aufweiien, ent: 
fallen gleihwohl durdichnittlih 552,,, -# (im Jahre 1882 544,,, A) auf 
ein Sparkaſſenbuch, und zwar bei den jtädtiichen Kaſſen 417,,,, bei den übrigen 
Kaſſen 643,,;, 4 Es ilt biernad unzweifelhaft, daß die Sparkaſſen nicht 
überall, und zwar auf dem Yande noch weniger als in den Städten, ihrer ur: 
iprünglichen Beitimmung, die Sparpfennige des Fleinen Mannes zu ſammeln und 
zinsbar anzulegen, treu geblieben find, jondern daß ein erheblicher Theil der Ein: 
lagen aus Depofiten größerer Kapitaliften, Gelelliharten und Behörden herrührt.“*) 

Nicht weientlich ander3 find die Verhältniffe der Sparkaſſen in den übrigen 
Bundesftaaten. Das durhichnittliche Guthaben eines Einlegers beläuft ſich in 
Baden fogar auf 785 „4, in Bremen auf 660 M,, in Helfen auf 620 «AM. 
Für das ganze Neich außer Bayern ftellt fih der Durchſchnittsbetrag der Spar: 
guthaben etwa auf 500 .#°) 

Der Grund für diefe Erfcheinung ift darin zu finden, dab die beitchenden 
Sparfaffen den ärmeren Klaſſen der Benölferung nicht leicht genug zugänglich 
find. Die im Jahre 1881 in Preußen beitehenden 2,047 Sparitellen vertheilten 
fih auf nur 1,678 Orte, jo daß eigentlih nur die legteren den Vorzug der 
Spargelegenheit beſaßen. Mehr als ein Drittel der Orte über 2,000 Einwohner, 
jelbit ein Theil derjenigen über 5,000 Einwohner war ohne jeglihe Spar: 
gelegenheit. In DOftpreußen hatten die Ginleger im Durchſchnitt 10,,,. km, in 
Weftpreußen 10,,, km bis zur nächſten Sparftelle zurückzulegen.) Dabei iſt 
die Verbreitung der Sparftellen über das Staatsgebiet eine höchſt ungleiche: 
während im Negierungsbezirt Gumbinnen auf je 1,221 qkm und 59,876 Ein: 


1) Jahrg. 22 Heft III und IV ©. 277. 

9 Die „Statiftiiche Korreſpondenz“ vom 9. Dezember 1876 theilte mit, daß namentlid) 
in den Provinzen Schleswig-Holitein, Hannover, Wejtfalen und Wheinland die Sparfalien 
am wenigiten der Gefahr, von vermögenden Leuten benußt zu werden, wideritanden haben, 
daß dajelbjt regelmäßig Einzahlungen in unbeichränfter Höhe zugelaflen jeien, und daß ſich 
3. B. in dem Regierungsbezirfe Münjter Einlagen bis zu 38,455 M und in den Bezirken 
Minden bis zu 240,000 A und Arnsberg bis zu 250,000 M finden. Vgl. auch Böhmert, 
Die Spartafien des Königreihs Sachſen in den legten 30 Jahren, in Heft III und IV 
Jahrgang 1878 der Zeitjchrift des Königlich ſächſiſchen Statiftiichen Bureaus, ©. 4. 

3) Dies bat auch auf dem Sparkajientag in Weimar 1584) Anerkennung gefunden. 
Die Neuerungen des Referenten: „Die Mehrzahl unierer Sparkajien find nicht mehr, was 
fie find und jein jollen: ein Syitem von Sammelitellen, welche in eriter Linie den Minder— 
bemittelten dienen“... . „bezüglich vieler müjlen wir die Antwort geben, daß fie Depoſiten— 
banken der mittleren Kapitaliiten geworden find“, it unmwideriprocen geblieben. Vgl. Deuticher 
Sparlajjentag im Stadthausiaal in Weimar (Bremen, E. W. Roujiel) ©. 42 fi, 53 M. 

3) Beittchrift des Königlih preußiſchen Statiſtiſchen Bureaus, Jahrg. 22 2. 275, ver: 
bunden mit ©. 143. 
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wohner eine Sparitelle entfällt, fommt im Negierungsbezirte Düſſeldorf eine ſolche 
bereit3 auf 47 qkm und 13,719 Ginwohner. Im NReichögebiet mit Ausschluß 
Bayerns kam im Jahre 1882 durhichnittlich erit auf 155 qkm und 13,500 
Seelen eine Sparitelle. 

Bei vielen Sparfaffen unterliegen überdies die Geichäftsftunden einer erheb- 
lihen Beihräntung. Nah einer im Jahre 1878 aufgenommenen Statiftif') 
waren von den damals im Reichs-Poſtgebiet beitehenden 1,886 Sparkaſſen nur 
230 täglich und 831 an jedem MWocentage geöffnet; dagegen waren 

287 wöchentlih nur an einem Tage, 
186 " „ o» 2 Tagen, 
48 r [23 ’ 3 [23 
43 nur Sonntags, 
104 monatlih nur an einem Tage, 
58 " » „2 Tagen, 
18 nur nach vorgängiger Bekanntmachung u. ſ. f. den Einlegern zu: 
gänglich. Die Geichäftszeit ift vielfach auf wenige Stunden des Tages beichräntt. 

Anftalten, welche den Sparern die Zurüdlegung weiter Wege zumuthen und 
nur zu befchränften Zeiten den Zugang geltatten, find nicht geeignet, den Arbeiter, 
den fleinen Mann zur Anlegung feiner geringfügigen Eriparniffe zu veranlaffen, 
wegen deren er weder feine Arbeitözeit unterbrechen, noch einen Theil der ihm 
verbleibenden Freiſtunden opfern will. 

Veberdied fünnen bisher Nachzahlungen und Abhebungen auf das von einer 
Sparkaſſe auögejftellte Einlagebuch nur innerhalb des Bezirks derjelben bewirkt 
werden. Dem Manne, der in einem anderen Bezirke Beichäftigung fucht, verfagt 
das Sparbud den Dienſt. Den Bedürfnifien der in lebhafter Yluftuation be- 
griffenen Arbeiterbevölferung entiprehen Sparfaffen von örtlid eng begrenzter 
Wirkſamkeit nicht mehr. 

Die Verbefferungsbedürftigkeit der deutichen Sparfaffeneinrihtungen hat bei 
den an ihrer Förderung intereflirten Verbänden und Perſonen in neuefter Zeit 
vielfah Anerkennung gefunden. Die Anregung ded Spartriebes durch Vermehr— 
ung der Spargelegenheiten, Einrichtung von Fabrikſparkaſſen, Iugendiparkafien, 
Vermehrung der Annahmeftellen, die Ermöglihung der Feſtlegung fleinjter Spar: 
beträge durh Gründung von jogenannten Pfennigiparfaffen und Einführung von 
Sparmarfen, endlich die Heritellung von Sparfaffenverbänden zum Zwecke der 
llebertragbarfeit der Spareinlagen aus der einen Sparkaſſe in die andere, find 
von vielen Seiten empfohlen und hier und da zur Cinführung gelangt.’) Die 
Zwedmäßigfeit der vorgeichlagenen Neuerungen ift nicht zu verfennen. 

Daß die PVermehrung der Epargelegenheiten auch eine Vermehrung des 
Sparen3 zur Folge hat, liegt in der Natur der Sade und wird durch die Sta- 
titi£ der preußiichen Sparkaſſen fchlagend dargethan. Während fi in der Pro: 
pinz Scleswig-Holltein im Jahre 1882 bei 306 Sparannahmeftellen 290,261 
Sparbücher im Umlauf befanden, find in Oftpreußen, Weltpreußen und Pommern 
deren jedes an Einwohnerzahl Schleswig-Holſtein überlegen ift, bei 68, 34 und 
58 Annahmeitellen nur 76,905, 60,759 und 164,440 Bücer in Geltung ges 


', Mitgerheilt bei Elſt er, Die Roftiparfajien, Jena 1881, ©. 51. 

2) Verhandlungen der deutichen Spartafjentage in Darmitadt, Dresden und Weimar in 
der Zeitichrift des Königlich preußiſchen Statijtiihen Bureaus, Jahrgang 22 ©. 272, in der 
geitihriit „Die Spartajie* Jahrgang 1883 Nr. 39 und 40, Jahrgang 1884 Nr. 63 und 64, 
jowie in der unter Anm. 5 erwähnten Schrift. 
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weien. Der Unterichied ift zu groß, als daß er durch die obwaltende Verſchieden— 
heit der wirthichaftlichen Verhältniſſe hinreichend erklärt würde. 

Der Bortheil, welden Einrichtungen zur Anfammlung Eleiniter Spareinlagen 
bieten, ergiebt fih aus den jchnellen Fortichritten der im Inlande begründeten 
Prennigiparfaflen!) und aus dem Anklang, welchen das Sparmarkenſyſtem aller 
Orten findet.) Auch dies fommt vor Allem den Unbemittelten zu Statten. 

Endlich gewährt die lebertragbarfeit der Spareinlagen, foweit fie beiteht, dem 
Arbeiter wenigitens den Nutzen, daß er bei einem Domizilmwechiel mit feiner Ein— 
lage ohne Zinsverluſt und ohne Rüdficht auf beitehende Kündigungsfriften, der 
Regel nah auch foitenlos, in die Sparkafle des neuen Wohnorts überzutreten 
vermag. 

Von der freien Entichließung der beftehenden Sparkafien läßt fich bei deren 
vorwiegend Iofalem Charakter und bei der Vielheit der entgegenitehenden Inter: 
efienten eine Durchführung der als wünichenswerth bezeichneten Verbeſſerungen 
günftigitenfall® nad) geraumer Zeit und nur hinfichtlich eines Theiles derieblen 
erwarten. Insbeſondere wird die zu einer allgemeinen Webertragbarfeit der Spar: 
einlagen nöthige Schaffung großer, über das ganze Reich ausgebreiteter Verbände, 
welhe ſämmtliche Sparfaflen umfaſſen und gleihmäßige Uebertragungsnormen 
annehmen, im Wege der Vereinbarung ſchwerlich zu erreichen fein, wie dies aus 
dem Ergebniſſe der bisher darauf gerichteten Werfuche erhellt. Auf dem zweiten 
deutichen Sparfafjentag in Dresden hat die Mehrzahl der dort vertretenen Spar— 
faffenverwaltungen trog des von ihnen angeblich dafür befundeten Interefles gegen 
über allen derartigen Borichlägen bei den enticheidenden Abftimmungen eine ab— 
fehnende Haltung eingenommen.?) Auf dem dritten dentichen Sparfafientag in 
Weimar hat zwar ein Antrag die Mehrheit erlangt, welcher die Einführung ber 
Uebertragbarfeit für geboten erflärt und für diefe Cinrichtung die Annahme bes 
in Regierungsbezirke Düffeldorf üblichen Verfahrens empfieht, indeß ift weder eine 
allgemeine Uebereinftimmung über die Art der Durdführung erzielt noch find durch 
jenen Beihluß die beitehenden Sparfafien irgendivie verpflichtet worben.t) Der 
praftiiche Erfolg der jeit: mehreren Jahren im Fluſſe befindlichen Bewegung be— 
ihränft fih darauf, daß ein Theil der in den Regierungsbezirken zu Oppeln, 
Poſen und Düffeldorf, jowie der im Königreich Sachſen belegenen Sparkaſſen 
(annähernd 350 an der Zahl) den Lebertragungsverfehr unter verjchiedenen Formen 
eingeführt, mehrere Sparfalien dagegen den Anjchluß wegen mangelnden Bedürf— 
niſſes und befürchteter Weitläufigfeiten abgelehnt haben.?) 

Das Mittel zu einer nachhaltigen Abhülfe fteht dem Neiche in der Heran— 
Ziehung der Roftanftalten zur Wahrnehmung des Sparfafiendienfte3 zu Gebote, 
einer Einrichtung, weldhe fi nad) dem WVorgange Englands aud in Belgien, 
Italien, Holland, Franfreih, Defterreih, Schweden, Helgoland und mehreren 


9) Wal. „Die Sparkaſſe“ Jahrgang 1893 Nr. 26 und 35; Jahrgang 1581 Mr. 49, 55; 
Statiſtikt deutiher Piennigiparfajien für das Jahr 1883 von 9. Klein, Siegen 1854. 

2) Vol. „Die Sparkaſſe“ Jahrgang 1853 Wr. 33, 36 39; Jahrgang 1554 Nr. 47, 49, 
50, 52, 55. 

» „Die Sparkaſſe“ Jahrgang 1853 N. 3%. 

*% Deuticher Sparfajientag zu Weimar ©. 9, 28, 39. So äußerte ein Redner: „Sie er— 
jehen daraus, daß die hier vergeichlagene Mahregel die Einführung der Llebertragbarteit im 
Wege der Beinbarung) nicht zu dem gewünjchten Rejultat führen wird. Es gibt nur Einen 
Weg, wie dieje Maßregel ausgeführt werden fann, das it die gejegliche Negelung der Spar: 
fafienverhältnifle.”“ A. a. ©. S. 24, 25. 

) Vgl. Zeitichrift des Königlich preußiſchen Statiftiichen Bureaus, Jahrg. 22 ©. 274; 
„Die Sparkaſſe“ Jahrg. 1883 Nr. 36, 37, 38, Jahrg. 1884 Wr. 45, 52, 55. 
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außereuropäiihen Staaten (franzöfiihe Beiigungen in Nordafrifa, Kanada, Kap: 
folonie, Straits settlements, Viktoria, Queensland, Neu:Seeland, Neu-Süd— 
Wales, Japan) Eingang verihafft hat und überall einen großen Erfolg auf: 
weiſen kann.!) 

Wenn die Poſtanſtalten im Reichs-Poſtgebiet und im Königreich Württem— 
berg Spareinlagen anzunehmen und Sparguthaben zurückzuzahlen ermächtigt werden, 
jo wächſt die Zahl der dem Sparverfehr dienenden Stelfen, welde bisher ein— 
fchließlich der Iediglih mit Annahme von Spareinlagen befakten Rezepturen 
faum 3,000 betrug, mit einem Schlage um rund 9,500, die fih auf mehr als 
9,000 Orte vertheilen, und in der Negel allen Zweigen des Sparverfehrs dient: 
bar fein werden. Während jest, wie erwähnt, auf 13,500 Einwohner und 
155 qkm. eine Sparftelle und? — nad Fortlaffung der nur beichränft zum 
Sparkaſſendienſt zugelaſſenen Neben- und Annahmeſtellen — auf 22,500 Einwohner 
und 258 qkm. eine Sparkaſſe fommt, würde allein von den mit dem Sparver— 
fehr befaßten Poftanftalten je eine auf 4,400 Einwohner und 48,, qkm entfallen. 
Ihre Dichtigfeit würde alio die der beftehenden Sparkaſſen um mehr als das Fünf— 
fache, die der vorhandenen Sparitellen um mehr ald das Dreifadhe übertreffen. 
Die Poſtanſtalten find nicht, wie die Gejchäftäftellen der beitehenden Sparkaſſen, 
weientlich auf die größeren Städte und die Hauptorte der fommunalen Verbände 
beichränft, jondern in einem mäglichit gleihmaichigen Ne über das ganze Land 
verbreitet. Dazu fommt, daß die Poſtanſtalten alltäglich und während des größten 
Theil des Tages, bejonders auch in den Nachmittags: und Abendftunden, dem 
Publitum zugänglid find, Die in den legten Jahren feitens der Reichs-Poſt— 
verwaltung zur Verbefferung des Landpoftwejens getroffenen Maßregeln, die Ver: 
mehrung der Boitanitalten auf dem platten Lande durch Errichtung zahlreicher 
Boftagenturen, die Verftärfung der Verbindungen durch thunlichit ausgedehnte 
Cinführung einer täglidy zweimaligen Landbriefbeitellung würden der neuen Ein— 
rihtung zu Gute fommen. Es wäre nicht ausgeichloffen, die LYandbriefträger, 
welche bereit3 mit der Annahme von Poſtanweiſungen betraut find, auch zur 
Empfangnahme von Spareinzahlungen zu ermädtigen. Während von Diejen Ber: 
beſſerungen die Bevölferung des flachen Landes den erheblidhiten Nuten zöge,?) 
würde die anſehnliche Zahl von Boftanftalten, welche an den großen Gentren der 
Arbeit eingerichtet find (in Berlin 100, in Hamburg nebjt VBororten 24, in Yeip- 
zig nebſt Vororten 21 u. ſ. f.) auch der jtädtiichen Arbeiterbevölferung Gelegen— 
heit und fräftigen Anreiz zum Sparen bieten. 

Der Vertrieb der für den Boftiparverfehr einzuführenden Sparmarfen ließe 
ſich mit den Verkaufe der Poſtwerthzeichen leicht verbinden. 

Der im Belize eines Poſtſparbuchs befindliche Arbeiter wiirde bei jeder Poſt— 
anftalt Ginzahlnngen machen können, er würde aljo, ohne den mit der Weber: 
tragung der Einlage auf eine andere Sparfafle verbundenen Weiterungen aus: 
gejegt zu jein, nach beendigter Arbeit in der Nähe feiner Arbeitsitelle Gelegenheit 


) Den Ausgangspunft der Entwidelung bildet das engliihe Gejeg vom 17. Mai 1861; 
an Act to grant Additional Faecilities for Depositing Small Savings at interest, with 
the Security of the Government for due Repayment thereof. Die Daten umd der wejent- 
liche Inhalt der europüiſchen Poſtſparkaſſengeſetze, ſowie das Ergebni der Geſchäftsthätigkeit 
der Foltiparlajien find in der Anlage zufammengeitellt. 

’ Dal. den Beichluß des deutihen Landwirtbichaftsrathes vom 27. Januar 1879, wel: 
cher „die immer weitere Ausdehnung der Hülfskaſſen und Sparinititute für die landwirth- 
jchaftlichen Arbeiter für ein dringendes Bedürfniß“ Hält und „mit Dank die im Intereſſe der 
Arbeiterbevölkerung beabfichtigte Einführung von Poſtſparkaſſen“ erkennt. Archiv des deut- 
ſchen Yandwirthichaftaraths, Jahrgang 1879 Heft 2. 
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finden, den entbehrlichen Theil feines Verdienftes als Eriparniß anzulegen, bevor 
noch die Berſuchungen auf ihn einwirken, welche fi erfahrungsmäßig zwiſchen 
den VBorjag zum Sparen und deſſen Ausführung einzuichieben pflegen. Die Poſt— 
anftalten würden durch Wahrnehmung des Sparkaflendienites die Volksthümlich— 
feit des Sparen? mächtig fördern, den fleinen Leuten ala Ein- und Auszahlungs: 
jtellen für ihre verfügbaren Einnahmen dienen und jomit den Zwed erfüllen, wel- 
her der englifchen Poſtſparkaſſe die harakteriftiiche Bezeihnung „peoble’s purse“ 
eingetragen hat. 

Die Anziehungstraft, welche die Poſtſparkaſſeneinrichtung auf kleine Einlagen 
übt, tritt in den Zufammenftellungen über die Geichäftsthätigfeit der holländijchen, 
der öfterreihiichen und der belgiichen Poftiparfaflenverwaltung beionders deutlich 
hervor. In Holland lagen 32,, Prozent aller während des Jahres 1883 be— 
wirkten Cinzahlungen innerhalb der Grenze bis einſchließlich 1 Gulden, weitere 
48,, Prozent zwiichen 1 und 10 Gulden.) In Oefterreich entfielen nach amt— 
liher Mittheilung von den während der erjten neun Donate des Jahres 1883 
geſchehenen 1,125,800 Einzahlungen 1,027,500 auf Beträge von 1 bis ein— 
ihließlih 5 Gulden. In Belgien lagen 79,, Prozent aller im Jahre 1883 ge 
leifteten —— zwiſchen 1 Fre und 20 Fres.; weitere 11,, Prozent 
zwiihen 20 und 100 Fre3.; von allen dort umlaufenden Sparbüdern Tauteten 
51,, Prozent über Guthaben von nicht mehr ala 20 Fres., weitere 19,, Prozent 
über Guthaben von 20 bis 100 Fres.?) 


II. 


Die Länder, welche das Poſtſparkaſſenweſen eingeführt haben, laſſen durch— 
weg die Verwaltung der von der Bolt angelammelten Sparbeträge durch eine 
jtaatliche Zentralbehörde geichehen, mag dielelbe die oberite Poſtbehörde, die oberite 
Finanzbehörde oder ein von derjelben abhängiges, für die Verwaltung der Bolt: 
iparfafiengeider bejonders geichaffenes Organ jein.?) 

Bevor eine entiprehende Ginrichtung für das Reich in Erwägung gezogen 
wird, bleibt zu erörtern, ob nicht die Betheiligung der Poitanjtalten am Spar: 
verfehr lediglich durch Anlehnung derielben an die bejtehenden Sparkaſſen in zweck— 
entiprechender Weile zu erreichen ift. 

An Berfuhen, in diefer Richtung vorzugehen, hat e3 weder im Auslande 
nod im Reiche gefehlt. 

In Franfreih wurden im Jahre 1875 die Poftanftalten ermächtigt, auf 
den Wunſch von Verwaltungen bejtehender Sparkaffen für die legteren Ein— 
lagen anzunehmen und Auszahlungen zu bewirken. Bon dieſer Vergünftigung 
haben bis zum Jahre 1878 unter 526 Sparfafjen nicht mehr ald 58 Gebrauch 
gemadt, jo dab von 5,646 Poftämtern nur 60, von 5,275 Nebenftellen nur 
373 für den Sparlaffendienft in Thätigfeit getreten jind.*) Die franzöftiche 
Regierung ſah fi daher im Jahre 1881 veranlagt, unter Aufhebung der früh: 
eren Maßregel zur Errichtung einer ftaatlihen Poſtſparkaſſe überzugehen und 
lediglich für fie die Vermittelung der Poſtanſtalten eintreten zu laſſen. 


N, Bericht der re ga (Verslag aan den Koning betreffende den dienst 
der Rijkspostsparbank) für 1883 ©. 8, 

?, Compte rendu des opörations et de la situation de la Caisse göneral d’&pargne 
et de retraite, aunée 1582 p. 32, 

2) Bergl. die Anlage. 

*) Rapport fait au nom de la Commission chargée d’examiner le projet de loi 
portant creation d’une Caisse d’&pargne postale, Senat, session 1881 No. 23° p. 11. 
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Sm ähnlicher Weife geftattete Holland, ebenfalls 1875, den beiiehenden 
Sparkaſſen, fih der Hülfeleiftung der Poit zu bedienem. Bon 223 Kaſſen traten 
nur 49 mit der Poſt in Verbindung ;?) die holländische Regierung nahm Ab— 
ſtand von dem Verfuh und rief mit dem Jahre 1881 die Reichs-Poſtſparbank 
ins Leben, für welche die Poitanftalten Gelder ein: und auszahlen. 

Auch die Neichd-Poftverwaltung hat den Kommunaliparfafien ihre Ber: 
mittelung angeboten. Im Jahre 1873 wurden den rheinischen und wejtfäliichen 
Sparkaſſen die zwiichen den preußiſchen Miniiterien des Innern und der Finanzen 
und der Reichs-Poſtverwaltung vereinbarten Bedingungen mitgetheilt, unter denen 
die Pojtanftalten Eins und Auszahlungen von Sparbeträgen bewirken würden. 
Nicht eine Sparkaſſe hat davon Gebrauch gemaht: e3 war nicht nur die Höhe 
der geforderten Vergütung, welche als Ablehnungsgrund angeführt wurde, jondern 
ebenjo jehr die Meinung, daß ein Bedürfniß für die vorgeichlagene Einrichtung 
nicht beitehe. Demnächſt wurde im Jahre 1876 der gleiche VBorichlag dem Ma: 
giftrat zu Berlin für den Bereich der ftädtiihen Sparfaffe gemadt. In dem 
betreffenden Schreiben ift die Feſtſetzung der Vergütung ausdrüdlic der münd— 
lihen Vereinbarung vorbehalten. Die den Eintritt in Verhandlungen ablehnende 
Antwort des Magiltrats ift in erfter Linie durch die Darlegung begründet, daß 
«3 an einem Bedürfniß zur Vermehrung der Ginzahlungsitellen fehle, die Bes 
nugung einer Mehrheit von Auszahlungsftelen aber mit den Ginrichtungen der 
ſtädtiſchen Sparkaſſe nicht zu vereinen jei. 

In dem Wunfche, die Diitwirkung der Poftanftalten beim Sparverfehre jelbit 
zu erproben und Einwendungen aus der Höhe der geforderten Vergütung abzu— 
jchneiden, entichloß fi) die Reichs-Poſtverwaltung bei den im Jahre 1878 mit 
der Sparfafle in Bremen angefnüpften Verhandlungen für ihre Mühmwaltung 
nur 2, Prozent der Geſammtſumme der durch ihre Vermittelung eingezahlten 
und auögezahlten Beträge, von dem 3,000,000 MA überfteigenden Jahresbetrage 
jogar nur 3/, Prozent zu beanfpruchen. Obwohl diejer Sag die Selbitkojten 
der Poſt faum erreicht, wurde das vorgeichlagene Abkommen nicht angenommen. 

Die Gejammtheit diefer Thatjachen rechtfertigt die Ueberzeugung, daß das 
Intereſſe der bejtehenden Sparkaffenverwaltungen an der Ausdehnung ihrer Ge— 
ihäftsthätigfeit nicht groß genug ift, um erwarten zu laſſen, daß diejelben ſich 
den Unbequemlichkeiten einer mit dem Gintritte der Poſtanſtalten als Ein- und 
Auszahlungsftellen verbundenen Erweiterung ihres Gejchäftsverfehrs auszulegen 
geneigt wären. Don einer Befugniß, fi der Vermittelung der Poſtanſtalten 
zu bedienen, witrde ſeitens der deutichen Sparkaſſen vorausfichtlid nur in geringem 
Maße Gebrauch gemacht werden. 

Eine durchgreifende und wirkſame Verbindung der Poftanftalten mit den 
beitehenden Sparfafjen ließe fih nur auf dem Wege erreichen, daß die legteren 
geieglih verpflichtet würden, jich der innerhalb ihres Wirkungskreiſes bes 
legenen Poſtanſtalten als Ein: und Auszahlungsitellen zu bedienen. Cine der: 
artige Maßnahme unterliegt jedoch wichtigen Bedenken. 

Jeder Eingriff des Neichs in die Autonomie der gegenwärtigen Sparkaſſen 
würde entichiedenem Widerftand begegnen. Die gleichmäßige Anjchliegung der 
jelben an die Poftanftalten müßte zu einer Beleitigung der in ihrem Geſchäfts— 
gange beitehenden Werichiedenheiten, zu einer äußeren Gleichartigfeit nöthigen, 


®) M. A. de Malarce, ötude de lögislation compar&e sur les Caisses d’&pargne par 


les postes en Angleterre, en Belgique, en Italie, en Hollande et en France. Paris 
1880 p. 4, 5. 
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welche mit ihren weientlih auf die Förderung örtlicher Intereſſen gerichteten 
Gharatter ſchwer vereinbar ift. Auch würde dad Neich, joweit es durch jeine 
Poſtanſtalten den beftehenden Sparkaſſen Vorſchub leitete, im Rechtsbewußtſein 
des Volks für die Zahlungsfähigfeit der empfohlenen Anstalten verantwortlich 
bleiben. Wenn eine Sparkaſſe durch unvorjichtige Vermögensverwaltung außer 
Stand gejeßt wäre, ihren Verpflichtungen gegen die Sparer zu genügen, jo 
würden die Unbemittelten und Unerfahrenen ſich nicht durd die Unterſcheidung 
zurückweiſen lafien, daß zwar die Poſtanſtalten die Einlagen für jene Kaſſe an— 
genommen haben, daß aber die Prüfung ihrer Zuverläffigkeit Sache der Sparer 
geweien ſei. Steine noch jo bündige Gejegesbeitimmung würde die Einleger über: 
zeugen, daß es gerecht fei, wenn das Neich fie erit durch Gewährung von Ge: 
legenbeit zum Sparen bejtimmen, demnächſt aber die daraus erwachſenden nad): 
theiligen Folgen auf ihre Schultern abwälzen wollte. Genöthigt, für die Aus: 
fälle aufzufommen, bliebe dem Neiche nur übrig, dem Gintritte von Berluften 
durch Einrichtung einer von Reichswegen zu übenden Stontrole über die Geld: 
verwaltung der Sparfaflen nad Möglichkeit vorzubeugen. !) 

Bei allen diejen Unzuträglichfeiten würde die angedeutete Maßregel dem Bedürf— 
niffe nur unvollkommen genügen. Denn bei der erheblichen Verjchiedenheit in den 
Einrihtungen und dem Gejchäftsbetriebe der beitehenden Sparkaſſen fünnte jede 
Poſtanſtalt nur zu einer Kaffe, naturgemäß alſo zu derjenigen in Beziehung 
treten, in deren Bezirk fie liegt. Der wejentlidie VBortheil, daß auf jedes 
Sparbudy bei jeder Boftanftalt im Reihe Ein: und Auszahlungen möglich 
wären, müßte demnad von vornherein aufgegeben werden. 


III. 


Bei dem Bekanntwerden der auf Einführung des Pojtiparfafienweiens in 
Deutichland gerichteten Beitrebungen ift mehrfad die Beſorgniß laut geworden, 
daß durch die Poftiparkafleneinrichtung den beftehenden Stommunal- und Privat: 
iparfaffen eine deren gedeihliche Fortentwidelung jchädigende Konkurrenz erwachjen 
werde. 

Die hohe Bedeutung der Kommunalſparkaſſen für die Förderung der wirth 
ichaftlichen Verhältnifje ihrer Bezirke fteht außer Zweifel. Die Frage, ob eine 
Schädigung derjelben durch den Wettbewerb der Poſt zu befürchten fein möchte, 
ift daher ficher eingehender Erwägung werth. Indeß läßt fich die gedachte Be: 
fürdhtung als begründet nicht anerkennen. 

Das Arbeitsfeld der Pojtiparkaffeneinrichtung ift ein anderes, als dasjenige 
ver Gemeindeiparkafien. Die eritere jucht hauptſächlich ſolche Volkskreiſe zum 
Sparen heranzuziehen, welche das Sparen bisher wenig oder gar nicht übten. 
Da ſie vor Allem den lnbemittelten die Anſammlung Eleiner Stapitalien zu er- 

N, ehrreich bleiben in dieſer Hinficht die Vorgänge, welche ji in England vor dem 
Jahre 1861 zutrugen. Der Staat nahm die bei den Privatſparkaſſen angejammelten Beträge 
Durch die commissioners for the reduction of the national debt zur Verzinſung an. Als 
nun in den vierziger Jahren die Zahlungsfähigkeit einer Reihe von Privatiparfajjien durd) 
Veruntreuungen ihrer Beamten in Frage geitellt war, zeigte fich, daß in weiten Kreiſen aus 
den Beziehungen des Staates zu den Spaärkaſſen die im formellen Rechte nidyt begründete 
Anschauung erwacjen war, der Staat habe den Sparern für die Auszahlung ihrer Guthaben 
aufzukommen. Der Drud der öffentlihen Meinung wirkte in diejer Richtung jo jtark, daß 
das Parlament in einem Falle (Cuffe Street bank zu Dublin, 1850) die Uebernahme des 
Hälfte des Verluſtes mit 30,000 Pfund Sterling auf die Staatskaſſe gegen den Widerjprud) 
der Regierung beſchloß. Vergl. Yewins, history of Savings banks, London 1866 
S. 141, 142, 223. 
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leichtern beitimmt iſt, kann das Cinlage-Marium Hinter dem der meijten beſtehen— 
den Sparkaſſen erheblich zurüdbleiben. Mit Nüdjicht ferner darauf, daß die 
höher verzinslichen Anlagewerthe, deren fich die örtlichen Sparkaſſen mit Vorliebe 
bedienen, einer größeren jtaatlichen Geldverwaltung theild gar nicht (Schuldicheine 
gegen Bürgichaft), theils nicht in gleichem Umfange (Hypotheken) wie jenen zu 
Gebote ftehen, muß der Zinsfuß entiprechend niedriger normirt werden. Die in 
Ausfiht genommene YFeitiegung auf 3 Prozent genügt den Zweden der Poſt— 
iparfafjeneinrichtung, da dieje mehr auf die Gewährumg einer unbedingt ficheren 
als einer bejonders gewinnbringenden Anlage abzielt; hinter dem Durchichnitt3s 
zinsfuß der übrigen Sparfaflen bleibt jie zurüd. Endlich ift der Höchjtbetrag 
des einzelnen Guthabens auf 800 HM. feitgejegt; damit werden alle Einlagen, 
welche nicht das eigentlihe Sparen, die Hapitalabildung von Hein auf, ſondern 
die vorläufige Verzinjung verfügbarer Gelder, die Anlegung von Kaffenbeitänden 
u. dgl. bezweden, von der neuen Ginrichtung fern gehalten. 

Bei Innehaltung der bezeichneten Grenzen wird den foliden Gemeinde: und 
Privatſparkaſſen ihr wichtigites, dem Mittelftande angehöriges Publikum bleiben, 
dejien Bedürfniffen ihre Organifation im Allgemeinen genügt, und welches daher 
feine Beranlaffung hat, zu einer Einrichtung überzugehen, welche ihm weniger 
Zinjen bietet und deren Ginlagehöchithetrag eine ganz erheblide Schranfe zieht. 

Durch die anderwärt vorliegenden Erfahrungen wird die Möglichkeit eines 
gedeihlichen Nebeneinanderbejtehens der Boitiparfafjeneinrihtuug und der übrigen 
Sparanitalten außer Zweifel geitellt. In England hat fi troß der durch die 
Bejonderheiten der dortigen Gefeggebung bedingten ungünftigen Lage der Privat: 
iparfafien (trustee’s banks) die Summe der bei den legteren vorhandenen Ein- 
lagen von 41,260,000 Pfund Sterling im Jahre 1861 auf 44,987,000 Pfund 
Sterling im Jahre 1883 erhöht, woneben in dem gedachten Zeitraume bei den 
Boitiparfaffen 41,768,000 Pfund Sterling eripart worden find. ') 

Stalien beſaß am Schluß des Jahres 1874, vor Einführung des Poſtſpar— 
kaſſenweſens, 310 gut verwaltete, zum Theil mit Gemeinde: und Provinzialver: 
bänden zujammenhängende nicht ftaatlihe Sparfaffen mit 705,189 Cinlegern 
und 467,119,807 Lire Einlagen; ihre Zahl iſt bi8 zum 31. Auguit 1883 auf 
356 Sparfafien mit 1,077,335 Ginlegern und 786,133,536,,, Lire Einlagen 
geltiegen. Daneben waren bei der ftaatlichen Poſtſparkaſſe bis zum gedachten 
Zeitpunft von 736,374 Cinlegern im Ganzen 104,653,603,,, Lire eingelegt. ?) 

An Frankreich betrugen die Einnahmen der nicht ftaatlihen Sparkaſſen 
während des Jahres 1881 146,576,116 Fres., im Jahre 1882 dagegen 
352,544,877 Fres., obwohl mit dem 1. Januar 1882 die Boitiparfaffe ins 
Leben getreten und bei ihr während dieſes Jahres ein Betrag von 46,823,441 
res. gejpart war.?) 

Dabei beläuft fih in den erwähnten Staaten der Höchſtbetrag der Einlage 
auf 2,000 Fres., während für das Reich ein folder von nur 800 M in Aus: 
fiht genommen ift. Den Guthaben, welhe 800 M überſteigen, ift hier der 


) Malarce, &tude etc. p. 18, — Die Poſtſparkaſſen in England, Belgien, Holland 
und Frankreich mit Hinblid auf Dejterreih,. Wien 1892. ©. 24, 25. — Thirtieth Report 
of the Postmaster General on the Post Office, London 1884 ©. 35 ff. 

*} Movimento dei depositi a risparmio presso le casse di rispario. Roma 1880. 
Direzione della Statistica generale del regno. — Journal officiel de la republique 
frangaise von 1884 Nr. 233 ©. 4557. — Bullotino postale 1883 Nr. 13 ©. 1472, 

) Rapport au President de la Republique Francaise vom 23. Juni 1883 (Journal 
officiel vom 25. Juni 1883 ©. 3181.) 
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Uebertritt von einer Kommunalſparkaſſe zur Poſtſparkaſſeneinrichtung überhaupt 
verwehrt. Diele Guthaben bilden den weitaus größten Theil des Vermögens 
der in Deutichland beitehenden Sparkaſſen. An Preußen entfielen von den im 
Jahre 1881 vorhandenen 1,707 Millionen Mark Spareinlagen drei Viertel, an: 
nähernd 1,300 Millionen, auf Guthaben über 600 .#, und zwar hatten die 
dieſer oberiten Klaſſe angehörenden Ginleger ein durchichnittliches Guthaben von 
etwa 1,900 AM) Nach einer entiprechenden Berehnung jeste ſich 1881 das 
Geſammtguthaben der Einleger bei den im Königreich Sachen vorhandenen Spar: 
fajlen zu fait zwei Dritteln (227 Millionen von 349 Millionen) aus Guthaben 
über 600 M zulammen, während auf bie Eleineren Guthaben nur der Betrag 
von 122 Millionen Mark entfiel; der Durdichnitt der Guthaben über 600 Me. 
betrug in Eachien mehr al$ 1,200 AM 

Um aber allen Bedenfen gerecht zu werden, hat der Entwurf auch den Fall 
vorgejehen, daß wider Erwarten einzelne Gemeinde: 2. Sparfaflen in Folge der 
Poitiparfaffeneinrihtung eine Schmälerung ihrer Beftände erleiden oder fich nicht 
in dem bisherigen Maße fortentwideln und dadurch zu einer Beſchränkung ber 
dem Grundbeiig und dem Gewerbeftande gewährten Stredite genöthigt werden 
möchten. Die Yandesregierungen, denen die Aufficht über die beitehenden Kommunal: 
iparfaffen zufteht, follen verlangen fünnen, daß ihnen ein Theil der bei der 
Zentralgeldverwaltung eingejfanmelten Gelder zur Ausleihung überwiejen werde. 
Sie fünnen diefelben zu Darlehen an ihre Gemeinde: 2c. Sparfaflen verwenden 
und legtere damit in Stand ſetzen, den Streditbedürfnifien ihres Bezirks zu ent: 
iprehen. Außerdem kann die mit der Geldverwaltung betraute Behörde das 
Bermögen des Fonds in Schuldverichreibungen der Kommunalſparkaſſen anlegen 
und Dadurd) ebenfalld zu deren Stützung beitragen. 


IV. 


Durch den PVoitiparverfehr werden erhebliche Beträge in der Hand des Reiches 
zufammenfließen. Die Verwaltung eines Fonds, der im Yaufe der Jahre einige 
Hundert Millionen Mark erreihen fann, legt dem Neiche eine Verantwortung 
auf, die in politiichen und wirtbichaftlichen Kriſen ſich fteigert, indem bei finfen- 
den Anlagewerthen vermehrten Anforderungen auf Rüdzahlung der Einlagen 
begegnet werden muß. Naturgemäß wird ein derartiger Andrang fid am em— 
findlichiten in Zeitpunkten geltend machen, wo, wie beim Gintritt eines Strieges, 
der Kredit des Reichs ohnehin stark in Anſpruch genommen wird. 

Indeß kann den hieraus fich ergebenden Bedenken eine enticheidende Bedeut— 
ung nicht beigemeſſen werden. 

Zunächſt wird die Einwirkung von Kriſen auf die Rüdforderung von Spar— 
guthaben in der Regel überihäst. In Frankreich, wo die Verwaltung der bei 
den nicht ftaatlihen Sparkaſſen angelegten Gelder in den Händen eines Staats» 
injtitut3, der caisse des depöts et consignations, zentralifirt ift und unter 
der Rerantwortlichfeit des Staates geichieht, wo aljo der Kredit der Privat: 
Iparfafien mit dem des Staates in innigem Zujammenhange iteht, ift in Folge 
des Krieges von 1870/71 das Guthaben bei den Sparkaflen, weiches am 1. Ja— 
nuar 1870 684,000,000 Fres. betrug, bis Ende 1870 auf 632,000,000 Fres. 
und bi$ Ende 1871 auf 538,000,000 Fres., im Ganzen aljo um 21,, Prozent 


9 Val. die Berechnung des Referenten auf dem dritten Sparfaffentage in „Deuticher 
— in Weimar“ ©. 43, 61 und Zeitſchrift „Die Sparkaſſe“ Jahrgang 1884 
Kr. 65. 
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zurüdgegangen.’) Auch die in Oeſterreich während des Striegd von 1866 ge: 
machte Erfahrung weiſt darauf hin, daß jelbit unter äußerſt ungünftigen Ber: 
hältniffen nur ein mäßiger Theil der Einlagen zurüdgezogen wird. 

Dazu kommt, daß es gerade die vorübergehenden großen Anlagen find, 
welche den Sparkaſſen in jchweren Zeiten beſondere Gefahr bringen. Diele werden 
durch den beichräntten Ginlagehöcitbetrag von der Poſtſparkaſſeneinrichtung fern 
gehalten. Das Publikum, welches hauptiählih durch Vermittelung der Poſt 
iparen wird, die Arbeiter, Minderjährigen, Dienftboten, kurz die Stleineinleger 
find, wie die Erfahrung lehrt, viel eher geneigt, in fritiichen Zeiten ihre Gelder 
ruhig ftehen zu laſſen.?) 

Die in Kriſefällen entitehenden Nachtheile laſſen fih vermindern, wenn das 
Neih, anstatt den Fonds ausfchließlih in Neichd: und Staatsichuldverichreib- 
ungen zu belegen, durch Ausdehnung des Kreiſes der Anlagewerthe die Zahl 
der Schuldner des Fonds und die Gattungen der ihm haftenden Vermögens: 
objefte erweitert und fich einen möglichit wideritandsfähigen Rückhalt fichert. 

Einen beachtenswerthen Vorgang bietet im dieſer Hinficht Belgien. Die 
Caisse Generale d’&pargne et de retraite unterfcheidet neben dem Betrichs- 
fonds die proviforiichen und die definitiven Anlagen. Die eriteren beitehen im 
Ankauf von Wechſeln und in Vorihüflen auf Handelswerthe, Minzfonds, War: 
rant3, Staatöpapiere, Kommunalobligationen, Aktien und Prioritäten; die legteren 
im Erwerb von Staatd- und Stommunalobligationen, Hypotheken und Obliga: 
tionen belgiicher Gejellihaften.°) Ende 1883 waren auf dieſe Weiſe definitiv 
92,477,502,95 Fres., proviforiich 52,123,395,,, Fred. angelegt.‘) Der Vorzug 
diefer Belegungsgrundjäge wird insbeſondere auch darin gefunden, daß im Falle 
politifcher Strifen Die durch diejelben weniger berührten Handels- und Induſtrie— 
papiere, im Falle wirthichaftlicher Stodungen die alsdann mehr geſuchten Staats 
und Stommunalobligationen leichter zu verwerthen find, jo dab aljo nad) beiden 
Seiten hin Dedung vorhanden iſt. Mean will während des beutich-franzöfiichen 
Strieges mit diefem Syſtem günftige Erfahrungen gemadt haben. 

Zur unbedingten Nahahmung eignen ſich diefe Beitimmungen allerdings 
nicht, da nach deutichen Berwaltungsgrundjägen und Nectsanichauungen die An— 
fegung öffentlicher Gelder durch Beleihung oder Ankauf von Aktien und Obli: 
gationen der Handels- und Induftriegeiellihaften nicht für ftatthaft erachtet 
werden kann. Indeß liegt ein allgemein richtiger Gedanfe in der Unterſcheidung 
awiichen dem Theile des Fonds, welcher vorausfichtlich jelbit im Falle ſchwerer 
Kriſen nicht flüſſig gemacht zu werden braudyt, mithin auf langiichtige Nüd: 
zahlungsfrilten ausgeliehen werden fann, und dem Theile, für welchen die leichte 
Nealifirbarkeit im Auge zu behalten ift. Der lesgtere wird ſich wieder aus 
Werthen zujammenfegen müflen, von denen die einen (Reichs- und Staatöjchuld: 
verſchreibungen 2c.) im Falle wirtbichaftlicher Krifen, die andern (Tandichaftliche 
Pfandbriefe, Nentenbriefe 2c.) im Falle politiicher Verwidelungen geeignete Ded- 
ungsobjefte bilden. Endlich wird behufs Bereithaltung der im alle eines vor: 
übergehenden Geldbedürfniſſes erforderlihen Mittel für einen Theil des Fonds 
die Anlegung in Lombarddarlehen und eriten Wechieln zuzulaſſen jein. 





) Statistica delle casse di risparmio, Roma 1875, ©. CXXIU. 
2) Vergl. die Nachweiſungen des Referenten auf dem dritten Sparkajjentag im „Deuts 
iher Spartafientag in Weimar“ ©. 51, 52. 

2) 88 27—29 belgiiches Gejeg vom 16. Mürz 1865. 

*) Compte rendu etc. Annes 1883 p. 30. 
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Behufs Entlastung des inländiſchen Marft3 bei Verwidelungen, von denen 
das Reich mitergriffen ift, wird ein Theil des Fonds in auf Gold lautenden 
ausländiichen Papieren anzulegen jein. Gelingt es, durch den Verkauf derjelben 
dem Markte in fritiichen Zeiten Geld aus dem Auslande zuzuführen, jo wird 
dies wejentlic mit zur Stärkung ded Vertrauens dienen. 

Um ferner die Begünstigung auszugleichen, welche bei den erwähnten Anz 
lagearten den mobilen Werthen zu Theil wird, ift bei der Belegung der auch 
in Krifenfällen nicht flüflig zu macenden Beträge hauptſächlich das unbewegliche 
Vermögen zu berüdfichtigen und dafür die Nusleihung auf Hypotheken und 
Grundichulden, ſowie zur Förderung allgemeiner Zwede der Landesfultur in 
Ausficht zu nehmen. Auch die Gewährung von Darlehen an fommunale Spar: 
kaſſen wird wejentlich dem Kleinen Grundfredit zu Gute kommen. Wenn überdies die 
Begebung nicht von der Zentralverwaltung des Fonds bejorgt, jondern den Bundes: 
ftaaten unter Ucberweifung der erforderlichen Beträge vom Reiche überlaflen wird, 
jo beiteht eine Gewähr dafür, daß die MWohlthaten diefer Ausleihungen allen 
Theilen des Reichs in dem Maße, in welchem fie durch Spareinzahlungen zur 
Sammlung des Fonds beitragen, gleihmäßig zu Gute fommen, und eö werden 
damit die Bedenken vermindert, welche gegen eine Zentralifirung jo großer Summen 
in einer Hand erhoben werden fünnen. 

Gin weitere® Vorbeugungsmittel gegen die oben bezeichneten Gefahren wird 
darin liegen, daß aus dem bei der Verwaltung des Sparfaffenfonds fi) ergeben- 
den Gewinn ein Nejervefonds gebildet wird, auf welchen zur Dedung der mit 
der Veräußerung von Werthpapieren im Falle eines Andrangs verbundenen Ver: 
Iufte zurüdgegriffen werden fann. Der Reſervefonds kann natürlid nur in den 
leicht realifirbaren Werthen angelegt werden. Ferner wird die Verantwortlichfeit 
de3 Reichs dadurd) vermindert, daß den Sparern die Umwandlung ihrer Einlagen 
in Reichs- oder Staatsjchuldverjchreibungen thunlichft erleichtert wird. 

Endlich dient zur Abihwäcdung der bei gleichzeitiger Zurüdziehung großer 
stapitalien drohenden Grichütterung die Vorichrift, dak in außerordentlichen 
Fällen die Kündigungdfrift für den einhundert Markt überfteigenden Theil der 
Guthaben bis auf ſechs Monate verlängert werden fann. 

Die Mehrzahl der europätichen Staaten hat fein Bedenken getragen, Die 
mit einer ftaatlihen Boftiparkaffenverwaltung verbundenen finanziellen Berpflicht: 
ungen zu übernehmen. Dem Vorgange Englands und Belgiens find andere 
Staaten gefolgt, welchen die Vortheile der phyfiichen und politiihen Yage, in 
jenen Ländern eigenthimlid find, nicht zur Seite Stehen. In Frankreich Liegt 
die Verzinsung der bei den Poſtſparkaſſen eingezahlten Sparguthaben der caisse 
des depöts et consignations ob; in Defterreich werden die Gelder in öſterr— 
reichiſchen Staatöjchuldverichreibungen angelegt. In beiden Fällen wird alio 
lediglih der Staat perfönlicher Schuldner für die geiparten Beträge. Dabei be: 
läuft fich der zuläffige Höchſtbetrag der Ginlage in allen genannten Staaten weit 
höher als für das Neich in Vorſchlag gebracht iſt.!) 

Angefihts diefer Vorgänge und bei Beobachtung der angedeuteten Vorſichts— 
maßregeln find die mit dem Poſtſparkaſſenweſen verbundenen finanziellen Gefahren 
nicht für jo erheblich zu erachten, daß mit Rückſicht auf fie die Einführung einer 
Maßregel unterbleiben dürfte, welche die Fürjorge für die unbemittelten Ange— 
hörigen des Reichs vom Neuem zu bethätigen und zur Hegung des Wohlitandes 
der arbeitenden Stlaffen nicht unweſentlich beizutragen geeignet. 
ie ya cr Fortjegung des Tertes auf Seite 24. 

') Vergl. die Anlage. 
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Die Boitiparfaiien. 


Veberfiht über die Grundzüge 





1. Gejegl. Grundlagen, 
Austührungsperord» 
nungen und Dienjts 
anmeijungen. 


2. Beginn der Thätig- 


feit. 


3. Mindejitbetrag d. Ein⸗ 


lage. 


England 


a) Bee vom 17. Mai 
1861, 


b) Geiet vom 7. Sept. 
1880, 

€) Regulations bom 
13. Auguſt 1861, 

d) Inſtruktion vom 
September 1861. 


16. September 1861. 


1 Shilling. 





4. Höchſtbetrag der Ein— 
lage. 


5. Zinsfuß. 


6. Verzinslicher Betrag. 


7. Beginn des Zins— 


laufs. 


8. Ende des Zinslaufs. 


9. Ohneſtündigungzahl⸗ 


barer Betrag. 


30 im Jahr, 
150 £ im Ganzen, 
200 £ mit Einfhluß 

der Zinſen. 


do 
21/2 9/0. 


1 £ oder dad Mehr: 


fache. 


1 Franc. 





Belgien 


a) Königliche Verord— 
nung vom 10. Dez. 


1869 

b) Königliche Verord- 
nung vom 16, Mai 
1881, 

c) Reglement vom 20. 
September 1881. 


1. Januar 1870, 





Kein Meijtbetrag ; 5 
dürfen die Koftan- 
jtalten von derielben 
Perſon mehr al8 5000 
Fres. nur auf Grund 
beionderer Ermächtig- 
ung annchmen. 


0/,; bei Beträgen über 


000 Fres. 201, 


1 Franc oder das Mehr: 


fache. 


1. — 1876. 





Mit dem auf die Ein— 
zahlung folgenden 1. 
Monatstag. 


An dem der Kündig— 


und vorhergehenden 
donatstag. 


Mit dem auf die Ein— 
zahlung folgenden 1. 
oder 16. Monatstag. 


An dem der Nüdzahl- 


ung et ger 
1, oder 16 onats⸗ 
tag. 


Italien 


a) Geſetz vom 27. Mai 
1875, 
b) Reglement vom 9. 


Dezember 1875, 

e) Inſtrukion vom 15. 
September 1878 (neue 
Ausgabe vom Dezem— 
ber 1883). 








1 Lira. 





1000 Lire im Jahr nad) 


Abzug der Rückzah— 
lungen), 
2000 Xire im Ganzen. 


3 a Oo. 


1 Lira oder das Mehr: 


fache. 


Mit dem auf die Einzahl- 


ung folgenden 1. oder 
16. Monatötag. 





An dem der Rüchzahlung 
vorhergebenden 1. oder 
16. Monatätag. 





Wöchentlid) einmal 100 


Fres. doch — wie in 
Belgien überhaupt — 
nur bei der Poſtan— 
jtalt, welche das Bud) 
ausgejtellt hat. 


Unbeichräntt bei der Poſt⸗ 
anjtalt, welche das Buch 
ausgeſtellt hat. 
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Niederlande 


a) Geieg vom 25. Mai 
1880, 

b) Königlide Verord⸗ 
nungen vom 10. Jan. 
1881 und vom 15. 


Mai 1883, 
€) Inſtruktionen dom 
12. Februar 1881 


und 12. Juni 1883. 


1. April 1881. 


25 Cents. 


Kein Meijtbetrag, dod) 
merden über 800 Fl. 
nicht verzinit. 


2. * 0 





1@ulden oder dad Mehr- 
fache. 


Mit dem auf die Ein- 
zahlung folgenden 1. 
oder 16. Monatstag. 


Frankreich 


a) Geſetz vom 9. April 
1581, 

b) Geſetz vom 3, Auguſt 
1882, 

c) Verordnungen vom 
31. Auguſt 1881 und 
30. November 1832, 

d) Initruftionen vom 
31. Oftober 1881 
und 15. Dezember 
1382, 


1. Januar 1882, 





1. Franc. 


2000 Franes. 


3 %.. 





Oefterreid 


a) Geſetz vom 28. Mai 
1882, 

b) Durdführungs-Ber- 
ordnung zum Geſetze 
vom 28, Mai 1882. 





12, Januar 1883, 
50 Kreuzer. 


1000 Gulden. 





39], 





1 Franc oder das Mehr: 


fache. 


Mit dem auf die Eins 


zahlung folgenden 1. 
oder 16. Monatstag. 


1 Gulden oder das Mehr: 
fache. 


Mit dem auf die Ein— 


zahlung folgenden 1. 
oder 16. Monatstag. 





Un dem der Rüchzahl— 
ung vorhergehenden 
1. oder 16. Monatö- 


An dem der Rüdzabl- 
ung borbergehenden 
1. od. 16. Monatstag. 


Mit Ablaufdes dem Ein— 
treffen der lündigung 
an der Zentraljtelle 
vorhergebendenlegten 
oder15.Monatötages. 





Schweden 


a) Sejeg vom 22, Juni 
1883, 


b) Reglement vom 24. 
Oktober 1883, 


1, Januar 1884, 


1 Krone. 


Kein Meiftbetrag, doch 


werden über 1000 
Kronen nicht verzinit. 


34 ig 


1 Krone oder das Mehr: 


fache. 


Mit dem auf die Eins 


zahlung folgenden 1. 
Monatstag. 


Mit dem Ablauf des der 


Rüchzahlung vorher— 
gehenden Monats. 








| 

en 

| tlich einmal 25 Fl. 

| i der Boftanftalt, 
weiche dad Buch aus 
gejtellt hat. 


20 Gulden bei größeren 
Roitanitalten. 


Die Poſtfparkaſſen. 





10. Kündigungsfrift. 


11. Zahl der Einleger 
Ende 1883. 


12. Guthaben der Ein- 
leger Ende 1883, 








13. Behörde, welcher die 


Verwaltung u. nuß- 
bare Anlegung der 
Sparkaſſengelder ob- 
liegt. 





14, Werthe, in denen die 
Anlegung erfolgen 
darf. 


41,768,808 . 





England 


Höchſteus 10 Tage. 


3,105,642. 


Commissioners forthe | Caisse generale d’e- 


reduction of the 
national debt. 


verjchreibungen. 









Belgien 


100— 500 Fres. 14Tage, 

500 — 1000 Fres. 1 
Monat, 

1000 — 3000 Fres. 2 
Monate, 

3000 Fres. und mehr 
6 Monate. 


201,881. 





804,633. 


Bis 100 Lire 10 Tage, 
„200 Lire 20 Tage, 
„ 1000 Lire 30 Tage, 

über 1000 Lire 6U Tage, 





52,506,247 France, 


pargne et deretraite 
unter Mitwirkung der 
Banque nationale u. 
der Caisse des depots 
et consignations, 


Engliihe Staatsjhuld- | Proviforifh: Wechiel, 


Anweiinngen, Bor: 
ſchüſſe auf Handels: 
effeften, Münzfonds 
und Prägeicheine, auf 
Warrants, auf ins u. 
ausländiihe Staats- 
papiere, Gemeinde» 
und Brovinzialobli= 
ationen, Aktien u. 
Brioritäten belgiicher 
Geſellſchaften. 

Definitiv: öffentliche 
belgiſche Fonds und 
und andere durch den 
Staat garantirte 
Werthe, belgiſche Pro: 
vinzial⸗ Städte oder 
Gemeinde-Obligatio- 
nen, Hypothekardar- 
lehen, Obligationen 
belgiicher Gejellichaf: 
ten. 


108,809,854 Lire. 


Cassa dei depositi e 
dei prestiti. 


Darlehen an Brovinzials 


und&emeindeverbände 
Hypotheken, Staats: 
ſchuldverſchreibungen, 

Schatzanweiſungen. 
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Niederlande frankreid; Oeſterre ich 





Bis 10 Fl. mit Poſt— 
wendung, 
10— 100 Fl. 15 Tage, 
100—500 FI. 1Mon., 
über 500 F1.2Monate. 
nad Eintreffen d.Riin- 
diqung a. d. Zentral- 
jtelle. 








Bis 50 Kronen 10 Tage, 


Schweden 















50—500 Sironen 30 


Tage, 
mehr als 500 Kronen 
60 Tage. 














374,970, 353,053. 


77,430,000 Franes. 








5,230,838 Gulden. 








Poſtſparkaſſenamt. 











unter Mitwirkung der consignations. 
Nederlandsche Bank. 
Holländiihe Staatspa- | Franzöfiide Staatd: | Dejterreichiihe Staats- 


piere, Provinzial, | jchuldverichreibungen. 
Gemeinde- und Deid)- 

verbandsobligationen. 

Riandbriefe der vom 

König genehmigten 

Hnpotbeten-Anitalten, 

Lombard auf alle bei 

der Niederländiichen 

Banf zugelajienen 

Fonda. 


ſchuldverſchreibungen. 


Verwaltung der Poſt⸗ 


ſparbank unter Mit— 
wirkung der Reichs— 
bank. 


Schwediſche Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen 
oder Obligationen 
einer ſchwediſchen all- 
gemeinenHypotheken⸗ 
bank. 
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V. 


An der Durchführung der neuen Einrichtung find die Poſtvberwaltungen und 
die Finanzverwaltung betheiligt. Den eriteren fällt der geſammte Verkehr mit 
den Sparern, insbejondere aljo die Anfammlung der Einlagen, die Ausgabe der 
Sparbücher, Führung der Stonten über die Guthaben der Einleger, Entgegen- 
nahme von Kündigungen, Anweilung und Ausführung der Riüdzahlungen zu. 
Dagegen wird die Verwaltung und verzinsbare Anlegung des aus den Sparein- 
lagen zu bildenden bejonderen Fonds Sache der Finanzverwaltung ſein. 

Im Einzelnen geitaltet fih die Verwaltungsgliederung wie folgt: 

Die Woftanftalten (Poftämter, Poſtagenturen) nehmen die Einzahlungen 
der Sparer entgegen und bewirken die erforderlihen Auszahlungen. Sie ſtellen 
die Sparbücher aus und vermerfen darin die gefchehenen Ein- und Auszahlungen. 
Auf das von einer Poſtanſtalt ausgefertigte Buch können bei jeder anderen im 
Neiche belegenen Boitanitalt weitere Ginzahlungen geleitet werden oder Abheb- 
„ungen erfolgen. Die PBoftanitalten find ferner berufen, die Erflärungen der 
Sparer, insbejondere die Kündigungen, entgegenzunehmen. 


Die eingezahlten Beträge werden jeitend der Poitanftalten den vorgejegten 
Bezirksbehörden (Dber:Boitdireftionen, in Württemberg den entiprechenden Be— 
hörden) im Wege der Abrechnung überwielen. Die legeren führen auf Grund 
der ihnen hierbei zugehenden Ein: und Auszahlungsregifter die Konten der 
Sparer; jeder Ober-Bojtdireftion 2c. liegt die Kontenführung hinſichtlich der von 
den Poſtanſtalten ihres Bezirks auögeftellten Bücher ob. Den genannten Behörden 
fteht aud die Entiheidung auf die eingehenden Kündigungen und die Feititellung 
ber angelaufenen Zinjen zu. Sie überweifen den Boitanitalten die zu den Aus: 
zahlungen nöthigen Beträge, ſoweit ſolche nicht jeitens der legteren aus den 
laufenden Ginzahlungen bejtritten werden können. 

Jede DOber-Pojtdireftion 2c. Liefert in beitimmten Zeitabichnitten die lieber- 
ihüffe der im ihrem Bezirk bewirften Einzahlungen an die mit der Verwaltung 
de3 Fonds betraute Behörde ab. Sollten die Auszahlungen die Einzahlungen 
überjteigen, jo erhält fie von derjelben die nöthigen Zuſchüſſe. 

Die Ober-Poftdireftionen 2c. und die Poftanftalten ſtehen aud bei Wahr: 
nehmung der Sparverfehrd unter der oberen Leitung der betreffenden Zentral: 
pojtverwaltung. 

Die Gliederung der Poſtverwaltungen geitattet in Deutjchland eine der— 
artige Dezentralifation der Buchführung bei den Bezirföbehörden, während die— 
jelbe in den Boitiparfaffeneinrichtungen aller übrigen Länder einer beionderen 
Zentralbehörde hat übertragen werden müffen, zu deren Ausitattung ed dann 
eines umfänglihen Beamtenapparat3 bedurft hat, und deren Verkehr mit den 
Sparern in den großen Staaten aud wegen der räumlichen Entfernungen zeit: 
raubend und von Schwerfälligfeiten nicht frei ilt. 

Die Verwaltung de? aus den Spareinzahlungen zu bildenden Fonds hat 
durd eine unter der Leitung des Reichskanzlers stehende Finanzbehörde zu ge: 
ihehen. Jedoch wird e3 für dieſen Zweck der Grrichtung einer bejonderen Be— 
hörde nicht bedürfen, vielmehr empfiehlt e3 fich, diele Funktionen der Verwaltung 
des Reichs-Invalidenfonds zuzuweiſen. Die bezeichnete Behörde eignet fich durch 
ihre follegiale Zufammenjegung befonders zur Wahrnehmung der wichtigen Inter: 
eſſen, welche bei der Anlegung jo großer Sapitalien in Frage ftehen. Während 
jich die Vermögensbeitände des Invalidenfonds, des Feitungsbaufonds und des 
Reichsſtagsgebäudefonds von Jahr zu Jahr vermindern, wird der Poſtſparkaſſen— 
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fonds allmählih anwachſen. Die bei der Verwaltung jener Fonds entbehrlich 
werdenden Anlageiwverthe fünnen behufs Belegung der Spargelder ohne Weiteres 
Verwendung finden. Endlich find bei der Verwaltung des Invalidenfonds die 
Formen bereits gefunden, in denen der Bundesrath und der Neichdtag die ihnen 
zufommende Mitwirkung bezw. Aufficht fortlaufend auszuüben vermögen. 


II. Befondere Begründung des Entwurfs, 


$ 1. Die an der Spite des Entwurfs ftchende Beltimmung bringt Die 
Srundlage der beabfichtigten Ginrihtung und das rechtliche Verhältniß der daran 
betheiligten Faktoren zum Ausdrud. 

Den Sparer jteht das Neid ald Schuldner gegenüber: der Verfehr zwiſchen 
beiden wird durch die Poitverwaltungen vermittelt. Die legteren handeln als 
Bevollmächtigte des Reichs, welches die Einzahlungen von ihnen in Gmpfang 
nimmt, die Auszahlungen ihnen eritattet (8 30) und fie für die Wahrnehmung 
des Sparfajjendienites durch eine Vergütung entichädigt (S 42). 

Der Entwurf hat davon abgeichen, eine „Reichsſparkaſſe“ als ein mit recht: 
liher Selbitändigfeit ausgeitattetes Institut zu Schaffen, da durch die Cinfchiebung 
einer mit juriftifcher Perfönlichkeit verjehenen Anitalt den Sparern greifbare Vor: 
theile nicht erwachlen, wohl aber organifatoriihe Weiterungen entjtcehen würden. 

Der Entwurf regelt 

L in den 88 2— 29 die Beziehungen der Sparer zu den Poſt— 
anftalten (Poftiparverfehr); 

II. in den 88 30—44 die Berwaltungen des and den Einzahl— 

ungen zu bildenden Fonds, und fnüpft daran 

III. in den 88 45—48 einzelne die Ausführung des Geſetzes 

betreffende Beftimmungen. 


I. Der Pojtiparverfehr. 


8 2. Damit dem Zwede der neuen Ginrichtung thunlichit vollfommen ent- 
ſprochen werde, joll grundjäglich jede Poſtanſtalt dem Sparverfehr eröffnet jein. 
Dies ift hinfichtlich der Einzahlungen in 8 2, hinfichtlich der Kündigungen und 
Auszahlungen in $ 15 und $ 16 zum Ausdrud gebraht. Für beiondere Ber: 
hältniffe find in $ 29 Ausnahmen zugelafien. 

Der Mindeitbetrag der Ginzahlungen ift auf eine Mark feitgelest. ") 
Zur Anfammlung geringerer Beträge dient die Zulaſſung von Sparmarten, 
welche der vom Reichskanzler zu erlaffenden Poſtſparkaſſenordnung vorbehalten iſt. 
($ 45 Nr. 2). Die Poſtanſtalten jollen für die Sparer Werthzeichen zum Nenn: 
werthe von nicht über 10 5 feilhalten, und unentgeltlich Spartarten zum Be: 
leben mit jenen Marken verabfolgen. Eine Karte, auf welcher Marken im Werthe 
von 1 .# verwendet find, wird an Stelle einer Spareinzahlung von entjprechender 
Höhe angenommen. Dieje Einrihtung geitattet es, Cinzahlungen nur in auf 
volle Mark abgerundeten Beträgen zuzulafien. 


) Wegen der von den ausländiihen Gejegen bejtimmten Mindejtbeträge vgl. die An: 
lage. — Die ſtädtiſche Sparkaſſe in Berlin jept 1 Ak ($ 1 des Stat.), die Sparfalie des 
Kreiſes Teltow 50 5 (8 19 des Stat.) als geringste Einzahlung feit, doch haben beide die 
Einrihtung der Sparmarten noch nicht eingeführt. 
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8 3. Gofort bei der eriten Cinzahlung erhält der Sparer von der Poſt— 
anftalt ein Sparbuch, in weldhes die Ginzahlungen ($ 9), die Auszahlungen 
(8 16) und aufgelaufenen Zinien (K 21) eingetragen werden. Das Buch hat 
die Beitimmung, dem Sparer einen Belag feines Guthabens zu gewähren und 
jeine Legitimation gegenüber den Poſtanſtalten zu erleichtern. 


Das Sparbuch foll auf den Namen einer beitimmten Perſon auögeftellt 
werden. Da Spareinzahlungen nicht jelten in Scentungdabfiht zu Gunſten 
Dritter geichehen, iſt dem Ginzahlenden geitattet, zu verlangen, daß die Aus— 
fertigung des Buchs auf den Namen einer anderen von ihm bezeichneten Perſon 
erfolge. 

Gegen Vorzeigung des Buchs fünnen nicht mur bei derjenigen Poſtanſtalt, 
welche dasfelbe auögeitellt hat, ſondern auch bei jeder beliebigen anderen Poſt— 
anftalt innerhalb des Neich3: Boftgebiets und des Königreichs Württemberg weitere 
Einzahlungen zu Gunſten desjenigen, auf deſſen Namen das Bud lautet oder 
ſeines Rechtsnachfolgers bewirkt werden. 

Zur Bezeihnung derjenigen Perjon, welcher das aus der Spareinzahlung 
errvachiende Forderungsrecht gegen das Neich jei es uriprünglic jet ed in Folge 
Erbganges oder anderweiter Uebertragung zuiteht, hält der Entwurf den Ausdrud 
„Sparer“ feit. 

8 4. Die große Zahl untergeordneter Stellen, welche im Rojtiparverfehr 
mitzuwirken haben, macht e8 erforderlich, für thunlichfte Einfachheit diejes Dienft- 
zweiged Sorge zu tragen. Den Sparern kann es daher der Regel nach nicht 
geitattet werden, für die Auszahlung der Guthaben bejondere Bedingungen 
oder Maßgaben aufzustellen. Cine Ausnahme hiervon ift für jolhe Einzahlungen 
zugelaflen, welche zu Ausſtattungs- und ähnlichen Zweden gemacht werben, alio 
die wirtbichaftliche Selbitändigfeit des Bedachten zu begründen beftimmt find und 
um beöwillen bejondere Berüdfichtigung verdienen. Es joll erlaubt jein, bei der 
eriten Einzahlung zu Gunsten eines Minderjährigen oder einer unverheirateten 
weiblichen Berfon zu bedingen, daß auf das betreffende Buch Abhebungen nicht 
vor Eintritt der Großjährigfeit bezw. vor der Berheiratung erfolgen dürften. 

Stirbt der Minderjährige vor der Großjährigfeit, fo joll die Einlage nicht 
an den Ginzahlenden zurüdfallen, jondern ohne die Beſchränkung den Erben 
zufonmen, da anzunehmen ift, daß der Dritte, welcher das Kapital dem Minder— 
jährigen widmete, durch die Maßgabe nicht fih für einen Fall die Verfügung 
vorbehalten, jondern lediglich den Zeitpunkt der Auszahlung hinausicieben wollte. 
In gleicher Weiſe ift für den Fall Beitimmung getroffen, daß die unverheiratete 
weibliche Perſon das Alter überjchreitet, nad) welchem eine Verheiratung außer: 
halb der Wahricheinlichkeit Liegt. 

Das Verbot, die der Einzahlung beigefügte Maßgabe zurüdzunehmen, ift 
erforderlich, um die Umgehung der Vorſchriften des $ 7 zu verhüten. 

8 5. Die Annahmebeanten der Poltanftalten find nicht in der Lage, bie 
Handlungsfähigfeit der Perfonen, welde Spareinzahlungen machen, zu 
prüfen. Schon deshalb iſt es nicht thunlich, die Befugniß zur Einzahlung von 
Sparbeträgen von dem Vorhaudenſein der zivilrechtlichen Handlungsfähigkeit ab- 
hängig zu maden. Es liegt au im Bedürfnig, Ghefrauen und Hausfindern, 
welche fern von der Heimat ſich auf Mrbeit befinden, die Betheiligung am 
Sparverfehr mit voller Rechtswirkung zu geitatten. Die Sparenden erwerben 
überdies wejentlih Rechte, das Reich übernimmt überwiegend die Pflichten. 
Daher erjcheint es umnbedentlih, nah dem Vorgange der auswärtigen Geſetz⸗— 
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gebungen!) und entiprechend der bei den deutichen Kommunalſparkaſſen ohne aus: 
drüdliche Vorſchrift herrihenden Lebung auszuſprechen, daß auch durch Sparein- 
zahlungen jeiten® handlungsunfähiger und jolder Perfonen, welche in der Ver: 
fügung über ihr Vermögen beichränft find, dem Reiche gegenüber ein gültiges 
Rechtsverhältniß nah Maßgabe der für den Poftfparverfehr geltenden Normen 
begründet wird. 

$ 6. In ben meilten Bunbesftaten gelten inländiiche Staatsſchuldverſchreib— 
ungen als zur Anlage von Münpdelgeldern beſonders geeignete Werthe. Die 
Sculdverichreibungen des Reichs find denen der Bunbdesjtaaten durch neuere 
Vormundſchaftsordnungen ausdrücklich gleichgeitellt.?) 

Die Belegung der Gelder durch Spareinzahlung bei den Poſtanſtalten bietet 
diejeibe Sicherheit, da auch in dieſem Falle dad Reich ald Schuldner haftet. Sie 
fihert den Mündel überdied vor Kursverluſten und eignet ſich ganz beionders 
für Heine in Schuldverichteibungen nicht darftellbare Beträge. Die Belegung von 
Mündelgeldern durch Einzahlung bei den Poſtanſtalten empfiehlt fih in gleicher 
Weiſe durch die Sicherung, welche fie den Mündeln, und durch die Erleichterung, 
welche fie den Vormündern und Pflegern bietet. Es erichien daher angemeflen, 
reihögejeglich die zuläffigen Anlagearten für Miündelvermögen um die hier in 
Nede ftehende zu erweitern. 

Abgejehen hiervon ſollen die landesgejeglihen Vorfchriften über die Berwalt- 
ung des Vermögens der unter Bormundichaft oder Prlegichaft ftehenden Perfonen, 
insbefondere aljo über die Nothwendigfeit obervormundiaftliher Genehmigung 
zur Anlegung und Erhebung von Geldjummen durch dieje Beſtimmung nicht 
berührt werben. 

Mit Rüdfiht darauf, daß das Vormundſchaftsrecht bisher lediglich landes— 
rechtliche Regelung erfahren hat, ift die Beitimmung des Betrages, bis zu welchen 
Spareinzahlungen aus dem Miindelvermögen gemacht werden dürfen, der Landes— 
zentralbehörde vorbehalten. 

$ 7. Zur Berwirklihung der Vorſchriften über den Höchitbetrag der Ein: 
lagen muß beaniprucht werden, daß ein Sparer fich in der Regel an dem Belite 
eines Poſtſparbuchs genügen läßt. Nur wenn ein Sparer ein unter der Be: 
fhränfung des 8 4 ausgeſtelltes Buch befigt, muß ein berechtigted Intereſſe des— 
felben, noch ein zweites feiner freien Verfügung unterliegendes Buch zu haben, 
anerfannt werden. Dies läßt der Entwurf aljo zu. Die Gefahr de Miß— 
brauchs diefer Vergünftigung zur Umgehung der Vorfchriften über den Höchit: 
betrag der Einlagen wird durd die gemäß $ 4 nicht widerrufliche Verfügungs— 
beſchränkung, welcher das eine dieſer Bücher unterworfen ift, beleitigt. 

Die Zumiderhandlung gegen die Vorichriften dieſes Paragraphen ift im 
Abjag 2 des $ 11 mit Zinsverluft bedroht. 

8 8. Dem Zwed der Poitiparkafleneinrihtung, zur Anfammlung kleiner 
Eriparnifje zu dienen, entipricht e8, daß mehr als täglich 100 „X auf dasjelbe 
überhaupt nicht angenommen werben. 

Aus derjelben Rückſicht iſt die Feſtſetzung des Höchſtbetrages auf 800 Me. 
bereit oben gerechtfertigt. Dieſe Zahl bleibt hinter den von den ausländiichen 
Poſtſparkaſſen gezogenen Maximalgrenzen jehr erheblich zurüd.’) Indeß iſt fie 


") England: Regulations $$ 8, 9; —— Geſetz Art. 11 Abſ. 2; Holland: 
Geich Art. 9; Frankreich: Geſetz Ari. 6 Abi. 4, 5; Dejterreid: Geſetz Art. 6 Abi. 5- 

9 Preußen: $ 39 Bormundichaftsordnung 5. Juli 1875 (G.- S. ©. 431.) — 
Siehe im übrigen Hecht, die Mündel- und Stiftungsgelder, Stuttgart 1875, ©. 11 ff. 

, Vgl. die Zufammenjtellung in der Anlage. 
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feitgehalten, um die Bedeutung der: Einrichtung als einer für den Heinen Mann 
beitimmten ſcharf hervorzuheben, und die Beſorgniſſe der beitehenden Spartajien 
vor einer Benadtheiligung durch die Poſt thunlichit zu zeritreuen. Niedriger 
als auf 800 »# kann der Höchſtbetrag ohne Schaden der Sache nicht wohl nor: 
mirt werden. Gerade für die nicht ſeßhafte Bevölkerung ift es befonders wichtig, 
daß fie ſoviel anfammeln kann, um wirthichaftlich jelbftändig zu werden, viel: 
feiht auch ein eigened Hauswejen zn begründen. Ueberdies fommt in Betracht, 
daß Poſtſparkaſſen an zahlreihen Orten in Thätigfeit treten werden, für welche 
andere Spargelegenheiten nicht beitehen. 

Hat ein Sparer in Gemäßheit des $ 7 oder des 8 28 Abi. 3 zuläffiger 
Meife mehr als ein Guthaben, jo kann ſich jedes derielben auf höchitend 800 4 
belaufen. 

Der Entwurf hat davon abgefehen, nad dem Vorbilde ausländiſcher Gelege 
einen höheren als den gewöhnlichen Marimalbetrag Gunſten gemeinnügiger 
Gejellihaften, wohlthätiger Stiftungen ꝛc. zuzulaſſen, da dieſen die Gemeinde: 
ſparkaſſen hinreihende Gelegenheit zur Anlegung von Beträgen über 800 M 
bieten, 

ss 9, 10 Nbi. 2. Da die Einzahlung von Spareinlagen, wenige Aus: 
nahmen abgerechnet, bei allen Poſtanſtalten wird erfolgen fünnen, jo läßt fich 
die im Kaſſenintereſſe gebotene Kontrole über die richtige Buchung und Abführ: 
ung der eingezahlten Gelder nicht auf dem bei öffentlichen Kaſſen ſonſt üblichen 
MWege der Mitwirkung ziveier Beamten bei Volljiehung der dem Sparer auszu— 
Ttellenden Empfangsbeicheinigung (Quittung) erreihen. Es empfiehlt fih aud 
nicht, den Sparern die Bücher bei den Einzahlungen abzufordern und die Er: 
theilung der Quittung in denfelben den Beamten der Ober-Boftdireftionen 2c. 
vorzubehalten, ba den Sparern mit dem Beſitze des Buchs aud die Möglichkeit 
einer Abhebung entzogen wird, ferner dur die Nothiwendigfeit, dad Buch dem: 
nächtt wieder dem Berechtigten auszuhändigen, doppelte Wege entitehen und bei 
häufigen Hin- und SHerjendungen die Gefahr nicht ausgeichloifen iſt, daB das 
Buch in unrechte Hände geräth oder verloren wird. 

In England !) hat man aus diefen Gründen die Auskunft gewählt, dab 
zwar der Annahmebeante den Empfang im Einlagebuche anerfennt und dies dem 
Einzahlenden fofort zurüdgibt, dann aber die Zentralftele auf Grund der ihr 
jeitend des Beamten erftatteten Meldung dem Sparer eine Beltätigung der bes 
wirkten Einzahlung zugehen läßt. Die Quittung des Annahmebeamten beſitzt 
nur 10 Tage lang beweiiende Straft. Geht dem Sparer binnen dieler Friſt die 
Beftätigung feitens der Zentralitelle nicht zu, jo muß er reflamiren; thut er 
dies, jo verlängert fi) die Beweiskraft der im Einlagebuche ftehenden vorläufigen 
Quittung um weitere zehn Tage. 

Die Bedenken gegen diefe Einrichtung find doppelte. Erſtens wird das 
Screibwert ganz erheblich vermehrt, indem über jede der vielen Cinzahlungen 
zweimal quittirt werden muß, jobann ift der dadurd erreichte Nugen nicht hoch 
zu veranichlagen. Bon den geichäftsunfundigen Yeuten, welche den Haupttheil 
des am Boftiparverkehr theilnehmenden Publikums bilden, ift nicht zu erwarten, 
daß fie, einmal im Vefige einer amtlichen Quittung, nod länger als eine Woche 





2) 8 3 des engliihen Gejeges. — Dem Beijpiele Englands find gefolgt: Italien 
(Reglem. vom 27. Nai 1875 Art. 14—16); Holland für Beträge von mindeitens 25 Fl. 
(Königl. Erla vom 10. Januar 1881 rt. 9 und vom 15. Mai 1883); Dejterreic 
(Durhführungs-Verordn. $ 25). 
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im Sinne behalten werden, daß ihnen noch eine zweite Quittung von der höheren 
Stelle zugehen muß. Es erſcheint hiernach fraglich, ob der Zweck der Einricht— 
ung, das Publikum ſelbſt zur Kontrole der Annahmebeamten heranzuziehen, in 
ausreichendem Maße erreicht wird. 

Aus dieſen Gründen iſt die belgiſche Verwaltung, welche urſprünglich eben— 
falls das engliſche Syſtem adoptirt hatte, dazu übergegangen, den Annahme— 
beamten ſofort endgültig quittiren zu laſſen, für ſeine Quittung aber eine Form 
vorzuſchreiben, durch welche eine Möglichkeit der Kontrole gegeben iſt. Zu dieſem 
Zweck werden dem Beamten beſondere mit Werthzeichen verſehene Marken (coupons- 
recus, Quittungsmarken) überwieſen, deren er ſich bei der Quittungsleiſtung in 
der Weiſe zu bedienen hat, daß er einen der eingezahlten Summe gleichtommenden 
Betrag derjelben in das Sparbuch einflebt und fie durch Abjtempelung und hands 
ichriftliche Beifügung des Datums und ſeines Namenszuges entwerthet.!) Die 
Verminderung des dem Beamten überwiejenen Beitandes an Quittungsmarfen 
ergibt die Höhe der bewirften Spareinzahlungen. Die Beihülfe der Sparer läßt 
fich nicht ganz entbehren, wenn die Maßregel den gewünichten Nugen haben foll. 
Aber es läßt fih mit mehr Ausfiht auf Erfolg fordern, daß der Sparer im 
Augenblide der Quittungsertheilung beachte, ob in fein Bud eine Zahl nicht zu 
überjehender Werthmarfen eingeflebt ift, als daß er nod länger als eine Woche 
im Sinne behalte, wie er noch eine Quittung von Seiten einer ihm fern ſteh— 
enden Behörde zu gewärtigen habe In jenem Falle fann er jofort auf Abhülfe 
dringen, in dieſem bedarf e3 eines erneuten Ganges zur Poſt oder einer jchrift: 
lihen Grinnerung. 

Die Einzelheiten der vorzufchreibenden Quittungsform werden von der Ber: 
waltung feitzufegen fein. Das Geſetz braucht ſich damit nur ſoweit zu befajien, 
al3 deren Beadhtung oder Nichtbeadytung auf dad Rechtsverhältniß der Sparer 
zum Reiche einen Einfluß übt. 

Dies iſt nah $ 10 Abi. 2 des Entwurfs infofern der Fall, ald Einzahl: 
ungen, über welche nicht „orbnungsmäßig” quittirt ift, erft dann verzinit werben, 
wenn die der Poftanjtalt unmittelbar vorgejegte Behörde, d. i. diejenige, an 
welche die Nachweiſungen über die Spareinzahlungen von ihr eiuzuienden find, 
die Anzeige von der erfolgten Einzahlung erhalten hat. Denn erjt mit diejem 
Zeitpunfte tritt die Thatſache der erfolgten Ginzahlung innerhalb der Poſtver— 
waltung in die Ericheinung, fann der eingezahlte Betrag an die Fondsverwaltung 
zum Zwede der nugbaren Anlegung überwiejen werben. 

Die Hauptbedeutung diejer Vorjchrift Liegt übrigens für das Reid nicht jo 
ehr in der Verhütung fonft möglicher Zinsverlufte, als vielmehr darin, daß 
durd die Androhung eines, wenn auch geringfügigen Nachtheild die Sparer dazu 
angehalten werben, über die Ertheilung einer „ordnungsmäßigen“ Quitte 
ung zu wachen. 

Die Verpflichtung des Reichs zur Nüdzahlung der Einlage entiteht unab— 
hängig davon, ob in der gehörigen Form quittirt ift, durch die Annahme der 
Spareinlage ſeitens des dazu ermächtigten Beamten. Nur bleibt es Sade des 
Sparerd, wenn er feine in der vorgeichriebenen Form ausgeitellte, mithin feine 
voll beiveifende Quittung in Händen hat, erforderlichen Falld den Nachweis der 
erfolgten Spareinzahlung anderweit zu führen. 


) Königl. Verordnung vom 16. Mai 1881 Art. 5; Inſtruktion vom 20. September 
1881 Art. 32 ff. — Dem belgiſchen Beijpiel ijt neuerdings auch Frankreich gefolgt Geſ— 
vom 3, Auguft 1882), ebenjo Schweden ($ 6 des Geſ., 5 7 des Reglements). 
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Was zu einer „ordbnungsmäßigen” Quittung gehört, wird in der Poſtſpar— 
faffenordnung vorgeihrieben ($ 45 Nr. 3) und in den Sparbücern erfichtlich 
gemacht werden. Für mweientlich ſoll nur der augenfälligfte und zugleich für die 
Kontrole wichtigite limftand, die Verwendung eines entiprechenden Martenbetrages, 
erklärt werden. Daraus, daß die anderen Erforderniſſe der Quittungsform (Ab— 
ftempelung, Unterfchrift des Beamten 2c.) nicht beobachtet find, foll für den 
Sparer fein Nachtheil erwachſen. 

8 10 Abjag 1. Die über den Beginn des Zinslaufs getroffene Be: 
jtimmung entipricht dem bei den beitehenden deutichen Sparkaſſen üblichen Recht. !) 

$ 11. Heberiteigt ein Guthaben in Folge des Anwachſens der Zinien oder 
fonft den Höchſtbetrag von 800 #4, fo joll nur noch die Summe von 800 M. 
verzinst werben, damit der Sparer Anlaß nehmen möge, Tein Guthaben entipres 
chend zu ermäßigen. Selbitverftändlich dauert die Verzinfung des Betrages bis 
einichließlid 100 .# fort, wenn auch in Folge deilen dad Guthaben über Diele 
Summe hinaus anwachſen jollte 

Sind für eine Perſon zuläffigerweife (88 7 und 28 Abj. 3) mehrere Spar: 
bücher ausgeitellt, jo werden die Einlagen auf jedes berielben bis zur Höhe von 
800 «A verzinit. 

Sind dagegen für diejelbe Perion mehrere Bücher ausgefertigt, obwohl 
einer der geleglichen Ausnahmefälle nicht vorlag, jo kann an fid ein Recht auf 
Verzinfung nur Hinfichtlic) der auf das ältefte Buch bewirkten Einlagen anerfannt 
werden, da die Ausfertigung der jüngeren Bücher dem Gelege zuwider geichehen 
iſt. Indeß würde die ftrenge Durhführung dieſes Sages zu Unbilligteiten führen, 
wenn der Sparer bei der Ausitellung des jüngeren Buchs von dem Vorhanden— 
jein des älteren Kenntniß hatte, auch nicht davon Kenntniß haben mußte. Dies 
fann 3. B. eintreten, wenn das ältere Bud auf Antrag des Vormundes aus— 
geitellt, da3 jüngere vom Mündel jelbft genommen worden ift. In diejen Fallen 
fol das Vorhandenjein de3 älteren Buchs die Verzinfung der Einlagen auf das 
jüngere Buch nicht hindern. Dod muß mit NRüdficht auf die über den verzins— 
lichen Höchſtbetrag getroffenen Vorfchriften auch im Falle des guten Glaubens 
daran feitgehalten werden, daß nicht mehr als zujanımen 800 ‚Ab. verzinit werden, 
wobei natürlih das Guthaben auf das ältere Buch vorgeht und von dem Gut: 
haben auf ein jüngere® Buch nur foviel verzinslich ift, als das älter: Bud 
hinter 800 M zurüdbleibt. 

$ 12. Der Endpunft de3 Zinslaufs kann entweder nad dem Tage 
der Kündigung oder nah den Tage der Nüdzahlung oder nad dem Ablaufe 
der Kündigungsfriſt beitimmt werden. Gegen den Tag der Kündigung?) ſpricht, 
daß der Stündigende an dieſem mod nicht in der Lage ift, über den Betrag zu 
verfügen, gegen den Tag der Rüdzahlung?), daß das Reich bereit8 vom Ablauf 
der Kümdigungsfrift an das Geld zur Verfügung des Sparer halten muß. Der 
Ablauf der Kündigungsfriit muß daher für das Ende des Zinslaufs enticheidend 
fein, jofern nicht die Auszahlung vor dem Ablauf der Friſt erfolgt. Entiprechend 


) Schmidt und Brämera. a D. ©. 266, 441; Statut der ſtädtiſchen Spartajie 
zu Berlin $ 4, der Sparkaſſe für den Kreis Teltow 8 8 21, Reglement für die Sparkaſſe der 
Rreuiichen Rentenverficherungs: Unjtalt $ 7. — Ebenjo England und Schweden; da- 
gegen lajien Belgien, Stalien, — Frankreich, Dejterreich den Zinslauf 
mit dem auf die kinzahlung folgenden 1. oder 16. Monatstage beginnen. Bgl. die Anlage. 

2; England, Deiterreich. Bgl. die Anlage. 

s, Belgien, Italien, Holland, Frankreich, Schweden. — Vgl. die Anlage. 

Ferner Statut der Sparkaſſe des Kreijes Teltow $ 21. 
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der Vorichrift des 8 10 Abi. 1 iſt der legte Tag des vorhergehenden Monats 
als Endpunkt der Verzinſung bezeichnet.') 
8 13. Soweit nicht durch Zurückziehung eines ganzen Guthabens die 
Feſtſtellung der aufgelaufenen Zinſen früher nöthig wird, ſoll eine 
Berechnung derſelben zugleich mit der Kapitaliſirung nach Ablauf der Rechnungs— 
periode erfolgen. Das Recht des Sparers, alljährlich die Zinſen abzuheben, 
wird dadurch nicht beeinträchtigt, da er einen entſprechenden Theil ſeines Gut— 
habens, auch ſoweit es aus zugeſchriebenen Zinſen beſteht, jeder Zeit rück— 
fordern kann. 
Die jährliche Feſtſtellung und Kapitaliſirung der Zinſen iſt bei den meiſten 
der in Deutſchland beſtehenden Sparkaſſen Rechtens.“) Dasſelbe gilt von der 
Vorſchrift, daß Bruchtheile einer Mark nicht verzinſt werden;“) der den Sparern 
aus der Verzinſung noch kleinerer Beträge erwachſende Vortheil würde zu der 
Mühe der Berechnung in keinem Verhältniß ſtehen. 
Während aber die deutſchen Sparkaſſen den Zeitpunkt der Zinſenfeſtſtellung 
meiſt an den Schluß des Kalenderjahres legen, hat der Entwurf als Rechnungs— 
periode das Etatsjahr bezeichnet, weil der jührliche Rechnungsabſchluß der Fonds— 
verwaltung, in weldem das Zinsguthaben der Sparer als Schuld zu ericheinen 
hat, wegen des Zulammendpanges ihres Gtat3 mit dem Neichshaushalts-Gtat 
($ 43) zu den durch den legteren gegebenen Zeitabichnitten erfolgen muß. 
$ 14. Der Zinsfuß der in Deutichland beitehenden Sparkaſſen ift nad 
den örtlichen Verhältniſſen außerordentlich verfchieden. In Preußen allein ſchwankt 
er zwiichen 2 Prozent und 6?/, Prozent.) Nach einer im Jahre 1884 auf 
Grund amtlicher Grmittelungen bewirkten Zufammenftellung gewähren von den 
im Neich3-Poftgebiet und im Sönigreihb Württemberg vorhandenen öffentlichen 
Sparfajien: 
4,41 Prozent mehr ald 4 Prozent Zinien, 
40,1, Prozent 4 Prozent Zinien, 
31,75 Prozent weniger als 4, mindeitend 31/, Prozent Zinfen, 
15,95 Prozent weniger ala 3*/,, mindeitens 3'/, Prozent Zinien, 
7,30 Prozent, weniger als 3’, Prozent Zinien. 

Mehr als drei Viertel aller Sparfaffen geben alſo 3"/, und mehr Prozent Zinien. 

Bei der jegigen Lage des Geldmarktes wird das Neid den Zinsſatz von 
3 VBrozent nicht überichreiten fönnen.?) Alndererieits wird es aber hinter dem: 
jelben umfoweniger zurüdzubleiben brauden, als Franfreih und Belgien bei 
ähnlichen Geldverhältniiien -im Poftiparverfehr 3 Prozent gewähren. Wenn die 
Fondsverwaltung die Sparfaliengelder nicht blos in Staatöpapieren, fondern auch 
in Hypotheken, Meliorationsdarlehen, Lombard anlegen darf, fo wird fie ohne 
Schwierigkeit eine Verziuſung ihrer Kapitalien mit 4 Prozent erreihen. Dann 
bleibt nad) Abzug der durh Mitwirkung der Poſt entjtehenden Koſten ſowie der 


1) Statut der jtädtiihen Sparkajie zu Berlin $ 4, Reglement für die Sparfajie der 
Freußiihen Rentenverlicherungs=Anitalt * 7 

Schmidt und Brämer a. a. ©. ©. 269, 384, 441; Statut der jtädtiihen Spar: 
kaſſe ne Kreiſes Teltow $ 22. 

Statut der jtädtiichen Spartafje in Berlin $ 4; die Älteren Statuten bejtimmen jogar 
meilt, dah Thalerbrüche nicht verzinit werden: Statut für die Sparfafje des Kreiles Teltow 
8 20; Shmidt und Brämer a. a. O. ©. 265. 

2 Statijtif der preußiichen Spartajien ln 1882 in der Zeitichrift des Königlich preußi— 
ſchen Statijtiihen Bureaus, ‚Jahrgang 1884. 
®) Wegen des Zinsfuhes der ausländischen Poſtſparkaſſen vergl. die Anlage. 
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Koſten der Fondsverwaltung und nad) Beſtreitung der den Sparern zu gewähren— 
den 3 Prozent Zinſen ein ausreichender Betrag für den Neiervefonds übrig. 

Sit aber eine Verzinfung zu 3 Prozent möglich, jo iſt fie auch noth— 
wendig, da das Neid) den armen Leuten, denen es bei der Anfammlung von Er: 
iparnifien behülflich fein will, einen jo hohen Zinsiag zu gewähren ſuchen muß, 
als eine vorjihtige Finanzverwaltung irgend erlaubt. 

Wegen der möglichen Nenderungen im den Gelbverhältniffen muß die Bes 
fugniß zur Ermäßigung dieſes Zinsfußes mit Wirkung für die dann vorhandenen 
Guthaben ($. 47) vorbehalten bleiben. Eine jolde Ermäßigung fann plöglid und 
zu einer Zeit nothwendig werden, in welcher der Reichstag nicht verjammelt ift. 
Sie ſoll daher nicht des Gejeges bedürfen, jondern durch Staiferliche Verordnung 
nit Zuftimmunng des Bundesrathes erfolgen fünnen. Falls der Zinsfuß einmal 
unter 3 Prozent herabgejegt fein jollte, ift eine Erhöhung deöjelben bis auf 
3 Prozent nad der Faſſung des Paragraphen ebenfalls im Verordnungswege 
itatthaft. Dagegen joll eine Erhöhung des Zinsfußes über 3 Prozent nur durch 
Geſetz geihehen können. 

$ 15. Die Statuten der deutſchen Sparkaſſen jowohl’) wie die ausländiſchen 
Boitiparfafiengejeggebungen?) haben die Rückzahlungen meist von einer vorhergehenden 
Kündigung abhängig gemadt, deren Friften höchſt mannigfaltig und nad) der 
Höhe des zurüdzahlenden Betrags verichieden abgeftuft find. Eine Kündigungs— 
frijt wird ſchon um deöwillen nicht zu entbehren fein, weil in der Regel erit durch 
Rückfrage bei der fontoführenden Behörde feitgeltellt werden muß, ob der Kündi— 
gende wirflid” noch ein entiprecheudes Guthaben befigt; außerdem liegt es im 
Intereſſe der Sparer jelbft, daß die Zurüdziehung, wenigitens der höheren Be: 
träge, nicht gar zu leicht gemadjyt wird. Indeß wird e3 fich zur Vereinfachung 
empfehlen, im Gefege nur eine Art von Frift feftzufegen und diefe nicht allzu— 
lang zu bemefjen. Der Entwurf ichlägt vier Wochen vor; dieje Friſt ericheint 
vom Standpunkte der Fondöverwaltung aus geboten, damit auch in fchwierigen 
Zeiten den Anſprüchen der Sparer genügt werden fann. 

Für gewöhnliche Zeiten, in denen die Auszahlungen aus ven laufenden Ein: 
zahlungen beitritten werden können, befteht nicht die Abjicht, den Ablauf der Frift 
in allen Füllen zu erwarten. Bielmehr behält ſich das Reich vor, ſchon vor Ab: 
lauf der Hündigungsfrift dem Kündigenden die geforderte Summe bereit zu ftellen, 
tie dies auch feitens der in Deutichland bejtehenden Sparkaſſen geihieht. Sodann 
iſt im Intereffe der arbeitenden Bevölkerung der Erlaß von Beitimmungen vor: 
gefehen, wonach für fleine Beträge — bis zu 100 Je — die Kündigungsfrift 
verfürzt oder von ihrer Einhaltung überhaupt abgejehen werden, die Rüdzahlung 
aljo unmittelbar nad der VBorlegung des Sparkaſſenbuchs erfolgen fann Die 
entiprechende Beitimmung ift nicht Schon durch das Geile getroffen, ſondern ber 
Ausführungsverordnung vorbehalten, weil wegen der mit der jofortigen Rück— 
zahlung verbundenen Gefahr der Verwerthung gefälichter Bücher mit diejer Ein 
rihtung nicht jofort im ganzen zuläffigen Umfange, fondern allmählid vorgegangen 
werden joll. 

Eine Verlängerung der Kündigungsfriſt kann nöthig werden, wenn in Fällen 
des Krieges oder wirthichaftlicher Krifis ein allgemeiner Andrang der Sparer die 





) Schmidt und Brämer a. a. O. S. 272 ff., 386, 459; Statut der ftädtiichen Spar: 
kajie zu Berlin $ 9; Statut der Sparkalje für den Kreis Teltow $ 28; Reglement für die 
Sparkaſſe der Preußiſchen Rentenverfiherungs:Anjtalt 58 6, 10, 

2) Vergl. die Anlage. 
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Verwaltung mit großen Rüdforderungen bedroht. Für diefen Fallift eine Ausuahme 
bis zur Dauer von ſechs Monaten geitattet.') Wegen des Inkrafttretens einer 
jolhen Verordnung vergl. $ 47. Beträge bis zu 100 Ab. find von dieſer Bor: 
ſchrift ausgenommen, weil den fleinen Leuten in wirthichaftlich ungünitigen Zeiten 
nicht jeder Rüdgriff auf ihr Erſparniß verjagt werden fann. 

Bei jeder Kündigung muß zur Verhütung von Mißbrauch das Sparbuch 
vorgelegt werden. Daß fie auch bei einer anderen als derjenigen Poſtanſtalt, 
welche das Bud ausgeftellt hat, erklärt werden kann, ijt bereits zu $ 2 hervor: 
gehoben. 

8 16. Der Kündigende fann die Auszahlung bei jeder beliebigen Poſt— 

anftalt innerhalb des Reichs fordern. Die Vorlegung des Buchs ift behufs Ab: 
Ihreibung des zur Auszahlung fommenden Betrags erforderlih. Bei Auszahlung 
des ganzen Guthaben® wird dad Buch zurüdbehalten. Daß Theilauszahlungen 
nur in auf volle Mark abgerundeten Beträgen geleiftet werden, findet in der 
rehnungsmäßigen Vereinfachung, welche dadurch entiteht, feine Rechtfertigung. 
S 17. Bereit3 das preußiihe Sparkaſſen-Reglement vom 12. Dezember 
1838 (Gejet-Sammlung von 1839, Seite 5) hatte unter Nr. 14 den Kommunen 
geitattet, in die Statuten zu errichtender Sparfaflen die Beitimmung aufzunehmen, 
daß jedem Inhaber des Sparkaſſenbuchs der Betrag ohne weitere Legitimation, 
d. h. ohne den Nachweis feiner Identität, Handlungsfähigfeit und Berechtigung, 
werde ausgezahlt werden. Won diejer Befugniß ift in dem unter der Herrichaft 
des Reglements abgefakten Sparkaflenitatuten umfaffender Gebrauch gemacht?) 
und auc außerhalb jeines Geltungsbereich ſowie in älteren Sakungen findet 
ih eine entiprehende Beitimmung regelmäßig vor,’) jo daß es als gemeines 
Recht der in Deutfchland beitehenden Sparkaſſen gelten fann, dat eine Verpflichtung, 
die Legitimation des Buchinhaberd bei Kündigungen oder Auszahlungen zu prüfen, 
nicht beiteht. Dieſer Zuftand hat ſich notoriſch bewährt. 

Eine Beranlaffung zu abweichenden Beitimmungen, welche freilich in aus— 
ländiihen Poſtſparkaſſengeſetzgebungen enthalten find,*) liegt um jo weniger vor 
als die Verbindung des Sparverfehr3 mit den Poſtanſtalten eine Erichwerung, wie 
fie die ftreng durchgeführte Pflicht der Lenitimationsprüfung enthält, niht wün— 
ſchenswerth ericheinen läßt. Gerade die Eleinen Leute find am wenigſten vorbe— 
reitet, einen überzeugenden Perſonenausweis zu führen. Er würde beionders ſchwer 
zu erbringen jein, jobald der Sparer außerhalb jeines Wohnort3 Abhebungen 
auf jein Guthaben bewirken wollte. 


Es joll deshalb weder bei der Kündigung, noc bei der Auszahlung eine 
Prüfung der Legitimation des Buchinhabers erfolgen müſſen, vielmehr durd 
Auszahlung an den leteren das Reich befreit werden. 


N Für folhe Fälle.jegen ferner längere Friiten: Holland, Gej. Art. 14 Ubi. 2 (bis 
6 Monate), Frankreich, Gef. Art. 12 (I4tägige Abzahlungen von mindeitens 50 Fres.. 

7, Statut der jtädtiihen Sparkaſſe zu Berlin $ 11; Statut für die Sparkaſſe des Kreijes 
Zeltow $ 25, Reglement für die Sparkaſſe der Preufifchen Nentenverfiherungsd-Anitalt_$ 17. 

” 3. B. Vorſchriften über die Einlagen ıc. bei der Sparfajie in Bremen $ 3, Statut 
der Sparkajie zu Weimar $ 8; Bedingungen der Sparkafje des Aachener Bereins zur Be 
förderung der Arbeitjamkeit Art. 20. 

9 Belgien, Inſtruktion $49; Holland, Ausführungsverordnung $ 19; Oeſterreich, 
Turhführungsverordnung $ 16; Schweden, Gej. $ 10; England ift faum noch hierher 
zu rechnen: nach Regnlations $ 15 joll zwar die Verjonenidentität geprüft werden, wenn 
aber an einen Buchinhaber, der ſich fälſchlich als Einleger präjentirt, gezahlt wird, trifft die 
Verwaltung feine Haftung. 
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In der That ift die aus einer Entwendung des Buchs herzuleitende Gefahr 
nicht allzu groß. Handelt es ſich um höhere Beträge, jo muß eine Kündigung 
vorhergehen: dieſer folgt eine Auszahlungsanweilung, welde dem Sparer, auf 
deiien Namen das Konto lautet, ind Haus gejandt wird. Dieje ift bei der Aus- 
zahlung vorzulegen. Der Unberechtigte, welcher gekündigt hat, kann alio die 
Abhebung in der Regel gar nicht bewirken. Bei der Auszahlung kleiner Beträge, 
welche ohne Kündigung erfolgen fann, läßt fich Dadurch vorbeugen, daß den Beamten 
initruftionell aufgegeben wird, fid) vor der Auszahlung thunlichft zu überzeugen, 
ob der Buchinhaber auch identisch mit dem Sparer ift. Da es zur Sicherheit 
der Sparer nöthig ift, daß in dieſer Hinficht im ganzen Neiche diejelben Grund: 
ſätze beachtet werben, fo iſt es der Sparfaflenordnung vorbehalten, zu beitimmen, 
inwieweit dad Recht der Legitimationsprüfung ausgeübt werden joll ($ 45 Nr 4). 
Derfelben fteht es damit auch zu, Vorichriften darüber zu erlaflen, inwieweit die 
Auszahlung nur unter Prüfung der Legitimation erfolgen fol, falls bei der 
Verwaltung ſeitens des Sparerö oder jeines geieglichen Vertreters gegen Die 
Auszahlung Proteft erhoben iſt. Nur das ilt hier nochmal& zu betonen, daß 
auch, wenn der auszahlende Beamte eine derartige inftruftionelle Vorſchrift ver— 
nadhläßigt und fahrläßig oder jelbit willentlih an einen nicht legitimirten Buch— 
inhaber zahlt, dennod) das Reich dem Sparer gegenüber durd die Zahlung befreit wird. 

$ 18. Damit dad Neich nicht ungemeflene Zeit das Geld zur Verfügung 
des Kündigenden zu halten genöthigt fei, iſt vorgeichrieben, daß die Abhebung 
binnen einer Woche nad) dent Ablaufe der Kündigungöfrift zu erfolgen hat. Dieier 
Zeitraum ift ausreichend, da die auf die Kündigung zu erlaflende Anweilung zur 
Abhebung des Geldes dem Sparer in der Regel umgehend, aljo lange vor Ablauf 
der Hündigungdftift zugehen wird. Grhebt er die Summe nicht innerhalb der 
Frift, jo kann er die Auszahlung derfelben erit nach erneuter Kündigung verlangen. 
Inzwiſchen wird ber Betrag als neu eingezahlt behandelt, d. h. nachderı feine Ver: 
zinſung mit dem Tegten Tage des dem Ablaufe der Kündigungsfriit vorangegangenen 
Monats aufgehört hat, beginnt fie erit wieder mit dem eriten Tage des Monats, 
welcher auf die an den Ablauf der Kündigungsfrift fich anichließende Woche folgt. 

$ 19. Bei der Verichiedenheit der in den einzelnen Bundesitaaten geltenden 
bürgerlichen Rechte ericheint e3 nicht überflüffig, nach dem Vorgange des 8 12 
des Moftgeießed vom 28. Oftober 1871 (R.G.-Bl. ©. 347) das Neid ausdrück— 
fih gegen Shadenanjprücde zu wahren, welche auf Grund eines Verjhuldens 
jeiner Beamten von den Sparern erhoben werden möchten. Mehr als Kapital 
und Zinien jollen die Sparer vom Reiche nicht fordern fünnen. Damit find vor 
Allem Schadenerjagforderungen im Falle verzögerter Rüdzahlung abgeichnitten. 

$ 20. Die ausländiihen Poſtſparkaſſengeſetzgebungen enthalten durchweg 
Vorichriften, durch welche die Umwandlung ber Sparguthaben in Staats— 
ihuldverjhreibungen begünftigt wird, die für den Sparer erworben werden. 
Sie legen ſämmtlich der Verwaltung die Pflicht ob, auf Antrag der Sparer aus 
den Mitteln ihres Guthabens Staatöpapiere bezw. eingeichriebene Staatsihuld 
für fie zu erwerben; die meilten ermächtigen die Verwaltung daneben, auch ohne 
Antrag den den zuläfligen Höchitbetrag überfteigenden Theil der Sparguthaben 
in Staatsihuldverichreibungen bezw. eingeichriebene Schuld umzumandeln. Faſt 
alle Verwaltungen befaflen fih außerdem mit der Aufbewahrung der angeichafften 
Effekten und der Zingeinziehnng für die Sparer.) 


’, Belgien, Gel. v. 16. März 1865 Art 25, 26 (auf Antrag und von Amtswegen, 
verwaltet die angelauften Werthe); Jtalien, Gef. Art. 7, Reglement 47 (nur auf Antrag, 
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Der Entwurf Ichließt fich jenen Beſtrebungen inſoweit an, als er eine Im: 
wandlung auf Antrag zuläßt. Die Anschaffung von Schuldverichreibungen des 
Reichs oder eines Bundesitaates aus den Mitteln der Sparguthaben liegt ſowohl 
im Interefie des Neichs, weil dasjelbe um den entiprechenden Betrag von jeiner 
finanziellen Verantwortung entlaftet wird, als in den des Sparer, da diejer nun 
mehr höhere Zinjen genießt, al3 die Spareinlage ihm bradte. Won einer Um— 
wandlung von Amtöwegen im Falle einer Weberichreitung des zuläffigen Höchſt— 
betrages der Einlage hat der Entwurf abgeiehen, weil es geboten jchien, auch 
den Schein zu vermeiden, als wolle das Neich die Unbemittelten irgendwie nöthigen, 
an Stelle der auf einen feiten Geldbetrag lautenden Forderung eine folche, deren 
Werth durd den jeweiligen Stursitand bedingt ift, anzunehmen. Die Sparer ver: 
den ſich ohnehin dadurch, daß der den Betrag von 800 M liberjteigende Theil 
ihres Guthabens nicht verzinit wird, veranlaßt ſehen, denselben zurückzuziehen. 
Eine von Amtöwegen erfolgende Umwandlung der einen gewiſſen Höchitbetrag 
überjchreitenden Summe war jchon durd) $ 12 des preußischen Sparkaſſen-Reglements 
vom 12. Dezember 1838 angeordnet. Daß diefe Vorschrift in Weientlichen ein 
todter Buchltabe geblieben ift, fich in dem neueren Statuten preußiicher Sparkaſſen 
überhaupt nicht findet,') ift ein Beweis dafür, daß ein Bedürfniß zu ihrer Ein: 
führung bier nicht beiteht. 

Mit der Aufbewahrung der Schuldverjchreibungen foll die Verwaltung um 
deswillen nicht befaßt werden, weil für dieſen Zweck geeignete Stellen bereit in 
den Organen der Reichsbank beitehen. 

Für die Ausführung des Antrages auf Umwandlung find Gebühren zu er- 
heben , weil ſonſt die Poitiparkaileneinrihtung zu Manipulationen mißbraucht 
werden fönnte, welche ihrem Zwecke fremd jind. 

Nah $ 33 ift es auch ftatthaft, für die Sparer, wenn fie es wünſchen, 
Forderungen, welde in einem Staatsihuldbud eingetragen find, ohne 
dag eine Ausfertigung von Schuldtiteln ftattfindet, zu erwerben. In dieſem Fall 
ift eine Aushändigung von „Schuldverichreibungen“ nicht möglid. Es foll 
nicht ausgeihlofjen fein, dab den Sparern eine entiprechende Betheiligung 
an dem zu Gunften der Zentralfondsverwaltung in einem Staatsſchuldbuche be: 
wirkten Ginichreibung überlaffen und die Zinseinziehung für die Sparer unter 
Ueberweijung ber Zinien auf ihr Sparguthaben bejorgt wird.?) 

So oft eine Umwandlung des Sparguthaben in eine Schuldverichreibung 
oder in eingejchriebene Schuld ftattfindet, tritt Hinfichtlich der Abichreibung des 
entiprechenden Theiles des Guthabens im Sparbuches und des Aufhörens der 
Berzinjung dasjelbe Verfahren ein, wie wenn eine Abhebung auf das Guthaben 
nad) vorgängiger Kündigung erfolgt wäre. 

Die Feltitellung der näheren Cinzelbeiten des Verfahrens, insbeſondere des 
Antheild, welchen die Fondöverwaltung und die Poitbehörden daran zu nehmen 
haben, ijt dem Bundesrath überlafien. 


verwaltet die Werthe); England, Geſ. vom 7. September 1880 Urt. 3 (nur auf Antrag, 
verwaltet die Werthe); Frankreich, Gej. Art. 7 und 9 Injtruftion Art. 222, 426 (auf 
Antrag und von Amtöwegen, verwaltet die Werthe); Oeſter reich, Gef. Art. 11, 12 (auf 
Antrag und von Amtswegen, verwaltet die Werthe); Schweden: Geſ. $ 17 (nur auf An- 
trag). 

N Bal. z. B. das Statut der ftädtiichen Sparkaſſe zu Berlin, das Statut der Sparkaſſe 
für den dei Teltow und das Neglement für die Sparkaſſe der Preußiſchen Rentenverficher- 
ungs⸗Anſtalt. 

) Es iſt dies im Weſentlichen die belgiſche Einrichtung der carnets de rente gemäß 
$ 34 des Gef. v. 16. März 1865 und der Bonn v. 13, Februar 1875. 
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8 21. Falls Sparbücder geraume Zeit hindurch bei der fontoführenden 
Behörde nicht zur Vorlage gelangen, können Abweichungen zwiichen den Eintrag— 
ungen in ben Büchern und den Buchungen in dem von der Verwaltung geführten 
Konto jahrelang unentdedt bleiben, bis jchließlich nicht mehr aufzuklären ift, auf 
welcher Seite der Fehler liegt und welcher Beamte dafür verantwortlich zu machen 
iſt. Dieſe Gefahr wird dringend, wenn wie für den Poftiparverfehr Tauiende 
pon Eleinen Annahmeitellen beitehen, deren jede für fich das Reich zu verpflichten 
vermag, ohne daß dem lesteren eine vollfommen jichere Kontrole zu Gebote iteht. 
Alle Boitiparfafiengefeßgebungen haben deshalb die jährlihe Ginreihung der 
Sparbüder bei der fontoführenden Behörde für nothmwendig gehalten und den 
Sparern zur Pflicht gemacht.?) Gleiche Beitimmungen haben die Gemeindeiparfafien, 
welche jih ausmwärtiger Nezepturen bedienen, erlaffen. Zur Durchführung diefer 
Mahregel wird nicht blos die dffentlihe Aufforderung der Sparer, die Bücher 
einzureichen, beitragen, Sondern es wird bei den jäumigen noch durch beiondere 
Grinnerungen nadzubelfen fein, die 3. B. feitens der Briefträger gelegentlich 
ihrer Beitellgänge angebradht werden fönnen. Die Beläftigung der Sparer ift 
um deswillen nicht groß, weil fie ohnehin ihr Buch behufs Gutichrift der Zinien 
einreihen müſſen und letztere gleich bei jener Gelegenheit erfolgen wird. 

Weshalb für die Kontoführung im Reichs-Poſtgebiet die Ober: Boitdireftionen, 
in Württemberg die von der Landesverwaltung mit deren Gejchäften betrauten 
Behörden in Ausficht genommen find, ift zu V der allgemeinen Begründung 
dargelegt. 


Behält der Sparer da3 mit dem Feſtſtellungsvermerk verjehene Buch drei 
Monate lang ohne Wideripruh, jo wird aus jeinem Schweigen der Wille zu 
folgern fein, das Nechtöverhältnig zum Neiche auf Grund des Vermerks fort: 
zufegen. Der letztere foll deshalb dann als anerkannt gelten. 

Ebenſo joll der Sparer, welcher die Cinreihung des Buchs verläumt, die 
in ben Büchern der fontoführenden Behörde bewirkte Feititellung als richtig gegen 
ſich gelten laflen, weil die legtere durch fein Verſchulden verhindert ift, rechtzeitig 
eine etwaige Abweichung derielben vom Inhalte des Sparbuchs aufzuklären und 
zu befeitigen.?) 

Selbitredend wird eine von Amtswegen erfolgende Berichtigung etwaiger 
bei der Kontoführung eingetretener Irrthümer weder im alle des Abi. 2, nod) 
in dem des Abi. 3 ausgeſchloſſen fein, fofern eine folche zur Zeit der Entdeckung 
ohne Schaden für die Poſtkaſſe bezw. den Fonds möglich ift. j 

MWegen der Einzelheiten joll die Poſtſparkaſſenordnung Beſtimmung treffen 
($ 45 Nr. 5). 

8 22. Der Abi. ı ift der Vorjchrift des 8 13 des Gefeges über das Pojit- 
weien des Deutihen Reiches vom 28. Oftober 1871 (R.-G.:Bl. ©. 347) nad: 
gebildet. Der Abi. 2 rechtfertigt fi durh die Erwägung, daß bei etwaigen 
Prozeſſen leicht die Vorlegung der Bücher der fontoführenden Behörde noth: 
wendig werben fann und eine Verſendung derielben an einen anderen Ort mit 
den erheblichiten IUnzuträglichkeiten verbunden wäre. Durh Abi. 2 wird ind 


"; England, Regulations $ 11: Belgien, Verordnung vom 16. Mai 1881 Art. 9; 
Stalien, Reglement Art. 35, 36; Holland, Ausführungsverordnung Art. 20; Frank 
reich, Inſtruktion Art. 229 ff.; Defterreidh, Durdführungsverordnung $ 19; Schweden, 
Geſetz $ 13. 

Ebenſo: Schweden, Gejep $ 13: Belgien (Berordnung vom 16. Mai 1881 
Urt. 9) droht als Rechtsnachtheil den Verluſt der Zinſen für das abgelanfene Jahr an. 
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beſondere der Gerichtsſtand des Erfüllungsortes ($ 29 der Zivilprozegordnung) 
ausgeichlofien. 

Ss 23. Während das preußiice Sparkaflenreglement und die unter jeiner 
Herrichaft entitandenen Statuten!) die Verzinſung bes Guthabend aufhören 
lajien, wenn der Sparer ſich 30 Jahre lang bei der Kaſſe nicht meldet, enthalten 
die meisten der ausländiihen Boitiparkajiengeiege?) die Vorſchrift, daß das Gut: 
haben zu Gunsten der Kaffe verfällt, wenn binnen einer gewillen Friſt — 
meiſt 30 Jahre — feine Einzahlungen oder Auszahlungen auf das Bud) ftatt- 
gefunden haben. Der Entwurf geht davon aus, daß, wenn ein Sparer längere 
Zeit hindurd in feiner Weile fih um fein Guthaben befümmert, die Verwaltung 
annehmen fann, er habe dasjelbe im Stiche gelafien, und daß fie jich in dieſem 
Falle nicht der Mühmwaltung der Zinjenberehnung und Stontenführung mehr zu 
unterziehen braudt. Die Friſt iſt nach Maßgabe der Wichtigfeit des in Frage 
ttehenden Intereſſes verichieden bemeſſen; zunächſt fol nah 10 Jahren der Zins: 
lauf erlöichen, nad weiteren 30 Jahren erſt das Guthaben verfallen. Ohne 
eine derartige Beſtimmung würden für längit vergeflene, vielleicht äußerft gering: 
fügige Sparguthaben Jahrzehnte lang vergeblich Zinien berechnet werden und bie 
stonten über diejelben unbeichränft aufbewahrt werden müſſen. 

Damit den Sparern in feiner Weile zu nahe getreten werde, ift vorge: 
jchrieben, eritens daß jchon die Einreihung des Buchs zur Prüfung und Zinſen— 
gutichrift den Friſtenlauf unterbricht, zweitens dat mit Ablauf der erſten zehn 
Jahre der Sparer, eventuell durch öffentlihe Belanntmahung, an das Erlöſchen 
des Zinjenlaufs erinnert wird; endlich daß eine nad) Ablauf der zehn Jahre 
eintretende den weiteren Friſtenlauf unterbrechende Thatſache auch die Verzinſung 
wieder eintreten läßt. Bei dieſen Schugbeitimmungen ift eine Schädigung bered)- 
tigter Intereſſen nicht zu befürchten. 

Daß durh die Vorjchriften diefes Paragraphen die Anwendung der landes— 
rechtlihen Werjährungsgeiege auf die Forderung der Sparer an Hauptjummen 
und Zinjen ausgeichloffen ift, wird eines beionderen Ausdruds im Gelege nicht 
bedürfen. 

$ 24. Wenn bei der Verwaltung die Anzeige von dem Abhandenkfommen 
oder von der Vernichtung eines Poſtſparbuchs eingeht, ift fie nicht in der Lage, 
für den Sparer ohne Weiteres ein neues Buch an Stelle des angeblich ver: 
lorenen auszufertigen. Da der Befiger des neuen Buchs nah $ 17 zur Rüd- 
forberung des Guthabens berechtigt wäre, fünnten wohlerworbene Rechte Dritter, 
welche alö NRechtönachfolger des Sparers in den Bejig des älteren Budys gelangt 
find, verlegt werden. Es bedarf vielmehr vorher einer Kraftloserflärung 
de3 als verloren bezeichneten Buchs und Diele jegt ein Aufgebotöverfahren vor— 
aus.) Für dasjelbe haben die VBorjchriften der 88 823 ff., 837 ff. der Zivil: 
prozeßordnung zum Vorbilde gedient. Weſentliche Abweichungen davon find nur 
folgende: das Aufgebot ift nicht dem Gerichte, ſondern der fontoführenden Be: 
hörde übertragen; wo beim gerichtlichen Aufgebot die eidliche Verſicherung der 
Wahrheit verlangt wird, ift hier nur eine Verfiherung an Eidesftatt erfordert; 
die Aufgebotsfrift ift auf drei, nicht auf ſechs Monate beitimmt; Die vorge: 


!) Reglement vom 12. Dezember 1838 Wr. 16; Statut der jtädtiichen Sparkaſſe zu 
Berlin $ 6: Statut für die Sparkalie des Kreijes Teltow $ 22; Neglement für die Spar: 
fajie der Preußischen Rentenverliherungsanitalt $ 7. 

? Belgien, Gejep vom 16. März 1865 Art. 36; Jtalien, Sejeg Art. 10; Holland, 
Geſetz Art. 17; Schweden, Geſetz $ 14; lepteres jegt die Friſt auf nur 10 Jahre feit. 
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jchriebene Bekanntmachung des Aufgebots braucht durch die Zeitungen nur im 
Auszug und einmal, nicht dreimal, zu erfolgen. 

Dieje Erleichterungen und Bereinfachungen find dazu beitimmt, den Verlierer 
unter den einfachiten Formen und jobald dies bei der gebotenen Nüdjicht auf 
mögliche Rechte Dritter irgend zuläfig ift, in den Bejig eineö neuen Buchs zu 
jegen und zugleich die Koften des Aufgebotöverfahrens thunlichit niedrig zu halten. 
Nur weni legteres gelingt, it es durchführbar, von den Sparern Koſten für 
dad Aufgebot nicht zu erheben jondern ihnen -— wie der Entwurf vorihlägt — 
lediglich zur Verhütung von Mißbrauch eine zur Poſtkaſſe fließende mäßige Ge— 
bühr für die Ausfertigung de neuen Buchs zu berechnen ($ 45 Wr. 6). Durch 
den Anſatz von Aufgebotsfoften würden die unbemittelten Sparer hart getroffen, 
ed würde jogar das Aufgebot von Büchern über ganz geringe Guthaben unmög— 
. fi) gemacht werben; dies ericheint umſoweniger angängig, weil gerade bei den 
Angehörigen der ärmiten Klaſſe der Verlust des Buchs ohne ein anzurechnendes 
Berichulden lediglid in Folge der mangelnden Gelegenheit zur sicheren Auf: 
bewahrung eintreten kann. 

$ 25. Wegen der dur die Poftiparfaffeneinrichtung erwachienden Selbit- 
foften jollen das Reich und die betheiligten Poftverwaltungen aus den lieber: 
ihüffen der Fondsverwaltung Befriedigung finden. Dagegen ift die Grhebung 
von Gebühren für den Poſtſparverkehr unitatthaft. da das Neich feinem Zwed, 
den Unbemittelten die Kapitalsbildung zu erleichtern, nicht jelbit entgegenarbeiten, 
überhaupt eine zur Förderung des Wohles der ärmeren Klaſſen beitimmte Ein— 
rihtung nicht als Ginnchmequelle behandeln darf. Deshalb ift als Grundiat 
hingeftellt, daß Gebühren von den Sparern nicht erhoben werden. Die in S$ 20 
und 24 zugelajlenen beiden Ausnahmen bezweden nur, einen möglichen Mißbrauch 
entgegenzutreten. 

Diejelbe Rüdfiht verbietet auch die Belaftung des Poſtſparverkehrs mit 
einer Steuer durch Erhebung eines Stempel: von den ausschließlich für Dielen 
Verkehr beftimmten Urkunden. In derjelben Weile hat das Reich bereit alle 
auf die Führung der Standesregiiter bezüglichen Verhandlungen ($ 16 des Ge 
jegesö vom 6. Februar 1875, R.G.Bl. ©. 23) und alle zur Begründung und 
Abwidelung der Rechtöverhältnifie zwiichen den Berufsgenoflenichaften und den 
Verficherten erforderlichen Urkunden ($ 102 des Unfallverlicherungsgelege® vom 
6. Juli 1884, R.-G.:Bl. ©. 69) für ſowohl gebühren: als jtempelfrei erflärt.') 

8 26. Auch in der Form von Porto jollen Gebühren von den Sparern 
nicht erhoben werden dürfen. Die Bortofreiheit, welde den im Poſtſpar— 
verkehr erfolgenden Sendungen der Sparer gewährt wird, beichräntt ſich auf 
gewöhnliche und eingeichriebene Briefiendungen; ein Bedürfniß, aud für Werth: 
jendungen und Padete den Sparern Bortofreiheit zu gewähren, beiteht nicht, da 
folche ſeitens der legteren im Roitiparverfehre vermieden werden können und jollen. 
Sie betrifft ferner nur Sendungen an die Boftanitalten und die ihnen vorgejegten 
Behörden, nicht auch joldhe an die Fondsverwaltung, weil die Sparer mit diejer 
überhaupt nicht zu verkehren haben. Die von der Boitverwaltung ausgehenden 
Sendungen an die Sparer find übrigens im der Negel nah 8 2 Geſetz vom 
5. Juni 1869 (B.G.Bl. S. 141) und Artikel 2 des Negulativa über Die 
Bortofreiheiten als Dienitiahen der Roftverwaltung portofrei. Entſprechend 


', Ein ſolches ordnen auch das preufiiche Sparkafjenreglement in $ 15 umd mehrere 
ausländiſche Poſtſparkaſſengeſetzgebungen — Deiterreicdh (Gerep Art. 14) und Schweden 
Geſetz $.16) — an. 
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dieſen Beſtimmungen iſt auch die nähere Feſtſetzung der Bezeichnung, von deren 
Anwendung die Portofreiheit der Sparer bedingt iſt, dem Reichskanzler zu über— 
laſſen ($ 45 Nr. 8). 

Für den inneren Pojtverfehr des KHönigreihs Württemberg werden die Bes 
ftimmungen über die Portofreiheit gemäß $ 48 von der zuftändigen Yandes- 
behörde zu erlaſſen fein. 

$ 27. Die nad) $ 5 des Moftgejebes den Beamten der Poitverwaltung 
obliegende Berpflihtung, alle Thatiachen geheim zu halten, welde fie durd 
eine jtattgehabte Korreipondenz amtlih in Erfahrung gebracht haben (Briefge- 
heimniß), Toll ausgedehnt werden auf diejenigen Umſtände, welche im Poſtſpar— 
verfeht, auch ohne daß eine Ktorreipoudenz den Anlaß bot, zu ihrer Kenntniß 
gelangt find. Dahin gehört insbeiondere Alles, was fie aus den amtlichen 
Regiitern, aus der Vorlegung der Bücher bei Ein- und Auszahlungen, über das 
VBorhandeniein der Sparguthaben und deren Höhe willen. Diele Beitimmung 
liegt ſowohl im Bedürfnifle der Verwaltung als im Interefle der Sparer. Die 
eritere faun nicht dulden, daß von den amtlich zur Kenntniß ihrer Beamten 
gelangenden Thatiahen ein Theil weniger ftreng verichwiegen gehalten werde, 
als der andere. Den Sparern aber iſt erfahrungsmäßig jehr häufig daran ges 
legen, daß nicht blos die Höhe ihres Guthabens, ſondern aud) der Umſtand, daß 
jie überhaupt jparen, Dritten gegenüber geheim bleibt ') 

Einer Ergänzung durch beſondere die Beichlagnahme in Strafprozeilen und 
Konkurſen regelnde Rorichriften bedarf die Beſtimmung dieſes Paragraphen nicht. 
Soweit die im Poftiparverfehr ergebenden Sendungen in Frage kommen, finden 
die Vorschriften der $$ 99, 100 der Strafprozeßordnung und des $ 111 der 
Konkursordnung Anwendung. Diejenigen auf das Guthaben des Sparer Be: 
zug babenden, in den Händen der Boftverwaltung befindlichen Schriftitüide, welche 
feine „Sendungen“ darftellen, wie Stonten, Quittungen u. dgl., können im Straf: 
verfahren nur nad Maßgabe des 8 96 der Strafprozehordnung beichlagnahmt 
werden. Das berechtigte Intereile der Sparer an der Geheimhaltung iſt dadurch 
thunlichft gewahrt. Cine Beichlagnahme der Einlagen fann im Strafprozeh 
nicht in Frage kommen, weil dieſe ſich nicht als „Gegenſtände“ im Sinne der 
85 94 ff. a. a. D., jondern als Forderungen daritellen. Endlich wird der Kon— 
furöverwalter den zur Mafle gehörigen Theil der Einlage unbedenklich zu er: 
heben befugt fein, jobald er im Befige des Poſtſparbuchs iſt. Nach $ 107 der 
Konkursordnung iſt er dasjelbe in Beſitz zu nehmen beredtigt. 

$ 28. Das Sparbuch ift ein auf Namen lautendes Legitimationspapier, 
nicht Träger der Forderung.”) Rechte an der legteren können nicht durch Ueber: 
tragung oder Verprändung der Urkunde, jondern ur durch Uebertragung und 
Berpfändung des Anipruchs entitehen.) Da aber zur Yegitimation der Beſitz 
des Sparbuchs unumgänglich nothwendig ift, joll die lebertragung und die 
Verpfändung des Anfpruchs Rechtswirkung gegen Dritte nur erlangen, wenn 
neben dem das Recht an der Forderung begründenden Gejchäft eine Aushändig— 


) Die Geheimhaltung jchreiben auch vor: England, Regulations $ 24, Inſtruttion 
8 16; Italien, Reglement Art. 3; Holland, Ausführungsverordnung Art. 22; Deiter 
reich, Durdführungsverordnung $ 12. 

2, Ber n Enticeidung des Neichsgerihts vom 10. Juni 1882 (Entſch. des R.G. in 
Zivilſa chen 10 ©. 40). 

Ba eenbärg; Lehrbuch des Preuß. Privatrechtö Bd. 2 $ 88 Anm. 4; Entfcheidung 

des Preußiichen Ober-Tribunals von 28. Februar 1562 —— die Rechiſprechung 
des Ober⸗Tribunals in Strafſachen Bd. 2 S. 281). 
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ung des Buchs erfolgt. Wer das Sparbud nit in jeine Hände bekommen 
hat, ſoll Rechte aus der Uebertragung 2c. gegen Andere alö den llebertragenden 
nicht geltend machen fünnen, nad außen hin als verfügungsberechtigt nicht gelten, 
Dies ſpricht Abſatz 1 aus. 

Da bei der Forderung aus einen Sparbuch dad Reich nur dem durch ben 
Befig der Urkunde legitinirten Gläubiger verpflichtet ift, erichien es angemeilen, 
die auf derjelben Vorausſetzung beruhende Vorjchrift des $ 732 der Zivilprozeß— 
ordnung, betreffend die Pfändung von Aniprücen aus indofjablen Papieren 
auf die Pfändung von Sparguthaben für anwendbar zu erklären. Daraus folgt, 
daß auch im übrigen die Zwangsvollftredung in ein Sparguthaben auf dielelbe 
Weiſe wie die Vollitredung in die gedachten Forderungen zu bewirken iſt. 

Der Abſatz 3 fichert die Nechte des Sparers für den Fall, daß der fonto- 
führenden Behörde mit dem Sparbud eine Pfändungs-, Verpfändungs- oder 
Uebertragungsellrfunde vorgelegt wird, welche nicht das ganze Guthaben ergreift. 
An dieſem Falle muß der Sparer in die Lage gelegt werden, über den ihm ver— 
bleibenden Theil des Guthabens zu verfügen. Hierzu bedarf er den Beſitz bes 
Sparbuchs; amdererfeit3 ift die Beliterlangung für den Erwerber oder Pfand— 
gläubiger erforderlih, um zur Ausübung des ihm durch die Urkunde eingeräume 
ten Rechts Dritten gegenübef befugt zu fein. Die Auskunft ift darin gefunden, 
daß das Guthaben in zwei Theile, den von der Pfändung, VBerpfändung, lieber: 
tragung betroffenen und den davon freibleibenden, zerlegt und für eriteren 
ein neues Sparbud; ausgefertigt wird; das alte nur nod über den von ber 
Pfändung 2c. freibleibenden Theil Tautende Buch erhält der Sparer zurüd. Dieje 
Abzweigung fol von dem Sparer aud gegen den Willen des anderen Be: 
theiligten verlangt werden können. 

5 29. Ausnahmen von dem Grundſatz der allgemeinen Betheilig— 
ung der Poſtanſtalten am PBoftiparverfehr laſſen ſich, mit Nüdjiht auf Bes 
jonderheiten in der Einrichtung der Poſtanſtalten, nicht völlig vermeiden, da ein 
zelne Boftanftalten (Bahnpoftämter) für den Verkehr mit dem Publikum über: 
haupt nicht beftimmt, andere an dem Geldverfehr nur in beichräntten Maße 
betheiligt find. Won der Ermächtigung, einzelne Anstalten vom Sparkaſſendienſt 
oder von Theilen desjelben auszuichließen, werden die PBoftverwaltungen aber 
immer nur unter bejonderen Ausnahmeverhältnifien Gebraud machen. 


ll. Die Fondsverwaltung. 


S 30. Bei der allgemeinen Begründung ift unter V dargelegt, weshalb 
e3 gerathen ericheint, die Verwaltung des aus den Spareinzahlungen zu bildenden 
Fonds mit der Berwaltung des Reichs-Invalidenfonds zu verbinden. 

Die regelmäßigen Einnahmen des Fonds beitehen aus den Ginlagen ber 
Eparer und dem durch deren nugbare Anlage zu erzielenden Zinsgewinn, Die 
regelmäßigen Ausgaben in der Verzinfung und Nüdzahlung der Guthaben und 
in den durch den Boftiparfaflendienit und die Fondsverwaltung erwachſenden 
Koſten. 

Die Einnahmen aus den Spareinlagen fließen zunächſt den Poſtverwalt— 
ungen zu; ebenjo werden bie in den Auszahlungen an die Sparer beitehenden 
Ausgaben von der Poit vorgeſchoſſen. Sollten die Auszahlungen nicht blos 
porübergehend die Einzahlungen überfchreiten, jo würden den Pojtverwaltungen 
die zur Beitreitung der Mehrauszahlungen erforderlichen Mittel von der Fonds: 
verwaltung zur Verfügung geitellt werden müffen. Die Friften und Formen, 
in denen die Ginnahmen an die Jondsverwaltung abgeführt und die Auszahl: 
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ungen zur Gritattung angemeldet werben, find durch die fir den Geſchäftsver— 
tehr der Fondöverwaltung zu erlaflenden Borichriften zu bejtimmen ($ 46). Da 
zur Gritattung ftet3 nur der Ueberihuß der Einnahmen über die Ausgaben oder 
umgefehrt zu bringen ift, auch die Ginbürgerung des Giroverfehrs eine Aus: 
gleihung im Wege der Anweiſung ermöglicht, wird die Abführung ber Eins 
nahmen an die Zentralgeldverwaltung und der Erſatz der Ausgaben jeitens ber 
legteren fich in der einfachſten Weile vollziehen können, 

Die Grundiäge, nad denen die Fondsverwaltung zu geichehen hat, follen 
ſich thunlichit an die für die Verwaltung des Invalidenfonds geltenden Beſtimm— 
ungen anschließen. Abweichungen find im Wefentlihen nur nad) zwei Richtungen 
hin geboten. Da die Anſprüche an den Fonds vorausfichtlicd gerade in fritiichen 
Zeiten, in denen ſich die Verhältnifie des Geldmarktes jchiwieriger geitalten, 
wachſen werden, ift die in folhen Fällen eintretende Erichütterung durch Vers 
mehrung der zuläffigen Anlagearten thunlichit abzuſchwächen und e3 find Daneben 
Borfihtsmahregeln für die Dedung eines plöglich auftretenden Geldbedarfs zu 
treffen. Da ferner die Bewegung des Fonds nicht eine regelmäßige, mit Wahr: 
icheinlichfeit im Voraus zu beftinmmende ift, welche Iebiglid in der langſamen 
Verminderung desjelben durch das allmähliche Anwachien der Ausgaben beiteht, 
vielmehr bald ein unvorhergeiehenes Steigen der Einzahlungen ben Erwerb neuer 
Anlagewerthe erfordern, dann wieder eine Zunahme der Rüdforderungen zu einer 
Berfilberung nöthigen kann, fo eignen ſich die auf eine Erſchwerung der Beweg— 
ung in den Beitänden des SInvalidenfonds abzielenden Vorichriften des Geſetzes 
vom 23. Mai 1873 (R-G.Bl. ©. 117) nidht zur Anwendung auf den bier 
in Frage fommenden Fonds. Mit Rüdjicht auf die erwachjende Mehrarbeit muß 
eine Verftärfung der geſetzlich feitgeitellten Mitgliederzahl der mit der Fondsver— 
waltung betrauten Behörde zugelaffen werden. Zunächſt ift die Verftärtung um 
zwei Mitglieder in Ausficht genommen. Won den neuen Stellen joll die Hälfte 
durh vom Saifer auf Lebenszeit ernannte, die Hälfte durh vom Bundesrath 
auf je drei Jahre zu wählende Mitglieder beiegt werden. 

Die Reichsſchulden-Kommiſſion ſoll ihre Auffiht und Mitwirkung in ders 
felben Zujanımeniegung wie beim Invalidenfonds, d. h. in der Verftärfung um 
fünf Mitglieder, ausüben ($ 3 des Geieges vom 23. Februar 1876, R.G.Bl. 
©, 24). 

$ 31. Zur Belegung der Gelder des Reichs-Invalidenfonds jind faſt aus: 
ichließlich böriengängige Papiere zugelaffen worden. Behufs Erweiterung des 
Kreiſes der Anlagewerthe für die Zwede des Poſtſparkaſſenfonds fommen zunächſt 
Die HOnpothefen oder Grundſchulden wegen der großen Sicherheit, die jie 
bei vorfichtiger Auswahl gewähren, in Betracht. Durch ihre Zulaflung und durd 
den in $ 32 Nr. 6 geftatteten Erwerb von Pfandbriefen wird es zugleich mög— 
li, bei der Geldanlage den Grundfredit zu berüdlichtigen. 

Daneben ift die Ausleihbung an inländiiche kommunale Berbände 
zu gemeinnügigen Sweden, insbejondere zur Förderung allgemeiner Zwede der 
Zandestultur, geitattei. Cine nähere Beitimmung des Begriffs „allgemeine 
Zwede der Landeskultur“ erichien im Entwurfe nicht geboten. Es genügt in 
Diefer Beziehung auf die Aufzählung zu verweilen, welche 3. B. in $ 1 des 
preußiichen Gefeges, betreffend die Errichtung von Landesfultur- Nentenbanten, 
vom 13. Mai 1879 (Geieg- Sammlung Seite 367) enthalten ift. 

Endlich ift eine Gewährung von Darlehen an die unter ftaatlicher Regelung 
und Auflicht ftehenden Sparkaſſen ber vorbezeichneten Verbände zugelaflen, 
um bie legteren unter allen Umſtänden vor der Nothwendigfeit zu ſchützen, den 
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Kredit, welchen fie bisher dem Heinen Grundbefig und dem Gewerbeitande ges 
währt haben, zuriücdzuziehen oder einzuichränten. 

Die fihere und zweckmäßige Ausfeihung von Geldern für die vorerwähnten 
Zwede jegt eine SNenntniß und Prüfung der örtlichen Werhältnifie und Bedürf— 
niffe voraus, welde ohne Mitwirkung der zuftändigen Verwaltungsorgane nicht 
zu erreihen ift. Da die letteren Landesbehörden find, erichien es zweckent— 
fprechend, die gelammte Durhführung der nah 8 31 ftatthaften Beleihungen 
den Landesregierungen zu überlaffen. Dielen follen auf Antrag die er— 
forderlihen Sunmtn von ber Yyondsverwaltung unter Bezeichnung ded Find: 
fußes und der NRüdzahlungsbedingungen überwieien werden. Die Landes: 
regierungen haben dann zu beitimmen, ob und in welcher Weile fie biejelben auf 
Hypothefen, zu gemeinnügigen oder YLandesfulturziweden oder an Kommunalſpar— 
kaſſen hingeben wollen; die Darleihung wird von ihnen im Namen des Fonds 
bewirft, io daß alſo das Meich, vertreten durch die Fondsverwaltung, als 
Gläubiger den Darlehensempfängern gegenüberfteht. 

Soweit die Ausleihung auf mündelfichere Hypotheken und Grundichulden 
erfolgt, ericheinen beſondere Beitimmungen zum Schuge der Fondöverwaltung 
gegen Berlufte nicht geboten, und die Landesregierung hat freie Hand. 

Die Gewährung der Darlehen an inländiiche, d. h. im Bereiche der betreffen- 
den Landesregierung belegene kommunale Verbände und Sparkaſſen dagegen kann 
nicht ohne eine der Fondöverwaltung vorzubehaltende Prüfung der Sicher: 
heit der in Ausficht genommenen Schuldner zugelaflen werden. Beſteht nad) 
Anfiht der Yondsverwaltung eine ausreichende Gewähr für die piünftliche 
Berzinfung und Nüdzahlung der darzuleihenden Summe, fo steht es im 
Uebrigen im Ermeſſen der Landesregierung, zu welchem der unter Nr. 2 oder 3 
fallenden Zwede fie das Geld hingeben und ob fie bis zu der von der Fonds— 
verwaltung gebilligten Beleihungsgrenze Darlehen gewähren oder nur einen ge= 
ringeren Darlehensbetrag hingeben will. 

Da e3 ji bei der Ausleihung auf Oypothefen, auf Darlehen zu gemein 
nügigen Sweden und an Kommunalſparkaſſen, wie ſchon beij der allgemeinen 
Begründung erwähnt, auf Seiten der Schuldner um die Gingehung von Ber: 
bindlidjfeiten mit langer Erfüllungsfrift handelt, fann hierzu nur der Theil des 
Fonds verwendet werden, von weldem angenommen werden darf, daß er auch 
bei größeren Kriſen nicht zu Auszahlungen flüffig gemacht zu werden braudt. 
Die Beſtimmung desjelben ift dem Bundesrath vorbehalten,') welder auch den 
Maßſtab der Bertheilung zwijchen den einzelnen Landesregierungen, alio die 
Grenze feſtſetzen ſoll, biß zu welcher den von jedem einzelnen Bundesitaat ein- 
gehenden Anträgen auf Ueberweifung von Geldern entiprochen werben darf ($ 34 
Nr. 1). Es liegt auf der Hand, dab fich der Vertheilungsmaßſtab thunlichit 
nad) dem Verhältniß richten wird, in mweldem die von den Boitanitalten der 
einzelnen Staaten ausgeftellten Sparbücher an dem Gejammtguthaben der Sparer 
theilnehmen. 

Innerhalb dieſer vom Bundesrath beitimmten Grenze fteht den Cinzelftaaten 
das Recht zu, eine Ueberweifung von Geldern zu den im $ 31 bezeichneten 
Zweden zu verlangen. Die Feititellung der Verzinſungs- und Rüdzahlungs: 
bebingungen jeitens der Fondsverwaltung wird nicht von Fall zu Fall, jondern 





) Die Preußiſchen Spartaſſen hatten im Jahre 1882 55,,, Prozent (gZeitſchrift des 
Königl. Preuß. Statift. Bureaus Jahrg. 1884): die Sächſiſchen Sparkajien im Jahre 1881 
Tl,g, Prozent (Statiſtiſches Jahrbuch fir das Königreich Sachſen auf 1885 ©. 156) bypo- 
thefariich angelegt. 
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thunlichit generell, natürlich unter dem Vorbehalt der durch die Verhältniffe des 
Geldmarktes gebotenen periodiichen Reviſion, erfolgen. 

Durch die Vorichriften des $ 31 wird eine wirfiame Dezentralifation eines 
Theiles der durch Spareinzahlungen angelammelten Beträge erreiht und e3 wird 
eine Gewähr dafür geichaffen, daß dieſelben möglihit zur Befriedigung des 
Kreditbedürfniffes derjenigen Kreiſe, aus denen fie hevorgegangen find, verwendet 
werden. 

$ 32. Für die Belegung der übrigen Mittel des Fonds kommen 
neben den in $ 2 des Geſetzes vom 23. Mai 1873 bezeichneten Werthen!) zu: 
nächſt die in $ 3 jenes Geſetzes bezeichneten Schatzanweiſungen des Reich oder 
eines Bundesitaates in Betraht. Es empfiehlt ſich dabei, zur Hebung von 
Zweifeln die Gleichitellung Eljaß-Lothringens mit den „Bundesitaaten“ bejonders 
zum Ausdruf zu bringen. Sodann find die Eijenbahnaftien, für welche vom 
Reiche oder einem Bundesjtaat dauernd eine feſte Nente zugelichert iſt, zur Anz 
fage geeignet. Die Rentenbriefe der Landesfultur-Rentenbanfen jind denen der 
Ablöfungsrentenbanfen verwandt und daher wie dieſe ($ 2 Nr. 3 des erwähnten 
Gejeges) zur Belegung der Gelder des Fonds zuzulaffen. Den Schuldverichreib- 
ungen beuticher Meliorationd: und Deichgenoflenichaften iſt die Anlagefähigfeit 
beizulegen, da für die aufgenommenen Beträge eine größere Zahl von Befigern 
haftet, deren Grundftüde durd die Verwendung der dargeliehenen Gelder eine 
dauernde MWertherhöhung erfahren, auch die Verwendung, Verzinfung und Tilg- 
ung der Anleihen in der Regel unter ftaatliher Aufficht geichieht. 

Die Prandbriefe find ficheren Hypotheken dann gleih zu achten, wenn als 
Dedung für den ausgegebenen Betrag eine entiprechende Zahl beiter Hypotheken 
rechtlich — durch Geſetz oder gültige Pfandbeitellung — oder doch thatſächlich 
— in Ermangelung anderer Geſchäftsverbindlichkeiten des ausgebenden Inſtituts 
— verhaftet iſt. Bezüglich der Pfandbriefe der Landſchaften, d. h. der auf 
genoſſenſchaftlicher Grundlage beruhenden Inſtitute zur Förderung des länd— 
lichen Kredits, ſowie bezüglich der kommunalen Pfandbriefe, d. h. derjenigen, 
welche von unmittelbar unter der Leitung der Kommunalverbände ſtehenden An— 
ſtalten ausgegeben ſind, treffen jene Vorausſetzungen zu, wie denn dieſe Papiere 
auf Grund langer Erfahrungen allgemein den ſicherſten Anlagewerthen gleichge— 
achtet werden. Bon den Pfandbriefen der auf Aktien gegründeten Hypotheken— 
banten läßt fich dies nicht in demielben Maße jagen. Weder iſt die Haftung 
der Hypotheken für die Pfandbriefe überall ausreichend fichergeitellt, noch werden 
bei der Beleihung der Grundftüde genügend jtrenge Grundjäge befolgt; auch 
treibt eine größere Zahl dieſer Inſtitute neben den Grundfreditgeichäften noch 
umfängliche Bankkommiſſionsgeſchäfte. Deshalb iſt den Pfandbriefen der nicht 
landichaftlihen oder kommunalen $treditinftitute die Anlagefähigfeit nur injoweit 





1) Es find: verzinslihe Schuldverfchreibungen, welche 

a) auf den Inhaber lauten, oder auf den Inhaber jederzeit umgeichrieben werden 
fönnen und jeitens des Gläubigers unkündbar jind, und 

b) einer der nadjjtchend verzeichneten Gattungen angehören: 

1. mit gejeglicher Ermächtigung ausgeitellte Schuldverſchreibungen des Reichs oder 
eines deutichen Bundesjtaates; 

2. Schuldverjchreibungen, deren Berzinfjung vom Reich oder ‘von einem Bundes: 
jtaat geſetzlich garantirt iſt; 

3. Nentenbriefe der zur VBermittelung der Ablöjung von Renten in Deutjchland 
beitehenden NRentenbanfen; 

4. Schuldverichreibungen deuticher fommunaler Korporationen (Brovinzen, reife, 
Gemeinden 2c.), welche einer regelmäßigen Amortijation unterliegen, 
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beigelegt, als ſie an ihrem Sitze zur Anlegung von Mündelgeldern zuge— 
laſſen ſind. 

Schuldverſchreibungen kommunaler Sparkaſſen und ſolcher kommunaler Kredit— 
inſtitute, welche nicht Pfandbriefe ausgeben, werden meiſt als ſichere Anlagen 
gelten können, da die Kommune für dieſelben haftet. Auch ſoll durch Zulaſſung 
dieſer Anlageart, wie bereits erwähnt, eine weitere Möglichkeit geſchaffen werden, 
dem Kreditbedürfniß, welches jetzt dieſe Sparkaſſen befriedigen, im Nothfalle zu 
Hilfe zu kommen. 

Die Prioritätsobligationen deutſcher Eiſenbahnen können ebenfalls nach 
allgemeiner Verkehrsanſchauung und bei der ausgedehnten Staatsaufſicht, welcher 
die Privatbahnen unterliegen, als fichere Anlagewerthe bezeichnet werden. Ein 
großer Theil der noch auf dem Markte befindlichen ift übrigens von inzwiſchen 
verjtaatlichten Gijenbahnen ausgegeben und fteht ohnehin den Staatspapieren an 
Sicherheit gleid,. 

Die Zulaffung der auf Gold lautenden ausländiichen Staatspapiere und 
garantirten ifenbahnobligationen beruht auf der Erwägung, daß in Seiten 
politiſcher Kriſen heimijche Staatöpapiere ſchwer und nur mit großen Kursver— 
luſten unterzubringen find, während fidyere ausländiiche Effekten fid) unter Um— 
jtänden leichter verwerthen lafien und durch ihren Verkauf im Auslande Gold 
nah Deutihland gezogen werden kann. 

Um im Falle eines vorübergehenden Geldbebürfnifies dem Fonds die Mög: 
lichkeit zu geben, ohne Kursverluſte die erforderlichen Mittel zu ſchaffen, ift end» 
lih die Beleihung der vorerwähnten Gffeften und die Anlegung in erjten 
Wehjeln nad dem Vorgange von 8 3 des Geſetzes vom 23. Mai 1873 ges 
itattet. Wieviel in dieſer Weife angelegt werden darf, ſoll der Bundesrath fejt- 
ſetzen ($ 34 Nr. 2). 

Mit der Aufzählung der zur Anlage geeigneten Gattungen von Werthen 
hat übrigens keineswegs zum Ausdrud gebradt werden follen, daß alle unter 
diefelben fallenden einzelnen Arten von Effekten zur Anlage geeignet jeren. Nur 
geieglihe Schranken ftehen der Auswahl eines zu dieſen Gattung.n gehörigen 
Papiers nicht entgegen. Die Prüfung und Beitimmung, welche einzelnen Arten 
der unter die zugelaflenen Gattungen fallenden MWerthpapiere als zur Anlage ges 
m anzujehen find, ijt der Beitimmung des Bundesraths vorbehalten ($ 34 
Nr. 3). 

$ 33. Der Entwurf ftellt außer Zweifel, daß es zuläffig iſt, an Stelle 
von Sculdverichreibungen, welhe Träger der Forderungen find, eine auf ben 
Namen der Yondöverwaltung lautende Ginjhreibung in ein Staat 
ſchuldbuch oder ein ähnliches öffentliches Buch zu nehmen. Daß und wie 
ji) eine jolche Einichreibung auch für die Sparer nusbar machen läßt, ift in der 
Begründung des 8 20 dargelegt. 

Ss 34. Um das Ermeſſen der Fondöverwaltung bei der Auswahl der 
Werthpapiere thunlichit zu beichränfen, ift die Aufitellung der Grundfäge, 
joweit jie nicht durch Gejeg erfolgen fann, dem Bundesrath übertragen. 

Im einzelnen ift zu 1 auf die Begründung des $ 31, zu 2 und 3 auf 
die des $ 32 zu verweilen. Der Bundesrat wird nah Nr. 3 ein vollitändiges 
Verzeichniß aller einzelnen Arten von Werthpapieren, deren Erwerb und Beleih- 
ung der Fondsverwaltung geitattet ift, aufzustellen haben, unter denen die Fonds— 
verwaltung alsdann je nad Lage des Geldmarftes die Auswahl zu treffen hat. 
In gleicher Weile fol nah Wr. 4 der Bundesrath die Normen für dad Lom— 
bardgeſchäft (Beleihungsgrenze, Bedingungen für die Nidzahlung 2c.) ferner die 
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beim Ankaufe von Wechjeln zu beachtenden Grundfäße (erforderliche Zahl ber Ver: 
prlichteten, zuläſſige Yänge der Verfallzeit 2c.) feitiegen. 

$ 35. Für die GSeftaltung des Poſtſparkaſſenweſens ſoll Lediglich die Rück— 
fiht auf das Intereſſe der Sparer leitend jein. Es ift daher ausgeſchloſſen, 
daß die Heberfchüffe, welche bei der nutzbaren Anlegung der eingezahlten Gelder 
erzielt werden, anders als zum Nupen der Sparer Verwendung finden; insbe: 
jondere würde eine Abführung derſelben an die Reichskaſſe mit dem leitenden 
Gedanken dieſes Gelegentwurfs in Widerfpruc treten. Dieielben follen vielmehr 
zur Bildung eines Nefervefonds dienen, dem auch die dem Fonds zufließen: 
den außergewöhnlichen Cinnahmen, wie gemäß $ 23 verfallene Guthaben, zu— 
fonımen werden. Die Anfammlung eines ſtarken Reſervefonds ericheint ſchon mit 
Nüdliht auf die im Falle einer Veräußerung von MWerthpapieren möglichen 
Kursverluſte als das Erforderniß einer foliden Fondsverwaltung, um jo mehr, 
als die Nothwendigfeit umfangreicher Verkäufe in der Regel durch den Cintritt 
eines allgemeinen Andrangs der Nüdforderungen veranlaßt, dieſer aber von einem 
Sinken der Kurſe begleitet fein wird. 

Auch diejenigen Verluſte find aus dem Nejervefond zu deden, welde daraus 
entitehen, daß die Annahmebeamten weder über die geleifteten Spareinzahlungen 
durch die vorgeichriebene Verwendung von Marken ordnungsmäßig qauittiren, 
noch deren Bereinnahmung durch Cintragung in das Ginnahmeverzeihniß zur 
Kenntniß der vorgelegten Behörde bringen; denn in dieſem Falle kann die Ber: 
einnahmung de3 vom Sparer eingezahlten Betrages zur Poſtkaſſe nicht feſtge— 
itelt werden, die Abführung desielben jeitens der Poitverwaltung an die Fonds: 
verwaltung alfo nicht erfolgen. Anbdererjeits ift das Neich dem Sparer in Höhe 
des eingezahlten Betrages verhaftet. 

8 36. Der bejondere Zweck des Neiervefonds erheilcht die Möglichkeit einer 
alabaldigen Berfilberung. Deshalb ift für ihn die Anlegung in langlichtigen 
Sorderungen, wie fie nah $ 31 ſtatthaft ift, nicht geeignet. Es können mur 
die in $ 32 aufgezäblten Gattungen in Betracht kommen. Entſprechend dem 
8 34 iſt dem Bundesrath auch die Beitimmung darüber zugewielen, welche der 
überhaupt zur Belegung des Sparfaffenfonds zugelaffenen Arten von Werth: 
papieren für die Zwecke des Neiervefonds verwendet werden bürfen. 

8 37. Das Geier, betreffend die Gründung 2c. des Reichs-Invalidenfonds, 
enthält eine Neihe von Vorichriften, welche beitimmt find, jede Verfügung über 
die einmal erworbenen Werthpapiere zu anderen Zweden, als behufs Beitreitung 
der aus den Zinjen nicht zu dedenden Ausgaben zu hindern. Nicht nur ift eine 
Beräußerung, abgejehen von diefen Zwecken, ausdrücklich uuterlagt (5 2): es 
it auh ein Mitverichluß der Papiere durch die Neihsichulden-Kommilfton 
nebjt einer unter deren Mitwirkung stattfindenden Außerkursſetzung vorge— 
ihrieben (8 4); es ift die Vermittelung von Bankhäuſern beim An und 
Berfauf von Schuldverichreibungen zur Pflicht gemacht; den Bankhäuſern tft bei 
Strafe der Ungültigfeit verboten, die aus der Einziehung von Forderungen für 
den Fonds in ihre Hände kommenden Beträge baar an die Verwaltung desielben 
abzuliefern (8 5). 

Bei der wechielnden Höhe des Sparkaſſenfonds laſſen fich dieſe Vorſchriften 
auf die Verwaltung desjelben nicht ohne Weiteres übertragen. Die Veräußerung 
von Papieren behufs Veränderung der Belegungsart läßt ſich nicht völlig ver: 
bieten, Schon weil e& nöthig werden fanıı, einen Theil der in $ 32 erwähnten 
Effekten aus Anlaß vermehrt eingehender Anträge der Lanbdesregierungen behufs 
Ueberweifung gemäß $ 31 zu verfilbern, oder weil die Vorſicht unter Imftänden 
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eine Vermehrung der in Nr. 7 und 8 des 8 32 zugelaſſenen Anlagearten erfordern 
fann. Hiernach empfiehlt e3 ſich auch nicht, die Außerkursiegung Ichlechterdings 
im Gejege vorzuichreiben. Der Mitverichluß der Reichsſchulden-Rommiſſion würde 
zu umerträglichen Weiterungen führen, da monatlich mehrere Dale bei Zuführung 
der Weberichüiffe eine Vermehrung des Beitandes an Werthpapieren, mithin eine 
Oeffnung der zur Verwahrung beitimmten Behältniſſe ftattfinden müßte. Endlich 
liegt auch feine Veranlaflung vor, die Vermittelung von Bankhäuſern im Gelege 
vorzuichreiben.. Die Einziehung der gemäß $ 31 ausgeliehenen Stapitalien fann 
unmittelbar zwiichen der Landesregierung und der Fondsverwaltung erledigt 
werden; durd die Dazwiichenihiebung eine Banfierd® würde ein völlig über: 
flüffiger Ktoftenaufwand entitehen. Ob ferner bei der Anichaffung, Veräußerung 
oder Lombardirung börjengängiger Papiere und beim Disfontiren von Wechſeln 
befier die NWermittelung von Bankhäuſern, inöbeiondere der Reichsbank, oder der 
Dienit eines eigenen Agenten in Anſpruch genommen wird, ift eine reine Zweck— 
mäßigfeitöfrage, deren Beantwortung der Verwaltung, nicht ber Geſetzgebuug 
angehört. Die Beitimmmungen über die Verwaltung der Baarbeitände, die Er: 
werbung und Einziehung von Wechſeln, die Gewährung und Einziehung von 
Darlehen, die Erwerbung, die Aufbewahrung und Beräußerung von Sculdver- 
ichreibungen find daher dem Bundesrath überlaflen. 


88 38—41. Im Falle einer größeren Kriſis kommt es weſentlich darauf 
an, dem eriten plößlichen Anjturm durch eine prompte Befriedigung aller beredi- 
tigten Anfprüche zu begegnen. Geſchieht dies, jo fchlägt die Beunruhigung bald 
in Vertrauen um. Bei ber Beihaffung der nöthigen Mittel ift daher ebenfo im 
Sntereffe der Verwaltung wie in dem der Sparer fein Tag zu verlieren. Die 
plögliche Veräußerung großer Poſten börjengängiger Papiere würde den Rück— 
gang nur beichleunigen, die Panik fteigern. Verhältnigmäßig am wohlfeiliten ift 
in ſolchem Sale für das Reich, auf Schakanweifungen Geld zu erlangen. 
Bis aber die erforderliche Genehmigung des Reichstages dazu beichafft iſt, vergeht 
foftbare Zeit. Damit das Neih auch für ſolche Möglichkeit gerüftet it, sicht 
der Entwurf vor, daß in außerordentlichen Fällen durch Statierlihe Verordnung 
mit Zuftimmung des Bundesrath3 dem Reichskanzler die Ermächtigung zur Aus: 
gabe von Schakanweiiungen bis zur Höhe von einem Wiertel ded zinsbar ange: 
legten Fondsvermögens ertheilt werden kann. 


Im übrigen Ichließen fich die in Betreff der Schatzanweiſungen vorgeichlagenen 
Beltimmungen an die übliche Fallung der Etatögejege mit der Maßgabe an, daß 
die Umlaufözeit der Schaganweifungen auf die Dauer eined Jahres begrenzt ift. 


$ 42. Die den Poftverwaltungen dur die Wahrnehmung des Sparkaſſen— 
dienſtes erwachſenden Selbitfoften jollen durch eine aus dem Fonds zu zahlende 
jährlide Pauſchvergütung abgegolten werden, deren Feltiegung durch den 
Bundesratb zu erfolgen hat. Zur Feitiegung der der württembergiichen Poſt— 
verwaltung zu gewährenden Vergütung ift überdie® nah $ 48 die Zuftimmung 
der legteren erforderlid). , 

8 43. Bei der Aufitellung des Etats bleiben die Spareinzahlungen 
und die aus deren nußbarer Unlegung erwachſenden Zinfen, ſowie die Auszahl- - 
ungen zurüdgeforderter Beträge außer Anfag, weil fie fih nicht mit einiger 
Sicherheit voraudveranichlagen laſſen. Nah Ablauf des Ctatsjahres erhalten 
der Bundesrath und der Reihötag durch den jährlichen Bericht ($ 44) davon 
Kenntniß. Dagegen bedürfen der Einftellung in den Etat als Ausgabe die Koften 
der Fondöverwaltung und die den Poitverwaltungen zu zahlenden Vergütungen. 
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In Einnahme wird denjelben ein entiprechender Zuihuß aus den Zinserträgnifien 
des Fonds gegemüberjtehen. 

Es bleibt übrigens vorbehalten, unter den Koſten der Fondsverwaltung eine 
mäßige Summe im tat auszubringen, aus welder den Spareru fleine Beträge, 
die ohne ihr Verichulden durch einen nicht berechtigten Inhaber des Sparbuch 
abgehoben find, erftattet werben können. Dies foll dazu dienen, die Nachtheile, 
welche etwa aus der unterbliebenen Yegitimationsprüfung der Unbemittelten er— 
wachſen möchten, auszugleichen. 

8 44. Die Vorichriften über den jährlihen Bericht der Reichsichulden- 
Kommiffion, die Vorlegung einer Bilanz und die Entlaftung der Rechnungen 
entiprehen im Weientlichen dem $ 14 des Geſetzes vom 23. Mat 1873 mit der 
Maßgabe, daß wegen des andauernden Wechſels im Beitande de3 Fonds anitatt 
der dreijährlichen eine alljährliche Vorlegung der Bilanz angeordnet ift und für 
die Aufftellung der legteren die Beitimmungen in Art. 31 des Handelsgeſetzbuchs 
und $ 1 Art. 185a Nr. 1 des Geieges, betreffend die Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien und die Aktiengefellichaften, vom 18. Juli 1884 (R.G.Bl. ©. 123) 
für maßgebend erflärt find. 


III. Ausführnungsbejtimmungen. 


$ 45. Die reglementariiche Ergänzung der Anordnungen des Entwurfs 
über den Verkehr der Sparer mit den Poftanitalten muß eine einheitliche fein, 
da die von einer Poſtanſtalt ausgegebenen Poſtſparbücher bei jeder Bojtanitalt 
im NReich3:Poftgebiet und im Stönigreih Württemberg Tollen gebraucht werben 
fönnen. Nach dem Vorgange des $ 50 des Poitgeieges ift der Erlaß der Bot: 
iparfafjenordnung — entiprehend dem ber Poſtordnung — dem Reichs— 
fanzler übertragen. 

Megen ber für den inneren Verfehr des Königreichs Württemberg zu er: 
lajfenden reglementariihen Vorſchriften vgl. 8 48. 

Im einzelnen ijt zu bemerfen: 

Zu Nr. 1. Die Nothwendigkeit einheitlicher Beitimmungen über die Ein- 
rihtung und Ausfertigung der Sparbücher ergibt fih aus der Erwägung, dab 
jede Boitanftalt in der Lage fein muß, bei Auszahlungen zu prüfen, ob das ihr 
vorgelegte, in dem anderen Poftverwaltungsgebiet ausgegebene Buch die Merkmale 
der Echtheit an ſich trägt. 

Nr. 2 ift bei $ 2, Nr. 3 bei $ 9 gerechtfertigt. Ebenſo ift die Begründung 
von Nr. 4 in der Hauptjache bei $ 17 gegeben. Der Vorbehalt erleichternder 
Vorichriften für den Fall der Auszahlung an die Hinterbliebenen veritorbener 
Sparer bezwedt zum Ausdrud zu bringen, daß von dieſen eine Erbeslegitimation 
nicht verlangt werden joll, felbit wenn fonjt eine Prüfung der Berechtigung 
inftruftionell vorgefchrieben fein follte. Durch die Beibringung einer Erbbeicheinig- 
“ung würde, zumal bei fleinen Guthaben, nicht nur ein zu dem Betrage der Er: 
iparnig außer Verhältniß ftehender Koftenaufwand entitehen, Tondern es würde 
den Hinterbliebenen in Folge des eintretenden Zeitverluftes gerade dann das 
eriparte Geld vorenthalten werden, wenn eine jchleunige Hülfe vielleicht in Folge 
des Todes des Grnährers oder zur Dedung der Begräbnißfoften geboten it. 
Es kommt in jolhen Fällen auf ſchnelle Auszahlung an; deshalb beitcht bie 
Abficht, die Abhebung durch nahe Angehörige des Verſtorbenen (etwa den über: 
lebenden Ehegatten oder erwachſene Stinder 2c.) ohne Nüdiicht darauf, ob fie jich 
ald Erben ausweiſen, reglementariſch zuzulaffen. Dies eriheint um jo unbe 
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denklicher, da ja das Erforderniß der WVorlegung des Sparbuches auch gegenüber 
diefen Perſonen beitehen bleibt.') 

Nr. 5 Ichließt ih an $ 21 an. 

Nr. 6 iſt bei $ 24 begründet. 

Nr. 7 hat die Ergänzung der Vorichriften des $ 23 im Auge. 

Die Nechtfertigung ber Nr. 8 ift bei $ 26 gegeben. 

Die Beitimmungen unter Nr. 2 und 6 find wegen der ihnen beitwohnenden 
finanziellen Bedeutung nac dem Vorgang in $ 50 des Poſtgeſetzes der Beſchluß— 
faflung des Bundesrath3 unterworfen. 

8 46. Zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten iſt es erforberlid, daß Die 
Führung der Konten einschließlich der Art der Zinienfeititellung, nad ein- 
heitlichen Grundſätzen geichehe und die Ueberweiſung ber Einlagen, foweit fie 
nicht zur Deckung der Auszahlung verwendet find, in gleiher Weife und zu 
gleihen Zeiten an die Fondsverwaltung erfolge. 

$ 47. Menderungen des Zinsfußes (8 14), der Kündigungsfrift (S 15 
Abi. 3 und 4), ded Verfahrens bei der Umwandlung in Staatsichulbverichreib- 
ungen ($ 20 Abi. 2), jowie der Poſtſparkaſſenordnung ($ 45) müſſen auch auf 
diejenigen Guthaben Anwendung finden, welche zur Zeit ihres Inkrafttreten 
bereit3 vorhanden find, da es nicht angängig ilt, für die Behandlung der Spar: 
einlagen zu gleicher Zeit verjchiedene Grundfüge in Anwendung zu bringen. Die 
gedachten Beitimmungen follen erit nach Ablauf des der Verkündigung folgenden 
Monats in Kraft treten. Die Sparer erhalten dadurch in der Regel die Mög: 
lichkeit, ihre Guthaben vorher zurüdzuziehen. Nur die Verlängerung der Kündig— 
ungsfriit in außerordentlichen Füllen joll jofort mit dem Tage der Verkündigung 
in Sraft treten, da ſonſt der Zweck der Mafregel, die Abihwächung des Anz 
dranges NRüdzahlung fordernder Sparer, vereitelt werden würde. 

8 48. Die zur Ausführung des Gejeges erforderlihen Maßnahmen werden 
bi3 zum 1. Januar 1886 abgeichloffen fein können. 

Die Königlih mwürttembergiiche Negierung hat fich unter dem aus 8 48 
fich ergebenden, nad) Art. 52 Abſ. 2 der Neichöverfaffung begründeten Vorbehalt mit 
der Ausdehnung des Geleges auf das Königreich Württemberg einveritanden erklärt. 

Die Königlich bayerifche Regierung hat unter Berufung auf die Sonder: 
ftellung, welche ihr verfaflungsmäßig in Bezug auf das Poſtweſen zufteht, der 
Einführung diefes Gefeges in Bayern wideriprochen. 


IV. Staatsrechtliche Bemerkungen zu dem Entwurfe 
von Dr. Mar Seydel. 


Die Motive des Entwurfs enthalten über die ftaatsrechtlihen Fragen, zu 
welchen derjelbe Anlaß gibt, feine näheren Grörterungen. Dieſe Fragen bieten 
indeſſen juriftiiches \nterefle genug, um diejelben in Kürze zu beiprechen, mögen 
diejelben auch vielleicht im vorliegenden Falle feine erhebliche praftiiche Bedeutung 
haben und an Wichtigkeit Hinter den wirthichaftlichen Momenten, welche in 
Betracht kommen, zurüdtreten. 

Wir wollen zunächſt die Beſtimmungen des Entwurfes, ſoweit ſie ſtaats— 
rechtlich von Belang ſind, vorführen. 

Das Reich übernimmt die Annahme, Verzinſung und Rückzahlung von 
Spareinlagen. Es bedient ſich dabei der Vermittlung der Neichs-Poftverwaltung, 
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bezw. der mwürttembergiihen Poitverwaltung. Die einzelnen Boitanftalten find 
alio gleihjam stationes fisci des Reichs. Die Neihs-Oberpoftdireftionen, bezw. 
die entiprechhenden mwürttembergiichen Behörden, find Eontrolirende Oberbehörden 
auch für den PBoftiparfafiendienft. Sie haben das Neih in Nechtsitreitigkeiten 
mit den Sparern zu vertreten. Die Spareinlagen bilden einen Reichsfonds, der 
unter Oberleitung des Reichskanzlers und Aufſicht der Reichsſchuldenkommiſſion 
durch die Verwaltung des Neichsinvalidenfonds verwaltet wird. Die Landes» 
regierungen fünnen aus dem Fonds Beträge zum Zwede der Ausleihung über: 
wieien erhalten. 

Die Poitverwaltungen erhalten für die Beſorgung des Poſtſparkaſſendienſtes 
Bergütungen, die der Bundesrath feftitellt. 

Der Reichskanzler erläßt eine Poſtſparkaſſenordnung; er normirt die Grunds 
jäge für die Einrichtung der Konten über die Sparguthaben und für den Ber: 
fehr der Oberpoſtbehörden mit der Fondsverwaltung. 

Die ſtaatsrechtlichen Fragen, welche ſich Angeſichts dieſer Beftimmungen er: 
heben, jind zwei. 

Die erite Frage lautet: Wie verhält es fich mit der Zuſtändigkeit des Neiches 
zur Grlaffung eines derartigen Gejeges ? 

Die zweite Frage iſt: Wie verhält fi) das ganze Projekt zu den Reſervaät— 
rechten Bayern’3 und Württemberg’3 in Bezug auf die Selbitändigfeit ihrer 
Boitverwaltungen ? 

Was die erite Frage anlangt, jo enthält die Reichsverfaſſung lediglich in 
Art. 4 Ziff. 4 eine Beitimmung, die allenfall3 in Betradyt fommen kann. Hier: 
nah unterliegen der Gejeggebung des Reiches die allgemeinen Beitimmungen über 
das Banfweien. 

Faßt man zunädhft den Wortlaut diefer Vorſchrift in’s Auge, jo ift Klar, 
dak aus der Gejeggebungstompetenz des Reiches zum Erlaſſe „allgemeiner Be: 
ſtimmungen über das Bankweſen“ nicht die Zuftändigkeit desielben gefolgert 
werden fann, felber eine Sparbanf zu errichten und zu betreiben. Man wird 
in der Errichtung einer ſolchen Bank, vollends neben den Privat: und öffent: 
lihen Spartafien, die jonft noch beitehen, eine „einheitlihe Regelung“ des 
Sparbanfweiens kaum erbliden können. 

Hievon abgejehen, ift noch Folgendes zu erwägen. Die beabiihtigte Gin: 
rihtung, die nach den Motiven nicht fisfaliichen Zweden dienen Toll, Stellt ſich 
«als eine Verwaltungsmaßnahme zur Förderung der allgemeinen Wohlfahrt dar. 
Es findet aljo hier jener Grundiag des Neich3jtaatsrechted Anwendung, der aus den 
Eingangsworten des Art. 4 der Neichöverfaifung fich ergibt und der von Laband 
im zweiten Bande feines Neichsftaatsrechtes mit ausgezeichneter juriſtiſcher Schärfe 
auögeführt ift, der Sag nämlich, daß das Neich da, wo es das Geſetzgebungsrecht 
hat, zwar dad Recht der Auffiht, das Recht der eigenen Verwaltung aber nur 
dann befigt, wenn es ihm durch ausdrüdliche Verfaſſungsnorm zugejchrieben ift. 
Das Recht der Verwaltung fteht vielmehr auch auf den reichögefeglich geregelten 
Gebieten regelmäßig den Bundeöftaaten zu. Da nun von diefer Regel für das 
Bankweſen feine Ausnahme gemadht iſt, fo folgt, daß Die llebernahme einer 
zigenen VBerwaltungsthätigfeit durch das Reich auf diefem Gebiete eine Verfaſſungs— 
änderung enthält. 

Man wolle diefe Ausführungen nicht mißperftehen. Es ift durchaus nicht 
unjere Meinung zu jagen, als ob ein Gefegeövorichlag, der in der angegebenen 
Richtung über den Rahmen der NReichszuftändigleit hinauszugehen beabiichtigt, 
au fih ſchon etwas Berwerfliches ſei. Es ift vielmehr Sade der praftiichen 
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Erwägung im einzelnen Falle, ob erhebliche Gründe dafür ſprechen, die Zuſtändigkeit 
des Reichs zu erweitern, und das iſt denn auch ſonſt ſchon öfters geichehen. 
Aber immerhin hat e3 wiflenichaftliches und fachliche Interefle, die Kompetenz: 
frage da zu erörtern, wo fie als eine nothivendig zu lölende Vorfrage ſich darftellt. 

Im vorliegenden Falle iſt es durch die Thatlache der Einbringung des Ent: 
wurfs beim Reichstage als erwielen zu erachten, daß derielbe im Bundesrathe 
die nach Art. 78 Abſ. I der Reichsverfaſſung erforderliche Mehrheit erhalten hat. 

Während die Diotive jene erite ftaatsrechtliche Frage unerörtert laſſen, haben 
fie zu der zweiten Frage Stellung genonmen. 

Sie bemerken zu $ 48 des Entwurfs, daß Württemberg der Einführung 
des beabiichtigten Gefeges für fein Gebiet unter einem „nach Art. 52 Abi. Il 
der Neihöverfaffung begründeten Vorbehalt” zugeftimmt, die bayeriiche Regierung 
aber unter Berufung auf die Sonderftellung, weldye ihr verfaflungsmäßig in 
Bezug auf das Poſtweſen zufteht, der Einführung des Gejeges in Bayern wider: 
fprochen habe. 

Mir wollen die Begründung dieler ftaatärechtlichen Auffaſſung nunmehr prüfen. 

Die Neichöverfaffung jagt in Art. 52: „Die Beitimmungen in den vor: 
ftehenden Artifeln 48 bis 51 finden auf Bayern und Württemberg feine Anwend— 
ung. An ihrer Stelle gelten für beide Bundesſtaaten folgende Beitimmungen. 

„Dem Reiche ausichließlich fteht die Gefeggebung über die Vorrechte der Boit 
und Telegraphie, über die rechtlichen Verhältniſſe beider Anftalten zum Publi— 
fum, über die Portofreiheiten und das Poſttaxweſen, jedoch ausſchließlich der 
reglementariichen und ZTarifbeitimmungen für ben internen Verkehr innerhalb 
Bayerns, bezw. Württembergs zu.“ 

Es läßt ſich nicht verfennen, daß es faum angeht, aus dieſen Beitimmungen 
eine Berehtigung deö Reichs abzuleiten, die bayeriiche und württembergiiche Poſt— 
verwaltung zur Belorgung von Sparfaflengeihäften für das Reich zu verpflichten. 

Hiezu fommt noch Folgendes. Artikel 52 der Reichöverfaffung Sagt, daß 
die Art. 48—51 bderielben für Bayern und Württemberg nicht gelten. Mit 
andern Worten, die Negative deilen, was jene Artikel enthalten, trifft auf die 
beiden ſüddeutſchen Ktönigreihe zu. (DBgl. meine Grörterung in den „Annalen“ 
1882 Seite 617 ff.) Wenn alio nah Art. 48 das Poſtweſen eine einheitliche 
Reichsanftalt ift, jo ift e8 für Bayern und Württemberg feine Reichsanſtalt, 
fondern eine Yandesanftalt ; die Poftbehörden dieler Staaten find Landesbehörden, 
feine Neichöbehörden, fie führen nur Geichäfte des Staates, nicht des Reiches, 
jie vertreten nur erfteren, nicht legteres. Das Reich kann demnah unter Eine 
haltung der Beitimmungen über Berfaffungsänderungen einen Sparfaffenbetrieb, 
alio eine eigene Sparfallenverwaltung einrichten. Soll dies aber in der Form 
der Poſt ſparkaſſen, d. h. in der Weiſe geichehen, daß der Betrieb in organiſa— 
torische Verbindung mit der Poſt gebracht wird, dann ſteht zwar nichts im Wege, 
dat das Reich jeiner Poitbehörden fich bedient, denjelben neue Geihäftsaufgaben 
auferlegt und den Gejchäftsgang hiefür ordnet; aber den verfafjungsmäßig jelbit- 
ftändigen Boftverwaltungen Bayern und Württembergs fünnen derartige Ver: 
pflihtungen ohne Zuftimmung der genannten Staaten nicht übertragen werden. 
Eine bayerifche oder württembergifche Poſtſtelle kann nach dem geltenden Per: 
faſſungsrechte nur ihren Staat, nicht das Neid) vertreten. 

Das Ergebniß unferer Unterfuhung. geht alfo dahin, dab die Rechtsan— 
ſchauung, weldhe in den Motiven über das Verhältniß des Entwurfes zu den 
bayeriihen und württembergifchen Neiervatrechten niedergelegt it, mit den Be: 
ſtimmungen ber Reichsverfaſſung im Ginklange fteht. 
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Unter der leider nicht geringen Zahl unſerer Geſetze, welche vom juriſtiſch— 
techniſchen Standpunkte aus als mangelhafte Leiſtungen bezeichnet werden müſſen, 
genießt die Reichs-Gewerbeordnung wohl jo ziemlich den ſchlechteſten Auf. Sie 
war vom Anfang an alles eher als Klar und forgfältig ausgearbeitet und die 
Novellen, welche das Geſetz Jahr für Jahr über jich ergehen laſſen mußte, haben 
die Sache natürlich nicht verbeflert. 

Nun will es aber neuerlich jcheinen, al3 ob zu den ſonſtigen Mißgeſchicken 
des Geſetzes auch nod das hinzukommen fol, daß ihm felbit da, wo es deutlich 
und unmißveritändlic redet, nicht mehr Glauben geichenkt wird. Man foricht 
in der Entſtehungsgeſchichte nad, ob es denn wirklich wahr jet, daß der Geſetz— 
geber hier das, was er wollte, auch in der That geſagt habe, und findet fich alsdann 
irgend ein Symptom eines Widerjpruches zwiſchen Ausdruck und Abjicht, io 
gerathen die Ergebnifje jener Auslegung, die vor Allem den Wortlaut des Gejeges 
alö maßgebend erachtet, in Gefahr verworfen zu werben. 

Ein Erfenntniß, weldes der bayeriiche Verwaltungsgerichtshof neuerlich 
erlaffen hat (Sammlung von Entſcheidungen des fgl. bayeriihen Berwaltungs: 
gerichtshofes V ©. 347) bietet einen braftiichen Beleg biefür. 

Die Entjcheidung bezieht fih auf den Begriff der Schanfwirthichaft im 
Sinne des $ 33 der Reichs-Gewerbeordnung. 

Ih habe in meiner Abhandlung über das Gewerbepolizeirecht nach der 
Neichögewerbeordnung (Annalen 1881 ©. 651) der Anſicht Ausdrud gegeben, 
daß der Begriff der Schankwirthichaft den Ausſchank von Getränfen jeder Art, 
nit blos von geiftigen Getränken umfaſſe. Cine nähere Begründung dieſer 
Anfiht (vgl. übrigens die a. a. DO. Anm. 1 erwähnte Enticheidung) erachtete ich 
damals nicht für erforderlid, da mir der jprahliche Sinn des Wortes Scan: 
wirthichaft ein unzweifelhafter erichien. 

Neuerlid hat R. Landmann in feinem Kommentare zur Gewerbeordnung 
für das Deutihe Rei (Nördlingen 1884 S. 120) im Einflange mit der in 
Württemberg herrichenden PBraris (vgl. Schider, Gewerbeordnung S. 50) die 
Anſicht vertreten, daß nur für den Ausſchank geiftiger Getränfe eine Konzeſſion 
erforderlich je. Landmann beruft fih auf den fittenpolizeilihen Hauptzweck 
bes $ 33, der Trunkſucht vorzubeugen, auf den Wortlaut des $ 33 Abſ. III 
lit. b und die Motive der Novelle von 1879, Er bemerkt, die Annahnıe finde 
feine genügende Begründung, dab für den Ausichanf nicht geiftiger Getränke 
zwar eine Konzeſſion erforderlih, die Würdigung der Bebürfnikfrage aber aus— 
geichloffen jein jolle. Er führt ferner an, dab in einer Neihe anderer Beſtimm— 
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ungen der Gewerbeordnung (S$ 42a Abi. III, 56 Abi. IT Ziff. 1, 66 Abi. I 
Ziff. 2 und 67 Abi. IT) ſtets nur von geiftigen Getränfen die Nede fei. 

Der bayeriihe Verwaltungsgerichtöhof hat fidy in der oben erwähnten Ent: 
iheidung auf den gleichen Standpunkt geitellt. Seine bezüglihen Ausführungen 
lauten folgender Maßen: 

„Bon den beiden Worinftanzen wurde der Betrieb einer Staffeeichente als ein 
fonzeifionspflichtiges Wirthichaftägewerbe betrachtet und das vorliegende Geſuch 
wegen mangelhafter Beichaffenheit de3 zum Geichäftöbetriebe beitimmten Lofales 
abgewielen. Bei Prüfung der an den PVerwaltungsgerihtöhof gerichteten Be— 
ichwerde ift daher vor allem die Frage zu unterfuchen, ob nach den Beltimmungen 
der Deutjchen Gewerbeordnung zur gewerbsmäßigen Verleitgabe von Staffee über: 
haupt eine Grlaubniß erfordert werde. Nach dem bier maßgebenden 8 33 der 
Gewerbeordnung bedarf der Erlaubniß, wer Gaftwirthihaft, Schankwirthſchaft 
oder Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus betreiben will. Wenn auch der 
Ausdrud „Schankwirthſchaft“ nah dem Wortlaute auf den Ausſchank aller 
Getränke fich erftreden würde, fo wird darunter doch nach der gemeinübliden 
Sprech weiſe nur die Verleitgabe geiftiger, d. i. alfoholhaltiger oder berauſch— 
ender Getränfe verjtanden und ebenfo ift einleuchtend, dab der fittenpolizeiliche 
Hauptzweck, welden der Gejeßgeber bei dem Erforderniſſe einer Erlaubniß für 
Schankwirthſchaften in's Auge gefaßt hat, nämlich der Trunkſucht vorzubeugen, 
bei Wirthichaften, welche fi) auf Werabreihung anderer Getränke beichränten, 
feine Anwendung findet. In den dem Gntwurfe ber Gewerbeordnung vom 
Jahre 1869 beigefügten Motiven ift erörtert, daß die Gaftwirthichaften in An: 
jehung der Konzeſſionspflicht den Schankwirthſchaften gleichzuftellen jeien, weil 
eine Gaftwirthihaft ohne Ausſchank geiftiger Getränfe nicht wohl denkbar ſei, 
auch ebenfo leicht, wie eine Schankwirthihaft, zur Förderung der Unſittlichkeit 
und des verbotenen Spieles mißbraucht werden könne. Es ergibt fidh hieraus, 
daß der Gejeßgeber bei dem Ausdrucke Schanfwirthichaft zunächſt den Ausſchank 
geiftiger Getränfe im Auge hatte, und wenn in den Motiven weiter bemerkt ift, 
daß bloße Speijewirthichaften, da bei denjelben die bezeichneten Bedenken nicht 
vorliegen, durch den Entwurf außer Konzellionspflicht geftellt werden, jo finder 
der hiefür angeführte Grund auf Wirthichaften, welche neben oder auch ohne 
Verabreihung von Speilen auf Berleitgabe nicht beraufchender Getränfe, wie 
Staffee, Chofolade, Thee, Milch fich beichränfen, unverkennbar nicht weniger Ans 
wendung. Die zur Gewerbeordnung erlaffene Novelle vom 23. Juli 1879, welche, 
um der dem öffentlihen Wohle nachtheiligen übermäßigen Vermehrung der Wirth: 
ichaften entgegenzutreten, den Landesregierungen die Befugniß einräumte, die 
Stonzellionsertheilung unter beitimmten Borausjegungen von den Nachweife eines 
vorhandenen Bedürfniſſes abhängig zu maden, ſpricht nur von der Gaitwirth- 
ichaft und dem Ausſchank von Branntwein, Bier, Wein und anderen geiltigen 
Getränken und es laffen die Motive zu dem treffenden Gefegentwurfe, ſowie 
die über legteren im Neihötag gepflogenen Verhandlungen nicht entnehmen, daß 
für Wirthichaften, mit denen der Ausſchank von Spirituofen nicht verbunden ift, 
die Nothwendigfeit einer, wenn aud vom Bedürfnignacmeiie unabhängigen Kon— 
zeilion beftehen folle. In einer Enticheidung des k. preußiichen Oberverwaltungs- 
gerichtes vom 4. Juli 1877 (Sammlung von Jebens und von Meneren Bd. II, 
©. 336), bei welcher e3 jih zunädhit um den Ausichanf von Mineral: (Selters-) 
Wafler auf Straßen handelte, ift zwar die Anihauung zum Ausdrud gefommen, 
dag unter den Begriff der konzeſſionspflichtigen Schankwirthſchaft auch der Aus— 
ſchank nicht geiftiger Getränfe, wie Kaffee, Thee, Mineralwafler falle, und wurde 
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ji) zur Begründung auf die bei ber Verathung der Gewerbeordnung im Reichs— 
tage des norbdeutfchen Bundes erfolgte Ablehnung des Antrages Hirſch-Haus— 
mann berufen, wornad außer zum Betriebe des Kleinhandeld® mit Brauntwein 
und Spiritus eine polizeilihe Erlaubniß zur Anlegung von Gaft: und Scan: 
wirthichaften, jedodh mit Ausichluß von Speilewirthichaften und jonitigen Etab— 
liſſements, in denen Branntwein und Spirituofen nicht verabreicht werben, 
erforderlich jein ſollte. (Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Reichs: 
tags des norddeutihen Bundes v. J. 1869 Bd. III Anlage Nr. 227, ©. 701.) 
Allein nachdem über diejen vom Abgeordneten Hausmann in dritter Lejung eine 
gebradten und mündlich begründeten Werbeilerungsantrag im Reichstag feine 
Diskuſſion ftattfand, (ebenda Bd. I S. 1085— 1086), jo fehlt es an genügenden 
Anhaltspuntten zur Beurtheilung, aus welhen Gründen die Ablehnung erfolgte, 
ob diejelbe durch die Faſſung oder den Inhalt des erwähnten Antrages hervor: 
gerufen wurde, und welcher Theil deflelben gegebenen Falles mit dem Willen 
der Mehrheit des Neichötages nicht im Einklange Itand. Wie aus der Ablehn- 
ung jenes Antrages ohne Zweifel die Konzeffionspflichtigfeit der bloßen Speije: 
wirthichaften nicht gefolgert werden fann, jo läßt ſich daraus auch nicht mit 
einiger Sicherheit Ichließen, daß der Betrieb von Schankwirthichaften, in denen 
geiltige Gerränfe nicht verabreicht werden, von einer behördlichen Grlaubniß ab: 
hängig gemacht werden wollte. In Webereinftimmung mit der im Vorſtehenden 
begründeten Anſchauung wurde auch in einer zum Vollzuge der deutichen Ge: 
werbeordnung im Königreich) Württemberg erlaffenen dortigen Minifterialverfüg: 
ung vom 14. Dezember 1871 8 12 ausgeſprochen, daß Speilewirthichaften ohne 
Ausihant (Garfühen) und Kaffeewirthſchaften ohne Ausſchank geiftiger Getränfe 
in Zufunft feiner Konzeſſion bedürfen. (Vgl. Schider, deutiche Gewerbeordnung 
S. 39 und 1821), Landmann, Gewerbeordnung für das beutjche Reih S. 120 
und 121.) Aus den erörterten Erwägungen und in dem weitern Anbetrachte, dab 
von dem in $ 1 der Gewerbeordnung feitgeitellten Grundjage der Gewerbefreiheit 
Ausnahmen nur infoweit zugelaffen werden fünnen, als folche in Elaren Geſetzes— 
vorichriften ihre Begründung finden, muß daher die frage, ob die Berleitgabe 
von Kaffee ohne Ausſchank geiftiger Getränke, mag hiemit eine Speilewirthichaft 
verbunden fein oder nicht, durch eine Erlaubniß bedingt jei, verneint werben. 
Demgemäß hat im vorliegenden Falle aud eine Prüfung der zum Wirthichafts- 
betriebe beitimmten Lofalitäten nicht mehr einzutreten und war auf Die er- 
hobene Beſchwerde unter Aufhebung der Beſchlüſſe der beiden PBorinftanzen 
auszusprechen, daß für die von der Beichwerbeführerin beabjichtigte Verleitgabe 
von Kaffee ohne Ausſchank geiftiger Getränfe eine polizeilihe Erlaubniß nicht 
erforderlich ſei.“ 


Dieje Beweisführung bietet meines Erachtens zu erheblihen Bedenken Anlaß. 


Sie findet im Weſentlichen ihre Widerlegung ſchon in den Worten, mit 
weldhen fie beginnt. Es wird dort anerfannt, dab ber ſprachliche Sinn des 
Ausdrudes Schankwirthſchaft den Ausſchank aller Getränke umfaßt. Damit it 


Y) Das Citat bezieht fi) auf die Ältere Ausgabe von Schider. In der neuen Ausgabe 
(Stuttgart 1884) heißt e8 ©. 50: „Dafür, dab nicht nur der Ausſchank altoholhaltiger Ge: 
tränfe, jondern auch der Ausſchank anderer Getränke, wie z. B. Kaffee, Thee u. dal. als 
Schankwirthichaftsbetrieb ſich darjtellt, ſiehe Seydel S. 83, Marcinomsti ©. 152, Bernewig 
©. 46, Koch S. 64, Wirſchinger ©. 108, badische Ausf-Verord. $ 17, Preuß. Verw.-Ger. 
II ©. 333, Etenglein IV ©. 225, VIII ©. 345, Goltdamer XXVIl ©. 539. (Die Württem- 
bergiiche Praxis entipricht bisher diejer Auslegung nod nicht . . .)“ 
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eigentlich, wenn ander man annimmt, daß, wo der Wortlaut eines Geſetzes Har 
it, Diefer unbedingt Maß gibt, die Streitfrage bereits erledigt. Indeſſen glaubt 
ber Gerichtshof dieſem Äpradjlichen Sinn des Ausdruckes jenen Sinn gegenüber 
ftelfen zu können, welchen der Ausdruf nad der „gemeinüblichen Sprechweile“ 
habe und wonach er nur auf den Ausichant geiitiger Getränfe fich beziehe. Ich 
muß geitehen, daß mir eine ſolche Bezugnahme auf die Nedeiveife des gewöhn- 
lien Berfehrs, auf den vulgären Sprachgebrauch bei der Geſetzesauslegung nicht 
ftatthaft ericheint. Vom Geſetzgeber iſt anzunnehmen, daß er hochdeutich ſpricht, 
nicht blos deöwegen, weil dies die Schriftiprache ift, jondern auch deshalb, weil 
andernfall3 eine jehr mißliche Umficherheit über die Meinung des Gefeges eintreten 
würde, zumal bei einem folhen, das, wie die Gewerbeordnung, juris quotidiani 
ift. Denn jene „gemeinübliche Sprechweife‘ ift provinziell, je örtlich ungemein 
verjchieden und man würde, wollte man auf dieſe refurriren, ſchließlich genöthigt 
fein zu ermitteln, an welche gemeinübliche Redeweiſe der Verfaſſer eines Geſetz— 
entwurfs oder eines Amendements ſich angeichloflen hat. Gerade der vorliegende 
Fall bietet hiefür ein Beiſpiel. Wollte man für den gemeinüblichen Sinn des 
Wortes Schanfwirthichaft etwa die Sprachweiſe ald maßgebend annehmen, die 
an dem Orte herricht, wo der bayerische Verwaltungsgerihtshof feinen Sig hat, 
jo würde man nur an Bierwirthichaften und höchſtens noch an Branntweins 
ſchenken denfen dürfen. Denn ein MWeinwirth wird dort nicht Scanfwirth 
genannt. 

Bon dieſem Beweisgrunde dürfte alio abzujehen fein. 

Will man aber auch die Anficht gelten laſſen, daß bei einer ſprachlich klaren 
Ausdrudöweiie des Geſetzes nod eine Korreftur des Wortfinnes mit Rückſicht 
auf die Abficht des Geſetzgebers eintreten dürfe, dann muß man mindeſtens ben 
zwingenden und umwiderleglichen Nachweis dafür fordern, daß der Geſetzgeber 
etwas Anderes gewollt hat, als er gejagt hat. 

Diefer Nachweis aber jcheint mir in gegebenen Falle nicht gelungen zu fein. 

Die Beweisgründe, welche vorgeführt werden, find drei: die Entitehungss 
geihichte der in Rede ftehenden Beitimmung des $ 33, der Zulammenhang der 
legtern mit der Novelle von 1879, die Abjicht des Geſetzgebers. 

Was nun zunächſt die Entitehungsgeichichte des 8 33 nadı der Fallung 
der Gewerbeordnung von 1869 anlangt, jo ift Folgendes zu erwägen. 

Im norddeutihen Bunde noch mehr wie jegt im Deutjchen Reiche äußerten 
die Weberlieferungen der preußiichen Gejeßgebung einen fehr erheblihen Einfluß 
auf die Geſtaltung des Bundesrechtes. Insbeſondere war dies bei der Gewerbe: 
ordnung der Fall. „Viele Beitimmungen der Neich3:Gewerbeordnung find in dies 
felbe aus der älteren preußiichen Gefeggebung fait oder ganz unverändert liber- 
nommen worden”, bemerft Jacobi (die Gewerbegeieggebung im Deutichen Reiche, 
Berlin 1874, ©. 17), und er rechtfertigt damit die Deranziehung der Ergebniffe 
der preußiichen Praxis für die Auslegung der Gewerbeordnung. 

Die preußiiche Praris aber hat den Begriff der Scankwirthichaft auch auf 
den Ausihanf nicht geiftiger Getränte bezogen und die preußiiche Anweilung zur 
Ausführung der Gewerbeordnung vom 4. September 1869 (Min.-Bl. für innere 
Verwaltung S. 200, Jacobi a. a. O. ©. 176) bekundet in Ziff. 12 Abi. III 
Nr. 6 ausdrüdlich die Auffaſſung, daß der Begriff der Schankwirthſchaft auch 
auf die „gewerbsmäßige Verabreihung von Kaffee, Thee, Mineralwaller 2c.* 
fih eritrede. 

Unter dieſen Umſtänden darf wohl angenommen werden, daß, wenn man 
in der norddeutichen Gewerbeordnung mit Schanktwirthichaft etwas Anderes hätte 
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bezeichnen wollen, ald die preußiihe Gewerbegeießgebung darunter veritanden 
hatte, die irgendwie in unzweideutiger Weile hätte zum Ausdrude kommen 
müfen Dies iſt jedoch nicht geichehen. Die vom bayeriihen Berwaltungs: 
gerichtshofe angeführte Stelle der Motive, welche auf die Gaitwirthichaften ſich 
bezieht, jcheint mir durchaus nicht in zwingender Meile für einen beabfichtigten 
engeren Sinn des Ausdruckes Schankwirthſchaft zu fprechen, wie denn aud) der 
Berwaltungsgericht3hof jelbit daraus mur zu entnehmen vermag, der Geſetzgeber 
habe „zunächſt“ an geiftige Getränfe gedacht. Auch ift überfehen, daß die Motive 
nicht blos jagen, eine Gaftwirthichaft jei ohne Ausſchank geiftiger Getränfe nicht 
wohl denfbar, jondern auch beifügen, ste könne „ebenio leicht wie eine 
Schanfwirthihaft zur Förderung der Unſittlichkeit und des ver 
botenen Spiel mißbraucht werden.“ 

Uebrigens findet die Bezugnahme auf geiftige Getränfe in der angeführten 
Stelle der Motive eine jo natürliche Erklärung, daß man überhaupt nicht anzu— 
nehmen braucht, dem Verfaſſer habe der engere Begriff der Schanfmwirthichaft vor: 
geichwebt. Da er von der naturgemäßen Verbindung von Speiſe und Trank 
ſprach und es denn doch bei uns üblich ift, zur Mahlzeit geiitige Getränfe ein- 
zunehmen, jo fonnte es dem Verfafler der Motive nicht wohl beifallen, in ſolchem 
Zulammenhange andere Getränfe zu erwähnen. 

Menn weiter mit Bezug auf die Ablehnung des Antrags Hirſch-Haus— 
mann bemerkt wird, es laſſe „Tih daraus auch nicht mit einiger Sicherheit 
ichließen, daß der Betrieb von Schanfwirthichaften, in denen geiſtige Getränte 
nicht verabreiht werden, von einer behördlichen Erlaubniß abhängig gemacht 
werden wollte“, fo lege auch ich auf jenen Borgang wenig Werth. Aber es it 
zu betonen, daß die Beweislaft nicht umgekehrt werden darf. Daß der Gejeg- 
geber mit einem Ausdrude das gemeint habe, was der Ausdrud jprachlich be: 
deutet, braucht nicht bewiejen zu werden. Dagegen bedarf die Behauptung, dat 
er damit etwas Anderes gemeint habe, des jtrifteiten Nachweiſes und dieſen Beweis 
fiefert die Ablehnung des Amendements Hirih- Hausmann mindeftens nicht. 

Unbedingt unzuläſſig icheint es mir zu fein, aus Beltimmungen, welche 
jpäter in die Gewerbeordnung gefommen find, eine einichränfende Auslegung der 
Norm von 1869 ableiten zu wollen. Wenn der Berwaltungsaerihtshof be: 
merkt, die Motive zur Novelle vom 23. Juli 1879 und die darüber gepflogenen 
Berhandlungen ließen „nicht entnehmen, das Fir Wirthichaften, mit denen ber 
Ausſchank von Spirituoſen nicht verbunden ift, die Nothwendigfeit einer, wenn 
aud vom Bedürfnißnachweiſe unabhängiger tonzeilion beitehen ſolle“, fo iſt nicht 
abzujehen, was dies für den Sinn des Geſetzes von 1869 zu beweilen vermag. 
Es war wohl nicht die Aufgabe jener Motive und Verhandlungen, zu dieſer 
Frage Material beizubringen. Uebrigens hat es meines Erachtens einen ehr guten 
geieggeberiihen Sinn, bei der Ertheilung der Erlaubniß zum Ausichanfe geiitiger 
Getränke der Bebürfnißfrage eine Bedeutung beizumefien, für die übrigen Schank— 
wirtbhichaften aber auf die Forderungen des $ 33 Abjag II ſich zu beichränfen.') 


1) In der Sipung des Münchener Magijtrat® vom 23. Januar 1885 (Münchener 
Gemeindezeitung Wr. 9) bemerkte Rechtsrath Schachner jehr zutreffend: 

„Es wird daraus, daß bei der Novelle zur Gewerbeordnung vom Jahre 1879 neben 
der Goſtwirthſchaft hinſichtlich des Bieres, Weines und anderer geiſtiger Getränke die Be— 
dürfnißfrage ſtatuirt wurde, gefolgert, daß man wohl auch mit der Geſetzgebung des Jahres 
1869 in 8 33 die Kaffeeſchenken, als nicht geiitige Getränke verleitgebend, nicht treffen wollte. 
Auch diefe Schluhfolgerung iſt keinesfalls zwingender Natur, im Gegentheil, gerade aus 
diefem Moment könnte man das Umgekehrte ebenio berechtigt ichliejen. Man tann jagen, 
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Man wird die Angemeffenheit diefer Unterfheidung nur dann verfennen, 
wenn man die polizeilichen Erwägungen, welde den 8 33 ber Gewerbeordnung 
zu Grunde liegen, in ſolcher Weije einfchränft, wie Landmann und der bayer- 
iihe Verwaltungsgerichtshof dies thun. 

Beide erkennen den „Tittenpolizeilihen Hauptzwed* des $ 33 darin, daß. 
der Trunkſucht vorgebeugt werden jolle. 

Wenn man indejien den Wortlaut des $ 33 in’: Auge faßt, jo findet 
man als Gründe der SKonzeffionsverlagung völlig gleichwerthig nebeneinander 
aufgezählt die Annahme, daß das Gewerbe „zur Förderung der Wöllerei (das 
iſt nicht blos Trunkſucht), des verbotenen Spielö, der Hehlerei oder der Unſitt— 
lichkeit“ mißbraucht werde. Es beiteht nicht das mindeite Anzeichen dafür, daß 
der Geſetzgeber die übrigen fittlichen Gefahren außer der Förderung der Trunkſucht 
nur dann habe in Komputation jegen wollen, wenn fie in Verbindung mit ber 
genannten Gefahr auftreten. ch behaupte geradezu, daß geſetzgebende Faktoren, 
welche, als fie den $ 33 beriethen und feitftellten, in einer modernen Großſtadt 
fih aufhielten, dur die Erfahrung des Lebens darüber belehrt fein mußten, daB 
die Gefahr für die öffentlihe Moral nicht lebiglih von jenen Wirthichaften 
droht, in denen geiltige Getränke ausgefchentt werden. Wie mir jcheint, Tiegt 
der hier befänpften Anficht eine Verwechſelung zu Grunde. Die Bekämpfung 
der Trunkſucht ift nicht in dem Sinne Hauptzwed ber Beitimmung, ala ob der 
Gejeßgeber die übrigen Lafter für minder ſchädlich erachtet hätte, fondern man 
fann höchſtens jagen, daß die Trunkſucht der Hauptfall, d. h. der am häufigiten 
vorfonmende Fall fittliher Gefahr bildet, welde aus einem Schankwirthſchafts— 
betriebe entſtehen ann. 

Es iſt jehr begreiflich, daß die Enticheidung des bayerischen Verwaltungs: 
gerichtöhofe® bei den Gemeindebehörden der größeren Städte des Landes eine 
lebhafte Beunruhigung erzeugt hat. Der Münchener Magiftrat 3. B. hat, wie 
aus Nr. 9 der Münchener Gemeindezeitung vom 29. Januar 1885 erhellt, be— 
Ichlofien, bei jeiner Anfiht über die Konzeifionspflichtigkeit von Kaffeeſchenken 
zu beharren und e3 auf eine nochmalige verwaltungägerichtliche Enticheidung an— 
fommen zu laffen. 

MWie jehr durch die Auslegung des $ 33 der Gewerbeordnung im Sinne 
bes Verwaltungsgerihtshofes das Belek in Widerſpruch mit den Forderungen 
der Sittenpolizei treten würde, denen ed doch gerade Rechnung tragen will, mag 
eine Aeußerung zeigen, die der Gewerbereferent des Münchener Magiſtrates, 
Rechtsrath Schahner, im Laufe einer trefflichen Grörterung der Rechtöfrage 
machte: 

Wie es der Zufall will, Liegt gerade im Momente eine Enticheidung bezüglich 
einer ſolchen Ktaffeeichenfe vor, welche wir mit Nüdlicht auf den Leumund der 
Geſuchſtellerin zu beanftanden veranlaßt waren, und welche aud) die k. Regierung 


der Gejepgeber hielt allerdings Saft: und Schankfwirthichaften mit geiftigen Getränten, weil 
fie die Trunfjucht fördern können, für das allgemeinere und größere Uebel, wenn jie fich in 
ungemefjener Weile vermehren, umd er glaubte daher, gerade bei diejen Geſchäften nod ein 
weiteres Erforderniß außer dem bereits in $ 33 des Gefetzes vom Jahre 1869 ſtatuirten auf⸗ 
ſtellen zu müſſen, nümlich die Bedürfnißfrage. Wenn er aber für dieſe Geſchäfte ein weiteres 
Erforderniß, nämlich die Bedürfnißfrage aufſtellt, kann man daraus nicht folgern, daß er die 
anderen Geſchäfte, welche Getränke abgeben, im Geſe ke vom Fahre 1869 aufer Konzeſſions— 
pflicht jtellen wollte. Gerade dieſe Spezialifirung (Bier, Wein ꝛc.) der Novelle des Jahres 
1879 möchte dafür fprechen, da man annahm, mit dem Begriff „Schantwirtbichaft” des 
Gejepes vom Jahre 1869 jei ein viel weiterer Rahmen von Gejchäften gegeben.“ 
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mit Beicheid vom 4. Dez. v. I. beanftandete. Dieſer führt in der Begründung 
an, daß die Betreffende bei früherer Führung von Saffeefchenten im Jahre 1883 
nicht weniger als 16mal, im Jahre 1884 weitere 6mal wegen Polizeiitundüber: 
tretung gerichtlich beitraft wurde. „Außerdem haben beim Betrieb der Staffeeichenfe 
Bayerſtraße Nr. 75, wie fie bei ihrer Vernehmung im April 1883 ſelbſt nicht 
völlig in Abrede zu Stellen vermochte, Proftituirte mit ihren Zuhältern im Lofale 
verfehrt” u. j. w. Wir haben nicht bloß in diejem Falle, fondern wiederholt in 
anderen Fällen die Wahrnehmung gemacht, daß gerade dieje Geihäfte dazu benützt 
werden, um in ſpäter Nadtitunde ein Stelldichein für Leute der in diefer Ent- 
ichließung erwähnten Art zu fein, fo daß, wenn auch bei diefen Geichäften das 
Moment der Truntjucht in den Hintergrund tritt, umfomehr das andere Moment 
in den Vordergrund treten und bie lmfittlichfeit gefördert werden fann. Und 
deshalb iſt es jehr die Frage, ob es gut wäre, fo leichthin diefe Geſchäfte von 
der Konzeflionspflicht zu entheben. Wäre die der Fall, fo könnte Jeder, mag 
der Leumund beichaffen fein, wie er will, mit einfacher Gewerbsanmeldung ein 
jolches Geſchäft anfangen. 


Das Enteignungsrecht im Großherzogtum 
Helen. | 


Non Nedhtsanwalt Dr. £. Fuld in Mainz. 


— — — 


Gleich den Geſetzgebungen vieler deutſcher Bundesſtaaten, welche im Verlaufe 
des letzten Dezenniums die Expropriationsgeſetzgebung in reformatoriſcher Weiſe 
umgebildet haben, hat auch die Geſetzgebung des Großherzogthums Heſſen dieſen 
wichtigen und in der jetzigen Aera gewaltiger und umfaſſender Unternehmungen 
ſo bedeutungsvollen Gegenſtand durch ein umfaſſendes Geſetz neugeordnet. Bis— 
lang galt in dieſem Theile des Deutſchen Reiches ein Geſetz aus dem Jahre 1821, 
alſo aus einer Zeit, in welcher die Geſetzgebung in Folge anderer Auffaſſung 
über das Verhältniß des Staates zu dem Individuum und in Konſequenz einer 
Häufig geradezu übertriebenen Furcht, das Privateigenthum ſelbſt für öffent— 
liche Zwecke anzutaſten, die Zwangsenteignung nur in dem beſcheidenſten Grenzen 
ſanktionirte. Vorbildlich diente dieſem Geſetze die franzöſiſche Geſetzgebung. 

Wenn ſchon im Laufe der ſechzigjährigen Geltung dieſes Geſetzes mancher 
Punkt verbeſſert und zeitgemäßer geſtaltet worden war, ſo blieb doch ein Miß— 
verhältniß beſtehen zwiſchen den Anforderungen, welche die hochentwickelte gewerb— 
liche Thätigkeit an das Enteignungsgeſetz ſtellte und dem Maße, in dem das 
Geſetz denſelben genügte. Es kam deßhalb auch das unter dem 26. Juli 1884 
verkündete Geſetz, betreffend die Enteignung von Grundeigenthum, zu Stande 
(Großherzogl. Heſſiſches Reg.“-Bl. S. 175 ff.), welches in weſentlichen Punkten 
ſich an die in Preußen durch das Geſetz von 1874 eingeführte Normirung an— 
ſchließt. Die Enteignung von Mobilien wird in demſelben nicht berührt. Das 
Geſetz unterſcheidet in vollkommen bewußter Weiſe zwiſchen dem Euteignungs— 
recht und dem Staatsnothrecht. Letzteres nennt ed dad außerordent— 
liche Enteignungsrecht, zeigt aber durch die in eremplififatiner Meile 
gegebene Aufzählung von Fällen, welche es als unter dasſelbe fallend rechnet, 
daß es in der That nur dad jogenannte ftaatlihe Nothrecht im Auge hat, 
welches es bei unmittelbar bevorftehender oder bereit3 eingetretener Gefahr von 
Ueberſchwemmung, Striegsereigniffen oder anſteckenden Stranfheiten für wirkſam 
erklärt; durdy die Ausdehnung dieſes Rechts gegenüber den durch anſteckende 
Krankheiten entitehenden Gefahren und die eremplifizirende Fallung hat das 
Gele eine wejentliche Erweiterung dieſes Gebieted vorgenommen, welche ſeitens 
der modernen Volköwirthichaftslehre im Gegeniage zu den engeren Anichauungen 
des Zivilrechts Schon längit gefordert wurde. (Vgl. 3. B. Wagner, Grundlegung I 
©. 808 und Gerber Syſtem d. PBrivatrechts, $ 174.) Wenn das Gejeg aud für 
die Ausführungsfälle diefes Staatsnothrechts die Entihädigungspflidt nad den 
Beitimmungen der gewöhnlichen Erpropriation bemeilen läßt, fo geht es mit 
diefer Norm jehr weit über die Poſtulate hinaus, welche die Theorie, 3. B. Beieler 
hierfür aufitellt, die lediglich in Dielen Fällen eine Entihädigung nah Mög: 
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fichfeit verlaugt. In der That dürfte diefe Beitimmung, Art. 73 Abi. 2, unter 
Imftänden zu größeren Ilnzuträglichkeiten führen, unter andern Umjtänden fogar 
nicht ausführbar ericheinen ; jedenfalls hat fie die Anforderungen der Billigkeit jehr 
berückſichtigt. Was nun die gewöhnliche Zwangsenteignung betrifft, jo iſt es 
Prinzip des Gejeges, dab diejelbe nur angewendet werden fann, wenn fte für ein 
zum öffentlichen Nuten dienendes Unternehmen erforderlich ift und auch in 
dieſem Falle nur gegen vollitändige Entihädigung des Erpropriaten. Durch 
dieſes wiederholte nur Scheint ſich die Geſetzgebung gleich der preußiichen noch 
in jener bei den Romaniſten bi8 auf Ihering üblihen Anſchauung zu 
bewegen, welche in der Ausübung des Grpropriationsrecht3 ein „anomaliiches 
Recht“ jah und würde in dieſer Hinficht demielben Tadel verfallen, welchen 
Wagner (a. a. DO. Aum. 17) deßwegen über die Faſſung de3 $ 1 des preuß: 
iſchen Geſetzes von 1874 ausſpricht. Bei Beltimmung der Vorausſetzung 
der Erpropriation weicht die heſſiſche Geſetzgebung in der Wortfaffung von 
derjenigen Preußens und der meilten deutichen Staaten ab. Während die typiſche 
Formel zu jagen pflegt, daß nur aus Gründen des öffentlichen Wohles die 
Zwangsenteignung geitattet werden bürfe, ſpricht das heſſiſche Geleg von einem 
öffentlichen Nutzen. In der Sade dürfte fein erheblicher Unterjchied zwiichen beiden 
Formulirungen zu finden fein, wenn fchon die heſſiſche Faſſung, welche ſich übrigens 
auch itrenger an das für diefe Begriffpräzifirung ja immer maßgebende Vorbild 
der franzöfifchen Gefeggebung anichliet, vielleicht Fälle unter ſich begreifen könnte, 
die eine jtrifte Grfaffung der preußifchen Formel nicht in dieſelbe einschließen 
fönnte; denn logiſch fann man einen ſehr jubtilen Unterſchied zwiichen öffent: 
lihem Nutzen und öffentlihem Wohle ganz wohl fonitruiren. Der vage und 
außerordentlih dehnbare Charakter beider Begriffe dedt ſich nahezu völlig; im 
Grund genommen find beide nur Ilmfchreibungen des früher beliebten Ausdrudes 
„Öffentlihes Intereiie*, gegen welches G. Mayer (Necht der Erpropriation 
8 8) feine jcharfen Ausführungen gerichtet hat. Treffen dieſe Vorausiegungen, 
völlige Entihädigung und dÖffentliher Nutzen der betreffenden Inter: 
nehmung zu, jo gewährt das Geſetz die Berugniß zu erpropriiren entweder 
unbedingt oder nur auf Grund einer landesherrlihden Anordnung oder 
eines Gejeges. Unbedingt haben diejelbe nemlich der Staat, dann die Ge: 
meinden, Kreiſe und Provinzen, alio die Selbftverwaltungsförper. Auf 
Grund landesherrlicher Verordnung Steht diefelbe Privaten und Geiell: 
ſchaften zum Zwed von Gifenbahbnunternehmungen, ferner dem deutſchen 
Reiche oder einem deutihen Bundesitaate zu; Privatperjonen, welde 
zu andern ald zu Eiſenbahnzwecken erpropriiren wollen, fönnen dieje Be: 
fugniß nur auf Grund eines Geſetzes erhalten. Das Geſetz hat alfo im Ber: 
gleiche zu anderen Gejegen ein gemiichtes Syſtem adoptirt. Die in England 
und Frankreich beitehende Einrichtung, welche ſtets ein Geſetz bez. eine Par— 
lamentsafte verlangt, hat es für ſolche Private eingeführt, welche zu andern 
alö Eiſenbahnzwecken erpropriiren wollen; die preußiſche Einrihtung bat 
es für alle Erpropriationen angenonmen, in denen jolhe zu Eiſenbahn— 
zwecken oder folde von dem deutihen Neiche oder einem deutſchen 
Bundesitaate nahgelucht werden. Die eine der beiden Borausjegungen, unter 
welchen die Erpropriation jtatthaft it, dad Vorhandenfein eines öffentlidhen 
Nutzens, hat dad Geſetz nicht näher erörtert und mit Necht dem bayriichen Geile 
nicht nachzuahmen verjucht dur eine Aufzählung der möglichen einzelnen Fälle, 
da eine ſolche jtetö nur lückenhaft und unvollitändig fein kann. Das Gejeg konnte 
die Anwendung de3 Prinzips mit um jo größerem Necht der Praxis der Vers 
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waltungsgerichte überlaffen, da dasjelbe in dem früheren Geſetze bereits ſich vor: 
fand und durch eine jechzigjährige Anwendung zu einem im Ganzen feiten Begriff 
ſich herausgebildet hatte, wenn jchon freilich nicht zu vergeilen ift, daß in Konſe— 
auenz der jest bominirenden Anichauung über Staat, Gejellihaft und Individuum 
die Verwaltungsgerihte manche Unternehmung als eine im öffentlihen Nuten 
unternommene aniehen werden, der man früher auch nicht entfernt diefen Charakter 
pindizirt hätte. Ausführlicher ift dagegen die andere Vorausſetzung durch kaſuiſtiſchere 
Beitimmungen erörtert, die Entihädigungsfrage; daß die Entihädigung von 
dem Unternehmer und zwar in Geld zu leiften, find auch fir das heifiiche Recht 
nicht unbetannte Dinge. Als Werth, der dabei maßgebend ift, berüdjichtigt das 
Geſetz in lebereinitimmung mit Theorie und Praxis Wagner a. a. ©. ©. 820) 
nur den vollen Sachwerth und den durd) die Vorarbeiten eingetretenen Schaden, 
ichließt aber unbedingt die Jnanfchlagbringung des bloßen Aifeftionswerthes 
oder gar bdesjenigen MWerthes, welchen das zu erpropriirende Grundſtück erit 
durch das Unternehmen, zu Gunſten deifen enteignet wird, erhalten würde, aus, 
Nüdfichten der Billigfeit haben zu einer jcheinbaren Ausnahme von dem Prinzipe 
geführt, Lediglich den Sachwerth in Betracht zu ziehen, indem das Geile 
für den Fall, daß nur ein Theil eines Grunbdftüds enteignet wird, für Die 
MWerthberehnung den Mehrwerth, welchen der erproprirte Theil mit dem übrigen 
durch feine Konnexität, jowie den Minderwerth der durd die Erpropriation für 
den rejtirenden Theil entfteht, mit berüdjichtigt. Weil nun aber Fälle entitehen, 
in welchen bei einer nur partiellen Erpropriation der rejtirende Theil für den 
Eigenthümer feinen relevanten Werth mehr befigt, jo zieht das Geſetz eine weitere 
Konſequenz aus dem Billigfeitsprinzip, indem ed dem Eigenthümer das Recht 
gibt, jtatt der partiellen eine totale Erpropriation zu veranlaffen, nemlid) 
fofern es fi um die Erpropriation eines Gebäudes handelt oder wenn burd) 
biejelbe ein Grundftüd in einer Weiſe parzellirt würde, welde eine ihrer 
bisherigen Bejtimmung entiprechende Benügung nicht weiter geftattete. Als Korrelat 
diefer Normen, welche fih mit der Lofal beichränften Enteignung beichäftigen, 
regulirt der Art. 18 des Gejeges die temporal begrenzte Erpropriation; die Ent: 
eignung bei nur zeitweife entzogenem Gebrauche joll nemlich gefordert werben 
fönnen, wenn die Entziehung der Benugung ſchon drei Jahre gedauert Hat, wenn 
fie, wie feitjtehen muß, auc länger als drei Jahre dauern wird und durd die 
Beihränfung der Werth des Grundftüds ſich dauernd vermindert. 

Die drei Vorausfegungen müffen fumuliren, um einen Antrag auf Expro— 
priation jeitend des Cigenthümers zu rechtfertigen. Im Uebrigen ftellt das Gejeg 
alö Regel auf, daß die dauernde oder vorübergehende Beichränfung des 
Eigenthums fidy bezüglich der Entihädigungsfrage nach denjelben Grundjägen be: 
urtheilt, wie diejelbe Frage bei der Zmangsenteignung. Wiewohl das Geſetz 
jeiner Weberichrift mach ſich lediglich als ein Inbegriff von Regeln zur Zwangs— 
enteignung von Grundeigenthum nad Vorbild der franzöfiichen, bayeriichen, 
preußiichen und ſchweizeriſchen Gejeggebung charatterifirt, befaßt es ſich doch auch 
mit Zwangsenteignung von dinglihen Rechten an fremden Grund und Boden, 
Art. 4, welche die Enteignungslehre in dieſer Hinfiht ja von jeher dem Grund: 
eigenthum gleichgeitellt hat. Die Entihädigung, welche denjenigen zu zahlen 
it, die Inhaber ſolcher Rechte find, ift analog derjenigen beftimmt, welche dem 
erpropiirten Grundeigenthümer gebührt. Neben der eigentlichen Expropriations— 
jumme ift daneben noch denjenigen Perſonen, welche ald Inhaber perjönlider 
Rechte durch die Erpropriation geihädigt werden, 3. B. Pächtern und Miethern, 
hierfür voller Erjag zu leiſten. Nachdem wir jo die prinzipiellen Geſichtspunkte 
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fernen gelernt haben, nad) denen das Geſetz die beiden wichtigiten Punkte, die 
Vorausſetzungen regelt, geben wir nunmehr zu einer Andeutung des Verfahren 
über, nach welchem der Expropriationsprozeß erledigt wird, wenn zwiſchen den 
Theilen auf gütlichem Wege feine Bereinbarung zu Stande kommt. 

ES ceiden wir die, wie oben bereitö erwähnt, in gewiſſen Fällen nothwendige 
Erflärung der Zuläffigfeit der Zmwangsenteignung, wie man früher zu 
jagen pflegte, die Bewidmung mit berielben durch landesherrlihe Verordnung 
bezw. Geſetz aus, jo theilt fich das Verfahren in ein Worverfahren, welches 
den Zwed hat, die nöthigen Ermittelungen anzuitellen, jodann in ein Verfahren 
vor der fogen. Lofalfommisfion, welche eine gütliche Beilegung des Streites 
verjucht und endlich in das Verfahren vor dem Provinzialausihuß, welder 
über die ganze Frage in erjter Inſtanz enticheidet. Was zunädft dad Vorver— 
fahren betrifft, jo wird dies dadurd eingeleitet, daß der Unternehmer bei dem 
Kreisrathe des Kreifes, worin das betreffende Grundſtück gelegen ift, unter 
Angabe des Grunditüds, feiner näheren Rerhältniffe und Mittbeilung eines 
Planes, Anbietung einer Entihädigungsfunme für jeden Erpropriaten und Angabe 
derjenigen Anlagen, welche zum Schutze von Nahbargrunditüden etwa nöthig 
jein können, den Antrag auf Einleitung des Verfahrens ftellt; liegt das zu er: 
propriirende Grundſtück in mehreren Streifen dismembrirt, jo ift der Antrag bei 
dem Miniſterium des Innern und der Juftiz (welche in Heſſen vereinigt find) 
zu ftellen, da® einen Beamten mit der Leitung des Verfahrens beauftragt. Wenn 
der genannte Beamte die Behörden des Baus und Geſundheitsweſens gehört hat 
und diejelben feine Ginwendungen machen, läßt er die ſämmtlichen Scriftitüde 
auf der Bürgermeifterei 14 Tage lang offen legen, beraumt einen Termin zur 
Verhandlung vor der Lokalkommiſſion an und macht dieß alles befannt, indem 
er gleichzeitig die in Betracht kommenden Berechtigten auffordert, ihre Einwend— 
ungen gegen die einzelnen Punkte vorzubringen, bei Meidung des Ausſchluſſes 
mit ihren Einwendungen oder der lnterftellung, daß fie mit dem Inhalte des 
Antrags einverftanden feien. Hierbei ift zu bemerken, daß der öffentliche 
Nutzen des Unternehmens in denjenigen Fällen nicht beitritten werben fann, 
in welchen die Anordnung der Erpropriation durch landesherrliche Verordnung 
oder durch Geieß erfolgte, was im Einklang mit dem fonftitutionellen Staats— 
recht Steht. Außer der öffentlichen VBorladung it dann gewiffen Berjonen 
noch bejondere Zitation zuzuftellen. Hiermit endet das Borverfahren und es 
‚beginnt nunmehr die Wirkiamkeit der Lokalkommiſſion, welde nad ben 
Morten des Geſetzes die Aufgabe hat, über den Plan und die Entihädigung zu 
verhandeln. Diejelbe bejteht aus dem Kreisrath, reip. dem ernannten We: 
amten ald Xorfigenden, dem Kreisbaumeiſter oder einem anderen Sachver— 
ftändigen, dem Bürgermeifter und zwei nicht intereffirten Mitgliedern 
des Gemeindevoritands, von denen dad eine durch den Unternehmer, 
das andere dur den Erpropriaten, oder wenn dieſe Perionen von ihrer 
Befugnig feinen Gebrauch machen, durh den Borjigenden ernannt wird. 
Liegen die zu enteignenden Grundftüde mehrerer Gigenthümer in verichiedenen 
Gemarkungen, jo wird die Zulammenjegung der Kommiſſion etwas dadurch alterirt, 
daß der Vürgermeifter und die beiden Mitglieder des Gemeindevoritandes gewählt 
werden und zwar jener dur den Vorjigenden und Sadverftändigen 
zufammen, diefe durch die Geſammtheit der Intereſſenten; weitere Alter: 
ationen entitehen, wenn die Grunditiide in verichiedenen Streifen oder gar in ver: 
Schiedenen Provinzen liegen. Die Lokalkommiſſion hört zunächit Die Sachver— 
ftändigen ab, welche fie bis zu der Anzahl von drei ernennen kann, nimmt über 
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haupt alle nothwendigen Ermittelungen vor und jucht eine Einigung herbeizu: 
führen. Kommt eine jolde in dem nad ſtrengſtem Mündlichkeitsſyſteme mit 
Ausihluß jedes Schriftenwechield geftalteten Verfahren nicht zu Stande, jo 
werben die Akten an den Provinzialausſchuß geiendet. Diefer ift nach dem 
heiliihen Berwaltungsrecht, Geleg vom 18. Juli 1874, eines der Selbitverwalt- 
ungsorgane der Provinz, er beiteht aus dem PBrovinzialdireftor als Bor: 
jigenden und acht Mitgliedern, welde der Brovinzialtag zur Hälfte aus 
ji, zur Hälfte aus der Bevdlferung wählt, welche die Fähigkeit hat, 
zum Mitgliede der Gemeindevertretung gewählt zu werden. Die nähere 
Zufammenjegung des Provinzialtages hier zu erörtern, würde uns außerhalb des 
Rahmens unierer Abhandlung führen. Nah Prüfung der Formalien enticheidet 
der Ausſchuß über die gemachten Einwendungen, indem er dabei die Borichrift 
als Direktive zu benüten hat, daß die Enteignung auch danı gerechtfertigt 
ift, wenn durch fie der betreffende öffentlihe Zweck am zwedmäßigiten 
erreiht wird, jollten aud) noch andere Möglichkeiten beſtehen, durch welche der— 
jelbe, aber in minder zwedmäßiger Weife realifirt werden kann, jodann enticheidet 
er aud über die Höhe der Entfhädigung, mit Vorbehalt des Rechtswegs 
binnen ſechs Monaten. Im dringenden Fällen kann er fich lediglich auf bie 
Prüfung der Einwendungen beichränfen und erkennen, daß der Unternehmer gegen 
Kaution in den Beſitz einzuweiſen ſei. Hiergegen befteht ein Nefurd un die 
Minifterialinftanz, wogegen wegen Entihädigungsanfprücen, die erit nach der 
Einweilung bervortreten, nur der Rechts weg offen bleibt. Sobald nun Diele 
Gnticheidung des Ausichuffes die Rechtskraft beichritten hat, kann der Unter— 
nehmer die Missio in possessionem erlangen; diefelbe wird durd den Provinzial- 
ausihuß ausgeiprohen und auf Grund dieſes Ausſpruchs beantragt der 
Unternehmer in dem Mutationsregifter, welches bei den Amtsgerichten über die 
Eigenthumsverhältniſſe an Grundftüden geführt wird, die Eintragung des Ber: 
merfed „gehemmt”. In diefem Punkte weicht das neue Gejeg von dem bisherigen 
Rechte ab, indem biäher die Missio in possessionem durd dad Amtsgericht 
ausgeiprochen wurde, gegen deſſen Ausipruch innerhalb einer Nothfrilt von vier 
Moden an das Landgericht Beſchwerde ftatthaft war. Durch die nunmehr 
geltende Gejeggebung ift auch dieſer Theil des Verfahrens lediglich der Ent: 
iheidung der Adminiftrativjuftizbehörden anheimgegeben und gegen fie 
fein ſuspenſives Nechtsmittel ftatthaft. Ift die Enticheidung über den Plan 
rehtsfräftig, jo wird auf Antrag durch den Provinzialausſchuß, jobald 
die Entihädigungsiumme kautionsweiſe hinterlegt ift, die Enteignung ausge 
iprochen und mit Zuſtellung dieſes Ausſpruchs treten die Wirfungen des Eigen: 
thbumsüberganges ein. Hypothekar- und andere Gläubiger, denen Anſprüche 
an dem erpropiirten Grundftüce zuftehen, haben nunmehr gegen Befriedigung 
die Löſchung ihrer Einträge zu veranlaffen. Die Entihädigungsiumme muß 
in gewiſſen Fällen unbedingt deponirt werden; z. B. wenn die erpropriirte 
Realität mit Hypotheken, Grundlaften oder Kaufgeldern belaftet war, wenn das 
Eigenthum beftritten ift u. f. w., in anderen bedingt, nämlich wenn der Ent: 
ihädigungsberechtigte die realiter offerirte Summe nicht angenommen hat; die 
Depouirung geichieht, wie allgemein, bei den Amtögerichten. Das Geſetz gewährt 
die Enteignung nur mit Nüdfiht auf das dem öffentlichen Nuten dienende 
Unternehmen. Wenn demgemäß der Unternehmer innerhalb einer dreijährigen 
Stift von der Enteignung an die Ausführung des Unternehmens aufgiebt 
oder das Grundſtück anderweitig verfaufen will, jo bat der Grpropriat das 
echt, dasjelbe auf dem Rechtswege gegen Nüderftattung der erhaltenen Summe 
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plus der Wertberhöhungen zurüdzufaufen. Das Geſetz wahrt ihm ſogar 
bis nad Ablauf von 8 Jahren nad der Enteignung ein Borfaufsredt in 
dem es den Unternehmer verpflichtet, ihm jeden innerhalb dieſer Friſt beabfich- 
tigten Verkauf anzuzeigen. Das Geſetz erfärt jeinen ganzen Inhalt für au— 
wenbbar gegenüber der Enteignung unterirdijher Naturprodukte, welde 
niht unter die bergmänniichen Foſſilien fallen, wenn der Staat, bie 
Gemeinde, der Kreis oder die Bropinz diejelben zu gemeinnügigen und 
zwar nicht blos vorübergehenden Zwecken benügen will. Bei der Werth: 
ausmeſſung ilt hier noch beiondere Rüdjicht auf die unter dem Boden gelegenen 
Folfilien zu nehmen. Doch fann ſich der Eigenthümer gegen die Enteignung 
ihügen, wenn er erklärt, das Mineral felbit auf dieje Weile ausbeuten zu wollen 
und dieſe Erklärung aud) binnen zwei Jahren verwirklicht ift. 

Hiermit hätten wir die Darftellung der neueften Phaſe, welche die Entwidelung 
des Erpropriationsrechts in Deutichland hervorgebracht hat, beendet, allerdings nur 
in einer Skizze, da wir felbitverftändlich dDiefen Ort nicht dazu benügen können, um ein 
Bartifulargejeg mit einer auf die intereflanten Detailfragen Rüdficht nehmenden Aus: 
führlichfeit zu erörtern. Im Ganzen fteht das neue heifische Geieg auf den Stand» 
punkt des preußiichen von 1874, jedoch wird man immerhin bei einer aufmerkjamen 
Betrahtung der Detailfragen nicht umhin können, das Urtheil abzugeben, daß die 
heſſiſche Geleggebung die Fortbildung, welde die Theorie der Enteignungslehre 
durch die neuern Arbeiten eines A. AU. Wagner und Lorenz von Stein auf dem 
Gebiete der Sozialpolitik erhalten hat, nicht unbenüst gelaflen hat. Wir möchten 
nod darauf hinweiſen, daß es den Adminiftrativbehörden zur unbedingteiten Pflicht 
gemacht wird, jich der größten Raſchheit in der Erledigung diejes Verfahrens 
zu befleißigen, insbejondere bei der Anfegung von Terminen und Ausfertigung 
von Erkenntniſſen Säumigfeit zu vermeiden. Durch die Betonung des Enteignungs— 
rechts bei außergewöhnlichen Fällen hat das Geſetz die von der Theorie ver: 
langte, von der Praris aber jo oft vernachläßigte Unterfcheidung zwiichen Ent: 
eignungsreht und Nothredit aufgenommen. Wenn fchon das Gejeg ſelbſt bei 
Ausübung diejes aus dem jog. jus eminens oder wie man heute unter dem Einfluß 
einer nicht individualiftiichen Anschauung vom Staatöleben richtiger jagt, aus dem 
Bedürfniß der gefellihaftlihen Griftenz fich ergebenden Befugniß Die 
Entihädigungsfrage in einer Weile in den Vordergrund geitellt hat, welche zeigt, 
dat das Geier jelbit bei diefem Punkte die privatrechtliche Anichauung, welche 
jo lange für die Enteignungslehre bezeichnend war, nicht überwunden hat, jo bietet 
doch anderfeits die Beſtimmung, welche e8 darüber enthält, daß nicht die abjolute 
Nothwendigfeit des betreffenden Grundſtücks für die betreffende Unternehmung 
gefordert werden dürfe, jondern jchon die Zweckmäßigkeit genüge, ein Storreftiv 
gegen eine rein privatrechtliche Behandlungsweiie der ganzen Materie, indem das 
Geſetz mit Necht fich ausdrüdlich gegen das namentlich in der romaniftiihen und 
überhaupt in der zivilrechtlichen Literatur jo häufig aufgeftellte Postulat erklärt, 
daß die Dinwegnahme des betreffenden Grundftüds lediglich im ‚Falle der äußerjten 
Noth gerechtfertigt wäre, oder, wie man aud) zu jagen pflegte, wenn diejelbe eine 
conditio sine qua non der Griftenz des Unternehmens jei, hat es dem hoch— 
wichtigen Gedanken Ausdrud gegeben, daß das Privateigenthum des Einzelnen 
auch gegenüber den Zwedmäßigfeitspoftulaten der Gejammtheit zurüditehen 
müſſe. Sehr beachtenswerth iſt auch, daß die Begriffsbeitimmung des $ 1 des 
Sejeges von dem Momente vorheriger vollftändiger Entihädigung, welche in 
der Theorie jogar bei fortgejchrittenen Autoren (wie 3. B. Hermann Rösler, 
Soziales Verwaltungsrecht 1. $ 195, 196) als eilentielles Element der Definition 
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ericheint, durhaus abfteht, gleich dem preußiſchen Geſetz $ 1, wenn fchon auch 
unſer Gejeg vor der Realifirung der Enteignung die fautionsweile Hinterlegung 
des Entſchädigungsbetrages fordert. Hierdurch wird aber feinedwegs jener privat: 
rehtlihe Charakter hergeftellt, welcher, bei Aufnahme dieſes Moments in 
die Definition, bon vornherein dem ganzen Inftitut das Weſen eines ano- 
malifchen Rechtsinſtituts aufdrüdt. Auch die Ordnung des Verfahrens, welches 
in eriter Inftanz den Organen des Selfgovernment übertragen und bier: 
durch mit allen Garantien verjehen ift, welche eine unbefangene und unintereifirte 
Würdigung aller hier in Betracht kommenden Punkte verlangen fann, die Mög— 
lichkeit wegen der Höhe der Entſchädigungsſumme den ordentlichen Rechtsweg zu 
betreten, die Nichtigkeit, welche in der Uebertragung der provijoriichen Beligein- 
weifungen an das Berwaltungsgeriht und nicht an das ordentliche Gericht liegt, 
weil jenes beſſer in der Lage ift, über das Geſuch enticheiden zu fünnen als das 


mit dem ganzen Sadverhalt unbefannte Amtögericht, und weil auch die bei Ge | 
juchen diefer Art immer höchſt dringliche Enticheidung erfahrungsgemäß raſcher 


von jenem ald von dieſem erfolgt, können nur dazu beitragen, das Urtheil zu 
bejtätigen, daß dieſes jüngfte Produkt der Enteignungsgeleggebung in Deutſch— 
land ein jehr ———————— und den modernen Anforderungen vollkommen 
entſprechendes iſt. 


Die rechtliche Uatur des Stantsdienftes 


nad deutſchem Stantsredjt 
hiſtoriſch-dogmatiſch dargejtellt. 
Bon der juriftiichen Fakultät der Univerfität München gefrönte Preisichrift. 
Bon 
Hermann Rehm. 


(Fortiegung.) 


— — — 


Zweiter Theil. 


Dogmatiſche Darſtellung der rechtlichen Natur des Staatsdienſtes 
nach deutſchem Staatsrecht. 


Einleitung. 
$ 32. Stoffbegrenzung. 


Der zweite Theil diefer Abhandlung fol eine dogmatiſche Darftellung 
der rechtlichen Natur des Staatsdienjtes nach deutſchem Staatsrechte geben. 

Hiemit ift als Leitmotiv für die weitere Betrachtung das Dogma erflärt, 
d. i. der pofitive Rechtsſatz oder derjenige Satz rechtlichen Inhalts, 
welcher äußere Geltung innerhalb eines beftimmten Staates hat. 

Den Gegenjag hiezu bildet der wiſſenſchaftliche Rechtsſatz, d. i. der durch 
wiſſenſchaftliche Deduktion gefundene Sat rechtlichen Inhalts, welcher allein 
innere Geltung d. h. die Geltung der Wahrheit für ſich hat.') 

Speziell auf das ftaatsrechtliche Gebiet übertragen, ijt diefe Differenz 
nichts Anderes als der Unterjchied zwiſchen bejonderem oder pofitivem 
Staatsreht und allgemeinem Staatsredht. 

Das pofitive Staatsrecht ijt wirkliches NRecht, hat äußere Geltung. Jeder 
Staat hat ein bejonderes oder pofitives Staatsrecht. Das allgemeine Staats: 
recht ijt eine „Theorie”,?) aufgebaut auf einer vergleichenden Unterfuchung 
der bejonderen Staatsrechte der einzelnen Staaten; es trägt feinen Werth und 
feine Geltung in fich durch feine innere Wahrheit, 

So ſcheinen alfo alle Rechtsſätze, welche die Wiſſenſchaft aus einer Ver: 
gleihung der übereinjtimmenden und abweichenden Staatsrechtsordnungen der 
modernen Kulturftaaten als Ausdrud des modernen Staatsgedanfens gezogen 
hat,?) außer dem Bereich unjerer Darftellung zu Liegen. 


3) Vergl. über diefen Unterihied Laband in Marquardſen's Handbuch des öffent: 
lihen Rechts, Bd. II Halbbd. 1, 1883: Das Staatärecht des deutjchen Reiches, ©. 71 Anm. 1. 
2) Bergl. Gareis „Allgemeines Staatäreht”“ in Marquardſen's cit. Handbuch 
Bd. I. 1883 ©. 11. 
) Bergl. v. Holtendorff „Das deutihe Verfaſſungsrecht“ in defien Encyllopäbdie 
der Rechtswiſſenſchaft Theil I, 4. Aufl. 1882, $ 2 ©. 1009. 
Unnalen des Deutihen Reichs. 1885. 5 
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Allein das „deutiche Staatsrecht“ foll die engere Grenze jein, 
innerhalb deren fich die folgende Ausführung bewegt. 

Zunächſt ijt damit außerdeutiches Staatsreht von umjerer Erörterung 
ausgejchlojjen. Dasjelbe wäre dann zu bejonderer Bedeutung gekommen, 
wenn das allgemeine Staatsrecht die Grundlage für die folgenden Ausführ- 
ungen bilden jollte, denn gerade in Frankreich, England und den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa hat ſich der Staatsdienft in einer von deutjcher 
Rechtsanſchauung vollflommen abweichenden Eigenthümlichkeit entwidelt. Das 
allgemeine Staatsrecht hätte beſonders diejen Unterjchied zu erörtern, wie dies 
3. B. Lorenz v. Stein in feiner Verwaltungslehre gethan hat. Andererjeits 
aber fann man aus eben diefem Grunde, ohne fich dem Vorwurf der Abge- 
ichlofjenheit ausfegen zu müjjen, gerade das Staatsdienerrecht im abgegrenzten 
Rahmen des deutjchen Staatsrechtes behandeln, denn wie nicht leicht ein 
anderes Nechtsinftitut in Deutjchland, hat ſich der Staatsdienjt unabhängig 
von fremdländiichem Einfluß aus deutſcher Nechtsauffafjung herausgebildet.') 

Aus dem Satze, da dem Begriff „Dogma” zufolge nur pofitives Recht 
das Fundament für den weiteren Bau abgeben follte, wäre an fich des Wei— 
teren zu folgern, daß dann nothivendig das ganze „deutſche Staatsredht“ 
pofitives Recht jein müjje. Allein nur zu einem Theile ift das „deutſche Staats: 
recht“ pofitives deutſches Staatsrecht, der andere Theil desfelben 
jtellt fi) als ein aus pofitivem Staatöreht abgeleitetes wiſſenſchaft— 
liches Recht dar. 

E3 fragt fih mun, wie weit das Eine und wie weit das Andere der 
Fall ift. Bei der Unterfuchung dieſer Frage befchränfen wir uns aber auf das 
Gejegegrecht, denn gerade auf dem Gebiet des Staatsrechtes darf man filglich 
die Rechtsquellen in eine Einzige zufammenziehen, wenigjtens für Rechts— 
verhältnijje, welche durch Geje bereits geregelt find.*) 

Wir jtellen voran: Das „deutſche Staatsrecht“ ift ſoweit pofitives Necht, 
als es neues deutſches gemeines Recht ift. Die hergebrachte Definition 
des gemeinen Nechts geht nach Thöl?) dahin, daß es ein Necht ift, welches 
für ganz Deutſchland kraft Einer für ganz Deutichland verbindlichen 
Rechtsquelle zu gelten bejtimmt ift. Darnach würde das neue gemeine Recht 
dasjenige jein, welches für das ganze deutjche Neich kraft Einer für. das 
ganze deutjche Reich verbindlichen Nechtsquelle gilt. 

Allein wir erkennen, indem wir ung der Anficht von Seydel*) anfchliegen, 
in dem deutſchen Reich feinen Staat, fondern einen Staatenbund, d. bh. 
eine jtaatsrechtliche Sozietät von Staaten, deren Zweck die gemeinfame Ausüb— 
ung einzelner Hoheitsrechte ift. 

Die Souveränetät ift Die suprema potestas innerhalb eines bejtimmten 
Territoriums, aljo diejenige Macht, welche in demjelben Gebiete eine höhere 


) Stein, Verwaltungslehre Bd. I 1865 ©. 347 „Vielleicht gibt es feinen Theil des 
öffentlichen Rechts, m welchem der Unterjchied zwiichen den drei großen Kulturvöltern .. . 
jo ſchlagend Hervortritt, al3 gerade im Gebiete des Staatsdienerrechts. England hat eigent- 
lid) gar fein Staatsdienerreht, Frankreich hat nur Gtaatödienerverpflihtungen und erit 
Deutichland ift die Heimat eines organisch geftalteten und ethiſch jo body jtehenden Beamten- 
thnms, dab dasſelbe . . mit feinem anderen der Welt zu vergleichen ijt.” 

?) Gerber, Grundzüge des deutichen Staatsrechts 3. Aufl. 1880 8 6 ©. 15 unten. 
Zorn, Das Staatsrecht des deutihen Reichs, Bd. I 1880 ©. 105 N. 14 gibt die Literatur an. 

) Thöl, Einleitung in das deutjche Privatrecht, $ 46. 

# Seydel, Kommentar zur Berjafjungsurktunde für das deutiche Reich, 1873, 
©. 9 u. XIV. 
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Gewalt über fih und eine gleiche meben ſich begrifflich ausſchließt. Sie 
erjcheint ung ferner als ein wejentliches Merkmal des Staatsbegriffes, darum 
fünnen wir nicht denjenigen Schriftitellern zujtimmen, welche dem deutſchen 
Reiche die Natur eines Bundesjtaates beilegen; diejelben halten entweder 
die Souveränetät für theilbar und bejchränfbar') oder fie erfennen jouveräne 
und nicht jouveräne jtaatliche Gemeinwejen*) an. 

Andererjeits dünkt es uns unvereinbar mit der Wirklichkeit, wenn Zorn®), 
zwar daran jeithaltend, daß die Souveränetät dem Staatsbegriffe als wefent- 
licher Bejtandtheil zukommt, das deutjche Reich für einen Staat und demge- 
mäß Die Glieder desjelben für autonome Provinzen diejes Staates erklärt, 
d. h. für Verwaltungsdiſtrikte, welche fraft Verleihung von Seite des Staats 
ein Gejebgebungsrecht ausüben. 

Es ijt bier nicht der Ort, ex professo den Beweis für die Nichtigkeit 
der Staatenbundstheorie zu führen, doch wird der Verlauf der weiteren Dar: 
jtellung zeigen, daß jelbit das Staatsdienerrecht ein geiwichtiges Argument für 
die von uns adoptirte Anſchauung aufzumeifen vermag. 

Wird das deutiche Neich als Staatenbund aufgefaßt, jo fehlt ihm die 
Souveränetät. Der Souverän allein aber fann aus eigener Macht Recht 
erzeugen ; „in der Seßung des Rechts findet die Souveränetät ihren prägnantes 
jten Ausdruck.““) Alſo kann das Gejeggebungsrecht des Staatenbundes nur 
ein delegirtes jein. Jedes YBundesglied nämlich hat dadurd), daß es den 
Bundesvertrag, die Bundesverfaflung, innerhalb feines Gebietes ald Yandes- 
gejeg?) verfündigen ließ, den übrigen Verbündeten in bejtimmten Mlaterien 
das Necht der Mitwirkung bei Ausübung feines Gejeßgebungsrechtes in einer 
jeine Unterthanen verbindlichen Weiſe zugefichert, d. h. anerkannt, daß, wenn 
die Gejammtheit der Verbündeten, das Neich, in Ausübung des dem Landes— 
herrn zuftehenden Geſetzgebungsrechtes Recht Schafft, es jo angejehen werden joll, 
als hätte der Landesherr jelbjt das Hecht gejegt. „Jeder von der Gejammt- 
heit erlafjene Gejegesbefehl gilt innerhalb des Gebietes eines der verbündeten 

') Statt Vieler jei Gerber, Grundzüge des Staatsrechts, genannt. Daſelbſt heißt es 
878.22: „Soll die Staatögewalt ganz ihrer Idee entiprechen, d. h. den ſittlichen Geſammt— 
willen eines Volks in voller Wahrheit darjtellen, jo muß fie jo geartet jein, daß ſie die 
Motive ihres Handelns nicht von einer außer ihr jtebenden Höheren Macht empfängt, 
jondern lediglich in fi) findet, fie muß mit andern Worten jouvderain fein. Auf ihrer 
Bedeutung als ſeeliſcher Kraft der Staatsperjönlicpleit eines Volks beruht ihre Eigenschaft 
der Untheilbarkeit.“ Dagegen jdireibt Gerber ©. 251 (Beil. IV): „Die Bundes- 
gewalt ift eine wirflihe und zwar jouperäne Staatögemwalt. m ihrem Stompetenz- 

eis übt fie eine unmittelbare Staatsherridhaft aus. Sie regiert gejeßgebend, verordnend, 
verwaltend. Aber die Willensmacht der Bundesgewalt erjtredt ſich nicht, wie die des ein- 
zelnen Staat3, auf alle giele welde der Staatszweck überhaupt mit fi) bringen fann, 
vielmehr iit fie durch die Bundesverfafjung auf beftimmte einzelne Theile des Staats— 
lebens beſchränkt. Inſofern jie nur innerhalb diejes pofitiv geordneten Kompetenzkreiſes 
beitebt, ijt fie eine fragmentariiche Staatsgewalt.“ Was heißt dies anderes, als die 
Souveränetät innerhalb desjelben Staates ijt theilbar und beſchränkbar? Aus der neuejten 
Literatur Gareis a. a. D. ©. 29—31. 

?) Dies thut Laband, das Staatsrecht des deutichen Neiches, Bd. I 1876 ©. 63, 73 
und 109; neueſtens auh Rojin in den Annalen des deutichen Reichs 1883 „Souveränetät, 
Staat, Gemeinde, Selbjtverwaltung” ©. 283 ; dort aud) die Literatur S. 269 Anm. 4. Rojin 
unterjcheidet dann Staat und Gemeinde durd die Verjchiedenheit ihres Zweckes $ 16 Ziff. 3 
©. 291. Vergl. auh Gaupp, St. R. des HN. Württemberg in Marquardjens Hands 
buch Bd. III, 1. Halbbd. 2. Abth. ©. 17. 1884. 

” Zorn, R.St.R. Bd. I, ©. 52. 

9) gr a. a. O. Bd. J, ©. 54. 

5) Vergl. zum Folgenden Seydel a. a. O. S. 9. 

5* 
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Staaten ald Yandesgejeg. Wenn alfo das Neid) im Namen des einzelnen 
Landesherrn ein Geſetz für deſſen Land gibt, jo iſt die Nechtsquelle der 
Giltigkeit dieſes Gejeges, das von der Gefammtheit nur in vertretender Aus— 
übung des landesherrlichen Hoheitsrechtes erlafjen wurde, eben die gejeßgebende 
Gewalt des Landesherrn, aljo diejelbe Quelle, wie die des vom Yandes- 
heren allein gefchaffenen Geſetzes. Der Unterjchied liegt nur darin, daß beide 
Geſetze auf einem verfchiedenen Wege, in einer verfchiedenen Form 
der Gejehgebung zu Stande fommen. 

Weil nun die Form, in welcher die Gefammtheit Recht fchafft, ver: 
trags⸗, d. i. verfaſſungsmäßig eine für alle Staaten, für das ganze Bundes- 
gebiet, gleihmäßige it, mag der Inhalt des Geſetzes alle Glieder oder 
nur eines angehen,’) jo ift „das Reichsgeſetz lediglich gleichmäßiges Landes 
geſetz aller Bundesitaaten“,?) es bildet einen „Bejtandtheil des Yandesrechts“ ®) 
für jeden Staat und zeichnet fich vor dem übrigen Landesrecht nur durch 
einen vertragsmäßig oder, was dasſelbe bedeutet, Landesrechtlich bejtimmten 
Vorrang Hinfitlid) der Geltung aus,*) der äußerlih in der Form des 
Zuſtandekommens diefer Geſetze zu Tage tritt. 

Darnach iſt neues gemeines deutſches Recht dasjenige, welches mit recht: 
licher Nothwendigfeit für das ganze Gebiet des deutjchen Reichs als über: 
einftimmendes, gemeinfames Landesgefeh aller Bundesstaaten gilt, weil es 
in der von allen Landesrechten anerfannten bejfonderen Form der Reichs— 
gejeßgebung zu Stande gefommen iſt. 

Es ijt formell gemeines Recht, weil e8 in derjelben Form für alle 
Bundesftaaten entjteht, und unterfcheidet fich eben dadurch) von dem „materiell 
gemeinen deutſchen Necht“, worunter das in den verfjchiedenen Formen 
der einzelnen Landesgefeßgebungen entftandene, thatſächlich dem Inhalt nad 
übereinjtimmende Landesrecht zufammengefaßt wird. 

Inſoweit alſo im Gebiet des deutfchen Reichs ftaatsrechtliche Normen in 
der Form der Sanktion durdy die Gejammtheit der Verbündeten 
geichaffen find, find fie gemeine Recht und damit pofitives Recht; dieſer 
Theil des „Deutichen Staatsrechts“ heißt Reichsſtaatsrecht als das redt- 
lich übereinftimmende Staatsrecht der deutichen Bundesitaaten. 

Zum anderen Theil iſt das „deutſche Staatörecht“ ohne äußere Gelt- 
ung,°®) es iſt die ſyſtematiſche, vergleichende Betrachtung der einzelnen bald 
übereinjtimmenden, bald abweichenden deutſchen Einzelitaatsrechte;®) dieſes 
wiſſenſchaftliche deutſche Staatsrecht enthält nur mittelbar pofitive Nechtsfäge, 
indem es aus pofitivem echt abgeleitet ift. Soweit heißt das deutſche 
Staatsreht Landesſtaatsrecht. 

BZulammengenommen ijt demnach das „deutiche Staatsrecht“ als Wiljen- 
ſchaft die ſyſtematiſche Darjtellung der rechtlich übereinftimmenden und der 
thatfächlich übereinjtimmenden oder abweichenden Staatsrechtsordnungen der 


!) Laband a. a. D. Band II 1878 ©. 98: „Reichögejege können aud für Theile 
des Bundesgebiet erlajien werden.“ 

) Seydel,a.a.D. ©. 124 

) Ebenda ©. 35. 

) Verfaſſung des deutichen Reichs Art. 2. 

3) Gerber, Staatsredht ©. 11: feine „imperativen Säge von unmittelbar verbind- 
licher Kraft“. 

6) Bareis, allg. Staatäreht S. 11 in Marquardſen's Handbud). 
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26 deutichen Bundesjtaaten, des neuen gemeinen und des allgemeinen deutjchen 
Staatsrechts. 

Da der Gegenſtand der weiteren Erörterung der Staats dienſt ſein ſoll, 
alſo ein einem Staate geleiſteter Dienſt, ſo wird es die erſte Aufgabe des— 
jenigen, welcher für die Auffaſſung des deutſchen Reiches als Staatenbund 
eintritt, ſein, nachzuweiſen, 

I. inwiefern die im Dienſte des Reichs ſtehenden Perſonen nicht blos 
m einer jtaatsrechtlichen Gejellichaft, jondern Staatsdiener find 
un 

II. inwiefern die im Dienfte des Reichslandes bejchäftigten Individuen 
Staatsdiener genannt werden fünnen. 

Zu I Wenn man dem Weiche und den Theilen desjelben den jtaatlichen 
Charakter zuerfennt, jo verfteht fih von jelbit, daß die Diener des Reichs— 
ftaat3 und die der Gliedjtaaten Staatödiener find. 

Sieht man aber in dem Weiche einen Einheitsftaat mit autonomen Pro- 
vinzen, ') jo fünnen die Diener der einzelnen deutjchen Länder, indem fie dann 
den Kommunaldienern vollfommen gleichitehen, nur als fogenannte mittelbare 
Staatsdiener bezeichnet werden; denn fie find Diener einer der höchiten Gewalt 
im Staate untergeordneten Storporation des Öffentlichen Rechts, des Provinzial- 
verbandes. 

Bom Standpunkt der jtaatenbundlichen Auffaljung aus ergibt fich Folgendes: 

Der Staatsdienft im weiteren Sinn?) ilt 

a) eine für Staatszwecke aufgewandte Thätigfeit, 

b) ein einem Staate geleijteter Dienit. 

Das deutjche Reich nun übt nicht blos ein bejtimmt begrenztes Geſetz— 
gebungsrecht, jondern es tft ihm auch die Verwaltung bejtimmter Zweige 
des jtaatlichen Lebens, der Bolt und Telegraphie,?) der auswärtigen Angelegen— 
beiten und der Kriegsmarine, übertragen. Dies alles find an ſich Aufgaben 
der einzelnen Staaten; fie werden nur durh gemeinjfame Führung der 
Geſchäfte bejjer und vollkommener erfüllt. Wie die vom Reiche geſetzten Rechts— 
normen blos eine Ergänzung der von den Bundesgliedern gejondert erlajjenen 
Gejege bilden und als Beitandtheil der Rechtsordnung eines jeden einzelnen 
Staates gelten, jo ift auch die verwaltende Thätigkeit des Reichs nur eine die 
Verwaltung des einzelnen Staates erjegende und ergänzende Ges 
ihäftsführung; die Neichsverwaltung iſt Theil jeder einzelnen Landes— 
verwaltung, die reichsverwaltende Thätigkeit ift eine Thätigfeit zur Erfüllung 
der Kulturaufgaben jedes Bundesglieds, eine gemeinjame Berwaltung 
der nah dem Bundesvertrag gemeinjamen Staatszwede Der 
gemeinfame Staatszwed iſt auch Zweck des einzelnen Bundesſtaates, 
jomit ijt das erjte Merfmal gefunden: IThätigfeit für Staatszwede. 

Damit die Gejammtheit die gemeinfamen Aufgaben zu löjen vermag, 
bedarf jie individueller Kräfte. Da nun die Reichsverwaltung eine gemein 
jame Berwaltungsthätigfeit der Bundesitaaten it, jo hat jedes Bundesglied 
naturgemäß durch den Beitritt zum Bunde auf die Gefammtheit der Verbün— 
deten ſoweit das Recht der Anftellung von Staatsdienern übertragen, als 
Organe für die Durchführung der auf die Erfüllung der gemeinjamen Zwecke 


ı), Born, Staatöreht Bd. l S. 50, 

*, Siehe I. Theil $ 1, Annalen Jahrg. 1884 ©. 566. R 

Daß die Poſt- und Telegraphenanitalten öffentlichrechtliche Anftalten jind, darüber 
ſ. Laband II 298 fi. 
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bezüglichen Willensakte nöthig find ; jedes Glied des Bundes hat jomit die Dienſt— 
hoheit, das Recht der Ernennung von Staatsdienern, das Necht diejelben zu vereidigen 
und über fie die Disziplinargemwalt zu üben, an den Bund zur theil- 
weijen Ausübung bingegeben.’) In Folge deſſen werden die zu den Gejchäften 
des Reichs berufenen Individuen zu „Beamten des deutſchen Neichs bejtellt“, 
wie ſich die Eidesformel für den Dienfteid der unmittelbaren Neichsbeamten ?) 
ausdrückt, d. h. fie werden gemeinjchaftliche Diener der verbündeten 
Einzeljtaaten und damit eben Diener für jeden einzelnen Staat in 
ähnlicher Weife, wie der Neichsfisfus in jedem Bundesjtaate als einheimischer 
Fiskus gilt.) Alſo ift das zweite Element des Staatsdienftbegriffes gefunden : 
Dienjt einem Staate geleijtet. 

Yaband, welcher im Neich den fouveränen Staat, in jedem Bundes- 
glied einen „autonomen“ Staat‘) fieht, entwidelt natürlich eine andere Anficht. 
„Das Reich hat zur Durchführung jeiner Willensentſchlüſſe eigene Organe, 
welche nicht gemeinjschaftliche Organe der verbündeten Einzelftaaten find... 
Die Neihsbeamten find nicht Beamte der verbündeten Negierungen . . . Der 
Neichsdienit wird nicht als eine Abart des Staatsdienjtes, fondern als der 
Gegenjaß desjelben bezeichnet“ ;°) er weiſt zur Befräftigung auf das Reichs— 
beamtengejeg vom 31. März 1873 8 30, 46, 52 Ziff. 2, 57 Ziff. 3,%) wo 
von dem „Reichs: oder Staatsdienſt“ die Nede ijt. Er iſt alfo der Meinung, 
daß nach pofitivem Necht der Neichsdienit ein vom einzeljtaatlichen Dienſt 
verjchiedenes Nechtsinftitut ift, micht eine eigentbümliche Spezies des genus 
„Staatsdienjt der deutjchen Einzelitaaten“, jondern eine dem einzeljtaatlichen 
Dienjt nebengeordnete Art der Gattung „Staatsdienjt überhaupt“. 

Für die hier ausgeiprochene Anſicht Tpricht jedoch 

a) 8 19 des Neichsbeamtengejeges, welcher bejtimmt, daß „auf die 
Nechtsverhältniije der aktiven umd der aus dem Dienft gejchiedenen Reich 3: 
beamten, über welche durch Neichsgejeg nicht Beitimmung getroffen ift, 
diejenigen gejeglichen Borjchriften Anwendung finden, welche an ihren Wohn— 
orten für die aktiven, beziehungsweife aus dem Dienjt gefchiedenen Staats: 
beamten gelten.” Indem hiemit das Staatsdienerrecht, welches am Wohn: 
ort des Reichsbeamten in Geltung it, als Subjidiarrecht bei der Beurtheilung 
der Nechtöverhältniije der Neichsbeamten erklärt wird, iſt anerfannt, daß 
prinzipiell der Reichsdienſt nur eine Art des einzeljtaatlichen Staatsdienjtes iſt. 

) In diefem Sinne jind die einleitenden Worte der Motive zum Reichsbeamtengeſetz 
aus dem Jahre 1872 (Sammlung jämmtlicher Drudjachen des deutichen Reichstags 1872 
Bd. I Nr.9 ©. 29) zu verftehen, welche die Zweckmäßigkeit und Rechtmäßigkeit einer einheit- 
lihen Negelung der Berhältnilfe aller über das ganze Neichägebiet und darüber hinaus 
zeritreuten Neichsdiener darlegen wollen; jie lauten: „Die Reichsbeamten als ſolche find nicht 
im Dienjte der einzelnen Staaten und fünnen aljo nicht für die mit dem Amte conneren 
Verhältniſſe der Gejegpgebung und Disziplin der einzelnen Staaten unterworfen fein. Die 
Autorität, welche über fie das Imperium hat, wird allein berufen jein, ihre Verhältnijie im 
Wege der Gejeggebung zu ordnen und zu beauffichtigen.” x 

») Thudihum, „Das Neichöbeamtenreht” in den Annalen des deutichen Reichs, 
1876 S. 347: Verordnung betr. den Dienjteid der unmittelbaren Reichsbeamten vom 
29. Juni 1871. 

») Laband, Bd. IIIb ©. 19. 

9 Laband, Bd. I ©. 109, 

>) Laband, Bd. I©. 66. 

*) Ebenda ©. 66 Anm. 3.5 30 des R.-B.:G. lautet 3. B.: „Das Recht auf den Bezug 
des Wartegeldes rubt, wenn und jo lange der einjtweilig in den Nubejtand verjegte Beamte 
in Folge einer Wiederanftelung im Reichs- oder im Staatsdienſi ein Dienjt- 
einfommen bezieht.“ 
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Der angeführte Rechtsſatz bildet auch, dies ſei ineidenter bemerkt, einen Beleg 
für die Nichtigfeit der Staatenbundstheorie.') 

b) Auch die Motive zu dem genannten Paragraphen jtimmen zu, wenn 
fie jagen: „Die Berufsthätigkeit der Neichsbeamten iſt Aufgaben gewidmet, 
welche allen Bundesitaaten gemeinjam find; was fie für das Weich 
leiten, dient gleihmäßig dem Intereſſe jedes einzelnen Bundesjtaates* 
(Drudjachen des deutjchen Neichstags 1873 Bd. I Nr. 4 ©. 2). 

Zu U. Die andere Frage it, ob die eljaß-lothringiichen Beamten als 
Neichsbeamte, d. h. als gemeinschaftliche Diener aller Bundesjtaaten aufzu= 
faſſen find oder ob fie als beſondere Diener nur eines Bundesgliedes ericheinen. 
Dieje Frage hängt mit der Anficht über die rechtliche Natur des Neichslandes 
eng zuſammen; fie beantwortet fich verjchieden, je nachdem man im Neichsland 
einen Staat oder nur die Provinz eines Staates erblidt. 

Laband und Stengel?) jprechen aus, daß die reichsländifchen Beamten 
„begrifflih” Reichsbeamte, eine „Unterart“ der Neichsbeamten find.®) 
Sie haben dafür die gleiche Erklärung. Beim Neichsland fehle nämlich ein 
wejentliches Element des Staatsbegriffs, die Staatsgewalt im ſubjektiven 
Sinne, d. h. ein dem Neich gegenüber jelbjtändiges und unabhängiges Subjekt, 
welchem die Yandeshoheit über Eljaß-Lothringen als eigenes Recht zuitehe; 
bei den übrigen Bundesgliedern jei dies Element gegeben. Die Staatsgewalt in 
EljaßsLothringen dagegen jei ein Ausflug der Neichsgewalt, beide Klaſſen von 
obrigfeitlichen Befugniſſen, die landesjtaatlichen und die reichsjtaatlichen, ſeien hier 
Demjelben Berechtigten, der Gejammtbeit der Verbündeten, zugehörig. 

Als Vertreter der entgegengejegten Anficht trat zuerſt Seydel*) auf, 
ausgehend von jeiner Staatenbundstheorie, Thudihum und Yeoni?) ver: 
fochten Ddiejelbe Meinung vom bundesjtaatlichen Standpunkt aus. 

Für die Auffafjung des Reiches als Staatenbund fällt das Bedenken 
weg, ob das Neichsland, da es doch feine von der Neichsgemwalt verjchiedene 
Staatsgewalt im jubjeftiven Sinne bejiße, ein jelbjtändiges jtaatlicheg Gemein- 
wejen genannt twerden fünne. 


— — 





) Eine ähnliche Beſtimmung enthält das Reichseigenthumsgeſetz vom 25. Mai 1873 
8 1 Abſ. 2, wo hinſichtlich der Befreiung von Steuern und ſonſtigen dinglichen Laſten die 
in Eigenthum des Reichs befindlichen Gegenſtände den im Eigenthum des einzelnen Staats 
befindlichen gleichartigen Gegenſtänden gleichgeſtellt werden; ſelbſt Laband (Bd. IIIb, 
S. 196 und 200 ſieht in dieſer Form ein Argument für den Satz, daß der Reichsfiskus 
in ſeiner Eigenſchaft als Geſellſchaftsfiskus in jedem Gliedſtaat als Landesfiskus erſcheint. 

Laband, Bd. I ©. 400, 578, 583, 608; Stengel „Das öffentliche Recht und 
die Berwaltungsgerichtsbarteit in Elſaß Lothringen“ in den Annalen 1876 ©. 815 und 903 
Unm.; zuitimmend G. Meyer, Etaatörecht $ 144 Anm. 2 und Zorn, Staatsrecht Bd. I 
©. 432 und 230, 

) Edgar Löning, Lehrbuch des deutichen Verwaltungsrechtes 1884 $ 17 ©. 77 und 
78 mit Arm. 1 huldiat wieder einer etwas anderen vermittelnden Auffaſſung. Er erklärt 
das Reichsland nicht für einen bloßen VBerwaltungsdijtrift des Reiches wie Yaband (Bd. I 
©. 530), jondern für ein forporativ gejtalteres Gemeinweien, das als eine vom Reiche ver— 
ſchiedene juriſtiſche Perſon zum Neiche in dem Verhältniß eines Provinzialverbandes zum 
Staate jteht; demgemäß ericeinen ihm die eljah-lothringiihen Landesbeamten nidt als 
unmittelbare Reihsbeamte, jondern als mittelbare Reichsbeamte, wie die Provinzialbeamten 
mittelbare Staatöbeamten find. 

* Seydel, Kommentar zur Reichsverf.Urk. S. 31 und 91. 

5) Thudihum, das Meihsbeamtenreht in den Annalen 1876 ©. 269; Leoni 
„Staatsrecht des Reichslands Eljah-Lothringen* inMarauardien's Handbud Bd. II 1.Halb- 
band S. 223 und 224. ®. v. Noth jtimmt infoferne zu, als er in feinem Syitem des 
deutſchen Privatrehts Bd. I $ 1 jagt, das Neid) beitehe aus 26 Staaten. 
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Wenn das Neich fein Staat ift, aljo Feine Staatsgewalt hat, jo kann 
auch Elſaß-Lothringen nicht Theil eines Staates und die dasſelbe beherrichende 
Gewalt feine von einer Staatögewalt des Neiches abhängige Gewalt jein; 
Eljaß-Lothringen ift vielmehr jelbjt Staat und hat eine eigene Staatsgewalt, 
in deren Hand nicht blos die einzelnen jtaatsrechtlihen Befugnijie, welche 
von der Gejammtheit der Verbündeten im Reiche gemeinfam ausgeübt werden, 
jondern alle landesftaatlichen Souveränetätsrechte vereinigt find. 

Die andere Meinung, welche dem Weiche bundesitaatlichen Charakter bei= 
fegt, betont zutreffend, daß es nicht unlogiſch und unjuriftifch jei, wenn da 
nämliche jtaatsrechtliche Subjeft eine zweifache Macht und Willensjphäre um= 
fafje, eine bejchränfte Neichsgewalt über den Gliedftaaten und eine unbe= 
Ichränfte Landesftaatsgewalt in einem Gliedftaate.') 

Die jo aus allgemeinen jtaatsrechtlichen Grumdfägen gebildete Anficht, 
daß Eljaß-Lothringen ein Staat,?) die elfaßslothringischen YLandesbeamten 
Einzeljtaatsdiener find, findet ihre Bekräftigung in Inhalt und Augdrud der 
auf die Reichslande bezüglichen Gejeßgebung. 

Für diefe Auffaſſung ſpricht auch jchon die jelbftändige Finanzwirth— 
Ichaft der Neichslande, welche mit der Finanzverwaltung der übrigen Einzel- 
jtaaten vollftändig harmonirt.’) Iſt auch zuzugeben, daß ein politiiches Ge— 
bilde, das ein jelbjtändiges Vermögensſubjekt ift, noch nicht ein Wejen ftaat- 
licher Natur zu fein braucht, jo ift doc, wenn einmal die Analogie mit den 
anderen Gliedern jomweit geht, daß, wie dort, die Koften der Landesverwaltung 
aus den Einnahmen des Landes bejtritten werden,*) die Einnahmen aus dem 
Land in die Landeskaſſa fließen und das Reich von Eljaß-Lothringen Feine 
anderen Beiträge bezieht ald von den anderen Bundesgliedern, dies mehr ein 
Beweis dafür, daß auch eine jtaatsrechtlihe Gleichheit zwijchen Eljaß- 
Lothringen und den übrigen Bundestheilen bejteht, denn eine ftaatsrechtliche 
Berichiedenheit. — Zugleich liegt hier ein Argument für den ftaatenbunds 
lichen Charakter des Reiches vor. 

Die eben erörterte Scheidung von Neichsfinanzverwaltung und eljaß- 
lothringischer Yandesverwaltung wird praftiich auch in einem Unterjchied zwischen 
„Neichsbeamten“ und elfaßelothringifchen „Landesbeamten“; denn das iſt das 
gejeglihe Merkmal der letzteren, daß ſie ihr Dienfteinfommen aus der 
Landeskaſſa beziehen.) Laband meint allerdings, daß die reichsländiichen 


N) Leoni, a. a. O. ©. 223, 

?) Edg. Löning, Lehrb. des Verwaltungsrechtes ©. 78, jagt: Das Reichsland hat 
die Stellung einer Provinz zum Neid, aber jeine verwaltungärehtlihen Inſtitutionen 
entjprechen nicht denen einer Provinz, fondern denen eine Staates, alio fann Elſaß Loth— 
ringen in der Darjtellung des Berwaltungsrechtes den Bundes jtaaten gleid) behandelt 
werden. 

2) Evo auch Laband, Bd. IC. 605 und 606: „Dieje Trennung der Finanzwirth- 
ſchaft Elſaß Lothringens von der Finanzwiribichaft des Neichs äußert fid nad) vielen Seiten 
bin und erwedt bi&weilen den Anſchein, als wenn Elſaß-Lothringen nit Reichsland, 
jondern ein wirflidher Sta«ct wäre.“ 

) Bergl. Leoni ©. 273; Ed. Löning, VBerwaltungsreht S. 77. „Auf dem Gebiet 
des Vermögensrechts jteht der Landesfisfus als eine gejonderte Perjönlichkeit dem Reich» 
fiskus gegenüber.“ 

5, Vergl. das eljah:lothringiiche Geſetz betr. die Rechtsverhältniſſe der Beamten und 
Lehrer vom 23. Dez. 1873 Art. 1 Abſ. 2; dann Stengel in den Annalen 1876 ©. 903 
Anm. 1, wo es heit, die eljah-lothringiichen Beamten find „Reihöbeamte, welche eine be 
jondere Aufgabe zu erfüllen haben und ihren Gehalt nicht aus der Reichskaſſe, jondern aus 
der Landeskaſſe von Elſaß-Lothringen beziehen; ebenjo Laband Bd. I ©. 608. 


di 
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Diener nicht deshalb ihr Einfommen aus der Landeskaſſa beziehen, weil fie 
feine Reichsbeamten find. Er begründet diefe Behauptung mit der Suppofition, 
daß, wenn aus irgend einem Grund die Trennung der Finanzwirthſchaft des 
Reichs von der Eljaß-Lothringens verichwinden würde, auch ohne weiters der 
Unterjchied zwifchen Landesbeamten von Elſaß— Loihringen und Reichsbeamten 
in Wegfall käme. Allein dies iſt nur eine Möglichkeit; die juriſtiſche Kon— 
ſtruktion muß auf den vorhandenen geſetzlichen Thatbeſtand fundirt ſein. 

9 dieſen mittelbaren Argumenten fügt das elſaß-lothringiſche Staats— 
recht ſelbſt noch einen direkten Beweisgrund. 

Durch das Reichsgeſetz vom 9. Juni 1871 8 3 (R.G.Bl. ©. 212) 
ift die Ausübung der Staatögewalt in Eljaß-Lothringen von der Geſammtheit 
der Berbündeten dem Kaifer übertragen worden. Damit ijt auch das Necht der 
Geſetzgebung an ihn übergegangen, aber nach dem Schlußjage des angezogenen 
Paragraphen mit der Einjchränfung, daß es zur Feſtſtellung des Geſetzes— 
inhalt3 der Zujtimmung des Bundesraths bedarf. In Ausübung diejes dele— 
girten Gejeggebungsrechtes erließ der Kaifer unter dem 23. Dezember 1873 

„im Namen des deutſchen Reichs nach erfolgter Zujtimmung des Bundes: 
rath3, für Elſaß-Lothringen“ das Gejeß, betr. „Die Nechtsverhältniie 
der Beamten und Zehrer“,') welches im Gejegblatt für Elſaß-Lothringen erjchien. 
Das Neichsgejeg vom 31. März 1873 lautete: „Gejeß, betr. die Rechtsverhältnifje 
der Reichsbeamten”. Indem das erftere Geſetz in den Betreff nur jeßt 
„Rechtsverhältnijie der Beamten“, nicht der „Reichsbeamten in Elſaß-Loth— 
ringen‘, drüdt es aus, daß es nicht für die Reichsbeamten allein und jchlecht- 
bin Normen Ihaffen will, es laſſen ſich vielmehr unter den „Beamten“ ſowohl 
„Reichsbeamte“, als Laudesbeamte in Elſaß— Lothringen‘ verjtehen, und dieſe 
Vermuthung wird zur Gewißheit durch Art. 1 des zit. elfaß-lothringiichen Ge— 
jeges in feinen beiden Abjägen. Der erjte Abſatz lautet: 

„Das anliegende Neichsgeieb vom 31. März 1873, die Nechtsverhält- 
nifje der Neichsbeamten betr., wird in Eljaß-Lothringen eingeführt“; 

der zweite Abſatz jagt dann: 

„Dasjelbe findet auf die Nechtsverhältnijie der elfaßslothringiichen 
Landesbeamten, welche ein Dienjteinfommen aus der Landeskaſſa beziehen, 
jowie der Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Schulen Anwendung. Wo 
in jenem Gejeg vom Reich, dem Neichsdienft, den Reichsfonds oder anderen 
Einrichtungen des Reichs die Nede ift, find Eljaß-Lothringen und deſſen 
entiprechende Einrichtungen zu verstehen.’ 

Beide Abfäge enthalten einen verjchiedenen Geſetzesbefehl. 

Zum erjten wird das Reich ſsbeamtengeſetz in toto für die im Reichs— 
land befindlichen Reichsbeamten eingeführt. 

Zum anderen wird feine Anwendbarkeit auf die Landesbeamten in Eljaß- 
Lothringen ftatuirt. 

Daß es einer befonderen Einführung füc die Neichsbeamten in Elſaß-Loth— 
ringen, 3. B. für die der Reichseifenbahnverwaltung dafelbft, bedurfte, hat feinen 
Grund darin, daß es damals rechtlich unmöglich war, das Geltungsgebiet des 
Reichebeamtengejeges von vornherein auf Die Neichefande auszudehnen, denn 
erjt mit dem 1. Januar 1874 trat die Neichsverfafjung in Elfaß-Lothringen in 
Kraft. Erſt von da an konnte die Form der Neichsgejeßgebung, bejtehend in der 


N Gef. Bl. für ELL. ©. 479 fi. und Kortfampf, Arhiv des deutichen Reihe Bd. 
VI. ©. 865 ff. 
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Feſtſtellung des Gejegesinhaltes durch _übereinjtimmenden Beichluß des Reichs— 
tage und Bundesratbs, in der Sanktion duch Beſchluß des Bundes: 
raths und in der Publikation des Gejehes durch den Kaiſer, auch direkt für 
das Reichsland geltende Beſtimmungen ſchaffen. Vor dieſem Termin mußte jedes 
Geſetz, welches in Elſaß-Lothringen in Wirkſamkeit treten ſollte, vom Kaiſer 
unter Zuſtimmung des Bundesraths erlajjen, d. h. ſanktionirt und verkündigt 
ſein,) ohne Rüdficht darauf, ob jein Inhalt der Neichsverfajlung zufolge zur 
Gejeggebungsfompetenz des Neiches oder der Einzeljtaaten gehörte Für die 
Zeit vom 28. Juni 1871 bis zum 31. Dez. 1873 unterſchieden ſich für das 
Neichsland erlajiene Reichsgeſetze nur durch ihren Inhalt von den eljaß-loth- 
ringiſchen Landesgejegen, nicht aber durch die Form. Darum war e& möglich 
in ein und demſelben Geſetz reichsrechtliche und Landezrechtlihe Normen 
aufzuftellen. 

Ein ſolches Doppelgejeß ift das vorliegende vom 23. Dez. 1873, Es 
bejteht aus zwei Theilen; den erjten Theil bildet Art. I Abſ. 1, der zweite 
umfaßt das übrige Geſetz, Art. I Abi. 2 bis Art: X. Der erjte Abjchnitt ift 
Neichsgejeb, der zweite Abfchnitt iſt Landesgeſetz, d. b. der erite reichsrecht— 
lichen, der zweite landesrechtlichen Inhalts. Formell ‚bat dieſe Doppelnatur 
des Geſetzes die Wirkung, daß es, joweit es Reichsrecht bervorgebracht bat, 
jederzeit auf dem Wege der Reichsgeſetzgebung aufgehoben oder verändert 
werden kann; joweit es Landesrecht erzeugt hat, auf dem Wege der Yandesge- 
jeßgebung, * i. einmal durch Erlaß eines Geſetzes durch den Kaiſer unter 
Zuſtimmung des Landesausſchuſſes, zum anderen durch eine in Form der 
Reichsgeſetzgebung ergebende Nechtsvorjchrift.?) 

Was den Inhalt des Geſetzes anlangt, jo iſt das Neichsbeamtengejeh 
mit Modififation auch für die reichsländiichen Staatsdiener in Geltung ges 
treten, unter anderem alſo auch $ 1 diejes Geſetzes: „Neichsbeamter im Sinne 
dDiejes Gejeges ift jeder Beamte, welcher vom Kaiſer angejtellt it.“ Auch 
der eljaß-lothringiiche Landesbeamte wird vom Kaiſer angejtellt; alfo fünnte 
man jchließen, iſt er Neichsbeamter. Allein bier macht fich geltend, dak das 
Geſetz vom 23. Dez. 1873 Reichs- und Landesgefeg iſt. Wenn der Kaijer 
Neichsbeamte ernennt, jo thut er dies als Vertreter der Gejammtheit der 
Bundesglieder in Ausübung der gemeinjamen Hoheitsrechte, zu deren gemein= 
jamer Ausübung eben der Bund gejchlojfen wurde; wenn er dagegen Landes— 
beamte dajelbjt anjtellt, jo handelt er als Delegatar der Verbündeten in der 
Richtung, daß er fie in ihrer Eigenſchaft als Souverain von Elſaß-Loth— 
ringen vertritt. Dort beruft er Beamte zur Verwaltung der Neichsangelegen- 
heiten, bier Beamte zur Führung von einzeljtaatlichen Gejchäften. 

Dieje Gründe veranlajjen auch Yeoni?) in den eljaß = lothringifchen 
Yandesbeamten nicht blos nominell, jondern auch rechtlic) Landesjtaatsdiener 
zu erfennen und jo einen weiteren Beweis für die jtaatliche Natur des Reichs— 
landes beizubringen (S. 249 und 250). 

Leoni führt noch ein weiteres Argument an, welches ganz direft auf 
den Doppelcharafter des Gejeges vom 23 Dez. 1873 deutet. Es find nämlich 
Die Ausführungsbeitimmungen, welche das Neichsbeamtengejeg dem VBerordnungs- 
wege überläßt, für die Neichsbeamten und für die elſaß-lothringiſchen Landes— 


!) Vergl. G. Meyer, Staatsrecht $ 144 Anm. 2, 
2) Siehe Leoni, a. a. ©. $ 18 ©. 263, 
3) Vergl. auch Thudihum, a. a. O. ©. 266 und 269, 
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beamten gejondert erlajjen worden. Um ein Beiſpiel anzuführen, jo wurden auf 
Grund des S 16 des R.B.G., wonad die Höhe der den Neichsbeamten bei 
dienftlicher Beſchäftigung außerhalb des Wohnorts zuftehenden Tagegelder und 
Fuhrkoſten durch eine Faijerliche Verordnung geregelt werden foll, zwei ges 
jonderte Verordnungen erlajjen, eine reichsrechtliche vom 21. Juni 1875 und 
eine landesrechtliche vom 25. Dft. 1880.') 

Wir finden aus der bisherigen Entwiclung folgende Refultate: 

a) Alle diejenigen Perſonen, welche den unmittelbaren Neichszweden, und 
alle, welche dem direkten Staatsinterefle dienen, find im weiteren Sinne 
wenigitens Staatsdiener. 

b) Es zeigt jich, daß die neuere Geſetzgebung wohl von „Reichs- und 
Staatsdienſt“ jpricht, aber nicht von Reichs- und Staatsdienern, jondern 
immer von Neichsbeamten und abwechjelnd von Staatsbeamten und Staats: 
dienern; fie gebraucht alſo Staatsdiener und Staatsbeamten als identische 
Ausdrüde Wir haben jchon im hiſtoriſchen Theil?) Bedenken gegen Ddieje 
Wortvertaufchung geltend gemacht und werden weiterhin, vorläufig ohne Be— 
weis, für die im Reichs- oder Staatsdienit befindlichen Perſonen die Worte 
„Neichsftaatsdiener* und „Landesſtaatsdiener“ verwenden, beide 
zujfammenfajjend in dem Terminus „Staatödiener“. 

c) Sowohl die Reichs- als die Yandesgejeggebung find Quelle des Staats 
dienerrechts. Nur im Allgemeinen jei bemerkt, wie weit hier Neichsrecht, 
wie weit Landesrecht gilt. 

Es gibt 1. reichsrechtliche Normen, welche für Reiche: und für Landes- 
jtaatsdiener maßgebend find, jo die Beitimmungen des Neichsgerichtsverfafjungs: 
Geſetzes vom 27. Jan. 1877 8 1—11 betr. die richterlichen Beamten auf 
Grund des Art. 4 Ziff. 13 der Neichöverfafjung; in gleicher Weife findet das 
Neichsbeamtengejeß nach Art. 1 auf die YLandesjtaatsdiener Anwendung, welche 
nach Vorjchrift der Neichsverfaffung den Anordnungen des Kaijers Folge zu 
leiften verpflichtet jind, d. h. auf die jog. „mittelbaren Reichsbeamten‘‘.?) 

2. Es gibt reichsrechtliche Normen nur für Neichsjtaatsdiener, 3. B. 
die DVorjchriften der Neichsmilitärgefeggebung über die Kriegsmarine gemäß 
R.:Berf. Art. 4 3. 14. 

3. Es gibt ferner veichsrechtliche Normen nur für Landesſtaats— 
diener, 3. B. nad) Berf.:Urf. Art. 4 Ziff. 14, Art. 61 und Schlußbeftimmung 
zu Abjch. IX der Verf. die Neichsmilitärgejeggebung über Nechtsverhältnifje 
der Perſonen des Soldatenjtandes, joweit fie unter den Begriff Staatsdiener 
im jurijtiihen Sinne fallen, und der Milittärbeamten.*) 

4. Es gibt außerdem landesrechtliche Normen für Neichsftaatsdiener und 
Zandesjtaatsdiener; hieher gehört der erwähnte S 19 des Neichsbeamten- 
gejeges, welcher dem Landesrecht für die Neichsdiener jubfidiäre Geltung ver: 
Ihafft. Im erfter Linie ift diefe Beſtimmung wichtig für die Frage der 
zivilrechtlichen Berantwortlichkeit der Staatsdiener.?) 


— 


—* a. a. O. ©. 251; er führt S. 250 Anm. 1 noch eine weitere Konſe— 
quenz an. 

2) Bergl. oben $ 16 und $ 18, us Jahrg. 1884 ©. 625 und 649. 

3) ſ. darüber Laband Bd. I ©. 398 

9 Daß es kein Reichöheer, jondern nur Landeöheere gibt, darüber j. die treiflichen 
Ausführungen Laband's Bd. IIa ©. 6, ©. 67, ©. 68. 

5) Vergl. Thudihum a. a. D. ©. 285 und 286 mit Laband Bd. 1. 442; 
Thudihum wendet ſich mit Necdht gegen Kanngieher, Kommentar zum een 
gejeg in Kortkampf's Archiv des deutihen Reichs Jahrg. VI. ©. 628 3. Id 
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5. Es gibt endlich Landesgejege nur für Landesjtaatsdiener, 3. B. das 
Militärrecht, foweit noch nicht das Reid) gefeßgebend vorgegangen ift (R.-B. 
Art. 13 Abi. 5). 

Das Landesrecht hat beſonders die Rechtsverhältniſſe der „Zivilitaats- 
beamten‘“, d. i. der höheren Juſtiz- und Berwaltungsbeamten gejeglich 
und zwar durch Verfaſſungs- oder durch einfache Geſetze geregelt;') in neuejter 
Zeit ift man bejtrebt, auch für die „niederen Staatsbeamten’ Beitimmungen 
zu erlafjen, welche grundjäglich den Vorjchriften für die höheren Staatsdiener 
entiprechen, val. 3. J das badiſche Geſetz vom 26. Mai 1876, die dienſtlichen 
Verhältniſſe der Angeſtellten der Zivilſtaatsverwaltung betr., gegenüber der 
badiſchen Verordnung zum Vollzug des 8 24 der Verf.Urk. vom 30. Jan. 
1819, welche nur höhere Bedienftete im Auge hat.?) 

Hinfichtlih ihres materiellen Inhaltes laſſen fich die in Kraft befindlichen 
Gelege in zwei Gruppen theilen; nämlich in jolche, welche vor dem Reichs— 
beamtengefeß, und in folche, welche nach demfelben erlafien wurden. 
Dortbin fallen befonders die Beitimmungen des preußiichen Yandrechts (Theil II 
Tit. X) und der Beilage IX zu Tit. V $ 6 der bayerischen Verf.Urk. dann 
die genannte badische Verordnung, das heifiiche Staatsdieneredift vom 12. April 
1820 mit Novellen vom 9. März 1824 und 12. Juli 1827 und das königlich 
ſächſiſche Staatsdienergejep vom 7. März; 1335. 

Das Neicysbeamtengefeb bezeichnet die gegenwärtig in Deutichland 
herrichende Rechtsauffaſſung von dem Dienjtverhältnig der Staatsdiener. Falt 
alle Staaten haben durch modifizirende Beitimmungen ihre Staatsdienergejeß- 
gebung in Einklang mit dem Reichsrecht gebracht. Am umfaſſendſten iſt 

ürttemberg vorgegangen, e8 hat num ein im Prinzip einheitliches Necht 
für alle Klaſſen von Staatsdienern; dasfelbe ift enthalten in dem Geſetz vom 
28. Juni 1876, betr. die Hechtöverhältniffe der Staatsbeamten, jowie der An— 
gejtellten an Latein und Realfchulen?), und dem Geſetz vom 30. Dez. 1877, 
betr. die Nechtsverhältniffe der Volksſchullehrer und betr. die Rechtsverhält: 
nilie der Lehrer und Lehrerinnen an höheren Mädchenfchulen. 

Durch die bisherigen Erdrterungen haben wir das Arbeitsfeld abgegrenzt, 
auf welchem die weitere Unterfuchung vor fih gehen foll, indem wir die 
Begriffe „Dogma“, „deutſches Staatsrecht” und „Staatsdienſt“, ſoweit es 
nöthig war, zu erklären ſuchten. Dabei iſt aber die Frage nach der recht— 
lichen Natur des Staatsdienſtes noch unberückſichtigt geblieben, d. i. Die 
Frage, welden Gattungsbegriffen die ſpezifiſchen Merkmale ent 
nommen werden müſſen, welche den Staatädienft im juriftiichen Sinne von 
allen anderen Arten der Gattung „Dienftverhältnig gegenüber dem Staat 
oder Herrſcher“ unterjcheiden. 

Indem dabei das deutiche Staatsreht zu Grund gelegt werden foll, 
ift mit der Frageftellung ſchon die Antwort nabe gelegt, daß der Staatsdienft 
ein Inſtitut des Staatsrechts jei. Allein es iſt fraglich, ob Diejer 
Schuh zu Recht bejteht, denn die deutſche ——— behandelt 


Eine vollſtändige Ueberſicht über die Geſetzgebung gibt G. Meyer, a. a. O. 
8142 Anm. 3; vergl. auch Edg. Lön in g, Verwaltungsrecht $ 23 ©. 114 Anm. 1 und 2 
und € ©. 115 Anm. I und nenejten® die Darjtellungen der Einzeljtaatörechte in Marquard 
jens Handbud). 
?, Vergl. an St. R. des Großh. Baden bei Margnardien Bb. II, 1. 
Hlbbb. 3, Abıh. ©. fi. 
s) — * Heberle, Stuttgart 1876. 
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manche Materie, welche nicht jtaatsrechtlichen Inhalts ift, nur deßwegen, mweil 
diefelbe in einem jachlihen Zujammenhang mit ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen 
ſteht. So erörtert dieſe Disziplin in dem Finanzrecht den Staat nicht blos 
als Subjekt des öffentlichen, ſondern auch des Privatrechts. Dies kommt 
daher, daß Steuererhebung, Verwaltung und Verwendung materiell eng ver— 
bunden find’), und doch iſt die Steuererhebung Ausübung eines Herrſchafts— 
rechtes, dagegen die Steuerverwaltung und Verwendung nur Bethätigung der all- 
gemeinen Sandfungsfreiheit und der privatrechtlichen Unbejchränftheit, über 
jein Bermögen nad) Belieben zu verfügen. 

Aljo muß eine nähere Erforfchung des Staatsdienftes erfolgen, um zu 
jehen, ob jene VBermuthung auch der Wirklichkeit entipricht. 


$ 33. Veranlaffung und Zwed des Staatsdienſtes. 


Jede Erörterung auf ſtaatsrechtlichem Gebiet wird weſentlich beeinflußt 
von * Anſchauung über das Fundament des Staatsrechts, den Staats— 
begri 

Der herrſchenden Auffaſſung gemäß erfordert der Begriff „Staat“ e 
dreifaches :*) 

1. eine Anzahl von Menſchen, ein Volk, Leute, 

2. auf einem Theil der Erdoberfläche vereinigt, 

3. unter Einem Willen.?) 

Diefer Wille ift das jtaatsrechtlich wichtigfte Moment, denn das objektive 
Recht ift die Abgrenzung der Willensiphären der Perjonen. So ift der Wille 
der Ausgangspunkt der rechtlichen Betrachtung des Staats. 

Nur der Menjch als folcher hat von Natur einen Willen.) Dies ein: 
ſehend fingirt die Mehrzahl der Staatsrechtslehrer einen „Gelfammtwillen‘‘ 
des Staates ;?) derfelbe ift nicht die Summe der Willen der einzelnen im 
Staat vereinigten Menjchen, jondern die davon verſchiedene Einheit der Willen, 
der Volks- oder Staatswille. So iſt das Volk in feiner Geſammtheit oder 
der Staat nicht blos Objekt diejes Gefammtwillens, ſondern auch Subjeft 
desjelben.) Um diefes Rejultat rechtlich benügen zu fünnen, wird, weil nur 
der Menſch, die Berfon, mit natürlichem Willen begabt ift, dem Staat jurijt: 
iſche Berjönlichfeit beigelegt:) „Der Staat ift eine juriftiiche Perjon des 
Öffentlichen Nechts“.*) 


N Worin der Zuſammenhang beſteht, erörtert treffend Roſiin in den Annalen 1883 
. 296 Mitte und ©. 297. 

”) Seydel, Kommentar zur Reichsverf.Urkunde, Einleitung : an — 
jophie in v. Holbendorff, 8 Enzyklopädie der Rechtswiſſenſchaft Teil IS Gareis, 
Staatsrecht ©. 23 Anm. 1, Leuthold, Staatsrecht des K. R.Sachſen bei Meran 
Bd. II, 2. Halbb. S. 190. Rojin in den angeführten Abd. Annalen 1883 S. 291 unten, 
jeßt ein viertes Moment hinzu „das Zweckmoment“. 

2 Ueber die Kontroverſe, ob diejer Wille ein „jouveräner“ jein muB oder nicht, ſ. oben 
©. 67 Anm. 2. 

— Sp auch Schulze, Lehrb. des deutſchen Staatsrechts Bd. 18 15 ©. 23 1881. 

®) 3. B. Gerber, Grundzüge des deutfchen Staatsrechts S. 2 Note 2 und ©. 3, und 
Schulze, Lehrb. des deutichen Staatsrechts Bd. I ©. 23. 

9 Gerber, Staatsrecht ©. 21 Anm. 2: „Die Staatögewalt iſt der Allgemeinwille 
des Volles als ethiihen Ganzen für Zwecke des Staats, in den Mitteln und Formen des 
Staats.“ 

N) = 3. B. Gerber, Staatäredht ©. 2. 

*) Yaband, Staatärecht des deutihen Reichs Bd. I ©. 57. 
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Jeder natürliche Wille trägt in ſich die Potenz, fich zu bethätigen. 
Der Wille des Staats iſt gerichtet auf Nealifirung der Staatszwede ; 
Zweck des Staates ift Verfolgung der Interefjen der Geſammtheit des Volfes. 
Der Staatswille ſoll aljo handelnd auftreten und eine Thätigfeit entfalten. 
Aber nur der natürliche, nicht der fingirte Wille ift mit der Fähigkeit zur 
Aeußerung jeiner ſelbſt begabt. Sp wird derjenige, welcher einmal das 
Gebiet der Yiltionen betreten hat, indem er dem Staat Perfünlichkeit und 
Willen zufprach, zu einer zweiten Fiktion gezwungen, eigentlich nur um anzu— 
erkennen, daß der Staatswille fein reeller Wille it. Es wird nämlich der 
Sat angefügt, daß der Wille der juriftiichen Perſon durch den Willen einer 
oder mehrerer natürlicher Perſonen vertreten werde; die vertretende Perſon ift 
der Ausüber der Staatsgewalt, ala deren Inhaber oder Subjeft eben das 
Volk eriheint. Demnach lautet die Fiktion: Des Regenten „Wille joll als all- 
gemeiner Wille, ald Wille des Staates gelten‘. ') 

Dieje doppelte Fiktion ift entbehrlich.) Die erjte Fiktion begründet einen 
„allgemeinen Willen‘, die zweite Schafft ihn wieder aus der Welt und fommt 
jo auf unnöthigem Ummeg zur Wirklichkeit. 

Sp ergibt ji) von jelbjt die naturentfprechende Lehre, welche jagt: Der 
leitende Wille im Staat ijt der Eines Individuums) oder der überein: 
jtimmende Wille einer Mehrheit von Individuen, denn nur der Menjch iſt 
willensfähig. In monardiichen Staaten aljo ijt es der Wille Einer Perſon; 
ihr Wille gilt nicht blos als Staatswille, fondern ijt der Staatswille, d. h. 
der das Volk lenkende Wille; fie ift das Subjeft der Staatsgewalt, d. i. der 
Gewalt über den Staat;*) das Objekt der Staatsgewalt ijt der Staat, Land 
und Leute, denn „man nennt diefelben Staat, wenn fie beherricht werden.‘?) 

Die Berjon, deren Wille den Staat lenkt, wird von der Wiſſenſchaft in 
pajjender Weiſe als Herrjcher bezeichnet, eine Benennung, die, was immerhin 
ein Vorzug für eine Theorie ift, mit dem populären Sprachgebrauch voll: 
fommen übereinjtimmt.®) 

Der eben vorgeführte Staatsbegriff joll uns nun im Folgenden begleiten. 

Der Herrjcherwille äußert jich, wie jeder Wille, in Handlungen. Als 
That eines vernünftigen Wejens muß die Willensäußerung des Herrichers ein 
bejtimmtes Ziel im Auge haben. Diejes Ziel ift der Staatszwed.') Der 
Bereinigung von Menſchen eines li zu einem jtaatlichen Gemeinwejen 


1, Vergl Gerber, Staatsrecht ©. 77. 

3) Der —— Edg. Löning's, Verwaltungsreht $ 3 ©. 9, daß die Aufſaſſung 
des Staates als juriftiicher Perjönlichkeit für die juriftiiche Betrahtungsweiie desjelben noth⸗ 
wendig ſei, kann nicht zugeſtimmt werden; für die rechtliche Konſtruktion des Staates iſt 
Ar Berjonifitation desjelben entbehrlich, die jurijtiiche Terminologie mag die Fiktion bei— 
ehalten. 

3, So die frühere Anjiht von Gerber in „Ueber öffentlide Rechte“ S. 52, dann 

Zöpfi, Staatsrecht Bd. I $ 57; in neuerer Zeit eingehend begründet von Seydel in ſeinen 
ndzügen einer allgemeinen Staatslehre ©. 7. 

*) Uebereinjtimmend die bayer. V.Urk. Tit. I. $ 2 „Der König ift das Oberhaupt 
des Staates, vereinigt in fich alle Nechte der Staatögewalt und übt fie unter den von ihm 
gegebenen. +. Beitimmungen aus.“ 

6 Sendel a. a. O. S. 4 umd 7. 

°) Die Gegner dieſer Theorie müſſen dies anerkennen, Gareis z. B. thut dies indirekt 
in folgendem Sage (Allg. Staatöreht S. 29): „Will man den Ausdrud Herridher gebrauden, 
um das Subjekt der Herrichaft zu bezeichnen, jo ijt nur das Gemeinweſen jelbjt Herricher, 
wenn auch dieje Bezeichnung dem Spradgebraud nit völlig entipricht.“ 

?) Bergl. dazu Seydel, Staatslchre ©. 8. 
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liegt der Gedanfe zu Grunde, dadurch die Intereſſen der Geſammtheit 
des Bolfes zu fördern.) Der Herrſcherwille wird eben, weil er als Zweck 
die Förderung der Intereſſen des Staates hat, Staatswille genannt, und Die 
Aeußerung des Staatswillens iſt demnach ein „Handeln im Intereſſe des 
Staatszwecks“.?) 

Aus dem Staatszweck ergibt ſich eine Reihe von bedeutenden Aufgaben, 
von „Staatsaufgaben“, für den Herrſcher. Auf die Verwirklichung derſelben 
ſind die Willensakte des Herrſchers gerichtet. Dieſe ſind von zweifacher Form: 
Alte der Geſetzgebung oder der Verwaltung, Akte der Erzeugung des 
Staatswillens oder Alte der Ausführung des Staatswillens. Die erjten 
bejtehen in Willenserflärungen, welche Sätze von objeftivrechtlichem In— 
halt mit verbindlicher Kraft ausitatten, d. h. Geſetzentwürfe janktioniren ;®) 
denn „die Sanftion allein it Oejeßgebung im jtaatsrechtlichen Sinn des 
Wortes’. Die Vornahme dieſer Handlung überjteigt nicht nothwendig die 
geiftigen und förperlichen Kräfte des Herrſchers, und darum erjcheint das 
Geſetzgebungsrecht als ausschließlich vom Staatsoberhaupt ſelbſt geübt. 

Die Verwaltung dagegen erfordert ihrem Weſen nah — denn fie ift 
die planmäßige, fortgejeßte Thätigkeit zur Erreihung der Staatszwedet) — 
die Entfaltung einer pofitiven Thätigkeit?); fie ift es, wodurch die Staats- 
awede realijirt‘) werden. 

Die Erreichung eines jeden äußeren Zwecks verlangt Entwidlung der 
Thatkraft in der Außenwelt. 

Daß nun zur Erfüllung der Vermaltungsaufgaben die Kraft des Staats: 
oberhauptes nicht Hinreicht, iſt eine Folge der menſchlichen Natur des Herrſchers. 
Die Natur hat dem Menſchen nur ein beſtimmtes Maß von Arbeitskraft ver— 
liehen, und er kann zu gleicher Zeit nicht an verſchiedenen Orten gegen— 
wärtig jein. 

Weil es ſo der natürlichen Beſchaffenheit des Regenten zufolge ihm 
ſchon thatſächlich unmöglich iſt, allein die Staatsaufgaben zu vollführen, 
ſo entſteht für ihn ein dauerndes, naturnothwendiges Bedürfniß, 
die Hilfe anderer Menſchen zur Durchführung der Staatszwecke in Anſpruch 
zu nehmen. Die Beihilfe iſt, weil ſie ein Naturbedürfniß des Herrſchers 
befriedigt, ein unentbehrliches „Gut“ für denſelben. 

Zu der natürlichen Veranlaſſung dieſer Beihilfe tritt im modernen 
Staat noch eine rechtliche Veranlaſſung, indem es dem Herrſcher rechtlich 
unmöglich iſt, alle Verwaltungsaufgaben ſelbſt zu erfüllen. Der Wille 
Des derrſcher⸗ iſt dadurch vom individuellen Willen des Menſchen verſchieden, 


N) Berl. 9 d. Schulze, deutiches Staatsredht Bd. 1S. 19, Seydel, Staatälehre ©. 8. 

a) Vergl. ecke: Grundz. des Staatsrechts S. 4 Anm. 2. 

3) Siche Laband II ©. 6 und 10. 

*) Siehe Laband, Bd. 11 S. 201; dann Rojin „preuhiiches Polizeiverordnungsredht” 
S. 2 und „Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbitverwaltung“, kritiiche Begriffsitudien in 
den Annalen Jahrg. 1883 ©. 311. 

°) Dasjelbe drüdt Sarwey (allg. Verwaltungsrecht in Marquardiens Handbud) Bd. I, 
1. Halbb, ©. 5) mit dem Satze aus: Vejentlich für die vermaltende Thätigfeit iſt die Ric 
tung des Willens auf die Erreihung eines beftimmten Zwedes durch einen in der Erjheinung 
der Äußeren Welt bewirkten und erfennbaren Erfolg. 

0) Die Gefepgebung ift nur Erzeugung oder Erklärung des Staatswillens, die Verwal: 
tung iſt mweientlih Ausübung oder DER des Staatöwillens, oft verbunden mit Er: 
Härungen des jtaatlihen Willens, z. B. in VerwaltungSverordnungen, Verfügungen, Ber- 
trägen; vergl. über den Gegenfag. — Erzeugung und Ausführung des Staatswillens auch 
Edg . Loning, Verwaltungsrecht $ 48—54. 
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daß er begrifflih auf die Gefammtinterefjen gerichtet ift. Einer der Staats— 
zwede ift Schuß der Nechtsordnung durch Rechtspflege. Weil hier erfahrungs- 
gemäß leicht die Gefahr entjteht, daß der egoiftiiche Wille den Herrſcherwillen 
in der Perfon des Negenten überwindet, hat der Herricher des modernen 
Staats ala ein Gefammtinterefje anerfannt, daß die Nechtöpflege, welche doch 
der Gerechtigkeit dienen joll, gegen Aeußerungen des jubjektiven Willens des 
Herrſchers überhaupt gefichert werde, und darum durch objektiven Rechtsſatz 
ausgeſprochen, daß nicht der Herricher ſelbſt die Rechtspflege ausüben joll, ſondern 
in feinem Namen Perfonen, welche von feinem jubjeftiven Willen möglichjt unab- 
hängig find und nur denim Geſetz niedergelegten objektiven Willen desjelben zu 
verwirklichen haben.!) Diefen Grundſatz des deutſchen Staatsrecht3 jpricht 
das Gerichtsverfaffungsgejeß für das deutjche Reich nach Vorgang des Art. 86 
der preuß. Berf.-Urf. von 1850 mit den Worten aus: „Die richterliche Gewalt 
wird durch unabhängige, nur dem Geſetz unterworfene Gerichte geübt.“ 
Als jefundäre Veranlafjung des Staatsdienftes wird diefer Umſtand weiterhin 
nicht betont werben. 

Was nun den Zwed diefer Beihilfe anlangt, fo muß diefer nothiwendig 
derfelbe fein, wie derjenige, welchen die Herrfcherthätigfeit hat. Dieſe hat 
zum Bielpunft das Gefammtinterefje; demgemäß ift auch die Beihilfe anderer 
Perſonen, durch welche die Arbeit des Regenten vervielfältigt und ergänzt 
wird, auf Verwirklichung der Staatsaufgaben gerichtet. Meifterlin 
jagt demgemäß auf ©. 51 feiner Monographie‘): „Der Staatsdienjt bejteht zur 
Erreihung der Staatözwede und die Annahme der Staatsdiener beabjichtigt 
lediglich die Erreichung der Staatszwecke“; in gleicher Weiſe trifft das preuß- 
iiche Landrecht Theil U Tit. 10 $ 1 vollfommen die Wahrheit, wenn es 
ausfpricht: „Militär: und Zivilbediente find vorzüglich bejtimmt, die Sicher: 
beit, die gute Ordnung und den Wohlftand des Staates unterhalten 
und befördern zu helfen.” 

Wie der Zweck des Staatsdienftes zum Begriff des Staat3dieners im 
weiteren Sinn,?) fo führt die Beranlafjung desfelben zu dem Begriff des 
Staatsamte3. 

Die BVielheit der Gejchäfte, welche die Erfüllung der Staats aufgaben 
mit fich bringt, ift im modernen Staat in örtliche und fachliche Geſchäfts— 
freife zerlegt, Staatsämter genannt, wenn fie Gefchäfte enthalten, welche 
dem Herrſcher als üffentlichrechtlihem Rechtsſubjekt zukommen, fiskaliſche 
Aemter, wenn die darin enthaltenen Gejchäfte dem — als Subjekt des 
Staatsvermögens, als Privatrechtsſubjekt obliegen. Wer ein Staatsamt bes 
kleidet, iſt Staatsbeamter; er führt die Geſchäfte, weil es Geſchäfte 
des Herrſchers ſind, nicht aus eigenem Recht, ſondern im Namen und 
Auftrag des Negenten.*) 


1) Siehe Seydel, Staatälehre ©. 81. 

2) Meijterlin, die Verhältniſſe der Staatödiener nad) rechtlichen Grundjägen. 

3) Siehe oben $ 32 Seite 69 Tert zu Anm. 2, 

9 Vergl. über den Begriff des Staatsamtes Laband Bd. I ©. 29, Zorn, Staats— 
reht Bd. I S. 208 und Gareis, Allg. Staatäreht ©. 161. Dieje definiren dad Staats— 
amt furzweg als einen durch das öffentliche Necht begrenzten Kreis jtaatliher Geſchäfte. 
Edg. Löning, Verwaltungsrecht S. 29 Note 2, ©. 30 und 55, legt nad) der geſchicht— 
lihen Bedeutung des Wortes Amt das Wejen desjelben in die auf perjönlidem Auf 
trag des Staatdoberhauptes oder feiner Vertreter beruhende Verpflichtung zur Vollziehung 
beftimmter ſtaatlicher Funktionen. Richtig ift, daß Amt biftoriich zur Grundbedeutung hat 
die Dienftpflicht, ministerium, officium (vergl. Jak. und Wild. Grimm, deutſches Wörter: 
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So ergibt ſich, 

1. daß jeder Staatsbeamte Staatsdiener im weiteren Sinne iſt, d. h. 
eine Perſon, die verpflichtet iſt, dem Herrſcher für Staatszwecke Dienſte zu 
leiſten; alſo beſteht wenigſtens die Möglichkeit, daß auch ein Staatsdiener 
im engeren Sinn Staatsbeamter iſt; 

2. findet man folgendes: Zweck jeglichen Staatsdienſtes iſt Durch— 
führung der Staatsaufgaben. Zur leichteren Erreichung dieſes Zieles ſind die 
darauf gerichteten Staatsgeſchäfte in Geſchäftskreiſe oder Aemter getheilt. Dieſe 
Geſchäfte ſoll der Staatsdiener demnach führen, er ſoll die Geſchäftskreiſe 
verwalten. Folglich kann man ſagen: Zweck des Vorhandenſeins von 
Staatsdienern im weiteren und engeren Sinn iſt die Führung von 
Staatsämtern,') denn dieſe enthalten die auf Durchführung der Staats— 
aufgaben gerichteten Gejchäfte. 


F 34. Inhalt des Staatsdienſtverhältniſſes. 


Der Staatödiener dient dem Herricher, alfo bejteht eine Beziehung zwiſchen 
zwei Berfonen. Ihrer Beranlajjung nad) it diefe Beziehung eine ſchon 
von Natur geforderte; denn daß es in einem Staate einen Staatsdienjt gibt, 
verlangt die von der Natur beichränfte Kraft des Herrſchers. 

Diefe natürliche Beziehung zwiichen Herrn und Diener offenbart fich 
äußerlich durch Willensafte. Dienen, altbochdeutich dionon, fommt von 
dio, deo, Knecht oder servus und bedeutet urſprünglich „jemandes Knecht 
oder Unterthan jein, daher auch gehorchen, fich unterwerfen, fich demüthigen“.?) 
Alſo äußert fih der Dienjt zunächjt in einem Gehöorchen, nicht in 
einem Aufwenden von Kraft zu Gunſten eines Anderen, fondern in einem 
Sidhverhalten, Thun oder Laſſen, wie und was ein Anderer will. 
Dem Gehorchen entipricht das Befehlen; beides find Willensäußerungen, 
alfo ift die Beziehung zwiſchen Herricher und Diener eine fich in der Außen: 
welt offenbarende Willensbeziehung. Da nun Die objeftives echt 
ichaffende Macht im Staate die Willensbeziehungen unter den Menfchen ab: 
grenzt und ordnet, jo kann auch dieſes Willensverhältniß Gegenftand recht: 
licher Bejtimmung jein. Die vorhandenen Staatsdienergefege beweifen, daß 
dasſelbe durch objeftives Necht geordnet, alfo ein Nechtsverhältniß, genauer 
ein von der Rechtsordnung normirtes Dienſtverhältniß üt. 


buch 1 S. 280. Allein dem heutigen Sprachgebraud entipridt es, wie auhb Gönner 
bemerkt, in der Definition des Wortes Amt beide Elemente zu verbinden unter Voranitellung 
des eriteren, wonad) dasjelbe ein bejtimmt umjchriebener Theil staatlicher Geſchäfte iſt. So 
iit der Begriff Staatdamt dahin zu bejtimmen, daß das Staatsamt ein bejtimmter Kreis 
jtaatliher Sejchäfte ift, zu deren Vollziehung im Namen des Herrſchers eine phyſiſche 
Perſon kraft perjönlichen, öffentlihen Auftrags desſelben rechtlih verpflichtet it. 
Damit jtimmt Sarmwen, Staatdreht des Königreihs Württemberg Bd. 11 $ 114 ©. 256, 
überein, wenn er jchreibt: „Das öffentlihe Amt iſt die Summe der vermöge öffentlichen 
Auftrags einem Einzelnen obliegenden Pflichten und der hiemit verbundenen Befugniſſe zur 
Berwirflihung des Staatswillens auf einem beftimmten Lebensgebiet;“ vergl. auh Gönner, 
der Staatsdienit ꝛe. S. 31 und Gaupp, St. R. des K. R. Württemberg bei Marquardien 
Bd. 111. 1. Halbb. 2. Abt. ©. 84. 

1) Bergl. audi Yaband I ©.383, wo darauf hingewiejen wird, daß die Anjtellung von 
Stantödienern nicht anders erfolgen fan, als zu dem Zwede der llebertragung eines 
Amtes; desgl. Gaupp a.a. O. ©. 86 und Sonnenkalb, St. R. des Hzgti. Sachfen— 
Altenburg bei Marquardſen, II. I. 2. ©. 72: „Der... Staatsdienſt bedingt ein für 
ftaatfiche Zwede errichtete ... Amt“. 

2) Jakob und Wilhelm Grimm, deutiches Wörterbuch Bd. IT ©. 1103, 
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Das objektive Recht als die Abgrenzung der Willensiphären der Menjchen 
in der Außenwelt erzeugt, indem es irgend eine Willensbeziehung regelt, 
Willensbefugnijfe von bejtimmten Inhalt, fraft deren der eine Menich 
jeinen Willen in einer gegemüberitebenden Perſonen bindenden Weile äußern 
darf. Dieſe Willensbefugniß, Diejes von der Rechtsordnung verliehene „Wollen: 
dürfen”, das für den Willen anderer Perjonen bejtimmend ift,') iſt das jub- 
jeftive Recht, die Berechtigung. Jedes Rechtsverhältniß beiteht demnach 
aus einfeitigen oder gegenfeitigen Berechtigungen ;’) dieſe Berechtigungen oder 
Millensbefugnifje machen den Inhalt des Nechtsverhältnifies aus. 

Im Staatsdienjtverhältniß jtehen ſich Herr und Diener gegenüber, aljo 
fünnen Willensbefugnijie des Herrn gegeben fein, welche bejtimmend auf den 
Diener wirken, den Diener verpflichten, und Willensbefugnifje des Dieners, 
welche den Herrn verpflichten. 

So iſt wohl die erite Frage, welche wir zu erheben haben, die nach dem 
Inhalt des Staatsdienftes. 

Vom Standpunkt des Dieners angejehen, zerfällt der Inhalt des Staats: 
dienſtverhältniſſes in Pflichten und Rechte des Staatsdieners. 

I. Die jtaatsdienerlichen Pflichten können wir zunächjt aus dem preuß. 
Landrecht Theil II Tit. 10 $ 2 und 3 entnehmen: „Sie (die Staatsbedienten) 
find außer den allgemeinen Unterthanenpflichten dem Überhaupt des 
Staates befondere Treue und Öehorjam jchuldig; ein jeder tjt nad) der 
Beichafienheit feines Amtes und nady dem Anhalt jeiner Inſtruktion dem 
Staat no zu bejonderen Dienjten durch Eid und Pflicht zugetban“. 

Drei Pflichten obliegen aljo dem Diener, befondere Treue, beſon— 
derer Gehorjam und eime bejondere Dienftpflicht, von befonderer 
Art find diefe Prlichten gegenüber den allgemeinen Unterthanenpflichten. 

Die neueren Gejepe vermehren Die Zahl der Pflichten „Jeder Beamte,“ 
lautet Art. 4 des württ. St.-D.-G. vom 25. Juni 1576, „ilt verpflichtet, 
das ihm übertragene Amt der Verfaſſung und den Geſetzen entjprechend wahr— 
zunehmen und durch fein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, 
die jein Beruf erfordert, jich würdig zu erweiſen.“) 

1. Es erjcheint bier die bejondere Dienitpflicht fpezialifirt als 
Pflicht zu gewilienhafter Amtsführung, denn die Beobachtung von Berfaflung 
und Geſetzen iſt Schon allgemeine Bürgerpflicht;t) es fehlt die Pflicht der 
Treue und des Gehorjams; men ijt Die Verpflichtung zum achtungswür— 
digen Verhalten. 

2. As eine weitere Pflicht wird in den jüngsten Geſetzen noch Die 
Verpflichtung bervorgeboben, über die vermöge der amtlichen Stellung dem 
Staatsdiener befannt gewordenen Angelegenheiten, „Deren Geheimbaltung ihrer 
Natur nad) erforderlich oder von dem Vorgeſetzten vorgeichrieben it, Ver— 
Ihwiegenheit zu beobachten“ .?) 


N Vergl. Win dſcheid, Pandelten I $ 37 und 49; dann Rojin in der angeführten 

en Annalen 1883 ©. 286 und 268, 
Vergl. Puchta, Vorleſungen über das beutige römische Recht 5. Aufl. Bd. I $ 29, 

*) Webereinftimmend Reichsbeamtengejch $ 10 und nach ?ihm alle neueren Staats: 
dienitaefepe, 3. B. das heil. vom 21. April 1880, Art. 5. 

% Siehe 3. B. bayer. B.-U. Tit. x * 3. 

Reichsb.Geſ. $ 11, Württ. St:D.-G, Art. 5; fiche dazu Meyer, Staatsrecht, 
$ 146 A, 7; bayer. Aust. def. zur R— SLR. O. * 18. Aug. 1879 Art. 106 Ziff. 1; 
ſächſ. St. 2.6. von 1835 $ 7; danı Laband, UI b. ©. 152 Arm. 3 bezüglich der 


| 
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3. Die Prliht zum Gehorſam gegen die Befehle des Negenten und 
jeiner Bertreter it in den neueren Staatsdienftgejegen nicht direft erwähnt, 
ſondern nur angedeutet, wenn von Vorſchrift der „vorgejegten Dienjtbe- 
hörde“) die Rede ift, von „Anordnungen des Kaiſers“, welchen Folge zu 
leiften iſt.)“ von Zuwiderhandlung gegen „Durch den Borgefegten amtlich 
ertheilte Anweilungen“*) u. ſ. w. Daß eine unmittelbar die Gehorjamspflicht 
jeftjegende Norm in den Gefegen neueren Datums fehlt, bat jeinen Grund in 
der Schwierigkeit einer nach jeder Richtung Hin befriedigenden Formulirung 
und in der Anficht des Gejetgeberd, daß dieſe Pflicht aus dem Weſen des 
Amtes folge.) Dies trifft zu. Die Aemterorganijation beruht auf einer 
Ueber: und Unterordnung der Behörden, denn bei Mangel einer jolchen hier: 
archiichen Ordnung müßte die Einheit in der Durchführung der Staatsauf: 
gaben emtbehrt werden, und doch tt, wenn die Thätigfeit Vieler demjelben 
Ziele gewidmet jein und dieſes Ziel wirklich erreicht werden foll, die erſte 
Vorausjegung, daß der Beamte der unteren Behörde dem rechtmäßigen?) 
Dienjtbefehle der Oberbehörde unbedingt Folge leitet. 


4. Die Pflicht zur Treue endlich wird nach allgemeiner Anſicht in der 
Verpflichtung zur Oewiljenhaftigfeit in der Amtsführung und zur Wahrung 
des Amtsgeheimniſſes, welche ausdrücklich als Rechtspflichten genannt 
werden, gefunden.®) 

Allein Andeutungen der Schriftiteller, zum Theil ſogar derjenigen, welche 
diejer Meinung find, erregen Zweifel, ob die Treue überhaupt als eine Recht s— 
pflicht, nicht blos als eine Gewiſſenspflicht aufgefaßt werden muß. 

Ob dieſe Bedenken berechtigt find, wird ein Verſuch, alle die angeführten 
Prlichten zu ſyſtematiſiren, ergeben. 

Wir gehen davon aus, daß dienen feiner urjprünglichen Bedeutung 
nach „geborchen“ Heißt. Der Gehorfam liegt darin, daß man jeine freie 
Willensbeitimmung dem Willen eines Anderen unterwirft. Der Bejtimmungs: 
grund für die Willensbethätigung des Gehorcdhenden iſt der befehlende 
Wille eines Anderen, nicht mehr das eigene Ermejien. Die Willensbethäs 
tigung des Menſchen erfolgt nach einer doppelten Richtung, nämlich pofitiv 
in einer Handlung, negativ in einer Unterlafiung; alſo bezieht ſich aud) der 
Gehorjam und der Befehl auf ein Thun und Unterlaffen. Die Gehorjams: 
pflicht it eine Pflicht zu thun und zu unterlafen, was der Herr zu thun und 
zu unterlaſſen befiehlt. 


Handeldrichter mit Gerichtsverf.“Geſ. $ 116; vergl. auch Edg Yöning, Verwaltungsrecht 
S. 122 N. 4, 

, j. 5 eg 

2) R.B.G 

3, R.Str. .®. Ss 3534 Abſ. 2. 

* In dem Regierungsentwurf des R.B.G. war eine Beitimmung enthalten, fiel aber 
aus der angegebenen Gründen weg, ſ. über die Entftehungsgeidjichte des $ 10 Kann— 
gießer's Kommentar im_ Archiv des deutichen Reiches Jahrg. VI ©. 604; ebenjo Heberle, 
Kommentar zum württ. ©t.-D. G S. 18, 

5, Darüber ſ. Laband, I S. 422 ff. und Schulze, deutſches Staatsrecht IS. 324 ff; 
dann Meyer, Lchrb. des deutichen Staatsrehts S. 370 und Edg. Löning, Verwaltungsredt 
S. 122 Anm. 5 und S. 123 Anm. 1. 

5) ©. Laband, I 419 Abj. 2 und 422; Schulze, deutiches Staatärecht $ 130; Zorn, 
IS. 236; Gareis, a. a. O. ©. 166; Baupp, St. R. des K. R. Württemberg ©. 91; 
Ulbridh, St. R. der öjter..ung. Monarchie bei Margquardjen Bb. IV, 1. Hlbbd. 1. Abt. 
©. 67. 
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Die Gehoriamspflicht des Staatödieners nun ift feine abjolute, jondern 
eingefchränft durch den Zweck des Staatsdienites; dieſer ijt die Führung eines 
Amtes; alfo ift die Prlicht eine in Bezug auf ein Staatsamt bejtimmte 
und begrenzte Gehborjamspflicdt.') 

Das Staatsamt iſt ein Kreis jtaatlicher Gejchäfte, welche von einer 
phyſiſchen Perſon im Namen und in Vertretung des Negenten nach perſön— 
lihem, öffentlichem Auftrag desjelben ausgeführt werden ſollen. Dies läßt 
fi) nicht anders denken als durch Arbeit. Daraus folgt, daß die Willens: 
unterwürfigfeit des Staatödieners vorzüglich der Art fein muß, daß der 
Diener verpflichtet ift, feine Arbeitsfraft, die eben hinfichtlich ihrer Fähig— 
feit, fi zu Gunſten anderer zu äußern, Dienjtfähigfeit genannt wird, nad) 
dem auf die Führung eines Staatsamtes gerichteten Willen des Herrn in 
Aktion treten zu laſſen. Der diesbezügliche Befehl kann, weil die Gehorſams— 
pflicht auf Befehle bejchränft ift, welche die Führung eines Staatsamts zum 
Gegenftand haben, nur der jein, ein bejtimmtes Staatsamt zu übernehmen, 
So erfcheint die vor der Uebernahme eines bejtimmten Amtes bejtehende Pflicht 
als die Pflicht bereit zu jein, auf Befehl des Herrichers ein Staatsamt 
zu übernehmen; weil es eine Pflicht der Bereitwilligfeit zum Dienjt ift, 
wollen wir fie Dienjtpflicht nennen. 

Ergeht nun der Befehl zur Amtsübernahme, jo übt der Herrſcher fein 
Recht aus, indem er über die Arbeitsfähigfeit des Dieners verfügt. Kommt 
der Diener dem Befehl nach, jo erfüllt er feine Dienjtpflicht, tritt aber zugleich 
in die Pflicht ein, durch die Führung des Amtes wirklich Dienite zu leilten. 
Dies it die Amtspflicht, d. t. die Pflicht, das übertragene Amt 
gewiſſenhaft zu führen Die Amtspflicht it alſo eine Art der Er- 
füllung der Dienjtpflicht;’) die Dienftpflicht iſt die Berpflichtung der 
Bereitwilligfeit zu wirflihem Handeln, die Amtspflicht it die Pflicht 
zu wirkflihem Handeln. 

In der Amtspflicht wiederum find vier Einzelverpflichtungen enthalten, 
a) die Pflicht zur wirklichen Arbeitsleiftung, b) zur Gewiſſenhaftigkeit in der 
Amtsführung, ©) zur Amtsrefidenz,’) d) zum Gehorfam gegen rechtmäßige 
Dienjtbefeble. 

Die Gehorjamspflicht hat aber auch eine negative Richtung. Soll 
ein Diesbezüglicher Befehl binfichtlih der Dienftfäbigfeit des Dieners 
ergeben, jo muß maturgemäß zuerit der Befehl zur Führung eines Amtes 
erlajien worden jein, d. h. zu pofitivem Thun; erit dann kann der Befebl 
gegeben werden, die wirkliche Dienftleijtung zu unterlaſſen. Ein ſolcher Befehl 
liegt vor bei der Verjegung und bei der Zurdispofitionzftellung mit Warte 
geld. Bei der Verſetzung wird das bisherige Amtsperbältniß, 
die bisherige Amtspflicht quoad jus aufgehoben und zugleih ein neues 
Amtsverhältnig mit einer neuen Amtspflicht begründet, der Staatsdiener ver: 
tiert die Beamteneigenjchaft, um fie jofort wieder zu getwinnen. 


) Gareis a. a. D. 5 64 ©. 162 ſpricht von einer „bejonderen mit Bezug auf ein 
Staatöamt beitimmten Gehorjams: und Treuepflicht. — 

2) Gareis, Allgem. Staatsrecht S. 162 ſagt, durch die Uebertragung eines Amtes 
werde „die Dienſtpfuͤch inhaltlich zur Amtspflicht.“ 

Die Pflicht, ſich am Sitz des Amtes aufzuhalten, ergibt ſich aus der Pflicht zur 
Amtsführung; in der Geſetzgebung kommt ſie dadurch zum Ausdruck, daß an das unerlaubte 
Verlaſſen des Amtes Rechtsnachtheile geknüpft werden, vergl. z. B. $ 14 des Reichsb.G.:; 
un n Staatöreht des KR. Württemberg II $ 117 ©. 278 und Löning, Verw.R. 

.122 N. 1. 
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Bei der Stellung zur Disposition!) wird das Amt abgenommen, 
die Amtspflicht erliſcht, und es wird die bisher ruhende Pilicht, bereit zur 
Uebernabme eines Staatsamtes zu jein, wieder wirfjam. Die zur Dispofition 
Gejtellten hören aljo auf, Staatsbeamte, d. h. Verwalter eines bejtimmten 
Staatsamtes zu jein, aber ſie hören nicht auf, Staatsdiener zu fein. Ueber: 
einjtimmend damit jagen die Motive zum Reichsb.Geſ.“): „Sie haben nicht 
aufgebört, Staatsbeamte (im Sinne von Staatsdiener im Neichsrecht gebraucht) 
zu jein, können zum Dienjt wieder einberufen werden . . . die Dienftesdis- 
ziplin ijt auch auf fie anwendbar“. Wird der einjtweilig in den Ruheſtand 
Verjegte wieder zur Dienjtleiftung berufen, jo entſteht eine neue Amtspflicht, 
ein neues Amtäverhältnif. 

Die beiden angeführten Rechtsinjtitute nöthigen, den oben gegebenen 
Begriff der Dienftpflicht jo zu ändern, daß auch fie darunter gefaßt werden 
fünnen. Die Anhaltspunkte dafür gibt eben die „Stellung zur Dispofition 
mit Wartegeld". Während bei der Verſetzung auf ein anderes Amt der Negent 
jofort mit der Löſung des Amtsverhältnifjes wieder über den zur Dienjtleiftung 
noch verpflichteten Diener „verfügt“, muß bei der einjtweiligen Zurrubejegung 
der Diener „warten“, bis der Dienjtherr wieder über jeine Dienjtfähigfeit 
„Disponirt“. 

Darnach fünnen wir die Dienitpflicht erflären als die rechtliche Ge— 
bundenheit, der Verfügung des Herrſchers über die Dienſtfähigkeit 
des Dieners Folge geben zu müſſen;“) es iſt die Gehorſamspflicht des 
Staatsdieners gegenüber den auf die Führung eines Staatsamtes fich 
beziehenden Verfügungen des Herrichers über die Dienitfähigfeit des 
Dieners. 

Wir haben oben aber noch zwei andere Pflichten des Dieners erwähnt, 
Unterlafjungspflichten, welche jich nicht auf die Arbeitsfäbigfeit des Diener 
beziehen. Sie bilden neben der Dienjtpflicht Arten der allgemeinen 
Gehorſamspflicht. Die beiden Befehle, welche dieſen Pflichten zu Grunde 
liegen, jind 1. der Befehl nichts auszujagen, was den Amtsintereſſen 
ihädlich ift, 2. nichts zu thun, wodurd die Achtung vor dem Staats- 
Diener in der öffentlichen Meinung Schaden nimmt. 

So erhalten wir folgendes Schema: 

Der Staatsdiener ijt dem Herricher zu einem in Bezug auf die Führ— 
—ã Staatsämtern beſtimmten und begrenzten Gehorjam ver— 
pflichtet. 

Daraus ergeben ſich drei Verpflichtungen: 

1. Die Dienſtpflicht als die Pflicht der Bereitwilligfeit zu einer 

Dienjtleijtung. 

Ihr untergeordnet ift die Amtspflicht mit ihren vier Einzelverbindlich- 

feiten als die Pfliht wirklicher Dienitleijtung. 


" Siehe darüber Yaband IS. 383, 481483; preuf. Sei. vom 21. Juli 1852 
8 87 Ziff. 2, $ 94 und betr. die Dienftvergehen der nicht — Beamten und die 

unfreiiillige Verfezung x.; bayer. Staatsdieneredikt $ 19 3. 2 und 8 25; ſächſ. Geſ. vom 
7. März 1835 8 19; Reichsb. :($. & 24, 25, 28, 118: wiürtt. Geſ. a 28. Juni 1876 
Abſchn. 2 „Zeitliche Berfepung in zen Rubeftand“; ferner Meyer, ©t.:R. $ 154 Note 1—7 
und Löning, Verw.:R. ©. 125 N. 

?, Drudi. des Reichstags 1872 Fr i Nr. 9 S. 47, 8 119 des Reich b.Geſ. 

), Dieje Definition ijt derjenigen nadıgebilder, welche Yaband Illa S. 139 von der 
Behrpjlicht gibt. 
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2. Die Pflicht zur Wahrung des Amtsgeheimniſſes. 

3. Die Pflicht zur Führung eines achtungswürdigen Lebens. 

Wir müſſen nun darlegen, warum wir die Pflicht der Treue entfernt 

aben. 

Die Treue iſt, wie die neueſten Unterſuchungen von Ehrenberg! über- 
zeugend darthun, die Pflicht, „alles zu unterlaſſen, was nach der eigenen 
Anſicht der anderen Perſon zum Schaden gereicht, und alles zu thun, ſoweit 
dies ſubjektiv möglich iſt, was nach der eigenen Einſicht der anderen Perſon 
zum Nutzen gereicht“. Die Treue handelt nad ſubjektivem Ermeſſen und iſt 
jo der gerade Gegenfag zum Gehorfam, der allein nach Befehlen handelt. Die 
Treue handelt jo, wie es dem eigenen Ermejjen am beiten jcheint, mag dies 
nun dem Befehl fogar direkt widerjprechen; für die Treue iſt allein das Inte— 
rejle des Andern maßgebend, nicht deſſen Befehl.) Als Ausflug der Treu: 
pfliht nun wird von der Mehrzahl?) der Schriftiteller die Pflicht zur Gemiljen- 
baftigfeit im Amt und die Verpflichtung zur Amtsverſchwiegenheit angejehen. 

Dies fei volllommen zugegeben, aber in Ddiefen beiden Berpflichtungen 
liegen nicht rechtliche Anzeichen einer Rechtspflicht der Treue vor, jondern fie 
find, -foweit fie aus der Treue abgeleitet werden, moraliiche Anzeichen einer 
moraliſchen Pflicht. Vom Rechtsſtandpunkt aus kann nicht gejagt werden: Der 
Staatäödiener ift gemwiljenhaft im Amt und beobachtet das Amtsgeheimniß, weil 
e3 der eigenen Einficht des Staatsdienerd vom Wohle des Staates entipricht, 
fondern er ijt fleißig umd aufmerfjam im Amt und wahrt die Amtsgeheimnijie, 
weil ihm dies vom Dienjtherrn zu thun befohlen ift. 

Die Pflicht der Treue wird ferner im Gegenſatz zu den übrigen Pflichten 
des Staatödienerd durch den Dienjteid erjt begründet. Wenn wir den Eid der 
unmittelbaren Reich&beamten leſen — er lautet:’) Ich N. jhwöre ... ., daß 
ih dem Kaiſer treu und gehorfam fein, die Neichsverfafjung und die Gejege 
des Reichs beobachten und alle mir vermöge meines Amtes obliegenden Pflichten 
nah meinem beiten Willen und Gewiljen genau erfüllen will —, jo finden wir, 
daß alle darin aufgezählten Pflichten bereit3 gejeglich?) zu Nechtspflichten er: 
hoben find, deren Erfüllung durch disziplinariichen Zwang herbeigeführt werden 
fann, und bier nur noch durch den Eid auch zu Gewiſſenspflichten gemacht 
werden jollen; nur Eine Pflicht, eben die der Treue, wird erjt in der Eides— 
formel eingeführt, fie allein iſt nur eine Gewiſſenspflicht. 

Wäre die Treue eine Nechtspflicht, d. H. durch eine Rechtsnorm gejchügt 
und bejtimmt, fo wäre es doch wohl unerflärlih, warum noch fein Geſetz 
den aktiven Staatsdienern die Theilnahme an der Bolksvertretung unterjagt 
hat. Alle Rechtslehrer, welche in der Verpflichtung zur Treue eine Rechts— 
pflicht erfennen, jehen fich veranlaßt, für diefen Fall eine „Ausnahme“ ©) zu 
machen, indem fie erflären, Oppofition im Parlament dürfe nicht al3 Berleß- 
ung der Treupflicht „aufgefaßt“ oder „erachtet“ werden.”) Eben weil nur 


'} Ehrenberg, Kommendation und Huldigung nad fränfiihen Recht 1877: ähnlich 
ihon v. d. Bede, von den Staatdämtern und Staatsdienern II $ 120, welchem Schulze 
in jeinem Lehrb. d. preuß. Staatäreht3 $ 100 ©. 328 und dem deutichen Staatsrecht 8 130 
©. 327 folgt, und Perthes, der Staatsdienit in Preußen S. 79. 

) j. bei Ehrenberg ©. 112 und 113. 

2) ſ. 0. ©. 83 Anm. 6. 

+ Kaiſ. Verord. vom 29. Juni 1871 (R.-G.Bl. 1871 ©. 303), 

5, Reichsb. Bei. $ 10 und 13 und oben 5 82. 

%, Werber, Staatäreht $ 36 Anm. 5. 

1) Schulze, deutſches Staatöreht $ 130 ©. 327 und YabandI ©. 452. 
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eine Gewiilenspflicht vorliegt, fann in jolchen Fällen, wie 3. B. bei Wahl- 
agitation, feine disziplinäre Verfolgung jtattfinden. 

Bon denjenigen Rechtslehrern, welche der Treupflicht nicht blos moral— 
tichen, jondern auch rechtlichen Charakter zujchreiben, !) erkennt bereit3 Gareis 
an, daß die Verlegung der Treue als Berlegung einer NRechtspflicht jedenfalls 
auch immer ein Verſtoß gegen die Gehorjamspflicht, ein Ungehorjam jet. 
Sarmwey und Löning?) gehen einen Schritt weiter. Sie laljen bei Auf: 
zählung der allgemeinen. Pflichten des Staatödieners die Verpflichtung zur 
Treue ımerwähnt, Sarmwey unter ausdrüdlicher Betonung, daß die Pflichten, 
von welchen er rede, Pflichten im rechtlichen Sinne feien, d. h. Prlichten, deren 
Erfüllung nicht blos dem Gewiſſen anbefohlen jei, jondern deren Nichterfüllung 
rechtliche Folgen habe, welchen ſich der pflichtwidrige Diener nicht entziehen 
fünne. G. Meyer?) endlich Spricht es mit Worten aus, daß die Treue feine 
ſpezifiſche Pflicht des Staatsdieners ſei; er erflärt die Unterlafjungspflichten, 
in welchen eine rechtliche Verpflichtung zur Treue zum Ausdruck fommen joll, 
eben für Gehorſamspflichten gegenüber Verboten. 

Die drei Pflichten, welche wir jo gefunden haben, find wejentliche 
Pflichten des Dieners. ‘) 

II. Zu denfelben treten noch einige wejentliche Rechte. 

Aus $ 113 und 114 des Neichs:Strafgefeßbuches ergibt fih für alle 
Staatsdiener ein jtrafrehtlicher Schuß bei Ausübung des Amtes, 
indem derjenige, welcher einem Beamten, der zur Vollſtreckung von Gejegen, 
Befehlen und Anordnungen der Berwaltungsbehörden oder von Urtheilen und 
Berfügungen der Gerichte berufen ijt, in der rechtmäßigen Ausübung jeines 
Amtes Widerjtand leijtet oder ihn angreift, und derjenige, welcher eine Behörde 
oder einen Beamten zur Vornahme oder Unterlajjung einer Amtshandlung 
nöthigt, mit Strafe belegt wird. 

Zum Anderen erhält der Staatsdiener bejondere Ehrenrechte auf Titel 
und Rang und etwa auf das Tragen bejtimmter Amtszeichen; fie find eine 
Folge des Zwedes des Staatsdienites, der Führung von Aemtern. Der Titel 
des Amtes, d. i. die Bezeichnung eines bejtimmten Gejchäftskreijes, um ihn 
von anderen zu unterjcheiden, geht auf denjenigen über, welcher das Amt be: 
fleidet; der Rang iſt das äußere Anzeichen der hierarchiichen Abjtufung der 
Aemter und damit eben auch der die Aemter führenden Berjonen. ?) 

Eine fortichreitende Betrachtung der Staatsdienergejege führt noch zu einer 
anderen Gruppe von jtaatsdienerlichen Rechten; es jind die „vermögengrecht- 


) Qaband, IlIa ©. 170 Anm. 3 und Schulze, deutiches Staatsreht $ 130, 
Gareis, Allg. StR. $ 64 ©. 166 und ©. 144. 

2) Sarwey, württ. Staatöreht $ 118 ©. 283 und $ 117 und Eg.Löning, Lehrb. 
des deutichen Verwaltungsredjtes $ 26 ©. 121 ff. 

) G. Meyer, Staatäreht $ 224 Anm. 1 und 8146 Anm, 1, ebenio in den Annalen 
1880 ©. 345 bei Beiprehung des Staatsrechts des deutichen Reiches von Laband und Verw. 
NR. I. ©. 95 N. 27. Edg. Löning, Verwaltungsrecht S. 9, jagt in ähnlicher Weije, daß 
in der Gehorſamspflicht des Unterthanen Verpflichtungen jehr verihiedenen Inhalts ver— 
bunden jeien, und nennt als ſolche neben der Verbindlichkeit zur Dingabe einer Sache zu 
Eigenthum oder zu Leijtung perjönlicher Dienite auch Verpflichtungen, die auf eine Unter- 
lajjung gehen. 

% 3. B. ReichsbGeſ. $ 13: „Jeder Neichsbeamte iſt für die Geſetzmäßigkeit jeiner 
Amtshandlungen verantwortlich“, ebenjo 88 10, 23, 24: „Jeder Neichsbeamte . . .“ 

5) Das Nähere über die Begriffe Titel und Rang fiehe bei Sarmwey, württ. Staatö- 
redit I $ 23 und 24, 
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fihen Anfprüche (der Staat3diener) aus ihrem Dienſtverhältniß“, wie fi das 
Reichsbeamtengeſetz $ 149 ausdrüdt. 

$ 11 des württ. St.-D.-Gel. vom 28. Juni 1876 gibt eine vollitändige 
Ueberficht über diejelben: „Bei dem mit dem Amt verbundenen Einfommen find 
zu unterjcheiden: 

1. der Gebalt, 

2. etwaige Zulagen, 

3. die Nebenbezüge, welch’ letztere a) theils einen Erja für Dienjtauf: 
wand bilden. . . b) theil& Amtsemolumente find.“ 

Ein Recht für nicht im Amt befindliche Staatsdiener ift dann noch nad) 
5 27 des alleg. Gef. „das Necht auf Bezug des. Wartegeldes“. 

Es fragt fih nun, wie diefe Anjprüche des Diener: rechtlich zu gliedern 
find. Cine nähere Betrachtung ergibt, daß es theils Erſatz-, theils Alimenten-, 
theils Lohnforderungen find. 

Der Staatsdiener iſt Stellvertreter des Herrſchers. Wenn er handelt, fo 
wird es ebenjo angejehen, als handelte der Herricher jelbjt. Die Vortheile 
aus den Handlungen des Diener fommen dem Herricher zu, alfo bat er auch 
die damit verbundenen Nachtheile zu tragen. So kommt es, daß der Staats— 
Diener für die Auslagen, welche er im Intereſſe des Herrichers bei der Führ— 
ung von Staatsgeichäften macht, Erſatz zu fordern berechtigt ift. Daraus er: 
flärt fi der Anjpruch des Erjages für den Aufwand, welchen Bureanbedürf- 
nilje verurfachen, dann die Vergütung für dienſtliche Beichäftigung außerhalb 
des Wohnorts, die Entihädigung für befondere Nepräjentation. ’) 

Diefer Erſatzanſpruch jtebt jeden Staatsdiener zu Ein Anderes ijt der 
Fall bei den Bejoldungsrechten. Das Reichs- und Landesrecht kennt nicht 
blos bejoldete, jondern auch unbejoldete Staatödiener. 3. B. lafjen fich dar— 
nach die Neichsfonjuln ?) unterjcheiden, und in den Einzeljtaaten die Mitglieder 
der Kammern für Handelsfachen an den Landgerichten. °) 

Da aber die Mehrzahl der Staatsdiener Gehalt bezieht, jo iſt das darauf 
bezügliche Necht ein natürlicher Beltandtheil des Staatsdienſtes. Nach faft 
übereinftimmender Anficht ift dieſes Necht ein Anſpruch auf in bejtimmten Zeit— 
abjchnitten twiederfehrende Alimentationsleiftungen, der Gehalt aljo eine Ali— 
mentationsrente.*) 

ALS eine dritte Art endlich jcheiden fich die Funktionszulagen, Tantiemen zc. 
aus; fie haben den Charakter der Vergütung für bejondere Dienfte, fie find 
Lohnforderungen. ®) 

Im Ganzen ergeben ſich aljo drei weſentliche Rechte, das auf Schuß, 
dann auf Titel und Rang und ferner auf Erjag für Auslagen und für unver— 


') Bergl. Edg. Löning, Verwaltungsrecht ©. 132 N. 6 und ©. 115 N. 2. 

?) ©. Reichsb.Geſ. $ 74, $51, 16 II und 21 11; ferner gibt es bejoldete und unbes 
joldete Attachées beim Auswärtigen Amt, den Gelandtichaften und Konjulaten; vergl. die 
Ueberjicht der auf Ruf und Widerruf und Kündigung anzujtellenden Neichsbeamten, abge= 
drudt in den Annalen 1876 ©. 353 und ©. 356. 

S. Born, Staatäreht II 1882 ©. 382, Laband IIIb ©. 153, Leoni, elj. lothr. 
Staatöreht S. 250 & 16. 

*) Vergl. das Nähere bei Laband I. ©. 465 und fj., Jhering, Zwed im Recht I. 
©. 201 ff. und Löning, Verw. R. ©. 132; nur Sarwey, württ. Staatäreht II. $ 119 
©. — neigt wieder zu der früheren Anſicht, darin eine Gegenleiſtung für geleiſtete Dienſte 
zu ſehen. 

) Vergl. z. B. bad. Geſetz, die Beſoldung der Richter betr, vom 29. März 1876 8 3: 
Funktionszulagen für den Vorſitz in Handeläfammern; das Gejeg vom 20, Februar 1879 
des gleichen Betreffs hat gleichlautende Beitimmungen. 
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ſchuldeten Vermögensichaden im Dienfte; nur unweſentlich dagegen find die 
Bejoldungsaniprüche und die Yohnforderungen. 


Erites Kapitel. 


Die ſtaatsrechtlich privatrechtlich aemifchte Uatur des Stants- 
dDienfies im Allgemeinen. 


I. Der Unterfchied zwifhen privatem und öffentlihem Redht. ’) 


Bei jedem Rechtsverhältniß it e8 eine der eriten Fragen, wenn einmal 
der Inhalt desjelben fejtgeitellt it, welchem Nechtötheile es angehöre, dem 
Privatrecht oder dem öffentlichen Recht. 

Zunächſt bedarf es einer Unterfuchung darüber, worin überhaupt dieſe 
Unterjcheidung begründet ift. 

Eine Antwort darauf gibt befanntermaßen bereits Ulpian in 8 41. 1,1 
und 1. 182 D. 1,1, wenn er fchreibt: Huius studii duae sunt positiones, 
publicam et privatum, publicum jus est, quod ad statum rei Romanae 
spectat, privatum, quod ad singulorum utilitatem: sunt enim quae- 
dam publice utilia, quaedam privatim. Mit dem Gegenjag von utılitas 
singulorum und publice utilia hat der Juriſt ausgeiprochen, daß das öffent: 
fihe Recht auf den öffentlichen Nugen abzweckt, während das Privatrecht den 
Bortheil der Einzelnen berücdjichtigt. Der Zwed des Privatrechts iſt der 
Nugen der Einzelnen, der Zwed des Öffentlichen Rechtes der Nutzen 
des Staats. Alſo iſt der Zwed des Rechtes das unterfcheidende Merkmal. 

Denjelben Gedanken verwendet nım auch Die neuere Nechtslehre unter Führ— 
ung von Jhering.“) Sie geht vom Selbjterhaltungstrieb des Meenjchen ?) 
aus. Der Menich hat den Trieb nach Erhaltung feiner Exiſtenz. Aus diejem Trieb 
entiteben die mannigfaltigiten Bedürfniſſe. Der Mensch tft fich bewußt, dieſelben 
dadurch befriedigen zu fünnen, daß er jeinen Willen, d. b. fein Begehrungs: 
vermögen auf die Gegenftände der Außenwelt richtet; in Folge davon tritt im 
Innern des Menschen eine Beziehung zwifchen jeinem Willen und dem 
Gegenjtand der Außenwelt ein, weil diefer für ihn ein Mittel zur Bedürfniß— 
befriedigung, d. h. ein Gut iſt Diefe Beziebung, welche „zwiichen“ dem 
Willen und dem Gut „iſt“, it das „Intereije‘ des Willensjubjeft3 an dem 
Gut.) Der Menich begehrt das Gut, will es feinem Willen unteriverfen. 
Damit die bisher nur in dem Innern bejtehende Beziehung auch eine äußere 


) Die Literatur zu dieler Frage führt auf Leuthold, Leffentliches Intereſſe und 
öffentliche Klage im VBerwaltungsrehte, in den Annalen des deutſchen Reiches 1884 
S. 321 ff. 

) Fhering, Geiſt des römischen Rechts Bd. III 5 60 umd der Zweck im Recht Bd. I 
©. 434 fi. 

° 5. Seydel, Staatälehre S. 73 und 33 und Gareis, Allg StR. S. 9. 

Y Sareis, aa O. S. 9: Intereſſe iſt die „tbatjächlihe Beziehung zwiichen einem 
Subjett und einem Objekt, wornad) das legtere für das eritere Werth bat.” Vergleiche über 
den Begriff Interefie auch Leuthohd, Annalen des deutichen Reiches 1884: Leffentliches 
Intereſſe ꝛc. $ 1-8 ©. 321 fi. Auch er kennt die Bezeichnung des Intereſſes als eine 
„Beziehung zwiſchen Subjeft und Objekt“ (5. 324), nüher gibt er Intereſſe mit „Antheil“ 
wieder (S. 321). 
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werde, bethätigt und äußert er feinen Willen durch eine auf den Gegen 
jtand gerichtete Handlung. Die Bethätigung feines Willens in der Außenwelt 
hat alfo zum Zwed die Erreichung feiner Intereſſen.!) 

Wenn nun der Wille zweier Subjefte auf denjelben Gegenjtand gerichtet 
it, und jedes nimmt eine entjprechende Handlung vor, jo jtoßen fie in ihren 
Willensäußerungen zufammen, jede Handlung jchliegt die andere aus, denn es 
it unmöglich, daß jedes den Gegenjtand jeinem Willen unterwirft. Die Kolli— 
ſion der Handlungen hat ihren Grund in der Kollifion der Intereſſen. 

Um Kollifionen in den Handlungen der Menjchen zu vermeiden, bejteht 
die Rechtsordnung?), fie beugt denjelben vor, indem fie die einen Willens- 
äußerungen verfchiedener Subjekte für vereinbar, andere für unerträglich mit- 
einander erklärt, fie läßt aljo die einen zu und verbietet die anderen.?) Indem 
fie aber die Willensäußerung anerkennt und jchügt, 3 B. die Ergreifung eines 
Gegenitandes der Außenwelt, erkennt fie auch den Willensinhalt an, welcher 
in diefer Handlung zur Erjcheinung fommt, alfo den Willen, einen Gegenitand 
zu ergreifen. Diejen konkreten Willensinhalt macht fie zu einem rechtlic) er: 
laubten, zu einem rechtlichen Wollendürfen, zu einem jubjeftiven Recht. 
Damit find aber zugleich die Willensbejtrebungen, die inneren Beziehungen 
des Menschen zu den Mitteln der Bedürfnißbefriedigung, d. h. die Interefien 
der Menjchen gejchügt. So ift alfo der Zweck des objektiven Rechts, Die 
Intereſſen der Menjchen durch Abgrenzung ihrer Willensjphären 
zu ſchützen. Diefe Scheidung der Willensherrjchaften geichieht durch Auf: 
jtellung von Nechtsjägen, welche jubjeftive Nechte feitiegen. Der Grund und 
Zwed des objeftiven Nechts, der Nechtsverhältnifje und einzelnen 
jubjeftiven Rechte ift aljo das Intereſſe der Menjchen. 

Das Intereſſe ift demnach aud das Trennungsmerfmal der 
öffentlichen umd privaten Rechtsordnung, des öffentlichen und pri- 


vaten jubjeftiven Rechtes. Die Art des Interejjes, mwelches dem einzelnen 


Rechtsjage, der einzelnen Berechtigung zu Grunde liegt, bildet das funda- 
mentum divisionis der Rechtsordnung und der Nechtsverhältnifie. 
Deffentlid ift, wa8 Jedermann angeht; privat ijt, was den Ein- 
zelnen angeht.?) Demnach iſt öffentliches Interejje ein Intereſſe Jedermanns 
oder, um eine nähere Formulirung zu geben, Intereſſe einer Gefammtheit, 
d. h. aller auf einem bejtimmten Theil der Erdoberfläche beifammen wohnenden 
Menjchen. Deffentliches Intereſſe iſt demnach gleichbedeutend mit gemeinem 
Intereſſe, mit Intereſſe eines Gemeinweſens. So jteht alfo Geſammt- oder 
öffentliches Intereſſe) dem Einzelinterefje gegenüber. Allein die Erfahrung 


Vergl. Seydel, Staatslehre ©. 33 und 73. 

) Vergl. auch Leuthold, a.a. O. ©. 343 und 367, dann ebenda ©. 328 und 
Schäffle, Bau und Leben des fozialen Körpers (1. Aufl.) Bd. II ©. 291 ff. und 485 ff. 

) Brinz, Pandetten I$ 18 ©. 90 2. Aufl., theilt die Rechtsſätze ihrem Inhalt nad) 
in Gewährungen, Gebote und Verbote. 

Gareis, ©. 9: „Der Schup des Willens ijt ein Mittel und zwar das dem Rechts— 
gebiet charakteristiiche Mittel zum Schuß der Anterejien“, und Seydel, ©. 34: „Da alle 
Rechte zum Zwed haben, zwiichen den Menjchen Grenzen der Intereſſen und daher des 
Handelns zu ziehen.“ Berg. nod Leuthohd in den Annalen 1884 ©. 367: „Jedes Recht 
iſt bejtimmt, ein Intereſſe zu jchügen oder zu fördern“, ferner ©. 344, 346, 353 und 378, 

5, Vergl. zum Folgenden Yeutbold a. a D.$6 um 7. 

6, Bei der prinzipiellen Unterjuhung, welde Leuthold über den Begriff „öffentliches 
Intereſſe“ anjtellt, untericheidet er zwilchen „gemeinjamem oder Geſammtintereſſe“ ald genus 
und „öffentlichem Intereiie“ als species (S. 331 und 332). Gemeinjame nterejien find 
joldye, weldye einer Mehrheit von Interejienten oyne Rüdficht auf ihr örtlihes Zuſammen— 


* 
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lehrt, daß ein und dieſelbe Erſcheinung der Außenwelt ſowohl das Intereſſe 
Aller, d. i. einer Geſammtheit, als auch das Intereſſe eines Einzelnen betreffen 
fann. Dies erklärt jich daraus, daß eben das Gejammtinterefje ſich aus den 
Interefien der einzelnen, einem bejtimmten Gebiete zugehörigen Perjonen zus 
jammenjeßt.?) Demgemäß jind auch öffentliches und privates Intereſſe Feine 
ſich ausſchließenden Gegenſätze. Die Grenze zwiſchen beiden iſt nicht ſcharf, 
ſie wechſelt im Laufe der Zeiten mit der Anſchauung der Völker.) Darum 
iſt es nicht angezeigt, den Unterſchied zwiſchen öffentlichem und privatem Recht 
kurzweg dahin zu formuliren, daß das öffentliche Recht ausſchließlich öffent— 
liche Intereſſen, und das Privatrecht ausſchließlich Einzelintereſſen anerkenne und 
ſchütze, ſondern es iſt zu ſagen: Ein Rechtsſatz iſt ein öffentlichrecht— 
licher, wenn dadurch zunächſt ein öffentliches Intereſſe anerkannt und 
geſchützt wird; ein privatrechtlicher dagegen, wenn feine Aufſtellung in 
eriter Linie der Anerfennung und dem Schuge eines privaten Intereſſes 
gilt. Ein jubjeftives Recht it eine üffentlichrechtliche Befugniß, wenn 
dasjelbe zunächit der Berfolgung eines Gefammtinterejjes dient; dagegen 
hat es die Natur einer privatrechtlichen Befugniß, wenn e8 vorwiegend auf 
die Erreichung eines Sonderinterejjes abzweckt. 


Will man alfo die rechtliche Natur eines Rechtsſatzes oder Nechtöverhält- 
nijjes bejtimmen, jo hat man nur die Frage zu beantworten: Weſſen Nußen 
wird durch diejen Rechtsſatz und durch die diefem Rechtsverhältniß innewoh— 
nende Berechtigung in erjter Linie gefördert? 

So lautet das praftiiche Nejultat der neueren Staatsrechtälehre ) Be— 
jonders klar hat es Gareis!) gefaßt: „Die thatjächliche Abgrenzung des Privat: 
rechtes vom öffentlichen Rechte ift nichts anderes ala die Beantwortung der 
Frage, wejjen Intereſſe geſchützt werden ſoll.“ 

Auch Leuthold,?) der in allerjüngſter Zeit dem Unterſchiede zwiſchen 
öffentlichem und bürgerlichem Recht eine Abhandlung gewidmet hat, muß un: 
mwillfürlich diejer Nuffajjung gerecht werden, wenn er auch ausdrüdlich®) erklärt, 
daß die Unterjcheidung zwiſchen öffentlichem und privatem Recht, welche man 
aus der Art des Intereſſes herleite, das in dem einen und dem andern Rechts: 

ebiete Schuß finde, nicht durchichlagend jei Er findet das unterjcheidende 
— der Rechtsverhältniſſe beider Gebiete in der Verſchiedenheit des 


leben gemeinſam find: öffentliche Intereſſen find Intereſſen einer Mehrzahl räumlich 
verbundener, beijammen lebender Menichen. Erläuternde Beijpiele für diejen Unterjchied 
gibt Zeuthold S. 331 N. 2. Für unjere Darlegung verichlägt es nichts, wenn wir bie 
und da jtatt des zutreffenderen Artbegriffes den weiteren Begriff „Geſammtintereſſe“ jegen. 

') Bergl. Leutbold, a. a. ©. S. 353 und 332. 

3) Siehe Gareis, Allgem. Staatsreht S. 7 und 12; Roſin in den Annalen des 
deutſchen Reiches, Jahre. 1883 ©. 288, 296 und 297, Leuthold, Fahre. 1354 S. 334, 
355 N. befonders ©. 35T M. 1. 

3, Als Vertreter diejer Richtung führen wir an: Seydel, Allg. Staatölehre ©. 20, 
35 und 40; Stengel in den Annalen des deutichen Reichs 1876 ©. 909; G. Meyer, 
deutjches Staatsredht 8 11: Sarmey, da& NE Recht und die Berwaltungsredtäpflege 
S. 4; Schulze, deutiches Staatöreht Bd. ITS. 1; Rojin, Annalen 1883 ©, 288 und 
Edg. Löning, deutiches Fe ya ©. 10. Vergl. nocd die Literaturangabe Leut— 
hold’, Annalen 1884 ©. 346 N. 3. 

9 Gareis, Allg. Staatsrecht ©. 12 und 13. 

9 Jeuthold Oeffentliches er und öffentlihe Klage im Verwaltungsrecte, 
Annalen 1884 ©. 321 ff. 

%) Leuthold a. a. O. ©. 355. 
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Rechtsſubjektes;) bei den Rechtsverhältniſſen des öffentlichen Rechtes ſei 
nothwendig das öffentliche (Gemein-) Weſen als Berechtigter oder Ber: 
pflichteter betbeiligt, während bei den Privatrechtsverhältnijen diefe Voraus— 
ſetzung nicht zutreffe. Allein zu wiederholten Malen benüßt er zur Charafte: 
rifirung des Öffentlichen und bürgerlichen Rechts den Sat, daß das eine vor: 
wiegend dem Gejammt, das andere in erjter Yinie dem Einzelinterefje 
diene. So fchreibt er ©. 348: „Für die Zumweifung einer Berechtigung in 
das Privatrecht wird insbejondere Anlaß vorliegen, wenn es fich im einzelnen 
Falle vorwiegend um den rechtlichen Schuß der Interejfen eines bejtimmten 
Einzelnen handelt und zugleich Fein zwingendes öffentliches Intereſſe 
vorliegt, die wirkliche Verfolgung der Berechtigung im Berlegungsfalle befonders 
ſicher zu ftellen‘, oder S. 349: „Zuzugeben iſt (nur), daß das öffentliche Recht 
in der Negel eine Mehrheit bezw. Geſammtheit von Einzelintereifenten als 
gleichbetheiligt, das Privatrecht Einen Einzelinterefjenten al vorzugsweise 
betheiligt erjcheinen läßt“. — oder ©. 378: „Zahlreiche . . . fubjektive Rechte 
ruhen in den Händen der Einzelnen als Berechtigter, weil... fie... vor: 
mwiegend zum Schuße des Intereſſes bejtimmter Einzelnen dienen.‘ 

Eine andere herfümmliche Unterfcheidung ift die von Puchta!) aufge 
jtellte. In der präziien Faſſung Scheurl’S?) lautet fie: Das öffentliche 
Recht beziwedt zunächjt das Wohl des Ganzen und regelt von diefem Geſichts— 
punft aus das Gemeinleben, d. h. die Berhältniffe der Staatöglieder 
unter einander als jolcher (als öffentlicher Berjonen) . . . Das 
Privatrecht bezwedt zunächit das Wohl des Einzelnen und regelt von diefem 
Gefichtspunft aus das Einzelleben, d. h. die Verhältniſſe der Einzelnen unter 
einander als ſolcher, abgejehen von ihrer Eigenjchaft als Staats: 
glieder. Hier enticheidet alfo vor Allem der Umstand, ob das Verhältniß 
ein jolches iit, in dem der Menſch ohne Rückſicht auf feine ftaatliche Zuges 
hörigfeit jteht, oder ein jolches, in dem er nur in feiner Eigenfchaft als Staats 
glied jtehen kann. Diefe Unterjcheidung reicht wohl aus, um ein Syſtem 
der Rechtsverhältnifje zu Schaffen, wobei es ſich darum handelt, ob eine Gruppe 
von Nectsjägen, welche ſich auf ein beftimmtes Verhältniß beziehen, im 
Staatsrecht oder im Privatrecht betrachtet und dargejtellt werden follen; fie 
genügt aber nicht dazu, um klar zu legen, ob alle auf ein Nechtsverhältniß 
bezüglichen Nechtsfäge dem öffentlichen oder dem bürgerlichen Nechte angehören, 
oder ob ein Theil dem einen, ein anderer dem anderen Rechtsgebiete zuzumeifen 
it. Die Enteignung 3. B. iſt ein Nechtsinftitut, welches im Staatsrechte 
jeine Darftellung findet. Nichtsdejtoweniger beiteht ein Streit darüber, ob der 
Entichädigungsanipruch des Erpropriaten ein öffentlicher oder ein privater ift, 
und doch hat der Erpropriat diefen Anjpruch nur als Staatsmitglied, d. h. 
nur im politischen Gemeinweſen kann es vorkommen, daß Jemandem im öffent: 
lichen Intereſſe ein Vermögensrecht entzogen wird.) 


’) Yeuthold in der angeführten Abhandlung ©. 346, 350, 355, 361, 366, 422. 

" Buchta, Kurſus der Injtitutionen I 8 21. 

) Scheurl, Inititutionen des römiſchen Rechts S. 2; dann Gerber, öffentliche 
Rechte 1852 5. 30 

3 Seydel in Hauſer's Zeitichrift für Reichs: und Landesrecht Bd. III 1877 ©. 
229 mit 225, 226 und Edg. Löning, PVerwaltungsreht S. 785 N. 3 treten 3. B. für 
die öffentliche Natur der Entihädigung ein; Stobbe dagegen ſieht darin den Gegenftand 
einer privatrechtlien quajifontraftlihen Obligation, Handbuch des deutſchen Privatredhts 
Bd. II 1. Aufl. 1875 $ 92 5. 161. 
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Aehnlich verhält es ich mit den Entjchädiqungen für Friedens- und 
Kriegsleijtungen'), mit der Zurücdforderung von öffentlichen Armenunterjtügungen?) 
oder zu viel bezahlten Steuern.‘) 

Nicht zu befreunden vermögen wir und auch mit derjenigen Anficht, welche 
neueftens YeuthoLld*) dargelegt bat. Auch Leuthold findet in dem Schuße und 
der Förderung der menschlichen Intereſſen den Zwed des objektiven, wie des 
jubjeftiven Rechtes. Aber er erkennt lediglich das öffentliche Intereſſe als Grund 
des Rechtes an; Privatintereiien jchügt das Necht nur, weil es öffentliche 
Intereſſen ſchützt.) Alfo kann für Zugehörigkeit eines Rechtsverhältniſſes 
zum öffentlichen oder bürgerlichen Rechte nicht die Art des Intereſſes ausjchlag- 
gebend jein. Leuthold empfiehlt vielmehr, ſich bei der Beſtimmung der 
Zugehörigkeit eines Nechtsverhältnifjes zum öffentlichen Recht Die beiden 
ragen zu beantworten: 1. ob ein Gemeinmwejen, d. h. eine mit Rechtsperjön- 
lichkeit befleidete Perjonengefammtheit, welche jämmtliche Angehörige eines 
bejtimmten Gebietes umfaßt,‘) in dem Nechtsverhältniiie als berechtigt oder 
verpflichtet jteht; und 2. ob nicht das Nechtsverhältniß inhaltlich jo geartet 
ift, daß es nach dem geltenden Nechte auch zwifchen PBrivatperjonen bejtehen 
fünnte. Demnach beruht für Yeuthold der Unterjchied zwiichen öffentlichen 
und Privatrechtsverhältniiien darauf, daß bei gewiſſen Nechtsverhältniljen noth- 
wendig Gemeinmwejen betheiligt find, bei anderen nicht, wobei noch zu beachten 
iſt, daß NRechtsverhältnifie, in welchen ein Gemeinweſen jteht, dann nicht als 
öffentlichrechtliche, jondern als privatrechtliche anzujehen find, wenn Diejelben 
ihrem Inhalt gemäß nach poſitivem Recht auch zwijchen Privatperjonen jtatt- 
haben fünnten.?) Dieje Theorie führt in manchen Fällen zu jehr formaliſti— 
schen Refultaten, jo daß Leuthold ſelbſt fie nicht bis in das Einzelne feit- 
hält. In der Auffafjung, welche er über die rechtliche Natur der Enteignung 
begt, tritt dies hervor. Die Enteignung im pofitivrechtlichen Sinne ijt das 
Necht, im öffentlichen Intereſſe die Abtretung von Eigenthum oder die Be: 
ftellung eines dinglichen Rechtes an fremder Sache gegen Entichädigung zu 
fordern. Als Subjeft des Enteignungsrechtes fünnen ſowohl Gemeinmwejen ala 
Privatperjonen erſcheinen.) Alſo liegt hier fein Nechtsverhältniß vor, an 
welchem nothmwendig ein Gemeinweſen betheiligt jein muß, die Enteignung ift 
nach pofitivem Rechte jo normirt, daß fie auch nur zwiſchen Privatperfonen 
eintreten fann. Darnady müßte Leuthold, ftreng genommen, die Enteignung 


Vergl. 6. Meyer, Lehrb. des deutichen VBerwaltungsrechtes, Theil Il, 5 227 ©. 142 
und Gabaıı Illa ©. 318 ff. 

2, Vergl. über dieje Frage G. Mener, deutiches Verwaltungsreht J. $ 37 ©. 115 
und 116. 

2 Gerber, Grundzüge des Staatsrechts $ 63 M. 3. 

4, Yeuthold in der angegebenen —— E. 346, 350, 355 ıc. 

s) Vergl. das Nähere a. a. D. S. 343—345, 353, 366, 368 und 378. Der Gedanken— 
gang Leuthold's iſt kurz folgender: Im allgemeinen Anterefie der Geſammtheit der zuſammen— 
lebenden Menſchen, alſo im öffentlichen Intereſſe liegt es, daß jeſte Grenzen für die Bethätig— 
ung der wichtigen Intereſſenbeziehungen zwiſchen den verſchiedenen Perſonen und Verſonen— 
gemeinſchaften aufgeſtellt werden. Alſo iſt das öffentliche Intereſſe der Grund des Rechles. 
Jedes öffentliche Intereſſe ſetzt ſich aus einer Mehrheit von Einzelintereſſen räumlich ver— 
bundener Menſchen zuſammen. Demnach iſt der Schuß der öffentlichen Intereſſen gleich— 
bedeutend mit dem Schutz des durchſchnittlichen Intereſſes der Einzelnen im Rechtsgebiete. 
Alſo ſchi ügt das Recht, weil es die ‚Öffentlichen Interejien ſchützt, zugleih Privatinterejien. 

s, Siehe Leuthold a. a. O. S. 360. 

) Vergl. ebenda ©. 363 N. 2 und ©. 361. 

9 Vergl. z. B. G. Meyer, Verwaltungsrecht I $ 101 ©. 264 und ©. 267 N. 9. 
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für ein vollfommen privatrechtliches Inſtitut erflären. Allein er weit die 
Erpropriation nur für den Fall dem Privatrechte zu, wo diejelbe zu Gunjten 
von Privaten jtattfindet; Enteignungen für Zmwede des Gemeinwejens gehören 
volljtändig der öffentlichen Rechtsordnung an.’) Ein und diejelben Recdhtsjäge 
jind alſo nah Leuthold bald als Privatrechtsnormen, bald als Sätze des 
öffentlichen Rechts anzufehen. 


II. Die öffentlihrechtliche Seite des Staatsdienftes. 
$ 56. 
l. Die Ntaatsecchtlidie Natur des Staatsdienftes in Allgemeinen. 


Nah dem Borbemerkften geht umfere Frage mun dahin: In weſſen 
Interejje gibt es ein Nechtsverhältniß des Staatsdienſtes als 
joldhen, d. h. ohne Rückſicht auf die dieſes Verhältniß ausmachenden Rechte 
und Pflichten des Dieners ? 

Il. Wir haben oben gefunden, daß die Beranlafjung für das Nedts- 
injtitut des Staatsdienſtes das natürliche und nothwendige Bedürfniß des 
Staatsoberhauptes nach Vermehrung der den Staatsgejchäften zugewandten 
Arbeitskräfte it. Das Mittel zur Befriedigung dieſes Bedürfnifjes ijt Die 
AUrbeitsfähigfeit der Menjchen. Jeder Menſch Findet in ſich diefe Fähigkeit 
als ein Gut; fie ift ein inneres Gut des Menfchen, demjelben von der Natur 
ſelbſt dargebracht. Der Menſch kann damit eigene Bedürfnifje befriedigen, 
alfo hat fie für ihn Gebrauchswerth. Aber fie it auch jo geeigenichaftet, 
daß fie der Menſch zu Gunſten Anderer äußern fanı, demnach fommt ihr 
nicht bloß Gebrauchswerth, jondern auch Taufchwerth zu; auch für Andere 
wird jie zu einem Gut. Die Nationalökonomie bezeichnet dieſes Äußere und 
zwar wirtbichaftliche Gut als „perjünliche Dienite“.?) 

Dieje perjönlichen Dienjte find alfo ein Gut für den Herricher; es bejteht 
ein Intereſſe Ddesjelben an fremder Arbeitskraft. Zur Verfolgung dieſes 
Intereſſes wird der Herrjcher thätig, nachdem er den Willen gefaßt hat, fich 
die fremde Arbeitsfähigfeit dienjtbar zu machen. Er äußert diefen Entichluß 
jeines Willens, indem er zu anderen Perfonen in Verkehr tritt und verjucht, 
diejelben in Bezug auf ihre Dienſtfähigkeit jeinem Willen zu unterwerfen. 
Stellt num Jemand fein Arbeitsgut ihm zur Verfügung, jo it das Staats: 
dienjtverhältniß als ein thatjächliches, rein wirtbichaftliches Lebensverhältnig 
begründet. Dieje Beziehung offenbart fich in der Außenwelt durch ein Handeln 
beider Perſonen, kann alfo von der rechtichaffenden Potenz im Staate zum 
Nechtsverhältniß erhoben werden, So ijt dann die in Verfolgung eines Inte— 
rejjes vor fich gehende Thätigfeit des Herrichers rechtlich anerfannt und durd) 
dieſen den Willensbejtrebungen gewährten Rechtsſchutz wird aud) das Intereſſe 
jelbjt geſchützt. 

Der Herrjcher hat diejes rechtliche Interelle nach Aufnahme neuer Arbeits: 
fräfte nicht als egoiftisches, ſondern als Herrichaftsinterejje oder Intereſſe der 
Gejammtheit. Dies ergibt ſich aus Folgenden. 

Die Menjchen haben ein Bedürfniß nad) Ruhe, Ordnung und Sicherheit. 
Dasjelbe kann nur durch ihre Vereinigung im Staate unter einer einheitlichen 

1) Leuthohd, a. a. D. ©. 365, 366, 368 N. 1, 405 und 415. 

2 Rojcher, Grundlagen der Nationalöfonomie Bd. 183. 
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Willensleitung befriedigt werden; alſo ift für die Gefammtheit des Volkes die 
rechtspflegende, verwaltende und die Recht ſchaffende Thätigkeit des Herrichers 
von Intereſſe. Die auf Erreichung dieſes Geſammtintereſſes gerichtete Thätig- 
feit des Negenten ruft eben das Bedürfniß nach perfönlichen Dienjten hervor; 
aljo iſt der Staatsdienjt ein Verhältniß, welches für die Gefammtheit 
des Bolfes, für den Staat von Nugen ijt, und darum ein ftaatsrecht: 
liches, ein öffentlichrechtlihes Nechtsinftitut. 

1l. Zu demjelben Kejultat führt der Zwed des Staatödienjtes; er ift 
die Verwaltung von Aemtern, alſo von Staatögefchäften. Dieſe find nichts 
anderes als die Erfüllung der Staatszweckeh, welche in den urjprünglich- 
ten Gefammtinterejjen, d. h. in Aufrechthaltung der Nechtsordnung, Schuß 
der Staatsangehörigen und des Landes gegen Außen und Pflege der Wohl: 
fahrt des Volkes bejtehen. So iſt auch von diejer Seite her Zwed des 
Staatdienjtes die Berfolgung der Gefammtinterejjen. Wach dem 
Zweck jcheidet jich die Nechtsordnung; was auf den Geſammtnutzen abzwedt, 
it öffentlichrechtlich. 


2. Die ſtautsreditlicie Natur der Pflichten des Staatsdieners. 
$ 37. 
a) Die allgemeine Gehorjamspfliht und die Dienjtpflicht. 


Da der Zweck des objektiven und des jubjeftiven Rechts derjelbe iſt, 
jo wäre an jich der Schluß gerechtfertigt, daß, nachdem einmal das Staats: 
dienftinftitut im Ganzen als zum öffentlichen Recht gehörig bezeichnet worden 
it, auch die einzelnen Rechtsſätze umd der Durch fie geregelte Inhalt 
des Staatsdienſtverhältniſſes im Einzelnen, d. h. die beiderfeitigen Jubjeftiven 
Nechte von jtaatsrechtlichem Charakter jeien. Allein es bedarf doch einer 
detaillirten Betrachtung. Der Inhalt der einzelnen Rechte und Pflichten muß 
unterfucht werden, denn, um mit Gerber?) zu jprechen, bei der Beurtheilung 
der Natur eines Nechtes fonımt Alles auf jeinen Inhalt an und der Inhalt 
eines Rechtes iſt eben ein öffentlichrechtlicher oder ein privatrechtlicher, je nach- 
dem dieſer Eonfrete Willensinhalt, Die Befugniß, Anerkennung und Schuß 
des öffentlichen oder des privaten Intereſſes bezweckt. 

Als Basis aller Einzelverpflihtungen?) haben wir eine Gehorjfams: 
pflicht des Staatsdieners aufgejtellt, welche durch die Richtung auf die Führung 
von Staatsämtern näher beitimmt und begrenzt wird. Alſo muß der Biel: 
punkt aller Befehle und damit eines jeden Gehorjams das Staatsamt ſein. 
Die Verwaltung von Staatsämtern iſt auch der Zived des Staatsdienjtverhält- 
niſſes als Ganzen. Nun ift das Staatsamteine Inftitution des Staatsrechts, Daraus 
wurde geſchloſſen, daß der Staatsdienft, als Einheit gefaßt, feine Wurzel im 
öffentlichen echte hat. Das Nechtöverhältnig als jolches und Die Ge- 


N Schon vd. d. Bede, von den Staatdämtern und Staatödienern, jagt IL $ 20: „Sie 
(die Nemter) jind Theile der Regierung; ihre Einjepung iſt Bedürfniß des Staats... . 
ihr Zwed das Wohl des Staats; das Amt ijt daher nicht der Diener wegen da, jondern 
der Beamte des Amtes wegen und er gehört nicht mehr fich jelbit, jondern er gehört 
dem Staat, deilen Wohl zu fördern und bejondere Zwecke zu erreichen er fich durch) 
Dienjtvertrag verbunden hat”. Aehnlich Grotefend, deutſches Staatärcht $ 681 ©. 703. 

2) Gerber, Staatdreht S. 185 Anm. 5. 

3 Vergl. das in $ 34 Ausgeführte, 
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horfamspflicht haben aljo dasjelbe Dritte, das Amt, zum Ziel, mithtn it 
auch dieſe Pflicht im Gejammtinterejfe von der Nechtsordnung jtatuirt. 

Zu demjelben Ergebnijje führt auch die Betrachtung des Wejens der 
Prlicht jelbft. Der Herricher hat das Bedürfniß, daß alle Staatsgejchäfte 
in Hinblid auf denjelben Zweck, den Staatszweck, ausgeführt werden. Eines 
von den Mitteln dazu iſt, daß ſowohl feine Befehle, als die feiner Organe 
von den niederen Behörden unbedingt befolgt werden. Das Bejtreben, das 
Snterejfe an dem Gehorfam der Untergebenen zu erreichen, thut ſich darin 
fund, daß dem Staatödiener durch Geje Die Nechtspflicht des Gehorſams 
auferlegt wird. Dadurch findet eben das Intereſſe des Herrſchers oder, 
was gleichbedeutend ift, das Geſammtintereſſe rechtlihen Schuß, folglich 
iſt Die Pflicht eine jtaatsrechtliche. — 

Wir umnterjuchen nun den eriten Anwendungsfall der Gehorſamspflicht, 
die Dienſtpflicht, um ihre rechtliche Beſchaffenheit zu beſtimmen. Dieſe 
Pflicht geht unmittelbar auf jenes Bedürfniß des Herrſchers, welchem das 
Staatsdienſtverhältniß als ſolches entſpringt; ſie iſt alſo unbeſtreitbar von 
öffenthichrechtlichem Inhalt. 

Hier iſt bereits Gelegenheit gegeben, dies aus dem poſitiven Rechte zu be— 
weiſen. Dasſelbe trifft Beſtimmungen über die AUsübung des dieſer Pflicht 
entſprechenden Rechtes, welches die Befugniß enthält, über die Dienſtfähigkeit 
des Dieners in Bezug auf die Führung eines Staatsamts zu verfügen. Gerade 
dadurch aber unterſcheidet ſich die Privatrechtsbefugniß von der öffentlich— 
rechtlichen, daß darüber, ob das im Rechte enthaltene Wollendürfen auch wirk— 
lich gewollt wird, allein die Willkür des Berechtigten entſcheidet, während die 
Ausübung!) des fubjeftiven öffentlichen Rechts davon abhängt, ob die Bethätig- 
ung des dem Wollendürfen entiprechenden Wollens im öffentliden 
Intereſſe Liegt oder nicht. Diejes aljo entjcheidet, ob ein Befehl zur 
Uebernahme eines Amtes erfolgen joll oder nicht. Praktiſch kommt der 
Grundjag mehr nad) der Seite in Anwendung, ob es nicht im Intereſſe des 
Staates ijt, den Befehl zur Niederlegung der Amtsverwaltung ergeben 
zu laſſen. Beide Fragen entjtehen bei der Berjegung auf ein anderes 
Amt; nur die legtere bei der Stellung zur Dispojition des Dienjtherrn. 

1. Die Beachtung des öffentlihen Intereſſes bei der rechtlichen 
Normirung Ddiejer Inſtitute zeigt Sich eritens in der Aufitellung von bejonderen 
Gründen, bei deren Borhandenjein allein das Verſetzungsrecht auf eine 
andere Stelle oder in den einjtweiligen Ruheſtand ausgeübt werden Fann. 

Was bei Durchficht der betreffenden Nechtsnormen ſofort in die Augen 
fällt, ift ein merflicher Gegenjaß in der Normirung der Ausübung dieſes 
Nechtes gegenüber richterlichen und Berwaltungsbeamten. Derjelbe erflärt 
fih aus dem Gegenftand ihrer Thätigfeit. Die Unabhängigkeit der Rechts: 
pflege vom jubjektiven Willen des Herrichers bringt nothiwendig erihwerende 
Bedingungen für die Ausübung des Verſetzungsrechtes, aljo für die Bethätig- 


') Ueber Rechtsausübung fiehe Nojin in den Annalen 1883 ©. 286; dann Gerber, 
über öffentliche Rechte 1852 S. 32: „Nur bei den für meinen Nechtäfreis völlig ausge: 
jchiedenen PBrivatrechten. bin ih in Bezug auf die Art ihrer rechtlichen Ausübung gänzlich 
unabhängig;“ ebenjo ©. 31: „Nur die PBrivatrechte liegen ganz in der Willensiphäre des 
Einzelnen und jind deſſen unbejchränfter Dispofition unterworfen“ ; ferner Edg. Yöning, 
welder in jeinem Verwaltungsrecht S. 10 zujtimmend jagt, ein öffentlich jubjeftives Recht 
ſei eine Befugniß, die nicht im Intereſſe des Einzelnen, ſondern im Intereſſe des Staates 
auszuüben ſei. 
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| ung des jubjeftiven Herricherwillens gegenüber den mit der Nechtspflege 
betrauten Perjonen mit jih. Dem Wejen der Bermwaltung dagegen entipricht 
ein möglichſt ungehindertes Necht des Berwaltungschefs, über die im 
Verwaltungsdienjt verwendeten Organe zu disponiren,) denn die Verwaltung 
it eine freie auf Erreichung der jtaatlichen Intereſſen gerichtete pofitive 
| Thätigfeit. 
Was nun die Verwaltungsbeamten anlangt, jo bejtimmt eine größere 
Anzahl von Geſetzen ausdrüdlich, daß die Verſetzung derjelben nach freiem, 
vom Öffentlihen Intereſſe geleiteten Willen des Dienftherrn erfolgen 
kann. 8 87 des preußiichen Gejeges vom 21. Juli 1852 betr. ... die 
Verſetzung der nicht richterlichen Beamten auf eine andere Stelle oder 
in den Ruheſtand jagt: „Die nachbenannten Verfügungen, welche im 
Intereſſe des Dienftes getroffen werden fünnen, find nicht Gegenftand 
des Disziplinarverfahrens: 1. die Berfegung in ein anderes Amt von nicht 
geringerem Rang und etatmäßigem Dienfteinfommen mit Vergütung der regle- 
mentariichen Umzugsfoften.” Das bayerijche Edift über die Verhältnifje 
der Staatödiener vom 26. Mai 1818 $ 20 bringt zum Ausdrud, daß der 
freie Verwaltungswille herricht, wenn es feſtſetzt: „Die Verjegung eines Staats» 
dieners fann aus adminijtrativen Erwägungen . . . verfügt werden“. 
i Das württembergiiche St.D.Geſ. Art. 19 jtimmt ebenfalls zu in Art. 19: 
„‚seder auf Lebenszeit angeftellte Beamte muß die Berfegung auf ein anderes 
jeiner Berufsbildung und jeiner bisherigen Thätigfeit entiprechendes Amt . : . 
jih gefallen Lafien, wenn es das dienſtliche Bedürfniß erfordert,“ d. h. 
eben das Staatliche —— Ein ähnlicher Gedanke liegt dann den Vor— 
ſchriften des ſächſiſchen St.-D.&. von 1835 8 9 zu Grunde, der bad. 
V. en 30. Jan. 1819 8 19, dem heſſiſchen Edift vom 12. April 1320 
Art. 16.°) 

Was die richterliche Stellung erheifcht, nämlich den Schuß der Richter 
gegen unfreiwillige Verſetzung, hat die Geſetzgebung erjt Spät erfannt. Das 
frühere Recht machte gar feinen Unterſchied zwiichen Richter und Verwaltungs: 
beamten;®) fortjchreitend jtellte man die formelle Borausjegung auf, daß 
Richter nur durch gerichtliches Erkenntniß wider ihren Willen verjegt werden 
fünnen; *) erſt die neueſte Gejeggebung aber bat die Beitimmung hinzugefügt, 
daß eine ſolche Verſetzung mur bei VBorhandenfein beftimmter durch Das objef- 
tive Necht feſtgeſetzte materieller Borausjegungen erfolgen künne.?) 

Das preußische Gejeg vom 7. Mai 1851 betr. die Dienjtvergeben der 
Richter u. ſ. w. $ 51 jtatuirte zumächit als allgemeinen Nechtsjab, daß „die 
Berjegung eines Richters von einer Stelle auf eine andere . . . nur geichehen 
lann, wenn es durch das Intexeſſe der Rechtspflege dringend geboten 
wie $ 19 des württ. St.-D.:®. jagt, „wenn vom oberſten Landes— 









sad 0: dann Schulze, deutſches <t.:R. $ 199 S 558 und 
< Schulze, preuß. StR. $ 102 ©. si 

IE Meyer, Lehrb. des deutschen StR. $ 154 Wote 13 
2.123 W. 3. 

‚er. St. D.Ed., wo es ganz allgemein heißt: „Die 
nm ſächſ. St-D.-&. von 1885 & 9: bad. Bei. vom 
Art. 17: fiche weiter Meyer, StR. F 154%. 14. 
betr. die Grundlagen der Gerichtsorganijation don 
DeG. vom 25. März 1867 Art. 44; weiter Meyer, 





1850 $ 87, nun reichsrechtlich SS des ReGer⸗V.eG. 
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gericht anerkannt ift, daß ein Bedürfniß des Dienjtes für die Verſetzung 
vorliege”.') 

Was nun im Intereſſe der Nechtöpflege, alſo im öffentlichrechtlichen 
Intereſſe ift, erläutern die einzelnen Gründe, welche die deutjchen Staats- 
dienstgefeße aufführen. Als ſolche gelten: „Veränderung in der Organifation 
der Gerichte,"?) ferner der Umjtand, daß an einem Kollegialgericht zwiſchen 
Richtern oder zwiſchen einem Richter und einem daſelbſt angejtellten Staats- 
anwalt Verwandtichaft oder Verſchwägerung eintritt,?) oder der Fall, wenn 
ohne des Staatsdiener8 Verfchulden Umſtände gegeben find, vermöge welcher 
feine Amtswirfjamfeit auf der bisherigen Stelle in einer nicht blos vorüber: 
gehenden Art gejtört wird.*) 

2. In feinem der bisher aufgeführten Verjegungsfälle tritt für den 
Staatsdiener ein rechtlich gewolltes Uebel ein; ein jolches iſt nur beabjichtigt 
bei der Disziplinarjtrafverjegung, deren Veranlafjung in einem pflicht- 
widrigen Verhalten des Staatsdieners gegeben iſt. Hier zeigt ſich die Beob- 
achtung des dienitlichen, d. i. öffentlichen Intereſſes in der Beſchränk— 
ung, welche dem Negenten hinfichtlich der Wahl der Mittel auferlegt wird, 
durch welche dem Fehlenden ein Uebel zugefügt werden foll. 

Das neuere Recht nämlich, zuerjt die preußiichen Gejege vom 21. Juli 
1852 für die Verwaltungsbeamten und vom 26. März 1856 $ 1 (Abänder: 
ungen des Nichterdisz.:Gef. von 1851 betr.) für die Nichter, enthält allent- 
halben?) die Beitimmung, daß die mit der Verſetzung verbundene Disziplinar- 
jtrafe nur in einer VBermögensjchädigung, nicht aber in einer Degradation, 
d. h. Berjegung auf ein Amt von nmiedrigerem Rang bejtehen dürfe, eine 
Vorjchrift, Die nicht etwa deshalb gegeben ijt, um die Ehre des Dieners nicht 
zu benachtheiligen,; jondern den Zweck hat, das jtaatliche Intereſſe vor Ber: 
legung zu hüten. Die Motive zum Neichsbeamtengejeg®) 3. B. jagen darüber, 
nachdem ſie aufgezählt haben, was fich für Aufnahme der Degradation in das 
Geſetz anführen ließe: „ES ift indeß entjcheidend, daß fie (die Degradation) 
die Amtsehre jchädigt, indem fie den Degradirten in den Augen des Publi- 
fums herabjegt und die unteren Kategorien des Dienjtes gleichlam als Straf: 
klaſſen ericheinen läßt.“ 

3. Was die Stellung zur Dispofition mit Wartegeld angeht, jo 
tritt hier die Beachtung des ftaatlihen Wohls in gleicher Weije, wie bei 
der Berjeßung, im neueren Staatsdienftrecht Dadurch hervor, daß bejtimmte 
Gründe für die Ausübung diefer Befugniß aufgejtellt werden. Während 
das ältere Necht entiprechend der Berwaltungsnatur dieſes Inſtituts allein 
das adminijtrative Ermejjen entjcheiden ließ,)) jpricht 3. B. das Neichs-Ger.- 
Verf.Geſ. in $ 3 aus: „Richter fünnen wider ihren Willen . . . nur aus 
Gründen ..., welche die Geſetze bejtimmen, . . . zeitweiſe . . in Ruhe— 


1) Die Geſetze der kleineren Staaten bei Meyer, Staatsrecht $ 154 N. 16. 

) Breuß. Sei. vom 7. Mai 1851 $ 51, bayer. Ed. $ 20; württ. St.-D.:G. 
Art. 19 11; Reidhs-Ger.Berf.-Gej. $ 8 Ziff. 3. 

8) Bayer. Ausf.Geſ. zum G. Verf. G. des deutſchen Reichs vom 23. Febr. 1879; 
württ. ©t.:D.6. 8 19 3. 2; preuß. ©. von 1851 $ 52; fernere Beitimmungen gibt 
Laband 1II b. ©. Note 3. 

) Bayer. Richterdisziplinargeſetz vom = März 1881 8 65. 

>») Reichsb.Geſ. 8 75; württ. StDeG. $ 12; HEUER Richterdisz.Geſ. Art. 5. 

) Drudjahen des Reichstags 1872 —* I — 9 S 

) Bayer. St.-D.-Ed. $ 19 und ſächſ. St.D. G. Br 1835 $ 19; ferner Meyer, 
Siostäreht $ 145 Mote 5. 
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ſtand verſetzt werden.“ Solche Vorausſetzungen ſind die Umbildung der 
Behördenorganijation') oder längere Krankheit, welche eine Wiedergeneſung 
nicht ausjchließt;‘) bejonders klar tritt das ftaatliche Interejje aber zu Tage 
in der Bejtimmung, daß bei denjenigen Staatsdienjtitellen, deren Verwaltung 
eine „fortdauernde Uebereinjtimmung in prinzipiellen Anjich 
ten“ ®} zwiſchen der leitenden Autorität und den fie befleidenden Staatsdienern 
nöthig macht, jederzeit die Verjegung der Amtsinhaber in den einjtweiligen 
Ruheſtand erfolgen fann. *) 


$ 38. Die Amtspfliht insbejondere. 


Noch mehr als die Dienjtpflicht entjpricht die potenzirte Dienftpflicht, die 
Verbindlichkeit zu wirklicher Dienftleiftung, dem Zweck des Staatsdienft- 
Inſtitutes überhaupt, ift alfo eine ftaatsrechtliche Obliegenbheit. 

Das pofitive Recht liefert die Belegitellen. 

1. Mit der Pilicht zu wirklicher Thätigfeit ift die Verpflichtung zum 
Aufenthalt am Amtsjige eng verknüpft.) Der Einfluß des ſtaat— 
lihen Zweckes diefer Pflicht erjcheint bei den Vorjchriften über den Urlaub, 
aljo über die Verzichtleiftung des Dienjtherren auf die Amtspflicht quoad ex- 
ercitium für bejtimmte Zeit. Die faiferliche Verordnung vom 2. November 
1874, erlajjen auf Grund des $ 14 des Reichs-B.G., jchreibt nämlich vor, 
daß die Urlaubsbewilligung jederzeit zurüdgenonimen werden fann, wenn das 
„dienſtliche Intereſſe“ es erheiſcht; für Militär: und Marinebeamte 
erliicht jogar jede Bewilligung von jelbft, wenn die Kriegsbereitichaft oder die 
Mobilmahung der bewaffneten Macht angeordnet wird, mit der Bekannt: 
machung diefer Anordnung ($ 7 Abi. 1 und 2). Denjelben Gedanken Lajjen 
die Zandesrechte erkennen, wenn fie jejtjegen, daß dem Staatsdiener zur Ans 
nahme einer Wahl in die VBolfsvertretung oder für die Theilnahme an einer 
einzelnen Seſſion derjelben die Genehmigung oder der Urlaub verjagt werden 
kann, jofern „außerordentliche VBerhältnifie ihrer Entfernung vom Dienjt ent: 
gegenftehen“ ©) oder „erhebliche im Weſen des Amts beruhende Gründe“ ?) 
vorhanden find oder „erhebliche Rückſichten des Dienſtes entgegenftehen“.*) 

2. Ein bedeutjames Argument iſt auch in einer zweiten Einzelverpflicht- 
ung gegeben, welche in der Amtspflicht enthalten iſt,“ nämlich in der Pflicht 
des Gehorjams gegen Dienjtbefehle, — dieſelbe nur auf die 
Befolgung ſolcher Befehle geht, welche ſich auf die Führung eines Staats— 





)Y Reichs-G.V.G. 8 8; Reichsb-Geſ. $ 24 und 158, württ. ©t.-D.:G. $ 22. 

2, 3. B. badiſches Geſetz vom 26. Mai 1876 Art. 7; vgl. ferner Meyer, Staats— 
recht $ 154 Mote 6 u. 9. 

2 Siehe Motive zum R.B.G. a. a. DO. ©. 35. 

9 Zuerjt in dem preuß. Gej. vom 21. Juli 1852 8 37 (4.8. hinſichtlich der Land- 
räthe), dann Reichsb.Geſ. $ 25; elj.-lothr. St-D.-G. Urt. 2; hei. Geſ. v. 27. Nov. 1874 
betr. die Revilion der Beitimmungen über die Verſetzung der Bivilbeamten in Rubejtand. 

>) 3. B. preuß. Allg. ER. „Kein Beamter darf den zur Ausübung jeines Amtes 
ihm angewiejenen Wohnort ohne Bormifen und Genehmigung feiner Vorgejegten verlafien“ 
8 92; bayer. Kichterdiäz.-Gej. Art. 

's Bayer. Wahlgejeg vom 22. ir 1881 Art, 30 beitimmt dies nur hinſichtlich der 
Offiziere und Militärbeamten; „Staatsbeamten und öffentlihen Dienern” im Sinne dieſes 
Geſetzes darf der Urlaub nie verweigert werden. 

) Sidi. B.-Urf. vom 4. Sept. 1831 $ 75. 

*) Oldenburg. Verf.Urk. vom 22. Nov. 1852 Art. 121 $ 2, ferner Meyer, Staatd- 
recht g 99 N. 27. 
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amtes beziehen. Man drüdt dies auch jo aus, daß man jagt, der Beamte 
it nur zu amtlihem Gehorjam verpflichtet. Das Amt ijt eine ftaats- 
rechtliche Injtitution zur Erfüllung des Staatszwecks, daher ift auch die darauf 
bezogene Pflicht zu dienſtlichem Gehorfam eine ftaatsrechtliche. „Der 
Beamte ijt nicht verpflichtet, Gejchäfte auszuführen, welche gar feine amtlichen 
fein fünnen, denn er iſt zur Erfüllung von Staatszweden angejtellt, nicht für 
Privatgeichäfte feines VBorgejegten“.") 

3. Die Verpflichtung zu Gemwijjenhaftigfeit in der Amtsführung, 
die jich ebenfall® aus der „Amtspflicht“ ergibt, kann bei Aemtern, welche die 
volle Kraft eine® Mannes in Anſpruch nehmen, nur gegeben fein, wenn der 
Inhaber derjelben angehalten wird, nebenher noch anderen Intereſſen als amt— 
lichen nachzugehen, welche jeine Arbeitskraft weiterhin belaften. In Folge 
deſſen ift durch gefegliche Beitimmungen öffentlicher Natur — dies, weil fie 
aus Rüdjichten auf eine prompte Amtsverwaltung erlajjen find — die privat: 
rechtliche Handlungsfreiheit des Staatsdieners bejchränft, jo lange er 
wirflic amtliche Dienſte zu leiſten hat.?) 

Der Gegenjag von Privatverhältnig und öffentlichem Verhältniß in der 
Stellung des Staatsdiener® als Menjchen und Staatsbeamten prägt ich 
bejonders ſchon in der kurfürſtlich bayeriſchen Dienitpragmatif von 1805 
aus. Dieje jtellt folgende Grundjäge auf: „Das Standes: und Funktions 
verhältniß des Staatsdieners läßt alle jene Privatverhältniſſe desjelben 
in der großen Neihe der Nationalöfonomie zu, wofür der bejondere Titel des 
Bürgerjtandes nicht erfordert und deren Vereinbarung mit der Funktion 
nicht durch mit einem perjönlichen Betrieb oder einem örtlichen Befiß ver: 
bundene Gefahr einer Vernachläſſigung des Dienites... aufgehoben 
wird. Alle übrigen zuläffigen Verhältniſſe müſſen aber auch in jeder Kollifion 
mit den Verhältniſſen der amtlichen Funktion weichen.“ ®) 

Es iſt ein übereinjtimmender Nechtsjag der deutjchen Staaten, daß der 
aktive, alfo im Amt befindliche Staatsdiener zu bejtimmten Nebenbejchäftig- 
er der jtaatlichen Genehmigung bedarf, oder daß fie ihm ganz unter: 
jagt jind. 

So fchreibt das Jähfiihe St.-D.-G. von 1835 8 13 vor, daß Neben: 
arbeiten verboten werden können, „wenn jie mit der Würde der Stelle 
unvereinbar jind oder eine Kollijion mit den Dienjtgejchäften berbei- 
führen können.“) 

In gleicher Weiſe enthält das württembergiiche St.-D.-©. von 1376 
eine allgemeine Norm in S 4: „Auch jonitige Nebenbeichäftigungen darf ein 
Beamter nur dann übernehmen, wenn fie mit den amtlichen Pflichten ver: 
einbar find und nur in dem Maße, daß dadurch dem amtlichen Beruf Fein 
Abbruch geichieht.“ 

Beſonders Har fümmt das ftaatliche Interejie in dem bayeriſchen Necht 
neueren Datums zum Ausdrude. In dem Abſchied für den — vom 


N Schulze, deutiches Staatsrehht 1 $130S. 324; vergl. auch Yaband IE. 422 fi, 
und Yöning, deutihes Verwaltungsrecht 2. 122 Vote 5. 

® Veral. Yaband I $ 40 ©. 430 fi. „die Beſchränkungen der Neichsbeanten“; 
Meyer, Staatsrecht $ 147; Schulze, Lehrb. des deutſchen Staatsrehts I $ 131. Daß 
Staatsdiener zur Dispofition des Dienjtberrn = Senehmigung zur Uebernahme von 
Nebenbeichäftigungen bedürfen, darüber vergl. B. ReichsbGeſ. $ 16 und Württ. 
StD.G. Art. 8 und Yöning, Berwaltungsredi ©. 124 Nr. 5 

3) Bayer. St.:D.:Pragmatit v. 1805 Art. 16 u. bayer. St.-D.E. & 21 

Vergl. auch $ 2 des ſächſ. Geſ. vom 3. Juni 1876, 
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28. April 1872 $ 51 iſt ausgefprochen, daß es dem Staatsdiener nicht geitattet 
wird, „an der Betriebgleitung eines Erwerbsgejchäftes fich zu betheiligen, deijen 
Betrieb eine Kolliftion der Intereſſen dieſes Gejchäftes und der von dem 
betreffenden Staatsdiener zu wahrenden Interejjen des Staates herbei— 
führt“; $ 2 der Verordnung vom 10. März 1868, die Uebernahme von Neben: 
geihäften durch Beamte und öffentliche Diener betr., bejtimmt, daß Die 
Bekleidung oder Uebernahme eines Nebenamtes „im Falle eintretender oder zu 
befürchtender Kollifion mit Amtspflichten“ verboten werden kann. 

4. Speziell mit der Pflicht zu wirklicher Dienitleijtung ') endlich 
hängt das Inſtitut der Suspenjion vom Amte zujammen. Unter be- 
jtimmten WVorausfegungen nämlich wird theils ipso jure, theil® Durch 
Verfügung einer richterlichen oder einer Berwaltungsbehörde der im Amtsver— 
hältniß befindliche Staatsdiener von der Erfüllung der Amtspflicht entbunden ; 
diejelbe hört quoad exereitium auf, aber nicht quoad jus, d. h. die Rechts— 
pflicht beiteht fort, aber auf ihre thatjächliche Erfüllung wird verzichtet. Der 
taatärechtliche Charafter einer jolchen vorläufigen Enthebung vom Amte 
zeigt fich in den Borausjegungen, unter welchen fie gegeben ift. Solche 
Gründe find, daß eine Unterfuchungs: oder Strafhaft über den Staatsdiener 
verhängt wird oder eim nicht rechtsfräftiges Urtheil auf Dienjtentjegung vor: 
fiegt oder die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens oder eines förmlichen 
Disziplinarverfahrens gegen den Staatsdiener bejchlofjen ijt. *) 


$ 39. 
b) Die Pflicht zur Amtsverjchwiegenheit und zum achtungs— 
würdigen Berbalten. 


Es ijt ein Bedürfnig des Staats, daß die Staatsgejchäfte möglichit 
zum Nugen der Gejammtheit geführt werden, Bei gewiljen Gejchäften ijt ein 
Mittel dazu die Geheimhaltung derjelben und der fie begleitenden Umſtände. 
In Verfolgung dieſes Intereſſes hat daher der Herricher dem Staatsdiener 
für feine Lebenszeit die Nechtspflicht auferlegt, über die Angelegenheiten des 
Amtes, welche Geheimhaltung erfordern, Stillichweigen zu beobachten. Unter 
dieje Angelegenheiten zählen jolche, deren Bekanntwerden „dem Wohle des 
Reichs oder eines Bundesſtaats Nachtheil bereiten würde“.“) So läßt 
der Inhalt und die Beichränfung dieſer Pflicht deutlich ihre öffentlich: 
rechtliche Beichaffenheit erfennen. 

Nicht minder ift es das ftaatliche Intereſſe, welches durch Die 
jtaatsdienerliche Pflicht der perjönlichen Integrität gejchügt werden joll. 

Jeder Menſch hat die fittliche Plicht, fich die Achtung der Neben: 
menschen durch einen gefitteten Lebenswandel zu erhalten. Wenn nun diefe 
moralische Verpflichtung beim Staatsdiener zu einer Nechtspflicht erhoben wird, 
jo fann dies nur in dem Intereſſe liegen, das der Staat an der Bewahrung 
des Anjehens feiner Diener durch fie jelbjt hat. Der Staat hat unter Anderem 
die Aufgabe, Wahrer und Beichüger der Sitte zu fein. Vor Allem muß daher 


1) Vergl. oben ©. 84. 

2) Das Nübhere ſ. bei Laband I ©. 413 ff, Meyer, Staatöreht $ 154 ©. 396 ff. u. 
Edg. Löning, Verwaltungsrecht ©. 130 N. 2. 

N In diejer Faſſung jchreiben die beiden Reichsprozeßordnungen von 1877 (3.-Br.:D. 
8 341 u, Str.-Pr.:D. $ 53) vor, unter welcher Borausjegung die Ablegung eines Zeugriffes 
durh einen öffentlihen Beamten über Amtsangelegenheiten, welche der Geheimhaltung 
bedürfen, von der vorgelegten Behörde verweigert werden darf. 
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Ehre und Sitte bei demjenigen jich finden, welchen die Verwaltung der ftaat- 
lichen Gejchäfte obliegt. Ber Staatsdiener erfcheint dem Unterthanen gegenüber 
als Bertreter des Herrichers; er muß daher bejtrebt fein, die Achtung, welche 
das Volk dem Herricher entgegenbringt, auch für fich zu wahren, alfo in feiner 
Stellung als persona publica. Dies it aber nur möglich, wenn er als 
persona privata nicht das Anfehen bei jeinen Mitmenschen verjcherzt hat. 
Im gegentheiligen Fall wird der nothiwendige Gehorjam der Amtsuntertworfenen 
leicht erjchüttert, denn wenn der fittliche Halt und das Ehrgefühl dem Staats- 
Diener als Privatperjon verloren gehen, wird er auch im Amt gegen Sitte 
und Ehre leichter verjtoßen. 

Wenn anders aljo das Bedürfniß des Herrichers, daß die Achtung der 
eg gegenüber feinen Vertretern vorhanden jei, befriedigt 
werden joll, muß er die genannte Pflicht dem Diener als Rechtzpflicht auf- 
erlegen; als jolche it fie eine Verpflichtung gegenüber dem Dienftherrn, als 
moralische Pflicht dagegen richtet fie fich gegen den Diener jelbjt und die 
Berufsgenofjen.') 

Daß der Zwed diefer Pflicht ein ftaatlicher ift, bringt da8 würt- 
tembergijiche St.D.G. treffend zum Ausdrud, wenn es eben als Folge 
dieſer Pflicht die Vorſchrift erjcheinen läßt, daß fein Beamter ohne vorgängige 
Anzeige bei der vorgejeßten Dienjtbehörde und hierauf erfolgter Entjchliegung 
ji) in eine eheliche Verbindung einlafien dürfe. Dieß gefchieht dadurch, 
daß fie die Bemerkung beifügt: „Lebtere darf nur alsdann nicht zugegeben 
werden, wenn diejelbe aus Nüdficht auf die Ehre des Dienstes als unzu— 
läſſig erſcheint“ (8 7). Die Motive des angezogenen Gejeges bemerften dazu, 
daß die Aufrechthaltung diejer ſchon in der Dienftpragmatif von 1821 ent- 
haltenen Beitimmung ich „ebenſo im Intereſſe der Ehre des Dienjtes als 
der Beamten empfehlen“ dürfte, und die Kommiffion der Kammer der Standes- 
herrn fügte noch erläuternd an: „Die Ehre des Dienjtes hänge jo wejent- 
lih mit den häuslichen Verhältnifien des Beamten zujfammen, daß es gewiß 
räthlich jei, der Staatsregierung eine Einwirkung darauf zu erhalten.‘ ?) 

Nicht minder betont die bayerijche Verordnung vom 28. Auguft 1868, 
die dienftliche Berehelichungsbewilligung für Beamte und öffentliche Diener 
betr., in 4: „Die zur Ertheilung der Bewilligung zuftändige Stelle... habe... 
umfichtig zu würdigen, ob der beabjichtigten Verbindung fein Bedenken bom 
Standpunkt des Dienstes entgegenjtehe‘. — 

Das Nefultat, zu welchem uns dieſe Betrachtung über das rechtliche 
Weſen der jtaatsdienftlichen Pflichten führt, fünnen wir in folgende Worte 
Arnold von der Bede’s (IS 119) zufammenfafien:: „Das Prinzip, wodurch 
der Grund und der Umfang dieler Pflichten beftimmt wird, it... der 
oberjte allgemeine Staatszwed.‘?) 


3. Die ftaatsrectlihe Hatur einzelner Rechte des Staatsdieners. 
$ 40. 
Daß es die Pflichten des Staatsdieners find, welche allgemein in erfter 
Linie betrachtet werden, hat einen leicht erflärbaren Grund. Der natürlichen 


i) In diefer Weije erflärt ſchon v. d. Bede II $ 90 dieje Pflicht, dann Grotefend, 
Staatsredt ©. 709 und neuejtens Yaband I ©. 429. 


2) ©. bei Heberle a. a. D. ©. * 
) Vergl. noch bei v. d. Bede 118 
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Veranlaſſung des Staatsdienſtsinſtitutes nach iſt es zunächſt der Regent, 
welcher etwas verlangt, denn ſeinem Bedürfniß iſt die öffentliche Einricht— 
ung des Staatsdienſtes entſprungen. Dem Verlangen des Herrſchers ſtehen 
Pflichten gegenüber, und ſo ergibt ſich, daß das Staatsdienſtverhältniß pri— 
mär ein Pflichtenverhältniß des öffentlichen Rechts iſt. 

Die Rechte des Staatsdieners find erſt eine Folge ſeiner Pflichten.') 

Es jteht num zur Erklärung, ob fich die öffentlichrechtliche Natur, welche 
der verpflichtenden Seite des Staatsdienjtes durch feinen natürlichen Zweck 
aufgedrüdt ift, auch auf die berechtigende Seite ausdehnt, ob auf alle fub- 
jeftiven Rechte oder nur auf einzelne. 

Mejentlih find, wie erwähnt, dem Staatsdienjt drei Nechte, das auf 
bejonderen Schuß, das auf den Titel und das auf Erſatz von Auslagen. 


Es ijt ein bejfonderer Schuß, der dem Staatsdiener zu Theil wird. 
Daraus ergibt ſich das Wejen des darauf bezüglichen Rechts. 

Als Privatmann ift der Staatsdiener ſchon dadurh, daß er ſich im 
Staate aufhält, Itrafrechtlich gefchügt. Der moderne Staat gewährt dem 
Fremden nicht weniger, als dem Staatsbürger jtrafrechtlichen Schuß feiner 
Perſon und jeine® Vermögens. Ueberdies erwirbt der Landesjtaatsdiener 
mangel® bejonderen Vorbehaltes kraft Rechtsſatzes die Staatsangehörigfeit, 
wenn er fie noch nicht bejeilen hat; der Neichsjtaatsdiener, welcher innerhalb 
des Bıundesgebiets angejtellt wird, wird ipso jure Angehöriger desjenigen 
Bundesjtaates, wo er jeinen dienjtlichen Wohnfig hat, wenn er bisher Aus: 
länder war; der Ausländer, welcher vom Reich außerhalb des Neichsgebiets 
angejtellt wird und ein Dienfteinfommen aus der Neichsfajje bezieht, kann 
die Aufnahme in den Staatsverband irgend eines Bundesgliedes fordern.?) 
Demnach hat in der Negel jeder Staatsdiener ſogar ein Recht auf ftaatlichen 
Schu ſchon als Staatsangehöriger. Der Umjtand, daß die Straf: 
bejtimmungen, aus welchen das bejondere Schußrecht des Dieners abgeleitet 
wird, in demjenigen Abjchnitt des Str.-G.-B. normirt find, welcher von dem 

„Widerjtand gegen die Staatsgewalt“ jpricht, deutet bereit darauf hin, daß 
es fich bier in erjter Linie nicht um einen Schuß der Perjon des Staats— 
dieners handelt, jondern daß die Strafrechtsjäge dem Schub der „Staats- 
gewalt“, der „Amtsausübung‘, der „Amtshandlung‘ zu dienen beftimmt find.) 
Der Herricher hat das Bedürfniß, die Staatsaufgaben zu realifiven; ein Mit— 
tel*) dazu ift, daß die Staatsgewalt, d. h. das Recht des Herrichers, feinen 
Willen durch Gebote und Verbote in einer die Unterthanen verbindlichen 
Weije zu äußern, ohne Störung von Seite der Gewaltunterworfenen ausgeübt 
werden fann. Wird nun der Beamte durch Widerjtand, Angriff und Zwang 
in der Ausübung der mit dem Amt verbundenen Staatsgewalt beeinträchtigt, 
fo iſt das Objekt, welches verlegt wird, die Staatsgemwalt und nicht die 
Perſon des Beamten; ein Necht des Herrjchers wird angetajtet, aljo muß der 


'!, Gerber, Grundz. des deutichen Staatärehtö $ 36 ©. 120: „Das Staatsdienſt— 
verhältnib hat neben dieſem hauptſächlichen Inhalt (den Pflichten) noch einen anderen, 
welcher ſich auf die perjönliche | Stellung des Beamten bezieht.“ 

?) Bergl. das Gef. über die Erwerbung u. den Verluſt der Bundes: und Staatan- 
gebörigkeit vom 1. Juni 1870 3 9, dazu Seydel, Annalen des deutihen Reichs 1876 ©. 144 
und 145; ar deutiches St.-R. $ 145 ©. 366. 

9 R. »Str.-8.:B. $ 113 u. 114. 

9 S. Roſin in den Annalen 1883 S. 296, 
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Herricher entgegentreten, „weil es fih um einen Angriff auf die von ihm 
vertretenen öffentlichen Interejjen handelt“. *) 

Wie diefer Anſpruch auf ftrafrechtlihen Schuß ein ſtaatsrechtlicher 
ift, fo find auch die Ehrenrechte dem Staatsdiener zum Bortheile des Staates 
gegeben, welchem daran liegt, daß die Staatsdiener, welche berufen find 
Bertreter und Gehilfen des Herrichers bei Führung der Staatsverwaltung 
zu jein, bejondere Achtung bei den Staatsangehörigen genießen; dies wird 
befonders erreicht durch Verleihung von Titel und Nang.*) 


III. Die privatrechtlihe Seite des Staatsdienkes. 
$ 41. 


Wie oben angegeben, bejteht die praftiihe Handhabe zur Beitimmung 
der rechtlichen Natur eines Rechtes darin, daß man fich jedesmal frägt, weſſen 
Intereſſe unmittelbar und zunächſt durch diejes Necht gefördert werde. 

Wir haben mit Hilfe diefes Mittels noch zu prüfen, welcher Rechts» 
charakter dem Schadenserſatzanſpruche des Dieners und jeinen etwaigen Forder— 
ungen auf Alimentation und Lohn zuzufprechen ift. 

Der Staatsdiener kann in die Yage fommen, bei der Amtsausübung 
Bermögenswerthe zu Gunſten des Staates aufwenden zu müjjen. Er bat aber 
nur die Verpflichtung übernommen, dem Staate Dienjte zu leijten, nicht aber 
Sadhgüter. Folglich hat er das Necht, vum Herriher Entihädigung für die 
erlittene Vermögenseinbuße zu verlangen, welche jo groß ift, als der Unter: 
Ichied zwijchen dem Betrag feines Vermögens vor dejjen Schädigung und dem 
gegenwärtigen Stande desjelben. Dieje Differenz ijt die Schadenserjagjumme. 
Als Bermögenswerth war der diefer Summe entjprechende, zu Verluſt gegan— 
gene Geldbetrag ein Gut für den Staatsdiener, denn das Vermögen ijt das 
vorzüglichjte Mittel zur Bedürfnißbefriedigung. Die Thätigkeit der Menjchen 
ift zum guten Theil darauf gerichtet, dieſes Mittel herbeizujchaffen, zu erhalten 
und zivedentiprechend zu verwenden. Der Menjch hat ein bejonderes Intereſſe 
am Vermögen, fein Wille ift auf Erwerb und Erhaltung von jolchem gerichtet. 
Diejes Interefje fchügt die rechtichaffende Macht im Staate dadurch, daß 
fie die äußeren Beziehungen der Menjchen zu den Sahgütern durd) 
Rechtsſätze als Rechtsbeziehungen, als Vermögensrechte anerkennt. 

Wenn der Einzelne die Sachgüter, welche er für ſich, aljo für feinen 
Privatzwed verwenden wollte, zu Gunjten eines Anderen aufopfert ohne 
Dazu verpflichtet zu fein, jo muß dieſer ihm das Aufgeopferte erjegen. Die 
Erjagjumme ift für ihn ein Gut, weil diejelbe ein Meittel ift, feine befonderen 
Bedürfnifje zu befriedigen, alfo hat er ein Intereſſe daran, und Diefes 
Intereſſe jhügt der Gejeßgeber dadurch, daß er ihm ein Forderungsrecht 
auf diefe Summe einräumt. Demnach hat dag nächſte Intereſſe, daß diejer 
Erſatz geleiftet werde, der Staatödiener. Das Recht, denjelben zu verlangen, 
dient zumächit dem Privatinterejje des Dieners, aljo hat er ein privat: 


') Seydel, Staatölehre ©. 67; Laband IS. 460 u. 461; Schulze, Staatöredht 
$ 133 ©. 333, 

2) Vergl. Meyer, 8 143 N. 14. Alſo find die Ehrenrechte nicht privater Natur, 
wie Zahariä, deutiches Staats: und Bundesrecht Bd. II S 135, Nönne, preuf. St.:R. 
$ 328 und Bözl, bayer. Verf.:R. $ 180 behaupten; j. oben $ 27, Annalen Jahrg. 1884 
©. 674 und 675. 7 
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rechtliches Forderungsrecht auf die Schadenserjagjumme. Der 
Staatsdiener ijt Öläubiger, der Staat als Fiskus Schuldner. 

Dieſes Reſultat läßt zugleich erkennen, wie unzureichend es iſt, öffent— 
liches und privates Recht darnach zu untericheiden, ob das betreffende Recht 
für das Individuum nur unter der VBorausjegung der Erijtenz eines öffent: 
lihen Gemeinwejens denkbar ijt oder ob es ein Necht ijt, welches die Perjon 
auch haben kann, ohne daß fie in ftaatlicher Gemeinschaft lebt. Nun hat der 
Staatsdiener das Recht auf Schadenerjag nur, injoferne er Staatsdiener ijt, 
und Staatsdienjt hat zur Vorausſetzung das Beitehen eines Staated. Das 
Individuum bat dieſes Necht auf Grund einer bejonderen Rechtsbeziehung 
zum Herricher, aber deswegen muß das Necht noch nicht ftaatsrechtlicher 
Natur fein. Der äußere Anlaß de3 Forderungsrechtes ift die ſtaats— 
dienjtliche Stellung, der innere Grund das Privatinterejle des Dieners. 

Neuerlich iſt es beſonders Sarwey,!) welder die ftaatsdienerlichen 
Rechte vermögensrechtlicher Art vom Gefichtspunft des Intereſſes aus betrachtet ; 
ala das diejelben bejtimmende Element hebt er das „wirthichaftliche Intereſſe 
des Öffentlichen Dieners‘ hervor und bezeichnet fie demgemäß ala „perfönliche, 
die Privatinterejjen des Beamten betreffende Rechte“. Ebenjo fünnen 
wir uns folgenden Sab aus Bluntjchli’s allgemeiner Staatslehre‘) zu eigen 
machen: „Das Recht auf Erjag der Auslagen, die der Beamte im Interejfe 
des Staates madt, und des Schadens, den er im öffentlichen Dienſt er: 
litten hat, ift eine rein privatrechtlihe Wirkung feiner Stellung und 
jteht befoldeten und unbejoldeten Beamten gleihmäßig zu.‘ 

Der Schlußpafjus diefer Zeilen führt uns auf die Befoldungsan- 
fprüche des Staatsdieners, indem er ung daran erinnert, daß diefe Anjprüche 
nicht wejentlich für den Begriff des Staatsdieners find. 

Mit der Anjtellung übernimmt der Herricher die Sorge für die Erijtenz 
des Dieners und jeiner Angehörigen, für ihre „Ernährung“, wie fich die 
jtaatsrechtlihe Kommiſſion der württ. Kammer der Abgeordneten bei Berathung 
des Staatsdienergejeges in ihrem Bericht ausdrüdte.?) 

Zunächſt wird durd) das Recht auf Unterhalt jedenfalls ein individu- 
elles Intereſſe des Dieners anerfannt. Der Menſch muß leben; darum 
hat er zahlreiche Bedürfnifje der verjchiedenjten Art. Das bejte, weil allge: 
meinjte, Mittel zu ihrer Befriedigung ift das Geld. In Folge deſſen hat der 
Menſch Interefje am Geld, das jich in einer auf Erwerb von Geld oder geld: 
werthen Sachen gerichteten Thätigfeit äußert. 

Er findet nun, daß er jein Streben nad) Mitteln für jeine Ernährung 
auch dadurd) befriedigen fann, daß er feine Arbeitskraft dem Herrſcher zur 
Berfügung jtellt, wogegen ihm diefer den Lebensunterhalt gewährt. Der Ans 
ſpruch darauf wird zu einem Nechtsanfpruch erhoben, indem die recht3er- 
zeugende Macht im Staate durch einen objektiven Nechtsjag die Forderung 
gegenüber dem Staat auf Alimentation zu einer rechtlichen Forderung macht 
und ala jolche ſchützt. So ift das Beſoldungsrecht dem Diener gegeben, um 
ihm die Erreichung des Intereſſes zu ermöglichen, welches er als Menſch 
an Bermögenswerthen hat, indem dieſe geeignet find, feine aus dem Trieb 
nad Selbfterhaltung hervorgebenden Bedürfnifje zu befriedigen. Diejes Hecht 


) Sarmey. StR. des KR. Württemberg Bd. IT 1883 ©. 259 und 293. 
N) Bluntichli, allgemeine Staatölehre Kap. X ©. 616. 
3) Vergl. dieſen Bericht ©. 80 bei Heberle, a. a. O. ©. 38. 


106 9. Rehm: Tie rechtliche Natur des Staatsdienjtes 


ift alfo begründet in der menschlichen Natur. Wenn man demnach fragt, 
weſſen Nuten durch das Necht des Staatsdieners auf Gehalt zunächſt ge: 
fördert wird, jo ijt die Antwort, das PBrivatinterejje des Dieners, denn 
Diejes ift der Zweck dieſes Anſpruchs. Auch bier fünnen wir als Zeugen 
Bluntjchli') anführen, welcher jagt: „Die Bejoldung ift wejentlih — d. h. 
eben zunächit — dafür gegeben, um die öfonomijche Erijtenz der Berjon 
und ihrer Familie zu fihern, welche ihre Dienjte dem Staat leijtet und daher 
vom Staat Lebensunterhalt verlangen darf.“ 

In zweiter Linie allerdings fann man finden, daß dieſes Recht auch 
dem jtaatlichen Intereſſe dienjtbar ift. Das Staatsoberhaupt hat das 
Bedürfniß, Arbeitsfräfte für die Bejorgung der ftaatlichen Gejchäfte zu ver: 
wenden. Das Mittel hiezu ift die Dienftfähigkeit der Menjchen. Alfo hat 
der Herricher den Willen, menjchliche Arbeitskräfte zu befommen und zu er: 
halten. Dies erreicht er dadurch, daß er fie ernährt. Folglich hat er ein 
Intereſſe, diejelben zu unterhalten, d. h. ihre Exiſtenz iſt für ihn ein Gut, 
und dieſes wird gejchügt durch den Rechtsſatz, daß der Diener ein Alimen— 
tationgrecht haben joll: Bluntjchli bemerkt über diejen Einfluß des öffent: 
lihen Intereſſes S. 617 a. a. D.: „Der Standesgehalt beruht auf dem Be— 
dürfniß eines dem Stande des Beamten gemäßen Unterhalts, wofür der Staat, 
zumal in den Fällen, wo er die Kraft eines ganzen Berufslebens fordert, 
würdig zu ſorgen, ebenjo eine dringende Veranlaſſung als ein Interejje hat.” 

Nach dem bisher Ausgeführten ergibt fich von jelbit, daß auch der An— 
ſpruch auf Vergütung bejonderer Dienftleiltungen unmittelbar dem 
individuellen Interejje des Dieners und nur mittelbar dem Intereſſe 
de3 Staates dient. 

Einen Beweis aus dem Leben dafür, daß die Ansprüche des Dieners 
auf Bermögensleiftungen primär feinem perjünlichen Nugen und nur jefundär 
dem Bortheile des Staates entiprechen jollen, bieten die Verhandlungen der 
Bolksvertretungen in Fragen der Gehaltsaufbejjerung der öffentlichen Diener. 
Alle Redner, welche für eine Erhöhung eintreten, bringen als eriten Grund vor, 
daß diejelbe nöthig jei für den Staatsdiener als Perſon, um die Bedürfnifie 
jeines Yebensunterhaltes deden zu fünnen, in zweiter Linie erjt wird zur 
Begründung beigebracht, daß die Erhaltung der Autorität. der Staatsgewalt 
und die Bewahrung der Staatsdiener vor Saumſeligkeit, Bejtechlichfeit und 
Untreue dringend die Gehaltsmehrung verlange. 

Wie jehr übrigens gerade hinfichtlich der rechtlichen Bejchaffenheit der 
Vermögensanjprüche des Staatsdieners die Anfichten auseinandergehen, dafür 
mögen die Meinungen zweier Autoren angeführt werden, welche beide der 
Sceidung von öffentlichem und bürgerlichem Necht den Awed des Rechtes, 
das Intereſſe der Menjchen, zu Grunde legen. 

Seydel jagt in jeiner allgemeinen Staatslehre ©. 43: „Der Unter: 
ſchied der öffentlichen und der Privatberechtigung liegt darin, daß der Zweck 
der erjteren ein allgemeiner, der der leßteren ein individueller ijt.*“ Sodann 
weilt er ©. 52 darauf hin, daß Nechte öffentlicher Natur auf Leiftungen aus 
dem Bermögen oder auf Gewährung perjönlicher Dienſte nicht blos dem Herr— 
ſcher, jondern auch Einzelnen oder Perjonengemeinjchaften zuftehen können, 
— EN — und hierin liegt das unterjcheidende Merkmal — in deren 


2 Bluntfäti, die Lehre vom modernen Staat Bd. I. ©. 605; überhaupt ift die 
Darjtelung Bluntſchli's über den Inhalt des Staatsdienstverhältnifies vorzüglich). 
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individuellem, ſondern im allgemeinen Intereſſe“. „Es mag ſich, fährt er 
fort, mit dem öffentlichen allerdings ein individuelles Intereſſe ver— 
fnüpfen; allein dieſes letztere iſt nicht das entſcheidende, es iſt nur das ac- 
cidens des erſteren.“ Und num führt er als Beiſpiel den Anſpruch des Schul: 
lehrers auf das Schulgeld an, derjelbe jei ganz ficher ein Öffentlich: 
rechtlicher. 

Der Herricher hat in Verfolgung des Intereſſes der allgemeinen Volks— 
bildung das Bedürfniß, Schulen zu unterhalten. Zur Errichtung und Erhalt: 
ung derjelben jind Sachgüter nöthig, daher hat er ein Intereſſe, zur Durch: 
führung diefes Öffentlichen Zmwedes materielle Güter zu befommen. Zum 
Theil geichieht dies dadurch, daß für die Benügung der Bildungs-Gelegenheit 
ein Aequivalent an Geld, d. h. eine Gebühr erhoben wird, welche rechtlich 
ald Gegenjtand eines Korderungsrechtes des Staates oder einer Ge: 
meinde erjcheint, und zwar ift dieſes Necht ein ‘Öffentliches,') weil dadurch 
dem öffentlichen Interejje, dem jtaatlichen oder dem gemeindlichen, gedient wird. 

Aehnlich wie der Wahlkonſul den Erjag für feine Auslagen darin findet, 
daß er die Gebühren für jeine Amtshandlungen in eigener Rechnung einnehmen 
darf,’) jo fann die Beitimmung getroffen jein, daß der Schullehrer, welcher 
als Öffentlicher Diener, fei er Staats- oder Kommumaldiener, einen Bejoldungs: 
anfpruch hat, als einen Theil feiner Bejoldung, demnach zu jeinem In— 
terejje das Schulgeld einheben darf, welches nicht er, ſondern der Herricher 
oder eine Korporation des Öffentlichen Rechts im öffentlichen Intereſſe zu 
fordern berechtigt find. Die Verbindlichkeit, das Schulgeld zu leiften, ijt feine 
Berpflihtung gegenüber dem Schullehrer, jondern gegenüber einem Subjekt 
de3 öffentlichen Rechts. Der Schullehrer hat nur ein Forderungsrecht gegen 
den Staat oder die Gemeinde; wenn er das Schulgeld einfajfiert, jo handelt 
er möglicherweife al3 procurator in rem suam. Indem der Herricher 
oder die Gemeinde die Einforderung des Schulgeldes, auf welches jie einen 
öffentlichen Anfpruch haben, dem Schullehrer zu jeinem eigenen Bortheil 
überlajjen, erfüllen fie ihre privatrechtliche Obligation gegenüber dem 
Schullehrer zur Bezahlung des ihm zu gewährenden Lebensunterhaltes. Alſo 
möchten wir „den Anfpruch des Schullehrers auf das Schulgeld" für 
einen privatrechtlichen erklären. 

Wir ftimmen dadurch mit demjenigen Schriftiteller zufammen, welchen 
wir als Vertreter der entgegengejegten Anficht, nämlich) der privatrechtlichen 
Auffaſſung, anführen wollten, mit Gareis,?) welcher ausfpricht: „Die Lehr: 
und Disziplinarbefugniß des im Dienfte des Staats oder der Gemeinde 
wirkenden Schullehrers iſt ficher ein jubjeftives öffentliches Hecht, aber der 
Anſpruch des Schullehrers auf Honorirung wird Ddiejem in feinem indivi- 
duellen Intereſſe gewährt, it alſo zu nächſt ein privatredhtlicher.” 

Uebrigens läßt ich die Anficht Seydel’3 wohl erflären. Er unter: 
icheidet eben, wie bei der Enteignung,*) nicht zwischen der äußeren Veran— 
lafjung und dem inneren Grunde für den Anfpruch des Lehrers auf das 


') Siehe G. Mener, deutiches Verwaltungsrecht 1883 Bd. 1 $ 23 ©, 74 und $ 86 
©. 233 und 235; ferner Edg. Löning, Verwaltungsredt ©. 746. 

2) Konſulatsgeſetz vom 8. Nov. 1867 Ubi. 2 des $ 10. 

) Gareis, Allg. Staatöreht ©. 14. 

Seydel, die neuere Entwidlung der Lehre von der Enteignung in > 
Beitichrift für Reichs- und Landesrecht Bd. III ©. 229: „Enteignungsteht und U 
ungspflicht jtammen aus ein und derielben Duelle.“ 
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Schulgeld. Aeußere Veranlafjung dazu ift freilich ein öffentliches Intereſſe, 
das Intereſſe an allgemeiner Bolfsbildung; aber der eigentliche Grund dieſes 
Anfpruches ift das wirthichaftliche Bedürfniß des Lehrers, für die Erhaltung 
feiner Exiſtenz zu jorgen. 

Wenn wir die Aniprüche des Staatsdieners auf Vermögengleijtungen von 
Seite des Staat3oberhauptes für Privatrechte erflären, jo folgen wir der 
herrſchenden NAuffafjung!) in der Wiſſenſchaft, allein zum Theil aus 
anderen Gründen. Wir nehmen nicht deshalb eine privatrechtliche Bejchaffen- 
heit des Bejoldungsanjpruches an, weil derjelbe „auf Geldleijtung von 
Seite der Staatskaſſa“ gerichtet it, wie Bluntſchli, find aljo nicht der 
Anficht, daß alle Forderungen, welche Vermögenswerthe zum Inhalt haben, 
zivilrechtliche find.?) Auch aus dem Grunde Huldigen wir nicht einer privat= 
rechtlihen Auffaſſung, daß die Bejoldungsanjprüche vor Zivilgericht klagbar 
jind,?) denn einmal gibt es gegenwärtig noch Einfünfte von Staatsdienern, Die 
überhaupt nicht mittels gerichtlichen Zwanges eingebracht werden fünnen — 
es jind dies die Einkünfte der militärischen im aktiven Dienjt ftehenden Staats: 
Diener *) — und zweitens zeigt die Nechtsgeichichte,”) daß in dem Bejtreben, 
den VBermögensrechten der Einzelnen richterlichen Schuß zu gewähren, zu wieder: 
holten Malen zweifellos öffentlichrechtliche Anfprüche auf Leiſtung eines Ver— 
mögenswerthes in Ermanglung von Gerichtshöfen des öffentlichen Nechts den 
Gerichten für bürgerliche Nechtsitreitigfeiten zur Entjcheidung zugewiejen wurden. 
Der Umftand, welcher uns zu diefer Anjchauung führt, iſt vielmehr allein die 
Thatjache, daß der Anſpruch zunächſt von Nugen für die Perjon des 
Dieners ift. 

Allein nicht blos die deutjhe Staatsrechtswiſſenſchaft, jondern 
auch die deutſche Gejeggebung hat die hier vertretene Anficht zu der 
ihrigen gemacht. 

1. Dies beweijt zur Genüge bereits die Ausdrudsmweije der Geſetze 
und ihrer Motive. 

Das Reichsb.-Geſ. jagt in $ 149: „Ueber vermögensredhtliche 
‚gorderumgen der Neichsbeamten aus ihrem Dienjtverhältniß ... findet der 
Rechtsweg ſtatt““) und fügt in $ 250 Hinzu: „Der Reichs Fiskus wird 
durch die höhere Reichsbehörde vertreten.“ $ 70 des R-Ger.V.-Geſ. beitimmt 
die Zuftändigfeit der Zivilfammern der Landgerichte dahin, daß denfelben 
zugewiejen werden alle bürgerlihen NWechtsitreitigfeiten, welche nicht 
der amtögerichtlichen Kompetenz zufallen. Wenn nun 8 70 Abi. 3 es der 
Landesgejeggebung überläßt, Anjprüche der Staatsbeamten gegen den Staat 
aus — Dienſtverhältniß ohne Rückſicht auf den Werth des Streitgegen— 


!) Siehe die älteren Vertreter bei Laband IS 43 ©. 475 N. 3; unter den neueren 
erwähnen wir Pözl, Verfaſſungsrecht $ 182 ©. 473 6. Aufl.), Bluntidli, Lehre vom 
modernen Staat I ©. 618, Gerber, Staatsrecht $ 36 N. 11 voce „drivatrechtliches Renten— 
recht“, Schulze, deutihes StR. I $ 133 ©. 333 u. 338; Meyer, Staatsreht 8 143 
©. 359; Born, Neichöftaatsredht $ 14 ©. 240, Sarmwey, württ. St.R. Il ©. 259, Schentel, 
bad. StR. bei Marquardjen Il. L 3. ©, 21. 

2, Diefer Anficht treten Sendel, allg. Staatslehre 
den Annalen des — Reichs 1876 ©. 898 entgegen. 

’, Yaband, I ©. 476, wendet fid) gegen eine Verwechslung von klagbarem und 
bürgerlichen Anſpruch 

Vergl. Laband, IIIa $ 89 ©. 225 und $ 91 ©. 309. 

) Veral. & Löning, Berw. R. $ 201 ©. 787 N. 1. 

6, ReG. ‚Berf. Geſ. 8 9. 


— 


S. 56 und 62 und Stengel in 
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ſtandes den Landgerichten ausſchließlich zuzuweiſen, ſo liegt dieſer Gewährung 
der Gedanke zu Grunde, daß es Anſprüche vermögensrechtlicher Natur ſind, 
welche der Staatsdiener vor den Landgerichten verfolgen kann. Dies ergibt 
der Beiſatz „ohne Rückſicht auf den Werth des Streitgegenſtandes“ und unter 
„Werth“ verſteht die Reichsjuſtizgeſetzgebung eben den „Vermögenswerth“. 

Es fragt ſich nun, ob das Reichsrecht öffentliche und private Vermögens— 
rechte kennt, oder ob die Reichsgeſetze das Wort „Vermögensrecht“ nur im 
privatrechtlichen Sinne gebrauchen, ja vielleicht ſogar als gleichbedeutend mit 
Privatrecht. 

Darüber können nur die Motive, die der Geſetzgeber ſeinem Entwurfe 
beifügt, Aufſchluß geben und die Motive des Reichsb.-Geſ. thun dies im 
vollen Maße. Dort ericheint der Ausdrud Bermögensrecht geradezu als 
Gegenfag zum öffentlichen oder Staatsrechte. S. 35 heißt ed: „Das Amt 
ijt an jich fein Vermögensrecht, welches, einmal erworben, wie andere 
Vermögensrechte fortdauert“ und ©. 39 wird Dies alfo erläutert: „Die 
Anftellung ijt eine Berufung zur Mitwirkung an ftaatlichen Funktionen; 
ob diefe Mitwirkung im allgemeinen Intereſſe aufzuhören bat, Fann 
jih nicht nad dem Privatrecht, fondern nur nad) dem Berfafjungsrecht 
beitimmen.“ 

Nicht minder deutet auf die privatrechtliche Anfchauung des Geſetzgebers, 
daß er als den zu VBerflagenden den Fisfus nennt, und Fiskus heißt doch 
der Staat ‚oder Herricher nur, weil und joweit er fih als Privatrechtsjub- 
jeft gerirt. ') 

Ebenjo gebt dies aus den Worten hervor, mit welchen die Motive des 
R.B.G. ©. 31 das Verbot der Zeſſion von Gehaltsanjprüchen rechtfertigen. 
Sie jagen: „Die Gehalte find nicht wie andere Forderungen Gegenftände des 
Verkehrs.“ Sie find aljo bejonders geartete Forderungen, und den Ausdrud 
„Forderung“ gebraucht die Neichsgejeßgebung, wenn ohne irgend welchen Bei- 
jag, im Sinne von Forderungen des Privatrechts. 

Daß eine gleiche Auffaſſung dem bayeriſchen Geſetzgeber inne wohnte, 
beweiſt $ 29 des bayerijchen Staatsdieneredifts: „Alle dem Inhalt dieſes 
fonjtitutionellen Edikts zumwiderlaufenden Verfügungen der Adminijtrativftellen 
begründen als Hivilrechtsverlegungen eine Klage vor dem fompetenten Richter.“ 

2. Auch der Inhalt der Gejeßgebung bekundet, daß eine privatrechtliche 
—— des Beſoldungsrechtes, wie der übrigen Vermögensanſprüche des 
Dieners der deutſchen Rechtsanſchauung vollkommen entſpricht. Durch die 
ganze Staatsdienſtgeſetzgebung geht das Beſtreben, die vermögensrechtlichen 
Forderungen des Dieners gegenüber der Ausübung der für den Dienſtherrn 
aus dem Staatsdienſtverhältniß ſich ergebenden öffentlichen Rechte ungeſchmälert 
und unverletzt zu erhalten. 

So darf die Verſetzung des Beamten auf ein anderes Amt, wenn ſie 
nicht die disziplinäre Folge einer Dienſtpflichtverletzung iſt, gegen den Willen 
des Dieners nur in der Weiſe vor ſich gehen, daß ſeine vermögensrechtlichen 
Anſprüche keinen Schaden leiden.“ Damit ſtimmt überein, daß ein zur Dis— 
poſition geſtellter Beamter, der wieder im aktiven Dienſt Verwendung findet, 





S. Roſin in den Annalen 1883 S. 297. 

5 B. Reichsb.G. $ 23; württ. St DeG. $ 19, bayer Ed. 5 20; vergl. 
noch Thudihum, in den Annalen 1976 ©. 297; ſ. den oben $ 37 S. 97 angegebenen 
5 87 des preuß. Gel. vom 21. Juli 1852. 


vom Antritt des neuen Amtes an mindeitens feinen früheren Gehalt befommen 
ſoll.) Beſonders aber gilt, was die Auflöfung des Verhältniſſes angeht, 
der Satz, daß die Vermögensrechte des Diener nur auf Grund beitimmter 
durch Rechtsjag formulirter VBorausfegungen und in einem rechtlich geordneten 
Verfahren verloren werden fünnen. Das Nähere wird fich weiter unten bei 
Betrachtung des Einflujjes ergeben, welchen die rechtliche Natur des Staats» 
dienſts auf deſſen Beendigung äußert. 

So gelangen wir zu dem Reſultat, daß das Staatsdienftverhältnig ein 
aus öffentlihen und privaten Rechten zujammengejegtes Verhältniß 
it. Primär oder urjprüngli ift das Öffentliche Element. Dahin 
gehören die Pflichten des Staatsdiener8 und jein Anſpruch auf Schuß und 
Ehre. Sekundär oder abgeleitet ijt das privatrehhtliche Element, wel— 
ches die vermögensrechtlichen Anfprüche des Dieners zum Inhalt hat.?) 

Daß auch der Gejeggeber jelbjt dem Verhältniß eine gemifchte Natur 
beilegen will, gebt zur Evidenz aus den Motiven des R.-B.:G. hervor. Wir 
haben Die bezüglichen Sätze oben zum Theil angeführt: „Die Anftellung 
ijt eine Berufung zur Mitwirkung an jtaatlihen Funktionen; ob diefe Mit- 
wirkung im allgemeinen Intereſſe aufzubören hat, kann ſich nicht nach 
dem Privatrecht, fondern nur nach dem Berfafjungsrecht beftimmen. Nun find 
mit dem Amt allerdingg auch Bermögensrechte verbunden, welche 
ale tal, unter dem Schuß des Geſetzes jtehen und flagbar zu verfolgen 
ind.” 

Weil indejjen der Staatsdienjt in erjter Linie ftaatsrechtlichen Charakters 
ilt, findet er feine wiljenjchaftliche Behandlung in der Disziplin des Staatsredhts; 
mit andern Worten: fein Platz im Rechtsſyſtem it ihm in der öffentlichen 
Nechtsordnung angemiejen. 
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Zweites Kapitel. 
Die Verſonen des Staatsdienſtverhältniſſes. 
$ 42, 

Zwei Prinzipien find für die Konftruftion des Staatsdienjtverhältnifjes 
gefunden, ein jtaatsrechtliches und ein privatrechtliches. Die Rechts dogmatik 
hat num die Aufgabe, in dem Weſen des Staatsdienjtes Durch richtige 
Gruppirung der denjelben ordnenden Nechtsfäge das Vorhandenfein der beiden 
Elemente nachzumeijen. 

Die Methode, welche bei einer jolchen Analyſe angewendet wird, ijt eine 
fejtjtehende. Der Natur der Dinge gemäß untericheidet man neben dem 
Gegenjtand des Nechtsverhältnijies die Subjefte desjelben, jeine Be— 


ründung, die Geltendmachung der aus ihm entjpringenden Rechte und 
** Aufhebung. 


) Reichsb-G. $ 28, württ. St-D.-G. $ 26, 1u. 27, 1; ferner Reichsb.G. $ 30 
u. 29, 1; bayer. ©. $ 26 u. 27,1. 

®) Schulze, preuß. Staatdreht $ 101 ©. 332, (1. Aufl.) 

2) Drudi. des Reichſstags 1872 Bd. I Nr. 9 S. 39, 
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Den Gegenitand des Staatsdienjtverhältnifjes bilden die jtaatsdiener- 
fichen Rechte und Pflichten, welche wir bereit3 oben’) erörtert haben, um eine 
Bafis für unfere Betrachtung zu gewinnen. Wir prechen daher zunächſt von 
den Subjeften des Staatädienites. 

Als jolche haben wir bisher immer das Staatsoberhaupt als den gebie= 
tenden und den Staatsdiener als den gehorchenden Theil genannt. 

1. Es fünnte num Zweifel darüber entjtehen, ob auch im fonjtitutionellen 
Staate der Herricher grundjäglich die eine Perſon des Verhältnifjes ift, da aud) 
die vom Willen des Monarchen unabhängige Volksvertretung ein Dienjtperjonal 
hat für die Archive, Kanzleis und fonjtigen Verwaltungsgejchäfte des Parla- 
ments. Allein bier iſt zu bemerfen, daß der Herricher die Beichränfung, 
welche ihm eine Verfaſſung auferlegt, fich jel bit gegeben hat. Dieſelbe bejteht 
in der aftiven Theilnahme der Staatsangehörigen an der Ausübung der 
Staatsgewalt in bejtimmten gejeglichen Grenzen. Die Betheiligung der 
Bolkävertretung an öffentlihen Funktionen aber bringt eine Reihe von 
Geichäften ganz formeller Art mit fih. Zur Ausführung derjelben bedarf 
der Landtag bejtimmter Arbeitskräfte. Auf jeden Fall ergibt ſich, daß die 
Individuen, welche ihre Arbeitskraft für dieſe Angelegenheiten zur Verfügung 
jtellen, für Staatszmwede thätig find. Sie dienen aber auch dem Herr: 
cher und damit dem Staat, denn die Volfävertretung oder ihr Präfident 
üben das Recht, Diener in ihren Dienst zu stellen, Eraft gefeglicher Dele- 
gation von Seite des Herrichers. Wie derjelbe einem Staatsbeamten die 
Befugniß zur Anftellung von Staatsdienern ertheilen kann, jo überträgt 
er bier an die Volksvertreter das Recht, das für ihre Gejchäfte nöthige 
Dienftperjonal aufzunehmen, die Dienjtaufficht über dasjelbe zu führen und 
Dasjelbe zu entlajien. Um nur ein Beifpiel anzuführen, jo bejtimmt das 
Reichs beamtengeſetz in $ 156: „Die Anstellung der Neichstagsbeamten erfolgt 
Durch den Reichstags-Präfidenten, welcher die vorgejeßte Behörde der: 
jelben bildet.) Damit, daß der Präfident hier eine Behörde genannt wird, 
will ausgedrüdt jein, daß er in derjelben Weife, wie eine höhere Berwaltungs- 
jtelle, im Namen des Herrichers, d. h. kraft Delegation desjelben, die für den 
Gejchäftsdienit des Neichstags anzuftellenden Berjonen ernennt. Alſo will die 
nr die Diener des PBarlamentes den Staatödienern gleichgeftellt 
wiſſen 

Demnach darf der Herrſcher als der alleinige Inhaber des Rechtes, 
Staatsdiener anzuſtellen, aufgefaßt werden. Er iſt es im Prinzip immer, 
dem die aus dem Staatsdienſt entſtehenden Rechte des Befehlens zukommen 
und die vermögensrechtlichen Pflichten gegen den Diener obliegen. 

Berechtigt gegenüber dem Staatsdiener iſt er, wie ſich aus Früherem 
ergibt, als Subjekt des öffentlichen Rechtes, als Inhaber der Staatsgewalt. 
In dieſer Eigenſchaft iſt er auch verpflichtet, den Diener in der Amtsthätig— 
feit zu ſchützen und ihm Titel und Rang zu gewähren, das eine als Subjekt 
der jtaatlichen Strafgewalt, das andere ala Inhaber des Nechts, äußere 
Ehrenzeichen zu verleihen. Dagegen find die Verbindlichkeiten des Herrichers 
zu bejtimmten Vermögensleiſtungen an den Diener privatrechtlicher Natur, 


8 34 ff 
Kt = bayer. Geſetz vom 19. Jan. 1872 über den Geſchäftsgang des Landtags, 
dann Meyer, Staatöreht $ 143 N. 15 und Löning, Verwaltungsredgt S. 117 Nr. 3. 
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ah ae des Herricher als Subjekt des Staatövermögens, d. i. als 
isfug.') 

Im Staatsdienjtverhältnig kommen alfo die beiden Seiten der Perſön— 
lichkeit des Herrichers in Betracht, die jtaatsrechtliche und die privatrechtliche. 
Demgemäß kann auch dag Reichsb.Geſ. $ 150 beitimmen, daß in den ver: 
mögensrechtlichen Prozefjen des Staatsdienerd gegen den Dienjtherrn der 
Reichsfiskus durch die höhere Neichsbehörde vertreten werde, denn Fiskus 
ift die herföümmliche Bezeichnung für den Herrjcher, wenn er als Privatrechtz- 
jubjeft auftritt. 

2. Was das andere am Staatsdienftverhältniffe betheiligte Rechtsſubjekt 
anlangt, jo verdient die Thatjache Beachtung, Daß nad) deutſchem Recht 
nicht jeder Staatsdiener Staatsangehöriger fein muß. Nach 
$ 9 Ubj. 1 und 2 des Gejehes über die Erwerbung und den Verluſt der 
Reichs- und Staatsangehörigfeit vom 1. Juni 1870 erwirbt ſowohl der 
Ausländer, welcher im Reichsdienſt angeftellt wird, wenn er innerhalb des 
Neichsgebietes jeinen dienftlihen Wohnfig angewiefen erhält, als auch der in 
den Dienjt eine® Bundesstaates aufgenommene Fremde fraft gejeglicher Bor: 
Schrift eben durch den Eintritt in den Staatsdienjt die Angehörigfeit zu einem 
der deutichen Bundesſtaaten, der Reichsſtaatsdiener in dem Staate ſeines dienſt— 
lichen Wohnſitzes, der Landesſtaatsdiener in dem Staate, der ihn anſtellt. 
Dieſe geſetzliche Folge der Aufnahme in den Staatsdienſt kann aber, was den 
Landesjtaatsdiener anlangt, durch einen ausdrüdlichen Vorbehalt in der Be— 
jtellungsurfunde ausgejchlojjen werden. Damit ijt die eine Möglichkeit gegeben, 
daß ein Staatsdiener nicht Staatsangehöriger it. 

Die andere Möglichkeit liegt darin, daß es unter Umſtänden einem Reichs: 
Diener verjagt fein kann, überhaupt die deutiche Staats- und Neichsangehörigfeit 
zu erwerben. Wie erwähnt, erwerben nur jene NReichsjtaatsdiener ipso jure 
die Neichsangebörigfeit, welche innerhalb des Neichsgebietes ihren erjten dienſt— 
lihen Wohnſitz erhalten. Derjenige Neichsjtaatsdiener aber, welcher jeinen 
dienftlichen Wohnfig im Musland bat, kann Die Neichsangehörigkeit zwar 
eriverben, allein nur, wenn er ein Dienjteinfommen aus der Neichsfajja erhält ;’) 
jedem andern iſt es unmöglich, Angehöriger eines deutſchen Staates und 
damit a zu werden, denn es feblt ihm eine Borausjegung für 
Die Raturalifation, da er jih im Bundesgebiete nicht niederlafjen Fann.?) 

Das MNejultat it aljo: Das Staatsdienjtverhältniß it unab— 
hängig von der Staatsangehörigfeit des Staatsdieners. 

Eine Folgerung aus diefem Grundjage läßt ſich bei der Unterfuchung 
der Frage ziehen, welche Form dem Nechtsafte zukommt, durch welchen das 
Staatsdienjtverhältnih — wird. Wir gehen zur Beantwortung dieſer 
Frage nunmehr über. 


Edg. Löning, Verwaltungsrecht S. 132 Note 7 bekämpft ausdrücklich dieſe Anſicht, 
indem er alle aus dem Dienſtverhältniß entſpringenden Verpflichtungen und Rechte für 
öffentlichrechtliche erklärt. 

Geſ. vom 20. Dez. 1875 betr. die Naturaliſation von Ausländern, welche im Reichs— 
dienjt angejtellt werden. 

) Val. Seydel, die deutihe Neichs: und Staatsangehörigkeit. Annalen des deutichen 
Reiches Jahrg. 1876 S. 145 Note 3, 
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Drittes Kapitel. 
Die Begründung des Staatsdienſtverhältniſſes. 
I. Bas Hedhtsgefchäft im privaten und im öffentlihen Redt. 
$ 43. 

Wir haben angenommen, daß dem rechtlichen Charakter nad) das Staats— 
dienftverhältniß aus öffentlihem und privatem Recht gemiſcht 
it. Es muß deshalb für die Begründung der ftaatsdienerlichen Rechte und 
Pflichten eine Form der Entjtehung gefunden werden, welche ſowohl dem 
Privatrechte als dem öffentlichen Rechte eignet. 

Die Nechte ſowohl des Staates als des Dienerd geben alle die Befugniß, 
etwas zu fordern, find alſo Forderungsrechte im allgemeinen Rechtsfinn, 
zum Theil Rechte auf ein dare, d. h. auf eine Eigenthumsübertragung, zum 
Theil auf ein facere oder praestare, beſonders auf perjünliche Dientleiftung. 
Demnach find die Entjtehungsgründe von Verpflichtungen rejp. Forderungen näher 
in’3 Auge zu faſſen. 

Alle Rechte verdanken ihre Entjtehung dem Eintritt von Thatfachen, welche 
die rechtsproduzirende Macht im Staate mit der Kraft begabt hat, rehtliche 
Wirkungen zu haben, Rechte und NRechtsverhältnifje hervorzubringen. Sie 
werden daher juriftiiche Thatjachen genannt. 

Die Privatrechtswiſſenſchaft hat es unternommen, Diejenigen juris 
ftiichen Thatjachen, welche am häufigjten vorfommen, in allgemeine Kategorien 
zufammenzufaljen. 

Die NRechtöverhältnijje fommen für das Recht nur als Willensverhältniffe 
in Betracht, mögen fie erft durch die Nechtsordnung geichaffen oder mögen fie 
natürliche Lebensverhältnijje fein, an welche das objektive Necht nur ordnend 
berangetreten ijt. Sie können alſo eine rechtliche Erijtenz nur durch eine 
Willensbethätigung befommen. Und diefer Wille, von welchem die Begründ— 
ung von Rechtsverhältnijjen in erjter Yinie ausgeht, ift die rechtserzeugende 
Macht im Staate, der Wille des Herrſchers, welcher an die Verwirklich- 
ung bejtimmter Thatbejtände als Urſache die Entjtehung von Rechten und 
Pflichten als Wirkung knüpft. 

Unter allen juriſtiſchen Thatſachen ragt eine beſonders hervor, der Wille 
der an den zu begründenden Rechtsverhältniſſen betheiligten Perſonen. 
Ihn hat die geſetzgebende Gewalt ganz beſonders mit der Fähigkeit begabt, die 
Entſtehung von Rechten und Pflichten herbeizuführen. Natürlich, denn das 
Recht hat ja den Zweck, der Willensbethätigung der Menſchen in Ver— 
folgung ihrer Lebensintereſſen durch Abgrenzung ihrer Willensſphären Dritten 
gegenüber Anerkennung zu verſchaffen. 

Diejenigen juriſtiſchen Thatſachen, welche kraft Geſetzes unabhängig von 
dem Willen der an dem zu begründenden Rechtsverhältniß Betheiligten recht— 
liche Folgen hervorbringen, werden äußere oder geſetzliche Entſtehungs— 
gründe genannt. Im Gegenſatze hiezu tragen diejenigen juriſtiſchen Thatſachen, 
welche eine Willensbethätigung der an dem Verhältniß Theilhabenden ent— 
halten, die Bezeichnung juriſtiſche Handlungen. Dieſelben werden in 
ſolche Willenserklärungen getheilt, welche rechtlichen Effekt haben, ohne gerade 
dieſen Effekt zu bezwecken, und in ſolche, welche, auf das Eintreten einer 
beſtimmten Rechtsfolge gerichtet, die Entſtehung dieſer Rechtsfolge 
auch herbeiführen. 
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Diefe legtere Art von juriftifchen Willenserflärungen kommt jehr häufig 
vor, es find die Rechtsgeihäfte Sie und die gejeglihen That 
ſachen find die Entjtehungsgründe allgemeinjter Art.') 

Die Disziplin des Staatsrechts hat dDiejelben beiden Begründungsarten 
als die allgemeinjten anerkannt, das Geſetz, welches objektiv vom Willen 
der Betheiligten unabhängige Thatbeftände mit rechtlicher Kraft ausjtattet, 
und den Willen der Barteien, welcher auch kraft Gejetes beftimmte von 
ihm beabjichtigte Rechtswirfungen haben fann.*) Dieſer Wille ift vor Allem 
der Wille des Herrichers, infofern er ſich in der auf die Erfüllung der Staats 
aufgaben gerichteten pofitiven Thätigkeit, d. i. in der Verwaltung offenbart, 
alfo nicht der im Gejehe zum Ausdruck fommende Wille, jondern der Ver: 
maltungswille. Die Aeußerungen diejes Willens heißen Berwaltungs- 
alte. Sind diefelben vom Geſetze mit rechtlichem Effeft verjehen, jo find 
es alte Verwaltungsakte, fie erzeugen dann jubjeftives Recht, find Necht s— 

eihäfte 
3 So ergibt fih, daß Geſetz und Nechtsgejchäft ſowohl im Staatgrecht wie 
im Privatrecht als Formen der Begründung von Rechtsverhältnijjen ericheinen. 
Dies ift allgemein anerfannt,’) wenigstens der Sache nad), wenn auch mancher 
Schriftjteller, wie 3. B. ©. Mever,*) die Uebertragung eines dem Privat- 
recht bisher eigenen technischen Ausdrudes, wie es der Ausdrud Rechts— 
geſchaſt iſt, auf das öffentliche Recht vermieden wiſſen will. 

Das Privatrecht nun ſcheidet die Privatwillenserklärungen, welche be— 
ſtimmte von ihnen beabſichtigte Rechtsfolgen mit ſich führen, in zwei Gruppen, 
in einſeitige und mehrſeitige Rechtsgeſchäfte, je nachdem die rechtswirk— 
ſame Erklärung Einer Perſon zur Entſtehung von Rechten genügt oder es der 
Willensübereinſtimmung Mehrerer zur rechtlichen Exiſtenz eines Rechtsverhält— 
niſſes bedarf. Die mehrſeitigen Rechtsgeſchäfte haben den beſonderen Namen 
der Verträge. 

Die herrſchende Staatsrechtslehre dagegen ſcheut ſich, dieſe Zweitheilung 
der Rechtsgeſchäfte auf das Gebiet des öffentlichen Rechts überzuführen. Sie 
kennt hier nur eine Art von rechtsbegründenden Willensakten, das ſind die 
Verwaltungsverfügungen des Herrſchers und aller ſeiner Vertreter, der 
Staatsbeamten insbeſondere. Sie begründen einſeitig Rechte und Pflichten, 
indem das Geſetz beſtimmt, daß der Wille des Herrſchers ala Verwalt— 
ungscefs oder der Wille der ihm in der Verwaltung repräjentirenden 
Behörden einen vom Geſetz normirtenzideellen Thatbeſtand im fon- 


" Bergl. Rofin, Polizeiverordnungsreht in Preußen ©. 15, bei. Note 58; dann 
Win vice idI 868. Leber die Definition des Rechtsgeſchäftes j. Ed in v. Holgendorff's 
Rechtsenchflopädie Spitem. Theil S. 419 Anm. 1. 

2, Siche 3. B. Gerber, Grundz. eines Syſtems des deutſchen Staatsrechtes $ 6 ©. 16 
und G. Meyer, Staatöreht $ 11 ©. 68; dazu Edg. Löning, deutiches Verwaltungsrecht 
$ 4 „Erwerb und Berluft der öffentlichen Rechte“. 

% Yaband, das Staatsrecht des deutjchen Reiches, Bd. II ©. 216 und bei Mar: 
quardſen, Dandb. des öffentlichen Nechtes Bd. II Abth. 1. ©. 98, hat zuerjt ausdrüdlidh 
hervorgehoben, dab das Nechtögejchäft nicht eine dem Privatrecht eigenthümliche Rechtsform 
ift, jondern zu den Rechtsformen des allgemeinen Rechts gehört; ihm jchließt ſich Rojin, 
Polizeiverordnungsredit S ©. 15 an und neuejtens Leuthold, das öffentliche Intereſſe ꝛc. in 
den Annalen 1884 ©. 357 u. 367: „Es gibt eine Anzahl grundlegender Nehtsjäge, 
welche jowohl für das öffentliche als für das Privatredıt gelten. Hieher gehören die Grund: 
jüge über die... . Entitehung und Endigung der Nechtöverhältnijie im Allgemeinen.“ 

) Meyer, Berwaltungsredt Bd. IS EN. 1. 
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kreten Falle mit einer ebenfalls geſetzlich geregelten Rechtswirkung 
zu verſehen die Kraft haben ſoll. 

In dieſem Sinne bezeichnet G. Meyer!) die Verfügungen als die 
Unterthanen verpflichtende Anordnungen der Verwaltungsorgane . . . für 
konkrete Angelegenheiten. Klarer noch iſt die Definition Nofins,?) dem 
fih Laband anſchließt: „Verfügungen find Willensafte der Verwaltung, durch 
welche ein fonfreter im Geſetz abjtraft vorgejehener Fall in der vom Geſetz 
abitraft vorgejehenen Weife rechtlich geordnet wird.“ 

Löning andererjeit3 betont in der Begriffsbeitimmung, welche er von 
der Verfügung gibt, mehr, daß die einjeitige Willenserflärung bereits rechts— 
wirkſam ift; er definirt fie als eine einfeitige ftaatliche Willenserklärung, 
durch welche der Staat nah Maßgabe der von ihm anerkannten Rechtskraft 
jeiner Herrjchaftsgemwalt bejtimmte Nechtswirkungen hervorruft.?) 

Die Verfügung nun kann den verjchiedenften Nechtsinhalt haben,*) fie 
fann jubjeftive Rechte begründen, erhalten, verändern, aufheben. 

Was ihre rehtsbegründende Macht anlangt, jo können ihre Rechts— 
folgen jowohl private als öffentliche VBerhältnifje) fein. 

Ein zivilrehtliches Verhältniß 3. B., das einer Verfügung der Ver: 
mwaltung jeine Entjtehung verdankt, ijt das Necht des Patentinhabers. Die 
Verfügung ift hier derjenige Willensaft der Verwaltung, durch welchen diejelbe 
nad Maßgabe des Geſetzes einen fonfreten Fall in der vom Gejeße vorge: 
jehenen abjtraften Weiſe rechtlich bejtimmt. Sie ift die fonfrete Anwendung 
eines abitraften, d. h von der Rückſicht auf einen einzelnen wirklichen Fall 
abjehenden Gejetes. Das Geſetz bejtimmt in abstracto, daß das Patentamt, 
wenn eine neue Erfindung, welche eine gewerbliche Verwerthung geftattet, in der 
gejeglich vorgefchriebenen Weife bei ihm angemeldet wird, ein Patent zu 
ertheilen hat. Sind die gejeglichen Vorausjegungen im konkreten Fall gegeben, 
jo erläßt das Patentamt eine Verfügung, wodurch ein Patentrecht begründet 
wird, d. h. das Recht zur ausschließlichen gewerblichen Verwerthung der paten- 
tirten Erfindung im NReichsgebiete.®) 

Ein öffentliches Verhältniß, welches durch Verwaltungsverfügung entiteht, 
iſt das Recht der Enteignung. Hier wird, wenn der ideelle Thatbeitand Fon: 
fret in die Erjcheinung tritt, Durch den Ausspruch der zuftändigen Behörde 


N) Meyer, Lehrb. des deutichen VBerwaltungsrechtes I ©. 27; übereinjtimmend Ulbrid, 
St.-R. der öjterr.zung. Monardie bei Marquardſen IV. I. 1. ©. 108. 

?, Nojin, Polizeiverordnungsreht 5.8; Yaband bei Marquardſen Bd. II Abth. 1 
S. 98. Edg. Yöning, Berwaltungsreht S. 240 bemerkt übereinjtimmend von den üffent: 
lichen Rechtsgeihäften im Allgemeinen, die er „Verfügungen im weiteren Sinne“ nennt: 
„sonen allen ijt gemeinjam, daß fie nur den fonkreten Fall nad) Mahgabe des beftehenden 
Rechtes ordnen... „Sie jchaffen nicht neues Necht, jondern fie üben nur auf Grund des 
bejtehenden Rechtes die von demjelben vorgejehenen Rehtswirkungen aus“; desgl. Sarmeny, 
Allgemeines Berwaltungsredt bei Marquardjen I. Il. 1. ©. 27 fi. 

Löning, VBerw.R. ©. 240. 

* Laband bei Marquardſen Bd. II Abth. 1$ 11 ©. 98: „Der Inhalt der Verfüg- 
ung fann ebenjo mannichfach jein wie derjenige der Geſetze'; Roſin, Polizeiverordnungs: 
recht in Preußen S. 8 Note 26; G. Meyer, Staatöreht $ 177 ©. 451 u. 452 und Ber: 
waltungsrecht I $ 8 ©. 27; Löning, deutihes Berw.R. ©. 240, 

>), Meyer, Berwaltungsceht I $ 27 ©. 68 und $ 8 ©. 27 3. e und Staatsrecht 
©. 452 3.3; Löning, VerwR.$4 ©. 15 Ziff. II u. $ 52 ©. 243 Ziff. 2d; Leuthold 
in den Annalen 1884: Das öffentliche Intereſſe ꝛec. $ 15, I ec. 365 und $ 25 ©. 442. 

6) Meyer, Verwaltungsrecht 1 $ 138 ©. 416 fi. u. $: 
patentgejeßes vom 25. Mai 1877. 
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die ſubjektive üffentlichrechtlihe Befugniß zum Gntjtehen gebracht, die Ab— 
5 eines dinglichen Rechtes oder die Beſtellung eines ſolchen fordern 
zu dürfen. 

Wir ſehen, die Verfügung iſt ein vom objektiven Recht dargebotenes 
Mittel, ſubjektive Rechte zu begründen, und zwar iſt ſie „eine auf Eintreten 
von Rechtswirkungen gerichtete Willenserklärung, welche Urſache für das 
Eintreten dieſer Rechtswirkungen iſt“;) alſo hat dieſelbe alle Merkmale des 
Rechtsgeſchäftes an ſich, wie wir ſie oben angegeben haben. 

Laband erklärt nun die Verfügung für das „einſeitige Rechtsgeſchäft 
des öffentlichen Rechts“*) und deutet damit an, daß er auch ein zweiſeitiges 
Öffentliches Rechtsgeſchäft fennt: den öffentlichrechtlichen Ver— 
trag. 

Wir find diejer Rechtsform jchon früher begegnet. In der Darftellung 
der geichichtlichen Entwidlung, welche die Theorie von der rechtlichen Natur 
des StaatsdienftS genommen hat, haben wir als eine der jüngjten Auf— 
jtellungen ?) jene genannt, welche das Staatsdienjtverhältniß in die Kategorie 
der öffentlichen Verträge einreiht. Dort wurden die Echriftjteller aufgezählt, 
welche theils vor, theilg mit Yaband den Schritt wagten, das NRechtsinftitut 
des Vertrags in das Staatärecht herüberzunehmen, mit andern Worten zu 
erflären, daß der Vertrag nicht blos ein privatrechtlicher, ſondern ein Begriff 
des allgemeinen Rechtes ift. 

Zu diefer Annahme führt folgende Betrachtung. 

Die Verfügung begründet fubjeftive Rechte und demgemäß auch 
Rechtspflichten, aljo greift fie in die Willensiphäre einer andern Perſön— 
lichkeit ein. Sie ift ferner ein Bermwaltungsaft, und die Verwaltung ift 
die fortgejegte planmäßige, auf die Erreihung der Staatszwecke gerichtete 
pofitive Thätigfeit des Herrſchers innerhalb der gejeglichen Schranken.) Nun 
it es ein Rechtsgrundſatz des modernen Staatsrechts, daß der Staat als 
Verwaltung, wie jeder Einzelne, bindernd in die Lebensſphäre eines 
Anderen, aljo insbejondere des Unterthbanen nur dann wider deſſen 
Willen eingreifen darf, wenn er kraft Gejeges dazu ermädtigt ift. 
Will die Verwaltung einen Unterthanen einjeitig rechtswirkſam verpflichten, jo 
fann fie dies nur, wenn die Fonfrete Anordnung, die Verfügung, nichts anderes 
als die Ausübung einer ihr abjtraft durch das Geſetz gegebenen Befugniß 
it. Diejer Gedanfe wird dadurch ausgedrüdt, daß man jagt: der Unterthan 
ijt nur zu verfaſſungs- und gejegmäßigem Gehorjam?) verpflichtet, 
oder: der Staat von heute ift ein Rechtsstaat. Jedem Berwaltungsbefehl 
muß alſo ein Nechtstitel zu Grunde liegen. Der Herricher fann dem der 
Staatsgewalt Unterworfenen nur dann eine Handlung oder Unterlafjung mit 
rechtlicher Wirkung durch Verfügung befehlen, wenn demjelben durch Staats- 
gejeß zur Pflicht gemacht ift, nad) Verwaltungsbefehlen dies oder jenes zu thun 
oder zu laſſen. 


) Roſin, Rolizeiverordnungsreht in Preußen ©. 15. 

T Laband, Staatöreht II ©. 216 ff. 

3) Vergl. Theil I Kap. VII $ 29 u. 30; fowie Welder in Rotted’s und Welcker's 
Staatälerifon 3. Aufl. Bd. 13 © 578. 

6. Laband, IIS. 210 ff. Schulze, StR. des K-R. Preußen bei Marquardſen 
I. BD., 2. Hlbbd. ©. 154 und Leuthold, Et.-R. des K.-R. Sachſen, ebenda ©. 201. 

5) Bergl. die —— Sarweys, Allg. Verw. R. bei Marquardſen J. IL I. 
S. 31 ff. insbeſ. ©. 41. 
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Diefe Anſchauung bringt die neuere Staatsrechtswiſſenſchaft faſt durch» 
gängig zum Ausdrud. So jagt Gerber:!) „Wenn der Begriff des Rechts: 
jtaates irgend eine reelle Bedeutung hat, jo iſt eS gerade die, daß mehr und 
mehr auch auf dem Gebiet der Verwaltung feite, rechtliche Beitimmungen 
gegeben werden, welche der Willfür den Boden entziehen;” es wird daher 
feſtgeſetzt, „was der Staat in Diejer oder jener Beziehung thun, bejonders 
aud, was er nicht thun darf.“ 

In der präziſen Faſſung, welche diefer Gedanke nach feiner wiederholten 
Behandlung in jüngiter Zeit erhalten hat, lautet er mit den Worten Leut— 
bold’3?): „Die öffentlihe Gewalt darf nur dann Handlungen oder Unter: 
lafjungen eines Einzelnen fordern, wenn fie dazu durch das Öffentliche Recht 
befugt ijt.“ 

Nicht minder findet fich dieſer Saß in den Srundgefegen der deutjchen 
Staaten. So hat ihn 3. B. die Verfajtungsurfunde des Königreichs Sachſen 
vom 4. September 1831 in den SS 27 und 37 aufgenommen: „Die Frei- 
heit der Berjonen und die Gebahrung mit dem Eigenthum find feiner Bes 
ichränfung unterworfen, als welche Geſetz und Recht vorjchreiben”; „fein 
Unterthan joll mit... Lajten bejchtvert werden, wozu er nicht vermöge der 
Geſetze oder kraft bejonderen Nechtstitels verbunden it“. 

Was die neuere Gejeßgebung anlangt, jo fommt der angegebene Grund: 
ſatz in derjelben dadurch namentlich zum Ausdrud, daß fie mehr und mehr 
der Möglichkeit Raum gibt, gegen Verlegungen der individuellen Handlungs: 
ſphäre von Seite der Staatsverwaltung gerichtliche Hilfe anzurufen und zwar 
beionders gegenüber rechtswidrigen polizeilichen Geboten und Verboten; denn 
gegen diefe bedarf e3 am ehejten des Nechtsjchuges, da die Polizei ſich ihrem 
Begriffe nach in Beichränfungen der perjönlichen Handlungsfreiheit, eventuell 
mittel phyſiſchen Zwanges, äußert.®) 

Das m. Geſetz vom 16. Dezember 1876 über Die Ver: 
maltungsrechtöpflege z. B. ftellt unter Anderem in Art. 13 folgende generelle 
Norm auf: „Außerdem entfcheidet der Verwaltungsgerichtshof vorbehaltlich 
der hienach bezeichneten Ausnahmen über Bejchwerden gegen Entjcheidungen oder 
Berfügungen der Verwaltungsbehörden, wenn Jemand... behauptet, 


ı, Gerber, Grundzüge des Staatsrechts, Beilage III S. 239 und 240, ferner ©. 31 
N. 1. und Seite 235. 

2) Bat. Leuthold a.a.D. ©. 426, dann ©. 435 u. 391 und ſächſ. St.:R. bei Mar- 
quardjen Ilı. ©. 202. Andere Schriftjteller, weiche dieje Anficht in neuerer Zeit bejonders 
Mar und jharf ausgedrüdt haben, find vor Allem Laband, St.-R. des deutihen Reichs 
Bd. II S. 202 ff. und 217 ff., auch in jeinem Reichsſtaatsrecht bei Marquardſen Bd. IL 
Abth. 15.8; dann Sarweny, öffentl, Recht S 55 ff. und Schulze, Lehrb. des deutichen 
Staatörechtes' Bd. 15 220 ©.616 u.$ 227 ©. 634: Gareis, Allg. StR. in Marquard 
ſen's Handb. Bd. Abih. 1S. 184 N. 3; Roiin, Pol.-B-R. S. 11; Edg. Yöning, 
deutiches Berm.:R. S. 11, 12 und 229; Gauphp, württ. StR. bei Marquardſen IIl.ı. 2, 
E. 265. Eine andere Anjchauung vertreten &. Meyer (StR. 5. 452, Verw.R. I S. 
84 und in Hirth's Annalen 1878 5. 382) und Ulbrich (öfterreichiiches Staatsrecht, 1882, 
S. 393 N. 2 und 5. 420) für die Verfügungen der Bolizeibehörden. Hier bedürfe es 
feiner ausdrüdlihen geieglihen Ermächtigung zum Erlaß, da das Necht zu gebieten und 
zu verbieten, ein Ausfluß der allgemeinen Nechtsitellung fei, welche die Polizei im Staate 
—— Vergl. die Replik Löning's, Verw.:R. S. 241 N. 1 und Leut hold's a. a. O. 

. 388 ff. 

Siehe Säulse, Lehrb. des deutjchen Staatsrechts ©. 449 u. S. 634, Rofin, 
Pol. BR. S. 76, Löning, Berw.-R. ©. 8 und Meyer, Bermw.:R. I * 18 ©. 59 über 
den Begriff der m über polizeilihe Berfügungen Meyer ebenda $ 15 ©. 46, $ 20 
©. 64,8 24 ©. 75. 
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daß die ergangene auf Gründe des öffentlichen Rechts geftügte Entſcheidung 
oder Verfügung rechtlich nicht begründet und daß er hiedurch in einem ihm 
zuftehenden Rechte verlegt oder mit einer ihm nicht obliegenden Ber: 
bindlichfeit belajtet ſei'). Speziell gegen polizeiliche Verfügungen wendet 
fih das preußische Gejeß über die Organifation der allgemeinen Landes» 
verwaltung vom 30. Juli 1883.) Dasjelbe ($ 127, 128, 130) läßt gegen 
jolhe Verfügungen eine Berwaltungsflage zu, wenn dieſelbe darauf geſtützt 
werden fan, daß die Verfügung durh Nichtanwendung oder unrichtige 
Anwendung des beitehbenden Rechtes den Kläger in feinen Rechten 
verlege, oder darauf, daß die thatjächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden 
jeien, welche die Polizeibehörde zum Erlaß der Verfügung berechtigt haben 
würden. 

Wenn alfo Jemand an eine andere Perſon das Verlangen jtellt, im 
Öffentlihen Interejje etwas zu thun oder zu laſſen, und dieſe Perſon 
fommt dem Berlangen nah, ohne durch einen Rechtsſatz zu diefer Hand» 
lung oder Unterlafiung verpflichtet zu fein, fo hat fie eben aus freier 
Willensbeitimmung der Aufforderung Folge geleiftet. Der Wille des Auf: 
fordernden und der Wille des diefer Aufforderung Folge Leiftenden find auf 
denjelben Gegenftand, auf ein dare, facere, praestare bejtimmter Art, gerichtet; 
e3 liegt aljo Willensübereinftimmung vor. Diefelbe verurſacht Die 
Bindung des Willens zu einem bejtimmten äußeren Verhalten, alfo eine 
Rechtswirkung. Eine jolche Willengeinigung aber wird vom objektiven 
Rechte als jurijtiiche Thatjache anerkannt, fie ift ein Vertrag im Rechts— 
finne, und zwar ein Öffentlichrechtlicher, weil die rechtliche Wirkung 
_ Millensemigung zunächft der Erreichung des öffentlichen Fnterejjes 
ient. 

Um ein Beifpiel anzuführen, jo kann das Verhältniß der Staatsange- 
hörigfeit durch einen jtaatsrechtlichen Vertrag zur Entjtehung gelangen. 
Die Staatsmitgliedfchaft ift zunächit eine Thatjache, „die Thatſache des Unter: 
worfenjeins unter die Herrichaft“,°) allein fie iſt eine Thatſache von redhtlicher 
Bedeutung, eine rechtliche Eigenjchaft des Individuums, indem ſich an Die 
Staatsangehörigkeit als Vorausfegung eine Reihe von Rechten und Pflichten 
zu bejtimmten Handlungen oder Unterlaljungen knüpfen.) Es fragt ſich, ob 
die Staatöverwaltung einem Individuum, das fich im Staatsgebiete aufhält, 
dieſe rechtlich verpflichtende Eigenichaft gegen feinen Willen auferlegen kann. 
Dies ift nur möglich, wenn ſie durch Rechtsſatz dazu ermächtigt ift und 
andererfeits durch Nechtsjag für die Perſon eine Verpflichtung zum Eintritt 
in den Staatsverband beiteht. Aber das deutſche Reichsrecht, welches allen 
Bundesftaaten gemeinfame Nechtsporjchriften über die Erwerbung und den 
Berluft der Bundes: und Staatsangehörigfeit durch das Geſetz vom 1. Juni 


) Dazu Sarmwey, das öffentlihe Recht ©. 265 und G. Meyer, VerwmR. I ©. 46. 
Schulze, Deutiches Staatäreht $ 231 ©. 650 und Meyer, deutiches Verwaltung®: 

recht I r 24 N.2 ©. 76 beiprechen die entiprechenden Vorichriften des früberen preußiſchen 
Geiepes über die Organijation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880. 
Edg. Löning gibt in jeinem Lehrb. des deutihen Verw.R. ©. 813 ff, eine treifliche Leber: 
Jiht über den verwaltungsrechtlichen Schuß gegen polizeiliche Verfügungen nach dem Stande 
der gegenwärtigen Geſetzgebung in dem deutichen — vergl. auch Schulze, das 
St.R. des KeR. Preußen bei Marquardſen Bd. I, 2. Hlbbd. ©. 160 und 161. 

3), Seydel, Grundz. einer allg. Staatslehre ©. 47. 

* Bergl. Gerber, Grundzüge des Staatörchtse $ 17 Anm. 5 * ihm folgen u. 
a. G. Meyer, Verw.R. 1 ©. 45 und Edg. Löning, Verw.R. ©. 
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1870 gegeben hat, ſpricht nirgends für den im Reichsgebiet ſich aufhaltenden 
Fremden die Pflicht aus, ſich dem Herrſcher mit Herbeiführung eben dieſer 
rechtlichen Folge zu unterwerfen. Dies iſt dadurch auf indirekte Weiſe aner— 
kannt, daß es einer ausdrücklichen Beſtimmung bedurfte, um wenigſtens für 
die in den Staatsdienſt tretenden Individuen einen Zwang zum Eintritt in den 
Staatsverband zu begründen, wie wir oben ($ 42) bereits erwähnten. Im 
Uebrigen aber gelten die Worte Seydels:!) „Ein Zwang, fich in den Staats- 
verband aufnehmen oder naturalifiren zu laſſen, bejteht regelmäßig nicht.“ So 
it es denn nicht anders möglich, als daß der Erwerb der Staatsangehörigfeit 
rechtlich in einem beiderjeits freiwilligen Conſens, alfo in einem Vertrag zur 
Ericheinung fommt. Die Willenserklärung des Herrichers, den Fremden in 
die Staatsgemeinichaft aufzunehmen, erfolgt in Form der Ausfertigung einer 
Berleihbungsurfunde,?) der Wille des anderen Theils, Staatsbürger zu 
werden, offenbart fich rechtlich in der Annahme dieſer Urkunde, mag deren 
Ausstellung auch nur auf Geſuch hin erfolgen, wie es in Wirklichkeit der Fall 
ijt; denn nach $ 10 des allegirten Gejeges beginnen die Wirkungen des Rechts— 
geichäftes, aljo die Staatsangehörigfeit und die daran gefnüpften Nechte und 
Prlihten, erjt mit der Aushändigung der Naturalijations= oder Aufnahme: 
urkunde. 

Wenn wir von früheren Jahrhunderten abſehen, wo man gar nicht daran 
dachte, unter dem Eintritt in den Staatsverband etwas anderes ſich vorzu— 
ſtellen, als den Abſchluß eines pactum subjectionis, jo iſt es unter der 
Herrſchaft der organischen Staatslehre Schmitthenners,“) welcher zuerſt 
ausſprach, daß die Aufnahme in den Staat durch einen öffentlichen Ver— 
trag, ein pactum receptionis, erfolgt. Im neuerer Zeit ſind es Laband, 
Gareis, Sarmwey und Edg. Löning,*) welche für die Vertragsmatur des 
Aufnahmeaftes Stellung nehmen. 

Die Anwendung des Vertrags als Entjtehungsgrund von jtaatsrechtlichen 
Berhältnifjen läßt ſich nach dem Bisherigen allgemein dahin faljen, daß die 
Staatsverwaltung überall da ſich auf dem Gebiet des Staatsrechtes zur 
Erreihung ihrer Ziele des Vertrags als Mittel bedient, wo es ihr that- 
jächlich oder rehtlih unmöglich it, eine Herrichaft auszuüben, 
d. h. durch eine einfeitige Willenserklärung die der Territorial- oder Perſonal— 
hoheit des Staates unterworfenen Perſonen rechtlich zu verpflichten.?) Die 
Herrichaft, der Verwaltung tjt thatſächlich und rechtlich begrenzt. Thatſäch— 
lich iſt ſie auf das Territorium des Staates beſchränkt; die außerhalb des 
Landes ſich aufhaltenden Menſchen kann fie nicht zu einem dare, facere, 
praestare zwingen. Rechtlich ijt die Verwaltung durch die Rechisordnung 
beengt, ſie ſteht unter dem Rechte, wie jeder Unterthan. Wenn ſie einſeitig 


3) Sepdel. die deutſche Reichs- und Staatsangehörigkeit, Annalen 1876 S. 144. 
) Ge. vom 1. Juni 1870 3 6. 
) Schmitthenner, Srundlinien des allgemeinen Staatsrechts, S S. 316 u. 462. 
Laband, Staatsrecht des deutſchen Reiches Bd. I S 166 und bei Mara wardjen 
Bd. II Abth. 184 ©. 34; Gareiß, allg. Staatörecht ebenda Bd. I Abth. 1, $ 64 ©. 165; 
Sarwey, württ. Ct-R. Bd. I $ 35 ©. 165; Edg. Löning, deutſches Ber. R. ©. 246, 
Dagegen haben ſich erklärt ©. M ever, Lehrb. d. deutſchen Staatörehts $ 76 ©. 167 und 
Zorn, StR, des deutichen Reihe $ 16 N. 5, ©. 28. 

) Bergl. die Ausführung Yaband's Bd. II ©. 212 und bei Marauardjen Bd. 11 
Abth. 18 11 ©. 97; dann Stengel, das öffentliche Recht und die Verwaltungsgerichts— 
barkeit in Eljah-Lothringen, Annalen des deutichen Reiches 1876 ©. 897; Bareis, Allg. 
St⸗R. 9 ©. 27. 
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einen der Staatsgewalt Unterworfenen zu einer Leiftung verpflichten will, fo 
vermag jie dies nur auf Grund gejegliher Ermächtigung. Seydel,') 
welcher den Vertrag bejonders Far als ein Inſtitut des allgemeinen 
Rechts hervortreten läßt, hat dieſer rechtlichen Abgrenzung der Herrichaft des 
Berwaltungswillens folgende Faljung verliehen: „Wo der Herricher annehmen 
fann, daß er auf dem Wege freiwilligen Uebereinfommens ſich genügende 
Leiltungen für das allgemeine Intereſſe fichern werde, wird er feine 
gejegliche Verbindlichkeit aufitellen, jondern dem Vertrage Spielraum laſſen.“ — 

Die herrſchende Lehre verhält fich ablehnend gegen eine Uebertragung 
des Bertrags auf das üffentlichrechtliche Gebiet. So erflärt Gerber in 
jeinem Buche „Ueber öffentliche Nechte“: „Der Vertrag ift durchaus pri- 
vatrechthicher Natur, er ijt wejentlich Bindung des individuellen Willens 
Einzelner” (S. 40) und für das Gtaatsrecht fügt ©. Meder?) hinzu: 
„Es gibt nur eine einzige jtaatsrechtliche Form, in welcher fich die 
VBerwaltungsthätigkeit gegenüber dem Einzelnen äußert, die Form der 
Verfügung.“ 

Das Bedenken, welches die Schriftiteller abhält, den Vertrag für eine 
„allgemeine juriftiiche Kategorie von Nechtsgefchäften des verſchiedenſten In— 
haltes“ ®) zu erklären, bejteht darin, daß nach übereinftimmender Anficht ein 
begriffliche® Clement des DBertrags in der Koordination oder Gleich— 
berechtigung der Contrahenten Liegt.*) 

Auch wir treten diefer Anjchauung bei. Koordination oder Gleich: 
berehtigung ift der Ausdruck für die Selbjtändigfeit und gegenjeitige 
Unabhängigkeit zweier Willen. Der Vertrag ift die Uebereinftimmung 
der Erklärungen zweier gegenfeitig jelbjtändiger Willensjubjefte, welche vor 
der rechtserzeugenden Macht im Staate mit der Kraft begabt ijt, die von ihr 
beabjichtigte Nechtswirfung in der Welt der Thatſachen zur Erjcheinung 
fommen zu lajien. 

Dem Herricher ala Gejeggeber gegenüber ift der Staatsangehörige 
nur Objekt der Herrichaft.e Durch Rechtsjag vermag der Herricher jeden 
zur Verwirklichung der Staatszwede beitragenden, die Unterthanen verpflich- 
tenden Befehl zu erlajien. Im abfoluten Staate ift der Unterthban auch 
gegenüber der Berwaltung nur Gegenjtand der Staatsgewalt. Im Ber: 
fafjungsjtaate aber ijt neben dem Herrichaftsinterefje auch noch durch Geſetz 
das Intereſſe der Unterthanen anerfannt dadurch, daß in bejtimmten Richtungen 
die individuelle Willensiphäre gegen Einwirkungen von Seite der Staatsver— 
waltung geſchützt ift; mit andern Worten: der Verwaltung gegenüber ift der 
Unterthan nicht blos Dbjeft von Rechten, fondern feine natürliche Handlungs- 


1) Seydel, allg. Staatälehre ©. 51. 

?) G. Meyer in den Annalen des deutihen Reiches 1878 ©. 384 bei der Beiprehung 
des Laband’shen Reichsſtaatsrechtes; vergl. auch Pözl in der kritifchen Vierteljahrsjchr. Bd. 18, 
S. 557. 

2) Stengel, Annalen des deutihen Neiches 1876 ©. 898, 

* So Hänel, Studien zum deutichen Staatsrecht Bd. I (1873) ©. 33: „Die Gleich— 
berehtigung der Vertragſchließenden gegen einander ift vorausgejegt;" G. Meyer in den 
Annalen 1876 ©. 671 und 1878 ©. 384: „Staat und Individuum find feine coordi« 
nirten Subjefte, wie wir jie auf dem Gebiet des Privatrechts vor uns haben;* Zorn, 
Reichsitaatsreht Bd. I ©. 105: „Der Vertrag jegt immer gleichberechtigte Kontrahenten 
boraus;“ Schulze, deutiches StR. Bd. I $ 129 ©. 321: „Auf dem Gebiete des öffent- 
lidyen Rechtes können Staat und Privatmann nicht als gleichberechtigte Kontrahenten bes 
tradhtet werden.“ 





nn 


nad) deutichem Staatöredıt. 121 


freiheit ijt bejchirmt durch geſetzliche, der Verwaltung gezogene Schranken, 
welche man mit einem irreleitenden Ausdrude ') ald Grundrechte des Staats— 
bürgers bezeichnet. Soweit und folange der Herricher durh Rechtsſatz 
die freie Willens: und Rechtsſphäre des Einzelnen anerkennt und jchügt, it 
der Staatsangehörige unabhängig gegenüber der Berwaltung, aljo fann 
die Verwaltung mit ihm nur Berträge ſchließen, d. h. nur unter feiner Zu— 
ſtimmung ihm Pflichten auferlegen; wenn daher Zorn‘) jagt: „auf dem 
Gebiet des öffentlichen Rechts ijt der Staat jeinen Unterthanen gegenüber 
niemals vertragsmäßig, d. i. nebengeordnet, jondern immer nur gejeglich, d. i. 
übergeordnet thätig“, jo bezieht jich dies nur auf den SHerricher, welcher 
Rechtsnormen jchafit. 

Offenbar it aber die rechtliche Unabhängigkeit von der Berwalt: 
ung bei demjenigen gegeben, der auch nicht vom Herrſcher als Gejetgeber 
abhängt, d. i. dem Ausländer. Wenn zwijchen diefem und der Verwaltung 
eine Rechtsbeziehung eintritt, jo kann diefe nur durch beiderfeitige freie Willens: 
beitimmung herbeigeführt fein, aljo jteht der Ausländer dem Herricher foor: 
dinirt oder gleichberechtigt gegenüber. Wenn Jemand in einen Staat eintritt, 
fo ijt die auf Diefe Nechtswirfung gerichtete Uebereinjtimmung des jtaatlichen 
und des individuellen Willens die Vereinbarung zweier foordinirter Subjefte; 
fie „beruht nicht auf der Erfüllung einer Bitte des Einzelnen durch den 
Staat”, wie G. Meyer?) meint. Das ‚Geſuch“, welches die Perſon, die in 
die Staatliche Gemeinjchaft aufgenommen werden will, nothmwendigermweije bei 
der zuftändigen Behörde einreichen muß, bat nicht blos den Charakter einer 
Bitte, aljo einer Willensäußerung ohne jegliche Rechtswirkung, ') jondern, wenn 
diejelbe um Verleihung der Staatsangehörigfeit nachjucht, Fe jie nicht 
blos Rechte, auf die fie an fich feinen Anfpruch bat, vielmehr erbietet fie fich 
auch zugleich, die Pflichten zu übernehmen, welche dem Staatsangehörigen 
fraft Geſetzes obliegen. 

In diefer Weije wohl fann man auch auf ftaatsrehtlihem Ge— 
biet von Gleihberehtigung der Kontrahenten reden. Mit Diefer 
Erörterung haben wir zualeih das am Ende der hiſtoriſchen Darjtellung 
gegebene Berfprechen eingelöft, diefen Punkt einer näheren Erwägung zu unter: 
ziehen. 

Wenn alfo der Bertrag eine Rechtseinrichtung ſowohl des privaten als 
des öffentlichen Rechtes ift, jo drängt fich nur die Frage auf: Welches Moment 
enticheidet darüber, ob der Vertrag ein öffentlicher oder ein privater tjt? 

Innerhalb des Zivilrechts werden die Verträge, jomweit fie rechtsbe- 
gründend find — und dieje intereijiren uns hier allein —, nad) dem Inhalt 
des erflärten Willens unterjchieden. Sit 3. B. der Willensinhalt der 


!) Bergl. Gerber, „Ueber öffentlihe Rechte“ S. 78 und Grundz. des Staatsrechts 
SION. 5 und $ 17; Seydel, Staatslehre S. 49 ff.; Saband, Bd. 18 15 ©. 149, 
und Leuthold, das öffentliche Intereſſe in. den „Annalen“ 1884 ©. 365. Neueſtens tritt 
Edg. Löning, deutſches Verwaltungsrecht ©. 11 fi. u. S. 812 mit Gierfe (n Shmol- 
ler's Jahrb. f. Geſetzgebung, Verwaltung u. Volkswirthſchaft. Neue Folge VIL, ©. 1132 ff.) 
wieder für ein Recht auf Freiheit, d. h. auf ungehinderte Verfügung über ſeinen Körper 
und ſein Vermögen ein, als deſſen Ausübungen Gewerbebetrieb, Reiſen u. ſ. w. erſcheinen. 

2) Zorn, Staatsrecht des deutſchen Reiches Bd. I S. 105. 

2) G. Mey er in den Annalen des deutichen Reiches 1878 S. 384 und 1880 ©. 350 
und 351, 

9 Gerber, öffentl. Redte ©. 27 und Grundz. des Staatörechts $ 11 Mote 4: 

„Bitten iſt feine Rechtshandlung.“ 
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Art, daß er ein väterliches Gewaltverhältniß begründet, jo jpricht man von 
einem familienrechtlichen Vertrag. 

Dasjelbe Prinzip gilt zur Trennung von öffentlichem und privatem Necht. 
Der Inhalt des Nechtsgejchäftes wird, wie wir oben gejehen haben, von 
dem Zweck des rechtlichen Vorgangs bejtimmt. Dieſer ift: ein Rechtsver— 
hältniß zu begründen. Nechtsverbältnilje aber werden darnach unterjchieden, 
in weſſen Intereſſe fie bejtehen, ob im Intereſſe des Staates oder in dem des 
Einzelnen. Alſo ergibt fich die Natur eines Vertrags aus dem Inhalt 
des zu begründenden Nechtsverhältnijjes. Die bei Abjchluß eines 
pactum receptionis beabfichtigte Nechtswirfung iſt die Eigenjchaft, Staats- 
angehöriger zu fein, darum ift der Vertrag ein jtaatsrechtlicher. 

Sit nun das Nechtsverhältniß, welches durch den Willensfonjens 
entjteht, von ftaatsrechtlich-privatrehtlidh gemijchtem Charakter, fo 
ift eben auch der Vertrag ein gemiichter, ein contractus mixtus. Es 
liegt dann ein Vertrag von verjchiedener, theils jtaatsrechtlicher, theils 
privatrechtlicher Wirkung vor. Dies ijt deshalb möglich, weil der Bertrag 
ein Inſtitut des über den Unterjchted von öffentlichem und privatem echt 
erhabenen allgemeinen Nechtes ilt.!) Die beiden Nechtswirfungen, welche 
ein und derjelbe Vertrag hervorbringt, find nicht ohne inneren Zufammenhang. 
Sie find dadurch verbunden, daß fie einer Duelle, dem nämlichen Vertrags: 
willen entjpringen. 

Nach alledem iſt hier ein ähnliches Verhältniß gegeben, wie wenn man 
inforrefter Weife von einer verjchiedenen Persönlichkeit des Herrſchers jpricht. 
Man redet auf dem Gebiet des Finanzrechtes von der öffentlichen und privaten 
Perfönlichkeit des Staatsoberhauptes. Im erjteren Fall meint man den Herr: 
cher ala Subjekt der Finanzgewalt, im anderen als Subjeft des Staatäver: 
mögens; immer aber iſt es dieſelbe Perſon, von der geiprochen wird, es 
werden nur verjchtedene Eigenichaften derjelben hervorgehoben, eine prinzipale 
und eine accejjorische.?) 


Il. Der den Staatsdientt begründende gemifchte Vertrag im Allgemeinen. 
s 4. 

Nach diefen grundlegenden Erörterungen gilt e8 die Frage zu beantworten, 
auf welche rechtliche Weije das Staatsdienjtverbältniß entiteht. 

Wir haben gejehen, daß dasjelbe ein gemischtes Rechtsverhältniß ift. 
Alſo muß auch die Rechtsform jeiner Begründung eine gemijchte 
jein, d. h. eine folche, welche ſowohl öffentliche ala private Verhältniſſe in's 
Leben zu rufen geeignet ift. 

Aus dem oben Bemerften ergibt ſich, daß Nechtsverhältniije beider Art 
entweder unmittelbar kraft Nechtsiages, d. h. in Folge einer objektiven, vom 
Willen der Betheiligten unabhängigen Thatjache entitehen, oder vermittelft 
eines einjeitigen oder mehrjeitigen Nechtsgeichäftes begründet werden. 

Il. Das Staatsdienftverbältniß it, wie früher ausgeführt, in erjter Linie ein 
Pflichtenverhältniß, das fi in feinem Kernpunkt als eine öffentlichrechtliche 


N Vergl. Leuthold in den Annalen 1884 ©. 357 u. 367: „Es gibt eine Anzahl 
grundlegender Rechtsſätze, welche jowohl für das öffentliche als für das Privatrecht gelten. 
Hieher gehören die Grundjäge über die Rechtsnormen (Nechtöquellen) und über die Entjteh- 
ung und Endigung der Rechtsverhältniſſe.“ 

9, Siehe über dieje Frage Schulze, Yehrb. des deutſchen Staatsrechts I $ 204 ©. 576. 
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Pflicht zu perſönlicher Dienſtleiſtung, alſo zu einem facere manifeſtirt. 
Andererſeits muß eine Verwaltungsverfügung, welche einer Perſon die Leiſtung 
von Dienjten oder Sachgütern auferlegt, immer auf einem Rechtsſatz baſiren. 
Alſo läßt fich unſere Grundfrage zumächjt darauf beſchränken, ob dieſe 
Pflicht, der Verfügung des Herrſchers über die Arbeitskraft des 
Diener? Folge leijten zu müſſen, auf einem Nechtjaß oder auf einem 
Bertrag beruht. 

Die Antwort muß das pofitive Necht geben. 

1. Die Lage eines Jeden, der im Intereſſe eines Anderen thätig iſt, 
läßt ſich dahin kennzeichnen, daß derſelbe ſich im Zuſtand einer rechtlichen 
Beſchränkung ſeiner perſönlichen Freiheit befindet. Die Handlungs— 
freiheit hat der Menſch von Natur, nicht vom Rechte. In Hinblick gerade 
auf die Verwendung der Arbeitskraft erſcheint dieſe Freiheit als die Frei— 
heit der wirthſchaftlichen Bewegung; denn die Arbeitskraft iſt eben das Mittel, 
wirthſchaftlich thätig zu ſein, d. h. für die Befriedigung ſeiner Bedürfniſſe zu 
ſorgen. Es liegt darin die Freiheit der Erwerbsthätigkeit, die Freiheit der 
Berufswahl und des Gewerbebetriebs. 

Dieje perjönlihe Handlungsfreiheit ift im Verfafjungsitaate gejeglich ge— 
Ichüst, indem diejelbe in der Verfaſſungsurkunde garantirt wird. So ſagt 
die preußiſche Verfaſſungs-Urkunde von 1850 in Art. 8: „Die perſön— 
liche Freiheit iſt gewährleiſte. Die Bedingungen und Formen, unter 
welchen eine Beſchränkung derſelben zuläſſig iſt, wird durch das Geſetz 
beſtimmt“; Art. 24 der württembergiſchen Verfaſſung vom 25. September 1829 
lautet: „Der Staat fichert jedem Bürger Freiheit der Berjon“. ') 

Dieſe Rechtsjäge bilden Schranfen für die vermwaltende Thätigfeit des 
Negenten. Soll den Unterthanen eine Pflicht zur Dienftleiftung auferlegt 
werden, jo muß Dies mittels Geſetzes gejchehen, und, da die angegebenen 
Grundſätze meiſt in Verfaſſungsgeſetze niedergelegt find, unter Einhaltung der 
Formen, welche für Veränderung der Verfaſſung vorgejchrieben find. ?) 

Will man alfo nahweijen, daß der Staatsdienjt in Deutſch— 
land auf Geſetz berubt, daß der Eintritt in demjelben die Erfüllung einer 
Unterthanenpflicht ift, jo muß fich eine befondere geſetzliche Vorſchrift 
in den einzelnen Staatsrechten finden, welche durch eine derartige Beitimmung 
eine Ausnahme von der verfajjungsmäßig garantirten allgemeinen Handlungs: 
freiheit jchafft. Eine darauf abzielende geſetzliche Norm kennt das deutjche 
Recht nicht. Es mühte aber eine gejegliche fein; denn daß durch Gewohn- 
heitgrecht eine Abweichung von der VBerfafjung eingeführt werden fünnte, ift 
deshalb nicht wahrjcheinlich, weil wohl auf dem Standpunft der modernen 
Rechtsentwicklung im öflentlichen Necht gewohnheitsrechtliche Normen, welche 
ein Geſetz in jeiner Wirfung bejchränfen oder gar aufheben würden, zu den 
größten Seltenheiten gehören.?) In dem Zeitalter des Gejeggebens, in welchem 
wir leben, läßt fih in Bezug auf das öffentliche Hecht nur denken, daß 
neben und innerhalb des Geſetzes Gemwohnheitsrecht zur Anerkennung 


) Vergl. des weiteren Sachſen-Altenburgiſches Grundgeſetz vom 29. April 1831 
8 62 „der La andesangehörige bat... das Ned, 1“ zu jedem a — Gewerbe nach 
Be Wahl zu bejtimmen“ ; bayer. V.U. Tit. IVS 8, ſächſ. Vell. 
2 Vergl. ©. Meyer, deutſches Staatsrecht 5 317 Note 3. 
) Vergl. Meyer, deutiches StR. $ 16 u. deutiches Verw-R.18 3 © 9; Leuthold 
in den "Annalen 1884 ©. 808; Gaupp, StR. des KR. Württemberg bei Marquardien 
Bd. IH. 1. Hibbd. 2. Abth. ©. 158 Anm. 1. 
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fommt, nicht aber gegen das Geſetz. Ganz abgejehen davon haben die Ver: 

fafjungsurfunden — und mit Berfajjungsgejegen haben wir es hier zu thun — 

ihren Beitimmungen gegenüber fpäter ſich bildendem Gewohnbeitsreht von 

vornherein jede Geltung verjagt;') was jpeziell die ung interejjirenden Bor: 

ichriften über die Freiheit der Unterthanen anlangt, jogar ausdrüdlich feit- 

gelest, daß eine Beichränfung der individuellen Freiheit nur auf gejeglichem 
ege erfolgen fann.*) 

Andererjeit3 ergibt ſich aber, daß der Herrſcher durch eine gejeßliche 
Vorichrift jederzeit für den Unterthanen eine Pflicht zum Eintritt in den 
Staatsdienft aufſtellen kann.“) Aber aus dieſer Möglichleit darf man 
nicht auf die Wirflichfeit jchließen. 

2. Nicht blos aus dem Mangel eines jolchen gejetlichen Rechtsſatzes im 
deutſchen Reichs- und Landesrecht erflärt ji das Nichtvorhandenfein einer 
jtaatlihen Zwangspflicht, jondern auch aus dem Umjtand, daß nach deutjchem 
Necht auch Nicht: Neihs- und Staatsangehörige im Dienjte des Reiches oder 
eines Bundesjtaates angejtellt fein fünnen.*) Es bejtehen feinerlei bejondere 
Nechtsjäge für die Anftellung von Ausländern; auch fie werden mitteljt eines 
Beitallungspatentes in den Staatsdienft aufgenommen. Fremde im Reichs— 
dienfte, welche nicht die Staatsangehörigfeit erwerben fünnen, find bejonders 
die Wahlfonfuln, und gerade in Rückſicht auf dieje bejtimmt eine faiferliche 
Verordnung vom 23. November 1874,) daß alle Konjuln ein Eaijerliches 
Beitallungspatent erhalten. 

3. Ein dritter Beweisgrund, den ſchon Mody) angeführt hat, ergibt jich 
aus dem Staatädienerrecht jelbit, indem fait alle Yandesjtaatsdienitgejege aus— 
drüclich die Befugniß des Staatsdieners anerkennen, ohne jede weitere Voraus 
ſetzung jeine Entlafjung zu nehmen.) Würde eine allgemeine Unterthanen= 
pflicht bejtehen, Staatsdiener zu werden, jo wäre damit auch nothwendig die 
Pflicht gegeben, Staatsdiener zu bleiben, denn einer gejeglich auferlegten 


') Bergl. Meyer, StR. $ 16 ©. 28. 

2) Vergl. auch oben ©. 117. — Ein ſehr lehrreiches Beiipiel, wie eine Beſchränkung 
der allgemeinen Handlungsfreiheit nur durch Geſetz erfolgen kann, gibt Gareis, Allg. St.= 
NR. $ 48 ©. 132, wo er Ichildert, in welcher Art der Staat dem Intereſſe der Boltsbildung 
dient. Boltsihulzwang, Zwang der Verleger zur Ablieferung der bei ihmen erichienenen 
Werfe an die Staatsbibliothet und Fortbildungsſchulzwang find nur „durd die Gejeggebung 
möglich“. 

») Seydel, allgem. Staatölehre ©. 59 und Meyer, deutiches Staatöreht $ 145 


4, Siehe oben $ 42. 

5, Neichtgejepblatt S. 135 und Zorn, das deutſche Konjularreht in den Annalen 
1882 ©. 425 und 423. 

) Moy, bayeriſches Staatsrecht 1840—43 Bd. I ©. 319, dann Sarwey, württ. 
Staatörecht Bd. I $ 116 ©. 275 und Gerber, Staatöreht $ 37 Mote 3. 

) Bayer St.D.Edikt $ 22A; württemb. St-DeG. $ 21, Vgl he, 8 
bad. Geſer vom 26. Mai 1876 Art. 5 und des weiteren Meyer, Lehrb. d deutſchen —— 
rechts $ 152 Note 1; nur das preuß. allg. L.“R. II Tit. 10 $ 95 und 96 ſchränkt dieſes 
Recht dabin ein, daß die Entlaſſung verſagt werden kann, „wenn daraus ein erheblicher 
Vachtheil für das gemeine Beſte zu bejorgen ijt“. Im Uebrigen hat diejer Rechtsſatz die 
Natur eines allgemeinen Gewohnheitsrechtes. Was dad Reichsrecht anlangt, jo fehlt ein 
ausdrücdlicher Rechtsſatz diejes Juhalts; nichts deſto weniger wird nach herrſchender Anſicht — 
nur Edg. Löning, Verw.R. S. 134 N. I weicht ab — jeder Reichsſtaatsdiener ſeine Ent« 
lajjung unbedingt nehmen fünnen. Es folgt dies aus $ 33, 75, 100 des Reich sb.Geſ. $ 33 
3. B. ſpricht von „Wiederanftellung von Beamten, welche aus dem Neichedienit freiwillig 
oder unfreiwillig ausgeichieden find“. Nur der Berufsoffizier hat kein formelles Recht, jeinen 
„Abſchied“ nad) Willfür zu verlangen j. Yaband IIIa ©. 235. 
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Verbindlichkeit kann ſich, ohne Unrecht zu thun, kein Unterthan entziehen, 
wenn anders er Unterthan bleiben will. 

So iſt es übereinſtimmende Anſicht der Staatsrechtslehrer, daß der Ein— 
tritt in den Staatsdienſt auf einem freien Willensakt beruht.) 

II. Auch die Aufnahme in den Staatsdienft beruht auf einem freien 
Willensentichluß des Herrſchers. Er ift Niemandem gegenüber gebunden, ihn 
anzujtellen. Wenn die Berfajiungsurfunden jagen: „Die öffentlichen Wemter 
find unter Einhaltung der von den Geſetzen feitgeftellten Bedingungen für 
alle dazu Befähigten gleich zugänglich”,?) oder: „Alle Staatsbürger... haben 
zu allen Zivil- und Militärämtern gleihen Anfprud,“?) jo will dies 
nicht bedeuten, daß für das Staatsoberhaupt eine Nechtspflicht bejteht, die 
Unterthanen auf ihren Antrag in den Staatsdienft aufzunehmen, fondern 
es ift ihm zur Pflicht gemacht, wenn er Staatsdiener anjtellt, ohne Anfehen 
der Berjon zu handeln, z. B. den Bürgerlichen nicht a limine von bejtimmten 
Stellen zurüdzumeijen und diefelbe dem Adel vorzubehalten. 

Es iſt jogar meiſt ausdrüdlic) der Verwaltung die Befugniß genommen, 
ih vertragsmäßig durch Anmwartichaften zu binden, d. h. ſich zu ver: 
pflichten, im Falle der Erledigung einer Dienftjtelle eine bejtimmte Perjon 
in den Staatsdienjt zu berufen.*) 

Der Staatsdienjt beruht alſo nad) jeiner verpflichtenden Seite auf 
einer beiderjeits freiwillig abgegebenen Willenserflärung.?) 

Il. Die Rechte des Staatödieners jind allefammt, wie wir erörtert 
haben, nur eine Folge aus dem primären Pflichtverhältniß; fie können aljo 
nicht anders entjtehen, als die Pflichten des Staatsdienerd. So liegt denn dem 

‚ ganzen Staatsdienjtwerhältniß die Lebereinftimmung zweier Willens: 
entſchlüſſe zu Grunde Der eine Entjchluß geht dahin, eine Perſon in die 
rechtliche Stellung eine Staatsdiener8 aufzunehmen, der andere, in dieſe 
Stellung einzutreten. Es ift die Willenseinigung zweier von einander 
unabhängiger Redhtsjubjefte, gerichtet auf die Begründung eines 
Rechtsverhältnijjes und mit der Kraft ausgejtattet, dieſes Verhältniß 
wirflih zu erzeugen; aljo liegt ein Vertrag im Nechtsfinne vor und zwar 
ein jog. gegenjeitiger, d. h. mit gegenjeitig verpflicdhtender und 
bere&htigender Wirkung. 

Daran, daß der Staatsdienjt feiner Begründung nad ein Vertrags: 
verhältniß ift, ändert der Umſtand nichts, daß er feinem Inhalte nah aus 
Öffentlichen und privaten Befugniſſen zuſammengeſetzt ift. Der Vertrag iſt 
eine allgemeine Rechtsform, anwendbar zur Erzeugung von Rechten und 
Pflichten, gleichviel welcher Rechtsſphäre diejelben angehören, der öffentlichen 


Pözl, Lehrb. d. bayerischen Verfajjungsrechtes 5. Aufl. $ 181 Anm. 1; Sendel, 
allg. Staatslehre ©. 60; Meyer, deutiches Staatsreht $ 145 ©. 364; Laband, Bo. I 
$ 37; Zorn, R.St.R. Bd. IS. 231; Schulze, deutiches StR. I, $ 129 ©. 321; 
Gareid a. a. ©. $ 64, Stengel in den Annalen 1876 ©. 897. 

2) Preuß. Verf. Art. 4, bayer. Berf. Tit. IV $ 5, ſächſ. Verf. Art. 34, württ. 
Berf. Art. 22. 

%) Bad. Verf. vom 22. Aug. 1818 $ 9; ferner württ. Verf. Art. 44 und Sadjen- 
Altenburgiiche Verf. Art. 61. 

% 3.8. bayer. Berf.-Urf. Tit. III $ 5, ſächſ. ©t.-D.-G. von 1835 8 8; ſiehe Meyer 
St.R. $ 145 N. 12 ©. 365. 

5) Schon v. d. Bede, von den Staatsämtern und den Staatödienern ©. 131: „Das 
ganze Recht des NRegenten auf bejondere Dienjtleiftung beruht einzig und allein auf der 
freyen in dem Dienftvertrag ausgedrüdten Einwilligung des Diener.“ 
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oder der privaten. Mag auch die Willenichaft gezwungen jein, das Staats- 
dienftverhältniß zur rechtlichen Erklärung in einzelne Theile zu zerlegen, es 
it dDoh nur ein einiges Nechtsverhältnig, alfo wird es durch Einen 
MWillensaft begründet. Herrſcher und Individuum wollen nicht zwei Rechts— 
verhältnijje zum Entjtehen bringen, ein öffentliches und ein davon getrenntes 
privates, fondern das Eine Staatsdienftverhältniß, welches nur der Wiljen- 
jchaft eine ſtaats- und eine privatrechtliche Seite darbietet; fie jchließen nicht 
zwei Verträge ab, jondern nur Einen Doppeljeitigen Bertrag, einen 
gemijchten Vertrag. 

Ein Analogon bietet die Enteignung. Auch ie wird durh Einen Aft 
der Verwaltung Ein NRechtöverhältnig mit gemiſchtem Inhalt begründet: 
Der Enteigner erhält den üöffentlichrechtlichen Anſpruch auf Erwerb eines 
dinglichen echtes, der Erpropriat einen privatrechtlihen Anjprud auf Erſatz 
des ihm entzogenen Vermögenswerthes. Durch das erite Hecht wird ein 
öffentliches Interejje anerkannt und geichügt; das andere Forderungsrecht hat 
zwar feine äußere Veranlafjung in dem Umſtande, daß einer Perſon im 
öffentlichen Intereſſe ein Vermögensrecht entzogen wird, aber der innere 
Grund Ddiefes Rechtes, der Zweck desjelben ijt das Privatintereſſe dejien, 
dem ein Vermögensrecht tweggenommen wird.') 


$ 45. Beweis aus dem pofitiven Nechte. 


Wenn der Nehtsgrund des Staatsdienjtes ein zweiſeitiges Rechts— 
geichäft jein fol, jo muß fich dies aus den Rechtsſätzen, welche den Staats: 
dienſt regeln, entnehmen laſſen. 

I. Das ſächſiſche Staatsdienergejeh vom 7. März 1835 bejtimmt in 
feinem legten Artikel, $ 52, über die Anwendbarkeit des Geſetzes: „Gegenmwärtiges 
Geſetz iſt auch auf die bereits angeftellten Diener, ſoweit darin nicht aus— 
drüdlich für jelbige die frühere Rechtsverfafjung beibehalten worden oder den— 
jelben vertragsmäßige oder ſonſt befondere Zuficherungen ertheilt find, 
anzuwenden.“ 

Ein Beiſpiel für ſolche „vertragsmäßige Zuſicherungen“ gibt $ 57 Abſ.2 
der württembergiſchen Verf.Urk. und der an deſſen Stelle getretene 
Art. 48 des St.:D.:G. vom 28. Juni 1876. Derfelbe bejtimmt, daß, wenn 
ein Mitglied des geheimen Raths entlajjen wird, ohne daß Dienjtesentfernung 
gegen dasjelbe gerichtlich erfannt wäre, dasjelbe die Hälfte feiner Bejoldung 
behält, „jofern dem einen oder anderen nicht durch Vertrag eine andere 
Summe, welche jedoch zwei Drittel des Gehalts nicht überjteigt, zugejichert 
worden iſt“. Das württ. Gel. vom 29. März 1865 betr. die Abänderung 
einiger gejeglichen Beitimmungen über die Bemeſſung der Quiescenzgehalte 
hatte ausdrücklich vorgejchrieben, daß dieſe Zuficherungen „nur bei der An: 
ttellung als Staatsrath erfolgen können“. *) Ein joldyer Vertrag kann 
aber nur der Staat3dienftvertrag jein oder ein während des Beſtehens des: 
jelben abgeſchloſſener Vertrag; jedenfalls ergibt ſich, daß über die jtaats- 
dienerlichen Rechte rechtswirkſame Verträge abgeſchloſſen werden.?) 


) Vergl. Meyer, deutſches — — I $ 101, ©. 269 u. 270. 

2) Vergl. Heberle a. a. D. ©. 

*) Wenn das Reihögejep dom N Ipril 1881 betr. die Fürſorge für die Wittwen und 
Waiſen der Reichsbeamten in Art. 21 ausſpricht, daß die den Hinterbliebenen des Beamteu 
zu willigenden Wittwen- und Waijengelder nicht hinter dem Betrage zurück bleiben jollen, 
weldyer denjelben nad) den vor Inkrafttreten des Geſetzes geltenden Beſtimmungen hätte ge- 
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Die angegebenen Beitimmungen beziehen fih nur auf die privatredht- 
lihe Seite des Dienjtverhältnijes, wo an und für fich jchon die Gegner 
der Bertragstheorie') der Vereinbarung einen gewilien Spielraum laſſen. 
Ging doch Gerber in jeiner Monographie über die öffentlichen Nechte joweit, 
daß er, nur um feinen öffentlichrechtlichen Vertrag annehmen zu müſſen, für Die 
itaatSrechtliche Seite des Staatsdienjtes einen einfeitigen jtaatsrechtlichen Akt 
zur Grundlage nahm, während er für die privatrechtliche Seite des Verhältniſſes 
einen Bertrag als die rechtliche Bafis binjtellte. „Die materiellen Beding— 
ungen, unter welchen jemand einen Staatsdienft annimmt, jtellt der Staat 
als Fiskus häufig unter privatrechtlicher freier Uebereinkunft mit dem 
Einzelnen feſt. Dadurch wird das Staatöbienjtverhältuiß jelbjt nicht in das 
Bereich des Privatrechts verjegt. Die Legitimation zur Öffentlichen Funk— 
tion, das Recht auf diefe und die daraus hervorgehende Verpflichtung 
wird nicht durch Vertrag, jondern durch einen jtaatsrechtlichen Akt begründet."?) 
Später hat Gerber dieſe Duplizität des Nechtsgrundes befeitigt und, indem 
er den Bertrag auf dem Gebiete des Staatsrechtes nur ala vor bereitendes 
Element zuläßt,?) Ddenjelben auch beim Staatsdienjt für die jtaatsrechtliche, 
wie für die privatrechtliche Seite in die Engagementsverhandlung, d. h. in 
das Stadium der Einleitung einer Anftellung zurüdgedrängt. Das ganze 
Nechtsverhältnig entjteht alfo durch Verfügung; der Vertrag ift für die Be- 
gründung ohne jede rechtliche Bedeutung. 

ll. Es muß aber von jener Seite auch zugejtanden werden, daß nicht 
blos über die Privatrechte des Dieners Verabredungen jtattfinden können, 
jondern auch über die öffentliche Seite des Verhältniſſes. 83. B. fann ein 
aus dem Ausland berufener Gelehrter zur Bedingung feines Eintrittes machen, 
daß er nicht an eine andere Stelle verjegt werde. Hiedurch wird das Recht 
des Negenten, über die Arbeitskraft diefes Mannes zu verfügen, bejchränft. 
Nach der herrichenden Lehre hat ein jolches Uebereinfommen nur thatſäch— 
lihe Wirkungen, d. h. daß jein Inhalt zum Inhalt des betreffenden Staats: 
dienjtverhältnifieg wird, hat allein in der darauf erfolgenden Anftellungs- 
verfügung, alfo in einem einfeitigen Staatsaft feinen Rechtsgrund. 

Wenn wir dagegen Diejer Verabredung direkte rechtliche Wirkung  bei- 
legen, um eine einfachere Erklärung geben zu fünnen, jo finden wir uns auch 
bier, wie bei unjerer Auffaſſung von der Entſtehung der privatrechtlichen 
Theile des Staatsdienitverhältniijes, in Einklang mit dem Gejeggeber, indem 
diejer auch der öffentlichrechtlichen Seite des Staatsdienjtes den Vertrag zum 
rechtlichen Fundamente gibt. 

Ein Beweis dafür iſt uns $ 32 des Neichsb. Anscheinend 
allerdings bildet er ein Argument für die Behauptung, dat dem Staatsdienft 
ein eimjeitiger Staatsaft ala Rechtsgrund diene, aber die Motive bemweilen 


währt werden müjjen, wenn der Beamte vor diejem Zeitpunfte gejtorben wäre, jo kann es 
mit den früheren Beitimmnngen nur vertragsmähige meinen, und Thu dichum 
Annalen 1881, Kommentar zu dieſem Geſetz, S. 563) theilt auch mit, daß der Vertreter des 
Bundesraths erklärt babe, es jeien bier Fülle in Niüdjicht gezogen, wo „einzelnen Beamten 
bei ihrer Aufnahme in den Reichsdienſt bezüglich der Reliften-Berjorgung beitimmte Zu— 
jiherungen ertheilt worden“ jeien. Ebento jpricht Art. 122 des württ. ©t.-D.:®. von 
derartigen „Berträgen”. 

' Vergl. oben $ 29 diejer Abhandlung. 

?, Siehe Gerber, Ueber öffentliche Rechte S. 40 und die Kritif von Seydel, allg. 
Staatälehre ©. 60 u. 61. 

% Gerber, Staatöreht S. 17 $ 6 u. $ 37 Anmerkung 1. 
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das Gegentheil. Der S jagt: „Die Entlafjung der auf Probe, auf Kündigung 
oder jonjt auf Widerruf angejtellten Beamten erfolgt durch diejenige Behörde, 
welche die Anjtellung verfügt hat,“) d. h., wie aus den Motiven hervor: 
geht, Durch die Behörde, welche im Namen des Herrſchers den Dienjtvertrag 
abgejchlofjen hat, denn die Motive bemerken: „Abj. I des $ 32°) bejtimmt 
die Behörde, welche zur Ausübung des vertragsmäßigen Rechtes der 
Kündigung u. j. mw. gegen einen derartig angejtellten Beamten befugt fein 
ſoll“ (S. 35). 

II. Schon oben in $ 32 haben wir bemerkt, daß die neuere Staats— 
dienjtgejeßgebung von dem Grundjaß ausgeht, für alle Staatsdiener einheit- 
liche Normen aufzuftellen ohne Rüdficht auf die Art der Dienjte, mag aud) 
den höheren Angejtellten eine bejondere Bezeichnung gegeben fein.) Die 
Motive das Reichs b.-Gejeges heben ausdrüdlich hervor: „Einen Unterjchied 
zwijchen oberen und unteren Behörden, wie er in manchen Staat3dienjtgejegen 
gemacht wird,*) macht der Entwurf nicht” (S. 30). Bemweismaterial hiefür 
liefern Die dem $ 2 des Reichsb.-Geſ. beigegebene Ueberſicht über die auf 
Widerruf und Kündigung anzuftellenden Weichsbeamten und die zwei mit 
Geſetzeskraft ausgejtatteten Beilagen zu Art. 2 des württ. St.-D.-G. „über 
die Beamten, welche auf Lebenszeit und diejenigen, welche unter dem Vorbe— 
halt einer vierteljährigen Kimdigung angejtellt“ werden®), nicht minder die 
Anlage I zur badischen landesherrlihen Berordnung vom 7. Juni 1876, 
welche bejtimmte, auf welche Klajjen von Angejtellten das Geje vom 26. Mai 
1876 Anwendung zu finden hat. In dieſen Katalogen finden ſich alle Klaſſen 
von Staatsdienern vertreten; fie find alle „angejtellt“, die rechtliche Natur 
ihres Dienjtverhältnifjes iſt ein umd Diejelbe. 

Sn der dem Reichsb.Geſ. beigegebenen Tabelle nun tritt die Vertrags: 
Grundlage des Staatsdienjtes befonders hervor. Sie unterscheidet ein „Probe— 
anſtellungsverhältniß,“ ein „Kündiaungsanitellungsverhältniß“ 
und ein „feites Anſtellungsverhältniß““). Daß dieſe drei Arten von 
Anſtellungen auf Bertrag beruhen, erläutert diefe Ueberficht an den Nechts- 
verhältnifien der Beamten für die Verwaltung der Neichseifenbahnen in Eljaß- 
Lothringen.) Es heißt daſelbſt: „Sämmtlihe Subalternbeamte treten in der 
Negel zunächſt in ein Probeverhältniß von 6—12 Monaten, während 
welcher Zeit fie ohne weiters entlajjen werden fünnen, falls fie ſich für den 
Eijenbahndienft nicht eignen, demnächſt durch Abihluß eines Dienſt— 
vertrags in ein Kündigungsverhältniß mit 1—6 monatlicher Kündig- 
ungsfriit und erfolgen definitive Anjtellungen erjt dann, wenn Die 
Betreffenden durch djährige zufriedenftellende Dienftzeit ihre praftifche Be: 


) Ebenjo württ. ©t.:D.-®. $ 2 

2) Ein zweiter Abſatz wurde Reichstag nicht angenommen, j. Kanngießer, 
Kommentar zum R.B.G. in Kortkampfs Archiv des deutichen Reiches Jahrg. vi ©. 677. 

) 3.8. in Baden „Staatsbeamte” oder „Staatädiener“ gegenüber den „Angejtellten“, 
j. Gejeg vom 26. Mai 1876 $ 1 u. 20, wo von dem Mebertreten der „Angejtellten“ 
in den „eigentlichen Staatsbien it" die Rede ift. Vergl. das Nähere bei Schentel, StR. 
des Großh. Baden $ 28 bei Marquardſen, Bd. III, 3. Hlbbd. 3. Abth. 

Vergl. 3. B. des ſächſ. &t.-D.:G. von 1835 $ 2 Ziff. 3 u. 5. 

5) Siehe Annalen des deutjichen Neidyes 1876 ©. 353 ff. und Heberle, Kommentar 
©. 167 f.; zu leßterem Sarmwey, St. N. des K-N. Württemberg Il $ 115 ©. 263, 

6, ©. 3. B. Annalen 1876 ©. 355 und 356: „Die PBojtamtsajjijtenten werden gegen 
dreimonatliche Kündigung angejtellt.“ 

) Ebenda ©. 356. 
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fähigung für den Eijenbahndienft dargethan haben. Beim Eintritt in ein 
Probe, Kündigungs- oder fejtes Anſtellungsverhältniß wird die 
Zeit etwaiger Beichäftigung bet dem Bau oder Betrieb einer deutfchen Staats— 
bahn als Dienjtzeit in Anrechnung gebracht. Ob und in welchem Umfange 
eine gleiche Beichäftigung im Dienjt einer Privat-Eifenbahngefellichaft in 
Anrechnung zu bringen ift, unterliegt der jedesmaligen befonderen Ber: 
einbarung.* Soviel ergibt fich aus dem Angeführten: In jedem der drei 
Fälle liegt der Abſchluß eines Vertrages vor. 

Nach dem angegebenen Prinzip ift es nur für einen nominellen Unter: 
ichied zu halten, wenn die Verordnung des norddeutichen Bundes vom 29. Juni 
1869, betr. die Kautionen der bei den Verwaltungen der Poſt, der Tele: 
grapbie und des Aichungswejens angestellten Beamten, in Art. 4 be 
jtimmt, daß den „Unterbeamten“ und den „Eontraftlihen Dienern“ ges 
ftattet werden kann, die Beihaffung der Kaution durch Einbehaltung von den 
monatlichen Gehaltsbezügen zu bewirken.) Auch die Unterbeamten find mittels 
eines Dienjtvertrages aufgenommen. 

IV. Weitere Unterftügung finden wir in Ausdrud und Inhalt der Staats- 
dienjtgejege einiger Eleineren Staaten Deutſchlands. Diejelben bezeichnen das 
Rechtsverhältniß, in welchem der Staatsdiener jteht, als „Dienjtverband“ ?), 
eine Benennung, welcher der Gedanfe vorjchwebt, daß das Nechtsverhältniß 
durch eine Berbindung zweier Willenserflärungen, durch eine Willenseinigung 
zu Stande fommt, jo daß alſo „Dienftverband“ im Sinne von Dienjtvertrag 
verwendet iſt. Auf eine vertragsmäßige Form der Begründung des Staats: 
dienjtverhältnifjes weist dann insbejondere die Art und Weije hin, wie dieſe Staats— 
rechte das Zuftandefommen des Dienftverbandes des Näheren jchildern. Sie 
erflären: Der Dienftverband wird „geſchloſſen“ durch „Behändigung” des 
Anjtellungsdefretes, durch „Annahme“ des Dienftpatentes, durch „Behändig- 
ung und Annahme“ °), zugleich bejtimmend, daß diefe Annahme nad) Ablauf 
einer bejtimmten Friſt in Ermanglung einer ablehnenden Erklärung als ftill- 
ſchweigend erfolgt erachtet werde‘). 

V. Das jtärkjte Argument für die Bertragsnatur des Staatsdienſtes 
fünnen wir den Nechtsnormen entnehmen, durch welche die dienjtliche 
Stellung der Kapitulanten näher bejtimmt wird. 

Alle Perfonen des Soldatenjtandes, alle Militärperfonen find Staats— 
diener im weiteren Sinne, fie jtehen in einem Dienftverhältniß zum Herrſcher 
für Erreichung der Staatszwede. Aber ein Theil fteht im Dienjte kraft ge— 


n) Bergl. Thudihum in den Annalen 1876 ©. 345; ebenfo die Verordnung betr. 
„die Kaution der bei der Militär: und Marineverwaltung angejtellten Beamten vom 
5. Zuli 1871* (Thudichum, S. 348) Urt. 3 und die Verordnung vom 14. Juli 1871 betr. 
Uenderung einiger Beitimmungen in der Verordnung vom 29. Juni 1869 über die Nautionen 
der Poſtbeamten Art. 1. 

*, Sadhijen-Altenburgijches Ge. v. 8. Oft. 1861, dazu Sonnenfalb, altenb. 
Staatäredht bei Margquardien, II. ı. 2.8.73; An haltiniſches Gej. v. 22. Dez. 1875, 
dazu Pietſcher, andalt. St.-R. bei Marquardjen II. u. 1. ©. 140; Braunſchweig— 
iſches St.-D.-G. vom 12. Oft. 1832, Hiezu Otto, braunihmw. StR. bei Marquardien 
II. ı. 1. © 113; Schwarzjburg-Sondershaujen Gef. v. 26. Mürz 1850, hiezu 
Shambad, gleihn. St-R. bei Marquardjen II. u. 2. ©. 160. 

5 Bergl. die vorige Note und Bömers, St.:R. des Fürſtenthums Schaumburg-Lippe 
bei Marquardien IM. ın. 1.©. 173; ferner St.-D.-®. v. Shwarzburg-Rudoljtadt 
v. 1. Mai 1850 $ 6 und 9. 

% Braunſchweig St.:D.-G. v. 12. Ott. 1832; Oldenburg St.D.G. vom 28. 
März 1867 Art. 18. 
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jeglicher Berpflihtung und nur die berufsmäßigen Offiziere im Gegen— 
ſatz zu den Reſerve- und Landwehroffizieren und die Kapitulanten leiſten 
einen freiwillig übernommenen Staatsdienit, find Militärjtaatsdiener im 
technischen Sinne.') 

Die Beitimmungen über die Dienftverhältnifje der Kapitulanten find im 
deutjchen Reihe thatjählid und materiell übereinjtimmendes 
Recht. Eine Kabinetsordre des Königs von Preußen vom 8. Juni 1876°) 
hat die vom preußijchen Kriegsminifterium ausgearbeiteten „Bejtimmungen 
über Sapitulationen” genehmigt. Diefe Borichriften haben dann in allen 
Bundesftaaten Geltung erlangt, welche die Verwaltung ihrer Kontingente dem 
König von Preußen abgetreten haben, denn damit wurde zugleich dag den 
einzelnen Gliedern nach der Reichsverfajlung Art. 63 Abſ. 5 formell zuftehende 
Armeeverordnungsrecht auf den König von Preußen übertragen.) Sadjen 
und Württemberg, welche fich in ihren Konventionen mit Preußen reip. 
dem norddeutichen Bund*) neben einer eigenen Militärverwaltung jenes formelle 
Verordnungsrecht vorbehielten, erließen gleichlautende Beſtimmungen; in gleicher 
Weife ging Bayern”) vor, melches zufolge des Vertrags vom 23. Nov. 
1870 1185 3. 1 ıumd 3 fogar das materielle Verordnungsrecht fich er: 
halten hatte. Für die kaiſerliche Marine endlich haben diefe VBorjchriften 
Kraft zufolge einer faiferlichen Kabinetsordre vom 29. Auguft 1876. 

Die betreffenden Regeln find alſo ſchon dadurch von bejonderer Bedeutung, 
daß fie ſich als materiell gemeines deutiches Neichörecht präfentiren.®) 

Die erjte Beltimmung lautet: „Mannfchaften, welche nach erfüllter aktiver 
Dienftpfliht freiwillig im altiven Dienjt verbleiben wollen, müſſen mit 
dem betreffenden Zruppentheil oder der betreffenden Militärbehörde einen 
Ihriftlihen Vertrag (Kapitulation) abjchließen, Durch welchen fie ſich 
zum Weiterdienen auf eine bejtimmte Zeit — in der Regel mindejtens auf 
ein Jahr — verpflichten“. Zu wiederholten Malen wird dann vom „Ab— 
Ihluß einer Kapitulation“ ($ 2 und 7), vom „Kapitulationsvertrag” (S 11), 
von dem „echt, ſich jederzeitige Kimdigung der Kapitulation freizubes 
halten,” geiprochen. ($ 12). 

Auf die Freiwilligkeit der Leitung zeigen ferner Beftimmungen, tie 
diefe: „Daß nämlich fein Truppentbeil mit Kapitulanten eines anderen Truppen: 
theils ohne Zujtimmung des legteren behufs Gewinnung derjelben in Ber: 
bindung treten darf“ (8 8). 

Die gegenjeitige Willensunabhängigfeit, alfo die Gleichberechtigung der 
Kontrahenten fommt zum Ausdrud in $ 4: „Wünfchen nach Ablauf der Kapi- 
tulationgzeit beide Theile die Kapitulation zu erneuern, jo... .“ 

Aucd über die Form des Vertrags finden fi) VBorichriften. Beide Theile 
geben ihre Erklärung jchriftlic in einer ganz bejonderen Form ab. Ein 
Offizier nimmt eine jogenannte Kapitulationsverhandlung auf. Die Perſon, 
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N Vergl. die Ausführungen Laband's Bd. II. a ©. 209 ff. 

?) Vergl. die Militärgeſetze des deutſchen Reichs mit — herausgegeben auf 
Veranlaſſung des königlich preußiſchen Kriegsminiſteriums 1877 Bd. . 291 fi. 

3, Vergl. darüber Laband, III a ©. 25. 

Militär-Konvention zwiſchen Preußen und Sachſen vom 7. Februar 1867 Art. 2 
und — dem norddeutſchen Bund und Württemberg vom 21/25. Nov. 1870 Art. 10 
und 15. 

°; Verordnung vom 14. Juli 1876 (bayeriihes Militär-VBerordnungsblatt ©. 438). 
®) Selbitveritändlich nur joweit, als jie wirklich Rechtsregeln find; denn die Bejtimm: 
ungen jind zum Theil auch nur Vorſchriften an die Berwaltungsorgane. 
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welche kapituliren will, erklärt zu Protokoll des Offiziers. Für dieſes Proto— 
koll iſt folgendes Schema angegeben: „Der Gemeine X will eine Kapitulation 
eingeben. Derjelbe erflärt: ich Fapitulire vom... bis . . . mit dem Ne: 
giment I) und erfläre, daß ich dieſen Entſchluß ſelbſtändig und nad) reiflicher 
Ueberlegung gefaßt habe.” Dann folgen die das Verhältniß des Kapitulanten 
regelnden Borjchriften als Bertragsbedingungen und zum Schluß heißt es: 
„Indem ich mich diefen Bedingungen ausdrücklich unterwerfe, bitte ich zu 
meiner Kapitulation die hohe Bejtätigung einzuholen.” 

Der andere Kontrahent ift der Befehlshaber des Truppentheils; er iſt 
durch $ 2 ermächtigt zum Abjchluß in der Form der Betätigung der Kapi— 
tulationsverhandlung. „Die erfolgte Bejtätigung wird dem Stapitulanten be— 
fannt gemacht”, aljo ift der Vertrag perfekt, ſobald derjenige, welcher kapitu— 
liren will, von der Beftätigung Kenntniß erhält ($ 2). 


III. Die einzelnen Bertragselemente. 
$ 46. 
l. Die Perfonen des Bertrages. 


Die rechtliche Beichaffenheit des Entjtehungsgrundes des Staatsdienjtes 
tritt noch mehr hervor, wenn wir unterfuchen, ob der Thatbeitand, an welchen 
als an die Urjache die Entjtehung des Staatsdienjtverhältnifjes als Wirfung ſich 
fnüpft, auch die einzelnen Erfordernifje des Vertragsbegriffes enthält. 

Wenn ein Vertrag giltig fein, d. h. die beabfichtigte rechtliche Wirkung hervor: 
bringen joll, müjjen die Subjefte des Vertrags vor Allem natürlich und 
rehtlih handlungsfähig jein. 

Der eine Kontrahent ift im Prinzip immer dieſelbe Perjönlichkeit, der 
Herricher; denn überall, wo er in concreto nicht als Vertragstheil erſcheint, 
ſchließt eine andere Berfon den Bertrag nur in Stellvertretung ab, alſo mit 
der rechtlichen Wirkung, als hätte der Herrjcher feinen eigenen Willen erflärt. 
Natürliche Handlungsfähigfeit des Herrichers nad Natur und Recht voraus: 
gejeßt, hindert nichts, daß derſelbe in Perſon Anjtellungsverträge abſchließt. 
Allein davon hält ihn die Maſſe der von ihm zu löſenden Aufgaben ab. So 
iſt der Herrſcher trotz vorhandener natürlicher Willensfähigkeit gezwungen, 
Andere mit der Befugniß auszuſtatten, in ſeinem Namen Staatsdienſtverträge 
einzugehen. Dies ſind die „Anſtellungsbehörden“, als welche $ 3 des ſäch— 
fiihen ©t.-D.©. vom 7. März 1835 diejenigen bezeichnet, „bei denen das 
Beitallungsdekret ausgefertigt wird“. Dieje Delegation iſt jo häufig, daß die— 
jelbe jogar in den Legaldefinitionen des Staatsdienerbegriffes erjcheint. So 
jagt dag württembergijhe St.-D.-G. in Art. 1: „Beamter im Sinne 
des gegenwärtigen Gejeges ijt jede Perſon, welche in dem Staats: oder öffent— 
lihen Schuldienfte durch den König oder eine höhere Staats= oder Schul. 
bebörde angejtellt ift,“ ") ebenjo das ſächſiſche Geſetz SL: „Als Staatsdiener 
im Sinne dieſes Öejeges find nur Diejenigen anzujehen, welche zu einem Dr 
lihen Amt vom König oder den dazu beauftragten Staatsbehörden. 
eingeſetzt ſind;“ oder die Faiferliche Verordnung vom 23. Nov. 1874 betr... 
die Anftellung der Neichsbeamten $ 3: „Die Anjtellungsurfunden der übrigen 
Neichsbeamten werden im Namen des Kaiſers von... . dazu ermächtigten 
Behörden ertheilt“. 


2) Bergl. auch das badijche Geſetz vom 26. Mai 1876, 
9* 
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Fit der Herricher wegen mangelnder Willenskraft regierungsunfähig, jo 
ichließt der „Regent“ in derjelben Weiſe wie der Herricher felbjt,') im Namen 
desjelben kraft gejeglicher Ermächtigung die Verträge ab. 

Der andere Kontrahent kann jede beliebige Berjon fein, welche die Fähig- 
feit hat, Willenserflärungen mit rechtlicher Wirkung abzugeben, aljo ſich durch 
Verträge wirkſam verpflichten kann. Sie muß daher millensfähig und recht- 
lih handlungsfähig fein. Das Staatsdienftrecht enthält feine bejonderen Vor— 
ſchriften.) Deshalb gelten die im Privatrecht ausgebildeten Normen des allge: 
meinen Rechts über die VBorausjegungen eines giltigen Bertragsabjchlufjes in An— 
jehung der Perſonen des Vertrags, 3. B. hinfichtlich der Pubertät, Großjährigfeit 
und Selbjtändigfeit gegenüber der elterlichen Gewalt, ähnlich wie dies bei der 
Beitimmung der Prozeßfähigfeit nah $ 5l der R.C.P.O. der Fall ift. 
Diefe Meinung ift um jo mehr gerechtfertigt, ald der Vertrag, welcher den 
Staatsdienjt begründet, zum Theil dem Privatrecht angehört.?) 


847. 
2. Der Inhalt des VDertrages. 


Der Inhalt eines jeden Vertrags ergibt fi) aus deſſen Zwed. Der 
nächſte Zwed des Anftellungsvertrages ift, das Staatsdienſtverhältniß ins 
Leben zu rufen. Sehen wir davon ab, wie der Staatsdienjt im pofitiven 
Necht gejtaltet ift, jo drängt ſich die Frage auf: Warım will der Vertrag 
gerade dieſe Wirkung hervorbringen ? 

Die Beantwortung diejer Frage führt uns auf den natürlihen Grund 
des Staatsdienjt® in abstracto. Dies ift das Intereſſe an Vermehrung 
der den Staatögefchäften zugewandten Arbeitskraft. Dasfelbe läßt fih nun 
dadurdy erreichen, daß ſich andere Individuen zu einem facere für den 
Staat verpflichten. Thatjächlich hätte die Verwaltung die Macht, den Dienit 
mittelit Zwangs herbeizuführen, aber rechtlich ijt fie daran gehindert. Alſo 
muß jie es zu einer freiwilligen Unterwerfung Anderer unter ihren Willen 
bringen, muß fich mit ihnen vertragen. Dies verfucht fie dadurch, daß fie 
dem Individuum aus der Unterwerfung Bortheile verfpricht.*) 

Die causa, warım fih das Individuum berbeiläßt, einem Anderen 
die Beitimmung über jeinen Willen einzuräumen, ift zum Theil ein Streben 
nach Ehre, bejonders aber ein Streben nach Vermögenserwerb. 

Herricher und Individuum find bemüht, ſich Bortheile zu verſchaffen, in— 
dem jie Bortheile gewähren und fo gegenfeitig ih durd) Gewährung der 
Vortheile dem Willen des Anderen unterwerfen. 

Bortheile kann man aber einem Dritten nur dadurch zukommen laſſen, 
daß man über eigenes Gut verfügt. Wer immer ein Nechtögejchäft ala ver- 


) Es müßten nur beſondere Beſtimmungen beſtehen, wie es im Falle einer Regent— 
ſchaft zu halten ſei. So dürfen nach der bayeriſchen Verf-Urk. Tit. II $ 18 während 
der Reichsverweſung alle nicht richterlichen Staatsämter nur proviſoriſch beſetzt werden. Vgl. 
darüber Seydel, bayeriſches Staatsrecht I ©. 483 ff. 

2) su Laband Bd. 16. 406 Note 1 und Kanngieher, Kommentar a. a. D. 
©. 583 i. 

 Vergl. au Sarmwey, Staatsreht des Königreihs Württemberg Bd. II. $ 116 
©. 276. Ueber die anzumwendenden Redtsgrundiäge ſ. Roth, Syſtem des deutjchen Privat 
recht? 1. $ 65 ©. 378 fi; II. $ 164 ©. 338 und $ 200 ©. 468. 

#) Bergl. Seydel, Staatälehre ©. 36. 
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pflichteter Theil jchließt, disponirt über feine Freiheit: und Rechtsiphäre, über 
jeine förperlichen und geijtigen Fähigkeiten. 

Der Herricher hat nun die Mittel, um den Beltrebungen der Menfchen 
nah Ehre und Bermögen entgegenzufommen. Die Ehrung, welche der Negent 
Jemandem widerfahren läßt, ſteht über den Ehrenbezeuaungen aller anderen 
Menschen. Das Individuum dagegen verfügt über feine Willensfreiheit in 
Bezug auf die Anwendung feiner Urbeitsfähigfeit, die ja dem Staatsoberhaupt 
von großem Nußen it. 

Diejes gegenfeitige Inausſichtſtellen von Vorteilen, wie e8 eben den 
Bertragsverhbandlungen eigenthümlich ift, kommt auch in den Geſetzes— 
motiven zur Daritellung. 

S 38 des Reichs b.Geſ. z. B. ftellt jedem Beamten, welchem neben feinem 
Hauptamt eine etatmäßige Stelle als Nebenamt bleibend verliehen tft, einen 
Penfionsanfpruch auch für diefes mit dem Nebenamt verbundene Einkommen 
in Ausfiht. Dazu bemerfen die Motive‘), daß es dem Intereſſe 
Des Reichs entipreche, die Uebernahme von reichsdienftlichen Nebenämtern 
durch Beamte der einzelnen YBundesjtaaten nicht zu erjchweren, jondern viel- 
mehr möglichit zu fördern, denn durch eine derartige Heranziehung von Landes— 
beamten zum Reichsdienſt werde der Streis, aus welchen das Reich geeignete 
Kräfte fürfich gewinnen fünne, erweitert, und e3 twerde zugleich die Noth— 
wendigfeit vermieden, Stellen, welche entweder zur Zeit oder dauernd Die 
Arbeitskraft eines Beamten nicht volljtändig in Anſpruch nehmen, aus Reichs: 
fonds mit höheren Gehältern zu dotiren. 

Nach S 51 desjelben Geſetzes wird den gefandtichaftlichen und bejoldeten 
Konjulatsbeamten, welche in bejtimmten außereuropäiichen Yändern Verwendung 
gefunden haben, die daſelbſt zugebrachte Dienjtzeit bei der PBenfionirung doppelt 
angerechnet. Als Grund dafür geben die Motive an: „Solche Beamte werden 
der Heimat meift auf viele Fahre entfremdet und jedenfall® mehr als in Europa; 
aljo dürften fie für das dadurch gebrachte Opfer billigerweile ſchadlos zu 
balten jein, wenn anders die Gewinnung tüchtiger Kräfte für dergleichen 
Poſten nicht in Frage geitellt werden ſoll.“ (Motive S. 38.) 

Die Art und Weiſe nun, in der Regent und Individuum zur Gewinnung 
von Vortheilen über ihre Güter verfügen, fommt an fih rechtlich zum Aus: 
drud in der Lebernahme von bejtimmten Pflichten durd die Abgabe 
von Berjprecen bejtimmten Inhalts, welche von der anderen Seite ang e— 
nommen werden. 

Allein Schon oben?) haben wir den Inhalt des Staatsdienftverhält- 
niljes gefchildert, ohne von irgend welchen Verjprechen und deren Annahme 
zu reden, indem wir demjelben aus geſetzlichen Normen entnahmen. 

Diefer Umjtand, daß der Staat3dienjt feinem Inhalt nad objektiv: 
rechtlich geordnet ift, führt uns auf das zweite Erforderniß, das an einen 
giltigen Vertrag gejtellt wird: Sein Inhalt, alſo der in dem Vertrag hervor— 
tretende Wille der Parteien, muß dem objektiven Rechte „genehm“ fern.?) 

Daß man gerade die rechtliche Zuläffigfeit des Inhalts befonders be— 
achten muß, tritt far vor Augen, wenn man bedenkt, daß der Abichluß des 
Anftellungsvertrags von Seite des Herrjchers ein Berwaltungsaft ijt und 


N Drudj. des Reihätags 1872 Bd. I. Nr. 9 ©. 38. 


?) Siehe $ 34 diefer Abhandlung. 
>) Windicheid, Wandelten I. $ 70. 
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die Verwaltung die auf Erreichung der Geſammtintereſſen gerichtete poſitive 
Thätigkeit des Staatsoberhaupts innerhalb der geſetzlichen Schranken 
iſt. Es fragt ſich alſo, ob die den Staatsdienſt ordnenden Rechts— 
regelnabſolutes Recht find, d. h. jede Willkür der Parteien ausſchließen. 

Die Staatsdienerpflichten, welche wir aufgezählt haben, haben wir 
alle als wefjentliche Beltandtheile des Verhältniſſes bezeichnet. Soll alfo 
das Staatsdienjtverhältnig zu Stande fommen, fo muß der Diener dieje 
Pflichten auf fich zu nehmen veriprechen; das gleiche ift der Fall mit dem 
einen Theil der ftaatsdienerlihen Rechte. Nur die nähere Beltimmung, ob 
dem Diener ein Anfpruch auf Unterhalt zufommt und in welcher Höhe, 
fann als die Feſtſetzung eines unmejentlichen Elements der Vertragsfrei:- 
heitüberlajjen fein. Ebenfo läßt das objeftive Hecht für einige andere minder 
wichtige Punkte der Vereinbarung freien Spielraum, ') 3. B. für die Beftimmung 
der Dauer des einzelnen Verhältmiſſes. 

Der Grund, warum der Vertragswillfür ein jo geringes Feld offen ge— 
laſſen ift, liegt nahe; er ijt in der primär ftaatsredtlihden Natur 
des Staatsdienftes zu fuchen. 

Die Geſetzgebung bat einen anderen Umfang auf dem Gebiete 
Öffentlicher Angelegenheiten, einen anderen bei Regelung von 
Privatverhältnijfen. 

Die Privatrehtsordnung bat zur Bafis das Prinzip der allgemeinen 
Handlungsfreiheit. Die Menichen erjcheinen bier als unverbunden einander 
gegenüberjtehende Individuen. Jeder ift auf die Verfolgung feiner perjön- 
lien Intereſſen bedacht; er will daher feinen Willen zum Herrn beſtimmter 
Gegenftände der Außenwelt machen, eine Willensherrichaft über die Natur 
begründen. Ein BZufammenftoß der Handelnden wäre, weil fie denfelben 
Gegenjtänden in egoiftiicher Abficht zuftreben, unvermeidlich, alfo muß der 
Herricher an dem Punkt, wo ein Widerftreit der Intereſſen möglich wäre, 
friedeftiftend eingreifen, indem er den Handlungen der Einzelnen und damit 
ihren Intereſſen beſtimmte Grenzen zieht.) Innerhalb diefer Grenzen läßt 
der Herricher den Einzelnen gewähren, jtellt ihm die Wahl der Mlittel für 
Erreichung feiner Zwede anheim. 

Unders verhält es ſich auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts. Die 
erste Aufgabe des Herrichers it auch bier, die Geſammtintereſſen gegenüber 
den Einzelinterefien abzugrenzen. Allein dies ift nicht die einzige Auf: 
gabe der öffentlichen Rechtsordnung. Wie der Einzelne für feinen befchränften 
Kreis von Geihäftenin Verfolgung feiner bejonderen Intereſſen 
gewiljen Grundjäßen folgt, jo Stellt auch der Herricher für das jtaatliche 
Handeln in Wahrnehmung der Gelammtinterefien bejtimmte Regeln auf, durch 
Geſetz, wenn er ſich ſelbſt, durd Verordnung, wenn er nur die ihm 
unterjtebenden Berwaltungsorgane binden will. 


", Ein dispofitiver Rechtsſatz iſt z. B. $ 2 des Neidhsb.-Gei., welcher beftimmt, daB 
die Anstellung al3 auf Lebenszeit at sion gilt, wenn in dem Anjtellungspatent nichts 
Bejonderes feſtgeſetzt ift, oder Art. 22 des Württembergijhen St-D.-G., wonad) 
"der Beanıte, welcher aus dem Dienſte freiwillig jcheiden will, jeine Pienjtgejchäfte noch jo 
lange fortführen muß, bis ür deren anderweitige Wahrnehmung gejorgt üt, jedoch feines: 
falle, jofern nicht bei jeiner Anftellung etwas anderes bejtimmt ift, länger 
als ein Vierteljahr zurüdgebalten werden darf. 

2) Siche Seydel, Staatslehre S. 20 und 38, dann Geyer, ana dh bei 
v. Holgendorfi, Enz. der Rechtswiſſenſchaft, Syit. Theil S. 54, Laband lll b 
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Unter den ftaatlichen Intereſſen ift es meben dem Intereſſe an den nöthigen 
materiellen Gütern ein beſonderes „Hilfsintereffe“,') die zur Führung der 
jtaatlichen Gefchäfte nothwendigen Arbeitskräfte bereit zu haben. Die auf 
Erreihung diejes Intereſſes gerichtete Thätigfeit äußert fich unter Anderem in 
dem Abjchluß von Staatsdienjtverträgen. Täglich fommt die Verwaltung in 
die Lage, ſolche Verträge einzugehen, weil ein ununterbrochenes Bedürfniß be- 
jteht, den Staatsgefchäften Arbeiter zuzuführen, Würde hier in jedem konkreten 
all die Regelung des Staatsdienjtsverhältnifies dem fubjektiv wechjelnden 
Ermeſſen des Herrichers oder der an feiner Statt handelnden Verwaltungsbe— 
hörden und der Bereinbarung der Verwaltung mit den Staatsdienjtadfpiranten 
überlaljen bleiben, jo könnte der Zweck des Staatsdienftes, welcher in der 
Förderung der ftaatlichen Intereſſen bejteht, Leicht verabjäumt werden; das 
jubjeftive Wollen könnte das objektive Ziel, die Staatswohlfahrt, verfehlen. ) 
Es iſt aber von Nutzen für die Geſammtheit, wenn die zur Erfüllung der 
Staatsaufgaben zu berufenden Individuen beſtimmte Eigenſchaften haben, 
ihnen beſtimmte Handlungen und Unterlaſſungen zur Pflicht gemacht und be— 
ſtimmte Rechte eingeräumt werden. Damit ſo die vom öffentlichen Zwecke 
dieſer Verträge geſtellten Anforderungen im einzelnen Falle erfüllt werden, 
ſchreibt das Staatsoberhaupt auch für dieſe Verwaltungsthätigkeit durch Geſetz 
oder Verordnung generell ein beſtimmtes Verfahren vor, welches im konkreten 
Falle, ſoweit es geſetzlich fixirt iſt, auch von ihm, ſonſt nur von den Ver— 
waltungsbehörden zu beachten iſt. 

Die betreffenden Vorſchriften ſind zum Theil Vertragsbedingungen, 
zum Theil Vertragsbeſtimmungen, Bedingungen in der Art, daß der 
Herrſcher Thatbeſtände feſtſetzt, bei deren Vorhandenſein allein der eine oder 
andere Theil rechtlich giltige Verſprechen oder Annahmeerklärungen abgeben 
kann, Beſtimmungen in der Urt, Daß er das zu begründende Rechtsverhält— 
niß in abstracto normirt. 

1. Was die Anjtellungsbedingungen angeht, jo ilt die Freiheit 
der Berwaltungsbebörden gegenüber der Erklärung des Kandidaten, dem 
Staat feine Kraft für die Führung von Staatsämtern zur Berfügung jtellen 
zu wollen, dahin beichränft, daß die Annahme des Verjprechens nur erfolgen 
darf, wenn die Anftellung der Perſon dem jtaatlichen Intereſſe ent- 
ſpricht. Ein bejonders gutes Beispiel hiefür iſt die Kabinetsordre vom 
8. Juni 1876 über die Sapitulationen. In 8 2 beitellt der Herrſcher die 
Organe, welche zum Abjchluß von Kapitulationen ermächtigt werden, in $ 3 
gibt er die Borausjegung an, unter welcher die Behörden die ihnen delegirte 
Befugniß ausüben jollen: fie follen als SKapitulanten nur Mannſchaften 
annehmen, Durch welche ein wejentliher Nußen für den Dienst zu 
erivarten ilt. 

Allgemein präfumirt wird, daß die Dienftleiftung einer mit einer ent- 
ehrenden Kriminalſtrafe bereits belegten Perſon nicht von Vortheil für den 
Staat ſein fünne;?) deshalb iſt es ogar zu einer geſetzlichen Vorausſetzung 
für die Anftellung erhoben worden, daß der Kandidat fich noch nicht eine 
jolhe Strafe zugezogen habe. 


) Gareis, allg. Staatsreht ©. 8 ff. 
2) Bergl. Zaband, 1 ©. 396 
2) Vergl. Reichsitraigefepbuch & 31, 34, 85. 
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Sonft find im öffentlichen Intereſſe für die Anstellung in bejtimmten 
Staatsverwaltungszweigen zur Sicherung tüchtiger Amtsverwalter Vorſchriften 
über einen zu dem betreffenden Dienft geeigneten Bildungsgang gegeben.') 


2. In Bezug auf den Gegenjtand der Bertragsberedung wurde 
ſchon hervorgehoben, daß dem üffentlihen Zweck des Staatsdienſts zufolge 
für die öffentlichrechtliche Seite des Verhältnifjes nicht der fubjeltive, wenn 
auch auf das dienftliche Intereſſe gerichtete Wille der Verwaltung maßgebend 
fein kann, jondern allein der objektive von perjönlichen Einflüffen des Augen— 
blid3 unabhängige Wille des Geſetzes. „Durch Verabredungen mit Privaten 
fann an dem Inhalt und Weſen desjelben (d. h. des in erjter Linie ftaats- 
rechtlichen Verhältnifjes) nichts geändert werden.“ ?) 


a) So erjcheinen die ftaatsdienerlihen Rechte und Pflichten ſtaats— 
rehtlihen Charakters nicht als rechtliche Folgen von Berjpreden 
und Annahme, jondern als Ausflüffe eines objektiv-rechtlich normir= 
ten Dienjtverhältnijjes, dejien Begründung das einzige ijt, was 
im Belieben der Parteien liegt. Der „Eintritt“ und die „Auf: 
nahme“ in den Staatsdienſt find freie Willensakte, aber das, was durch 
diefe Willenseinigung begründet werden foll, fteht objektiv-rechtlich feft 
und liegt aljo nicht in der Hand der Barteien.?) 

b) Der Gedanke, daß das öffentliche Intereſſe einen objektiv-rechtlich fixir— 
ten Inhalt des Vertrages verlangt, jet fich. in dem gejeglichen Beſtimm— 
ungen über die Dauer des Verhältniſſes fort, welchefallerdings zum Theil 
nicht mehr das jtaatsdienftlihe Intereſſe wahren wollen, jondern 
vielmehr jchon das fisfalifche, indem fie zu verhüten jtreben, daß die Penſions— 
laft des Staates allzuſehr wachſe.“) 

Die Anjtellung ijt theil eine ftändige, theils eine unftändige; die letztere 
ift die Anjtellung auf Widerruf, Kündigung oder auf bejtimmte Zeit. Rück— 
fichten der ſtaatlichen Gefchäftsführung Liegen der probemäßigen Anftellung 
von Staatödienern im Vermwaltungspdienjt’), der unbedingten Entlaßbar= 
feit der höchiten Staatsbeamten®) und der lebenslänglichen Anjtellung der 
Richter?) zu Grunde. 

Daß aber in Hinblid auf die Dauer des Verhältnijjes Vertragsfreiheit 
berrihen fann, dafür liefert das ſächſiſche St.-D.-G. von 1335 in $ 5 
eine treffende Belegjtelle, wenn es ausjpricht: „Demnächjt bleibt e8 den Be— 
hörden überlafjen, ſolche Diener, deren Dienjtverrichtungen eine höhere wiljen- 


1) Die im Reiche: ——— — 8 2 ff. enthaltenen Normen für die Ans 
jtellung im Richterdienſt binden als gejegliche Vorſchriften aud den Herricher. Von den auf 
dem Verordnungswege erlajjenen Bejtimmungen kann derjelbe jederzeit abgehen. 

) Schulze, deutjches Staatöreht Bd. I 129 ©. 321. 

’) Vergl. Seydel, allg. Staatslehre ©. 61 und Gareis, allg. Staatsrecht $ 64 
©. 165: „Durch einfeitigen Souveränetätsaft der Staatögewalt wird der Inhalt des zu 
begründenden Sewaltverbältniijes . bejtimmt, aber der Kintritt des Staatsdieners in den 
Staatödienjt erfolgt doch nur, weil auch er will.“ 

*) Aus diejem Grunde hat 3. B. das württ. St.-D.-©. in Art. 2 fejtgejept, in welchen 
Fällen Anjtellung auf Kündigung erfolgen. jol 

d) Bayer. St.:D.-Edift $ 2; ſächſ. St.-D.-G. $ 4; voldenburgifhes vom 28. März 
1867 Urt. 7 u. 8; bad. Verordnung vom 5. Febr. 1819 8 1; heſſ. Edit $ 4. Bergl. 
Löning, Verm. “RR. ©. 133 N. 4. 

Reichsb.-Geſ. $ 35 ni Thudihum, Annalen 1876 ©. 293; Meyer, StR. 
$ 153 ©. 393. 

i) R.G.V.G. 8 7. 
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Ihaftlihe Ausbildung nicht in Unfpruch nehmen, gegen einvierteljährige 
Kündigung anzujtellen.“ 

Was die privatrehtliche Seite des Staatsdienites anlangt, jo kann 
behauptet werden, daß grundjäglich für die Höhe des Schadenserfaganjpruches, 
wenn er in Averfionalfummen geleiltet wird, die Bertragsmillfür be 
itimmend iſt.) Für das dem Verhältniß nicht wejentliche Recht auf Bejoldung 
ergibt fich ebenfalls aus dem Wejen des Staatsdienftes fein Hinderniß Die 
Höhe dieſes Anſpruchs vertragsmäßig feitzufegen, ja es fann jogar 
durch Willensübereinfunft geregelt werden, ob dem Diener überhaupt 
ein Recht auf Bejoldung zukommen foll. 

Nur jelten ift die Höhe der Pauſchſummen für die im Dienjt gemachten 
Auslagen oder die Höhe der Gehalte geſetzlich feitgeftellt.?) Xiegt der 
Fall vor, jo fann dies in der Art des Dienjtzweiges, für deſſen Stellen fire 
Säge angebracht find, feinen Grund haben. In Baden 3. B. wurden die 
Bejoldungen der Richter durch ein Geſetz normirt.“) Sonſt jind allent- 
halben zur Sicherung eines geordneten Staatshaushalts Bejoldungs- 
tarife Durch allgemeine Verwaltungsverordnungen erlafjen, d. h. in Form 
einer Borjchrift an die Anjtellungsbehörden, im konkreten Fall die darin anges 
gebenen Gehaltsjäge in den Vertrag als vertragsmäßige Beitimmungen 
aufzunehmen. Der Herricher ſelbſt ift hier nicht an die Einhaltung der Sätze 
gebunden, jondern kann in jeden Falle davon abweichen, während bei gejeß- 
liher Negulirung dies nur unter Menderung des Gejeges möglich iſt. Dies 
bringt die föniglih bayerifche Verordnung, die Gehalte der Staats: 
diener betreffend vom 12. Auguſt 1876, klar zum Ausdrud. Sie jtellt „Ge— 
haltsnormen“ auf, aljo im fonfreten Fall anzumwendende Säße unter dem 
Beifabe, daß dadurch nicht das Recht des Königs berührt werde, „nad 

. Erforderniß des Dienjtes in einzelnen Fällen eine hievon abweichende 
Verfügung zu treffen“. 

Auch die Schriftiteller deuten darauf hin, daß nicht das Wejen des 
Bejoldungsanjpruches es ift, welches geſetzliche Negelung desjelben erfordert. 
So jagt Gerbert): „Keinem Zweifel jollte es unterliegen, daß die aus dem 
Beamtenverhältniß hervorgehenden privatrechtlihen Anſprüche auf Gehalt, 
Penjion, Wittwen- und Waifenpenfionen, Entjchädigung für dienjtliche Aus: 
lagen immer durch die gewöhnlichen Gerichte geichügt werden müßten, einerlei 
ob jene Anjprühe auf Geſetz oder bejonderem Vertrag beruhen.“ 
Laband bemerkt in jeinem Neichzjtaatsrecht Bd. Illa ©. 61: „Die Offiziere 
find ihm (dem militäriichen Dienjtheren) gegenüber zu den gejeglich normirten 
oder vertragsmäßig verabredeten Gegenleiftungen berechtigt.” Auch 
Seydel, allg. Staatälehre ©. 62 läßt herportreten, daß im Prinzip der 
Diener einen vertragsmäßigen Anſpruch auf eine bejtimmte Höhe des 


) Vergl. auch Löning, deutiches Verwaltungsreht S. 120, N. 1. 

2) 2. N Neihsgejep vom 30. Juni 1873 über die Bewilligung von Wohnungsgeld— 
zuſchüſſen an die Offiziere und Aerzte des Reichsheeres und der faijerlihen Marine, ſowie 
an die Reichsbeamten (j. Thudichum, Aunalen 1876 ©. 361). 

3) Bad. Gef. die Bejoldungen der Richter betr. dv. 29. März 1876 u. 20. Februar 
1879. In ähnlicher Weile hat das Württ. St.-D.-Gejeg in Art. 48 Marimaljäpe für 
die Ruhegehalte der Mitglieder des geheimen Raths gegeben. Ueber die jog. Etats der 
Normalgehalte welche das braunſchweigiſche Recht kennt, vergl. Otto, StR. des Hzgth. 
Braunihweig bei Marquardſen II. ı. 1. ©. 113 und 130. 

9) Gerber, Grundzüge des Staatsrechts $ 61 ©. 207. 
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feiner Exiſtenz nad) vielleicht gejeglich begründeten Beloldungsrechtes hat: 
„Der Beamtengehalt, der ja auch gejeßlich geregelt jein kann . . . iſt die vom 
Herricher als ſolchem gewährte Gegenleiftung für die öffentlichen Dienſte.“ 


Wie die Höhe der Anfprüche des Beamten auf Bermögensleiftungen 
grundſätzlich durch Vertrag feitgeitellt wird, jo fünnen dem Prinzip nach die 
Parteien auch frei über den Beginn diefer Rechte beitimmen. So jchreibt 
das ſächſiſche Gefeh vom 3. Juni 1876 in $ 43 vor: „Sit der Beginn 
der Dienftzeit nicht im Beftallungsdefret feitgeitellt, jo joll diejelbe in 
der Regel... von dem Tag an gerechnet werden, an welchem der Staats: 
Diener zu einer mit Staat3dienereigenjchaft verbundenen Stelle zuerjt ver: 
pflichtet worden ift.” Das Neichsb.-Gej. und das württ. St.-D.:G. ($ 4 
rejp. 10) ') bejtimmen, daß in Ermanglung bejonderer Feſtſetzungen 
der Anfpruch auf Gehalt mit dem Tage des Amtsantrittes beginnen joll. 


Das Nefultat ift alfo, daß die mwejentlichen Punkte des Vertragginhalts 
durch jus cogens ein für alle Male normirt find, ſoweit der Staatsdienit 
von jtaatsrechtlicher Beichaffenbeit ift. Nur die Herbeiführung der 
‚beabfichtigten, duch abjolutes Necht geordneten Nechtswirfungen ijt dem 
gemeinfamen Willen der VBertragspartei unterworfen; es jteht in ihrer 
Hand, ob fie „das“ Verhältniß, nicht aber, was für ein Verhältniß fie 
begründen wollen. 


Der zivilrehtliche Theil dagegen ift, eben mweil bei ihm das öffent: 
liche Snterefje weniger in Betracht fommt, prinzipiell in Begründung und 
Feſtſetzung des Inhalts von der Bertragswillfür beherriht. Ob der 
Staatsdiener ein Recht auf Entjchädigung und in welcher Höhe, ob er ein 
Recht auf Beloldung umd in welcher Höhe und von warn an haben foll, 
kann gejeglich bejtimmt fein, aber, joweit nicht das fiskaliſche Intereſſe 
anderes erfordert, find dieſe gejeßlichen Normen nur dispojitiver Natur. 
Gejeh und Bertrag fünnen ſich bier auch verbinden: durch Rechtsſatz fann 
vorgejchrieben jein, ob ein Staatsdiener, welcher zu einer gewiſſen Dienjtiparte 
berufen iſt, Anfpruch auf Tebenslänglichen Unterhalt befommen foll; durch 
Vertrag kann dann die Höhe der jährlichen Nente bejtimmt werden. 


A potiori fit denominatio. Der Staatsdienjt it primär ftaatsrecht- 
licher Art, in Folge deſſen gejeglich normirt, darum fpricht man allgemein 
niht von Begründung des Staatsdienjtverhältnijjes, womit fich der 
Gedanke an eine vertragsmäßige Negulirung der herbeizuführenden Rechts— 
wirfung verbindet, jondern von „Eintritt in den Staatsdienft”?) und 
von „Aufnahme“ in denfelben, wodurd ausgedrüdt ift, daß die Thätigkeit 
der Parteien vorzugsweije darin bejteht, daß fie ein abjtraft durch 
Gejeß geordnetes Verhältniß in conereto ins Xeben rufen. Mit 
anderen Worten: Der Staatsdienjtvertrag ift nur dann giltig, wenn fein 
Inhalt mit den das Staatsdienjtverhältniß normirenden zwingenden 
Rechtsſätzen in Einflang jteht.?) 


!) Vergl. ferner Meyer, StR. $ 145 N. 26. 

?) Bergl. z. B. R.BeG. $ 45 und die Fallung, welche Ed. Löning, Berw.-R. 
©. 119 unten diejem rechtlichen Vorgang gibt. 

’) Der Sap Edg. Löning's: „Soweit die Necdtöverbältnifie der Staatsbeamten durch 
objeftive® Recht normirt jind, kann dasjelbe durch den Vertrag nicht abgeändert werden“ 
(Verw.R. S. 120) hat nur Giltigfeit, wenn man abjolutes objeftives Recht vorausjegt. 
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$ 48. 
3. Die Willensbeltimmung. 


Wie von jedem Nechtsgeichäft, jo gilt auch vom Anftellungsvertrag der 
allgemeinrehtlide Grundjag,') daß derfelbe nur dann rechtsgiltig iſt, 
wenn er in richtigem Bewußtſein von der Lage der Dinge, in ernſt— 
liher Abficht und mit dem freien Entſchluß, eine rechtliche Wirkung 
hervorzurufen, eingegangen wird. Demgemäß finden auch bier die Nechtsjäge 
über den Einfluß von Irrthum, Simulation, Zwang und Betrug auf die 
Giltigkeit der Rechtsgeſchäfte vollfommene Anwendung. ) 

Die Verwaltung will mit einer beſtimmten ei den Vertrag 
abjchließen und mit feiner anderen. Hält fie die Perfon, der gegenüber fie 
ihren Willen erklärt, für diejenige, mit welcher jie den Vertrag abzuschließen 
die Abjicht hatte, ift dieſe Berjon aber eine andere, jo Liegt ein Irrthum 
über die Identität der Perſon vor. Die Willenserklärung hat in Folge deſſen 
gegenüber einem anderen Individuum ftattgehabt, als gegenüber demjenigen, 
welchem der Vertreter der Verwaltung jeinen Willensentichluß erflären wollte, 
Jedenfalls ift dieſer Irrthum von Bedeutung für das AZurechtbejtehen des 
Vertrags. 

Meint die VBerwaltungsbehörde mit einem Manne abzufchließen, . welcher 
die für den Staatsdienſt vorgejchriebenen Eigenjchaften bat, z. B. Unbejcholten- 
heit oder die vorgejchriebene Bildung, find aber in Wirklichkeit dieſe Eigen- 
ſchaften nicht gegeben, jo liegt der Fall vor, daß die Behörde ihn gar nicht 
hätte anftellen fünnen, wenn fie von dem Nichtvorhandenfein dieſer weſent— 
lihen Eigenjchaften gewußt hätte. it Ddiefer Irrthum gar noch durch den 
anderen Kontrahenten in betrügerifcher Abficht hervorgerufen, jo entjcheidet 
das Recht des fontrahirenden Staates über die Wirkfjamfeit des Geſchäftes, 
weil in demjelben doch das Nechtsverhältniß feinen Sitz hat. 


$ 49. 
A. Die Form der Willenserklärung. 


Jedes Nechtsgeichäft ift eine Handlung, alſo eine Bethätigung des Willens 
in der Außenwelt, folglich müfjen zu dem Willensentjchluß des Regenten, 
eine beftimmte Perfon als Staatsdiener anzunehmen, und zu dem Entſchluſſe 
diejer Perfon, Staatsdiener zu werden, wenn ein Vertrag zu Stande kommen 
joll, zwei den Entſchlüſſen vollkommen entjprechende Willenserflärungen 
treten. 

Die Erklärung des Staatsdienftadjpiranten it an feine be 
ftimmte Form gefnüpft;?) fie kann ausdrüdlich oder jtillichweigend erfolgen. 


) Bergl. Edg. Löning, die Haftung des Staates aus rechtswidrigen Handlungen 
jeiner Beamten ©. 132: „Die Rechtsſütze des Privatrechts, die fh auf Abſchluß umd 
Erfüllung der Verträge beziehen, werden auch auf die üffentlichrechtlichen Verträge zur 
Anwendung fommen müſſen, joweit ſich nicht aus der öffentlichrecytlihen Natur des Ver: 
trags etwas Anderes ergibt und joweit nicht ein pofitiver Rechtsſatz etwas Anderes bejtimmt. 
Iſt weder das eine noch das andere der Fall, jo haben diefe Necdhtsjäße einen allgemeinen, 
der Natur des Vertrags entiprechenden Charakter und müſſen aud auf öffentlich-rechtliche 
Verträge Anwendung finden.“ 

2) So wendet Berthes, der Staatädienit in Preußen S. 78, die diesbezüglichen Vor- 
fchriften des preuß. Allg. LR., Theil I Tit. 4 8 75 if. an. 

”) Vergl. Schulze, deutihes StR. I $ 129 ©. 320: „Auch wir jind der Anficht, 
dah der Eintritt in den Beamtenftand auf dem freien Willen des Eintretenden beruht, 





140 9. Rehm: Die rechtliche Natur des Staatsdienſtes 


Dagegen ift, was die Erklärung des Herrſchers anlangt, der Staatädienft- 
vertrag ein jolennes Rechtsgeſchäft. „Jeder Neichsbeamte erhält bei feiner 
Anjtellung eine Anftellungsurfunde", lautet eine VBorjchrift des Neichsb.: 
Geſetzes,') alſo iſt objeftiverechtlich eine bejtimmte Form vorgejchrieben. Sit 
dieje nicht beachtet, jo iſt das Gefchäft nicht rechtsgiltig, denn „der Stand 
des Staatsdienerd wird durch das Anftellungsrejfript... ermworben”.”) 

Die Willenserklärung des Herrichers erfolgt demnach in jchriftlicher Form, 
denn das Geſetz jpricht von einer Urkunde oder einem Reſkript. Die Schrift: 
jtüde enthalten die Erklärung, eine genau bezeichnete Perſon zum Staats- 
diener ernennen zu wollen, denn jie find Anſtellungs-Urkunden oder -Rejkripte. 
Sie wollen nicht die vollzogene Anjtellung mittheilen und bezeugen, jondern fie 
bilden einen Theil des Anjtellungsaftes. Der Staatödiener erhält die 
Urkunde „bei der Anjtellung”, erwirbt die Staatsdienereigenichaft „Durch das 
Anitellungsrejkript“, die Urkunde ift das formelle Mittel der Unjtellung ‚?) 
die Willenserklärung des Staatsoberhauptes ijt erjt mit der Ausfertigung des 
Defretes vullendet.*) 

Aus den Erörterungen über den DVertragsinhalt und den Vertragswillen 
($ 47 und 48) fünnen wir die mwejentlichen Bejtandtheile der Beſtallung ent⸗ 
nehmen. Sie ſind folgende: 

1. Die Bezeichnung des in den Staatsdienſt aufzunehmenden Indivi— 
duums. 

2. Die Beſtimmung, daß dasſelbe in den Staatsdienſt, nicht in den 
Privatdienſt des Herrihers aufgenommen werden ſoll. Damit iſt erklärt, 
daß für die rechtliche Stellung desſelben die abjtraften Vorſchriften der 
Gejete und VBerwaltungsverordnungen in Anwendung kommen jollen.”) 

3. Der Name de Anjtellenden; wenn dies der Herricher jelbit ift, 
unter Gegenzeichnung des Nejjortminifters;") im andere Fall unter Angabe 
der DVertretungsbefugniß. 

Regelmäßig’) wird das Reſkript noch den Tag der Ausfertigung , die 
Zeit, von wann an das Verhältniß beginnen foll, und den Betrag-der Be- 
joldung angeben. Dies legtere it inBayern üblih, in Sachſen ausdrücklich 
im Staatsdienergefeg vom 7. März 1835 $ 6 vorgejchrieben, jo daß der 
Anſpruch darauf als ein vertragsmäßiger erfcheint. Daß e8 in Preußen 
nicht geichieht, hat darin jeinen Grund, daß nad) Beichluß des Staatömini- 
jteriums vom 8 Juni 1833 über den Betrag der Bejoldung eine bejon= 
dere Verfügung ergeht, welche dem Diener in Abjchrift mitgetheilt wird.*) 


welcher in irgend einer Weiſe dargethan werden muß“ und Edg. Löning, Berw.- 
NR. S. 120M. 4. 

9 Vergl. Neihsb.»G. $ 4; preuß. Allg-L.R. II, 10, $ 84; württ. St.-D.-G. $ 10, 
"bayer. St.D.E. $ 1, Nas. St.D.G. $ 6; bad. ẽd. gıu Bei. vd. 1876, Art. 1. 

9 Bayer. St. D. E 81 

s Das badiſche Geſ. dom 26. Mai 1876 jagt in $ 1: „Unter Angeſtellten im Sinne 
dieſes Sejepes jind alle diejenigen Bedienjteten der Zipiljtaatsverwaltung zu veritehen, welche 
mittels Dekret? eines Minijteriums oder einer Mitteljtelle angeftellt ..... find.” 

9 Pözl, bayer. Verfaſſungsrecht $ 181: „Das Anitellungsdefret it jonad die Be 
dingung der "Entitebung des Stantsdienerverhültnifies. * 

>) Siehe Meijterlin, die Verhältniſſe der Staatödiener nad rechtlichen Grundjäpen 
1838, ©. 17; Sarwey, mürtt. St.:R. Bd. I $ 119 ©. 294 und Gareis, Allg. StR. 
86458. 164. 

0) G. Meyer, deutiches Staatsrecht 8 84 ©, 187. 

—) Vergl. Meiſterlin a. a O. ©. 17. 

°) Vergl. Koch, Kommentar zum preuß. Allg. L.-R. Theil Il, Tit. 10 Anm. 51 und 

U RIRA preuß. Staatsrecht $ 528 ©. 675 Mote 3, 
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Demnach lautet in Bayern eine derartige an die Zentralſtelle gerichtete 
königliche Entſchließung: „Ludwig II... Wir finden Uns Allergnädigſt be— 
mogen vom 1. ‘Febr. laufenden Jahres an den X zum Amtsrichter mit einem 
jährlichen Gehalte von 2280 Marf zu ernennen. Hienach ijt weiteres zu 
verfügen. Datum. Unterjchrift mit Gegenzeichnung.“ 

Die weitere „Verfügung“ beiteht in der abjchriftlichen Mittheilung des 
Reſkriptes an den Ernannten, bei höheren Stellen verbunden mit der Aus: 
fertigung eines füniglichen Ernennungsdefretes. 

Ein preußiiches Anjtellungspatent hat der Hauptjache nach folgenden 
Rortlaut: Wir Wilhelm... thun fund und fügen hiermit zu willen, daß 
Wir Allergnädigit geruht haben, den & zum Garnifonsauditeur zu ernennen. 
Es ift Dies in dem Vertrauen gejchehen, daß der nunmehrige Garnijonsaudi- 
tur... Uns und Unjerem Königlichen Haufe in unverbrüchlicher Treue 
ergeben jein und die Pflichten des ihm übertragenen Amtes in ihrem ganzen 
Umfange mit ſtets regem Eifer erfüllen werde, wogegen fich derjelbe Unjeres 
Allerhöchſten Schuges bei den mit feinem gegenwärtigen Amte verbundenen 
Rechten zu erfreuen haben joll. Urfundlih haben Wir diefe Beitallung 
Allerhöchſt Selbjt vollzogen und mit Unjerem Königlichen Infiegel verjehen 
lafien. Gegeben zu Berlin, den.... 

Die Erklärung der Aufnahme in den Staatsdienjt erfolgt alfo durch 
Ernennung zur Dienjtleijtung in einer bejtimmten Sparte. Die Ueber: 
tragung eines nad) Sache und Ort näher bezeichneten Amtes ift gewöhnlich 
den Bentralftellen überlajjen. 


s 50. 
5. Die Perfektion des Vertrages. 


Nachdem wir die Form der Willenserflärung des Herrichers feſtgeſtellt 
baben, können wir unterjuchen, in welcher Weife die Willenseinigung zu Stande 
fommt. Es iſt Dies die Frage nach der Perfektion des Staatsdienitvertrages. 

Für die Willenserklärung des Staatsoberhauptes ijt eine bejondere Form 
mit bejtimmtem Inhalt vorgejchrieben. Die Erklärung erijtirt rechtlich 
erit, wenn fie in diefer Form erſcheint. Alſo ift jede Verhandlung 
vor Ausfertigung der Beitallung nur Engagementsverhandlung ohne 
rechtliche Bedeutung und Bindung der Parteien. Dazu kommt, daß ein Wille 
erſt dann „erklärt“, d. h. einem Anderen „klar“ und offenbar ift, wenn Die 
Erklärung demjelben befannt wird. Demnach liegt in dem Augenblid, da die 
Beitallung dem anderen Theile zur Kenntniß kommt, eine den Erflärenden 
bindende Willenserflärung vor.') 

Der Regel nah geht der Antrag zum Abſchluß des Vertrags vom 
Kandidaten aus; er befundet jeinen Willen ausdrüdlich durch ein jchrift- 
liches oder miündliches Gefuch oder durch konkludente Handlungen, indem er 
fih im Vorbereitungsdienst beichäftigen läßt. Allein dieſe Willens- 
erffärungen jind für die Begründung des Verhältniſſes ohne rechtliche Bedeut- 
ung; fie binden den Adjpiranten nicht und jchaffen dem Staate fein 


) Kanngießer, Kommentar zum R.-B.:G. in Kortkampf's Archiv des deutjchen 
Reiches, Jahrbuch für Staatsreht und Geſetzgebung Bd. 6 (neue Folge Bd. 1) 1874, ©. 589: 
„Bis zur Aushändigung der Anftellungsurkunde kann der Kaiſer feinen Villen ändern 
und der ernannte Beamte hat fein Recht auf die Zuftellung der Anjtellungsurkfunde.” 
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Recht zu verlangen, daß diefer Staatsdiener werde, Eine rehtswirfjame, 
verbindlide Erflärung fann er erjt abgeben, wenn ihm die Beftallung 
zufommt. Sit fie ihm zugeftellt, jo kann er die Erklärung des Regenten 
aufgreifen oder zurücdweilen, die Bejtallung entgegennehmen oder ablehnen. 
Im erjten Fall kommt ihm die Bejtallung zu Handen, weil er die darin 
enthaltene Erklärung acceptirt; die Urkunde ift ihm ausgehändigt, und 
„erjt mit der Aushändigung der Anftelungsurfunde wird das Reichsbeamten— 
verhältnig — allgemein das Staatsdienjtverhältnig — begründet“. ‘) 

Die Ausnahme liegt vor, wenn der Staat es ift, welcher die Initia— 
tive ergreift. Allein auch bier find die einleitenden Verhandlungen nur that= 
fächlicher Art. Nechtlich beginnt das Verfahren erjt mit der Meittheilung der 
Beltallung an den anderen Kontrahenten. 

In beiden Fällen aljo iſt die Perfektion des Vertrages erjt mit der 
Entgegennahme der Beitallung vorhanden. Wie bei der Aufnahme 
in den Staatsverband, fo ijt auch bier die Aushändigung die fonflus 
dente Unnahmehandlung. Es bedarf feiner mündlichen oder jchriftlichen, 
alſo ausdrüdlichen Erklärung, und es würde eine ſolche nicht hinreichen, wenn 
fie Bedingungen und Einjchränfungen enthielte. 

Nach dem Zeitpunkt der Perfektion des Vertrags entjcheidet ſich auch, 
von welchem Momente an die rechtlichen Wirkungen des Vertrags, alſo Die 
Erijtenz des Staatsdienjtverhältnifies, im Zweifel als gegeben angenommen 
werden müſſen. Es iſt der Augenblid des Vertragsabſchluſſes.) Die Rechte 
früher entjtehen zu laſſen als die Pflichten, 3. B. die Nechte mit dem Anſtell— 
ungsdatum, die Pflichten mit dem Tage der Zuftellung des Patentes, wider: 
jpricht dem Weſen des Staatsdienftes, der doch primär ein Pflichtverhältnif 
it. Im preußiſchen Recht iſt Dies übrigens geſetzlich bejtimmt.*) 

Wollen wir die Erörterung über die Begründung de3 Staatsdienit- 
verhältnijjes mit einem zutreffenden Reſumé abjchliegen, jo können wir es 
nicht bejier thun, als mit folgenden Worten aus Sarwey's württ. Staats: 
recht *): „Die Anftellung ift ein Nehtsgejhäft und zwar ein Vertrag, 
fofern hiezu außer der die Anjtellung enthaltenden Verfügung der 
Staatsgewalt die Zuftimmung des Angeftellten erforderlidy iſt. 
Hieran wird dadurch nichts geändert, daß die rechtlihen Wirfungen diejes 
Vertrags durch das Geſetz geregelt find, daß die Befugnijje, welche, durch 


') Siehe Kanngieber a. a. D. ©. 589, dann Laband I ©. 407 und Schulze, 
deutiches StR. 1!$ 129; Seydel, Allg. Staatslehre S. 56; Gareis, Allg. StR. ©. 164. 
Vergl. ferner die S. 129 N 2—4 alleg. Staatsdienjtarjege. 

® Die Frage ijt kontrovers: a) Zeitpunkt der Empfangnahme des Dekrets: 
Kanngieher, Kommentar a. a. O. ©. 591, Laband, R.-Stl. > S. 407 N. 3. b) 
Datum der Ausfertigung des Dekrets: Gerber, StR. 8 ITN. 4, nach württ. St. 
D.:8. Art. 39 Berehnung der Dienftzeit bom Tage der Anstellung an. ce) Zeitpunkt des 
Amtsantrittg: G. Meyer, deutſches St.:R. 8 145 ©. 468 M. 24 u.25. Nach Reichsb.: 
Geſ. $ 4, württ. St-DeG. $ 10 und ſächſ. Geſ. v. 1876 8 43: Beginn des Gehalts— 
anſpruches mit dem Amtsantritt. du Berechnung der Dienfgeit, vom Tag der erſten eidlichen 
Verpflichtung: Sächſ. OL :D.. G von 1835 $ 12, von 1876 8 43. — Schulze, preuß. 
StR. 1. Aufl. Bo. I $ 99 ©. 323: Beitp. der Uusfert. des Dekrets, nun Lehrb. deö 
deutichen St.:R. 1 $ 129; : Antsantritt. Pözl in Bluntſchli's Staatswörterbud Bd. IX 
©. 692: Injinuation ded Dekrets, dagegen bayer. Verf.-R. $ 181: Datum des Dekrets. — 
Dieje verjhiedenen Meinungen in Wifjenihaft und Gejepgebung näher zu verfolgen, liegt 
außerhalb unjerer Aufgabe. 

®) Preuß. Allg. L-R. Tb. II Tit. 10 3 84. 

) Sarwey, württ. StR. II $ 116 ©. 276. 
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die Anſtellung erworben und die Pflichten, welche übernommen werden, ſich 
nach dem Geſetze beſtimmen und mit Ausnahme der vermögens— 
rechtlichen Anſprüche öffentlichrechtlicher Natur find.“ 


IV. Die bisherigen Vertreter der gemiſchten Vertragstheorie. 
8 51. 

Wir haben gefunden, daß der Staatsdienſt ſeinem Inhalte und ſeiner 
Entſtehung nad aus öffentlichen und privatlichen Elementen gemiſcht 
iſt. Zunächſt dient derjelbe dem Bortheile des Staates, in jefundärer 
Weiſe auch dem Nugen des Einzelnen. 

Mit diefer Anficht ftehen wir nicht allein. Wir fünnen vielmehr drei 
Schriftiteller anführen, welche im Wejentlichen diefelbe Anſchauung von der 
rechtlichen Natur des Staatsdienjtes fund geben. Wir haben jie vorüber: 
gehend Schon früher erwähnt.) Nunmehr ift auf ihre Erörterungen näher 
einzugeben. 

Welder?) geht, wie auch wir es verjucht haben, davon aus, daß „der 
Staatsdienft an ſich dem öffentlichen Intereſſe angehört“ (S. 579). Denn, 
jo jagt er, „das Amt und dejjen Belegung, ſowie die Rechte und Pflichten 
in Beziehung auf die Amtsausübung find zunächjt für das öffent: 
liche Wohl bejtimmt, jo daß der Bertrag und die Privatneigungen die öffent- 
Lichen Rectspflichten des Negenten und des Beamten nicht verlegen dürfen.“ 

Nichtsdeftomweniger laſſe ji aber dem Staatsdienft auch eine privatrecht- 
liche Seite abgewinnen, nämlich injofern, „als feine Nechtspflicht die 
jurijtiiche Freibeit der Auswahl der Regierung zwijchen den Dienjt- 
fandidaten und deren Wahl zwiſchen diefem oder einem anderen Lebens— 
beruf, zwiſchen Annahme und Wichtannahme der Bedingungen gerade des 
bejtimmten Dienjtes ausjchließe, und injofern, als der Dienjt mit feinen 
bejtimmten Bedingungen von Seiten des Diener® mit großen, freiwilligen 
Privatopfern, Entjagungen und Anftrengungen gegen die ihm ausdrüdlich 
oder jtilljchweigend verbürgte, angemejjene, billige Privatausgleichung der: 
jelben und gegen die Sicherung feines dem Dienſtverhältniß anvertrauten 
Lebensichicjals Freiwillig übernommen werde”. (S. 578 und 579.) 

Abgejeben von der irrigen Meinung, als liege überall, wo das Geſetz 
feine Pflicht aufitelle und deshalb die Handlungsfreiheit nicht bejchränfe, ein 
Privatrecht vor, zeigen diefe Sätze an, wie Welder in richtiger Abgrenzung 
gegen einander an dem Staatsdienjtverhältnig eine jtaatsrechtliche und eine 
zwilrechtliche Seite anerkennt. Daß Ddasjelbe primär öffentlichrechtlicher 
Natur ijt, läßt er noch bejonders in folgendem legislatorischen Prinzipe hervor: 
treten. „Die Gefeggebung muß zunächjt die Interejjen des öffent: 
lihen Wohls berüdfichtigen und joll dabei die an ſich natürlichen, gerechten 
und billigen Anfprüche und Rechte und die Interefjen der Diener nur 
ſoweit in jich aufnehmen, als deren Schonung jelbjt wieder dem öffentlichen 
Wohl entjpricht.“ 

Dann geht Welder dazu über, die Begründungsform des Staatsdienjtes 
näher in’3 Auge zu fallen. Er führt aus: Der Umjtand, daß der Beamte 
die „Aemter als öffentlichrechtliche Verhältniſſe“ für das öffentliche Wohl und 


!) Bergl. Theil I Kap. 8. a 
2, Welcker in jeinem Staatsleriton 3. Aufl. Bd. 13 (1865) ©. 577 ff. 
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nicht für Privatziwede ausüben müfje, oder daß in Beziehung auf Veränderung 
und Aufhebung des Dienjtverhältnifjes der Anspruch des Dieners dem „erweis— 
lihen Wohle des Staates" gegen Entjchädigung zu weichen habe, hindern 
nicht, daß der Vertrag, wie bei anderen jtaatsrechtlichen Verhältnifjen, auch 
Die Rechtsform für die „Begründung und Beftimmung von Recht und 
Pflicht“ diejes Verhältniſſes jei (S. 578). Auc die Thatjache ſpreche nicht 
gegen den Bertrag, daß das Berhältnig zum Theil gejeglich geregelt jet, 
denn „diefer Vertrag hat auch die allgemeinen rechtlichen Wirkungen 
bis zum Erweis ihrer juriftiichen Beihränfungen durch Mar entgegen: 
jtehende juriftiihe Bejtimmungen aus der rehtlichen Natur der 
Verhältnijje oder aus befonderen Geſetzen“ (©. 575). 

Hiemit ſpricht Welder deutlich aus, was auch wir oben") betonten, 
daß Mangels bejonderer Beitimmungen die Negeln des allgemeinen Ber: 
tragsrechts in Anwendung zu fommen haben. 

Sintenis’) jpricht nur beiläufig vom Staatsdienjtverhältniß, indem er 
in Anlehnung an die Behandlung des modernen privatrechtlichen Dienſtver— 
trags einige zutreffende Bemerkungen über den Charakter des angegebenen Rechts» 
verhältnijjes macht. Er findet, daß dasjelbe aus „ſehr gemiſchten Elementen“ 
gebildet ijt. „Zum größten Theile” gehöre es dem Staatsrecht an; ein „privat: 
rechtliches Verhältniß“ dagegen liege in dem Anfpruch auf Dienftemolumente 
und Gehalt. Des Näheren jchildert er dann als „Eontraftliche Elemente“ von 
jtaatsrechtlicher Art den Anſpruch auf Ehrengerechtjame, die Verjegbarfeit und 
den Schuß in der Amtswirkjamteit. 

Unter den lebenden Schriftjtellern iſt es Sarwey, welcher für die ge= 
mijchte Bertragstheorie eingetreten it. Schon 1850 hat er in der Zeitjchrift 
für die gefammten Staatswiljenjchaften?) jeine Anſchauung dem juriftifchen 
Publikum mitgeteilt. Damals führte er aus: Der Staat ftipulire fid) in der 
Negel von einem feiner Angehörigen Dienjte für die Zwede des Stauts— 
vereins unter Beziehung auf die für diefen Zived ausgehenden Normen und 
Verfügungen der Staatsgewalt. Hiedurch begründe fich eine Beziehung auf das 
öffentliche Recht. Der Staatsdiener verfpreche und leiste jedoch feine Dienſte 
nicht als dem Staatsverein Durch fein Subjeftionsverhältniß verpflichtet, ſondern 
gegen Zujagen und Gegenleijtungen, bei welchen jeine perjünlichen und 
Bermögensrechte weſentlich betheiligt jeien, was unverfennbar dem Ber: 
hältnig manche privatrechtliche Beziehunggebe. Der „einzig logijch richtige und 
praftiich haltbare Weg“ bejtehe daher darin, das Staatsverhältniß als ein 
gemijchtes zu behandeln. 

In neuerer Zeit nun hat Sarmwey!) insbejondere erörtert, wie das Ver: 
hältniß entjteht und in welcher Weife ſich Wille der Parteien und Gejeg in 
die rechtliche Beltimmung desjelben theilen. 

„sn der Anjtellung in Verbindung mit der Bewerbung oder Annahme der 
Ernennung“ liege ein Vertrag. Allein die Wirkung diejes Vertrages gehe über 
alle Wirfungen der Privatverträge hinaus. Er habe zwar privat- 
rechtliche Wirkungen. Dies ſeien die vermögensrechtlichen Wirkungen, welche 


') Bergl. oben $ 46—48. 

? Sintenis, praftiiches gemeines Zivilrecht 1861. Bd. 2. 2. Aufl. $ 119. Note 11. 

5) geitichrift für die gefammten Staatswifjenichaften. Bd. 6, Jahrg. 1850. ©. 605—659; 
bei. ©. 629— 

9 — das öffentliche Recht und die — —— 1880. 8 20 S. 321 
und Staatsrecht des KR. Württemberg. Bd. II $ 116 ©. 
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nach den Grundſätzen über Privatverträge ihre Beurtheilung fänden. Der Ver: 
trag habe aber auch Wirkungen, „welche außerhalb des Bertrags und der 
Privatrehtsnormen liegen und daher unabhängig hievon nad den 
gejeglichen, einen Theil des öffentlichen Rechtes bildenden Vorfchriften 
zu beurtbeilen ſeien“. 

Diefer legte Sa iſt Schwer verftändlih. Sarmwey will Folgendes damit 
jagen: Mit dem Akt der Begründung bat der Vertrag jeinen rechtlichen 
Einfluß auf das Staatsdienjtverhältniß, ſoweit es ftaatsrechtlichen Weſens iſt, 
fonjumirt. Bon da an, alſo für die Vertraggwirfung, find es ſtaats— 
rechtliche Geſetzesnormen, welche das Verhältniß beſtimmen. Nur für 
dag Entſtehen der Itaatsrechtlichen Seite des Staatsdienites iſt der Vertrag 
rechtliche Uriache; für das Beſtehen derjelben iſt der Nechtsgrund das ſtaats— 
rechtliche Gejeh, der Vertrag nur noch biltorischer, thatjächlicher Grund, 
eonditio sine qua non. 

Sp erklärt es ſich, wenn Sarwey wiederholt hervorhebt, daß der Ver: 
trag nur das thatjächliche Fundament des Staatsdienjtverhältnifjes it. „Der 
Bertrag ift die thatſächliche Grundlage desjelben‘ (des Staatädienites). 
„Die Wirkung diefer Thatſache der Willensübereinftimmung gebt über alle 
Wirkungen der Privatverträge für beide Theile, den Staat und den Beamten, 
hinaus‘ oder: „Die Thatſache des Bertrags hat jedoch Wirkungen, welche 
außerhalb des Bertrags liegen“. 

Wir jehen alfo das Beitreben Sarwey's, bejonders zu betonen, daß das 
einzelne Staatsdienftverbältniß nach der dffentlichrechtlihen Seite durd) den 
Vertrag mur in die Welt der Thatſachen eingeführt wird, wie e3 fich recht- 
lih geitalten foll, ijt „außerhalb des Vertrags‘, unabhängig vom Bertrag 
durch geſetzliche Normen generell beſtimmt. 

Bon einem Schriftiteller fünnen wir nur die Vermuthung ausſprechen, 
daß er auch der hier vertretenen Anficht huldigt. Es it Büſing, der Ber: 
faller eines Staatörechtes der Großherzogtbümer Mecklenburg: Schwerin und 
Medlenburg:Strelig. Derjelbe behandelt im Anſchluß an den Staatsdiener: 
vertrag die rechtliche Stellung der ſtändiſchen Angejtellten, wobei er unter 
Anderem erörtert," in wie weit in ftaatsrechtlicher Beziehung die ftändijchen 
Angeitellten den landesherrlichen Dienern gleichzuachten jeien. Daraus folgt, 
daß Büfing am Staatsdienjte auch eine privatrechtliche Seite fennt, alfo dem— 
jelben einen gemijchten Vertrag zu Grunde legt. In diefer Muthmaßung werden 
wir noch durch den Umſtand bejtärkt, daß Büjing hervorhebt, eine jolche Gleich: 
jtellung fünne fich der Natur der Sache nach nur auf diejenigen ſtändiſchen 
Diener eritreden, deren Thätigkeit ſich auf die ftaatsrechtlichen Befugnijje der 
Stände d. h. auf die Befugniſſe dev Stände als Storporationen beziehe, nicht 
dagegen auf diejenigen, welche lediglich für private Zwecke der jtändischen 
Korporationen- bejtellt feien; denn das Verhältniß, in welchem Ddieje legteren 
ftänden, ſei ein „Lediglich privatrechtliches". Hieraus folgt, daß nad) Büſing's 
Anſchauung das Nechtsverhältni der eriteren nicht lediglich privatrechtlicher, 
ſondern zugleich auch jtaatsrechtlicher Natur it und infofern dem Staatsdienft- 
verhältnifje nahe jteht.*) 


N Büjing bei Marquardien IH. u. 1. Seite 68. 
2 Yudı Bömers, StR. des Fürftentyums Schaumburg-Lippe bei Marquardien 
II. u. 1. ©. 173, gründet das Staatsdienjtverhältnig auf einen Vertrag, ohne ſich aber 
darüber zu Äufern, ob diejer Vertrag von rein jtaatsrechtlicher oder von ſtaats- und privat: 
rechtlich gemiſchter Beichaffenpeit ſei. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1886. 10 
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Viertes Kapitel. 
Die rechtliche Wirkung des Staatsdienſtvertrages. 
$ 52. Der Unterſchied zwiſchen Forderungs- und Gewaltverhältniß. 


Nachdem wir Subjekt, Objekt, Willensbeſchaffenheit, Form und Perfektion 
des Staatsdienſtvertrages behandelt haben, erübrigt noch von der rechtlichen 
Wirkung desſelben unter Berückſichtigung der ſtaats- und zivilrechtlich ge— 
miſchten Natur des Staatsdienſtverhältniſſes zu ſprechen. Zu dem Ergebniß 
unſerer Unterſuchung, wornach der Staatsdienſtvertrag zum Theil der Staats-, 
zum Theil der Privatrechtsordnung angehört, gelangten wir in der Weiſe, daß 
wir auf den Zweck der durch ihn begründeten Rechte und Pflichten zurück— 
gingen. Nach der Verſchiedenheit des Zweckes unterſchieden wir öffentliche 
und Privatverträge. 

Einen anderen Eintheilungsgrund der zweiſeitigen Rechtsgeſchäfte ent— 
nehmen wir dem Gegenſtand der von ihnen bewirkten Rechtsverhältniſſe. 
Gegenſtand der Rechte ſind — und Perſonen. Darnach unterſcheiden wir 
Sachen- und Perſonenrecht. Iſt die rechtliche Wirkung eines Vertrags die Exi— 
ſtenz eines dinglichen Rechtes, ſo ſpricht man von dinglichen Verträgen; iſt da— 
gegen der rechtliche Effekt die Entſtehung eines Perſonenrechts, ſo kann man 
die Verträge als perjonenrechtliche bezeichnen. 

Die rechtliche Folge, welche ſich an die Thätigkeit der bei Abſchluß des 
Anftellungsvertrages handelnden Perfonen fnüpft, ift die Exiſtenz des Staats: 
dienjtes. Der Staatspdienft ijt ein Verhältniß unmittelbar zwijchen zwei Ber: 
jonen. Alfo bildet jeine vehtlihe Grundlage ein perſonenrechtlicher 
Bertrag. 

Die perjonenrechtlichen Verhältnijje theilen fih nun in Rechte gegen 
eine andere Perſon und in Nechte über eine andere Perſon. 

Diefer Unterfchied ift dem Privatrecht geläufig. Ein Recht „gegen“ 
eine Perjon ijt das Forderungsrecht des Gläubigers gegen den Schuldner, ein 
Recht „über“ eine Perſon ift das Gewaltrecht des Vaters über das Kind. Das 
erite Recht ift eine vom Recht gefchaffene Beziehung, in der Negel durch Ber: 
trag begründet; das zweite Verhältniß it an ſich ein natürliches Xebensverhält- 
niß, durch Zeugung hervorgebracht; aber die Nechtsordnung trat an dasſelbe 
normirend heran und jtempelte e3 zum Nechtsverhältnig, und als joldhes ift 
es auch durch Rechtsgeſchäft zu begründen, nämlich durch den Familienrecht: 
lihen Bertrag der Adoption. 

Auch auf ftaatsrechtlichem Gebiet finden fich perjonenrechtliche Be— 
ziehungen beider Art. Ein Recht „gegen eine Perjon ift das Recht, von ein= 
gehenden Waaren Zoll zu fordern. Die Zollforderung entjteht nicht durch Ver: 
trag, ihr Rechtsgrund ift die an die Territorialgewalt des Herrſchers anfnüpfende 
gejegliche Vorſchrift. Ein Recht „über eine Perfon liegt in dem Berhältnig 
zwijchen Herricher und Unterthan. Dies iſt ein an fich thatfächliches Verhält— 
niß, entjtanden durch Abftammung von einem Staatsangehörigen. Aber weil 
es durch die rechtsjchaffende Potenz im Staate rechtlich geordnet iſt, kann es 
auch durch eine juriftiiche Handlung, durch den Aufnahme: oder Naturalifations- 
vertrag zur Entjtehung gelangen. 

Die Zahl der Gewaltverhältnifje fünnen wir noch aus dem Familienrecht 
und Lehenrecht ergänzen durch das eheherrliche und lehensherrliche Gewaltrecht. 
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Auch das Staatödienftverhältnig wurde von einer Reihe von Schrift: 
ftellern unter die Zahl der rechtlichen Gemwaltsverhältnijje aufgenommen. Wir 
haben oben!) al3 den Neubegründer diefer Lehre Laband genannt, dem fich 
G. Meyer, Schulze und Gareis?) in feinem allgemeinen Staatsrecht 
anſchloſſen. 

So wird die Frage brennend, welcher rechtliche Unterſchied zwiſchen 
Forderungs- und Gewalirecht ſtatt hat. 

Verfolgen wir die bisherigen Bemühungen in diefer Richtung. 

1. Schmitthenner bat, wie wir bereit3 bemerften,?) das Staatsdienſt— 
verhältniß als ein „organijches Subjektionsverhältniß“ erjcheinen 
Lajjen, um damit dasjelbe auszudrüden, was die neuere Staatsrechtölehre unter 
Gemwaltverhältniß verſteht. Pözl nahm in feinem Lehrbuch des bayerischen 
Verfaſſungsrechtes“) dieje Bezeichnung an, jedoch ohne nähere Erplifation. Wir 
find daher auf die Ausführungen Schmitthenners allein angemwiejen. 

Wir haben früher mitgetheilt, daß Schmitthenner allen Nachdrud 
darauf legt, in dem Staatsdienft ein organiſches Verhältniß anerkannt zu 
wiſſen, dejien fpezifiiches Merkmal er eben darin findet, daß Dasjelbe das 
Prinzip feiner Beitimmung und Entwidlung als Seele in jich trage, im Gegen: 
ſatze zum obligatorischen Verhältniß, welches von außen, von menjchlicher Will- 
für feine Beſtimmung empfange. 

Er definirt nun die „Gewalt oder Herrihaft in Bezug auf eine 
Perſon“ als die Möglichkeit, über diejelbe mit Aufhebung oder doch Be— 
ſchränkung ihrer Freiheit zu bejtimmen,°) und findet daraus unter Be: 
nügung des Begriffes „organiſch“ einen —— Gegenſatz zur Forderung. 

1. Die Unterwerfung iſt beim Herrſchaftsverhältniß an ſich kein 
Rechtsver hältniß, ſondern ein blos ſitthiches Lebensverhältniß, welches 
aber dadurch, daß es durch eine Rechtsregel beſtimmt und begrenzt wird, zu 
einem ſolchen werden kann. Die Obligation iſt nur Rechtsverhältniß, das 
organische Subjektionsverhältniß auch noch ein ſittliches Verhältniß. In Folge 
deſſen bringt es taufend Pflichten der Treue und des Gehorjams, der Hingeb— 
ung und Aufopferung mit jich, die in einer bloßen Rechtsjegung nicht erzwungen 
werden können, wie auch die bloße Erfüllung der Nechtspflichten gegen den 
Staat den guten Bürger noch nicht ausmacht. 

2. Das Objekt der Herrjchaft ift nicht eine einzelne Handlung, 
fondern die Perſon als Ganzes. Aber die Herrichaft ift bejchränft, indem 
fie nur in Beziehung zu der bejtimmten Idee des betreffenden öffentlichen 
Injtitutes gegeben it, nicht zur Willfür. Gegenjtand der Obligation find be— 
ftimmte einzelne Handlungen. 

3. Bei den beiden Verhältnilien ift die Anwendung des Zwangs eine 
verjchiedene. Beider Obligation iftnur negativer Zwang in Form der Konventional: 
jtrafe möglich, pofitiver Zwang, d. i. Selbithilfe, unftatthaft. Dagegen ift 





1) Vergl. Theil I, Kap. 7, $ 30. 

?) Bergl. ©. Meper, Annalen 1876, 669. Schulze, deutſches Staatsrecht, Bd. I 
8 129, '& 320 und Gareis, allg. StR. in WRaranardjen 8 Handbuch, Bd. I, Abth. 1, 
& 64. "Allerdings hat ſchon vorher Gerber, Grundzüge $ 36 N. 1 und $ 16 M. 2, biefen 
Gedanken ausgelprochen, allein ihn nicht befonders in den Vordergrund treten laſſen, wie es 
die Neueren durch Gegenüberjtellung von Gewalt: und Forderungsrecht gethan haben. 

9) Bergl. oben Theil I, Kap. 7, $ 29. 

9 Bözl, bayer. Verf. N, 5, Aufl, $ 181, Note 1. 

2) Shmitthenner, Srundlinien des allgemeinen Staatsrechts 1845, ©. 275. Zum 
Folgenden ©. 278. 
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im ethiich-organifchen Verein fompulfiver, ja jelbjt abjoluter Zwang in der 
Richtung zur Idee des Vereins am Platze. 

Dieje Erklärung des Staatsdienjtes aus einer organischen Natur desjelben 
haben Gerber und Schulze angenommen. 

1. Gerber!) jagt, indem er den Staatsdienft zu dem anderen ftaatsrecht- 
lichen Gewaltverhältniß, dem des Unterthanen, in Analogie jeht, daß „das be— 
gründende Moment nicht in ber Willkür des privatrechtlichen Willens, 
jondern in höheren fittlihen Naturgrundlagen des Rechts zu juchen fei. 

2. Der Inhalt des Staatsdienjtverhältnifjes jei fein folcher, welcher dem 
Bereiche des Obligationenrecht? angehöre, ſondern er jchließe fih an die orga- 
nischen NRechtsverhältniffe an, von denen das Privatrecht in dem Nechte an 
Perſonen ein hervorragendes Beilpiel habe. (Grundzüge 8 36 Note 1). Und 
dies verdeutlicht er nun dadurch, daß er ausführt, der Staatsdiener widme der 
Arbeit für den Staat feine ganze Kraft; er übernehme nicht die VBerpflicht- 
ung zu einer Summe einzelner Leiſtungen, fondern unteritelle für Zwecke 
des Amtes jeine ganze Perjönlichkeit der Verfügung des Staatsoberhauptes. 
Daher ſei ſeine Rechtsſtellung nicht die eines vertragsmäßig Obligirten, 
ſondern eines ſolchen, der in einem organiſchen Pflichwerbande unter dem 
Gewaltrechte eines oberjten Dienſtherrn ſtehe. (Grundzüge $ 36 ©. 115 
und 116.) 

Schulze?) greift diejelben beiden Merkmale aus der Lehre Schmitt: 
hbenners auf: 

1. Der Beamte joll ſich vom Geifte feines Amtes, von dem darin liegenden 
ethiichen Gedanfen durchdringen laſſen, er joll den bloßen Dienjt zu einem 
höheren jittlichen Beruf machen. 

2. Es jind nicht einzelne Leijtungen, wie fie ein Obligirter in einem 
Kontraktsverhältniß übernimmt, ſondern es iſt Hingabe feiner ganzen Arbeits- 
fraft, welche der Staat von feinen Beamten verlangt. 

Unterjuchen wir die Kennzeichen, welche hiemit für ein Gewaltverhältniß 
aufgeitellt find, jo zeigt fich fofort, daß es fir die Ergründung der rechtlichen 
Natur des Gewaltverhältnijjes ohne Bedeutung it, wenn von einem außerhalb 
des Rechtes liegenden Merkmal gejprochen wird, wie es das Merkmal einer 
jtttlich-organifchen Grundlage iſt. Sitte ift nicht Recht und die Bezeichnung 
„orgauiſch“ ift nur eine bildliche Bergleihung mit einem lebenden Weſen, 
aber nicht eine Erklärung der wahren Beſchaffenheit des Dinges.) Für das 
Recht kommt ein Verhältniß als Willensverhältniß in Betracht, darum jind 
zur vechtlichen Aufhebung des Gewaltverhältnijjes aus der Darftellung Sch mitt- 
hbenners nur die Punkte 2 und 3 zu vermwerthen, wie ſpäter dargelegt 
werden joll. 

Allein diefe beiden Punkte find nur äußere Kennzeichen des Getwaltrechtes. 
Warum dem Gewaltverhältniſſe gerade diefe Merkmale eigen find, it damit 
noch nicht erklärt, mit anderen Worten, dag Prinzip, aus Dem das Gewalt: 
recht abzuleiten ft, noch nicht gefunden. 

II. Allein als Rechts verhältniß faßt Windſcheid9 das Gewaltver: 
hältniß ins Auge. Er iſt ſomit auf dem richtigen Weg, denn in der Art der 


PGerber, Grundzüge des Staatsrechts $ 16 N. 2. 

2) Schulze, deutſches Staatrecht I $ 128 ©. 319. 

) Gerber, Grundzüge des Stantsrechts über Organismus 218 ff. Beilage I, Seydel 
allg. Staatslehre ©. 1. 

) Win dſcheid, Pandetten Bd. I, 2. Aufl. $ 
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Willens beziehung muß der Unterjchied der beiden Verhältniſſe, desjenigen zwischen 
Gewalthaber und Gemwaltunterworfenen und desjenigen zwijchen Gläubiger und 
Schuldner liegen. Windſcheid geht von dem beiden Beziehungen gemeinfamen 
Merkmale aus. Dies ift die „Unterwerfung des Willens einer fremden Perſon“. 
Dieſelbe kann eine „mehr oder minder weitgehende“ ſein. „Bei einer ge— 
ſteigerten Unterwerfung des Willens der fremden Perſon fpricht man von 
einer Gewalt über diejelbe“ Zu einer vollftändigen Unterwerfung des 
fremden Willens werde fie in der Sklaverei. 

Der Mangel diejer Erläuterung ift offenſichtlich. Es ijt Damit feine greif- 
bare Grenze zwifchen Forderungsrecht und Gewaltrecht geſchaffen.) — Im 
Uebrigen ilt darauf hinzuweiſen, daß Diefe Definition mit derjenigen, welche 
Schmitthenner vom Begriffe „Macht” gibt, harmonirt. 

Ill. Eine eingebendere und fördernde Unterjuchung über den Gegenjaß 
von Macht über eine Berfon und obligatoriichem Anjpruch ge gen eine Perſon 
bat Ehrenberg?) angejtellt. 

Ehrenberg legt jeiner Ausführung den Sat zu Grunde, daß es nur 
zwei Arten von Rechten gibt, Dingliche und perjünliche. Mit dinglichem Recht 
it Gewaltrecht identijch oder für das üöffentlichrechtliche Gebiet Ho— 
beitärecht. „Das Hoheitsrecht iſt dag dingliche Hecht des öffentlichen Rechts, 
das dingliche Recht das Hoheitsrecht des Privatrechts.“ (S. 143.) Damit 
glaubt er das jpezifiiche Merkmal des Gemwaltrechts gefunden zu haben. 

Der Menſch,“) welcher in einem Gewaltverhältniß ſteht, iſt nichts anderes, 
als eine dienende Sache, die von Natur willensfähig iſt. Alſo liegt ein Gewalt— 
verhältniß vor, wenn eine abjolut einjeitige Gewalt über das Objeft 
vorhanden ijt, und dieje it gegeben, wenn weder der Berechtigte den anderen 
verflagen, noch von ihm verklagt werden fann. Die Gewalt fann ihrem 
Inhalt nach beichränft jein, aber innerhalb der Beichränfung muß fie quantitativ 
unbegrenzt, d. h. nicht durch ein entgegenjtehendes Necht des Gewaltunterworfenen 
gehemmt jein. Die ausjchließliche, d. h. qualitativ unbeſchränkte Gewalt ſteht 
dem Eigenthum, die qualitativ befchränfte dem jus in re gleich. Das Gewalt: 
verhältniß erfcheint jo als ein ftreng einfeitiges, das will jagen: einjeitig 
berechtigendes; darum nennt es Ehrenberg Berbältnif der Unterordnung. 

Weil Ehrenberg nur ziwei Arten von Nechten kennt, hat er auch jchon 
das auszeichnende Merkmal des perjönlichen Nechtes gefunden. Sobald nämlich 
die beiden Berfonen gegen einander Klage erheben, alfo gegenfeitig berech- 
tigt und verpflichtet jein fünnen, Liegt ein „obligatorifcher Anjpruch” vor, 
ein „gegenfeitiges Verhältniß“, ein „Berhältniß der Beiordnung“, die Per: 
jonen ſtehen ſich jurijtijch als pares, als Genoſſen gegenüber. 

So kann Ehrenberg für das heutige Privatrecht fein Gewaltverhältnif 
mehr anerfennen. Er jpricht dies zwar nicht aus, aber es läßt fich dies daraus 
Schließen, daß er ala Beijpiel dafür nur die Sklaverei (S. 46) und die väter: 
liche Gewalt des früheren Rechts anführt, jener Zeit nämlich, wo der Vater 
jein Kind in jo unbejchränfter Gewalt hatte, daß er es tödten und im Die 


') Wenn Sarwey, Allgemeines Verwaltungsrecht (bei Marquardjen I. u. 1. ©. 
1 fi.) €. 23, den Rechtsbegriff „Gewalt“ als eine Summe von Befugniſſen definirt, vermöge 
weldjer der Wille des Einen demjenigen des Anderen unterworfen iſt, jo läht ſich auch aus 
diejer Erflärung fein jpezifiihes Merkmal des Gemwaltverhältnijies entnehmen. 

) Biltor Ehrenberg, Kommendation und Huldigung nad fränfiihem Necht, 
Beimar 1877. 

3), Vergl. zum Folgenden ©. 43 und 44, dann 143. 
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Knechtichaft veräußern fonnte; wird doch die väterliche Gewalt des heutigen Rechts 
auch von anderer Seite, in Wiljenfchaft und Geſetz, nicht mehr als Gemalt- 
verhältniß aufgefaßt, fondern als bloßes Vertretungsverhältniß, das in der Ver: 
tretungsbefugniß des Bormundes fein Analogon hat.') 

Auf dem öffentlichen Rechtsgebiet find es auch nur vereinzelte Fälle, 
wo Ehrenberg ein Gewaltverhältniß annimmt: 1. Die dienjtherrliche Gewalt 
des Souveräng über das Heer; 2. die Gewalt der Negierung gegenüber den 
Berjonen, welche fich innerhalb eines in Kriegszuftand erflärten Gebietes auf: 
halten; 3. eine „wahre“ Gewalt hat ferner der Herricher nur, wo er als ' 
Geſetzgeber handelt, aljo mit Zuftimmung der Volksvertretung, denn gegen 
ein Geſetz kann fein Unterthan klagend auftreten, es jteht ihm allein der Weg | 
der Bejchwerde, alfo der Bitte offen.?) Wo die Regierung dagegen ohne Volks: | 
vertretung thätig it, kann fie in der Perſon des verantwortlichen Minijters 
verflagt werden, aljo, müfjen wir folgern, jtehen Regierung und Unterthan fich 
als pares gegenüber. 

Für ein „wejentliches Attribut” des Gewaltrechts erflärtt Ehren 
berg, zu Shmitthenner zurückehrend, den dritten von leßterem hervorge— 
hobenen Punkt, welchen Gerber und Schulze unbeachtet gelaſſen hatten, 
nämlich die Befugniß, dem Objekt gegenüber den Willen duch Zwang, alfo 
disziplinarifch, ſelbſt durchzufeßen. Nur geht Ehrenberg nicht joweit, wie 
Schmitthenner. Er erfennt nämlich an, daß dieſes Necht auch der Forderungs— 
berechtigte haben kann. Diejer Fall liege vor, wenn demjelben vertragsmäßig 
Selbithilfe eingeräumt fei (S. 144). — 

Für Ehrenberg find nad dem Angeführten Rechtsanipruch und Flagbarer 
Anspruch identische Begriffe. In Preußen waren bis zu dem Gejege vom 24. Mai 
1861 betr. die Erweiterung des Nechtsmweges?) die vermögensrechtlichen Anfprüche 
der Zivilftaatsdiener nicht flagbar. Bis dahin war alſo das Staatsdienjtver: 
hältnig nah Ehrenberg ein Gewaltverhältniß; vom Tag des Inkrafttretens 
diejes Gejehes an lag ein Forderungsverhältniß vor. Und noch heute wäre 
darnach die rechtliche Stellung der aktiven Offiziere!) die von Gewaltunter— 
torfenen, weil fie ihre Gehaltsanfprüche nicht gerichtlich verfolgen fünnen; die 
übrigen Staatsdiener dagegen ftünden juriftiich dem Dienftherrn als Genofjen 
gegenüber. Das Unterjcheidungsmerfmal Ehrenberg's ift rein äußerlich; eg 
ergibt fih nicht aus dem Wejen der Nechte. Nicht alle Nechte außer den 
Gewaltrechten müſſen gerichtlich verfolgbar jein. Ob die Klagbarfeit ein wejent- 
liches Merkmal der ?Forderungsrechte, ob überhaupt die Erzmwingbarfeit ein 
essentiale des fubjektiven Nechtsbegriffes it, dieſe Frage bildet den Gegen— 
ſtand einer Kontroverje.”) Ein Blick auf die große Verſchiedenheit der pofitiven » 
Nechte über die Klageberechtigung im öffentlichen Rechtsgebiete‘) muß Doch zur 
Ueberzeugung führen, daß die Klagbarkeit nichts dem Forderungsrechte innes 
wohnendes ijt, fondern demjelben von außen zufällt. 


a ae un us rule ee EEE A ae nn 


) Roth, Syitem des deutichen Privatrechts II $ 151 9. 275 und $ 163 
Note 3, 7—12. 

2) Bergl. Ehrenbera, ©. 47 Note 36a und ©. 143 und 144. 

2) G. Meyer Verwaltungsrecht I $ 9 Note 6. 

YLaband, R.St.R. III a ©. 225. 

5), Vergl. 3. B. Geyer, — — bei v. Holtzendorff S. 57, Gareis $ 3 
S. 14 und Rotin, Annalen 1883 ©. 287 

6) Siehe bei Edg. Löning, Hm. R. S. 808 ff. die treffliche „Ueberſicht der Ver— 
waltungsſtreitſachen“. 
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Mir jehen alfo, daß Ehrenberg fein Trennungsmerfmal nicht aus der 
Natur des Gewaltrechtes und des Forderungsrechte® genommen hat. Nicht 
jedes Forderungsrecht, weder im privaten noch im öffentlichen Recht, muß 
klagbar jein, aljo fann die Klagbarkeit nicht die ſpezifiſche Differenz des obliga- 
torifchen Anfpruchs fein. Und daß das Gemwaltrecht fich nicht durch gerichtliche 
Hilfe erjt Geltung zu verfchaffen hat, jondern durch Selbjthilfe mittels Zwangs 
dasſelbe erreicht, ift eine Folge der Beichaffenheit des Gewaltrechtes, nicht 
aber liegt darin das Weſen des Gewaltrechtes jelbjt; gibt doh Ehrenberg 
jelbjt zu, daß auch bei Forderungsverhältnijfen die Anwendung von Zwang 
zur Erfüllung der Pflicht jtatt haben fann. 


IV. Demnach blieb es eine offene Frage, in welcher Weije fi aus dem 
Begriff des jubjeftiven Rechtes felbit, als eines vom Rechte im objektiven Sinn 
verliehenen Wollendürfeng, die Differenz von Gewalt: und Forderungsrecht 
ableiten laſſe. 

Erjt in jüngjter Zeit hat dieſelbe durch Roſin in den 1883 erjchienenen 
fritiichen Studien über die vier jtaatsrechtlichen Begriffe „Souveränetät, Staat, 
Gemeinde, Selbitverwaltung”') eine Beantwortung gefunden. 

Wir wollen im Folgenden uns den Ausführungen von Rojin anjchließen. 


Wenn wir Gewaltrechte, Hobeitsrechte, Herrichaftsrechte denjenigen order: 
ungsrechten gegenüberftellen, welche nicht eine vechtliche Folge von jog. geſetz— 
lichen Thatjachen find, jondern zu ihrer vechtlichen Urjache den Willen der 
an dem Berhältniß betheiligten Berjönlichkeiten haben, jo ijt es einer der erjten 
Unterjchiede, welchen wir machen, daß wir erflären, dort liege ein Verhältniß 
der Heber- und Unterordnung, bier ein jolches der Nebenordnung oder 
rechtlichen Gleichheit der Nechtsjubjefte vor. Es wird uns aber jchon jchwer 
zu jagen, wann ein Verhältniß der Weberordnung, wann eines der Beiord— 
nung gegeben jei. 

Jedes fubjeftive Nect it ein von der rechterzeugenden Potenz im 
Staate verliehenes Wollendürfen, welches für den Willen einer anderen Per: 
fönlichfeit bejtimmend iſt. Es iſt die Fähigkeit, einen fremden Willen 
nach jeinem eigenen zu bejtimmen; eine Unterwerfung eines Willens 
unter den Inhalt eines anderen Willens iſt gegeben. 

Wenn nun troß dieſer im Wejen der Nechtspflicht enthaltenen Willens a b- 
bängigfeit der einen Perjönlichkeit von einer anderen eine Beiordnung oder 
Gleichheit diefer Perſonen möglich fein joll, jo ift eine ſolche nur unter 
der Borausfegung denkbar, daß das Wollendürfen der berechtigten Berjon 
jeinen rehtlihen Grund in dem Willen der verpflichteten Perſön— 
Lichkeit hat, denn „Beitimmbarkeit durch einen fremden Willen, der wieder 
auf meinem eigenen Willen beruht, it in der That Beitimmbarfeit fraft eigenen 
Willens, Rückbeziehung auf mich jelbjt und damit Gleichheit der Perſön— 
lichkeiten“ (S. 269). 

Damit iſt auch der Gegenfa von rechtlicher Gleichheit gefunden, d. h. 
das, was das Weſen der rechtlichen Gewalt oder Herrichaft ausmacht. 
Die Gewalt iſt ein Necht aus eigener Macht, bier findet die Willensmacht 
der bejtimmenden Berfönlichkeit ihren rechtlichen Grund in fich jelbit, 
Jie beſtimmt den Willen des anderen aus eigener Macht. 

9) Alen des deutſchen Reiches 1883 ©. 265 ff., bei. 269 $ 3 und €. 298 fi. 
$ 19 und 20, 
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Bei den Forderungsrechten ift aljo das prius die Willensbethätigung der 
verpflichteten Perjon, indem fie der anderen die Macht einräumt, über ihren 
Willen zu bejtimmen. Bei den Gewaltrechten geht die rechtliche Willensmacht 
des Verechtigten nicht auf den Willen des Verpflichteten als ihre rechtliche 
Duelle zurüd, jondern hat ihren Grund in ihrer eigenen Kraft. 

Die Staatöverwaltung hat das Recht, vom Unterthanen Sadjleijtungen 
zu verlangen. Dieje rechtliche Willensmacht der Staatöverwaltung hat ibre 
rechtliche Urfache nicht in dem Willen der verpflichteten Perſönlichkeit, jondern 
in der eigenen Macht der Staatöverwaltung. 

Daß dagegen der Verkäufer die Befugniß bat, den Willen des Käufers 
zur Bezahlung des Kaufpreifes zu bejtimmen, dafür ift die rechtliche Urjache 
der Wille des Käufers, welcher dem WBerfäufer eine Willensmacht Diejes 
Inhalts über ihn eingeräumt hat. 

Inſofern Roſin das Weſen des vertraggmäßigen Forderungsrechtes 
darin findet, daß es ſeinen Grund in einer Selbſtbeſtimmung des Verpflichteten 
hat, trifft er mit Richard Löning zuſammen.) Letzterer gelangt auf Grund 
ſeiner Forſchungen in der Geſchichte des deutſchen Rechts zu dem Satze, daß 
in allen den Verhältniſſen, wo eine wirklich beſtehende Rechtspflicht ihrem 
Rechtsgrunde nach auf eine freiwillige Uebernahme derſelben durch den Ver— 
pflichteten zurückzuführen ſei, die eigentliche Grundlage derſelben in einem 
„Binden“ und einer „Selbſtbeſchränkung des eigenen Willens“ gefunden 
werden müſſe. 

Nach dieſen Bemerkungen können wir die Definition anführen, welche 
Roſin von den Gewaltrechten gibt. Er nennt ſie „Rechte, welche in ſich 
ſelbſt, d. b. in dem rechtlich anerkannten und geordneten Willen der herr— 
Ihenden Berjönlichkeit, nicht aber in dem Willen des Berpflichteten den 
fortdauernden Grund ihres Beſtehens haben” (S. 299). Demnach find 
die ‚Forderungsrechte Rechte, welche den fortdauernden Grund ihres Beſtehens 
in dem Willen des Berpflichteten baben. 

Weil es eine wejentliche Eigenfchaft des Organiſchen ift, wie bereits 
Schmittbenner bervorhob, daß es den Grund feines Bejtehens in fich jelbit, 
nicht außer fich findet, bezeichnet Rofin die Gewaltrechte als organiſche 
im Gegenſatz zu den mechanijch begründeten obligatorifchen Rechten, 
welche die Urjache ihres Beſtehens außer jich haben. 

Unter die Gewaltverhältnifie jtellt Roſin außer denjenigen des Familien— 
rechtes das lehensrechtliche Herrichaftsverhältnig, die Beziehung der öffentlich» 
rechtlichen Körperjchaften zu ihren Gliedern, das Unterthanenverhältniß, j 
jogar das Verhältniß der Mitglieder irgend einer Korporation des Privatrechts 
eben zu der in der Korporation vorhandenen höheren Einheit. Den bedeutenden 
Unterjchied, welcher zwijchen diejen Gemwaltrechten nach Umfang und Inhalt 
bejteht, gründet er allein auf die Verjchiedenheit der Zwecke diejer Gewalt: 
rechte (S. 301). Much das Gewaltrecht des Herrichers unterjcheidet ſich dem: 
nad allein Durch feinen umfafienden Zweck, den „nationalen Gemeinzwed,“ ?) 
von den übrigen Gemwaltrechten, denn — wie jchon früher erwähnt — Roſin 
fieht in der Souveränetät fein essentiale des Staatsbegriffes. Wir aber 
finden noch ein weitere® Trennungsmerkmal, das ift eben die Souveränetät. 





') Rid. Yöning, der Vertragsbruch und jeine Rechtsfolgen, 1. Bd.: der Vertragd- 
bruch im deutichen Recht 1876. Vorrede S. XVI. 
2) Roſin, Annalen 1883 ©. 292, 8 16 i. f. 





__ 
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Das Gemwaltreht des Herrſchers iſt ein ausfchließliches, er allein 
fannn nur durch jeinen eigenen Willen bejtimmt werden. Gr it rechtlich 
verpflichtbar, nur wenn er will d. b. fich unter die Rechtsordnung ſtellt. 
Haben Andere gegen ihn obligatorische Ansprüche, jo tft e8 eben der Wille des 
Herrichers, welcher dieje Ansprüche begrimdet hat.‘) 

Das äußere Zeichen, an welchem ein Verhältniß der Ueber: und Unter: 
ordnung zu erfennen iſt, it der Befehl des Gewalthabers. „Die Willens: 
äußerung der berrichenden Perjönlichkeit it der Befehl, die der gleich- 
berechtigten die Jorderung.“”) 


$ 53. Der Staatsdienit ein Gewalt: und ein Forderungsverhältnig zugleid. 


Der Staatsdienft ift primär ein Pflichtverhältniß. Die Grumdpflicht ift 
die rechtliche Gebundenheit, den auf die Führung von Staatsämtern bezüg: 
Iihen Befehlen des Dienjtberrn nachlommen zu müffen. Diefer befieblt 
dem Untergebenen die Verwaltung eines Amtes zu übernehmen, erbefieblt, 
dieje oder jene Angelegenheit als Amtsgeheimniß zu betrachten, er befieblt, 
das Amt niederzulegen. 

Dagegen fordert der Staatsdiener Schuß, er fordert die Erjegung der 
dienjtlichen Auslagen. 

Da nun der Charakter des Gemwaltverhältnifjes im Befehl des Leber: 
geordneten und im Gehoriam des Untergeordneten zum Ausdrud kommt, fo 
ergibt Jih: Nach der urfprünglichen Seite, der verpflichtenden, it der 
Staatsdienſt Gemwaltverbältniß, ein ftaatsrechtliches Gewaltverhältniß; 
die berechtigende Seite dagegen hat die Natur eines öffentlich-privat- 
rechtlich gemijchten Forderungsverhältniſſes. 

I. Das Wefen eines Verhältniſſes der Ueber- und Unterordnung liegt, 
wie wir gejehen haben, darin, daß der Wille des Gewaltbabers aus eigener 
Macht den Willen des Gemwaltunterworfenen beitimmt. Dies it auch 
beim Staatsdienft der Fall, was jogleich erörtert werden wird. Aber das 
Beitimmumgsrecht ijt fein unumfchränftes. 

Die Gewaltverhältniſſe unterfcheiden fich in Anhalt und Umfang durch 
ihren Zweck. Zweck des Staatsdienites iſt ein Staatliches Intereſſe, die Führ— 
ung von Staatsämtern. Weil es dem öffentlichen Nußen dienen foll, it die 
Beltimmung des Staatsdienjtverhältniifes nicht dem jubjektiven Willen Der 
Verwaltung vollfommen überlafien, jondern von dem objektiven Nechte ſelbſt 
vorgenommen worden. Darum hatten wir bereits früher Gelegenheit, darauf 
binzumeilen, daß der Inhalt des Staatsdienftes gejeglich normirt iſt, und 
daß auch der Umfang eine gefegliche Grenze hat, indem fein Befehl gegen 
Geſetz oder gegen Staatszweck zu Gehorſam verpflichtet, jondern nur der 
innerhalb der geſetzlichen Schranfen auf Führung eines ftaatlichen Geichäftes 
bezügliche Befehl. 

In dieſer Begrenzung des Inhalts und Umfangs durch Geſetz zeigt 
ſich, daß die Gewalt des Dienſtherrn eine rechtlich geordnete iſt, alſo eine 
rechtliche Gewalt, ein Gewaltrecht. 


1) Vergl. Roſſin in den Annalen 1883 ©. 299 und 269; dann Schulze, deutſches 
Staatsrecht I $ 16; Sendel, Kommentar, Einleitung und Gerber, Staatsrecht 8 7. 

2) Roſin, a. a. O. ©. 299 u. Laband, R-St-R., II ©. 9: „Jeder wirkſame 
Befehl jept ein Ueber: und Unterordnungsverhältnik voraus, einen mit der Gewalt zum 
Beiehlen ausgeftatteten Herrn und einen zum Gehorſam verpflichteten Untergebenen. ‘ 
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Innerhalb der gejeglihen Schranken num it es der Wille des Gewalt- 
habers, welcher aus eigener Macht den Willen des Dieners bejtimmt. Die 
Grundpflicht des Dieners ift, allen auf die Verwaltung von Staats— 
ämtern bezüglihen Befehlen gehorjam zu fein. In welcher Art 
dieſe Pflicht erfüllt werden foll, beftimmt allein der Gewalthaber. Alſo ijt 
die Pflicht unbeftimmt und ungemejjen, denn Zahl und Maß der Befehle iſt 
unbejtimmt. In Folge davon ift der Diener auch zu ungemefjenen und 
unbeftimmten Dienjten?!) verpflichtet; feine Dienftleiftung ijt nicht von 
vorneherein — natürlich innerhalb jeines Dienſtzweiges — genau abgegrenzt 
und abgemejjen. „Der Staatsdiener hat feinen Anfpruch auf die... Dienſt— 
ſtelle“, jagt das ſächſi ſche St.-D.-G. von 1835 5 19, alfo nicht auf ein 
bejtimmtes Amt und auf einen ee Umfang desfelben. ?) Jederzeit 
fann eine Umbildung der Nemter vorgenommen und ihre Kompetenz erweitert, 
alfo die Zahl der Gejchäfte vermehrt werden,?) oder es wird dem Diener 
neben der Verwaltung jeine® Hauptamtes noch die Führung von Nebenge— 
Ichäften übertragen. Art. 16 des mwürtt. St.-D.-&. berührt diefen Gedanten, 
wenn es davon jpricht, daß die privatrechtlichen Anjprüche des Dieners nicht 
gejhmälert werden jollen, wenn er „an der Verſehung feines ordentlichen 
Amtes durch andere Aufträge von Seiten der königlichen Negierung 
gehindert“ wird oder „außerordentliche Aufträge neben feinem ordentlichen Amt 
zu beſorgen“ hat. Daß die Uebernahme diejfer Aufträge Pflicht it, kommt 
indirekt in der Beſtimmung zur Darjtellung, daß der Diener in ſolchen Fällen 
feinen weiteren Anſpruch auf Gehalt, alfo auf Gehaltsmehrung, jondern 
nur auf Erjaß des durch jenen Auftrag ihm etwa eriwachjenden Aufwandes 

abe. 

j Dadurch, daß wir hervorhoben, der Diener ſei zu unbejtimmten und 
ungemejjenen Leijtungen verbunden, haben wir den von Schmitthenner und 
feinen Nachfolgern aufgejtellten Sa wiedergegeben, es jei ein befonderes Merf- 
mal des Gemwaltverhältnijies im Gegenſatz zum obligatorischen Verhältniß, daß 
der Unterworfene nicht zu einzelnen beftimmten Leiftungen, jondern zur Hingabe 
jeiner ganzen Verjönlichfeit verpflichtet jei. Einem anderen Senn 
zeichen des Gewaltrechtes — Schmitthenner und Ehrenberg haben e3 
erwähnt — nämlich dem mit der Gewalt verbundenen Nechte, die Erfüllung 
der Pflichten jelbjt zu erzwingen, werden wir weiter unten begegnen. 


I. An dem Vorhandenſein eines Gemwaltverbältniiies ändert der Um— 
ſtand nichts, daß auch dem Diener Nechte zuftehen, mit anderen Worten, 
daß ich damit öffentliche und private Korderungsrechte verbinden. Dies 
find, um einen Ausdrud Gerber’s zu gebrauchen, nur „Gegenwirfungen des 


1 Saband, 1 ©. 396 u. ©. 419. 

” Laband, I ©. 419: „Die Pflicht zur Arbeitsleiftung ijt nicht fixirt, jondern bes 
fimmt, 1 quantitativ nad) dem wechlelnden Geſchäftsumfang des Amtes.“ 

Bluntſchli, Lehre vom modernen Staat, Bd. I 1875, 10. Kap. ©. 615: (Das 
Amt ift dem Staatsbeamten) „zum öffentlichen Dienjt übertragen... Aus demjelben Grund 
hat fein Beamter dem Staat gegenüber ein dauerndes in jeiner Perſon begründetes Nedt 
auf den Umfang der Amtstompetenz, nod) auf die Form jeiner öffentlichen Gejchäftsthätigkeit 

. e8 fünnen ihm daher aud) neue, zu jeinem Amte gehörige Dienftleiftungen aufgetragen 

werden, ohne daß er fich jolchem Auftrag entziehen darf“; desgl. Leuthold, St:M des KR. 
—— bei Marquardſen II. 2, | S. 249 und das anbaltiniiche Staatsdiener-Geſ. vd. 
22. Dez. 1875, wozu Pietſcher, St. R. des Herzogt. Anhalt bei Marquardien IH. u. 
1. S. 140. 
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Gemwaltrechtes“, „des Pflichtverhältniſſes“, „Reflerrechte des Gemaltrechtes“ ') 
theils öffentlicher, theils privatrechtlicher Art, in der gleichen Weije, wie dem 
Unterthanen bejtimmte Rechte zuftehen, 3. B. das öffentliche Wahl: und 
Stimmrecht oder das Recht, im Staat3gebiete zu wohnen. Als Forderung 
rechte jind dieſe Anjprüche des Staatsdieners genau beftimmt und der 
Diener muß zu ihrer Nealifirung die gerichtliche Hilfe in Anſpruch nehmen ; 
Selbithilfe iſt ihm nicht gejtattet. 

Ill. Unſer Refultat ift demnach, daß der Staatsdienft ein Gewalt: 
verhältniß ift mit einem obligatorifhen Verhältniß ala Anner. 
Das Weſen des Gewaltrechtes beiteht darin, daß es den rechtlichen 
Grund ſeines Bejtehend in dem Willen der gewalthabenden Perſön— 
lichkeit bat. 

Andererfeit3? aber haben wir gejehen, daß das Staatsdienjtverhältnig 
jeine Erijtenz dem Abſchluß des Staatsdienjftvertrages verdankt. Alſo 
jeiner Entjtehung nach ruht der Staatsdienjt gleichwerthig auf dem Willen 
des Herricher8 und einem freien Willensaft des Dieners. Nach dem 
Begriff des Vertrags weiſen an uud für fich alle aus dem Vertrag entſpring— 
enden Nechte auf den Vertragswillen als ihre Quelle zurüd. Der Vertrags— 
mwille ijt der aus dem Willen des Berechtigten und Verpflichteten gebildete Ein- 
heitswille, er ijt für jeden Theil der eigene Wille, jonach beruht das Necht des 
vertragsmäßig Berechtigten auf dem Willen des Berpflichteten; wenn der 
Berechtigte feinen Anfpruch geltend macht, jo bethätigt er nur den Vertrags: 
willen, alfo den eigenen Willen des Verpflichteten. Wie reimt fich dies mit 
dem Sabe zujammen, daß der Herr im Staatsdienjtverhältnig den rechtlichen 
Grund für feine Befehle nur in feinem Willen, in feiner eigenen Macht 
babe? 

1. Es fann dies nur in der Art der Fall fein, daß man erklärt, ein 
Sewaltverhältnig fünne wohl durh Vertrag entitehen, aber mit der Be— 
gründung jei die rechtliche Kraft des Vertragswillens, alſo aud) des Willens 
des Verpflichteten erjchöpft; weiterhin jet allein der Wille des Berechtigten 
der rechtliche Grund, welcher das Bejtehen des Verhältniſſes bejtimme. 

In diefem Sinne jpricht ſich auch Nojin?) aus, wenn er jagt, der Wille 
fönne zwar von jich aus fich der Herrichaft eines andern unterwerfen, 
mit dieſem Entſchluſſe fonjumire er fich aber in feiner urfächlichen Wirkung 
für das Nechtsverhältnig, das von nun am im Sich ſelbſt und den in ihm 
wirfenden Kräften, d. h. in dem rechtlich bejtimmten Willen der berrichenden 
Verjönlichkeit jeine Begründung finde. Im Gegenfa dazu bleibe ein durch) 
Bertrag entjtandenes Forderungsverbältniß auch jenem Inhalte nad, d. h. 
in jeinem Beſtehen ein vertragsmäßiges, mit anderen Worten: Der Wille 
des Schuldners jei auch die rechtliche Urjache des Beitehens der Obligation, 
durch ihn werde auch der Inhalt derjelben in jedem Momente bejtimmt und 
begrenzt. 

2. Als Beweis fir die Nichtigkeit diefer Behauptung möge das Unter: 
tbanenverhältniß und die Stellung des Kindes in der elterlichen Gewalt 
dienen. Beide Berhältniije können nicht blos natürlich durch die Thatſache 
der Abjtammung, jondern auch Fünftlich durch Nechtsgeichäft begründet 
werden, das erjte Durch das pactum receptionis, das zweite durch den 


) Gerber, Staatsreht $ 18 ©. 50 und 51 u. $ 36 ©. 120; Beilage II ©. 230, 
2) Rojin a. a. ©. ©. 298 u. 299. 
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Adoptionsvertrag. Die juriltiiche Natur der vertragsmäßig begründeten Staats— 
angehörigfeit und Kindichaft ift feine andere, als bei dem durch) Abjtammung 
herbeigeführten Unterthanen= und Kindesverhaltniß Der durch Vertrag in 
den Staatsverband Aufgenommene hat dieſelben Rechte und Pflichten, welche 
dem Eingeborenen kraft Geſetzes zuſtehen und obliegen.) „Die volle Wirkung 
der Adoption beſteht darin, daß das Kind zum Vater in das rechtliche Ver— 
hältniß eines von ihm erzeugten tritt, namentlich wird dadurch auch die väter— 
liche Gewalt . . . . begründet. *) 

Auch das Verhältniß zwiſchen Senior und Vaſall im mittelalterlichen 
Recht können wir zur Vergleichung heranziehen. Es wird durch einen Vertrag 
begründet, deſſen Inhalt nach dem Wortlaut der Formel 44 der Sirmond— 
ſchen Formelſammlung?) dahin geht, daß der eine Theil ſich verpflichtet, 
Gehorſam und Dienſt zu leiſten (ut... ingenuili ordine tibi servitium 
et obsequium impendere debeam), während er ein Recht auf „Schuß und 
Lebensunterhalt“ erhält. Die rechtliche Wirkung dieſes Vertrags ijt nad 
herrfchender Anficht *) ein Gewaltverhältniß: Die Ueberſchrift der Formel 
lautet qui se in ee potestate commendat und der eine Slontrahent 
erflärt me in vestram mundoburdam tradere vel commendare. 

Demgemäß fonnte Laband unter Zuftimmung von Gareis und Rofin®) 
erklären, der Staatsdient gehöre unter die Klaſſe derjenigen Dienftverhältniife, 
welche „einerſeits durch freie Willengübereinftimmung, alfo durch Bertrag 
begründet werden, amdererjeit3 aber ihrem Inhalte nah ein Gewalt— 
verhältniß find“. 

Nach früher Ausgeführtem iſt damit Folgendes gejagt: Soweit das 
Staatsdienjtverhältmiß inhaltlich als Gewaltverbältniß erjcheint, ijt Die 
Willensvereinbarung zwilchen Herricher und Diener allein für den Eintritt 
in den Staatsdienit Rechtsgrund. Daß der Staatödiener, wenn einmal die 
Beziehung zum Serricher begründet ift, die Verpflichtung bat," den Befehle 
des leßteren zur Uebernahme eines Staatsamtes nachzukommen, iſt nicht mehr 
rechtliche Folge, jondern nur mehr thatfächliche Folge des Vertragswillens. 
Die rechtliche Urſache diejer Verbindlichkeit ift allein der Wille des Gemalt- 
habers; die Uebereinkunft im Vertrage ift dafür nur mehr hiſtoriſche Bedingung. 

3. Der Staatsdienjt it accefjoriih au Forderungsperhältniß. 
Soweit alſo dieſes Forderungsverhältniß nicht geieglich beitimmt ift, muß 
der Bertragsmille auch für den Inhalt des Verhältniſſes während des 
Beſtehens desjelben beftimmend jein. 

Nun haben wir früher bemerkt, daß die Höhe des Erjakanjpruches und 
der Befoldung in der Regel vertragsmäßig feitgefeßt werde. Das ift der 
Fall, auch wenn beftimmte Säte in Form einer allgemeinen Vorſchrift an 
die Anftellungsbehörden aufgeftellt find. Eine Erhöhung und Erniedrigung 


) Gerber, Staatsrecht $ 17 Note 2: „Die Pflichten, Steuern zu zahlen und Militär: 
dienjte zu leilten, find nicht Verbindlichkeiten, weldie auf individuellen Obligation 
gründen beruhen, jondern find nur verſchiedene Aeußerungen eined organischen Subjektions— 
verhältniſſes.“ 

BWindſjcheid, Paändekten 8 524. 

3) Siehe bei Ehrenberg a. a. O. S. 139. 

4 ‚Gerber, SR. 8 36 MN. 1; — RSt.“R. IS. 386; Gareis, allgem. 
StR. $ 64 und Roſin, a. a. O. ©. 300; dagegen Eorcibers ©. 144. 

sy "Gabanb, Bd. 18.386; Bareis, $ 64, Nofin S. 299 Note 3. Edg. Löning 
gibt in feinem Lehrb. des deutſchen Verwaltungsrechtes überhaupt feine Erflärung, wie er 
jih zu diefer Anfiht Laband's verbält. 
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des Gehaltes kann demnach nur durch gegenjeitige Vereinbarung erfolgen. 
Wie e3 zur Herabjegung des Gehalts der Zuſtimmung des Dieners bedarf, ') 
ſo ijt für Die Steigerung des Gehaltsanſpruches die Zuftimmung des Staates 
erforderlich, fie erfolgt nicht von ſelbſt, etwa durch Einrüden im eine höhere 
Stelle oder, wenn im Etat die Mittel zu einer Bejoldungsaufbejlerung ge: 
währt werden. 

So bejtimmt beijpielaweile $ 3 des bayerifchen Gehaltsregulativg 
vom 12. Augujt 1876: „Jede Vorrüdung in den Gehalt einer höheren Alters: 
Elafje tjt durch die Wiirdigfeit des Betheiligten bedingt und von unjerer Öe- 
nehmigung abhängig.” 

In Baden ijt ausnahmsmweije die Höhe des Gehaltes der Richter durch 
Geſetz?) firirt, demnach bejtimmt das objektive Necht auch über Gehaltserhöh— 
ung.?) Einen Beleg dafür bietet $ 2 des betreffenden Geſetzes. Jeder der in 
$ 2 unter Ziff. 4, 5 und 6 aufgeführten richterlichen Beamten erhält nad) 
je zwei im Nichteramt zugebrachten Dienftjahren eine Zulage von 400 Mark. 

IV. Man könnte Bedenken haben, ob es möglich it, daß in ein und 
demselben Nectsverhältnig ein gejeglich normirtes Gewaltreht und ein 
zum Theil wenigjtens vertragsmäßig geordnetes Forderungsrecht mit 
einander vereinigt find. Bon Ddiefer Möglichkeit überzeugt das Rechts: 
verhältniß der Ehe.‘) 

Dieje ift ihrem Inhalt nach ein perfonenrechtliches Verhältniß, zum 
Theil ein Gemwaltverhältniß, zum Theil Jorderungsverhältniß. 

Der Eheherr befiehlt der rau, ihm in jein Domizil zu folgen und 
den Standesverhältnijjen entiprechende häusliche Dienfte zu verrichten;?) Die 
Frau hat das Net, jtandesgemäßen Unterhalt zu fordern.) Die Ehe 
wird Durch Bertrag begründet, aber ſoweit fie ein Gewaltverhältniß ift, hört 
damit jede vertragsmäßige Wirkung auf; der Wille allein des Eheherrn iſt 
weiterhin der rechtliche Grund der Beitimmung des Verhältniſſes. Darum 
fann über den Inhalt des ehelichen Verhältniſſes in dieſer Richtung durch 
Bertrag nichts bejtimmt werden. Zwingende Nechtsjäge haben den Anhalt 
geordnet und das Gewaltrecht begrenzt. 3. B. gilt ausdrüdlich, daß die 
Pflicht der Frau zur ehelichen Folge, d. h. dem Mann an jein Domizil zu 
folgen, nicht durch Vertrag ausgejchlofjen werden darf. Ueberhaupt fann die 
gewaltsrechtliche Seite des Berhältnifjes nur joweit durch Vertrag fejtgejtellt 
werden, als e3 dem Wejen der Ehe und dem jus cogens nicht widerſpricht. 
Was Die vermögensrehtlidhe Seite der Ehe angeht, jo kann bier 
der Bertrag nicht blos Entjtehungsgrund jein, jondern auch während des 
Beitehens der Ehe als rechtlicher Grund der Beitimmung der Ehe wirken. 


N) Siehe aut Yaband IlIa ©. 172. 

) Bad. Gej. vom 29. März 1876 und 20. Februar 1879 die Befoldungen der 
Richter betreffend. 

’) Auch in Elſaß-Lothringen haben die Richter zufolge $3 des Gej. vom 4. November 
1878 einen gejegliben Anſpruch auf den Gehalt der höheren Klaſſe; ebenjo im KR. 
Sahjien nad) dem Gef. v. 1. März 1879 $ 16. 

*) Auf die Analogie von Staatsdienit und Ehe hat Seydel, Staatälehre ©. 60 in 
der Richtung bingewiejen, daß in beiden Fällen um nicht® minder ein Vertrag den Ent: 
ſtehungsgrund bilde, weil der Inhalt der beiderſeitigen Verbindlichkeiten theilweiſe geſetzlich 
ein für alle Mal feſtſteht. Laband Bd. IS. 403, verweiſt mit der nämlichen Tendenz auf 
den Brieipojtbeförderungsvertrag. 

Roth, deutiches Privatreht Bd. II S. 19 

9) Ebenda Bd. II ©. 17. 
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Die Art und Weife, wie der Mann der Frau den Unterhalt gewähren wird, 
fann durch Vertrag am Beginn der Ehe ausgemacht und jpäter jederzeit Durch 
Uebereinfunft abgeändert werden, ebenfo wie die Höhe des Gehaltsan- 
jpruches beim Staatsdiener durch Vereinbarung firirt wird. 


$ 54. Die unterfheidenden Merkmale gegenüber andern Dienjtverhältnijien. 


Wir haben früher’) erklärt, das Ziel einer Unterfuchung der rechtlichen 
Natur des Staatsdienjtes im ſpezifiſch juriftiichen Sinne bejtehe darin, die 
bejonderen Merkmale zu finden, welche den Staatsdienft im rechtlichen Sinne 
von anderen Dienjtverhältnifjen, fpeziell von folchen gegenüber dem 
Staate, unterjcheiden. Nun haben wir die drei wejentlichen Merkmale 
des Staatsdienftes gefunden; aljo iſt e8 möglich anzugeben, was ihn von 
anderen dienftlichen Beziehungen zum Herrfcher unterjcheidet. 

Die drei wejentlichen Merkmale des Staatsdienjtes laſſen fich in folgende 
Süße faljen: 

1. Der Zwed des Staatsdienjtes iſt die Führung von Staats— 
ämtern, aljo der Staatsdienjt primär ftaatsredhtlicher Natur. 

2, Der Staatsdienit wird durch Vertrag, alſo durch beiderjeitige 
freie Willensbejtimmung, begründet. 

3. Der Staatsdienft ijt ein ftaatsrehtliches Gemwaltverhältniß 
mit einem ftaatsrechtlich = privatrechtlich gemifchten Forderungsver— 
hältniß als Annerum. 

Mit Hilfe dieſer drei Elemente iſt der Gegenſatz zwiſchen dem Staats— 
dienſt und anderen Dienſtverhältniſſen leicht klarzuſtellen. 

I. Nur durch das erſte Merkmal unterſcheidet ſich der Staatsdienſt von 
der rechtlichen Stellung derjenigen Perſonen, welche wir al3 Diener von 
Korporationen des öffentlichen Nechts, beſonders von politichen Gemeinden zu 
bezeichnen pflegen. 

Die Kommunaldiener werden mitteljt eines üffentlich-privatrechtlich ge— 
mifchten Vertrages aufgenommen?) und treten in ein öffentlich recht: 
lihes Gewaltverhältniß und ein privatrechtliches Korderungsverhältniß 
ein,?) aber der Zwed ihrer „Anftellung“ iſt ein anderer. Nicht Staats, 
fondern Gemeindeämter jollen fie führen; fie dienen dem üffentlichrecht- 
lichen Zwed der Befriedigung örtlicher Intereſſen, die Staatsdiener der Ber: 
folgung von nationalen Interefjen.*) 

Il. Auf ein anderes Dienftverhältniß führt uns das ſächſiſche St.:D.-©. 
vom 7. März 1835, wenn es im $ 2 alle diejenigen vom Staatsdienerbegriff 
ausschließt, welche „mit der Staatsverwaltung in dem bejonderen Stontrafts- 
verhältniß eines Pacht-, Mieth- und Gedingefontrafts ſtehen“. Hiemit iſt 


1) Theil I, Einl. $ 1. 

2) Vergl. 3. B. bayerifche Gemeindeordnung für die LYandestheile dies. d. Nheine 
vom 29. April 1869 Art. 74 „Sie (die rechtöfundigen Bürgermeijter und Magijtratöräthe) ... 
treten... analog in die Verhältniſſe und Rechte der im Verwaltungsdienſt .... angejitellten 
Staatädiener, jofern nicht durch bejondere Dienftverträge eine andere Beitimmung 
getroffen iſt;“ ebenjo Art. 71 von den techniihen MagijtratSmitgliedern. 

2) Ebenda Art. 167: „Bezüglich der Mitglieder der Magijtrate... finden die Dis— 
ziplinarbejtimmungen für adminiftrative Staatsdiener analoge Anwendung.” Art. 76 „Ted: 
niſche Magijtratsmitglieder können eine Bejoldung oder verhältnigmäßige Entihädigung 
erhalten.“ Art. 74: „Sie (die rechtstundigen Bürgermeifter und Magijtratsräthe) erhalten 
bei ihrer Anſtellung eine angemeſſene Beſoldung.“ 

*) Vergl. Roſin, Annalen 1883 ©. 292. 
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angegeben, daß der Herrjcher der Durchführung von ftaatlichen Aufgaben 
Arbeitäfräfte auch in der Form des Abſchluſſes eines privatrehtlihen 
Dienjtvertrags zuführen kann, wobei das moderne Recht feinen rechtlichen 
Unterjchted darnady zieht, ob die Leiſtung von operae liberales oder il- 
liberales Gegenftand der Bereinbarung ift. 

Gemeinſam ift dem „Staatsdienjt" und „dem Dienit um Lohn“ die ver: 
tragsmäßige Begründung. Berfchieden dagegen ift der Zwed. Der Staat3- 
dient hat als Ziel die Verwaltung von Staatsämtern, die Dienjte, welche 
der Staatsdiener zu leijten hat, fünnen nur in Führung von Gejchäften be- 
ftehen, welche dem Herricher als Subjekt des öffentlichen Rechts obliegen. 
Der Zwed des Lohndienftvertrags, welchen der Herrſcher abichließt, kann 
derjelbe ſein.) Aber auch als Privatrechtsjubjelt, ala Subjekt des Staats- 
vermögens oder in feinem Privatinterefie jchließt der Herricher ſolche Verträge 
ab.) — Ferner gehen beide Rechtsverhältnifje in ihrem Inhalte auseinander. 
Der privatrechtliche Dienjtvertrag bleibt auch für das Beſtehen des Dienjtver- 
hältnifjes die rechtliche Urfache. Zwiſchen locator und conductor operarum 
herrſcht allein «eine obligatorische Beziehung von Gleichberechtigten, Feine gewalt- 
rechtliche von einem Ueber» und einem Untergeordneten. Beim Lohndienft iſt 
Die erite Pflicht die Dienftleiftung des Obligirten,?) beim Staatsdienft it 
die erjte Pflicht der Gehorjam des Gewaltunterworfenen. 

II. Noch ein anderes Nechtsverhältniß haben wir zu erwähnen. Es 
unterjcheidet fi) dadurch von dem vorhergehenden, daß es, wie das erjte, zwei 
Elemente mit dem Staatsdienjt gemein hat. Es ift das Dienjtverhältniß 
des Untertbanen als jolden. 

Der Dienjt des gemeinen Soldaten, des Schöffen, des Geſchwornen, des 
Mitglieds eines Verwaltungsgerichtst) oder einer Steuereinſchätzungskommiſſion, 
eines Wahlausfchuffes ift auf jeden Fall feinem Wefen nach von Intereſſe 
für den Staat, aljo feinem Zwed nah jtaatsrehtlicher Natur, und 
unbejtritten ijt das Unterthanenverhältniß ein Gewaltverhältniß, vielleicht 
verbunden mit einem privatrechtlichen Anfpruch auf Entichädigung wegen der 
bei der Dienftleiftung erlittenen Schäden. Aber im Rechtsgrunde der 
Entjtehung find die Unterthanendienjte und die Staatsdienfte verfchieden. Wie 


!) Vergl. Ed. Löning, Berw.:R. ©. 115: Auch Perfonen, welche in einem privat: 
rehtlihen Dienjtverhältnig zu dem Staate . . . jtehen, künnen Beamte jein, wenn ihnen die 
Bollziehung ftaatliher Funktionen übertragen it. 

?) Bergl. Laband, 1 ©. 396: „Durd) dieje Zwedbejtimmung der angelobten Dienfte 
gehört der Staatöbeamtenvertrag dem öffentlihen Rechte an“ und ald Zwed bezeichnet er 
die „Förderung und Durchführung jtaatliher Aufgaben“. Daß der Zwed der Dienfte 
es bejonders ijt, welder die öffentlichen Diener von den Privatdienern untericheidet, läßt 
Büſing, Staatörecht der Großh. Medlenburg-Schwerin und Medlenburg:Strelig, bei Mar: 
quardjen II. u. 1. ©. 63, bei der Erörterung der Frage auönehmend Mar hervortreten, 
inwieweit eine Gleichitellung der „ständiichen Beamten“ mit den „landesherrlihen Beamten“ 
in ftaatörechtlicher Beziehung Pla zu greifen habe. Diejelbe beziehe ſich nur auf die 
Beamten, deren Thätigkeit Befugnifie betreffe, die den Ständen als Slorporationen oder 
einzelnen Obrigfeiten als jolden zuitehen, nicht dagegen auf diejenigen, welche lediglich für 
private Zmwede der ſtändiſchen Korporationen oder obrigfeitlichen Berjonen beftellt find. 

3) Stobbe, Handbuch d. deutichen Privatrehts Bd. 3 $ 187 ©. 269: „Das Wejent- 
liche des Gejindeverhältnijies ijt die auf dem Kontrakt beruhende Verpflihtung zu häuslichen 
Dienften; weil diefe dem Bedürfniß entiprechend nur geleijtet werden fünnen, wenn das 
—— zum Haushalt des Herrn gehört, ſo erſcheint die Hausherrnſchaft als ſekundäres 

oment.“ 

) Vergl. 3. B. die Zuſammenſetzung des Kreis- und Provinzialausſchuſſes in Heſſen 
bei Löning, Verw.-R. ©. 95 N. 5, ©. 105, ©. 138 N. 2 u. ©. 804. 
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jede Pflicht des Unterthanen als jolchen gegenüber dem Staat, beruht auch 
die Dienjtpflicht desjelben auf einem Geſetz, welches abjtraft bejtimmt, wenn 
diefer oder jener Thatbejtand in Wirklichkeit gegeben jei, müfje der Unterthan 
dieſe oder jene Dienjte thun; die rechtliche Gebundenheit des Staatsdieners 
dagegen verdankt ihre Begründung der Willensübereinfunft zweier von 
einander unabhängigen Rechtsſubjekte. 

Daß allein in der Entjtehungsurjfache zwifchen dem Dienjte des Unter: 
thanen und dem Dienfte des Staatsdieners die Differenz liegt, ergibt bejonders 
ein Vergleich der Rechtsſtellung des Schöffen oder Gejchworenen und des 
Staatödieners. 

Die Gejchäfte des Schöffen: und Gejchwornendienjtes jind jtaatsrecht- 
licher Art, ſie bilden einen Kreis von jtaatlichen Gejchäften, welche im Auf— 
trag und in Vertretung des Herrjchers ausgeführt werden, mit einem Wort 
es jind Staatsämter.!) 

Der Unterthan it, wie der Staatsdiener, in dieſer Hinſicht rechtlich 
gebunden, den Befehlen des Herrichers, welche jih auf die Führung von 
Staatsämtern beziehen, Folge zu geben.”) Ergeht der Befehl zur wirf: 
lichen Dienjtleiftung als Schöffe oder Gejchtvorener, jo potenzirt jich die bis— 
herige „Dienſt- oder Gehorjamspflicht” in die „Amtspflicht”, alfo in Die 
Verpflichtung zur gewiljenhaften Führung des Amtes. Ausdrüclich hebt das 
Geſetz“) die Pilicht hervor, über den Hergang bei Berathung und Abjtimmung 
Stillfchweigen zu beobachten. Die Verpflichtung zum amtlichen Gehorjam 
gegen den Vorgejegten iſt durch die Vorjchrift bezeugt, daß fie dem Verbot 
des Borfigenden, ſich während der Verhandlung zu entfernen, nicht zuwider— 
handeln Ddirfen und auf Befehl desjelben über die vorgelegten Fragen ab— 
jtimmen müjjen.*) 

Was ihre Nechte angeht, jo find fie durch diejelben Paragraphen des 
R.-Str.-©.:B. geichüßt, wie der Staatsdiener. Ferner haben ſie ein mwejent: 
liches Forderungsrecht auf Auslagenerjaß, denn fie erhalten nah R.-G.:3.-©. 
s 55 und 96 den Anfpruch auf Vergütung der Neijefoften. 

Wie aus alledem erhellt, herricht wegen Gleichheit des Zmwedes dem Inhalt 
nach eine weitgehende Uebereinſtimmung zwiſchen Unterthanendienſt und Staats— 
dienſt im techniſchen Sinne.“) Allein der Unterſchied liegt darin, dap ! der Staats 
diener Staatsdiener ift, weil er will, der Unterthan dagegen dem Staate dient, 
weil er muß. 


$ 55. Staatsdienitverhältnig und Staatsamtsverhältniß. 


Aus dem vorigen Paragraphen ergibt fich, daß es Bermwalter von 
Staatsämtern gibt, die nicht Staatsdiener find, indem auch der Zweck 
des Unterthanendientes in gleicher Weiſe, wie der Zweck des Staatsdienites, 
in der Führung von Staatsämtern bejteben fanı. Wenn wir darnach berecdh: 
tigt find, jede Perſönlichkeit, weldhe ein Staatsamt‘) befleidet, 


') Reichsger.⸗V.«G. 5 31 u. 84. 

2) Vergl. über die allgemeine Gerichtspflicht Yaband, IIIb ©. 126—142, bei. 138 ff. 

R⸗G.V.G. $ 200. 

) R.Str.⸗Pr.⸗ * $ 225 u. 227 mit Laband IIIb S. 139, und R-G-V.G. $ 197. 

K Vergl. darüber auch Yaband I ©. 395 und G. Meyer in der Beiprehung des 
Laband'ſchen Staatsrecht?, Annalen 1876 ©. 669 und 670; dann Ed. Löning, Berw.:R. 
$ 30 ©. 140. 

®) Ueber den Begriff „Staatsamt” ſ. o. $ 33. 
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Staatsbeamten zu nennen, jo rejultirt, daß der Schöffe und Geſchworene, 
das Mitglied des Steuerausichuiies u. ſ. w. allerdings Staatsbeamte find 
und, dab es alſo jehr unjurijtiich tit, „Staatsbeamter” und „Staatsdiener‘ 
als identijche Begriffe anzufeben. Den erjten und grundjäßlichen Unter: 
ichied zwiihen einem Geſchwornen und einem Amtsrichter 3. B. wird jelbit 
der Laie herausfinden. Der eine leitet Dienfte, weil er muß, der andere, 
weil er nach freier Willensentichliegung in den Staatsdienjt getreten iſt. 
Diejer Unterschied ift wahrlich groß genug, um ihn auch in der rechtlichen 
Konjtruftion der Stellung des einen und der Stellung des anderen hervor: 
treten zu laſſen. Selbjt der Laie würde fühlen, daß es umrichtig ift, zu jagen: 
der Geichtworene oder Schöffe ſteht im „Staatsdienftverbältnig”, iſt Staats: 
Diener gerade jo, wie der Amtsrichter. Diejer Unterſchied wird bejonders 
Har, wenn man das beiden Verhältniſſen Gemeinfame, das Staats amtäsper: 
hältniß, dem Staats dienſtverhältniß im technischen Sinne vergleichend 
gegenüberitellt. 

Die Verfchiedenheit zwiſchen Staatsamtsverhältnig und Staatsdienft 
im juriftischstechnischen Sinn joll darum im Folgenden näher dargelegt werden. 

Weil der Zwed des Staatsdienftes nur in der Uebernahme von Staats: 
ämtern bejteht, jo läßt fich nach früher Bemerftem Tagen: 

Durch die Anftellung wird für den Diener die Pflicht begründet, ein 
„einer Berufsbildung entiprehendes Amt“) zu übernehmen, für 
den Dienjtberrn das Necht, den in den Staatsdienit Aufgenommenen zur 
Wahrnehmung eines bejtimmten Amtes zu verwenden (Öewaltrecht).?) 
Daraus folgt: 

I. Das Entftehben des Staatsdienjtverhältnifjes it unabhängig vom 
Beginn der Führung eines Amtes; die Begründung des Staatsdienjtes 
ift nicht nothwendig zugleich Begründung eines Amtsverhältnifjes;?) wer 
Staatädiener wird, braucht nicht zugleich Staatsbeamter zu werden. 

Demgemäß iſt es micht angezeigt, den Begründungsaft des Staat&dienjtes 
„Anstellung“ zu nennen, denn diefe Bezeichnung ruft den Gedanfen hervor, 
als erfolge die Schaffung eines Staatsdienſtverhältniſſes nothwendig durch Ueber: 
tragung einer bejtimmten Staatsdienit ftelle. Nur dann wäre es zuläffig, eriteren 
Aft als „Anftellung“ zu bezeichnen, wenn man ihn als den Akt erklären 
würde, durch welchen eine Perſon die rechtliche Stellung eines Staatsdieners 
erhält. Richtiger ift immerhin von „Eintritt in den Staatsdienit” auf 
Seite des Dieners und von „Ernennung zum Staatsdiener“ auf Seite 
des Herrſchers zu Sprechen. Die früher mitgetheilten?) Bejtallungsdefrete haben 
den richtigen Wortlaut: Der König „ernennt“ zum Staatödiener in einem be— 


1) Dieje Faſſung ift dem württ. St-D.-G. Art. 19 entnommen; „Jeder auf Lebens: 
zeit angejtellte Beamte muß die Verjegung auf ein anderes feiner Berufabildung und bie- 
berigen Thätigfeit entiprechendes Amt .... ſich gefallen lafien ....“ Gewöhnlich werden 
die Dienfte, zu welchen der Staatödiener aufgenommen wird, näher bejtimmt fein. 

— Laband bei Marquardſen Bd. II Abth. 18 9S. 62 und 63 und 68; 
dann Staatöreht IIIa ©. 211 und bejonders IIIa ©. 66: „In der Dienjtgewalt ift enthalten 
dad Recht zur Verwendung des Dienenden behufs Führung der amtlichen Geichäfte, d. h. zur 
Ertheilung eines Kommandos (militärifhen Amtes)“; ferner Gareis, Allg. StR. $ 64 
S. 163: „Der Eintritt in den Staatsdienit .... hat.... zur Wirkung, daß der Bedienitete 
verpflichtet ift, ein der übernommenen dienjtlihen Stellung entiprechendes Amt zu über: 
nehmen und dbadurh Beamter zu werben.“ 

) Bergl. Laband, I ©. 383, 

# Siehe oben 8 49. 
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ftimmten Dienjtzweig; jie ergeben aljo, daß mit der Ernennung nicht wefent- 
li} die Uebertragung eines bejtimmten Amtes verbunden ift. Das Staats» 
oberhaupt ernennt zum Amtsrichter chlehthin, aber nicht zum Amtsrichter 
am Amtsgerichte &. 

In der Regel allerdings fallen Ernennung zum Staatsdiener und der 
öffentliche Auftrag zur Bekleidung eines bejtimmten Amtes zeitlich zufammen. 
Dies kann in doppelter Weile gefchehen: 

1. Es wird in die Beitallungsurfunde eine beitimmte Stelle des 
Dienftzmweiges, für welchen der Diener aufgenommen tft, eingejegt.') Der Herricher 
ernennt hier nicht blos zum Amtsrichter, jondern zum Amtsrichter in X. Dies 
wird bei höheren Stellen der Fall fein. Tritt Jemand, welcher eine Miniſterſtelle 
übernimmt, zugleich erſt in den Staatsdienft, jo iſt das Berufungsfchreiben 
Beitellungsurfunde und Amtsauftrag. Im diefen Fällen findet nicht blos 
eine „Ernennung zum Staatsdiener*“, jondern zugleich eine „Verwendung 
im Staatsdienſt“ jtatt.”) 

2. Das Patent enthält nur die Ernennung, und dem Miniftertum bleibt 
überlafjen, am entiprechenden Pla über den Staatsdiener zu verfügen. Das 
Staatsoberhaupt beruft in den Staatsdienft, der Minifter überträgt eine be— 
ſtimmte Dienjtitelle. 

In dieſem Falle gehen dem Kandidaten, welchem die Beftallung durch 
Bermittlung der Zentralftelle zu Handen kommt, zwei Willenserflärungen zu: 
a) Die Erklärung des Herrichers, ihn in den Dienft aufzunehmen ; 

b) Ein auf Grund diefer Anftellung antizipirter Dienjtbefehl, der 
Umtsauftrag. 

Lehnt der Kandidat die Ernennung nicht ab, jo wird mit der Acceptation 
der Beitallung jofort der Amtsauftrag wirffam, und in Folge dejjen die „Amts— 
pflicht“, d. h. die Pflicht, das beſtimmte Amt wirklich zu führen, eriftent. 

Diefer Befehl fteht ftaatsrechtlich auf einer Stufe mit dem Verwaltungsbe— 
fehl, der Verfügung, wodurd der Untertban zum Dienft im Heere, als Schöffe, 
als Gejchtvorener berufen mwird.?) Dort ergeht der Befehl auf Grund eines 
fraft Geſetzes beitehenden Gewaltrechtes der Verwaltung über die Unter: 
thanen, hier auf Grund eine® vertragsmäßig beitehenden Gemaltrechtes 
des Dienjtheren über den Staatsdiener. Laband') drückt Dies treffend aus, 
wenn er jagt: „Die vertragsmäßige Dienftpflicht verhält fich zur wirklichen 
Amtsführung, wie die gejegliche Wehrpflicht zum aktiven Militärdienſt oder 


1) Laband bei Marquardien Bd. II Ubth. 1 $ 9 ©. 63 Note 4. 

2) In diefem Sinne ift es richtig, wenn Raband, R.«St.-R. Bd. IS. 300 fagt: „Durd 
die Ernennung ertheilt der Kaifer den Auftrag, diejenigen Geſchäfte zu führen, welche zu 
dem geſe lic beſtimmten Wirkungskreiſe des beftimmten Amtes gehören * 

lud) die Führung von Eprenämtern der inneren Verwaltung, zu deren Annahme 
eine geießliche Verpflichtung. befteht, hat „Ihren alleinigen Rechtsgrund in dem betreffenden 
Verwaltungsbeiehl. Bedarf e8 in diefen Fällen nad) dem Gejepe einer bejonderen Annahme- 
erflärung, jo will die nur bedeuten, dab der Zeitpunkt der Wirkung der Verfügung erit 
mit der Annahmeerflärung gegeben it; causa efliciens der Entjtehung des Beamtenver- 
hältniſſes ift allein der einjeitige Berwaltungsaft. Bei den Ehrenämtern der Berichtöverwaltung 
fällt der Zeitpunkt für den Eintritt der Wirkung der Verfügung mit dem Zeitpunkt ihres 
Erlafies zufammen. Dies gegenüber dem Sape Edg. Lönings, Deutſches Verw. R. $ 30 
E. 138, daß bei denjenigen Ehrenämtern der inneren Verwaltung, zu deren Uebernahme 
eine gejeßliche Verpflichtung bejtehe, das Amt nicht durch einen einjeitigen Akt übertragen 
werde, jondern das Amtsverhältniß „erjt durch die Annahme“ zur ——— gelange. 

9y Laband bei Marquardſen Bd. II Abth. 1 ©. 63 8 9 
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wie die geſetzliche Gerichtspflicht zur effektiven Ausübung des Geſchworenen— 
und Schöffenamtes.“ 

Es wird in beiden Fällen ein Amtsverhältniß durch den Verwalt— 
ungsbefehl begründet. Darin liegt die Gleichheit zwiſchen dem Dienſt— 
verhältniß des Unterthanen und demjenigen des Staatsdieners, 
daß beide Beamte werden können; daraus erklärt ſich die Uebereinſtimm— 
ung von Recht und Pflicht in Bezug auf die Amtsführung. 

Das Rechtsverhältniß, welches zwiſchen Herrſcher und Beamten durch 
den Amtsauftrag hervorgerufen wird, iſt ein Gewaltverhältniß,; allein 
aus dem Begriff des Amtes, welcher dahin geht, daß es ein Kreis von ftaat- 
Iihen Gejchäften ift, die im Auftrag, Namen und in Vertretung des 
Herrſchers ausgeführt werden, fann man erjehen, daß diejer Befehl noch einen 
anderen Charakter hat. Er bringt nicht blos das Verhältniß nah Innen, 
da3 öffentlihe Auftragsverhältniß zwiſchen Herricher und Beamten 
zur Entitehung, jondern aud ein Verhältniß zwifchen den Beamten und den 
im Amtsbezirfe Eingefejlenen, ein Verhältniß nach Außen, das Stell- 
vertretungsverhältniß. In dieſer Richtung iſt die Willenserflärung, durch 
welche ein Staatsamt übertragen wird, fein Befehl, jondern eine Voll: 
machtsertheilung, das Staatsoberhaupt innerhalb der jachlichen und ürt- 
lichen Amtsgrenzen zu vertreten.') Den Unterthanen gegenüber ericheint in Folge 
deſſen die Stellvertretung als ein Necht des Dieners, dem Staatsoberhaupt 
gegenüber iſt fie nur Pflicht. 

Fit das anvertraute Staatsamt ein „obrigfeitliches",?) das will jagen 
ein jolches, welches zu feiner Führung die Anwendung der Staatsgewalt nöthig 
macht, aljo des Rechtes, aus eigener Macht die Unterthanen verpflichtende Ge: 
bote und Verbote zu erlajien, jo enthält der zur Amtsverwaltung ver: 
pflihtende Befehl außer der Vollmacht zur Bertretung die Ermäch— 
tigung, die Staatögewalt auszuüben’) Diefe vertretungsweije 


N Laband Bd. IS. 310: „Es liegt in der Anftellung zugleich die Ertheilung der 
Bollmadıt, das Reich innerhalb jeiner Amtsbefugniffe zu vertreten.“ Dies ift richtig, wenn 
mit der Ernennung zum Staatödiener die Uebertragung eines bejtimmten Amtskreiſes zus 
ſammentrifft. — Edg. Lönin 8 Verw.“R. 8 52 theilt die Verfügungen in fünf Klaſſen. 
Unter diefen ragen hervor die Befehle und Ermädtigungen, legtere als die Willenser- 
Märungen, durch welche die Befugnii zur Vornahme von Handlungen ertbeilt wird. Der In— 
halt einer jolhen Ermächtigung fann vor Allem die Ertheilung einer Vollmacht zur Aus— 
übung jtaatliher Funktionen bilden. Wird dadurd fein jubjeftives Recht zur Ausübung, 
fondern nur eine Verpflichtung hiezu begründet, jo liegt eben ein Amtsauftrag vor mit 
jeinen beiden Wirkungen nach Innen und Außen. 

?) Vergl. über die obrigkeitlihen Staatsämter Yaband I ©. 293 und 386 und bei 
Marquardien Bd. II Abth. 18 9 ©. 62 Note 6, 

) Bu wiederholten Malen deutet dies beſonders Yaband an, f. 3. B. Reichsſtaats— 
recht I ©. 300: „In der Ertheilung eines Amtes (it) neben dem Auftrag zur Erledigung 
der Geſchäfte auch eine Delegation von Hoheitsredhten enthalten“, dann Illa S.211: 
„Der konkrete Umfang der zu führenden Gejchätte und der auszuübenden ftaatliden 
Hoheitsrechte bejtimmt fich nadı dem übertragenen Amt, namentlih hat die militärifche Be— 
fehlagewalt über Untergebene ihr rechtlihes Fundament niemals in dem Dienjtver- 
trag, jondern ausjchließlich in dem Amtsauftrag, d. h. in der jtaatlichen Delegation.“ Noth— 
wendig, wie es nad den Aeußerungen Laband's jcheint, ift es natürlich nicht, daß die 
ftaatSamtlichen Geſchäfte in der Ausübung von jtaatliden Hoheitsrcchten bejtehen. Mit einem 
ſtaatlichen ſtatiſtiſchen Amt z. B. ift nicht nothwendig die Ausübung ftaatlicher Hobeitsrechte 
oder eine Amtögewalt verbunden. Vergl. Laband, R-St:R. bei Maraquardien ©. 62 
N. 6; ferner Edg. Löning, Berw.:R. 5.29, Gaupp, württ. St.:R.$ 27 biMarquard- 
ſen I. 1.2. ©. 84 und ©. Mayer, Verw. R. II. S. 7 M. 4. 
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Ausübung eines Fremden Nechtes?) erjcheint im Nechtsverhältnig nach Außen 
als Bertretungsbefugniß, in der rechtlichen Beziehung nach Innen als Ber: 
tretungspflicht. 

Wir haben alfo vor Allem zwei Nechtsverhältniffe zu unterfcheiden, das 
nah Außen und das nad Junen. 

Die rechtliche Beziehung des Staatsdienerd in feiner Eigenſchaft ala 
Staatöbeamter zu den der Territorial- und PBerfonalhoheit des Negenten Unter: 
worfenen wird begründet durch die Vollmacht des Staatsoberhauptes, das: 
jelbe nach Außen zu vertreten und das Gemwaltrecht auszuüben. 

Im Verhältniß nah Innen, d. h. zum Pegenten, find zwei Nechtsver- 
hältnifje auseinander zu halten, dag Staatsbeamten: und das Staats: 
Dienerverhältniß. Staatsbeamter wird Jemand durch eine einjeitige 
Berfügung des Herrichers, den Amtsauftrag; Staatsdiener wird Je 
mand Durch ein zweiſeitiges Nechtsgejchäft, den Staatsdienftvertrag. 

Die Verwaltungsverfügung, welche die Führung eines beftimmten Amtes 
anbefiehlt, aljo der Begründungsaft des Beamtenverhältnifjes, hat feinen Rechts— 
grund in der Unterthanenjchaft oder in der Staatödienereigenjchaft des mit der 
Amtsverwaltung zu betrauenden Individuums. Dieſe Verfügung hat zugleich 
den Charakter einer Vollmacht für den Staatsbeamten, feinen Willen mit der: 
jelben rechtlichen Wirkung zu erklären, als würde das Staatsoberhaupt felbit 
feinen Willen erflärt haben. 

Sehen wir von den NRechtswirfungen des Amtsauftrages nah Außen 
ab und betrachten wir nur die Nechtsbeziehungen nach Innen, fo bleibt als Refultat: 

Zwei rehtsbegründende Willensafte find in der dienftlichen 
Stellung des Staatsdieners zu trennen: 

a) Borangeht die unter feiner Zuftimmung rechtswirffame Willensäußer- 
ung des Staatsoberhauptes, wodurch er Staatsdiener wird, die Ernenn- 
ung zum Staatsdiener, der Eintritt in den Staatödienft. 

b) Eine rechtliche Folge dieſer erjten Erklärung ift der einfeitig wirkſame 
Berwaltungsbefehl, welcher den Staatsdiener zum Staatsbeamten macht, die 
Verleihung eines bejtimmten Staatsamtes. — 

Auf die rechtliche VBerjchiedenheit von Aufnahme in den Staatädienft und 
Uebertragung eines bejtimmten Amtes in neuerer Zeit hingewieſen zu haben, 
ift das Verdienſt Laband's.?) 

Sn Laband's Ausführungen liegt gegenüber Meifterlin,°) der 
ja jchon in den dreißiger Jahren die Fonftruftive Trennung von Staats: 
dienst und Staatsamt durchgeführt hat, ohne aber weitere Beachtung zu finden, 
infofern ein Fortjchritt, als er die rechtliche Abhängigkeit der ftaatsamt- 
lihen von der jtaatsdienftlichen Stellung des Staatsdieners richtig hervor: 
gehoben hat. Meijterlin hatte zwei von einander unabhängige 
zwetijeitige Nechtsgeichäfte, für das Staatsdienjtverhältnif einen privatrecht: 
li gedachten Staatsdienftvertrag, für das Staatsamtäverhältniß ein privat- 
rechtliches Mandat als Grundlage angenommen. Laband dagegen läßt das 
Staatsbeamtenverhältnig durch ein einfeitiges Nechtsgefchäft entjtehen, welches 
feine rechtliche Kraft aus dem Staatsdienftvertrag entnimmt. 


*) Bergl. über den Begriff „delegirtes Recht” Rofin in den Annalen 1883: Souveräne- 
tät x. $.10 ©. 280; dann Yaband I ©. 460: „Die obrigkeitlihen Rechte, welche der 
Beamte bandhabt, find nicht jeine Rechte, fondern Rechte des Staats.“ 

2) Vergl. Laband, Staatsrecht des deutichen Reiches Bd. I ©. 470 und 478. 

2) ©. oben Theil I, Kap. 4 8 20, 
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Belonders in der Darftellung des deutichen Staatsrechts, welche in Mar- 
quardſen's Handbuch des öffentlichen Rechtes!) enthalten ift, bringt Yaband 
diefe Anficht im präzifer Faſſung zum Ausdrud. 

S. 62 definirt er den Staatsdiener als denjenigen, „welcher fich freiwillig 
dem Staat (LYandesheren) verpflichtet hat, ein Staatsamt zu übernehmen, d. 5. 
die zu dieſem Amte gehörenden Gejchäfte zu führen“; „für den Begriff des Be— 
amten — damit bezeichnet Laband den Staatsdiener — ilt ... micht die 
wirflihe Führung eines Amtes, jondern die Verpflichtung zur Führ— 
ung eines jolchen weſentlich“ oder, wie es S. 63 heißt: „Die Anftellung eines 
Beamten iſt wohl zu umterjcheiden von der Uebertragung eines beftinmten 
Amtes an einen Beamten, fie begründet lediglich die Verpflichtung zur 
Uebernahme eines entiprechenden Amtes.“ 

In der Literatur hat Laband bei Gareis, Edg. Yöning, Gaupp und 
Sonnenfalb’) Zuftimmung gefunden. „Der Eintritt in den Staatsdienit“, 
Ichreibt Gareis in feinem allgemeinen Staatsrecht, „hat zur Wirkung, daß der 
Bedienjtete verpflichtet tit, ein der übernommenen dienjtlichen Stellung ent= 
jprechendes Amt zu übernehmen und dadurch Beamter zu werden.“ Ep. 
Löning bejtimmt den Staatsbeamten, in unjerem Sinne Staatsdiener, im 
Allgemeinen dahin, daß er eine Perjon it, welcher die Be rpflichtu ng auf: 
erlegt it, im dienftlicher Unterordnung unter ein Organ des Staats amtliche 
Funktionen auszuführen, und er bemerkt, es fünne Beamte geben, die zwar Diele 
Berpflihtung übernommen haben, denen aber die Vollmacht zur Aus: 
übung von Amtsfunktionen nicht ertheilt ift, die zeitweile fein Amt befleiden, 
Gaupp und Sonnenfalb endlich heben zu wiederholten Malen hervor, daß 
die thatjächliche Verwaltung eines Aıntes für den Begriff des Staatsdieners 
nicht wejentlich jet. 

Was Yaband dazu geführt hat, diefen Unterjchied zwiichen Ernennung 
zum Staatsdiener und Berwendung in einem bejtimmten Staatsamte wieder 
zu erkennen, iſt die Natur der Gehortamspflicten, welche Yaband be 
ſonders an den ftaatsbürgerlichen Berpflidhtungen, an der Wehrpflicht 
und der allgemeinen Gerichtzpflicht,”) erläutert. 

Während nämlich die obligatorischen Verpflichtungen in ihrem Beftande ganz 
unabhängig davon find, ob der Gläubiger ihre Erfüllung fordert, und 
regelmäßig nur durch Yeiftung oder Erlaß getilgt werden, entfalten die Gehorſams— 
pflichten in der Kegel feine Wirkſamkeit, wofern der Staat nicht ihre Erfüllung 
fordert, d. b. befiehlt; fie fünnen demnach obne jede Wirkung bleiben, wenn 
Parler Befehl thatfächlich nicht ergeht.*) 


y Marquardien, Handbuch des öffentlichen Rechtes Il. Band 1. Abth. 1883 8 9. 
ı Gareis in Marquardjen’ 3 Handbuch Bd. IT Abth. 18 645. 163; Edg. 
hg; deutſches Verw.R. $ 2432. 115 NR. 3; Saupp, württ. St. N. bei Marauard- 
ſen IH. 1, 2. ©. 86 nnd 105; So unentalb, StR. des Hzgt. Sachen = Witenburg bei 
Marquardien II. u. 2, ©. 72 und 75. Auch im Kirchenrecht kommt diefe Scheidung zur 
Berüdjihtigung; vergl. z.B. E. Meyer, die Nirchenbobeitsrechte des Königs von Banern 
1884 S. 178: „Nectlich relevant it die Urdination um deswillen, weil in der fatholiichen 
und den protejtantiichen Kirchen der Ordinirte mit der Ordination, micht erſt durch Leber: 
tragung eines befonderen Kirchenamtes jid einer mit Zwang begabten Eirchlichen 
Disziplinargewalt unterwirft.“ 
3; Siehe Laband, Illa ©. 139 und IIIb ©. 127 und bei Marauardien ©. 9, 
) Vergl. Laband Illa ©. 139: „So fann namentlich die Wehrpflicht des —— 
erlöſchen, ohne daß er durch dieſelbe zu irgend einer militüriſchen Dienſtleiſtung genöthigt 
worden iſt.“ Vergl. noch Roſin, Polizeiverordnungsrecht in Preußen 1882 ©. 7: „Die ab» 
ſtrakten Sätze des Verwaltungsrechtes knüpfen nur zum Theil die von ihnen feſtgeſtellten 
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Nun haben wir früher") bemerkt, daß der Staatsdienſt in erſter 
Linie eine Gehorfamspflicht des Dieners ift, nämlich die rechtliche Gebundenbeit, 
den Befehlen des Dienjtherrn, welche in Bezug auf die Führung von Staatsämtern 
an ihn ergehen, Folge leiften zu müjjen. Wir haben darauf hingedeutet, daß jich 
diefe Gehorfamspflicht vorzüglich als Dienftpflicht darftellt, d. h. ala die Pflicht, 
den Befehlen, welche über die Arbeitsfähigfeit des Dieners in der Richtung 
auf die Führung bejtimmter Staatsgejchäfte disponiren, gehorfam nachzu— 
fommen. Dieje Dienftpflicht wird, wie wir darlegten, 3. B. erfüllt durch 
Gehorfam gegen den Befehl, die Verwaltung eines bejtimmten Amtes 
zu übernehmen, wodurch fich die Dienftpflicht in die Amtspflicht potenzirt. 
Ergeht fein jolcher Befehl, jo beſteht die Obliegenheit des Staatsdieners allein 
in der Bereitwilligfeit, den diesbezüglichen Befehlen Folge zu leiten. So 
zeigt die genannte Grundpflicht des Staatsdiener3 vollauf alle Merkmale der 
Gehorjamspflicht im Sinne La band's. — 

Daß bisher das Vorhandenſein zweier ganz verjchiedener Rechtsvor— 
gänge, wie es die Begründung des Staatsdienft» und des Staatsamtsverhältnijjes 
find, anerfannt war, hat einen thatjächlichen Grund, indem in Wirflichfeit die 
Berufung zum Staatsdienft in der Negel mit der fofortigen Berufung auf 
eine bejtimmte Staatsdienjtftelle verbunden ift. 

Nur aus Zwedmäßigfeitsrüdfichten, aus Rückſicht auf die Führ— 
ung der Staatsgejchäfte, ernennt die Verwaltung nicht mehr unbefoldete 
Staatsdiener, als die Bewältigung der Amtsgefchäfte erheifcht, denn wenn 
der Einzelne nicht hinreichend bejchäftigt iſt, wird er leicht nachläſſig im Dienft, 
und je einfacher der zur Erfüllung der Staatsaufgaben nöthige Apparat, um 
fo leichter ift das Ziel zu erreichen. In diefem Sinne fagt die bayerijche 
Verordnung vom 2. September 1879, die Bildung von Kammern für Handels⸗ 
ſachen bei den Landgerichten betreffend, in $ 3 von den Handelsrichtern, die ja 
unbejoldete’) Staatsdiener find: „Die Zahl der Handelsrichter beftimmt nach dem 
jeweiligen Bedürfniß Unjer Staatsminifterium der Juſtiz.“ 

Bei den bejoldeten Staatsdienern iſt es nicht allein die Zweckmäßigkeit, alfo 
das freie Ermeſſen, welches die Regierung abhält, mehr Staatsbedienftete aufzu— 
nehmen, als für die Ausführung der jtaatlichen Angelegenheiten nöthig ist, Jondern 
bejonders die Pflicht der Verwaltung, den von Regierung und Volfsvertretung 
in Form eines formellen Geſetzes aufgeftellten Wirthichaftsplan, das Budget 
und dejjen Ausgabepofitionen möglichjt einzuhalten. Der Entwurf für ein in 
Aussicht genommenes Gejeß über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 
des Neichs vom 29. Oktober 1574 gibt den deutſchen NRechtszuftand in 8 8 richtig 
dahin an, daß „Gehalt und andere jtändige Dienftemolumente nur auf Grund 
des Etats oder eines ſonſtigen Gefeges verliehen werden diürfen.“?) 


Verpflihtungen des Staatsbürgers gegenüber der Staatöverwaltung an den von 
ihnen normirten Ihatbejtand an, dergejtalt daß bei fonfreter Verwirklihung desjelben 
ipso jure jene Pflichten aus ihm entipringen, zum Theil vielmehr machen fie die 
Hervorbringung jener Verpflichtungen von einer im konkreten Fall ergebenden 
Willensaftion der Verwaltung —— . . . abhängig, welche die Erfüllung der 
im Geſetz abſtrakt normirten Handlungen ... fordert.” 

') Siehe oben $ 34. 

2) Veral. dieje Verordnung $ 6: „Die Handelärichter üben ihr Amt ohne Anjprud) 
auf Gehalt, Ruhegehalt oder Penn für ihre Hinterlaſſenen aus.‘ 

8) Vergl. Laband 1 ©. 302; desgl. Schentel, bad. StR. bei Marquardien 
II. ı. 3. ©. 22: „Nur joweit das Staatsbudget ausdrüdlich für Staatsdienerjtellen im 
Bejoldungsetat Mittel auswirft, dürfen Staatsdiener ernannt werden.“ 
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Aus fiskaliſchen Intereſſen ift alfo die Staatsverwaltung gebunden, 
nur dann eine Ernennung zum Staatsdiener erfolgen zu lajjen, wenn Staats— 
dienftitellen vafant geworden find, indem im Budget für die einzelnen Dienit- 
ftellen bejtimmte Gehaltsjummen ausgeworfen find. 

Diefer Umſtand hat dazu geführt, daß man zwiſchen Staatsdiener und 
Staatöbeamten feinen Unterfchied machte und den Eintritt in den Staatsdienft 
und die Uebertragung einer bejtimmten Stelle weder in der Wiſſenſchaft 
noch in der Geſetzgebung auseinanderbielt. 

Für die Richtigkeit der erften Behauptung ſei nur das Staatsrecht des 
Königreichs Württemberg von Sarmwey!) erwähnt, wo es heißt: „Mit der 
Uebertragung des Amtes durch die Zuftellung der Anftellungsurfunde 
werden außer den Beamtenbefugnifjen wichtige perjönliche, die Privatintereſſen 
des Beamten betreffende Rechte erworben.“ 

Was das pofitive Recht anlangt, jo kann es wohl faum ein deut- 
licheres Beispiel für die Vermengung beider Nechtsvorgänge geben, als die 
Legaldefinition des württ. St.-D.:G. in Art. 1: „Beamter im Sinne des 
gegenwärtigen Geſetzes ift jede Perfon, welche in dem Staats- oder öffent: 
lihen Schuldienjte durch den König oder durch eine höhere Staat» oder 
Schulbehörde angestellt, d.h. auf eine bejtimmte Stelle ernannt ... 
worden ijt.” Dieſe Faflung entjpricht dem Begriff der Staatsdiener, wie ihn 
die Kommiffion der Kammer der Abgeordneten fejtgeitellt hatte.’) Aus Art. 44 
der württ. V-Urk., wonach Niemand ein „Staatsamt erhalten“ kann, ohne 
zuvor gejegmäßig geprüft und für tüchtig anerfannt zu werden, und aus Art. 
43, demzufolge der König die „Staatsdiener ernennt“, leitete diejelbe 
den Satz ab, daß Staatsdiener nur derjenige ift, „welcher ein Staats— 
amt inne hat in Folge fünigliher Ernennung“, und gab unter aus: 
drüclicher Betonung, daß fie fich im Einflange mit der neuen Staatswiljen- 

. Schaft befinde, folgende Begriffserflärung: Alle Diejenigen, welche durch be— 
ſondere Anstellung des Souveräns oder folcher Behörden, denen er das 
Beitellungsrecht devolvirt hat, zur Realijirung bejtimmter Staatszwecke auf 
eine bejtimmte Stelle berufen find, find Staatsdiener, „jo daß aljo begriffg« 
mäßig auch ſämmtliche Lehrer an öffentlichen Anftalten und die zur Ausübung 
von Staatsregalien angestellten Beamten, die vom Staat angeftellten Aerzte, 
Architekten, Buchhalter u. j. mw. dazu zu rechnen find.“ 

Auf demfelben Standpunkt fteht die ſächſiſche Gefebgebung und das 
Staatsrecht der thüringijchen Staaten. Das ſächſiſche St.-D.-G. von 
1835 $ 1 fpricht aus: „ALS Staatsdiener im Sinne diefes Gejehes jind 
nur diejenigen anzujehen, welche zu einem öffentlihen Amt vom König 
oder den dazu beauftragten Staatsbehörden auf Stellen eingejeht find, 
mit denen eim bejtimmtes jährliches Einfommen aus der Staatskaſſa verbunden 
ift”, und $ 6 lautet: „Ueber die wirfliche Verleihung einer Staatsdienſt— 
jtelle ift jedem Angejftellten ein Bejtallungsdefret auszufertigen.” Die 
thüringiichen Staatsrechte) bezeichnen die Staatsdiener übereinjtimmend 
als Perjonen, denen ein für Zwecke des Staates errichtetes öffentliches Amt 


) Sarmwey, württ. StR. Bd. II 1883 $ 119. 

2, Bergl. Heberle, Kommentar ©. 9 und 10, 

2) Bergl. Bieticher, Anhalt. StR. bei Marquardſen IH. u. 1.©. 140; Bömers, 
Schaumburg-Lippe. St.R. ebenda S. 173; Kircher, Sachſen Meiningen St.:R. ebenda II. u. 
2. ©. 38; Klinghammer SchwarzburgRudolitadt StR. ebenda ©. 148; Schambach, 
Schwarzburg-Sonderhaujen StR. ebenda ©. 160. 
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bom — oder in deſſen Auftrag von einer Staatsbehörde über— 
tragen iſt. 

Auch das preußiſche Recht unterläßt eine Scheidung zwiſchen Begründung 
des Staatsbeamten- und des Staatsdienſtverhältniſſes. 8 84 das Allg L. R. 
Theil II Tit. X beſtimmt: „Titel und Rang, welche mit dem Amt verbunden 
find, werden jchon durch die Darüber ausgefertigte Beftallung verliehen.“ 
Ueber die „Beftallung der Zivilbedienten“ fchreibt $ 70 vor: „Es foll Nie: 
manden ein Amt aufgetragen werden, der fich nicht dazu Hinlänglich qualifizirt 
und Proben jeiner Gejchidlichkeit abgelegt hat." In 8 71 und 88 wird dann 
geredet von „Belegung der verichiedenen Arten von Zivilbedienungen“, 
von „Rechten und Pflichten der Zivilbedienten in Bezug auf das ihnen anver- 
traute Ant“, von dem, der „ein Amt übernimmt“. 

Was das Reichsrecht angeht, jo vermeidet das Reichsbeamten— 
gejeg jene Verquickung, bejonder8 in den grundlegenden Süßen, wie be— 
reit3 $ 1 ergibt. „Reich3beamter im Sinne dieſes Geſetzes — Reihsbeamter 
jteht identisch mit Neichsftaatsdiener — iſt jeder Beamte, welcher .. vom 
Kaiſer angeitellt... iſt.“ In gleicher Weile jpricht $ 4: „jeder Neichsbe- 
amte erhält bei feiner Anstellung eine Anjtellungsurfunde" von der Anftell: 
ung im Sinne der Berufung zum Staatsdienjt oder, wie $ 45 und 7 jagen, 
des „Eintritt3 in den Reichsdienſt“. $ 38 dann läßt erfennen, daß die Beſetz— 
ung der Aemter nur der Zweck der Anjtellung, nicht die Anftellung ſelbſt iſt, 
wenn er Vorſchriften trifft über „Reichsbeamte, welche für ein ſeiner Natur 
nach nur vorübergehendes Geſchäft angenommen werden". 

Auch 8 3 und 10, auf welche zwar Thudichum!) den Satz gründet: 
„Ein Beamter — im Sinne von Staatsdiener — it mur derjenige, welchem 
ein Reichsamt übertragen iſt“, laſſen doch auch eine Erklärung zu, wonach 
eine Scheidung zwischen Eintritt in den Reichsdienſt und Lebernahme eines 
Staatsamts hervortritt. 

$ 3 lautet: „Bor dem Dienftantritt it jeder Neichsbeante auf Die 
Erfüllung aller Obliegenbeiten des ihm übertragenen Umtes eidlich zu 
verpflichten.“ Daraus geht hervor, daß der Eid feine Borausjegung für Die 
Begründung der Staatsdienereigenjchaft ift, wohl aber für den Antritt der 
Amtsverwaltung.”) Alfo läßt fic die Vorfchrift des S 3 dahin erläutern: Wenn 
einem Staatsdiener ein bejtimmtes Amt übertragen wird, hat er vor Dem 
Beginn der Amtsführung den Amtseid zu leiften. Der Inhalt des Eides der 
unmittelbaren Neichsbeamten befräftigt dieſe Erklärung: „Ih N. jchwöre zu 
Gott dem Allmächtigen und Allwifjenden, daß, nachdem ich zum Beamten 
des deutſchen Reichs bejtellt worden bin, ich in diejer meiner Eigen: 
Ichaft 1) Seiner Majejtät dem deutjchen Kaiſer treu umd gehorſam fein, die 
Neichsverfaflung und die Geſetze des Neichs beobachten und 2) alle mir ver— 
möge meines Amtes obliegenden Bflichten nach meinem bejten Willen umd 
Gewiſſen genau erfüllen will.“?) Hier find neben den in $ 3 erwähnten „Ob: 
fiegenheiten des ihm übertragenen Amtes“ noc Pflichten des Staatsdieners 
als jolchen, d. h. ohne Rückſicht darauf, ob er zugleich Amtsverwalter ijt 
oder nicht, genannt. 


269, 
408 Note 2, ferner Schulze, 


ı Thudihum, Neichöbeamtenredht, Annalen 1876 

N Bergl. aud) R.Str.“G.B. $ 359 und Laband | 
deutiches St.:R. $ 129 ©. 323, 

3, Vergl. Annalen 1876 ©. 347. 
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Ebenſo trennt $ 10 die von einer Amtsführung unabhängigen ſtaatsdiener— 
lichen Berbindlichkeiten von den jpeziellen Amtspflichten, wenn es heißt: „Jeder 
Reichsbeamte hat die Verpflichtung 1) das ihm übertragene Amt der Ver: 
faſſung und den Gejegen entjprechend gewiljenhaft wahrzunehmen und 2) dur) 
jein Berhalten in und außer dem Amte der Achtung, die fein Beruf — 
das will jagen die Staat3dienereigenschaft — erfordert, ſich würdig zu zeigen. 

Poſitiv bringt das MNeichsbeamtengejeg die Uebertragung des 
Amtes oder die Verwendung im Staatsdienft im Gegenfag zur Anjtellung 
in den $ 38, 7, 11, 15 mit 16 und 51 zum Ausdrud. 

Nach $ 38 Soll die den Beamten vorgefette Behörde „bei der 
Dienjtübertragung”, alfo nicht nothwendig bei der Anftellung, darüber 
enticheiden, ob eine Dienftitellung eine folche it, daß fie Die Zeit umd Die 
Kräfte eines Staatsdieners nur nebenbei in Anfpruch nimmt. 

Ss 7 redet von einem Neichsftaatsdiener, „welcher mit der Wahrnehm- 
ung einer in den Befoldungsetats aufgeführten Stelle betraut worden it“. 

S 11 legt dem Beamten, d. h. dem Neichsitaatsdiener eine Pflicht in Be: 
zug auf „die vermöge feines Amtes ihm befannt gewordenen Angelegen— 
heiten” auf, nämlich die zur Amtsverſchwiegenheit; $ 15 und 16 dagegen 
machen es den „vom Kaiſer angejtellten Beamten” d. h. Staatsdienern 
zur Pilicht, die Genehmigung zur Uebernahme von Nebenämtern oder Anz 
nahme von fremden Titeln einzuholen. 

z 51 trifft für die „geiandtichaftlichen und befoldeten Konfulatsbeamten, 
welche in außerenropäifchen Ländern eine Verwendung gefunden haben“, 
eine bejondere Vorſchrift. 

Wenn das Geſetz in $ 4 von dem Anfpruch des Staatsdieners auf „Ge: 
währung des mit dem Amt verbundenen Einfommens“ redet, jo erflärt ſich 
dies eben daraus, daß im Budget die Höhe und die Zahl der Gehalte nad) 
der Zahl der zu befegenden enter bejtimmt und in Wirklichkeit eine Perſon 
nur angejtellt wird, wenn ein Ant zu bejegen iſt. Nur jo ift auch zu ent— 
ichuldigen, wenn die Motive zum R.BG. (9. 31) ausfprechen: „Als Anftell: 
ungsurfunde im Sinne des $ 54 dient eine Schriftliche Eröffnung der zujtändigen 
Behörden an den betreffenden Beamten in Bezug auf das demſelben über: 
tragene Amt.“ 

Noch mehr als aus dem Neichsrecht erhellt aus den Beitimmungen der 
badijchen Gejeggebung, dab das Anſtellungspatent wicht wefentlich zus 
gleich die Uebertragung eines beftimmten Staatsgefchäftes enthält, denn $ 1 
des Gef. vom 26. Mai 1876, die dienjtlichen Verhältniſſe der Angeitellten der 
Bivilitaatsverwaltung betr., jagt: „Unter Angejtellten im Sinne dieſes Ge— 
ſetzes find alle diejenigen Bedienfteten der Zivilitaatsverwaltung zu verjtehen, 
welche mittels Defrets eines Miniftertums oder einer Mlitteljtelle ange: 
ftellt.... ſind.!) 

Am deutlichiten gibt den richtigen Sachverhalt das ba yeriſche Staats: 
dieneredift durch den Sag an: „Der Stand eines Staatsdieners, — d.h. 
die Staatsdienereigenschaft, nicht ein Staatsamt — wird durch das Anſtell— 
ungsrejfript.... erworben." Wir lefen aus diefem Satze, daß das Staats: 
dienjtverbältnig nicht weientlich in der Uebertragung von Staatsgejchäften 
beiteht, und in Ddiefem Sinne fünnen wir die Worte Gönner's im feinem 
Kommentar zur Hauptlandespragmatif von 1805 (S. 5) verwerthen: „Sehr 





!) Bergl. dazıı auch $ 2, 3 und 4 der landesherrl. Verord. vom 7. Juni 1876, 
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richtig it hier von Staat3diener, vom Stand eines Staatsdiener® und nicht 
von Staatsämtern geiprochen. Einestheils wird biedurch dem Begriffe des 
Staatsdienſtes Genüge geleijtet, nach welchem auch ohne Staatsamt 
oder Funktion Staatsdienfte bejtehen.* — 

Ferner tritt Die Scheidung von Eintritt in den Staatsdienft und Ueber: 
tragung einer beftimmten Stelle in den Vorſchriften über die Leiſtung von 
Amtsbürgichaften zu Tage. 

E3 kann nämlich die Leiftung einer Kaution die rechtliche Vorausjegung 
für die Erlangung eines Amtes fein, mit welchem die Verwaltung, Aufbewahrung 
oder der Transport von Geld oder geldwerthen Sachen des Staat3 verbunden 
it. Darım muß dem Erlaß eines Amtsauftrages der Abſchluß eines diesbezüg- 
lihen Fauftpfandfontraftes') voraufgehen. Weil nun der Regel nach eine An— 
jtellung nur erfolgt, wenn eine Stelle frei ift, fo wird meiſt die Leiftung einer 
Kaution zur thatfählichen Bedingung des Abjchlufjes eines Staatsdienſtver— 
trages. Nichts defto weniger gibt $ 7 des in Note 1 allegirten Geſetzes das 
rechtliche Verhältniß richtig an: „Die Beitellung der Amts-Kautionen ift vor 
der Einführung des Beamten indas fautionspflichtige Amt zu bewirken.“ — 

I. Wie das Entjtehen des Staatsdienjtes unabhängig ift von der 
lebertragung einer bejtimmten Staatsdienftjtelle, fo it auch die Beendigung 
desjelben nicht wejentlich identifch mit der Beendigung des Amts— 
verhältniſſes. Wir haben dies fchon früher”) dargelegt, indem wir an den 
Nechtsinftituten der Verſetzung auf ein anderes Amt und der Stellung zur 
Dispofition des Dienstherrn nachwiefen, wie mit dem Erlöfchen der „Amts: 
pflicht” die „Dienftpflicht“, welche bisher ruhte, wieder in ihrer Vollkraft 
wirffam wird. — 

In den Nechtsnormen über die Amtsbürgichaften findet fich auch hiefür 
ein Beleg. Wenn der Staatsdiener von einem Amt, für dejjen Führung die 
Leiſtung einer Kaution Bedingung ijt, auf ein nicht „Eautionspflichtiges* Amt 
verjegt wird, oder unter Abnahme des bisher geführten Amtes feine Stellung 
zur Dispofition erfolgt, jo hört in beiden Fällen das bisherige Amtsver— 
hältniß auf. 

Demgemäß bejtimmt das angeführte Gefeh im $ 13: „Nach Beendigung 
des fautionspflidtigen Dienftverhältnifjes wird die Kaution 
zurückgegeben.“ „Dienjtverhältniß” Hat bier den Sinn von Amtsverhältniß, 
denn nicht Vorausfegung für den Eintritt in den Staatsdienft ift die Kautions— 
leiftung, fondern für die Uebernahme der Amtsverwwaltung, was auch der Bei- 
jab „Fautionspflichtiges“ Dienſtverhältniß andeutet.“) Alſo erfolgt Die Rück—⸗ 
gabe des Fauſtpfandes nicht erſt mit der Löſung des Staatsdienſtverhältniſſes. 

Auch in dieſer Richtung iſt es Laband, welcher in neuerer Zeit in die 
Fußſtapfen Meiſterlhin' 3 getreten it. Er erklärt: ) „Die Verwaltung eines 
bejtimmten Staatsamtes ift für die Fortdauer des Staatsdienftwerbältniffes 
nicht weſentlich“ „Auch die Entziehung eines fonfreten Amtes ift 


) Siehe das Gef. vom 2. Juni 1869 betr. die Kautionen der Bundesbenmten $ 5 
bei Thudihum in den Annalen 1876 ©. 341; vergl. Laband IE. All ff. 

2) Siehe & 34. 

®) Vergl. auch $ 7 des alleg. Geſetzes und $ 1, wonac Beamte, welde Vermögensob- 
jefte des Reichs verwalten, für,ihr Dien ftverhältnig“ Kaution jtellen müſſen, d. h. eben 
für biejen bejtimmten jo gearteten Amis dienſt. 

Laband, R.-StR. Bd. I S. 478 und bei Marquardſen Bd. II Abth. 1 

8968. 63. 
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durchaus von der Beendigung des Dienſtverhältniſſes zu unterſcheiden.“ 
Im Anſchluß daran bemerkt Gareis:!) „Die Beendigung des Staatsdiener— 
verhältniljes des einzelnen Staatsdieners ijt ſtets zugleich Beendigung jeines 
Amtsverhältnifjes, während der Wegfall der amtlichen Stellung und Thätig- 
feit keineswegs immer das Ende des Staatsdienftverhältnifjes mit ſich bringt.“ 

Wir haben im Borausgehenden den Beweis zu erbringen gefucht, daß es 
dem pofitiven Nechte vollkommen entipricht, wenn man den Staatsdienft und 
das Staatdamtsverhältnig als verjchiedene Rechtsverhältniſſe betrachtet. Dieſe 
Unterfuchung war durchaus nöthig, um dem rrthum einer bisher herrichen- 
den Theorie über die rechtliche Natur des Staatsdienjtes mit Erfolg entgegen: 
treten zu können. 


Fünftes Kapitel. 


Das Berhältniß der Theorie des gemifchten Dertrages zu den 
anderen gegenwärtig vertretenen Anſichten. 


$ 56. 


L Bie Cheorie des gemifchten Vertrags gegenüber der Annahme eines rein 
Raatsrechtlidden Vertrags. 


Nachdem wir eine rechtlihe Konftruftion des Staatsdienjtver: 
hbältmijjes gegeben haben, bedarf e8 noch der Rechtfertigung, warum wir 
bon den in der Gegenwart fonjt exiſtirenden Theorien über den rechtlichen 
Charafter des Staatsdienftes zum Theil abgegangen find. 

Am nächiten jtehen wir der Lehre, welche den Staatödienit für ein durch 
Vertrag begründetes jtaatsrehtliches Sewaltverhältniß mit einem 
Accejforium von ftaatsrehtlichen Forderungsrechten des Dieners 
auf Schutz, Ehre und bejtimmte Bermögensleijtungen erklärt. 

Nie Seydel und Yaband,’) welche beide dieſe Lehre ausgebildet haben, 
betonen auch wir, daß das Staatsdienjtverhältniß im öffentlihen Interejje 
twurzelt, allein wir meinen, daß diefer äußeren Veranlaſſung die Ber: 
mögensanfprüche des Staatedieners ala privatrehtlihe Folgen ent: 
Ipringen, und haben daher als Rechtsgrund für das fonfrete Staatsdienitver- 
hältniß einen aus öffentlichem und privatem Recht gemifchten Bertrag ange: 
nommen. Denn wenn wir von dem Grundjag aus sgehen, daß für die recht— 
liche Beſchaffenheit des einzelnen ſubjektiven Rechtes in Hinblick auf die Frage, 
ob es eine private oder öffentliche Befugniß fei, der Umſtand maßgebend 
ft, in weſſen Intereſſe zunächſt die rechtichaffende Macht im Staate 
— Recht feſtgeſtellt hat, ſo haben wir damit anerkannt: 

1. Daß der Zweck der ſubjektiven Rechte Erſtrebung der menſchlichen 
Einzel⸗ und Geſammtintereſſen iſt; 

2. daß der Zweck des ſubjektiven Rechtes über die Frage, ob ein Rechts— 

verhältniß privat- oder öffentlichrechtlich iſt, entſcheidet; 


NBGareis, allg. Staatsrecht S. 167. 
2) Vergl. zu dieſem 8 Theil I Kap. 7 8 30, 
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3. daß, da ſich der Zweck des fubjektiven Nechtes nur aus dem Inhalt 
ri erkennen läßt, der Inhalt des Rechtes die Natur desfelben charaf- 
terifirt. 

Wir folgen aljo dem Satze Gerber’s: „Offenbar fommt bei der Be— 
urtheilung der Natur eines Rechtes alles auf feinen Inhalt, nicht auf jeinen 
Entjtehungsgrund an“,') d. 5. nicht auf feine thatſächliche Grundlage, 
wie auch Gerber jagt: „Hieran jollte auch der Umſtand, daß ein Privat 
recht eine Beziehung zu Öffentlichen Intereſſen hat, oder daß ein 
joldes auf der Grundlage eines That bejtandes des öffentlichen Rechts ent— 
itanden ift, nichts ändern.“ ?) 

Das Staatsdienjtverhältniß hat feinen thatjählihen Grumd, feine 
äußere Beranlajjung in einem Öffentlihrechtlichen Thatbejtand, 
nämlich in dem fortwährenden Bedürfniß des Herrichers an Arbeitskräften für die 
ſtaatlichen Gejchäfte. Auch dafür, daß der Staatödiener einen Anſpruch auf 
Schadenerfaß und eventuell auf Bejoldung hat, Liegt die äußere Beranlafjung 
in dieſem öffentlichrechtlichen Thatbejtand, aber diefes Bedürfniß des Herrichers 
it nicht der innere Grund der Bermögensanfprüce. Bielmehr folgt 
der eine aus dem Nechtsprinzip, daß fein Nechtsfubjeft verpflichtet iit, 
für ein anderes ohne gejeglich oder vertragsmäßig begründete Verbind- 
lichfeit VBermögensaufopferungen zu machen. Im Staatsdienft vertrag über: 
nimmt aber der Staatzdiener nur eine Gehorjamspflicht zur Dienjtleiftung, 
nicht zu Sacdhleiltungen, und fein Gejek räumt der Verwaltung die Bes 
fugniß ein, vom Staatsdiener jolche Bermögensaufwendungen zu verlangen. 
Der andere Anfpruch aber ijt der rechtliche Ausdruck des menschlichen Selbjt- 
erhaltungstriebes des Individuums. 

Der Staatsdienjt entjteht ferner nur durch Vertrag. Nach dem Inhalt 
des Vertragsmwillens, der eben fein anderer iſt als der Inhalt der 
rechtlichen Wirfung, deren Eintritt man beabfichtigt, beftimmt jich, ob ein 
Vertrag dem öffentlichen oder bürgerlichen Recht oder theils diefem, theils 
jenem angehört Das Staatsdienftverbältnig hat einen doppelten Inhalt, alfo 
fann es nicht allein durch Privatvertrag und nicht allein durch Staats: 
vertrag begründet werden; aus einem privatrechtlichen Bertrage fünnen 
nicht jubjeftive öffentlihe Rechte als beabfichtigte Nechtsfolgen 
hervorgehen, und ebenjo wenig aus einem jtaatsrechtlichen Vertrag 
jubjeftive PBrivatrechte ala bezwedte Rechtswirkungen entjtehen. 
Den Gegenjtand des Staatsdienftvertrages bilden aber auch bejtimmte beab- 
fichtigte privatrechtliche Effekte. Der rechtsbegründende Akt kann alfo nicht eine 
vein jtaatsrechtliche Handlung, jondern nur ein Vertrag mit einer ftaatsrecht- 
lihen und privatredhtlihen Seite jein. 

Eine ähnliche Mifchung von Staatsredyt und Privatrecht zeigt die Pflicht 
des Staatsbürgers zu Kriegs: und Friedensleiſtungen an die Armeeverwaltung. 
Dieſe Pflicht iſt eine ftaatsrechtliche, weil ihre Erfüllung dem ftaatlichen: 
Intereſſe dient.) Der Entichädigungsanfpruch des Leiſtenden hat feine that= 
jächliche Veranlaſſung im öffentlichen Intereſſe, aber fein innerer vom Recht 
anerfannter Grund ijt das Intereſſe des Privaten an der Erhaltung feines 
Vermögens. Der „Militärfiskus“*) hat die privatrechtliche Pflicht, den Geld- 


" Gerber, Staatäreht $ 56 Note 5 ©. 185. 

2) Gerber, ebenda ©. 185. 

3, Vergl. Laband, Staatsreht Bd. IIIa ©. 311. 

Y Siehe Qaband, Illa ©. 313; ferner ©. Meyer, Verw. R. II. $ 227 ©, 142 und 
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werth des Geleifteten zu rejtituiren. Daß das Privatintereije e8 ift, welches 
durch den Entſchädigungsanſpruch in erjter Linie geſchützt werden foll, zeigt 
die Tendenz der Gejete über die Kriegs- und FFriedensleiftungen, daß fie 
nur da feinen Erſatz zujprechen, wo eine Vergeltung eine zu erhebliche Be- 
lajtung der Reichskaſſa zur Folge haben würde, alſo das fisfalifche Intereſſe 
übertviegt,') wie es der Fall ift bei Gewährung von Naturalquartieren 
und Stallungen an mobile Truppen, welche ſich auf dem Marſch oder in 
Kantonnements befinden. 

Seydel und Stengel laſſen erfennen, daß fie die Bermögensleiftungen 
de3 Staates an den Diener zu öffentlichrechtlichen Verbindlichkeiten machen, 
weil fie die äußere Veranlafiung des Staatsdienjts zum Nehtsgrund 
für das ganze Staatsdienftverhältnig erheben. Seydel fagt in feiner all- 
gemeinen Staatslehre S. 62: „Der Beamtengehalt . . . ift die vom 
Herricher als ſohchem gewährte Gegenleiftung für die öffentlichen Dienſte.“ 
Deffentlich find die Dienfte, weil fie dem allgemeinen Intereffe dienen (S. 61 
und 51); alfo auch der Grund der materiellen Gegenleiftung das öffentliche 
Intereſſe, und für die Beſtimmung der rechtlichen Bejchaffenheit einer Ver: 
mögensleijtung gibt Seydel ©. 56 vollfommen richtig an, fei maßgebend, 
„ob Die Vermögensleiftung aus einem privatrechtlichen oder aus einem öffent: 
lihredhtlihen Grunde gemacht“ werde. Uebereinjtimmend bemerft 
Stengel?) in jeiner Abhandlung „das Öffentliche Necht und die Verwalt— 
ungsgerichtsbarfeit in Elſaß-Lothringen“: „Nicht auf den Gegenjtand der 
Leijtung fommt es an, jondern auf den Grund der Entjtehung des darauf be: 
züglichen Anſpruchs“; unter diefem Grund verjteht er die äußere Veran— 
laſſung desjelben, „die Leitung öffentlichrechtlicher Dienſte“. 

Was Laband anlangt, jo jcheint diefer, indem er fid) in die privat: 
rechtliche Auffaſſung der vermögensrechtlichen Anſprüche verjegt, es für mög: 
lih zu halten, daß ein jtaatsrechtlicher Vertrag beabfichtigte privat: 
rechtliche Wirkungen berbeiführt. Denn er erflärt,?) jelbjt wenn man einer 
ziwilrechtlichen Auffaſſung dieſer Nechte zuftimme, jo ſei doch ficher, daß der 
vermögensrechtliche Anjpruch der Beamten fich nicht nach den Regeln irgend: 
eines, im Privatrecht normirten Eontraftlichen oder quafifontraftlichen 
Rechtsverhältniſſes beurtheilen lajie; daß er vielmehr feinen Rechts: 
grund in dem Öffentlichrechtlichen, durch den Anjtellungsvertrag be: 
gründeten Nechtsverhältnig habe und aus ihm feinen Inhalt empfange. 

Einer jolhen Auffaſſung vermögen wir uns, wie bereits oben erflärt, nicht 
anzuschließen. Aus einem jtaatsrechtlichen Vertrage können nicht fubjektive 
Privatrechte als beabfichtigte Rechtsfolgen hervorgehen. 

Deßhalb haben wir einen gemischten Vertrag zur Grundlage des Staats: 
dienjtverhältnifjes gemacht; demnach wird diejer obligatorische Anſpruch, abge: 
jehen von den ihn fpeziell normirenden gejeglichen Beſtimmungen, näher 
beftimmt und beurtheilt nad) den Normen des Privatrechts über die Privat: 
verträge im Allgemeinen und insbejondere über die obligatoriichen Wer: 


$ 129, Text zu Note 16, weldher expressis verbis dem Entichädigungsaniprud zivil: 
rechtlichen Charakter beilegt. 

') Vergl. Laband, IIla ©. 313 Note 1 und 352 Note 3. 

2) Stengel, Annalen 1876 ©. 898. 

) Staatäreht I ©. 476. 
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träge, wie wir bereit3 wiederholt hervorhoben.!) Dies ift auch die Anficht 
Sarmwey’3,?) denn erpricht aus: „Das Beamtenverhältniß . . . ijt in feiner 
vermögensrechtlichen Wirkungen nach den Grundſätzen über Brivatverträge 
zu beurtheilen, wobei die näheren Modalitäten des Vertrages durd) die Vor= 
Ichriften über die vermögensrechtliche Wirkung der Anftellung neben den all= 
gemeinen Örundjägen über die durch Bertrag begründeten Obligationen 
beitimmt wird.“ Die Rechtsnormen eines beftimmten Privatvertrags fünnen 
allerdings nicht in Anwendung gebracht twerden. 

Gareis, der fih auch zur Seydel-Laband'ſchen Theorie befennt, 
macht ſich damit unſeres Erachtens eines Widerfpruches mit dem von ihm 
aufgejtellten Prinzipe des Unterjchiedes von öffentlichem und privatem Rechte 
ihuldig. Er definirt?) den Staatsdienſt als dasjenige Verhältniß des Ein 
zelnen zum Staate, inhaltlich deijen der Erjtere dem Lebteren gegenüber eine 
befondere mit Bezug auf das Staatsamt bejtimmte Gehorfams- und Treue= 
pfliht und eine damit verbundene bejfondere öffentlichrechtliche 
Stellung übernommen bat. Dieje bejondere öffentlichrechtliche Stellung 
nun joll theils in Befugnifjen umd Eigenthümlichkeiten bejtehen, mit welchen 
der Staat feine Diener um jeiner jelbjt willen verjiebt, theils ſoll fie 
in bejonderen jubjeftiven Rechten zur Erjcheinung fommen, die der Staat jeinen 
Dienen um ihrer jelbjt willen einräumt. Bu den leßteren rechnet 
Gareis Wohnung, Gehalt, Penfion und andere Ansprüche vermögensrecht: 
liher Natur. In * Rechten ſoll die „beſondere öffentlichrecht— 
liche Stellung” des Staatsdieners ſich ausprägen, alſo müſſen wir an— 
nehmen, daß es im Sinne der Gareis'ſchen Anſchauung iſt, wenn wir dieſe 
befonderen Nechte, welche den Staatsdienern um ihrer jelbjt willen verliehen 
find, für fubjeftive Staatsrecdte erflären. Damit hat man fich aber 
gegen den auch von Gareis vertretenen Grundja verfehlt, daß es die Be- 
rechtigungen des Brivatrechts find, welche demjenigen als Recht im jub- 
jeftiven Sinn zuftehen, in deſſen Intereſſe fie aufgeftellt und geichüßt 
jind,*) und der eine Theil der Befugniſſe, in welchen die öffentlichrechtliche 
Stellung des Staatsdieners zum Ausdruck kommen ſoll, bejteht nach den 
eigenen Worten von Gareis aus jubjeftiven Rechten, welche der Staat feinen 
Dienern um ihrer ſelbſt willen, alfo in ihrem Intereſſe eingeräumt hat. 
Dieſe Rechte müßten nach dem angegebenen Prinzipe PBrivatrechte jein. 
Was den Öffentlichen Lehrer anlangt, jo hat Gareis°) richtig entjchieden: 
Die Lehr: und Disziplinarbefugniß desjelben ijt ein jubjektives öffentliches 
Necht, jein Anfpruch auf Gehalt ift, „zunächit ein privatrechtlicher“, weil er 
ihm in feinem „individuellen Intereſſe“ gewährt ift. 


$ 57. 


U. Bie Theorie des gemifchten Vertrags gegenüber der Annahme eines durd 
einfeitigen Staatsakt begründeten, inhaltlid gemifchten Berhältniffes. 


In prinzipiellerem Gegenjag befinden wir uns zu der in der Gegenwart 
bejonders von Gerber, Schulze, ©. Meyer, Zorn und Ulbrich vertretenen 





) Siehe oben $ 46—48, 

2) Sarmwey, württ. StR. $ 116 ©. 

7 Gareis, allg. St.R. 8 64 ©. 162 fi. 
4, Ebenda $3 S. 14 und 8S1S. 7. 

5) Ebenda ©. 14 u. dieſe Abh. $ 41. 
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Theorie H. A. Zahariä’s.') Auch fie legt zwar dem Staatsdienft einen aus 
Staat3- und Privatrecht gemifchten Charakter bei, auch fie erfennt in demfelben 
in erjter Linie ein Gewaltverhältniß des öffentlichen Nechts,?) aber fie leugnet 
die Entjtehung durh Bertrag: ein einjeitiger Willensakt des 
Herrſchers foll die Begründung des Staatsdienjt3 herbeiführen. Es ift 
aljo nöthig, 

A. Die Bertragätheorie gegen die von diefer Seite gemachten Einwürfe 
zu ſchützen und 

B. den Nachweis von der Unrichtigfeit der anderen Lehre zu erbringen. 

In beiden Richtungen wird uns zu Statten fommen, daß wir auf den 
Unterfchied von Staatsdienſt- und Staatsamtsverhältnig näher hingewiefen haben. 


A. 


I. Der erfte Einwand, welcher die auf dem Grundgedanken der beider: 
feitigen freien Willensbejtimmung aufgebaute Vertragstheorie an der Wurzel 
angreifen will, beruht auf einer Identifizirung der Begriffe „Staatsdiener“ 
und „Staatsbeamter".?) 

Während nämlih die Mehrzahl der Anhänger Zahariä’s nad dem 
gegenwärtigen Nechtszuftande in Deutichland unbedingt zugibt, daß fein ge: 
jeglicher Zwang zum Eintritt in den Staatsdienjt bejteht,*) erklärt G. Meyer 
unter Zuftimmung von Zorn’) daß der Gefichtspunft der Freiwilligkeit 
nur bedingt zutreffe, indem „unter denjenigen Perſonen, welche amtliche 
Funktionen neben anderen Berufsgeichäften bejigen, ſowohl ſolche feien, 
welche diejelben freiwillig, als ſolche, welche fie fraft eines gejeglichen 
Zwangs übernommen haben“, mit anderen Worten: der Staatsdienſt be- 
ruhe nur regelmäßig auf einem freien Willensaft des Diener?. 

Die Kategorie von „Staatsdienern“, welche ihm dabei vorjchwebt, ift die 
der Handelärichter. Unbeftreitbar ift, daß Diejelben „amtliche Funktionen“ 
haben; fie find Beamte,®) d. h. fie üben auf Befehl des Herrichers in deſſen 
Namen und Vertretung die Nechtiprehung aus, ihre Nechte und Pflichten 
find in den Grundfägen durdy das R.-G.:B.:G.T) für das Neich einheitlich ge— 
regelt. Aber nicht alle Handelsrichter find auch Staatsdiener. Während 
in den meijten deutjchen Staaten die Uebertragung einer Handelsrichterftelle 
an einem bejtimmten Gerichte auf der freien Willenserflärung des 
Individuums beruht, fich im Handelsrichterlichen Dienjte verwenden lajjen zu 


’) Bergl. Theil I Kap. 6 $ 27 und 28. 

2) Vergl. Gerber, StR. $ 36 N. 1 und $ 16 N. 2; Schulze, deutiches Staats- 
reht 1 $ 129 ©. 320; G. Meyer über Laband's Reichsſtaatsrecht in den Annalen 1876 
©. 669; UIbrid, St.:R. der dftr.-ung. Monarchie bei Marquardien IV. ı. 1. ©. 66; 
ferner oben $ 52. 

2) So bei den Neueren: Gerber, Schulze, ©. Meyer, Zorn. Bei H. A. Zahariä 
eriheinen die Staat3beamten als eine „bejonderd cdarakterifirte Spezies“ der Staatädiener 
(Deutiches Staats» und Bundesrecht, 3. Aufl. Bd. II S. 18), indem diefelben Staatädiener 
fein jollen, welche zur Ausübung don Regierungsrechten berufen find, alſo jog. obrigfeit- 
lihe StaatSämter verwalten. 

* Vergl. 3. B. Schulze deutihes StR. Bd. I $ 129, Gerber, StR. $ 37 
Note 3, beſonders Pözl, bayer. Verf.R. $ 181 „Das Staatödienerverhältnig wird durd 
einen beiderjeit8 freien Willensaft begründet.“ 

» G. Meyer Staatsrecht $ 143 ©. 359 und Zorn, R.-St.:R. 1 ©. 232 Note 21, 

° ReG.⸗«V.⸗G. $ 111: „Das Amt der Handelärichter it ein Ehrenamt.“ 

) RG-V. G. $ 115 ff.; dazu Laband St.:R. Bd. IIIb ©, 152. 
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wollen, bejteht in Hamburg und Bremen ein gejeglicher Zwang für den 
Unterthanen, Handelsrichter zu werden.') Dort hat die Verwaltungsverfügung, 
welche eine bejtimmte Stelle überträgt, ihren NRechtstitel in einem Vertrag, 
hier in einer gejeglichen Ermächtigung der Verwaltung. 

Dem Wortlaut nach wäre an der obigen Bemerkung Meyer's nichts aus: 
zufegen, aber wegen ihrer Tendenz ijt fie zu befämpfen. Sie will nicht 
nachweiſen, daß das Staat3beamtenverhältnig mittelbar auf Vertrag oder 
Geſetz beruhen kann, fondern daß das Staatsdienerverhältnig zum Theil 
auf sreimwilligfeit, zum Theil auf Zwang ſich gründe. Dies zeigt der 
Schluß, welden Meyer daraus zieht. 

Er behauptet nämlich,?) die Freiwilligkeit jei nicht das primäre Element 
beim Staatsdienjtbegriff. Nach Lage unſerer Gefeggebung verbinde ſich die 
ssreimwilligfeit wejentlich nur mit dem Moment des Lebensberufes; 
fie jet „jefundär” und nur eine logiſche „Folge“ des Lebensberufes. Denn, 
weil der „Staatsdienjt“ die ganze Perfünlichkeit des „Staatsdieners” ergreife, 
jo zwinge der Staat Niemanden, in denjelben einzutreten; er verlange von feinen 
Bürgern nur, daß fie ihm einzelne Dienfte leiten, daß fie ſich ihm für 
einen gewijjen Zeitraum zur Verfügung jtellen, aber er fordere nicht, daß fie 
ihm ihr ganzes Leben widmen, und er brauche dies nicht zu thun, 
da fich jtets Freiwillige genug fänden, die bereit feien, in den Staatädienft 
einzutreten.®) 

Sein Reſultat iſt alfo: Die Führung von „Berufsämtern“ beruht wejent- 
lich auf freiwilliger Uebernahme; die VBollführung von amtlichen Funktionen, 
welche nur eine Nebenbejhäftigung bilden oder nur vorübergehend 
die Zeit des damit Beauftragten in Anſpruch nehmen, kann auf freiwilliger 
Uebernahme beruhen. Dieſes Nejultat erflärt fich, wie wir an der Rechts— 
jtellung des handelsrichterlihen Beamten gezeigt haben, eben daraus, daß 
G. Meyer Staatsdienjt: und Staatsamtsverhältnif einander gleichitellt. 

II. Auch deßwegen, führt G. Mevyer*) fort, fünne die Freimilligfeit 
nicht zum Prinzip des Staatsdienjtes erhoben werden, weil die Möglich: 
feit einer Zwangsaushebung zur Bejehung von Staatsämtern 
bejtehe. Bei Eintritt dieſer Eventualität bräuchten „die übrigen Rechtsgrundfäge 
über den Staatsdienjt nicht in einem einzigen Punkt geändert zu werden.“ 

Wir verfennen Diefe Möglichkeit durchaus nicht; es iſt aber unitatthaft, 
für eine Konftruftion des vorhandenen Rechtszuſtandes die Eventualität 
und nicht das poſitive Recht, d. i. die Wirklichkeit zur Grundlage zu nehmen. 
Es würde ferner, wenn eine gejegliche Konfkription für den Staatsdienft 
erfolgen würde, wohl nicht angeben, daß jich der Berpflichtete jelbft jederzeit 
von der Erfüllung feiner Verbindlichkeit ohne weiters entbinden fünnte; viel- 
mehr wäre eine Borjchrift nöthig, daß nur bei Vorhandenſein gejeßlicher 
Erfujationsgründe von der Uebernahme, wie von der Fortführung des Amtes 
entbunden werden dürfe. Nach dem gegenwärtig geltenden deutſchen Staats— 
recht aber bejteht die Möglichkeit jederzeitigen Rücktritts aus dem Staats— 
dienjtverbande, eben weil der Eintritt in denſelben die Folge eines freien 
Willensentſchluſſes iſt. 


—JJ Laband Staatsrecht Bd. IIIb S. 151. 

eyer in den Annalen 1876 ©. ori. 
—5* auch G. Meyer, Staatsrecht $ 145 ©. 365 und 364. 
4 G. Meyer in den Annalen 1876 ©. 671. 


nad) deutihem Staatsrecht. 177 


III. Meyer will jodann zugeben, daß die Freiwilligkeit das Prinzip 
des Staatsdienjtes iſt. Damit fei aber nichts gewonnen, weil fih Rechte 
und Pflichten des Staatsdiener® nicht daraus ableiten ließen; 
der Inhalt des Staatsdienjtverhältniijes jei fein anderer, als der Inhalt 
des Rechtsverhältniſſes derjenigen Perſon, welche. jtaatliche Funktionen kraft 
einer allgemeinen UntertdHanenpflicht übernehme. „Die verjchiedene Ent- 
ftehungsart diejer beiden NRechtsverhältnifje würde auf die jurijtifche Be— 
handlungsweiſe derjelben doch nur dann von Einfluß jein, wenn fie einen 
verjchiedenartigen materiellen Inhalt derjelben involvirte.” 

Die Uebereinjtimmung des Inhalts zugejtanden,!) fo meinen wir doch, 
daß diefe Differenz im Entjtehungsgrunde hinreichend ift, um einen juriſtiſchen 
Unterfchied zu machen. Es ijt doc jchon ein großer thatfädhlicher Unter: 
fchied, ob Jemand eine Dienftleiftung übernehmen muß oder will, alſo ift 
e3 angezeigt, einen darauf gegründeten rechtlichen Unterjchied in der Ent: 
ftehung, dort Gejeß, hier Vertrag, als gemügendes Unterfcheidungsmerfmal 
zweier Nechtöverhältniffe anzuerkennen. Auch die zivilrechtlichen Obligationen, 
mögen fie inhaltlich noch jo jehr übereinjtimmen, wie 3. B. die Schadens: 
erfagichulden, trennen wir im Allgemeinen in obligationes ex voluntate und 
ex re, aljo nach ihrer Begründungsform. 

Meyer geht aber noch weiter. Nicht blos die jtaatsdienerlichen Rechte 
und Pflichten während des Beitehens des Verhältniſſes laſſen fich nad) 
feiner Meinung nicht aus dem Grundſatz der Freiwilligkeit erklären, jondern 
feines Erachtens ijt „unter allen beim Staatsdienerverhältniß vorfommenden 
Rechtsſätzen auch nicht ein einziger, der fich als eine Konſequenz der 
Freiwilligkeit darthut“. 

Allein follte nicht die Vorfchrift, daß der Staatsdiener jederzeit feinen 
Abschied nehmen kann, der Ausdrudf dafür fein, daß die Willensfreiheit, welche 
zum Eintritt geführt hat, auch während des Beſtehens des Staatsdienftes 
fortwirft ? 

IV. Meyer will aud von Ddiefem Mangel abſehen. Es zeige fich 
immerhin noch ein Fehler, nämlich eine falfche Konklufion, die dahin gebe, 
daß man von dem freiwilligen Eintritt in das Verhältniß auf die Bes 
gründung desſelben durch Vertrag ſchließe. Beides jet nicht identijch.*) 

1. Die Anjtellungsurfunde trage die Form eines einfeitigen 
Staatsaftes an fi.) Allein die Ausfertigung des Beltallungspatentes iſt 
nicht die Form für den ganzen Begründungsakt, ſondern nur für die Willeng- 
erflärung des Staatsoberhauptes und feiner Vertreter; es muß noch die „Aus— 
händigung“ des Patentes, d. h. die Entgegennahme desjelben von Seite des 
Adfpiranten Hinzutreten. Die erjte Willenserklärung erfolgt allerdings in der 
Form einer Berwaltungsverfügung.*) 

2. Auch) materiell erfolge die Anftellung nicht durh Vertrags: 
ſchluß, ſondern durch einjeitigen Staatsaft.®) 


1) Vergl. oben $ 54 III S. 159 und 160; vergl. dann über die Aehnlichkeiten in der 
Rechtsſtellung des Berufsoffiziers und in der des Rejerve: oder Yandwehroffizierd Laband III 
a S. 207 und G. Meyer, Annalen 1876 ©. 669 und 1880 ©. 350. 

2) Vergl. Mener, Annalen 1876 ©. 671, deutiches StR. ©. 359 und Zorn, N 
ER. 1 ©. 232. 

’) Meyer, St.-R. $ 145 ©. 363. 

* Vergl. auch Laband, I ©. 402 und Sarwey, württ. StR. II $ 119 ©. 276. 

5) Bergl. auch Kanngieher, Kommentar z. R.-B.:®. a. a. O. ©. 589: „Durch bie 
in der Empfangnahme der Anjtellungsurkunde enthaltene Erklärung des Beamten, von 
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Dieſe Behauptung wurde früher damit motivirt, daß der Inhalt des 
Berhältnifjes gefeslich bejtimmt, alfo fein Raum für vertragsmäßige Ver: 
einbarung vorhanden jei. Nun aber iſt es allgemeine Anficht, daß ein Ber: 
trag aucd dann möglich jei, wenn nur der Eintritt eines Rechtsverhältniffes 
durch Willensübereinkunft herbeigeführt werden farn, während die Beitimmung 
feines Inhaltes, meil derfelbe objeftivrechtlih normirt it, der vertrags- 
mäßigen Feſtſetzung entzogen wird.') 

Gegenwärtig werden folgende Gründe geltend gemadht: 

a) Auf dem öffentlichen Nechtsgebiete kann es fein zweiſeitiges Rechts— 
geichäft geben, weil begriffliche Vorausjegung für den Vertrag die Koordina- 
tion der Kontrahenten?) it. „Der Staat jteht dem Einzelnen, jagt 
G. Mevyer,?) als herrſchendes Subjekt gegenüber; nicht durch gegenjeitige 
Vereinbarung, jondern durch einjeitigen Staatsakt werden die Nechtsbeziehungen 
beider zu einander geregelt;” „auch da, wo materiell eine Willensüberein- 
ftimmung vorliegt, erſche int die betreffende Handlung in der Form einer 
jtaatlihen Verfügung.“ 

Auch wir bemerften vorhin, daß die Anitellungsurfunde die Form einer 
einfeitigen Verfügung habe, ohne derfelben aber eine rechtsbegründende Be— 
deutung beizulegen. Meyer dagegen gebraucht hier die Worte „Form einer 
ftaatlihen Verfügung“, um anzugeben, daß der einfeitige Staatsaft allein 
der Rechtsgrund der Entitehung des Staatsdienjtes jei und die Willens: 
zuftimmung des anderen Theil nur thatſächlichen Werth für die Be: 
gründung habe. 

Was den Einwand felbft betrifft, jo haben wir früher*) gezeigt, daß das 
Gewaltverhältniß der Verwaltung über die Unterthanen rechtlich beſchränkt 
ift, daß jede den Unterthanen verpflichtende Verfügung nur der Ausfluß einer 
Ermächtigung durch Gejep tft.) Eine jolche liegt bier nicht vor, alſo iſt die 
Vorausfegung für den Vertrag gegeben, denn die beiden Theile find in 
Bezug auf das zu begründende Rechtsverhältniß von einander 
unabhängig. 

b) Ein anderes Motiv fügt noch Zorn‘) Hinzu: Die Begründung des 
Beamtenverhältnifjes könne begrifflich nicht durch ein Rechtsgeſchäft erfolgen, 
da eine Uebertragung von Staatshoheitsrechten auch nur zur Aus— 
übung Namens des Staates durch Rechtsgeſchäft prinzipiell 
unmöglich jet. 

Allein es fommt vor, jo in Frankreich, daß die Erhebung von Steuern, 
alfo die Ausübung der jtaatlichen Finanzhoheit in Form eines onerojen Rechts- 
geichäftes des Privatrechts, jogar an Privatperjonen übertragen wird. 

Ein anderer Gegenbeweis, welchen vielleicht Derjenige führen möchte, 
welcher die fogenannten völferrechtlichen Berträge für Verträge im Rechtsſinn 
ihr, it Horn gegenüber nicht angebracht. Denn die Staatöverträge, Durch 
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jeinem Ablehnungsrecht keinen Gebrauch machen zu wollen, wird der ſtaatsrechtliche Charakter 
der Anſtellung als eines Aktes der Exekutive nicht verändert, und das Beamtenver— 
hältniß erhält damit feine . . . kontraktliche Grundlage;“ übereinſtimmend Schulze, 
deutſches StR. 18 129 ©. 321. 

1) Vergl. auch Sendel, Staat3l. ©. 60 und Laband, IS. 408. 

?) Vergl. oben $ 43. 

3), Meyer, Annalen 1878 (Beiprehung des Reichsſtaatsrechts von Laband) ©. 384. 

) Vergl. oben N. 1. 

) Vergl. auch Yaband biMarquardijen, Bd. II Abth. 1 ©. 98. 

% Zorn, RSt.R. IE. 231. 
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welche etwa gegenjeitig Hoheitsrechte zu gemeinjamer Ausübung übertragen 
werden,') find für ihn feine Rechtsgeichäfte, fondern nur thatjächliche 
Willensvereinbarungen, die als joldye ohne Rechtswirkung find. Necht ijt der 
Kompler von Imperativen, welche der Staat an feine Unterthanen richtet und 
mit Zwang jhügt. Rechtlicher Zwangsſchutz befteht aber zwiſchen Staaten 
nicht, denn einen rechtlichen Zwang über den Staaten fann es nicht geben, 
weil der Staat jouverän ift, d. h. feinen höheren Nechtswillen über ſich fennt.?) 

Selbſt aber jene „prinzipielle Unmöglichkeit” angenommen, jo folgt doch 
daraus, daß die Staatsgewalt nicht durch „Rechtsgeſchäft“, d. h. im Sinne 
Zorn's durh Vertrag zur Ausübung delegirt werden fann, noch nicht, daß 
auch das Staatsdienjtverhältnig nicht durch Vertrag zur Entjtehung gebracht 
werden fann.?) 

Mehr als irgend einer verabjäumt Zorn, eine Scheidung der rechtlichen 
Stellung des Beamten und des Staatsdieners vorzunehmen. In Bezug auf das 
Staatsbeamtenverhältnig ift es vollfommen richtig, wenn Zorn jagt: „Niemals 
kann es Beamte geben, die prinzipiell ohne Amt wären" (R.-St.:R. I 
©. 225); „es muß fich bei den Funktionen des Staatsdieners immer handeln 
um Gejchäfte des Staates, um ein Stüd des jtaatlichen imperium, um 
Ausübung ftaatlicher Hoheitsrechte”; „jeder Beamte ift Träger der Staats: 
gewalt; er tit dies nicht fraft feines eigenen Rechtes, jondern fraft einer vom 
Monarchen al3 dem oberjten Träger der Staatsgewalt erfolgten Delegation, 
kraft des durch die Anjtellung empfangenen Amtsauftrages, der ihm 
prinzipiell jederzeit wieder entzogen werden kann“ (R.-St.:R. I ©. 231). 
Auch wir haben im Wejentlichen an den „Amtsauftrag“ dieſe Folgen ge: 
fnüpft.) Aber Zorn erklärt prinzipiell den Amtsauftrag identifch mit 
der Anjtellung und gebraucht „Staatsbeamter“ im Sinne von „Staatsdiener“ 
(5. 229), er jagt „Staatsdiener ohne Amt“ könne es nur infofern 
geben, al3 das Amtsverhältniß unter Umständen „ruhen“ fünne (R.-St.:R. J 
S. 225). Wenn er noch vollends zugibt, daß es Aemter geben kann, „deren 
Inhaber niht Beamte (d.h. Staatsdiener) find“ (I ©. 225), jo legt er 
jelbit Klar, daß es nicht der Amtsauftrag ift, welcher das Staats dienjt ver: 
hältniß ins Leben ruft; der Amtsauftrag begründet nur das Amts verhältnip. 
Sit das erfannt, dann fällt auch das Bedenken weg, daß die Staatsgemwalt 
nicht Gegenjtand eines Rechtsgeichäftes zwiſchen Staat und Privatperjon fein 
fann, denn das, worüber bei der Begründung des Staatsdienjtverhältnijjes 
paftirt wird, ijt nicht ein jtaatliches Hobheitsrecht, jondern die Arbeits: 
fähigfeit des Dieners; die Delegation der Ausübung des jtaatlichen Gewalt: 
rechtes Dagegen erfolgt durch einen einjeitigen Willensaft der Verwaltung, den 
Amtsauftrag. 

B. 

1. Wenn wir dazu übergehen, die Gründe nachzumeiien, warum wir von 
der Lehre H. A. Zachariä’s abgewichen find, aljo verjuchen, die Fehler dar— 
zulegen, welche diefe Theorie unjeres Erachtens enthält, jo fnüpfen wir zus 
nädhjit an die Behauptung G. Meyer's an, daß die Freiwilligkeit des Ein- 





) Bergl. Zorn, R.St-R. I ©. 52 oben. 
N Veral. Zorn, R.«St.R. J ©. 106, I ©. 421. 
auch, was Laband bei Margquardien Bd. II Abth. 1 S.63 Ann. 4 gegen 
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tritt3 in den Staatsdienft nur eine „Folge“ des Momentes de3 Lebens: 
berufes jei.') 

Daraus ergebe fich, daß die Berufsmäßigfeit die eigentliche Grund- 
lage de3 Staatsdienjtes bilde, denn aus ihr ließen fih alle Rechte und 
Pflichten, melde der Staatsdiener habe, erklären.) Nur aus dieſem Be— 
griffselement folgt nad Meyer, 

1. daß der Staatsdiener vorzüglich bejtimmt ift, den Wohljitand des 
Staates fürdern zu helfen, d. bh. daß er dem Staatszwecke dient, 

2. daß die Dienftpflicht des Beamten eine unbeftimmte und um 
gemeſſene it, 

3. daß jeine Verpflichtung dennoh nur auf Leiftung amtlicher 
Dienſte geht, 

4. daß auch ſolche „Beamte“, die thatjächlih feine amtlihen Funk— 
tionen mehr verjehen, fortdauernd als Beamte betrachtet werden, indem fie 
trog Inaktivität Lebensunterhalt befommen und ihre Berpflidtung nicht 
erlijcht.?) 

Allein dieſe vier Punkte finden fich auch bei ſolchen Staatsdienern, welche 
die Dienftleiftung gegen den Staat nicht zum Mittelpunkt ihrer ganzen Lebens— 
thätigfeit gemacht haben, jondern nur nebenamtlich oder vorübergehend 
im Staat3dienjte bejchäftigt find. 

1. Es ijt nicht abzujehen, warum nicht auch fie den Staatszwed begriff: 
li fördern, denn jie find berufen zur Führung von Staatsgejchäften. Nicht 
aus der Berufsmäßigkeit, jondern aus dem Zweck de3 Staatsdienjtes folgt, 
daß auch die berufsmäßigen Staatsdiener vorzüglich zur Förderung der Staat» 
mwohlfahrt bejtimmt find. 

2. Daß die Pflicht zur Arbeitzleijtung eine unbejtimmte innerhalb des 
betreffenden Dienjtziweiges tft, ijt eine Konſequenz aus der Natur des Staats— 
dienjtes als eines Gemwaltverhältnijjes. Die Motive zum R.B.:G. 
nennen*) unter den Neichsjtaatsdienern, welche die im Neichsdienjt ihnen ob- 
liegenden Gejchäfte ala alleinige amtliche Funktion wahrnehmen, durch dieje 
Funktion aber ihrer privativen Hauptthätigfeit (3. B. einem Gemwerbebetriebe) 
nur in verhältnigmäßig geringem Maße entzogen werden, die Vorfteher von 
Bojterpeditionen und Poſtagenten. Iſt deren Pflicht zu wirklicher Arbeits- 
leiftung innerhalb ihres Gejchäftsfreijes nicht jehr unbejtimmt und unmehbar? 

3. Daß es nur amtliche Gejchäfte jind, zu welchen die Staatsdiener und 
zwar alle verpflichtet find, folgt aus dem Zwed des Staatsdienites. 

4. Allerdings ift es Negel, daß die „Stellung zur Dispofition“ des Dienft- 
herrn nur bei berufsmäßigen Staatsdienern Platz greift; in manchem Landes» 
jtaatsrecht ijt dies jogar pofitive Vorjchrift.) Das Reichsbeamtengeſetz da» 
gegen bejtimmt in $ 24, daß „jeder Reichsbeamte“ einjtweilig in den Ruhe— 
ſtand verjegt werden kann, wenn das von ihm verwaltete Amt in Folge einer 
Umbildung der Reichsbehörden aufhört, alfo auch der nur nebenamtlich oder 
auf Zeit, Kündigung oder Widerruf angenommene Staatsdiener. 








N) Bergl. o. ©. 176, 

2) Meyer in den Annalen 1876 ©. 670 und Lehrbuch des deutihen St.:R. $ 143 
©. 357, 

) Bergl. Meyer, Annalen Jahrg. 1876 und StR. $ 143 ©. 357 und 8 154. 

*) Drudjachen des Reichstags Bd. I 1872 Nr. 9 ©. 36 zu dem jegigen $ 38 des R.-B.-G. 

®) Bergl. 3. B. das württ. St.-D.G. Urt. 22: „Jeder auf Lebenszeit angejtellte 
Beamte kann in den einjtweiligen Ruheſtand verjegt werden.“ 
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Diejer lebte Punkt zeigt eflatant, daß die Berufsmäßigfeit nur ein 
naturale des Staatsdienjtes jein fann, alfo nicht zur Baſis des ganzen 
Staatsdienjtverhältniljes genommen werden darf. 

G. Meyer geiteht dies thatjächlich jelbit zu, wenn er den berufsmäßigen 
Staatsdienit das „volle Beamten: oder Staatsdienerverhältnig" nennt;") denn 
darnach gibt es auch ein nicht volles Staatsdienerverhältniß, d. h. das 
Berhältniß der auf Zeit oder nebenamtlich Angejtellten. Wenn auch dieſe 
Staatsdiener find, jo ift eben der Lebensberuf ein unmejentliches plus.?) 

II. Weil die Anftellungsurfunde die äußere Form einer einjeitigen Ver: 
waltungsverfügung hat, wird derjelben, wie bereit3 bemerft, auch die recht: 
liche Kraft eines einjeitig Rechtswirkungen erzeugenden ftaatlichen Ver: 
waltungsaftes beigelegt. Die Verfügung ift eine „konkrete Anordnung, welche 
eine Anwendung bejtehender Gefege auf einen einzelnen Fall enthält“.) Die 
Anjtellung iſt ein Willensaft, welcher fich auf eine „einzelne“ Berjon be- 
zieht; in Bezug auf fie werden die Staatsdienjtgefege fonfret verwirklicht, alfo 
liegt eine „Berfügung“ vor. Dies ift, um einige neuere Vertreter zu nennen, 
die Anfiht Bluntſchli's, Pözl's, Schul ze's und Ulbrich's.9 

Es iſt richtig, daß die „Ernennung zum Staatsdiener“ eine Ver— 
waltungshandlung iſt, d. h. ein Ausfluß der pofitiven, auf Durchführung 
der jtaatlichen Aufgaben gerichteten Thätigkeit des Herrichers. Sie ijt ein 
Berwaltungsakt, welcher nicht direft auf die Ausführung der Staatszwecke 
geht, jondern nur indirekt, indem dadurch die Mittel zum Zweck herbeigejchafft 
werden, mit anderen Worten: diefe Thätigkeit ift fich nicht Selbitzwed, eben- 
jowenig wie die Thätigfeit der Syinanzverwaltung. Im gleicher Weiſe, wie Diefe, 
ift fie auch nicht auf die jog. innere Verwaltung beichränft, jondern durch: 
zieht, wie die polizeiliche Thätigfeit des Staates, alle Verwaltungszweige.?) 
In jedem Reſſort iſt der Chef unter Anderem Anftellungsbehörde für feinen 
Dienſtzweig. 

Richtig iſt auch, daß die in Form der Verfügung ergehenden Willens— 
äußerungen der Verwaltung allein Rechtswirkungen erzeugen können, pri— 
vatrechtliche und ſtaatsrechtliche. 

In erſterer Beziehung iſt dies der Fall, wenn die Verwaltung kraft gene— 
reller geſetzlicher Ermächtigung einzelnen Perſonen gewiſſe rechtliche Eigen— 
ſchaften beilegt, wie z. B. die Großjährigkeit durch obrigkeitliche Verfügung 
und die Legitimation unehelicher Kinder durch landesherrliches Reſkript er— 
folgen kann,“) oder wenn ſie die Entſtehung eines Rechtsverhältniſſes, z. B. 
des Bergwerkseigenthums, verfügt. 

Auf ſtaatsrechtlichem Gebiet iſt es z DB. eine rechtsbegründende Verwalt— 
ungsverfügung, wenn die zuſtändige Behörde durch Beſchluß den Enteig— 





Vergl. Meyer, St.R. 8 143 ©. 357 und Annalen 1876 ©. 670: „Das volle 
Beamtenverhältnig mit allen jeinen Rechten und Pilichten fommt ... . nur bei denjenigen 
Perſonen vor, welche aus dem Dienjt für den Staat ihren Lebenäberuf machen.” 

2) Vergl. Laband, 1 ©. 391. 

3) Siche Meyer in den Annalen 1876 ©. 672, 

Bluntſchli, allg. Staatölehre S. 603 Note 6; Pözl, kritifche Vierteljahrsjchrift 
1876 ©. 557; Schulze, deutſches St.:R. IS 129 ©. 321; Ulbrid, St.-R. der öjtr.- 
ung. Monardie bei Marquardien IV, ı. 1. ©. 66. 

5) Bergl. dazu Meyer, St.:R. $ 176 ©. 448. 

6) Vergl. Pözl, bayer. Verf⸗R. $ 126 Anm. 7; ©. Meyer, Berwaltungsredt, I 
8 21 ©. 69; Edg. Yöning, Berw.-R. ©. 243. 
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er fejtjeßt und dadurd das konkrete Enteignungsrecht zur Entjtehung 
ringt.! 

—— iſt aber, ob auch der Staatsdienſt durch Verfügung begründet 
wird. 

Wenn man den möglichen Inhalt einer Verwaltungsverfügung mit La- 
band,‘) wie den des Gefeges, unter die vier Rubriken imperare, vetare, 
permittere und punire bringt, jo fann ein zweifache angenommen wer: 
den, wenn man fich auf den Standpunkt jtellt, daß der Staatsdienſt zum 
Rechtsgrund allein die Verfügung des Herrichers bat: 

A. Man könnte die Anftellungsverfügung als Befehl und zwar als 
Gebot qualifiziren, indem man fich von dem Umitand, daß in der Regel 
mit der Anftellung ein Befehl zur Uebernahme eines Amtes verbunden ift, 
verleiten ließe, die Anftellung ſelbſt als rechtswirkffamen Befehl ericheinen zu 
laſſen. Vorausſetzung für einen Befehl ift aber ein Verhältniß der Ueber: 
und Unterordnung. Ein folches fehlt jedoch vor der Begründung des Dienftver: 
hältniſſes. Denn es eriftirt feine Geſetzes vorſchrift, welche zu einem ſolchen 
Befehl ermächtigen mwiürde.?) 

B. Näher liegt, die Verwaltungsanordnung unter die Rubrik der „Ge— 
währungen“ oder „Ermädtigungen“, unter das permittere zu: jtellen. 
Das gejchieht in der That von Georg Meyer in folgendem Sag: „Die Ber: 
fügungen können Befehle fein, d. b. den Unterthanen etwas gebieten oder 
verbieten, fie fönnen denfelben aber aucd Berechtigungen verleihen. Die 
Anjtellung von Beamten, die Verleihung der Staatsangehörigfeit, die Er: 
theilung von Gemwerbefonzeflionen, von Patenten, die Aufnahme des 
Einzelnen in eine Kranken- oder Armenanftalt find Berfügungen.*) 

Unter diefen Analogien ijt es beſonders die Vergleihung mit der Er- 
laubnißertheilung zum Betrieb eines fonzejlionspflidtigen Ge— 
werbes, welche Meyer wiederholt?) erwähnt. Im Wirklichkeit fann Meyer 
von feinem Standpunft aus Achnlichkeiten herausfinden: 

1. Die Konzeljion ift ein polizeilicher Verwaltungsaft, wodurch Jemandem 
die Vornahme bejtimmter Handlungen geitattet wird.‘) Die Handlungen, 
deren Ausführung dem Staatsdiener geitattet wird, find die Amtshandlungen. 
Indireft folgt dies daraus, daß Meyer dem rechtsbegründenden Berwalt- 
ungsakt der „Ernennung zum Beamten“ die Entziehung des Amtes als 
den entiprechenden rechtsaufhebenden Akt?) gegemüberjtellt. 

2. Die Berechtigung, welche durch die Konzeſſion ertheilt wird, erflärt 
Meyer für eine „öffentliche Befugniß“, indem fie die Möglichkeit 
gewährt, eine Handlung vorzunehmen, ohne ſich einer Beſtrafung auszufegen 
oder an der Ausübung derjelben durch die Polizei verhindert werden zu 
dürfen. In gleicher Weije iſt die Amtsbefugniß ein jubjektives ſtaatsrecht— 
liches Recht. 


Bergl. Meyer, Verw.R. I$ 101 ©. 269. 

?) Laband bei ———— —3 br Abth. 1 ©. 98. 

2) Edg. Löning, Berw.:R. 241: „Das Recht, den Unterthanen Beiehle zu er 
theilen, d. h. durch Verbote oder Gebote ihre Handlungsfreiheit zu beichränten, muß in 
einem Rechtsſatz begründet jein, da jedes jtaatliche Organ nur diejenigen Funktionen aus 
zuüben hat, die ihm auf Grund eines Rechtsſatzes zuſtehen.“ 

9 Meyer, Annalen 1878 ©. 384, 

s Meyer, Annalen 1880 ©. 351. 

*) Bergl. zum Folgenden Mener, Verwaltungsreht I $ 20 ©. 68 und $ 21 ©. 69. 


) Meyer, Verwaltungsrecht 18 21 ©. 71. 
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3. Die Handlungen, welche bei der Konzejfion erlaubt werden, find folche, 
welche nicht Jedem erlaubt, fondern vielmehr im Allgemeinen verboten find. 

Als analoge Erjcheinung beim Staatsbeamten fünnte Meyer $ 132 des 
R.St.G.«“B. anführen, wornah ein Vergehen vorliegt, wenn man unbe: 
fugt ſich mit der Ausübung eines öffentlichen Amtes befaßt oder eine Hand— 
lung vornimmt, welche nur fraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen wer: 
den darf. Der Beamte it befugt, amtlich thätig zu fein. 

4. Diefe Befugniß kann ihm unleugbar theils nach freiem Ermeſſen, theils nur 
aus bejtimmten, im Gejege firirten Gründen genommen werden, gerade fo, wie 
eine Konzejfion bald aus reinen Zwedmäßigfeitsrüdjichten der Verwaltung, 
bald nur aus gejeglich bejtimmten Anläſſen entzogen werden darf.') 

5. Bei Konzeſſion und Anjtellung endlich trifft der Sat zu, daß Die: 
jenigen Berwaltungsverfügungen, welche die Entitehung von Rechtsverbältniifen 
bezweden, in der Regel nur auf Antrag oder mit Zuftimmung der betreffen: 
den Berjonen erfolgen;?) allein, fügt Meyer vorjorglich bei, deswegen liegt 
in feinem Fall ein Vertrag vor; der Vermwaltungsaft allein iſt es, der die be- 
treffende Rechtswirkung nach jich zieht. „Der Antrag oder die Zuftimmung 
des Betheiligten tft nur eine Vorausſetzung, welche erfüllt jein muß, da— 
mit die Verwaltung ihre Thätigfeit entwideln kann.” 

So erklärt fih der Schlußſatz Meyer's: „Die Webereinjtimmung des 
jtaatlichen und individuellen Willend — bei der Anjtelung — beruht nicht 
auf einer Vereinbarung zweier gleichberechtigter Subjekte, jondern auf der Er: 
füllung einer Bitte des Einzelnen durch den Staat.“’) Und zivar 
unternimmt es Meyer, Ddiefe Behauptung aus den „Bejtimmungen über die 
Kapitulation“ zu beweilen, alſo aus dem ftärfiten pofitivrechtlichen Ar- 
gument, welches wir für die Vertragstheorie beibrachten.*) 

Zunächſt weiſt er darauf hin, daß militäriiche Erlaſſe meift eine unge— 
naue juriftiiche yormulirung hätten, darum dürfe auf den Ausdrud „Vertrag“ 
fein Gewicht gelegt werden; und dann ſei dies nur eine biltoriiche Remi— 
niszenz an die Zeit des Werbeiyitems, wo jich der Staat die militärischen 
Dienitkräfte mittel® privatrechtlicher Dienitmiethverträge verichafft habe. 

Aber abgejehen davon weile das Schema der Kapitulationsverhandlung 
auf den einfeitigen Entjtehungsaft bin. 

Der hieher zu beziehende Wortlaut it folgender: „Indem ich mich Dielen 
Bedingungen (den Bedingungen der Kapitulation) ausdrücklich unterwerfe, 
bitte ich zu meiner Kapitulation die hohe Beitätigung einzuholen;“ und 
für den Fall der Kapitulationsprolongirung: „Nach ſelbſtändig gefaßtem 
Entſchluß erfläre ich, indem ich mich den vorjtehend angegebenen Beding- 
ungen umnterwerfe, meine Kapitulation von . . . bis .. . verlängert umd 
bitte zu derjelben die höhere Beltätigung einzuholen.“ 

Alto folgert Meyer: „Die Aufnahme erfolgt durch die Bejtätigung 
der Kapitulation, jie ift die Gewährung einer an das Neich gerichteten 
Bitte und hat ebenfo den Charakter eines einjeitigen Staatsaftes, wie 
die Anjtellung eines Beamten.‘?) 


1 Meyer, Berw.:R. I $ 20 ©. 65 und $ 126 ©. 378, 

T, Meyer, Verw-⸗R. 18 27 ©, 72 

” Meyer, YUunalen 1878 ©. 384 und 1880 5. 350 und 351, 
9 Vergl. oben & 45. 

53) Meyer in den Annalen 1380 S. 350 und 351. 
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Allein Meyer hat das, was an dem SKapitulationsichema von rechts— 
wirfender Bedeutung ift, an den falfchen Punft verlegt. Eine bloße Bitte 
iſt feine Rechtshandlung, jondern eine Willensäußerung rein thatjäch: 
licher Art,') aljo kann diefer Bitte, die Betätigung einzuholen, feine Bedeut- 
ung zufommen. Juriſtiſch wichtig ift vielmehr die Erflärung des MWillens- 
entichluffes Seitens des Kapitulirenden: „Ich fapitulire mit dem Regi— 
ment X von... bis ... und erfläre, daß ich diefen Entſchluß jelbit- 
ftändig (mit Zuftimmung meines Vaters) und nach reiflicher Leberlegung 
gefaßt habe” oder, wie e3 bei der Erneuerung heißt: „Nach jelbjtändig 
gefaßtem Entjchluß erkläre ih... meine Kapitulation von ... biß 

. . verlängert.“ 

Diefe Erklärung hat rechtlichen Inhalt; es ijt die den Erflärenden bin— 
dende Dfferte, feine Willens: und Handlungsfreiheit dem Anderen bis zu 
einem gewiljen Grad zu unterwerfen; der Kapitulant bittet nicht blos, er 
verfügt zugleich über feine natürlichen Fähigkeiten, er verpflichtet ſich in 
der vorgejchriebenen Form. Die Beftätigung ift das Alzept, die zur Er: 
Härung des Kapitulirenden Hinzutretende Willenserklärung des anderen Ver- 
tragstheils von übereinjtimmendem Inhalt.) Wenn irgend etwas, jo deutet 
8 2 der Kapitulationsbejtimmungen auf einen vertragsmäßigen Be— 
gründungsporgang hin: „Ueber den Abſchluß einer Kapitulation iſt 
von einem Offizier eine Verhandlung nad anliegendem Schema aufzu= 
nehmen, diejelbe wird dem an der Spitze des betreffenden Truppentheils, be= 
ziehungsmweile der Behörde jtehenden Borgefegten zur Beftätigung vorge— 
legt. Die Bejtätigung wird dem SKapitulanten befannt gemacht.“ 

Der Grund diefer Barallelifirung von Anftellung und Konzeſſion, welche 
Meder zu dem Irrthum verleitet, als ſei die Anftellung die Gewährung 
einer Bitte, liegt in einer Bermengqung des Staatsdienerverhältnijjes 
und des Staatsamtsverhältniffes, der Beziehung nach Innen und 
nad Außen. Daraus erflären ſich die oben angeführten Berührungspunfte: 

1. Durch den Amtsauftrag wird der Staatsdiener ermächtigt zu Den 
Amts handlungen. 

— Ausübung der Amtsbefugniſſe erſcheint Dritten gegenüber als 
ein Recht. 
bef 3. Wem nicht die Vollmacht ertheilt iſt, der iſt nicht zu Amts ausübung 
efugt. 

4. Der Befehl, d. i. der Amtsauftrag, kann zurückgenommen werden. 

In der Beziehung nach Innen dagegen iſt die Führung des Amtes nur 
die Erfüllung einer ſtaats dienerlichen Pflicht. 

Meyer könnte demnach nur die Uebertragung und Entziehung des Amtes 
in Verbindung mit der Ertheilung und Zurückziehung der Konzeſſion ſetzen, 


’) Vergl. Gerber, über öffentliche Rechte S. 79 Note 1 und Laband, Reichsſtaats— 
recht Bd. 1 $ 48 ©. 521 über das „Recht“, an die Regierung Anterpellationen zu richten. 

”, Born jpricht den Kapitulationen die Natur von „Verträgen“ nicht ab; welcher Art 
dieie Verträge find, darüber berichtet Zorn entgegen feiner fonjtigen Vorliebe für „prin= 
zipielle Erörterungen“ (Borrede ©. 8) nichts Näheres. Weil er dem Vertrag den Eingang 
ins Staatärecht verweigert, müſſen es privatrecdjtliche Verträge fein. Wie erflärt fi) aber 
dann, da „nad dem Dienjteintritt, abgejeben von den bejonderen Beitimmungen der Ka— 
pitulation, für die Kapitulanten alle Rechtsſätze allgemein militärischer Natur“ gelten? (fiehe 
R.StR. 1 ©. 284). Iſt es ein privatrechtlicdher Vertrag, welcher ein öffentlichrechtliches 
Serum * Folge hat?, denn „das Beamtenverhältniß iſt ein ſtaatsrechtliches“ (R.-St.- 

. 16. 232). 
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d. b. das Berhältnig nah Außen, wo der Staatödiener als Inhaber der 
Amtsbefug niß ericheint, nicht aber die Aufnahme in den Staatsdienft und 
die Entlaffung aus demfelben. Und Meder jtellt in der That eine Bezieh— 
ung zwiſchen „Unjtellung“, welche nach jeiner Anficht eben in der Uebertrag- 
ung eines Amtes bejteht, und „Entziehung des Amtes“ her;') er will aber 
damit nicht blos das Amtsverhältnig, ſondern das Dienftverhältnig zum 
Staat bezeichnen. 

Nehmen wir aber jelbit an, daß auch nah Innen ein Amtsrecht des 
Staatsdieners bejteht, d. h. eine Befugniß auf Beibehaltung des Amtes, jo 
rechtfertigt es ſich doch nicht, dieſe öffentliche Befugniß mit den Rechtsfolgen 
der gewerblichen Konzejjionen zu vergleichen, indem unferes Erachtens durch 
die Konzeſſionsertheilung feine „öffentliche Befugniß“ zum Gemwerbebetrieb,*) 
fein Gewerberecht gegenüber der Verwaltung entjteht. Wir ftimmen in diefer 
Hinficht mit Seydel?’) überein. 

Die Konzeſſion jegt eine gefeßliche Beichränfung der Gewerbefreiheit voraus. 
Dieſe lebtere ift fein jubjeftives Recht, jondern nur ein Anwendungsfall der all 
gemeinen Handlungsfreiheit eben auf gemwerblichem Gebiet. Die 
Fähigkeit aber, nach freiem Willensentichluß zu handeln, hat der Menjch 
von der Natur, nicht vom Recht. Die Gewerbefreiheit, ala Befugniß aufge: 
faßt, wäre die Berechtigung, ohne polizeiliche Erlaubniß ein Gewerbe zu bes 
treiben, dieſes Recht hätte aber der Menjch, weil es nichts anderes it, als 
feine Handlungsfreiheit, bereits zuvor; es hätte feinen Inhalt, denn ohne po= 
lizeilihe Erlaubniß kann der Menfch feine Arbeitskraft ſchon von Natur, 
nicht erjt mit dem Vorhandenfein einer Nechtsordnung entfalten.) Wenn 
aljo Jemand in Folge einer Konzeffion ein Gewerbe betreibt, übt er nicht ein 
„Öffentliches jubjektives Recht“, jondern er äußert feine angeborene Handlungs= 
freiheit. Im öffentlichen Intereſſe wird nur dieſe individuelle Freiheit der 
Willensbethätigung durch gefegliche Vorſchriften bejchränft, indem der Verwaltung 
die ftaatsrechtliche Befugniß ertheilt wird, in bejtimmten Fällen der Bethätig— 
ung der Handlungsfreiheit hemmend entgegenzutreten. Zu diefem Behufe muß 
fie unterfuchen, ob im fonfreten Fall die durch Gejeg abjtraft normirten Gründe 
vorliegen, eine Perfon vom Betrieb eines bejtimmten Gewerbes aus Rücdjicht 
auf Das öffentliche Intereſſe auszuſchließen. Die Ertheilung einer Konzefjion 
iſt alfo nur die Deklaration, daß im fonfreten Fall nach Prüfung der 
Sadjlage fein Anlaß vorliegt, Jemanden von der Bethätigung feiner all: 
gemeinen Handlungsfreiheit aus Gründen des öffentlichen Wohles ab- 


') Bergl. oben ©. 182 Note 7. | 

®, Bergl. Meyer Berw.R. I $ 21 ©. 69 und $ 126 ©. 377. Auch für Edg. Lö— 
ning fällt die Konzeſſion unter die Rubrik der Ermäcdtigungen, welche jubjettive öffentlidte 
Rechte begründen. Es wird durch diejelbe die Befugniß zur Ausübung eines jubjektiven 
Rechtes ertheilt, defien Ausübung durd das Recht von einer folhen Ermächtigung abhängig 
gemadt ift. Das ſubjektive öfientliche Recht, dejien Ausübung gejtattet wird, ift das Recht 
auf Freiheit, d. i. auf ungehinderte Verfügung über Körper und Vermögen. Die Ermäch— 
tigung hebt die gejetliche Beihräntung der Ausübung diefes Rechtes auf. Vergl. Löning, 
Berw.:R. ©. 12, 812 und 242 Ziff. 2b. 

s Seydel, da& Gewerbepolizeirecht nad) der Reichsgewerbeordnung in den Annalen 
1881 ©, 569 ff. 

* Vergl. die treffenden Bemerkungen Laband's Bd. I ©. 457 Note 1: „Gewerbe: 
freiheit ijt überhaupt kein Begriff von pofitivrechtlihem Inhalt und noch viel weniger ein 
jubjettives Recht, jondern die Negation aejeplicher Beichräntungen der allgemeinen Hand: 
lungsfreiheit in Bezug auf die gewerbliche Thätigkeit ;“ dann Bd. I ©. 149 Note 2. 
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zubalten. Dieje Erflärung it eine gejeglihe Vorausfegung für die 
Aeußerung der natürlichen Handlungsfreibeit. 

Demnady hat die Konzeffion nur eine deflaratoriiche, Feine Fonititutive, 
d. h. rechtsbegründende Bedeutung. 

Das Geſuch um eine Konzeſſion iſt allerdings nur eine Bitte, denn 
der Geſuchſteller disponirt dadurch über feine feiner Fähigkeiten, über feines 
feiner Rechte. Demgemäß iſt dasſelbe ohne rechtlichen Einfluß auf die Er: 
theilung der Konzeſſion. Daß eine Konzeſſion erteilt wird, iſt allein Die 
rechtliche Folge eines ftaatlihen Willensaftes, und daß die Er- 
theilung dem Willen des Bittenden entipricht, ift für die Ertheilung 
ohne jede rechtliche Bedeutung. 

In derjelben Weife iſt es richtig, wenn Meder die Ertheilung eines 
Erfindungspatentes, die Großjährigfeitserflärung, die Legitimation unehelicher 
Kinder, die Aufnahme in Armen: und Kranfenhäufer, welche er, wie oben 
S. 182 Note 4 bemerkt, auf eine Stufe mit der Anftellung des Staatsdieners 
jtellt, al8 Verfügungen bezeichnet. Denn dieſe Rechtswirfungen haben ihre 
rechtliche Urjadhe allein in dem Vermwaltungswillen des Herrſchers und 
feiner Bertreter. Das Geſuch oder der Antrag auf Erlaß einer jolchen ge= 
währenden Verfügung ift nur die vom Gefeß in abstracto aufgejtellte Be— 
dingung, ohne welche die Verwaltung nicht thätig wird; die Willensüberein- 
ſtimmung tjt nur von tbatfächlicher, nicht rechtlicher Bedeutung. 

Nur bei der Anstellung ift die einjeitige Willenserklärung 
de3 Herrichers nicht allein rechtswirfiam, da fie nicht durch Rechtsſatz 
mit der Kraft ausgejtattet ijt, einjeitig das Staatsdienjtverhältniß zu begründen ; 
und die thatjächlich vorhandene Willengübereinfunft ift bier zugleich von recht s— 
mwirfender Sraft. Denn wenn die Zuftimmung des Ernannten zur Willens» 
erklärung des Herrichers nicht erfolgt, it diefe ohne Nechtswirkung.') Der 
Kandidat „bittet“ nicht blos, ihm ein Necht zu verleihen, jondern er ver: 
pflichtet fich zur Unterwerfung feines Willens unter denjenigen des Herrichers. 
Wenn aber die Willenserklärung einer Perfon Pflichten einer anderen ber- 
vorrufen will und doch Diefelben nicht durch einfeitige Auferlegung entftehen 
fünnen, jondern nur unter Zujtimmung des zu Verpflichtenden, fo ijt Dies 
eben fein einfeitiger Staatsaft, feine materielle Verfügung, jondern es liegt 
ein Vertrag vor.) 

III. Gerber jpeziell hat der Anftellungsverfügung den Charakter eines 
Privilegiums beigelegt; unter Privilegien verjteht er „staatliche Spezial- 
verfügungen“, Durch welche individuellen Perjonen fjubjeftive Nechte ge— 
währt werden, und zugleich bezeichnet er die durch dieſe jtaatlichen „Ber- 
waltungsafte* hervorgebrachten Nechte ala Privilegien.®) Unter die Zahl 
der „Jubjektiven öffentlichen Nechte“, melche durch eine „jpezielle Wer: 
feihung Seitens der Staatsgewalt (Privilegium)“ begründet werden, rechnet 
er nun auch die „rechtliche Stellung des Inhabers eines öffentlihen 
Amtes“ .*) 

) Vergl. Seydel, Staatäl. S. 59. 

3 Wergl. Gareis, allg. StR. ©. 165: „Für ein Rechtsverhältniß, welches darin 
beiteht, dab einer dem andern beſtimmte Rechte überträgt und bejtimmte Leiftungen zufichert, 
Rechte und Leiſtungen, die fich keineswegs von jelbit (ex lege) verjtehen, ſondern bejondere 
find, daß folglich einer fih dem anderen unter Zuſtimmung desjelben zu einer Zeitung ver— 
pflichtet, hat unſere Rechteſprache eben den Ausdrud Vertrag.“ 

® Siche Gerber, StR. $ 37 Note 1, 8 58 Note 5. 

) Ebenda 5 6 S. 11 und Note 11. 
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Wir werden jagen, es ilt vollfommen richtig, daß das Amtsverhältnif, 
das Nechtsverhältnig nach Außen, nichts anderes ift, als ein durch Verwalt— 
ungsverfügung begründetes jubjeftives öffentliches Hecht gegenüber den 
Amtsunterworfenen, und werden warnen, dies auf das Staatsdienitverhältniß 
zu übertragen. Aber gerade dies thut Gerber, eben weil er die Bezieh— 
ung nah Außen und Innen vermengt; denn dab das Verhältniß nach 
Innen primär Pflichtverhältniß it, alfo nach diejer Seite hin nicht von 
einem jubjeftiven öffentlichen Recht die Rede jein fann, bringt Gerber ſchon 
äußerlich bei der Betrachtung des Staatsdienjtverhältnifjes durch Voranſtellung 
der Pflichten (Grundzüge $ 36) zur Kenntnif. 

Draftisch tritt diefe Vermiichung der Stellung des Staatödieners gegen- 
über den Untertbanen und gegenüber dem Herrſcher in Gerber's Schrift 
„über die öffentlichen Nechte“ hervor, wo er zuerjt diefe Privilegiumstheorie 
beichrieben hat. Während er für die vermögensrechtliche Seite damals') einen 
Vertrag als Baſis annahm, Tief er fich über den ftaatsrechtlichen Inhalt des 
Staatsdienftes mit folgenden Worten aus: „Die Legitimation zur öffent: 
lichen Funktion, das Recht auf diefe und die daraus hervorgehbenden Ber- 
pflihtungen werden nicht durch Bertrag, jondern durch einen jtaatsrechtlichen 
Akt (Privilegium?) begründet” (S. 41). 

Alfo liegt der Grund der Mangelhaftigfeit auch diefer Theorie nur in 
dem Umſtande, daß das Staatsdienjtverhältnig und jeine Rechtswirkung nad) 
Außen nicht gehörig auseinander gehalten wurden. 

IV. Wie bereits im hiftoriichen Theile erwähnt, war es früher üblich, 
den Anjtellungsaft als lex specialis zu bezeichnen. Alle neueren Ans 
bänger der Theorie von den Begründungen durch einfeitigen Souveränetätsaft 
haben dieje Bezeichnung abgelehnt, ?) jo Gerber, Schulze, Pözl, Meyer.) 
Nur Zorn behält diefe Benennung bei.*) 

Ein Gejeß im formellen Sinn’) liegt aber feinesfall® vor, denn die An: 
ftellung erfolgt ohne Mitwirfung der Volksvertretung. Aber auch fein mate: 
rielles Gejeh in Form einer Verwaltungsverordnung, alfo feine Nechtsverord- 
nung ift gegeben; denn das Anftellungsdekret jchafft Feine neuen Rechtsſätze, 
was in noch höherem Grade von ihm verlangt werden müßte, weil es ein 
Spezialgejeß fein fol. Spezialgefege haben die Aufgabe, einen individuellen 
Thatbeitand zu ordnen, welcher von den durch Geſetz in abjtrafter Weile, d.h. 
ohne Rüdficht auf den Fonfreten Fall normirten Ihatbeitänden abweicht. 
Das Anjtellungsdefret dagegen bringt generelle, das Staatsdienjtverhältniß in 
abjtrafter Weile ordnende Rechtſätze für einen fonfreten Fall nur zur An 
wendung, e3 erzeugt nicht Nechtsjäge, jondern es jchafft Rechtsverhältniſſe. 


) Vergl. oben $ 45, Annalen 1885 ©. 127. 

) Bergl. oben $ 28. 
- 5, Gerber, St.:R. $ 53 Note 5; Schulze, Deutiches St.:R. Bd. I $ 129 ©. 329; 
Meyer in den Annalen 1876 ©. 672. Bei Pözl künnte Zweifel entjtehen. In feinem 
Verfaſſungsrecht $ 181 Note 2 jchreibt er nämlich: „Das Anjtellungsrejtript ift ein Spezial: 
geieg für den Einzelnen, in Bezug auf den es erlafien iſt.“ Allein $ 126 ebenda nennt er 
die Spezialgejepe Dekrete oder Verfügungen, durch welche nur eine bejtimmte Perſon 
berechtigt rejp. verpflichtet wird, und in der fritiichen Vierteljahrsſchrift 1876 ©. 557 erklärt 
er gerade don dem Anjtellungsdekret, es jei eine „hobeitliche Verfügung, die allerdings 
bejjer al ein Berwaltungsaft, denn alö eine lex specialis oder ein Privi— 
legium bezeichnet wird.” 

*) Zorn, Reichsſtaatsrecht Bd. IE. 231. 
f 8) Siehe über den Begriff des Geſetzes Laband bei Marquardien Bd. II Abth. 1 

10 ©. 70 fi. 





— 


Daß auch das andere Element des Geſetzes fehlt, der rechtswirkſame Ge— 
ſetzesbefehl,“) d. h. die den Unterthanen zur Beachtung der Rechtsnorm ver: 
pflichtende, einſeitig wirkende Erklärung des Herrſcherwillens, ergibt ſich aus 
früher Dargelegtem von ſelbſt; denn zur Entſtehung des Staatsdienſtes bedarf 
es weſentlich der Zuſtimmung des Ernannten. 
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Sechſtes Kapitel. 


Die rechtlichen Folgen der Nichterfüllung der Pflichten Des 
Staatsdieners uud des Dienfiherrn. 


$ 58. 


I. Die rechtlichen Folgen der Pflihtverlegung in Yinblik auf das Gemwalt- 
und Sorderungsverhältniß. 


Die Beitimmung der jubjeftiven Rechte ift die, daß fie ausgeübt werden.?) 
Der Berechtigte übt das ihm zuftehende Recht dadurch aus, daß er vom Ver— 
—— die Erfüllung der ſeinem Rechte entſprechenden Pflicht ver— 
angt. 

Die ſtaatsdienerlichen Rechte und Pflichten nun und die damit korre— 
ſpondirenden Pflichten und Rechte des Dienſtherrn haben wir, ſoweit es ange— 
zeigt war, nach der Seite ihrer AUsübung und Erfüllung bereits an 
dem Punkte behandelt, wo es galt, nachzuweiſen, welcher Charakter, ein 
öffentlicher oder ein privater, dem einzelnen Rechte des Herrſchers und der 
einzelnen Befugniß des Dieners zukomme.) Dabei wurde vorausgeſetzt, daß 
der Verpflichtete dem Verlangen des Berechtigten, ſeine Pflicht zu erfüllen, 
auch immer nachkomme. 

Es iſt aber möglich, daß der Verpflichtete ſich weigert, ſeine Obliegen— 
heiten zu erfüllen, aus Gründen, welche auf ſeinen Willen zurückgeführt werden 
können, ſo daß ihm die Nichterfüllung zugerechnet werden kann. 

Da es dem menſchlichen Trieb nach Erhaltung ſeiner ſelbſt und ſeiner 
Rechte entſpricht, daß der Verpflichtete durch irgend welche Mittel zur Er— 
füllung ſeiner Verbindlichkeiten gezwungen wird,*) fo reihen ſich an Die 
Verletzung der Rechte durch Nichterfüllung der Pflichten beſtimmte 
rechtliche Folgen an. 

Wir haben dieſe nun auch beim Staatsdienerverhältniß nach der Richt— 
ung hin zu unterſuchen, in welcher Weiſe ſich in denſelben die eur 
liche Natur des Staatsdienites 

1. als eines Gewalt: und Forderungsverhältnifies, 
2. als einer dem Staats- und Privatrecht in gleicher Weile angehörigen 
NRechtsbeziehung dokumentirt. 


1) Edg. Löning, VBerw.R. ©. 247. 

?) Ueber den Begriff Rechtsausübung vergl. Windſcheid, Pandelten I 5 121 und 
Rojin in den Annalen 1883 ©. 286. 

) Berg. oben $ 37 ©. 96 fi. und $ 41 ©. 109 Ziff. 

* Vergl. Geyer, Recdtsphilojophie in v. leere 8 Enzykl. der Rechtsw. 


Syſt. Theil S. 76. 
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Das Weſen des Rechtsitaates fommt darin zur Erjcheinung, daß 
auf dem Gebiete des Privatrechts, wie des öffentlichen Rechtes!) der Schuß 
der jubjeftiven Rechte und der Zwang zur Erfüllung der Pflichten nicht in 
die Hand des Berechtigten gelegt ift, jondern daß dem Berechtigten die Klage?) 
d. h. die Möglichkeit gewährt wird, den jtaatlihen Richter anzurufen. 

Wie jteht es in diefer Beziehung mit den aus dem Staatsdienjtverhält: 
niſſe entipringenden Rechten? 

1. Die Rechte des Dieners find alle Forderungsredhte. 

Was die privaten Forderungsrechte desjelben anlangt, jo ijt dem an- 
gegebenen Brinzip gemäß in den meijten pofitiven Staatsrechten ausdrücklich 
anerfannt, daß Ddiejelben eingeflagt werden können und zwar der Regel 
nach vor den Zivilgerichten,’) ausnahmsweije vor den Verwaltungsgerichten.*) 

Auf dem Gebiete des Staatsrechts hat der Diener Anſpruch auf gewiſſe 
Ehrenredhte und auf Schuß. 

Das Recht auf ftrafrehtlihen Schuß gegen Angriff, Widerjtand 
und Zwang bei Ausübung feiner Amtspflicht iſt nicht gerichtlich klagbar, alfo jteht dem 
Staatsdiener nur eine Berwaltungsbejchwerde zu. Die Klagbarfeit dieſes An— 
ſpruches fehlt, weil ſonſt genügend für Realiſirung desjelben gejorgt ijt; denn 
der Herricher Hat durch Geſetz bejtimmte Staatsorgane verpflichtet, wegen 
alfer gerichtlich jtrafbarer und verfolgbarer Handlungen das jubjeftive Straf: 
recht des Staates geltend zu machen, jofern hinreichende thatjächliche Anhalts— 
punfte vorliegen.) Alſo müſſen diejelben auch einjchreiten, wenn eine Hand— 
lung vorliegt, welche den Thatbejtand des Artifel® 115 oder 114 des R.-Str.- 
G.:B. verwirfliht. Die Erfüllung diejer jtaatsrechtlichen Pflicht wird dadurch 
gefichert, daß $ 346 des R.-Str.:G.:B. denjenigen Beamten, der vermöge 
feines Amtes bei Ausübung der jtaatlichen Strafgewalt mitzuwirken hat, mit 
einer Zuchthausftrafe bis zu fünf Jahren bedroht, falls er im der Abjicht, 
Jemand der gejeglichen Strafe rechtswidrig zu entziehen, die Berfolgung 
einer jtrafbaren Handlung unterläßt. 

Für die Geltendmachung der jtaatsdienerlihen Ehrenredte it 
ebenfalls im Allgemeinen fein Klagerecht eingeräumt. Die Staatsdienergejeße 
ichreiben der Verwaltung nur vor, daß fie, wo nicht unmittelbar kraft Rechts: 
ſatzes dieje Nechte erlöfchen,“) Ddiejelben den Staatsdienern nur auf Grund 
einer jtrafgerichtlihen oder Ddisziplinären Amtsentjegung entziehen darf. Nur 


N) Bergl. über dad Klagprinzip im öffentlichen Recht Seydel, allg. Staatölehre 
©. 89; Schulze, deutiches Staatsreht Bd. I S. 659 und die Mare, überfichtlihe Erörter— 
ung Leuthold's, Deffentlihes Intereſſe und öffentliche Klage im Verwaltungsrechte 8 24 
Annalen des deutjchen Reiches 1884 S. 427 fi. 

2) Ueber den Begriff der Klage vergl. Laband, R.St.:R. Bd. IIIb ©. 22 ff. 

2 Reichs-Ger.Verf.Geſ. $ 9, ReichsbeG. $ 149 u. R.-G.:B.:G. $ 70; preuß. 
Gef. betr. die Erweiterung des Rechtöweges vom 24. Mai 1861 $ 1—8; bayer. St.:D.:E. 
& 29; ſächſ. Sei. von 1835 $ 30; württ. Geſ. über die Verwaltungsrechtspflege vom 
16. Dez. 1876 Art. 2; bad. Gej. vom 26. Mai 1376 Art. 21 u. 39 und bad. Gej. vom 
20. Febr. 1879 $ 2 (Ailteräzulagen der Richter); ferner Mayer, StR. $ 150 N. 18 u. 
Berw.R. 18 15 N. 7. 

) Württ. Gej. vom 16. Dezember 1876 Art. 2: Streitigkeiten über unjtändige Be— 
züge, Diäten, Reijelojten, Gebühren für bejondere Dienjtleiftungen und Entihädigung für 
bejonderen Dienjtaufwand find VBerwaltungsrechtsiahen. Bergl. Sarwen, öffentliches Recht 
$ 20. Bad. Elementarjhulgejeg von 1868 $ 118: Anjprüche der Elementarlehrer auf Ein: 
fommen x. 

5) Bergl. R-Str.-Br.:D. $ 152. 

9) Bergl. hierüber Meyer St.:R. $ 152 Note 6 und 7. 
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das bayerijche Recht läßt eine Klage zu. $ 29 der Beilage IX zu Tit. V. 
$ 6 der Berfallungsurfunde bejtimmt: „Alle dem Inhalte diefes konſti— 
tutionellen Ediktes zumiderlaufenden Verfügungen der Adminiftrativ- 
jtellen begründen al3 Zivilrechtsverlegungen eine Klage vor dem kompetenten 
Richter.” Eine rechtswidrige Verfügung diejer Art wäre es 3. B., wenn Die 
Berwaltungsbehörde bei Zurdispofitiongitellung eines Beamten entgegen dem 
$ 19 des Ediktes verfügen mürde, daß derjelbe fi) „der äußeren Zeichen 
feiner Standesklafje (der Amtskleidung)“ ferner nicht mehr bedienen dürfe.) 

Soweit die Rechte des Staatsdieners flagbar find — und das find im 
Allgemeinen jeine privatrechtlihen Anſprüche —, harmonirt dies vollfommen 
mit ihrem Wejen. 

Die Forderung ift, wie wir früher betonten,‘) das Kennzeichen eines 
Berhältnifjes der Gleichberechtigung. Bei Verhältniſſen der Gleichberechtigung 
ift jede Verpflichtung von ganz bejtimmtem Inhalt und Umfang, nemlich 
dem, welcher dem Willen des Obligirten entipricht; denn deſſen Wille bleibt 
bei Schuldverhältnifien auch für das Bejtehen derjelben die fortwirfende recht: 
liche Urjadhe. Wenn alſo der Berpflichtete dem Berechtigten nicht auch die 
Befugniß einräumt, fich jelbjt zu feinem Rechte zu verhelfen, etwa durdy Weg: 
— von Vermögensſtücken, ſo muß der Berechtigte die richterliche Hifle 
anrufen. 

Die Anſprüche des Staatsdieners ſind von ganz beſtimmtem Inhalt 
und Umfang. Der Staatsdiener hat das Recht, den Erſatz der im Dienſt er— 
littenen Schäden an Vermögen von genau beſtimmter Höhe und eine Be— 
ſoldung nach fixen Sätzen zu fordern. Aber nicht ſoweit hat der das 
Rechtsverhältniß beſtimmende Wille des Schuldners den Umfang dieſer Rechte 
ausgedehnt, daß er dem Subjekt derſelben das Recht der Selbſthilfe gewährt. 
Alſo entipricht e8 dem Weſen dieſer Forderungsrechte, daß der Staatsdiener 
als Gläubiger nur durch Angehen der jtaatlichen Gerichte den Fisfus als 
Schuldner zur Erfüllung feiner Verbindlichkeiten zwingen fann. 

II. Die Rechte des Herrichers gegenüber dem Staatzdiener jind 
öffentlichrechtlichen Charakters. Erfüllt aljo der Diener troß des Befehls des 
Dienjtherrn feine Pflichten nicht oder nicht gehörig,’) jo würde nach dem 
Charakter des ausgebildeten Rechtsjtaates zu folgern fein, daß die Verwaltungs: 


' Die Vorſchrift des $ 29 des Ed. iſt, joweit fie den Rechtsweg wegen anderer als 
vermögensrechtlicer Anjprüche zuläßt, und dies ijt bier der Fall, durh R.-G.-B.-G. S 9 
nicht aufgehoben (vergl. Hauſer, die deutiche Gerichtsverfafiung in desjelben Zeitichrift für 
Reichs- und Landesrecht 4 Band 1879 ©. 57 und Sarwen, das öffentliche Recht ©. 474) und 
wird auch durch $ 70 ı1 des R-G.-V.-G. nicht berührt, weil fich derjelbe und der auf Grund des— 
jelben erlajiene Art. 26 des bayerischen Ausführungsgeieges zum R.-G.-V.-«G. v. 23. Feb. 1879 
(„Den Landgerihten ohne Rüdjidht auf den Werth des Streitgegenjtandes 
werden zugemwiejen 1. Anſprüche der Staatöbeamten gegen den Staat aus ihrem Dienitver- 
hältnijie*) nur auf die Vermögensrechte des Staatödieners beziehen. Im Uebrigen findet 
Art. 28 des Ausf.Geſ. Anwendung: „Soweit nicht andere Beitimmungen getroffen find, 
gehören zur Zujtändigkeit der Yandgerichte alle Angelegenheiten, für welche bisher die Be 
zirksgerichte in eriter Inſtanz zujtändig waren.” 

2) Vergl. oben $ 52 i. k. 

’) Das hejjiiche Staatödieneredit vom 12. April 1820 zählt folgende Arten von 
Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung der Pflichten auf: Fahrläſſigkeit, Ungehorſam, Un: 
jleiß und andere dienjtiwidrige oder das Subordinationsverhältnig im Dienjt verlegende 
Handlungen ($ 24); ein Benehmen, welches das bei der Ausübung des Staatsamtes er 
orderlihe Anjehen und Zutrauen ſchwächt oder mit der bejonderen Dienjtehre unvereinbar 
it (Art. 25). Das bayeriſche Edikt jpriht in $ 11 von Fahrläſſigkeit, Unfleiß, Leicht: 
finn oder Umnfittlichleit; vergl. aud) Art. 17 des bad. Geſ. vom 26. Mai 1876. 
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behörde, welche mit der Dienftaufficht über den Staatsdiener beauftragt ift, 
eine Klage bei den ordentlichen allgemeinen Gerichten erhebt, welche berufen 
find, Streitigkeiten über öffentlihe ſubjektive Nechte, wie jolche die 
Rechte des Staatsoberhaupt3 gegen den Staatsdiener find, zu entjcheiden. Die 
Klage würde ihren Inhalt aus der konkreten Pflichtverlegung nehmen, 3. B. 
der Diener habe durd; Nachläffigfeit und Unfleiß jeine Pflicht zu gewifjen- 
after Amtsverwaltung nicht gehörig erfüllt und damit das Recht des Dienft- 
herrn auf Erfüllung dieſer Pflicht verlegt.') 

Allein nirgends im deutſchen Staatsrecht findet jich eine Beitimmung 
über Zuftändigfeit der Gerichte des öffentlichen Rechts, alfo der fogenannten 
„DVerwaltungsgerichte”, zur Verhandlung und Enticheidung der Anfprüche des 
Herrſchers aus dem Staatsdienjtverhältniffe. Vielmehr enthalten die deutſchen 
Staatsrechte, ſowohl das Neichgrecht wie die Yandesjtaatsrechte, folgende Regel: 
Ein Staatsdiener, welcher die ihm durch jein Amt auferlegten Pflichten 
Ihuldhafter Weife verleßt oder fich durch fein Verhalten in oder außer dem 
Amte der Achtung, des Anfehens und des Vertrauens, welche jein Beruf er: 
fordert, unmürdig zeigt, macht ſich eines Dienftvergeheng ſchuldig und hat 
die Disziplinarbejtrafung verwirft.?) 

1. Daraus gewinnen wir als eriten Sat: Jede Berlegung einer 
Dienjtpfliht itein Vergeben, d. h. eine Handlung, durch welche Jemand 
einem Anderen, der Gewalt über ihn hat, ohne Recht ein Uebel zufügt, 
und dieſes Uebel bejteht dem Ausdrud „Dienjtvergehen“ zufolge in der 
Verletzung eines Dienſtrechtes, d. h. eines Nechtes des Dienftberrn. 

2. Die Folge diefer Rechtsverletzung ilt eine Bejtrafung, aljo 
die mit Recht erfolgende Zufügung eines Uebels zur Wergeltung des ohne 
Recht zugefügten Uebels. 

3. Die Folge der Nichterfüllung der jtaatsdienerlihen Pflicht ift eine 
Disziplinarbejtrafung. Disziplin heißt Zucht und Ordnung. Der Zwed 
der Strafe iſt alfo Aufrehthaltung der Zudt und Ordnung?) bei 
der Realijirung der dem SHerricher zuftehenden Dienftrechte. Zuchtlofig- 
feit und Unordnung fann in diefer Richtung nur dadurch eintreten, daß die 
Staat3diener ihre Pflichten nicht oder nicht gehörig erfüllen. Sie kann aber ander: 
ſeits wieder bejeitigt werden durch den Zwang, der in der Strafe liegt. 

Zwang jegt eine thatljächlihe Macht oder Gewalt voraus und, wenn 
es, wie bier, ein rehtlicher Zwang jein ſoll, eine rechtlich geordnete Macht, 
ein Gewaltrecht. Es fragt ſich, welches Gewaltreht in dem Disziplinar- 
ſtrafzwang zur Erjcheinung kommt. 

Da der Herrjcher, wie erwähnt, ala Dienftherr feine öffentlihe Klage 
erhebt, jo fällt damit die Möglichkeit weg, daß es die Gerichtsgemwalt des 
Herrichers als folchen it, welche bei der Disziplinarbeftrafung zur Anwend— 
ung fommt. Die Disziplinarbeitrafung ijt aljo fein Ausfluß des jtaat- 


N Auch Leuthold, Annalen des deutichen Reiches 1884 ©. 434 u. 435 hält es für nicht 
unmöglih, daß die öffentliche Verwaltung auch in diefer Beziehung dem Klagzwang unter: 
worjen wird, 

?) Bergl. die preuf. Disziplinargefege für richterlihe und nicht richterlice Beamte 
von 1851 u. 1852 $ 1 bezw. $ 2, Reichs b.-Gei. $ 72, bayer. Richterdisziplinargeſetz 
von 1881 Art. 1, württ. St⸗«DeG. $ 69, ſächſſ. Gef. von 1876 $ 15 und die jonitigen 
neueren Disziplinargejepe bei Marauardjen, Handbuch des öffentlichen Nechts der 
Gegenwart. 

2) Daher heißen die leichteren Disziplinarjtrafen auh „Ordnunggitrafen“. 
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lihen Strafgewaltrechtes über Unterthbanen. Wenn der Staatsdiener dem 
disziplinären Zwangsbefehl Folge leiftet, 3. B. einer Ddisziplinären Straf: 
verjegung, jo erfüllt er nicht eine Gehorjamspflicht ald Unterthban; wenn ihn 
das Staatsoberhaupt ala Dienjtherr mit phyſiſcher Macht zwingt, jo übt es 
nicht das Gewaltrecht über einen Unterthanen aus; furz die Disziplinarjtrafe 
ift feine Art der Kriminalftrafe,') d. h. derjenigen Strafe, welche der 
Herricher auf Grund jeines Gemwaltrechtes über den Staat im Ganzen, über 
Land und Leute verhängt, fondern fie iſt neben der Kriminal:, Kirchen und 
elterlichen Strafe eine Art der Strafe im Allgemeinen, als der von der Gerech- 
tigfeitsidee geforderten Vergeltung einer Uebelthat. 

Wenn aber die Disziplinarbeitrafung nicht ein Aft der Ausübung des 
jtaatlichen Herrichaftsrechtes über die Untertanen ift, jo kann fie eben nur 
ein rechtlicher Ausflug des dienjtlihen Gewaltrechts jein, welches der 
Herrſcher als Dienjtherr über den Diener hat,?) mit anderen Worten 
3 dofumentirt fih in dem Disziplinarftrafrecht des Herrichers, daß 
der Staatsdienſt ein Berhältniß der rechtlichen Leber= und Unter: 
ordnung, ein Gewaltverhältniß it. 

Das Gewaltrecht des Dienjtheren ijt nach dem Zweck des Staatsdienftes 
das Recht, an den Gemwaltunterworfenen Befehle ergehen zu lajjen, welche 
fih auf die Führung von Staatsämtern beziehen. Wenn anders dieſe 
Befehle auch Wirkung haben follen, jo muß der Dienftherr jederzeit und ſo— 
fort ihre Ausführungdurh Strafen erzwingen oder den renitenten Staatsdiener 
aus dem Dienftverhältnilje entlajjen können. Dies erfordert das Intereſſe der 
Staatsdienjtordnung. Darum ijt mit dem Gewaltrecht des Dienjtherrn das 
Recht der Selbithilfe verbunden. 

So bewahrheitet fich auch an dem Staatsdienftverhältnig, was Schmitt- 
hbenner und Ehrenberg?) als ein bejonderes Merfmal der Gewaltrechte 
bezeichnen, daß nämlich mit demjelben das Recht der Selbithilfe ver- 
bunden ift. 

Wir haben nun kurz zu erwähnen, wer bisher in der Literatur das 
Disziplinaritrafrecht aus der Natur des Staatsdienjtes als eines Gewaltver— 
hältnifjes hergeleitet hat. Zuerſt hat dies Pfeiffer in feinen „praftiichen 
Ausführungen aus allen Theilen der Rechtswiſſenſchaft“ Bd. III 1831 ©. 401 
angedeutet; Laband hat diefen Gedanfen in feinem Neichsjtaatsrecht Bd. I 
©. 447 ff im Einzelnen ausgeführt; Schulze ift ihm in jeinem Lehrbuch 
des deutichen Staatsrechts Bd. I $ 132 beigetreten. 

Pfeiffer fagt a. a. D.: „Die Disziplinarjtrafe, wie jede andere 
dDisziplinariiche Zwangsmittel, jteht im wejentlihen Zujammenhang 
mit dem VBerhältniß der Unterordnung, welchem ein Beamter gegen 
jeinen Vorgefegten im Dienſt unterivorfen ift, und vermöge deſſen dieſer leßtere 
gegen den ihm untergeordneten Beamten zur Anwendung einer jeden Maßregel 
befugt ift, welche zur Sicherung der pünftlihen Erfüllung der ihm 
obliegenden Amtspflichten erfordert wird.” 





) Dat das Diöziplinaritrafrecht eine Spezied des Striminaljtrafrechts fei, vertreten 
G. Meyer in den Annalen 1876 ©. 672 u. St-R. $ 148; Born R.St.R. I ©. 243, 
jerner Hugo Meyer, Lehrb. des deutſchen Strafrechts $ 1 Nr. 3; vergl. weitere Angabeu 
bei Edg. Yöning, Verw.:R. ©. 127 N. 5. Dajelbit findet ſich eine Meberficht iiber die 
verichiedenen Anſichten von der rechtlichen Natur der Disziplinaritrafe. 

2) Vergl. $ 53. 

3) 8 52 ©. 147 Ziff. 3, 150 und 154, Ta. €. 
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Laband gibt bei Marquardjen Bd. I Abth.1 ©.65 die präzife Er- 
Härung: „Die disziplinarischen Folgen (der Pflichtverlegung) beruhen auf der 
Dienjtherrlichfeit, auf dem Gewaltverhältniß zwiſchen Staat und Staatsdiener”, 
und Schulze trifft mit diefen Worten zufammen in dem Saße: „Durch den 
Anftellungsakt tritt der Staatsdiener in ein eigenthümliches Dienjt: und Pflicht: 
verhältniß zum Staat und unterwirft fi einer befonderen Gewalt des 
Staates, welche diejer als fein Dienftherr gegen ihn geltend zu machen 
berechtigt ijt.“ 

E3 liegt außerhalb unjerer Aufgabe die disziplinarrechtlichen Beſtimm— 
ungen im Einzelnen auf das Prinzip des Gewaltverhältnijjes zurüdzuführen, 
und zu unterfuchen, wie das Disziplinarftrafreht von dem Kriminaljtrafrecht 
im Detail ſich unterjcheidet. 

Zwei pofitive Rechtsjäge möchten wir indeß zum Beweis der vorftehenden 
Behauptungen anführen. 

Daß das Disziplinarftrafrecht fein jpezielles Kriminalftrafrecht ift, darauf 
deutet folgende in einer Reihe von Disziplinargefegen') wiederkehrende Recht3- 
norm: „Wenn von den Strafgerichten auf Freiſprechung erfannt ift, fo 
findet wegen derjenigen Thatjfachen, welche in dem ftrafgerichtlichen Wer: 
fahren Gegenjtand der Aburtheilung waren, ein Disziplinarverfahren nur 
infoferne noch ftatt, als jene Thatjachen an fih und ohne ihre Beziehung 
zum gejeglihen Thatbeſtand der jtrafbaren Handlung, auf welche fich das 
Strafverfahren erjtredte, ein Dienjtvergehen enthalten.“ Darnach iſt es, 
wie Zaband?) richtig hervorhebt, nicht ausgejchlojien, daß troß Freiſprechung 
von einem Kriminmalvergehen die fchwerjte Disziplinarftrafe eintreten kann. 

Die andere Rechtsvorjchrift zeigt an, wie fih aud) am Disziplinarrechte 
eine inhaltliche Uebereinjtimmung®) des Dienjtverhältnijjes des Staats: 
dienerö mit demjenigen des Unterthanen troß der Verjchiedenheit des Rechts— 
grundes erfennen läßt. 8 124 des Neichs-Militärjtrafgejegbuches von 1872 
jagt: Diejenigen Handlungen, welche der Borgejegte begeht, um... 
feinen Befehlen im Falle der äußerjten Noth und dringenditen Gefahr 
Gehorjam zu verjhaffen, find nicht als Mißbrauch der Dienftgewalt 
anzufehen. Dies gilt namentlich auch für den Fall, wenn ein Offizier in Er: 
manglung anderer Mittel, den durchaus nothwendigen Gehorjam zu er: 
halten, fi in der Lage befunden hat, gegen den thätlich fi) widerſetzen— 
den Untergebenen von der Waffe Gebrauch zu machen.“ *) Diefe Beitimmung 
findet jowohl auf den Berufsfoldaten, alfo den Berufsoffizier und Kapitulanten, 
wie auf den Pflichtfoldaten, d. h. denjenigen, welcher ala Unterthan Militär: 
dienste thut, Anwendung. Beiden gegenüber hat unter den gejeglichen Voraus— 
fegungen der Ddienftlich Vorgeſetzte das Recht, die ihm zuftehenden Befugnifje 
durh phyſiſchen Zwang zu realifiren. In beiden Fällen übt er damit eine 
Disziplinargemwalt, eine „Dienjtgewalt“ aus, denn fein Vorgehen hat den 
Zwed, eine geordnete Führung der ftaatlichen Gefchäfte zu fichern. Aber der 


i) Reichsb⸗Geſ. $ 78; preuf. Disz-Geſ. von 1851 und 1852 $ 4 reip. 5; bayer. 
Nichterdisz.-G. von 1881 Art. 11, ſächſ. St.:D.:G. von 1876 $ 34 und württ. St.-D.-®. 
876; hejj. St.-D.®. Art. 12; vergl. nodh Meyer, StR. 8 148 N. 19. 

6 N taband, StR. Bd. I ©. 456; vergl. darüber auch Edg. Löning, Verm.:R. 
. 130. 
2) Bergl. oben $ 54 III. 





N Bergl. auch R.-6.:8B.-G. $ 56 und 96: „Schöffen . . . weldhe . . . ihren Öbliegen- 
beiten . . ſich entziehen, find zu einer Ordnungsſtrafe . . . zu verurtheilen“. 
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Rechtsgrund des einen Gemwaltrechts ift die Gehorfamspflicht des Staatädieners, 
die rechtliche Urfache des anderen dagegen liegt in der Gehorſamspflicht des 
Unterthanen. — 

So zeigt ſich alſo auch in den rehtlihen Folgen ber Pflichtverleg- 
ungen von Seite des Diener? und des Herrn die Doppelnatur des Staats- 
dienftverhältnifjes. Die Nichterfüllung der ftaatsdienerlihen Pflichten ift 
die Verlegung einer Gehorſamspflicht und damit eines Gewaltrechtes, Die 
Nichterfüllung der Pflichten des Herrn ift Die Verlegung einer vertragsmäßig 
eingegangenen Schuld, ein Vertragsbruch und damit die Verlegung eines 
Forderung srechtes. 


$ 59. 


II. Die rechtlichen Folgen der Pflidhtverlegung in Hinblick auf die flaats- 
und privatrechtlid; gemifchte Natur des Staatsdienftes. 


I. Selbftverjtändlich find die rechtlichen Folgen, welche ſich an die Nicht: 
erfüllung der Pflichten des Dienftherrn fnüpfen, privatrechtlicher Bejchaffen- 
heit. Die dem Staatsdiener zuftehende Klage ift eine Privatrechtsflage. 

Fraglich ift, inwiefern ſich bei der gerichtlichen Verfolgung diefer Rechte 
die Natur eines gemifchten Verhältniſſes, alfo auch ein Einfluß des ftaat- 
lihen Intereſſes erkennen läßt. 

Das dienstliche Intereſſe kann bei diefem Privatrechtsftreit leicht in Mit— 
leidenschaft gezogen werden. E3 liegen 3. B. die Vorausjegungen für eine 
disziplinäre Entlafjung oder für eine Verjegung in den dauernden Ruheſtand 
vor; die Löſung des Dienftverhältniljes erfolgt. Der Staatödiener klagt darauf: 
hin feine bisherigen Anſprüche ein; im erjteren Fall will er wenigitens ein 
Recht auf Penſion ſich wahren oder die Nechte eines aftiven Staatsdieners 
vollftändig aufrecht erhalten wiljen, weil die Schwere der Disziplinarftrafe 
jeiner Pflichtverlegung nicht entipreche; im anderen Fall erhebt er Klage auf 
Fortbezahlung des Aftivitätsgehaltes, weil die Vorausjegungen für eine Pen 
jionirung, 3. B. Dienftunfähigfeit, nicht vorliegen. Das Zivilgericht Fönnte 
nun auf Grund des thatfächlichen Material® zur Ueberzeugung kommen, daß 
die Borausfegungen für Entlajjung oder Benfionirung nicht vorlagen, und dem 
Staatödiener den geltend gemachten Anfpruch zuerfennen. Dadurch würde aber 
das öffentliche Interejje, welches in erjter Linie das Staatsdienjtverhältnig 
beherricht, beeinträchtigt. 

Sp erklärt fich die in den neueren Staatsdienjtgefeßgebungen immer wieder: 
fehrende Beltimmung,') daß alle aus dem öffentlichen Gemaltverhältnig 
ſich ableitenden Berfügungen der Disziplinar- und Berwaltungsbehörden über 
Verſetzung in ein anderes Amt, VBerhängung von Ordnungsftrafen, Dienjtent: 
laſſung, Suspenfion und Verſetzung in den einjtweiligen oder endgiltigen Ruhe— 
jtand, alfo Entjcheidungen, welche alle die vermögensrechtlichen Anfprüche des 
Staatsdieners berühren können, für die Beurtheilung der vor Gericht verfolgten 
pefuniären Anjprüche von mafgebender Bedeutung find. Nur die Frage 
wird zur Prüfung des Nichters jtehen, ob dieſe Verfügungen auch wirklich von 
den zuftändigen Staatsorganen erlafjen worden find.?) 


123.8. re a Geſ. $ 155; preuß. Gej. betr. die Ermweiterung des Rechtsweges 
dom 24. Mai 1861 8 5. 

2) Bergl. iiber diefe Frage das Nähere bei Sarwey, das öffentlihe Recht u. j. w. 
©. 313 und $ 20 Note 1. 


—— n 
nach deutſchem Staatsrecht. 195 


II. Ueber den Rechtscharakter der disziplinären Folgen kann ebenfalls 
kein Zweifel ſein. Nach ihrem Rechtsgrund und nach ihrem Zweck ſind 
ſie ſtaatsrechtlicher Natur. Ihre rechtliche Urſache iſt das Gewaltrecht des 
Dienſtherrn über den Diener und dieſes iſt ein ſtaatsrechtliches ſubjektives 
Recht;) ihr Zweck iſt das Intereſſe des Herrſchers als ſolchen an einem 
geordneten Gang der Staatsgeſchäfte. 

Einige Belegſtellen ſeien dafür angeführt. Artikel 6 des bayer. Diszi— 
plinargeſetzes für richterliche Beamte vom 26. März 1881 enthält die Vorſchrift, 
auf Dienſtentlaſſung ſei disziplinär zu erkennen, wenn ein Richter durch gröbere 
Verletzung der Amtspflichten oder durch unſittliches oder die Achtung, 
welche der Beruf erfordert, entziehendes Handeln und Verhalten ſich eines 
Dienſtvergehens von ſolcher Schwere ſchuldig macht, daß er ohne offen— 
baren Nachtheil für das Richteramt nicht länger in demſelben belaſſen 
werden kann. 810 der badiſchen Verordnung von 1819 beginnt mit folgenden 
Worten: „Zu den Dienjtvergehen und unmürdigen Handlungen eines Dieners, 
welche fich zu jtreng rechtlichen Unterfuchungen nad dem Strafedift nicht 
eignen, die aber doch von der Beichaffenheit jind, daß der Diener, welcher fich 
derjelben jchuldig macht, das erforderliche Vertrauen verliert und nicht 
im Dienst bleiben kann, ohne deſſen Würde zu verlegen oder den öffent: 
lihen Dienjt zu gefährden, werden namentlich gerechnet ... .*. Ebenſo 
lafjen die Motive zum Reich sb.Geſ. erfennen, daß der öffentliche Nutzen 
durch den Disziplinarzwang gefördert werden joll. Ueber die disziplinäre 
Dienitentlafjung, die jog. „epurirende Disziplin“, jagen fie:?) „Die Anftell- 
ung ijt eine Berufung zur Mitwirkung an ftaatlihen Funktionen; ob diefe 
Mitwirkung im allgemeinen Intereſſe aufzuhören hat, kann fi alfo... 
nur nach dem Verfaſſungsrecht bejtimmen.“ 

Auch hier iſt e8 weniger nöthig, die Spuren des Einfluſſes des ftaat- 
lichen Intereſſes nachzumeijen, denn auf demfelben beruht das ganze Diszi- 
plinarrecht, jondern es gilt vielmehr aufzudeden, wo ſich Anzeichen der Ein- 
wirfung der privatrechtlichen Seite des Dienjtverhältnifies finden. 

Die rechtliche Regelung des Staatsdienftes it in Rückſicht auf die unge- 
binderte Erledigung der Staatsgejchäfte von dem Grundjage beherricht, daß 
überall da, wo allein das öffentliche Interefje in Frage fommt und Fein jub- 
jeftives Recht des Staatsdieners anerkannt iſt, die vorgejegten Dienjtbehörden 
frei walten dürfen, ohne jelbjt bei Nichtbeachtung einer gejeglichen oder ver: 
ordnungsmäßigen Vorjchrift einer Klage des Untergebenen vor dem Gerichte 
des öffentlichen Rechts ausgejegt werden zu fünnen.?) Der Untergebene fann 
fih mur bei der höheren Berwaltungsitelle beſchweren. 

Der Diener hat 3. B. fein Recht auf ein bejtimmtes Amt oder auf 
einen bejtimmten Umfang desjelben, er hat nur eine ungemejjene Amts: 
pflicht, darım fann der Vorgeſetzte, ohne daß ein Stlagerecht für den Diener 
entjtünde, die Aufgaben des Amtes abändern, die Amtsbefugnijje des Dieners 
vermindern und ihn jederzeit in einer anderen Stelle verwenden. Verletzt der 
Vorgejegte dabei eine Gefeßesvorjchrift, daß die Verjegung mur auf ein der 
Berufsbildung und bisherigen Thätigkeit des Beamten entjprechendes Amt er: 


') Bergl. Laband IS 41 ©. 432 und bei Marquardien Bd. II Abth. 1 ©. 65. 
) Bd. I der Drudj. des deutjchen Reichstags 1872 Wr. 9, ©. 39. u ä 
3) Bergl. über diejen Punft Sarwey, das öffentlihe Recht $ 38 ©. 468 fi. 
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folgen könne, und iſt nicht ausdrücklich durch Geſetz') dem betroffenen Staats— 
diener eine verwaltungsgerichtliche Klage eingeräumt, jo hat Letzterer nur Das 
Recht der Berwaltungsbejchwerde, nicht der Klage, denn es iſt kein jubjeftives 
Recht desjelben verlegt, ſondern er hat die Pflicht, jich aller Orten verwenden zu 
lajjen, nur dürfen feine Vermögensrechte dabei niht Schaden leiden. Der Staats» 
diener hat fein Recht auf Urlaub, alſo kann er fich über Verweigerung eines 
ſolchen nur bejchweren; ebenjo fteht ihm, wenn die dienjtliche Bewilligung zu 
jeiner Verheiratung verjagt wird, nur eine Beſchwerde zu. 

Dies ift num auch bei Ausübung der Disziplinargewalt der Fall. So— 
weit durch diejelbe fein Hecht des Staatsdieners als folchen, insbeſondere fein 
Vermögensrecht verlegt wird, enticheidet allein das öffentliche Intereſſe, ob 
und im twelcher Weiſe disziplinariich gegen den Staatsdiener eingejchritten 
twerden fol. Demgemäß erfolgt die Verhängung der leichteren Disziplinar: 
ftrafen nach freiem Ermejjen der mit Ausübung der Disziplinargewalt 
betrauten Behörde und zwar ohne weitläufiges Verfahren durch eine Ber: 
waltungsverfügung, welche an keine formellen VBorausfegungen geknüpft iſt. 
So beitimmt Art. 78 des württ. St.-D.:G. und $ 82 des Reichsbeamt. Geſ.: 
„Die Berhängung der Ordnungsjtrafen erfolgt unter Angabe der Gründe 
durch Schriftliche Verfügung oder zu Protokoll; ift eine Gelditrafe für den 
Tall der Nichterledigung einer fpeziellen Ddienjtlihen Verfügung innerhalb 
einer bejtimmten Friſt angedroht, jo kann nah Ablauf der Friſt die Geld— 
jtrafe ohne weiters feitgejeßt werden.“ 

An ſich wäre dies auch bei der Entfernung vom Amte auf disziplinärem 
Wege giltig. Derjenige, welchem die Leitung der Verwaltung obliegt, hat an 
ſich auch das Recht, über die zur Realifirung der Staatözwede zu Gebote 
ftehenden Arbeitskräfte nach dem Intereſſe eben dieſes Zieles zu verfügen. 
Darnach hätte der Dienjtherr an ſich das Recht, Disziplinarftrafen nach 
freiem Ermejjen in Rückſicht auf den Zweck des Staatsdienjtes zu verhängen, 
jelbft die jchwerjten, welche in Entfernung aus dem Amt, d. i. Strafverjegung 
oder Dienjtentlafjung bejtehen. 

Allein bei der Entfernung aus dem Amte werden die Anfprüche des 
Dieners auf Gehalt und Erjaß der im Dienjt gemachten Auslagen in Mit: 
leidenjchaft gezogen. Die Strafverjegung iſt mit dem Verluft des Rechtes auf 
Erjaß der Umzugskoſten verbunden, welches jonjt dem Diener bei Verjegung 
wider Willen zufommt, oder mit Herabminderung der Höhe des Dienjtein- 
kommens direkt oder durch eine äquiwvalente Geldftrafe.”) Die Dienftentlafjung 


') Intereſſant iſt in diejer Beziehung die Vorichriit des R-Ger-Verf-Geſ. in $ 8, 
mwornah Richter wider ihren Willen nur frait richterliher Enticheidung und nur aus 
Gründen und unter den Formen, weldye die Geſetze bejtimmen, an eine andere Stelle ver— 
jegt werden fünnen. Solange nicht dem Richter ein Klagerecht eingeräumt ift für den Fall, 
daß die Juſtizverwaltung diejem Rechtsſatz zuwiderhandelt, kann man nicht jagen, daß durd) 
dieſe Rechtsregel ein das freie Verſehungsrecht der Verwaltung beſchränkendes ſubjektives 
Recht des Richters auf ein beſtimmtes Amt geſchaffen wäre. Wenn die Verwaltung dieſe 
Beitimmung außer Acht läßt, verlegt jie fein jubjektives Recht, jondern nur eine die Freiheit 
der Verwaltung einengende objektive Reditsnorm. Das württembergijche Recht (Gef. 
über d. VBerw.:R.:Pflege vom 16. Dez. 1876 Art. 13) dagegen jpricht jogar dem Verwal: 
tungsbeamten eine öffentliche Klage vor dem Berwaltungsgeridhtshof zu, wenn er entgegen 
der Beitimmung des Art. 19 der St.-D.-®. auf ein anderes Amt verießt worden ift, das 
feiner Berufsbildung und bisherigen Tätigkeit nicht entipridht (Fall Mopl). 

2) Siche über die verichiedenen Möglichkeiten: preuß. Geſ. vom 21. Juli 1852 8 15 
und für Richter vom 26. März 1856 $ 1; bayer. Disz.-Gei. für richterliche Beamte vom 
26. März 1881 Art. 5; württ. ©t.:D.G. $ 72; Reichsb.Geſ. $ 75. 
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hat außer dem Berlujt der Ehrenrechte die Entziehung des ganzen oder theil- 
weiſen PBenfionsanjpruches zur gejeglichen Folge.’ 

Aus Rückſicht auf die individuellen Intereſſen des Staatödieners ent: 
halten daher die neueren Gejeggebungen den Grundjag, daß der Entfernung 
aus dem Amte ein „Fürmliches Disziplinarverfahren“ vorauszugehen hat,*) 
d. h. durch Geſetz it die Ausübung der dem Dienjtherrn aus dem Gewalt: 
rechte zustehenden Befugniß zu disziplinarischer Beltrafung an die Erfüllung 
gewiſſer geſetzlich beitimmter formeller Vorausjegungen gebunden, 
wodurd den Privatanfprüchen des Dieners die gehörige Garantie gewährt 
werden ſoll. 

Die Motive zum R.-B.:©. bringen dieſes Prinzip folgendermaßen zum 
Ausdrufd (S. 39): „Die Anftellung iſt eine Berufung zur Mitwirkung an 
Staatlichen Funktionen. Ob diefe Mitwirkung im allgemeinen Intereſſe aufzu— 
bören bat, fann fih ... nur nach dem Verfafjungsrecht bejtimmen. 
Nun find mit dem Amt allerdings auh Vermögensrechte verbunden, 
welche unzweifelhaft unter dem Schuß des Geſetzes ſtehen und Flagbar 
zu verfolgen find. Sollen diefe Rechte durch eine Mafregel der reinigenden 
Disziplin beeinträchtigt oder aufgehoben werden, jo iſt im jedem Fall eine 
fihernde und forgjame Behandlung nöthig. Es bedarf ſchützender und jede 
Willkür ausſchließender Formen des Verfahrens und die Kompe— 
tenz der entjicheidenden Behörden muß jo geregelt fein, daß jede erreich— 
bare Garantie gegen Ungeredtigfeit gegeben ijt.“ 

Wir wollen diefes „fürmliche Disziplinarverfahren“ im Rückſicht auf das 
Privatinterefje des Dieners furz verfolgen.?) 

Die Einleitung des Berfahrens wird von der zujtändigen Verwaltungs 
behörde (Minijterium oder nächitvorgejegten Dienftbehörde) verfügt oder be- 
antragt.*) Zunächſt findet dann eine fchriftlihe Vorunterſuchung jtatt, 
wozu zwei Beamte mit den Funktionen des Unterfuchungsrichters und Staats: 
anwalts betraut werden. In derjelben wird der Angejchuldigte unter Mit: 
theilung der Anſchuldigungspunkte vorgeladen. Ericheint er, jo wird er mit 
feinen Erklärungen und Anträgen gehört. Nach Schluß der Borunterfuchung 
wird ihm der Inhalt der erhobenen Beweismittel mitgetbeilt, die Akten der 
Vorunterfuchung geben an die Verwaltungsbebörde, welche dann die Ein- 
leitung des Hauptverfahreng verfügen fann, indem fie, fich mit einer Ordnungs— 
jtrafe nicht begnügend, die Sache zur Hauptverhandlung vor das Disziplinar- 
gericht verweilt. Geſchieht dies, jo fertigt der Staatsanwalt eine Anſchuldigungs— 
Ihrift an. Dieſe wird dem Angejchuldigten mitgetbeilt; zugleich wird er zur 
mindlichen und öffentlichen Hauptverhandlung geladen. Er kann ſich des 
Beiftandes eines Rechtsanwalts als Vertheidigers bedienen und wird neben 


) Preuß. Geſ. von 1852 8 16 und von 1851 $15; bayer. Richterdisz-Geſ. Art. 5; 
württ. StD.«G. $ 72 und Reichsb.Gei. $ 75; j. ferner Meyer, St.:R. $ 153 Note 13. 
2) Vergl. 3. B. das badijde Geſetz vom 26. Mai 1876 Art. 3 Dienſtentlaſſung) 
und Art. 6 B——— in beiden Artikeln iſt eine kurze Skizze dieſes Berſahrent 
gegeben. 
2) Vergl. preuß. Geſ. vom 21. yo 1852 8 24 ff.; bayer, Richterdisziplinargefep 
vom 26, März 1881 Art. 22 ff und 52 fi., bayer. Ausf.-®. zur R.-Str.:Br.:O. - 18, 
Augujt 1879 Urt. 114; ſächſ. Gel. A 8. Juni 1876 8 19 ff. und württ. St.-D.-®. 
881 fi; Reichsb. Weſ 8 84 ff.; vergl. nah Meyer StR. $ 153 Note 19 er 154 
Note 12. 
) Württ. St.D.«G. 8 81 und R.:B.-®. 884: bayer. Aust. G. zur R-Str-Pr.O. 
Art. 113. 
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dem Staatsanwalt in der Hauptverhandlung mit ſeiner Vertheidigung gehört; 
ihm gebührt auch das letzte Wort. Wie der Staatsanwalt, iſt auch er be— 
fugt, vor oder während der mündlichen Verhandlung die Vernehmung von 
Zeugen und die Herbeiſchaffung anderer Beweismittel zu beantragen. Das 
Disziplinargericht entſcheidet dann nach freier aus dem Inbegriff der Ver— 
handlung und Beweiſe geſchöpften Ueberzeugung, inwieweit die Anſchuldigung 
für begründet zu erachten ſei. 

Durch dieſes kontradiktoriſche Verfahren, welches dem Staatsdiener voll- 
ſtändig Anſpruch auf rechtliches Gehör gibt, und durch die Entſcheidung eines 
nur vom Geſetze abhängigen Gerichtshofes ſind die Rechte des Dieners hin— 
länglich geſichert. 

Daß aber an ſich die Entfernung aus dem Amte eine Verwaltungsſache 
iſt und nur die Bethätigung des Verwaltungswillens an eine richterliche Ent— 
ſcheidung geknüpft wird, kommt darin zum Ausdruck, daß die Einleitung des 
Verfahrens, wenigſtens ſoweit Verwaltungsbeamte in Betracht kommen, und 
ebenſo meiſt der Uebergang von der Vorunterſuchung zum Hauptverfahren von 
einer Verfügung oder einem Antrag der Verwaltungsbehörde abhängt und daß 
die Entfernung aus dem Amt formell immer als Folge einer Verwaltungs— 
verfügung erſcheint, nicht eines Urtheils.) So ſchreibt Art. 58 Abſ. 3 des 
bayer. Richterdisz.Geſ. vor, daß die Vollitrefung der Strafverjegung oder 
Dienitentlajjung vom Minijterium der Juſtiz auf Grund einer von dem 
Disziplinargericht vorzulegenden beglaubigten Abjchrift des rechtsfräftigen Ur- 
theil3 erwirkt wird. 

Daß ferner diefes dem Strafprozeß nachgebildete formelle Verfahren 
allein in dem Streben begründet iſt, Die Sonderinterejjen des Dieners zu 
ſchirmen, beweijt der Umftand, daß, ſowie die Gefährdung der Privatanfprüche 
des Dienerd wegfällt, das einfache VBerwaltungsverfahren wieder Plab greift. 
Denn die Gejee?) bejtimmen: Wenn das disziplinarifche Verfahren in der 
Borunterfuchung beendigt ijt, Fann das Minijterium mit Rüdficht auf das Er- 
gebniß der Vorunterſuchung das Verfahren einjtellen, falls ihm das erhobene 
Material nicht hinreichend erjcheint, um ein disziplinargerichtliches Urtheil auf 
Entlafjung oder Strafverjegung vermuthen zu lajien; es fann dann ohne wei- 
ters nur eine Ordnungsſtrafe verhängen. 

So hat das neuere Recht ‚unter Vorgang von Preußen den richtigen 
Mittelweg eingefchlagen zwijchen zwei in den älteren Gejeßgebungen vertretenen 
Ertremen, von welchen das eine allein das Brivatinterejje des Dieners im 
Auge hatte, während das andere nur den öffentlichen Nugen berüdjichtigte. 

Das bayerijche Staatödieneredift fprah in $ I aus: „Die Dienft- 
entlajjung mit Berluft des Dienjtranges und Gefammtgehaltes (Dimiffion) 
(kann) nur nach vorhergegangener richterlicher Unterfuhung durch Erkennt: 
niß der kompetenten Gerichtsbehörde erfolgen.” Ebenſo geht die Beitimmung 
des heſſiſchen Staatädieneredift3 vom 12. April 1820 Artikel 22 dahin: 
„Dienjtentfegung findet nur Durch richterliches Erkenntniß jtatt.”t) Diefe 
1) Siehe bayer. Ausführungsgejep zur R.-Str.-Pr.:D. Art. 113; dagegen bayer. 
Richterdisz.G. Art. 35. 

2) Bergl. Zorn, R.-St-R. I ©. 249: „Das Disziplinarurtheil wirkt nicht ipso jure, 
jondern die Entlafjung iſt erft auf Grund desielben zu verfügen.” 

) Siehe preuß. Gejep von 1852 $ 33; R-B.-G. $ 98; württ. St.-D.G. $ 91, 

) Bergl. noch Braunſchw. Gejeg vom 22. Dez. 1870 die Entlaffung der Staatsdiener 
betr., $ 5 und 9 und Meyer StR. 8 153 N. 16, ferner Otto, St.-R. des Herzogth. 
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Vorſchriften entjprechen der in den eriten Jahrzehnten des gegenwärtigen Fahr: 
bundert3 noch vertretenen Anficht, daß der Beamte ein Recht auf das Amt 
habe, das ihm gegen feinen Willen nur aus Gründen entzogen werden dürfe, 
aus welchen Brivatrechte verloren werden.) Sarwey?) erflärt dagegen 
vollflommen zutreffend: „Das individuelle Intereſſe des öffentlichen Dieners ift 
durch die Garantie feines Rechtes auf Vermögensbezüge vollfommen gewahrt 
und weiterzugeben, auch noch ein jelbjtändiges Recht auf gewiſſe Funktionen 
im Staat als individuelles Recht anzuerkennen, fordert das öffentliche 
Interejje nicht, widerſpricht ihm jogar.“ 

In der anderen Richtung?) find die Gejege der thüringifchen Staaten 
zu erwähnen, fo das Sachſen-Weimar'ſche 4 vom 8. März 1850 8 46 
und das Sachſen-Koburg-Gothaiſche Gejeg vom 3. Mai 1852 8 47 über den 
Zivilftaatsdienit. In dem Streben, der Verwaltung freie Hand in der Be- 
ſchaffung eines tüchtigen Dienftperjonals zu gewähren, war zugelafjen, daß auch 
die Dienftentlajjung durch einfache Verwaltungsverfügung ausgeiprochen wurde; 
der Staatsdiener hatte hiegegen nur die Möglichkeit, den Rechtsweg zur Gel: 
tendmachung jeiner vermögensrechtlichen Forderungen zu bejchreiten. 

So märe die rechtliche Natur des Staatsdienſtes auch an den ftaat3- 
rechtlichen Folgen der Pflichtverlegungen des Staatsdienerd erprobt. Eine 
ſolche Dienjtpflichtverlegung kann auch auf privat= und jtrafrechtlichem Ge— 
biete Rechtswirfungen hervorrufen, indem durch diejelbe der Fiskus oder irgend 
eine Privatperjon Bermögensnachtheile erleidet oder der Thatbejtand eines 
Kriminalverbrechens erfüllt iſt.) Wermögensbeijhädigung und Kriminaldelikt 
erhalten ihre Erklärung aus dem Brivat= refp. Strafredt; alſo fann in- 
ſoweit, al3 die Pflichtverlegung in diefer Richtung behandelt wird, nicht die 
Natur des Staatsdienites als eines bejonderen ſtaatsrechthichen Gewalt: 
verhältnifjes beitimmend wirken. 


Siebentes Kapitel. 


Die Beendigung des Stantsdienftverhältnifes in Hinblick auf 
die rechtliche Uatur desfelben. 


$ 60. 


Das Staatsdienftverhältnig wird durch Vertrag begründet. Würde num 
die Willengübereinkunft, welche das Entjtehen des Verhältniſſes verurjacht hat, 
auch fortwirfend für das Beſtehen desjelben bejtimmend jein, jo würde der 
allgemeinen Bertragslehre zufolge mit der Perfektion des Vertrages jede Partei 
an Bertragsmwillen gebunden jein. Seine von den Perſonen des Staats— 
dienstverhältnifjes könnte einfeitig zurücktreten, wenn dies nicht einer ausdrück— 
lichen Vertragsbeſtimmung entjpräche; denn jelbjt im Fall, daß der eine Kon— 
trahent jeinen Pflichten nicht nachkommt, ift nach allgemeinem Vertragsrecht 


N Siehe die Motive zum R.-B:G. ©. 39. 

N Sarmwepy, das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtöpflege $ 38 N. 2. 
3) Bergl. auh Meyer St.:R. $ 153 N. 17 und 18. 

*, Bergl. Edg. Löning, Verw.:R. 8 27. 
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der andere Theil nicht berechtigt, vom Vertragswillen abzugehen und etwa die 
verſprochenen Leiſtungen nicht zu erfüllen, ſondern er hat nur die Befugniß, die 
ſtaatliche Hilfe anzurufen, damit der Säumige zur Erfüllung gezwungen werde. 

Scheinbar bietet auch der Staatsdienſt einen Beleg für dieſes Prinzip des 
Vertragsrechts. 

Wenn der Dienſtherr der vertragsmäßig begründeten Schuld, dem 
Staatsdiener ſeine dienſtlichen Auslagen zu erſetzen oder den Lebensunterhalt 
zu gewähren, nicht nachkommt, ſo hat der Staatsdiener ohne Zuſtimmung des 
Staatsoberhaupts z. B. nicht das Recht, ſeine amtliche Thätigkeit einzuſtellen. 
„Ein einſeitiger Rücktritt, ein willkürliches Verlaſſen des anvertrauten Poſtens 
iſt Deſertion.“!) 

Das poſitive Recht gibt der Unzuläſſigkeit, ſich in dieſer Weiſe von der 
Pflichterfüllung ſelbſt zu entbinden, dadurch Ausdruck, daß es an das Ver— 
laſſen des Dienſtes ohne Erlaubniß des Vorgeſetzten Vermögensnachtheile 
knüpft. So ſagt das R.B.G. $ 14: „Ein Beamter, welcher ohne den vor— 
Ichriftsmäßigen Urlaub fi) von ſeimem Amte entfernt hält, ift, wenn ihm 
nicht befondere Entjchuldigungsgründe zur Seite jtehen, für die Zeit der um 
erlaubten Entfernung ſeines Dienjteinfommens verluftig,"*) oder das ſächſ. 
Gefeg vom 3. Juni 1876 Art. 5: „Der freiwillige Dienftaustritt ift nur nach 
borausgegangener vierteljährlicher Kündigung gejtattet; verläßt der Beamte 
feinen Dienſt vor Ablauf diefer Frift und ohne Erlaubniß der vorgejegten Be— 
hörde, jo it derfelbe zum Erſatz der etwa entitehenden Stellvertretungsfojten 
verpflichtet.“ 

Unbezweifelt dagegen ift, daß der Diener den Gehaltsanjpruch ein— 
Hagen kann. 

Allein, daß bier nicht auch der Diener die Erfüllung feiner Pflicht ab- 
lehnen darf, hat nicht feinen Grund in einem vertragsmäßigen Verhältniß, 
fondern der Diener würde dadurch das Gewaltrecht des Dienſtherrn verleben, 
fich feinen Vertragsbruch, jondern ein Dienftvergehen zu Schulden kommen 
laſſen, das disziplinär durch eine Geldftrafe geahndet wird. 

Diejes Beilpiel zeigt, daß der den Staatsdienſt begründende Vertrag 
nicht mehr die das bejtehende Staatsdienftverhältniß beſtimmende rechtliche 
Urſache iſt. Alfo wird derjelbe, in der Hauptſache wenigjtens, auch nicht 
darauf einwirken, wie das beſtehende Berhältniß beendigt werden foll. 

Ein Blid in die Staatsdienergefege zeigt in der That, daß Hinfichtlich 
der Auflöjung des Staatsdienftverhältnifjes die Vertragsmwillfür nur eine 
untergeordnete Wolle jpielt, vielmehr die Endigung des Staatsdienftes in 
umfaſſender Weije, ähnlich wie fein Inhalt, durch objeftives Recht geregelt 
ift. Dies erklärt fich in gleicher Art, wie bei der Beltimmung des Inhaltes,“) 
aus der Tendenz, das öffentliche Interefje, welches doch in erjter Linie den 
Staatsdienſt beherricht, nicht einem dasjelbe etwa verfennenden jubjektiven Er: 
mejjen der Verwaltungsitellen unterzuordnen, zum Theil auch aus dem Be— 
ftreben, die Nechte des Staatsdieners gegen VBerwaltungswilltür zu fichern. 

Einleitungsweije nur jeien die Beendigungsfälle erwähnt, welche die recht— 
liche Folge der Willensvereinbarung von Herricher und Diener find, um das 
Feld zu begrenzen, auf welchem ſich unſere Betrachtung zu bewegen hat. 


’) Eiche Schulze, deutihes Staatsrecht Bd. I $ 135. 
2) Bergl. bayer. Richterdisz.-Gej. Art 7, wärtt. St-D.-G. Art. 18, 2, 
) Vergl. oben $ 47. 
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Diele Vertragsberedungen Hinfichtlich der Löſung des Verhältnifjes fünnen 
1. bei der Anjtellung oder 2. ſpäter erfolgen. 

1. Das erjte ilt der Fall, wenn das Dienjtverhältnig nur „auf be- 
ftimmte Zeit” eingegangen iſt') oder wenn ein Individuum auf Wider: 
ruf oder Kündigung angejtellt wird. Was diejen legteren Punkt anlangt, 
jo ift in den meijten Staaten nicht, wie in Wiürttemberg,?) eine gejeßliche Be: 
ftimmung darüber vorhanden, welche Staatsdienftitellen auf Lebenszeit und 
welche auf Widerruf oder Kündigung verliehen werden follen. Soll alfo die 
Präjumtion der Anftellung auf Lebenszeit ausgefchloffen werden, fo bedarf es 
eines ausdrüdlihen Vorbehaltes in der Anjtellungsurfunde,?) dieſe wird 
von dem Ernannten acceptirt und Damit zu einer Vertragsbejtimmung über 
die Auflöfung des Verhältniſſes. Ein gejeglich zuläffiger Widerruf „unbe: 
dingt und ohne Angabe des Grundes““) iſt nur der innerhalb des fogen. 
Proviforiums oder der Probezeit erfolgende.) 

2. Während des Beitehens liegt fein rechtliches Hinderniß vor, daß die 
beiden Subjefte des Rechtsverhältniſſes übereinfommen, fofort oder innerhalb be— 
jtimmter Zeit die Verbindung zu löjen, denn, wo die Handlungsfreiheit durch 
Geſetz micht eingefchränft it, kann fie fich ungehindert entfalten. Um ein 
Beiſpiel anzuführen, jei an die „Beitimmungen über die Kapitulation“ erinnert. 
$ 3 derjelben lautet: „Durch Uebereinkunft zwiichen dem Truppentheil und 
dem SKapitulanten fann . . . eine Löſung des Dienftverhältniffes herbeigeführt 
werden.” Derjelbe Paragraph gibt dann noch eine Direftive an die Ver: 
waltungsbehörde, in welchem Fall fie auf eine folche Löſung bejonders ein— 
eben darf: „Namentlich . . . wenn die häuslichen Verhältniſſe Ddesjelben 
eine Entlafjung dringend wünjchenswerth machen.‘ 

Die angeführten Beendigungsarten find für unfere Frage, inwiefern 
fih in der Yöfung des Dienftverbandes die rechtliche Natur des 
Staat3dienftverhältniffes erfennen läßt, ohne Bedeutung, weil dieſe 
Willensatte auf Willensvereinbarumgen ſolchen Inhalts gegründet find. 
Gerade darin aber Liegt unſere Aufgabe, nachzuweiſen, wie auch in den Rechts— 
fägen, welche die Beendigung des Staatsdienjtes betreffen, das rechtliche 
Weſen des Staatsdienftes, aljo Gewalt: und Forderungsverhältniß, öffentlich- 
und privatrechtliche Natur desſelben, fich befindet. 

Unders verhält es ſich mit denjenigen Fällen der Auflöfung des Ber- 
hältnifjes, wo diejelbe wider Willen der einen Partei durch einjeitige 
Willensbethätigung erfolgt. 

In diefer Richtung haben wir vier Arten zu nennen: 

1. Die Beendigung durch den freiwilligen Austritt des Staats 


) Württ. St.-D.-G. Art. 2; vergl. noch Art. 13 des württ. Gef. über die Verwalt: 
ungärehtöpflege von 1876; darnadı ſteht dem Diener eine öffentliche Klage zu, wenn er 
entgegen feiner Anjtellung auf Lebenszeit wie ein auf Kündigung Aufgenommener behandelt 
wird; Sarmwey, Öffentlihes Recht & 38 ©. 473. 

) Württ. St.D.:G. Art. 2. 

2) Vergl. Neihsb.-G. 8 2 und 32. 

) Bergl. 3. B. bad. Verordnung von 1819 Art. 1 und bad. Gef. vom 26. Mai 
1876 Art. 2, dann ſächſ. Geſ. von 1835 Art. 4, ferner Meyer, StR. $ 145 Note 20 
und Edg. Löning, BerwR. ©. 133 N. 4. 

5) Eine Anjtellung auf Widerruf ijt auch die zur Bekleidung der höchſten Verwaltungd* 
ftellen, der Mintfterpojten, wenn nah dem pofitiven Staatsreht der entlaſſene Miniſter nicht 
als zur Dispofition geftellt, jondern al& in den Ruheſtand tretend zu betradjten ift. Vergl. 
Meyer, StR. 8 153, legter Abſ., und 8 154 Mote 7. 
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dieners er dem Dienftverhältnifie, womit alle Rechte und Pflichten desfelben 
erlöjchen ;' 

2. Den Fall der Dienjtentjegung oder Kaſſation. Ein jtrafgericht- 
fiches Urtheil hat hier ipso jure die Löſung der Verbindung nad) der ver- 
pflichtenden und berechtigenden Seite zur Folge; 

3. Die Dienftentlaffung auf Grund eines disziplinargerichtlichen 
Urtheils; mit ihr hört jedes Recht und jede Pflicht auf; 

4. Die Verſetzung in den dauernden Ruheſtand. 

a) Diefer Beendigungsart ift mejentlih, daß dem Staatsdiener Die 
Ehrenrechte, alſo Rang und Titel, erhalten bleiben, während 
dies mit dem Austritt aus dem Staatsdienjt nicht weſentlich ver— 
bunden iſt. 

b) Diefelbe fann auf Antrag des Staatsdiener® oder auf Ber: 
langen de3 Dienjtheren erfolgen. 

c) Dauert bei einem bejoldeten Staatsdiener der Anſpruch auf 
Lebensunterhalt nach der Löſung des Verhältnijies als Anſpruch 
auf Penfion fort, jo heißt die Zurruhejegung Benfionirung. 
Daß nicht jeder auf Lebenszeit angeftellte bejoldete 
Staatsdiener einen gefeglihen Anſpruch auf Benfion hat, 
dafür liefert die Thatfache einen Beweis, daß Diejenigen Staat3> 
Diener, deren Zeit und Kraft durch das übertragene Geſchäft nur 
nebenbei in Anjpruch genommen werden, wohl auf Lebenszeit ange: 
jtellt werden fkönnen,‘) aber nach ausdrüdlicher Geſetzesvorſchrift 
fein Recht auf Penfion erwerben.) 

Da fi die Löfung des Dienjtverhältnifjes durch Urtheil eines Straf- 
gerichtes!) aus dem Strafrecht erflärt und die Beendigung der dienftlichen 
Berbindung auf Grund einer disziplinargerihtlichen Sentenz bereits 
oben?), joweit nöthig, berührt wurde, jo ftehen zu unferer Betrachtung nur der 
Abjchied und die Zurruhefegung des Staatsdieners. 

Wir haben num zu unterfuchen, imviefern fich an diejen beiden Beendig— 
ungsarten die Natur des Staatsdienftes ald Gewalt: oder Forderungsverhält- 
niß erfennen läßt und inwiefern fein jtaatsrechtlichprivatrechtlich gemifchter 
Charakter darin hervortritt. 

A. Die Natur des Tyorderungsverhältniifes, alfo der Rechtsbeziehung 
zwiichen Nebengeordneten, tritt in feinem der beiden Rechtsinſtitute hervor. 
Dagegen läßt fich in dem Rechte des Dieners, jeine Entlafjung zu nehmen, 
indireft der Einfluß des dienjtherrlichen Gemwaltrechtes erfennen. Das Wefen 


N Ausnahmsweile beitimmt das ſächſ. St-D.-&. von 1835 $ 18, daß der Aus 
icheidende ein Recht auf Beibehaltung der Ehrenrechte habe; vergl. jerner Meyer, StR. 
& 152 Note 6, 

?) Bergl. ſächſ. St.-D.:G. von 1835 $ 2: „Beamte, deren Zeit und Kräfte durch die 
ihnen, wenn auch auf unbejtimmte Zeit, übertragenen Geichäfte nur nebenbei in 
Unjpruch genommen werden;* vergl. aud) bad. Geſ. von 1876 Art. 7. 

Vergl. Reichsb-Geſ. $ 37 und 38; preuß. Ge. vom 27. März 1872 betr. die 
Penfionen der unmittelbaren Staatsbeamten 2c. 8 5; dann Heberle, Kommentar zum württemb. 
&t.:D.:6. ©. 62: „Nun kann aber aud im Intereſſe des Dienjtes die Verfegung in 
den Ruheſtand bei ſolchen Dienern nöthig werden, welche einen gejeplihen Anſpruch auf 
Nuhegehalt nicht verdient haben.“ Bergl. auch Edg. Löning, Verw-R. S. 136 Note 
1 und 2. 

4) Vergl. Meyer, StR. $ 153 ©. 390 und Laband I ©. 490. 

s) 8 59, 
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diejes lebteren beiteht darin, daß die gewwalthabende Perſon den Willen des 
Gewaltunterworfenen in Bezug auf die Führung von Staatsgejchäften dem 
eigenen Willen gemäß aus eigener Macht beſtimmen kann. Der Wille 
des Einen ijt volllommen abhängig von dem des Anderen. Die Willens» 
bethätigung des Staatsdieners iſt beſchränkt. Nicht einmal auf privatrecht: 
lihem Gebiete und im Privatleben kann er frei feinen Willen äußern.!) Aber 
die Willensfreiheit desjelben als Potenz ift nicht aufgehoben, nur ihre unge: 
binderte Bethätigung; darum iſt es im deutſchen Staatsrecht ein allgemein 
anerfannter Rechtsſatz,“) dab der Staatädiener in jeiner Dienjtitellung 
nur jo lange bleibt, al3 er will, denn fonjt wäre bei der umfajjenden Willens» 
unterthänigfeit de3 Dienerd unter den Willen des Herrn der Staatsdienjt 
Sklaverei; jo folgt mittelbar aus der Gewaltrechtänatur des Staatsdienjtes 
die Befugniß zur Refignation.?) 

B. Das Redt, jeine Entlajjung aus dem Staatsdienjt zu fordern, 
it dem Staatsdiener in feinem individuellen Intereſſe gegeben. Durch 
die NRealifirung diejes Rechtes wird das ftaatliche Intereſſe injofern berührt, 
als die mit dem Austritt entjtehende Lücke im Staatsdienjtperjonal, wenn nicht 
jofort ein Erſatz vorhanden ift, den gleichmäßig geordneten Gang der Staats: 
geichäftsführung unterbriht. Aus diefem Gedanken erklären ſich folgende ge: 
jegliche Kautelen bei Ausübung diefer Befugnip: 

1. Das preußifche Allg. 2. R.*) geht in der Beſchützung des jtaatlichen 
Intereſſes joweit, daß es der Verwaltung das Recht einräumt, die Zuftimmung 
zu verjagen, „wenn daraus ein erheblicher Nachtheil für dag gemeine 
Beſte zu bejorgen ijt.“ 

2. Der Staatödiener muß die ihm aufgetragenen Gejchäfte volljtändig 
erledigt und Rechnung über eine etwa geführte Staatsvermögensverwaltung 
abgelegt haben oder, wie das bayerijche St.-D.-Edift ſich ausdrüdt: „Der 
Staatsdiener, welcher die Befugniß zur Dimiffion . . . ausübt, darf in 
Beziehung auf feinen Dienſt in feinem NRüdjtand weder an anvertrautem 
Staatsgut noch am übertragener Hauptarbeit fein. (Art. 22.)°) 

3. Der freimillige Dienjtaustritt wird nur nad) vorausgegangener ein— 
vierteljähriger Kündigung gejtattet;e) wird vorher der Dienjt verlafien, jo 
find die Stellvertretungsfoften zu erjegen. 

4. Der Staatsdiener muß jeine Dienjtgejchäfte noch jo lange fort: 
führen, bis für deren anderweite Wahrnehmung gejorgt ift.”) 


N Bergl. Meyer, St.:R. $ 147 und Edg. Löning, Berw.:R. $ 26 Ziff. 4—6. 

2) Bergl. oben $ 44 ©. 124 Note 7. Edg. Löning, Berw-R. ©. 134 Note 1 will 
dem Reichsſtaatsdiener ein Recht auf Entlafjung nicht zuerfannt wijjen, weil eine direkt 
darauf abzielende Bejtimmung im R.-B.-®. tehle und weder aus dem Begriff des Staats— 
dienſtes ein joldes Recht abgeleitet werden fünne noch die Annahme eine® gemeinen Ge 
wohnheitsrechtes gerechtiertigt jei. Eine direkte Beitimmung fehlt allerdings, aber das Recht 
läßt fih aus R-8.6 $ 33, 75 und 100 entnehmen. Daß es aud dem Weſen des Staats— 
dienftes entipridht, folgt aus dem Tert zur Note 7 auf Seite 124 und zu diejer Note. Die 
deutiche ——— davon beeinflußt, daß in den meiſten deutſchen Staaten dieſe 
Befugniß durch ausdrückliche Geſetzesnorm ſtatuirt iſt, ſpricht eher für als gegen die An- 
nahme eines gemeinen Gewohnheitsrechtes. 

) Vergl. auch Laband IS. 488. 

9) Preuß. Allg. &:R. Theil II T. 10 8 9—97. 

s, Vergl. noh heſſiſches Edift von 1820 Art. 12: „Kein Geſchäftsrückſtand“, 
bad. Verordnung von 1819 8 2 3. 2, jädhj. Geſ. v. 7. März 1835 8 18. 

) Württ. St. D.⸗G. Art. 21, bad. Verordnung von 1819 $ 2 3. 1 und Gef. vom 
26. Mai 1876 Art. 5. 

) Preuß. Allg. L.-R. T. II T. 10 $ 97 und Württ. St.-D.:6. $ 21. 
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5. Die Regierung fann „aus Rüdficht auf den öffentlichen Dienjt“ 
(heſſ. Edift Art. 12), „aus Rückſichten auf das Beite des Dienites“ 
(ſächſ. St“D.G. $ 18) die Ertheilung der Entlafjung auf bejtimmte Zeit 
hinausſchieben. 

Bei der Betrachtung über die Verſetzung in den dauernden 
Ruheſtand ſehen wir von den ſpeziellen Vorſchriften) für die im Richter— 
dienſt verwendeten Staatsdiener ab. Dieſelben betreffen nur den Fall, wo 
die Verſetzung in den Ruheſtand auf Verlangen der Juſtizverwaltung erfolgt. 
Das R.G.-V.G. 8 8 ſchreibt nämlich vor in $ 8, daß Richter wider ihren 
Willen nur kraft rihterlicher Entſcheidung und nur aus den Gründen 
und unter den Formen, welche die Gefege bejtimmen, dauernd in Ruhe— 
ſtand verjegt werden können, eine Vorjchrift, welche nicht in dem Dienjtver- 
hältniß an fich, ſondern in der bejonderen Art der richterlichen Beichäftigung 
ihre Erklärung findet. Erfolgt die Quieszirung auf Antrag des Richters, 
jo gelten die allgemeinen Prinzipien über Verſetzung in dauernden Ruheſtand. 

Ebenſo übergehen wir das bejondere Staatsdienftrecht der höchſten 
Staatsbeamten, der Minijter und der ihnen gleichjtehenden Departe- 
mentächefs.?) 

So bleiben ung als reguläres Necht die gejeglichen Beftimmungen über die 
Duieszirung der im Berwaltungsdienjt verwendeten Staatsdiener. 

I. Zurrubejegung auf Antrag des Staatsdiener?. 

Selbjtverjtändlich ift, daß der Staatsdiener, welcher auf Lebenszeit 
angeftellt ift, nicht bedingungslos die Befugniß haben kann, feine Ver— 
fegung in den dauernden Ruheſtand zu verlangen, zumal wenn er bereit ein 
gejegliches Recht auf Penfion im Falle der Quieszirung erworben hat. Der 
Staatsdiener würde jo dauernde Nechte, Ehren: und vielleicht Vermögens— 
rechte, aus dem Staatsdienjte behalten und fich der Pflicht entledigen. 

Ganz abgefehen vom fisfalischen Interejje wäre durch eine derartige Vor: 
Schrift das Weſen des Staatsdienjtes als eines Verhältniſſes, das in erjter 
Linie jtaatsrechtliche Pflichten mit ſich bringt, volljtändig verfannt und 
das ftaatliche Intereſſe des Herrfchers, immer eine hinreichende Zahl von 
Perfonen zur Führung von Staatsgefchäften zur Verfügung zu haben, ge— 
fährdet. Eine dauernde Anjtellung erfolgt von Seite des Staatsober- 
hauptes mit der Intention, daß der Staatsdiener, jolange er im Beſitze der 
nöthigen Geiltes- und Körperfraft ift, wirklich Dienite leijtet.?) 

Boran geht demnac das öffentliche Interejfe, alſo die verpflicht: 
ende Seite des Staatsdienjtes; das öffentliche Intereſſe enticheidet zu— 
nächſt, ob und unter welchen Vorausfegungen die öffentlichrecht— 
lihe Pflicht des Staatsdieners, feine Arbeitsfähigkeit für die Verwaltung 
der Staatsgejchäfte verwenden zu laſſen, aufhören joll oder nicht.*) 


) Veral. Meder, StR. 8 153 Note 26 und 27. 

2) Siehe Meyer, StR. $ 153 a. E. und $ 154 Tert zu Note 7. 

°) Die Motive zum R.B.-G. S. 35 jagen: Die Anjtellung erfolgt „unter der Vor— 
ausjepgung lüngerer Dienſtfähigkeit;“ das Prinzip der Nuhegehalte „jeßt vor— 
aus, dab das Amt eine und zwar nidt ganz furze Zeit wirflich geführt worden jei.“ 

* Ebenjo entjcheidet jich die Frage, wann das Staatödienjtverhältniß „beendigt“ 
iſt, darnach, wann die Pflicht des Staatädieners aufhört, fi) bedingungslos den Befehlen 
des Herrichers in Bezug auf die Führung eines Staatdamtes zu unterwerfen, mit anderen 
Worten mit Beendigung der „allgemeinen Gehorſams- und Dienjtpflicht;" ſ. o. $34; vergl. 
aud Yaband bei Marquardien Bd. Il Abth. 1 ©. 68: Solange dieje Pflicht (die Dienjt- 
pflicht) fortdauert, bejteht ... . auch das Staatädienerverhältnii fort.“ 


J 
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Wenn aljo der Gejeggeber das öffentliche Interejje wahren und doch nicht 
andererjeit3 volljtändig dem Staatsdiener die Befugniß entziehen will, feine 
Quieszirung zu verlangen mit der Wirkung, daß von Seite des Dienftherrn 
diefelbe nicht verweigert werden darf, jo kann dies nur dadurch gejcheben, 
daß bejtimmte, in der Zufunft etwa eintretende Umftände zu ge= 
jeglichen Boraugjegungen für die Uuieszirung des Staatsdieners auf 
jeinen Antrag gemacht werden. 

Das pofitive Recht jtellt nun ſolche Gründe auf, bejonders in Hinblid 
auf Diejenigen Staat&diener, welche mit der Zurrubefegung ein Recht auf 
lebenslängliche Penjion erhalten. 

1. Allen Staatsdienergejeßen gehört der Sat an, daß der Staatsdiener 
um Quieszirung nachjuchen kann, wenn er in Solar eines körperlichen Ge— 
brechens oder wegen Schwäche jeiner körperlichen oder geijtigen Kräfte zur 
Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig ift.') 

a) Das Öffentliche Intereſſe, die freie Bewegung der Verwaltung 
wird num dadurch gewahrt, daß dem Staatsdiener fein formelles Recht 
eingeräumt ift, im Falle, da er meint, dienftunfähig zu fein, feine Quieszirung 
zu verlangen, ein Recht, das er etwa mittel3 Klage geltend machen könnte, 
jo daß ein richterlicher Ausjpruch entjicheiden würde. 

=) Der Staatsdiener fann nur um Duiescirung „nahjuchen“,?) wenn 
die gejeglichen Vorausſetzungen für eine Verfegung in den Ruheſtand nad) 
jeiner Meinung gegeben find. 

Sehr deutlich zeigt da8 bayerijche St.-D.-E. in $ 22 an, daß fein 
jubjeftives Recht des Staatsdieners auf Penfionirung in dem angegebenen 
Fall bejteht. Während derjelbe ausfpricht: „Der Staatsdiener fann zu jeder 
Zeit ohne alle Motivirung feine Entlajjung nehmen . . ., fann wegen Dienjte 
alter8 (oder) wegen Lebensalter in die Uuieszenz treten‘, aljo dem Staats: 
diener ein jubjeftives Recht verleiht, das er jogar gegenüber einer dieſem 
Paragraphen des Edikts zumwiderlaufenden Verfügung der Berwaltungsbehörden 
nach 5 29 des Edifts mit Klage verfolgen kann,) lautet die Beitimmung be: 
züglich der Dienjtunfähigkeit nur: „Der Staatsdiener fann vor Erfüllung des 
feſtgeſetzten Dienftalters und Lebensalters durch phyſiſche Gebrechlichkeit als Folge 
eines äußeren in oder außer der Funktion erlittenen Unglüds oder der inneren 
Anjtrengung funftionsunfähig und dadurch zur Quieszenz geeigen» 
jhaftet werden.” 

Direkt fpricht diefen Gedanken das württ. St.“D.G. $ 29 aus mit den 
Worten: „Ein Recht auf bleibende Berjegung in den Ruheſtand jteht den 
auf Lebenszeit angeftellten Beamten nicht zu;“ die Motive dieſes Gejeges t) 
fügen erläuternd an, was dem Diener pofitiv gewährt ift: „Wenn der Beamte 
auch fein Recht auf Verjegung in den Ruheſtand habe, jo jei demjelben doch 


ı Reih&b.-Gei. $ 34 und 53, preuß. Penjtonsgefeg vom 27. Mürz 1872 $ 1; 
bayer. St-D.-E. Art. 22d; ſächſ. St.-D:G. von 1835 $ 18, von 1876 $ 7; württ. 
&t-D.-G. Art. 29, 2 und 3 und Art. 34; bad. Berord. von 1819 $ 6 und Gef. vom 
26. Mai 1876 Art. 7; heſſ. Edikt von 1520 Art. 10 und Geſ. vom 27. Nov. 1874 betr, 
die Revifion der Beftimmungen über die Verjegung der Civilbeamten in Ruheſtand Urt. 7; 
vergl. ferner Meyer, StR. $ 152 Note 3 und 4. 

 Württ ©t.-D.G. Art. 29, 2 u.3 u. Art. 34 u. 35 Ab. 2; vergl. aud Schulze, 
deutiches St.-R. $ 135 ©. 341; dann R.-B.:G. $ 53 u. 63. 

2) Vergl. Haujer in der Zeitichr. für Neichd: und Landesreht Bd. IV ©. 57. 

) Siehe Heberle a. a. D. ©. 56. 
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das Ansuchen darum durch das Geſetz ſelbſt zu geftatten,“ was auch durch 
$ 34 und 35 3. 2 gejchehen ift. 

Demnach iſt e8 unrichtig, wenn Kanngießer') die Behauptung aufftellt: 
„Die bleibende Verjegung in den Ruheſtand ift an objektive Vorausfegungen 
geknüpft und, wenn diefe vorhanden find, ebenjo jehr ein Recht des Beamten 
als eine Pflicht der Reichsregierung.“ Nur das iſt richtig, daß der Berufs: 
ſtaatsdiener, wenn er quieszirt wird, ein klagbares Recht auf Penfion hat. 

8. Weil der Staatsdiener fein „Recht“ auf die Quieszirung hat, fteht 
ihm auch feine Klage zu, wodurch eine gerihtlihe Entiheidung 
herbeigeführt würde, ob der Fall der BVerjegung in den Ruheſtand vorliege 
oder nicht. Eine Verwaltungsverfügung, alfo ein einjeitig wirkfamer 
Willensaft der Staatsverwaltung als des Dienſtherrn jpricht die Quieszirung 
aus. So lautet 3.8. 554 des Reichsb.Geſ.: „Die Beftimmung darüber, 
ob und zu welhem Zeitpunkt dem Antrag des Beamten auf VBerjegung in 
den Ruheſtand ftattzugeben ift, ſowie ob und welche Penſion ihm zufteht, er- 
folgt durch die oberjte Reichsbehörde; bei denjenigen Beamten, welche eine 
Faijerliche Beltallung erhalten haben, ift eine Genehmigung des Kaiſers 
zur Berjegung in den Ruheſtand erforderlich." Das mwürtt. Gef. $ 38 er: 
Härt, daß diefe „Beltimmung“ duch „Eöniglihe Entſchließung“ erfolge,?) 
und Art. 7 des bad. Gel. vom 26. Mai 1876 gibt die Vorfchrift: „Die 
Burruhejegung wird vom vorgefegten Minifterium verfügt.” 

b) Richtig ift, wenn Kanngießer in dem vorhin zitirten Satze aus— 
ſpricht, e8 jei eine „Pflicht der Reichsregierung“, jobald die objektiven Vor— 
ausjegungen in concreto vorhanden jind, dem Antrag des Staatsdienerö zu: 
zuftimmen; er befindet ji) damit in Einklang mit den Motiven zum R.:B.:G. 
©. 38, wornad „einem wirklich altersjhwac gewordenen Beamten die ge: 
wünſchte Quieszirung . . . nie verjfagt werden kann“. Dieje Pflicht des 
Dienftherrn forrefpondirt nicht einem jubjeftiven Recht des Staatsdieners, 
jondern es ift eine Pflicht der Verwaltung gegenüber dem Geſetz. 

Daß die Regierung dem Diener gegenüber nicht durch ein fubjektives 
Recht desjelben gebunden ift, jondern ihm gegenüber nach freiem Ermeſſen 
handelt, darin liegt eine Wahrung des jtaatlihen Intereſſes an dem gleich- 
mäßigen Gang der Führung der Staatsgejchäfte, dadurch wird der Zweck des 
Staatsdienjtes geihügt; denn hätte der Staatsdiener ein Recht, die Benfionir- 
ung zu verlangen, fo könnte es vorfommen, daß der Staat um den Dienit 
noch hinreichend arbeitsfähiger Diener gebracht würde. 

Daß aber die Verwaltungsorgane die gejeglihe Pflicht haben, bei 
konkreter Verwirklichung der Vorausſetzungen einer Duieszirung Diefelbe zu ge: 
währen, darin it in erfter Linie das Intereſſe des Dieners, alfo ein 
Brivatinterejje anerfannt. Die Garantie für die Beachtung dieſes Interefjes 
Ichafft der Gejeßgeber dadurch, daß er die Art, mie das Vorhandenjein der 
objektiven Vorausſetzungen Eonftatirt werden foll, nicht dem freien Ermejjen 
der dienjtherrlichen Organe überläßt, jondern ein bejonderes Verfahren 
für die Prüfung der Bedingungen vorjchreibt. 





N Ranngieher, Kommentar zum R.-B.:G. in Kortkampf's Archiv des deutſchen 
Reiches Jahrg. VI ES. 680 zu $ 34; Heberle a. a. O. S. 58 ftimmt ihm für das Reichs— 
recht bei. 

) Vergl. noch Neihsb.:G. 8 55 u. württ. St.“D.G. $ 49. 


nach deutſchem Staatsrecht. 207 


Geben die älteren Staatsdienſtgeſetze, ſo das bayeriſche, nur Die 
Prinzipien an, wie die Konftatirung vor fich gehen foll,') jo normirt das 
neuere Recht?) dieſes WPrüfungsverfahren auf’3 eingehendite. Zunächſt 
muß die unmittelbar vorgejegte Dienjtbehörde eine Erklärung dahin abgeben, 
„daß fie nah pflihtmäßigem Ermefjen den Beamten für unfähig hält, 
feine Amt3pflichten ferner zu erfüllen“. Die über die a ie in den Ruhe— 
ftand entjcheidende Behörde ijt an diefe Erflärung nicht gebunden, jondern fie 
fann nody andere Beweismittel erfordern, jo vor allem die Erflärung des 
Betenten ſelbſt; ) fie verfügt dann nach ihrem freien Ermejjen. 

In zweiter Linie wird durch die Beitimmungen über dieſes Prüfungs: 
verfahren auch das jtaatliche Intereſſe gegenüber der ſubjektiven Anficht des 
zur Entjcheidung berufenen Beamten einigermaßen bejchügt, und fünnen frivole 
Geſuche nicht leicht Gewährung finden. 

2. Eine Reihe von Staatörechten kennt im Gegenjag zum Neichsrecht *) 
noch zwei Fälle, in welchen Verſetzung in den Ruheſtand eintritt, nämlich die 
Zurüdlegung eines bejtimmten (4AO—50 Jahre) Dienst und eines bejtimmten 
(60--70 Fahre) Lebensalters.d) Hier kann alfo eine Quieszirung erfolgen, 
ohne daß Dienjtunfähigfeit vorhanden iſt. Daß diefe Vorſchrift nicht in das 
Reichsjtaatsdienerrecht übergegangen ift, begründen die Motive zum R.-B.:©. 
(S. 38) damit, daß „einem wirklich altersfchwacd gewordenen Beamten die 
gemwünfchte Quieszirung ohnehin nie verjagt werden kann“. 

Die Gefeßgebungen gewähren hier dem Diener meift ein formelles Recht, 
erfennen alſo das Privatintereſſe des Dieners vollfommen an. Das 
heſſiſche Edikt Art. 8 und 9 jagt: „Jeder Staatsbeamte fann nah 50 
Jahren Dienftzeit fein Amt niederlegen und behält den Titel und die Bejold- 
ung. . ., kann nad 4jährigem Dienft oder nach zurücgelegtem 70. Lebens— 
5 Amt niederlegen und behält den Titel und der Beſoldung als 

enſion.“ 

Nach bayeriſchem Recht kann dieſe Befugniß ſogar gerichtlich ver— 
folgt werden.®) 

Nur das württembergifche Necht läßt das öffentliche Intereſſe 
bervortreten, indem es den auf Lebenszeit angeftellten Staatsdienern, die im 
alle der Auieszirung Alle Anfpruc auf Benfion haben, keinen Recht s— 


) Bayer. St.D.E. $ 22: „Ein folder Fall (der Funktionsunfähigkeit) muß durch 
die ſtrengſten Beweiſe des Faktums und durch die bejtimmtejten Zeugniſſe amtlicher Aerzte 
und fompetenter Geſchäftsmänner hergejtellt jein.“ 

2) 3. B. das Reih3b.-Gej. $ 53 u. dad württ. St.-D.-©. $ 34; hiezu Thudidum 
in den Unnalen 1876 ©. 300. 

. 9 Das Reichsmilitärpenfionsgejep vom 27. Juni 1871 $ 27 hebt ausdrüdlich hervor, 
dab Offiziere oder im Offiziersrang ſtehende Militärärzte, welche Anſpruch auf Penjion er 
heben und noch nicht 60 Vebensjahre zurüdgelegt haben, ihre Jnvalitität nachzuweiſen vers 
pflichtet find“. 

%) S. Meyer $ 152 Nr. 3; er nennt noch das Bremijche und Lübeckiſche Staatsrecht. 
Vergl. ferner Löning, Berw.-R. ©. 134 N. 2. | 

5) Vergl. das preu. Gei. v. 27. März 1872 8 1, Gef. v. 31. März 1882; bayer. 
Ed. 8 22; ſüchſ. Gef. von 1835 8 18 und vom 3. Juni 1876 $ 10; württ. ©t.-D.:®. 
$ 29 3 1; heij. Ed. von 1820 Art. 8 u. 9 u. vom 27. Nov. 1874 Urt. 7; Militär: 
penfionägejeg $ 28; vergl. noh Meyer St.-R. $ 152 Nr. 4u.Ranngieher, Kommentar 
zu 8 34 ©. 681; Meyer, StR. $ 152 N. 4 führt hier auch das bad. Geſ. vom 26. 
Mai 1876 Art. 7 auf; weder diejes Geſetz noch die Verordnung von 1819 $ 6 kennen eine 
Duieszirung wegen Erreichung eines gewiſſen Dienſt- oder Lebensalters. 

® Bergl. bayer. St.-D.E. $ 29. 
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anſpruch auf PBenfionirung gewährt, wenn fie auch ein bejtimmtes Lebensalter 
zurücgelegt haben; vielmehr jchafft e3 für die Befugniß der Regierung, unter 
folhen Umſtänden Penfionirung eintreten zu lafjen, noch die weitere Voraus: 
fegung, daß die beitimmte Höhe des Alters mit verminderter Funktionsfähigkeit 
verbunden jei.') 

II. Zurruhejegung auf Verlangen des Dienftherrn. 

Hier handelt es ſich vor Allem um Schuß des wirthichaftlihen In— 
terejjes des Dieners, jeinen Anfpruch auf Alimentation nicht zu verlieren 
oder wenigjtens, wenn er penftonsberechtigt ijt, eine Minderung desjelben hint- 
anzubalten;?) andererjeit3 joll die Regierung aber doch das Recht haben, 
die Bedienjteten bei offenbarer Dienjtunfähigfeit oder, wo es fonjt das ftaat- 
liche Interejje verlangt, aus dem Dienjtverbande zu entlafjen. 

Das ältere Staatsdienjtrecht läßt der Vertretung des ſtaatlichen In— 
terejjes weiten Spielraum; die neueren Gejeßgebungen verjuchen eine mög: 
lichjt gleiche Beachtung des öffentlichen und privaten Nubens. 

Der Theorie Gönner's, daß der Staatsdienft die Erfüllung einer Unter: 
thanenpflicht jei, entipricht e8, wenn das bayer. St.-D.-Ed. in $ 19 be- 
ftimmt: „Die Dienjtleiftung des Dieners und der Dienjtgehalt find wider: 
ruflicher Natur. Sie fünnen ohne gerichtliche Klage zu begründen in 
Folge einer adminiftrativen Erwägung . . . mit Belafjung des Standes: 
gehaltes und des Titels (entweder) für immer mittel® Dimiffion . . . ge 
nommen werden.“ Aljo entjcheidet allein das freie Ermejjen der Verwaltung 
in Rüdficht auf den Nuten des Staates. Webereinjtimmend jchreibt die bad. 
Berord. vom 5. Febr. 1819 in $ 6 vor: „Wer wegen Altersichwäche oder 
förperlichen Gebrechens auf fein Anfuchen oder ohne jolches, oder wer wegen 
organijcher Einrichtungen oder aus ſonſt irgend einer Urſache in Ruhe— 
jtand verjegt wird, leidet, wenn er in einer Dienftperiode vom zurüdaelegten 
6. bis zum vollendeten 10. Dienftjahr fteht, einen Abzug von 30 Proz. an 
dem Gehalt, den er zur Zeit der Zurruheſetzung bezog.“®) 

Eine wenigſtens formelle Berüdjichtigung des ſtaatsdienerlichen Ins 
tereſſes zeigt bereits das jähj. St.-D.:G. von 1835 $ 19, e wenn es be— 
ſtimmt, daß Jemand aus dem Dienſt entlaſſen werden kann mit Belaſſung des 
Rangs, Titels und eines Theils des Dienſteinkommens, falls .. b) es aus 
Rückſichten auf die Berwaltung für angemejjen erachtet wird, und bei= 
jeßt, daß in Ddiefem alle 1) ein Gutachten der Dienſt- und Anftellungs: 
behörde und eine Gegenvorftellung des Diener® gefordert werden und 


') &.-D.:G. Art. 9: „Ein Recht auf bleibende Verſetzung in den Ruheſtand ſteht 
den auf Lebenszeit angejtellten Beamten mict zu. Dagegen ift die Negierung be 
fugt, auf Anjucen eines jolden .., die Berjeßung in den Ruheſtand zu verfügen, 
wenn der Beamte entweder 1. das 65. Lebensjahr zurücgelegt hat und durch jein Alter in 
feiner Thätigkeit gehemmt wird. 

2) Dat nicht jeder Diener, — quieszirt werden kann, einen Anſpruch auf Penſion 
hat, dafür iſt ein treffender Beleg die Faſſung des Art. 7 des bad. Geſ. von 1876: „Der 
Angeſtellte . . . kann in den Ruheſtand verjegt werden; er erhält aber, wenn er 10 und 
mehr Dienjtjahre im Sinne des Art. 9 (d. h. unter Einrechnung der nur provijorischen Er: 
nennung) zurüdgelegt bat, eine lebenslänglicdhe Benfion; vergl. dazu $ 2 der bad. Berord. 
vom 7. Juni 1876 $ 2 (ei. u. Verord.:Bl vom 10. Junt). 

® Vergl. noch a8 braunſchw. Gef. über den Zivilftaatsdienft vom 12. Oft. 1832 
& 46 und 47 und das hejj. Gejeg vom 27. Nov. 1874 Art. 2; ferner Meyer StR. 
& 153 N. 22. 

Nun erfegt durch Gef. vom 3. Juni 1876 $ 7 u. 11. 
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2) ein Beſchluß des Geſammtminiſteriums mit Genehmigung desſelben durch 
den König ergeben muß.') 

Dieje Beſtimmungen des jächjiichen Nechts bilden den Uebergang zu 
dem gegenwärtig berrichenden Syſtem, welches die vermögensrecht— 
lihen Anjprüche des Staatsdieners außer durch ein beitimmtes Ber: 
fahren, wo dieſes nöthig ift, noch dadurch zu ſchützen fucht, daß entiprechend 
der Negelung der Berfegung in den Ruheſtand auf Antrag des Dieners be— 
ftimmte gejeglihe Gründe für den Eintritt einer Onieszirung auf Ver: 
langen des Dienjtherrn aufgejtellt wurden, 

1. Zunächſt jeien die Gründe angeführt, welche im öffentlihen 
Intereſſe aufgeſtellt find: 

a) Erreichung eines beſtimmten Lebens- oder Dienſtalters.“ Hier 
beſteht ein formelles Recht der Verwaltung. Dies ſpricht das ſächſ. Geſetz 
vom 3. Juni 1876 präzis aus: „Hat ein Staatsdiener das 65. Lebensjahr 
erfüllt, ſo kann ſeine Verſetzung in den Ruheſtand unter Gewährung der ge— 
ſetzlichen Penſion von der Anſtellungsbehörde verfügt werden. Ein Wi— 
derſpruch hiegegen ſteht ibm nicht zu.“ 

b) Die Aufhebung der Dienſtſtelle, welche der Staatsdiener be— 
fleidet.?) 

e) Ein auch dem preußiichen und Neichsrecht *) angehörender Grund ijt 
die Dienftunfäbhigfeit. 

Liegt dieſer Grund vor, jo ift die Quieszirung eine Pflicht der Ber: 
waltung gegenüber dem Gejege und ein Recht Dderjelben gegen den 
Diener. 

Das erfte bringt der Wortlaut des preuß. Gel. von 1852 $ 88 zur 
Anschauung, wenn es jagt: „Ein Beamter, twelcher durch Blindheit, Taubbheit 
oder ein jonjtiges körperliches Gebrechen oder wegen Schwäche jeiner fürper- 
lichen und geiftigen Kräfte zur Erfillung feiner Amtspflichten dauernd unfähig 
ist, ſoll in den Ruheſtand veriegt werden.“ 

Das „Recht“ tritt in der badischen Gejeggebung hervor; Art. 7 des 
Geſetzes von 1876 jagt: „Der Angeftellte, welcher... . zur Erfüllung feiner 
Amtspflichten dauernd unfähig iſt, kann in den Ruheſtand verjegt werden.“ ?) 
Mit Worten jtatuirt dieſes Necht das württ. St.-D.-G. $ 29: „Dagegen 
it die Regierung befugt... auch ohne dejjen (des Beamten) Bus 
ftimmung die Berjegung in den Nubeftand zu verfügen, wenn der Be: 
amte . . . wegen eines förperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche feiner 
körperlichen und geiftigen Kräfte dienftunfähig geworden vder durch Krankheit 
länger als ein Jahr von der Verſehung jeines Amtes abgehalten worden ijt.") 

2, Vergl. auch die ähnlichen Beitimmungen des braunfchw. StR. bei Marquardien 
III, ı1,1 ©. 113 und 114 mit Anm. 1, dann die des Sahjen-Meining. und Sadjen«- 
Altenburg. St.=R., ebenda III ı, 2 ©. 41 und 78. 

2 Sächſ. St.-D.-G. vom 3. Juni 1876 Art. T und 11; württ. St.-D.:G. Art. 29. 
Sadjien-Weimar $ 55, j. ferner Meyer, StR. $ 153 N. 25. 

Bad. Verord. von 1819 $ 6 und bad. Gel. von 1876 Art. 7; ſächſ. St.-D.-®; 
von 1835 $ 19, 

N Vergl. preuß. Disz.,G. für die nicht richterlichen Beamten von 1852 8 88 und 
Reichsb.Geſ. $ 61; ferner Meyer StR. F 153 N. 24 u. 25. 

8, Ebenfo „ann“ im Braunſchw. St.-D.-Gefepg $ 50 und im SadienWeimar’- 
; s 31. 

* Vergl. den Kommiſſionsbericht der Kammer der Abgeordneten, welcher ausſpricht, 

daß der dienſtunfähige Staatsdiener, wenn er nicht um Quieszirung nachſucht, „zwang s— 

weiſe im Intereſſe des Dienſtes“ zur Ruhe geſetzt werden muß. HeberleS.b2. 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1885. 14 
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2. Wenn es demnach einerjeit3 der Staatsverwaltung im dienjtlichen 
Intereſſe fogar zur Pflicht gemacht ift, einen dienjtunfähig gewordenen Staats— 
diener zu quiesziren, jo muß andererfeits das Privatrecht des Dieners gegen 
eine migbräuchliche Ausübung diefer Pflicht, welche ihm gegenüber als die Reali— 
firung eines gejeglichen Rechtes des Dienſtherrn erjcheint, gehörig gefichert werden. 

a) Dies gejchieht im neueren Recht allgemein!) durch eine genaue 
gefegliche Normirung der Art und Weife, in welcher der Dienjtherr und 
jeine Vertreter diefe Befugniß auszuüben haben. 

Wenn der Staatsdiener, obwohl geiſtig oder fürperlich dienjtunfähig, nicht 
um Quieszirung nachjucht, jo wird demſelben von der vorgejegten Behörde 
unter Angabe der Gründe und des ihm zu gemwährenden Betrages an Ruhe— 
gehalt eröffnet, daß der Fall der Verſetzung in den Ruheſtand gegeben jet. 
Erhebt der Betroffene innerhalb einer bejtimmten Friſt feine Einwendung, jo 
wird im derjelben Weile „verfügt“, als hätte er um Quieszenz nachgejucht.”) 
Macht er aber Einwendungen, jo ilt jtreitig, ob Dienjtunfähigfeit vorliegt. 
Allein dennoch hielt e8 die neuere Geſetzgebung nicht für angezeigt, nun Die 
Entjcheidung einem unparteiifchen Gerichte zu übertragen, weil über jene Frage 
„am ficheriten doch von der vorgejegten Behörde des Beamten entjchieden 
werden kann“.“) Aber auch nicht der einfache Verwaltungsweg mwurde beibe: 
halten, weil dadurdy den Bermögensrechten des Staatsdieners feine Garantie 
gewährt wäre;*) es wurde vielmehr ein genaues adminijtratives Prüf- 
ungsverfahren eingerichtet, welches jich im folgender Weiſe entwicdelt. 

Auf die einleitende Verfügung der oberiten VBerwaltungsbehörde bin erfolgt 
die Inſtruktion der Sache durdy einen ad hoc ernannten Beamten. Diejer ver: 
nimmt eidlich die ihm erforderlich fcheinenden Zeugen und Sachverſtändigen 
in Gegenwart des zu Unieszirenden oder feines Kurators und zwar muß er 
jowohl Beweije für als gegen die Dienjtunfähigfeit aufnehmen.) Zum Schluß 
it der Diener über das Ergebniß der Ermittlung mit Erklärung und Antrag 
zu hören; die Zuziehung eines beeidigten Protofollführers endlich joll die 
richtige Beurkundung des in der Verhandlung vorgefommenen Materials fichern. 

Die Alten gehen dann an die oberjte Verwaltungsitelle, diefe kann noch 
eine Bervollitändigung der Ermittlungen anordnen; das Staatsoberhaupt 
entjcheidet dann (preuß. Gef. vom 21. Juli 1852 8 90, württ. St.-D.-©. 
S 38); im Reich erfolgt die Entſcheidung durch den Staifer im Einvernehmen 
mit dem Bundesrath bei den mittels kaiſerlichen Bejtallungspatentes ange: 
jtellten Reichsdienern, im Uebrigen durch die oberfte Neichsbehörde. 

Daß der Gejeßgeber die Tendenz hatte, in dieſer rechtlichen Beitimmung 
des Quieszirungsverfahrens die vermögensrechtlichen Ansprüche des Dieners, 
aljo ein Brivatintereffe zu jchüßen, dafür liefern die Verhandlungen des 
deutichen Neichstags bei Berathung des NR.-B.:G. einen deutlichen Bemeis.®) 
Die Negierungsvorlage lehnte fih vollfommen an $ 90 des preuß. Geſetzes 
für nicht richterliche Beamte an, indem fie beſtimmte, der Beamte könne inner: 


) Breuf. Sei. von 1852 $ 88—92, Reihsb. Bei. $ 62—66; bayer. Richter— 
discGeſ. Art. 74 ähnlich für Richter; württ. ©t.-D.-®. $ 35 und 36. 

2) Vergl. Thudihum, in den Annalen 1876 ©. 306 zu R-B.:G. $ 66. 

s) Siehe die Motive zum R-B.-G. ©. 39. 

* Dies thun die Geſetze einiger Heineren Staaten, jo Hejj. Ed. von 1820 Art. 13; 
Sahjen-A ltenburg Ziviljtaatsdienjtgejeg vom 8. Oft. 1861; vergl. ferner Kanngieher 
Kommentar ©. 707, 

5) Vergl. darüber Kanngießer, Kommentar a. a. O. ©. 707. 

% Vergl. die vorhergehende Note. 
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halb 6 Wochen nach der ihm gewordenen Eröffnung Einwendungen vorbringen; 
geſchehe dies, ſo würden die Verhandlungen an die oberſte Reichsbehörde ein— 
gereicht, welche, ſofern nicht der Beamte eine kaiſerliche Beſtallung erhalten 
habe, definitiv entſcheide. Die Reichstagskommiſſion hat nun dieſe „Verhand— 
lungen“ dadurch genau geregelt, daß ſie zwiſchen den Einlauf der Einwände 
und der Einſchickung der Akten an die Centralſtelle ein dem gerichtlichen Unter— 
ſuchungsverfahren nachgebildetes Adminiſtrativverfahren einſchob. 

b) Einige Staatsrechte, welche in erſter Linie durch eine einfache ohne 
weiters erfolgende Verfügung die Quieszenz ausjprechen lajien, haben 
den Staatsdiener dadurch jichergeitellt, daß fie ihm die gerichtliche Anfechtung 
des Defretes gejtatten, wenn er die Wahrheit der Thatjachen, auf welchen die 
Verwaltungsenticheidung beruht, zu bejtreiten vermag.') 

Noc weiter geht das württembergijche Staatsdienjtrecht. Troß des 
eingehenden Verwaltungsverfahrens räumt das Gejeß über die Verwalt— 
ungsrechtspflege vom 16. Dez. 1876 doch noch dem Staatsdiener eine Admini— 
jtrativflage ein, und zwar fann er diejelbe nicht blos auf eine materielle Ge— 
jegesverlegung jtügen, jondern er kann auch die formelle Gejeßmäßigfeit der 
Verfügung durch die Behauptung anfechten, daß die Berfügung nicht auf Grund 
des gejeglich geordneten Penfionirungsverfahrens *) ergangen ſei (Art. 13). 

Das Geſetz verjäumt anzugeben, ob in diefem ‘Falle der Verwaltungs: 
gerichtshof auch befugt jei, über die Dienftuntauglichkeit zu entjcheiden oder ob 
diefe Frage der Verwaltungsbehörde zu maßgebender Beantwortung zufomme. 
Wäre das erjtere gegeben, jo läge darin ein erhöhter Schuß der perjünlichen 
SInterejjen des Staatödieners. Sarmweny?) vertritt die Anficht, daß ein jolches 
Necht dem Gerichte nicht zuftehe, jondern die Entjcheidung der Verwaltungs: 
behörde für den Verwaltungsrichter bindend jet. 

Was das Neichsrecht anlangt, jo iſt es fontrovers, ob der Staatädiener 
die Entſcheidung des Kaiſers oder der oberiten Neichsbehörde im Wege der 
gerichtlichen Geltendmachung jeiner vermögensrechtlichen Anſprüche anfechten 
dürfe. Die Motive des R.B.-G. bemerkten nämlich: „Daß aber der Necdhts- 
weg entjchieden zuläffig ijt, wenn die Quieszirung ohne Beobadhtung des 
vorgejchriebenen Berfahrens verfügt (oder Die gejeglich zuftändige 
Penſion verjagt) würde, verjteht jich von ſelbſt.“ Diefe Note hatte aber die 
S 61—66 des Negierungsentiwurfes zur Grundlage,*) welcher, wie vorhin er: 
wähnt, dem Diener nicht hinreichenden Schuß gewährte. Dieſen Mangel ent- 
hält das Gefeß jelbjt nicht mehr; dadurch aber, daß dasjelbe durch ein er: 
weitertes Verwaltungsverfahren den Intereſſen des Diener Genüge geleiitet 
hat, ijt zugleich das Recht des Lebteren verneint, gegen die Nechtmäßigfeit der 
Penfionirung vor dem Zivilgericht Klage zu erheben. Der Ausjpruch der 
Berwaltungsbehörden ift für Die bürgerlichen Gerichte bindend.?) 

In dieſem Sinne entjcheiden ſich Thudihum, Laband und Ed. 
Löning,“) nur Kanngießer!) ift der entgegengejegten Anficht: 





Vergl. Sachſen-Weim ar'ſches Gef. iiber den Zivilitaatsdienjt vom 8. März 1850 $ 36 
und Koburg-Gothaiſches Geſ. v. 3. Mai 1852 $ 37, vgl. ferner Kanngiehera.a.D. ©. 707, 

ꝛ) Württ. St.-D.:G. $ 35—37. 

3) Bergl. Sarmwey, das öffentliche Recht u. f. wm. $ 38 ©. 473. 

*%, Beſonders $ 63 des Entwurfs. 

5) Reſichs b.Geſ. $ 155. 

% Thudihum in den Annalen 1876 ©. 306; Laband, R.St.R. Bd. IS. 493 
Note 2; Löning, Verw-R. ©. 135 Note 3. 

) KRanngießer, Kommentar zum R.B.G. a. a. O. ©. 707. 
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ET FE 


Die Derwaltungsredtspflege in Bayern. 
Von 
Dr. Mar Seydel. 


— — — 


Vorbemerkung. 


Unter unſeren ſtaatsrechtlichen Inſtitutionen iſt jene der Verwaltungsrechts— 
pflege die jüngſte. Sie iſt in dem einzelnen deutſchen Staaten, wo fie einge- 
führt wurde, jehr verjchieden geftaltet und trägt überall, wo fie bejteht, deut— 
lihe Spuren an ſich, daß e3 jich um etwas Werdendes und noch Unfertiges 
handelt. Ein Fortichritt auf diefem Gebiete hat zu feiner nothwendigen Vor: 
ausjegung die gründliche Kenntniß deſſen, was die Gejeßgebung bereits ge— 
leiftet hat, und die Vergleihung der im den verjchiedenen Staaten getroffenen 
Einrichtungen. 

Aus diefen Gründen darf die hier folgende Darftellung der bayerijchen 
Berwaltungsrechtspflege vielleicht ein allgemeineres Intereſſe beanfpruchen. 


$ 1. Geſchichtliche Entwidelung. 


Die Organijation der öffentlichen Rechtspflege in Bayern war bis in Die 
neuejte Zeit eine ebenjo unbefriedigende wie anderwärts. 

Es bedarf faum der Bemerkung, daß die Verwaltung zu Anfang des 
Jahrhunderts, da fie die Aufgabe zu erfüllen hatte, Bayern zu einem modernen 
Staatswejen umzujchaffen, den Beitand einer von ihr gefonderten öffentlichen 
Rechtspflege als ein Hinderniß ihrer Thätigfeit hätte empfinden müſſen. 

Auch Fonnte, infolange in der unterjten Inftanz die bürgerliche und Straf- 
tehtäpflege mit der Verwaltung noch vereinigt war, die Trennung der Ber: 
waltungsrechtspflege von der letzteren kaum mit Erfolg angejtrebt werden. 

Man hatte in Bayern, fo jehr man unter dem Minijtertum Montgelas in 
Vielem an franzöſiſche Vorbilder ſich anſchloß, doch die Einrichtung bejonderer 
Organe des contentieux administratif nicht volljtändig herübergenommen. 

Nur die oberjte Inſtanz wurde im geheimen Rathe, jpäter Staatsrathe 
nachgeahmt.) Für das Gebiet diefer Gerichtsbarfeit (Ndminiftrativjuftiz) ent: 
widelte fich der Zwitterbegriff der abministrativ-fontentiöfen Sacjen.?) 

Die Gerichtsordnung von 1753 und einige fpätere Verfügungen hatten auf 
dem Gebiete der Polizei den Nechtsweg für Barteifachen?) offen gelafien. 





9 Sal. darüber mein bayeriiches Staatärecht, München 1884, I ©. 247 f. 
’) Val. darüber Pöhl mann, über das Weſen der adminiftrativsfontentiöfen Sachen 
mit befonderer Rüdjicht auf Bayern, Würzburg 1853. 

Wo de iure reali vel perpetuo der Parteien gehandelt werde, wo ein legitimus 
eontradietor abhanden fei, wo iura partium et singulorum obmalten. Brgl. ©. K. 
Mayr, Sammlung der hurpfalz.=baier. allg. und bejonderen Landesverordnungen, 1784, 
II S. 810 und 905 (Generalverordnungen vom 11. Januar 1768 und 25. Januar 1775), 
16. 162 (Hofrathsordnung von 1779 Art. 3 $ 4), 1797, V ©. 345 Eutſchließung vom 8. 
April 1796). 
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Dagegen ſprach ein Reffript vom 11. Januar 1799') aus, daß „in Zus 
funft die in Polizeifachen entjtehenden Streitigkeiten zwijchen den Handwerkern, 
und jonjt über einen das Publitum vorzüglich intereffirenden Gegenjtand nie= 
mal3 mehr ad forum civile contentiosum gezogen werden ſollen.“ Der in 
diefer Redewendung ausgedrüdte Gedanke blieb für die weitere Ausbildung 
de3 Begriff? der adminijtrativ-fontentiöfen Sachen leitend. „Im Allgemeinen“, 
fo Tautet eine jpätere, offiziöje Begriffsbeſtimmung,“) „Läßt ſich jagen: Wenn 
bei einer Privatrechtsſache das Gemeinwohl in der Art betheiligt ift, daß eine 
bloße ausichließlihe Behandlung der privatrechtlichen Forderung nad dem 
Privat: oder Zivilrechte jenes höhere Intereſſe des Gemeinwohls verkürzen 
oder unberückſichtigt laſſen könnte, jo ift jene gemijchte Gerichtsbarkeit be= 
gründet, welche abminijtrativ-fontentiög3 genannt wird.“ 

Glücklicher Weije ift es nicht mehr veranlaßt, zu verfuchen, in diefen ju— 
riftiichen Widerfinn Methode zu bringen.) 

Abgeſehen von andern Einzelnvorjchriften gab insbejondere die Verordnung 
vom 8. Auguſt 1817%) ein Berzeichniß von 17 adminiftrativ-fontentiöfen 
Gegenjtänden. 

Die Entjcheidung in ſolchen Sachen erfolgte regelmäßig?) in erjter In— 
Itanz durch die Dijtriftsverwaltungsbehörden, in zweiter Inftanz durch die Kreis— 
regierungen, Kammern des Innern, in dritter Inftanz, wenn eine weitere Be— 
rufung überhaupt zuläffig war, durch den Staatsrath und zwar theils im Ple- 
num, theil3 im Ausſchuſſe (früher Staatsrathskommiſſion). 

Ueber die Veränderungen zu berichten, welche der Umkreis der abmini- 
ftrativ-fontentiöfen Sachen im Laufe der Zeit erlitten hat, iſt ohne Intereſſe. 

Soweit dad adminijtrativfontentiöfe Verfahren nicht Pla griff, war die 
öffentliche Rechtſprechung eine Aufgabe der Verwaltung. 

Die Bewegung zu Gunften der Einführung eines Verwaltungsgerihtshofes 
in Bayern fand beim Landtage®) zum erſten Male im Sabre 1865 Ausdrud. 
Die Kammer der Abgeordneten erhob einen Antrag Völk zum Befchluffe, wo— 
nach eine diesbezügliche Bitte an die Krone gerichtet werden follte. Die Staats- 
regierung äußerte jich entgegenfommend.’) 

Nach wiederholten Anregungen der Sache in der zweiten Kammer?) fam 
im November 1867 der Negierungsentwurf eines Geſetzes über die Errichtung 
eines Verwaltungsgerichtshofes in Vorlage.) 

Diejer Entwurf erhielt für die bayerifche Rechtsentwidelung bleibende 
Bedeutung durch den darüber erjtatteten Vortrag des Abg. Dr. Brater.') 


)Y G. 8. Mayr, Sammlung ıc., 1799, VI ©, 121. 

2) Döllinger, Verordnungen-Sammlung II ©. 180. 

2) Vergl. zum Folgenden Döllinger II ©. 180 ff., E. v. Moy, das Staatärecht des 
Königreichs Bayern I, 1 $$ 12 und 27 fi. 

RBl. ©. 642. 

) Ausnahmsweiſe famen auch die Finanzbehörden als erfte Injtanz in Betracht. In 
einigen Fällen war der Staatärath unmittelbar zur Enticheidung berufen. 

°) Vgl. zum Folgenden ®. Krais, Gef. vom 8. Auguft 1878, die Erridtung eines 
Berwaltungsgericht3hofes und das Verfahren in Verwaltungsrechtsſachen betr., erläutert, Er— 
langen 1879 ©. 18 ff, Müller bei ©. Kahr, das bayerifche Gefep über die Errichtung 
eines Beer ae aber und das Berfahren in Berwaltungsrechtsjachen (Kommentar), 
Nördlingen 1879, S. XXXV ff. Verh. d. 8. d. Abg. 1877/81 Beil, Bd. ITS. TF. 

) Verh. der K. d. Abg. 186365 Beil. Bd. VI ©. 337 ff.. Sten. Ber. II ©. 77 fi. 

®) Verb. d. K. d. Abg. 1866169 Sten. Ber. I ©. 192, 376 ff. Beil. Bd. I ©. 310 f. 

MU. a D. Sten. Ber. II S. 254, Beil. Bd. III ©. 75 ff. 

0) Beil. Bd. IV ©. 169 ff. Der Vortrag hat nicht blos praftifchen, jondern auch hoher 
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Die organifatorische Aenderung, welche der Entwurf vorjchlug, beſchränkte fich 
darauf, daß über dem bisherigen Unter und Mittelinftanzen der Verwaltungs: 
rechtzpflege ein Verwaltungsgerichtshof ſtehen follte. Deſſen Zuftändigkeit aber 
war aufzählend nach dem Gefichtspunfte bemeijen, daß nur in „Parteiftreitig- 
feiten aus dem Gebiete des öffentlichen Nechtes” der Verwaltungsgerichtshof 
jolle angegangen werden fünnen. Die Regierungsgewalt dürfe nie von der 
Verwaltungsrechtspflege vor ihr Forum gezogen und in einen Parteijtreit mit 
den Regierten verwidelt werden. Es it dies, wie man fieht, jener Stand» 
punkt, der in dem Beſtehen einer öffentlichen Rechtspflege eine Erniedrigung 
der Berwaltung und in der Verwaltung den eigentlichen Ausdrud der Staats: 
gewalt, in der richterlichen Gewalt aber eine fremde und hindernde Macht er: 
blidt. Es ift begreiflich, daß bei einer Auffafjung, die im Grunde genommen 
eine Berneinung der öffentlichen Rechtspflege enthält, eine befriedigende Geſtaltung 
des Entwurfs nicht möglich war. Denn unter dem Einfluffe eines folchen Ge: 
danfenganges mußte die Zulafiung einer Verwaltungsrechtiprechung als ein 
nah Möglichkeit zu bejchränfendes Zugejtändniß der Verwaltung an eine geg- 
nerijche Gercalt erſcheinen. Mit treffender Jronie bemerkte Brater!) über 
jenen Grundjag, der im Entwurfe übrigens nicht einmal folgerichtig feſtge— 
halten war: „Die nöthige Unbefangenheit des Urtheil3 wird der Verwalt— 
ungsbehörde in der Regel nicht fehlen, wenn fie die zweifelhafte Frage Löfen 
joll, wer die Herjtellung des Bligableiter® auf einem Stiftungsgebäude, oder 
des Wegweiſers an einer Kreuzitraße, oder die Koften der Verpflegung eines 
erfranften Arbeiter zu übernehmen habe, oder wenn ein Streit über Ausübung 
des Weiderechts, über Zehentbaulaften, über Gemeindemarfungsgrenzen und 
dergl. zur Entjcheidung vorliegt. Auf Fälle diefer Art, bei welchen ein Kon— 
flitt zwiſchen der adminiftrativen umd richterlihen Stellung der Verwaltungs: 
behörde nicht einzutreten pflegt, wird im Entwurfe der Verwaltungsgerichtshof 
faft ausſchließlich angewieſen. Jene anderen Fälle aber, in welchen die Be— 
börden am Meiften geneigt find, einer polizeilichen Rüdficht oder vormund- 
ſchaftlichen Laune dag Recht der Jndividuen und Korporationen zu opfern, in 
welchen daher ein erhöhter Rechtsjchug vor Allem nöthig ift, hat der Entwurf 
dem Wirfungsfreife des Verwaltungsgerichtshofes durchgängig entzogen.“ 

Der Ausihuß der Abgeordnetenfammer erachtete es daher für veranlaßt, 
eine jehr ausgiebige Erweiterung der Zuftändigfeit für den Verwaltungsgericht3- 
bof zu fordern.) Der Ausihuß ging davon aus, daß der Berwaltungsrecht3- 
weg auch bei Streitigkeiten der Einzelnen mit einer Behörde, jowie zum Schuße 
der gemeindlichen Selbitverwaltungsrechte eröffnet werden müfje. 

Nachdem in der Folge ein Wechjel in der Perjon des Staatsminifters 
des Innern eingetreten war,“) zog die Staatsregierung im Januar 1869 ihren 
Entwurf zurüd. Zugleich gab fie der Abficht Ausdrud, „noch beim gegen 
wärtig verjammelten Landtag einen neuen Gejeßentwurf einzubringen, in welchem 
auch die Errichtung von Verwaltungsgerichten erjter Inſtanz mit bürgerlichen 
Beifigern vorgejehen und der Verwaltungsgerichtshof ala zweite und letzte In— 
ftanz fonftruirt” werden jolle.*) 


wiftenjchaftlihen Werth. BgL außerdem Brater's Aufjag in den Blättern für adminiftra= 
tive Praxis VII ©. 1 ff. 

U a. O. ©. 173. 

?) Bgl. die Verhandlungen Beil. Bd. IV ©. 185 ff. 

9, Freiherr dv. Pechmann jtarb und W. von Hörmann wurde fein Nachfolger. 

9 Sten. Ber. V ©. 181. 
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Die zugeficherte Vorlage kam bald darauf der Kammer der Abgeord- 
neten zu.') 

Der Hörmann’sche Entwurf, in formeller Beziehung vorzüglich ausge: 
arbeitet, erwies ſich zwar bei Bemejjung des Umfreifes der Berwaltungsrechts- 
ſachen in einigen Punkten entgegenfommend gegen die Anfchauungen der Ab: 
geordnetenfammer, jchloß aber insbefondere den vertwaltungsgerichtlihen Schuß 
des gemeindlichen Selbitverwaltungsrechtes aus.”) 

Er jchlug ferner hinfichtlich der Organijation der Verwaltungsrehtspflege 
neue Bahnen ein. Berwaltung und VBerwaltungsgerichtsbarfeit jollten durch alle 
Inſtanzen gejchieden fein. Jeder Berwaltungsdijtrift jollte ein ordentliches 
Vermwaltungsgericht erſter Inſtanz haben und diefes aus dem Bezirksamtmann, 
Bolizeidireftor oder rechtsfundigen Bürgermeijter, bezw. deren Stellvertreter, 
als Borfigenden, und vier bürgerlichen Beifigern beftehen. 

Als außerordentliche Verwaltungsgerichte erjter Inſtanz waren die mittel- 
baren Gemeindebehörden und fünfgliederige Senate der Ktreisregierungen bezeichnet. 
Zweite und legte Inſtanz jollte der Verwaltungsgerichtshof fein und bei dieſem 
eine Staatsanwaltichaft aufgejtellt werden. 

Der Entwurf begegnete in der Abgeordnetenfammer großen und gerecht- 
fertigten Bedenken. Abgejehen davon, daß die Bemejjung der Zujtändigfeit 
der Vermwaltungsgerichte nicht ausgiebig genug befunden wurde, ſtieß man fich, 
meines Erachtens mit vollem Nechte, an der Hereinziehung von Laien in Die 
Berwaltungsrechtiprechung?) und an der Befeitigung der Kreisregierung als 
zweiter Inftanz. Aus diefen Gründen lehnte die Kammer auf Vortrag Dr. Bra- 
ter’3,') den Entwurf ab, nicht ohne die Vorlage eines neuen ausdrüdlich zu 
erbitten.”) Auf dieſen Wunfch fam der Yandtag 187576 zurüd®) und der 
Landtagsabichied vom 24. Juli 1876 jagte demjelben Berüdfichtigung zu.”) 

Der dritte Entwurf eines Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof und 
das Verfahren in Verwaltungsrechtsſachen wurde in Erfüllung dieſes Ver— 
Iprechens am 23. September 1877 der Abgeordnetenfammer vorgelegt.”) Der 





„ Beil. Bd. V ©. 430 fi. 

?) Kaum zutreffend it es, wenn die Motive S. 436 es für unmöglich erklären, „aus 
inneren Erwägungen einen prinzipiellen Begriff der Verwaltungsrechtsſache zu fonjtruiren.“ 
Dies iſt im Gegentheile jehr leicht. Die Schwierigkeit liegt darin, daß es nicht gewünſcht 
wird, den einfachen Begriff der öffentlichen Nechtsiache bei yeitiepung des Gebiets der Ver: 
mwaltungsrechtspflege zu Grunde zu legen. Je nah perfönlicher Auffafiung oder Zweckmäßig— 
feitsrüciichten will man bald diejes, bald jenes, was begriffli zu den Verwaltungsrechtsjachen 
gehört, aus denjelben ausgeichieden willen umd verlangt, dab die Begriffsbeitimmung fich 
diejen en Empfindungen anpaſſen joll. 

) Brater bemerkte (Beil. Bd. V S. 601): „So verlodend aber jeder derartige Vor— 
ichlag Klingt, jo fann er doch nicht mit der allgemeinen Betrachtung erledigt werden, dab das 
VBordringen des Bürgerthums in die Beamtenttuben unter allen Umftänden als ein Gewinn 
zu begrüßen jei. Es gibt für die Ausdehnung der bürgerlichen Ehrenämter bejtimmte Grenzen, 
deren Ueberjchreitung ſich bitter trafen könnte. Der Bürger und Bauer, die bier zunächſt 
in Betracht kommen, darf eritens mit öffentlihen Funktionen nicht überhäuft und zweitens 
für feine Aufgabe in Anſpruch genommen werden, der er nicht gewachjen iſt.“ 

Beil. Bd. VS. 599 ff, 

», Sten. Ber. VIE. 222248. 

9) Verb. d. K. d. Abg. Sten. Ber. I ©. 262 ff, der 8... RR. Prot. Bd.I ©. 617, 

") Ueber Geſetzentwürfe, welche 1874 im Staatsminijterium des Innern ausgearbeitet 
worden waren, aber nicht an die Offentlichleit famen, vergl. die Bemerkung bei W. Krais, 
Kommentar ©. 22. Die Entwürfe bezogen jich auf die Urganilation der Diſtrikts- und 
Kreißgemeinden, ſowie der inneren Verwaltung, dann auf den Verwaltungsgerichthoi. 

) Verb. d. K. d. Abg. 1877/81 Sten. Ber. I ©. 47, Beil. Bd. II S. 1 ff. 
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Entwurf fand eine jchwierige politiiche Lage vor. Die Mehrheit der Abge- 
ordnetenfammer jtand zu der Staatsregierung in politiichem Gegenfate. So. 
erhoben jich denn Stimmen, welche die Annahme des Geſetzes als eine Frage 
des politischen Bertrauens erachtet und daher dem Mlinijterium einen Wer: 
waltungsgerichtshof nicht bewilligt wiſſen wollten. Sachlicher war die Gegner: 
ſchaft jener, welche es als nothiwendig erachteten, daß mit der Einführung des 
Berwaltungsgerichtshofe® eine Vereinfachung der VBermwaltungsorganijation 
ſich verbinde. 

Wenn die Vereinbarung des Geſetzes trog alledem gelang, fo trug dazu 
wejentlich der Umjtand bei, daß, jobald die jachlichen Gegner des Entwurfes 
den Berjuch machten, ihren Wünſchen nach Verwaltungsreform eine greifbare 
Fallung zu geben, eine jehr erhebliche Berichiedenheit der Meinungen fich her- 
ausjtellte. Der Regierungsentwurf erlitt in der Kammer der Abgeordneten 
mehrfache Menderungen, von denen einige indejien durch die erjte Kammer nicht 
gebilligt wurden Daß diefe Aenderungen durchweg Verbejlerungen gemejen 
jeien, kann man nicht behaupten.') 

Das Gejeg*) wurde unterm 8. August 18578 vom Könige janktionirt. Das— 
jelbe enthielt indejjen in Art. 51 Abi. I die auffallende Borichrift: „Der Tag, 
an welchem diejes Geſetz in Kraft tritt, wird durch ein bejonderes Gejeß be= 
ſtimmt.“) Hienach jtellte ſich das Ganze mehr als die feierliche Verkündung 
der Abficht, fünftig ein Gejeg zu erlaljen, denn als Berfündigung eines Ge— 
jeges heraus. 

Unterm 10. März 1879 wurde jodann ein weiteres Geſetz erlajien,*) 
welches ausſprach, daß das Gejeh vom 8. Auguft 1878 gleichzeitig mit dem 
Reichs-Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 27. Januar 1877 in Kraft treten folle. 

Zum Vollzuge des Gejeges ergingen die königliche Verordnung vom 31. 
Auguſt 1879, den VBerwaltungsgerichtshof betr.,) dann unterm 1. September 
al. 33. Vorſchriften, welche vom Staatsminifterium des Innern im Einver: 
jtändnijje mit den übrigen Staatsminijterien über das Verfahren in Verwalt- 
ungsrechtsjachen getroffen wurden.) Hiezu war die Staatöregierung durch 
Art. 16 Abſ. III des Geſetzes ermächtigt worden. 


N) Die bezüglihen Nammerverhandlungen jind folgende: Kammer d. Abg. Beil. Bd. 
III ©. 119 ff., 163 fi., 207 ff., Sten. Ber. I ©. 185 ff. — Stammer d. RR. Beil. Bd. I 
. 382 fij., 420 ff., Prot. Bd. 1 ©. 487 fi. — K. d. Abg. Beil. Bd. IV ©. 203, Sten. Ber. 

8.233 f. 

*, Die Errihtung eines BerwaltungsgerichtShofes und das Verfahren in Verwaltungs: 
rechtäjachen betr., Sei. u. VBl. S. 369. — Das Geſetz hat zwei treffliche fommentatorische 
Bearbeitungen erfahren: Wilhelm Krais, Gejeg vom 8. Auguit 1878... erläutert, Er: 
langen 1879 (aus der Sammlung : Geſetzgebung des Königreichs Bayern mit Erläuterungen); 
Guſtav Kahr, das bayer. Gejeg über die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes... heraus: 
gegeben und erläutert, Nördlingen 1879, 

2) Diejer von der Abgeordnetenfammer eingefügte Sag war ein Ergebniß politiſcher 
Taktik. Es ſollte dadurch ein Druck auf die Regierung in dem Sinne geübt werden, daß 
diejelbe vorerft die vom Landtage in Petitionsform bejchlofienen Aenderungen und Ber: 
einfadhungen der Berwaltungsorganijation vornehme Die bezüglichen Wünſche waren nicht 
jehr weit gehend und die Abgeordnetenfammer zeigte ſich in der Folge binfichtlich des Ab— 
mahes der Erfüllung jener Bitte wenig ſchwierig. S. das Nähere ei W. Krais, Kom— 
mentar ©. 25 f. 

) Geſetz⸗ u. Verordnungsbl. ©. 163. Dazu Verb. d. K. d. Abg. Beil. Bd. IV ©.349, 
Sten. Ber. III ©. 479 ff., 488 ff.; d. K. d. RR. Prot. Bd. II S. 1059 ff. 

5) Bei. u. BU. ©. 1007. 

* Bei. u. BB. S. 1014. 


Einige Beitimmungen des Gejeßes vom 8. Aug. 1878, nämlid Art. 10 
Ziff: 29 und 30 und Art. 50, traten nicht in Wirkſamkeit; die erjteren nicht 
zu Folge Art. 283 Abj. III des Gefeßes über das Gebührenmwejen vom 18. 
Auguſt 1879,*) Teßtere nicht Kraft Art. 29 des Geſetzes, die Entſcheidung 
von Kompetenzfonfliften zwijchen den Gerichten und den VBerwaltungsbehörden 
oder dem Berwaltungsgerichtshofe betr., vom 18. Auguſt 1879.*) 

Das erjtere Gejeg, ſowie eine Neihe jpäterer Gejebe, die am entjprechen- 
den Orte zu erwähnen fein werden, enthalten Vorjchriften, welche das Gebiet 
der Berwaltungsrechtspflege erweitern. Die Verfügungen des Gejeges vom 18. 
August 1879 gehören nicht in diefen Zuſammenhang. 


$ 2. Organijation der Verwaltungsrehtspflege.’) 


Die Öffentliche Rechtspflege hat mit der bürgerlichen Rechtspflege das ges 
meinfam, daß ihre Aufgabe darin befteht, zwiichen Barteien bejtrittenes Recht 
feftzuftellen, alfo die Grenze zu ermitteln, welche nach der Rechtsordnung 
zwijchen den Interefjen der jtreitenden Theile gezogen ift. Dies gefchieht bier 
wie dort durch die Anwendung der objektiven Rechtsnorm auf den zur Ent— 
fcheidung ftehenden Fall im Richterfpruche.*) Der Nichterfprudy ift aljo nichts 
Anderes als die viva vox iuris, das objektive Recht in fonfreter Erjcheinung. 

Die öffentliche Rechtspflege unterjcheidet fic) von der bürgerlichen Rechts- 
pflege dadurch, daß fie ſich auf einem anderen Rechtsgebiete bewegt al letztere. 
Die bürgerliche Nechtsordnung regelt diejenigen rechtlichen Beziehungen, in 
welche der Einzelne als folcher durch commercium und connubium tritt, jo= 
nach die Beziehungen des wirthichaftlichen Verkehrs und der Familie. Die 
öffentliche Rechtsordnung dagegen befaßt fich mit der Regelung derjenigen An— 
gelegenheiten, welche der Staat als ſolche des öffentlichen Intereſſes behandelt. 
Die Sphäre des öffentlichen Rechts ift an fich die höhere gegenüber der Sphäre 
de3 bürgerlichen Rechtes, wie denn auch das öffentliche Intereſſe dem privaten 
Intereſſe vorgeht. Würde diefe Ueberlegenheit des erjteren über das leßtere 
von der Rechtsordnung mit ſolcher Nüdfichtslofigkeit durchgeführt, daß das 
privatrechtlich geſchützte Interejje diefen Schuß nur innerhalb der Sphäre des 
Privatrechtes genöffe, gegenüber dem öffentlichen Rechte aber gar nicht aner— 
fannt, alfo gar fein Recht wäre, dann fände eine öffentliche Rechtspflege fein 
Feld der Wirkſamkeit. Der Einzelne würde auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechts überhaupt nicht Rechtsſubjekt, jondern lediglich ein willenlojes Objekt 
der jtaatlichen Regierungsthätigkeit jein. 

Ein folder Zuſtand der Nechtlofigkeit des Einzelnen gegenüber der Staats— 
gewalt ijt indejjen dem Berfafjungsftaate fremd. Unſere öffentliche Rechtsord— 
nung zieht vielmehr Grenzen zwifchen den Intereſſen der Allgemeinheit und 
den Intereſſen des Einzelnen; fie bejtimmt, in wie weit der Einzelne mit jeinen 
privatrechtlich gewährleijteten Rechten vor den öffentlichen Interejjen zurüd- 
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N Gef. u. BB. ©. 903. 

2) Bei. u. BD. ©. 991. 

2) Bol. zum Folgenden O. v. Sar wey, das öffentliche Recht und die Verwaltungs 
rechispflege, Tübingen 1880, S. 55 ff.; ferner C. E. Leuthold, öffentliches Interejie und 
öffentliche Klage im Verwaltungsrecht, Annalen des deutichen Reichs 1884 ©. 321 ff 

* In diefer Beziehung ift die Thätigkeit der Verwaltungsrechtöpflege wejentlich gleidh- 
artig mit jener der bürgerlihen Rechtspflege. Nur bedingt der Umitand, dab es fih um 
Rechte anderer Art alö die Privatrechte handelt, aud) eine andere Stellung des Richters bei 
F Rechtsanwendung. Vgl. hieher G. Meyer, Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrechts 

11. 
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zutreten, ') in wie weit er ferner mit feiner Perfon und jeinem Vermögen zur 
Verfolgung dieſer Interejjen beizutragen hat. 

Dadurch entjteht für den Einzelnen auch gegenüber den Anforderungen 
des öffentlichen Intereſſes eine jelbjtändige Rechtsſphäre; er erfcheint auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechtes als Nechtsjubjeft mit geſetzlich begrenzten 
Plichten und mit dem Anſpruche darauf, daß in den Kreis feiner Privatrechte 
nicht über das gejegliche Maß hinaus eingegriffen werde. 

Aber der Einzelne ift im öffentlichen Nechte nicht auf diefe mehr pafjive 
Rolle beſchränkt. Als Angehöriger des Staates und der innerhalb des Staates 
beitehenden öffentlichen Verbände hat er nicht blos thatjächlich den Genuß der 
BVortheile, welche aus der Negierungs: und Verwaltungsthätigkeit ſich ergeben, 
jondern es wird Ddiefer Antheil auch vielfach zum rechtlichen Anſpruche ges 
fteigert.?) Dazu fommt, daß die perjünliche Heranziehung der Staatsanges 
börigen zur Mitwirfung bei der Wahrnehmung der öffentlichen Intereſſen recht- 
liche Anfprüche nicht blos zur Folge haben kann, jondern häufig ſelbſt den 
Charakter eines Rechtsanſpruches an fich trägt. Und jo wird der Einzelne 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes nicht nur Träger von Pflichten, ſon— 
dern auch Inhaber von Rechten. 

Mit dem Vorhandensein fubjektiver Rechte auf dem Gebiete des öffent: 
lihen Rechtes, folcher Rechte aljo, die nur durch das Gemeinjchaftsverhältniß 
des Einzelnen zum Staate oder zum Gemeindeverbande entjtehen, ijt von ſelbſt 
gegeben, daß zwiſchen den Inhabern der öffentlichen Gewalten und den Ein: 
zelnen, ebenfo wie zwifchen den Einzelnen jelbjt’), Berhältnifje der Berechtig- 
ung und der Verpflichtung fich bilden. Mögen die öffentlichen Gewalten dem 
Unterthanen auch ſonſt herrichend und befehlend entgegentreten, jobald die 
Grenzen der beiderfeitigen Rechte und Pflichten in Frage kommen, erjcheinen 
fie im Bereiche des öffentlichen Rechtes nicht minder wie in jenem des Privat: 
reht3 ala im Verhältnifje der Nebenordnung ftehend, als Parteien. 

Der Rechtsſtreit darf nicht einfeitig nach dem Willen der einen Partei er: 
ledigt werden, fondern er muß, wie der Streit des Privatrechtes, durch objef- 
tive Anwendung des Gejeges feine Schlichtung finden. So ergibt ſich Die 
Nothwendigkeit eines Nechtsjchuges auch für das Gebiet des öffentlichen 
Rechtes. 

Die öffentliche Rechtspflege hat mithin die Aufgabe, bejtrittenes öffentliches 
Recht zwifchen den Organen der öffentlichen Gewalt und den Einzelnen, oder 
zwifchen den Einzelnen fejtzuftellen. 

Die Grenze der öffentlichen Rechtspflege, einerſeits zur Privatrechtspflege, 
andererjeit3 zur Verwaltung, ergibt fich hienach von ſelbſt. Die erjtere Grenze 
it eine Grenze des materiellen Wechtögebietes bei Gleichartigkeit der Funk— 


) €. Löning, Lehrbud des deutihen VBerwaltungsrehts $ 201: „Das Berhältniß, 
dad durch einen Eingriff des Staats in die Rechtsſphäre des Einzelnen zwiſchen diefem und 
dem Staate entjteht, ijt nicht ein privatrechtliches, jondern immer ein öffentlichredhtliches.“ 

2) Es ift aber jelbjtverjtändlih, dab nicht Alles, was Staatdaufgabe iſt, auch den 
Gegenitand eines rechtlichen Anſpruchs der Staatsangehörigen bildet. Vgl. mein bayeriſches 
Staatäreht Band I S. 570 Anm. 2. 

3) Dagegen Leuthold a. a. D. ©. 346: „Der Unterjdied zwiſchen dem öffentlichen 
Rechte und dem Privatrechte liegt hiernach in den Rechtsſubjekten, welche bei den beiderjeitigen 
Rehtöverhältnifjen betheiligt find Bei den Rechtöverhältnifien des öffentlichen Rechts ift näme 
lich nothwendig das öffentliche (Gemein) Weien als Berechtigter oder Verpflichteter betbeiligt, 
=; - Brivatrehtöverhältnijien trifft dieſe VBorausfegung nicht zu, fie bejtehen zwiſchen den 

inzelnen.“ 
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tionen; die legtere Grenze beruht auf der Verfchiedenheit der Funktionen. Die 
Verwaltung bat die Verwirklichung der öffentlichen Intereſſen innerhalb der 
Schranfen zur Aufgabe, durch welche ihre Nechtsiphäre umſchloſſen iſt. 
In diefem Bereiche der verwaltenden Thätigfeit it fein Raum für die 
Rechtspflege.) Wohl mag auch die Thätigkeit, welche die Organe der Ver— 
waltung innerhalb ihrer Nechtsgrenzen entfalten, durch Normen bejtimmt fein. 
Allein die Sorge für ihre Einhaltung ift eine Sache des Dienjtes, feine Sache 
der Rechtspflege. 

Hieraus erhellt, daß Nechtspflege und Verwaltung ihre Aufgabe int 
Staate nach ihrem vollen Umfange erfüllen fünnen, ohne einander zu jtören 
oder zu beeinträchtigen, oder gar in ein Berhältniß der Ueber: und Unterord= 
nung zu gevatben. 

Es iſt an ich eine Frage praftiicher Erwägung, in welcher Weife Die 
Handhabung der öffentlichen Rechtspflege geitaltet werden jol. Mean kann 
vom idealen Standpunkte aus und abjebend von den obwaltenden Verhält— 
niſſen des einzelnen Staates die Forderung aufitellen, daß die gefammte Recht— 
jprechung ein und demjelben Organismus von Gerichten anvertraut werde.*) 


Man kann aber andererjeits da, wo die Entjcheidung der Streitigkeiten des 
Öffentlichen Nechtes in die Hände der VBerwaltungsbehörden gelegt ift, nicht 
jagen, daß eine öffentliche Nechtiprechung nicht bejtehe. Es find eben dann 
zivei innerlich verfchiedene Staatsaufgaben denjelben Behörden anvertraut, 
deren Pflicht es iſt, jede diefer Aufgaben der BVerfchiedenheit ihres Wejens 
entjprechend zu erfüllen. Cine andere Frage ift es freilih, ob eine der: 
artige Einrichtung als zweckmäßig zu erachten ift, und ob bei ſolcher Ber: 
jonalunion von Rechtſprechung und Berwaltung Die eritere nicht zu kurz 
fommt.?) 


Die neuere Nechtsentwidelung hat den Bedenken, welche in dieſer Richt— 
ung obwalten, wenigſtens theilweife Rechnung getragen. Dieje Entwidelung 
geht dahin, die öffentliche Nechtiprechung von der Verwaltung organijatorifch 
entweder volljtändig oder doch in der oberjten Inſtanz zu trennen, ohne fie 
jedoch mit der bürgerlichen und Strafrechtspflege zu vereinigen. Es find praf- 
tiiche Erwägungen, deren Gewicht ſich nicht verfennen läßt, welche von letz— 
terer Maßnahme abgehalten haben. Bor Allem kommt die Schwierigkeit für 
den Nichter in Betracht,*) neben dem bürgerlichen umd dem Strafrechte auch 
das Berwaltungsrecht in allen jeinen Zweigen zu beherrichen, eine Schwierig 
feit, die jich jteigert, einerjeits$ Durch die oft verworrene Geſtaltung und jtetige 
Bermehrung des Verwaltungsrechtes, andererjeitS Dadurch, daß das Staats 
recht vielfady eine andere Art der juriftiichen Auffaſſung erheiſcht, als dag 
Privat: und Strafrecht. Hiezu tritt der weitere Umstand, daß die Natur der 


) Val. Sei. vom 8. Aug. 1878 Art. 13 Abi. I Ziff. 3. 

®, Bgl. darüber außer Bähr, Rechtsſtaat, meine Grundzüge einer allgemeinen Staats 
lehre ©. 93 ff, 8. Fehr. v. Stengel, die Vebertragung der Verwaltungsrechtiprehung ar 
die ordentlichen Gerichte, Annalen des deutihen Reiches 1875 ©. 1313, 8. J. Schmitt, 
die Grundlagen der Verwaltungsrechtspflege im konititutionellemonardiihen Staate, Stutt= 
gart 1878, 
& ) Val. ©. v. Sarwey, dad öffentlihe Recht und die Verwaltungsrechtspflege 

.8ır. 

4 Bal. insbejondere R. Gneijt, die englische Kommunalverfafiung $$ 896 ff., vor— 

nehmlich die bei ©. v. Sarwey a. a. D. ©. 86 f. wiedergegebene Stelle. 
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öffentlichen Rechtsſtreitigkeiten eine beſondere Einrichtung des Verfahrens 
verlangt.') 

Wenn man aljo, was in Fragen, wie die hier erörterte, unbedingt zu ge= 
heben hat, auf den Boden der gegebenen Verhältniſſe jich ftellt, dann wird 
man fich jagen müſſen, daß, wie die Dinge dermalen liegen, die Sonderung 
der Organifation der öffentlichen Nechtspflege von der Organifation der übrigen 
Rechtspflege ſich empfiehlt.*) 

Was jodann Die weitere Frage anlangt, im welcher Weiſe Dieje jelb- 
jtändige Verwaltungsrechtspflege zu organifiren ſei, jo iſt zumächjt anzuer— 
fennen, Daß der Forderung eines richterlichen Schuges der öffentlichen Nechte 
bereit3 dann grundjäßlich genügt ift, wenn auch nur eine und zwar oberjte 
Inſtanz zur Entjcheidung üffentlichrechtlicher Streitigkeiten bejteht, die ledig: 
lich Gericht und mit der vollen jachlichen und perfünlichen Unabhängigkeit 
eines jolchen ausgeitattet ift. Bleibt hiernach in den unteren Inſtanzen die 
Verwaltungsrechtspflege mit der Verwaltung vereinigt, jo muß jedenfalls die 
ſachliche Unabhängigkeit der Unterbehörden in ihrer Eigenſchaft als Verwalt— 
ungsgerichte geſetzlich geſichert ſein. 

Theoretiſch genommen wird allerdings eine vollſtändig geſonderte Or— 
ganiſation der Verwaltungsgerichte als entſprechender ſich darſtellen; doch können 
praktiſche Erwägungen, insbeſondere die Rückſicht auf Erjparung von Koften 
und Zeit für den Staat und die Unterthanen, es gerechtfertigt erjcheinen 
lafjen, der erjteren Einrichtung den Vorzug zu geben. Dies ijt denn auch in 
Bayern geſchehen.) Bon der Beiziebung bürgerlicher Beifiger zur Verwalt— 
ungsrechtspflege hat man mit Recht abgejehen.*) 

Die Urganifation der bayerischen Berwaltungsrechtspflege beruht auf fol 
genden Grundſätzen. 

Die Verwaltungsrechtspflege iſt von der bürgerlichen und Strafrechts- 
pflege getrennt. Die Organe der eriteren find, joweit nicht lediglich Eine 
Inſtanz bejteht, in den untern Inſtanzen zugleich Verwaltungsbehörden. Bon 
wenigen Ausnahmen abgejehen?), wirken nur die allgemeinen Unter: und Mittels 
behörden der og. inneren Berwaltung als Verwaltungsgerichte. Die Ber: 
waltungsbeamten, welche bienach als Berwaltungsrichter thätig zu erden 
haben, find zwar nicht mit den perfünlichen Sicherungen umgeben, welche mit 
dem Nichteramte verbunden zu jein pflegen. Sachlich aber genießt die Hand: 
habung der Verwaltungsgerichtsbarfeit durch die genannten Behörden die volle 
Unabhängigfeit, welche zum Wejen der Nechtiprechung gehört. Es gibt ihren 





!) Die Motive zum Gejege vom 8. Auguſt 1878 (©. 9, auch bei G. Kahr, tommentar 
©. 34) bemerten, die Uebertragung der Entſcheidung über öffentliche Rechtsſtreitigkeiten an 
die ordentlicheu Gerichte empfehle jich, „abgeichen von verjchiedenen anderen Bedenken“, des— 
halb nicht, „weil e8 in hohem Grade zweifelhaft iſt, ob die Berichte neben ihrer dermaligen 
Aufgabe aud) noc das umfaliende Gebiet der Verwaltungsrechtepflege entiprechend überbliden 
und bewältigen fünnen, und weil es jerner regelmäßig unmöglich wäre, ftreitige Verwalt- 
ungsrechtäfragen auf ſolchem Wege ohne unverhältnigmäßigen Zeit und Koſtenaufwand zu 
erledigen.“ 

”) Bol. zum Vorjtehenden ©. dv. Sarwey a. a. D. ©. 86— 92; ferner ©. Kahr, 
Kommentar ©. 33 ff. 

& ” Ueber die gejeßgeberiihen Erwägungen berichtet eingehend ©. Kabr, Kommentar 
. 43 

I Nat. ®. Kahr a. a.O. ©. 49 Anm.* und die Aeußerung Brater’s oben ©. 216 
Anm. 

„ Geſ. über die Erbſchaftsſteuer vom 18. Auguſt 1879 Art. 37, über das Gebühren— 
wejen vom gl. Tage Art. 209. (Regierungsfinanzfamımern.) 
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richterlihen Entfcheidungen gegenüber fein Dberauffichtsrecht der vorges 
jegten Berwaltungsitellen.‘) Dagegen jtehen fie auch bezüglich ihrer richterlichen 
Thätigfeit unter der Dienjtesaufficht der vorgejegten Verwaltungsjtellen. Be— 
ichwerden über Verweigerung oder Berzögerung der Rechtspflege find Daher 
nicht im Inftanzenzuge der VBerwaltungsrechtspflege, jondern im Verwaltungs: 
beſchwerdewege geltend zu machen.?) 


Die Unterinftanzen der Verwaltungsrechtspflege find die Gemeindebehörden, 
die Diftriftsverwaltungsbehörden und die Kreisregierungen, Kammern des 
Innern und der Finanzen. Ueber ihnen jteht al3 oberjte (2. oder 3.) Inſtanz 
der Bermwaltungsgericht3hof, der lediglich Gericht und mit dem ganzen perjün- 
lihen und ſachlichen Schutze eines jolchen ausgejtattet ift. 

In einer Reihe von Fällen aber gibt es nur Eine Inſtanz der Verwal: 
tungsrechtspflege, welche jtet3 der Verwaltungsgerichtshof ift. 

In diejen Fällen?) haben die Mitteljtellen und Behörden (Kreisregierungen 
beider Kammern, Oberbergamt, Generaldireftion der Zölle und indirekten 
Steuern, Bezirksämter), gegen deren Beichlüjje oder Verfügungen Beſchwerde 
zum Bermwaltungsgerichtshofe ergriffen werden fann, auch ſachlich nicht Die 
Eigenichaft von Gerichten. Dies kömmt durch die Beitimmung zum flaren 
Ausdrude, daß hier die Geltendmachung des Oberaufjichtsrechtes nur gegenüber 
den Entjcheidungen des Berwaltungsgerichtshofes, nicht gegenüber den Aus— 
fprüchen der genannten Berwaltungsbehörden ausgejchlofjjen ijt.*) 

Der Sap des Prozeßrechtes, daß zum ordentlich bejegten Gerichte zwei 
Gerichtsperjonen, Richter und Gerichtsjchreiber, gehören, gilt für die Verwalt— 
ungsuntergerichte im Allgemeinen nicht.”) Dagegen ijt bei den Verhandlungen 
der höheren Berwaltungsgerichte die Anwejenheit eines Protofollführers nöthig-®) 
Der Berwaltungsgerichtshof hat ein Sefretariat.?) 

Bejondere organiſatoriſche Vorſchriften für die unterjten Verwaltungs— 
behörden als Berwaltungsgerichte bejtehen nur hinſichtlich der unmittelbaren 
Stadtmagiftrate. Dieje fünnen in Senaten entjcheiden, welche einjchließlich des 
Borfigenden mindejtens fünf Mitglieder zählen müjjen. Außerdem joll mit 


!) Gef. Art. 15. 

2) In der Entſch. des Verwaltungsgerichtshofes III S. 437 findet fih der Gap, bie 
Zujtändigfeit des Gerichtshofes zur Beiheidung einer Beſchwerde wegen Recdtöverweigerung 
jei gegeben, wenn es jih in dem an die Unterbehörde gebradhten Antrage um eine Ange» 
legenheit handle, die in Art. 8, 10 oder 11 des Gef. vom 8. Auguſt 1878 aufgeführt jei- 
Dieje Behauptung ift, jo wie fie lautet, jehr bedenklih. In dem angef. Gejege findet ſich 
nirgends eine Beitimmung, welde dem VBerwaltungsgerichtähofe die Befugniß verleiht, über 
Beichiwerden wegen verweigerter oder verzögerter Rechtöpflege zu befinden und dienjtesauf- 
fihtlihe „Aufträge“ in diejer Beziehung an die Unterbehörden zu erlafien. Man fann bier 
nicht einmal die „Analogie“ der R.=3.-P.-D. anrufen; denn dieje hat die Regelung diejer 
Materie dem Landesrechte anheimgegeben und das Beichwerdeverfahren nicht darauf ausge— 
dehnt. Bol. Strudmann und Kod, die Zivilprozehordnung für das deutſche Reich, er 
läutert, 4. Uuflage, 1883, ©. 575, v. Bilmomsfi und Levy, Zivilprogehordnung und 
Gerichtsverfafiungsgej. für das deutiche Reich nebft den Einführungsgejegen. Mit Kommentar 
in Anmertungen. 3. Aufl., 1884, ©. 643. 

2) Geſeß Art. 10 u. 11. 

) Geſ. Art. 15, vgl. W. Krais, Kommentar ©. 161. Natur und Umfang des Ober- 
auffichtärechtes jind jpäter zu erörtern. 

2) Gej. Art. 29, Bollz.:Borjchr. v. 1. Sept. 1879 88 9 Abi. III u. 11. W. Krais, 
Kommentar ©. 188; G. Kahr, Kommentar ©. 220 f. 

6 Gef. Art. 36 Abſ. IL, 38, 41 bij. IL. 

) Berord. vom 31. Augujt 1879 88 2 Abi. I u. 11. 
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den vorbereitenden Berhandlungen und dem Vortrage in der Sigung thunlichit 
ein rechtskundiges Magijtratsmitglied betraut werden.') 

Die Kreisregierungen, Kammern des Innern und der }Finanzen,?) ent- 
ſcheiden in Senaten, welche mit GEinjchluß des Borjigenden aus drei Mit— 
gliedern bejtehen.?) Die Bildung der Senate und die Gejchäftsvertheilung 
an Ddiejelben erfolgt durch den Negierungspräfidenten im Benehmen mit dem 
Regierungsdireftor.*) 

Der Senatsvorftand ernennt die Berichterjtatter, leitet die Sigungen und 
bandhabt die Sigungspolizei.?) Bei Verhandlungen von längerer Dauer fann 
der Senatsvorftand durch Vermittlung des Präfidenten Ergänzungsrichter zu- 
ziehen, welche den Verhandlungen beiwohnen und im Falle der Verhinderung 
eines Richters für denjelben einzutreten haben.‘) Prozepleitende und Vollzugs— 
verfügungen erläßt der Negierungspräfident, der auch die Sigungen bejtimmt.”) 

Für das Königreich bejteht ein Verwaltungsgerichtshof mit dem Site in 
Münden. Derfelbe ift aus einem Präſidenten, einem Direktor und der er: 
forderlihen Zahl von Räthen gebildet. Hiezu kömmt das entjprechende Unter: 
perjonal.®) 

Sind in einzelnen Fällen?) jo viele Mitglieder des Berwaltungsgerichts- 
bofes verhindert, daß die zur Beichlußfajlung nöthige Zahl nicht mehr vor: 
handen ijt, jo fünnen zur Ergänzung Mitglieder des oberjten Yandesgerichts 
beigezogen werden. Die Abordnung erfolgt auf Anregung des Präfidenten des 
Berwaltungsgerichtshofes durch den Präfidenten des oberjten Yandesgerichts.!") 

Die Ernennung zum Richter des VBerwaltungsgerichtshofes ijt durch den 
Nachweis der Fähigkeit zum Richteramte!“) bedingt. Sie erfolgt auf Vorjchlag 
des Geſammtminiſteriums, bei Rathsſtellen außerdem nach gutachtlicher Ver: 
nehmung des Gerichtshofes, durch den König.'?) 

Die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes haben die Rechte der Richter. 
Sie fünnen während der Dauer ihres Nichteramtes im Verwaltungsdienſte 
nicht verwendet werden.'?) Dieſes legtere Verbot bezieht ſich übrigens nur auf 
die ftändige und auf die entgeltliche Uebernahme von öffentlichen Verwaltungs: 
geihäften.'*) 


0 Sei. Art. 30. Bol. dazu G. Kahr, Kommentar ©. 221 f. 

2) Gej. über die Erbichaftsiteuer vom 18. Auguit 1879 Art. 37 Abſ. II u. VI, über 
dad Gebührenmweien v. gl. T. Art. 209 Abi. I u. V, 37; R.-6.-8.:G. $ 194 Abi. I. 

9) Geſ. Art. 31 Abj. II. Ueber die Fälle, in denen bereits früher Senatsentiheidungen 
bei den Kreißregierungen vorfamen, j. W. Krais, Kommentar ©. 190., 

9 Müheres in $ 12 der Boll;. :Borihr. vom 1. Sept. 1879. 

5, Gej. Art. 36 Abi. I, 37, 34 Abi. III; Vollz.-Vorichr. 83 12 Abi. V, 15 Abi. I. 

9) Hei. Art. 37, R-©.-B.:9. 8 194 Ubi. 11. 

7) Gef. Art. 35 Abſ. II, Bolla.:Vorichr. 88 15 Abſ. II, 16 ff. 

8) Geſ. Art. 1 Abi. I, 11, IV; Berord. vom 31. Augujt 1879 88 1, 2 und wegen des 
Unterperionales $$ 5, 7, 9—13, 17. 

9, Es ijt alſo nur vorübergehende Aushilfe, nicht nebenamtliche Verwendung der Mit« 
glieder dee o. L.G. ſtatthaft. Bgl. W. Krais, Kommentar ©. 36. 

10) Geſ. Art. 1 Abſ. III; vgl. Art. 6 Abi. II u. 18 Wbj. IIL Vollz.Vorſchr. vom 
1. Sept. 1879 8 32. 

1) R⸗Ger⸗V.⸗«G. 88 2, 4, 5. E.G. hiezu $ 22. 

12) Gef. Art. 3, 5 Abj. IL Wegen des übrigen Perjonales j. Berord. v. 31. Auguit 
1879 88 3, 9, 12, 

en) Gef. Art. 2 u. 58. Dazu Berordn. vom 31. Auguft 1879 SS 4,8. ©. Kahr, 
Kommentar ©. 23 ff und 270. 

14) Bergl. W. Krais, Kommentar ©. 27, ©. Kahr, Kommentar ©. 24 fi. Nach 
dem Bortlante des Geſehes kann die ſtändige, wenn auch unentgeltliche Verwendung eines 
Mitglieds des V.G.⸗H. im Verwaltungsdienjte nicht als zuläßig erachtet werden. 


Tag 
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Die oberjte Dienjtesaufficht über den Vermwaltungsgerichtshof, deſſen Mit- 
glieder und fonjtiges Perfonal jteht dem Staatsminiiterium des Innern in der= 
ſelben Weife zu wie dem Staatsminifterium der Justiz über das oberſte Landes— 
gericht und deſſen Meitglieder. 

Die unmittelbare Dienjtesaufjicht über die Mitglieder, ſowie über Die 
jonjtigen Beamten und Bedienfteten des Gerichtähofes führt der Präfident. 
In wichtigeren Angelegenheiten ijt hiebei die Beſchlußfaſſung des Präſidiums 
zu veranlajien.!) 

Das Haupt des Gerichtshofes iſt der Präfident. Er iſt der dienitliche 
Vorgeſetzte ſämmtlicher Beamten und Bedienjteten des Gerichtes, er leitet und 
beauffichtigt den Gejchäftsgang,*) erläßt, abgefehen von der Anordnung 
materieller Ergänzungen, die prozeßleitenden Verfügungen’) und hat den Borlig 
im Plenum und in jeinem Senate. 

Bei jeiner Verhinderung und ebenjo bei Erledigung der Stelle wird er 
zunächit von dem Direktor, nöthigen Falls durch den an Dienitjahren, bei 
gleichem Dienjtalter durch den an Lebensjahren ältejten Rath vertreten.*) 

Das Präjidium des Gerichtshofes beten aus dem WPräfidenten, dent: 
Direktor und dem ältejten Nathe und wird, wenn erforderlich, in der eben 
angegebenen Weiſe ergänzt. Dem Präfidium obliegt die Mitwirkung bei der 
Handhabung der Dienjtesaufficht, forwie die Bildung der Senate und die Ge— 
ichäftsvertheilung an diejelben.?) 
® Im Uebrigen gliedert fich der Gerichtshof in das Plenum und in 

enate 

Das Plenum tritt bei Ausübung der Nechtiprehung nur ausnahmsweiſe 
in Thätigkeit.) In ſolchem Falle ıft zur Faſſung einer Plenarenticheidung 
die Theilnahme von zwei Dritttheilen aller Mitglieder des Gerichtshofes 
erforderlich.) Im Uebrigen ist das Plenum zur qgutachtlichen Neußerung in 
Sujtizveriwaltungsangelegenheiten berufen. Gejeglich vorgeſchrieben ift diejes Ein- 
vernehmen binfichtlich der Beſetzuug der Rathsſtellen und des Erlajjes minifterieller 
Bollzugsvorjchriften über das verwaltungsgerichtliche Verfahren’) 

Die Entjcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes erfolgen regelmäßig 
durh Senate von fünf Mitgliedern einfchließlich des Vorſitzenden.“) 

Die Eintheilung des Gerichtshofes in Senate und die Aufitellung der 
regelmäßigen Erjagmitglieder geſchieht durch das Präfidium für die Dauer 
eines Kalender Jahres.'”) Eine nothwendig werdende zeitweilige Vertretung 
wird vom Präfidenten verfügt.!') 


') Gef. Art. 5 Abi. I u. dazu R⸗G⸗V.G. 8 1, bayer. Ausf-Geſ. hiezu vom 23. Febr. 
1879 Art. 68 ff: ferner Verord. vom 31. Auguſt 1879, 88 14, 21. — Weber den jährlichen 
Geichäftsbericht des Verwaltungsgerichtshofe® an das Staatsminifterium des Innern ſ. 
Bollz.:Borichr. vom 1. Sept. 1879 8 40. 

?) Verord. vom 31. Auguſt 1879 8 24, Vollz.Vorſchr. v. 1. Sept. 1879 8 28. 

2) Vollz. Vorſchr. vom 1. September 1879 $$ 29 Abſ. IL, 33 Abi. II; vergl. Ge} 
Art. 40 Abi. III 

Verord. dv. 31. Auguſt 1879 8 15. 

°) Geſ. Art. 6 Abj. 1, Verordnung $ 14 Abi. I; Vollz. Vorſchr. 88 30, 31. 

9) Gef. Art. 18 Abſ. I und 43, wovon jpäter. 

) Gef. Art. 44. 

) Gef. Art. 3 Abi. II u. 16 Abi. IV um. V. 
) Sei. Art. 39, 37; R.G.V.G. $ 194 Abi. I. 
10) Geſ. Art. 6 Abi. I und dazu Vollz.Vorſchr. vom 1. Sept. 1879 8 80. 

1) Geſ. Urt. 6 Abj. IH. Gegebenen Falles findet Art. 1 Abf. III (vgl. oben ©. 228 
Anm. 10) Anwendung. 
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Jedes Mitglied des Gerichtshofes fann mehreren Senaten angehören, der 
Direktor auch demjenigen, dejjen Borjtand der Präfident ift.") 

Mit der Bildung der Senate wird zugleich die Gejchäftsvertheilung unter 
Diejelben vorgenommen.?) 

Jeder Senat hat einen Vorjtand. Lebterer ernennt die Berichterftatter 
für die einzelnen Gejchäftsgegenftände,?) leitet die Verhandlungen, Berathungen 
und Abjtimmungen, handhabt die Situngspolizei?) und verfügt über die Zus 
ziehung von Ergänzungsrichtern bei Verhandlungen von längerer Dauer.°) 

Eine Bertretung der öffentlichen Intereſſen durch eine Staatsanwaltichaft 
bejteht im Allgemeinen nur beim Berwaltungsgerichtshofe. Daraus ergibt jich, 
daß der Negierungsgewalt gegenüber den Entjcheidungen der Verwaltungs— 
gerichte unterer und mittlerer Inſtanz in der Regel fein Bejchwerderecht zur 
Berfügung fteht. Nur vor den Senaten der Negierungsfinanzlammern tritt ein 
Bertreter des Aerars als Staatsanwalt auf.*) 

Die Staatsanwaltichaft beim VBermwaltungsgerichtshofe beiteht aus einem 
Dberftaatsanwalte als Vorſtand und der erforderlichen Zahl von Neben: 
beamten.”) 

Die Mitglieder der Staatsanwaltichaft ernennt der König auf Vorſchlag 
des Gejammtminijtertums.?) 

Bei vporübergehender Verhinderung der Staatsanwälte erfolgt die Auf: 
ftellung der etwa erforderlichen Aushilfsbeamten Durch das Staatsminifterium 
des Jımern.‘) 

Die Staatsanmwaltichaft am Verwaltungsgerichtshofe ſteht unter der dient: 
lichen Aufficht des Staatsminifteriums des Innern.!“) Stiefann jedoch hinfichtlich 
der einzelnen Streitjachen von den betbeiligten Staatsminijterien Weifungen er: 
holen und erhalten, welche fie zu befolgen verpflichtet ift.'') 

Der Oberſtaatsanwalt ijt dienftlicher Vorgeſetzter jeiner Nebenbeamten, 
welche jeinen Dienitbefehlen Gehorjam jchulden. Der Oberjtaatsanwalt kann 
fih bei allen Berhandlungen durch feine Nebenbeamten vertreten laſſen. 
Letztere find, wenn jie für ihn auftreten, zu allen Amtsverrichtungen desjelben 
ohne den Nachweis eines bejonderen Auftrages beredhtigt."?) 

Unter gewijjen Vorausjegungen können Beamte, welche zur Mitwirkung 
bei Handhabung der Verwaltungsrechtspflege berufen find, von der amtlichen 
Thätigfeit im einzelnen Falle entweder kraft Geſetzes ausgeſchloſſen jein oder 
durch Ablehnungsantrag einer Partei ausgefchlojien werden.“) Ein jolcher 


2, Gef. Art. 6 Abi. II. 

?, Näheres Vollz.Vorſchr. vom 1. Sept. 1879 $ 31 Abi. I. 

* Sei. Art. 36 Abj. I, 41 Abſ. III. Dazu Vollz.-Boricr. 88 31 Abi. II, 33 Abi. I. 

) Gef. Art. 37, 34 Abi. III, 41 Abſ. IL. 

5) Gej. Art. 37, 41 Abi. III; R-G.V.G. 8 194 Abi. II. 

9) Geſ. über die Erbichaftsjteuer vom 18. August 1879 Art. 37 Abſ. III, über das 
Gebührenmwejen vom gl. T. Art. 209 Abſ. II. 

) Geſ. Art. 4 Abj. I, Verordnung vom 31. Auguſt 1879 $ 6 Abi. I. 

9) Geſ. Art. 5 Abſ. III. Dazu VBerord. 88 5, 6 Abi. II, 8 Abſ. III, 22 Abſ. II; 
Vollz-Vorſchr. $ 37 Abf. III; f. Entichliegung vom 5. Nov. 1882 (G.- u. B.:Bl. ©. 568). 

*) Verordnung $ 22. 

19) Geſ. Art. 5 Abi. IL 

1) Gef. Art. 4 Abi. II Dazu W. Krais, Kommentar ©. 39. 

2) Vollz. Vorſchr. $ 38. Dort ift beigefügt: „Ein Wechjel in der Perfon des Staats— 
anwalts bei Verhandlungen in einer und derjelben Sache iſt nicht ausgeſchloſſen, aber thun- 
fihjt zu vermeiden.” 

») Iudex inhabilis — iudex suspectus, 
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Ausschluß kann nur den Verwaltungsrichter, niemal® den Protofollführer !) 
oder den Staatsanwalt treffen. 

Die bezüglihen Beitimmungen des verwaltungsgerichtlichen Prozeßrechtes 
lehnen ſich mit einigen Abänderungen an jene der Zivilprozeßordnung“) an. 

Vorweg ift in diefer Beziehung zu bemerfen, daß, wo bejondere gejegliche 
Borjchriften beftehen, die Anwendbarkeit der Normen der Bivilprozekordnung 
vollftändig ausgeſchloſſen ift. Dies ift Hinfichtlih der Gemeindebehörden 
der Fall.?) 

Wo der Verwaltungsrichter von der Ausübung des Nichteramtes fraft 
Geſetzes ausgeſchloſſen ift, hat er jelbjt aus eigener Bewegung fich der richter- 
lichen Thätigfeit zu enthalten; er fann aber auch von der Partei abge- 
lehnt werden.*) 

Der BVBermwaltungsrichter ift gejeßlich ausgejchloffen, wo der Zivilrichter 
nad) der Reichs-Zivilprozeßordnung ausgeſchloſſen ift.°) 

Im Uebrigen fann der Verwaltungsrichter wegen Bejorgniß der Befangen- 
heit, d.h. dann abgelehnt werden, wenn ein Grund vorliegt, welcher geeignet 
ift, Mißtrauen gegen die Unparteilichfeit des Richter zu rechtfertigen. 

Das Ablehnungsrecht fteht in jedem Falle beiden Parteien zu.) 

Die Ablehnung wegen Bejorgniß der Befangenheit ”) ift nicht mehr 
ftatthaft, wenn die Partei, ohne den ihr befannten Ablehnungsgrund vorzus 
bringen, vor dem Verwaltungsrichter fich in eine Verhandlung eingelajjen oder 
Anträge gejtellt Hat. Im Falle fpäterer Ablehnung muß die Partei glaubhaft 
machen, daß der Ablehnungsgrund erjt in der Folge entjtanden oder ihr be— 
fannt geworden ift.®) 

Das Ablehnungsgefuch ift bei dem Vermwaltungsgerichte, welchem der Ver— 
waltungsrichter angehört, anzubringen.) Der Ablehnungsgrund ift glaubhaft 
zu machen. Dabei fann auf das Zeugniß des abgelehnten VBerwaltungsrichters 
Bezug genommen werden. Leßterer hat ſich auf alfe Fälle dienjtlich über den 
Ablehnungsgrund zu äußern. !” 

Zur Glaubhaftmahung !!) können alle Beweismittel benüßt werden. Doch 
ift in den beiden hier erörterten Fällen !?) der Eid der Betheiligten nach den 


’) Gef. Art. 18 Abſ. I arg. voc. „Ablehnung eines Richters“, „Ablehnung von 
Beamten, twelde zur Mitwirkung bei der Entjheidung einer Verwaltungsrechtsſache 
berufen find“. Bol. &. Kahr, Kommentar ©. 188, 

2) 88 4148. 

2) Sem.-Drdng. f. d. Landesth. diesj. des Rheins Art. 108, f. d. Pfalz Art. 78, 
Entih. des 3.6.9. II ©. 103, II ©. 371; Heimatgej. dom 16. April 1868 Art. 19 
Abj. II, 27 Big I, Beidegej. vom 28. Mai 1882 Art. 50. Dazu ©. Kahr, Kommentar 
©. 188 f., . Krais, Kommentar ©. 170, 

9 SE :D. 8 42 Abi. I. 

°) ZPD. $ 41. Bol. dazu ©. v. Bilmomäfi u. M.Levy, Zivilprozeßordnung 
und Gerichtsverfaſſungsgeſetz, Kommentar, ©. 68 fi, 3. Strudmann u. R. Kod, die 
Zivilprozeßordnung für das deutſche Reich. ©. 38 f. 

9) Z-P-D. 8 42. 

Die Ablehnung wegen ae fan jederzeit erfolgen. 

3-8. $ 43, 44 Abi. I 

) 3:82. Tas abl. 1. 

3-B.:D. 8 44 Abſ. II u. II. Nach dem Gebührengeſetze vom 18. Auguſt 1878 
2 m Ziff. 3 werden in dem Verfahren wegen Ablehnung eines Beamten Gebühren nicht 
erhoben 

11) Weber den Begriff val. v. Wilmowskiu. Levy a. a. D. ©. 363 f. 

2) 3. P.O. $ 44 Abi. IV u. $ 44 Abf. II. 
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Grundſätzen des verwaltungsgerichtlichen Prozejjes') und im zmeiten alle 
jeder Eid nad) den Beitimmungen der Zivilprozegordnung?) ausgefchlofien. 

Eine Beweisaufnahme, welche nicht jofort ?) erfolgen kann, ift un— 
itatthaft.*) 

Ueber das Ablehnungsgejuch enticheidet das Berwaltungsgericht, welchem 
der Abgelehnte angehört, mit der Maßgabe, daß Ablchnungsgejuche gegen 
Bezirfsamtsvorjtände von dem Plenum der vorgejegten Kreisregierung, 8. d. J., 
zu bejcheiden find, wenn der Bezirfsamtsvorjtand die Ablehnung nicht jelbit 
für begründet erachtet.?) 

Hiernady bejchließt über die Ablehnung bezirfsamtlicher Nebenbeamten der 
Vorſtand, über die Ablehnung von Magiftratsmitgliedern das Magiftrats- 
Kollegium, über die Ablehnung eines Regierungsmitgliedes dad Plenum der 
betreffenden Kammer,“) über die Ablehnung eines Mitgliedes des Verwalt— 
ungsgerichtshofes das Plenum des Legteren.”) Die Regierungen und der Ber: 
waltungsgerichtshof entfcheiden in geheimer Sigung,?) legterer nad) Anhörung 
des Staatsanmwaltes.”) 

In feinem Falle braucht eine mündliche Verhandlung dem Bejcheide vor: 
berzugehen.!®) 

Gegen den Beichluß, durch welchen das Ablehnungsgefuch für begründet 
erflärt wird, findet fein Rechtsmittel ftatt.'") Beſchwerden gegen abmweijende 
Beichlüfje'?) werden in dem für die betreffende Prozeßſache vorgejchriebenen Ver- 
waltungsrechtszuge, wenn es fi) um Ablehnung eines Bezirfgamtsvorjtandes 
handelt, vom Berwaltungsgerichtshofe erledigt.'®) 

Die Beſchwerden werden von den Senaten der Kreisregierungen und des 
Berwaltungsgerichtshofes in geheimer Sigung verhandelt und bejchieden.'*) 





') Gef. Art. 20 Abſ. VII. Wenn auch dieje Vorſchrift zunächſt nur den Beweis in 
der Streitfache jelbjt im Auge hat, jo muß jie dod) a fortiori auf Beweisführungen Anwen- 
dung finden, die einen prozejjualen Nebenpuntt betreffen. Der Borbehalt „bejonderer Ges 
jege” kann auf 88 44 Abſ. IV mit 266 der 3..B.-D. nicht bezogen werden. Denn es jollen 

offenbar Ausnahmen nur mit Rüdficht auf die befondere Natur ded materiellen Streites 
scale. jein. 


4 Abi. I. 
9%) Zeugen müſſen — ſein, Urkunden müſſen en Bol. v. Wilmowski 
u. Levy a. a. D. ©. 365, Strudmann u. fod a. a O 


9) 3.P. O. —*8* Die Anwendbarkeit dieſes — im 5 vom 8. Auguſt 1878 
nicht angeführten Paragraphen — auf das verwaltungsgerichtliche Verfahren ergibt ſich 
— * — beſtimmt, was unter Glaubhaftmachung in $ 44 zu verſtehen iſt. 

D. $ 45 mit Gef. Art. 18 Abſ. L Daß im lepterwähnten Falle Plenarent- 
köeibur bie iſt, iſt im Geſetze nicht deutlich ausgedrüdt, ergibt fi aber aus den Mo- 
tiven. Rat. G. Kahr, Kommentar ©. 186 u. 189, 

6, Auch die —— kommen in Betracht. Vgl. oben S. 221 Anm. 5. 

9 Gef. Art. 18 Abſ. I 

#) Dies erhellt mittelbar aus Art. 32 Abſ. II u. 33 des Geſ. ©. Kahr, Kommentar 
Seite 189. 

) Gef. Art. 42 Abi. L 

BD. $ 46 Abi. I. 

BD. 8 46 Abi. IL Entiheidungsgründe brauden daher nicht beigefügt zu fein. 
Geſ. Art. 21 Abſ. IL 
' u) a. müfjen mit Entfheidungsgründen verjehen fein. Gef. Art. 21 Abſ. II. Bol. 
erner Art. 

18) be. rt 18 Abi. II, Art. 32 Abſ. III. Vgl. hiezu die zutreffenden Erörterungen 
von ©. Kahr, Kommentar ©. 189 f. Das Geſetz jpridt von „dem für Vermwaltungsrechts- 
ſachen vorgejchriebenen Inſtanzenzug“. Kahr macht mit Recht darauf aufmerfjam, dab es 
einen ſolchen, regelmäßigen ng nicht gibt. 

10) Gef, Art. 32 Abi. I, 41 Ubi. IL ©. Kahr, Kommentar ©. 229. 
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Ein abgelehnter Berwaltungsrichter hat vor Erledigung des Ablehnungs— 
gejuches nur jolche Handlungen vorzunehmen, welche feinen Aufichub ges 
jtatten.') 

Das für die Erledigung eines Ablehnungsgefuchs zuftändige Verwaltungs 
gericht hat auch dann zu entjcheiden, wenn eim jolches Gejuch nicht angebracht 
it, ein Verwaltungsrichter aber von einem Verhältnifje Anzeige macht, welches 
feine Ablehnung rechtfertigen fünnte, oder wenn aus anderer Veranlafjung 
Zweifel darüber entjtehen, ob ein Verwaltungsrichter kraft Geſetzes ausge— 
ſchloſſen ſei. Die Entjcheidung erfolgt ohne vorgängiges Gehör der Parteien.?) 

Wird in Folge des Ausjchluffes oder der für begründet erfannten Ab— 
lehnung eines Verwaltungsrichters das betreffende Verwaltungsgericht beſchluß— 
unfähig, jo hat die nächjtvorgejegte Verwaltungsbehörde?) das Erforderliche 
zu verfügen!) und nöthigen Falles eine andere Behörde der gleichen Kategorie 
wie die bejchlußunfähige mit der Entjcheidung der Sache zu beauftragen. Bei 
Beichlußunfähigkeit des VBermwaltungsgerichtshofes tritt, wie bereits erwähnt, 
Ergänzung aus dem oberjten Yandesgerichte ein.’) 


$ 3. Mbgrenzung des Gebietes der Verwaltungsrechtspflege. 


Neben der organijatorischen Frage iſt die andere von hervorragender 
Wichtigkeit, in welcher Weiſe das Thätigfeitsgebiet der Organe der öffentlichen 
Nechtiprechung einerjeit® gegenüber den bürgerlichen Gerichten, andererfeits 
gegenüber der Verwaltung abzugrenzen je. Man könnte verſucht jein, zur 
Beitimmung diefer Grenzen einfach jene allgemeinen wiljenjchaftlichen Grund— 
jäge zu benüßen, die wir oben entwidelt haben. Allein man würde dabei 
zu Ergebnijjen kommen, die mit dem geltenden Rechte manchmal wenig im 
Einflange ftünden. 


Was zunächit die Grenzicheidung zwiſchen den ordentlichen Gerichten und 
den Organen der Berwaltungsrechtiprechung anlangt, jo enthält das Reichs: 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz in $ 13 Folgendes: 

„Bor die ordentlichen Gerichte gehören alle bürgerlichen Rechtsjtreitig- 
feiten und Strafjachen, für welche nicht entweder die Zuftändigfeit von Ver— 
waltungsbehörden oder VBerwaltungsgerichten begründet ijt, oder nicht gejeglich 
bejondere Gerichte bejtellt oder zugelaſſen find.“ ®) 

Hiernach entjcheidet über die Grenze zwiſchen der Nechtiprehung der 


ordentlichen Zivilgerichte und der Organe der VBerwaltungsrechtspflege im 
MWejentlichen das Landesrecht. 


) Z.P.O. $ 47. Auf den geſetzlich ausgeſchloſſenen Richter iit die Beſtimmung nicht 
anwendbar. Vgl. v. Wilmowski u. Levya. a. ©. 72. 

2) 3. P.O. 8 48, 

2) Alſo die nächſt höhere Inſtanz der Verwaltung, nicht des Verwaltungsrechtsweges. 
W. Krais, Kommentar ©. 171, ©. Kahr, Kommentar S. 190. Hinſichtlich der Kreis— 
regierungen beider Kammern iſt das Staatsminiſterium des Innern, bezw. der Finanzen 
zuſtändig, erſteres ohne Rückſicht darauf, ob die Streitſache ſelbſt ſeinen Geſchäftskreis berührt. 
Vgl. Kahr a. a. O. S. 184, 186. 

9) Vgl. Kahr a. a. O. 

5) Geſ. Art. 18 Abſ. III. 

°) Vergl. darüber ©. v. Sarwey, das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechts— 
pflege ©. 287 fi, Strudmann und Kod, die Zivilprogehordnung zc. ©. 986 ff., von 
Wilmowski und Levy, Zivilprozehordnung ꝛc. S. 13 ff., 1056 ff. 





M. Seydel: Die VBerwaltungsrechtspflege in Bayern. 229 


Das bayerische Necht hat jedoch Feine gejegliche Beitimmung des Bes 
griffes der Zivilprozehfachen im Gegenjage zu den Berwaltungs: und Verwalt: 
ungsprozeßſachen aufzumweijen.') 

Demzufolge it davon auszugehen, daß die auf wiſſenſchaftlichem Wege 
ermittelte Grenze zwiſchen Zivil: und öffentlichen Nechtsjachen auch die regel: 
mäßige Örenze zwijchen dem Gebiete der Juſtiz und der Verwaltungsrecht: 
fprechung bildet, mit anderen Worten, daß regelmäßig die Zivilrechtsitreitig- 
feiten auch Juſtizſachen, die öffentlichen Rechtsitreitigfeiten Verwaltungsprozeß- 
fachen find. 

Für die Regel iſt hiernach die Begriffsbeitimmung der Zivilprozeßſachen 
als zutreffend anzuerkennen, welche 3. U. Seuffert?) gegeben hat: 

„Eine BZivilprozeßjache ift vorhanden, wenn die Hilfe des Staates zur 
Geltendmachung eines Privatrechtsverhältnifies wider einen beftimmten, im 
entgegengejegten Interefje betheiligten Gegner auf dem Grunde einer bejtehenden 
Rechtsnorm angerufen wird,“ oder, wie Brater e8 noch bejjer formulirt 
hat, „wenn die Hilfe des Staates wider einen bejtimmten Gegner zur Geltend— 
machung eines zwijchen den Barteien bejtehenden Privatrechtsverhältnijjes an— 
gerufen wird.“ ?) 

Es iſt nicht Aufgabe diefer allgemeinen Darlegung, zu zeigen, wie unter 
Anwendung der angegebenen Regel die Zuftändigkeitsverhältnijje für die ein- 
zelnen Arten von Rechtsjtreitigfeiten fich geftalten.*) 

Die Regel erleidet aber nach doppelter Richtung Ausnahmen. Es gibt 
Beftimmungen, durch welche die Enticheidung von Streitigkeiten des öffent: 
lichen Rechtes den ordentlichen Gerichten überwiefen, und es gibt Beſtimm— 
ungen, durch welche die Entjcheidung von Streitigkeiten des bürgerlichen 
Nechtes den ordentlichen Gerichten zu Gunften der Verwaltung entzogen 
find. Da dieſe Ausnahmen lediglih auf Erwägungen beruhen, welche die 
betreffenden einzelnen Streitgegenjtände angehen, jo fünnen fie nicht unter 
allgemeine Gejichtspunfte gebracht werden?) 


N) Auch die bayer. Zivilprozehordnung von 1869 jagt in Art. 1 lediglich: „Die bürger- 
lichen Redtsjtreitigkeiten find, joweit nicht gefeglicd; anders bejtimmt ijt, vor den bürger- 
lichen Gerichten zu verhandeln und durch diejelben zu enticheiden.“ Daraus ift ebenfowenig 
zu entnehmen, wie wenn Wrt. 13. Abſ. I Ziff. 1 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1878 jagt, 
die Zuftändigleit des Verwaltungsgerichtshofes erjtrede ſich nicht auf Rechtsſachen, welche vor 
die Sur oder Strafgerichte gehören. 

?) Kommentar über die baperiiche Gericht3ordnung I, Kap. 1 813, 1. Aufl. 1836, 
@. 117, 2. Aufl. (beforgt von K. Brater) 1855, ©. 156. 

) Bol. bieher Pöhlmann, über dad Wejen der jogen. adminijtrativ-fontentiöfen 
Saden mit bejonderer Nüdficht auf Bayern, 1853; K. Brater, Studien zur Lehre von 
den Grenzen der zivilrichterlihen und der adminijtrativen Zuftändigfeit, mit bejonderer Rück— 
fiht auf —8 Recht, 1855 (auch in den Bl. für adminiſtrative Praxis, Bd. V.); 
L. Hauſer, die deutjche Serichtäverfaflung, 1879, Zeitichrift für Reichs- und Landesrecht 
3». IV und V, aud) in beionderem Abdrude erjchienen. 

*, Eine eingehende cajuijtiiche Unterfuhung nad) diefer Richtung hat O. v. Sarwey, 
das öffentliche Recht und die Verwaltungärechtöpflege, S. 295 ff., unternommen. Material 
für das bayerijche Recht bieten die Entfcheidungen des oberjten Gerichtähofes über Kom— 
petenztonjlifte, beziv. nunmehr des Gerichtshofes für Kompetenztonflitte. Diejelben find amt— 
lih im Regierungsblatte, num im Geſetz- und Verordnungsblatte veröffentlicht. 

8) Bol. bieder 2. Haujer in der Zeitjchrift für Reichs- und Landesreht IV ©. 241 ff.; 
auch 3. Ü Seufjert, Kommentar zur bayer. Gerichtsordnung, 2. Aufl, IS. 166 ff. 
Annalen des Deutichen Reichs. 1885. 16 


— | 
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Wo Ausiprüche der Verwaltung nur unter dem gejeglichen Vorbehalte 
der Zuftändigfeit der Zivil oder Strafgerichte ergehen, ift die verwaltungss 
gerichtliche Zuftändigfeit ſtets ausgejchlofien. ') 

Hervorzuheben ijt übrigens, daß eine prozefjuale Ausnahmebeftimmung 
feinen Einfluß auf die innere Natur des Nechtöverhältnifjes felbit äußern kann. 
Ein Zivilrechtsverhältniß ift, mag darüber zu entfcheiden haben wer will, 
immer nach den Grundjägen des Zivilrechtes, ein öffentliches Rechtsverhältniß 
immer nach den Grundjägen des Staatsrechtes zu beurtheilen. 

Inſoweit Ausnahmebeitimmungen der eben erörterten Art nicht Pla 
greifen, entjcheidet über die Zuftändigfeit im einzelnen Falle die Natur des 
behaupteten Nechtsverhältnifies,‘) nicht aber die behauptete Natur des Rechts— 
verhältnifjes und eben jo wenig die Natur des wirklichen Rechtäverhältnifjes.°) 
Die Natur des behaupteten Rechtsverhältnifjes fann möglicher Weife erſt durch 
die Einwendung des Bellagten klar gejtellt werden. Wenn Jemand wegen 
Eingriffes in fein Privatreht klagt und wenn der Gegner den Eingriff auf 
einen öffentlichen Rechtstitel ſtützt, dann bejteht fein Streit über ein Privat: 
recht, ſondern über ein öffentliches Recht.') 

Eine andere Frage allgemeiner Natur ift die, wie es fich mit der Zu— 
ftändigfeit dann verhält, wenn die Enticheidung über einen Anſpruch, welcher 
dem einen Nechtsgebiete angehört, von der Beantwortung von Vor: oder 
Zwifchenfragen abhängt, die auf dem anderen Rechtsgebiete liegen.) Dabei 
ift vorweg zu bemerken, daß Fälle, wonach ein und derjelbe Anjpruch zu= 
gleich dem privaten und dem öffentlichen Rechte angehören würde, logijch un— 
möglich find.) Die Sade kann nur jo liegen, daß unter Umjtänden Die 
Entjcheidung einer Frage des öffentlichen Rechtes die vorgängige Entſcheidung 
einer Frage des Privatrechtes oder umgekehrt erheijcht.”) 


) Gej. vom 8. Auguft 1878 Art. 13 Abi. I Ziff. 2. Val. ©. Kahr, Kommentar, 
©. 171, ®. Krais, Kommentar, ©. 155 f. Vgl. auch J. A. Seuffert, Kommentar über 
die bayer. Gerichtsordnung, 2. Aufl., IS. 228 fi. Entid. des B.-G.:9. 111 ©. 364, 
V S. 280. 

2) Dabei iſt zu bemerken, daß der behauptete Rechtstitel für ſich allein nicht entſcheidet, 
injofern er jeiner Art nach jowohl dem bürgerlichen als dem öffentlihen Rechte angehören 
fann, wie z. B. Verjährung, Herfommen, Vertrag, Bergleid), negotiorum gestio, Leijtung 
aus Irrthum oder ohne Berpflihtungsgrund u. dgl. Bergl. 3. B. die Komp.Konfl.Entſch. 
RB. 1570 ©. 141, Gef. und BB. 1875 ©. 22, 1876 ©. 19, 1877 ©. 18, 1883 Anhang 
S. 10; Entih. d. B.-6.:9. V. ©. 46, 

3, Vgl. hierüber eingehend D.v. Sarwey, das öffentlihe Recht und die Berwaltungs- 
rechtspflege ©. 661 fi. ©. auch Brater, Studien x. ©. 68 ff., ferner Erf. des G.-H. für 
Komp.sstonfl., Gej.- und VBl. 1881 Anhang ©. 1 (S. 7 Literatur und Präjudizien). 

©. Sarweya. a. D. ©. 668 ff. Die bayerischen Kompetenztonfliftsentiheidungen 
beruhen manchmal auf anderer Anſchauung. Vgl. 3. B. Gel. und BB. 1878 Anhang 
©. 1. Es ijt indeß nicht abzujehen, wie ein Zivilredhtsftreit vorliegen joll, wenn Bellagter | 
dad vom Kläger behauptete Zivilrecht nicht bejtreitet, aber auf ein öffentliche® Recht 
fi beruft. Richtig ift, was im R.Bl. 1872 ©. 1975 bemerkt wird, daß für die Zuftändig- 
keit „nicht das, was der Bellagte zum Zwecke feiner Bertheidigung gegen die Begründung 
des Klägers vorbringt”, enticheidet, jondern die Natur des Klaganſpruchs. 

5) Dieje Frage fommt für das Verhältniß der Stra frechtspflege zur Zivil: oder Ber- 
waltungsrechtpjlege nicht in Betracht, da die jtrafrichterlihe Würdigung von den Enticheid- 
ungen * Zivil- und Verwaltungsgerichte unabhängig iſt. — 88 260, 261, 263, 
Einf.Geſ. hiezu $ 6. Vgl. die Ausführungen des Öer.:Oofes für Komp.-Konfl. Gej.- und 
B.-BL 1883 Anhang ©. 39 ff., insbefondere ©. 42 ff. 

So ridtig O. v. Sarwey a. a. O. ©. 648 f. gegen 8. Brater, Studien x. ©. 45. 

) Bal. hierüber insbejondere DO. v. Sarwey a. a. O. ©. 648 ff., U Haufer in ber 
BZeitich. für Reichs: und Landesredt IV ©. 257 ff. 
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Die Grundjäge des franzöfiichen und des deutjchen Rechtes bilden hier 
einen belehrenden Gegenſatz. 

Das franzöfiiche Recht führt den Grundſatz der Trennung von Juſtiz 
und Bermwaltung auch hinfichtlich der Zwiſchenfragen eines Nechtsjtreites folge 
richtig durch. Ergibt jich bei Gericht eine question prejudicielle des Ver— 
ne, jo bat darüber die zujtändige Verwaltungsbehörde zu ent- 

eiden.! 

Das deutiche Recht fennt diefe Scharfe Trennung der Zuftändigfeiten nicht. 
Nah deutichem Rechte gilt die Regel, daß die durch die Natur des Streit- 
gegenjtandes begründete Zuftändigfeit auch über alle Bor: und Zwifchenfragen 
jich erjtredt, welche bei der Entjcheidung in Betracht fommen, gleichviel ob 
diefe Fragen auf demjelben Rechtsgebiete liegen wie die Streitjache oder nicht. 
fer Auf diefem Standpunkte fteht auch die deutjche Zivilprozeßordnung, wenn 
ie jagt :?) 

„Das Gericht kann, wenn die Entjcheidung des Rechtsitreites ganz oder 
zum Theil von dem Bejtehen oder Nichtbejtehen eines Rechtsverhältniſſes ab- 
hängt, welches . . von einer VBerwaltungsbehörde (bezw. einem Berwaltungs- 
gerichte) jeitzuftellen ift, anordnen, daß die Verhandlung... bis zur Entjcheid- 
ung der VBerwaltungsbehörde (bezw. des Verwaltungsgerichtes) auszuſetzen jei.”®) 

Diefe Beitimmung läßt, entiprechend dem in 8 13 des Reichs-Gerichts— 
verfaſſungsgeſetzes niedergelegten Grundjage über die Zujtändigfeitsausjcheidung, 
alle Normen des Reichs- und Landesrechtes unberührt, welche die Entjcheidung 
gewiljer öffentlichrechtlicher Fragen den Gerichten volljtändig entziehen. 

Bon einer Aufzählung diefer Ausnahmefälle kann hier abgejehen werden. 
Dagegen verdient die frage eine nähere Unterfuchung, wie weit die erwähnte 
Negel des deutichen Rechtes angewandt werden kann, ohne daß eine Ber: 
mengung der Zuſtändigkeiten entjteht. 

Die innere Rechtfertigung der Regel liegt darin, daß die Entjcheidung 
des Richters nur den Anſpruch trifft, wegen deſſen geflagt it, die richterliche 
Würdigung von Zwiſchenfragen aljo nur die Bedeutung einer Begründung 
des Urtheils hat. Dit dies richtig, dann erfcheint es nicht gerechtfertigt, Die 
Zwiſchenfrage, ob ein Alt der Staatsverwaltung, bezw. eine Organes der- 
jelben dem öffentlichen Rechte entipricht oder nicht, der Entjcheidung des 
Zivilrichters mit Rüdjicht auf die Unabhängigkeit der Verwaltung zu ent- 
ziehen.‘) Denn diefe Unabhängigkeit kann nicht in Frage fommen, wo es ſich 
um Recht oder Unrecht handelt, wo alfo nicht zu verwalten, fondern zu richten 
ift. Der Verſuch einer jolhen Abgrenzung fann nie die Nebenordnung von 
bürgerlicher Rechtspflege und Verwaltung, jondern nur die Nebenordnung von 
bürgerlicher und öffentlicher Rechtspflege zum Ausgangspunkte nehmen. 

Hält man hieran fejt, jo wird jich allerdings auc auf diefem Wege 
berausjtellen, daß es Fälle gibt, wo die mehrerwähnte Zujtändigkeitsregel 
nicht anwendbar ijt, weil ihr innerer Grund nicht zutrifft. 


) Dareste, la justice administrative en France p. 207. 

5,8 139. 

3) Bal. dazu dv. Wilmowski und Levy, Zivilprozehordnung ©. 189 ff, &. Haufer 
in der Zeitihrift für Reichs- und Landesreht IV ©. 257 ff., ©. v. Sarmwey, das öffent: 
liche Recht und die Verwaltungsrechtäpflege S. 648 ff. 

*) Diejer Weg wird gewöhnlic eingeihlagen. Vgl. 2. Haufer in der Beitfchrift für 
Reicht: und Landesreht IV S.265 ff. W. Krais in den Bl. für adminiftr. Praxis XXXIU 
©. 70 ff. deutet S. 75 den richtigen Geſichtspunkt an und hebt ihn auch S. 108 f. hervor. 


16* 
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Es find dies jolche Fälle, in welchen der dem einen Rechtsgebiete ange: 
börige Anspruch objektiv nur entſtehen fann, wenn ein gleichfall® bejtrittenes 
Rechtsverhältniß gegeben ift, dejien Beurtheilung auf dem anderen Rechts: 
gebiete liegt. Hier liegt nicht blos ein prozejiuales Präjudizialverhältniß vor, 
fondern die Eriltenz des einen Nechtsverhältnijjes iſt die begriffliche Voraus— 
ſetzung der Exiftenz des anderen Es iſt nicht nur die Entjcheidung des 
Nechtsitreites über den Anfpruch, jondern die objektive Möglichkeit des Vor— 
handenjeins des Anjpruchs von jenem anderen Nechtsverhältnifje abhängig. 
Hier würde alfo der Richter mit der Entjcheidung über den Anſpruch noth— 
wendig nicht blos begründungsweije, jondern entjcheidungsmweile über eine 
Trage befinden müſſen, die außerhalb jeiner Zuftändigfeit Liegt.’) 

Dies würde zu einer Verwirrung der Zuftändigfeitsordnung führen. In 
folchen Fällen wird, auch wo eine ausdrüdliche Geſetzesbeſtimmung nicht ge- 
troffen ijt, die Klage erit angenommen werden dürfen, wenn die Möglichkeit 
des Beitandes des Anfpruches dadurch feititebt, daß die zujtändige Behörde 
über jenes Rechtsverhältniß entjchieden hat, welches die jachliche Borausjegung 
der Entitehung des Anfpruches bildet. 

In der bayerischen Rechtſprechung bat ſich die hier erörterte Ausjcheid- 
ung der Zuftändigfeiten vorzugsweile an einer Kategorie von Streitjachen 
herausgebildet, nämlich an dem zivilrechtlichen Entjchädigungsanjprüchen, die 
auf die Behauptung des geſetz- oder dienſtwidrigen Verhaltens eines üffent- 
lihen Beamten gejtüßt wurden.?) 

Aus unferer bisherigen Darjtellung haben fich die Grenzen ergeben, durch 
welche nach dem geltenden Nechte die bürgerliche von der öffentlichen Rechts— 
pflege getrennt wird. 

Die Ausjcheidung der Zuftändigfeiten zwijchen den Berwaltungsgerichten 
und den Berwaltungsbehörden,’) melche wir nunmehr zu betrachten haben, 
fällt nach bayeriſchem Nechte nicht durchweg mit dem Unterjchiede von Ver— 
waltungsjachen und VBerwaltungsrechtsjachen zujammen. Wäre die Ausfcheidung 
nach legterem Gefichtspunfte bezweckt worden, jo hätte die Zuftändigfeit der Ver: 
mwaltungsgerichte, wie dies zum Beiſpiele in Defterreich geichehen ift,*) durch einen 
allgemeinen Grundjaß bejtimmt werden müſſen. Derjelbe hätte nur dahin lauten 
fünnen, daß Jedem der Berwaltungsrechtsmweg eröffnet jei, welcher wegen Berlegung 
eines ihm zuftehenden öffentlichen Nechtes Klage erhebe. Die Gründe, warım die 
bayerische Gejeßgebung zur Aufitellung eines jolchen allgemeinen Grundfaßes fich 
nicht entjchlojjen hat, find praktiſcher Natur.?) Es läßt ſich nämlich nicht ver— 


1) Wenn 3. B. ein zivilrechtliher Entichädigungsaniprucd gegen den Staat oder einen 
Beamten darauf gegründet wird, dab ein VBerwaltungsaft vorgenommen worden jei, der 
dem öffentlichen Nechte nicht entipreche, oder dah ein Verwaltungsaft unterlafien worden jei, 
der nach öffentlihem Rechte hätte vorgenommen werden follen, jo würde das richterliche Ur— 
theil, welches unter Würdigung der Biltigfeit, bezw. des Gebotenjeing des Berwaltungsattes 
eine Entihädigung zuipricht, über jene üffentlichrechtliche Frage bireft entjcheiden. Es würde 
aljo über eine Streitfrage enticheiden, über die der HZivilrichter nicht enticheiden kann. 
AU. M. iit E. Löning, Lehrbuch des deutichen Verwaltungsredhtes ©. 786 f. 

2) Val. hierüber 2. Haujer in der Zeitichrift für Reichs- und Landesrecht IV ©. 265 
fi, V S. ünff., 8. Krais in den Blättern f. adminiftr. Praxis XXXIII ©. 33 ff. 

’) Vergleiche zum Folgenden E. Löning, Lehrbud des deutihen Berwaltungse 
rechtes $ 205. 

*), Gef., betr. die Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofes, vom 22. Oftober 1875 
(R.-G.-Bl. 1876 ©. 85) $ 2. Auch abgedrudt bei D. v. Sarmwey, das üffentlihe Recht 
und die Verwaltungsrechtöpjlege S. 205; Literatur ebenda ©. 203 Anm. 1. 

9) Vergl. G. Kahr, Kommentar ©. 56 f. 
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fennen, daß die Einführung einer Verwaltungsrechtspflege durch Verwaltungs— 
gerichte ein materielles öffentliches Recht vorausjegt, welches eine jcharfe und 
flare Scheidung zwijchen dem Gebiete der üffentlichrechtlichen Anfprüche und 
dem Bereiche der verwaltenden Thätigkeit durchgeführt hat.) Die Einfegung 
einer Verwaltungsgerichtsbarfeit für ein Rechtsgebiet, auf welchem die Geſtalt— 
ung des materiellen Nechtes diefer Anforderung nicht wenigftens einiger Maßen 
entipricht, würde eine Art von Borepov npsrepov enthalten und den Verwalt- 
ungsgerichten eine Aufgabe überbürden, die ihnen nicht zukommt und der fie 
nicht genügen fünnen, nämlich die, die Arbeit des Geſetzgebers zu ergänzen. 
Es ijt nun allerding® vom Geſetzgeber zu verlangen, daß er, fobald er ſich 
von der Nothwendigfeit der Einführung einer Verwaltungsrechtiprechung über: 
zeugt hat, das öffentliche Necht allenthalben jo geftalte, wie es gejtaltet fein 
muß, damit ein richterlicher Schuß verlegter Rechte eintreten könne. Indeſſen 
wäre es Doch faum zu billigen, wegen der Unmöglichkeit, der öffentlichen 
Rechtiprechung fofort den ganzen ihr gebührenden Wirkungsfreis einzuräumen, 
deren Einführung auf eine nicht abjehbare Zeit zu verjchieben. 

Läßt man diefe Erwägung gelten, dann erjcheint es gerechtfertigt, wenn 
der Gejegeber jo verfährt, wie er in Bayern und anderen deutjchen Staaten 
gethan hat, wenn er nämlich diejenigen Meaterien aufzählend bezeichnet, bei 
welchen er glaubt, daß für diefelben nach dem Stande des materiellen Rechtes 
eine VBerwaltungsgerichtsbarfeit in’8 Leben gerufen werden fünne. So zweck— 
mäßig aber auch ein jolches Borgehen des Geſetzgebers unter gegebenen Ber: 
hältnijjen fein mag, jo wird man doch in einer derartigen Bemejjung der ver: 
waltungsgerichtlichen Zujtändigfeit nur eine vorläufige Abichlagszahlung er: 
bliden dürfen. Es wird faum zutreffen, hier von einem „Enumerirungs- oder 
Spezialifirungsprinzip“ im Gegenbalte zu dem „eneralifirungsprinzip"” zu 
Iprehen; denn einen Grundjag ftellt nur das letztere, nicht das erjtere dar. 
Rechtsgrundjäge über die Abgrenzung der Zuftändigfeit zwiſchen Verwaltung 
und Verwaltungsrechtspflege kommen allerdings auch bei dem Syſtem der 
Aufzählung in Betracht, allein mittel3 diefer läßt fich nicht die Frage beant- 
worten, in welchen Materien die Nechtiprechung der Berwaltungsgerichte Plaß 
greift, jondern nur die Frage, wie weit für dieſe aufzählend bejtimmten 
Materien das Gebiet der richterlichen Zuftändigfeit reicht. 

Es beruht ſonach, was das bayerische Necht anlangt, nicht auf einem 
Nechtsgrundjage, jondern auf einer inneren Erwägung des Gejeßgebers, Die 
in Nichtaufzählung der betreffenden Materien zum Ausdrucke kommt, wenn 
öffentliche Nechtsftreitigkeiten von der Verwaltungsrechtiprehung deßhalb aus: 
genommen find, weil Volksausſchüſſe, 3. B. Steuerausſchüſſe oder, wie bei 
Legitimationsprüfungen, die Kammern des Landtages oder die Vertretungen 
der Gemeindeverbände darüber entjcheiden.?) Auf derjelben Linie fteht es, 
wenn die Gejeßgebung, von dem überdies nicht jtichhaltigen Gedanken aus— 
gehend, daß Negierungsafte der oberjten Staatsgewalt der verwaltungsrichter- 


') Bergl. meine Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre ©. 92. 

?) Vergl. Verb. d. K. d. Abg. 1866/68 Beil. Bd. IV. ©. 176. Die Ausnahme, welche 
für die Legitimationsprüfungen Defteht, bat die parlamentariiche Weberlieferung für ſich, 
innerlich gerechtfertigt ift fie nicht. Denn eine Gewähr dafür, dal die Entſcheidung nad) 
objeftivem Rechte ausfällt, ift hier mindeſtens nicht in höherem Maße gegeben, als wo die 
Rehtiprehung in den Händen der Verwaltung liegt. Bergl. den jüngjt gejtellten Antrag 
Eoronimi im öjterreichifchen Abgeordnetenhauje und darüber G. Jellinek, ein Verfafiungss 
gerichtshof für Dejterreih, Wien 1885, ©. 10 ff. 
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lichen Entſcheidung nicht umterjtellt werden können,) der höchſten Kategorie 
bon Gemeindeverbänden, den Kreisgemeinden, den Nechtsihug verjagt hat, 
welcher den Orts- und Dijtriftsgemeinden gewährt worden ijt.?) 


Die Materien, über welche die Verwaltungsrechtiprechung fich erjtredt, 
find in den Art. 7 Abſ. II, 8, 10 und 11 des Geſetzes vom 8. Auguft 1878 
aufgeführt und durch einige jpätere Gejehe vermehrt worden. Die Bedeut— 
ung der Ausfcheidung der Gegenftände in Art. 8 einerjeits und 10 und 11 
andererjeits des Gejeges vom 8. Auguſt 1878 iſt Tediglich eine prozejjuale 
und daher jpäter darzulegen.?) 


Eine Aufzählung der einzelnen Materien an diefer Stelle würde feinen 
wiſſenſchaftlichen Werth haben.*; Angelegenheiten, welche zwar die innere 
Natur öffentlichrechtlicher Streitigkeiten haben, jedoch unter feine der vom Ge— 
jege aufgeführten Materien fallen, fönnen nicht im verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren verfolgt werden. 


Innerhalb des NRechtögebietes, welches aus den obenerwähnten gejeglichen 
Vorſchriften fich ergibt, ift der Umkreis der Berwaltungsrechtiprehung durch 
folgende Grundjäße bejtimmt. 


Berwaltungsrechtsjachen find nur „bejtrittene Rechtsanſprüche und Wer: 
bindlichkeiten.“°) 

Es wird aljo zum Begriffe des Bermwaltungsrechtsitreites gefordert, daß 
e3 fih um ein beftrittene® Recht handelt. Berlegung eines bloßen Intereſſes, 
welches nicht durch eine Rechtsnorm gejchügt ift, begründet Feine verwaltungs= 
gerichtliche Klage. Auch für das öffentliche Necht gilt der Satz: Qui iure 


suo utitur neminem laedit.°) 


Wie jpäter noch eingehender darzulegen fein wird, bedingt das Vor— 
handenjein eines Nechtsftreites im öffentlichen Rechte nicht nothwendig auch 
das Borhandenjein zweier Prozepparteien. Ein Verwaltungsrechtsſtreit Liegt 
auch dann vor, wenn zwijchen einem Organe der öffentlichen Gewalt, das 
nicht als Prozeßpartei auftritt, und einem Einzelnen oder einer Körperjchaft 
öffentliches Recht ſtreitig iſt. 


W. Krais, Kommentar ©. 28. 

®, Der angegebene Beweggrund für diefe Ausnahme fann im NRedtsjtaate um jo 
weniger als durcjchlagend eracdtet werden, als derjelbe keineswegs eine gemeingiltige Grenze 
der Rechtſprechung bezeichnet. Ueberdies bemweijt er zuviel. Es gibt feine Abltufungen der 
Staatsgewalt in eine oberjte, mittlere und untere, jondern die Staatögemwalt iſt immer die- 
jelbe, gleichviel durch mweldyes Organ fie ſich äußert. Auch die richterlide Gewalt jpricht 
im Namen des Königs Recht. Die hier in Frage kommenden Bedenken find wohl mehr 
formeller Natur und von der Art und Weiſe hergeleitet, wie die Landrathsbeſchlüſſe be— 
jhieden werden. Es liehe fi) wohl eine Form finden, die jenen äußeren Bedenken Rechnung 
trägt und den Anforderungen eines geſicherten Rechtsſchutzes entſpricht. Vergl. übrigens 
den Abichied für den Landrath von Oberbayern vom 5. Mai 1884 (Gej..und B.:Bl. ©. 223) 
unter IV Ziff. 7. 

3, Bergl. bieder ©. Kahr, Kommentar ©. 58 ff. 

+) Es iſt hier auf die fommentatoriihen Bearbeitungen des Gejepes von G. Kahr und 
W. Krais hinzumeiien. De lege ferenda hat jhon im Jahre 1867 WA. Luthardt in den 
BL. f. adminijtr. Praxis XVII ©. 65 ff. die Zuftändigkeitsfrage behandelt. Bergl. auch die 
„Gegenvorſchläge“ ebenda ©. 337 ff. 

5) Gef. vom 8. Auguft 1878 Art. 8. Diefer nur in Art. 8 ausdrüdlich ausgejprochene 
Grundjag gilt allgemein, demnach insbefondere auch für den Art. 10. Bergl. G. Kahr, 
Kommentar ©. 135. 

°) Bergl. meine Örundzüge einer allgemeinen Staatslehre S. 101 f. 
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Wo über die Anwendung öffentlichen Wechtes mit dem oder den Be: 
— kein Streit beſteht, iſt ſelbſtverſtändlich keine Verwaltungsrechtsſache 
gegeben.’ 

Die Frage, wann ein öffentliches Necht vorliegt, wann nicht, läßt fich 
nur auf Grund der einzelnen Gejegesbeitimmungen beantworten. Sie bietet be> 
jondere Schwierigkeiten da, wo es fih um Abgrenzung der Handlungsjphäre 
der öÖffentlihen Berwaltung gegenüber der Wechtsiphäre der ihrer Gemalt 
Unterworfenen handelt. 

Das Gejep‘) bezeichnet in diefer Beziehung als den Gegenfab der Ver— 
waltungsrechtsjahen „Angelegenheiten und Fragen,“) in welchen die Ver: 
waltungsbehörden nad) ihrem Ermeſſen zu Kin ya berechtigt find“. Mit 
einer jehr ungenauen Abkürzung prlegt man bier von Ermeſſensfragen zu 
reden.) Das Gejeg meint hiemit jene Fälle, in welchen dem nach Zweck— 
mäßigfeitsrüdjichten bejtimmten Handeln der Verwaltung fein Recht einer Perſon 
oder einer Körperichaft gegenüberiteht. °) 

Daß in ſolchen Fällen ein Rechtsitreit nicht entſtehen kann, iſt eigentlich 
jelbjtverjtändlih und ebendarum aus den angeführten Worten des Geſetzes 
jelbjt für die Bejtimmung des Begriffes der Verwaltungsrechtsitreitigkeiten 
fein Gewinn zu ziehen. 

Das Geſetz bat nicht jene Fälle im Auge, wo die Verwaltung thätig 
wird, ohne irgendwie mit der Willensfreiheit oder dem Vermögen des Ein: 
zelnen in Berührung zu fommen ;*) denn bier ijt überhaupt ein Widerjtreit 
zweier Willen nicht denkbar. Das Gejeß meint nur jene Fälle, wo die Ver: 
waltung befugt ift, in die private Willensiphäre einzugreifen, ohne daß dieſem 
Eingriff gegenüber der entgegenjtehende Wille des Einzelnen rechtlich in Betracht 
fommt.?) Dies legtere Moment ift das ntjcheidende, nicht der Umſtand 
allein, daß bei Erledigung einer Sache das Ermejjen eine Rolle jpielt. Denn 
«3 gibt ein Ermejjen von zweierlei Art?) Das Ermeijen, welches vom Geſetze 


) Bergl. ©. Kahr, Kommentar ©. 79 f. 

2) Art. 13 Abi. I Ziff. 3. 

») Dieje Redewendung joll ausdrüden, dab Vermwaltungsfragen ſowohl für fich allein 
al in Berbindung mit Berwaltungsrehtsjahen vortommen können. Bgl. ©. Kahr, 
Kommentar ©. 172 f. 

9 E3 wäre jehr zu wünfchen gewejen, daß ſich diejer Ausdruck nicht eingebürgert hätte, 
da er zu unrichtiger Rechtsaufſaſſung verleitet. 

5) Es ift alio fein glüdlich formulirter Sap, wenn es in der Kompetenzkonfliktsent— 
icheidung des 3.6.9. (Sammlung Il Nr. 28 S. 144) heit: „Wenn aber Recdtsanjprüche 
der Art an genugiam beftimmte thatjächlihe Vorausſetzungen wie hier gefnüpft find, fallen 
fie... .. in das Gebiet der Verwaltungsrechtspflege - . .“ Denn jobald einmal die Frage 
zu bejahen ijt, daß ein Rechtsanſpruch vorliege, dann ijt eine Verwaltungsrechtsſache ge: 
geben und es ift einerlei, ob er an „genugjam bejtimmte thatfähliche Vorausſetzungen“ ges 
fnüpft ijt oder nicht. 

6) Diejer Fall liegt auch da vor, wo aus der Thütigfeit der Verwaltung eine jolche 
Berührung fi) zwar ergeben fann, aber noc nicht ergeben hat. Vgl. z. B. Entſch. des 
3.8.9. III ©. 218, IV ©. 311. 

?) Vgl. hieher die vorzüglicen Ausführungen Brater's, Verh. d. K. d. Abg. 1866/68, 
Beil. Bd. IV ©. 169, welche auh G. Kahr, Kommentar ©. 81, wiedergibt. 

°, Ein Beijpiel dafür, daß ein und diefelbe Frage des Ermeſſens je nach Umijtänden 
Gegenjtand der Würdigung durch die Verwaltung oder durch den VBerwaltungsrichter jein 
fann, bildet die Frage der Armuth. Der Arme hat fein Recht auf Unteritipung. “Be: 
ſchwert er fich wegen Verweigerung derfelben, jo ijt die Frage eine VBerwaltungsfrage. Die 
Gemeinde ift verpflichtet, ihre Armen zu unterjtügen. Leugnet fie in einem gegebenen Falle, 
daß ihr die Verpflihtung mit Recht auferlegt jei, indem fie behauptet, die betreffende Perſon 
fei nicht arm, fo ijt die Sache eine Verwaltungsredhtsjahe und der Verwaltungsrichter hat 
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freigelafien ijt, two e3 ſich darum handelt, zwijchen zwei Parteien das Recht feft- 
zuftellen,*) iſt ein richterliches Ermejjen.?) Es jtebt unter den Grundſätzen des 
Nechtes und hat nicht darnach zu fragen, was dem öffentlichen Intereſſe 
frommt.°) Eine Frage des Ermejjens der Verwaltung liegt nur da vor, 
two die Aufgabe nicht lediglich die ift, fejtzuftellen, was für die Partei Rechtens 
jein ſoll, fondern wo die Entjcheidung nur nach Rückſichten des öffentlichen 
Interefies zu treffen iſt.) Ein derartiges Ermeſſen hat aber bloß injoweit 
Spielraum, als es durch fein gegenüberftehendes Recht eingefchräntt iſt. Da 
das Ermejjen der Verwaltung nirgends ein ſachlich unbeſchränktes ift, ſondern 
ftet3 nur innerhalb bejtimmter jachlicher Grenzen ſich bewegt, jo ift auch in 
ſolchen Fällen die Möglichkeit eines Nechtsftreites nicht ausgejchlofjen.?) 
auch über die Frage der Armuth zu enticeiden. Der V.-G.-H. hat Erjteres anerkannt 
(Entſch. IS. 452, II ©. 67, 260), Lepteres dagegen, im ®iderjpruche mit den von ihm jonjt 
fejtgehaltenen Grundjägen vgl. unten Unmertung 2 2, inäbejondere die Entich. III ©. 637, 
IV ©. 245), es. pa (Entih. IS. 204, II S. 248) Ebenſo G. Kahr, Kommentar 
&.143. Die Ausführung des B.-©. 9. daß be Würdigung der Frage der Hilfsbedüritig- 
feit der weiteite Spielraum gegeben iſt“, iſt m. E. unerbeblih. Das ijt 3. B. ebenſo bei 
der Frage der Fall, ob einer Gemeinde aus einer Diſtriktsanſtalt erhöhte Vortheile er— 
wachſen. Entſcheidend iſt, ob es ſich um das Vorhandenſein einer rechtlichen Verpflichtung 
der Gemeinde handelt oder nicht. Man kann nicht von dem Begriffe der Armenunter— 
ſtützungspflicht die erſten zwei Silben der Verwaltung, die übrigen der Verwaltungsrechts⸗ 
pflege überweifen. Vgl. hieher auch Entſch. II ©. 64 und 549. 
®. quidquid paret dare facere oportere ex fide bona. 

9 Entich. dv. V.G. H. 1 S. 294 f., II ©. 142, 272, V ©. 328 (Gew.-Ordn. 88 33, 
35, perſönliche Qualififation) I ©. 389 (Gef. über den B.:0. 9. Art. 48, Vorausjegung der 
Erflärung einer Straße zur Diſtriktsſtraße), III ©. 637 mit IV ©. 245, 333, V ©. 203 
(Diftr. Raths-Geſ. Art. 32, Würdigung des Vorhandenjeins erhöhter Vortheile und der ent: 
Iprechenden Abjtufung der Beitragsquote bei Auflegung von Präzipualleiftungen einer Ge— 
meinde zu einer Dijtriktsanjtalt), V S. 118 (Berjagung der Armenunterftügung wegen un: 
geredtfertigten Ungehorjams des Armen gegen Anordnungen der Armenpflege.) 

3) Bl. ©. Kahr, Kommentar ©. 84. 

4) Val. außer den in der rolgenben Anmerkung aufgeführten Beifpielen Entich. des 
V. G. H. TS. 30, 11 ©. 301, IV ©. 157, (Beanjtandung des gemeindlichen Forſtbetriebs, 
Forſtſchutz und Bolizeiperjonals); 14 ©. 91, 11 ©. 220, 526, III S. 701, V ©. 81 (tiftungs® 
furatelamtliche und gemeindeaufjichtliche Genehmigung); 16. 206 (dies. Gem. Ordn. Art. 9, 
Wiederaufnahme der Stadtgemeindeverfafliung während der Wahlperiode) ; It ©. 510 (Be: 
willigung der Entlafjung von Gemeindeausihußmitgliedern); 11 S 521, 619, 654, IV 
©. 438 (Mothwendigkeit von Gemeindewegen, Erklärung eines Weges zum "Gemeindewege), 
v61 Str Sem. Ordn. Art. 37); V ©. 301 (Aufhebung einer beitehenden Diſtrikts— 
ftraße) ; I ©. 295, III ©. 99, IV S ©. 312 (Gew. Ordn. $ 16, genehmigungspflihtige An: 
sun): —E 156 (Gew. Ordn. $ 2, lärmende Gewerbe), 16. 144, 185, 269, 293, III 

©. 7 Gedürfniß- und Lofalirage bei Wirthichaften); I ©. 137 (Gew. DOrdn. N 37, Straßen: 
ewerbe); III ©. 609, IV ©. 69 (NAusjtellung von Ragdfarten in der Pfalz); u ©. 385 

anymufitbewinigung) II ©. 94 (Gefährdung des öffentlichen Interefies durch eine Stau- 
vorrichtung); I S 455 (Genehmigung einer Ueberfuhranjtalt) ; Im ©. 434 (BWafjerbenügungss 
gejeg Art. 52),V ©. 47 (Wajjerbenügungsgejep Art. 58); IV ©. 177 (Uferfchupgeieg Art. 20). 

8, Beiipiele: Entich. dv. B. 6-9 Te 105 und ii S. 70, * 718, III ©. 360 (Zus 
läffigfeit des Aufenthaltsverbotes ; eb desjelben); i . 217 (Verlegung realer 
Wirtbichaften ; ift die polizeiliche Prüfung des Rotals zuläjfig ; wenn ja, ijt das Lokal zu 
genehmigen ?); 11 ©. 77 (Verlegung einer Wirthichaft ; iſt die Prüfung der Vedürinißfrage 
zuläjjig; wenn ja, ijt die Genehmigung zu ertbeilen ?), I1 ©. 481, V ©. 163 (Befugniß 
aut Einziehung oder Verweigerung der Jagdkarte; Frage, 06 hievon Gebrauch zu maden); 
1 ©. 633 und IV ©. 496 (Verpflichtung zur Unterhaltung einer Diſtriktsſtraße. Art der 
Anlage derjelben); II ©. 710 (Verpflichtung der Gemeinde zur Erbauung einer Brüde für 
einen Gemeindeverbindungsmweg, Nothwendigfeit der Brüde); IV ©. 108 (ähnlicher Fall); 
11 ©. 384 (Gejeglichfeit der einer Gemeinde Itaatsauffichtlich ——— Leiſtung, Nothwen⸗ 
digfeit der Leiſtung und Leiſtungsſähigkeit der Gemeinde); V S. 27 (Bejegung einer Ges 
meindedieneritelle ; Beſchränkung der Auswahl auf Militäranwärter); V S. 154 Aufforſtung 
einer Dedfläche, Umfang des polizeilichen Anordnungsrechts; Geltendmachung desſelben). 
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Im Uebrigen werden feinerlei allgemeine Erörterungen die Schwierigkeit 
der Unterfcheidung zwiſchen Verwaltungs- und VBerwaltungsrechtsfrage im ein— 
zelnen ‘Falle befeitigen fünnen, und es wird zumeilen der Verwaltungsrichter für 
die Unzulänglichkeit des Geſetzes aufzukommen haben. Eine allgemeine Betrachtung 
fann höchſtens verjuchen, Auslegungsregeln zu geben, die überdies mit Bor: 
fiht zu fallen und mit noch größerer Vorſicht anzumenden find.) Will 
man nicht die Gefahr unrichtiger Berallgemeinerungen laufen, jo wird man 
fih in diejer Beziehung bejcheiden müſſen, Folgendes zu fagen. Bon der nicht 
ganz beſtimmten Faſſung einer gejeglichen Vorſchrift ift nicht mit Nothwendig- 
feit darauf zu jchließen, es fünne feine Nechtsfrage vorliegen. Dieſe Annahme 
ift ebenfo wenig da unbedingt jtatthaft, wo das Geſetz für die Würdigung 
thatfächlicher Berhältnijje einen Spielraum gewährt.) Solche Berhältnifie 
fallen vielmehr überall dann der verwaltungsgerichtlichen Beurtheilung anheim, 
wenn jie einen untrennbaren Bejtandtheil eines verwaltungsrechtlichen Verhält- 
niljes bilden. Auch muß bier vor einem iübertriebenen Kultus der Motive zum 
Gejege vom 3. Auguſt 1878 und der Kammerverbandlungen hierüber gewarnt 
werden. Das Geſetz hat den Grundjag der Unterfcheidung zwiſchen Verwaltungs— 
rechtsfragen und VBerwaltungsfragen (Ermeljensfragen) in entichiedener Weife auf: 
gejtellt. Diejer Grundſatz hat ausnahmslos zur Nichtichnur zu dienen, wenn nicht 
die Zuftändigfeit zu einem Spiele des Zufalls werden joll. Sollte ſich dabei 
herausstellen, daß bei einer einzelnen Frage, 3. B. anläßlich der Erörterungen 
über die in Art. 8 und 10 des Geſetzes aufgezäblten Meaterien, in den Mo- 
tiven oder in den SKammerverhandlungen der Grundſatz irrig angewandt 
worden ift, jo fann ein jolcher Irrthum in der Kafuiftit den gefeglich aus— 
geiprochenen Grundſatz nicht beeinträchtigen.?) Die Auslegung ijt nicht ver: 
pflichtet, oder vielmehr nicht berechtigt, einen derartigen Fehler mitzumachen. 

Die Scheidung zwijchen Berwaltungs- und Berwaltungsrechtsfragen tritt 
prozejjual nicht immer zu Tage. Reine Verwaltungsjachen können allerdings 
jelbjtverjtändlich nur im VBerwaltungsverfahren, wie reine Verwaltungsgerichts- 
ſachen nur im verwaltungsgerichtlichen Verfahren behandelt werden. Dagegen 
fan, wo in einer Sache Berwaltungs: und Verwaltungsrechtsfragen fich er: 
geben, bei den untern Inſtanzen, welche zugleich Berwaltungsbehörden find, 
die Entjcheidung der eriteren mit der der leßteren Fragen verbunden twerden.*) 
Insbeſondere erjtredt fich die Zuftändigfeit der verwaltungsgerichtlichen Senate 
der Kreisregierungen auch auf „Fragen des freien administrativen Ermeſſens“, 


— 


!) Bol. hierüber die Erörterungen bei G. Kahr, Kommentar 5 80 ff. und W. Krais, 
Kommentar ©. 157 f. 

?) Vgl. die Stelle der Motive bei Kahr a. a. O. S.83: „Anders liegt die Sache 
in denjenigen Fällen, in denen für die Bejtaltung der Verhältnifie im Gejege einzelne all: 
gemeine Richtpunkte angegeben find, von denen es zweifelhaft iſt, ob diejelben lediglich als 
Direftiven für die an fich freie Beurtheilung der Behörden gedacht find, oder ob fie eine, aller: 
dings erit durch jachveritändige Gutachten oder jonitige Behelfe fejtzuitellende Unterlage von 
Rechten bilden jollen. In diefen Füllen wird das Dauptaugenmerf darauf zu richten fein, 
ob ſich das Gejeg mit Rüdficht auf die der Behörde obliegende Wahrung der öffentlichen 
Intereſſen, oder blos deshalb einer unbejtimmten Ausdrudsmweije bedient hat, weil die Natur 
ber fraglichen Verhältniſſe eine pofitive Begrenzung unmöglich erfcheinen läßt. In Füllen, 
in denen die Unbejtimmtheit auf die erjtere Rückſicht zurüczuführen it, kann fein Zweifel 
obwalten, daß eine Ermejiensfrage vorliegt.“ 

) Bol. als Beifpiel Entſch. d. V-G.H. I Nr. 49, ©. 206. 

*#) Dagegen kann eine im verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu erledigende Frage 
4 ineidenter im Verwaltungsverfahren erledigt werde. Vgl. Enticheidung des 3.:G.9. 
V S. 234. 


welche bei Vermwaltungsrechtsfachen auftreten.) Nach dem Wortlaute und 
dem Zwecke dieſer gejeglichen Beitimmung kann aber eine folche Erjtredung 
der Zuftändigfeit nur unter der Vorausſetzung eintreten, Daß überhaupt ein 
BVerwaltungsrechtsitreit vorliegt. 

Es iſt jelbjtverjtändlich, daß, wo die Verwaltungsbehörden Verwaltungs: 
fragen zugleih mit Verwaltungsrechtsfragen entſcheiden, fie in erjterer Be— 
ziehung nicht ala Verwaltungsgerichte handeln.”) 

Eine völlige Trennung der Verwaltungsfragen von den Verwaltungs: 
rechtsfragen tritt bei Anrufung der legten Inſtanz ein. 

Das Geſetz bejtimmt, daß die Zuftändigfeit des Berwaltungsgerichtshofes 
fich nicht auf Angelegenheiten und Fragen eritredt, in welchen die Verwaltungs: 
behörden nach ihrem Ermeſſen zu verfügen berechtigt find. „Steht ein zur 
Zuftändigfeit des VBerwaltungsgerichtshofes nicht gehöriger Gegenitand mit einem 
bei dem Gerichtshofe anbängigen im Zuſammenhang, jo wird dadurch Die 
Befugniß des Gerichtshofes, feine Zuftändigfeit auf den erjteren Gegenjtand 
auszudehnen, nicht begründet, auch wenn diefer in denjelben Akten behandelt 
iſt.“) Es gilt alfo im VBerhältnifje der Verwaltung zum Verwaltungs— 
gerichtshofe derjelbe Grundfag, wie ihn das franzöfiiche Recht für das 
Verhältniß zwiſchen Juftiz und Verwaltung aufgejtellt hat. Dieſer Grund: 
ja ift aber hier ein naturnothiwendiger, denn die Verwaltungsrechtspflege hat 
nur den Beruf zu machen, daß die Verwaltung fich im ihrer Nechtsiphäre 
hält; fie hat nicht die Aufgabe, in die Nechtsiphäre der Verwaltung bejtimmend 
einzugreifen. 

Dem Gebiete der verwaltungsgerichtlichen Enticheidung find ferner Die 
„vorjorglichen Maßregeln” der Verwaltung grundjäglich entrüdt.‘) Solche 
Verfügungen können allerdings thatfächlic; Verhältniſſe ordnen, welche Gegen 
jtand eines VBerwaltungsrechtsitreites ") find; aber fie entjcheiden den Streit 
nicht, Sondern regeln eine Sache nur vorläufig aus dem Gefichtspunfte des 
öffentlichen Interejjes, wenn Letzteres nicht geftattet, die Entjcheidung über das 
Nechtsverhältnig abzuwarten. Der verwaltungsgerichtlichen Würdigung iſt 
ſowohl die Zuläfligfeit als die Nothwendigfeit und der Inhalt der proviforischen 
Verfügung entzogen. Es genügt, um die verwaltungsgerichtliche Zuftändigfeit 
auszujchließen, daß die verfügende Behörde die Abficht gehabt und verwirk— 
licht hat, eine vorjorgliche Maßregel zu treffen.®) 

Die Einhaltung der Grenzen zwiichen der Verwaltung und der Verwal— 
tungsgerichtsbarfeit ijt ferner auch nach der Richtung hin gejichert, daß das 
Geſetz Eingriffe der Erjteren in das Gebiet der Letzteren ausdrüdlich unterjagt. 
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) Geſ. Art. 15. 

2, Geſ. v. 8. August 1878 Art. 31 Abi. III Es genügt, daß ſolche Berwaltungs 
fragen bei Verwaltungsrechtsiachen ſich „ergeben” , fie brauchen nicht mit einer zu ent: 
De Rechtsfrage im Zufammenhange zu Stehen. Bol. ©. Kahr, Kommentar 
5. 226 f. 

3, Geſ. Art. 13. Vgl. dazu G. Kahr, Kommentar ©. 172 fi. 

4, Gef. Art. 13 Abſ. I Ziff. 2. Vgl. Art 24, worüber unten. ©. auch Entſch. des 
3.6.9. I ©. 27, 219, 11 ©. 189. 

5) Oder auch eines Zivilrechtsftreites Entſch. d. V-G.H. I ©. 405. 

6, Val Entidh. d. V-G.eH. III ©. 405 (GKompKonfl.Entſch.). Die verwaltungs— 
gerichtliche Prüfung der Frage, ob eine vorjorglihe Maßregel vorliegt, iſt inſoweit jtatthaft, 
als unterjucht wird, ob die betreffende Verfügung über ein Recht entjcheidet oder nicht. Die 
Annahme, dab die Verfügung über ein Hecht habe enticheiden wollen, wird regelmäßig dann 
ausgeſchloſſen fein, wenn die Verfügung fich ſelbſt als vorſorglich bezeichnet; denn damit ift 
der Berwaltungsrechtäweg vorbehalten. 
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Derwaltungsgerichtliche Bejchlüffe fünnen nicht von Aufſichtswegen auf: 
gehoben mwerden.!) Diejes gejegliche Verbot gilt für alle Auffichtsitellen;?) 
es gilt, wo mehrere Inſtanzen des Verwaltungsrechtsweges bejtehen, gegen= 
über den Entſcheidungen aller Inftanzen. Dagegen gilt es, wo der Verwal— 
tungsgerichtshof erite und legte verwaltungsgerichtliche Inſtanz ift,’) nicht hin— 
fichtlih der Entjcheidungen der Unterbehörden, da dieje hier nicht Verwaltungs: 
gerichtliche, jondern nur Verwaltungsinſtanzen find. In dieſen letzteren 
Fällen ergibt fich jedoch eine Beichränfung in Bezug auf die Art der Hand» 
babung des Aufjichtsrechtes. Da nämlich das Gejeh die Betretung des Ver: 
mwaltungsrechtöweges eröffnet wiljen will, fo darf das Auffichtsreht nur in 
einer Weije ausgeübt werden, welche die Anrufung des Verwaltungsgerichts— 
hofes nicht aus formellen Gründen unmöglic” macht. Gegen Entjcheidungen 
der Miniiterien kann der Verwaltungsgerichtshof nicht angerufen werden. Es 
ergibt ſich hienach für die hier erörterten Fälle, daß die minijterielle Oberauf: 
fiht jih nur in der Form der Kafjation, nicht in der Form der materiellen 
Enticheidung der Sache äußern darf. Selbjtverjtändlich find die Rechtsan— 
ihauungen, auf welchen die Auffichtsenticheidungen beruhen, für den Verwal— 
tungsgerichtshof nicht bindend. Diefe Erwägung und die Rüdjicht auf Die 


) Gef. Art 15: „Beichlüfle in Angelegenheiten, welche nad Art. 8 zur Zujtändigfeit 
des Verwaltungsgerichtähofes gehören, ſowie Beichlüffe diefes Gerichtähofes in Öegenjtänden 
der Art. 10 u. 11 fünnen nicht von Oberauffichtsiwegen durch die Minijterien aufgehoben 
werden.“ Bon der z. 3. gegenitandslojen und wohl auch gegenitandslos bleibenden Aus— 
nahme, die für die Fälle des Vorbehalts in Art. 9 Abſ. III ſich ergeben würde, iſt im Texte 
abgejehen worden. Vgl. hieher Kahr, Kommentar ©. 178. 

2) Das Gejep nennt nur die Minijterien; aber der Schluß a fortiori ijt bier ein 
jwingender. Bgl. W. Krais, Kommentar ©. 161, G. Kahr, Kommentar ©. 177 f. 

» D. h. in den Fällen der Art. 10 u. 11 des Geſ. 

4) Das Geſetz äußert in diefer Beziehung theilweile eine Wirkung, die nicht beabfichtigt 
war. Art. 15 ftimmt, abgejehen von der Anführung der Art. 8, 10 u. 11, mit Art. 12 des 
Entwurfes überein, der jeinerjeit® auf den Gedanken Brater's(Berh.d. K. d. Abg. 1566/69 
Beil. Bd. IV S. 181) beruht. Die Erörterungen der Motive (Verb. d. K. d. Abg. 1877/81 
Beil. Bd. III S. 23) haben, entiprechend der Gejtaltung des Entwurfed, von den jetzt in 
Art. 10 des Gef. enthaltenen Fällen nur jene im Auge, die unter Ziff. I—4 aufgeführt 
find, aljo die Handhabung der Staatdaufjicht über Diſtrikts- und Ortsgemeinden und Stift: 
ungen. Bei Einjtellung der übrigen Fälle in den nunmehrigen Art. 10 iüberjaben die 
Kammern, wie aus den Erklärungen zu Art. 15 jepiger Faſſung (VBerh. d. K.d. Abg. Beil. 
Bd. III ©. 168, der K. d. RR. Beil. Bd. IS. 406) erfichtlich ift, die prozeſſuale Bedeutung 
dieſes Schritted. Das Verfahren der Unterinjtanzen ijt auf dem Gebiete des Art. 10 fein 
verwaltungsgerichtliche® „ fondern ein Berwaltungsverfahren. Das Auffihtsrecht bejteht 
aljo gegenüber den Unterinjtanzen in allen Fällen des Art. 10. Bgl. die ausführlichen 
Erörterungen von ©. Kahr, Komment. ©. 175 ff. und W. Krais, Kommentar ©. 
160 f., dann die Erörterungen des lepteren als Il. Staatsanwalt in Entich. d. V. G.H. 
IV ©. 613 ff, Anderer Anſicht iſt das Plenum des V.G.H. ebenda ©. 617 f. Ich 
muß befennen, daß mir die Beweisführung des Gerichtshofes auf irrigen Anſchauungen 
darüber zu beruhen jceint, im wie weit man den Motiven und Sammerverhandlungen 
Einjlug auf die Auslegung des Gejeges zugeitehen dürfe M. E. liegt die Sache jo: 
Das Auffichtörecht hat in den Fällen ded Art. 10 jeither bejtanden; bejtehendes Recht 
kann nicht mitteld geſetzgeberiſcher „Abſichten“ vder „Motive*, jondern nur durch aus: 
drüdliche Gejegesbejtimmung bejeitigt werden. ine ſolche ijt hier nirgends zu finden, viel— 
mehr hebt Art. 15 ar und deutlich das Auffichtsrecht allgemein nur in Angelegenheiten des 
Art. 8, in jenen der Art. 10 u. 11 lediglich gegenüber Beichlüfien des V-G.H. auf. Damit 
ift die Sache für die wiſſenſchaftliche Auslegung erledigt. Vollends unerheblich aber iſt, was 
Abg. Brater im Jahre 1868 über einen Artikel geäußert hat, dem der Art. 15 zwar nach— 
gebildet ijt, aber unter Menderungen des Wortlauted, die jich gerade auf den hier entſchei— 
denden Punkt beziehen. 
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Entjtehungsgeichichte des Gejeges') werden eine vorfichtige und möglichit ſpar— 
ſame Geltendmachung des Auffichtsrechtes nothwendig erjcheinen laſſen. Dies 
ift auch jtatthaft, da jelbjt dann, wenn von einer Partei Auffichtsbefchwerde er: 
griffen worden ift, der Bejchwerdeführer fein Recht darauf hat, daß die angerufene 
Stelle ihre Auffichtsbefugnifje ausübt. Um ein auffichtliches Einfchreiten zu 
veranlajjen, wird, zumal da der Verwaltungsrechtsweg offen jteht, esnicht genügen, 
daß ein materieller Rechtsſatz oder eine Vorfchrift über das Verfahren zum 
Nachtheile des Beichwerdeführers verlegt ift, jondern e3 wird die Auffichts- 
jtelle aud) zu der Ueberzeugung gelangt fein müſſen, daß ein erhebliches öffent: 
liches Intereſſe ihr Eingreifen erheijche. 

Die Anrufung der Auffichtsthätigkeit ift an feine Friſt gebunden.?) Sie 
fann aljo auch dann noch eintreten, wenn der Verwaltungsgerichtshof nicht 
mehr angegangen werden fann.*) 

Dagegen iſt das auffichtliche Einfchreiten von dem Augenblicke an unbe- 
dingt ausgejchlojjien, wo WBeichwerde zum VBerwaltungsgerichtshofe eingelegt 
wurde, dies auch dann, wenn die Aufjichtsbejchwerde früher erhoben war. 


$ 4 Rechtsquellen für das verwaltungsgerichtliche Berjahren. 


Der verwaltungsgerichtliche Prozeß iſt durch das Gejet vom 8. Auguft 1878 
nicht erichöpfend, ſondern nur bruchjtüdweije geregelt. 

Ueber das Verhältniß der einfchlägigen WNechtsquellen zu einander gilt 
Folgendes. 

Prozeſſuale Beitimmungen der Neichsgejege haben jelbjtverftändlich den 
unbedingten Borrang vor landesrechtlichen Normen.*) 

Im Uebrigen bemißt fich das vermwaltungsgerichtliche Verfahren zunächſt 
nach dem Gejege vom 8. Auguſt 1878. Bejondere prozefiuale Vorſchriften 
des älteren Landesrechtes fommen infoweit zur Anwendung, als jie mit dem 
Geſetze vom 8. Auguſt 1878 nicht im Widerjpruche ſtehen;“) bejondere Vor— 
Ichriften jpäterer Yandesgejege gehen nad) befannter Nechtsregelden Anordnungen 
des Gejeßes vom 8. Auguſt 1878 vor. 

Das lebtere Geſetz verweilt in einer Weihe von Fällen auf die Be— 
ftimmungen der Reichsprozeßgeſetze. Dieje Normen gelten für das verwal— 
tungsgerichtliche Verfahren als Landesrecht, nicht als Reichsrecht. Die Aender- 
ungen, welche die Neichsgejege in den erwähnten Beziehungen etwa erleiden, 
haben auf die Fortgeltung ihrer zum Landesrechte erflärten Beitimmungen 
feinen Einfluß. 

Die Staatsregierung iſt ermächtigt, zum Vollzuge der gejeglichen Ver— 
fügungen über das verwaltungsgerichtliche Verfahren Borfchriften zu erlafjen.®) 
Dies iſt, wie bereit3 erwähnt, unterm 1. September 1379 gejchehen. Solche 
Vorſchriften fünnen das Geſetz nicht ändern, jondern nur dejjen Anwendung 








) Vgl. die vorige Anmerkung. 

?) Art. 49 des Geſ. bezieht fich nicht hieher; Art. 45 hat nur den gewöhnlichen Ber- 
waltungsbejchwerdeweg bei den untern Inftanzen im Auge. 

2) Auch in Sadıen, wo zwei Prozehparteien fic) gegenüber ftehen. Der Gegner des 
jenigen, zu Gunjten deſſen etiwa aufjichtlich eingejchritten wurde, erleidet hiedurch feine Vers 
fürzung des Nechtsweges. Hat ein Minifterium kaffirt und ift dem zu Folge neue Ent- 
ſcheidung getroffen worden, jo kann er Leßtere beim Verwaltungsgerichtshofe anfechten. 

*) Neichsverf. Art. 2. Bal. dazu G. Kahr, Kommentar ©. 182, 

) Gef. Art. 16 Abi. Iu. II. Dazu W. Krais, Kommentar ©. 164, ©. Kahr, 
Kommentar ©. 183 Anm. 

6) Geſ. Art. 16 Abſ. III. 
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regeln.!) Innerhalb diefer Grenzen aber fünnen auch ältere, noch fortbeitehende 
Anordnungen über das Verfahren, welche nicht die Eigenjchaft formeller Ge- 
ſetze befigen, umgejtaltet werden.) Es fünnen ferner diefe Bollzugsvorjchriften 
auch auf Beitimmungen des Reichsprozefrechts Bezug nehmen. 

Künftighin iſt vor Erlaf derartiger Vorjchriften der Verwaltungsgerichts— 
hof mit feinem Gutachten zu hören.) 

Soweit all diefe Normen über das verwaltungsgerichtliche Verfahren feine 
Verfügung treffen, hat die prozefleitende Gewalt des Verwaltungsrichters er- 
gänzend einzugreifen. 

Man hat früher bei dem PVerwaltungsverfahren die Vorſchriften der 
Gerichtsordnung von 1753 umd ihrer Novellen aushilfsweife und nad) dem 
Maße ihrer Anwendbarkeit zu Grunde gelegt.) Dies ijt zweifellos für das 
nunmehrige verwaltungsgerichtliche Verfahren nicht mehr jtatthaft, da dasjelbe 
an das neue Civilprozeßrecht ſich anlehnt, deſſen Gejtaltung von dem Syſtem 
der bayerifchen Gerichtsordnung völlig abweicht.?) 

Es fünnte hienach nahe liegen, für den verwaltungsgerichtlichen Prozeß 
die Neichsprozehgejeße in demjelben Sinne als aushelfende Rechtsquelle zu 
erachten, wie e3 früher die Gerichtsordnung von 1753 gewejen iſt. Das würde 
jedoch nicht zutreffen. Denn es bejteht feine gejegliche Beſtimmung, welche 
in der angegebenen Art auf das Neichsprozeßrecht hinwieſe. 

E3 kann natürlich der Fall fein, daß bei denjenigen Normen des Reichs— 
prozefrechtes, welche da8 Gejeg vom 8. Auguſt 1878 ausdrüdlich in ſich auf: 
genommen hat, der Weg der Auslegung auf die Inbetrachtnahme anderer, 
nicht ausdrüclich aufgeführter Normen binleitet. Aber weiter wird die Ans 
wendbarfeit des Reichsprozeßrechtes ala Gejegesrechtes im vermwaltungsgericht- 
lichen Berfahren nicht gehen dürfen. Denn es ift Far, daß es unbedingt ums 
zuläßig it, Beſtimmungen als gejegliche zur Anwendung zu bringen, wenn ein 
Ausspruch des Gejeggebers fehlt, der diefe Anwendung anordnet. Dies muß 
für den bier erörterten Fall um jo mehr gelten, als der Gejeggeber es aus— 
drüdlich gejagt hat, warn und wie weit er die Vorjchriften des Reichsprozeß— 
rechtes entjprechend angewendet wijjen will.) Man darf fich über diefe Wahr: 
heit durch Nücjichten der Zweckmäßigkeit oder der Bequemlichkeit nicht täufchen 
lajjen. Damit ift jedoch nicht gejagt, daß die thatlächliche Bedeutung des 
Neichsprozeßrechtes in diefe Grenzen gebannt ſei. Das Letztere Fann vielmehr 
durch die obenerwähnte prozefleitende Gewalt des Nichters und innerhalb der 
Schranken derjelben auch da Bedeutung gewinnen, wo es nicht Gejegesrecht 
für das verwaltungsgerichtliche Verfahren iſt. Denn es liegt nahe, daß der 
Verwaltungsrichter, wo das Geſetz ihm die Prozehleitung frei gibt, die Nicht: 
ichnur für die Handhabung feiner Gewalt in demjenigen Rechte jucht, an 
welches das Geje vom 8. Auguft 1878 feine prozeſſualen Normen anlehnt. 
Aber das Reichsprozeßrecht ift für ihn in folchen Fällen feine zwingende 
Norm; denn es dankt feine Anwendung erſt der prozeßleitenden Gewalt des 


) G. Kahr, Kommentar ©. 183. 

2) W. Kıais, Kommentar ©. 164. 

3, Gef. Art. 16 Abi. IV. Abi. V ift von dorübergehender Bedeutung. 

9 Bal. darüber G. Kahr, Kommentar ©. 179 f. 

5, Webereinjtimmend Kahr a. a. DO. und W. Krais, Kommentar ©. 165. 

°% Was würde man 3. B. dazu jagen, wenn es dem Richter oder aud den Vollzugs— 
vorichriften beiftele, die Bejtimmungen des R.-G. V.-G. über die Sigungspolizei (58 177 ff.) 
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren für „analog“ anwendbar zu erflären ? 
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Richters ſelbſt; der Richter jteht über, nicht unter diefem Rechte. Die Art der 
Anwendung desjelben fann aljo, wenn fie nicht eine Verlegung der be— 
jtehenden Normen des Vermwaltungsgerichtsprozejjes enthält, niemals einen 
Fehler im Berfahren begründen.') 


$ 5. Zuftändigfeit der Verwaltungsgeridte und Rechtszug. 


Die Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichte zur Behandlung und Beſcheid— 
ung einer Verwaltungsrechtsſache bemißt ſich theils nach der Art des Streit: 
— (ſachliche Zuſtändigkeit), theils nach deſſen Beziehung zu einem 

eſtimmten Verwaltungsgerichtsbezirke (örtliche Zuſtändigkeit). Der ſachliche 
Gerichtsſtand ergibt ſich einerſeits aus dem Geſchäftskreiſe, in welchen der 
Streitgegenſtand gehört (innere Verwaltung — Finanzverwaltung), anderer— 
ſeits aus den Normen über den Inſtanzenzug innerhalb des Geſchäftskreiſes. 

Die Verwaltungsrechtspflege in Bayern ruht, von der oberſten Inſtanz 
abgeſehen, in den Händen der Verwaltungsbehörden. Als allgemeiner geſetz— 
licher Grundſatz über die verwaltungsgerichtliche Zuſtändigkeit der unteren In— 
ſtanzen iſt hienach aufgeſtellt, daß die Verwaltungsbehörden, wo nicht aus— 
drücklich eine Ausnahme gemacht iſt, alle diejenigen Verwaltungsrechtsſachen als 
Verwaltungsgerichte zu entſcheiden haben, welche in Gegenſtänden ihres Wirk— 
ungsfreijes als Vermwaltungsbehörden ſich ergeben.) Die Daritellung der 
hieraus hervorgehenden Zuftändigfeitsverhältnijje fann demnach an diefem Orte 
nicht geliefert werden. Soweit allgemeine Vorſchriften über die Zuſtändigkeit 
in Frage fommen, find fie zweckmäßiger bei Betrachtung der Zuftändigfeiten 
der Berwaltungsbehörden darzulegen; joweit für einzelne Gegenjtände Beſon— 
deres verfügt ift, wird dies im Syſtem bei Entwidelung des materiellen 
Rechtes berücdjichtigt. 

Zu bemerfen ift dabei, daß, wenn mehrere Verwaltungsgerichte in einer 
Sache zuftändig find, entjprechend der Natur des verwaltungsgerichtlichen 
Prozeſſes nicht der Kläger die Wahl des Gerichtes hat, jondern die erforder- 
liche Verfügung von der nächjt vorgejeßten Verwaltungsbehörde ?) zu treffen ift.*) 

Nur Hinfichtlich des Inſtanzenzuges in Verwaltungsrechtsjachen hat das 
Geſetz vom 8. August 1878 theilweife regelnd eingegriffen. Die hiefür geltenden 
Beitimmungen haben jich aber hienady höchſt verworren gejtaltet. 

Es bejtehen feine allgemeinen Grundjäße. Demgemäß muß für jeden 
Tall erforjcht werden, welches die erjte zur Entfcheidung berufene Inſtanz iſt 
und welche weiteren Initanzen gegeben jind. Selbjtverjtändlich ijt auch dies 
eine Erörterung, welche hier nicht Pla finden fann. Es erübrigt lediglic) 
die Unterfuchung diejer Zuitändigfeitsfragen im Zufammenhange mit der Bes 
handlung des materiellen Rechtes, 


N Sadjlidy übereinjtimmend G. Kahr, Kommentar ©. 180 f. Val. auch W. Krais, 
Kommentar S. 165 fi. u. Entid. des V-G.H. IV ©. 394. In leßterer Entſcheidung wird 
übrigens ohne nähere Begründung ausgejproden, daß die Reichs-Zivilprozeßordnung „für 
das verwaltungsgerichtliche Verfahren, injoweit jpezielle VBorjchriften im Gejege vom 8. Aug. 
1878 nicht gegeben jind, analog als Ridhtihnur zu dienen hat“. Die weiteren Ausführungen 
zeigen, daß a. a. D. die R⸗3.P. O. als Rechtsquelle aufgefaht wird. 

2) Sej. Art. 17 Abi. I: „Die Zuftändigfeit der Behörden im einzelnen Falle ijt nad 
den über deren Wirfungsfreis jeweils bejtehenden Bejtimmungen zu beurtheilen.* Bal. dazu 
W. Krais, Kommentar ©. 167, &. Kahr, Kommentar ©. 184, 

2) Geſ. Art. 17 Abj. II. Bezüglich der Minifterien gilt hier dasjelbe wie oben ©. 228 
Anm. 3, Vollz-Vorſchr. vom 1. September 1879 $ 2. 

*) Bol. W. Krais, Kommentar ©. 167 f., ©. Kahr, Kommentar ©. 184 f. 
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Nur einige wenige Gefichtspunfte find bier aufzuftellen. 

Die jämmtlihen Berwaltungsrechtsjachen zerfallen in zwei große Kate— 
gorien: in jene, bei welchen der Bermwaltungsgerichtshof erjte und letzte In— 
tanz iſt, und jene, bei welchen er nur lebte Inftanz it. 

Ein durchgreifendes Merkmal, woraus erkannt zu werden vermöcdhte, ob 
eine Berwaltungsrechtsjache in die erjte oder in die zweite Kategorie gehört, 
bejteht nicht.) Hierüber entjcheidet Lediglich die gejegliche Einzelbejtimmung.?) 

Da in den Fällen der eriten Klaſſe das verwaltungsgerichtliche Verfahren 
erft mit Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes beginnt, jo bemißt fich das 
Berfahren vor den Unterinftanzen, die nicht Inftanzen des Verwaltungsgerichts: 
verfahrens find, nicht nach den Beitimmungen des verwaltungsgerichtlichen 
Prozeſſes, jondern nach den für Verwaltungsjachen geltenden Borfchriften.®) 
Diejes Verwaltungsverfahren it daher aus dem Zuſammenhange der gegen- 
wärtigen Betrachtungen auszujcheiden. 

In den Fällen der zweiten Klaſſe herricht eine bunte Mannigfaltigkeit 
des Inftanzenzuges. Als feite Norm hebt fich Hier nur die einzige heraus, 
daß die Berufung an den Berwaltungsgerichtshof, wo das Geſetz nicht aus— 
drüdlich ein Anderes bejtimmt, lediglich gegen Enticheidungen der Kreisregier— 
ungen, Kammern des Innern, ergriffen werden kann.) ine thatjächliche 
Regel iſt e3 fodann, daß der Verwaltungsrechtsweg drei Inſtanzen hat. 

Eine Reihe von Ausnahmen durchbricht aber diefe Grundſätze. 

Bor Allem ift hier zu bemerken, daß die Zuftändigfeit der Behörden auch 
in ihrer Eigenschaft ala Verwaltungsgerichte und damit die frage, welche Be— 
hörde in einer einzelnen Sache erfte Inſtanz ift, nicht nach den Beſtimmungen 
des Geſetzes über den Verwaltungsgerichtshof, jondern nad) den Vorſchriften 
ſich beantwortet, welche für den Wirfungsfreis jener Behörden als Verwal— 
tungsbehörden jeweils beitehen.?) Das Gleiche gilt für den ferneren Inſtanzen— 
zug in ſoweit, als das eben genannte Geſetz nicht ausdrüdlihe Anord— 
nungen trifft. 

Hienach können ſich folgende verſchiedene Inſtanzenzüge ergeben. 

1. Die Gemeindebehörden als ſolche find nur in wenigen Fällen®) erſte 
Inftanz. Zweite Inſtanz ift aladann die Gemeindeauffichtsbehörde, d.h. die 


!) Bol. über die Gründe der Ausſcheidung, die mehr praktiſcher als wirklich ſtaats— 
rechtlicher Natur find, W. Krais, Kommentar ©. 118 ff. 

2) 1, Die Fälle der erjteren Kategorie find in Art. 10 u. 11 des Gef. enthalten. Sie 
find noch durd) folgende gejegliche Beitimmungen vermehrt worden: a) Geſ. v. 21. März 1881, 
die Ausführung des Reichsgeſ. über die Abwehr und Unterdrüdung von Biehjeuchen betr., 
Art. 7; b) Sei. vom 27. Januar 1884, die Ausführung des Neichsgei. über die Abwehr und 
Unterdrüdung der Reblausfrankheit betr., Art. 3; c) Gej. vom 28. Februar 1884, die Aus: 
führung des Neichögei. vom 15. Juni 1883 über die Ktranfenverfiherung der Wrbeiter betr., 
Art. 18 4 u. Art. 3. Andererjeits find durch Art. 283 Ab. III des Gel. v. 18. Aug. 1879 
über das Gebührenweien die Ziff. 29 u. 30 des Art. 10 des Gef. über den Verw.-Ger.Hof 
bejeitigt worden. 2, Die Fülle der oben erwähnten zweiten Kategorie, welche man mit un— 
zutreffendem Ausdrude als eigentliche Verwaltungsrechtsſachen bezeichnet, enthält Art. 8 des 
Bei. Das Verzeichniß iſt durch folgende Beitimmungen erweitert worden: a) Geſ. über das 
Gebührenwejen vom 18. Aug. 1879, Art. 153 und 209; b) Gej. über die Erbichaftsjteuer 
vom 18. Auguſt 1879, Urt. 37; e) Geſetz, die Aufhebung der unter dem Namen Neujahrs: 
gelder u. dgl. bejtehenden Abgaben der Jiraeliten betr., vom 26. März 1881, Urt. 5. 

s Bel. Art. 45 Abſ. I u. III Bol. W. Krais, Kommentar ©. 204 f. 

9 Gef. Art. 9 Abj. II. 

5) Geſ. Art. 17 Abi. 1. 

6), Stimmrecht für Gemeinde- und Kirchenverwaltungswahlen. Gef. Urt. 8 Ziff. 33 u. 
37, Urt. 9; Gem.-Drd. für die Landeötheile diesſ. des Rheins Art. 176 Abj. V, f. d. Pfalz 
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Kreisregierung, Kammer des Innern, oder das Bezirksamt, je nachdem Die 
Gemeinde eine unmittelbare oder eine mittelbare it; dritte Inſtanz ſtets der 
Verwaltungsgerichtshof.') 

2. Als erjte Inſtanz erichemen für die Mehrzahl der bier in Betracht 
fommenden Berwaltungsrechtsiachen die Diftriktsvermaltungsbehörden.?) Hier 
ift für die Regel die Kreisregierung, Kammer des Innern, zweite, der Ber: 
mwaltungsgerichtshof dritte Injtanz.?) 

3. Die eben dargeftellten Normen jowohl für den mit der Gemeindebe- 
hörde, wie für den mit der Diftriftsverwaltungsbehörde beginnenden Inſtanzen— 
zug erleiden in einer Reihe von gejeglich bejtimmten Fällen‘) Ausnahmen. 
Soweit nämlich in diefen Fällen nad) den beitehenden Geſetzen oder Verord— 
nungen die Dijtriftsvertwaltungsbehörde erjte oder zweite Inſtanz iſt, geht Die 
Berufung gegen deren Entjcheidungen unmittelbar an den Berwaltungsgerichtss 
hof.?) Dieſe Borfchrift begründet feine Zuftändigfeit der Diftriktsverwaltungs- 
behörden, two diejelbe nicht ohnehin vorhanden tft, jondern fie jet zu ihrer 
Anwendbarkeit diefe Zuftändigfeit voraus.) Es iſt ferner zu beachten, daß 
bei jenen Diftriftsverwaltungsbehörden, welche zugleich Gemeindebehörden find, 
alfo bei den ummittelbaren Stadtmagijtraten, nur dann die Ueberjprin ung 
der Regierungsinſtanz ftatt hat, wenn die angefochtene Entjcheidung vom 
giftrate als Diftriftsverwaltungsbehörde, nicht wenn jie vom Magiftrate als 
Gemeindebehörde ausging.?) 


4. Erjte Inſtanz in DVerwaltungsrechtsfachen fünnen endlich die Kreis— 
regierungen, Kammern des Innern?) und Kammern der Finanzen?) fein. Der 
Verwaltungsgerichtshof ift alsdann zweite Inftanz. 

Ueberall, wo der Berwaltungsrechtsiweg eröffnet ift, fanıı der Verwalt— 
ungsgerichtshof in legter Inſtanz unbejchränft angegangen werden, und zwar 
jelbjt da, wo zwei Inſtanzen bereits entjchieden haben und nach bisherigem 


rt. 105 Abſ. V; Min.-Entichl., betr. die Hicchenverwaltungswahlen in den Landesth. diesſ. 
des Rheins vom 28. Auguſt 1869 Art. 7 Abi. V. 

) Gef. Art. 9 Ab. I. Dazu die gründlichen Erörterungen von G. Kahr, Kommentar 
©. 54 Unm. u. 127 f. Die Aeußerung von W. Krais aa. ©. ©. 117, daß bei eigent- 
lichen Gemeindeangelegenheiten mittelbarer Gemeinden vier Inſtanzen vorfommen können, 
erflärt fi aus jeiner Auffaſſung der Gemeindebeichlüfle (ebenda S. 115) als inftanzieller 
Beſcheide. M. E. it indejlen Kahr darin beiguftimmen, daß ſolche Verwaltungsbeſchlüſſe 
keine verwaltungsgerichtlichen PORN. ind. Der a beginnt erjt nad ihrer 
Anfehtung. Ebenjo Entid. des B.-G.:H. I ©. 8, 65, 211, IV 429, bejonders 435. 

2) Bezüglich der unmittelbaren Magiftrate ift zu beachten, = fie im einzelnen Falle 
als Gemeinde: oder als Diſtriktsverwaltungsbehörden thätig werden. Vgl. die Antührungen 
in ber vorigen Anmerkung. Die Yujtändigkeit des Magiftrats als Dijtrittsverwaltungss 
behörde wird durd) die eigene Betheiligung der Gemeinde an einer Sache nicht ausgeſchloſſen. 
Gem.-Ordn. Art. 103, Geſ. Art. 18. Dazu ©. Kahr, Kommentar ©. 188, Entid. des 
V.G.H. II S. 675, VE ©.103. In lepterem Erfenntnifie wird richtia hervorgehoben, daß 
Ablehnung einer Behörde ı als ſolchen rechtlich überhaupt nicht möglich üt. 

’ Gef. Art. 9 Abi. 

Geſ. Art. 8 Ziff. PR 2,45, 9, 13, 16, 17, 20, 21, 24, 25, 27, 31, 32, 33, 36, 
37, 39, 40; Geſ. über — ———— vom is. Auguft 1879 Art. 158. 

5) Geſ. Art. 9 Abſ. I 

MW. Krais, Kommentar S. 114, Entid. des B.:8..9. IV ©. 197. 

) W. Krais, Kommentar S. 115 f., Entich. des B.-G.-9. I ©. 8, 65, 211. 

9) Beifpiele bei Krais a. a. O. ©. 116. Dazu Gef. iiber die Neujahrsgelder der 
Juden Art. 5, 

) Gebühren-Geſ. Art. 209, Erbſchaftsſteuer-Geſ. Art. 37. 
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Nechte die Berufung an die dritte Inſtanz ausgeſchloſſen oder eingefchräntt 
war.') 

Für diejenigen Sachen, welche, als das Gejeg vom 8. Auguſt 1878 in 
Kraft trat, nach den bisherigen Vorjchriften bereits endgiltig entfchieden waren, 
iſt, von Fällen der Wideraufnahme abgeſehen, der Verwaltungsrechtsweg ver— 
ſchloſſen. Rechtshängige Sachen wurden, ſoweit ſie nicht bereits in der 
Miniſterial-Inſtanz ſchwebten, den neuen Beſtimmungen unterworfen. Soweit 
in den Fällen, wo nunmehr die Beſchwerde vom Untergerichte unmittelbar an 
den Verwaltungsgerichtshof geht, die Kreisregierungen, Kammern des Innern, 
bereits mit Beſchwerde angegangen waren, hatten dieſe zu entſcheiden, jedoch 
war Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof alsdann noch zuläffig.?) 


$ 6. Die Parteien und deren Vertretung. 


Der BVerwaltungsrechtsftreit ſetzt wie jeder Rechtsſtreit zwei ftreitende 
Theile voraus, von denen einer einen Anfpruch erhebt, der andere ihn leugnet. 
Die beiden Streittheile können möglicher Weife auch Prozeßparteien fein; aber 
nothwendig it dies nicht. Die Staatsgewalt als jolde*) verzichtet in der 
Regel, wenn ein öffentlicher Aechtsjtreit zwiichen ihren Organen und einem 
Einzelnen oder einer Körperjchaft entjteht, auf die Nolle einer Partei im 
Prozeſſe.“ Dies hat jowohl einen inneren wie einen äußeren Grund. Der 
erjtere liegt darin, daß die Staatsgewalt nad) ihrer Natur und ihrer Stellung 
im öffentlichen Rechtsſtreite es nicht darauf abgejehen hat, der PBrivatpartei 
gegenüber einen Sieg zu erfechten, jondern daß jie nichts Anderes wollen kann 
und darf, als den Sieg des objektiven Nechtes. Die Staatsgewalt als Partei 
des öffentlichen Rechtsſtreites will alſo oder ſoll doch nichts Anderes wollen 
als was die verwaltungsrichterliche Thätigkeit bezwedt. Darum kann bie 
Staatsgewalt auf eine Parteivertretung verzichten und, da im Verwaltungs: 
rechtsjtreite das öffentliche Interejje nichts anderes fordert, als die Wahrung 
des öffentlichen Aechtes, die Wahrnehmung des erſteren als identijch mit der 
Wahrnehmung des legteren lediglich dem Verwaltungsgerichte überlaſſen. 

Bu diefem inneren Grunde tritt der äußere, daß bei der Bereinigung 
der Verwaltung und VBerwaltungsrechtspflege in den unterften und mittleren 
Inſtanzen der Verwaltungsrechtjtreit da, wo die Staatögewalt Partei tft, 
meift durch Akte eben jener Behörde als Verwaltungsbehörde entiteht, welche 
für die Streitſache Berwaltungsgericht iſt. 

N) Geſ. Art. 9 Abi. IT, W. Krais, Kommentar ©. 116 f., ©. Kahr, Kommentar 
©. 130. Das Geſetz fügt bei „joweit die Neichsgeiege nicht entgegenjtehen“. Diejer Beilag 
it ſowohl überflüfjig, als 3. 3. gegenjtandelos. In den Fällen der 88 20 und 21 der 
Reich: Gewerbeordnung, welche man im Auge hatte, ift die Schaffung einer dritten Inſtanz 
nicht unterjagt. Vgl. die Ausführungen von W. Krais, Kommentar ©. 60 und mein 
Gewerbepolizeirecht nad) der R.-G.-D. Annalen des deutihen Reiches 1881 ©. 622. 

2, Gef. Art. 52. Dazu G. Kahr, Kommentar S. 267 ff. 

®, Nicht der Fiskus. Wal. 3. B. Entſch. d. B.:G.:9. IV ©. 105. 

) Darauf beruht die ee Barteijtreitigfeiten und Rechtsbeſchwerden, 
die nur eine prozeſſuale, feine materielle Bedeutung hat. Vgl. darüber D.v. Sarmweny, das 
öffentlihe Recht und die Verwaltungsrechtäpflege ©. 113 ff. Das Wefen des öffentlichen 
Rechtäjtreites fordert nur, daß es ſich um öffentliches Recht handelt; dagegen ift es begriff: 
lic gleichgiltig, ob die Parteien Jndividuen oder Korporationen oder die Träger öffentlicher 
Bewalten jind. Man kann nicht jagen, daß, wo Leptere um öffentliches Recht jtreiten, die 
verwaltungsrichterliche Tätigkeit eine andere ift als ſonſt und daß fie dann das objeftive 
Neht in einer unmittelbareren Weife jhüge als in anderen Füllen. Wal. die Unter 
Iheidung bei G. Meyer, Lehrb. des deutihen Berwaltungsrechte® I 88 14 und 15; 
dazu $ 13. 

Annalen des Deutichen Reis. 1885. 17 
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Es läßt ſich nicht verfennen, daß in folchen Fällen das Verwaltungs- 
gericht aus der objektiven Rolle des Richters möglicher Weiſe hinausgedrängt 
werden kann. Der Befürchtung, daß dies eintrete, verdankt das Ver— 
langen nad) völliger Trennung der Verwaltungsrechtäpflege von der Bermwalt- 
ung feinen Urfprung. Indeſſen ift es immerhin amtliche Pflicht des Verwalt- 
ungsrichters, wenn er als ſolcher handelt, jeine Eigenjchaft ala Verwaltungs: 
beamter zu vergejien, und jollte die Privatpartei der Meinung jein, es jet ihm 
dies nicht gelungen, jo fteht der Weg zum Bermwaltungsgerichtshofe offen, der 
nur Gericht ift. Wenn ſonach die Identität der Organe der Bermwaltung 
und Verwaltungsrechtspflege in den Unterinftanzen den Rechtsichug der Privat: 
partei nicht weſentlich gefährdet, jo kann die mangelnde Rolle einer Prozeß— 
partei für die Staatsgewalt den Nachtheil haben, daß fie ein verwaltungsge: 
richtliches Urtheil, welches ihr nicht gerechtfertigt erjcheint, der Partei aber 
Ba ift, über fich ergehen lafjen muß, ohne ein Rechtsmittel zur Hand zu 
aben.') 

Eine Ausnahme von diefen Grundjägen befteht nur für die Streitigkeiten 
vor den verwaltungsgerichtlichen Senaten der Regierungsfinanzfammern.”) Bier 
iſt die Staatsgewalt?) durch einen Staatsanwalt vertreten, der die Rechte einer 
Prozeßpartei bat. 

Eine völlig andere Stellung hat die Staatsanwaltjchaft beim Verwaltungs: 

erichtähofe. Sie vertritt die Staatsgewalt nicht als an der Sache betheiligte 
— ſondern das „öffentliche Intereſſe“ an einer richtigen und gleich— 
mäßigen Nectsiprechung.*) 

Das Auftreten als Prozeßpartei im vermwaltungsgerichtlichen Berfahren 
jegt rechtliche Betheiligung an der Streitſache voraus; das Auftreten als 
Kläger, das Vorbringen einer Berwaltungsklage, d. h. der Behauptung, daß 
der Kläger in einem öffentlichen Rechte verlegt worden ſei und das Verlangen 
der Abhilfe. Dadurch unterjcheidet fich die Verwaltungsflage von der Ber: 
mwaltungsbeichwerde, welche lediglich eine Bitte an die höhere Verwaltungs: 
behörde enthält, daß Lebtere eine bejchwerende Verfügung der Berwaltungs- 
unterbehörde aufheben oder ändern möge. Gegenftand der Berwaltungsbe- 
fchwerde fann eine Nechtsverlegung oder eine bloße Intereſſenverletzung fein, 
Gegenstand der Verwaltungsklage nur eine Rechtöverlegung.’) Die Prozeß— 
rollen von Kläger und Bellagtem find für das verwaltungsgerichtliche Ber: 
fahren da, wo nur eine Prozeßpartei auftritt, gegenjtandslos.‘) Sie haben 
aber auch da, wo zwei Prozeßparteien vorhanden find, Feine erhebliche ſach— 





9) Ganz ſelbſtverſtändlich iſt, daß eine Unterbehörde die Entſcheidung einer Oberbehörde 

nicht im Verwaltungsrechtswege anfechten kann. Entſch. d— V..G.H. I ©. 139. 

x ) Gebührengeſetz vom 18. Auguft 1879 Art. 209, Erbicaftsjteuergejeg vom gl. T. 
rt, 37. 

9 Die beiden angef. Gejepe jagen „das Aerar“. Das ift aber nicht rihtig. Der Fis— 
kus, d. bh. der Herricher ala Subjeft des Staatävermögens hat feine Steuer: oder Gebühren- 
forderung, jondern die Staatögewalt, d. h. der Herrider ald Subjekt der Finanzhoheit. 

4 (Sei. Art. 4 Abi. 1. Dazu die Motive bei ©. Kahr, Kommentar ©. 28 f., vgl. 
auch W. Krais, Kommentar ©. 39. O. v. Sarwey, das öffentliche Recht und die Ver— 
waltungsrecdhtäpflege S. 713 f., der die Stellung der Staatsanwaltichaft bei dem bayerijchen 
Berwaltungsgerichtshofe richtig erkennt, bezeichnet fie gleihwohl als „nicht ganz Far“. Die 
Sache jheint mir indejien, wenn man die oben erörterten grumdjäglichen Geſichtspunkte feſt⸗ 
hält, völlig Mar zu jein. Es gibt hier feine „ſachlichen öffentlichen Interefien“, die über die 
— des Geſetzes“ hinausgehen. 

) Vgl. bieher E. Löning, Lehrbuch des deutihen Verwaltungsrechtes $ 203. 

6) Das Gejeg hat ſtets den Ausdrud „Betheiligte“. 
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liche Bedeutung. Es gibt im verwaltungsgerichtlichen Prozeſſe feine Beweis— 
lajt, jondern die Ermittelung der objektiven Wahrheit ift Aufgabe des Ber: 
waltungsrichters. Die materiellerechtlichen Sätze darüber aber, was objektiv 
jejtitehen muß, damit ein Recht oder Rechtsverhältnig als vorhanden ange 
nommen werden darf, gelten unabhängig von der verwaltungsgerichtlichen 
Prozeßrolle. 

Im verwaltungsgerichtlichen Berfahren gibt es, abgejehen von den Ver— 
handlungen des Kompetenzjenates beim Verwaltungsgerichtshofe,') feinen Ans 
waltszwang. 

Der verwaltungsgerichtliche Prozeß iſt Parteiprozeß. Die Parteien können 
den Prozeß ſowohl allein, als unter Verbeiſtandung oder durch einen Prozeß— 
bevollmächtigten führen.”) Die Verwaltungsgerichte find jedoch befugt, mehreren 
in gleichem Intereſſe Betheiligten (Streitgenojjen) die Beftellung eines gemein: 
jamen Bevollmächtigten aufzutragen und im Weigerungsfalle einen ſolchen auf 
Kojten der Säumigen von Amtswegen aufzuftellen.®) 

Die Staatöregierung ift ermächtigt, die Befugniß zur Uebernahme einer 
Bertretung vor den einzelnen Inſtanzen näher zu vegeln.*) 

Im Allgemeinen fünnen nur prozeßfähige PBerjonen ®) als Bevollmächtigte 
oder Beijtände bejtellt werden. Perjonen, welche, ohne Rechtsanwälte zu fein, 
die Vertretung oder Berbeijtandung vor Gerichten oder Berwaltungsbehörden ge— 
Ihäftsmäßig betreiben, fann die Zulafjung als Vertreter oder Beiftände in 
Berwaltungsrechtsjachen verjagt werden. Armenanwälte werden nicht bei: 
gegeben. Das Staatsärar wird durch die Fiskale vertreten. 

Die Bevollmächtigten, mit Ausnahme der fgl. Fisfale, haben jchriftliche 
(auch protofollariiche) Vollmacht zu den Akten abzugeben. Privaturfunden 
müfjen durch eine öffentliche Behörde beglaubigt fein.) Ohne ſolche Voll— 
macht darf ein Bevollmächtigter nicht zugelajjen werden.”) Der Mangel der 
Bollmadt ift von Amtswegen zu berüdjichtigen.?) 

Die Vollmadt kann entweder eigentliche Prozeßvollmacht fein, d. h. auf 
die Führung des Nechtsjtreites überhaupt ſich beziehen, oder nur auf einzelne 
Prozeßhandlungen ſich erjtreden. 

Im Allgemeinen hat das, was der Bevollmächtigte innerhalb der Grenzen 
ſeiner Vollmacht thut oder unterläßt, unmittelbare Wirkung für die Partei.“) 
Doch find, entſprechend den Grundſätzen des verwaltungsgerichtlichen Prozeſſes,““) 
thatſächliche Erklärungen von Bevollmächtigten ſtets auf ihre objektive Wahr— 
heit zu prüfen. Sie können alſo, falls ſie ſich als unrichtig herausſtellen, den 
Vertretenen niemals ſchaden. 

Die Kündigung der Vollmacht wird nach Außen hin erſt mit der Anzeige 
bei dem Prozeßgerichte wirkſam.““ Die Frage, ob durch Tod des Vollmacht— 


2 Vollz.»Vorichr. vom 1. September 1879 $ 45. 

) Geſ. Urt. 19 Abi. I. 

3) Gej. Urt. 19 Abi. TIL Dazu W. Krais, Kommentar ©, 173, ©. Kahr, 
Kommentar ©. 191. 

4) Geſ. Art. 19 Abi. IV. Dazu Kahr a. a. D. ©. 192, 

5, Im Sinne der R.-3.:P.:0. 88 50 ff. 

9) Vollz.Vorſchrt. vom 1. September 1879 $ 4. 

) Anders R.-3.-P.:0. $ 85. 

*) Bgl. R.-3.:B.:D. $ 84 Abſ. II. 

N) Bol. R-Z-BD. 8 81. 

°, Geſ. Art. 20 Abj. I mit 14 Abi. I. 

) Bol. R-Z.-P-D. $ 83 Abſ. I u. Entih. des V.G.“H. III ©. 469. Der Bevoll- 
mãchtigte fann aljo, wenn er gefündet, aber Unzeige darüber beim Berwaltungsgerichte nod) 

17* 


248 M. Sendel: Die Verwaltungsrehtspflege in Bayern. 


gebers oder durch Aenderung in feiner Prozeßfähigkeit oder feiner gejeglichen 
Bertretung die Vollmacht aufgehoben werde, iſt an fich eine Frage der Aus» 
legung der Vollmacht. Indeſſen it, zumal da im Zivilprozeſſe) für jolche 
Fälle Fortdauer der Vollmacht angenommen wird, die Frage im Zweifel wohl 
zu verneinen. Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren fann es ſich übrigens 
vielfach ergeben, daß durch den Tod einer Partei der Rechtöftreit gegenſtands— 
los wird. 


$ 7. Leitende Grundfäge des verwaltungsgeridhtlichen Verfahrens. 


holg Die leitenden Grundſätze des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens find 
olgende: 

Die Prozeßparteien haben Anſpruch auf rechtliches Gehör,) d. h. darauf, 
daß vor der richterlichen Entſcheidung ihnen die Möglichkeit der Rechtsver— 
theidigung geboten werde. 

Das Geſetz fordert die Ladung der Betheiligten bei mündlicher Verhand— 
lung unbedingt. Bei ſchriftlichem Verfahren vor dem Verwaltungsuntergerichte 
wird das rechtliche Gehör nur dann umgangen werden können, wenn ledig— 
lich Eine Prozeßpartei vorhanden iſt und das Gericht völlig zu Gunſten der 
Partei erkennt. 

Das Verfahren iſt regelmäßig mündlich.) Eine Ausnahme beſteht für 
die Verwaltungsuntergerichte (Diftriftsverwaltungsbehörden). Münpdliches Ber: 
fahren vor der Beichlußfaflung muß bier nur dann eintreten, wenn entiweder 
bejondere gejegliche Beitimmungen dies vorjchreiben?) oder mehrere Prozeß— 
‚parteien vorhanden find und dieſe übereinjtimmend darauf antragen.*) Außer: 
dem faun und joll®) der Richter über zweifelhaftes Beweismaterial mündlich 
mit den Parteien ohne Zulaſſung eines Schriftenwechjels*) verhandeln. 

Erachtet er dabei die Vornahme eines Augenjcheines für nöthig, jo muß 
er die Betheiligten biezu laden.”) 

Im Uebrigen iſt es dem Richter anheim gegeben, ob er mündliche Ver— 
handlung eintreten laſſen will oder nicht.*) 

Die Mündlichkeit der Verhandlung hat im Allgemeinen nur die Bedeut— 
ung, daß die Prozeßparteien erſcheinen können, nicht daß fie erfcheinen müfjen. 
Die Verwaltungsgerichte find jedoch befugt, das perfünliche Erfcheinen der 
‚Betheiligten zum Zwecke der TFeititellung des Sachverhaltes anzuordnen, wenn 


nicht erjtattet hat, für die Vertretenen noch bei Gericht handeln. Inwiefern er in diejer Be 
ziehung Verpflichtungen gegen den Auftraggeber hat, ijt eine Frage des bürgerlichen Rechtes. 
Bol. R.8.P.eO. $ 88 Abi. IL and dazu v. Wilmowstiu Levy a.'a. O. © 121, 
Strudmann u. a. a. O. 86. 

NR. B-P.O. 5 8 

9) Geſ. Art. 27, ss Abi. I, 41 bj. II. Entjcheidungen des B.:G.:9. H ©. 104 
- (Zeile 6 v. u.), IV ©. 458. 

2) Geſ. Art. 33, 41 Abſ. II. 

k. Bol. darüber W. Krais, Kommentar S. 186, ©. Kahr, Kommentar €. 218. 

* Gef. Art. 27 Abi. II. Daß, wo nur Eine Prozehpartei vorhanden iſt, dieſe 
Bel Anjprud auf mündliche Verhandlung hat, ergibt der Wortlaut und der Zwed des 

etzes. 

) D. h. es iſt dies ſeine Amtspflicht, nicht ein Recht der Parteien. Denn die Würdig— 
ung, ob das — zweifelhaft ift, it Sache feines Ermeſſens. 

9) Bol. R.-3.-Pr-D. $ 128 und Gef. Art. 29. 

) Geſ. Art. 27 Abi. I. 

) Bollz.:Vorjchr. vom 1. Sept. 1879 8 8. 
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dies nach Lage der Sache für nothiwendig erachtet wird. Dies gilt auch dann, 
wenn eine Bartei durch einen Bevollmächtigten vertreten ijt.') 

Im verwaltungsgerichtlichen Prozeſſe gibt es fein Verſäumnißurtheil. 
Wenn eine Partei zu einer Verhandlung nicht erſcheint oder bei derſelben nicht 
vertreten iſt,) jo hat dies, wenn nicht einzelne Geſetze beſondere Rechtsnach— 
theile en lediglich die Folge, daß nad) Lage der Sache erfannt 
wird.* 

Die mündliche Gerichtsverhandlung ift in der Regel auch öffentlich. 
Der Grundjag der Deffentlichkeit erjtredt fich im Allgemeinen blos auf Die 
Berhandlung, nicht auf die Berathung und Abjtimmung der Kollegialgerichte, 
welche geheim iſt.“) Hinſichtlich der Deffentlichkeit der Berathung und Bes 
ſchlußfaſſung der Magijtrate*) verbleibt es jedoch bei den Beitimmungen der 
Gemeindeordnung.”) 

Für die Verwaltungsuntergerichte ift die Deffentlichfeit der Verhandlung 
nicht vorgefchrieben. Der Richter fann fie aber zulajjen, foferne nach jeinem 
Ermejjen Rüdjichten der Sittlichfeit oder des öffentlichen Wohles nicht ent» 
gegen jtehen.*) 

Bei den höheren VBerwaltungsgerichten erleidet der Grundſatz der Deffent- 
lichfeit der Verhandlung, jowohl allein, ala aud) zugleich mit jenem der Münd— 
lichfeit einzelne Ausnahmen. 

Durch) Senatsbeichluß kann die Deffentlichfeit der ganzen Berhandlung 
oder eines Theiles derjelben aus Rückſichten der Sittlichfeit oder des üffent- 
lichen Wohles bejchränft werden. In diefem Falle hat jeder Betheiligte das 
Recht, drei Vertrauensmänner zur Verhandlung beizuziehen.*) 

Ueber die Beichränfung der Deffentlichfeit wird in geheimer Stgung ver: 
handelt. Der Beichluß, welcher die Deffentlichkeit befchränft, muß öffentlich 
verfündet werden.’") 


N Geſ. Art. 19 Abi. H. 

7, Wo periönliches Erjcheinen angeordnet war, it der ohne die Bartei erichienene Be 
vollmächtigte zurückzuweiſen. G. Kahr, Kommentar S. 191. 

Bgl. darüber W. Krais, Kommentar, ©. 188, G. Kahr, Nummentar ©. 218. 

* Gef. Art. 27 Abſ. IV, 35 bj. I, 41 Abi. I. Dal. auch D. v. Sarwey, das 
öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtäpflege S . 729 ff. 

5) Gef. Art. 36 Abi. V 

6) Ge. Art. 30 Abi. II. 

7) Gem.Ord. f. d. Yandestheile diesjeit® des Nheind dom 29. April 1869 Urt. 105 
Abi. 12III. Bol. W. Krais, Kommentar ©. 189, G. Kahr, Kommentar ©. 219. » 

®, Geſ. Art. 28; Vollz-Vorſchr. vom 1. Sept. 1879 $ 10. Dies gilt auch für bie 
vorbereitenden Verhandlungen vor dem magijtratiihen Kommiſſäre nach Art. 30 Abſ. I 
G. Kahr, a. a. ©. ©. 219. 

9, Geſ. Art. 34 Abi. I umd IT, Art. 41 Abſ. III. Ach erachte den Vorbehalt „beſon— 
derer gejeglicher Vorſchriften“ in Abj. I des Art. 34 mit Krais a. a. O. ©. 19 für 
egenjtandslod. Kahr a. a. ©. ©. 230 nennt ald Ausnahmen die Fülle des Art. 94 Ab: 
* V des Brandverjicherungsgejepes vom 3. April 1875 und des $ 21 der Reichs-Gewerbe—⸗ 
2 A Was die erjtere Bejtimmung anlangt, jo betomt dieje die Deffentlichleit der Vers 
handlung nicht in einer Weife, da man annehmen könnte, fie habe dur die jpätere Norm 
des Gejepes vom 8. Aug. 1878 nicht berührt werden jollen, zumal ein innerer Grund bie 
für nicht wohl abzuiehen wäre. Auch was die Reichs-Gewerbeordnung anlangt, fo möchte 
ich, da dieje nur die Grundzüge des Verfahrens vorzeichnet, alauben, dab ihre beziiglichen 
Borichriften einer Beihränfung der Deffentlichleit aus denjenigen höheren Rüclſichten, 
—* allgemein im Prozeßrechte anerkannt find (R.-Ger.-Berf.-Gej. $ 173), nicht entgegen- 
tehen. 
, Vollz⸗Vorſchr. vom 1. Sept. 1879 $ 19 Abi. IL 
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Beihwerden, welche wegen eingetretener Nechtsfraft des angefochtenen Be- 
fcheides offenbar unzuläfjig find, fünnen ohne weitere Verhandlung durch Se— 
natsbeſchluß in geheimer Sigung, beim WVerwaltungsgerichtshofe nach Anhör— 
ung des Staatsanwaltes,') zurücdgewiejen werden.) In zweifelhaften Fällen 
muß öffentliche und mündliche Verhandlung eintreten. 

Beichwerden in Bezug auf Ablehnung oder Ausichliegung eines Vermalt- 
ung3richters, jowie in Bezug auf Zmangsvollitredung müjjen von den Se: 
naten in geheimer Sigung, beim Vermwaltungsgerichtshofe nad Anhörung des 
Staatsanmwaltes,?) verhandelt und entjchieden werden.“) 

Beim Berwaltungsgerichtshofe it außerdem im geheimer Sigung zu 
entjcheiden, wenn über die Nothmendigfeit einer Aftenergänzung Meinungsver- 
ſchiedenheit zwiſchen dem Berichterjtatter und dem Staatsanwalte bejteht.°) 

Der Sat, daß der Richter nur auf Anrufen, auf Klage bin thätig wird, 
gilt für das verwaltungsgerichtliche Verfahren nicht.) Es ijt die nothwen— 
dige Folge theil3 der oben erörterten Cigenthümlichkeit dieſes Verfahrens, 
daß die Parteien de3 materiellen Streite® nicht nothwendig auch beide 
Prozeßparteien find, theil® der inneren Natur der Verwaltungsrechtsjachen. 
Es kann nämlich gejchehen, daß eine Vermaltungsbehörde, welche zugleich 
Berwaltungsgericht iſt, in ihrer erjteren Eigenjchaft auf Zweifel über ein Rechts» 
verhältniß ftößt, deren Befeitigung ihre amtliche Pfliht und nur im Ber: 
waltungsrechtswege möglih iſt. Im ſolchem Falle darf die Behörde nicht 
warten, bis fich etwa eine Prozeßpartei zur Betreibung der Sache gefunden 
bat, jondern fie muß das vermwaltungsgerichtliche Verfahren von Amts wegen 
einleiten und dadurch) das Auftreten der Prozeßpartei oder der Prozeß: 
parteien hervorrufen.) Aehnlich verhält fich die Sache dann, wenn die höhere 
Berwaltungsbehörde aus den angegebenen Gründen Anlaß zu einer Weifung 
in dem bezeichneten Sinne nimmt. Wo dagegen ein Intereſſe in Trage 
fommt, dag von den DBerwaltungsgerichten ala Vermwaltungsbehörden nicht 
zu vertreten ift, oder wo das ftaatliche Intereſſe die Einleitung des ver: 
waltungsgerichtlichen Verfahrens nicht erheifcht, da ift jelbjtverjtändlich Die 
verwaltungsgerichtliche Thätigkeit durch das Erfcheinen einer Prozeßpartei bedingt. 

Die Berhandlungsmarime,?) d. h. der Grundjag, daß das Gericht bei 
der Entjcheidung an das Parteivorbringen und die Barteianträge gebunden ift, 
gilt für das verwaltungsgerichtliche Verfahren nicht.?) 


N, Gef. Art. 42 Abj. I. 

?) Gef. Urt. 32 Abſ. I, Art. 41 Abj. III. G. Kahr, Kommentar S. 228 f., W. Krais, 
Kommentar ©. 191 f. 

3) Sei. Art. 42 Abſ. 1. 

+) Gef. Art. 32 Abj. II, Art. 41 Abj. II. Eine Zuziehung der Parteien findet bier 
nicht jtatt. Arg. voc. „außer den in Art. 32 bezeichneten Fällen“ in Art. 33. 

>) Gef. Art. 41 Abſ. II. 

°®, U. M. it W. Krais, Kommentar ©. 174. Vgl. dagegen Motive: „Bejtrittene 
Rehtsaniprüde und Verbindlichkeiten“ liegen vor, „wenn die bezüglichen Rechte oder Vers 
bindlichkeiten von Betheiligten oder von den Verwaltungsbehörden bejiritten oder 
beanjtandet werden.“ G. Kahr, Kommentar ©. 181. 

N, Bol. auch Vollz.Vorſchr. vom 1. Sept. 1879 8 14. 

°) Vgl. hieher aud) Eccius, die Parteien im VBerwaltungsjtreitverfahren des preuß— 
iihen Redts, Hartmann’s Beitihrift für Gejeggebung und Praris auf dem Gebiete des 
öffentlichen deutjchen Rechts III ©. 233 ff, 

) Es handelt ji) hier natürlich nit um ſolche Erklärungen, durch welche eine Prozeß— 
partei oder deven Vertreter innerhalb ihrer Befugniß über ein zuitehendes Necht verfügen. 
Bol. Entſch. d. V-GeH. I ©. 567. 
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Die Feititellung des Sachverhaltes gejchieht von Amts wegen.!) Die 
Verwaltungsgerichte find nicht auf das von den Betheiligten gebotene Beweis- 
material beichränft, jondern haben aus eigener Pflicht für Aufklärung des 
Sachverhalts zu jorgen.?) 

Aus der Aufgabe des Bermwaltungsgerichtes, den wahren Sachverhalt, 
jelbit im Gegenjage zu dem Parteivorbringen, zu ermitteln, ergibt ſich deſſen 
Recht, unabhängig von den Parteianträgen die rechtlichen Folgerungen aus 
dem gefundenen Sachverhalte zu ziehen und denjelben gemäß zu erfennen. 
Dies gilt für alle Inſtanzen des Verwaltungsrechtszuges und es iſt nur eine 
Anwendung jenes Grundgedankens, wenn das Gejeg?) ausfpricht, Daß der Be- 
fhwerderichter auch zum Nachtheile des Bejchwerdeführers die vorinftanzielle 
Entiheidung ändern fann.‘) Der Sa iudex ne eat ultra petita partium 
findet aljo auf das verwaltungsgerichtliche Verfahren im Allgemeinen feine 
Anwendung. Eine Ausnahme wird man nur für den Fall zulajjen dürfen, 
wo eine Prozeßpartei ihren Anſpruch jelbjt unter das gejeglich zuläffige Maß 
beichränft hat, wenn fein öffentliches Interefje dabei durch das Verwaltungs: 
gericht wahrzunehmen ijt.?) 


$ 8. Bnftellungen, Friſten, Termine, Protokolle. 


Unter Zuftellung®) wird auch im verwaltungsgerichtlihen Prozeſſe Die 
vorichriftsmäßige Aushändigung eines Schriftitüdes in Ur: oder Abjchrift ver: 
itanden. 

Die Zuftellungen können jih auf Schriftjäge der Parteien und auf gericht 
fihe Erlajje beziehen. Unter legteren jind die Ladungen und die Entjcheid: 
ungen hervorzuheben. 

Die Zuftellungen im verwaltungsgerichtlichen Verfahren erfolgen ſtets von 
Amts wegen. Sie geichehen im Allgemeinen durch diejelben Organe, deren ſich 
die Verwaltungsbehörden als folche für dieſen Zwed bedienen. Wichtigere Zus 
ftellungen, namentlih von Verfügungen, welche Rechtsnachtheile für die 
Adrejiaten im Gefolge haben können, find in der Regel durch die Pot gegen 
Zuftellichein oder durch den Bürgermeiſter der Gemeinde, in welcher der 


') Geſ. Art. 20 Abſ. I; vgl. Urt. 14 Abſ. I, 35 Abſ. IIL, 

2) Sei. Art. 27 Abi. I. 

2) Sei. Art. 36 Abi. IV, 41 Abſ. II. 

* Val. die bei G. Kahr, Kommentar ©. 234 f. angeführten Aeußerungen und Beis 
ſpiele, welche dad Verhältniß volltommen deutlih machen. DO. vd Sarmwey, das öffentliche 
Recht und die Verwaltungsrechtäpflege S.728 bemerft zu Art.36 Abj. IV, es jei nicht ganz 
Har, was das Gejep hiemit gewollt habe. Er knüpft an dieje Bemerkung einige Fragen, 
die aber meined Erachtens nicht beweijen, daß das Gejep unklar ift:; denn fie find ſämmtlich 
leicht zu beantworten. Der Gedanke des bayeriichen Rechtes iſt einfach der, dab der Ber 
waltungsrichter jo zu enticheiden hat, wie er es als objektiv richtig erfennt, gleichviel was 
die Parteien beantragt haben. Er fann in der That dem „Släger“ mehr oder Anderes zu— 
iprehen als derjelbe verlangt hat. 

YAM. iſt E. Löning, Lehrbuch des deutichen VBerwaltungsrechts $ 210 Ziff. I 
(vgl. au) V): „Das VBerwaltungsgericht hat dem jubjeftiven Net nur nad Mahgabe des 
von dem Kläger erhobenen Klaganſpruchs Schup zu gewähren; es kann daher der Partei 
nicht mehr und nichts Anderes zuerkennen, als dasjenige, was fie jelbit beantragt hat.“ 
Löning fügt anmerkungsweije bei: „Die bayerijche Geſetzgebung hat diefen Grundjaß 
nicht ausdrüdlich ausgejprochen ; feine Geltung ergibt ſich aber aus der ganzen Konjtruftion 
des Verfahrens.” Aus der Lepteren ergibt fich aber m. E. gerade die entgegengeiegte Regel. 
Löning führt zu Gunſten feiner Anſicht die Entſch. des V-G-H. II ©. 460 an, die mir 
indeſſen kein Beleg dafür zu erbringen jceint. 

®) Vgl. Gef. Art. 21 Abi. IV, 28. 
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Adreſſat ſich aufhält, zu bewirfen. Ueber ſolche Zujtellungen ift amtlicher 
Nachweis zu den Akten zu bringen.!) 

Die Zuftellung gejchieht an die Prozekpartei oder deren gejeglichen Ver— 
treter, bezw. den Prozeß: oder Zuftellungsbevollmächtigten.‘) Wenn weder die 
Prozeßpartei ſelbſt noch ein Prozegbevollmächtigter derjelben im Amtsbezirke 
derjenigen Diftriftsverwaltungsbehörde wohnt, welche in der Sache erſte Inſtanz 
oder mit der Inſtruktion betraut?) ift, jo kann der Partei die Aufftellung eines 
dajelbit wohnhaften Zuftellungsbevollmächtigten aufgetragen werden. Damit ift 
die Warnung zu verbinden, daß bei Nichtbefolgung de3 Auftrages die fünf- 
tigen Buftellungen der Bot als Einfchreibjendungen übergeben würden und 
die Zuftellung alsdann jelbjt bei Unbejtellbarfeit als geſchehen angefehen 
werden wiirde.*) 

Bei Zuftellungen an den gemeinfamen Prozeßbevollmächtigten mehrerer Bes 
theiligter genügt die Mebergabe einer einzigen Ausfertigung oder Abjchrift. Bei 
Buftellungen an den gemeinfamen Zuftellungsbevollmächtigten mehrerer Bar: 
teien müſſen dagegen, wenn Letztere fich nicht mit einfacher Zuftellung zufrieden 
erklären, foviel Ausfertigungen oder Abjchriften übermittelt terden, ala Bes 
theiligte vorhanden find.?) 

Im Uebrigen kommen binfichtlich der Zuftellungen die Beſtimmungen der 
88 166—170 und 88 182—189 der Reichs-Zivilprozeßordnung“) mit der 
Maßgabe zu entfprechender Anwendung, daß ftatt der Niederlegung auf der 
Gerichtäjchreiberei ($ 167) Niederlegung bei derjenigen Diftriftsverwaltungs- 
behörde eintritt, in deren Bezirk der Zuftellungsort Tiegt.”) 

Ladungen fünnen an die Prozeßparteien, dann an Zeugen und Sad: 
verjtändige ergehen. Hiebei find gegenüber Militärperfonen und öffentlichen 
Beamten und Bedienfteten die hierüber beftehenden befonderen Vorfchriften 9) zu 
beachten." * die Ladungen der Kreisregierungen und des Verwaltungs— 
gerichtshofes find Formulare vorgefchrieben. Die Ladungsurfunden find in 
der Negel mit Umgehung der Vermittlung der Bezirfsämter gegen Nachweis 
zuzuftellen.'”) 

Die Prozepfriften find richterliche oder gefegliche, je nachdem fie der 
Richter nach Ermeſſen feſtſetzt,“) oder ihre Dauer durch das Geſetz beftimmt 
ift. Geſetzliche Friſten find die Beſchwerdefriſten. Sie betragen vierzehn 
Tage, wenn nicht einzelne Gejege eine kürzere Friſt vorſchreiben.“) 


9) Bollz.-Vorichr. vom 1. September 1879 8 6 Abſ. L. 

Un. 0.86 Ubi. I. 

) Gef. Art. 31 bj. I. 

*, Bollz.-Anjtr. $ 6 Abi. III. 

) Vollz.Vorſchr. $ 6 Abi. II; vgl. auch $ 26. > 

) Dazu Ziff. 1 der Min -Belanntm. vom 16. Auguſt 1879, den Vollzug der 88 167, 
678, 679 der R.-3.:P.D. betr., (&.- u. BB. Nr. 53), und Art. 20 des Gef. v. 23. Febr. 
1879 zur Ausführung der R-Z-BP.D. u. R.K.O. 

’) Vollz.Vorſchr. $ 6 Abj. IV—VI. — Val. hieher Entſch. des V-G.H. 1. 85, IH 
©. 381, IV ©. 422. 

) Geſ. vom 23. Feb. 1879 zur Ausführung der R.-3.-P.D.u.R.-K.D. Art. 20, Verord. 
vom 20. Auguſt 1879, die Ladung öffentliher Beamter oder Bedienjteter in Zivil, Straf, 
Verwaltungs und Berwaltungsrehtsjaden betr. (Bei. u. BB. ©. 1293). 

 Kollz.-Boricr. $ 6 Abi. VI. 

), Vollz.⸗Vorſchr. 88 16, 35. 

) Val. z. B. Gef. Art. 19 Abſ. III 

12) Geſ. Art. 22 Abſ. IV, 45 Abſ. II (an legterer Stelle fein Vorbehalt fürzerer Friften). 
Bal. bieher &. Kahr, Kommentar ©. 204 f., 249; W. Hrais, Kommentar ©. 179 u. 205. 
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Die Beichwerdefriiten find zugleich Nothfriften, d. b. fie können weder ab: 
gefürzt noch verlängert werden.') ine Erwähnung derjelben in der Ent: 
jcheidung oder eine Belehrung darüber ift nicht geboten.) 

Die Dauer der Bejchwerdefriit wird in der Regel von der Zuftellung der 
Ihriftlichen Entjcheidung an berechnet.?) Die Beichwerde kann jedoch jchon 
nach Berfündigung der Entjcheidung erhoben mwerden.’) 

In den Fällen, wo der Verwaltungsgerichtsbof erfte und einzige richter— 
lihe Inſtanz ift,?) läuft die Beichwerdefriit von der Eröffnung des ange: 
fochtenen Bejcheides an.®) 

Eine Befchwerde, welche erhoben wird, ehe die Entjcheidung amtlich ver- 
fündet wurde, wird in feinem alle als innerhalb der Friſt erhoben anzu— 
ſehen jein.”) 

Der Lauf richterlicher Friſten beginnt, fofern nicht bei deren Feſtſetzung 
ein Anderes bejtimmt wird, mit der Zuftellung des Schriftitüces, in welchen 
die Friſt feitgefeßt ift, bezw. mit der Verkündung der Frijt.®) 

Bei Berechnung einer nach Tagen bejtimmten Friit zählt der Tag nicht 
mit, auf welchen der Zeitpunkt oder das Ereigniß fällt, nach welchen der 
Anfang der Friſt jih richten ſoll. Eine Frift, welche nach Wochen oder 
Monaten bejtimmt ift, endet mit Ablauf desjenigen Tages der legten Woche 
oder des letzten Monats, welcher durch Benennung oder Zahl dem Anfangs- 
tage entipricht. Fehlt diefer Tag im legten Meonate, jo endet die Friſt mit 
Abfauf des legten Monatstages. Fällt das Ende der Friſt auf einen Sonntag 
oder allgemeinen Feiertag, fo endet die Friſt mit Ablauf des nächitfolgenden 
Werktages.‘) Bei TFriftverlängerungen wird die neue Friſt von Ablauf der 
vorigen an berechnet, wenn nicht im einzelnen Falle ein Anderes beſtimmt iſt.““) 

Gegen die VBerfäumung einer Nothfrift kann auf Antrag Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand gewährt werden, wenn eine Prozeßpartei durch Natur- 
ereignifje oder andere unabwendbare Zufälle'') verhindert war, die Nothfrift 


!) Gef. Art. 22 Abi. V, vol. R.-3.-B.-O. $ 202 Abi. I. 
Entſch. des V.G.H. I ©. 329, 388; 11 ©. 714, 716. 

9) Bei. Art. 22 Abſ. V. Bol. dazu Entich. des V-GeH. I ©. 388 (Ktonftatirung der 
Berkündigungszeit). 

* Kahr, Kommentar S. 205, Entſch. des B-GeH. I S. 320. Anders R.3.P.-D. 
$ 477 Abi. II. 

5) Gef. Art. 10, 

9) Gef. Art. 45 Abſ. I u. II. Bol. Entich. des 8.8.9. III ©. 225 f. ©. auch I 
S. 194, IV ©. 131. 

) Mit diefer Beichränfung möchte ich der Anficht von Kra is, Kommentar ©. 180 bei- 
pflihten. Das Gejep jcheint mir (vgl. Kahr, Kommentar ©. 205) nicht mehr fordern zu 
wollen, als daß die angefochtene Enticheidung im Augenblide der Beichwerdeerbebung bereits 
verfündet, alio rechtlich in’8 Leben getreten ift. Dagegen glaube ich nicht, daß verlangt 
werde, ed müſſe die amtliche Eröffnung der Entjcheidung an den Bejchtwerdeführer bereit& 
geicheben jein. gl. Entich. des B.-G.:9. I ©. 320. Es mag hier erwähnt werden, daß, 
während der $ 477 der R:3..8B.:Q. die Einlegung der Berufung vor Zuftellung des Ur— 
theils wirkungslos erflärt, das franzöfiiche Recht dem entgegengejegten Grundſatze huldigt- 
Insbejondere werden auch Rekurſe an den Staatsrath vor fürmlicher Rotifitation der ange- 
fochtenen Entſcheidung zugelaflen. Wal. Sirey, jurisprudence du conseil d’ötat IV p. 
267, V p. 387. 

© R-3-B.-0. 8 198 Abſ. I. Nach Art. 22 Abſ. VI des Bei. gelten für die Berech- 
a. der Friſten die Beitimmungen der Z-P. O. Unanmwendbar ijt alfo, mas deren $ 202 
in Abſ. I u. II u. $ 212 Abi. I Sag 2 über die Friftenverlängerung beitimmt. 

9, R.-2.:8.:0. 88 199, 200. 

10) 9..3..8.:0. $ 202 Abj. II. 

4) Val. über lepteren Begriff Entich. des VG.H. IV ©. 425 f,, dann Struck— 
mann u. Koch a. a. O. ©. 209 f., v. Wilmomwäti u. Yevy ©. 266 f. 5. auch Entſch. 
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einzuhalten.) Das Verjchulden eines Prozeßvertreters gilt nicht als unver: 
jchuldete Berfäumniß für die Partei. Ebenjowenig fann aus dem Rechte der 
Minderjährigen ?) ein Wiedereinjegungsgrund hergeleitet werden.®) 

Die Wiedereinjegung muß innerhalb einer Friſt von zwei Wochen bean- 
tragt werden.) Dieje Friſt beginnt mit dem Tage, an weldhem das Hinderniß 
gehoben ijt. Nach Ablauf eines Jahres vom Ende der verfäumten Nothfrift 
gerechnet, kann Wiedereinjegung nicht mehr beantragt werden.) 

Das Wiedereinjegungsgefuh‘) muß die begründenden Thatjachen und 
deren Beweismittel angeben, auch muß die verfäumte Prozeßhandlung zugleich 
nachgeholt, oder, wenn Dies bereits geichehen ift, darauf Bezug genommen 
werden.?) 

Ueber das Geſuch enticheidet das Verwaltungsgericht, welchem die Ent: 
icheidung über die nachgeholte Prozeghandlung zujteht.?) Dabei fann das 
Verfahren über den Wiedereinfegungsantrag mit jenem über die nachgeholte 
Prozeghandlung verbunden oder vorerjt gejondert erledigt werden. Auf die 
Enticheidung über die Zuläfjigkeit des Antrags und auf die Anfechtung der 
Enticheidung finden die Beitimmungen Anmwendung, welche in diejer Beziehung 
für die nachgeholte Prozeßhandlung gelten.?) 

Dem Gejuche muß jtattgegeben werden, wenn die gejegliche Begründung 
nachgewiejen ijt.'”) 

Tagfahrt oder Termin ift ein Zeitpunkt, welcher von dem Gerichte für 
die Vornahme irgend einer Handlung vor dem Gerichte fejtgefegt wird. Die 
Termine werden bei den Vermwaltungsfollegialgerichten regelmäßig vom Vor: 
jtande der Stelle,'') ausnahmsweije auch vom Senate,'?) bezw. Plenum be: 
jtimmt. Die Termine werden an der Gerichtäftätte abgehalten; bei den Ber: 
waltungsuntergerichten fünnen fie auch auswärts jtattfinden, und zwar nicht 
bloß, wo dies, wie bei Augenfcheineinnahme, nothiwendig ift, jondern auch in 
anderen Fällen, 3. B. bei Gelegenheit von Stommifjionsreifen oder aus— 
wärtigen Amtstagen.'?) 

Durch Vereinbarung der Barteien fann ein Termin nicht aufgehoben 
werden. 

Ueber jede mündliche Gerichtsverhandlung ift ein Protofoll aufzunehmen. 
Im Verfahren vor den Verwaltungsuntergerichten kann das Protokoll ſowohl 





des V.G.H I ©. 452 u. II S. 49, wo richtig erörtert wird, daß Rechtsirrthum kein 
Wiedereinjepungsgrund ilt. 

N Sei. Art. 22 Abſ. VI, R.-3.:B.-0. 8 211 Abſ. I. 

?) Minderjährige jelbit, Fiskus, Gemeinden, Kirchen: und milde Stiftungen ꝛc. 

2) R.3. P.O. $ 210, 

*) Ueber die Unanwendbarkeit des $ 213 Abſ. I der R.8.P.O. vgl. die zutreffenden 
Ausführungen in der Entidh. des V-G.H. I ©. 451. 

) Rag.P.O. 8 212. 

& ©), Ueber die Form ſcchriftlich ſowohl wie protofollariich) richtig G. Kahr, Kommentar 
. 205, 

N R:3:B-D. $ 214 Abf. I. 

RP D. 8 215. 

) R.3.P. O. $ 216. Deſſen Abſ. III bejtimmt: „Die Koſten der Wiedereinjegung 
fallen dem Antragiteller zur Laſt, joweit jie nicht durch einen unbegründeten Widerſpruch des 
Gegners entitanden find.“ 

10) R. 3. P.O. $ 211 Abſ. I arg. voc, ‚ijt zu ertheilen“. 

1) Gef. Art. 35 Abſ. IL, 41 Abi. IT, Vollz.:Vorjhr. vom 1. September 1879 $ 16 
Abi. I, 18, 35. 

12) Gef, Art. 36 Abj. V, 41 Abi. III. 

) Vgl. G. Kahr, Kommentar ©. 221. 


- 
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von dem Einzelrichter oder Gerichtskommiſſär perjönlich (Regiitratur), als auch 
unter deſſen Leitung von einem Vrotofollführer geführt werden. Nur bei 
Abnahme eines Eides oder einer Betheuerung an Eides jtatt, ſowie bei Ver: 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, jomeit Lebtere ihr Gutachten 
nicht jchriftlich abgeben, iſt die Zuziehung eines Protofollführers geboten.') 
Das Protokoll joll nur das Ergebnif der Verhandlung fejtitellen. Dabei 
it auszujcheiden, was unter den Prozeßparteien anerkannt, was bejtritten iſt, 
unter Anführung der Gründe und der Beweismittel.) Das Protofoll ift von 
den Betheiligten anerkennen zu laſſen und von Ddiejen, dann vom Richter und 
gegebenen Falles vom Protofollführer zu unterjchreiben.?) 

Bei den höheren Verwaltungsgerichten wird über den Gang und Die 
wejentlichen Ergebnitje der Verhandlung durch einen vereideten Schriftführer 
ein Protokoll aufgenommen.‘) Der Protofollführer jteht unter der Yeitung 
des Vorſitzenden.“) Die Berlefung des Protofolls und dejien Anerkennung 
durch die Betheiligten ijt nicht vorgejchrieben.‘) Das Protofoll ift vom 
Senatsvorstande und dem Schriftführer zu unterzeichnen.’) Ueber die geheime 
Berathung und Abjtimmung wird fein Protofoll geführt.?) 


$ 9. Prozepleitung und Ordnungsitrafredt. 


Unter dem Rechte der Prozeßleitung veriteht man die Befugniß des Ge: 
richts, innerhalb der Grenzen und unter Befolgung der bejtehenden Beſtimm— 
ungen den Gang des Verfahrens zu regeln und die Ordnung bei demjelben 
aufrecht zu erhalten. Die wichtigite Aufgabe der Prozekleitung ift die Sad- 
injtruftion, von welcher noch bejonders zu jprechen ift. 

Prozepleitende Verfügungen jind der Nechtäfraft nicht fähig und daher 
nicht durch Beſchwerde anfechtbar.*) 

Die Prozepleitung jteht bei den Einzelgerichten dem Einzelrichter zu, bei 
den unmittelbaren Stadtmagijtraten für das vorbereitende Verfahren dem Vor: 
ftande, bezw. dem Kommiſſäre, in der Sitzung dem Borfigenden.!") 

Für die Kreisregierungen gelten folgende Beitimmungen : 

Der Regierungspräjident verfügt im Bureaumege über die vor öffentlicher 
Verhandlung einer Sache nothwendigen Erhebungen und Ergänzungen, ebenjo 
über die zum Vollzuge von Entjcheidungen oder Zwiſchenbeſcheiden erforder: 
lihen Anordnungen.?) 


N Bollz.-Borihr. vom 1. Septbr. 1879 SS 9 Abi. III und 11. 

2) Gef. Art. 29, Vollz.-Vorſchr. $ 9 Abi. I und II. „Schriftliche Ausführungen zu 
Protokoll einzulegen oder Erklärungen zu PBrotofoll zu diftiren, iſt den Betheiligten nicht 
ug — "Bol. hieher W. Krais, Kommentar ©. 188, G. Kahr, Kommentar 


» Bei. Art. 29, Bollz.-VBorichr. $ 9 Abj. IV. Können oder wollen die Parteien nicht 
unterjchreiben, jo iſt dies unter Angabe des Grundes zu bemerken. 

*) Geſ. Art. 36 Abſ. IT, 41 Abſ. TIL Ueber den Inhalt des Protokolle Bollz 
Vorſcht. $ 24 Abi. II, 25, 34 Abſ. II, 35. 

—2 — Vorſcht. z8 24 Abſ. I, 35. 

ahr, Kommentar ©. 234. 

n Bollz.:Vorichr. 88 24 Abi. III, 38. 

® Bol. Geſ. Art. 38. 

9) Geſ. Art. 21 Abf. II, Urt. 22 Abſ. I. Entſch. d. V.G.H. II ©. 55, 556. 

19) Gef. Art. 30. 

1m Gef. Art. 85 Abſ. II, Bollz.:Vorihr. vom 1. Septbr. 1879 $ 15 Abſ. II. 
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Die Anberaumung der Sigungen und die Ladungen für diejelben obliegem 
gleichfalls dem Präjidenten.') 

Die Beitellung des Berichterjtatters für den Vortrag in öffentlicher Sie=- 
ung gejchieht durch den Senatsvorjtand.”) 

Demjelben jteht ferner die Leitung der öffentlichen Situngen, ſowie der 
geheimen Berathungen und Abjtimmungen zu.) 

Ueber Anjtände, welche ſich bei der Prozekleitung ergeben, entſcheidet 
jedoch der Seuat,*) ebenjo über die Anordnung von Bervollitändigungen des 
Beweismaterials,?) jowie über Beſchränkung der Deffentlichkeit.*) 

Beim Verwaltungsgerichtshofe erläßt der Präfident, vorbehaltlihd der 
jofert zu erörternden Beſchränkungen, die der Verhandlung vorhergehenden 
prozeßleitenden Verfügungen.?) 

Der Senatsvorjtand ernennt den Berichterjtatter.?) Lebterer prüft im 
Benehmen mit dem Staatsanwalte, ob Ergänzungen nöthig find. Weber 
Meinungsverjchiedenheiten entjcheidet der Senat im geheimer Sibung. Dit 
diefe Entjcheidung getroffen oder find Berichterftatter und Staatsanwalt einig, 
jo verfügt der Präftdent das Weitere, entweder zur Erholung der Ergänzungen 
oder zur Auberaumung der Sikung.”) 

Hinfichtlich der Prozeßleitung in den Sigungen der Senate und des Ple- 
nums gilt entiprechend das Nämliche, wie für die Kreisregierungen.'®) 

Der Staatsanwalt ift von jeder Anberaumung einer Öffentlichen Verhand— 
fung oder eimer geheimen Sigung, an welcher er Theil zu nehmen hat, zu 
benachrichtigen. '") 

Zur Aufrechthaltung der Ordnung bejtehen folgende Vorjchriften. 

Der Vorfigende eines Senates einer Kreisregierung oder des Verwal— 
timgsgerichtshofes, dann des Plenums diefes Gerichtshofes'‘) kann jeden, mit 
Ausnahme einer Prozeßpartei oder ihres Vertreters,'?) entfernen lafien, ber 
Zeichen des Beifalles oder des Miffallens gibt, oder jonjt Störung ver- 
urfacht. '*) 

Enthält eine Beſchwerde!“) einen groben Verſtoß gegen den öffentlichen 
Anftand, fo kann der Beſchwerdeführer in eine Geldftrafe bis zu 200 Mark 
verirtheilt werden, welche für den Fall der Uneimbringlichkeit ſofort im ent- 

*) Gef. Art. 35 Abſ. FH, Vollz. Worſchr. 88 16, 18. 

Geſ. Art. 36 Abi. I, Bollz.-VBorichr. $ 15 Abſ. J. 

2) Geſ. Art. 37, Bollz.-VBorjchr. $ 20, 

) Vollz. Vorſchr. $ 20. 

5, Gef. Art. 36 Abſ. III. 

*) Geſ. Art. 34 Abi. I. 

N) Gef. Art. 35 Abi. IT, 41 Abſ. III, Vollz.-Vorſchr. 829 Abf. II. 

° Vollz. Vorſchr. $ 33 Abi. I. 

9), Gef. Art. #1, Bollz.:Borihr. $ 33 Abſ. II. 

0) Sei. Art. 41 Abſ. IH, Vollz.-Vorichr. $ 35. 

m Vollz. Vorſchr. $ 36. 

m) Bezüglich der Unterinftanz war eine ſolche Beftimmung unnöthig, da die Deffert- 
lichkeit der Verhandlungen für jie nicht vorgeichrieben if. . 

12) So ridtig W. Krais, Kommentar ©. 194. Die Beitimmungen des $ 178 des 
R.-Ger.:Verf.-Gej. und der SS 144 der R.-3.:-Pr.-D. fünnen, mangels jeden Anhaltspunktes 
hiefür, nicht „analog“ angewandt werden. 

4) Gej. Urt. 34 Abj. III. Außerdem gelten die allgemeinen Strafbeftimnmimgen gegen 
ungebührlices Benehmen vor einer Behörde. Vgl. Ausf.-Gej. zur R.-Str.:P.-D. vom 18. 
April 1879 Art. 7 und 102. 

»») D, h. eine VBeichwerde gegen eine inftanziell ergangene verwaltungsrechtliche Ent- 
jheidung. Entid. d. V.GeH. 1V ©. 329. 
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fprechende Haft nach Maßgabe der Beitimmungen des Reichs-Strafgejeßbuches 
umzuwandeln iſt. Der Strafausipruch erfolgt gleichzeitig mit der Entjcheid- 
ung in der Hauptjache und iſt auch dann anfechtbar, wenn der von der Ord— 
nungsftrafe Betroffene fich in der Hauptjache bei der ergangenen Entjcheidung 
beruhigt.') 

Entjcheidet der Verwaltungsgerichtshof in dritter Inftanz?) und wird die 
Beichtwerde verworfen, jo kann der Beichiwerdeführer, wenn ihm Muthwille zur 
Laſt fällt, in eine Gelditrafe bis zu 200 M. verurtheilt werden.?) Eine Um— 
wandlung diefer Strafe in Freiheitsjtrafe ijt unzuläffig.*) 

Dem Gebiete des richterlichen Drdnungsftrafrehts gehören auch jene 
Strafen an, welche nad den bier antwendbaren Beitimmungen der Reiche: 
zivilprogeßordnung wegen Verweigerung des Zeugniljes verhängt werden 
Tünnen.?) 


$ 10. Sadinjtruftion und Beweis. 


Die Sahinftruftion umfaßt die Vernehmung der Betheiligten und Die 
Feititellung des Sachverhalts. 

Ein Beweis liegt dann vor, wenn die Wahrheit einer Thatfache dem 
Richter außer Zweifel gejtellt ift; Glaubhaftmachung dann, wenn der Richter 
das Vorhandenjein einer Thatſache in einem nach feinem Ermeſſen binläng- 
lihen Grade wahrjcheinlich findet. 

Aus der bereit erörterten Natur des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
ergibt jich, daß demjelben der Begriff einer eigentlichen Beweislajt oder Be- 
weispflicht der Barteien in Bezug auf den materiellen Streit fremd iſt. Die 
Beweisanerbietungen der Prozekparteien unterjtügen den Richter nur bei Er: 
Füllung feiner amtlichen Aufgabe der richtigen Ermittelung des Sachverhaltes, 
aber fie binden ihm nicht in feiner Thätigfeit. Der Richter iſt auch nicht ver- 
‚pflichtet, alle Beweiserhebungen vorzunehmen, welche die Barteien fordern. Er 
Tann Erhebungen ablehnen, welche er al8 nicht zur Sache gehörig erachtet 
oder von welchen er ſich fein Ergebniß verspricht.) Auch der übereinjtimmenden 
Ausfage der Prozeßparteien oder dem Gejtändnifje einer Partei in Bezug auf 
eine Thatjache jteht er Frei gegenüber. Er iſt ſogar in folchen Fällen zur 
Beweiserhebung verpflichtet, wenn er Zweifel über die Nichtigkeit des zwijchen 
den Barteien unbejtrittenen Vorbringens oder des Zugejtändnijjes hegt.”) 


N) Geſ. Art. 25. Dazu W. Kra is, Kommentar ©. 183, G. Kahr, Kommentar 
©. 212 f. 

, Hier find in den Fällen des Art. 10 die Berwaltungsinjtanzen mit einzurechnen. 
Vgl. Gej. Art. 45. 

2) Gef. Urt. 40 Ubi. IV. 

9 G. Kahr, Kommentar ©. 241. 

8, Geſ. Art. 20 Abſ. VI 

6, Vgl. ferner Gej. über daS Gebührenwejen vom 18. Auguſt 1879 Art. 190: „Bei 
Anträgen auf Vornahme einer Handlung, mit welcher baare Auslagen verbunden find, ift 
auf Erfordern ein zur Dedung derjelben hinreichender Vorſchuß von dem Antragiteller zu 
zahlen. Die Ladung und Bernefmung von Zeugen oder Sacveritändigen auf Antrag 
Der Parteien kann von der vorgängigen Zahlung eines zur Dedung der WUuslagen Hin: 
reihenden Vorſchuſſes abhängig gemadht werden.“ 

) Gej. Art. 20 Abſ. I: „Die — des Sachverhaltes in Verwaltungsrechts— 
ſachen erfolgt von Amtswegen.“ Art. 27 Abſ. I: „Die Diſtriktsverwaltungsbehörden haben 
vor Allem für richtige Ermittelung des Sachverhaltes zu ſorgen und zu dieſem Behufe nicht 
blos das von den Betheiligten gebotene, ſondern auch das ſonſt zur Aufklärung dienende 
Material zu den Alten zu bringen ...“ 
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Eine Pflicht der Parteien zum Beweiſe oder zur Glaubhaftmachung ihrer 
Behauptungen beſteht nur ausnahmsweije in Bezug auf prozejiuale Fragen. 

Die Partei, welche Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen Ber: 
fäumung einer Nothfrijt erbittet, hat die das Geſuch begründenden Thatjachen 
zu beweijen.‘) Die Partei, welche einen Richter ablehnt, hat den Ablehnungs— 
grund,*) die Partei, welche Wiederaufnahme des Berfahrens nachjucht, hat das 
Vorhandenſein der gejeglichen Vorausſetzung hiefür glaubhaft zu machen.?) 

Der Bermwaltungsrichter hat das Ergebniß der Beweisaufnahme, jofern er 
nicht durch bejondere gejegliche Beitimmungen gebunden ift,*) nach jeiner freien 
Ueberzeugung zu würdigen.) Es gibt im verwaltungsgerichtlichen Berfahren 
feine Beweistheorien. Auch durch ein ftrafrichterliches Urtheil ijt der Ver— 
waltungsrichter in der freien Beweiswürdigung nicht behindert.®) 

Die Sadinjtruftion und Beweisaufnahme geſchieht zunächſt durch Die 
Diftriftsverwaltungsbehörden. Dabei jind etwaige Nebenpunfte zugleich mit 
der Hauptjache zu erheben. Dieje Inftruftion obliegt den Diftriftsverwaltungs- 
behörden nicht blos dann, wenn fie jelbit,”) fondern regelmäßig auch dann, 
wenn die Kreisregierungen, Kammern des Innern, erite Inſtanz jind.®) 
Ausnahmen in leßterer Richtung durch bejondere gejegliche Beitimmungen 
find vorbehalten.) Wo jolche Beitimmungen nicht entgegen ſtehen, it es den 
Diftriftsverwaltungsbehörden auch unbenommen, die erforderlichen Vorerheb— 
ungen ohne Auftrag der Kreisregierung binfichtlich folcher Angelegenheiten zu 
bewirken, die bei ihnen anhängig geworden, aber von der Sreisitelle erſt— 
inftanziell zu entjcheiden find. Die ermwachjenen Akten find alsdann der zu: 
ftändigen Kreisregierung, Kammer des Innern, zur weiteren Verfügung vor: 
zulegen.’") 

In ihrer Eigenjchaft als VBerwaltungsgerichte, zweiter Inftanz können die 
Kreiäregierungen die Vervollftändigung des Beweismaterials anordnen.!“) 

Die unmittelbare Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen in be— 
jonderen Fällen und die Erholung jchriftlicher Aeußerungen Seitens anderer 
Behörden als der Dijtriftsverwaltungsbehörden wird indeſſen den Kreisregier— 
ungen, Kammern des Innern, nicht verwehrt fein.'?) 

Für die Sadinftruftion. und Beweiserhebung bei den Regierungsfinanz- 
fammern als Verwaltungsgerichten bejtehen feine gejeglichen Vorjchriften. 

Der Verwaltungsgerichtsbof entjcheidet auf Grund des von den Bor: 
inftanzen erhobenen Sadjverhaltes; eine Beweisaufnahme findet vor demjelben 
nicht ftatt."?) Dies gilt auch für die Fälle, wo der Gerichtshof erjte und legte 
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Y Val. oben ©. 258f. 

2) Val. oben ©. 226 f. 

) Gel. Art. 26. Der Fall, wo Wiederaufnahme von Amtswegen veranlaft ift, ge: 
hört jelbitverftändlich nicht bieher. Vgl. G. Kahr, Kommentar ©. 214. 

9 Bgl. darüber ®. Krais, Kommentar ©. 176. 

s) Geſ. Art. 21 Abj. I 

°) Val. Einf.:dej. zur R.-3.:B.:0. $ 14 Ziff. 1. 

7) Gej. Art. 27 Abſ. * II, Art. 30 Abi. I. 

®) Geſ. Art. 31 Abi. L Dazu G. Kahr, Kommentar ©. 223 f. Gelbitverjtändlid) 
fönnen in jolden Fällen die Diftriktöverwaltungsbehörden von der Kreisftelle Weifungen 
über die Urt der Sachinſtruktion erhalten. 

9, Bal. hierüber ©. Kahr a. a. ©. ©. 224 f. 

10) Bolz.:Vorichr. vom 1. September 1879 8 14. 

1) Geſ. Art. 36 Abi. IL. v7 dazu Entſch. des B.:6.-H. II ©. 556. 

m Val. Boll. Dune s 16 Abi. I. 

1s) Gef. Art. 40 Abf. I 
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Inſtanz ift, die Unterinftanzen aljo Verwaltungs-, nicht Verwaltungsgerichts— 
injtanzen find.") 

Dem Berwaltungsgerichtshofe bleibt jedoch unbenommen, die VBervollitän- 
digung des Beweismateriales durch die Vorinjtanzen zu veranlafjen, technijche 
DObergutachten zu erholen und Sachverftändige, welche diejelben verfaßt oder 
dabei mitgewirkt haben, zur öffentlichen Sitzung beizuziehen.“) 

Die Beweismittel im verwaltungsgerichtlichen Prozeſſe find Augenfcein, 
Zeugen, Sadjverjtändige, Urkunden und Eid. 

Der Augenjchein iſt ſtets von den Dijtriftsverwaltungsbehörden unter 
Ladung der Betheiligten zu miündlicher Verhandlung vorzuncehmen.?) 

Zeugen und Sacverjtändige werden eidlich vernommen. Das Verfahren 
bei Abnahme des Eides richtet jich nach den Vorſchriften der Reichszivilprozeß— 
ordnung.) Bei Streitigkeiten von geringerem Werthe kann von der Vereid— 
igung abgejehen werden, wenn die Betheiligten zuftimmen.>) 

Der Eidesleiftung wird es gleichgeachtet, wenn ein Mitglied einer Reli: 
gionsgejelichaft, welher der Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln an 
Stelle des Eides gejeglich geitattet ift,*) eine Erflärung unter der Betheurungs- 
formel diefer Religionsgefellichaft abgibt. 

Sind Sachverſtändige für die Erjtattung von Gutachten der betreffenden 
Art im Allgemeinen vereidigt, jo genügt die Berufung auf den geleijteten Eid; 7) 
andernfall3 haben fie zu jchwören, daß fie das von ihnen geforderte Gutachten 
unpartetiich und nach beitem Willen und Gewiſſen erjtatten werden.®) 

Hinfichtlich der Verpflichtung, fich ala Zeuge oder Sadjverjtändiger ver: 
nehmen zu lajjen, hinfichtlih der Folgen der Weigerung und binfichtlic) der 
Zuläffigfeit der Beeidigumg fommen die Beitimmungen der Reichszivilprozeß- 
ordnung) entiprechend zur Anwendung.) Gerichtliche Entjcheidungen über 
die Vernehmungspflicht find jelbjtändig anfechtbare Zwiſchenbeſcheide.“) Be: 
züglich der hiegegen ergriffenen Beſchwerden gelten die allgemeinen Beſtimm— 
ungen de3 verwaltungsgerichtlichen Berfahreng.!?) 


) Gej. Art. 45 bj. I. 

2) Geſ. Art. 40 Abi. II. Vgl. dazu ©. Kahr, Kommentar ©. 240. 

3) ei. Art. 27 Abj. II. 

*, Bollz.-Vorjhr. vom 1. September 1879 8 5 Abi. I; R-3.-B.0. 88 340 Abſ. I, 
356 Abi. I, 357, 440—445. Bol. dazu v. Wilmowski u. Levy a. a. O. © A471 f, 
561 ff.: Strudmann u. Kod a. a. ©. ©. 395 ff., 482 fi. 

9) Im Uebrigen jteht es nicht in dem Belieben der Prozehparteien, auf die Vereidigung 
zu verzichten. ®. Krais, Kommentar ©. 175. Die Motive bemerken ferner: „it die 
Bereidigung in einzelnen Fällen fpeziell im Gejege vorgeichrieben, jo iſt dieje Vorſchrift 
jelbjtverjtändlich für die Behörden bindend.” Val. darüber Krais a. a. O. u. ©. Kahr, 
Kommentar ©. 194. 

s, Verordnung, die feierlihen gerichtlihen Ausjagen der Mennoniten betr., vom 
20. Oftober 1811 (R.:Bl. ©. 1601); R..3.-B.:O. 8 446, Ausf.Geſ. zur R-3Z-P.D. und 
R-K.D. vom 23. Februar 1879 Art. 22. Vollz.Vorſcht. vom 1. September 1879 8 5 
Abi. IV. Bal. dazu G. Kahr, Kommentar ©. 194 f. 

) Gef. Art. 20 Ubi. I—V. 

9) Bollz. Vorſchr. $ 5 Abi. I. 

9) 88 341, 345—355, 358. Dazu v. Wilmowski u. Levya.a.{. ©. 453 ff, 
Strudmann u Koch a. a. D. ©. 376 ff. 

10, Geſ. Art. 20 Abſ. VI. — Nadı dem Gebührengej. vom 18. Auguſt 1879 Art. 192 
a 4 werden Gebühren nicht erhoben für die Verhandlung und Eniſcheidung über die 

licht zur Abgabe eines Zeugnifies oder Gutachtens. 

11, Gef. Art. 21 Abi. II mit R.3.P.O. 88 352 Abſ. III u. 855 Abſ. IL. 

ir, Sei. Art. 22 ji. 
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Beitimmungen über den Urfundenbeweis in VBerwaltungsrechtsfachen be— 
ftehen nicht. Eine prozejjuale Pflicht der Parteien zur Vorlegung von Ur: 
Zunden ift daher nicht anzunehmen. Glaubt eine Partei gegen eine andere 
einen zivilrechtlichen Anspruch auf Herausgabe oder VBorlegung einer Urkunde 
zu haben, jo hat fie denfelben nöthigen Falls vor den bürgerlichen Gerichten 
zu verfolgen. E3 wird vom Ermeſſen des VBerwaltungsgerichtes abhängen, ob 
«3 das Ergebniß eines jolchen Nechtsjtreites abwarten will. Im Uebrigen ijt 
es amtliche Pflicht des Gerichtes, die ihm zugänglichen und für die Sache er- 
heblichen Urkunden jelbjt beizuſchaffen.!) 

Der PBarteieneid ift im verwaltungsgerichtlichen Verfahren regelmäßig aus: 
geſchloſſen. Eidliche Bejtätigungen der Betheiligten zum Zwecke der Beweis— 
Führung finden nur jtatt, wo bejondere Geſetze diefelben zulajien,?) ein Vor— 
behalt, der übrigens zur Zeit gegenſtandslos ijt.*) 


8 11. Entſcheidungen, Rechtskraft und Rechtsmittel. 


Unter Entjcheidungen find im Allgemeinen alle gerichtlichen Ausfprüche zu 
verftehen, durch welche über einen materiellen oder prozeſſualen Streitpunft 
erkannt oder ſonſt eine Anordnung getroffen wird. 

Im erjten Falle fann man von Entjcheidungen im engeren Sinne, Ur: 
theilen oder Erfenntnijjen reden. Im zweiten Falle wird man, wenn die An— 
ordnung von einem Nichterfollegium ausgeht, pajjend von Beichluß, wenn fie 
von einem einzelnen Beamten getroffen wird, von Verfügung jprechen.*) 

Die Entjcheidungen im engeren Sinne (Urtheile) find entweder End: 
befcheide (Endurtheile), d. h. jolche, welche den Rechtsſtreit ganz oder theil- 
weiſe (Theilurtheile) endgiltig entfcheiden, oder Zwiſchenbeſcheide (Zwiſchen— 
urtheile), welche lediglich über eine Vorfrage Entjcheidung treffen. 

Jeder Endbejcheid, ſowie jeder Zwiichenbejcheid, gegen welchen auf Grund 
bejonderer gejeglicher Beltimmung ſelbſtändig Beichwerde erhoben werden 
fann,?) ift mit Entjcheidungsgründen zu verjehen. Bejchwerdeinjtanzen fünnen 
auch auf die Entjcheidungsgründe der Vorinſtanzen verweijen.®) 

Die Entjcheidungen find den Betbeiligten in jchriftlicher Ausfertigung zus 
zuftellen.?) 

Die Form der Entjcheidung und der Ausfertigung iſt, was die VBerwal- 
tungsuntergerichte anlangt, die nämliche, wie fie bei den Diſtriktsverwaltungs— 
behörden als ſolchen üblich ijt.?) Für die Kreisregierungen und den Verwal— 
tungsgerichtshof ſind bejondere Formvorſchriften getroffen.®) 





') Vgl. Gef. Art. 27 Abi. I. 

2) Geſ. Art. 20 Abſ. VII. 

2) Der einzige Fall, bezüglich deſſen es ‚allenfalls fraglich ericheinen konnte, ob er hie 
her gehöre, war die Verpflichtung zur Leitung des Manifeitationdeides bei Streitigkeiten 
über jüdijche Kultusbeiträge. Der V. G.H. hat jedoch (Entſch. I S. 265) mit Recht ausge 
iprochen, daß der®orbehalt bejonderer Geſetze in Art. 20 Abi. VII a. a. ©. auf Statuten 
einer ijraelitiichen Kultusgemeinde nicht zutrefie. 

9) Es beiteht indefien feine fejte Ausdrucksweiſe. Insbeſondere ift im Gejepe jelbit 
eine ſolche nicht zu finden. 

+) Bgl. dazu G. Kahr, Kommentar S. 199. 

6) Geſ. Art. 21 Abſ. II, Vollz.Vorſchr. $ 22 Ubi. IH. Entſch. des V.-G.:5. U ©. 55. 

) ef. Art. 21 Abi. IV. 

®) Val. Enti. des V. G.H. IV ©. 330. 

% ©. diejelben in $$ 22, 23, 34 u. 35 der Vollz. Vorſchr. , Vgl. auch $ 26. 
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Die Entjcheidungen der genannten Kollegialgerichte müfjen außerdem in 
öffentlicher Sigung verfündet werden.) Die Verfündung geichieht durch Ber- 
lefung der Entjcheidungsformel und der Entjcheidungsgründe.*) 

Hinfichtlich der Beichlüffe und Verfügungen in Berwaltungsrechtsjachen 
beitehen feine eigenen Formvorſchriften. Schriftliche Verfügungen ergehen jtet3 
mit der Fertigung des Vorjtandes der betreffenden Behörde oder Stelle.”) 

Unter Rechtskraft einer verwaltungsrechtlichen Enticheidung verfteht man, 
daß fie für die gerichtlich erledigte Sache unter den Parteien des Streites,*) 
nicht blos unter den Prozeßparteien,“) das Necht feſtſtellt. Die Rechtskraft 
hat die prozejjuale Wirkung, daß die Enticheidung nicht mehr durch Befchwerde 
angefochten werden kann; fie hat die materielle Wirkung, daß der Inhalt der 
Entjcheidung, ſoweit das entichiedene Nechtsverhältniß in Frage kommt, für 
die Parteien bindend iſt. Der Begriff der Nechtöfraft in Verwaltungsſtreit— 
fachen iſt auf das verwaltungsgerichtliche Verfahren nicht befchränft. Er 
findet auch da Anwendung, wo die Berwaltungsbehörden als ſolche und ohne 
daß ihnen in dieſer Beziehung eine richterliche Stellung eingeräumt wäre, über 
öffentliche Rechtsſachen Enticheidung treffen.) Selbjtverjtändlich kann von 
einer Rechtskraft der verwaltungsrechtlichen Entfcheidung ſtets nur infoferne 
die Rede fein, als Leßtere auf die Abgrenzung der Rechtsſphären zwiſchen 
den Parteien des Streites fich bezieht. Dagegen fann die Rechtskraft niemals 
den Parteien des Streites, und insbejondere nicht der Staatögewalt, die Frei: 
heit des Handelns innerhalb ihrer Nechtsiphäre benehmen oder jchmälern. 
Der rechtöfräftige Ausipruch, daß eine Anordnung der Verwaltungsbehörde 
fein öffentliche Necht verlege, hindert diefelbe innerhalb der Grenzen ihres 
amtlichen Ermejjens nicht an der Zurücknahme oder der Abänderung diefer 
Anordnung.?) 

Die Rechtskraft einer verwaltungsrechtlichen Entjcheidung erſtreckt fich auf 
Alles, was zur Enticheidung geftellt war, von der entjcheidenden Behörde ent: 
fchieden werden wollte und von derjelben entichieden worden iſt. Das Geſetz 
vom 8. Aug. 1878 enthält insbefondere bezüglich der verwaltungsgerichtlichen 
Entjcheidungen feine Bejtimmung, durch welche die Rechtskraft derjelben auf 
die Entjcheidungsformel bejchränft würde. ine ſolche Vorſchrift fonnte in 
dem Geſetze auch aus äußeren, wie aus inneren Gründen nicht enthalten fein. 
Das Gefe ordnet die äußerliche Trennung zwiſchen Entjcheidungsformel und 
Entiheidungsgründen nicht an. Die Vollzugsvorjchriften vom 1. September 
1879) verfügen dies nur hinfichtlich der Entjcheidungen der Streisregierungen 
und des Verwaltungsgerichtshofes. Die VBollzugsvorjchriften waren, auch ab— 
gefehen Hievon, überhaupt nicht in der Lage, der Sonderung der Entjcheid- 
ungsformel von den Entfcheidungsgründen eine materielle Bedeutung zu ver: 
leihen, wenn das Geſetz ihr eine ſolche Tragweite nicht eingeräumt hat. Le» 


1) Gef. Art. 36 Abj. V, 41 Abi. IL. 

) Vollz.:Borichr. SS 23 Ubi. I, 35. Es ift aljo unitatthaft, die Entſcheidung zu ver: 
fünden, ehe Tenor und Gründe jchriftlich abgefaht find. 

3) Val. Geſ. Art. 35 Abſ. II, 40 Abſ. III, 41; Vollz.Vorſchr. 88 15 Abſ. IL, 29 
Abi. I 


5 Entſcheidung d. V.G.H. IV ©. 460. 
9) Bal. oben 245 fi. 
9) Vgl. Sei. Art. 45 und oben ©. 220, 243, 
) Sal bieher ©. v. Sarmwey, das Öffentliche Recht und die Verwaltungdrechtöpflege 
S. 733 
°) 88 22, 35 
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tere num iſt nicht der Fall und konnte nicht der Fall fein. Sumeit der Sab, 
daß Entjcheidungsgründe der Rechtskraft nicht fähig find, Lediglich formell 
verjtanden werden will, aljo lediglich die Nöthigung für den Richter enthalten 
foll, Alles in die Entjcheidungsformel zu jtellen, worüber er entjcheidet, würde 
er einen Formalismus enthalten, der ſchon im Zivilprozeſſe feine Gegner hat, 
mit den freieren Grundjägen des vermwaltungsrechtlichen Verfahrens aber 
vollends im Widerjpruche ſteht. Soweit aber, und Diejes ijt der mwejentlichjte 
Punkt, jener Satz einen materiellrechtlichen Inhalt hat, jteht er mit der Natur 
de3 öffentlichen Rechtsjtreites geradezu im Widerfpruche Schon früher!) wurde 
erörtert, daß im verwaltungsrechtlichen Verfahren die Parteien des Streites 
nicht nothmwendig Parteien des Prozejies find; es wurde ferner dargelegt, daß 
der Verwaltungsrichter an dem Parteivorbringen und den Barteianträgen feine 
gebundene Marfjchroute hat, daß vielmehr die Wahrung der öffentlichen In— 
terejien, die ihre Vertretung regelmäßig nicht durch eine Brozeßpartei finden, in 
ſeine Hand gelegt iſt. Dies ift eine Yage der Dinge, die zu dem imperium 
litis der Barteien des Zivilprozejies?) in dem jchärfjten Gegenſatze ſteht, der 
ſich denken läßt. Der Satz der Reichszivilprozeßordnung?): „Urtheile find 
der Rechtskraft nur inſoweit fähig, als über den durch die Alcye oder durch 
die Widerflage erhobenen Anfpruch entichieden iſt,“ iſt hienach auf das Ber: 
fahren in VBerwaltungsrechtsiachen ganz und gar unanwendbar. Es geht alfo, 
abgejehen von den früher‘) dargelegten allgemeinen Erwägungen, bier aus 
zwingenden inneren Gründen nicht an, die Neichszivilprozeßordnung als „ent: 
Iprechend anwendbar” zu erflären.”) 

Nur foviel kann man zugejtehen, daß die Ausfjonderung zwiſchen dem, was 
die enticheidende Behörde in die Entjcheidungsformel, und dem, was fie in 
die Entjcheidungsgründe aufgenommen hat, unter Umſtänden eine Bedeutung für 
die Auslegungsfrage haben kann, was die Behörde habe entjcheiden wollen. 

Die Rechtskraft einer Entfheidung tritt, wenn diejelbe in letter Inſtanz 
ergangen iſt, jofort nach der Verkündigung ein,“ in den übrigen Fällen dann, 
wenn eine Anfechtung der Enticheidung Seitens der Prozeßparteien durch or— 
dentliches Rechtsmittel nicht mehr möglich ift. 

Das ordentliche Rechtsmittel des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens’) 
ift die Beichwerde.”) Die Beichwerde kann fich ſowohl auf Mängel des Ver: 
fahrens als auf den Inhalt der angefochtenen Entjcheidung beziehen. Ein 
Unterfchied zwifchen Berufung und Nichtigfeitsbejchwerde bejteht nicht.”) 

1, S. 245 ji. 

2) Bol. — Struckmann und Koch a. a. O. S. 328ff, von Wilmowski und 
Levy = a. O. S. 398 fi. 

8 298. 

9 S. 241. 

So der Verwaltungsgerichtshof Entſch. II ©. 289, vgl. ©. 284. S. auch Lut— 
hardt in den Blättern f. adminijtr. Praxis XXXI ( (1881) S. 292 Anm. 

9) Gegen Entjcheidungen des Verwaltungsgericht&hofes gibt e8 alio feine Beſchwerde. 
Bal. ©. Kabr, Kommentar ©. 214, 238, 239, 245; Entid. d. B.:.-9. III ©. 600. 

‘) Die Remonjtration ijt kein Rechtämittel, diefes Verſahrene hindert alſo nicht die 
Rechtskraft. Entſch. d. VeG.H. I ©. 193, II ©. 363. Die Nemonjtration fann, foweit 
ed fih um Enticheidung eines Verwaltungsrechtsitreits handelt, jchon deshalb keine Wirf- 
ung äußern, weil das Gericht feine erlafiene Entiheidung nicht mehr zurüdnebmen darf. 

) Dieſer Ausdrud wird im Geſetze faſt — gebraucht. Wenn in Art. 9 und 11 
von Berufung die Rede ift, jo beruht dies nur auf Nadlähigkeit bei Redaktion der bon 
der Abgeordnetenkammer beichlofienen Aenderungen. Vgl. G. Kahr, Kommentar S. 129. 

Bol. ©. Kahr, Kommentar S. 202, Entid. d. V-G.H II ©. 470, IV ©. 131 
(zu Art. 45 Abj. I d. Gef). 
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Das Geſetz enthält keine Beſtimmung darüber, daß und welche Mängel 
des Verfahrens Nichtigkeit desſelben bewirfen.') Es begnügt ſich mit der Be— 
ftimmung,?) daß die höhere Inſtanz, „die Aufhebung des Verfahrens wegen 
wejentlicher Mängel desſelben von der- Zeit des eingetretenen Beſchwerdegrun— 
des an ausiprechen“ fünne°) 

Dies fann unabhängig von dem Vorbringen des Bejchtwerdeführers auch 
von Amts wegen gejchehen.*) 

Der Standpunkt, welchen das Geſetz hier einnimmt, it ein in der Natur 
des verwaltungsgerichtlihen Bejchwerdeverfahrens wohl begründete. Es find 
jelbjtverjtändlich eine Neihe von Mängeln des Verfahrens jo ſchwerer Art 
denkbar, °) daß diejelben mit Nothwendigfeit das Verfahren nichtig machen. 
Allein e3 beitand für dag Geſetz und bejteht auch für deijen wiſſenſchaftliche 
Erörterung fein Bedürfniß, Diefelben hervorzuheben. Denn die Beſchwerde— 
instanzen des Verwaltungsrechtsweges find, wie jpäter noch näher darzulegen 
jein wird, jämmtlich volle Inftanzgerichte, nicht Kaſſations- oder Reviſions⸗ 
gerichte. Die Beſchwerdeinſtanz würdigt die vor fie gebrachte Sache in dem- 
jelben materiellen Umfange und mit derjelben Freiheit gegenüber dem Partei: 
vorbringen wie die Unterinftanz. Unter diefen Umjtänden lag für den Geſetz— 
geber fein Grund vor, den Beichwerderichter zu zwingen, daß er wegen ge- 
willer Fehler das Verfahren vor der Unterinftanz unter allen Umftänden auf: 
bebe und die Sache zur nochmaligen Entjcheidung zurüdverweife. Es war 
genügend, dem Bejchwerderichter die Möglichkeit hiezu zu geben. Derjelbe wird 
nach jeinem Ermejjen darüber befinden, ob der zu Tage getretene Mangel ein 
wejentlicher ift, ob jerner „innere Gründe vorliegen, aus welchen die Aufheb— 
ung des durch den Mangel betroffenen Verfahrens angezeigt erjcheint, oder ob 
des... Mangels ungeachtet ohne wirflihe Schädigung der prozejiualen Rechte 
der Betheiligten jofort materiell entichieden werden fann.“*) 

Unter dieſen Umständen begreift es fich von jelbit, daß die verwaltungs- 
gerichtliche Entjcheidung, welche aus einem mit wejentlichen Mängeln behafteten 
Berfahren hervorgegangen ift, unter denjelben Vorausſetzungen der Rechtskraft 
fähig tft, wie jede andere verwaltungsgerichtliche Entjcheidung. 

Der Berwaltungsgerichtshof kann, da ihm die Würdigung reiner Vermwalt- 
ungsfragen entzogen ift, nur innerhalb feiner Zuftändigfeit über die Nechtmäßig- 
feit des Verfahrens und über die Zuſtändigkeit entjcheiden.‘) 

In Bezug auf die materielle Begründung der Bejchwerde iſt vorgefchrieben, 
daß Bemängelungen des Sacverhaltes, welcher der angefochtenen Entſcheid— 
ung zu Grunde gelegt ijt, genau anzugeben, daß ferner etwaige Anträge auf 
Ergänzung des Berweismateriales in gleicher MWeife zu Stellen find.) Die 
Nichtbeachtung diefer Worjchriften bewirkt in Bezug auf die Sacde jelbit 
feinen Nechtsnachtheil für den Beichwerdeführer, da das Necht und die Pflicht 
des Verwaltungsgerichtes zur amtlichen Ermittelung des Sachverhaltes davon 
nicht berührt wird. Nur Hinfichtlich der Prozeßfojten kann in ſolchem Falle 


i) Val. G. Kahr, Kommentar ©. 237 f. 

2) Ge]. Art. 14, 36 bj. III, 41 usf III 

5) Bal. R.-B.:Pr.:D. $ 501. 

9 Entic,. d. 3.6. * IV ©. 43. 

) Val. R-3.Br.-D. $ 513. 

9 Entf, d. BG, =D. ir ©. 104 f., 195 f.; vgl. aud) II ©. 54, IV ©. 453. 

N) Gef. Art. 14. Dazu ©. Kahr, Kommentar ©. 174 f. Entic. d. B-G.9. I 
S. 295, IIl ©. 99, 258, 654. * Widerſpruche mit Art. 14 ſteht die Entſch. IV ©. 298. 

®) Gef. Art. 22 Abf. II 
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dem Beſchwerdeführer ein Nachtheil erwachſen, wenn durch ſein Verſäumniß 
Koſten entſtehen, die ohne dasſelbe nicht entſtanden mwären.') 

Der Beſchwerdeführer iſt aber, ſoweit nicht reichsgeſetzliche Beſtimmungen 
in Frage fommen,*) überhaupt nicht gehalten, ſeine Beſchwerde näher auszu— 
führen; er kann ſich darauf beſchränken, Entſcheidung nach Lage der Sache 
zu beantragen.?) 

Die Beichwerdefrift beträgt, joferne nicht in einzelnen Gejeßen*) eine für- 
zere Friſt bejtimmt ift, vierzehn Tage. >) 

Diefe Frift Läuft nur für die Einlegung der Beſchwerde, nicht für deren 
Ausführung, da Lebtere feinen gejeglich nothiwendigen Bejtandtheil der Be— 
ſchwerde bildet.*) 


Vgl. W. Krais, Kommentar S. 179, ©. Kahr, Kommentar ©. 203 5. Es ift 
wohl nur ein lapsus calami, wenn die bei Kahr angeführte Stelle der Motive von Ver: 
wirkung des Anjprucdes auf weitere Erhebungen redet. Denn entweder find die Erheb- 
ungen nothiwendig, dann muß fie das Gericht ſtets anordnen, oder jie find nicht noth- 
wendig, dann braucht es jie überhaupt nicht anzuordnen. 

?) Reichs⸗Gewerbeordnung $ 20. Bal. dazu meine Abhandlung: das Gewerbe Po— 
lizeirecht nad) der Reichsgewerbeordnung in den Annalen des deutichen Reichs 1881 ©. 622; 
ferner Entſch. d. B.:8.-9. I ©. 20, 388. 

) Geſetz Art. 22 Abſ. II. Die Beitimmung ift mit Rüdficht darauf getroffen, daß fein 
ar beiteht und auch ein thatjächlicher Anwaltszwang vermieden werden wollte. 

*, Val. darüber ®. Krais, Kommentar ©. 179, G. Kahr, Kommentar ©. 203. 

5) ef. Art. 22 Abi. IV, 45 Abi. Il. Ueber die Berechnung jiehe oben ©. 253. Dieje 
Friſtbeſtimmung gilt nur für das verwaltungsgerichtlice Verfahren und für die Erhebung 
ber Beichiwerde an den Berwaltungsgerichtshof in den fällen der Art. 10 und 11. 
Soweit VBerwaltungsrehtsjahen im Verwaltungswege audzutragen find, verbleibt es bei den 
biefür geltenden (vgl. Entſch. d. V.G.H. IS. 39 ff.) Friſtbeſtimmungen. Ebenjo ©. 
Kahr, Kommentar ©. 249. 

Anders wird die Borjchrift des Art. 45 Abf. II des Gef. in der Plenarenticheidung 
bed B.:6.:5. (Entich. IV ©. 608) vom 26. Okt. 1883 ausgelegt, Hienach ſoll fich Die 
Anordnung einer vierzehntägigen Beſchwerdefriſt auch auf die Beſchwerden beziehen, melde 

egen Beſchlüſſe der Unterinjtanzen an die Mittelinftanzen gerichtet werden. (Vgl. W. Krais, 
ommentar ©. 205 und angeführte Entih. IV ©. 610 ff.). 

Meines Erachtens beruhen die Ausführungen des V.GeH. auf einer fehlerhaften 
Anwendung der Grundjäge über die Gejepesauslegung. Die Enticheidung gibt fich viele 
Mühe darzuthun, daß es die Abficht des Geſetzgebers geweſen jei, die Beihwerdefrijten für 
bie Fälle der Art. 10 und 11 durchgreifend zu regeln. Ich halte die beigebradhten Gründe 
nicht für überzeugend ; ja jogar das, was über die Bedeutung des Wortes Verfahren be— 
merkt wird, geradezu für künjtlih. Aus der Stelle in den Verhandl. der Kammer der Ab— 
geordneten Beil. Bd. III ©. 168, B ijt für die Auffafjung des V.e-GeH. nichts zu ent 
nehmen, über die Meinung der Staatsregierung, die doch aud in Betracht fommt, ganz be 
ftimmt nichts. Aber ſelbſt zugegeben, der Nachweis jener oben erwähnten Abficht des Gejeh- 
ebers wäre gelungen, fo ift dies für die Auslegung des Geſetzes völlig gleichgiltig. Die 
Erforſchung der gejeßgeberijchen Abficht iit ein Auslegungsmittel für das, was der Gejep- 
geber gejagt hat, aber fein Ergänzungsmittel für das, was er nicht gefagt hat. 

Artikel 45 Abſatz II ſpricht nur von den „nad den genannten Artikeln“, d. 5. 
den Artikeln 10 und 11 „zuläffigen Beſchwerden“. Die bezeichneten Artifel aber reden nur 
von den Beichwerden an den V-G-H. Diejer Wortlaut des Geſetzes legt nicht blos, mie 
die angeführte Plenarentiheidung meint, „die Annahme nahe“, dab ſich Art. 45 Abſ. II 
nur auf Beichwerden an den V.G.H. beziehe, jondern er fann gar nicht ander verftanden 
werden. Wollte der Gejeggeber mebr als dies, wollte er auch bezüglich der Beſchwerdefriſten 
bei den Unterinſtanzen das bejtehende Recht ändern, jo mußte er dies jagen. Was der Ge 
jeggeber lediglich gewollt, aber mit feiner Silbe zum Ausdrude gebracht hat, kann nicht als 
Rechtsjap behandelt werden. Dieje Grenze muß von der Auslegung innegehalten werden, 
wenn fie nicht den Boden unter den Füßen verlieren joll. Die bloße Abficht, einen Willen zu 
erklären, und vollends die bloße Bermuthung einer ſolchen Abficht gilt nirgends der Willens- 
erflärung gleich, auch beim Gejetgeber nicht. 

®, Entſch. d. B.-6.:9. U ©. 537 f. 
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Sind an dem ſtreitigen Rechtsverhältniſſe, das durch die untere Inſtanz 
entſchieden wurde, Mehrere betheiligt, und iſt dasſelbe zugleich von der Art, 
daß es allen Betheiligten gegenüber nur einheitlich oder gemeinſam feſtgeſetzt 
werden faun, dann iſt die Beſchwerdefriſt für Alle gewahrt, wenn auch nur 
Einer rechtzeitig Beichwerde erhoben hat. Dies ergibt fich, wenn auch eine 
ausdrüdliche gejegliche Vorjchrift mangelt,') daraus, daß die erhobene Be— 
jchwerde bejchieden werden muß, und nicht anders als unter Mitberüdfichtig- 
ung der übrigen Betheiligten bejchieden werden fann.?) 

Eine mit einer Beichwerdebeantwortung verbundene Beſchwerde ift nur dann 
rechtzeitig eingelegt, wenn fie innerhalb der Bejchwerdefrift eingereicht wurde.) 

Das Bekwerberedi geht Schon vor Ablauf der Bejchwerdefrift für die 
Prozeßpartei verloren, wenn fie fich der ergangenen Entjcheidung unterworfen 
hat. Xebteres ijt insbejondere dann der Fall, wenn eine erhobene Beſchwerde 
zurüdgezogen wurde.*) 

Die Bejchwerden find bei der erjten Inſtanz des Berwaltungsrechtszuges, 
in den Fällen, wo der Berwaltungsgerichtshof erjte und legte verwaltungs— 
richterliche Inſtanz ift, bei derjenigen Verwaltungsinjtanz einzulegen, welche 
Die angefochtene Entjcheidung erlajjen hat.) Es wird indejjen die Einreichung 
einer Bejchwerde bei der unrichtigen Behörde dann als unjchädlidy zu erachten 
fein, wenn die Beichwerde durch WBermittelung diefer Behörde noch rechtzeitig 
in den Einlauf derjenigen Behörde gelangt ift, bei welcher die Beſchwerde 
hätte eingelegt werden jollen.®) 

kenn, Einlegung der Beichwerde kann jchriftlich oder zu Protofoll ges 
Ichehen. 

Die Beichwerde geht an diejenige Instanz, welche nach dem für die Bes 
ſchwerdeſache bejtehenden Rechtszuge die nächit höhere iſt. Ein Irrthum in 
Bezug auf die anzurufende verwaltungsgerichtliche*) Inftanz jchadet dem Be— 
jchwerdeführer nicht.“, Das irrthümlich angegangene Gericht hat die Sadıe 
an die zuftändige Inſtanz zu verweilen. 


N Daß die R.-3.-Pr.:O. in $ 59 Nehnliches bejtimmt, bietet feinen Erfap für diejen 
Mangel. Bgl. oben ©. 241. 

) Entih. des B.:6.:9. III S. 384 (wo aber S. 381 die vorgejepte Inhaltsangabe 
ungenau gefaßt ijt), V ©. 176. 

Entſch. des B.:8.:9. III ©. 184 f., ©. Kahr, Kommentar ©. 208. 

) Entid. d. V.G.H. II ©. 538. 

°) Gef. Art. 22 Abi. II, 45 Abf. I. Dazu G. Kahr, Kommentar ©. 250 u. Entſch. 
d. B:G.:9. I ©. 7, 8, 11, 64, 101, III ©. 165, 299, IV ©. 492. Die leptere Entjcheid- 
ung führt richtig aus, daß die Erklärung, man werde Beſchwerde erheben, feine Beſchwerde— 
erhebung ift. 

°) Vergl. Entid. d. V.G.H. I ©. 448. 

7) Gef. Art. 22 Abſ. II. Dasjelbe wird wohl auch bier für die Fälle des Art. 45 
Abſ. II gelten. Auch telegraphijche Bejchwerdeeinlegung, wenn diefelbe fehlerfrei ift, muß 
zugelafien werden. Entich. d. V-GH. I ©. 370. 

) Anders liegt die Sadıe, wenn der Beichwerdeführer ausdrüdlich den Verwaltungs: 
weg, nicht den Verwaltungsrechtäiweg betreten hat. Vgl. Entſch. des Verwaltungsgerichts— 
bofes III ©. 108. 

*) Dies ergibt ſich daraus, dab das Geſetz dem Beſchwerdeführer lediglich die Einlegung 
der Beſchwerde bei der erjten Inſtanz, nicht aber die Benennung der angerufenen höheren 
Inſtanz vorjchreibt. Dieſe Benennung ift alſo fein rechtlich nothwendiger Beftandtheil der 
Beichhwerdeichrift, ein Irrthum in derjelben fann daher nicht jchaden. Da kein Anmwaltszwang 
beſteht, iſt das auch ſachgemäß. Man denfe ferner an den Fall, daß der die Beſchwerde 
protofollirende Beamte den Beſchwerdeführer unrichtig belehrt hat. Mit der hier vertretenen 
Anſicht ftimmen überein Entid. d. VeG.H. I ©. 281, IV ©. 201, dagegen nicht I ©. 38. 
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Hat ein Untergericht in einem Falle erjtinjtanziell entjchieden, wo Die 
Mitteljtelle zu entjcheiden gehabt hätte, jo ift leßtere zur Beſcheidung der er: 
hobenen Beſchwerde zuftändig.') 

Die Einlegung der Beichwerde hat die Wirfung, dat die Nechtsfraft der 
angegriffenen Entjcheidung gegenüber allen Prozeiparteien gehindert und daß 
die Streitjache an das Beſchwerdegericht gebracht wird. 

In erjterer Beziehung bejtimmt das Gefeg:?) Die Beſchwerden haben, 
fofern nicht Durch befondere gejeßliche Beltimmungen etwas Anderes vorge: 
jchrieben ift,’) aufichtebende Wirkung. Wenn das Geſetz außerdem den Bor: 
behalt beifügt, daß die Verwaltungsbehörden *) troß eingelegter Beſchwerde 
das Recht haben, vorforgliche Anordnungen zu treffen, jo iſt dies an ſich 
feine Ausnahme von dem angegebenen Grundfage. Denn das Recht der vor: 
forglichen Verfügung ijt ein Recht der Verwaltung, das außerhalb des ver: 
waltungsgerichtlihen Verfahrens jteht. Die rechtliche Bedeutung jenes Vor: 
behaltes ergibt jich erjt aus dem gemachten Beilage, wonach ſolche vorjorg= 
lihen Anordnungen nur zuläßig fein jollen, wenn bei Gefahr auf Verzug oder 
bei drohendem Nachtheile für Leben, Gejundheit oder Eigentum das öffentliche 
Intereſſe ein derartiges Eingreifen verlangt. Es handelt fich alfo nicht um 
eine Bejchränfung der aufſchiebenden Wirkung der Beſchwerde, jondern viel— 
mehr um eine Beichränfung des Nechtes der Verwaltung zu vorjorglichen An— 
ordnungen?) in jenen Fällen, wo eine Sache im Berwaltungsrechtszuge fich 
befindet. Die Verwaltung joll zu derartigen Anordnungen nur dann befugt 
fein, wenn dringende Gründe gegeben find. Allerdings entjcheidet ſie jelbit, 
und ohne daß biegegen der Berwaltung&rechtsweg bejchritten werden könnte, 
über deren VBorhandenfein. 

Durch die Beichwerde wird, joweit die Anfechtung beabfichtigter oder noth— 
wendiger Weife reicht,") die Streitfache, wie fie zwiſchen den Prozeßparteien der 
Borinitanz lag,) an das Obergericht gebracht. Die Beichwerde hat jtet3 die 
prozejjuale Wirkung der Berufung. Auch der Verwaltungsgerichtshof iſt Inſtanz— 
gericht.d) Eine Adhäſion kennt das verwaltungsgerichtliche Verfahren nicht.) So- 
weit die Bejchwerde reicht, fann übrigens das Beichtwerdegericht den Anträgen des 
Gegners des Beichwerdeführers Berüdjichtigung zuwenden. Denn fraft feines 
Rechtes und feiner Pflicht, materielles, nicht formelles Recht zu jprechen, fann 
es — zum Nachtheile des Beſchwerdeführers die Entſcheidung der Vorinſtanz 
ändern.'”) 

Der Bejchwerderichter hat, wenn die Sache jpruchreif ift, materiell zu 
entjcheiden.!!) Iſt das Beweismaterial unvollftändig, jo kann er es ergänzen 


) Entid. des V.G.H. IV ©. 2 

2) Art. 24. 

) Vgl. über dieje Ausnahmen ®. Krais, Kommentar ©. 182, ©. Kahr, Kom: 
mentar ©. 209. 

9 Als ſolche, nicht die Verwaltungsgerichte, Kahr a. a. O. ©. 209 f. 

8), Gef. Art. 13 Ziff. 2. Vgl. Entſch. d. V.G.H. III ©. 418. 

°, Die Beſchwerdeſchrift iſt hinfichtlich des Umfangs der Beichiwerde für den Beſchwerde— 
führer nicht bindend. Er kann nodı in der öffentlichen Verhandlung jeinen Beſchwerde— 
antrag erweitern. Entſch. d. V.G.H. V S. 67. 

”) Dal. Entid. d. 3.6.9. IT ©. 466. 

®) Vgl. Entich. d. 8. G.H. II ©. 285. 

°) Vgl. oben S. 265 Anm. 3. 

») Bgl. oben ©. 251 Anm. 4. 

19 Er fann died m. E. auch dann thun, wenn die Entiheidung der Vorinſtanz 
unvollitändig war. Zu jormalijtiih für das verwaltungsgericdhtlice Verfahren jcheint mir 
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laſſen. Er kann aber auch, wenn die Beweiserhebung oder das jonjtige Ver: 
fahren der Vorinſtanz am wejentlichen Mängeln leidet,') das Verfahren vom 
BZeitpunfte des eingetretenen Mangels ab vernichten und neue Sadinjtruftion 
und Beichlußfalliung anordnen.) Wegen Mängeln in der materiellen Ent: 
Icheidung der Vorinſtanz kann eine ſolche Vernichtung am ſich nicht verfügt 
werden; dies fann nur dann gefchehen, wenn Mängel im Berfahren fich da— 
mit verfnüpfen, wenn aljo z. B. eine als irrig befundene Rechtsanſchauung 
die volljtändige Inſtruktion der Sache gehindert hat. 

Es verjteht jih von jelbit, daß die in einer rechtsfräftigen Theilentjcheid: 
ung ausgedrüdte Rechtsauffaſſung einer höheren Inſtanz von der untern In— 
ftanz bei der weiteren Entjcheidung zu Grunde gelegt werden muß.?) 

Bejondere Vorjchriften über die Beichwerdeführung wurden durch den 
Umjtand veranlaßt, daß die Unter: und Mittelinftanzen der Berwaltungsrechts- 
pflege in der nämlichen Streitiache Fragen des öffentlichen Nechts als Gerichte 
und Fragen ihres Ermejjens ala Verwaltungsbehörden erledigen fünnen.*) 

Iſt das der Fall, jo ijt die etwaige Verwaltungsbeichiwerde?) innerhalb 
derjelben Friſt und bei derjelben Behörde wie die Verwaltungsrechtsbejchwerde 
vorzubringen. Beide Beichwerden fünnen, in Einem Aftenjtüde verbunden 
werden. Iſt nur Ein Beichwerdeführer vorhanden, jo hängt e3 von deſſen 
Antrage ab, ob zuerjt die Berwaltungsoberbehörde oder das Berwaltungsober: 
gericht enticheiden joll. Fehlt ein jolcher Antrag oder find mehrere Beichwerde: 
führer aufgetreten, jo enticheidet zunächit der VBerwaltungsgerichtshof.*) 

Die entiprechenden Grundjäge gelten dann, wenn die angefochtene Ent: 
Tcheidung anläßlich derjelben Streitjache verjchiedene Rechtsfragen erledigt hat, 
Die in zweiter Inſtanz vor verjchiedene Obergerichte gehören.”) 

Als außerordentliches Rechtsmittel gegen vechtskräftige?) Endbeſcheide 
it die Wiederaufnahme des Verfahrens gewährt") 


die Frage in der Entih. d. B.-8.H9. IV ©. 495 f. aufgefaßt, wo wegen Unvolljtändigkeit 
des Beſcheids im Koitenpunfte „in Rüdjicht auf die Wahrung des Jnjtanzenrechtes“ die Sache 
an die Regierung zurüdverwiejen wurde. 

I) Vgl. oben ©. 263. 

2) (ei Art. 36 Abi. III, 41 Abi. III. Dazu G. Kahr, Kommentar S. 234. 

3) Die Frage iſt ſehr gut erörtert in der Entich. des B-G.:H. II S. 282 (vgl. I 
©. 354). Dazu Blätter f. adminijtrative Praris XXXI (1881) ©. 291 Anm. In dem dort 
entjhiedenen Fall wurde aud die Rechtsktaft der Entiheidungsgründe erörtert. S. darüber 
oben ©. 261 f. 

* Bol. Gef. Art. 31 Abſ. II. 

5) Auch dann, wenn nur eine foldhe erhoben wird. 

6) Geſ. Art. 49. Die Bollz. Vorihr. vom 1. September 1879 fügen in $ 44 bei: 
„Hat jedoh in einem der in Art. 9 Abi. I des Gej. bezeichneten Fülle in der Ermeſſens— 
frage zunächſt die Kreisregierung, K. d. %., entichieden und ijt gegen deren Entſcheidung 
die Berufung an das betreffende Minijterium zuläſſig, jo hat die Abgabe der Alten an den 
Berwaltungsgerichtshof erit dann zu erfolgen. wenn die etwa eingefommene Berufung von 
dem zuſtändigen Minijterium bejchieden oder die TERRAIN verjtrichen iit, ohne daß die 
Berufung an das Minijterium erhoben worden wäre.“ Vgl. hieher ®. Krais, Kommentar 
©. 211 ff., &. Kahr, Kommentar S. 262 ff. 

2 Bgl. die zutreffenden Erörterungen von W. Krais a. a. O. 9.212 ff. und Entid. 
d. B.GH. I S. 278. Zu Lepterer iſt zu bemerken, daß Art. 49 hier nicht „analog“, wie 
es in der Ueberſchrift heißt, jondern wörtlich anwendbar ijt ; der dritte Saß der Ueberſchrift 
(vgl. die Entſcheidung S. 281) enthält einen unjtatthaften VBerjud der Berbejierung des 

e 


hes. 
) Vgl. Entſch. d. V.G.H. II S. 366. 
9) Ge. Art. 26. Bgl. Art. 52 Abſ. I: „Gegenſtände, welche vor dem Tage, an 
welchem dieſes Geſetz in Wirkſamkeit tritt, nad) den bisherigen Vorjchriften ihre Erledigung 


."vua 
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Die Wiederaufnahme fann eintreten, wenn glaubhaft dargethan ift,') daß 
eine bei den vorausgegangenen Verhandlungen”) nicht hinreichend befannt 
geweſene Thatjache?) vorliegt, deren Berüdjichtigung geeignet ift, zu einem 
von dem früheren abweichenden Endbejcheide zu führen. 

Auf Grund neuer rechtlicher Gefichtspunfte kann Wiederaufnahme nicht 
jtattfinden ;*) auf Grund neuer Thatfachen dagegen jogar wiederholt.) 

Zuftändig zur Beichlußfaffung über die Wiederaufnahme ift diejenige 
Behörde, welche in der Sache den legten rechtsfräftigen Endbejcheid erlafien hat. 

Die Wiederaufnahme fann auf Antrag der Betheiligten oder von Amts— 
megen verfügt mwerden.”) 

Gegen Enticheidungen des Verwaltungsgerichtshofes über die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens gibt es fein Nechtsmittel ; Entjcheidungen der Unter- 
inftanzen fünnen durch Beſchwerde in dem Inſtanzenzuge und dem Verfahren 
angefochten werden, das für die miederaufzunehmende Sache vorgejchrieben 
iſt.) Beſchwerde iſt ſowohl gegen ſolche Entſcheidungen zuläſſig, welche einen 
Antrag auf Wiederaufnahme ablehnen, als auch gegen ſolche, welche die 
Wiederaufnahme auf Antrag oder von Amtswegen anordnen. 

Nach verfügter Wiederaufnahme des Verfahrens wird die Sache ſelbſt in 
dem hiefür beſtehenden Inſtanzenzuge erledigt. 


$ 12, Prozeßkoſten. 


Die Prozeßkoſten find theils gerichtliche, theils außergerichtliche. Erſtere 
find an die Staatsfafje zu zahlen, entweder ala Erſatz für die behördliche 
Thätigfeit — Staatsgebühren, oder für gemachte Auslagen — wie Beugen- 
und Sadverftändigengebühren.?) Die aufßergerichtlihen Prozeßkoſten fünnen 
mannigfachiter Art jein, Anmwaltsgebühren, Reiſekoſten, Bortt u. dgl. 

In allen Fällen, in welchen für die Prozeßpartei ein Rechtsanwalt handelt, 
ift für die Entrichtung der Gebühren, Auslagen und desfallfigen Vorſchüſſe 
nicht der Anwalt, jondern die von ihm vertretene Partei verhaftet, wenn nicht 
ber Anwalt ausdrüdlich die Zahlung für die Partei übernommen hat.") 

Hinfichtlich der Staatsgebühren entfcheiden die Beſtimmungen des Gefeges 
über das Gebührenmwejen vom 18. Auguſt 1879. 

Schuldner der Gebühren und erfagpflichtig für die Auslagen ift gegenüber 
dem Staate diejenige Prozeßpartei, welche die gebührenpflichtige Amtshand- 


gefunden haben, können, fofern nicht eine Wiederaufnahme des Verfahrens in 
Frage steht, nicht mehr vor den Verwaltungsgerichtshof gebracht werden.“ 

) Vgl. oben ©. 257. 

2) Entſch. d. 8.8.9. II ©. 366. 

3) Auch ein Beweismittel. Val. ©. Kahr, Kommentar ©. 214, W. Krais, Kome 
mentar ©. 184, 

) Entſch. d. B.:8.9. III S. 44, 459. 

) G. Kahr, Kommentar ©. 218, 

9 Der Wortlaut des Geſetzes umfaht beide Fülle. Auch entſpricht die Zulafjung der 
Wiederaufnahme von Amtswegen den Grundjägen des verwaltungägerichtlichen Verfahrens. 
Val. ©. Kahr, mie 214. 

?, So iſt der Ausdrud „regelmäßiger Inſtanzenzug“ in Art. ” Aa U zu verjtehen. 
Bol. ©. Kahr, Kommentar ©. 214. Entid. d. V-GH II S 

®) Sebührengej. Urt. 5. 

9) Gebührengeſ. Art. 261. Bal. dazu 9. Frhr. v. Stengel, das Gebührenweſen 
im deutſchen Reich und Königreich Bayern, Nördlingen 1880, ©. 165. 
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fung veranlaßt hat.!) Bei Anträgen der Parteien auf Vornahme folcher 
Handlungen und Vernehmung von Zeugen oder Sadyverjtändigen fann Kojten= 
vorſchuß verlangt werden.”) 

Ueber Gebührenfreiheit und Gebührenjtundung gelten in Verwaltungs— 
rechtsjtreitigfeiten, abgejehen von bejonderen Normen für einzelne Gegenjtände, 
die allgemeinen Bejtimmungen des Gebübrengejeges.®) 

Gebührenfrei find ferner der Schriftenwechjel zwiichen Behörden, dienftliche 
und prozeßleitende Verfügungen einjchließlich der Beſtimmung und Wenderung 
von Friſten und Terminen, wenn dabei kein Verſchulden einer Partei vorliegt, 
das Verfahren wegen Ablehnung eines Verwaltungsrichters und über die 
Pflicht zur Abgabe eines Zeugniſſes oder Gutachtens.*) 

Der Eigenthümlichfeit des verwaltungsgerichtlichen Streites, wonach nur 
Eine Prozeßpartei vorhanden fein kann, wird durch folgende Beitimmung 
Rechnung getragen. 

Gebühren werden für das Verfahren in der Beichwerdeinjtang dann nicht 
erhoben, wenn der Beſchwerde volljtändig jtattgegeben wird und die Koſten 
nicht einem Prozehgegner zur Laſt fallen. Wird der Beichwerde nur zum 
Theile ftattgegeben,, jo kann die entjcheidende Behörde theilweife oder auch 
vollftändige Gebührenfreiheit bewilligen.?) Die VBerwaltungsgerichte find ferner 
befugt, unbejchadet des ärarialiichen Erinnerungs- und Bejchtverderechts, Ge- 
bühren, welche durch eine umrichtige Sachbehandlung ohne Schuld der Be- 
theiligten entjtanden find, niederzufchlagen. Sie fünnen außerdem für abweijende 
Entjcheidungen, wenn der Antrag auf nicht anzurechnender Unfenntniß der Ver— 
hältnijje oder Unwiſſenheit') berubt, Gebührenfreiheit gewähren.’) Umgekehrt 
fann auch zur Strafe der Frivolität ein an fich gebührenfreies Verfahren von 
der Behörde als gebührenpflichtig behandelt werden. 

Hinfichtlich der Höhe der Staatsgebühren find die Art. 162 ff. des Ge- 
bührengejeßes zu vergleichen.) 

Die Gebühren, welche von den Betheiligten „wegen der Bemühung einzelner 
Perſonen bei der Erledigung der Geichäfte” zu entrichten find, werden durch 
Verordnung bejtimmt.*) 

Streitigkeiten über Gebühren des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 
werden regelmäßig in derjelben Weije erledigt, wie Gebührenjtreitigfeiten im 
Allgemeinen.'") 

Wird jedoch in einer zur Zujtändigkeit des VBerwaltungsgerichtshofes ge— 


*) Gebührengei. Art. 189. Bol. dazu Stengela. a. O. ©. 133. 

?) U. a. D. Art. 190. Vgl. oben S. 257 Anm. 6. 

’) Art. 3 und 4. Entſch. d. V-G.⸗H. II S. 619; aud I ©. 216. Ein Armenrecht 
im Sinne der Zivilprozekordnung bejteht nicht. Entſch. d. B.-.:9. V ©. 25. 

* Sebührengej. Art. 192 Ziff. 1—4. 

2) Sebührengej. Art. 192 Ziff. 6. Entſch. d. BGH. III ©. 246. 

e Ignorantia iuris rustica. 

) Gebührengej. Art. 183. Der Artikel iſt gleichlautend mit $ 6 des Gerichtskoſten— 
gelegen für das deutiche Reich vom 18. Juni 1878, 

*) Ueber die Feititellung der Gebühren, — Art. 260. ©. auch Voll; Inſtr. 
vom 21. September 1879, FinMin-Bl. S. 205) 8 2; Ausf. Verordnung vom 20. Sept. 
1879 (Gef. und B.:Bl. ©. 1195) SS 5 ff 

) Gebührengei. Art. 5. Ausi., Verordnung dom 20. Sept. 1879 88 9, 10 Abſ. LI. 
Vgl. dazu insbeſondere Verordnung, Gebühren der Zeugen und Sachverjtändigen betr., vom 
22. Sept. 1879 (Gef.- und B.:Bl. ©. 1283). Zujammenjtellung der Beitimmungen bei 
Stengela. a. ©. ©. 290 fi. 

0) Gebührengej. Art. 195. Dazu Ausf.-Verordnung vom 20, Sept. 1879 88 3, 4. 
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hörigen Angelegenheit in der Hauptſache Beihwerde an den Verwaltungs: 
gerichtsbof ergriffen, jo entjcheidet diejer auch über etwaige Beichwerden wegen 
der Gebühren und Auslagen, wenn dieje Beichwerden mit der Bejchwerde in der 
Hauptjache verbunden werden. 

Dinfichtlich des Anfages der bei dem VBerwaltungsgerichtshofe jelbit an— 
fallenden Gebühren findet nur Gegenvorjtellung ftatt, deren Bejcheidung ge: 
bührenfrei iſt.“) 

Die bisher erörterten Beſtimmungen beziehen ſich nur auf den Umfang 
der Prozeßkoſten und auf die Verpflichtungen der Parteien gegenüber dem 
Staate und den Hilfsperſonen des Prozeſſes Dieſe Vorſchriften geben keinen 
Aufſchluß darüber, wie die endgiltige Belaſtung mit den Koſten des Rechts— 
ſtreites im Verhältniſſe der Parteien zu einander ſich geſtaltet.?) 

Dieſe Frage kann ſich naturgemäß nur dann erheben, wenn Parteien im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren als Gegner ſich gegenüberſtehen. Wo nur Eine 
Prozeßpartei vorhanden iſt, kann deren prozeſſualer Sieg nur Wirkung auf 
die Gebührenpflicht nach Maßgabe der oben?) erörterten Normen äußern.*) 

Das Geſetz vom 8. Auguſt 18785) jagt lediglich: „Mit jedem Endbeſcheid 
iſt ein Beſchluß über den Koſtenpunkt nach Maßgabe der beſtehenden Geſetze 
zu verbinden.“ 

Dieſer Satz könnte zu der Annahme verleiten, daß die Frage, wann eine 
Prozeßpartei einer anderen gegenüber zur Koſtentragung verpflichtet ſei, für 
das verwaltungsgerichtliche Verfahren in irgend welchen Geſetzen allgemein 
geregelt ſei und daß darauf hingewieſen werden wollte. Weder dieſes noch 
jenes iſt jedoch der Fall. Bei Einfügung der Worte „nach Maßgabe der be— 
ſtehenden Geſetze“ hatte man nur die Gebührenpflicht im Auge.“) Beſtimm— 
ungen darüber aber, wer die Koſten des Verfahrens zu tragen babe, finden 
ſich nur in einzelnen Gejegen.”) Daraus ergibt fih, daß im Uebrigen die 
Entjcheidung über den Kojtenpunft zwijchen den Parteien auf das richterliche 
Ermejjen gejtellt it; denneine Gejegesquelleift hier, wie bereits früher?) erörtert 
wurde, die Neichszivilprozeßordnung nicht. Das richterliche Ermeſſen ift aber 
fein willfürliches, jondern erhält jeine Richtſchnur durch jene allgemeinen 
Grundjäge über die Kojtentragung, welche ſich aus der Natur eines Nechts- 
jtreiteg mit Nothwendigfeit ergeben. Die unterliegende Prozeßpartei wird 
daher die Koften des Streites zu tragen und insbefondere die Koſten des 
Prozeßgegners zu erjegen haben, inſoweit leßtere zur zwedentiprechenden Prozeß: 
führung erforderlih waren.) Wenn jede Partei theilweije fiegt, theilweiſe 

1) Gebührengeſ. Art. 195 Abj. IIT—V. 

2) Es kann aljo die Berurtheilung einer Partei in die Koften wegen Sachfälligkeit 
nicht auf Art. 189 des Gebührengeſetzes gejtügt werden. Denn abgejehben davon, daß 
Art. 189 nur von der Gebührenpflicht handelt, hat die dort normirte Gebührenpflicht ihren 
Grund nicht in der Sachfälligkeit. Dies ijt in mehreren Entich. des B.-G.-H. überjehen 
oder doch nicht Mar zum Ausdrude gebracht. Val. z. B. Bd. I ©. 10, 58, 117, 122. Auf 
volltonmen — Standpunkte ſteht dagegen in dieſer Beziehung die Entſch. Bd. IVS. 393. 

* Bol. Entich. des B.:G..9. II S. 352 (Nr. 64). 

8) Art. 21 Abi. II. 

% Val. &. Kahr, Kommentar S. 199. 

r) Bal. Kahr a. a. O. 

5. 241. 

®, Dazu gehören auch die Anwaltskoſten (Entih. des B.-G.:9. IV ©. 397 f.), aber 
nicht weil die Zivilprozeßordnung jo vorichreibt, jondern weil es ein Alt berechtigter pro: 
zeſſualer Sorgfalt der Partei ijt, wenn fie einen Anwalt nimmt. 
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unterliegt, werden die Kojten zu vergleichen oder verhältnigmäßig zu theilen 
jein, außer es wäre das llebergewicht des Sieges auf der einen Seite ein 
jo großes, daß die Ueberbürdung aller Koften auf den Gegner jich recht: 
fertigt. Bei Durchführung diefer Grundfäge im Einzelnen wird der Verwal: 
tungsrichter Anhaltspunkte in den Beitimmungen der Reichszivilprozeßordnung!) 
finden, deren Einflujie er fi) um jo weniger entziehen wird, als er annehmen 
darf, daß diejelben dem allgemeinen NRechtsbewußtjein entiprechen.‘) 

Die Entjcheidung über den Koſtenpunkt iſt ein gejeglich nothiwendiger 
Beitandtheil jedes Endbejcheides. Gegenüber der ausdrüdlichen Vorſchrift des 
Geſetzes it es unzuläßig, den Mangel eines jolchen Ausjpruches als jtill- 
ſchweigende SKojtenvergleichung auszulegen.) Der Bejcheid im Kojtenpunfte, 
bezw. dejjen Mangel oder Umvolljtändigfeit fann für fich allein Gegenjtand der 
Beichwerde jein.*) Der Inſtanzenzug iſt der der Hauptjache.®) 


$ 13. Gang des Verfahrens. 


Der Gang des Verfahrens bei den PVermwaltungsuntergerichten,, den 
Dijtriftsverwaltungsbehörden, iſt nur in einzelnen Punkten, die ſich aus der 
bisherigen Darjtellung bereit3 ergeben haben, durch feite Normen beftimmt. 
Im Uebrigen ift dem Richter lediglich zur Pflicht gemacht, „je nach Umjtänden 
die möglichjt einfache, die Betheiligten wenigſt beläjtigende Behandlung der 
Sade anzujtreben.“®) 

Bei den unmittelbaren Magiftraten ergibt ſich in Folge ihrer kollegialen 
Einrihtung eine Trennung zwilchen Sadinjtruftion und Sachverhandlung. 
Erſtere joll thunlichit durch ein rechtsfundiges Meagiftratsmitglied gefchehen 
und ein folches joll auch bei der Beſchlußfaſſung im Senate oder Plenum 
Vortrag eritatten.’) 

Bei den Kreisregierungen ala VBerwaltungsgerichten erfter oder zweiter In— 
Stanz und bei dem Verwaltungsgerichtshofe treten die erwähnten beiden Prozeß: 
abſchnitte gleichfall3 ein. Die eigentlichen Erhebungen gejchehen aber jtets 
Durch die äußeren Behörden.*) 

Für Beſchwerdeſachen iſt allgemein vorgejchrieben, daß die Beichwerden 
bei der eriten Inſtanz zu erheben ſind.“ Sie jollen von Lebterer den übrigen 
an der Sache Betheiligten zur Kenntnignahme und Wahrung ihrer Intereſſen 
abjchriftlich mitgetheilt werden. Die hienach nöthigen Abjchriften hat der Be: 
Ichwerdeführer mit einzureichen, bezw. bei PBrotofollarbejchwerden die Kojten 
für die Beforgung der Abjchriften vorzujchießen.!”) Eine Friſt zur Beſchwerde— 
beantwortung wird nicht vorgejegt. Es jteht den Betheiligten frei, jchriftlich 


') 88 87 fi. 

?) Weber die Enticheidung im Koſtenpunkte in den Fällen des Art. T Abi. II d. Bei. 
(Borenticheidung bei Klagen gegen Beamte) vgl. Entidh. des B.:6.:9. IV ©. 174. 

s, Entich. des B..6.:9. IV ©. 398. 

9 Geſ. Art. 22 Abi. 1. 

s) Entich. des B.-6.:H9. II ©. 351, II ©. 145 (Nr. 27). 

s, Vollz. Vorſchr. vom 1. September 1879 $ 7. 

Geſ. Art. 30. 

) Geſ. Art. 31 Abi. I, 40 Abi. II. 

%, Sei. Art. 22 Abi. I. 

iw) Gej. Urt. 23. Dazu W. Krais, Kommentar ©. 181, ©. Kahr, Kommentar ©. 
207 fi. Lebterer bemerkt, daß es ſich nicht um eine tarable Abjchriftenanfertigung durch die 
Behörde, jondern um Bermittelung der Abfchrift durch legtere gegen Erſatz der Baaraus- 
lagen handelt. 
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ihre Bemerkungen vorzubringen oder feiner Zeit an der mündlichen Verhand- 
lung jich zu betheiligen. 

Das Sadinftruftionsverfahren ijt bei den Negierungen und beim Ber: 
waltungsgerichtshofe zum Theile verjchieden geregelt. 

Bei den Streisregierungen fteht die Sachinſtruktion unter der Leitung des 
Präjidenten; die erforderlichen Entjchließungen entwirft der vom Senatsvor— 
Itande ernannte Referent unter Mitzeichnung, bezw. Erinnerungsabgabe des 
Erjteren.') 


Beim Verwaltungsgerichtshofe bat der vom Senatsvorftande bejtellte Re— 
ferent die Akten zu prüfen und alsdann dem Staatsanwalte zur Einficht mitzu— 
theilen. Beide haben jich auf dem fürzeften Wege über die etwa vor der Ver— 
handlung erforderlichen Ergänzungen zu benehmen. Ginigen fie ſich über Die 
Nothwendigfeit jolcher Ergänzungen, jo find im Einvernehmen mit dem Senats- 
vorjtande beim Präſidenten die veranlaßten Entichliegungen zu erwirfen. 
Einigen fie ſich nicht, jo entjcheidet der betreffende Senat in geheimer Sigung.*) 

Nah Abſchluß des Inſtruktionsverfahrens erfolgt die Verweiſung Der 
Sache zur geheimen oder öffentlichen Sigung. 

Bei den Kreigregierungen und beim Berwaltungsgerichtshofe ſollen Die 
öffentlichen Sigungen regelmäßig an jtändig vorausbejtimmten und öffentlich 
befannt gemachten Tagen der Woche oder des Monats abgehalten werden, un— 
bejchadet der Anberaumung außerordentlicher Sigungen im Bedürfnißfalle.?) 

Die Anjegung der Sachen auf die Tagesordnung einer Sigung gejchieht 
unter gleichzeitiger Yadung der Betheiligten und gegebenen Falles der Zeugen 
und Sacdverjtändigen auf Vorjchlag des Referenten und Senatsvorjtandes Durch 
den Präfidenten. Die Oeladenen find auf die Folgen des Nichterfcheinens 
hinzunveijen.*) 

Die jeweilige Tagesordnung der Sigungen ift durch Anjchlag vor dem 
Sigungsjaale rechtzeitig zu veröffentlichen.) Den Senatsmitgliedern und beim 
Berwaltungsgerichtshofe dem Staatsanwalte®) ift ein Exemplar der Tages: 
ordnung zuzujtellen. Den Senatsmitgliedern ijt die Einfichtnahme der Alten 
vor der Verhandlung zu gejtatten.”) 

Die öffentlihe Verhandlung vor dem Senate, zu welcher die Parteien 
ericheinen fünnen, der Staatsanwalt beim WVerwaltungsgerichtshofe erjcheinen 
muß,?) beginnt nach Aufruf der Sache mit dem VBortrage des Referenten. 

Derjelbe hat fich auf die Darlegung des Sacwerhaltes zu bejchränfen. 
Einen Schlußantrag darf der Referent nicht ftellen. Hierauf werden die Be— 
theiligten) mit ihren Grinnerungen und Anträgen gehört und die erforder- 
lichen Beweisaufnahmen vollzogen, bezw. beim Berwaltungsgerichtshofe Die 
etwa beigezogenen Sadyverftändigen vernommen.'”) Beim Berwaltungsgerichts- 








Geſ. Art. 35 Abſ. II, Vollz.-Vorfchr. $ 15. 

2) Sei. Art. 41 Abi. I u. II, Vollz.Vorſchr. $ 33, 

>) Vollz.:Vorjchr. 88 18 Abſ. I, 35, 

* Gef. Art. 35 Abſ. I, VBollz.-Vorichr. 88 16 Abi. I, 35. 

®), Ebenjo, wenn ein Sigungstag ausfällt. 

) Vollz.:Borjchr. $ 36 Abi. 1. 

Vollz.Vorſchr. 88 18, 35. 

Vollz. Vorſchr. $ 37 Abi. I. 

Hiezu gehört auch der Staatsanwalt bei den Finanzkammern. 
0, Geſ. Art. 36 Abj. T, 40 Abf. I u. IL 41 Abj. II. 
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bofe ift dem Staatsanwalte auf Verlangen im Laufe der Verhandlung, jeden: 
falls aber vor deren Abjchluß das Wort zu geben.) 

Der Borfigende leitet die Verhandlung. Er hat jedem Gerichtsbeifiger, 
beim Bermwaltungsgerichtshofe auch dem Staatsanwalte, zu gejtatten, Tragen 
an die Betheiligten, die Zeugen und die Sachverjtändigen zu richten. Auch 
die Betheiligten und deren Bertreter fünnen durdy den Vorfitenden oder mit 
dejien Bewilligung uumittelbar ragen an Zeugen und Sachverjtändige 
jtellen. 

Zweifel über die Zuläfjigkeit von Fragen und ſonſtige Anſtände in Be— 
zug auf die Prozeßleitung entſcheidet der Senat.?) 

Nah Schluß der öffentlichen Verhandlung erfolgt, wenn thunlich, un— 
mittelbar die Berathung und Abjtimmung über die zu fallenden Bejchlüfje.*) 
Die Beitimmungen über Berathung und Abjtimmung find diefelben für die 
Fälle öffentlicher und geheimer Sacverhbandlung.‘) 

Berathung und Abjtimmung find geheim.’) Der Protofollführer und beim 
Berwaltungsgericht3hofe der Staatsanwalt dürfen dabei nicht anweſend fein.) 
Die zu ihrer juriftiichen Ausbildung bei den Kreisregierungen befchäftigten 
ae fünnen zugelajlen werden, und zwar auch, wenn fie Brotofollführer 
ind.”) 

Der Senatsvorjtand leitet die Berathung, jtellt die Fragen und fammelt 
die Stimmen. Meinungsverjchiedenheit über den Gegenjtand, Die Faſſung und 
die Reihenfolge der ragen oder über das Abitimmungsergebniß enticheidet der 
Senat. Kein Richter darf die Abjtimmung über eine Frage verweigern, teil 
er bei der Abjtimmung über eine vorhergegangene Frage in der Minderheit 
geblieben it. Die Entjcheidungen erfolgen nach abjoluter Stimmenmehrheit. 
Bilden fi in Bezug auf Summen, über welche zu entjcheiden ift, mehr ala 
zwei Meinungen, deren Feine die Mehrheit fir fich hat, jo werden die für die 
größte Summe abgegebenen Stimmen der für die näcdjitgeringere abgegebenen 
folange hinzugerechnet, bis fich eine Mehrheit ergibt. , 

Bei der Abjtimmung jtimmt der Referent zuerit; im Uebrigen richtet fich 
die Reihenfolge nach dem Dienftalter, bezw. dem Range. Der Jüngſte jtimmt 
zuerit, der Vorſitzende zuleßt.*) 

Die gefaßten Beſchlüſſe find wo möglich jofort Öffentlich zu verfünden.®) 
Iſt dies nicht thunlich, jo hat die Verfündung an einem fogleich anzuberaumen— 
den und befannt zu gebenden Termine zu gejcheben, welcher nır aus einem 
befonderen Anlajje über eine Woche hinaus verlegt werden darf.*") 

Beim Berwaltungsgerichtähofe tritt unter Umftänden Verhandlung und 
Entjcheidung der Sache im Plenum ein.) Es hat dies, abgejehen von dem 


1) VollzVorſchr. $ 37 Abi. 1. 

2) Vollz. Vorſchr. 88 20, 35, 37 Abſ. IL 

9) Geſ. Art. 36 Abſ. V, 41 Abſ. III. 

*) Geſ. Art. 37. 

 &ei. Art. 37, RGeV.G. $ 195 Abi. I. 

) In denjenigen Fällen, welche ohne vorherige öffentliche Verhandlung zu erledigen 
find, hat ſich der Staatsanwalt nah der auf den Vortrag des Referenten abgegebenen 
Aeußerung zu entfernen.“ Gef. Art. 42 Abſ. II. 

) Sei. Art. 37, 38, 42 Abi. IT: R.G-V.G. $ 195 Ab. II; Bollz.-Vorfhr. $ 25. 

®) Gef. Art. 37, 41 Abi. III, R.-6.8..6. 5 196—199. 

) Dazu Boll. -Boricht. 8 23. Val. oben S. 261 Anm. 2. 

») Ge. Art. 36 Abi. V, 41 Abſ. III 

) Bol. oben S. 224. 
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bereit3 erörterten Falle der Richterablehnung,) dann zu gejchehen, wenn ein 
Senat in einer Nechtsfrage von einer früheren Entjcheidung des Gerichtshofes 
oder eines Senates abweichen will. Der Senat hat die Sache alsdann vor 
das Plenum zu verweijen.‘) 

Das Plenum bat die Sache wiederholt und vollftändig zu verhandeln. 
Für das Berfahren gelten diejelben Borjchriften wie für die Senate. Der 
Borfigende, der ſich übrigens ftet3 an der Abjtimmung zu betbeiligen hat, gibt 
bei Stimmengleichheit den Stichentjcheid.?) 

Sal * Plenarentſcheidungen haben keine bindende Kraft für künftige 
älle.* 

Das Verfahren des Vermwaltungsgerichtshofes bei der Vorentſcheidung 
darüber, ob ein Beamter fich einer Ueberjchreitung jeiner Amtsbefugnijje oder 
der Unterlafjung einer ihm obliegenden Amtshandlung jchuldig gemacht 
hat,“) richtet jich im Allgemeinen nach den Beitimmungen über das verwal— 
tungsrechtliche Verfahren.“) Es tritt nur auf Antrag des angeblich Bejchädig- 
ten, nicht des Beamten ein.) Vor der Verhandlung find die etwa nöthigen 
Erhebungen zu veranlajien. Auch ift die dem beflagten Beamten vorgejegte 
Dienftesjtelle einzuvernehmen. Zur Verhandlung ift jowohl die Partei, welche 
den Antrag auf Vorentſcheidung geitellt hat, als auch der Beamte zu laden. 
Bon der ergangenen Entjcheidung ift der genannten Dienftesjtelle Abjchrift zu 
übermitteln.*) ; 

Einige Eigenthümlichkeiten weiſt das verwaltungsgerichtliche Verfahren 
vor den Senaten der Regierungsfinanzfammern auf, wenn jich dasjelbe im All— 
gemeinen auch nach jenen Beitimmungen bemißt, die für das Verfahren vor 
den Senaten der Kammern des Innern gelten.?) 

Sn Erbichaftsjteuerjachen find die Erinnerungen gegen die Steuerpflicht 
oder die Höhe der zu entrichtenden Steuer, jowie Anſprüche auf Rückerſatz 
bezahlter Steuern beim Rentamte jchriftlich oder zu Protofoll zu erheben. '") 

Alle in Erbichaftsitenerfachen oder in Streitigkeiten über Gebühren nad) 
Abtheilung VII des Gebührengejeges bei den Negierungsfinanzfammern ein= 
langenden Erinnerungen und Erſatzanſprüche find vorerjt dem nad) der Ge— 
ichäftsvertheilung zujtändigen Sachreferenten zuzumeilen. Stellt ſich der er— 
hobene Einwand oder Anſpruch ſofort als begründet dar, jo hat die Finanz— 
fammer als Aufjichtsbehörde im Bureaumwege Berfügung zu treffen. Der 
darauf gerichtete Antrag des Referenten iſt jedoch dem Senatsvorftande zur 
Einfiht vorzulegen. Erjcheint der Parteiantrag dem Weferenten oder dem 
Senatsvorjtande als unbegründet oder zweifelhaft, jo ift die Sache in Die 


) Wal. oben ©. 226. 

2) Gej. Art. 43. Dazu die näheren Ausführungen bei ©. Kahr, Kommentar 
©. 244 ff. 
3) Geſ. Art. 44. 
*) Ueber die Präjudizienbücer, dann über die Herausgabe der Entiheidungen des 
Berwaltungsgerichtshofes (unter Leitung des Staatöminijteriums deö Innern) fiehe Vollz. 
Vorſchr. SS 27, 35, 39. 

5) Sei. Art. 7 Abi. N. 

°, Bal. bieher G. Kahr, Kommentar ©. 74 f. 

) Entidh. des 8.6.9. V ©. 145. 

9 Volz-Borichr. $ 41. 

») Bebührengej. vom 18. Auguſt 1879 Art. 209 Abf. V, Vollz.Inſtr. v. 21. Septbr. 
1879 8 69 Abj. I; Gej. über die Erbſchaftsſteuer vom 18, Augujt 1879 Art. 37 Ubj. VI, 
Bollz.-VBorihr. vom 21. September 1879 $ 22 bj. III. 

19, Erbichaftsjteuer-Gej. Art. 37 Abi. I. 
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öffentliche Sigung zu verweilen und der Senatsvorftand bat hiefür den 
Referenten zu beitellen. Die Staatsanmwaltjchaft, welche von dem Fiskal— 
beamten, eventuell einem Mitgliede der Finanzkammer vertreten wird, hat die 
prozeſſualen Nechte, welche nadı den 88 33 Abf. II, 36, 37 Abſ. J und II der 
Vollzugsvorjchriften vom 1. September 1879 zum Gefjege vom 8. Augujt 1878 
der Staatsanwaltichaft beim Verwaltungsgerichtshofe zufommen, ſowie das 
Recht der Beſchwerdeführung. Sie muß in wichtigen Fällen die Weifungen 
des Staatsminifteriums der Finanzen erholen und befolgen. 

Das Berfahren in erjter Inſtanz vor den Senaten der Finanzfammern 
iſt gebührenfrei.') 

Die Entjcheidungen fünnen für vorläufig vollſtreckbar erklärt werden.”) 


$ 14. Bollitredungsverfahren. 


Die Regelung des Zwangsvollitrefungsverfahrens,’) welche das Geſetz 
vom 8. Auguſt 1878 vorgenommen hat, bezieht ſich auf alle Angelegenheiten, 
für welche dieſes Gejep den Verwaltungsrechtsweg eröffnet.) Die einjchlä- 
gigen Beitimmungen gelten auch in jenen fällen, wo der Verwaltungsgerichts- 
bof erjte und einzige verwaltungsgerichtliche Inſtanz ift, Hinfichtlich der 
Entjcheidungen der unteren VBerwaltungsinjtanzen.’) 

Borausfegung der Einleitung des Vollitredungsverfahrens ift, daß eine 
rechtsfräftig gewordene Entjcheidung gegen eine Prozeßpartei vorliegt.) Die 
zivilprozefiuale Einrichtung einer vorläufigen Bollftredbarfeit findet feine An— 
wendung. Sie ijt durch die Befugniß erjeßt, welche den Berwaltungsbehör- 
den als folchen, nicht den Verwaltungsgerichten?) zufommt, bei Gefahr auf 
Berzug oder bei drohendem Nachtheile für Leben, Gefundheit oder Eigenthum 
im öffentlichen Intereſſe vorjorgliche Anordnungen zu treffen.*) 

In den Fällen, wo bei rechtöfräftiger Entjcheidung ein Gefud um Wie: 
dereinjegung in den vorigen Stand”) oder um Wiederaufnahme des Verfah— 
rens'®) vorliegt, bejteht nach dem Wortlaute des Geſetzes fein Recht auf 
Hemmung des Bollitredungsverfahrens. Es fehlt an gejeglichen Beftimmungen 
darüber, ob und unter welchen Borausjegungen in jolchen Fällen die Voll— 
jtrefung gehemmt werden kann und wer hiezu zuftändig ift.'!) Die Zuläſſig— 





’) Vollz..Inftr. zum Gebührengei. $ 69, zum Erbſchaftsſteuergeſ. $ 22. 

2) Sebiihrengei. Art. 209 Abſ. III, Erbichaitsfteuergei. Art. 37 Abj. IV. 

3) Ueber den Begriff vgl. auch Entſch. d. B.:6..9 IV ©. 87. 

* Nicht auf Vollzugsanordnungen der Verwaltung als folder. Entſch. des V.-G.H. 
I ©. 235, II ©. 525. 

®) Arg. „in den im gegenwärtigen Gejege bezeichneten Angelegenheiten“, Urt. 46 Ab— 
fat I des Gef. Siehe G. Kahr, Kommentar ©. 252 f. Inſoweit aljo Art. 46 des Geſ. 
reicht, ift Art. 21 des Pol.»St.:G.-B. nicht mehr anwendbar. Entſch. des V.GeH. IS. 117 
(Nr. 26), V ©. 107. 

) Der Natur des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens entiprehend bejteht feine Vor- 
ihrift, wonach die Einleitung des Bolljtredungsverfahren® von einem Partelantrage ab— 
bängig wäre, 

) Bal. G. Kahr, Kommentar ©. 209. 

) Geſ. Art. 24; vgl. Pol.“St⸗G.B. Art. 20, 

9) Val. oben ©. 253 f. 

10) Bgl. oben ©. 267 f. 

1) Man könnte vielleiht aus Art. 22 Abi. VI ableiten, daß, nachdem bezüglich der 
Wiedereinjegung in den vorigen Stand die Beitimmungen der R.-3.-Pr.-D. angewendet 
werden jollen, auch $ 647 der R.-3.-Pr.:D. bei der Wiedereinjegung anwendbar jei. In— 
dejien hat das Geſetz offenbar nur die Vorichriften über das Prozehverfahren, nicht jene des 
VIII. Buchs über die Zwangsvollitredung im Auge. 


— 
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feit der Einjtellung des Bollitrefungsverfahrens wird jchon deswegen anzu— 
erfennen fein, weil unter Umſtänden durch Fortiegung des Verfahrens ein un— 
erjegbarer Nachtheil entſtehen, das ergriffene außerordentliche Rechtsmittel aljo, 
ſchon ehe über das Gejuch entichieden ift, theilweife wenigitens wirkungslos 
gemacht werden könnte. Die Frage, ob und unter welchen Sicherungen die 
Einjtellung bewilligt werden will, wird die zuftändige Behörde nach ihrem 
Ermejjen zu entjcheiden haben.) Als zuftändig zur Verfügung der Einjtell- 
ung wird zunächit jene Behörde zu erachten fein, welche über das ergriffene 
Rechtsmittel zu entjcheiden hat,“) unbejchadet des Recht? der vollitredenden 
Behörde auch nach eigenem Ermeſſen innezuhalten.?) 

Die Bolljtrefung obliegt, joferne nicht bejondere gejegliche Vorſchriften 
eine Ausnahme begründen,*t) den Dijtriftsverwaltungsbehörden. Zuſtändig ift 
diejenige Diftriftsverwaltungsbehörde, welche in erfter Inſtanz entjchieden oder 
die Inſtruktion der Sache vorgenommen hat.) 

Die Bollftrefungsmittel find diefelben, „welche zum Bollzuge rechtsfräf- 
tiger Urtheile in bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten gegeben find.) Die Art 
ihrer Anwendung richtet fich nach der Reichs-Zivil-Prozeßordnung, ſoweit fich 
nicht aus der Bejonderheit des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens und aus 
den für dasſelbe geltenden Beitimmungen über Zuftändigfeit und Inftanzenzug 
ein Anderes ergibt.?) 

Im Allgemeinen fünnen die Diftritsverwaltungsbehörden bei der Zwangs— 
volljtredung ſich ihrer eigenen VBollzugsorgane oder der Gerichtsvollzieher be— 
dienen.®) 

Der Weg der Beichwerde (Imftanzenzug) gegen Berfügungen und Ent: 
Tcheidungen, welche die Zwangsvollſtreckung betreffen, und das Beſchwerdever— 
fahren find ſtets diejelben, wie fie für die Hauptjache gelten, mit der Maß: 
gabe jedoh, daß die Senate der Kreisregierungen und des Verwaltungsge— 
en) in geheimer Sitzung ohne Auziehung der Prozebparteien ent: 

eiden.") 

Die vorjtehend dargelegten Beftimmungen finden auf die Zwangsvoll— 
ftrefung wegen Geldforderungen feine Anwendung. Das Verfahren gejtaltet 
fi) in ſolchen Fällen folgender Maßen : 

Die Entjcheidungen oder Urkunden, welche die einzutreibende Geldleiftung 
betreffen, find von der Volljtredungsbehörde mit der Vollſtreckungsklauſel zu 


9 Als Anhalt kann hiebei $ 647 der R.3.Pr.O. dienen. 

s) So bejtimmt auch die R.-3.Pr.-O 

3), Webereinftimmend G. Kahr, Kommentar ©. 253. 

Bol. darüber die Nachweiſungen bei W. Krais, Kommentar ©. 207 f. und G. 
Kahr, Kommentar ©. 258 f. Solche Ausnahmen treten natürli dor Allem in jenen 
Fällen ein, wo die Behörden der inneren ——— überhaupt nicht ——— find. 

5, Sei. Art. 46 Abi. = Vollz. Vorſchr. vom 1. Sept. 1879 8 43. 

6 Geſ. Art. 46 Abi. I; R.- 3.Pr. O. 88 — Unanwendbar find mit Rüd- 
Er auf Art. 24 des Gef. die 88 796—822 der R.-3.-Pr.D.; vergl. ©. Kahr, Kommentar 

254. 


) &. Kahr, Kommentar ©. 254 ff. 

9) ef. Art. 46 Abſ. I. 

”) Gej. Art. 46 Abi. IV (ungenau gefaßt), 32 Abſ. I, 41 Abſ. HI. Vgl. die näheren 
Ausführungen bei &. Kahr, Kommentar ©. 259. Leßterer bemerkt: „Eine Ausiheidung 
zwijchen Rechts- und Ermefjensfragen findet bezüglich der Zuftändigkeit des Verwaltungsge- 
richtShofes im Zwangsvollitredungsverfahren nicht jtatt.“ Dies hat darin jeinen Grund, 
daß es fich hier nicht um ragen des adminiftrativen Ermefjens, fondern um joldhe des rid- 
terlihen Ermeſſens handelt. 
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verjeben, was nicht eher geichehen darf, ala wann die gefeglichen Vorausſetzungen 
der Vollſtreckung gegeben find.') 

Das weitere Verfahren bemißt fich nach den Beitimmungen der Reichs: 
Hivilprozeßordnung. Dabei jcheidet fi die Zuftändigkeit in der Weife, daß 
da, wo Die Zivilprozeßordnung für Vollſtreckungshandlungen eine Verfügung 
des Gerichtes fordert,“) das Vollſtreckungsrecht den Gerichten zuſteht. Wo 
hingegen nach der Zivilprozeßordnung eine gerichtliche Verfügung zur Vor— 
nahme einer Vollſtreckungshandlung nicht nöthig iſt, können die Verwaltungs— 
behörden dieſelbe durch ihre Vollzugsorgane oder durch die Gerichtsvollzieher 
bewirken laſſen. 

Einwendungen und Streitigkeiten, welche ſich im Vollſtreckungsverfahren 
wegen Geldleiſtungen ergeben, ſind theils in dem für die Hauptſache vorge— 
ſchriebenen Inſtanzenzuge, theils durch die Gerichte zu entſcheiden. Der Ver— 
waltungs-⸗, bezw. Verwaltungsrechtsweg iſt bei Einwendungen zu betreten, 
welche den Nechtsbejtand oder die Auslegung der Entjcheidung der Verwalt— 
ungsbehörde oder die Frage betreffen, ob die Forderung, wegen welcher voll: 
jtrecft wird, überhaupt oder in der angeiprochenen Größe entitanden ift, ferner 
bei Einwendungen, welche die Zuläffigkeit der Vollſtreckungsklauſel betreffen, 
all dies infoweit, als das Verhältniß, in welchem die Forderung ihren Grund 
hat, dem Berwaltungsgebiete angehört. In den übrigen Fällen entjcheiden 
die Gerichte.?) 


) Ausf.Geſ. vom 23. Febr. 1879 zur R.:3.-B.D. Art. 6 und Verord. vom 14. Juli 
1879 (Sei. und VeBl. S. 705). Dazu die Motive zum Gejege bei ©. Kahr, Kommentar 
S. 255 f. 

2) R..8.:Br.:D. 88 730, 745, 754, 755, 758, 780, 782. 

8) Sei. Art. 46 Abi. I, Ausf.Geſ. zum R.3.Pr.«“O. Art. . Dazu ©. Kahr, 
Kommentar ©. 257 f. Ueber die Zwangsvollitredung gegen den Fiskus, die Gemeinden, 
öffentlihen Korporationen und Stiftungen jiehe das angeführte Ausf.Geſ. Art. 9. 
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Unnalen des Deutihen Reiche. 1885- 19 


Die Hoheitsrechte über den Bodenfer. 


Von 
F. v. Martitz. 


Dr. Heinrich Rettich. Die völker- und ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des Boden— 
ſees, hiſtoriſch und juriſtiſch unterſucht. Tübingen, H. Laupp 1884. 


— — — 


Welchem zu Sommerszeiten an den Ufern unſeres ſchwäbiſchen Meeres 
verweilenden, dasſelbe auf ſchnellem Dampfer durchfahrenden oder mit dem 
Segelboot gemächlich durchkreuzenden Juriſten wäre nicht ſchon einmal 
gelegentlich die Frage gekommen, wie es denn eigentlich mit den politiſchen 
Grenzen auf oder an der herrlichen Waſſerfläche beſtellt iſt? Sollte der 
Wißbegierige mit ſolcher Ferienfrage ſich an die Fachgenoſſen oder andere 
Sachverſtändige in Konſtanz, Friedrichshafen, Lindau, Bregenz oder Ror— 
ſchach wenden, ſo wird er freilich nicht ohne Verwunderung einer gewiſſen 
Unſicherheit und Unbeſtimmtheit in den Meinungen begegnen; auch werden 
die ihm gemachten Angaben, wenn er ſie überhaupt erhält, nicht ſelten in 
Widerſpruch mit einander treten, zumal, wenn die Erkundigungen ſowohl auf 
deutſchem als auf ſchweizeriſchem Ufer eingezogen werden. Man wird den 
Fragenden auf einige Staatsverträge neueren Datums, betreffend Zivilitands- 
beurfundung und Scifffahrtsbetrieb u. A., man wird ihn auch wohl auf 
einige Streitfälle verweilen. Im Uebrigen aber wird die Auskunft unbe— 
friedigend lauten, und auf die allgemein gejtellte Frage: ob auf dem Bodenjee 
überhaupt intellektuelle Staatsgrenzen bejtehen und wie diejelben laufen; ob 
das badische, württembergifche, bayerische Seeufer zugleich deutiche Reichsgrenze 
ift, oder ob die ſechs Uferjtaaten auch auf dem Bodenfee einander angrenzen, 
ebenjo wie Frankreich und die Schweiz auf dem Genferjee; ob etwa Württem- 
berg einerfeits und die Schweiz oder Defterreich andrerjeits Nachbaritaaten im 
Sinne von Rof. A. 52 Abi. 3 find: über alle diefe Fragen wird man ihm 
leicht die Antwort jchuldig bleiben. Zwar darüber kann ja fein Zweifel be: 
jtehen, daß der See, aud) wenn man ihm den vornehmen Titel eines deutschen 
oder ſchwäbiſchen Meeres gibt, juriftiich nicht nach Analogie des jtaatsfreien 
Weltmeers zu behandeln it; daß er jo wenig international, wie ein Boden: 
jeedampfer national im völferrechtlichen Sinne fein fann; daß demnach die 
moderne Dreimeilenzone feine Anwendung auf ihn erleidet. Nur die Grund: 
jäße des internationalen Rechts über Binnengewäſſer fünnten für ihn zutreffen; 
jeien es die Säße von Binnenmeer oder Binnenſee — vorausgefegt, daß zwischen 
Beiden zu unterjcheiden wäre — ſeien e3 die von gemeinfamen Strömen, fofern 
e3 etwa angänglich jein Fünnte, den Bodenſee rechtlich als Verbreiterung des 
Rheins zu qualifiziren, in welchem Falle er allerdings dem Regime der Wiener 
Abmachungen von 1815 entzogen wäre. Es gälte alfo in Erfahrung zu 
bringen, ob und in welchem Umfange jolche Grundfäße anerfanntermaßen auf 
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dem Oberſee — nur von Ddiefem handelt es ſich — Plab greifen? Leider 
lajien uns die vorhandenen großen Kartenwerfe amtlichen Urſprungs in Be- 
ziehbung auf dieſe Frage gänzlich im Stich, nachdem eine Boreiligfeit der badischen 
Generalitabsfarte von 1849, welche unerwünschte Folgen gehabt hat,*) redrefjirt 
und desapouirt worden if. Die Karten lajjen bisweilen die Staatsgrenzen 
vom Ufer in den See hinein fich eine Fleine Strede fortjegen, ähnlich wie 
unfere Kartenzeichner bei Bujen, Golfen, Baien des Weltmeerd hie und da 
verfahren, im Uebrigen gehen fie der heifeln Frage aus dem Wege. Staats» 
afte, Die Ddireft, unmittelbar und allgemein zur Löſung der Zweifel heran 
gezogen werden fönnten, find nicht vorhanden; der Vertrag des deutichen Reichs 
mit der Schweiz vom 24. Juni 1879 regulirt die badiſch-thurgauiſche Waſſer— 
grenze nur in der unmittelbaren Umgegend der Stadt Konjtanz; führt fie nur 
durch die Konftanzer Bucht, den jog. Tritter (Trichter) bis zu der Stelle fort, 
wo legterer in den See übergeht; läßt fie allerdings zum Schluß durch Die 
Mittellinie eben diefes Tritters bejtimmt fein, fpricht fic) aber über ihre wei— 
tere Trace nicht aus, 

Daß nun Diefer Sachverhalt fein völlig befriedigender genannt werden 
kann, liegt auf der Hand. Für alle Fälle, namentlich) aber für die Even- 
tualität eines Krieges iſt es gut, zu willen, wie weit deutjches Gebiet reicht; 
ob wir 3. B. in der Lage find, zu Sriegszeiten Truppen, Gejchüß- und 
Waffentransporte, ab Lindau oder Friedrichshafen nach Konjtanz, zu Waller 
effeftuiren zu dürfen, ohne uns peinliche Reklamationen der Schweiz und der 
an deren Neutralität rechtlich interejfirten Mächte auszufegen — eine Frage, 
die jo lange die Bodenjeegürtelbahn frommer Wunfch it, der praftifchen Be— 
deutung nicht entbehrt. Aber auch in normalen Verhältnijjen, während des 
Friedenszuſtandes iſt es offenbar von erheblichem Intereſſe, feitzuftellen, ob 
und in welcher Eingrenzung der Bodenjee für uns Deutjche „Inland“ tft? 
Man kann ſich eigentlich wundern, daß, jo geitellt, die Frage ftrafrechtlich 
noh nie, wenigſtens nicht öffentlich, zur Konteſtation gebracht worden it; 
und möchte ich dieſe an fich ja jehr erfreuliche Sachlage namentlic) dadurch 
mir erflären, daß die Erefutivorgane jämmtlicher jechs Uferjtaaten zur Zeit in 
freundjchaftlich-follegialen Beziehungen mit einander ftehen; daß fie fich gegen- 
ſeitig in die Hände arbeiten und Jurisdiktionskonflifte von vorneherein geſchickt 
abzujchneiden miljen. 

Indeſſen, wie e8 damit auch jtehen möge, jedenfall kann der Verfaſſer 
der oben angezeigten Schrift dafür auf alljeitigen Beifall rechnen, daß er es 
unternommen, in eingehender monographiicher Darjtellung der Frage nach den 
politifchen Beziehungen des Bodenjees mäherzutreten. Die nun vorliegende 
Arbeit gewinnt durch die völferrechtlichen Gefichtspunfte, die ſich daran fnüpfen, 
ein das fpezielle Thema weit überragendes Intereſſe. Vollzieht fich doch heut: 
zutage im internationalen Recht der mwiljenichaftliche Fortichritt mehr in der 
jorgjamen und detaillirten Fejtjtellung von Spezialpunften als in den großen 
Handbüchern und Lehrigitemen, deren Werth und Bedeutung zumeift und vor— 
nehmlich in der Negijtrirung, der Buchführung, der Kontrole über das Ge— 
leiftete beftehen wird. Nühmend ijt es nun hervorzuheben, daß Nettich der 


’) Bergl. darüber die merkwürdige Mitheilung in der auf den deutſch-ſchweizeriſchen 
Vertrag von 1879 fich beziehenden Denkſchrift, Stenogr. Berichte über die Verhandlungen 
des deutichen Reichötags, II. Seifion 1879 VI, 1944 und Rettich S. 65. Neuere badiiche 
Spezialfarten, z. B. die der eben ericheinenden Badiihen Landesfunde, j. u. beiliegende, 
traciren die Wafjergrenze noch immer wie jene ältere Generaljtabsfarte von 1849. 
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Erjte gewejen, der im Laufe unjeres Jahrhunderts das Thema ex professo 
in Angriff genommen; denn Die legten Spezialarbeiten darüber, menigitens 
die veröffentlichten, gehören einer längjt verflungenen Periode an. Und Nie: 
mand, der die gewandt gejchriebene Studie liejt, wird mit dem Lobe zurück— 
halten, daß ihr Verfaſſer das einfchlagende, ſehr diffufe Material in mühe: 
vollen archivalifchen und Literatur-Studien, in Korrefpondenzen und mündlichen 
Nachfragen fait vollitändig zufammengebracht, daß er es geſchickt gruppirt und 
durch jeine dankenswerthe Ueberficht ein jicheres Urtbeil über die ganze Rechts: 
frage überhaupt erjt möglich gemacht hat. Bon feinen die Vergangenheit be: 
treffenden Angaben und Schilderungen iſt mancherlei auch fulturhiftoriich recht 
intereflant. Und einige Vorichläge, die er macht, zumal in Beziehung auf die 
Tsiichereipolizei, verdienen es, in den maßgebenden Kreifen Beachtung und Bes 
herzigung zu finden. Meit Sicherheit fann dem Verfaſſer prophezeit werden, 
daß, ob er num überwiegende Zujtimmung, ob er überwiegenden Widerfpruch 
für feine Deduftionen finde, jeine Arbeit der anregende Ausgangspunkt für Die 
Erörterung mannichfacher theoretiicher und praftiicher Rechtsfragen abgeben 
wird. 

An zuftimmenden Aeußerungen fehlt es ſchon jegt nicht. Denn fait 
gleichzeitig mit dem Ericheinen der vorliegenden Monographie ift von zwei 
bewährten Autoritäten der deutihen Staatsrechtswiffenichaft, wenn auch nur 
gelegentlih und kurz, auch im Einzelnen etwas Divergivend, die nämliche 
Nechtsauffaflung in auffallender Uebereinftimmung vertreten worden: einmal 
nämlich von v. Sarmwey?’), deilen im Jahre 1883 erjchienenes Württem— 
bergiiches Staatsreht Bd. I S. 25 die vorliegende Frage behandelt, dem 
großen Vorgänger R. dv. Mohl (W. Staatör. I, 146) offenbar nicht bei- 
pflichtend, und ganz neuerlih von Mar Sevdel, deſſen eben erſchienenes 
Bayeriſches Staatsrecht J, 641 auch dieſer Spezialität ſorgſame Aufmerkſam— 
keit zuwendet und höchſt intereſſauter Weiſe ſogar in der Ausdrucksweiſe mit 
dem nunmehr von Rettich gewonnenen Endreſultat übereinkommt. Uebrigens 
hat doch auch Seydel's Vormann, Pözl (bayr. Verfaſſungsrecht $ 22 Nr. 6), 
wenn auch in der gewählten Analogie fehlgreifend, jo doc im Grunde und 
im praftiichen Ergebniß fich zu der nämlichen Auffaſſung — abgefehen aller: 
dings von der Frage der unmittelbaren Umgebung des Seeufers, worin auch 
Sarmwey von Rettich abweicht — befannt, einer Auffaſſung, die überhaupt in 
bayerischen Beamtenfreilen verbreitet und von bayerischen Behörden feit längerer 
Zeit getheilt zu jein jcheint. Und ähnlich wie dieſe Schriftiteller Hat ſich 
Ichon früher und jegt von Neuem auch ein hochachtbarer öfterreichifcher Rechts— 
gelehrter ausgejprochen, der Frhr. Yeop. v. Neumann.?) 

Bon durchaus autoritativer Stelle wird alfo, wie wir jehen, jowohl in 
Wirttemberg als in Bayern als in Dejterreich, über die heutzutage an dem 
Gewäſſer bejtehenden Hoheitsverhältniſſe Folgende Anficht theoretifch geltend 
gemacht, bei deren Wiedergabe ich mich an die von Nettich gewählte For: 
mulirung (S. 11, 83, 98, 101) anſchließen will: 


) E3 verwendet dv. Sarwey a. a. D. für den Bodenjee den allerdings mifjver- 
ftändlichen Ausdrud „internationales Verfehrägebiet“, fich hiebei offenbar an den Titel der 
Schifffahrts- und Hafenordnung vom 22. September 1867 anjchliejend Er befinirt aber 
diefen Ausdruck wiederholt dahin, daß „allen Uferjtaaten gleiche Rechte auf dem ganzen See 
zuftehen“; auch jpricht er von der Möglichkeit einer Tpeilung desjielben. Das kommt aljo 
mit dem Rettich'ſchen „Kondominat“ auf das Nämliche heraus und dejlen Polemik gegen 
v. Sarwey auf ©. 134 ijt gegenitandalos. 

*, Grundriß des europätichen Völkerrechts II A. 43. III U. (1885) 45. 
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Kein Theil des Oberſees unterjteht der ausjchließlichen Hoheit eines der 
UÜferjtaaten. Vielmehr hat der See, jo lange und jo weit nicht durch Staats— 
vertrag die Sache anders geordnet worden, in Beziehung auf die Nutzungen 
Daran al® condominium pro indiviso der Uferitaaten, und in Beziehung 
auf die Hoheitsrechte als Kondominat der Uferjtaaten zu gelten. 

Im Folgenden mag es mir nun geſtattet fein, meine Bedenken gegen diefe, 
wenn auch nicht gerade volfsthümliche, jo doch offenbar auf dem deutſch-öſter— 
reichiichen Ufer ſich verbreitende Anſchauung furz und vorläufig zuſammen— 
zustellen, vielleicht mit feinem anderen Reſultat als dem, auf die überſchriftlich 
genannte Schrift aufmerkſam zu machen und eine weitere Diskuſſion der Rechts— 
frage zu veranlaſſen. Um ſo eher fühle ich mich dazu berufen, als der Ver— 
faſſer jener Monographie auch meiner in der Vorrede freundlich gedenkt, und ich 
Leider befennen muß, in meiner abweichenden Meinung weder durch ihn, noch 
felbit duch v. Sarmwey und Seydel erjchüttert worden zu fein. 

Um aber meine Ausführung nicht allzumweit hinauszufpinnen, will ich von 
vorneherein bemerken, daß ich auf zwei Punkte nicht eingehen will: einmal 
nämlich auf die Frage, ob — die Kondominalität oder Kommunionshoheit an 
Dem Waljergebiet vorausgeſetzt — etwa die unmittelbare Umgebung des Seeufers 
als eremt und der Territorialität der Uferjtaaten unterworfen zu gelten habe, 
was Nettih S. 98, 119') mur für die Häfen, Bade und Waſchanſtalten; 
Seydel ©. 631 gar nur für die erfteren zugegeben willen will. Wichtiger 
aber ijt ein zweiter Punkt. Nämlich, wie die gejtellte Frage auch zu beant— 
worten jei: ob nun der See fich ala Hoheitsgemeinſchaft darſtelle, oder ob auf 
ihm, wie auf dem Unterſee, wie auf den Italieniſchen und Schweizer See'n, 
auf dem Genfer See politiſche Grenzen zu denken ſeien: mit ihrer Wſung 
wird der Frage nach den beſtehenden Nutzungsrechten an der Waſſerfläche, 
als Straße, als Fiſchereigebiet, als Jagdrevier, als Erntebezirk und dergl. 
noch nicht präjudizirt. Hier können ſpezielle Verhältniſſe zwiſchen den an— 
grenzenden Staaten beſtehen, welche den Hoheitsverhältniſſen inkongruent ſind. 
Und es iſt das beſondere Verdienſt der Rettich'ſchen Schritt, namentlich in 
Bezug auf die Ausübung der Bodenſeeſchifffahrt (S. 142, 147—169) und 
auf die Ausübung der Fiſcherei (S. 143, 169 ff.) wie der Pflanzennuhungen 
(S. 143) das frühere und gegenwärtige Dafein jolcher Sonderrechte erwiejen 
und ihre hiftorische Entwicklung, wie ihre heutige Beichaffenheit jo überjicht- 
lih und vollftändig uns vor Augen geführt zu haben, daß faum etwas hin— 
zuzufügen bleibt. Ebenſowenig wie heutzutage auf dem Rhein zwijchen Baden 
und Eljaß ?) die Hoheitsgrenzen (limites de souverainete) mit den Eigenthums— 


In ausführlicher aber nicht überzeugender Polemik gegen v. Sarwey. Nach 
Rettich's Anſicht müßten die neuerlichen Aufſchüttungen am Bregenzer Bahnhof, auch 
wenn fie am Waſſerſtande nichts ändern, dem Veto ſämmtlicher Uferſtaaten unterliegen. 

?, Seit dem badiſch-ffranzöſiſchen Staatsvertrage vom 5. April 1840. Declercegq 
Kecneil des traitös de la France IV (1865) 516. Es ijt von Intereſſe die weſentlichen 
Bejtimmungen diejes Vertrags bier heranzuziehen. A. 1: La demarcation entre la France 
et le Grandduch& de Bade se compose de deux limites: l’une destinde — ä söparer 
les droits de souverainet& des deux pays, et determinde par le Thalweg du Rhin; 
Vautre, ayant pour objet, suivant les dispositions ci-apres, de separer les droits de 
propriete sur les iles et atterrissements du Rhin, et formée d’une serie de lignes con- 
tinues et invariables de position. W. 4: L’axe du Thalweg — formera — la limite 
de la souverainet& des deux états. — Cette limite conventionelle röglera l’application 
des lois eiviles et criminelles et l’exercice de toutes les parties de l’administration 
publique. — 4. 5: Les droits de chasse, de pöche, de lavage de l'or sur les iles et 
les eaux du fleuve, seront exerces par le domaine, les communes, les &tablissements 


er 
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und Markungsgrenzen der beiderfeitigen Grundbefiger und Kommunen (limites 
de propriete ou des bans), demnach auch nicht mit ihren FFiichereigrenzen 
zufammenfallen: ebenjowenig ijt auf dem Oberjee aus dem Dajein von Fiſcherei— 
zonen (S. 174) und von einer FFiichereigemeinjchaft auf der Schweb (©. 181), 
das Dafein oder Nichtdafein von Hoheitsgrenzen zu folgern. Und Rettid 
hat nur zu ſehr Recht, wenn er dieſe Verwechslung als Duelle vieler irr- 
thümlichen Angaben bezeichnet (S. 106 ff.). Auch das ift ja jelbitverftändlich, 
daß ſelbſt die Ausübung einzelner jpezieller Hoheitsrechte von den adjazirenden 
Staaten ganz beliebig und unpräjudizirlich durch Verträge neu geordnet wer: 
den kann; wie dergleichen in Bezug auf Zollüberwachung und Wajlerbauten 
auch auf dem Bodenjee gejchehen (S. 114, 116) und neuerdings durch eine 
ſehr wichtige Uebereinfunft von 1880 hinfichtli der Beurkundung von Ges 
burts- und Sterbefällen erfolgt it. Ausdrücklich ſchärft die letztere em: 
„Durch die vorjtehenden Berabredungen joll in feiner Weife den Hoheits— 
verhältnifjen auf dem Bodenjee präjudizirt fein.“ 

Alſo es muß hervorgehoben werden, daß der Zweifel über die Souveräne- 
tätögrenzen an und auf dem Oberjee erfreulicher Weiſe nur eine bejchränfte 
Tragweite hat. Immerhin aber kommen innerhalb diefer Beſchränkung nicht 
unerhebliche rechtliche Intereſſen in's Spiel. Praktiſch ift nach dem Vor: 
jtehenden die Frage zur Zeit für jolche Nupungsrechte am Waſſer, über welche 
vertrags- oder objervanzmäßige Normen nicht bejtehen (Funde und Alter— 
thümer, Rettih ©. 144); nächjtdem für die Ausübung von Hoheitsakten, 
worüber fonventionsmäßig nichts fejtjteht; insbejfondere die Gerichtsgewalt über 
an Bord eines Schiffs oder jonjt auf dem See ftattfindende Nechtsverleg- 
ungen; nächjtdem im Falle des Krieges; endlich und vor Allem in Bezug auf 
die der Schweiz auferlegte und zuftehende „ewige“ Neutralität. Denn wäre 
wirklich mit v. Sarmwey, Seydelund jegt Rettich der Oberjee als gemein- 
ſames Staatäterritorium der drei Mächte zu qualifiziren, dann bleibt in der 
That nichts übrig, als auch die von Nettich nunmehr muthig gezogene, 
höchjt frappirende Konſequenz anzunehmen (S. 123), daß die gefammte Wafler- 
fläche, ebenfo wie das jchweizeriiche Land, als ewig neutrales, weil unter 
Schweizerischer Mithoheit ftehendes Gebiet betrachtet werden muß. Das würde 
mancherlet Folgerungen auch für den Friedenszuſtand nach fich ziehen. 
Jedenfalls würde dann der Bodenjee thatlächlich in dem nämlichen völker— 
rechtlichen Verhältniß jtehen wie der Genfer See. Daß nämlich die nördliche 
Hälfte des leßteren von der jchweizeriichen Neutralität mit ergriffen ift, ver: 
jteht jich von ſelbſt; daß aber auch für die jüdliche — nunmehr franzöfijche 
— Hälfte das Nämliche zutrifft, ergibt fi) aus dem für Chablais und Fau— 
cigny bejtehenden Rechtszuſtand. Doc will ich dieſe offene Wunde des eid» 
genöffischen Staatsrechts nicht näher berühren. 

Der Begriff, mit dem man es nach der oben jfizzirten Anſchauung unferer 
neueften Gewährsmänner zu thun hätte, um etwa einjchlagende Rechtsfragen 
zu entjcheiden, wäre demnach der des Kondominats. Die Perjpektive, ſich mit 
diejem äußerjt anormalen Nechtsverhältniß vertraut machen zu müfjen, wäre 
recht unerfreulich; viel unerfreulicher als die analoge, die dem Germanijten 





publics ou les particuliers de chaque ötat, jusqu’ à la limite fixe des bans des com- 
munes, sans aucun &gard & la position de la limite de la souverainets. ]l en sera 
de m&me des droits de pacage et de vaine päture. — Quant au droit d'épave, il 
s'ectendra de part et d’autre, jusqu’ & la limite de sonverainete, - 
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in dem Begriff des jog. Gejammteigenthums jich eröffnet. Während Diejer 
Begriff es mit einer Reihe wohlbefannter, ausgeprägter Rechtsverhältniſſe, die 
gewilje gemeinfame Seiten aufweifen, zu thun bat, gibt das Völkerrecht nur 
wenige Präzedenzfälle, die fich allgemein verwenden ließen, an die Hand. 
Erfahrungsgemäß find Kommunionsverhältnifje die reichlich fließende Quelle 
von Hader und nie erlöjchender Streitigkeiten. In Deutjchland find die aus 
älterer Zeit jtammenden Hoheitsgemeinjchaften, die ihr Dajein theils früheren 
territoria non clausa, theils unerledigten Orenzftreitigfeiten zu verdanken hatten, 
jo ziemlich alle glücklich zur Auftheilung gebracht. Mit einigen iſt man freilich 
nod im Rückſtande. Die Angabe des Lehrbuchs des deutſchen Staatsrechts von 
Georg Meyer $ 74: „(Die Kondominate in Deutjehland) find im Laufe dieſes 
Sahrhunderts ſämmtlich bejeitigt worden,“ ift zwar ſehr bejtimmt, leider aber 
nicht richtig. Allerdings iſt nun auch feit 1877 das berühmte pommerjch- 
medienburgiiche Rittergut Wolde, einjtmals die Augenweide aller deutichen 
Natur: und DVölferrechtälehrer, den Weg des Kommunionharzes gegangen. 
Aber die Berjuche, die badiſch-heſſiſche Gemarkung Kürnbach realiter zu 
theilen,) find noch nicht von Erfolg gekrönt worden, auch das jet lebende 
Geſchlecht der badischen und heifiichen Staatsmänner arbeitet vergebens an 
der Löjung diefes Problems. Und gar nicht abzujehen it bei der Erheblich— 
feit mitjpielender Montan-Intereſſen die politische Zukunft des preußiſch- (alſo 
deutjch=) belgijchen Kondominats von Moresmet, des jog. neutralen Ter— 
rains von Moresnet (im Gegenjag der beiden aufgetheilten), in Gemäßheit 
des preußifch-holländischen Grenzvertrages vom 26. Juni 1816 A. 17.2) 
Welchem Kriminaliften wäre dieſer interejjante Fleden Erde unbefannt? Ob 
außer den genannten nicht auch noch einige andere Kondominate irgendwo ein 
vergeſſenes Daſein führen, will ich ungejagt fein laſſen.) Jedenfalls haben 
ſie alle mit einander, abgejehen von den lehrſamen juriſtiſchen Kontroverfen, 
die jih an fie fnüpfen, nicht viel zu befagen. Die Staatsrechtsichrer be— 
handeln fie ſämmtlich als Anomalien und verweilen fie mit der Pfandſchaft 
Wismar umd einigen Ähnlichen amoenitates juris in den Raritätenſchatz des 
deutſchen Staatsrechts. 

Jedenfalls aber an der völferrechtlichen Zuläffigfeit des Verhältniſſes ift 
nicht zu zweifeln. Jeden Augenblick können Kommunionsgebiete durch Staats: 
vertrag rechtswirffam neu begründet werden, wie wir ja das mehrfach in 
Europa und in anderen Erdtheilen auch nenerdings erlebt haben. In Aller 
unjer Erinnerung iſt der preußischsöfterreichiiche Kondominat an Schleswig: 
Holjtein-Yauenburg, freilic aber auch das, was fich daraus ergeben hat, umd 
jehr denfwiürdig jind die Einleitungsworte des Gajteiner Vertrags vom 14. 
Auguſt 1865: „Ihre Majeftäten — haben fich überzeugt, daß das bisher 
beitandene Kondominium — zu Unzufömmlichkeiten führt, welche gleichzeitig 
das gute Einvernehmen zwiſchen Ihren Negierungen und die Intereſſen der 
Herzogthümer gefährden.“ Alſo warum follte ein ähnliches, wenn auch un 
zwedmäßiges Verhältniß nicht auch am Bodenfee beitehen fünnen, und that— 


) Bol. die eben ericheinende Badiiche Landeskunde: Das Großherzogthum Baden in 
geographifcher u. f. w. Hinſicht ©. 8. 

% Martens N, R. III, 24: La partie ır, j. ıw. sera soumise ü une administration 
commune et ne pourra ôtre occup6e militairement par aucune des deux puissances 
ui. w. Näheres bei Garcia de la Vega, Traites et conventions de Belgique II, 25, 

3) 9. Bulmerinca in Marquardien's Hdb. des öff. Rechts I, 2, ©. 285 
erwähnt einige preußiſch-ruſſiſche „neutrale“ Grenzjtreiten. 
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fächlich, den Regierungen vielleicht unbewußt, bejtehen? Es wäre freilich, auf: 
richtig gejagt, für uns Deutjche eine recht unliebjame Rechtsgemeinfchaft: ein 
großes unſerer Neichsgrenze unmittelbar anliegendes Stüd der Erdoberfläche, 
allerdings bloßes Waſſer, aber ein des Iebhaftejten Perfonen- und Güterver: 
kehrs fich erfreuendes Gebiet, würde unausgejchiedener Machtbereich für ſechs 
verfchiedene Staatsgewalten fein; an ihm würden nicht allein drei deutjche 
Länder partizipiren, die ja ihre aus ſolcher communio etwa erwachjenden 
Händel nad) Rof. U. 76 auszutragen hätten, jondern auch zwei fremde Mächte, 
nicht allein der ung auf das engite verbundene öfterreihiiche Kaiſerſtaat, Jondern 
vor Allem auch zwei Kantone der uns nicht ganz jo nahe jtehenden Schweiz 
würden mitzufprechen haben, aljo eines Staates, der vermöge der ihm auf: 
erlegten Gebundenheit feiner auswärtigen Politik auf alle jeine Territorial— 
rechte die peinlichite Sorgfalt zu verwenden hat. Ja man möchte geneigt 
fein, den betheiligten Regierungen den Rath zu geben, folcher communio inci- 
dens, follten fie wirklich vorhanden fein, gerade jo, wie mit den älteren Kon— 
dominaten zumeist gefchehen, baldmöglichit ein Ende zu bereiten. So wie fie 
jet nach der Anficht ihrer theoretiichen Verfechter befteht, jollte jie feinen 
Tag weiter forterhalten werden. Schon in Beziehung auf Gerichtsbarkeit und 
Polizei könnte fie, auch in ganz alltäglichen Fällen, zu höchſt unliebjfamen Miß— 
ftänden führen; und jedenfall® dürften die jechs Uferjtaaten, wenn ſie jich 
wirklich als in einer Hoheitsgemeinjchaft lebend anerkennen wirden, fich nichts 
mehr angelegen fein laljen, als durch den Abjchluß fpezieller Jurisdiktions— 
verträge doch irgendwelche Ordnung in die Ausübung ihrer gemeinfamen Rechte 
hineinzubringen,') wie das feiner Zeit jener Gaſteiner Vertrag für Schleswig— 
Holjtein zu erreichen gedachte. Ganz mit Necht jagt M. Seydela. a. O. 
©. 630: „Diejes anomale Berhältnig mehrerer Herricher zu einem Gebiet ift 
überhaupt nur haltbar, — wenn (diejelben) eine einheitliche gemeinfame Aus— 
übung der Staatögewalt zu erzielen vermögen, — wenn anderd der Kondo— 
minat nicht eine Anarchie jein joll.“ — Daß die Regierungen jolche Verträge 
‚für eine fo lebhaft befahrene Waſſerſtrecke abzufchließen bis jet nicht, oder 
nur in geringjtem Maße für nöthig erachtet haben, wäre beim Vorhandenfein 
eines Kondominats eigentlich fehr auffallend. Denn mit dem unbejtimmter 
und abjtraften Begriff einer territorialen Hoheitsgemeinfchaft jieht man ſich, 
wenn man die Sache näher überlegt, einer Fülle jehr einfacher Rechtsfragen 
beinahe rathlos gegenüber gejtellt.?) 


I) Solche Verträge fordert auch Rettich, S. 12 jehr entichieden; S. 135: „Die Mög: 

lichleit von (jtrafrechtlihen) Kompetenzkonflikten ift mit jedem Tage gegeben.“ Ebenſo 
©. 166. 
2) Es hat manderlei für fih, wenn Rettich ©. 140 jagt: „Strafrechtlich iſt das 
forum praeventionis (im jtaatsrechtlihen Sinne aljo das Vorzugsredht der ergreifenden 
Strafgewalt) die logiiche Folge der Nondominalität des Sees.“ Ja, wenn dieje Logik ihm 
nur allgemein anerfannt wird! Seydel z. B. meint ©. 631: „Sämmtliche Anordnungen, 
welche ſich auf die Perjonalboheit jtügen, fann — jeder Staat für fich allein treffen“; er 
fcheint ſich alſo für das Berjonalprinzip zu erflären. Vor Allem aber, nad) welchem Straigejeg 
würde eine auf dem Bodenjee verübte ftrafbare Verſchuldung abzuurtheilen jein, wenn Thäter 
Angehöriger eine® andern Uferjtaates oder wenn er Musländer wäre? Kann der Bodenſee, 
wenn er Kondominat mit fremden Reichen ift, Inland im Sinne vom St.:6.-B. $3, 8 jein? 
Ich würde die Frage eventuell nur für Inländer, aljo für Deutiche, bejahen; Olshaujen, 
Kommentar, II A. zu $ 8 Nr. 2 jcheint fie allgemein zu bejahen. Vgl. über die Praxis 
in Moresnet auch Oppenhoff Rehtiprehung XVI, 2. Suppl. ©. 728 und dejlen 
&t.:G.,B., IV A., zu Einführungsgejep $ 1Nr. 5. Das unten zitirte Reichsgerichtserkenntniß 
jpricht fich leider, ©. 379, über dieje Frage nicht aus. 
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Indeß, wie man ſich auch in Ermanglung von Verträgen mit jolchen 
praftiichen Schwierigfeiten auseinanderzujegen hätte, an denen es ja überhaupt 
nie bei Grenzwäſſern fehlen wird: ohne einen bejtimmten Nechtsgrund werden 
wir das Vorhandenſein einer Kondominalität am Bodenjee ficherlich nicht 
annehmen fünnen. Selbit wenn diejelbe von einem oder dem andern Uferjtaat 
fürmlich und bindend ausgejprochen oder anerfannt würde, gälte es doch zus 
nächit, auch alle die Nachbarn zu der nämlichen Rechtsanjchauung zu bes 
jtimmen. Sehen wir einmal zu, wie es mit den Gründen fiir die neuerdings 
behauptete Nechtsqualität des großen Wafjergebiets jteht. Da verdient dann 
die Deduftion Rettich's vor allen andern zu dem nämlichen Endrejultat 
führenden das Lob, daß fie fich die anerfennenswerthe Mähe gibt, die für die 
Entjcheidung der Frage normgebenden allgemeinen rechtlichen Prinzipien heran— 
zuziehen, zu unterfuchen und in ausführlicher Erörterung zu verwerthen. 

Der Berfafier der neuejten Monographie über den Bodenjee führt zum 
Erweiſe ſeines Sabes, daß der Oberjee auf feiner ganzen Fläche, auch heute 
noch, auch troß des deutſch-ſchweizeriſchen Grenzvertrages von 1879 fondomis 
nale3 Territorium jämmtlicher ſechs Uferjtaaten fei, zwei Gründe in's Feld: 
einen abjtraft juriftiichen und einen thatjächlichen. 

Der erite iſt ein Sab des „Natur: und Bölferrechts.* Nun wollen wir 
das Naturrecht zumächit ganz aus dem Spiel lajjen. Es ijt ein altes, ehr— 
würdiges Rechtsſyſtem, dem wir Unermeßliches zu verdanken haben, und die 
Zeit wird fommen, wo man Ddiefer gewaltigen Evolution jtaatsbildenden 
Meenjchengeiftes wiederum mehr gerecht werden wird, als es heute der Fall 
it. Aber ala Nechtsquelle ijt es todt und abgethan. Mit um jo größerer 
Aufmerkfamfeit folgen wir den völferrechtlichen Deduftionen des Verfaſſers. 
Denn mit ficherem Gefühl erfennt er, daß, wenn es überhaupt allgemeine 
Rechtsgrundſätze zur Löfung feines Problems gibt, dieje jelbjtverjtändlich nur 
derjenigen Rechtsordnung entnommen werden fünnen, zu welcher ſich die Mit- 
glieder der Staatsgemeinfchaft ala Glieder eines fie in rechtlicher Nothwendig— 
feit umfajjenden Verbandes iübereinitimmend befennen, d. h. der Ordnung des 
internationalen NRechts.') Nur freilich ift das internationale Recht ein jchlüpf- 
riger und unficherer Boden, auf welchem man leicht jtrauchelt und dem zu 
beichreiten Umficht, Willen und Erfahrung gehört. Sehen wir zu, wie es 
unferm an fich auf gutem Wege befindlichen Verfaſſer geglüdt ift. 

Da fällt es denn zumächit jehr in die Augen, daß, was er vom Bodenjee 
lehrt, ganz allgemein gelten, daß feine Theorie der dort bejtehenden Hoheits— 
verhältnifje nichts weiter als die jpezialifirte Anwendung eines ganz all: 
gemeinen völferrechtlichen Prinzipes fein foll. Diefes Prinzip aber bejtimmt er 
folgendermafjen (S. 5—12): An dem zwijchen den Landgebieten zweier oder 
mehrerer Staaten ſich ausbreitenden Binnenfee, wie überhaupt an jedem Grenz— 
fluß (S. 4) haben die Uferftaaten relativ gleiche Rechte. Dieſe Gleichheit 


) Was v. Sarwey a. a. ©. zu verfennen jcheint, indem er fagt: „Für diefe Art 
von Theilung“ (nämlid nad) der Mittellinie) „läßt jih faum irgend ein rechtlicher Anhalts- 
punkt behaupten; denn die römiſch-rechtlichen Grundjäge von der insula in flumine nata 
und vom alveus derelictus fünnen doch unzweifelhaft auf eine den lebhafteiten Handels— 
verkehr verichiedener Staaten vermittelnde Waſſerſtraße feine Anwendung finden.“ Sicherlich 
nicht! Wer wird denn aber auch ein jolches Argument verwenden! Lebereinjtimmend mit 
v. Sarwey fagt Seydela. a. O. ©. 640 „Allgemeine Nechtöregeln über den Grenzlauf 
fann es nicht geben.“ Doch nur im Staatärecht nicht! Das Dafein einer Vielheit von 
Staaten läht eben joldye Regeln als unentbehrlich ericheinen, für welche das Völkerrecht, nicht 
das Staatörecht, sedes materiae iit. 
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„ann“ durch Auftheilung „zur Geltung gebracht“ werden, mit der Wirkung, 
daß die ausgefchiedenen Theile der ausjchließenden partifularen Gebietshoheit 
je des Hinterlandes unterftellt werden. Hiezu aber bedarf es jtet3 erjt einer | 
befonderen Berftändigung der Uferjtaaten, welche in den „natürlichen Anhalts— | 
punkten“ der Ausdehnung der Uferbezirke einerfeits, der Mittellinie des Sees 
andrerjeit3 eine gegebene Grundlage findet. So lange eine jolche Auseinander— 
fegung noch nicht erfolgt ift, bleibt der Grenzjee (aljo auch der Grenzfluß) ein 
emeinfames Territorium, ein Kondominat fämmtlicher Uferjtaaten, zu deſſen 
————— es freilich der Verträge bedarf. (So auch ©. 83 N. 1.) | 

Verfaſſer operirt alfo mit einem angeblich völferrechtlichen Prinzip, wo— | 
nach Grenzgewäſſer zwifchen ziwei Staaten mangels entgegenjtehender Abreden 
ihrer ganzen Fläche nad) ein gemeinjchaftliches Staatsgebiet fonjtituiren; dem— 
nach alle Hoheitafte, generelle wie jpezielle, Gejege, Erfenntnijje, Verfüg— 
ungen, welche auf dem Wajjergebiet eintretende Thatbejtände zum Objekt 
nehmen, nır communi consensu der adjazirenden Staatsgewalten erlafien, 
gefällt, getroffen werden könnten. 

Gegen die Eriftenz eines folchen Nechtsjages, durch welchen der völker— 
rechtliche Kondominatsbegriff mit all der Verſchwommenheit und Unficherheit, die 
er darbietet, plöglich ein ganz ungeahntes, faum zu überjehendes Anwendungs- 
feld erhalten würde, muß ich mich nun eutfchieden erklären. Einen jolchen 
Satz gibt e3 nicht, weder in der Uebung,) noch in der Theorie. Vergebens 
habe ich mich nach irgend einem Gewährsmann dafür umgejehen. Unfer Autor 
ift auf feinem richtig gewählten Wege leider ausgeglitten. Den von ihm ges 
wünſchten völferrechtlichen Sat hat er fich jelber zurecht gemadt, — mas 
freilich bekanntlich aucd; Andern paffirt. Die Regel des internationalen Rechts | 
— Gott fei Dank diesmal unumftritten — iſt eine andere; fie lautet, der 
Meinung des Verfaſſers entgegengejegt, dahin,’) daß in Ermanglung entgegen 


') Vgl. jept das interefjante und gut motivirte Erkenntniß des Reichsgerichts dom 
8. Januar 1884, Entſcheidungen in Straffachen IX ©. 372 ff. 378, 

2) Ich will zum Beleg nur die neuejten, aufs Gerathewohl herausgegriffenen Autoren 
zitiren. In Bezug auf die älteren, die — jeit Groot — feinen Zweifel zu erfennen geben, 
verweije ich auf die Zujammenjtellung in dem jo eben zitirten Reichsgerichtserkenntniß, 
©. 373 fi. Mio: v. Bulmerinca a. a. D.: ©. 285, 280 N. 2: Bei Brüden, Grenz— 
jlüjjen und Landjeeen, welche nicht blos im Eigenthum eines Staates find, bildet im Zweifel 
die Grenzlinie die Mitte derjelben. S. 281: Ein von mehreren Staaten eingejchlojiener See 
gehört denjelben je nad) den Ufern. Hartmann, Jnititut. des praft. Völterr. II. WU. (1878) 
S. 164: Trennen (Landjeeen) die Yandgebiete mehrerer Staaten, jo werden die Grundjäge 
über Flüſſe analog zur Anwendung gebradjt. S. 159: Prüäjumtiv gehört der Fluß den bei- 
den Staaten bis zur Mitte. Pasq. Fiore, Nouveau dr, intern, public, par Pradier- 
Fodere I (1868) p. 359: leur dgmaine s’ötendra jusqu’& la moitie du cours de l’eau ou 
du las Carnazza-Amari (par Montanari-Revest) II (1882) p. 98: Le pou- 
voir de chaque tat s’etend sur l'espace compris entre la rive et le milieu du fleuve. — 
p. 100: Les mömes prineipes sont applicables aux lacs. Halleck, Internat. Law. (ed. 
Sherston-Baker) I (1878) 145: Where a navigable river forms the boundary of con- 
terminous states, the middle of the channel, the filum aquae or Thalweg — is generally 
taken as the line of their separation, the presumptiou of law being that the right of na- 
vigation iscommon to them both, Hall, Internat. Law (1880) 338: Where (a boundary) 
follows a river — their territories are separated by a line running down the middle, ex- 
cept where the stream is navigable, in which case the centre of the deepest channel — 
is taken as the boundary. In lakes, there being no necessary track of navigation, the line 
of demarcation is drawn in the middle. Fr. v. Martens (in Petersburg), Völkerrecht 
(deutjche Ausg. von Bergbohm) I (1883) ©. 347, 386 u. j. w. Auf die unklaren und 
unpräziien Angaben Calvo’s, Droit intern. 2 ed. I $ 214, 229 Iegt mit Recht Rettich 
fein Gewicht. In der 3 &d. I p. 362 und 385, ebenjo in jeinem Heinen Manuel widerjpridht 
er jid) geradezu. 
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ftehender Webereinfünfte!) Grenzjeeen völferrechtlich ?) wie Grenzflüſſe zu be— 
handeln find, daß im Zweifel die Mittellinie des Betts, aljo eine wandelbare, 
erit bei der Veränderung des Bettes fir werdende Linie (bei jchiffbaren Flüfjen 
der Thalweg),?) die Hoheitsgrenze ijt; daß das Bett mit jeinen Acceſſionen, 
eventuell auch Brüden und andere Kommunifationsmittel, nach dieſer Linie 
hoheitlich geichieden find, ohne daß es erjt eines Staatövertrages bedarf, daß 
aber die Gebietöhoheit an den hienady zu bemejjenden Fluß- oder Seerevieren 
der Uferjtaaten ſich diejenigen Schranken aufzuerlegen hat, welche das Daſein 
des Wafjerlaufg, zumal wenn er jchiffbar iſt, mit fich führt.) Die Wajjer- 
majje allerdings, aber auch nur dieje, hat injofern als ein (jtaatsrechtlich) ge— 
meinjchaftlicher Befig der anliegenden Staaten zu gelten, als jeder von ihnen 
gehindert ift, jolhe Maßnahmen, oder Vorkehrungen, oder Regulirungen ein- 
jeitig zu treffen, durch welche dem gleichen Anrecht der Nachbarn Eintrag ges 
icheben würde. Nur in Bezug auf den Waſſerlauf kann man von einem Ge— 
jammtrecht der Uferjtaaten, fann man mit Rettich (S. 7) von ihrer natür- 
lihen Gleichberechtigung jprechen; und es ijt befannt, welchen energiichen Aus— 
druck jeit dem Wiener Kongreß das Anerfenntnig jolchen Gemeinjchaftsrechts 
in zahllojen Verträgen gefunden hat. Soweit aber das gleiche Recht der unter: 
ejfenten auf die Ausnügung des Wafjerlaufs nicht gejchädigt wird, übt jeder 
Staat feine jfouveräne Gebietshoheit über das durch die Trace der Hoheits— 
grenze für ihm entfallende Revier, bejtellt Staatsjervituten daran, ordnet, 
wenn er es fir nöthig findet, die Uebung obrigfeitlicher Rechte darauf durch 
Staatsvertraa. Das Flußbett, das Seebett ift nicht gemeinjchaftlich,) ſondern 
unterfteht einer geographiſch feititehenden Sonderhoheit der Grenzjtaaten, iſt 
— wenn man will — jtaatsrechtlic} condominium pro diviso, 

Die allgemeinen Nechtsgrundjäge Sprechen alſo in feiner Weife für Die 
Kondominalität (oder wie v. Sarwey fagt: Internationalität) des Sees, ſon— 
dern gegen fie. 

Das gejteht nun im Grunde genommen Rettich, wenn auch ohne es zu 
wollen, ein. Er bejtätigt nämlich, — und die hijtorischen Zeugniſſe, die er in 
guter Zufammenjtellung aus allen Uferjtaaten beibringt, find höchſt interejjant 
und jehr belehrend? — daß in der That bis zum Schluſſe des achtzehnten 
Sahrhunderts zwiſchen der jchweizeriichen Eidgenofjenichaft und dem deutjchen 
Rei) — alſo dem jchwäbiichen und dem öſterreichiſchen Kreiſe — eine 
intelleftuell firirte Grenze auf dem Bodenjee in allgemeiner Anerkennung thats 
jächlich bejtanden habe; daß dieſelbe, mit der Fifchereigrenze nicht zufammenz 


1) Dah ſolche Uebereinkünfte auch auf effektive Flußgemeinihaft — alio auf die von 
Rettich jupponirte allgemeine Regel — abgejtellt jein können, ift zweifellos. Präzedenz- 
fälle, die fich übrigens vermehren ließen, bietet das zitirte Erkenntniß, ©. 375. 

2?) Nicht privatrehtlih! Seuffert, Archiv XI Wr. 16, 

2) Ob man, wie neuerdings jehr beliebt ift, für jchiffbare Flüfie den Thalweg ohne 
Beiteres, aljo auch ohne vertragsmähige Beltätigung, als die ſich von felbjt verjtehende 
Hoheitägrenge anzunehmen habe — auch das zitirte Erkenntniß, S. 374 macht diefen Forte 
chritt bereit3 mit, — icheint mir zweifelhaft. ch jehe in dem Sape auch heute noch immer 
nur erjt fonventionelle® Recht, aber allerdings ein jehr verbreitete®. Daß die Thalwegs— 
grenze nicht aud für die Brüden gilt, ijt indubitati juris. 

*) Darauf macht für den Fall ausdrüdlicher Nealtheilung auch Rettich ©. 9, 10 
aufınerkjant. 

5) Alſo auch nicht die Luftſäule, vgl. das zitirte Erkenntniß, S. 377; wohl aber, 
denn da bleibt nicht? anderes übrig, die Grenzlinie jelbjt; aljo etwa der Thalweg, 
ibid. ©. 375. 
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fallend, im Allgemeinen entlang der Mittellinie der Wafjerfläche gelaufen jei;') 
daß demgemäß auf den verschiedenen Seerevieren, welche nach diejer gedachten 
Linie ausgejchieden waren, die Territorialherrichaften des Ufers eine aus— 
Ichliegende Jurisdiktion beanſprucht und geübt, dort begangene Verſchuldungen 
unter ihre territoriale Strafgewalt gejtellt und von den Nachbarn ufurpirte 
Hoheitsafte als völferrechtliche Gebietsverlegungen qualifizirt hätten. Nettich 
räumt alfo ein, daß bis zu den Staatsummälzungen zu Anfang unjeres Jahr: 
hunderts für die Hoheitsverhältnijje am jchwäbiichen Meere eben dasjenige 
Prinzip zur Anwendung gebracht fei, welches ich oben als die Dispojfitive 
Regel des internationalen Rechts bezeichnet habe. Er behauptet nun aber,?) 
wogegen ja juriftiich an und für fich nichts zu erinnern wäre, daß diefe Regel 
von den Nechtsinterefjenten im ihrem Verhältniß zu einander außer Kraft 
gejeßt worden jei. Der alte Nechtszuftand ſei Durch einen neuen erjegt. Die 
früher bejtandenen Sondergebiete feien zu einer Gebietsgemeinschaft zuſammen— 
geworfen, es ſei nämlihd — und damit fommen wir nun zu dem zweiten 
Grunde feiner Deduktion — von jedem der jechs Uferjtaaten, den drei deutjchen, 
Deiterreich und den beiden fchmweizerifchen, einfeitig ein Verzicht auf fein 
geographijch abgetheiltes hoheitliches Sonderrecht rechtswirkfjam erfolgt. 

Bon einem Verzicht auf Gebietöhoheit bis zur Konftituirung einer Ge— 
bietsgemeinfchaft ift aber doch ein weiter Schritt. Ich will der völferrecht- 
lihen Frage — es iſt bloße Doftorfrage — ob inmitten der zivilifirten 
Staatengelellfchaft im Gemenge unferer Staatögebiete ein Stüd der Erdober— 
fläche, auch bloße Waflerfläche, durch Verzicht in ein territorium nullius 
bleibend verwandelt werden könnte, ob nicht jedes auf einen ſolchen Effekt 
binausfommende ftaats: oder völferrechtliche Nechtsgefchäft ein actus inanis 
wäre, nicht näher treten.?) ch bleibe bei dem Verzichte ſtehen. Läge ein 
folder vor, fo wäre das eine bedeutungsvolle Thatfache. Der Kürze halber 
will ich die jtaatsrechtlichen Vorausſetzungen territorialer Hoheitsverzichte aus 
dem Spiele laſſen. Ja ich will Nettich einmal das Zugejtändniß machen, 
daß die Uferjtaaten — zweifellos die Nechtsnachfolger der einjtmals zu 


= * Vgl. detaillirte Angaben bei Rettich passim; insbeſondere S. 49, 51, 78, 87 f. 
—1 
2) Auf dieſes Argument, das ich oben als thatſächliches bezeichnet habe, geben 
v. a und Mar Seydel, der bejchränkteren Natur ihrer Aufgabe gemäß, überhaupt 
nicht ein. 

s, Man achte wohl darauf: es handelt fih nicht um Dereliktion. Die — wie gejagt, 
der praftiihen Bedeutung jo ziemlich entbehrende — Frage geht dahin, ob durch Verzicht 
von Nachbarjtaaten ein zwiſchen ihnen liegendes Territorialitüdt als jtaatslos (wie man 
mißbräuchlicher Weile jagt: neutral) mit der Wirkung erklärt werden könnte, dab auf ihm 
eine öffentliche Gewalt überhaupt fid nicht mehr bethätigen dürfte? Davon kann doch nicht die 
Rede jein. Internationale Verbrecheraſyle zu konjtituiren geht nit an. Der Berzichtende 
würde nad) wie vor für das, was auf dem von ihm preisgegebenen Landſtrich paflirt, völfer- 
rechtlich haftbar fein. Gebietöhoheit iſt wie alle jtaatlihe Gewalt nicht blos Recht, jondern 
auch Piliht. Jeder Staat iſt, bei Vermeidung der Intervention, allen andern Staaten 
dafür verantwortlich, daß innerhalb feiner einmal bejtehenden Grenzen Ordnung und Rechts: 
ſicherheit beſtehe. Auf Rechtspflichten kann man nicht verzichten. Gebietötheille kann der 
Staat nicht ins Freie fallen laſſen. Parallelfrage wäre die: ob der Staatsangehörige durd) 
ſtaatsrechtlichen Verluſt jeines Bürgerrechts, wenn er ein anderes nicht erivorben, unter das 
PBerjonalitatut der Staatlofigkeit fallen kann, was offenbar zu verneinen iſt. Er würde 
jeinem alten Staat wieder zugeichoben werden und diejer müßte ihn aufnehmen. Interejjante 
Anwendungen für Privat: und Strafreht: Mommijen im Archiv f. ziv. Praxis LXI, 161, 
v. Bar im Gerichtöjaal XX VIII (1876) 495, Blod Diet. gen. de la Politique verb, Etrauger. 
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Zeiten des alten Reichs vorhandenen Uferherrn!) — durch Verzicht auf ihre 
bisherigen exlluſiven Territorialrechte „aus Naturrecht“ ipso jure Kondominats— 
herren am See geworden ſein würden. Jedenfalls müßte aber dann das 
Daſein von Verzichtshandlungen oder Verzichtserklärungen beweiskräftig feſt— 
ſtehen. Vor Allem müßten ſämmtliche ſechs Uferſtaaten übereinſtimmend ver— 
zichtet haben. Conditio prohibentis wäre hier melior. Nehmen wir an, 
daß auch nur die Schweiz ihr Jahrhunderte lang geübtes ausjchließliches An— 
recht auf die eine Seehälfte nicht aufgegeben hätte, jo würde fie gegen etwaige 
Verſuche der Nachbarftaaten, die Gebietshoheit als gemeinfames echt über 
alle Theile des Oberjees, auch auf der Schweizer Seite conjunetim zu 
erftreden und zu handhaben, ein Beto einlegen dürfen.?) Rettich läßt ſich 
nun auc in der That angelegen fein, — und feine Ausführungen verdienen 
auch hier durch die Methode, die fie befolgen und das Material, das fie ver 
werthen, alles Lob — jenen Beweis zu führen. Er bringt eine Reihe von 
Thatjachen bei, um zu belegen, daß jowohl Baden als auch die Schweiz, 
ſowohl Württemberg und Bayern als auch Oeſterreich auf alle früher in An: 
ſpruch genommenen boheitlichen Gerechtſame am Gewäſſer effektiv verzichtet 
haben; allerdings nicht expressis verbis und durch fürmlichen Regierungsaft, 
fondern jtillfchtweigend; nicht folleftiv, nicht uno actu, fondern separatim, 
unabhängig von einander und zu verichiedenen Terminen. 

Und bier muß ich num dem eifrigen und gejchickten Vorfämpfer für Die 
Kondominalität zu meinem aufrichtigen Bedauern zum zweiten Male, und 
zwar, wie mir jcheinen will, in dem entjcheidenden Punkte entgegentreten. Ich 
muß ihm einmwenden, daß ein Beweis für ftattgehabte Verzichte der Uferjtaaten 
auf früher bejejjene Nechte auch nicht im Entfernteiten geführt worden it; 
daß er auch nicht für einen einzigen von ihnen geführt worden iſt; ja daß er 
bei dem Borhandenjein entgegengejeßter fonfludenter Willensakte nicht geführt 
werden kann. 

Zunächſt ift zu betonen, daß die Rechtsanſchauungen von Behörden oder 
Beamten, auf welche Nettid ein jo großes Gewicht legt, in einer die terri— 
toriale Grundlage eines Staatsverbandes, alfo die Staatsverfaſſung betreffenden, 
Frage doch nur unter ganz bejtimmten, hier nirgends zutreffenden Vorbeding— 
ungen bon entjcheidender Bedeutung jein fünnen. Sie haben überhaupt nur 
eine jtaatsrechtliche Relevanz, den Nachbarregierungen können fie nicht prä— 
judiziren. Aber jelbjt jtaatsrechtlich werden amtliche Aeußerungen nur dann 
als Nechtsquelle betrachtet werden fünnen, wenn für fie Diejenigen Boraus- 
jegungen und Formen zutreffen, auf welche hin die bejtehende Staatsgewalt 
ermächtigt it, Die Zerritorialgrenzen zu reguliren. Ohne verfallungsmäßige 
Bollmadıt kann ihnen eine den Staat als ſolchen vinkulirende Kraft nicht 
zufommen. Daß durch die Ausjage einer Landesbehörde, und wäre es jelbit 
ein Minifterium, einer richterlichen Behörde und wäre es jelbit bis zum 


ı) Daß Staatäfolge im völferrechtlichen Sinne für die auf beiden Seiten bejtehenden 
Uferjtaaten, wenn auch nicht für die großen politiihen Gejammtorganismen, zu denen jene 
gehören, nämlich das deutſche Neich und den ſchweizeriſchen Bundesjtaat, jtattgefunden hat, 
it aus den bon Rettich — allerdings etwas jummariich — dargelegten Necdtsvorgängen 
für Baden ©. 33, 35), für St. Gallen und Thurgau (5. 66 }. 78 a. E.), für Dejterreich 
(S. 5 N. 1), für Bayern (S. 86), für Württemberg (S. 95 N. 1) zu entnehmen. 

?, Ebenjo wie fie ihr Veto einlegen dürfte, wenn etwa die andern Uferjtaaten fid) 
ihrer Sebietöhoheit über die der fchtweizeriichen Zone angrenzenden Seereviere pure entichlagen 
wollten, vielleicht weil fie ihnen zu läftig oder kojtipielig fiele. Bier träfen Argumente 
der eben bejprochenen Art zu. 
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rechtsfräftigen Urtheil gefommen ; eines hiftorifch-topographiichen Bureaus, und 
hätte jelbjt eine amtliche Vermeſſung ftattgefunden, die Staatsgewalt nicht 
verpflichtet werden fann, liegt auf der Hand. Alle ſolche Beſchlüſſe und 
Erklärungen können rechtsirrthümlich fein; eine Korreftur im Inſtanzenwege | 
ift nicht ausgejchlojjen; und vollends die Gejeßgebung, das kgl. Verordnungs— | 
recht, die vertragjchließende Gewalt des Staates ſetzt ſich über fie hinweg. | 
Wenn demnach, was Baden betrifft, das von Rettich ©. 63 mitgetheilte 
Schreiben des großherzoglihen Staatsminijteriums vom 19. Juni 1884 «8 
in Abrede ftellt, daß Baden auf der Bregenzer Konferenz von 1867 einen 
Entwurf über vertragsmäßige AZutheilung der Seefläche an die Ufer: 
ftaaten eingebraht habe, fo wird damit über das thatjächlich beitehende 
Nechtsverhältniß Lediglich nichts ausgefagt. Und wenn im dem teiteren 
Schreiben, auf ©. 65, vom 19. Auguft 1884, das badijche topographiiche 
Bureau, wie es jcheint, auf die Sache etwas näher eingehend angiebt, e8 wüßte 
nicht, „auf welchen Grundlagen oder Theorieen“ feiner Zeit die Generaljtabs- } 
farte von 1849 die badische Grenzlinie durch den Bodenſee Eonftruirt habe“, 





fo darf man darauf meines Erachtens fein großes Gewicht legen. Jenen 
Worten ijt allerdings ein wiederholtes Desaveu des Irrthums zu entnehmen, 
in welchem einjt die lirheber der Karte von 1849 den Damianischen Vertrag 
von 1786 betreffend den Konſtanzer Tritter ignorirten.') Weiter aber bejagen 
fie nichts. Eine authentische, rechtswirkſame Erklärung dahingehend, daß der 
badijche Staat feine Grenze nur längs des Seeufers laufen lajjen wolle, geben 
fie nicht. Vielmehr jagt ja das Schreiben im Schlußjag ausdrüdlid, daß 
jedenfalls in der Konſtanzer Bucht, alſo in einem nicht unerheblichen Theile 
des Sees, die Grenze durch den Vertrag des deutjchen Reichs von 1579 
„vollfommen genau feitgelegt worden iſt. Ich Fomme gleich darauf zurüd. 

Nicht anders fteht e8 mit der Schweiz. Die Neußerungen von Kantonal- 

behörden aus den Jahren 1838 und 1855, die Rettich S. 80 und 82 Leider | 
ohne Angabe der Provenienz zitirt, find doch unmöglich ala ein ſchweizeriſcher | 
„vollftändiger Verzicht auf Die früheren gewohnheitsrechtlich fundirten Sonder: | 
anſprüche“ (S. 80), als die „ausdrüdliche Negierung einer Grenze im See“ 
(S. 83) zu qualifiziren; fünnen doch unmöglich als „offizielle Auslaſſungen der 
Eidgenofjenichaft" (S. 79) gelten. Dazu würde doch wohl mehr gehören. 
Zumal der Bericht von 1855,°) in welchem die thörichte Behauptung auf: 
gejtellt wird, daß im See niemals eine Grenzlinie gezogen worden jei, zeigt, 
ivie ja Rettich jelber zugejtehen muß, von geringer Sachfenntniß des 
Verfaſſers. 

Bon öſterreichiſcher Seite weiß Rettich S.86 aus unſerm Jahrhundert 
keine „offizielle Kundgebung“ beizubringen. Aus dem vorigen Jahrhundert 
belegt er S. 76 die intereſſante Thatſache, daß die vorderöſterreichiſche Regierung 
ſchließlich unter Preisgebung früherer weitergehender Prätenſionen geneigt war, 
die Hoheitsrechte der Eidgenoſſen über ihre Seehälfte zu reſpektiren. Daraus 
möchte ich den Schluß ziehen, daß Oeſterreich in ſeinem Uferbezirk gleichfalls 
Hoheitsrechte beanſprucht haben wird.?) 





— 


1) S. oben. Auf der Karte von 1849 findet fich nämlich die Damianiihe Grenze von 
1786 mit Feiner Schrift als „alte Grenze“ eingetragen. 

2) Von welcher Behörde ift er ausgegangen? Einen Vorort gab ed 1855 nicht mehr. 

3) Uebrigens beſaß Dejterreich außerdem am Bodenjee nicht bios die Stadt Konitanz 
(jeit dem Preiburger Frieden badiſch), jondern aud die Herrichaften Tettnang und Argen 
(heutiges Yangenargen), welche jeit dem Preiburger Frieden bayerisch, jeit dem Örenzvertrage 
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Mas Bayern betrifft, jo ift diefer Staat, wie Rettich S. 87 nachweift, 
Succejlor der Reichsſtadt Lindau, deren Seebezirk anerfanntermaßen nach der 
Schweiz zu „bi zu einer idealen Linie“ fich erjtredte, „die von dem Schweizer 
Ufer nicht weiter entfernt war, als vom lindauischen.“ irgend eine kon— 
fudente Thatjache dafür, daß die Neichsjtadt vor Auflöfung des alten Reichs 
die räumlichen Accefjorien ihrer Yandesherrlichkeit effektiv derelinquirt habe, 
oder daß das Kurfürſtenthum, jpätere Königreich Bayern, feine Staatsfolge 
auf den Lindauer Seebezirf nicht habe eritreden wollen, liegt nicht vor. 
Wenn der Lindauische Magiftrat heute den See als „international und neutral“ 
bezeichnet (Rettich ©. 177), jo kann jolche Ausſage gegenüber der bayerischen 
Verfaſſungsurkunde Titel III nicht Stich halten. 

Bleibt Württemberg übrig. Daß der württembergiiche Domänenfisfus 
bei Abjchluß der Fiichereipachtverträge hinfichtlich der Ausdehnung des Fiſcherei— 
bezirfes jeeeinwärts bis zur Schweizergrenze feine Garantie übernimmt (Rettich 
©. 179), iſt jehr Löblich, beweift aber ebenfo wenig etwas wie die Thatjache, 
daß der topographiiche Atlas von Württemberg die Staatsgrenzen längs des 
Seeufers laufen läßt. Viel mehr Gewicht möchte ich dem Umſtand beilegen, 
daß gegenwärtig v. Sarwey, der Verfajier des mehrfach erwähnten württem— 
bergiichen Staatsrechts, ein dem Mittelpunkt der Gejchäfte jehr nahejtehender 
württembergijcher Staatsmann, die Anficht verficht, daß die württembergiſche 
Territorialhoheit am See ſich nicht weiter als auf die unmittelbare Umgebung 
des Seeufers eritrede; und daß folche Nechtsauffaffung derjenigen der anderen 
Uferjtaaten mit Ausnahme der Schweiz analog ei. Bon dieſer letzteren, 
auch ſonſt bejtätigten Ausnahme wird Akt zu nehmen jein. Was aber betreffs 
Württembergs und der andern Bodenjeeregierungen bemerft wird, verdient 
zwar um der Stelle willen, von welcher die Angabe ausgeht, aufmerkfamite 
Beachtung; ift aber doch nicht genügend ſubſtantiirt. Und die juriftischen 
Gründe, die v. Sarmwen beibringt, haben den Schreiber diejer Zeilen, wie 
oben erwähnt, noch nicht überzeugt. 

Aljo aus den Mittheilungen und Berichten beamteter Autoritäten — Die 
übrigens jogar inmerhalb der einzelnen Länder nicht immer im Cinflang 
jtehen — läßt fih an fich ein Schluß auf die behauptete Wandelung, welche 
der Rechtszuſtand an unjerem Grenzſee in den erjten Jahrzehnten des Jahr: 
hunderts Durch Verzichtleiftungen erfahren habe, noch nicht gewinnen. Es 
find Dies interefjante Zeugnijje für im mafgebenden Regionen zeitweile vor: 
handene Anjchauungen, aber doch nur von theoretischer Bedeutung ; es find 
responsa prudentium: aber ein jura condere fünnen wir ihmen nicht 
zuichreiben, auch dann nicht, wenn fie nicht prätendiren, jondern zugejtehen, 
ja wenn fie gar dem Intereſſe ihrer Yandesregierungen vielleicht zumider: 
laufende Konzejfionen machen. Es bleibt nichts übrig, als die rechtlich 
relevanten hiſtoriſchen Thatjachen zu prüfen; denn ein unvordenflicher Beſitz— 
jtand Liegt heute nicht vor. Die am Bodenjee heute herrichenden Staaten, in 
ihrer politifchen Gruppirung noch immer wie im vorigen Jahrhundert die drei 
europäifchen Mächte Deutichland, Dejterreich und die Schweiz, haben bei ihrem 
territorialen Zuſammenſchluß zu Anfang unferes Nahrhunderts feine tabula 
rasa vorgefunden, jondern find durch eine Kette wölferrechtlicher Abmachungen 





vom 3. Juni 1806, theil8 württembergiich, theils bayerisch, jeit dem Vertrag vom 18. Mai 
1810 ausſchließlich württembergiſch geworden ſind. Ueberſichtliche Zuſammenſtellungen 
finden ſich jetzt in dem Werke: Das Königreich Württemberg, eine Beſchreibung u. ſ. w. I 
(1882) ©. 102 fi. 
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in die hoheitliche Nechtsitellung ihrer Vorgänger juccedirt. Für ihre gegen 
jeitigen Beziehungen am See bilden die überfommenen Hoheitsverhältnifje 
auch heute noch die rechtliche Norm: es fei denn, daß ſolche unanmwendbar 
geworden wären, oder daß ſie nicht mehr ermittelt werden fünnten, für 
welchen Fall — injoweit diefe Ungemwißheit reicht — die allgemeinen völfer: 
rechtlichen Grundjäge zu enticheiden hätten; oder daß eine völferrechtlich 
anzuerfennende Nechtsänderung für fie fpeziell nachgewiefen werden könnte. 
Die bloße Thatjache, daß am Seeufer weitgehende Gebietsverjchiebungen ſtatt— 
gefunden haben, genügt für jolchen Nachweis nicht. 

Nun hat der Nechtszuftand, wie er bei Aufhebung des alten Reichs und 
der alten Eidgenofjenjchaft auf dem jchwäbiichen Meere herrichte, durch die 
unter dem Anftoß der franzöfiichen Nevolution erfolgten Territorialregulirungen 
eine Neugejtaltung weder ausdrücklich erhalten, noch liegen völferrechtliche Akte 
vor, aus welchen die jtillfichweigende Abjicht der Nechtsinterejlenten, eine jolche 
Neugejtaltung vorzunehmen, zu folgern wäre!) Es blieb beim Alten. Wir 
fünnten aljo bei Yöfung der Frage uns der Aufgabe nicht entziehen, bis auf 
die. Zeit zurüdzugehben, in welcher ein zweifellos anerkannter, urkundlich 
beglaubigter, hoheitlicher Befigjtand auf dem See vorhanden war. 

Indeſſen vielleicht bedarf es einer jolchen rechtshiftorischen Unterſuchung 
nicht einmal; vielleicht fünnen wir Ddiejelbe dadurch uns eriparen, daß wir 
zunächit feititellen, ob nicht etwa aus neuerer Zeit völferrechtliche Willensafte 
der Uferjtaaten oder wenigſtens einiger von ihnen vorliegen, aus welchen ſich 
Schlußfolgerungen auf das Verhältniß, in welchem fie zu einander zu jtehen 
gegenjeitig anerkennen, mit Sicherheit gewinnen ließen. 

Und in der That fehlt es an folchen Staatsaften aus neuejter Zeit 
feineswegs. Freilich jind fie jpezieller Art; eine geographiſch oder materiell 
durchgreifende Neuordnung des überfommenen Nechtsverhältniiies wollen fie 
nicht geben; auch find fie nicht jo einläßlich, um das Aufſuchen des hiſtoriſchen 
Thatbejtandes völlig entbehrlich zu machen. Aber was fie jagen, lautet doch 
jo bejtimmt, daß jeder Zweifel ausgejchloifen jcheint. Bor Allem bringen fie 
zur Evidenz, daß bei den in Betracht kommenden Staatsgewalten eine An— 
Ihauung, wonach am Oberſee ein auf die ganze “Fläche desjelben fich erjtredendes 
ungetheiltes hoheitliches Gejammteigenthum bejtände, in feiner Weije vorhanden 
it. Es fehlt nicht allein jede Spur einer Verjtändigung über Begründung 
oder Anerkenntniß angeblicher Kondominalität; vielmehr it ihr Dajein jchon 
dadurd) ausgejchloilen, daß internationale Willenserflärungen vorliegen, wonach 
jede von ihmen im gegenjeitiger Anerkennung das Necht ausübt, ein eigenes 
Seerevier mit Souveränetätsrechten zu beherrichen. Nur wieweit dieje fünf 
(oder wenn man das jchweizeriiche Differenziven will, ſechs) Seereviere 
geographiich reichen, bleibt feſtzuſtellen übrig. 


", Wenn NRettich aus dem bloßen Schweigen der völferrechtlihen Altenjtüde, der 
Mediatifirungsakten,, Theilungs, Territorial-, Grenze u. ſ. mw. Verträge auf Verzicht, 
auf Dereliftion, auf Preisgabe der zur Territorialhoheit ‚gehörenden Jurisdiktionsrechte über 
den See schließt, für Baden und Württemberg S. 96, für Bayern ©. 94, für die Schweiz 
©. 79, jo geht das nicht allein an jidy zu weit, Jondern wird auch durch die Faſſung ſolcher 
Verträge widerlegt. So z. B. überträgt die Rheinbundsafte im A. 24 auf den Großherzog 
von Baden tous les droits de sonverainete sur la prineipaute de Furstenberg (aljo aud) 
Heiligenberg); definirt U. 26 die droits de souverainete als diejenigen der legislation, juris- 
dietion supr&me, de haute-police u. j. w., und jpricht im A. 27 den princes ou comtes 
actuellement regnants außer den Domänen tous les droits seigneuriaux et feodaux mit 
einer Seneralllaujel zu. Wie wäre hier ein Verzicht zu jubjtanziiren ? 
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Der erjte diefer internationalrechtlichen Staatsakte ift die „internationale 
Schifffahrts- und Hafenordnung für den Bodenſee“ vom 22. September 1867. 
Dieje,') das Ergebnif langer, bereits im Jahre 1355 geführter, durch mancherlei 
jehr bekannte Unglüdsfälle dringend gemachten Verhandlungen, die auf der 
von fämmtlichen Uferjtaaten bejchidten Bregenzer Konferenz zu glüclichem 
Abſchluß kamen, iſt allerdings wejentlich polizeilicher Natur. Insbeſondere 
regelt fie in gemeinfamem Einverſtändiß den Scififahrtöbetrieb auf dem See 
nach den perfönlichen und fachlichen Vorausſetzungen; gibt fie polizeiliche Vor: 
Schriften über gewille Waarentransporte: enthält fie ein Straßenreht, das 
dem auf dem Weltmeer geltenden analog ift; legt dem Schiffer und der 
Mannfchaft auf der Fahrt gewiſſe Pflichten auf, — Alles jpezielle Angelegen- 
heiten, welche, wir haben e3 oben gejehen, an fich mit der Frage nad) 
den Hoheitsverhältniffen auf dem Wafjer nichts zu thun haben. Nun aber 
findet fih am Schluß, im Art. 24, folgende Strafflaufel: „Die Nichtbefolgung 
der in gegenwärtiger — Ordnung gegebenen Borfchriften und die Uebertretung 
der darin ausgefprochenen Verbote wird — mit einer nach ber größeren oder 
geringeren Abfichtlichkeit, Schädlichfeit oder Gefährlichkeit des Vergehens zu 
bemeſſenden Strafe geahndet und zwar von den Behörden und nach den 
Geſetzen re Yandes, auf defjen Gebiet die ftrafbare Handlung 
begangen ift.“ 

Unter „Gebiet“ it jelbitverjtändlich vor Allem das Wafjergebiet jedes 
Uferftaates zu verftehen; und jo würden z. B. fir die Schuldfrage bei Zu: 
fammenftößen von Schiffen auf irgend einem Punkte des Sees auch die Vor: 
ichriften des Vertrags normgebend jein.”) Der angeführte Artikel ift nun aber 
nicht etwa als Fartelmäßige Negulirung einer am See bejtehenden fondominalen 
Hoheitsgemeinjchaft betreffs Handhabung einer Sondergerichtsbarfeit zu deuten, 
vielmehr feßt er offenbar die allgemeine und ausfchliegliche Gerichtsbarkeit 
eines jeden der vertragenden Theile über die auf feinem Seerevier begangenen 
ftrafbaren Nechtsverlegungen voraus und wendet fie auf die neu friminalifirten 
Thatbejtände an. Er ſetzt alfo, da er doch die Bodenfeeichifffahrt allgemein 
und überall regeln wollte, voraus, daß die gefammte Waſſerfläche fich 
geographiich in Hoheitsbezirfe zerlegt und daß jeder Uferftaat fich im Beſitze 
eines räumlich abgegrenzten Hoheitsbezirfs befindet. Die Vertragsbeftimmung 
jteht auch heute noch in Geltung.?) Für Deutichland ftellt fie ſich als Landes: 
itrafrecht im Sinne von $ 2 des Einführungsgejeges zum Reichsſtrafgeſetzbuch 
dar.) Der naheliegenden Möglichkeit, daß eine der Kontravention gegen Die 


1) Weder dv. Sarmwen nod Seydel haben ihrer gedaht. Um jo ausführlicher gebt 
Rettich auf ihre Geſchichte S. 154 und auf ihren Inhalt, S. 156 ff. eiu. Wenn er aber 
auf S. 168 zugejteht, dal; den Nedaltoren des im Text allegirten U. 24 „die Theilung des 
Sees vorſchwebte“, jo vernichtet er ja offenbar jeine eigene Kondominatstheorie! Daß bei 
Nacht und Nebel der Thatort eines Schiffszuſammenſtoßes zumeilen ſchwer zu bejtimmen 
fein wird, mag zugejtanden werden. Auf dem Weltmeer, wo die Dreimeilenzone jogar von 
der Niederwaflerjtandsmarke ab auszumeſſen ift, jind die Schwierigkeiten wohl noch größer. 
Das jind Thatfragen, mit welden man das Dajein einer Jurisdiktions- oder Hoheitögrenze 
nicht hinweg disputiren fann. 

2) Ebenfo wie „auf See“ der $ 145 des R.-&t.-G. zur Anwendung kommt. 

) In Württemberg wurde die Webereinfunft nicht zu ftändifcher Verabſchiedung 
gebracht, obwohl fie generelle Strafllaufeln enthielt. Vergl. die interefjanten Angaben bei 
v. Sarwey, Württ. Staatöreht II 15. Doc) verweift implizite das Polizeiſtrafgeſetzbuch 
von 1871, U. 44, auf fie. 

* In foweit nicht, jeit der Strafgefegnovelle von 1876, St⸗G.B. $ 366 Ziffer 10 
ausreichen jollte. 

Annalen bes Deutihen Reis. 1885, 20 
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ſchifffahrtspolizeilichen Vorſchriften beſchuldigte Perſon der verhängten oder 
drohenden Strafe ſich durch Aufenthalt in einem andern Seeuferſtaat entziehen 
wollte, gedenkt dann ein weiterer Artikel, A. 25 der Uebereinkunft. Die hier 
getroffenen Dispofitionen find allerdings für die drei deutſchen Uferjtaaten 
unter ſich mit dem Gerichtsverfafjungsgefege hinfällig geworden. Aber Deiter: 
reich und der Schweiz gegenüber find jie noch von Beſtand und begründen 
Ipezielle Rechtshilfepflichten. Sie lauten in ihrem bier allein interejlirenden | 
Abſatz 2 folgendermaßen: | 

„Falls — ein der Uebertretung diefer Schifffahrts- und Hafenordnung 
befchuldigter Angehöriger eines anderen Staates dem Bollzuge eines Straf: 
erfenntnitie, welches in dem Staatsgebiete der Uebertretung gegen 
ihn erlajjen wurde, fich entzieht, jo ſoll auf Beranlafjung der erfennenden 
Behörde die verübte Uebertretung im Heimatsftaate des Beſchuldigten nad) 
Maßgabe der dortigen Landesgeſetze unterjucht und bejtraft werden.” 

Alfo auch hier ift von einem „Staatögebiete“ für folche Fälle die Rebe, 
die auf der Seefläche fich ereignet haben, und wird in Anwendung eines 
befannten völferrechtlichen Grundjates, wonad) fremdherrliche Straferfenntnijie 
nicht zur Bollftrefung gebracht werden, die Eröffnung eines Strafverfahrens 
gegen Inländer, die auf fremdem Waflerterritorium gewiſſe Delikte begangen 
haben, gegenfeitig zugefagt. 

Mit diefen beiden Dispofitionen erlangt aber nicht allein ein fernerer 
Artikel der’ Bodenfeeichifffahrtsordnung Bedeutung, der Artifel 3 nämlich,') 
wonach die Uferjtaaten für ihre Uferjtreden und die „dazu gehörigen Waſſer— 
gebiete” gewiſſe Verpflichtungen übernehmen; vielmehr find fie auch fir das 
Berjtändniß des mehrfach angeführten Uebereintommeng von 1880, betreffend 
die Zivilftandsbeurfundung, heranzuziehen. Durch diejes Uebereinfommen wird 
eine Spezielle Angelegenheit der Bevölferungspolizei für dag außerhalb der 
unmittelbaren Uferumgebung fich erjtredende Waflergebiet ganz ohne alle 
Rückſicht auf die Dertlichkeit der zu beurfundenden Fälle geregelt. Es joll aber 
auch dieje Regelung nicht etwa als Anerkennung einer aud) ſonſt unterſchiedslos 
über den ganzen See ſich erſtreckenden Hoheitsgemeinſchaft gedeutet werden.?) 
Ihr wird vielmehr durch den bereit3 oben erwähnten Artikel 3 ausdrücklich 
der Charakter eines jus singulare gewahrt. „Den Hoheitsverhältniljfen auf 
den Bodenfee joll durch fie nicht präjudizirt fein.“ Dieſe vorbehaltenen 
Hoheitsverhältniffe fünnen dann doch nicht gut anders als territorial gefondert 
gedacht werden. 

Viel wichtiger aber als die nur fpezielle Interefjen ordnende, wenn auch 
freilih von allen Uferjtaaten vereinbarte Schifffahrtsfonvention ift der zweite 
von mir zu erwähnende völferrechtliche Vertrag. Er hat allerdings nur zwei 
Kontrahenten, bezieht ſich auch nur auf einen Fleinen Theil des Seegebiets, 
regelt aber nicht blos die Vornahme einzelner Verwaltungsafte, jondern die 
Territorialrechte in ihrer Geſammtheit, indem er ſie durch eine Souveränetäts— 
grenze geographiſch ſcheidet. Ich meine die ohne allen Widerſpruch der andern 
Bodenſeeintereſſenten geſchloſſene und durchgeführte badiſch— ——— Ueber— 
en wegen Negulirung der Grenze bei Konftanz, vom 28. April 1878. 








) Dem Rettich S. 116 nicht ganz gerecht zu werden ſcheint. 
) So nimmt v. Sarwey a. a. O. an ohne — — 3 zu erklären, ebenſo 
rn in —— Handbuch des öff. Rechts III, ‚©. 17. Ebenſo Rettich 
112 
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Diefer Vertrag hat einem mehrjährigen Streit zwifchen Baden und dem 
Kanton Thurgau über ein im unmittelbarer Nähe der Stadt Konſtanz dem 
ichweizerijchen Ufergebiet angrenzendes (etwa 100 Heltaren großes) Stüd des 
Bodenjees ein glückliches Ende gemacht. Der Streit war dadurch veranlaßt 
worden,!) daß mit Ausdehnung des Bahnhofs und der Hafenanlagen in 
Konitanz in den fiebziger Jahren, auch die thurgauischen Gelände an der 
dicht Daneben laufenden Grenzlinie im Werthe ftiegen und die Befier der auf 
den See jtoßenden Grumdjtüde anjehnlihe Auffüllungen über die Uferlinie 
hinaus vorzunehmen begannen. Die badiiche Regierung glaubte das nicht 
dulden zu dürfen und berief fi) auf den Damianifchen Vertrag von 1786,?) 
durch welchen die in Rede ftehende Seefläche, nämlich der ganze Konftanzer 
Tritter bis zum Kreuzlinger Hörnle und einer von diefem Punkte zur Seemitte 
laufenden Linie, bobeitlih an Baden gefallen ſei. Schweizeriſcherſeits wurde 
der badiiche Anfpruch auf die Gebietshoheit über den Bezirk in diefer Aus: 
dehnung beftritten und Erlöſchen jenes alten Vertrages mangels Erfüllung 
von der andern Seite eingewandt. Das Ergebniß der im Jahre 1877 ein: 
geleiteten Bergleichsverhandlungen war der Abfchluß des oben angeführten 
Staatövertrages zwiſchen dem Großherzogthum und der Eidgenojjenichaft. 
Durch ihn ift der Widerjtreit der beiderfeits geltend gemachten Territorialrechte 
mittelft Auftbeilung des ftrittigen Waflergebietes und Tracirung einer neuen 
Örenzlinie auf demjelben ausgeglichen worden. Baden verzichtete auf den 
größeren Theil (*/,) Ddeilelben; erwirfte aber dafür, daß durch Austaufch 
unftrittiger Gebietsparzellen auf dem Lande der die Wallergrenze zu Lande 
jortjegende Grenzzug verbejjert wurde. Die Uebereinfunft war zugleich Grenz: 
und Zejlionsvertrag. 

Gehen wir auf ihren ftaatsrechtlichen Gehalt näher ein, fo fann es doch 
feinem Zweifel unterliegen — wie denn auch bis auf die neuen Theorien des 
Bodenfeefondominats ein folcher Zweifel niemals aufgeworfen worden ijt, — 
daß es ſich darum gehandelt hat, den beiden Nachbarjtaaten eine neue, zweck— 
mäßigere Staatsgrenze an Stelle der verdunfelten und unzmwedmäßigen alten 
zuzuweiſen. Die neue Linie wird fowohl auf dem Lande als auf dem Waller 
gezogen, ohne daß irgend welche juristische Unterfchiede hieran gefnüpft werden, 
und das bis dahin jtrittige Seegebiet der Art getheilt, daß jedem Kontrahenten 
die jeinem Ufer vorliegende Seefläche zu ausschließlicher Hoheit gehören folle.?) 
Demgemäß bat denn auch ganz forreft die neue topographiiche Karte des 
Großherzogthums Baden die durch die füdliche Vorftadt von Konſtanz laufende, 
in der Konftanzer Bucht ich fortjeßende Trace als badische Landesgrenze 
eingetragen. Innerhalb der durch diefe Linie zu Waller und zu Lande aus: 
geworjenen Bezirke üben nunmehr beide Staaten, Thurgau und Baden, aljo 
der jchweizerifche Bundesftaat und das deutſche Neich, in vertragsmäßiger 
Anerkennung die fouveräne Gebietshoheit mit allen ihren völferrechtlichen 
Atributionen — felbftverftändlich, ſoweit nicht das Dafein eines gemeinfamen 
Wajlerlaufs die oben erwähnten, wenn ich jo jagen darf, internationalen 
Legaltaatsdienftbarfeiten auferlegt. Wenn demnah v. Sarwey a. a. O. 
gelegentlich der von ihm gelehrten Internationalität des Sees den Vertrag 
als bloßes „Privatübereintommen bezüglich der gegenfeitigen Beziehungen zu 





') Ich entnehme diefe Angaben der oben zu N. 1 diefer Abhandlung zitirten Denfichrift. 
Y ©. 0. Ueber den Bertrag berichtet Rettih ©. 56 fi. 


) So ausdrüdlih die N. 1 zitirte badiſche Denkſchrift. 
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einzelnen Theilen des Sees” bezeichnet und wenn er Hinzufügt, daß „ein 
folches Uebereinfommen die übrigen Bodenfeeuferftaaten nicht verpflichten noch 
ihre Rechte befchränten kann“, jo iſt nicht erfichtlich, welche neuen Pflichten 
oder Rechte irgend einem von ihnen aus der Grenzregulirung von 1873 
erwachfen fünnten. Ob die Wafjergrenze dem alten oder dem neuen Zuge 
folgt, dürfte fie einfach nichts angehen. Und wenn nun gar Rettich (©. 60, 
34) kühnlich der Schweiz und Baden das Recht abipricht, ohne Zuftimmung 
der Kondominanten einen Theilungsvertrag abzuſchließen, wenn er alſo das 
ganze Abkommen als nichtig erflärt, wenn er an anderer Stelle (5. 98) 
meint, daß der neuen Waflergrenze die Eigenfchaft einer völferrechtlichen 
Gebietsabgrenzung nicht zufommen könne, jo jcheint mir das völlig — der 
Autor wolle diefen unummwundenen Ausdruck mir verzeihen, eingedenf des 
Dpidifchen laudatus abunde, non fastiditus, si tibi leetor ero — aus der 
Luft gegriffen zu fein. Da die Konftanzer Landesherrichaft im 17. Jahrhundert 
den Keßlerſchen, im 18. Jahrhundert den Damianifchen Grenzvertrag über 
den Konſtanzer Tritter mit den föblichen 10 Orten abjchloß, jo wüßte 
ich nicht, warum fie nicht im 19. Jahrhundert durdy einen Vergleich mit der 
Bundesregierung den alten Hader hätte endlich aus der Welt jchaffen können ? 
Einen Kondominat aufzutheilen, um beide Parzellen wiederum kommunionsweiſe 
weiter zu regieren (S. 98), wäre ein fonderbar zweckloſes Gejchäft geweſen; 
und die dem Vertrage gegebene Deutung, daß derfelbe nur für die „ver= 
waltenden Organe“ der beiden Nachbarn auf dem gemeinfam bleibenden Waſſer— 
gebiet „Kompetenzen“ habe abgrenzen haben wollen (S. 12, 113 N. 1: man 
fieht nicht, welche?), fteht mit Wort und Sinn deijelben in offenem Wider: 
fpruch. Daß er effektiv auf neue Hoheitsgrenzen im völferrechtlichen Sinne 
abjtellte, daß er für beide Theile eine, wenn auch nur unbedeutende Gebiets— 
re brachte, erjehen wir insbefondere noch aus feiner weiteren Ges 
ichte. 

Die badiſche Regierung war nämlich urſprünglich der Meinung, daß die 
ganze Angelegenheit zwiſchen ihr und der Schweiz ausſchließlich zu ordnen 
ſei; machte indeß von dem getroffenen Abkommen dem deutſchen Reichskanzler 
Mittheilung, der die Sache dem Bundesrath vorlegte. In den Erwägungen 
des leßteren trat der Gefichtspunft in den Vordergrund, daß es fih um die 
badische Landesgrenze gegen das Neichsausland, alfo um die Reichsgrenze 
handelte. So geringfügig das Objekt auch war, jo erfchien es, da num einmal 
eine Abänderung des NeichSgebiets in Frage ftand, unumgänglich, der von 
Baden gemünjchten Grenzregulirung auch von Neichs wegen — durch Ber: 
faffjungsänderung!) — den rechtlichen Boden zu bereiten. In Gemäßheit von 
U. 11 der Rof. wurde ein eigener deutſch-ſchweizeriſcher Staatsvertrag negotiirt, 
der fih darauf befchränfte, den badischen „als rechtögiltig für das deutſche 
Reich“ anzuerkennen; daß die am 24. Juni 1879 vollzogene Uebereinfunft die 
Zuftimmung von Bundesrath und Neichstag erhalten hat, ift befannt.?) 

Faſſen wir alle diefe vertragsmäßigen Abreden zufammen, fo ergiebt ſich 
meines Erachtens, dab die Bodenſeeſtaaten in allgememem Einverftändniß ſich 
auf dem See geographiich begrenzte Hoheitsgebiete gegenjeitig zuerfennen, 
über welche fie die Jurisdiktion, foweit fie derfelben fich nicht begeben, in den 
Schranken, aber aud mit der Ausschließlichkeit des Bölkerrechts ausüben. Es 


) Raband, Staatsreht des deutjchen Reichs I, 186, 
N Laband in Marquardien’s Handbuch für das öffentliche Recht II, 1, ©. 27 N. 3. 
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ergibt fich weiter, daß für zwei diefer Staaten, nämlich für die ſchweizeriſche 
Eidgenofjenichaft, alfo auch für den Kanton St. Gallen, und für das Groß: 
berzogthum Baden, dieſe Hoheitsgebiete in einem bejtimmten Seebezirf ver: 
tragsmäßig regulirt umd fichergeftellt worden find. Der Oberjee jteht hienach 
unter demjelben Recht wie der Zellerfee, wie der Genferfee. Er ift weder 
Kondominat noch international; weder in der Konftanzer Bucht, denn Diefe 
ijt vertragsmäßig aufgetheilt, noch in dem Weberlinger Seebufen; denn dieſer 
ijt lediglich” durch badifche Ufer eingejchloffen; noch auch in feinen übrigen 
ſämmtliche Uferländer bejpülenden Theilen. Aber noch ein weiteres Ergebniß 
wird jenen Berträgen zu entnehmen jein. Zum eriten Male hat auch das 
deutiche Reich das rechtliche Intereſſe, das es an dem mächtigen Waſſerbecken 
in jeinem Südweſten nimmt, zu jehr deutlichem Ausdruck gebracht. Das in 
vertragsmäßiger Anerkennung jegt förmlich ausgeichiedene badische Waflergebiet 
ijt durch die Gejeggebung des deutjchen Reichs zu deutſchem Neichsterritorium 
fürmli erklärt worden und der Reichsgewalt in verfaflungsmäßiger 
Kompetenzabgrenzung unterjtellt. Bon einer Anfechtung des vwölferrechtlichen 
Aftes, durch welchen dies unter Anerkennung der Schweiz gefcheben, feitens anderer 
UÜferftaaten, m. a. W. ſeitens Dejterreichs, fann nicht die Nede fein. Die 
nämlichen Nechte num aber, die das deutjche Neich über das badische Scegebiet 
übt, stehen ihm jelbjtverjtändlic” auch auf den hoheitlichen Seerevieren der 
beiden andern deutjchen Staaten zu; und dort, wo deren Wajlergrenze nach 
der Schweiz und Dejterreich zu läuft, dort läuft auch die unter dem Schuß 
der Neich3verfafjung jtehende Reichsgrenze. Diejelbe durchichneidet aljo die 
Seefläche und geht nicht dem deutjchen Ufer entlang. Ueber den durch dieſe 
intellektuelle Linie ausgejonderten, den deutjchen Südjtaaten vorliegenden großen 
Waſſerbezirk verfügt das deutjche Reich in Frieden und Strieg als völker— 
rechtliche Macht mit jouveräner Unabhängigkeit. So weit der Bezirk reicht, 
ift der Bodenfee nicht durch die ſchweizeriſche Neutralität gebunden, fondern frei. 

Auf die jchließliche Frage, in welcher Richtung nun die Souveränetäts- 
grenzen der deutjchen Uferterritorien, aljo des deutjchen Reichs auf dem See, 
gezogen zu denfen jeien, gehe ich nur in wenigen Worten ein und vermweife im 
Uebrigen auf das vollftommen fchlüffige hiſtoriſche Material, das Die 
Rettich'ſche Schrift zum erjten Mal in erwünſchter Vollſtändigkeit zuſammen— 
jtellt. Vorausſetzung für ſolche Ermittlung ift die jelbjtverjtändliche Forderung, 
dag die Waflergrenzen unmittelbar ſich an die unſtrittigen Yandgrenzen 
anzuschließen haben. Ihren Ausgang hat die Ermittlung von demjenigen 
gedachten Punkte zu nehmen, über welchen hinaus die Grenze zu traciren der 
badisch-jchweizeriiche Bertrag von 1878 nicht nöthig gefunden hat. Diefer 
Punkt liegt da, wo die Konſtanzer Bucht ſich öffnet.) Denn die im Tritter 
fonventionsmäßig feſtgeſetzte Hoheitsgrenze iſt in ihrem jchließlichen Verlauf 
durch die Mittellinie zwiſchen den beiden Ufern, alfo den völferrechtlichen 
Regeln konform, gebildet worden. Von diefem Punkte nun ift die badiſche 
Grenze als auf der fürzeften Linie bis zur Seemitte des Oberſees laufend zu 
denfen und hat dann, ſoweit das fchweizeriiche Ufer reicht, dieſer Seemitte 
entlang fich zu erjtreden. Denn daß, wie jeit Jahrhunderten, jo auch heute 
noch die Seehälfte als Souveränetätsgrenze zwifchen der Schweiz und Deutjch- 
land anzujehen jei, kann nach den dofumentirten Belegen, die Nettich für 


) Demnach zeichnet die neue badiſche topographiiche Karte ebendort ihre letzte 
Amorce ein. 
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die Eidgenofjenfchaft wie für die ehemaligen Neichsftände Fürftenberg und 
Lindau beibringt, doch faum zweifelhaft jein. Contrarii actus gegen den 
überfommenen Hobeitsbefiß der Eidgenoſſen auf der ihnen anliegenden Bodenjee: 
hälfte liegen auch aus diefem Jahrhundert nicht vor; am wenigſten jolche, 
denen ihr Einverftändniß zu Ausübung von Kondominalrechten auf ihrem 
Uferbezirk feitens der jenfeitigen Negierungen zu entnehmen wäre. Und daß 
bis auf den heutigen Tag die ſchweizeriſchen Staatsmänner an diejer alten 
deutſch-ſchweizeriſchen Grenzmarke feithalten, geht nicht allein aus der jehr 
glaubhaften kurzen Mittheilung v. Sarmwey’s a. a. D. hervor, jondern wird 
durch Rettich's Angaben durchaus beftätigt.) In dem Widerftreit der 
Anfichten, der zwiſchen meinen deutfchen Fachgenoſſen und den Schweizern 
beteht, muß ich zu meinem Bedauern auf die Seite der leßteren treten. Die 
Mittellinie des Sees ſetzt bei der Ausbiegung dejjelben nad) Oſten, in ihrem 
legten Stück ſich als bayerifch-öfterreichiiche Wafjergrenze bis zur Einmündung 
der Leiblach fort. Eine urfundliche Beglaubigung für den Verlauf diefer 
abjchliegenden Grenzitrede Liegt leider nicht, wenigſtens bis jegt nicht, weder 
beftätigend noch verneinend vor.) Somit müſſen die allgemeinen völker— 
rechtlichen Grundfäge entjcheiden. — Zweifelhaft fann bei dem ganzen Zuge 
der von mir fkizzirten deutfchen Neichsgrenze, deren Anerkennung jchweizerijcher: 
feit3 ich annehmen fann, nur die weitere, ein internationales Intereſſe nicht 
mehr Ddarbietende Frage bleiben, wie und wo innerhalb des ſoeben 
umfchriebenen deutſchen Seebezirks die badijch-württembergifche Grenze zu 
laufen habe? Die Jurisdiktionsrechte von Heiligenberg (Fürſtenberg) über 
den See, in welche das Großherzogthum fuccedirte, hatten nämlich eine die 
Uferftredte weit überragende räumliche Ausdehnung.) Doc möchte ich dieſen 
Nebenpunkt zunächſt bei Seite lajjen. 

Wenn nun v. Sarmwey a. a. D. gegen die ſchweizeriſche Rechtsauffaffung 
der Territorialabgrenzung auf dem Bodenfee den Einwand erhebt, eine jolche 
Linie, wie die von den Schweizern angenommene und fejtgehaltene, alſo die 
eben von mir enttworfene, ſei „unfindbar“, jo will ich folcher Kritif eine 
gewiſſe Berechtigung nicht verfagen. Die Trace der Wafjetgrenzen iſt im 
Einzelfall allerdings fchtwerer ausfindig zu machen, als die der LYandgrenzen, 
und ein Mathematiker würde die Frage, ob er auf dem Oberſee eine Linie 
geometrifch konſtruiren könne, von deren jedem Punkt die auf beide Ufer 
gefällten Lothe gleich find, darum verneinen müſſen, weil die Ufer buchtenreich 
find und feine gerade Linie formiren. Immerhin möchte ich aber den Einwand 
nicht zu fchtver nehmen. Schon in alten Zeiten hat man den Genfer-See, 
ohne der praftifchen Bedenken zu achten, ausdrücklich nach der geographiichen 


1) Namentlich was er aus des damaligen Regierungsraths Aepli mir leider nicht 
— — auf S. 83 mittheilt, ſcheint unzweideutig zu ſein Und Aepli hat die 
regenzer Schifffahrts-KRonvention mit unterzeichnet. Noch wichtiger möchte vielleicht der auf 
©. 81 zitirte Bericht des eidgendffiihen Kanzler Um Rhyn fein, der zu dem Konkluſum 
fommt, „es möchte dahin gewirkt werden, daß die ſchweizeriſche Hoheit big in die Mitte des 
Sees, wie diejelbe theils auf förmlidhen Verträgen, theils auf ausdrüd- 
liher Anertennnug derangrenzenden Staaten beruht, durch einen befondern 
Vertragdartifel gewäphrleijtet werde.“ 

?) Wenn Rettih ©. 87 den ehemaligen Lindauifchen Seebezirk bis an das öjter- 
reichiſche Uferwajjer heran ſich eritreden läßt, fo jcheint mir das durd die von ihm ab» 
gedrudte jtädtiiche Urkunde noch nicht gerechtfertigt zu jein. Die auf ©. 24 unter XIII fid 
findenden Behauptungen find blofes Varteivorbtingen. 

») Rettich ©. 179 N. 1, 171, 33, 35. 
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Mitte getheilt (Nettich ©. 8); auch anderwärts hat man vielfach ähnliche 
Theilungen von Grenzgewäſſern vollzogen; und jenen Theilungsmaßjtab_neuer- 
dings für den Unter: (jog. Zeller)jee, ja jogar nunmehr für den Oberſee 
jelbjt, mwenigjtend in dem vorhin bejprochenen Konſtanzer Bezirk eine Fleine 
Strede weit, vertragsmäßig zu Grunde gelegt. Daß der Maßjtab überdem 
ein allgemeines internationales NRechtsprinzip darftelle, darauf habe ich jchon 
oben aufmerfjam gemacht. In gewöhnlichen Fällen wird man, jo glaube ich, 
mit dem Rechtsſatz, daß für die auf dem See vorfallenden Thatbejtände die— 
jenige Staatsgewalt zuftändig ift, deren Ufer die Dertlichkeit, um die es fich 
handelt, näher liegt als einem andern Ufer, wohl ausfommen fönnen. 
Sollten entjtehende Zweifel und Schwierigfeiten fi häufen, eine Eventualität, 
die vielleicht einmal in der Bregenzer Ede des Bodenjees zutreffen könnte, jo 
bliebe eben nichts übrig, als durch Staatsverträge nachzubelfen. Daß für 
diefelben, joweit ein deutjcher Staat und die Jntegrität des Neichsterritoriums 
ins Spiel käme, der badijch-fchweizerifche Vorgang von 1878 normativ fein 
würde, bedarf feiner näheren Begründung. 


Miszellen. 


Deutſche Einwanderung in die Vereinigten Staaten von Amerika. — 
Die Auswanderung von Europa nad den Vereinigten Staaten von Amerika 
hat in den legten 5 Jahren außerordentlich zugenommen; jedoch ift in den Jahren 
1883 und 1884 eine ſchwache Abnahme gegen die Vorjahre bemerflich geworden. 
Seit 1820 haben ſich, nach dem Journal of the Statistical Society (Sep: 
tember 1884), über 12 Millionen Guropäer im Unionsgebiete niedergelaffen, 
indem eintwanderten 


in den Jahren Berfonen —— 
1821 -30 151,824 15,182 
1831—40 599,125 59,912 
1841— 50 1,713,251 171,325 
1851-60 2,598,214 259,821 
1861 —70 2,491 ,214 249,121 
1871—80 . ; R A 2,944,696 294,470 
1881—83 ‚ : , . 1,917,070 639,020 
1820—83 . : i > 12,415,394 197,070. 


Unter denjenigen Staaten, deren Angehörige in großer Zahl das Unionsgebiet 
zum zweiten DWaterlande wählen, fteht das deutihe Reich nächſt Großbritannien 
und Jrland obenan. Im den lebten Jahren hat die deutfche Einwanderung ſogar 
die von England, Schottland und Irland zujammengenommen bedeutend übers 
ftiegen. In dem fiebenzehnjährigen Zeitraume 1867—83 gingen 1,864,026 
Berfonen aus Deutichland nad) den Vereinigten Staaten. Die folgenden Zahlen 
neben ein Bild der deutichen Einwanderung für die Zeit von 1870—83, und 
zwar in doppelter Weije, beide Male nad den amtlichen Mittheilungen der ſtati— 
jtiihen Behörden. Es belief ſich 
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die Auswanderung die Einwanderung 


im Jahre nad) deutjhen nad amerifaniichen 


Angaben Angaben 
auf Perſonen auf Perfonen 

1870 a — 76,455 91,779 
1871 neh 73,816 107,201 
125,650 155,595 
1873 a 103,638 183,141 
1874 I 45,112 56,927 
1875 . . 2 30,773 36,565 
1876 £ ; i 28,368 31,323 
1877 i B R 21,964 27,419 
1878 IF — 24,217 31,958 
1879 ee er 83,327 48,531 
1880 Fre 106,190 134,040 
1881 way 210,547 249,572 
1882 a 193,869 232,269 
1863 166,119 


Während der Krieges mit Frankreich war die beutiche Auswanderungsziffer 
gegen die Vorjahre erheblich herabgegangen; 1872 ftieg fie um 62,° Proz. gegen 
das Vorjahr, und auch 1873 hielt fie ſich noch auf ziemlich beträchtlicher Höhe. 
An den folgenden Jahren bis 1877 nahm die Auswanderung ftändig ab, im 
Ganzen um 81 Proz.; von 1878 an vermehrte fie fi erft langſam, dann 
ſchnell. Im Verhältniffe zur Bevölkerung des Deutſchen Neiches entfielen im 
Jahre 1878 auf je 100,000 Bewohner 46, im Jahre 1882 dagegen 554 Aus: 
wanderer. 

Wenn die deutſchen und amerikaniſchen Angaben bisweilen bedeutende Ab— 
weichungen zeigen (die Differenz beträgt durchſchnittlich 29,° Proz.), fo hat das 
einen doppelten Grund Einerſeits nämlih hat die amerikaniſche Eins: 
wanderungsftatiltif mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Dad gewaltige 
Zuftrömen der Ginwanderermaffen in manchen Häfen der Union und der Mangel 
an Päſſen oder fonftigen amtlichen Ausweifen bei vielen Perfonen bilden Fehler: 
quellen. Durdhichnittlid waren 30 bis 40 Proz. der in New-York landenden 
männliden Einwanderer ohne Bälle. Bei der großen Zahl ſolcher Perfonen 
find die Behörden der Vereinigten Staaten auf mündliche Mittheilungen angewieſen, 
und wenn die Familienſprache der Einwanderer mit der Angabe über ihre 
Nationalität übereinftimmt, jo wird letztere für richtig angefehen. Auf dieſe 
Meile werden die Angehörigen des Deutichen Neiches durch) deutich ſprechende 
Deiterreiher und Schweizer vermehrt. Anderſeits bleiben die Angaben der 
deutichen Behörden Hinter ben wirklichen Zahlen ſtets zurüd, weil fie nur Die 
jenigen auswandernden Reichdangehörigen umfaſſen, welche ihren Weg über Ham— 
burg, Bremen, Stettin und Antwerpen nehmen. Deshalb wird die wirkliche 
Zahl der aus dem deutichen Neichögebiete in die Union Cingewanderten ungefähr 
dem arithmetiichen Mittel aus beiden Angaben entiprechen. (Stat. Korr.) 


Zu den Streitfragen über Gefeh und Ber- 
ordnung nad deutſchem Reichsſtaatsrecht. 
Von 
Philipp Jorn. 


Die Behauptung, daß die Lehre von den Rechtsquellen ſich zur Zeit in 
einer höchſt eigenthümlichen Gährung, ja ſogar Verwirrung befinde, dürfte 
ſchwerlich auf Widerſpruch ſtoßen. Es iſt der deutſchen Rechtswiſſenſchaft bis 
jetzt nicht gelungen, die Begriffe „Geſetz“ und „Verordnung“ mit Sicherheit 
feſtzuſtellen; die Theorie bewegt ſich in einer großen Zahl ungelöſter Kontro— 
verſen und die Praxis geht ihre eigenen Wege, in vielen und wichtigen Punkten 
völlig unbekümmert um die Konſtruktionen der Theorie Sowohl der Unter: 
ſchied zwiſchen formellen und materiellen Geſetzen, als auch 
derjenige zwiſchen Rechtsverordnungen und Verwaltungsver— 
ordnungen iſt, obwohl fait ausnahmslos anerfannte communis 
opinio der Theorie, der Praris völlig unbefannt, ja geradezu 
unverjtändlich. Es handelt fich einmal um die Feititellung des Begriffes 
„Geſetz“; gelänge es, hierüber Einverftändniß in der Theorie und Ueberein: 
ftimmung zwifchen Theorie und Praxis zu erzielen, dann twäre in der Hauptfache 
ein ficherer Boden für die ganze Lehre von den Nechtsquellen getvonnen. 

Bekanntlih hat Laband angeregt durch die praktisch jo wichtigen budget— 
rechtlichen Streitfragen, die Behauptung aufgeitellt, daß man unterfcheiden müſſe 
zwilchen formellen und materiellen Gejeben, „zwifchen zwei durchaus 
verichiedenen Begriffen” des Geſetzes mit verjchiedenen rechtlichen Wirfungen.') 
Dieje Theorie Yaband’s, welche bereits früher von anderer Seite angedeutet 
worden war, gewann bald die Anerkennung zahlreicher Schriftiteller und mag 
wohl als „herrſchend“ bezeichnet werden.?) Neueſtens hat von Martiß 
ihrer Bekämpfung eine bejondere Abhandlung gewidmet.) Und insbejondere 
muß Eonftatirt werden: Die Praxis fennt jenen zwiejpältigen 
Gejepesbegriff micht; weder die Verfaffungsurfunde noch die Spezial- 
gejeggebung geben die Berechtigung, das Wort „Geſetz“ einmal in diefem, einmal 
in jenem Sinne zu verſtehen; ebenjo ijt feinerlei Verſchiedenheit der rechtlichen 
Wirkungen verjchiedener Gejege in der Praris erweisbar: mit einem Worte: 
Die Praxis hat die Laband'ſche Unterſcheidung zwiſchen formellen 


1) Laband, Budgetrecht (1867); derielbe, Staatsrecht II. 88 56, 58. 

7) Bol. hierüber die Zitate bei Zorn, Staatsrecht II, ©. 332; dazu jetzt Arndt ©. ff. 
Wenn dieſer Schriftſteller auch mich unter den Vertretern der „herrſchenden Theorie“ aufführt, 
fo muß ich hiegegen Verwahrung einlegen, ich habe jene Theorie bei jedem Anlaß bekämpft. 

®) „Ueber den fonjtitutionellen Begriff des Geſetzes“ in Tüb. Fſchr. f. d. gel. Staat: 
wiſſenſchaft XXXVI, ©. 207 ff. fpeziell ©. 223 ff. Vgl. aud) Löning Verw.R. ©. 227. 
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und materiellen Gejegen niht angenommen und fennt nur 
einen einzigen Gefegesbegriff und eine einzige Gejegesfraft. 
Mehr Einzelfontroverfen noch als in der Lehre vom Geſetz bejtehen in 
der Lehre von der Verordnung. Was ijt eine Verordnung? Wie grenzt 
fich die Sphäre der Verordnung von der des Geſetzes ab? Wer tit berechtigt 
Berordnungen zu erlaflen? Können Verordnungen nur fraft einer Delegation 
des Geſetzgebers erlajien werden? — alle diefe und andere Fragen barren 
noch ihrer definitiven Erledigung. Und während wir für die Kontroverſe über 
den Begriff Gejeg aus der Praris wenigſtens negativ einen jicheren Anhalts- 
punkt gewinnen können, ift im Berordnungsrecht auch dies nicht der Fall. 
Terniinologie, äußere Form und Publifationsmodus der Verordnungen find 
ganz unklar, ſchwankend und widerjpruchsvoll. Wir begrüßen deßhalb mit 
(ebhafter Freude die jüngst erichienene Monographie von Adolf Arndt: Das 
Berordnungsreht des deutſchen Neiches (Berlin u. Yeipzig 1834), 
welche, durch jorgfältige und reichhaltige Verwerthung der Praxis ausgezeichnet, 
als wohl geeignet ericheint, die theoretische Yöjung des Problemes zu fördern. 


I. Geſetz. 


1. Es bejteht fein Zweifel darüber, daß der Begriff Geſetz für unſer 
heutiges Staatsrecht angefnüpft werden muß an die jogenannte Eonftitutionelle 
Staatsverfajfung. Der Kernpunkt diejer legteren it: daß beitimmte Willens: 
afte des Staats nicht vom Monarchen allein wir bejchränfen ung abfichtlid 
auf die Betrachtung des monarchiichen Staatsrechtes) ausgehen dürfen, ſondern, 
daß zu ihrer rechtlichen Wirkjamfeit die Zujtimmung einer irgendwie verfaßten 
Vertretung des Volkes erforderlich jei. Es iſt für unferen Zweck nicht geboten, 
die Nechtsfäge über das Zuſtandekommen von Gejegen näher zu betrachten. 
Jedenfalls ijt für die begriffliche Beitimmung des Gejeges wenn nicht das, jo 
doch ein entjcheidendes Merkmal: Uebereinftimmung von Staatsober 
haupt und Bolfsvertretung.‘) 

Diefes Merkmal it ein lediglich Formelles und es fann demnach gejagt 
werden: Der Begriff des Geſetzes iſt, falls dasbezeichnete Merk 
mal das einzig entjcheidende wäre, ein formeller und zwar als 
ſolcher erjt möglih und nur möglich im fonftitutionellen Staate. 
Ob der Begriff Geſetz in Preußen jchon vor Erlaß der Verfaſſung eine jpezi- 
fifche Bedeutung im Unterfchied von anderen Arten der Aeußerung des Staat 
willens hatte, mag dabingejtellt bleiben; der nad) diefer Richtung von Arndt?) 
verſuchte Nachtveis erjcheint allerdings gelungen; aber auch diefe Armdt’jche 
Unterfuchung über den Gejeßesbegriff nach preußifchem Landrecht bezw. der 
K.O. dv. 27. Oktober 1810 beweift immer nur eine fpezifische Bedeutung des 
Geſetzes in Formeller Beziehung. 

Diefe formelle, in der Verfaſſungsurkunde Har zum Ausdrud gebrachte 
und in der täglichen Praxis ſich fortwährend dofumentirende Bedeutung des 


) Arndt&.2f.: „Die Anordnungen der Staatägewalt, welche der Monarch nad) erfolgter 
en der Landesvertretung trifft, heißen in der Sprache des konjtitutionellen Staates 
efepe (lois), diejenigen Anordnungen der Staatögewalt, welche ohne diefe Zuftimmung er» 
ehen, heißen im Gegenjage zu den Gejegen Verordnungen, auch Verwaltungsvorſchriften 
mat)? Bol. auch Gneift, 8. v. Stein und Dernburg in den von Arndt 
©. 192! mitgetbeilten Bitaten, ferner die bei Zorn a.a.D. 11, ©. 382, N. 13 angeführten. 
Daß jene Uebereinjtimmung fein „Vertrag“, ijt jept allgemein anerkannt. 


N Bgl. Arndt ©. 27 fi. 
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„Geſetzes“ leugnet auch Laband nicht. Aber er erflärt damit den Begriff 
des Geſetzes nicht für erichöpft und hier jest jeine Konjtruftion der materi- 
ellen Gejege ein. Ganz genau müßte Yaband jeine Terminologie dahin 
fajlen: Es gibt „nur formelle“ und es gibt „formellsmaterielle” Gejege, denn 
es iſt ja nicht jeine Meinung, daß bei den „materiellen“ Gejegen die „for— 
melle* Seite fehle, vielmehr treffen hier beide Seiten zufammen, während bei 
den nur „formellen“ Gejegen die „materielle” Seite allerdings fehlt. 

Die Laband'ſche Konftruftion ruht auf dem Sabe: Es gibt Willens: 
Äußerungen des Staates in der Form des Gejeges, welche Nechtsjäge enthalten, 
und jolche, welche, wenngleich auch in die Form des Gejeges eingefleidet, doch 
Rechtsſätze nicht enthalten: Erſtere Geſetze find Die materiellen (formell: 
materiellen), legtere find die nur formellen. Der Sinn der Laband'ſchen Unter: 
ſcheidung kann demnach nur gewonnen werden durch die präzife Entfcheidung 
der Vorfrage: Was ift ein Rechtsſatz? Der Verſuch, dieſe Frage zu beant: 
worten, führt jofort in die tiefiten Tiefen der Rechtsphiloſophie; nur von hier 
vermag eine prinzipielle Antwort auf jene Frage geholt zu werden und 
nur eine prinzielle Antwort könnte präzis genug lauten, um der Theorie 
und insbejondere der Praxis den ficheren Wegweifer zu bieten für die Ent- 
jcheidung in jedem einzelnen Falle: Liegt ein materielles oder liegt mur ein for: 
melles Gejeß vor? Denn — wohlgemerkt! — die juriftiichen Wirkungen find 
bier und dort verjchieden, die Sache iſt jomit von der höchſten praftiichen 
Bedeutung. Will aber Yaband etwa der Willkür, ja vielleicht ſogar Unkennt— 
niß des einzelnen VBerwaltungsbeamten oder Nichters die Entjcheidung darüber 
anheimgeben, ob das, was fich als „Geſetz“ einführt, einen „Rechtsſatz“ ent— 
halte oder nicht?!) 

Eine prinzipielle Antwort auf die Frage: was it ein „Rechtsſatz“? 
gibt Yaband in feiner jeiner verjchiedenen Erörterungen über den Geſetzes— 
begriff; er begnügt ich vielmehr mit der Konjtatirung einzelner Geſetze, 
die nur den formellen Charakter tragen follen, jo dem Budgetgeſetz, den An— 
leihegelegen, den Dotationsgejegen.”) 

Dem gegenüber wurde von verjchiedenen Seiten der Satz aufgeftellt, der 
insbejondere auch den Kernpunft der oben erwähnten v. Martit schen Mono» 
graphie bildet:) Das Geſetz muß immer „materiell* im Laband'ſchen 
Sinne fein, denn es muß begrifflich immer einen Rechtsſatz ent— 
halten; materielles Geſetz und Geſetz decken fich; die Aufitellung einer be= 
fonderen Kategorie von „materiellen“ Gefegen iſt unmöglich, der Begriff 
„materiell“ beim Geſetz ift überflüflig, weil von jelbjt im Gejege enthalten. 


) Dies hebt auch dv. Martip ©. 226 hervor. Laband I, ©. 210 gibt jelbit zu: 
„Die Grenze zwiichen einer allgemeinen Berwaltungs-Anordnung und der Aufitellung einer 
Rechtsregel ijt aber eine durchaus ſchwankende und unſichere.“ Vgl. auch vorher ©. 207 über 
„Anordnungen, welhe man ebenjowohl unter dem Gefihtspuntt der Gejeßgebung, als unter 
dem der Verwaltung aufjajlen fan.“ Das Rejultat, zu welchem Laband ©. 208 ſich bezüglich) 
der Organijation des Verwaltungsapparates genöthigt ſieht: daß nämlich die Frage, inwie— 
weit diejelbe durch Gejeg zu regeln jei, „nicht durch jurijtiiche Gründe, jondern durch polit« 
iſche Erwägungen“ ſich —J — dies Reſultat muß generaliſirt werden. Wenn die Or— 
ganiſation nach den Ausführungen auf ©. 207 „durch die Rechtsordnung“ d. i. durch (ına- 
terielle8) Geſetz beftimmt fein müßte, dann wäre es für feine Stufe zuläflig, dieſelbe der 
„Handlungsfreiheit der Regierung“ (S. 208) zu überlajjen. 

2) ©. die AUnalyje von v. Martip ©. 230 ff. 

° v. Martik ©. 250, vorher ſchon von mir, Staatsrecht I, $ 6. 
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Es beiteht aber über die Thatjache fein Zweifel, daß „Rechtsſätze“ auch 
in anderer Form als der von Gejegen auftreten fünnen,; auch Yaband leugnet 
dies nicht und knüpft daran eine weitere geiftreiche, aber ebenjo unbaltbare 
Unterfcheidung der Verordnungen, auf welche wir jpäter noch zurüdfommen 
müſſen. 

Was aber iſt das unterſcheidende Merkmal des Geſetzes von anderen 
Willensäußerungen des Staates, da es der Rechtsſatz nicht iſt und nicht ſein kann? 

Ein unterſcheidender Punkt iſt, wie oben bereits hervorgehoben, augenfällig 
und ohne Schwierigkeit feſtzuſtellen: Die Mitwirkung der Volksvertret— 
ung. Derſelbe iſt rein formeller Art. Gibt es daneben noch materielle 
Kriterien des Geſetzes? Wir verneinen dieſe Frage und müſſen demnach zu 
dem Reſultate gelangen: Daß der Begriff Geſetz überhaupt nur formell 
gefaßt werden kann. Geſetz ift diejenige Willensäußerung des 
Staates, welche Durch Uebereinjtimmung von Staatsoberhaupt 
und Bolfsvertretung zu Stande 'gefommen iſt.) Dazu kommt nur 
noch das äußerliche Merkmal der Bublifation; die obige Definition iſt dem— 
gemäß dahin zu vervolljtändigen: und als ſolches publizirt ijt.?) 

Dean hat behauptet: Das Geſetz müſſe immer einen allgemeinen In— 
halt haben, darnach gebe es gewiſſe Materien, welche „ihrer Natur nach“ zur 
Sphäre der Gejetgebung gebörten.?) Dieje Behauptung ijt wegen ihrer gänz: 
lichen Unbeftimmtheit nicht zu faſſen und deßhalb auch nicht zu widerlegen. 

Die Theorie hat eine juriftisch brauchbare Antwort auf die Frage nach den 
Grenzen der Geſetzes- und Verordnungsſphäre bis jeßt nicht gefunden’) und 
wir müſſen ung genug fein laſſen, den einen, juriſtiſch präzifen und wenigſtens 
für einen nicht unbedeutenden Theil des Vechtsgebietes eine feſte Grundlage 
bietenden Satz zu fonftatiren: Ein Geſetz fann nur wieder durch Geſetz 
geändert werden. 

Die theoretiiche Konftruftion verfagt in materieller Hinſicht ſomit im Haupt: 
punfte ganz. 

II. Prüfen wir nunmehr das Material, welches uns die Reichsverfaſſung 
au pofitiven Vorſchriften für Feſtſtellung des Begriffes Geſetz im materiellen 
Sinne bietet.”) 


) Es iſt dies aljo diejenige Definition, welche v. Martig 257 jo entichieden ablehnt. 
Freilich hat er darin recht, dai; mit der „Geſetzgebung“ die Fübigkeit der Volksvertretung 
nicht im Entfernteften erihöpft it. Die v. Martig’iche Definition lautet: „Geſetz iſt der: 
jenige Willensalt des Staates, durch welchen Landesrecht auch der Krone gegenüber zur Un— 
verbrüchlichkeit gebracht wird. — Auf die Schwäche der v. Martitz ſchen Definition gegen⸗ 
über der herrſchenden Lehre hat ſehr richtig G. Meyer bei Grünhut VIII, S. 38 f. hingewieſen. 
Darnach Roſin, Polizeiverordnungsrecht S. 40. 

2), Ebenſo Arndt S. 31, Löning, Berw.R. ©. 225. 

) Das Merkmal der Allgemeinheit fordern. für das Gejeg Schulze D. St-R. ©. 517, 
no in Grünhut's Stiche. VIII, S. 15 ff. Dagegen Laband IL, 3 u. bei. v. Martit 

240 fi. Ferner ſehr gut Arndt 8 4 in fpezieller Bolemif gegen v. Rönne. Vgl. audı 
Roiin ©. 4 ff. Daß mit der Sentenz: Das Geſetz bedürfe inhaltlid eine „Fall-Einheit“, 
um Geſetz jein zu können — ein neues Licht zur Aufhellung der Kontroverje gewonnen jei, 
fann ich nicht annehmen. 

9 Arudt ©. 68 fi. 

5, Val. zum Folgenden Arndt $ 19, der die gewiß unhaltbare Anficht vertheidigt, daß 
überall, wo die Verfaſſung von „Geſetz“ Ipredhe, damit ein Geſetz unter Ausſchluß 
des Berordnungsweges gemeint ſei, Die Polemik gegen Taband in dieſem Punkte 
ilt unbegründet. Meine Auffaſſung jpeziell des Art. 4 in der Tüb. Ztſchr. XXXVI, ©. 28, 
it irrig. Die Unhaltbarkeit der Arndt'ſchen Theorie geht Mar hervor aus der Erörterung 
des Verf. in $ 21 zu G. V-G. $ 1, wornad) diefe VBorjchrift etwas ganz anderes „wolle“, 
als was jie „age.“ 
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1. Der 2. Abjchnitt der Verfafiung trägt die Ueberjchrift „Reichsgeſetz— 
gebung”. Derjelbe umfaßt die Art. 2—5. 

Art. 2. beitimmt. 

a) Das Reich hat überhaupt das Recht der Gejeggebung, 

b) Die Neichsgefebe geben den Yandesgejegen vor, 

e) Die Neichsgeiege erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündig— 
ung von Neichswegen und zwar im Neichsgejegblatt; daran schließt 
fich eine Beltimmung über den Anfangstermin der verbindlichen Kraft. 

Für den Begriff Geſetz it aus allen dieſen Vorſchriften Nichts zu 
entnehmen. 

2. Die Art. 3 und 4 betreffen die Kompetenzipbäre des Neiches, Art. 3 
jtellt ein Programm auf für die fünftige Wirkfamfeit des Neiches, Art. 4 
fpezialifirt dann im Einzelnen mit den Eingangsworten: „Der Beauffihtigung 
Seitens des Reiches umd der Geſetzgebung Ddesfelben unterliegen die nach: 
jtehenden Angelegenheiten“ die Aufgaben des Neiches. 

E83 handelt ſich auch bier nicht um den Begriff des Gefeßes, Jondern 
einzig und allein um Die Abgrenzung der Staatsaufgaben 
zwiichen Reich und Einzeljtaaten; mit nichten war der Gedanfe in den 
Eingangsworten zu Art. 4 oder in Art. 3° („im Wege der Neichsgefeggebung”) 
der, Daß hier immer die Form des Geſetzes unter Ausschluß jeder anderen 
Form zur Anwendung gebracht werden müſſe. Das Wort „Gejeßgebung” it 
an jenen Stellen gleichbedeutend mit Nechtsjegung. 

3. Art.5 handelt von der Entſtehung der Neichsgefege. Geſetz iſt Die Willens: 
äußerung des Staates, welche zu Stande fommt durch Uebereinjtimmung des 
Monarchen, hier deſſen Nepräjentanten, des Bundesrathes und der Volksvertretung 
— Reichstag. Dieje Uebereinſtimmung it „erforderlich“, aber auch „ausreichend“ .") 

Der zweite Abſatz, welcher ein Reſervatrecht Preußens ftatuirt, iſt für 
unjere Unterjuchung gegenjtandslos. 

Art. 5 betrifft aljo allerdings den Begriff des Geſetzes und findet diefen 
darin, daß Staatsoberhaupt und Volfsvertretung zuſammenwirken; es ift jomit 
das oben von uns fejtgeitellte formelle Kriterium des Gefegbegriffes auch Durch 
die deutſche Neichsverfaflung anerfannt. Für die materielle Seite unferer 
Frage, für die Frage nach dem Inhalt des Geſetzes enthält Art. 5 irgend: 
welche Direftiven nicht. 

4. Art. 7 Ziff. 2 und 3 jtellen in Gegenſatz die „Reichsgeſetze“ und „die 
zur Ausführung erforderlichen allgemeinen VBerwaltungsvorjchriften und Ein: 
richtungen. ” 

Ob und inwieweit aus diefen Worten ein juriftiich unterjcheidendes Merk: 
mal zwijchen Gejeg und Verordnung entnommen werden kann, muß dem zweiten 
Theile dieſer Unterfuchung vorbehalten werden. 

5. Art. 113 enthält die vielerörterte Beitimmung, in wieweit zum Abſchluß 
von Staatsverträgen, welchen Art. 11’ generell dem Kater zumeist („Verträge — 
einzugehen“) die Mitwirfung von Bundesrat) und Neichstag erforderlich ſei. 


) Laband polemilirt gegen das Wort „ausreichend“ ala inforreft und meijt nad), 
da die Erfüllung der in Art. 5 aufgeitellten Bojtulate nicht „ausreichend” fei. Gewiß iſt dies 
rihtig. Der Bejeßgeber dachte aber bei Art. 5 doc wohl nur daran, überhaupt die jtaatlichen 
Faktoren zu bezeichnen, welche im Neich das Analogon für die den Inhalt des Geſetzes im 
monarchiſchen Einheitsjtaat jchaffenden Faktoren bilden, jouwie daran, das Erforderniß einer 
größeren als der einfahen Majorität auszuichließen; in diefem Sinne gefaßt, it das „aus 
reichend“ des Art, 5 auch forreft. Vgl. Hänel, Studien II, ©. 51 f. 
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Der juriftiiche Sinn dieſes dritten Abjages ift auch dermalen troß allen darauf 
verwendeten Scharfjinnes noch nicht definitiv feitgeftellt.") Darüber aber herricht 
Einverftändniß, daß in dem Saße: „welche nach Art. 4 in den Bereich der 
Neichsgefeggebung gehören” der Hinweis auf Art. 4 finnlos ift.‘) Die Bejtimm: 
ung des Art 11° bezieht fich in der That auf den Eonjtitutionellen Begriff des 
Geſetzes und mwill befagen: Staatsverträge, deren Inhalt in die Eonftitutionelle 
Sphäre des Gejehtes gehört, dürfen nicht vom Kaifer allein abgeſchloſſen 
werden. Material für die Entjcheidung unferer Frage nach den Grenzen 
von Gejeß und Verordnung gibt uns aber jener Sag gleichwohl nicht; er 
Eonftatirt lediglich den Unterfchied ohne Angabe irgend welcher Merkmale für 
die Beitimmung desjelben. 

6 Art. 17 weit zumächit dem Sailer die „Ausfertigung und Verkündigung 
der Reichsgeſetze und Die Ueberwachung der Ausführung derjelben“ zu. 

Sodann * der Art. 17 weiter von „Anordnungen und Verfügungen 
des Kaiſers“, welche „im Namen des Reiches“ erlafien werden und „zu ihrer 
Giltigkeit der Gegenzeichmung des Neichsfanzlers bedürfen.“ 

Es iſt alſo auch bier Lediglich die Thatfache eines Unterjchiedes zwiſchen 
Geſetzen und anderweitigen Willensäußerungen des Neiches fonftatirt, ohne daß 
weitere Merkmale diefes Unterfchiedes angegeben wären. 

7. Art. 20° fordert für die Abgrenzung der Wahlkreife des Neichstags 
„gelegliche Negelung." Unzweifelhaft wird bier ein Gejeß im konftitutionellen 
Sinne des Wortes gefordert und wollte für diefe Materie jede andere Art der 
„Regelung“ ausgeſchloſſen werden. 

8. Art. 23 gibt dem Reichstag das Recht, „Geſetze vorzuſchlagen“. Aus 
der Initiative auch des Reichstags, nicht blos des Staatsoberhauptes = 
Bundesrathes können Entwürfe zu Geſetzen hervorgehen: für den Begriff des 
Geſetzes bietet die Vorſchrift Nichts. 

9. Art. 35 ſagt: „Das Reich ausſchließlich hat die Geſetzgebung über das 
geſammte Zollweſen ꝛc.“ Dieſe Vorſchrift iſt lediglich eine ergänzende Wieder— 
holung der Kompetenzbeſtimmung im Art. 4 Ziff. 2 und bezieht ſich nicht 
auf den Begriff des Gejekes.’) 

10. Art. 36° ° gibt eine Spezialbeftimmung zu Art. 17, welche fich auf die 
Ueberwachung „des gejeglichen Verfahrens“ im Zollwejen durch den Kaifer bezieht. 

11. Art. 37 gehört zu Art. 5° und dehnt das in letterer Verfaſſungs— 
vorschrift enthaltene Nefervatrecht Preußens auf „Verwaltungsvorschriften und 
Einrichtungen“ aus. 

12. Art. 38 3. 1 ftellt wieder lediglich „Geſetze“ und „allgemeine Ver: 
waltungsvorjchriften“ einander gegenüber 

13. Art. 41! fordert für die Anlage von Eifenbahnen durch das Neich ein 
Neichsgefeß ; der Sinn der Vorschrift ift der Ausschluß jedes anderen Weges 
als desjenigen der Gejebgebung. 

14. Den gleichen Sinn hat Art. 46°, „einheitliche Normen für die Kon: 
Itruftion und Ausrüftung der für die Landesvertheidigung wichtigen Eijen- 
bahnen” in Bayern betreffend. 


9) Val. über die einichlägigen Streitfragen Zorn, Staatörecht II, $ 36. 

2) Vol. Laband IL, ©. 65 zu Art. 48° und Art. 11%. U. A. nur Arndt ©. 189 
auf Grund der oben ©. 114° erörterten Meinung über Art. 4. 

) A. A. Arndt ©. 190, welcher die Verfaftungsporichriit auffaßt als: „Ausschluß aller 
nicht auf gejeglicher Delegation beruhenden Verordnungen”, aber beifügt: „unbeichadet der 
Vorſchrift in Art. 7 Nr. 2°; diefer legtere Vorbehalt hebt aber u. E. die erjtere Behauptung auf. 
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15. Eine der wichtigſten und intereſſanteſten Vorſchriften über unſere 
Materie findet ſich in Art. 48°. Poſt- und Telegraphenweſen unterliegen 
nah Art. 4 3. 10 der Geſetzgebung des Reiches, nicht der Einzelſtaaten. 
Dazu bemerkt Urt. 48°: „Die im Art. + vorgefehene Gefeggebung des 
Reihe in Poſt- und Telegraphen-Anlegenheiten erftredt fich nicht auf die: 
jenigen Gegenftände, deren Regelung nach den im der norddentichen Poſt— 
und Telegrapben:Berwaltung maßgebend geweſenen Grundfätzen der regle 
mentariichen Feſtſetzung oder admimijtrativen Anordnung über: 
laſſen iſt.“ 

Daß der Hinweis auf Art. 4 auch hier ſinnlos iſt, ergibt ſich aus den 
oben Ziff. 5 zu Art. 11* ausgeführten Gründen. 

Im Uebrigen trifft die obige Borfchrift Direkt den Kernpunkt unferer Kontro— 
verje, indem fie den Weg der Geſetzgebung ausſchließt und den einfachen Ber: 
ordnungsweg vorbehält für alle „Diejenigen Gegenſtände“, deren Negelung 
„nach den in der norddentjchen Bolt: und Telegrapben:Berwaltung maßgebend 
gewejenen Grundfägen“ auf dem VBerordmungsweg erfolgte. Leider find dieſe 
„Srundfäge" nicht näher angegeben. Immerhin aber handelt es fich in Art. 48° 
unziveifelhaft um den Berfuch einer prinzipiellen Abgrenzung zwiſchen der 
Sphäre von Gefeg und Verordnung für das Gebiet des Poſt- und Telegrapben- 
weſens. 

16. Art. 50? weiſt den „Erlaß der reglementariſchen Feſtſetzungen und 
allgemeinen adminiitrativen Anordnungen” auf dem Gebiete des Bolt: und 
Telegrapbenwejens dem Sailer zu. 

17. Art. 52° bezieht fich auf die Kompetenzabgrenzung binfichtlich der 
Poſt- und Telegraphen-, Geſetzgebung“ zwiſchen dem eich einerfeits, Bayern 
und Württemberg andrerjeits. 

13. Die Art. 53 und 60 fordern für die Vertbeilung der Militärlaften, 
ſowie Feſtſtellung der Friedenspräfenzftärte den Weg der Gefeggebung; bier it 
das „Geſetz“ als Gegenfaß zur Verordnung aufzufaſſen (ebeufo Art. 62°). 

19. Art. 69 beftimmt, daß der Neichshausbaltsetat alljährlich „Durch ein 
Geſetz“ Feitgejtellt werden müjle. Der Sinn ift auch bier: Ausschluß des Ber: 
ordnungsweges. 

20. Das Gleiche gilt von Art. 73, wornach die Aufnahme einer Anteibe, 
fowie die Uebernahme von Öarantieen zu Laſten des Neiches „im Wege der 
Reichsgeſetzgebung“ zu erfolgen hat. 

21. Ebenfo von Art. 76°, wornach Berfafiungsitreitigfeiten in Einzeljtaaten 
eventuell „im Wege der Neichsgefebgebung zur Erledigung zu bringen“ find. 

22. Endlich jagt Art. 78", daß Verfaſſungsänderungen „im Wege der 
Geſetzgebung“ erfolgen können, jedoch mit gewiſſen Meodififationen des regel— 
mäßigen Verfahrens. — 

Wenn wir nunmehr verfuchen, dieſe die „Geſetzgebung“ des Neiches 
betreffenden VBerfafjungsvorfchriften zu gruppiren, jo ergibt fich Folgendes 
Reſultat: 

A. Vorſchriften, welche lediglich die Abgrenzung der Kom— 
petenz zwiſchen Reich und Einzelſtaaten betreffen. 

Dieſe Vorſchriften ſind für unſere Unterſuchung gegenſtandslos; es ſind 
die oben unter Ziff. 2, 9, 17 erörterten Verfaſſungsartikel. 

B. Borfchriften, welche das Recht der Gejeggebung über- 
haupt, die Wirfung der Gejege, den Modus des AZuitandefommens 


308 Rh. Zorn: Zu den Streitfragen über Geieg und Verordnung 


der Geſetze feititellen; auch dieſe VBorjchriften find für unſere Unter: 
fuchung gegenjtandslos; es find die oben unter Ziff. 1, 3, 8, 11, 22 be- 
jprochenen Berfaffungsartikel. 

C. Vorſchriften, welche lediglich den Unterſchied zwiſchen 
Gejeh undanderweitigen Neuerungen des Staatswillens fon- 
jtatiren; auch diefe Vorjchriften find für unfere Unterfuchung gegenitandslos ; 
es find die oben unter Ziff. 4, 5, 6, 10, 12, 15, 16 genannten Verfafiungsartifel. 

D. Borfchriften, welche die Form des Geſetzes im Gegenjaß 
zur Form der Verordnung fordern. 

a) Die Form des Fonftitutionellen Gejeges nah Maßgabe von Art. 5 der 
Berfallung wird gefordert für Negelung folgender einzelner Meaterien: 

1. Feſtſtellung der Neichswahlfreife (oben 8. 7); 

2. Anlage von Eijenbahnen durch das Reich (oben 3. 13); 

3. Erlaß einheitlicher Normen für die Konftruftion und Ausrüftung der 
für die Landesvertheidigung wichtigen Eifenbahnen mit Geltung auch für 
Bayern (oben 3. 14); 

4. Bertheilung der Militärlajten (oben 3. 18); 

5. Feſtſtellung der Friedenspräfenzitärfe (ebenda); 

6. Feſtſtellung des Neichshaushaltsetat (oben 3. 19); 

7. Aufnahme von Anleihen und Uebernahme von Garantien zu Lajten 
des Neiches (oben 3. 20); 

8. Eventuelle Erledigung von Berfafjungsitreitigfeiten in Einzeljtaaten 
(oben 3. 21). 

In diefen acht Spezial fällen fordert die Verfaljung die Form des 
Geſetzes unter Ausschluß jeder anderen Form ftaatlidher Wil: 
lensäußerung.’) 

b) Dazu kommen ı noch) zwei Säge allgemeinen Charakters, auf Grund 
deren gleichfalls die Form der Eonjtitutionellen Gejeggebung in bejtimmten 
Fällen die allein zuläſſige iſt: 

1. Für Abänderung vorhandener Geſetze, insbeſondere auch der Verfaſſung; 
bieher find auch zu vechnen Dijpenjationen und Privilegien in Bezug auf 
bejtehende geſetzliche Vorſchriften; 

2. Zum Abſchluß von Staatsverträgen, die inhaltlich in die Sphäre der 
Geſetzgebung fallen (ſſ. oben Z. 5). Die Sphäre der Geſetzgebung aber iſt eine 
juriſtiſch unzweifelhaft feſtſtehende nur für den eben vorher unter 1 bezeichneten 
generellen, jowie für die acht oben aufgezählten jpeziellen Fälle. 

Was im Uebrigen als „Sphäre der Gejeggebung“ zu be 
trachten jei, ijt eine offene Frage. 

Das Nefultat der voransgegangenen Unterfuchung iſt demnach: Die 
Verfaſſung gibt auf die Frage, wann die Form des konſtitu— 
tionellen Gefeges zur Anwendung gebracht werden müffe, auf 
die Frage nad) den Grenzen von Geſetz und Verordnung, auf 
die Frage nach dem materiellen Inhalt des Gejeges, nur im 
einigen Einzelpunften, nicht aber prinzipiell eine Antwort. 


!) Die von mir in Tüb. Ztichr. XXXVI, ©. 28, gemachten Angaben find ad. 1 un- 
richtig, ad. 2 u. 3 umvolljtändig. 


Es läßt ſich jomit diefe Frage zur Zeit juriſtiſch überhaupt nicht löſen, 
jondern fällt, jobald fie prinzipiell geitellt wird, lediglich dem Gebiete der 
Politif anheim.) — 
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U. Berordnung.?) 


I. Theorie und Praris des Staatsrechtes ftellen dem Geſetz die Verord— 
nung gegenüber. In der Neichsverfallung findet jich der Ausdrud „Verordnung“ 
an feiner Stelle; wiederholt aber werden „allgemeine Verwaltungsvorjchriften“, 
„Anordungen und Verfügungen" im Gegenjag zu „Geſetzen“ erwähnt (f. oben). 
Bei der offiziellen Publikation werden diejenigen Willensakte des Neiches, die nicht 
Geſetze find, verichieden bezeichnet; die Verfügungen des Kaiſers werden aller: 
dings meilt „Verordnungen“ genannt, doch auch hier ift die Terminologie feines: 
wegs eine fonjequente, insbejondere findet fich für faijerliche Verfügungen auch 
öfter Die Bezeichnung „Erlaß“. Im Uebrigen bejtebt ein bunter Wechjel der 
Bezeichnungen: Verordnung, Verfügung, Bekanntmachung, Inſtruktion, Regle— 
ment, Anweiſung u. j. w. Es wäre dringend zu wünſchen, daß wenigitens 
für die Verfügungen des Kaiſers, des Bundesraths, des Neichsfanzlers und 
der oberjten Zentraljtellen der Neichsverwaltung konſequent der Ausdruck: 
„Verordnung“ in Anwendung gebracht würde. 

11. Noch ein anderes, rein äufßerliches, aber jehr wichtiges Bedenken mag 
gleih an dieſer Stelle erledigt werden. Die Publikation?) der faijerlichen 
Verordnungen erfolgt durch das Neichsgejegblatt; fiir diefe Kategorie von Ver— 
ordnungen iſt der Bublifationsmodus durchaus korrekt und wohlgeordnet.*) 

Außerdem bejtehen für mehrere Verwaltungszweige des Reiches bejondere 
Berordnungsblätter, jo für das Post: u. Telegrapben-, fir das Marinewejen. 

Um jo bedenflicher ift die Verwirrung in den übrigen VBerwaltungszweigen. 
Die Refjorts des Innern und des Aeußern, der Finanzen, der Juſtiz, ſowie der 
Yundesrath bedienen fich zur Publikation ihrer Verordnungen regelmäßig des 
Zentralblatts für das deutſche Reich.) Diefes Publikationsorgan 


') Ebenjo v. Martig ©. 242: „Es wird eine Frage der Bejepgebungspolitif fein, ob 
ein Willensaft des Staates geſetzgeberiſch feitzuitellen jei.“ Wal. auh Arndt S. 169 für das 
Strafreht. Die mit Recht als „unbrauchbar” bezeichneten Beitimmungen deuticher Verfaii- 
ungen über die Frage Stellt Arndt ©. 73% zujammen. Insbeſondere ift auch die vun Laband 
aufgejtellte und von Roſin ©. 12 f. gegen G. Mehyer vertheidigte Meinung abzumweiien, 
als ob im „Recdtsjtaat” die Verwaltung „nur unter den im Geſetz feitgejtellten Voraus: 
jegungen und nur im Umfange des Geſetzes“ handeln dürfe. G. Meyer hat durchaus 
Recht mit jeinem aus der Beobachtung der Praris geihöpften Einwande, daß dann die Ver: 
waltung bei ermangelnder, gejetlicher Regelung lahm gelegt wäre. Was joll der von Roſin 
S. 13% hHiegegen gegebene Hinweis auf das „ungejchriebene öffentliche (Gewohndeits:) Recht“, 
z. B. für die tolonialverwaltung helfen ? Der Begriff „Rechtsſtaat“ ift fein juriftiicher, ſon— 
dern ein politiiher: aus der juriftiichen Argumentation jollte man denfelben fernhalten. 

2) Yaband II, SS 59, 67, 68. Hänel ll, ©. #2 ff. 

2) Laband und Hänel behaupten: Alle „Rechts“-Verordnungen müßten im R.G.B. 
publizirt werden und ſeien Mangels einer ſolchen Publikation ungiltig, j. hierüber und hie— 
gegen Arndt ©. 182 ff., 198 ff. Val. überhaupt zum Folgenden Arndt $$ 7, 18, 20. 

% Die V. dv. 26. Juli 1867 (R-G-Bl. 5. 24) bejagt ausdrüdlich und Mar, daß die 
„„aämmtlichen“ Anordnungen und Verfügungen des Kaifers durch das Bundesgefepblatt 
„verkündet werden jollen“. Darnach müſſen alle kaijerlihen Verordnungen und dürfen nur 
im Gejeßblatt verfüindigt werden. Die Interpretation, welche Arndt ©. 202 der Verordnung 
git: ijt nach dem Maren Wortlaut derielben unbaltbar. Daß auch andere Verordnungen im 

-&.:B. publizirt werden dürfen (Arndt ©. 203), ijt allerdings durch die Verordnung 
nicht ausgeichlojien. Weber mehrfache Verlegung der Verordnung Hänel II. ©. 78 f. 

>) Bel. d. Neichslanzlers dv. 22. Dez. 1872 (Meihsanz. ©. 304). Das Zentralblatt 

beiteht jeit 1873. 
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beruht nicht auf der Verfallung, wie das Neichsgejegblatt, auch nicht auf einem 
Spezialgefege, wird aber im Reichsamt des Innern herausgegeben, trägt ſomit 
unzweifelhaft amtlichen Charakter. Daß dies Bublifationsorgan wegen Mangels 
einer gejeßlichen Grundlage überhaupt nicht als rechtmäßiges Publikations— 
organ zu betrachten ſei und die dajelbit erfolgte Publikation ſchon darum der 
rechtlichen Wirkung für die fogenannten „NRechtsverordnungen“ entbehre,!) ift eine 
unbaltbare Meinung; die Verfaſſung fordert lediglich für Gejege einen be 
jtimmten Modus der Publikation, im Uebrigen aber fteht es völlig im Ermeſſen 
der Negierung, die Art der Publikation frei zu bejtimmen,?) wenn damit nur 
dem Begriffe der Publikation Genüge gefchieht.) Daß aber das Zentralblatt 
an jich völlig geeignet ericheint, dem Zwecke öffentlicher Bekanntmachung von 
Anordnungen der Negierung zu genügen, ift nicht zu bezweifeln. Das Zentral: 
blatt ift ein volltommen geeignetes Verordnungsblatt des deutjchen Reiches und 
hätte am beiten von Anbeginn diefen Titel erhalten. 

Wenn aber das Zentralblatt neben dem Neichsgefegblatt die Kenntniß 
der Nechtsfäge des deutſchen Neiches vermitteln ſoll umd zwar in amtlicher 
Meile gegenüber den Unterthanen, dann follte auch die innere Einrichtung des- 
jelben zweckmäßiger gejtaltet werden. Auszufcheiden wäre prinzipiell die Mit: 
theilung von bloßen Thatjachen, ala Vichjeuchenberichte, Berichte über 
den Stand des Münzweſens, des Bankweſens, über die Einnahmen des Reiches; 
wünſcht die Reichsregierung über derartige VBerhältnifie den Unterthanen amt: 
liche Mittheilungen zu machen, fo mag dies durch die Zeitungen, Tpeziell 
den Neichsanzeiger geicheben. Durch die Ausfcheidung dieſer in einem amt: 
lichen Verordnungsblatt völlig überflüſſigen Dinge, ließe fich auch der Um: 
fang und damit der viel zu bobe Preis des Neichsverordnnungsblattes redu— 
I deſſen Vertrieb durch eine Privatbuchhandlung auch durchaus zwechwtdrig 
erjcheint 

Dagegen wären beizubehalten die Meittheilungen über die Berwegung des 
Neamtenperfonals, über die Amtsbefugnijie von Behörden, ſowie über Aus: 
weilungen aus dem Neichsgebiet: bier handelt es ſich um Dinge, welche mit 
dem Rechtsleben des Staates in unmittelbarer Beziehung fteben, was bei jenen 
oben erwähnten vein thatjächlichen Meittheilungen nicht der Fall iſt. 

Im Uebrigen wäre der Inhalt des Zentralblattes nach den Reſſorts der 
oberjten Neichsbehörden zu gliedern!) und endlich noch bezüglich der Form der 
Verordnungen ein beftimmter äußerer Modus fejtzuhalten; auf legteren Punkt 
müſſen wir noch zurüctommen. — 


nHänel I, ©. 9, Laband 11, ©. 9. Die Argumentation ift: Verordnungen, 
welche Nechtsiäpe enthalten, find materiell Gelege — Geſetze find nah RB. Art. 2 im 
RG.Bl. zu publigiren — ergo müſſen Nechtöverordnungen, um giltig zu jein, im R.-®.:Bl. 
publizirt werden. Richtig Arndt ©. 209. 

) Nichtig Arndt S. 201, 203, mit dem in der folgenden Note gemachten Vorbehalt. 

+) Wal. iiber die Erfordernilie der Publitation Yaband Il, S. 23. Arndt ilt der 
Meinung, falls bezüglich der Publikation nichts beſtimmt ſei, jei diejelbe frei, jo dat jelbit 
Borlefung, individuelle Zujtellung, Herausgabe als Buch genüge. Dies geht mit E. zu weit. 
Es muß fich immer bei der Bublifation um eine amtliche Kundgabe handeln ; dazu bedarf 
ed aber im jedem Falle eines amtlihen Organes; die Herausgabe ala Buch, dad man fid) 
faufen fann oder nicht kaufen kann, iſt feime juriftiiche Publikation. Die Ausführung 
©. 207 über das amtliche Waarenverzeichniß zum Zolltarif it demnach nicht haltbar. 

*) Dies geichieht allerdings im Wejentlihen auch jegt ſchon, zwedmähiger aber als die 
materielle Gliederung (Zollwejen, Finanzweſen, Konjulatswejen ꝛc.) wäre die formelle Ab— 
theilung nach) Behörden: Bundesrath, Auswärtiges Amt, Neihsihapamt ꝛc. 
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III. Der Begriff Verordnung iſt, wie oben bemerkt, in der Literatur keines— 
wegs ſicher beſtimmt, und die Praxis des Verordnungsrechtes iſt, wenigſtens 
im deutſchen Reiche, gleichfalls eine äußerſt unbejtinmte. 

Neben denjenigen Willensäußerungen des Staates, welche in der Form 
des Geſetzes ergehen, ftehen zahlreiche anderweitige Willensänßerungen, welche 
jener Form entbehren. Wir fallen diejelben ganz allgemein zufammen als 
Derordnungen !) Auf die verjchiedenen Verfuche, diefen allgemeinen Verord— 
nungsbegriff weiterhin nach juriftiichen Gefichtspunften in verjchiedene Slate: 
ne. einzutheilen, treten wir nicht näher ein; zu einer irgend bedeutenderen 

ebereinftimmung unter den Schriftitellern haben jene Verfuche bis jett nicht 
geführt?) und es ericheint zweifelhaft, ob der Verſuch, die verschiedenen Arten 
der Verordnungen nach materiellen Gefichtspunften zu gruppiren, überhaupt 
Aussicht auf Erfolg habe. 

Nur der von Zaband gemachten prinzipiellen Unterfcheidung ſei in Kürze 

a Während nah Laband das Wejen des Gejeges darin bejteht, 

echtsjäge zu fanktioniren und Gejege, die dies nicht thun, materiell Feine 
Geſetze, nur „formell“ Geſetze find, bejtehbt das Wejen der Verordnung darin, 
die Verwaltung zu reguliren, Verwaltungsbefehle zu geben; die Verwaltung 
it nach Yaband in diefem Sinne ein Gegenſatz zum Necht;*) Verwaltungs: 
befehle find nicht Nechtsjäge. Eine Verordnung, die dem Weſen dieſer Form 
ftaatlicher Willensäußerung entipricht, iſt eine „materielle Verordnung“ und fie 
enthält ſomit feine Nechtsfäge. Allerdings aber kommen auch Verordnungen vor, 
welche Nechtsfäge enthalten; dieje Verordnungen find aber materiell feine Ver: 
ordnungen, fie find nur „formell“ Verordnungen, materiell find fie Gejege, denn 
Nechtsfäge dürfen nur durch Geſetz aufgejtellt werden. Daran knüpft Yaband 
dann Die weitere Behauptung: Nur auf Grund einer ausdrüdlichen Delegation 
des Geſetzgebers könnten überhaupt „formelle Verordnungen” erlafjen 
werden; Mangels einer folchen ſeien fie ungiltig. Nur materielle Verordnungen, 
bloße Verwaltungsbefehle, ſeien ohne gejegliche Delegation ftatthaft 

An diefer Deduftion erregt zunächit die Untericheidung zwiſchen materiellen 
und formellen Verordnungen Bedenken. Der Staatswille, der nach außen 
befehlend oder gewährend fich äußert, Schafft immer einen Nechtsjag?) und es 

N Dal; Verordnungen nicht gegen ein Geſetz verftohen, nicht contra legem jein dürfen, 
war bis jet unbezweifelt; im Gegenjape biezu behauptet Arndt ©. 10, daß die von ihm 
fogenannten „jelbftändigen“ Verordnungen (anders die „unjelbjtändigen“ vgl. ©. 83) auch 
die „in einem Geſetze getroffenen Anordnungen aufheben“ fünnen. Damit würde man aud) 
noch den letzten feiten Kuntı in der Lehre dom Verordnungsrecht verlieren. Die S. 21? 
Si Beijpiele find nicht contra legem, jondern intra legem. Bol. au Yaband 


”) Den Bemerkungen von Arndt ©. 227 über den nur relativen Werth diefer Unter— 
iheidungen pflichten wir volljtändig bei. Die neuejte Theorie über die Gliederung der Ver: 
ordnungen entwidelt Hänel Il, ©. 63; aber ein abichliefendes Nejultat it wohl auch durch 
diefe anregende Unterfuchung nicht gewonnen. In den Roſin'ſchen Grörterungen über den 
Begriff „Verfügung“ im Umterichied von Sejeg und Verordnung (S. 8 fi.) dürfte ein Frucht 
barer Kern für die Weiterbildung der Lehre jteden. 

) Laband StR. IL, $ 59. Die Laband'ſche Theorie reproduzirt auh Schulze 
D. SR. ©. 529 und ebenjo beruht der Hänel'ſche Aufiag auf der nämlichen prinzipiellen 
Unterjheidung. Ebenjo Henſel in Hirth's Ann. 1884, ©. 26, und inSbejondere Roſin 
©. 19 ff. Völlig unbegreiflich it das gegen den „Rechts“: Inhalt von Verwaltungsverord- 
ig vorgebrachte Argument: daß diejelben jederzeit abgeändert werden fünnen, obne dab 
der Einzelne hiegegen Widerjpruc erheben fünnte! (Rojin ©. 21). 

% Yaband II, ©. 69. 

9) Ich halte hieran feit audy gegen Arndt ©. 42 5. °. 


Be 
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iſt ganz irrelevant, ob derjelbe an alle Staatsangehörigen gerichtet iſt oder 
etwa nur an einzelne Behörden; aud im legteren ‘Falle bezieht jich ja 
die Meuferung des Staatswillens virtuell, wenn auch nur indirekt, auf alle 
Staatsangehörigen,') ſoweit fie mit der betreffenden Behörde in Beziehung zu 
treten haben. Rechtsſatz und VBerwaltungsbefebl find nicht Gegenjäge, auch 
der Berwaltungsbefebl it ein Rechtsſatz. 

Demgemäß fällt die Laband'ſche Unterfcheidung zwiſchen formellen und 
materiellen Verordnungen dahin; alle Verordnungen enthalten Rechtsſätze, 
ebenfjo wie alle Gejege. Dabei mag ja unummunden zugegeben werden: 
inhaltlich beſteht ein augenfälliger Unterfchied zwifchen einer Verordnung, welche 
etwa eine ganze bochwichtige Seite des Polizeiwejens ordnet und einer Ver: 
ordnung, welche dem Zollamt X gewilje Amtsbefugnijje gibt oder nımmt: ob 
aber auf Grund diefer Verjchiedenbeit des Inbaltes auch der Nechtsbegriff der 
Verordnung verjchieden zur fallen fer, it zum Mindeſten eine noch offene Frage. 

Weinen wir jo die Yaband’iche Unterjcheidung zwiſchen formellen und 
materiellen Verordnungen verwerfen, jo fünnen wir auch weiterhin dem Saße 
nicht beipflichten: zum Erlaſſe „formeller” Berordnungen bedürfe e8 einer 
gejeglichen Delegation. Woher nimmt Yaband das Necht zu der Behauptung: 
Nechtsjäge fünnten nur in der Form des Geſetzes erlajjen werden ? Nirgends 
findet fich für diefe Behauptung ein Anhalt umd demgemäß ift dieſelbe auch 
bezüglich der „formellen Verordnungen“ unbaltbar.*) 

Für die Zwecke unferer weiteren Unterfuchung genügt es, den unbejtrittenen 
Sat fejtzubalten: es gibt ein Gebiet von Nechtsiäßen, welches der Form des 
Geſetzes ermangelt, die jogenannte Verordnungsiphäre Für die Abgrenzung 
der beiden Gebiete hat weder die Theorie noch die Praxis feſte Nechtsjäge 
zu gewinnen vermocht ; die wenigen ficheren Nechtsregeln, welche ſich darüber 
aufjtellen lajen, wurden oben angegeben. Die Verfaſſung ftellt nur wiederholt 
den Gejegen die „allgemeinen Verwaltungsvorfchriften" gegenüber, jo in Art. 7 
Ziff. 2, wo der Erlaß von folchen dem Bundesrath übertragen ift; andrerjeits 
jpricht Art. 17 von „Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers“ „im Namen 
des Reiches“. Eine materielle Abgrenzung zwiichen Gejeß und Verordnung vom 
Gefichtspunft der legteren aus, verfucht nur Art. 50°, allerdings in juriftiich 
völlig ungenügender Weile: es ſoll darnach auf dem Gebiete des Poſt- und 
Telegrapbenwejens dem Verordnungsweg vorbehalten bleiben, was demjelben 
eh nach den Grundjägen der preußischen bezw. norddeutichen Poftverwaltung 
angehörte. 

Soweit für die Abgrenzung der Verordnungsiphäre ein Rejultat gewonnen 
werden kann, ergibt fich dasſelbe aus den obigen Unterfuchungen über den 


) Bal. aud) die Bemerkungen von v. Martig ©. 246 ff., allerdings mit Beſchränkung 
auf das Geſetz. 

2 Vgl. hierher die völlig zutreffende Argumentation bei Arndt 88 5, 7 und 8. 
Ebenjo v. Martig ©. 255. Dagegen Laband 1, ©. 73: „der Grundjag, daß Geſetze im 
materiellen Sinne Rechtsvorſchriften) im Wege der Gejepgebung zu erlajien find, aljo 
zugleich Gejege im formellen Sinne jein jollen, iſt in der Neichsverfajiung als jelbjtvers 
jtändlich vorausgeſetzt.“ Ebenjo Hänel Il, ©. 64 für die „gejeßpvertretenden“ Berordnungen, 
welche wieder fich gliedern in „organtiatoriiche” und „Rechts":Verordnungen (©. 63). S. das 
Verzeichniß geieglicher Delegationen für den Kaifer ebenda ©. 76', den Bundesrath ©. 85!. 
Diejelbe Meinung bei Meyer StR. ©. 408. 425. Löning Berw.R. ©. 280. Arndt 
©. 67 erhebt mit Necht die Frage, welhen Sinn die fo häufig wiederkehrende Vorſchrift: 
bejtimmte Materien des Rechtes mühten auf dem Wege des Geſetzes geordnet werden, haben 
jollte, wenn dies jchon aus allgemeinen Grundſätzen ſich von jelbjt ergebe. 


nach deutichem Reichsſtaatsrecht. 313 


Umfang der Sphäre des konſtitutionellen Geſetzes. Um eine vielumſtrittene 
hieher gehörige Spezialfrage zu erwähnen, ſind die gegen die Rechtskraft der 
Schiffsvermeſſungsordnung erhobenen Einwendungen nach den oben gemachten 
Ausführungen haltlos, wie fie denn auch von der Praxis völlig unberücfichtigt 
gelajjen wurden. 

IV. Die Frage, welche weiterhin noch zu beantworten ift, betrifft den 
Träger des Verordnungsrechtes. Für den einfachen monarchiichen 
Staat iſt in Theorie und Praxis fein Zweifel: das Verordnungsredt 
ift prinzipiell ein Stüd des Monarchenrechtes. Soweit die Form 
des Gejeges nicht zur Anwendung fommt, ijt der Monarch derjenige Faktor 
im Staate, der die erforderlichen Rechtsſätze frei erläßt.') Eine Beichränfung 
des Monarchen in dieſem Nechte kann nur inſofern vorkommen, als ein Geſetz 
den Erlaß von Vollzugsverordnungen einem anderen Faktor im Staate über: 
weilen fann. Sit dies aber nicht der Fall, jo tft das Verordnungsrecht 
ein Stüd des Monarchenrechtes und jedes andermweite Ver: 
ordnungsredht leitet jih ab aus jenem Nedte des Staats: 
oberhauptes. | 

Dieſe allgemeinen jtaatsrechtlichen Grundſätze gelten auch für unſer 
Deutjches Neich.?) Nur ift das Neich feine Monarchie, Jondern eine Bleonardhie. 
An die Stelle des Einen Staatsoberhauptes ift eine Norporation von 
Monarchen getreten, deren jtellvertretendes Organ der Bundes: 
ratb iſt. Wir haben an anderer Stelle’) den Nachweis erbracht, daß auch 
die Gründung des Deutjchen Reiches wie jede Staatengründung 
ein rein faftiiches Moment iſt; die Staatsgewalt dieſes neuen 
Staates war und ift eine monardijche in füderativer Organi— 
jation. Für diefe Staatsgewalt gelten die prinzipiellen Sätze des Monarchen- 
rechtes. Die Regierung des Staates durch Erlaf der erforderlichen 
Rechtsſätze, ſoweit nicht die Form des Gefeges zur Anwendung 
fommt, ijt auch im Deutſchen Neiche Sache des oberjten Trägers 
der Staatsgewalt, jo gut wie dies im preußiichen Staate der 
Fall war und ift. Mit anderen Worten: aus den Säben 1. das Ber: 
ordnungsrecht iſt ein Stüd des monarchischen Nechtes, 2. das Deutjche Neid) 
iſt ein monarchiſcher Bundesitaat, ergibt fich die nothwendige Folge: Das 
Verordnungsrecht ſteht im Deutſchen Reihe dem Bundesrath 


1) Wal. hierher die volltommen zutreffende Erörterung bei Arndt $ 7 über das preuß. 
Recht. Den Gegenjaß dazu bildet der Sap des belgischen Verfaſſungsrechtes: „il faut que 
chacque arr&t® prenne sa source dans la eonstitution ou dans une loi.“ Diejer Cap, 
auf weihem die Laband-Hänel’iche Theorie beruht, findet ſich aber weder in der preußiſchen 
noch in der Neichsverfaflung und die Wiſſenſchaft hat nicht das Recht, diejen 
die Fundamente des Staatswejens treffenden Satz als „jelbjtverjtändlid” 
„borauszujegen.“ 

2) Nach den Verfafjungsentwürfen war dad ganze Verordnungsreht prinzipiell den 
Einzelftaaten vorbehalten. S. die vorzügliche Entwidelung bei Hänel II, ©. 67—73, dazu 
auh Arndt ©. 86 fi. 

) Vgl. Zorn in Hirth's Ann. 1884, ©. 478. Der Sag bei Arndt ©. 13 (wiederholt 
S. 14 und öfter): „während alle übrigen Staaten älter jind als ihre Geſetze und Verfaſſungen, 
find der Norddeutihe Bund und das deutjihe Reich erſt durd Geſetz 
geihaffen worden“, iit völlig unbaltbar: es iſt unmöglich, daß ein Staat 
durch Gejeg „geihaffen“ werde Aus dem falichen Vorderjage werden dann ins: 
“ bejondere in $9 unrichtige Konjequenzen gezogen, fpeziell S.90*. Die gefünjtelte Deduktion 
auf ©. 91 ijt überjlüflig. 
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als dem Nepräfentanten des pleonarchiſchen Staatsoberhauptes 
zu. Wir finden diefen Satz auch in Art. 7 der Verfaſſung anerfannt.‘) Sind 
aber die obigen Prämiſſen richtig, Jo haben jene Vorichriften des Urt. 7 nur 
deflaratorische nicht Fonjtitutive Bedentung. Sie haben nicht den Sinn und 
fonnten nicht den Sinn haben, daß durch fie das monarchiſche Verordnungs— 
recht erſt geichaffen worden wäre, dieſes Necht war vielmehr ein nothwendiger 
Beitandtheil der deutſchen Staatsgewalt. Die Sadje Liegt bier ebenjo wie 
bei a. 2 der Verfaſſung, wo in dem Satze: Weichsrecht bricht Landesrecht, 
gleichfall3 eine nothwendige Konſequenz des Begriffes Bundesſtaat ausgeſprochen 
wurde, obwohl jener Rechtsſatz auch ohne pofitive Formulirung Durch Die 
Thatiahe des Bındesitaates gegeben war. Und ebenjo bei a. 78’, ſoweit 
derjelbe nur das Prinzip der Kompetenz-Kompetenz betrifft. War im Deutichen 
Neihe ein Staat geichaften, jo mußte derjelbe nothwendig das Necht der 
stompetenzerweiterung haben. Das Verordnungsreht des Bundes: 
rathes°) iltjomit einfach das unbezweifelte und unzweifelbafte 
Monarhenrecdt‘) Nur der Bundesratb hat Dies „jelbitändige Ver: 
ordnungsrecht“, andere Faktoren der Reichsgewalt können ein ſolches nur kraft 
Delegation des Geſetzgebers oder des Bundesrathes haben, alfo nur ala 
„unfelbitändiges“.*) 

Die Deduftion bei Arndt 83, daß e8 im Deutichen Neiche ein „ſelb— 
jtändiges" Verordnnungsrecht nicht gebe, und die daraus S. 216 für die Recht: 
jprechung gezogene bochwichtige Konſequenz find, weil auf einem unbaltbaren 
und unmöglichen Vorderjage berubend, Hinfällig ; im diefem Punkte Liegt der 
Grundfehler des Arndt’jchen Buches. 

Das „ſelbſtändige“ VBerordnungsreht im Neiche Steht dem 
Bundesratbe zu. Nur das Berordnungsrecht des Bundesratheg 
ift an Jich und prinzipiell vorbanden; jedes andere Verordnungs: 
recht iſt „unjelbitändig* in dem Sinne, Daß dasjelbe eines 
begründenden Speztialtitels bedarf; dies jchließt jedoch auch für den 
Bındesrath nicht aus, daß ihm das Verordnungrecht durch den Gejeßgeber 
für eine bejtimmte Materie zugewieſen wird. 

2. Faſſen wir zunächſt nach Ddiefer Richtung das Verordnungsrecht des 
Kaifers ins Auge, jo kann der erforderliche Spezialtitel in der Berfafjung 


) Ueber den Inhalt des Art. 7 j. Arndt 86, defien Nachweis gegen Laband, dab 
jene Verfaſſungsvorſchrift fih nicht mur auf „VBerwaltungsverordnungen“ beziehe, jondern 
gleicher Weiſe das Recht zum Erlaß von „Nechtsjägen” einjchliehe, völlig gelungen ericheint. 
Die Analyjeder auf Grund des Art. 7 erlajienen Verordnungen in Bezu 
aufderen Inhalt an „Rechtsſähen“ iſt ganz bejonders dantenswerth Sal 
der verdienjtlihite Theil des Arndtihen Buches. Mad Laband und Hänel 
wären die wichtigjten Reichsverordnungen ungiltig. 

?) Anders im norddeutfchen Bunde nad) der damaligen Praris. Hänel Il, ©. 75, 
Dazu über Fortjegung dieſer Praris auch im Neiche noch ©. 86. Bal. Arndt ©. 51. 

’) Offenbar war dies auch die Meinung von Delbrüd und Läsker und ebenfo hat 
0 Bu a died unummunden anerkannt, vgl. die Angaben bei Arndt 

PL) . 
*) Ueber die Delegationsbefugnig nad preußiſchem Recht ſ. Arndt 817. Wenn aber 
Arndt behauptet: „was für das preußiiche Staatsrecht gilt, läßt fih aud) für das Reichs— 
ltaatsrecht behaupten“, jo ift dies zwar vom Standpunkt unjerer, nicht aber von dem der 
Arndt'ſchen Theorie richtig. Denn nad) letzterer gibt es ja ein „jelbitändiges“ Berordnungse 
recht im Reiche überhaupt nicht ; die Delegation aber ſetzt begrifilich nothwendig einen „jelbs 
jtändigen” Inhaber des Verordnungsrechtes voraus. 


; 
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oder in einfachen Geſetzen ſich finden und es dürfte ein Zweifel nicht dagegen 
erhoben werden, daß ein derartiger Spezialtitel jederzeit durch die Geſetzgebung 
neu begründet werden kann. 


Fraglich iſt nur, ob auch der Bundesrath einen folchen Titel für den 
Kaiſer von jih aus allein begründen fann. Da der Bundesrath als Res 
präjentant des Trägers der Souveränetät im formal jurijtiichen Sinne oberjter 
Machtfaktor des Neiches ift, während der Kaiſer in diefem formalen Sinne 
erit in zweiter Linie jteht, möchte man geneigt jein, obige Frage zu bejahen. 
Poſitive Nechtsiäge fehlen hiefür und die rein formale Konitruftion würde das 
eben präzifirte Nefultat ergeben. Gleichwohl müſſen wir die Frage verneinen. 
Die jtaatsrechtliche Stellung des Katjers, Tpeziell zum Bundesrath, gehört zu 
den noch unfertigen Problemen unjerer Neichsverfaljung. in jurijtiiches 
Unterordnungsverhältnif des Kaiſers zum Bundesrathe wäre aber ein prin- 
zipieller Widerjpruch gegen die monarchiiche Stellung, welche zwar nicht der 
Kaiſer als jolcher, aber der König von Preußen als Mitträger der Souveränctät 
des Neiches einnimmt ') 

Demgemäß kann nicht der Bundesrath, jondern nur die Gejeggebung des 
Neiches gemäß den für das Neich geltenden Eonftitutionellen Staatsprinzipien 
für kompetent erachtet werden, den fir das Verordnungsrecht des Kaiſers 
jtaatsrechtlich nothivendigen Spezialtitel zu jchaffen. 

Iſt aber das Verordnungsrecht des Kaifers ein in dem oben ausgeführten 
Sinne „unjelbjtändiges”, Ddelegirtes Recht, dann iſt dasjelbe nicht allein ein 
Hecht, jondern eine Pflicht, d. h. der Kaiſer muß dann, falls nicht ausdrücklich 
eine weitere Delegation durch Die Gejegesvorjchrift offen gehalten wurde, dies 
Necht auch jelbjt ausüben, und iſt nicht befugt, einen anderen Faktor 3.9. den 
Neichsfanzler, mit diefer Ausübung zu beauftragen.?) 

3. Der für das „unjelbjtändige” VBerordnungsrecht erforderliche Spezial: 
titel fann ji aber auch auf andere Organe des Staates beziehen. Zumächit 
fommt bier in Betracht der Neihsfanzler. Der Neichskanzler kann einmal 
durch Geſetz mit dieſem Titel ausgejtattet werden. Da aber der Bundesrath 
ein dem Reichskanzler übergeordnetes Organ ift, muß auch der Bundesrath, 
der prinzipielle und präjumtive Träger des Neichsverordnungsrechtes, als 
berechtigt anerfannt werden, den Spezialtitel für das VBerordnungsrecht des 
Neichsfanzlers zu begründen, joweit dies Verordnungsrecht des Bundesrathes 
das „jelbjtändige* it, nicht dagegen, inſofern es ein „unjelbjtäudiges", vom 
Geſetzgeber angewiejenes iſt. 

4. Dagegen wird bezüglich der einzelnen Zentralſtellen des Reiches: 
des Auswärtigen Amtes, Reichsamts des Inneren, Reichsſchatzamtes, Reichs— 
juſtizamtes, Reichspoſtamtes, Reichsamtes für die Verwaltung der Reichs— 
eiſenbahnen, der Admiralität (ſoweit letztere Verwaltungsſtelle iſt), nicht das 


!) Uebereinſt. Hänel II, ©. 46: „Denn der Kaiſer iſt nirgends, auch nicht da, wo 
feine Rechte verfaſſungsmäßig dur einen Beſchluß des Bundesrathes bedingt find, eine 
dem Bundesrathe untergeordnete Inſtanz.“ 

Val. Laband II, ©. 85°, und über die Subdelegationsbefugnii im Allgemeinen, 
Arndt $ 17, welcher fi) gegen Laband und eine Subdelegation generell für jtatthaft 
erflärt. Die Praxis jteht allerdings auf diejem Standpunkt und es iſt nicht zu leugnen, 
dat derjelbe innerlich jeine Berechtigung hat: auch hier liegt eine Uebertragung monardiicher 
Gedanken auf das kaiferliche Amt vor, was aber Angeſichts der prinzipiellen Grundlage des 
Reiches ohne eine poſitive Rehtsbafis unjtatthaft ift. 
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Gleiche behauptet werden dürfen. Auch nach dem Stellvertretungsgefeg vom 
17. März 1878 iſt der Neichsfanzler allein der Minifter des Reiches. Alle 
Befugniſſe, welche die Zentralitellen der Neichsverwaltung beiten, find rechtlich 
Befugniſſe des Neichsfanzlers. Es kann demnach dieſen Zentralſtellen ein 
eigenes Verordnungsrecht nicht übertragen werden. Nur der Reichskanzler iſt 
berechtigt, wenn die formellen und materiellen Vorausſetzungen des Stell— 
vertretungsgeſetzes vorliegen, ſein Verordnungsrecht jenen Zentralſtellen zu 
übertragen. Die Geſetzgebung hat durch Ertheilung der Fakultäten des Stell— 
vertretungsgeſetzes dem Reichskanzler jene weitgehende Konzeſſion eingeräumt. 
Alles Verordnungsrecht der Zentralſtellen iſt ſomit Verordnungsrecht des 
Reichskanzlers. 

Eine beſondere, wie es ſcheint kaum lösbare Schwierigkeit bietet das 
ſtaatsrechtliche Verhältniß des Reichskanzlers zur Militärverwaltung. Wir 
behalten die Erörterung dieſer Materie einem beſonderen Auflage vor. 

V. Wie geftaltet ſich nun auf Grund diefer Sätze unferes Neichsrechtes 
die fonftitutionelle Berantwortungspflicht?*) 

Alle Aeußerungen des Staatswillens müſſen nach unbezweifelten fon: 
jtitutionellem Grundaxiom, welches in der preußiichen wie in der Reichs— 
verfallung pofitive Anerkennung gefunden bat, erforderlichen Falles vor der 
Volksvertretung verantwortet werden. 

Vermittelſt welcher jtaatsrechtlichen Prozedur ſich Ddiefe Verantwortung 
für Diejenigen Aeuferungen des Staatswillens, welche von untergeordneten 
Behörden ausgeben, gejtaltet, laſſen wir unerörtert und bejchränfen uns auf 
die zentralen Organe des Staates. 

Den äußeren Anhaltspunkt für die Feititellung der Verantwortungspflicht 
bildet die Art der Publikation. 

1. Verordnungen des Neichsfanzlers find mit Unterschrift zu publiziren 
und durch dieſe Unterjchrift übernimmt der Kanzler die Verantwwortungspflicht 
vor der Volksvertretung. 

2. Verordnungen der Zentralitellen fünnen als ſolche nur nach dem 
pofitiven Willen des Neichsfanzlers vorfommen. Die Frage der Verantwort— 
lichkeit ijt im Stellvertretungsgejeß nicht entjchieden.?) Man wird aber nad) 


") Den Inhalt diefer Pflicht hier zu behandeln, beiteht fein Anlaß. Wir halten aber 
die Erörterung bei Henjel ©. 51 fi. — eine Ausſpinnung des Seydel'ſchen Wortes: 
„Phraſe“ — Tür unzutreffend, Die Pilicht des Neichslanzlers, dem Reichstag zu antworten 
und fid) vor demielben zu „verantworten“ (N.:B. Art. 17), iſt allerdings eine verfaſſungs— 
mäßig konjtituirte Nechtspflicht, wenn auch die Feitiegung von Nechtsfolgen unterlaflen wurde. 

) Die Bemerkungen von Arndt S. 172? über die Stellvertretung in der minifteriellen 
Segenzeichnung ſcheinen mir das Weſen diejer legteren völlig zu verfennen. Gegenzeichnen 
im jtaatsrechtlihen Sinne fann nur ein Minifter. Das Wejen der Gegenzeihnung beſteht 
in der Uebernahme der Verantwortlichkeit gegenüber der VollSvertretung für den unverant: 
wortlihen Monarchen. Recht und Pilicht diefer Verantwortlichkeit tragen die Minifter und 
nur die Minifter, demnach ift auch eine Stellvertretung in der Kontraſignatur an ſich une 
giltig; mit gutem Grunde ift fie in Preußen „wicht hergebracht“. Die Bedeutung des Geſetzes 
vom 17, März 1878 ferner vertennt Arndt gleichfalls; nicht „aus Vorjicht” wurde hier eine 
Stellvertretung des Reichskanzlers „durch beiondere gejegliche Vorſchrift“ „Für ftatthaft“ 
erklärt, fondern es wurden in Abänderung von Art. 17 der Verfaſſung noch neben dem Reichs— 
fanzler und unter deſſen genereller Leitung — nicht das preußische Reſſortſyſtem! — eine 
Anzahl don Miniftern geichafien, welche Recht und Bilicht der Kontrafignatur und der darin 
begründeten Verantwortlichkeit haben fönnen. Dagegen ein Botichafter, der nur interimiftiich 
das Auswärtige Amt verwaltet, iit nach dem Sinn des Gejepes vom 17, März 1878 nicht 
einmal fähig, für das Gebiet diefes Reſſorts zu Lontrafigniren, geichweige denn eine 
Zelegraphenordnung zu erlajien. 
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dem inneren Zuſammenhang des Gefeges die Verantwortlichfeit des Neiche- 
kanzlers für feine Stellvertreter als Prinzip behaupten müſſen: diefe Pflicht 
de3 Kanzlers iſt das nothiwendige Korrelat für das ihm eingeräumte Necht. 
Eine präziſe Entjcheidung läßt 1 nicht gewinnen. Der Neichsfanzler wird 
jedoch die Verantwortlichfeit für Verordnungen feiner „Stellvertreter“, der 
Staatsjefretäre, nicht ablehnen dürfen.') 


3. Die Verordnungen des Kaiſſers bedürfen nach Art. 17 der „Gegenzeich- 
nung des Reichskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt“. 
Nach $ 1 des Stellvertretungsgejeges kann diefe Gegenzeichnung auch durch die 
Stellvertreter „wahrgenommen werden”. Die Verantiwortlichkeit des Reichs— 
kanzlers, bezw. der Staatsjefretäre, bejtimmt fich alfo bei den faiferlichen Ver: 
ordnungen nach denjelben jtaatsrechtlichen Gefichtspunften wie bei denjenigen 
des Reichskanzlers jelbjt.?) 


4. Böllig refultatlos aber bleibt die Erwägung der Trage nach der fon- 
jtitutionellen Verantwortungspflicht bei Verordnungen des Bundesratheg, 
was um jo bedenflicher ift, als nach den obigen Ausführungen der Schwer: 
punkt de3 DVerordnungsrechtes im Bundesrathe liegt. Die Verordnungen des 
Bundesrathes werden im Zentralblatt?) in der allerformlofeiten Weife publizirt. 
„Der Bundesrath hat in feiner Sigung vom... . beſchloſſen,“ Tautet die 
übliche Eingangsformel, dann folgt der Tenor des Beſchluſſes, dann folgt oder 
auc fehlt die Datirung, dann folgt oder auch fehlt eine Unterjchrift, manchmal 
des Reichskanzlers, manchmal eines der Staatsjefretäre, manchmal eines 
anderen Beamten.) Dieſe an ſich im höchiten Grade bedenkliche Formloſig— 


Y A. A. Henjel S. 56. Im Reichstag wurde die Frage erörtert, blieb aber unent- 
fchieden. 

) Hänel II, ©. 9. 

2) Ueber das Zentralblatt felbjt ſ. oben II. 

* Ich greife zur Eharakterijtit der Publikation der Bundesrathsverordnungen den Fahr- 
gang 1883 des Bentralblattes heraus. 

©. 1 heit e8: „Der Bundesrath hat in feiner Sikung vom 19. Dez. v. J. beichlofien, 
dab in das durch Beſchluß d. BR. v. 17. April 1871 ala Anl. A zu dem Negulativ für 
Privatlager genehmigte Verzeihnii derjenigen Waaren, welde mit mehr ald 3 M Boll für 
100 Sg. belegt, ohne Mitverichlug der Zollbehörde zum Privattranfitlager abgelafien werden 
fünnen, bei den dajelbjt genannten Gewürzen der Nr. 25 i des Bolltarifs auch Sternanis 
aufzunehmen jei.” 

Datirt oder unterjchrieben ijt die Verordnung, welche unter den Laband-Hänel’ihen 
Begriff der „Rechts“Verordnung — ein allgemein an die Unterthanen gerichtete permittere — 
zu jubjumiren wäre, nicht. — r 

©. 8 jteht eine „Belanntmadhung betr. die Ubänderung der Ausführungsvorjchriften 
zu dem Geſetz v. 1. Juli 1881 wegen Erhebung von Reichsitempelabgaben”. 

„Auf Grund des Bundesrathöbefchlujjes v. 10. März vor. %. wird folgendes beftimmt : 

II. Die Beftimmungen unter Ziff. 2 e und 3 ebendajelbjt erhalten folgende Faſſung, 
und zwar: 

1. Biffer 2 e: Nach jeder Einzahlung auf die in den Tarifnummern 1—3 bezeichneten 
Wertpapiere find die Interimsicheine nad) den Vorſchriften unter Nr. 2a—2d zur Abſtem— 
pelung vorzulegen.” — — 

Diele „Recht 3": Verordnung ift auf Grund einer vom Bundesrath dem Reichskanzler 
ertheilten Subdelegation erlajien und zwar von deſſen Stellvertreter für das Finanzweſen 
be F Unterſchrift („Der Reichskanzler. In Vertretung: Burchard“) fie trägt; auch iſt die” 
felbe datirt. 

Diefe Verordnung iſt nah Laband-Hänel als ohne gejegliche Delegation für den 
Reichskanzler erlafiene und lediglih im Zentralblatt publizirte „Rechts“ ⸗Verordnung un» 
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feit ift aber aus dem Grunde unfchädlich, weil eine Verantwortlichkeit für 
diefe Verordnungen überhaupt nicht zu Recht beiteht. Weder iſt durch. die 
Verfaffung eine ftaatsrechtliche Werantwortungspflicht der Mitglieder des 
Bundesrathes jelbit begründet, noch fann eine folche irgendivie für den Neichs- 
fanzler oder die Staatäfefretäre behauptet werden. Der Neichsfanzler trägt 
die Verantwortlichfeit nur 1. felbjtverjtändlich für feine eigenen und 2, ver: 
faliungsgemäß (Art. 17) für die Verordnungen des Kaiferd. Im YBundesrath 
hat der Reichskanzler als folcher nur die formalen Rechte des Vorfiges und der 
Gefchäftsleitung (Art. 15);') er fann überftimmt werden, ja e3 ift nicht ganz 
unfraglich, ob der Reichskanzler überhaupt eines der 58 ftimmenden Mitglieder 
des Bundesrathes fein müßte: Vorſitz und Gefchäftsleitung ließen fich jeden- 
falls auch ohne Stimmrecht wahrnehmen.‘) Der Neichöfanzler ift aber auch 
nicht Minifter des Bundesrathes, jondern des Kaiſers (Art. 15, 17). 

Weder auf dem Wege der Konftruftion noch auf Grund einer 
pofitiven Rechtsvorſchrift läßt fich eine Berantwortungspflidht 
des Neichsfanzlers für Bundesrathsverordnungen behaupten. 
Br dieje Verordnungen beſteht demnach eine ſtaatsrechtliche 

erantwortungspflicht überhaupt nicht, fie entbehren der Bajis 
des fonjtitutionellen Staatsredtes. 


„Der Reichskanzler fteht in keinerlei fonftitutionellem Ber 
antwortlichfeitsverhältniß behufs Dedung des unverantwort- 


giltig; nad) unjerer Theorie berührt die Publikation im Zentralblatt die Giltigkeit nicht, 
andererjeit3 aber war allerdings der Bundesrath nicht berechtigt, die ihm vom Gefeßgeber 
(G. v. 1. Juli 1881 $ 3) ertheilte Delegation generell an den Reichskanzler zu jubdelegiren, 
wie dies durch die B. v. 10. März 1882 (3.Bl. 107) geichab. 

©. 12. „Bekanntmachung betr. die Ergänzung der Beitimmungen über die Prüfung 
der Apothekergehilfen.“ 

„Der Bundesrath hat beichlofien, die Befanntmahung betr. die Prüfung der Apotheker— 
gehilfen v. 13. Nov. 1875 (3.Bl. 761) durch die nachſtehende Vorſchrift zu ergänzen: 

Als Apothefergehilfe darf nur ferviren, wer den mahgebenden Vorfchriften 
über die Prüfung der Apothefergehilfen genügt bat. 

Berlin, ben 13, Januar 1883, 

Der Reichskanzler. 
In Vertretung: Ed.” 

Dieje „Rechts“-Verordnung iſt von einem Beamten unterzeichnet, welchem die ſtaats— 
rechtliche Befugniß hiezu volljtändig fehlt. Darum iſt diejelbe ungiltig und in der gleichen 
Lage befinden fi aus genau demjelben Grunde („Der Reichskanzier. In Vertretung: Ed“) 
Ban: andere Verordnungen, welche im Zentralblatt publiziert find, vgl. 3. B. S.40: „Der 

eihöfanzler. Im Auftrage: Boccius“. Ueber „Ed“ vol. auh Henjel ©. 57%. 

S. 71 finder fi eine vom Reichskanzler jelbjt unterzeichnete Bundesrathsverordnung: 
„Bekanntmachung betr. Abänderung und Ergänzung des Betrieböreglements für die Eijen- 
bahnen Deutihlands.“ Nach Laband-Hänel iſt diejelbe natürlich ungiltig, nad) unferer 
Theorie fehlt bier an der Rechtskraft Nichts. 

Das im Obigen mitgetheilte Material mag genügen. 

') In $ 27 der Geſch.O. des Bundesrathes: „Die zur Ausführung der Beſchlüſſe des 
Bundesrathes erforderlihen Verfügungen werden vom Reichskanzler getroffen“, kann eine 
— — des Reichskanzlers für dieſe Beſchlüſſe nicht gefunden werden. Vgl. 

enſel S. 18. 

) Vgl. hieher HAnel I, S. 24 ff: „Mit dem Reichskanzler als Präſidenten figt Jemand 
im Bundesrath, der nicht von einem Einzeljtaate ernannt und als folder nicht Bevollmächtigter 
eines Einzelftaates ift.“ Die dann folgende fcharffinnige Erörterung über den verfafjungs- 
mäßigen Denon von „PBräfidialjtimme” und Reichsfanzler ijt doch nicht ganz über- 
Br — ka nl ijt ein Ueberbleibjel aus dem Berfafjungsentwurf. Vgl. 

enjel ©. fi. 
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lichen Bundesrathes; er iſt in keinem Sinne deſſen Beamter, 
ſondern nur deſſen Vorſitzender.“ (Hänel I, ©. 89.) 

„Das Verordnungsrecht des Bundesrathes fällt aus dem 
Rahmen der konſtitutionellen Organiſation des Reichs in jeder 
Gejtalt heraus.“ „In welcher Geitalt es auch auftritt, es bleibt 
außer jeder Beziehung zu der Eonjtitutionellen VBerantwort- 
Lichfeit, die nach der Verfaſſung ausſchließlich für den Reid 
fanzler und feine Stellvertreter und nur für Regierungsband- 
lungen des Kaifers begründet wird.“ (Hänel II, ©. 9 f.) 

Trog mehrfacher Abweichungen von Hänel im Einzelnen müſſen wir 
demnach die Kritif I, ©. 93 des „grundjaglofen, willfürlichen und bunten 
ha in Handhabung des NReichsverordnungsrechtes als vollberechtigt an— 

ennen. 
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Die Erterritorinlität der dentfchen LZandes- 
herren vor und nad 1879. 


Bon 
Dr. Thudichum, 


Profeſſor in Tübingen. 
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Ob die deutſchen Einzelſtaaten ungeachtet ihrer Unterordnung unter die 
Reichsgewalt noch „ſouveräne Staaten“, ihre Oberhäupter noch „Souveräne“ 
genannt werden könnten, iſt vielfach beſprochen und verſchieden beantwortet 
worden, je nach den Begriffen, die Jeder mit dem Ausdruck Souveränetät 
verbindet. Die Frage ſcheint auf den erſten Blick eine lediglich theoretiſche zu 
ſein, behauptet aber in Wirklichkeit eine hohe praktiſche Bedeutung zunächſt 
auf völkerrechtlichem Gebiet. Unzweifelhaft beſitzen die deutſchen Bundesfürſten 
noch jetzt wie vor 1866 während ihres Aufenthalts in fremden Staaten dort 
das Necht der Exterritorialität, wie dieſes auch ihren bei auswärtigen Staaten 
beglaubigten Geſandten zufommt. Die Neichsverfaffung hat diefen Ausflug 
der Souveränetät nirgends aufgehoben,. was namentlich darin hervortritt, daß 
fie den Bundesfürjten nicht das Necht entzieht, Gejandte zu jenden und zu 
empfangen und Staatöverträge mit fremden Staaten zu Jchließen, mag aud) 
diefes Hecht weiter feinen großen praftichen Werth haben und von den meijten 
kleineren Fürſten thatjächlich nicht geübt werden. 

Auffallender Weije ift dagegen die ſouveräne, erterritoriale Stellung der 
deutfchen Bundesfürjten innerhalb des Bundesgebiets ſelbſt ſeit 1877 in Zweifel 
gezogen worden und ericheint es an der Zeit, über dieſe Frage eine nähere 
Unterfuchung anzuſtellen. 

Das Einführungsgefeg zum Gerichtsverfafjungsgefege vom 27. Jamıar- 
1877 $ 5 verfügt: 

„In Anfehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrliden da 
milien, ſowie der Mitglieder der fürftlichen Familie Hohenzollern finden die Be 
ſtimmungen des Gerichtöverfafjungsgeieges nur inſoweit Anwendung, als nich— 
befondere Vorſchriften der Hausverfafjungen oder der Landesgeſetze abweichende 
Beitimmungen enthalten.“ 

Wörtlich ebenjo lauten die SS 4 und 5 der Einführungsgejege zur Straf: 
prozeßordnung und zur Konfursordnung, während dasjenige zur Bivilprozeßs 
ordnung in $ 5 den Zuſatz mad: 

„Für vermögensrechtlihe Aniprüche Dritter darf jedoch die Zuläfiigleit de& 
Rechtsweges nicht von der Einwilligung des Landesherrn abhängig gemacht werden.“ 

Nah dem Wortlaut diefer Paragraphen find in Bezug auf Gerichtsjtand 
und Gerichtsverfahren, überhaupt für alle in den Juſtizgeſetzen geregelten Ma— 
terien in erjter Linie die Hausverfafjungen und Landesgefege maßgebend, welche 
am 1. Dftober 1879 bereits bejtanden oder jpäter erlajien werden. Inwie— 
weit ein Landesgejeg zur Abänderung des beftehenden Rechts erforderlich oder 
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ein Hausgeſetz ausreichend ſei, richtet ich nach dem Berfafjungsrecht jedes Ein- 
zelitaates. Jede haus» oder landesgejegliche Verfügung wirft für das ganze 
Gebiet des Reichs. Die Reichsjuftizgejege haben allerdings durch die gewählte 
Ausdrucksweiſe die Landesherren und deren ‘Familien im erjten Sa des $ 5 
den Gerichten aller deutjchen Staaten, jowie dem Reichsgericht untertworfen, 
aber durch den zweiten Sat wieder Alles davon abhängig gemacht, wieweit 
Haus» oder Landesgeſetze diefe Unterwerfung eintreten laljen wollen; nur mit 
dieſer Beichränfung find die Reichsjuftizgejege im ganzen Reich in Geltung ge: 
treten. Hätten die Einführungsgejege dieſe Beſchränkung für jeden Landes» 
berrn und jein Haus nur für den Bereich jeines eigenen Staats aufftellen 
wollen, jo hätte obiger Paragraph lauten müſſen: 

„In Anfehung der Yandesherren (und der Mitglieder der Iandesherrlichen Fa- 
milien, jowie der Mitglieder der fürftlihen Familie Hobenzollern) finden inner: 
balb ihres eigenen Staatsgebietes die Beitimmungen des Gerichtäver- 
fafiungsgejeges nur mſoweit Anwendung, als nicht beiondere Vorfchriften der 
Hausverfafjungen oder der Landesgejege abweichende Bejtimmungen enthalten.“ 

Hiernach fann die Erterritorialität, welche den deutſchen Bundesfürften 
vor dem 1. Dftober 1879 unbejtritten in allen deutichen Staaten zugejtanden 
bat und welche auch durch das Strafgeſetzbuch 88 81, 94, 95 bejonders ge: 
ſchützt war, nicht als durch die Juſtizgeſetze bejeitigt angejehen werden. 

Diefe Auslegung wird unterftügt durch die SS 18—20 des Gerichtsver— 
faſſungsgeſetzes, wonach den Gejandten der deutjchen Regierungen beim Kaifer 
oder bei anderen deutjchen Regierungen ebenfo wie ihren Bevollmächtigten zum 
Bundesrath das Recht der Exterritorialität ausdrüdlich zugeltanden iſt, was 
nicht wohl denkbar wäre, wenn das gleiche Hecht nicht auch ihren Vollmacht: 
gebern zuftünde, deren Nepräfentanten fie find. Der Umfang der Exterritori— 
alität iſt infofern allerdings gegen früher etwas erweitert, als er auf alle 
Mitglieder der landesherrlichen Familien ausgedehnt worden ift, und auf Fälle, 
in welchen diejelben nach Völkerrecht feinen Anjpruch darauf hätten. 

In den ſämmtlichen Reichsjuftizgejeßen finden fich Hinfichtlich der Landes: 
herren und der Mitglieder ihrer Familien nur folgende den „Zeugenbeweis“ 
und „Die Abnahme von Eiden” betreffende Beitimmungen: 

Strafprozeh-Ordnung 1877 $ 71. Zivilprozeß DO. 1877 88 340, 441, 444: 
„Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlihen Familien, ſowie die 
Mitglieder der füritlihen Familie Hohenzollern find in ihrer Wohnung zu ver: 
nehmen. — Den Eid leiſten diefelben mitteld Unterſchreibens der die Eidesnorm 
enthaltenden Eidesformel.“ 

Die Strafprozeß-Ordnung $ 71 fügt weiter bei: 

„Zur Hauptverhandlung werden jie nicht geladen. Das Protokoll über ihre 
gerichtliche VBernehmung ift in der Hauptverhandlung zu verlejen.“ 

Durch legtere Beitimmung ift eine Ausnahme von dem Verbot des Ber: 
leſens von Brotofollen über Zeugenvernehmungen ($ 249) begründet. 

Die Frage, ob die Landesherren und die Mitglieder ihrer Familien über: 
haupt zur Zeugnißablage verpflichtet jeien oder ob wenigjtens ein Anfinnen 
hierzu an fie geftellt werden dürfe, richtet jich gemäß obiger Regel wiederum 
zunächſt nach den ersparen und Landesgefegen, iſt aber zu bejahen, 
foweit leßtere fein Verbot enthalten. Verbote, den Landesherrn als Zeugen 
aufzurufen, bejtehen für die Könige von Sachen und Württemberg (Sächſ. 
Strafprozeß⸗O. 1. Oft. 1868 8 228. Bol. Löwe, Kommentar 7. Straf: 
prozeß-Dd. f. d. d. N. 2. Aufl. 1881 ©. 164. Wiürttemb. G. 4. März 1879 
zur Ausführung der Reichsitrafprogeß-D. $ 2 u. v. 18. Aug. 1879 zur Ausf. 
d. Zivilprozeß⸗O. $ 2). 
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In den bis jetzt erſchienenen Kommentaren zu den Reichsjuſtizgeſetzen findet 
ſich nun faſt einſtimmig der Satz vorgetragen, daß die Landesherren und die 
Mitglieder ihrer Familien ſich auf die haus- oder landesgeſetzlichen Privilegien 
nur im eigenen Lande berufen fünnten, nicht aber in einem anderen 
Bundesjtaate (Thilo, Gerichtsverfaſſungs-G. 1879. ©. 282. Strafprozeß-d. 
©. 555. — Löwe, Strafprozeß-O. 2. Aufl. ©. 8 u. 164. Gaupp, Zivil: 
Prozeß⸗O. 3, 590.1881. Strudmannu. Koch, Ziwilprozeß:D. 3. Aufl. 1880. 
©. 8ll. — Eine Meinung äußern nicht: Sarwey, R. Konkurs-O. 2. Aufl. 
1882. ©. 8%. Stieglit, Konfurs-D. ©. 726. — Geyer, Strafprozeh ©. 332. 
Georg Meyer, Staatsrecht 1878 S. 595. — Die Einzigen, welche bisher 
Widerjpruch erhoben haben, übrigens ohne denjelben näher zu begründen, find 
v. Schwarze, Kommentar zur Strafprozeß-O. 1878 bei $ 5 des E.-©. zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz ( S. 3) und Laband, Staatsreht 3, b, 41. 1882. 

Für Zivilfachen bringen die Kommentatoren ihren Sag in voller Kon- 
jequenz zur Geltung; aud die Landesherren jelbjt jollen außerhalb ihres 
eigenen Staat? wie andere Privatperfonen unter der Gerichtsbarfeit der 
gewöhnlichen - Zivilgerichte jtehen. Auf Grund der 88 29 und 32 der Zivil: 
prozeßordnung würde aljo der deutſche Kaiſer 3. B. vor dem Amtsgericht 
Straubing oder Baden-Baden Recht geben müſſen, wenn ein Ins oder Aus: 
länder ihn wegen eines im Bezirk des Prozeßgerichts angeblich zu erfüllenden 
Bertrags belangt oder wenn es einem mißrathenen Mitglied des Fatjerlichen 
Haufes oder einem Intriguanten, der gar nicht innerhalb des Reiches zu wohnen 
braucht, einfiele, wegen angeblich im Bezirk des Prozeßgerichts verübter, uner: 
laubter Handlungen eine Zivilflage auf Entſchädigung gegen den Kaiſer anzuftrengen. 

Anders in Strafſachen. Hier werden Unterjcheidungen gemacht. Nach 
der Meinung der Kommentatoren ftehen alle Mitglieder der landesherrlichen 
Häufer außerhalb ihres Heimatjtaats unter den gewöhnlichen Strafgerichten ; 
3. B. könnte die deutjche Kaiferin während ihres Aufenthaltes in Baden-Baden 
von ihrer Kammerfrau wegen angeblicher in Baden-Baden begangenen Beleidig- 
ungen oder Körperverlegungen vor dem Schöffen: oder Amtsgericht mit einer 
Privatitrafflage belangt, überhaupt vom Staatsanwalt mit jeder Anklage ver: 
folgt werden, wenn nicht rechtzeitig ſolchem Widerfinn durch Weifungen des 
Landesjuftizminifters vorgebeugt wird. Eine eminent wichtige Bedeutung könnte 
diefe Theorie erhalten, wenn 3. B. ſolche Anklagen angeftrengt würden gegen 
den Agnaten eines Haufes, welcher eine Neichsverwejung führt, da ja genug 
Suriften lehren, daß jeder Reichsverweſer wie andere Mitglieder eines Haufes 
veranttvortlich bleibe. &lücdlicherweife wird die Eigenfchaft ala Meilitärperjon 
die Thronfolger und übrigen Agnaten dem Horizont der Staatsanwälte bezüg- 
lich aller Anflagen wegen mehr als bloßer Bolizeivergehen entrüden. 

Bezüglich der Landesherren wird dagegen einftimmig gelehrt, daß eine 
Strafgerichtsbarfeit über diefelben überhaupt im ganzen Heich nicht bejtehe. 
Begründet wird diefe Ausnahme meistens nur mit wenigen dunklen Worten, 
twie 3. B., „daß ſich Dies mit Rückſicht auf die eng begrenzte Aufgabe des 
Gerichtsverfafjungsgejeges von ſelbſt verftehe”. (!) Unferer Meinung nad) ift 
diefe Ausnahme indeſſen vom Boden jenes Vorderſatzes der Kommentatoren aus 
in feiner Weije zu begründen. Die Nichtunterwwerfung der Landesherren unter 
die Strafgerichte beruht auf Landesgefeg; wer den Landesgefegen außerhalb 
des betreffenden Landes Geltung abjpricht, muß auch den Landesverfafjungs- 
beftimmungen, welche die Eremtion der Landesherren von der Strafgerichtö- 
barfeit verfügen, diejelbe ebenfo abfprechen. 
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Die Theorie der Kommentatoren, welche hiernach der FFolgerichtigfeit ent: 
behrt, jteht ferner auch nicht im Einklang mit dem Geiſte der Reichsverfaſſung 
und mit den Abjichten der Reichsjuſtizgeſetze ſelbſt. Wenn die legteren es für 
geboten halten, jowohl den Souveränen als ihren Familien mit Rückſicht auf 
ihre jouveräne Stellung einen privilegirten Gerichtsitand innerhalb ihres eigenen 
Staats zu belafien, jo entjpricht es allein dem Geiſt der Reichsverfaſſung, 
ihnen denjelben allerwärts im Reiche zuzugeiteben. Nicht blos vom deutjchen 
Kaiſer läßt fich jagen, daß er fich in feinem deutjchen Staat im „Ausland“ 
befindet, jondern es gilt dies auch von jedem andern Yandesherrn; und wenn 
in Folge diejer jtaatsrechtlichen Auffaſſung die Fürſten auf ihre Erterritorialität 
verzichteten, Fonnte es vernünftigerweile nur in der Vorausſetzung gefchehen, 
daß der Vorbehalt der vier Einführungsgefege geeigneten Erfag dafür biete. 
Wollte man anders argumentiren, jo müßte man notbiwendig zum Schluß 
gelangen, daß die Erterritortalität im alten Umfange fortdanere. 

Der Troft, daß die durch den vermeintlichen Inhalt der Reichsjuſtizgeſetze 
geichaffenen Uebeljtände befeitigt werden fünnten auf dem Weg der Erlaſſung 
von 25 Landesgeſetzen, worin Die Gerichtsbarkeit der ordentlichen Gerichte auch 
gegen alle übrigen Bundesfürjten und ihre Häuſer ausgeſchloſſen werde, ') 
ericheint wenig erheblich; es zeigt aber die Thatjache der Zuläſſigkeit jolcher 
Landesgejege, daß die Neichsjuftizgefege gar nicht darauf aus gewejen fein 
fünnen, die Eremtionsprivilegien mit mißgünftigen Augen anzufehen. Freilich 
fehlt e8 nicht an Kommentatoren, welche den Einzeljtaaten das Recht zur Er: 
laſſung folcher Geſetze ganz abjprechen.?) . 

Die Beranlafjung zu der eben befämpften Theorie der Kommentatoren 
dürfte in dem Wortlaut der Motive zu juchen fein, mit welchen der Bundes- 
rath den Entwurf des Einführungsgeſetzes zur Gerichtsverfaflung begleitet hat. 
(Reichstag Okt. —Jan. 1874/75, Bd. 3, 98 u. 99). Hier wird als Zweck 
des $ 5 des E.G. (ebenfo wie der entiprechenden Vorjchriften im Einführ— 
ungsgejeg zur Zivil und Strafprozeß:d.) angegeben: Die Aufrechterhaltung 
de3 in den Landesgeſetzen aufgejtellten „Grundſatzes von der Unverlegbarfeit 
und Heiligkeit der Eon des Yandesherrn, in Folge dejjen eine Strafgerichts- 
barfeit über die Yandesherren überhaupt nicht exiſtirt;“ ferner die Nufrechterbalt- 
ung der landes- oder hausgejeglichen Beitimmungen, nach welchen für Die Landes— 
herren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien befondere Gerichtsjtände 
vorgejchrieben find u. ſ. w. „Alle diefe befonderen Nechtsnormen — heißt es dann 
— find ala Ausfluß der ſouveränen Stellung der Yandesherren anzuſehen 
und müſſen von den Neichsjuftizgefegen unberührt gelafien werden“, woran 
fich einige —— über die fürſtliche Familie Hohenzollern anreihen. Nun 
aber heißt es —— 

„Die orbehalte in $ 5 des Entwurfs (und in den Einführungs- 
gefegen zur Zivilprozeß⸗O. und zur Strafprozeß-O.) fichern die Pri- 
vilegien der Landesherren und der landesherrlichen Familien im 
eigenen Lande.“ 

„sn einem anderen Bundesſtaate fünnen fich diejelben auf das 
Recht ihres Staates nicht berufen.” 

Diefe Säße ſtehen in ganz offenbarem Widerjpruch mit dem, was vorher 
über die Aufrechterhaltung „aller“ aus der jouveränen Stellung der Landes— 


98 nr Strafprozeß-⸗O. ©. 165. 
N Thilo, Gerichtsverfaſſungs-G. ©. 282. 
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herren ausfließenden, beftehenden Eremtionen gejagt war, und wonach man hätte 
erwarten follen, daß auch die völferrechtliche Exemtion der Landesherren während 
ihres Aufenthalts in anderen deutjchen Staaten, die doch Schließlich in jedem 
Staat auch eine landesrechtlich (wenn auch vielleicht nicht überall landes— 
gejeglich) anerkannte gewejen war, unberührt gelafjen werden folle. — Sodann 
ziehen die Verfajjer der Motive aus ihrem erorbitanten Hauptjag außerordent- 
lich dünne Folgerungen; fie verwerthen ihn nur zur Begründung der oben 
angeführten Bejtimmungen über Zeugenvernehmung und Ableiftuna von Eiden, 
während, wenn er richtig wäre, jehr viel wichtigere Punkte ficherlich einer 
reichögejeglichen Regelung bedurft hätten. 

Gar nicht im Einklang mit dem eben befämpften Ausspruch der Motive 
jtehen auch die Motive zu $ 4 des Einführungsgefepes zur Strafprozeß-d. 
(Bd. 3, 233), wo im Gegentheil betont wird, daß die jtaatsrechliche Stellung 
der Yandesherren und ihrer Familien durch die neue Strafprozeß-D. jelbit- 
verjtändlich Feine Aenderung erleide. 

Motive eines Gejegentwurfes, welche an inneren Widerfprüchen leiden und 
welche dem klaren Buchjtaben des Geſetzes widerjprechen, fünnen für die Aus: 
legung des Geſetzes nicht in Betracht fommen. Bei den Juſtizgeſetzen iſt außer: 
dem noch weniger Gewicht auf die Motive zu legen, weil die Bundesregier: 
ungen am 24. November 1874 im Reichstag ausdrüdlich haben erklären laſſen, 
daß jie die Vertretung der Motive nicht übernähmen, weil eine Prüfung der- 
jelben wegen Kürze der Beit weder im Juſtizausſchuß > —— noch 
va im Bundesrath habe fjtattfinden fünnen. (Bd. 1, 275.) 

Sonach ijt e8 als geltendes Neichsrecht anzujehen, Ir die Landesherren 
und die Mitglieder ihrer Familien innerhalb des ganzen Reichs den 
ordentlichen Gerichten nur infoweit unterjtellt find, als die Verfaſſung ihres 
Haufes oder die Geſetze ihres Landes dies ausdrücklich oder ſtillſchweigend zu— 
laſſen, und daß die in dieſen Haus: oder Landesgeſetzen angeordneten privi— 
fegirten Gerichtaftände die einzigen bleiben, vor welchen fie überhaupt belangt 
werden Fünnen. 


Zur Frage der inländifcgen Gerichtsbarkeit 
über fremde Stanten. 


Erkenntniß des bayerischen Gerichtähofes für Kompetenzfonflifte 
vom 5. März; 1885. 


Bayer. Geſ-⸗und V.⸗Bl. 1885 Beilage I.) 


Der Gerichtähof für Kompetenzkonflikte erkennt in Sachen des fönigl. 
Advofaten Heizer in Palau gegen die Kaiſer Franz-Joſephs-Bahn-Aktiengeſell— 
Ihaft in Wien, nun gegen den öfterreichiichen Staat, wegen Forderung, hier den 
bejahenden Kompetenztonflift zwifchen dem fgl. Staatsminifterium des kgl. Hauſes 
und des Aeußern eimerjeitö und dem fgl. Yandgerihte Paſſau, ſowie dem gl. 
Amtögerichte Paſſau anderjeits, zu Nedt: 

„daß in vorwürfiger Streitſache der Rechtsweg zuläſſig Tei.“ 


Gründe: 


Die k. k. privilegirte Kaiſer Franz-Joſephs-Bahn-Aktiengeſellſchaft mit dem 
Sitze in Wien fontrahirte im Jahre 1867 zum Zwecke des Bahnbaues auf den 
Betrag von 49,560,000 fl. öfterr. Währung ein Anlehen durch Ausgabe von 
247,800 Stüd Schuldverichreibungen, welche je auf den Betrag von 200 fl. 
öfterr. Silberwährung, gleich 233°/, fl. füddeutiher Währung oder 133'/, Thaler 
der Thalerwährung oder 500 Franken lauteten, mit fünf vom Hundert verzind- 
Ich und im Wege der Verloofung binnen 80 Jahren al pari rüdzahlbar jein 
follten und auf den Inhaber geitellt waren. 

Dabei ging die barlehennehmende Attiengefellichaft eigens die Verpflichtung 
ein, daß die Auszahlung der Zinien nah Wahl der Couponäbefiger entweder 
in Wien bei beitimmten Kaſſen in Silber oder bei den von dem Verwaltungs— 
rathe der Gejellihaft befannt zu gebenden Banthäufern des Auslands und zwar 
in Süddeutjchland mit 5 fl. 50 kr. füddenticher Währung, an den Thalerplägen 
mit 3 Thlr. 10 gr. und in Paris mit 12'/, Fres. geichehen, jowie daß ebenſo 
aud die Rüdzahlung der ausgelooften Obligationen am feitgefegten Zahlungs— 
tage nad) Wahl des Beſitzers entweder in Wien bei beitimmten dortigen Kaſſen 
mit 200 fl. öfterr. Währung in Silber oder b.i den vom Verwaltungsrathe der 
Gejellihaft befannt zu gebenden Bankhäufern im Auslande und zwar in Süd— 
deutichland mit 233° /, fl. füddeuticher Währung, an Thalerplägen mit 133'/, 
Ihalern des Thalerfußes und in Paris mit 500 Francd erfolgen ſollte. 

Diefe Anlehensmodalitäten wurden auf den Schuldverichreibungen und 
Coupons jelbft im Drude feitgeitellt. 

Nachdem inzwiſchen ftatt der früheren ſüddeutſchen Guldenwährung und ber 
- Thalerwährung die deutiche Neihswährung eingeführt worden war, ergaben fid) 
binfichtlich der Einhaltung jener Verpflichtungen auf Seite der Franz-Joſephs— 
Bahnı-Aktiengejellihaft Schwierigkeiten, indem bdiejelbe die bedungene Bezeichnung 
von Zahlftellen im deutſchen Inlande zur Einlöfung verloofter Obligationen und 
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verfallener Coupons unterließ oder wenigitens nur vorübergehend bethätigte, 
auch die verfallenen Beträge an Kapital und Zinſen nur mehr in öjterreichiicher 
Silberwährung oder der deutichen Neihswährung gegenüber nur mehr in der 
nad) dem jeweiligen Gourje dem öfterreihiichen Silberbetrage entiprechenden 
Werthshöhe audbezahlte. 

Hieraus entwidelten ſich verfchiedene Nechtöftreitigkeiten vor bayeriſchen 
Gerichten in Folge von Stlagen, welche dajelbit gegen die Franz-Joſephs-Bahn— 
Aktiengeſellſchaft auf Erfüllung ihrer obgedachten VBerbindlichfeiten hinſichtlich der 
Zahlungsmodalitäten für Obligationen und Coupons eingereiht und Seitens 
ber angerufenen Gerichte auch zugelaflen wurden. 

In Sonderheit erhob der f. Advofat Heizer in Paſſau als Inhaber einer 
Anzahl der fraglichen Schuldverichreibungen und fälliger Coupons derjelben ſchon 
im Jahre 1878 Stlage beim damaligen k. Handelögerichte Paſſau und erwirfte 
dadurch auch in der Richtung gegen die Franz-Joſephs-Bahn-Aktiengeſellſchaft 
ein Verſäumungsurtheil des gedachten Gerichts vom 7. September 1878, womit 
ausgeiprochen wurde, die beklagte Gejellichaft ſei ichuldig, die zu 74 nad Nummern 
bezeichneten Schuldverichreibungen ausgegebenen Zinscoupons zur Verfallzeit nach 
Wahl des Beligers entweder in Wien bei ihrer Hauptfaffe mit 5 Gulden öiterr. 
Währung oder in Siüddeuticdland an einer zu bezeichnenden Zahlitelle mit 
10 Mark deuticher Neihswährung einzulöfen, ferner das Stapital jelbit bei der 
jeinerzeitigen Ausloojung nadı Wahl des Beligers (2c. der Schuldverichreibungen) 
entweder in Wien bei ihrer Hauptkaſſe mit 200 Gulden öfterr. Währung oder 
in Süddeutſchland an einer zu bezeichnenden Zahlitelle mit 400 Marf zu bezahlen, 
auc die Prozeßkoſten zu tragen. 

Zugleidy wurde diejes Urtheil als jofort vollitredbar erflärt, wie aud am 
11. September 1878 vollitredbar ausgefertigt. 

Da indefien die Attiengeiellihaft dem Urtheile nicht Genüge leistete, ftellte 
Advofat Heizer am 22. November 1878 weitere Klage zum £. Handelögerichte 
Paſſau, welcdes hierauf der Stlagbitte entiprehend am 30. November 1878 
Verläumungsurtheil dahin erließ: 

1. Das Bankhaus Joſef Pummerer in Paſſau wird für die im handels- 
gerichtlichen Wrtheile vom 7. September 1878 bezeichneten Schuldver: 
ichreibungen und Coupons als Zahlitelle errichtet, bei welcher Schuld» 
verichreibungen und Coupons zur Präfentation und Einlöfung zu fommen 
haben. 

2. Die Bellagte hat die klägeriichen Koſten zu tragen. 

Bon diejem Urtheile wurde am 13. Februar 1883 vollftredbare Ausfertigung 

ertheilt. 

Neuerdingd klagbar trat Advokat Heiz er gegen diejelbe Aktiengefellihaft 
am 5. April 1880 beim £. Landgerichte Paſſau auf und erlangte ein Verſäumniß— 
urtheil der II. Zivilfanmer diefes Gerichts vom 23. Juni 1880, womit aus— 
geiprochen wurde: 

a) Die beflagte Geiellichaft ift Ichuldig, eine Zahlitelle in Südbeutichland 
binnen acht Tagen nad) Eintritt der Rechtskraft des Urtheils zu bezeichnen, 
bei welcher die Coupons der Schuldverichreibungen (folgen die Nummern 
von 43 Obligationen und zwar anderer, alö der im früheren lrtheil 
verzeichneten) und im Falle der Ausloofung dieſe felbft mit 10 4 
per Coupon und 400 .# per Sculdverichreibung zur Einlöſung 
fommen, wibrigenfal3 das Bankhaus Joſeph Pummerer in Pallau 
als ſolches gilt. 
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b) Diejelbe ift weiter fchuldig, bei der sub I bezeichneten Zahlitelle am 
Berfalltage oder Termine die Coupons mit 10 M und die allenfalls 
ausgelooften Sculdverichreibungen mit 400 M Neihswährung ein- 
zulöfen. 

c) Die beklagte Gejellihaft hat die Stoften des Streites zu tragen, beziehungs— 
weile zu erjegen. 

Die Franz-Joſephs-Bahn-Aktiengeſellſchaft beitellte nun den k. Advokaten 
Ferling in Palau für den anhängigen Prozeß zu ihrem Anwalt und lie 
durch denjelben gegen das anı 13. Juli 1880 mittels Aufgabe zur Poſt 
zugeftellte VBerfäumnißurtheil am 31. Juli 1880 Einſpruch erheben, auch wegen 
der vom Gegentheil behaupteten Verſäumniß der Einſpruchsfriſt ein eventuelles 
Geſuch um Wiedereiniegung gegen den Ablauf biefer Friſt einreichen. 

Durch Urtheil der II. Zivilkammer des f. Landgerichtes Paſſau vom 
6. Dezember 1880 wurde aber der Neititutionsantrag al3 unbegründet und ber 
Einſpruch als unzuläffig koitenfällig verworfen. 

Ebenſo wurde die gegen legteres Urtheil von der beflagten Franz-Joſephs— 
BahnsGejellihaft eingelegte Berufung durch Urtheil des f. Oberlandesgerichts 
Münden vom 21. März 1881 rechtskräftig zurüdgewielen unter Verurtheilung 
der Berufungsktlägerin in die Koſten der Berufungsinitanz, worauf Advokat 
Heizer auf Antrag für das Urtheil vom 23. Juni 1880 unterm 5. Yeb- 
ruar 1883 Geitenö der £. Gerichtöichreiberei am f. Landgerichte Paſſau Aus— 
fertigung der Vollftredbarkeitstlaujel dem Urtheilstenor entiprehend 
erhielt. 

Einige Zeit darauf trat eine NAenderung der Sachlage in foferne ein, als 
duch ein am 12. Dezember 1883 und 21. Jänner 1884 abgeſchloſſenes Weber: 
eintommen (veröffentlicht im Zentralblatt für Eiſenbahnen und Dampficifffahrt 
ber diterr.sungar. Monardie, Jahrgang 1884 Nr. 55 ©. 906), welches durch 
ein öfterreichiiches Gejeg vom 8. April 1884 (Neichögeiegblatt für die im Reichs— 
rathe vertreterien Königreiche und Länder, 1884, Seite 147 }.) genehmigt wurde, 
die Bahnen der k. k. privilegirten Franz-Joſephs-Bahn-Aktiengeſellſchaft mittels 
Kaufs auf den Öfterreihiihen Staat übergingen. 

In dem $ 3 jened Uebereinkommens wurde bierbei wörtlich Folgendes 
bejtimmt: 

„Zugleich mit den Aktiven und Beſtänden des geiellichaftlichen Ver— 
mögens gehen auch alle wie immer gearteten Paſſiven, Verpflichtungen, 
Auslagen, Laften und Schulden der Geiellihaft auf den Staat ber 
und übernimmt der Staat insbefondere zur Selbit- und Alleinzahlung 
die ob der gejellihaftlichen Eijenbahnen bücherlich haftenden Prioritäts- 
ihulden, ferner die von der Geſellſchaft durch Benügung ihres Accep- 
tationsfredit3 aufgenommene ſchwebende Schuld, jowie alle übrigen 
Berbindlichkeiten. 

Der Staat tritt daher auch in die noch jchwebenden Rechtsſtreite der 
Gefellichaft als deren Nechtsnachfolger für eigene Rechnung und Gefahr 
ein, fo daß das PVerhältnig wie eine Univerſalſucceſſion ſich daritellt.“ 

Mit Bezugnahme auf dieſe Vorgänge, Towie unter dem Vorbringen, daß 
die in dem Urtheile des k. Landgerichts Paſſau vom 23. Juni 1880 aufgeführten 
Schuldverfchreibungen jammt Coupons von der Franz-Joſephs-Bahn-Aktiengeſell— 
fchaft zum Einzug per 1. September 1884 gefündet worden, die Verbindlich. 
feiten der Gefellihaft aber zufolge jenes Uebereinkommens nunmehr auf ben 
Öfterreichiichen Staat ald vertragsmäßigen Univerſalſucceſſor übergegangen jeien, 
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beantragte Advokat Heizer unterm 18. Dftober 1884 mitteld einer an den 
Vorfigenden der 11. Ziviltammer des k. Landgerichts Paſſau gerichteten Vor— 
ftellung unter Bezugnahme auf $ 665 der Ziv.⸗Pr.⸗O., daß ihm nunmehr für 
dad Urtheill vom 23. Auni 1880 die Vollſtreckungsklauſel gegen bie 
k. k. öfterreihiiche Staat3bahnverwaltung als allgemeine Rechtsnachfolgerin der 
Franz-Joſephs-Bahn-Geſellſchaft ertheilt werde. 

Dieſem Antrage wurde auch von dem Vorſitzenden der I. Zivilkammer des 
k. Landgerichts Paſſau mittelit Beichluffes vom 31. Dtober 1884 auf Grund 
der 85 665 und 666 der Ziv-Proz.Ordg. entiprocdhen und hiernah am 
3. November 1884 von der Gerichtöfchreiberei das Urtheil vom 23. Juni 1880 
mit der Vollſtreckbarkeitsklauſel verjehen. 


Einen vollftändig analogen Antrag richtete Advokat Heizer am 18. Okt. 
1884 aud an den Vorſtand der Handeldfammer des k. Landgerihts Palau, 
worin er mit Nüdficht auf diefelben Verhältniife, ſowie in Anbetracht, daß von 
den in den lirtheilen bes f. Handelsgerihts Paſſau vom 7. September 1878 
und am 30 November 1878 aufgeführten Schuldverichreibungen noh 42 Stüd 
uneingelöft, aber von ber genannten Gejellichaft zum Einzug per 1. September 
1884 gefündet worden jeien, ebenfall3 die Bitte ftellte, für die Urtheile vom 
7. September 1878 und 30. November 1878 nunmehr die Vollſtreckungsklauſel 
gegen den öfterreihiichen Staat zu ertheilen. 


Auch dieſem Antrage wurde von dem Borfigenden der Handelöfammer des 
k. Landgerichts Paſſau mittelit Beichluffes vom 5. November 1884 ftattgegeben, 
worauf die Gerichtsfchreiberei die bezeichneten beiden Urtheile mit der Vollſtreckungs— 
klauſel verjah. 

Geſtützt auf dieſe num auch gegen die öfterreihtiihe Staatsbahnverwaltung 
als vollftrefbar erflärten drei Urtheile vom 7. September 1878, 30. November 
1878 und 23. Juni 1880 pfändete der f. Gerichtövollzieher beim Amtögerichte 
Paſſau, Waas, auf Betreiben des f. Advokaten Heizer am 12. November 
1884 auf dem Bahnhofe zu Paſſau 4 Lokomotive, 5 Perjonenwagen und 
ı Güterwagen, ſämmtlich der £. £. öfterreihiichen Staatsbahnverwaltung gehörig 
und auf 35,000 .Z im Werthe angeichlagen, zur Dedung der an Haupt» und 
Nebenfache auf 34,080 .# 60 H beredjneten Forderung. 

Namens der f. f. öfterreihifchen Staatöbahnverwaltung erhob nun Abvofat 
Ferling mittelft im MWejentlichen gleichlautender Schriftläge vom 17. beziehungsw. 
18. November 1884 bei der II. Zivilfammer, wie bei der Handelöfammer des 
f. Landgerichts Paſſau gegen die geichehene Anordnung der vollitredbaren Aus— 
fertigung der mehrbezeichneten Urtheile und gegen die Ertheilung der Vollſtreckbar— 
feitöflaufel in der Richtung gegen die k. k. öfterreichiihe Staatöbahnverwaltung 
Einwendungen, welche er hauptlählic auf den Mangel einer Jurisdiktionsgewalt 
der bayeriichen Gerichte über den öfterreihiihen Staat ftügte, und wobei er 
beantragte, die von dem Worfigenden der beiden Kammern getroffene Anordnung 
der Grtheilung der fraglihen Vollftredungsklaufel aufzuheben und die Voll— 
ftredungsflaufel zu ftreichen. 

Zur Verhandlung über diefe Einwendungen wurde von der II. Zivilkammer 
des k. Landgerihts Ballau unterm 20. November 1884 auf 12. Jänner 1885 
Termin anberaumt, außerdem aber audy auf weiteren Antrag des f. Advokaten 
Serling durh Beihluß vom 21. November 1884 im Wege einftweiliger Ans 
ordnung die DVerfteigerung der gepfändeten Objekte unter Wuflage von ‚Sicher: 


heitäleiftung vorläufig fiftirt. 
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In gleiher Weife verfügte auch die Handelskammer des k. Landgerichts 
Palau mit Beihluß vom 20. November 1884 die einitweilige Siftirung ber 
Berfteigerung gegen Sicherheitsleiftung. 

Ein Verhandlungstermin wurbe hier noch nicht anberaumt. 

Einen dritten Antrag richtete Advokat Ferling unterm 19. "November 
1884 an das k. Amtsgerichts Paſſau als VBollitredungsgericht, worin er aus— 
führte, daß die für den Pfändungsakt vorauszufegende Jurisdiktionsgewalt gegen— 
über dem öfterreihifchen Staat hier nicht beftehe, auch die Pfändung mit prozehualen 
Mängeln behaftet ſei. Hierauf wurde die Bitte geftügt, die vorgenommene 
Pfändung als rechtsungiltig aufzuheben. 

Dad Amtögeriht Paſſau jegte zur Verhandlung hierüber unterm 22. Nov. 
1884 Termin auf 16. Dezember 1884 an und gab gleichzeitig auch einem weiteren 
Geſuche des k. Ndvolaten Ferling um einftweilige Cinftellung der Verfteigerung 
der Pfandobjekte ftatt. 

Ehevor es nun zu der von der II. Zivilkammer des k. Landgerihts Palau 
wie von dem f. Amtsgerichte Paſſau anberaumten Verhandlung gekommen war, 
wurde von dem f. Staatöminifterium des f. Hauſes und des Aeußern ſowohl 
dem k. Landgerichte Paſſau, wie dem f. Amtsgerichte Paſſau unter'm 22. per 
24. November 1884 eine gleichlautende jchriftliche Erklärung zugefertigt, dahin 
gehend: 

„daß ih das f. Staatdminifterium des f. Haufes und des Meußern 
in Wahrung der ihm reffortmäßig zukommenden Aufgabe der Pflege 
der Beziehungen zu den fremden Staaten und speziell veranlaßt durd) 
ein ihm zugegangenes Anjuchen der £. £. öfterreihiicheungariichen Regierung 
gendthigt jehe, auf Grund der Art. 8 und 9 des Geſetzes vom 18. Auguft 
1879, die Enticheidung der Kompetenzkonflifte zwiichen den Gerichten 
und den Berwaltungöbehörden 2c. betreffend, den Kompetenz— 
fonflift zu erheben, und zwar fowohl wegen der Ertheil: 
ungbervollitrefbaren Nusfertigungderfraglidhen Urtbheile 
zum Zwededer Zwangöpvollftredung inder Rihtung gegen 
den dfterreihiihen Staat, als auch wegen Vornahme der Zivangd: 
vollitrefung ſelbſt, nach welchen beiden Beziehungen das k. Staatö- 
miniiterium des k. Haufes und des Aeußern den Rechtsweg als unzu— 
läffig erachte.“ 

Ausdrücklich wurde dabei auch erklärt, 

„daß der Kompetenzkonflikt ſowohl bei dem k. Landgerichte Paſſau, 
bon welchem die vollitredbare Urtheildausfertigung ertheilt worden fei, 
al3 bei dem k. Amtsgerichte Paſſau als Vollſtreckungsgericht, erhoben 
werde.” 

Die nad Art. 10 Ab. 2 des vorbezeichneten Gejeged vom 18. Auguit 1879 
erforderte Begründung wurde von dem f. Staatöminifterium des f. Haufes und 
des Neußern feiner Erklärung in Geftalt einer kurzen Grörterung darüber bei» 
gefügt, daß nad) den allgemein anerfannten und in ihrer fortdauernden Geltung 
durch die Reichsjuſtizgeſetzgebung nicht berührten Grundfägen des Völkerrechts 
die Ausübung der inländijchen Gerichtöbarkeit gegen einen ausländiſchen Staat 
als ausgeſchloſſen betrachtet werden müſſe und dab im Falle der Anrufung ber 
inländiihen Staatögewalt zur Geltendmachung einer Forderung gegen einen aus— 
ländiſchen Staat nur eine Intervention von Megierung zu Regierung Platz 
greifen könne. 
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Auf Grund diefer Erklärung wurde der Kompetenzkonflikt nah Vorichrift 
des Geſetzes inftruirt. 

Dentichriften find fomohl von Seite des f. Staatöminifteriums des Aeußern, 
wie von Seite ber beiden Prozekparteien eingereicht worden. 

An der Dentichrift des k. Staatöminifteriums des f. Hauſes 
und des Aeußern, welde doppelt beim f. Landgerihte Palau mie beim 
f. Amtsgerichte Paſſau einging, wurde der obenbezeichnete prinzipielle Standpunkt 
des f. Staatäminifteriums näher erörtert und die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
in der Richtung gegen den öjterreichtichen Staat „aus der Natur der Sache, aus 
der wiſſenſchaftlichen Theorie des Völkerrechts, aus der Praris verichiedener 
denticher und außerdeutſcher Gerichtshöfe, endlih aus politiihen Erwägungen“ 
darzuthun verfucht. 

An die bezüglichen längeren Grörterungen reiht fih dann folgende wörtliche 
Schlußbemerfung an: 

„Indem das k. Staatsminifterium des f. Haufe und des Aeußern 
„gegen die vorliegenden Handlungen der Gerichte in der Richtung der 
„Rehtiprehung und Zwangsvollſtreckung gegen einen fremden Staat 
„Ginipruch erhebt, liegt ed ihm ſelbſtverſtändlich fern, fich ſelbſt Die 
„Entiheidung über däs zu Grunde liegende Nechtöverhältnig zu 
„dindiziren oder überhaupt eine andere Stompetenz in Anſpruch zu 
„nehmen, als die, Störungen in den freundnachbarlichen Beziehungen 
„zu dem öfterreihifchen Staate hintanzuhalten und primär, unter Aus: 
„Ihluß jeder einheimifchen richterlihen Kognition, der Frage näher zu 
„treten, ob in einem gegebenen alle die behauptete Verlegung von 
„Brivatinterefien und Rechtsanſprüchen bayeriiher Staatsangehöriger 
„eine derartige ift, daß fie eine Intervention auf diplomatifchenm Wege 
„deranlaßt und möglich ericheinen läßt.“ 

Den im MWejentlichen gleihen Standpunkt vertritt auch der k. Advokat 
Ferling als Anwalt der k.k. öjterreichiichen Staatsbahnverwaltung im einer 
bei dem k. Landgerichte Paſſau eingereichten Dentichrift, in welcher beantragt wird: 

„den Rechtsweg in vorwürfiger Sade ald unzuläffig und ben 
erhobenen Kompetenzfonflift al® begründet zu erflären.* 

Der f. Advokat Heizer dagegen beantragte mitteld zweier beim f. Lande 
gerihte Palau und beim £. Amtsgerichte Paſſau gleichlautend eingereichten 
Denkſchriften: 

„ed wolle erfannt werden, daß in gegenwärtiger Sache Gerichte 
zuftändig find.“ 

Dabei wird namentlich erörtert, daß das zu Grunde Iiegende Rechtsverhält— 
niß rein zivilrechtliher Natur ſei, daß in dieſes Verhältniß der öfterreichiiche 
Fiskus mit der fortdauernden Wirkung einer zivilvechtlihen und bindenden 
Verpflichtung, ohne daß hierin völkerrechtlich etwas geändert habe werden können, 
juccedirt fei, daß die gegen die Franz-Joſephs-Bahn-Aktiengeſellſchaft begründete 
Wirkung der res judicata auch gegen den öfterreichiichen Fiskus ſich eritrede, 
legterer fich überdieß vertragsgemäß verpflichtet habe, im fremden Staate Recht 
zu nehmen, in dieſem eine Privatitellung einnehme und fih darum auch nicht 
auf eine völferrechtlihe Cremtion berufen fönne. 

In einem Nachtrag zu dieſer Dentichrift vom 5. Februar 1885 wurden 
diefe Geſichtspunkte Seitens des f. Advofaten Heizer unter näherem Gingehen 
auf die Ausführungen bes k. Staatöminifteriums des k. Haufes und des Aeußern 
noch weiter erörtert. 
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Advofat Heizer machte dabei aber auch noch weiter geltend, daß hier über: 
haupt ein Stompetenzfonflift nicht vorliege, nachdem das k. Staatäminifterium 
nur eine Intervention auf diplomatischen Wege, nicht aber die Entſcheidung 
einer Streitigkeit für fich in Anſpruch nehme. 

Bei dem auf heute anberaumten Verhandlungstermine find ſowohl der k. 
Advofat Heizer von Paſſau jelbft, wie auch der f. Advokat von Fiſcher von 
München, Legterer ald Vertreter der f. f. Generaldireftion der Bfterreichtichen 
Staatöbahnen, erichienen. 

Ueber den Sachverhalt hielt der ernannte Berichterftatter unter Verlefung 
der wichtigeren Aktenſtücke Vortrag, worauf die Bertreter der Prozeßparteien 
ihren Standpunft in miünblicher Rede erörterten und ihre Anträge übereinitimmend 
mit denjenigen in den Denfichriften jtellten. 

Der f. Oberjtaatsanwalt beantragte, Urtheil dahin zu erlaflen: 

„daß in vorwürfiger Sache der Rechtsweg unzuläffig ſei.“ 
Bei richterlicher Würdigung diefer Anträge war vor Allem 
I. ber Frage näher zu treten, ob wirklih ein Kompetenzkonflift im Sinne 
de3 Geſetzes vom 18. Auguft 1879, die Enticheidung ber Kompetenz— 
fonflitte zwiichen Gerichten und Verwaltungsbehörden betreffend, als 
gegeben zu erachten ſei. 

In dieſer Hinficht gelangte der Gerichtshof zunächſt: 

1. bezüglich ber Kompetenzkonfliftserflärung in der Richtung gegen 
das f. Landgeriht Paſſau zu folgendem Ergebniffe: 

Es handelt fih hier um das Vorgehen der Gerichte und gerichtlichen Organe 
in zwei bürgerlichen Nectsitreitigfeiten, welche bei dem früheren f. Handels— 
gerichte Paſſau und nunmehr der Handeldfammer des f. Landgerichts Pallau, dann 
bei ber II. Zivilfammer des k. Landgerichts Paſſau längit anhängig geworden waren, 

In dieſer Rechtsſache find ſogar bereit3 Endurtheile vom 17. September 
1878, 30. Novenber 1878 und 23. Juni 1880 ergangen und Diele zunächſt 
wider die urſprünglich Bellagte, die Sailer Franz-Joſephs-Bahngeſellſchaft in 
Wien, als vollftrefbar erklärt worden. 

In beiden Rechtsſachen ift eine erneute Thätigfeit des Landgerichts Paſſau 
in feiner Hanbelöfammer, wie in jeiner II. Zivilfanımer dadurc) eingetreten, daß 
Seitens deö Klägers, des k. Advokaten Heizer in Paſſau, ein neuerlicher Antrag 
auf Transkription der Vollſtreckungsklauſel gegen den Nechtönachfolger der 
uriprünglic Beklagten bei Gericht eingebraht und demzufolge Seitens der Vor: 
fitenden beider Stammern für jene Urtheile unterm 31. Oftober 1884 beziehungss 
weiſe 5. November 1884 nunmehr auch in der Richtung gegen die f. k. öſter— 
reihiihe Staatsbahnverwaltung, d. i. gegen den öfterreihifhen Staat als jenen 
Rechtsnachfolger, die Grtheilung der Vollftredungsflaufeln angeordnet wurde. 

Seitens der Vorfigenden der Gerichtöfammern ift diefe Anordnung ergangen 
in Anwendung der 88 665 und 666 ber Zivil: Prozeh-Ordnung, ſohin aud 
gemäß der in dieſen Gejegesitellen eingeräumten Befugniffe, deren Ausübung fich 
als eine Jurisdiktionshandlung kennzeichnet, 

In diefer Jurisdiftionshandlung erfcheint von felbit auch die Annahme 
einer Zuftändigfeit Seitend des handelnden Nepräfentanten der Gerichtöbarkeit 
gelegen. 

Schon damit ift die Rechtslage der 

„Anhängigfeit“ 
im Sinne de3 Art. 8, Abi. 1 des Sompetenzkonfliftägefeges vom 18. Aug. 1879 
begründet. 


Diefe „Anhängigkeit” der Sade liegt aucd gerade in bemjenigen Punkte 
vor, in Bezug auf melden die Kompetenzkonflikts-Erklärung bes f. Staats— 
minifteriums bes k. Haufes und des Neußern wider das k. Landgericht Paſſau 
ergangen iſt, nämlih in Bezug auf bie Frage ber Ertheilung ber gerichtlichen 
Vollſtreckungsklauſeln gegen den öfterreichifhen Staat. 

Ebenſo erjcheint auc der Fall einer „Streitigfeit über die Zuläffigfeit des 
Rechtswegs“ im Sinne ded Artikel 1 des Geſetzes vom 18. Auguft 1879 bier 
gegeben. 

Wie ihon erwähnt, ift in den vorliegenden Rechtsſachen Seitend der Bor: 
fitenden der beiden Kammern des k. Landgerihts Paflau die Zuftändigfeit zu 
einer jurisdiktionellen Anordnung in der Richtung gegen den öfterreihijchen 
Staat auf Grund des 8 666 der Zivil-Prozeh-Ordnung durch thatſächliche Aus 
übung der bezüglichen Jurisdiktionshandlung von felbit in Anfpruh genommen 
worden. 

Anderjeit® aber wird vom k. Staatöminijterium des k. Haufe und bes 
Aeußern nicht allein dieſe gerichtlihe Zuftändigfeit beftritten, fondern auch die 
ausſchließliche Reſſortbefugniß zur Behandlung von Anträgen auf Erlangung 
pon Rechtshilfe gegen den öfterreihiichen Staat pofitiv veflamirt. 

Damit find die Vorausfegungen für die Annahme einer „Streitigfeit über 
die Zuläffigfeit des Rechtsweges“, wie fich foldhe aus Art. 1 und 10 des Gejeges 
bom 18. Auguft 1879 ergeben, durdaus erichöpft. 

Zu dem Begriffe einer ſolchen Streitigfeit gehört zwar unbedingt die beider— 
jeitige Inanſpruchnahme der Zuftändigfeit zur Behandlung der Sade inner: 
halb und nad) Maßgabe der beiderjeitigen Amtsbefugnijie. 

Die weitere Anforderung aber, daß von diefer oder jener Seite oder vollends 
gar von beiden Seiten auch das Recht, eine „eigentliche Entiheidung“ im engeren 
Sinne zu treffen, ſich vimdizirt werde, fan aus den Art. 1 und 10 des jegt 
geltenden Gejeges vom 18. Auguſt 1879 mit Necht nicht abgeleitet werden. 

Ein ſolche „Entiheidung”“ kann je nad) Lage und Art der reffortmäßigen 
Behandlung einer außerhalb des Rechtsweges fich bewegenden Rechtsangelegenheit 
überhaupt gar nicht veranlaßt und möglicher Weife felbit nicht einmal auf Seite 
des Gerichtes zu treffen fein. 

Aus dem Beifpiele der Inanfipruchnahme der Zuftändigfeit zur Behandlung 
der Verlaſſenſchaft einer fürftlichen Verfon Seitens der Gerichte und des f. Staats 
minifteriums des f. Haufes und des Meußern wird died von felbit klar, nach— 
dem durch Art. 27 des Geſetzes vom 18. Auguft 1879 das Anwendungsgebiet 
desjelben Geſetzes auch auf Angelegenheiten der nicht ftreitigen Rechtspflege 
eritredt ift. 

Uebrigens führt auch die Entwidlung der heute geltenden Gejeggebung über 
die Entiheidung der Kompetenztonflitte von jelbjt zu dem gleichen Standpunft. 


Schon jener Gefegentwurf, weldher im Jahre 1828 Seitens der f. Staats— 
regierung beim Landtag betreffs der Behandlung der Kompetenzkonflikte ein- 
gebraht wurde und weldher den Ausgangspunkt der legislativen Negelung der 
Materie in Bayern bildet, erachtete nach der ſowohl von der f. Staatöregierung 
wie von der II. Kammer gebilligten Faſſung des Art. 1 den Begriff des Kom— 
petenzkonflikts prinzipiell dann als gegeben, wenn zwiichen Juſtiz- und Ber: 
waltung3ftellen die Frage entiteht, ob eine Sache eine Juſtizſache jei, oder ob jie 
ih zum Wirkungskreiſe der VBerwaltungsitellen eigne. 

(Vergl. Verhandlungen des Landtags 1828, Beilage V, XIV.) 
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Auch Artikel 2 des Gelege vom 28. Mai 1850, die Kompetenzfonflifte 
betreffend, verlangte prinzipiell eigentlih nur, daß „dem Gerichte gegenüber in 
irgend einer Sade die Zultändigfeit Seitens ber Verwaltung in 
Aniprud genommen werbe.“ 

Allerdings hatte dieſes Prinzip eine Einengung durch den Art. 5 besjelben 
Gejeges erlitten, welcher in Abſatz 2 erforderte, daß die Erflärung der Ber: 
waltungsftelle dem Gerichte gegenüber auf Inanipruchnahme der Verhandlung 
und Entiheidung gerichtet ſein müffe. 

Diele Geſetzesvorſchrift fteht indejlen heute nicht mehr in Geltung und hat 
jetzt anderweitigen Gejeßesbeitimmungen Pla gemacht, welche ſich wieder dem 
urfprünglihen Standpunkte jenes Gejegentivurfed von 1828 wortdeutlih und 
weientlich genähert haben. 

Zunächſt ift zu beachten, daß der $ 17 des Neichögerichtö-Verfaffungsgefeges, 
welcher die allgemeine Grundlage des heutigen Rechtszuſtandes und fpeziell 
der jüngften Landesgeſetzgebung im Bayern darftellt, den Begriff des 
Kompetenzkonflikts fahlih nur mit dem Grforderniffe des Vorhandenjeins einer 
„Streitigfeit” über die Zuläffigfeit des Rechtswegs“ im Allgemeinen umgrenzt. 

Der Wortlaut de 8 17, wie auch deifen Beitimmung, als Grundnorm für 
ſämmtliche deutiche Bundesftaaten und insbefondere auch für diejenigen Geſetz— 
gebungsgebiete zu dienen, welche bis dahin bei ihrer Negelung der Behandlung 
eines Kompetenzkonflikts diefen Begriff in weiterem Sinne ald des Art. 5 des 
bayer. Gejete3 vom 28. Mai 1850 aufgefaßt hatten, laffen über vorftehende 
Tendenz des Reichsgeſetzes feinen Zweifel. 

Auf der Grundlage jened $ 17 deö Reichsgerichts-Verfaſſungsgeſetzes ruht 
das zur Zeit geltende bayer. Yandeögeleg vom 18. Auguft 1879. 

Die Motive zu dem Entwurfe desielben (Verhandlungen der Sammer der 
Reichdräthe von 1879 Beil. Bd. II S. 807) haben eigen® bemerkt, die Tendenz 
des Entwurfs gehe dahin, die einschlägigen Beitimmungen des Gefeted von 1850 
zwar unter möglichſter Aufrechthaltung der bis dahin geltenden Grundfäge, 
doch in einer den verwandten reichögeieglichen Beltimmungen angepaßten Form 
wieder zu geben. 

Nach denfelben Motiven joll der Geltungäbereichh des Geſetzes fih auf alle 
Gegenftände erftreden, welche Anlaß zu Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit 
zwifchen den Gerichten einerfeit3 und der Verwaltung anderfeit3 geben können. 

Dabei ift befonders beigefügt, daß es fich empfiehlt, fobald ein Konflikt 
überhaupt möglich ift, au die Mittel zu feiner Entſcheidung darzubieten. 

Vergleiht man weiterhin den Art. 1, Abſ. 1 und Art. 8 des Geſetzes vom 
18. Auguft 1879 mit dem Art. 1 und 2 des Geſetzes vom 28. Mai 1850, To 
Ipringt in die Augen, daß zwar beide Gejegeöftellen die Griitenz einer Streitig— 
feit zwiichen Geriht und Verwaltung, beziehungsweile einen wirklichen Kto m= 
petenzfonflikt erfordern; dagegegen ftimmen die jegigen Art. 1 und Art. 8 
bes Geſetzes von 1879 darin mit dem 8 17 des Reichsgerichts-Verfaſſungsgeſetzes 
überein, daß auch ſchon das Borhandenjein einer Streitigfeit über die Zuläffig: 
feit des Rechtsweges im Sinne beiderfeitiger Annahme einer Neflortzuitändigfeit 
im Allgemeinen genügt, um den Ausspruch des Gerichtöhofes für Some 
petenzfonflifte zu veranlaffen. 

Zwar enthalten die Motive zu Art. 8 des Geſetzes vom 18. Auguft 1879 
eine Rüdbeziehung, auf das frühere Gele, indem ſie bemerfen, dab die jegige 
Ausdrucksweiſe des Art. 8 dem Sinne nach gleichbedeutend jei mit den im 
Art. 2 des Geſetzes vom 28. Mai 1850 enthaltenen Worten: 
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„wenn die Zuftändigkeit von Seite ber Verwaltung in Anſpruch 
genommen wird.“ 

Für die hier ins Auge gefaßte Frage jedoch, ob die Inanſpruchnahme der 
Berwaltungszuftändigfeit bereit3 an fih, auch ohne Windifation einer eigent- 
lihen Entiheidung im engeren Sinne, zur Entjtehung eines Stompetenz- 
konflikts Hinlänglih ilt, folgt, wie jchon erwähnt, aus dem Inhalte des an 
gedachter Stelle der Motive zum Entwurfe des jegigen Gelege in Bezug 
genommenen Art. 2 cit. überhaupt nicht3 der hier vertretenen Auffaffung Ent: 
gegengeſetztes. 

Dagegen iſt aus dem Begriffe der „Streitigkeit“, wie er im Art. 1 des 
heutigen Geſetzes vom 18. Auguſt 1879 ſich findet, desgleichen aus dem, was 
aus dem Art. 2 des Geſetzes vom 28. Mai 1850 auch für die Auslegung des 
Art. 8 des Geſetzes vom 18. Anuguſt 1879 wirklich noch abzuleiten iſt, immer: 
hin To viel feſtzuhalten, daß, um auch heute noch den Begriff des Kompetenz— 
fonflitt3 zu begründen, auf Seite der Verwaltungsbehörden wenigitend Die 
Snanfpruhnahme einer ſolchen eigenen Zuftänbigfeit vorliegen muß, 
welche diejenige der Gerichte begrifflic und aftuell in irgend welder Form aus: 
ſchließt. 

Dieſe Vorausſetzung iſt jedenfalls in ihrer für die Frage des Vorhanden— 
ſeins eines Kompetenzkonflikts zunächſt allein maßgebenden formalen Geſtaltung 
in der That hier gegeben, nachdem vom f. Staatsminiſterium des Aeußern nicht 
nur erklärt wurde, dab in fraglicher Richtung der Rechtsweg als unzuläffig 
erachtet, fondern auch, daß vom f. Staatöminifterium zwar nicht die Enticheidung 
über das zu Grunde liegende Rechtsverhältniß fich felbft vindizirt, wohl aber die 
Zuftändigfeit in Anipruch genommen werde, primär und unter Ausſchluß 
jeder einheimiſchen rihterlihen Kognition feinerfeits die Frage der 
Verihaffung von Rechtshilfe gegen den öjterreihiichen Staat in Erwägung und 
etwaige Behandlung mittel3 Intervention auf biplomatiihen Wege zu nehmen. 

Seitens des k. Staatsminifteriums wird alio die reflamirte Zuständigkeit 
zugleich wortdeutlich alö eine den Rechtsweg ausſchließende in Anſpruch 
genommen, 

Wenn Seitens des k. Advokaten Heizer noch geltend gemacht wird, daß 
die Erhebung des Kompetenzkonflikts nah Art. 8 Abſ. 2 des Gefeged vom 
18, Auguft 1879 auch darum ausgeichlofien ſei, weil bereits eine rechtskräftige 
Enticheidung über die Zuläffigkeit des Rechtsweges vorliege, jo erfcheint dies 
hieher in joferne unzutreftend, als über die Frage der Zuläfligfeit von Juris— 
diftionshandlungen speziell in der hier ftreitig gewordenen Richtung gegen den 
döfterreihiihen Staat eine mit Rechtskraft andgeitattete Entſcheidung 
in der That noch nicht vorhanden ift. 

Anlangend: 

2. die Anregung de3 Kompetenztonflifts in der Ridtung 
wider das f Amtsgeriht Paſſau, fo war zur Frage des formalen Vor— 
handenfeins eine Kompetenzkonflikts vor allem in Betracht zu ziehen, daß es 
fih bezüglich dieſes Amtsgerichts für die vorwürfigen, beim f. Landgerichte 
Paſſau anhängigen Rechtsſachen überhaupt nicht um eine Funktion ald Prozeß 
gericht, fondern um eine jolche als Vollftrefungsgericht im Sinne der 88 684 flg. 
der Ziv.P.-Ord. handelt. 

Seine Jurisdittionsgewelt fteht und fällt daher auch mit der Entiheidung 
über das Borhandenfein der beftrittenen Jurisdiktionsrechte des k. Landgerichts 
Palau, als derjenigen Gerichtöftelle, welche durch die Ertheilung der Vollſtreck— 
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barfeitöflaufel gegen den öfterreihiichen Staat die Eröffnung des fraglichen Voll: 
ftredungsverfahrens überhaupt ermöglicht hat. 

Aus dem legteren Grunde gilt das Gleiche auch bezüglich der Jurisdiktions— 
0 des beim f, Amtsgerichte Palau angeitellten k. Gerichtövollziehers 

aas. 

Unter diejen Umftänden und nachdem überdies das f. Amtögeriht Paflau 
auch bereit3 eine, die Annahme einer Zuftändigfeit in ſich fchließende pofitive 
Amtshandlung in Geftalt der einftweiligen Siftirung der Pfandverfteigerung 
vorgenommen hat, iſt es formell nicht zu beanitanden, daß die Erhebung bes 
Kompetenzkonflikts Seitens des k. Staatöminifteriums des k. Haufe und des 
Aeußern auch auf das k. Amtögeriht Paſſau erftredt wurde. 

II. Außer Zweifel ſteht meiterhin aud) die ſubjektive Legitimation bes 

f. Staatsminifteriums des f. Hauſes und des Aeußern zur Erhebung 
des Kompetenzkonflikts. 

Daß die Inanſpruchnahme der PVerwaltungszuftändigfeit gegenüber einem 
jurisdiftionellen Vorgehen der Gerichte in thesi zu Gunſten der administrativen 
Amtsrechte einer Nerwaltungsbehörde oder Verwaltungsſtelle jeder Stufe der 
ftaatlihen Nangordnung geichehen kann, ift von vornherein Elar. 

Was aber die formale Befugniß zur Abgabe der die Kompetenz in Anipruch 
nehmenden und mit der Wirkung der Devolution der Frage an den diesieitigen 
Gerichtshof ausgeftatteten Erklärung betrifft, fo zieht desfalls zwar der Art. 9 
des Gejeted vom 18. Auguſt 1879 in feinem Ablage 1 engere Grenzen, indem 
er verordnet, daß zur Erhebung des Kompetenzkonflikts nur die Streisregierungen 
und die Zentralverwaltungsitellen befugt fein ſollen. 

Allein ſowohl aus der Vergleihung des Abſatz 3 desfelben Art. 9, wie 
aus der Würdigung des Zweckes jener beichränfenden Vorichrift, mittelö deren 
durch die Anheimgabe der Anregung des Kompetenzfonflitts an Staatöverwalt« 
ungsorgane höherer Ordnung eine gewiſſe Garantie für eine reiflihe Vorprüfung 
de3 Schritte gewahrt werden ſoll, 

(vergl. Motive 3. Entw. des Geſetzes von 1850, Art. 35 Verhandl, 
der 1. 8. von 1849, Beil.-Bd. I ©. 97), 
ergibt fi zur Genüge, dab der Schwerpunkt der im Abi. 1 des Art. 9 aus: 
geiprochenen Einschränkung in eine Abgrenzung nad unten fällt. 

Hieraus folgt aber von jelbft, daß auch ein f. Staatäminiiterium unter dem 
Begriff einer Zentralverwaltungsitelle im Sinne des Art. 9 Abſ. 1 des Geſetzes 
vom 18. Auguft 1879 zu ſubſumiren iſt. 

Da aud im Uebrigen ein Grund zu formalen Beanftandungen nicht bejteht, 
fo erwächſt 

III. dem Gerichtshof die Aufgabe, in die Beurtheilung der weiteren Frage 

einzutreten, ob in vorwürfiger Streitfache nad) ihrer gegenwärtigen 
Geftaltung, d. h. nunmehr gegen den dÖfterreihiihen Staat, 
der Rechtsweg zuläjiig ſei? 

Die Prüfung biefer Frage ergibt Folgendes: 

Die Gerichtsbarkeit des Staates ift Ausfluß der Souperänetät. 

Sie entipringt in Sonderheit jenem Theilinhalte der Sonveränetäts-Rechte, 
welcher fich nach der Innenfeite des Staatölebens als ftaatlicde Machtvollkommen— 
heit, als summum imperium, beziehungsweife auf der Kehrſeite als Unters 
ordnung unter dieſes imperium barftellt. 

Nah ihrer Außenjeite, in den Beziehungen zu anderen ſouveränen 
Staaten, fomit in völferrehtlicher Hinficht, fällt dagegen der Schwerpunft des 
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Souveränetätäbegriff3 in die Unabhängigfeit de3 einen Staate® von dem 
imperium des andern. 

Diefe Unabhängigkeit begründet von jelbft einerjeit3 das Recht zur Ablehn- 
ung jeder Konfequenz einer ſolchen Machtvollkommenheit, welche ſich Seitens eines 
fowveränen Staates gegenüber einem anderen mit einem Rechtszwange geltend 
machen wollte, anderſeits aber auch nad dem meiteren völferrechtlichen Grundſatze 
der prinzipiellen Gleichitellung fouveräner Staaten für den gegenbetheiligten Staat 
bie Verpflichtung, die Unabhängigkeit des andern jouveränen Staates anzuerkennen 
und zu achten. 

Bon biefen Gefihtspunften ausgehend, gelangt man von felbit im Prinzipe 
zur Anerkennung des in der völferrechtlichen Theorie, wie im der neueren Staats— 
und fpeziell auch Gerichtspraxis bereits vielfeitig aufgeltellten und anerkannten 
Grundſatzes, daß ein fouveräner Staat der Gerichtsbarkeit eined 
anderen fouveränen Staates in der Regel niht unterworfen ift. 

Heffter, Europ. Völkerreht, 7. Aufl. ©. 79; 

Weſtlake, Lehrb. des internationalen Privatreht3; deutſche Ausgabe, 
1884 ©. 219; 

Foelix, droit international prive, 4 &dit. t. I p. 418; 

Urtheil des Gerichtshofs für Kompetenzkonflikte in Berlin vom 14. Januar 
1882 (abgedrudt in Gruchot's Beitr. zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts III. Folge Bd. 6 ©. 298); 

dann die Urtheile des Appellhofs in Brüffel vom 31. Dezember 1840, 

bes Saflationshofs in Paris vom 22. Januar 1849, 

des Ziviltribunals in Antiverpen vom 11. November 1876, 

des oberiten Gerichtshofes in Wien vom 4. September 1877 (abgebrudt 
bei Gruchot a. a. D. ©. 304, 306, 309). 


Wenn diefer Grundlag in den für Deutichland und fohin aud für Bayern 
3. 3. in Geltung ftehenden, die Gerichtöverfaffung und das gerichtliche Verfahren 
betreffenden Reichögelegen nicht eigens Ausdrud gefunden hat, jo fteht dies feiner 
Unerfennung und Anwendung nicht entgegen, nachdem der fragliche, die ftaatliche 
Jurisdiktionsgewalt einſchränkende Grundſatz völferrechtlicher Natur ift, gedachte 
Reichögejege aber nur die Beftimmung haben, die Ausübung der Jurisdiktions— 
gewalt, jo weit jolche beiteht, innerhalb des ZTerritorial-Verbandes und des 


Bereiches der Negierungsrechte der verbündeten deutſchen Ntegierungen gleich- 
artig zu regeln. 


Aus letzterem Grunde läßt fich auch aus dem 8 24 der R.:3.:B :D., welcher 
zudem überhaupt nicht einmal von dem Umfange der abftraften Jurisdiktions- 
gewalt, jondern von dent fonfreten örtlichen Gerichtöftande, dem Yorum und der 
Begründung desjelben handelt, nichts Gegentheiliges folgern. 


In Konfequenz des Obigen kann auch weiter zugegeben werben, daß das— 
jenige, was in $ 18 ff. des Neichögerichtö-Verfaffungsgejeges über die Exterritorialis 
tätsrechte gewiſſer Perfönlichkeiten zum Ausdruck gebracht ift, fich nicht ſowohl 
- als Firirung und Umgrenzung des völferrechtlichen Grundfaßes ſelbſt, wie vielmehr 
nur als ein Ausfluß des letzteren dargeftellt und Iediglich aus gemiffen, in dem 
Folgenden noch anzubeutenden praftiichen Gründen eigend® Aufnahme in jenes 
Reichsgeſetz gefunden hat. 
E3 kann bier füglich dahingeftellt bleiben, ob der gedachte Grundfat des 
Ausſchluſſes der Jurisdiktionsgewalt des inländifchen Staats über einen fouveränen 
ausländiichen Staat, in foweit ed fich dabei um Nechtsverhältniffe völker rech t— 
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licher oder jelbft nur Öffentlich rehtliher Natur handelt, als ein allges 
meiner und ausnahmsloſer zu gelten habe. 

Dagegen ift bier in die Würdigung der Frage einzutreten, ob eine ſolche 
ausnahmsloſe Wirkſamkeit des fraglihen Grundiages auch für das Gebiet 
privatrehtliher Verhältniſſe beftehe. 

Zu einer derartigen kritiſchen Unterſcheidung hinfichtlich des öffentlich-recht— 
lihen und privatsrechtlihen Wirkungsbereichs de3 mehrgedachten Arioms ift um 
fo mehr Beranlaffung gegeben, nah dem es ein ſchon aus dem römischen echt 
ftammenber, ſeitdem fonjequent fortgebildeter und nicht minder in ben modernen 
Geieggebungen, Ipeziell aud im öfterreihtihen Zivil und Staatsrechte 

(Deiterr. bürgerl. Geſetzbuch $ 290, 867. 

Ulbrid, öfterr. Staatsrecht, S. 654, 655.) 
feftgeftellter weiterer Grundſatz ift, daß der Staat, jobald er in den Privatrechts- 
verfehr eintritt, auf dem Gebiete des Privatrehts und des, dem Schuße der 
PBrivatrechte dienenden, gerichtlichen Verfahrens hinfichtlih feiner Rechte und 
Pflichten im Allgemeinen die einem PBrivatrehtsjubjefte überhaupt 
zukommende Stellung einnimmt. 

Gleichwie es nun auf der einen Seite gewiß ift, daß der Staat die Kon— 
fequenzen dieſer beionderen privatrechtlihen Stellung innerhalb jeines 
eigenen Hoheitsbereich3 in vollem Umfang zu tragen hat, ebenjo iſt es 
anderjeitöS in der völferrechtlichen und prozeifualen Theorie und Praxis, zum 
Theil jelbit mittels direkter Geſetzesbeſtimmungen, 

(vgl. 3. B. $ 20 des R.-G.:Berf.-G.) 
vielfältig anerkannt, daß auf dem Privatrehtsgebiete auch die völfer: 
rechtliche Geltung des Axioms der Nichterftrefung der inländiichen Gerichtsbarkeit 
über einen fremden Jouveränen Staat wenigitens beftimmte Ausnahmen zu 
erleiden hat und zwar namentlich in jolchen Fällen, in denen ſich die Privat: 
rechtöbeziehungen des ausländiichen Staat3 direft in den territoriellen Hoheit: 
bereich des inländiihen Staats erftreden. 

ALS derartige Ausnahmen gelten namentlih ganz allgemein und find aud) 
eigens vom f. StaatSminilterium des Aeußern in feiner Denkichrift jelbjt bezeichnet, 
die beiden Fälle der Nealgerichtsbarfeit des inländiihen Staat3 in Bezug auf 
Grundbefigungen des fremden Staats im Inlande, dann der Gerichtsbarfeit über 
den ausländiihen Staat in feiner Stellung als Stläger und Wiederbeflagter im 
Zivilprozeffe vor inländiſchen Gerichten. 

Die beiden Ausnahmen find übrigens feineswegs abgeichlofiener und für fich 
beftehender Natur. 

Sie führen vielmehr auf allgemeine Prinzipien zurüd. 

Während die eritgedachte Ausnahme ſich vorwiegend al3 durch die Rechts— 
foniequenz aus der Gebietöhoheit des inländiihen Staat3 bedingt darftelit, 
beruht die ziweite auf der Anſchauung, daß ſich der ausländiiche Staat auf jeine 
völferrechtlihe Eremption überall da nicht mehr berufen könne, wo eine frei— 
willige Unterwerfung unter die inländiiche Gerichtsbarkeit vorliegt. 

Dieis Tragweite einer freiwilligen Unterwerfung ift ebenfall3 bereits in der 
Staatöpraris hinlänglich anerkannt. 

So in Urtheilen des Court od Cuancery van 5.31. ER 1374 

(abgedrudt in Gruchot's Beiträgen a. a. D., ©. 314), 
dann in den Motiven des Urtheils des Gerichtshofs” für Stompetenzfonflitte in 
Berlin vom 14. Jänner 1872, 

(Grudot, a. a. DO. ©. 307). 


| 
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Ein bündiges Zeugniß hiefür findet fich auch in den Motiven jenes Gefet- 
entwurf3, welcher jüngithin behufs Herbeiführung einer geleglihen Regelung ber 
gegenwärtigen Materie Seitens der verbündeten beutichen Regierungen dem 
deutjchen Neichdtage vorgelegt worden iſt. 

(Drudi. Nr. 114 der Reichdtagsieflion 1884—85.) 

Daſelbſt ift ausdrücklich die freiwillige Unterwerfung des ausländiſchen 
Staats unter die inländijche Gerichtsbarkeit ald durch die beabfichtigte geſetzliche 
Regelung unberührt bezeichnet. 

In gewiffer Hinficht wird auch der Vorbehalt der inländiihen Jurisdiktion 
für den Fall der freiwilligen lUinterwerfung unter diefelbe beitätigt und befeitigt 
durch eben wieder jene Beltimmungen, welche $ 18 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
betreff3 der Grterritorialitätsrechte des geſandtſchaftlichen Perſonals 2c. enthält. 

Dieſen Repräfentanten des fremden Staats gegenüber handelt es fich bei 
und mit 8 18 des G.eV.«G. darıım, die Annahme eigens auszuſchließen, 
ald ob durch die Mahl eines Domizils im Bereiche der inlänbifchen Gebietshoheit 
auch für Perfönlichkeiten ihrer Kategorie die freiwillige Unterwerfung unter bie 
bieöjeitige Staatöhoheit in Kraft trete. 

Gerade darin liegt der Schwerpunkt jener ausdrüdlichen Feſtſtellung der 
Erterritorialitätrechte, welche im $ 18 des G.-V.G vorliegt. 

Wenn aber die Geießgebung es fogar für nöthig hielt, diefe Reftriftion der 
Folgen einer fonft in der Domizilswahl im Inlande gelegenen, freiwilligen Unter— 
werfung felbft gegenüber von Perſonen eigens auszufprechen, deren Beziehungen 
zum inländiichen Staat und deren Aufenthaltszweck in demjelben völkerrecht— 
licher Natur find, fo muß gerade dadurd die Marime des Wegfalld einer 
Jurisdiktionsexemption bei freiwilliger Unterwerfung unter die inländiiche Juſtiz— 
hoheit um fo mehr für das Gebiet rein privatrehtlidher Beziehungen bes 
fremden Staates anderjeitö auögiebigite Bekräftigung finden. 

Steht übrigens einmal feit, daß durd freiwillige Unterwerfung unter Die 
inländiihe Jurisdiktionsgewalt die fpätere Berufung auf eine völferrechtliche 
Exemption für Privatrehtöfälle ausgefchloffen wird, fo hat dieß auch für Die ver: 
jchiedenartigen möglichen Formen einer ſolchen freiwilligen Unterwerfung zu 
gelten, und begründet es insbefondere feinen Unterichied, ob jene linterwerfung 
ausdrücklich oder mittels Eonfludenter Handlungen erfolgt ilt. 

Mendet man diefe Gefichtöpunfte auf die Verhältniſſe des vorliegenden Falles 
an, fo ergiebt fih Folgendes: 

Zweifellos liegt vor Allem ein Privatrechtsverhältniß von Anfang an, wie 
auch jest noch vor. 

Sümmtliche von dem f. Ndvofaten Heizer geltend gemachte Anſprüche ent— 
jpringen aus einem einfachen Darlehensvertrag, welchen urjprünglich die Franz— 
Joſephs-Bahn-Geſellſchaft abgeſchloſſen bat. 

In dieſes Rechtsverhältniß iſt der öſterreichiſche Staat paſſiv durch Schuld— 
übernahme freiwillig eingetreten. 

Erſteres hat dadurch von feinem rein privatrechtlichen Charakter nichts verloren. 

Einen der mweientlichiten Punkte bei jenem Darlehensvertrage bildet die Ver— 
abredung, daß die Franz-Joſephs-Bahn-Geſellſchaft als Schuldnerin verpflichtet 
fein Tolle, behufs Ginlöfung der fälligen Coupons und rüdzahlbar gewordenen 
Schuldverichreibungen in Deutichland und fpeziel auch in Süddeutichland bet 
einem Bankhauſe eine Zahlitelle zu errichten. 

Eine folche Domizilirung der Zahlung nad Deutichland verlegte den finan— 
zielen Gejchäftsbetrieb der Franz-Joſephs-Bahn-Aktiengeſellſchaft in partieller 
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Richtung vertragsmäßig in den territorialen Bereich der Jurisdiktionsgewalt der 
deutſchen Gerichte. 

Nach ihrer ganzen Natur, wie auch nad) den bei joldhen Finanzoperationen 
vorwaltenden Anſchauungen fann auch jene Domizilirung nur den Sinn und bie 
Zwedbeftimmung haben, daß dadurch den inländiichen Gläubigern dem aus— 
Ländiihen Schuldner gegenüber nicht allein eine geihäftliche Erleichterung für 
die Grlangung von Zahlung, fondern auch eine gewiſſe rehtliche Garantie für 
Die Gewährung der Zahlung in vertraggmäßiger Weile und ein erhöhter Rechts: 
Thug im Inlande ſelbſt gewährt, überhaupt die Släubigerfhaft der 
Nothwendigfeit überhoben merden Sollte, ihre Befriedigung 
irgendwie erft im Auslande fuhen zu müfjen. 

Daß die vertragsmäßige Begründung eines dergeitalt gelagerten Rechts— 
verhältnified zugleih eine fontludente Anerkennung der Jurisdittion ber 
inländiihen Gerichte von ſelbſt in fich ſchließt, bedarf feiner weiteren Erörterung. 

Die Rechtsgrundſätze und die Nechtsübung in Anfehung domizilirter Wechſel 
ſowohl im Allgemeinen, wie insbefondere bezüglich der Wirkung der Domizilirung 
auf die Jurisdiktionsrechte der Gerichte des Domtizilortes bieten zudem naheliegende 
Analogien. 

Nach wirklih erfolgter Errichtung der bei Negozirung des Anlehen3 ber 
Franz-Joſephs-Bahn-Geſellſchaft ausbedungenen Zahlitellen in Deutichland würde 
fih auf der Baſis der dadurd begründeten Jurisdikftionsberehtigung der 
deutihen Gerichte im Allgemeinen nad dem jegigen deutichen Prozeß— 
rechte jogar noch die weitere Konſequenz ergeben, daß gegenüber der ſchuldneriſchen 
Geiellihaft ein von ihrer Ausländerqualität und von den in $ 24 der 
Zivil: Prozekordnung vorausgeiegten VBerhältniffen ganz unabhängiger 
eigener Gerichtsſtand im engeren örtlichen Sinne vor deutichen Gerichten 
nad $ 29 der Zivil: Prozehordnung beitände. 

Als weientlicher Beitandtheil des geſammten Schuldverhältniiies ift bie 
vorgedachte auf die Domizilirung der Zahlung nad Deutichland bezügliche Sonder: 
verpflihtung der Franz-Joſephs-Bahn-Geſellſchaft, worauf jeder Gläubiger ein 
erworbenes Recht hat und welche ohne Zuftimmung der Gläubigerihaft ſchuld— 
neriicher Seits nicht einfeitig abgeitreift werden fanıı, ſammt allen ihren juris 
diftionellen Konſequenzen gleichfall® auf den öfterreihiichen Staat paſſiv mit über: 
gegangen. 

Es ift dieß die nothwendige Folge feiner eigenen freiwilligen Ber: 
einbarungen mit mehrgedachter Gelellichaft, welcher gegenüber fich der öfter: 
reihiide Staat wortdeutlid zur Uebernahme 

„aller ihrer wie immer gearteten rehtlihen Berpflidt: 
ungen“, 

wie nicht minder auch zum Eintritt in die fchwebenden Nechtsitreite der Geſell— 

Ichaft, jogar nach der eigens deflarirten Analogie eines Univerſalſucceſſors, ver: 
bindlich gemadt hat. 

Mit dem ganzen Bahnübernahmsvertrage ift namentlich aud die vorgedachte 
bejondere Verabredung ſogar durd ein eigenes öfterreichiiches Neichögeieg vom 
8. April 1884 (öfter. R.-©.:Bl. von 1884, Stüd 16) genehmigt worden. 

Schon diefe Sachlage würde an ſich genügen fir die rechtliche Annahme 
einer freiwilligen Unterwerfung des öfterreihhiichen Staats unter die Juris: 
diftion der deutichen Gerichte in Bezug auf das hier fragliche ſpezielle Rechts— 
verhältniß. 
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Ueberdieß liegt aber noch ein weiteres Moment vor, welches mit Noths 
wendigfeit zu ber gleihen Annahme führen muß. 

Durch die Urtheile des k. Hanbelsgerihts Paſſau vom 7. September und 
81. November 1878, dann der zweiten Zivillammer des f. Landgerichts Paſſau 
vom 23. Juni 1880 ift bereit3 rechtöfräftiger Ausſpruch darüber ergangen, daß 
dad Bankhaus Pummerer in Paſſau als Zahlungsitelle im Sinne jener Ber: 
tragsbedingungen zu gelten habe, und daß dort die fraglichen Schuldverfchreibungen 
und Coupons zur Cinlöfung zu bringen feien. 

Die Urtheile find, ſchon ehe der Vertrag zwiichen der Franz-Joſephs-Bahn— 
Geſellſchaft und dem öfterreihiichen Staat zum Abſchluß fam, in der Richtung 
gegen Erftere als vollitredbar erklärt geweſen. 

Nah dem am judikatmäßigen Erfüllungsorte Paffau jubjidiär geltenden 
gemeinen Nechte ift es nun eim zivilrechtlicher Grundjaß, bat jede Obligation 
durch rechtöfräftiges Urtheil injfofern eine Art von Novation erfährt, als die 
Verbindlichkeit ad praestandum ſich zur obligatio judieatum solvi geitaltet. 

Dieſe Verbindlichkeit zur Grfüllung der fraglichen richterlichen Urtheile, 
denen gegenüber nad) Art. 8 bes Gefebes vom 18. Auguſt 1879 die Erhebung 
be3 Kompetenzkonflikts bereit3 ausgeſchloſſen ift, begründet aber nicht allein die 
Verpflichtung, dem Urtheile materiell Genüge zu leiften, fondern auch zu dieſem 
Behufe Mangels freiwilliger Leiftung den vollftredenden Gerichtsbann über ſich 
ergehen zu laſſen. 

(Wächter, Erörterungen aus dem römijchen und deutichen Privatrecht, 
Heft 3 ©. 50.) 

Auch dieſe modifizirte Verbindlichkeit ift nach ihrer Begründung auf den 
öjterreihiichen Staat übergegangen. 

Indem aber der Nechtögrund dieſes Uebergangs wiederum in der geichehenen 
freiwilligen Uebernahme aller Werbindlichkeiten der Franz-Joſephs-Bahn— 
Geſellſchaft wurzelt, Liegt auch hierin abermalö eine freiwillige Unter— 
werfung unter die Jurisdiktion derjenigen Gerichte, welche jene rechtöfräftigen 
Urtheile erlaffen haben und zwar um fo mehr, ala nad Lage der Berhältniffe 
dem öjterreihiichen Staat Stenntniß von den im Auslande wegen der befannten 
Balutaftreitigfeiten durchgeführten Prozeſſen nicht gefehlt haben fonnte. 

Wenn gegen die Annahme der gedachten konkludenten freiwilligen Unter— 
werfung nod geltend gemacht wurde, daß hiemit dem öfterreihifchen Staat ein 
Verziht auf Vorrechte unterlegt würde, welche nur durch ausdrüdliche Erklärung 
hätte erfolgen können, jo erledigt fich diefer Einwand durch die einfache Erwägung, 
daß es fich hier nicht ſowohl um einen felbftitändigen Verzicht auf für ich 
beftehende Necte zum Vortheile von Dritten handelt, als vielmehr um die 
llebernahme beitinmter, nad Art und Umfang feitftehender,, in ihren inneren 
Beitandtheilen untheilbarer Verbindlichkeiten, welche Schuldübernahme im Wege eines 
entgeltlihen Vertrag ohne Mitwirkung der Gläubiger erfolgte und 
daher auch deren Rechte weder im Ganzen noch im Einzelnen präjubdiziren kann. 

Aus dem Gelammtverhältniffe erwuchs darum auch für das f. Landgericht 
Paſſau, Zivilkammer und Handelskammer, die juriödiktionelle Berechtigung, auf 
Grund der 88 665 und 666 der Zivil-Prozefordnung, deren hierorts nicht 
zu erörternde materielle Anwendbarkeit vorausgeſetzt, mittel Tranftription der 
Bollftrekbarfeitserflärung gegen den öfterreihiihen Staat vorzugehen, woraus 
dann weiterhin von jelbit folgt, daß auch der auf jene Vollitredbarkeitserflärung 
fi ftügende Pfändungsaft, was die darin liegende jurisbiftionelle Einfchreitung 
im Allgemeinen betrifft, nicht zu beanftanden ift. 
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Selbitverftändlihe Rechtsfonfequenz hievon tft denn endlih noch, daß mit 
der Pfändung ſelbſt Vermögensftüde des öfterreihiichen Staats, melde fih im 
Aurisdiktionsbereiche befanden, in Anſpruch genommen werden durften. 

Was übrigens die Art der Pfandobjekte anlangt, jo ift eine befondere Frage 
bei der Verhandlung noh dahin aufgeworfen worden, ob nidt die Pfändung 
vom völferredhtlihen Standpunkte aus jedenfall injoferne zu beanftanden wäre, 
al3 damit folche Gegenftände als privatrechtliches Befriedigungsmittel in Anſpruch 
genommen wurden, welde nur im Dienfte des internationalen Ver— 
kehrs und auf Grund bezügliher Bereinbarung mit der dies— 
feitigen Staatögewalt in den inländifchen Jurisdiktionsbereich gelangt find. 

Dieſe aud im Art. 17 des Handelövertrages zwiſchen dem deutſchen Reiche 
und Defterreihellngarn vom 23. Mai 1881 (R.G.-Bl. S. 123) in dad Auge 
gefaßte Frage betrifft indeffen nicht ſowohl die allgemeine Legalität des 
Pfändungsaftes ex capite jurisdictionis, als vielmehr die Art und die 
Modalitäten der Durchführung einer jurisdiktionell an fich zuläfligen Prändung. 

Sie ift daher auch nit im Wege der Erhebung des Kompetenzkonflikts 
und vor dem hierortigen Gerichtshofe, fondern im Wege des Zivilprozefjes jelbit 
zwiſchen den dort betheiligten Parteien und mittel$ der durch die Zivil-Prozeß— 
ordnung gewährten Rechtsmittel vor den zuftändigen Gerichten auszutragen. 

In Anbetracht alles deifen fann unter den bier obwaltenden bejons 
deren Berhältniffen aus dem Gefichtäpunfte eines Mangels der Jurisdiftion 
wider den öfterreichiichen Staat der Nechtötweg nicht als ausgejchloffen betrachtet 
werden, und fommt damit auch die vom f. Staatsminifterium des f. Hauſes und 
des Aeußern behauptete exkluſive Zuftändigfeit von felbft in Wegfall. - 


Der auswärtige Handel Englands und 
Deutſchlands. 


Von 
A. Bayerdörffer. 


In dieſer Zeitſchrift ſind ſeit der Begründung derſelben mehrere intereſſante 
Arbeiten über Handelsſtatiſtik veröffentlicht worden, welche dieſen Gegenſtand nad) 
feinen verjchiedenen Seiten bin beleuchten. Schon im Jahre 1869 beflagte jedoch 
Dr. Hirth mit Recht den mangelhaften Zuftand unferer Statiftit und fagte in 
bieiem Jahrgange S. 67: „Wir haben feine deutiche Handelsftatiftif, Haben nie 
etwas gehabt, was Dielen Namen verdient, und werden nie dazu fommen ohne 
durchgreifende, von den Behörden ausgehende oder doch beförderte Organiſation.“ 
Jetzt, 14 Jahre fpäter, können wir mit Befriedigung auf die Entwidelung unjerer 
Statiftif zurüdbliden und behaupten: wir haben jest wenigſtens den Anfang 
gemacht, eine deutiche Statiftit zu erhalten. — Mit dem Jahre 1872 hat die 
Statiftit des auswärtigen Handel® Deutichlands eine wejentlihe Werbeflerung 
erfahren!) und ift dann beionders ſeit 1879 vervollfommmet worden. Dad, was 
früher in den Annalen am meilten getadelt wurde, ift verbeflert: der Eingang 
und Ausgang der Waaren wird nicht allein nad) den Grenzitreden aufgeführt, 
fondern die Herkunfts- und Beſtimmungsländer find fo genau ald möglich) ange 
geben, und die zur Berechnung der MWerthe angenommenen Preiſe find, wenn 
auch nicht ganz genau, doch wenigftens ſoweit zuperläffig, daß wir uns für bie 
legten Jahre ein annähernd richtiges Bild unferes auswärtigen Handels machen 
fönnen. Und diefe Angaben wird man jet umfomehr zu weiteren Schlüffen 
benugen dürfen, als ſchon im Jahre 1875 Soetbeer es als gerechtfertigt aner- 
fannte, jelbit die (wie Dr. Hirth und Soetbeer wiederholt nachgewieſen haben) 
früher jehr ungenauen Zahlen zum Ziehen einer Bilanz zu benützen.“) Unſere 
Statiftif wird daher jetzt auch nicht mehr allzu weit hinter derjenigen Englands 
zurüditehen, deren Trefflichfeit — auch hinfichtli der Ausfuhr — Dr. Hirth 
Ihon 1870 in dieſer Zeitichrift hervorgehoben hat. 

Wir wollen num den auswärtigen Handel Englands und Deutichlands auf 
Grund der amtlichen Statiftif einer näheren Betrachtung unteriverfen. 

Der Import und Erport Englands betrug, nad) dem Statistical Abstract 
berechnet, im Durchichnitt jährlich”) in Millionen Mark: 


Einfuhr: Ausfuhr: Verhältniß 
Fremde u. 
Berhältniße Britiſche Kolonial- Gefammter Verhält: | der Ausfuhr zur 


zablen | Produkte Produfte Export nihzahlen Einfuhr 
1859 —1363 4266 — 100 2648 724 3372 — 100 100 : 128 
1564-—-1865 5644 — 131 3502 992 4494 — 133 100 : 126 
1869 —1873 6622 — 153 4496 1064 5560 — 165 100 : 119 


2) Vergl. Annalen 1873 ©. 249. 
2, Annalen 1875 ©. 731. 
’) Wir nehmen für 1 Lit. = rund 20 Marl an. 
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Einfuhr: Ausfuhr: Verhältniß 
Fremde u. | 

Verhältniße | Britiihe Koloniale Gefammter Verhält: | der Ausfuhr zur 
zahlen Produkte Produlte Export nißzahlen Einfuhr 
1874 7400 = 171 4790 1162 56952 — 176 | 100 : 124 
1875 7478 — 173 4470 1162 5632 — 167 | 100 : 133 
1876 7502 — 174 4012 1122 5134 — 152 | 100 : 146 
1877 78858 — 182 | 83978 1068 5046 —= 150 100 ; 156 
1878 7374 = 170 ı 8856 1052 408 — 146 100 ; 150 
1879 7258 — 168 | 8830 1144 4974 — 147 100 : 146 
1850 8224 —= 190 4460 1268 5728 — 170 100 : 144 
1881 7940 — 194 4680 1260 5940 — 176 100 : 138 


Die Einfuhr überfteigt alfo nicht nur während der ganzen Periode be: 
beutend die Ausfuhr, fondern fie ift auch mehr gewachſen als diefe. Während 
wir bei dem Import, die Jahre 1878, 1879 und 1881 ausgenommen, ein uns 
unterbrodyenes Steigen finden, zeigt der Erport eine Zunahme nur bis 1873; 
bon da ab findet ein Sinken ftatt, welches erft mit dem Jahre 1879 ein Ende erreicht. 

Deutichlandg auswärtiger Handel hat fih in den legten 10 Jahren folgen- 
dermaßen bewegt (in Millionen Mark): 


Einfuhr: Ausfuhr: Verhältniß 
Verhältnißß Verhältniß—⸗ der Ausfuhr 

zahlen zahlen zur Einfuhr 

1872 3468 — 100 2494 — 100 100 : 139 
1873 4257 — 123 2488 — 100 100 : 171 
1874 3673 == 106 2459 — 99 100 ; 149 
1875 3576 — 103 2561 — 103 100 : 140 
1876 3913 — 113 2605 — 104 100 : 150 
1877 3877 — 112 2828 — 113 100 : 137 
1878 3722 — 1W7 2916 = 117 100 : 127 
1879 3893 — 112 2821 = 113 100 : 138 
1880 2859 — 33 2946 — 118 100 : 97 
1851 2990 — 36 ı 3040 — 122 100 : 98 


Bienengräber gibt für 1860 die Einfuhr mit 1095 Millionen Mart, 
die Ausfuhr mit 1398 Millionen Markt an. Die Ungenauigfeit dieler Zahlen 
bat Dr. Hirth jedoch bereits im Jahre 1869 nachgewieſen;!) er jelbit ſchätzt 
bei diejer Gelegenheit die Einfuhr auf 1740 Millionen Mark, die Ausfuhr auf 
1206 Millionen Markt; auch diefe Zahlen find damals nur mit allem Vorbehalte 
gegeben worden, weil ein zuverläffiges Material für die Beurtheilung der Größe 
unseres auswärtigen Handels fehlte. Mögen diefe Angaben aber auch den Werth 
der Ein- und Ausfuhr nicht genau treffen, ſo können fie uns doch zeigen, daß 
der deutiche Außenhandel in der Zeit von 1860 bis 1872 bedeutend gewachſen 
fein muß. Bon 1872 bis 1879 hat die Ginfuhr feine beftinunte Bewegung, 
fie Ichwanft auf und nieder; in den Jahren 1880 und 1881 aber, alfo nad dem 
Inkrafttreten des neuen Bolltarifes, jehen wir eine bedeutende Abnahme. Die Aus— 
fuhr dagegen iſt in der Periode von 1872 bis 1881 fait ununterbrochen ges 
ftiegen und übertrifft die Cinfuhr nad dem Sinfen der Legteren im Jahre 1880. 

Weitergehende Schlüffe werden freilich aus diefem Verhältniß des Imports 
zum Grport nicht gezogen werden können; denn einmal find — wie in dieſer 
Zeitfchrift ebenfalls Schon auseinandergeiegt worden ift) — die Werthe der im: 


1) Annalen 1869 ©. 111. 
5) 1875 ©. 692, 
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portirten Waaren aus anderen Faktoren zuſammengeſetzt, als bie der erportirten ; 
dann aber ift das Weberwiegen des Imports über den Erport befanntlih noch 
fein Nachtheil für das betreffende Land; fonft müßte fich ja nad) der oben ges 
gebenen Tabelle die Lage Englands von Jahr zu Jahr verichlechtert haben; 
Handelöbilanz und Zahlungsbilanz (wie Soetbeer unterfcheidet) find eben ganz 
berfchiedene Dinge. 

Die engliihe Ein: und Ausfuhr von 1881 vertheilt fi) auf die einzelnen 
Länder (in Taufenden von Marf): 





Einfuhr Ausfuhr 

Rupland . 281,080 — 4°], 185,540 — 3°], 
Deutichland . 473,000 == 6°), 585,540 — 100), 
Holland und Belgien‘) 690,680 — 9%), 576,200 — 9°], 
Frankreich 799,680 — 10°), 601,720 == 100), 
Deiterreih . ; 27,80 — — 17,840 — —P|, 
Die übrigen europäifchen Länder . 808,360 — 109], 640,280 — 110], 
Serum Staaten i 2,064,160 — 26°/, 735,660 — 129], 
fiiche Kolonien . . . 1,830,800 == 23°/, 1,733,620 — 290%), 
aa überfeeiiche Yänder . 964,880 — 12%), 865,240 — 150%), 
7,940,440 == 100°], | 5,941,640 — 100%], 


Ein großer Theil des englifchen auswärtigen Verfehres fällt alfo auf die 
europäiſchen Staaten Deutichland, Holland und Belgien, Frankreich und auf die 
Vereinigten Staaten Amerikas, zuſammen 51°/, der Einfuhr und 40°/, ber 
Ausfuhr; ferner auf die englifchen Kolonien; und auf den Verkehr mit allen 
diefen Ländern iſt auch hauptlächlich die bedeutende Zunahme der Eins und Aus— 
fuhr Englands zurüdzuführen. E3 betrug durdichnittlich pro Jahr der Import 
und Erport von und nad folgenden Ländern in Millionen Mark: 


Deutjhland Frankreich Holland und Belgien 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
1859—63 278 -100 390 — 100 || 392 = 100 | 398 — 100 242 — 100 | 296 —= 100 
1864—68 352 — 127 | 560 — 144 || 646 — 165 | 488 — 126 || 382 — 158 | 444 —= 150 
1869—73 368 — 132 | 714183 || 744 — 189 | 548 — 138 || 512 = 211 | 656 — 221 
1874—78 450 —=162 | 628 — 161 | 902 — 230 | 552 — 139 || 624 — 258 | 612 — 207 
1879 432 — 155 | 592 — 152 || 768196 | 530 — 133 || 652 — 269 | 544 — 184 
1880 486 = 175 | 580 — 149 | 838 — 214 | 558 = 140 || 742 == 307 | 570 — 193 
1881 472 —= 170 | 586 — 150 || 798 = 203 | 600 — 151 || 690 — 285 | 574 — 194 
Bereinigte Staaten Britifhe Kolonien 
Einfuhr Ausfuhr | Einfuhr Ausfuhr 
1859 —63 702 ae 30.) urt == 150 I 1140 == 100 966 — 100 
186415 si Gi | bWe-1. | Li. 12) | 1086 = 118 
1-54--73 1118 159 152 194 I474 1:5 | ii 124 
i574—78 1544 — 220 | 458 — 118 || 1672 = 147 | 1496 = 154 
1879 1836 — 261 i 510 == 131 I 1578 — 139 | 1330 = 138 
18860 2140305 | 758 —195 | 1850 — 162 | 1630 = 170 
1881 2064 — 294 | 734 — 189 || 1830 —= 161 | 1732 = 180 


Deutichlands Verkehr mit den verfchiedenen Ländern ergibt ſich auß folgen- 
ber Tabelle: 


N Ein Theil der zwiichen England und Deutſchland ausgetaufchten Waaren geht über 
Belgien und Holland. 
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Einfuhr Ausfuhr 
in 1000 Mart in 1000 Dart 


Hamburg, Bremen an BEER. BR 
ihlüfle . . 584,909 


— 20%, | 639,718 — 21%, 
Rußland. . > 2 2 22er. 886,354 11%, | 192,345 — 69), 
Deiterreich aan 3 440,259 — 15°], | 323,962 — 119], 
a a er 156,655 — 5°, 179,879 — 6°), 
Frankreich nenn. 253,190 om 8%, | 829,980 — 119), 
Belgien und Niederlande an 463,130 — 15°], 410,429 — 13°, 
Großbritannien. . ce 365,413 — 12°, 449,458 — 15°, 
Die übrigen europäifchen Länder... .. 134,855 — 5%, | 254,361 — 89%, 
Vereinigte Staaten Amerilad8 . - » . . . 174590 — 6%, | 192,359 — 6°, 
Undere überfeeifche Länder . - - » . . - 82,896 — 39], 72710 3%, 


2,990,251 — 100°), | 3,040,196 — 100°, 


Es ift auch hier wieder zu berüdfichtigen, daß Hamburg und Bremen, ſowie 
Belgien und die Niederlande nicht diejenigen Staaten find, nach denen oder von 
welhen wir jo große Waaren-Quantitäten gelandt, bezw. erhalten haben, ſondern 
daß die Angabe diefer Länder in der Hauptiadhe nur die Wege bezeichnet, auf 
welchen ein jo bedeutender Import und Erport ftattgefunden hat. Diejer Theil 
der Waaren-Ein- und Ausfuhr fällt alſo noch auf die übrigen Länder; jedoch 
find die wirklichen Urfprungss bezw. Beitimmungsorte wohl bei einzelnen Pro— 
duften, aber nicht für das ganze Quantum feitzuftellen. 

In den nachſtehenden Tabellen führen wir nun die Beitandtheile der Ein— 
und Ausfuhr beider Länder für das Jahr 1881 auf, wie wir fie nad dem 
engliihen Statistical Abstract und nad der deutichen amtlichen Statiftif be- 
rechnet haben. 


Englands Einfuhr (in 1000 Mark) 
VBerzehrungsgegenftände: 


Thiere (Rindvieh, Schafe &.) -» =» > 2 2 2 2000. 168,860 
Sped, Schinken, nn a a ee er SM 
leiih - ; ee a Ar 109,980 
utter, Käfe, Eier u ra a ee ner 
Kakao, Kaffee, vr he er a ee are A 
Getreide —7— a a a et — 
Fiſche ar ie Fee 
Früchte, Roſinen, Gewürz Da ge a re 112,040 
Reis, Kartoffeln . . - er Kar, he in Be 95,440 
Wein, Spirituoien . > 2 2 m en nee en. 149,080 
Zucker, Melaſſ.. 288400 
3,349,660 

Nohmaterial 
Beumwole . : 2» 22 0 23 2 82 0 000 876,700 
Wolle ——— 535,460 
Flache, Hanf, Site, Seide a a ne — 
Metalle . Br de ak za 66100 
Holz ee ee re ERETE 

äute und Felle Eee a rate Bu: FREE : 

amen . . Br dene dar a Ar Breit > Den 150,680 
Dele, Petroleum . £ 162,460 


Kautihud, Farb⸗ und Gerbſtoffe, Material zur Rapier-‘ a. 
brifation, alg und Stearin, Haare, — Hopfen, 
Salpeter, — — Zähne, BR: MEER: 
Tabad x. . . . 861,000 


3,072,160 
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Halbfabriklate und Fabrikate: 


Häute und Felle, — 

Wollengarn a 
Baummwoll- Fabrifate ——— 
Seiden-Fabrikate . . ; 


WollensFabritate . 
Chemiſche Produkte, Bias, lederne dandſchuhe 


Taback-Fabrikate. . . PH 
Verichiedene Fabrifate . . » 2: 2 2... 


Alle anderen Artikel 


Englands Ausfuhr (in 1000 Mark) 


VBerzehrungsgegenftände: 


Bier, Ale, Spirituofen, Wein . . : 
eringe, — Fiſche, — Brovifionen 
alz, Gewü — 
uder, Melaſſ 

Kakao, Kaffee, The . 

Reis, Getreide, Mehl, Butter ıc. 


Nohmaterial: 

ODER 5... a 
Rohe Metalle Er ee —— 
Wolle ; 

Baumwolle . . FE ——— 
Flachs, Hanf, Jute, Seide —— ——— 
Verſchiedenes . a 


Halbfabrifate und Fabrikate: 


Baummwollengarn Ba Na Ne a 
Leinen und Juteganm 2: 2 2 2. 
Wollengarn re 

Seidengarn 

Leder und Lederwaaren Eh FEN si 

Stahl, Eifen- und Stahtfabritate I — 
Kupfer⸗-Halbfabrikate —— ——— 
Chemiſche Produkte. 0 2. 
Baumwoll-⸗-Fabrikate ar Be ee 
Leinen und — — — 
Seiden-Fabrikate. er 

BWollen-Fabritate a Fe 

Kleider, Hüte ꝛc. I u dh 

Band» und Modewaaren - » 2 2 2 2 nen 
Rorzellan-, Glaswaaren X: » 2» 2 2 2 2 0.0 
Papier und — — 

Maſchinen 

Verſchiedenes . 


Alle anderen Ürtilel > 2 2 2 2 2 2. 


* 


32,960 
27,080 
50,020 
234,540 
119,720 
91,280 
24,320 
54,600 


634,520 


884,100 


75,340 
55,540 
18,480 
32,600 
137,460 
89,360 


408,780 


175,720 
174,200 
334,960 
101,120 

46,680 
190,660 


1,023,340 


263,300 
26,040 
64,520 
20,160 
78,560 

577,240 
65,380 
96,260 

1,329,820 

164,180 
56,580 

362,580 
96,700 
83,820 
63,180 
40,800 

199,200 

176,360 


3,764,680 


744,840 
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Relapitulation: 
Einfuhr: Ausfuhr: 
ehrungsgegenftände . . A 3,349,660,000 — 42%), 4 408,780,000 —= 7°, 
Rohmaterial . „  8,072,160,000 = 39°), „  1,023,340,000 = 17°], 
Halbjabrifate und Sabritate R 634,520,000 = 8°), „  83,764,680,000 — 63°], 
Alle anderen Artikel . . ‚ 884,100,000 — 119], B 744,840,000 = 13°], 
A 7,940,440,000 — 100%), | M 5,941,640,000 — 100°], 


Den hauptiählichiten Beftandtheil der engliihen Einfuhr bilden die Ber: 
zehrungsgegenftände, und unter dieſen fteht wieder das Getreide oben an mit 
bem Betrage von 60,8 Millionen Pf. St. — 1216 Millionen Mark; es folgen 
dann andere wichtige Lebensmittel wie Fleiſch, Butter, Käſe, Eier, Fiſche, Kar: 
toffeln, Reis mit zulammen ca. 1000 Millionen Mark, jo dat alio der Import 
Englands an nothwendigen Lebensmitteln die ungeheure Summe von ca. 111 
Millionen Pf. St. — 2220 Millionen Mark erreicht hat, d. h. über 60 Mark 
pro Kopf der Bevölkerung. Kakao, Kaffee, Thee und Zuder ergeben ebenfalls 
noch ca. 800 Millionen Marf. 


Nicht viel Eleiner ald die Summe der Verzehrungsgegenſtände ift diejenige 
des Nohmateriald, und darunter find die Produkte die wichtigiten, welche die 
Tertil-Induftrie verarbeitet: Baummolle, Wolle, Flachs, Jute, Seide, zufammen 
1670 Millionen Marf. 

Die Einfuhr von Halbfabrifaten und Fabrikaten ift verhältnigmäßig nur 
gering. Trog der Entwidelung, welche die engliiche Textilindustrie erreicht hat, 
bejtehen Letztere größtentheild aus Baumwoll-, Woll-, und Seiden-Waaren, und 
bei der Einfuhr diefer Artikel hat fich die deutsche Industrie auf gewiſſen Ges 
bieten jehr fonkurrenzfähig erwiefen. Die genannten Tertilwaaren repräjentiren 
in der engliſchen Einfuhr den Betrag von 20,2 Millionen Pf. St. — ca. 400 
Millionen Mark. Nach der deutichen Statiftif find nah England ausgeführt: 
Zeugmwaaren für 66,3 Millionen, Strumpfwaaren für 12,9 Millionen, Po— 
famentierwaaren für 20,7 Millionen, Kleider ꝛc. für 15,2 Millionen Mark, 
zufammen 115,1 Millionen. 


In der Ausfuhr machen die Verzehrungsgegenftände nur 7°/, aus, und 
find meistens erft aus fremden Ländern oder aus den Stolonien importirt, wie 
Kaffee, Thee, Reis. Inter den von Gngland ausgeführten NRohmaterialien 
nehmen nicht, wie man wohl glauben follte, die Produkte feiner ausgedehnten 
Kohlen und Eifen-Induftrie die erfte Stelle ein, jondern diejenigen Materialien, 
welche auch jeine Tertil-Induftrie verarbeitet, und die zum größten Theile fremden 
Ursprungs find. England ift alfo nicht nur der bedeutendite Konſument dieſer 
Artikel, ſondern es treibt gleichzeitig, was wohl die Folge davon ift, auch aus: 
gebehnten Handel mit diefen Waaren, und Städte, wie Liverpool, London, jind 
die bedeutenditen Märkte für ganz Europa geworden. Auch dieje Gruppe ift jedoch 
verhältnigmäßig nicht groß; ebenſo werden auch nicht viel Halbfabrifate erportirt, 
welche fait nır aus Garnen und Gijenwaaren beitehen. Den größten Theil der 
Ausfuhr bilden die FFabrifate, und darunter find vor Allem die Tertil- und 
Eifenwaaren hervorzuheben. 

Ueberbliden wir nun den engliichen Außenhandel noch einmal, fo ergibt 
fich im Allgemeinen, dab England einen großen Theil der Nahrungs: und Ges 
nußmitttel feiner Bevölkerung vom Auslande bezieht, daß es ferner große Quan— 
titäten Rohmaterial für jeine Induftrie und zum Berfaufe an andere Länder 
importirt und dagegen dem Auslande jeine Yabrifate Liefert. 


348 Der auswärtige Handel Englands und Deutichlands. 


Deutihlands Einfuhr und Ausfuhr (in 1000 Mark). 


Einfuhr: | Ausfuhr: 
Berzehrungdgegenftände: 


Rindvieh, Kälber, Schweine, Schafe ı. - -» >» " 2 2 m 2. 131,239 110,346 
Nahrungsmittel thierifchen Urfprung J 141,362 52,509 
Getreide, Malz, Hülienfrüchte, Rartoffeln BE ee a 346 271 64,510 
Mahliabrifate und Bäderwaaren . . 2 2 2 2 2 2 2. 25,711 31,745 
Dbit, Früchte, Gemüſe, EN are ee a ee 38,775 28,173 
Kocialz und Gewürze . . lan le ae 1 — 12,565 30,456 
Kaffee, Kaklao, Thee.. ee 144,748 4,146 
Jude, Melafie, Syrup . : ae 3,710 151,398 
egohrene Getränfe, Mineralwafjer FREE N 54,041 94,342 
898,422 568,125 

Nohmaterial: 
Sümereien, Gewächſe, — en ee er 141,538 51,430 
ae : Gare Na a Be 33,026 62,477 
Schniß- und Btechftoffe ET ar Sr — 23,669 7,827 
Spinnftoffe . . R WE BRETT 482,520 133,239 
Bau- und Nupholz Br N a SE A 85,932 33,566 
Erze und rohe Metalleee. nn 76,373 93,949 
Häute und Felle . . De a u ae 131,460 79,882 
Gerbjtoffe, Farben, Gähr- und Mlärmittel 2200. ö 62,995 25,144 
Salpeter, Salz, PN: — detze ee ee 91,027 40,161 
Dele und Fette . . an 142,982 58,610 
Tabad. . . en ae ee ee a ee a ha a eG 26,368 4,350 
Erden und Steine 2 200 [ 80,598 48,737 
SEEN SEN 5 a ca Ta car ae re Were 10,986 16,194 
ge. DEBETN IE a A ae 37,056 26,127 
— er ge Aue 14,670 1,348 


1,391,200 683,041 
Halbfabrifate und Fabrikate: 


Soda, Kali, Pottafhe x. . 43,675 51,363 
Bleiweih, Farbholz-Extrakte, Ultramarin, Alizarin, Anilinfarben, 
andere Farben und Farbmwaaren, Firniffe, Lade, Fitte n. . 18,640 77,042 
Stein, Thon-, Porzellan, Glas:Waaren . . . . FR 14,100 75,814 
Eiſen in täben, Platten; ie a 6,870 95,131 
Metallmaaren . . j ZEIT 17,100 146,710 
eder und Lederwaaren oo 6666 32,997 125,660 
Garne und Watte. . . : 271,847 131,496 
Beug:, Strumpf-, Rofamentier-Waaren, "Spipen, Stidereien, 
Kleider, Wäfche, Hüte, Federn, Künftlihe Blumen . . 101,128 665,713 
Kautihudfäden, Ledertuch, Lichte, Seifen, PATIRIEER, Sind: 
waaren; Kautjchud-, Seiler-Waaren x. . . f 12,970 29,018 
Holz, Schnit» und Flechtwaaren . en, ee as 15,681 48,312 
Fapier und Pappe und Waaren daraud . : 2 2 2 2... 6,197 52,846 
Tabadfabrifate . . . ee — 10,312 2,496 
——— Maſchmen, Iutrumente — ea 34,660 102,648 
Kurzwaaren, Shmud . TE RE 11,784 56,271 
597,961 1,660,520 
Alle übrigen Waarren. ...... 102,666 128,773 
Nelapitulation: 
Einfuhr: Ausfuhr: 
Verzehrungsgegenftände . . M 8808,422, 000 = 30%, | M  568,125,000 19%, 
Rohmaterial . 1,391,200,000 = 46), | „  683,041,000 = 22% 


Halbjabrifate und Fabrifate 


597,961,000 — 20° 1,660,520 
Alle übrigen Artikel . 128'510.000 


" 

" 

„__102,668.000 = 4%, | . 128,510.000 

M. 2,990,251,000 = 100%, | 4 3,040,196,000 = 10077, 


NA 


ww 
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Auch bei der deutichen Einfuhr bilden die Verzehrungsgegenftände einen 
weientlichen Beitandtheil, und auch hier ftehen Getreide, Malz, Hülienfrüchte und 
Startoffeln oben an; e3 folgen dann Schladhtvieh, Nahrungsmittel thieriichen 
Urjprungs, Mahlfabrifate, und diefe nothwendigen Lebensmittel ergeben zujammen 
die Summa von 643 Millionen Mart = 15—16 Mark pro Kopf der Be: 
pölferung. 

Die bedeutendfte Gruppe der Einfuhr bilden die Nohmaterialien, und unter 
diefen find beſonders Spinnftoffe (482 Millionen Mark) zu erwähnen. Ebenſo 
treten auch unter den SHalbrabrifanten und Fabrifaten die Garne und Zeug— 
waaren weſentlich hervor, während jonit die Einfuhr von Fabrifaten nicht über: 
mäßig groß iſt. 

In der Ausfuhr machen die Verzehrungsgegenitände 19°, der Geſammt— 
jumme aus, und in diejer Gruppe zeigt ſich ein weientlicher Unterſchied zwiſchen 
dem Import und Export Deutichlands und Englands. Während in lekterem 
Lande die Einfuhr von Verzehrungsgegenftänden 42°%,, die Ausfuhr nur 7°/, 
(meiftend Produkte fremden Urſprungs) betrug, ſteht in Deutichland der allerdings 
ebenfall3 verhältnigmäßig großen Einfuhr eine nicht unbedeutende Ausfuhr gegen: 
über. Beim Getreide überwiegt zwar der Import (346 Millionen) den Erport 
(64 Millionen) um mehr als das Fünffache ; aber Deutichland erportirt dafür 
eine große Menge anderer lanbwirthichaftlicher Produfte, wie Zuder, Obft, Ges 
nrüfe, Hopfen (zufammen gegen 190 Millionen). Beim Schladhtvieh tft nur die 
Ginfuhr von Kühen und Schweinen größer als die Ausfuhr; Ochſen, Kälber, 
Schafe aber wurden mehr erportirt als importirt. Das Uebergewicht der Ein: 
fuhr von Nahrungsmitteln thieriichen Urſprungs wird namentlich herbeigeführt 
durch die Einfuhr von Fleiih, Schmalz, Heringen 2c., während Deutichland an 
Butter wieder bedeutend mehr aus: als einführt. 

Bei den Fabrifaten jehen wir, welden großen Aufihwung die deutiche In: 
duftrie genommen hat. Der Erport ift ein verhältnigmäßig großer in verichie- 
denen Zweigen; Holz«e, Schnig: und Flehtwaaren, Papier, Lederwaaren, Zeugs, 
Strumpf:, Pojamentierwaaren, Kleider, Wäſche, Maſchinen, Kurzwaaren bilden 
die hauptiädhlichiten Gegenstände. 

Zwifchen den beiden Ländern Deutichland und England bat fih, wie aus 
den oben angegebenen Zahlen hervorgeht, ein lebhafter Verkehr entwidelt, Die 
Einfuhr Englands aus Deutichland ſtieg nad der engliichen Statiftit von dem 
Durdichnitt der Jahre 1859— 1863 (278 Millionen Mark) bis zum Jahre 
1881 (472 Millionen Mark) um 7O°/o, die Ausfuhr von 390 Millionen auf 
586 Millionen Mark, alfo um 50°/,. — Nad) der deutichen Statiſtik betrug 
die Einfuhr Deuticlands aus England im Jahre 1881 365 Millionen Marf, 
die Ausfuhr dahin 449 Millionen Mark; beide Angaben ftimmen nicht überein 
und feine wird aud; ganz zutreffend fein. Ginerjeit3 geht der Verkehr Englands 
mit Dejterreich zum Theil über Deutfchland, und ein Theil dieſes Verkehrs wird 
wohl in den Angaben über den Verkehr mit Deutichland enthalten fein; denn 
jedenfalls können wir annehmen, daß die Eins und Ausfuhr Englands von und 
nach Oeſterreich größer ilt, als der Statistical Abstract fie angibt, nämlich 
1,4 und 0,9 Millionen Pfund Sterling. Anbderjeit3 aber werden von Deutſch— 
land viele Waaren über Holland, Belgien und die Hanſeſtädte von und nad 
England ein und ausgeführt, ohne daß diefe Waaren in den Statijtifen beiber 
Länder vollftändig dem Verkehre zwiichen England und Deutichland zugewiejen 
find. — So weit uns aber Zahlen über den Waarenaustauſch beider Länder 
vorliegen, beitätigt nichtS die Annahme, die auch ſchon Profeffor Nafie zurüd: 

Annalen bes beutihen Reichs. 1885. 24 
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gewieſen hat,') daß England die deutiche Induftrie im Allgemeinen bebrohe (in 
einzelnen Zweigen und namentlich in gewiſſen, ungünftig gelegenen Bezirken fann 
und wird das ja ber Fall fein), und daß wir uns dagegen durch ebenio all 
gemeine außerordentliche Maßregeln fhügen müßten. Betrachten wir die einzelnen 
Gruppen: England jendet und Vieh und andere lebende Thiere für 0,4 Millionen 
Mark und empfängt von uns für 15,1 Millionen; an Nahrungs: und Genuß- 
mitteln erhalten wir von England für 40,5 Millionen Mark, darunter bejonders 
Heringe (13 Millionen) und Kaffee (16 Millionen); wir liefern ihm dagegen 
für 111,3 Millionen, darunter Getreide (ca. 8 Millionen), Zuder (81 Millionen), 
gegohrene Getränke 2c. (über 9 Millionen), alfo eigene Produkte unferes Landes. 
Bei Brennftoffen (Einfuhr 9 Millionen), bei Rohſtoffen und Fabrifaten der 
chemiſchen Induftrie (Einfuhr 63,7 Millionen, Ausfuhr 45,3 Millionen) über: 
wiegt die Einfuhr, ebenio bei Rohſtoffen und Fabrifaten der Tertil-Induftrie 
(Einfuhr 170 Millionen, Ausfuhr 154,8 Millionen); aber bei der letzteren 
Gruppe ift trogdem das Verhältniß fein ungünftiges, da wir allerdings für 69,4 
Millionen Spinnftoffe, für 70,4 Millionen Garne und für 50,5 Millionen Zeug: 
waaren, Spigen, Hüte 2c. aus England eingeführt, ihm aber ebenfall für 17,3 
Millionen Spinnftoffe, für 14 Millionen Garne und Watte und außerdem für 
121 Millionen Zeuge, Strumpf:, Pofamentierwaaren, Spigen, Kleider, Hüte 2c. 
geliefert haben. 

Kautihud erhalten wir von England für 14,6 Millionen, Kautjchudfabrifate 
nur für 3,4 Millionen, während wir England für 14,7 Millionen Mark jolcher 
Fabrifate jenden. 

Die jo hervorragende Metall» Induftrie und der Handel Englands liefern 
Deutihland für 22 Millionen Mark rohe Metalle und für 4,3 Millionen Fa— 
brifate und Halbfabrifate; wir jenden dagegen nah England für 5,4 Millionen 
rohe Metalle und für 21,5 Millionen Mark Halbfabrifate und Fabrikate. 

Auch in den übrigen Gruppen des deutichen ſyſtematiſchen Waaren-Verzeich— 
niffes überwiegt unfere Ausfuhr nach England die Einfuhr und zwar meiltens 
in der Weiſe, daß England uns NRohmaterial, Deutihland ihm aber für einen 
größeren Betrag Fabrikate liefert. So in der Gruppe der Stein:, Thon:, Por: 
zellan- und Glas: Induftrie; hier beträgt die Einfuhr von England 4,9 Millionen 
darunter 3,8 Millionen Markt Erden und Steine, die Ausfuhr dahin 6,7 Mill, 
darunter 6,5 Millionen Mark Stein, Thon, Porzellan: und Gladwaaren. — 
Sn der Gruppe Papier und deffen Nohmaterial beträgt die Einfuhr von England 
nur 0,8 Millionen Mark; dagegen erhält e8 von und jowohl Rohmaterial als 
auch Fabrikate im Betrage von 14,3 Millionen, darunter Lumpen 2. 2,9 Mil, 
Papier und PBapierwaaren 11,4 Millionen. 

Für unfere Leder-Induftrie liefert und England für 15,9 Millionen Mark 
Häute und Felle, ferner für 5 Millionen Mark Leder, fann aber in Deutichland 
fo wenig mit unfjerer Lederivaaren-Induftrie fonfurriren, daß die gefammte Ein— 
fuhr an Lederwaaren nur 0,7 Millionen Mark beträgt, während Deutichland 
nah England für 19,4 Millionen Lederwaaren und außerdem noch für 4,7 Mill. 
Leder und 2,9 Millionen Häute und Felle fendet. 

Wir willen wohl, daß fich einige Zahlen ändern würden, wenn wir genau 
feititellen könnten, wie viel Waaren in der Ein: und Ausfuhr von und nad 
Hamburg, Bremen, Belgien, den Niederlanden 2c. dem Verkehre mit England zus 
fallen, und mie viel von den im Verfehre mit England aufgeführten Artikeln 
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diefes Land auf ihrem Wege von und nad) anderen Erbtheilen nur berühren. 
Wir glauben aber faum, daß das NRejultat, welches aus den oben gegebenen 
Zahlen zu ziehen ift, ein wejentlic andere werden würde, und dieſes Rejultat 
ift, daß wir mit England in einem Verkehre ftehen, der nicht etwa unjere In— 
duftrie im Großen und Ganzen bedroht, jondern für beide Länder von Vortheil 
ift, indem England und durd feinen Handel die überjeeiichen Produkte zuführt, 
und bon eigenen Erzeugniffen meiſtens folche liefert, welche von unserer Induftrie 
weiter verarbeitet werden, aus Deutichland aber Lebensmittel und Fabrikate 
erhält. 

Berüdfichtigen wir dieſes und ferner den Umftand, daß die Einrichtungen 
vieler unjerer wichtigiten Induftriezweige für den Export berechnet find, daß ein 
Theil der Bevölkerung feinen Unterhalt in der Arbeit für das Ausland findet, 
und daß die wachſende Zahl der Bewohner Deutichlands den Import ausmwärtiger 
Produkte nöthig macht, jo werden wir zu dem Schluffe kommen, daß e3 nicht 
in unjerem Intereſſe liegt, allgemeine Schranten zwiichen Deutichland und Eng— 
fand oder dem Auslande überhaupt aufzurichten, was natürlich nicht ausschließt, 
daß einzelne Induftriezweige, die lebensfähig find, aber unter dem Drude der aus: 
mwärtigen Konkurrenz nicht zur Blüthe gelangen fünnen, zeitweife geſchützt werben. 
Wir halten es vielmehr für eine der wichtigiten Aufgaben der Volkswirthſchafts— 
politif, den Abjag unferer Waaren nah dem Auslande zu befördern, und was 
diefe Frage betrifft, jo kann die engliiche Statiftit ebenfalls für uns Iehrreich 
fein. Der BVerfehr Englands mit feinen Kolonien beträgt 23 bezw. 29°/,, mit 
anderen überjeeiichen Ländern 12 bezw. 15°/,, zufammen 35 bezw. 44°, ber 
ganzen Ein- und Ausfuhr, oder in abjoluten Zahlen 1830 Millionen Mark 
Einfuhr aus den Kolonien, 1732 Millionen Mark Ausfuhr dahin, und 964 
Millionen Markt Einfuhr aus anderen überjeeiihen Ländern (die Vereinigten 
Staaten audgenommen), 864 Millionen Mark Ausfuhr dahin, zufammen 2794 
Millionen Markt Einfuhr, 2596 Millionen Mark Ausfuhr. 

Deutichlands Verkehr mit den überjeeiihen Ländern außer ben Vereinigten 
Staaten ijt bei der Ein: und Ausfuhr nur 3%, der Gejammtjummen, d. h. die 
Einfuhr beträgt nur 82 Millionen, die Ausfuhr 72 Millionen Mark. 

Sollte das nicht ebenfalld die Anficht derjenigen rechtfertigen, welche ver: 
langen, daß auch Deutichland feine auswandernde Bevölkerung nad) Möglichkeit 
dahin leitet, wo fie in Verbindung mit dem Mtutterlande bleibt? Wir meinen, 
daß, wenn wir uns jo erjt einen größeren Abzugsweg nad einem fernen Lande 
eröffnet haben, ſich unſerer Induftrie auch bald mehr Gelegenheit bieten wird, 
noch mit anderen derartigen Ländern in nähere Verbindung zu treten, als es 
jegt möglich iſt; unfere Induſtrie wird dann vielleicht auch mehr Veranlaſſung 
haben, diejenigen Forderungen zu berüdfichtigen, welche von jenen Ländern an 
die Induftrien geftellt werden, die ihnen Fabrikate liefern wollen. Und das 
würde wohl auch der ficherfte Weg fein, um beim Beziehen von Waaren aus 
anderen Welttheilen die Vermittlung anderer Yänder, die dort bereit3 Verbindungen 
haben, entbehrlich zu machen. 


Zur Frage der Ücbergangsabgnben im 
Zolluerein. 
Petition deutjcher Handeldfammern an den Bundesrath, 


Die Grundfäge über die vertragsmäßigen Zölle, Uebergangdfteuern 
genannt, welche die ſüddeutſchen Staaten und die norbdeutiche Branntwein- und 
Bierftenergemeinichaft bei dem Verkehr mit Branntwein, Bier und Malz gegenfeitig 
erheben, haben gewiß im Laufe von AO Jahren die Probe gehalten und einen 
möglichſt günftigen Zuftand innerhalb des Zollvereind und des Neiches geichaffen, 
nachdem es bis jegt nicht hat glüden wollen, das legte Ziel, eine völlig über: 
einftimmende Geſetzgebung auf diefem Gebiete, zu erreichen und die Hinderniſſe 
zu bejeitigen, welche der Ausdehnung der Bier: und Branntweinfteuergemeinichaft 
auch auf die jübdeutichen Staaten noch in den Weg fich legen. Man wird gerne 
anerfennen dürfen, daß die diesbezügliche Bemerkung eines fo ſcharfen Beobachters 
und Finanzpolitiferd wie Niede (vergleihe Karl Viktor Niede: Ueber Zölle und 
Nübenzucderfteuer in Schönberg’8 Handbuch der politiichen Defonomie Band II 
&. 370— 71) eine durchaus treffende infoweit ift, als Iediglih die Wirkung 
dieſer Uebergangsabgabe in der ihr freilich auch zunächft nur zufommenden Eigen— 
Schaft al3 eigentlihe Verzehrungdsteuer in das Auge gefaßt wird. Leider 
haben fi aber dieje Wirkungen im Laufe der Zeit nicht auf dieſes naturgemäße 
Gebiet beſchränkt. Die Vorausfegungen, auf welchen 1841 dieſe Uebergangs— 
ftenern aufgebaut waren, Haben fich geändert, die Technik hat in Deutichland 
mächtige Fortichritte gemacht: der Branntwein hat längft aufgehört, ausſchließ— 
lich ein Konjumtionsgegenitand zu fein. Theilweiſe ift allerdings dieſer That— 
fahe dadurch Rechnung getragen, daß unter dem 5. Juli 1879 dem Reichs— 
tage ein Entwurf, betr. die Steuerfreiheit des Branntweind zu gewerblichen 
Zweden, vorgelegt wurde, welcher nad) furzer Berathung ſchon unter dem 19. des— 
felben Monats Reichsgeſetzeskraft erhielt. Auch Baden und Bayern haben daran 
anschließende Gejege gleichen Inhalts erlaffen. Allein die Wirkung dieſes an fich 
gewiß fehr dankenswerthen gefeßgeberiichen Gedankens ift eben denn doc, mie 
ſchon gejagt, feine durchaus erfprießliche geblieben. Wielleiht nit ohne einen 
gewiflen Zufammenhang mit der Nüdvergütung der Branntweinftener an gewiſſe 
Gewerbe nad) dem Sage, welder bei der Ausfuhr von Branntwein vergütet 
wird, hat fich mehr und mehr der Gedanke ausgebildet, daß derartige mit Brannt— 
wein verarbeitete Erzeugnifie der Uebergangsſteuer in den einzelnen deutſchen 
Brennftenergebieten zu unterwerfen feien. 

So werden jeit einigen Jahren mweingeifthaltige Firniffe und Lade zunächſt 
in Bayern, nachher aber aud in Preußen, Sachſen und anderen Theilen der 
norddeutichen Brennjtenergemeinfchaft mit der ganzen oder doc einem aliquoten 
Theil ber Mebergangsfteuer auf Branntwein belegt, wenn fie über die Grenze 
diejer genannten Länder eingeführt werden; babei ift das Verfahren ein äußerft 
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verichiedened, ja man darf jagen willfürliches, infofern die erhobenen Sätze 
zwifchen 16 und 26 M. per 100 kg ichwanfen; bald werben die erwähnten 
Lade und Firniffe in die Klaſſe der höchſtgradigen Spirituofen eingereiht, bald 
wieder tritt eine je nad) dem fubjektiven Ermeſſen der einzelnen Steuerbeamten 
höhere oder niedere Steuerveranlagung ein. — Was in Bezug auf die Lad 
und Firniß-Induftrie erft der allerneneiten Zeit angehört, gilt ſchon jeit viel 
längerer Zeit für die gejammte Parfümerie-Induftrie. Immerhin ift aud) hier Die 
Wirkung der Belegung mit der Webergangöfteuer erft in ber neueren Zeit mehr 
wie ſonſt fühlbar geworden. Wir brauchen faum beizufügen, daß durd Diele 
thatfächlihen neuen Steuerauflagen, die, wie gelagt, bis jegt nur im einzelnen 
Theilen Deutfchlands zur Geltung gelangt find, eine fünftlihe Sciebung der 
beitehenden indujftriellen Verhältniſſe in den einichlägigen Branchen herbeigeführt 
wurde, zu welcher fein beionderer Anlaß, ja wie wir beweilen zu können glauben, 
nicht einmal eine Berechtigung vorliegt. Wie ſchwer diefe ganze Neuerung auf 
ben betr. Induftrien laftet, läßt rückichtlich der weingeifthaltigen Lade und 
Firniſſe ſchon der eine Umſtand erkennen, daß fid) nicht blos die Fabrikanten ders 
jenigen Länder ernftlich beläftigt fühlen, deren Erzeugniſſe in anderen deutſchen 
Staaten in beſagter Weife nochmals verfteuert werden, während die Zollämter 
ihre eigenen Lande nicht in gleicher Weile den gleichen GErzeugnifjen anderer 
beutichen Staaten begegnen (mie Baden und Württemberg), jondern nicht minder 
auch die Fabrikanten derjenigen Länder, an deren Grenzen dieje Uebergangsſteuer 
erhoben wird. Das erklärt fi nun eben daraus, daß alle einigermaßen ent— 
widelten deutſchen Induftriezweige ihr Abiagfeld nicht auf das eigene Land 
beichränfen fönnen und daher weit größeres Intereſſe daran haben, daß in ſteuer— 
liher Beziehung für ganz Deutſchland möglichft einheitlihe und möglichit kon— 
ftante Steuerauflagen beftehen. Inter diefem letzteren verbindenden Geſichtspunkte 
haben fich daher die ergebenft unterfertigten Handeld- bezw. Handels- und Ge: 
werbefammern dahin geeinigt, in einer gemeinfamen Vorftellung ihre einfchlägigen 
Wünſche und Beichwerden dem hohen Bundesrathe zur geneigten Würdigung und 
Berüdfihtigung zu unterbreiten. 

Wenn fi die ergebenjt unterfertigten Kammern mit diefer ihrer Vorftellung 
jpeziell an den hohen Bundesrath wenden, jo dürfte dieie Stompetenz auf Grund 
des Art. 7 Ziffer 3 der deutichen Reichsverfaſſung kaum zweifelhaft jein. 
Laband (dad Staatsrecht des deutichen Reichs Band III. Abtheilung II. pag. 267) 
hat ausdrüdlich erflärt: „über Meinungsperichiedenheiten barüber, ob ein Ab— 
gabengejeg den Vorſchriften des Zollvereinsvertrags gemäß normirt ift oder nicht, 
enticheidet der Bundesraty auf Grund des erwähnten Artikels.“ In gleicher 
Weiſe enticheidet Delbrüd („der Artikel 40 der Reichsverfaſſung“, Berlin 1881, 
pag. 26—32): „Der Bundesrath hat darüber zu wachen, daß bei eintretenden 
Aenderungen dieje Grundjäge (über Webergangsabgaben) beachtet werden, und es 
fteht ihm zu, etwaige Meinungsverjchiedenheiten durch einfach mehrheitlichen Be: 
Ihluß zu erledigen; denn eine den Grundjägen nicht entiprechende Abmeſſung 
der Abgaben oder der Vergütung würde als ein Mangel der Ausführung der 
duch Art. 40 der Perfaffung zum Neichsrechte gewordenen Beltimmungen 
des Vertrags vom 8. Juli 1867 zu bezeichnen fein. (Art. 7 Nr. 3 der Ber: 
faſſung.) 

Unſere Beſchwerde über den Zuſtand, wie er ſich auf Grund einer allmählich 
keineswegs allgemeinen Interpretation des Zollvereinsvertrags von 1867 in den 
einzelnen deutſchen Staaten herausgebildet hat, ſtützt ſich in allererſter Linie auf 
bie rechtliche Unhaltbarkeit einer ſolchen Geſetzesauslegung. 
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In diefer Beziehung dürfen wir vielleicht zunächſt, joweit die Frage ber 
mweingeifthaltigen Lade und Firniſſe in Betracht kommt, dasjenige wiederholen, 
was die mitunterzeichnete Handeldfammer für den Kreis Mannheim in einer Bor: 
ftellung an das großherzoglid; badische Finanzminifterium unter dem 4. September 
1883 des Näheren ausgeführt hat: 

„Die Verfaffung des deutichen Bundes hat in Art. 40 beftimmt, daß die 
Beitimmungen in dem Zollvereinsvertrage vom 8. Juli 1867 in Kraft bleiben, 
foweit jie nicht durch die Vorfchriften der Verfafjung abgeändert find, bezw. 
jpäter abgeändert werden. Nah $ 2, Art. 5 dieſes Vertrages foll jedem ber 
vertragenden Theile zwar die freie innere Steuergefeggebung freigeftellt bleiben, 
jedoch nur für ganz beftimmte Erzeugniffe, darunter ift nur Branntwein fchlecht- 
weg genannt, keineswegs etwa auch Fabrifate aus Branntwein jeder Art, wie 
Lade und Firniffe fie darftellen. Es kann faum zweifelhaft fein, daß eine der— 
artige Ausnahme im Zweifel überhaupt nur in ftrengitem Wortverftande ausge: 
legt werden barf, weil fie eben eine Ausnahme von der wichtigen Grundregel 
der Verfehräfreiheit im deutichen Zollberein bilden follte. 8 8 des Zollgeſetzes 
vom 1. Juli 1869 hat body das kategoriſch ausgeſprochene Prinzip aufgeitellt: 
„Binnenzölle, ſowohl des Staates ald der Kommune und Privaten find unzus 
läſſig.“ Im MUebrigen läßt die ganze Falfung des erwähnten 8 2 jelbit 
erfenuen, daß an ein Anderes als an Branntwein als folhen gar nicht gedacht 
war; jo find dort in weiterem Berfolge auch Mehl und andere Mühlenfabrifate 
als einer Binnenftener zugänglich aufgezählt und find dann desgleichen „Bade 
waaren“ beigefügt, was vollftändig überflüffig wäre, wenn Branntwein alle 
weingeifthaltigen Erzeugniffe in fich begriffe.* 

„Auch die und zugänglichen Kommentare der Neichöverfaflung wie des 
erwähnten Zolleinigungsvertrages fprechen ftets nur von Branntwein als joldem. 
Meder in ben befannten, Jahre lang fortgeiegten, Abhandlungen von Aufſeß 
in Hirth’8 Annalen, noch in der Schneider’ihen „Umſchau auf dem Gebiete 
des Zolle und Steuerweiend* vermochten wir bisher aud nur einen einzigen 
Fal der Erftredung des Begriffs Branntwein über dad, was man gemeiniglic) 
darunter veritcht, hinaus’ zu entdeden.“ 


„Dr. Rud. Delbrüd („der Artikel 40 der Reichsverfaſſung“, Berlin 1881 
pag. 29), gewiß zugleich einer der fompetenteiten Beurtheiler diejer Materie, 
auf deren rechtliche Entwickelung derfelbe nachhaltig einflußreich geweſen ift, jagt 
ausdrüdlih: „Das Beiteuerungsrecht der Bundesftaaten wird hierdurch ($ 2 
Art. 5) in doppelter Weiſe beichränft: einmal in Beziehung auf die Gegen- 
ftände und fodann in Beziehung auf das Maß der Beitenerung. Die Beichränfs 
ung hinfichtlih der Gegenftände . . . it ...... ald eine verfaffungsrecht- 
lihe Beſtimmung anzufehen.* 

„Daß aber in $ 2, Art. 5, überhaupt nur Konfumtibilien gemeint waren 
und fein fonnten („Branntwein, Bier, Eſſig, Malz, Wein, Moſt, Eider (Obſt⸗ 
wein), Mehl und andere Mühlenfabrifate, desgl. Badwaaren, Fleiſch, Fleiſch— 
waaren und Fett“) zeigt folgender Umstand, den gleihfal® Delbrüd pag. 30 
erwähnt:* _ 

„Der $ 2 in Art. 11, Nr. II des Vertrags vom 16. Mai 1865, welchem 
der vorliegende Paragraph (d. h. alſo $ 2 Art. 5 des Bolleinigungdvertrages 
vom 8. Juli 1867) nachgebildet ift, enthält am Schluß noch folgende, feit dem 
Vertrage vom 8. Mai 1841 in allen Pereinöverträgen wiederkehrende Be— 
ftimmung :* 
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„Sollte ein bi jest noch nicht gewöhnliches® Getränke oder 
Nahrungsmittel, mag deſſen Bereitung aus Crzeugnifien bes 
Vereins-In- oder Auslandes erfolgen, in Aufnahme kommen, jo 
bleibt eine folche Beſteuerung geftattet.“ 

„Diele Beitimmung”, fährt Delbrüd fort, „iſt noch jest giltig, 
obgleich fie in dem vorhergehenden Paragraphen nicht wiederholt iſt.“ 

„Deutlicher und prägnanter kann nicht feftgeftellt werden, daß ſowohl für 
die Vergangenheit wie jogar auch für die Zukunft nur Verzehrungsgegenftände 
in den Bereich einer Binnenbeiteuerung gezogen werben wollten.“ 

„Aber auch die jpeziell bayerifche Gejeggebung ſelbſt, welche den eriten An— 
laß zu dieſer feltfamen Steuerinterpretation gegeben hat, fann unmöglich die 
heutige Interpretation rechtfertigen.“ 

„8 27 des bayeriichen Gejeges über den Branntweinaufichlag vom 25. Feb— 
ruar 1880 beitimmt:* 

„Bon dem aus dem freien Verkehr des deutichen Zollgebietes 
ohne Verzollungsnachweis nad) Bayern eingeführten Branntwein ift 
der Aufichlag mit dem in Art 1 feitgejegten Betrage als Uebergangs— 
abgabe zu entrichten.“ 

„Alfo auch hier ift nur von Branntwein, nicht von weingeiftigen Fabrikaten 
für techniiche Zwecke aller Art die Nebe.* 

„Auch die Einleitung zu dem bayeriichen Uebergangsſteuer-Regulativ (cf. Amts— 
blatt der kgl. bayeriihen Generaldireftion der Zölle und indireften Steuern 
Nr. 16 vom 5. Juli 1882 pag. 224) ſpricht ausdrüdlih nur von Sons 
fumtiondgegenitänden, auf deren Hervorbringung und Zubereitung die Ueber— 
gangöfteuer erhoben werden fol. Die gleiche Anſchauung muß dem Verfaſſer 
der pag. 226 dortielbit gegebenen Daritellung vorgejchwebt haben. Dort 
heißt es: 

„Die Webergangsitener beträgt gegenwärtig in Bayern 
b) für Branntwein . . . für Liaueure und andere mit Zuder vers 
jegte geiftige Getränke, 3. B. Punſcheſſenz, ohne Nüdficht 
auf die Alkoholitärte — —“ 

„Noch ift endlich ald Ausnahme angeführt: Flüffigkeiten, denen augenicheine 
fih nur zum Zweck der Konjervirung geringe Altoholmengen beigemiicht find, 
nicht über 10—12 Prozent, wie joldyes 3. B. bei Fruchtfäften der Fall zu fein 
pflegt, find übergangsfteuerfrei.* 

Beitätigt wird übrigens obige Auffaffung bezüglich Bayerns auch noch aus: 
dbrüdliih in 9. Win dſtoſſer, Gejeg betr. den Branntweinaufichlag vom 25. Feb— 
ruar 1880; pag. 32 Wr. 20: „Der Branntweinaufichlag jol, um den Gharafter 
al Verbrauchsabgabe anzunehmen, nur den zur menihlihen Verzehrung 
im Inlande (Bayern) gelangenden Branntwein treffen u. ſ. mw.“ 

Was voritehend zunächſt mur bezüglich der weingeifthaltigen Lade und 
Firniſſe geſagt ift, gilt nach derſelben ratio legis auch von Parfümerien aller 
Art. Auch dieje find feine Nahrungsmittel, feine Konſumtibilien. Freilich wird 
Seitens der Stenerbehörde dielem Artikel gegenüber ſeit langen Jahren ein oberit: 
richterlihes Erfenntniß ) zur Begründung der Webergangsiteuer geltend gemacht. 
Bor Allen ift aber zu fonftatiren, daß ſ. 3. die einschlägigen unteren Instanzen 
in dieſem Prozeffe genau Diejelben Erwägungsgründe in das Feld geführt haben, 
welche voritehend die Handelöfammer für den Kreis Mannheim zum Untergrund 
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ihrer Argumentation maden zu bürfen glaubte und zwar durchaus unbeirrt 
durch) das ihr zur Zeit der Abfaffung ihres Berichts nicht befannt gewordene 
Obertribunal:Erfenntniß. 

Auch die betr, Rathskammer hatte damald das Verfahren in vorwürfiger 
Frage einzuftellen bejchloflen, weil nur ſolche Gegenftände der Uebergangsſteuer 
unterworfen werden fönnten, welche zum Genuffe beftinmt find, bezw. mo 
uriprünglich einer jolchen Webergangsabgabe unterworfene Crzeugnifie derart in 
ihrer Subftanz verändert find, daß ihnen der Charakter eines Nahrungsmittels 
entzogen iſt. Was aber bie f. 3. Ausführungen des kgl. Generalprofurators 
und in Folge hievon des fol. preußiichen Obertribunal® in derſelben Sadıe 
betrifft, jo fünnen wir denfelben nur wiederholt die vorstehenden Erwägungen, 
welche jih auf die ſchon erwähnte Darftellung von Delbrüd gründen, gegen- 
überftellen und nicht nachdrüdlich genug betonen, daß das Beſteuerungsrecht der 
Bunbesftaaten in doppelter Weile beichränkt ift: einmal in Beziehung auf den 
Gegenstand, und jodann in Beziehung auf das Map ber Beitenerung. Um— 
fomehr dürfte anzunehmen fein, daß eine derartige Beitimmung nicht auf dem 
MWege der Interpretation ertenfio ausgelegt werden darf. Laband, „das 
Staatörecht des deutjchen Reichs" Band III. Abth. II. pag. 266 Nr. 2, weiſt 
ja aud, wie ſchon gejagt, ausdrücklich darauf hin, daß durch die Zuläffigfeit der 
Uebergangsſteuer das im $ 8 des Zollgeſetzes vom 1. Juli 1869 kategoriſch 
ausgeiprocene Prinzip: „Binnenzölle, jowohl des Staated ald der Kommunen 
und Privaten find unzuläffig” modifizirt wird; derartige Ausnahmen aber ver: 
tragen nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen feine Auslegung über ihren Wortiinn 
(hier zu Gunsten des menschlichen Genufles) hinaus. 

Seit dem erwähnten Obertribunals-Erkenntniſſe ift aber für die ſteuerliche 
Beurtheilung ſämmtlicher weingeifthaltiger Erzeugniſſe (alſo hier Parfümerien, 
Lade und Firniffe) eine weitere wichtige Thatfache zur Geltung gefommen: das 
Neihögeieg vom 19. Juli 1879, betr. die Steuerfreiheit des Branntweins zu 
gewerblichen Zwecken. 

Dadurch entfteht die Frage, wie fich die ftenerliche Behandlung der wein: 
geifthaltigen Waaren mit dem Art. 5 Nr. 3 des mehrgenannten Zollvereinsvertrages 
von 1867 vereinbaren lafie. 

Diejer Artikel lautet: 

„Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereinsländer nad) der Be: 
fteuerung in $ 2 zur Erhebung kommen, wird eine gegenleitige Gleichmäßig— 
feit der Behandlung dergeftalt ftattfinden, daß das Erzeugniß eines anderen 
Vereinsftaates unter feinem Vorwande höher, oder in einer läftigeren Weile, ala 
dad imländifche oder als das Erzeugniß der übrigen Bereinsitaaten beſteuert 
werden darf.“ 

Auch die Verfaffung des deutjchen Reichs Art. 33 -Abjag 2 hat ausdrüd: 
lich erklärt: „alle Gegenstände, welche im freien Berfehr eines Bundesjtaates 
befindlich find, fünnen in jeden anderen Bundesstaat eingeführt werden und dürfen 
in legterem ähnlichen Abgaben nur infoweit unterworfen werben, als daſelbſt 
gleihartige inländiihe Erzeugniſſe einer inländiſchen Steuer unterliegen.“ Dar: 
nad dürften doch jedenfalls derartige weingeifthaltige Erzeugniffe, wenn nad) 
dem DVorausgeführten überhaupt, nur mit jenem Stenerfag belegt werden, den 
die Erzeuger in den einzelnen Stenergebieten ſelbſt bezahlen, beifpielöweije alſo 
in den Staaten der norddeutichen Steuergemeinjchaft, wie in Bayern nur mit 
der Differenz zwiſchen dem effektiven Betrage der Branntweinitener und jenem 
der Steuerrüdvergütung, alfo mit ME. 26. 30—17. 16 — ME. 9. 14 bezw. 
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Mt. 26. 30—16 = Mi. 10. 30. Heute aber pflegen fie nach dem jubjektiven 
Ermeſſen ber verichiedenen Zollämter, bezw. dem jubjektiven Ermeſſen desſelben 
Zollamts zu verichiedenen Zeiten mit einem SZollfage von Mark 16—26 
belegt zu werden. Die Begründung des eben erwähnten Reichsgeſetzes 
vom 19. Juli 1879 hat fi. vor. allem darauf geftügt, wenigſtens joweit 
Chemikalien und Eſſig in Frage fommen, hauptiählic die Konkurenz Süddeutich- 
lands, bei einigen Artikeln auch. Hamburgs, welhe wegen der Ungleich— 
heit der Branntweinfteuerjätße innerhalb Deutfhlands auf die 
betr. Induftrie des Branntweinfteuergebiet3 erdrüdend wirkt, zu 
befeitigen. In unferem Falle liegt aber doch gewiß das gleiche Verhältniß vor. 
Das norddeutiche Steuergebiet wie Bayern find Diejenigen Staaten, welce den 
Sntereflenten von Baden und Miürttemberg den Nahrungsipielraum auf das 
allerengite beichränfen, aber auch den Antereffenten des norbdeutichen Steuerge- 
biet3 jelbjt wird in Bayern ihr bisherige® Abſatzgebiet erheblich verkümmert. 
Mit Neht hat die Begründung desjelben Neichögejeges von 1879 ausgeführt, 
daß fie ftatt Hebergangsftenern für Eſſig 2c. zu jchaffen, die Erwägung maß: 
gebend jein laſſe, „daß die Errichtung neuer Verfehrsichranten innerhalb Deutich- 
lands in hohem Grade unerwinfht wäre und daß neben Eſſig eventuell auch 
die fämmtlichen effigfauren Salze mit der Uebergangsabgabe belegt werden müßten, 
wenn zugleich verhindert werben joll, daß der Eſſig in Form von eifigiauren 
Salzen fteuerfrei in das Branntweinfteuergebiet eingeführt werde.“ Klarer und 
unzweidentiger konnte die Neichöregierung jelbit nicht den Standpunkt zum Aus» 
drud bringen, der uns bei diefer unſerer Vorftellung leitend fein muß. 

Würde aber wirflid, wad wir anzunehmen bis jest feinen Anlaß haben, 
die Nechtsausführung des preußifchen Obertribunal3 als eine berechtigte und 
durchichlagende anerkannt werben jollen, jo fönnte es doch jedenfalls der Ge— 
rechtigfeit nicht entiprechen, einmal daß die beitehende Unſicherheit der 
Berzollung bezw. Verfteuerung, wie fie wenigitens für weingeifthaltige 
Lade und Firniffe befteht, weiter dauert, fondern daß vielmehr dafür ein für 
allemal eine beſtimmte Norm innerhalb der verichiedenen deutſchen Steuergebiete 
geihaffen werde und ferner, daß alle Gegenftände, welche mit Zuhilfenahme von 
Spiritus hergeltellt werden, in gleicher Weile der Webergangsitener unterworfen 
werden: alfo die Fabrikation zahlreiher Chemifalien, vor allem der Alkaloide, 
der als Arzneimittel gebrauchten Grtraftivftoffe als Chloroform, Nether, des 
Tannins, der falizyliauren Salze, gewiſſer Erzeugniffe der Weberei, Hutfabri= 
fation, Färberei, Seidenjpinnerei, Gelluloid- und der Anilinfarbenfabrifation zc., 
fie alle werden unter Verwendung von Spiritus erzeugt, fie alle mühten Folge 
reht unter das gleiche Geſetz geftellt werden und haben es nach dem Erfenntnifle 
bes preußischen Obertribunal® nur der Indulgenz der Steuerbehörden, bezw. bem 
Mangel leitender Prinzipien in diefer Angelegenheit zu danken, daß fie nicht jchon 
bisher gleichen Beläftigungen wie Barfüimerien, Lade und Firniffe unterworfenwerden. 

Eine andere Konfequenz, die aus dem beftehenden Zuftande rehtlih zu 
ziehen ift und auch mit unerbittlicher Logik von Seiten der Straßburger ftäbti- 
fchen Verwaltung bereits gezogen wurde, ift die Erhebung des Oktroi neben der 
Vebergangöfteuer und zwar in derjelben Höhe wie die legtere. In Nr. 5 bed 
Dktroitarifö der Stadt Straßburg vom 1. Januar 1884 ift nämlich beſtimmt, 
dab reiner Weingeift in Sprit, Branntwein und ſonſtigen Flüſſigkeiten ent 
halten, der Tare von 20 Me. für einen Heftoliter unterliegt. Obwohl aljo 
bier ausdrüdlih nur von Flüffigkeiten die Rede, wurde doch von der betreffen- 
ben Behörde erflärt, daß der Tarif eben zu den fonftigen Flüffigfeiten Firniſſe, 
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Efjenzen, Ertrafte und fonftige Präparate, welche Alkohol enthalten, zähle. Der 
Generaldireftor der Zölle und indiriften Steuern in Straßburg hat in einem 
Erlaffe vom 22. Juli 1884 diefe Anſchauung vollauf beftätigt.. Was in 
Straßburg heute Recht ift, fann in zahlreichen anderen Gemeinden des übris 
gen Deutichlands jeden Augenblid Recht werden, weil auf Branntwein in den 
meisten Ländern aucd eine gemeindliche Umlage und daher eine Uebergangsabgabe, 
wenn auch nur mit Genehmigung der zuitändigen Landesregierung erhoben 
werden kann. Wenn es fih um die Auffindung neuer Steuerquellen handelt, 
pflegt man auch fonft nicht gerade lang zu zaudern, hier um fo weniger, als dieſe 
Steuer bei der Ausdehnung, welhe man ihr in Straßburg gegeben hat, — eine 
Interpretation, die aber freilich nur, wie oben gezeigt, eine natürliche Folgerung 
jener Auffaffung ift, welche in dem mehrgenannten Obertribunalserfenntniffe von 
1871 zum Ausdrud gelangt ift, — als eine Art Lurusfteuer wirft, bie viel- 
leiht aucd nicht fo ganz unergiebig fein möchte. Auf ſolche Weiſe könnten fich 
alſo jchließlich die einzelnen Städte gegen einander, beziv. gegen das fie ums 
gebende Land vollftändig abichließen; denn es ift naturgemäß, daß eine ſolche 
doppelte Auflage einmal in der Form als Webergangöfteuer, jodann in Form 
des Oktroi jchlehthin prohibitiv wirfen müßte. 

Damit dürfte die rechtliche Anfechtbarfeit der Aufrechterhaltung des gegen 
mwärtigen Zuftandes ſowohl an fich wie auf Grund der daraus zu ziehenden, bezw. 
theilweife bereit3 gezogenen SKonjequenzen zur Genüge dargethan jein. Aber 
auch an volfswirthihaftlihen Erwägungen, foweit bdenjelben nicht 
bereit3 im Vorſtehenden Naum gegeben war, fehlt es nicht, welche die Er— 
ftrefung der Spiritusübergangöfteuer über den Kreis der eigente 
lihen Konfumtibilien hinaus auf die Dauer unerträglih maden. 
Die Wirkungen der lebergangsfteuer find übrigens jehr verjchieden bei Par— 
fümerien und bei Laden und Firniffen. In erjterer Linie hat die mituntere 
fertigte Handelöfammer von Köln in ihrem Jahresberichte pro 1882 pag. 37 
ausgeführt: „es ift weniger der Betrag der Webergangsabgabe, als die Menge 
der Umſtände und Formalitäten, welche ſowohl dem Abjender als auch dem Em— 
pfänger aus der llebergangsfteuerpfliht jener Flüffigfeiten namentlih in folden 
Füllen erwachſen, daß die Deflarationen (reip. die von der hiefigen Zollbehörde 
ausgeitellten Webergangsbeicheinigungen) in der einen oder anderen Beziehung 
von den bayeriſchen Steuerbehörden ald mangelhaft angejehen werden. So hat 
noch in den legten Tagen das Zollamt Lindau, weil im llebergangsichein das 
Literquantum, ſowie der Spritgehalt der Sendung nicht amtlich beftätigt worden 
war, die Erhebung der Uebergangsabgabe nad) dem Gewicht, einichließlih Glas, 
angeordnet, und weiter auch einige Flaſchen ausgießen laffen, um mit deren In— 
halt eine Prüfung auf den Spritgehalt vornehmen zu fönnen, Nimmt man an, 
daß der Gelammtbetrag der lebergangsabgabe von fprithaltigen Parfümerien und 
Eſſenzen für die bayeriihe Staatskaſſe von feiner erheblichen Bedeutung ift, und 
daß nod) weniger die Summe in dad Gewicht fallen kann, welche Nordbeutich- 
land bei dem Uebergang von derartigen Flüffigfeiten aus Bayern erhebt, fo kann 
wohl ein finanzielles Bedenken der Erfaͤllung des Wuniches, daß die Wiederher— 
ftellung der Uebergangsfreiheit für jprithaltige Parfümerien in beiden Richtungen 
erfolgen möge, von feiner Seite entgegengeltellt werden,” — Won einer ſüd— 
deutjchen Fabrik werden die obwaltenden Verhältniffe der Karlsruher Handels— 
fammer gegenüber in folgender Weiſe geichildert: „um den Gehalt der Steuer: 
waare zu ermitteln, ift e3 nöthig, eine größere Anzahl von Gläschen auszuleeren 
und zufammenzugießen; nun enthalten wohl dieſelben Flaſchen den gleichgradigen 
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Alkohol, aber jede Flaſche birgt einen anderen Gerud, jo daß ein Zuſammen— 
gießen einer Zerftörung der Waaren gleihlommt. Wenn nun dad Zufanmene 
ihütten auch verhütet werden könnte, jobald der Empfänger fich verpflichtet, den - 
Inhalt ala 100°/, Sprit zu verfteuern, alfo oft mehr, als ernftlih gefordert 
werden könnte, jo bleibt immer noch die Quantität zu ermitteln, was wieder 
neue Unzuträglichkeiten herbeiführen kann. — Dieſe Umftände bei dem Revifions- 
verfahren und das Abholen von Waaren auf dem Steueramte machen den Leuten 
den Bezug verhaßt und fommt nod dazu, daß die Unkoſten und der Zeitverluft 
in feinem Berhältniß zu der an und für fi fleinen Steuer ftehen. Es macht 
fih dies in fleinen Städten fehr fühlbar, aber aud in größeren, wo ſich fein 
Abfertigungsamt befindet, treten Verzögerung in der Auslieferung und Mehr: 
foften ein. — Mande Empfänger find ſogar Ihon in Strafe gefommen, weil 
fie, nichts ahnend, den amtlihen WVerihluß von den Kiſten abgenommen, ohne 
den Uebergangsſchein zu erledigen.” 

Das Erichwerende bei Parfümerien und Effenzen liegt aljo in der Haupt: 
ſache bei der Berfendung in Kleiner Verpadung (alfo in Gläfern und in ber 
vollftändigen Aufmachung, im welcher fie in den Handel gelangen) und dabei 
nicht ſowohl in der Höhe der durch die Uebergangsabgabe auferlegten Steuer, 
als in den weitgehenden Beläftigungen der Empfänger. 

Die Wirkung ift aber auch ferner eine geographiſch ſehr verſchiedene. Ein 
Interefient des Karlsruher Handelskammerbezirks äußert jih darüber: „Der Zus 
ftand ift geeignet, unseren Handel binnen Kurzem nad dem Norden völlig 
unmöglich zu machen und dem größeren Norden für diefen Artikel ein Monopol 
einzuräumen, während wir in den fleineren Städten ruinirt werden, was fid) 
ihon deutlich dadurch zeigt, daß mit dem beiten Willen und unter Zuficherung 
der Nüdvergütung des Betrags dieſer Abgabe die Stunden im Norden jchon wegen 
der Umftändlichkeiten nicht mehr im Süden zu faufen zu bewegen find.“ 

Noch ſymptomatiſcher ift aber endlich die Wirkung der Uebergangsſteuer 
auf Parfümerien und Efjenzen nad) einer dritten Richtung: gegenüber der Kon— 
furrenz des Auslands, Die Motive zum Zolltarif von 1879, Tarifpofition 31, 
führten mit Necht aus: „Die deutiche Seifenausfuhr fieht fih hauptſächlich durch 
die Konkurrenz Franfreihs und Englands gehemmt, ferner dadurd, dab Frank: 
reich, der ftärkite Konkurrent au auf dem deutjchen Markte, jeinerjeitö von den 
in Alkohol gelöften Seifen und den altoholhaltigen Parfümerien neben dem Eins 
gangszoll ein Nequivalent für die jährlichen Branntweinabgaben nad) dem aus— 
ländifchen Einbringer jehr ungünstigen Berechnungen erhebt, die eigene Ausfuhr 
aber durch Nücdvergütungen begünſtigt.“ Es wurde deshalb damals erheblidy der 
ZoU für diejen Artikel erhöht. Was wir aber num 1879 an Frankreich gegen: 
über deutfchen Erzeugniffen getadelt haben, ift inzwiſchen in Deutichland jelbit 
zu Ungunften der heimifchen Erzeugniffe zur Paris geworden. Denn wenn aud) 
in Bayern angeblid) die llebergangsfteuer bereit3 jeit 1848, in Preußen ſeit 
1856 (Erlaß des Generaldireftors der Steuern vom 4. April 1856) beiteht, jo 
waren es dod) eben nur Beitimmungen, welche wohl zur Anwendung kommen 
fonnten, aber thatfächlich nicht zur Unwendung famen. Ihre hauptjächliche 
Wirkung wird erft jeit wenigen Jahren lebhaft empfunden; nun find aber Leber: 
gangäfteuern überhaupt nur auf inländiiche Erzeugnilie gelegt, während bie 
ausländiihen Erzeugniffe nach der Verzollung ohne weitere Störung des Em— 
pfängers in den inländifchen Verkehr übertreten. Kann es zweifelhaft fein, daß 
ſich angeficht3 der vorstehend geichilderten Unannehmlichkeiten der heimiiche Ver— 
braucher auf die Verwendung des ausländiichen Fabrikats geradezu Hingebrängt 
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fühlt? Wo bleibt dann aber der Schuß der nationalen Arbeit für diefe In— 
duitrie, wenn die heimische Uebergangsſteuer als Ausfuhrprämie zu Gunften der 
Einfuhr der Erzeugniffe des Auslandes nah) Deutichland wirkt? 

Was des Weiteren die Wirkung der Uebergangsſteuer auf weingeifthaltige 
Lade und Firniffe betrifft, jo fommt hier allerding® neben den Beläftigungen 
der Empfänger auch die Höhe der Steuer und ganz beſonders die Verjchiedenheit 
diefer Höhe bei den verichiedenen Webergangöfteuerämtern der verjchiedenen Länder 
nadhıtheilig zur Geltung.) 

Es ift einleuchtend, daß die Erhebung einer Webergangditeuer von 16—20 
Mark auch fogar dann eine große Ungleichheit ſchaffen würde, wenn diejenigen 
Staaten, welche biöher feine Uebergangsſteuer erheben, den Yabrifanten der ein- 
Ichlägigen Erzeugniffe den Spiritus ohne weitere Abgaben überlafien würden. 
Wie Schon früher erwähnt, können fich die Fabrifanten der einjchlägigen Artikel 
feinedwegs mit dem Markte der nächiten Umgegend begnügen. Der Markt diejer 
Erzeugniffe ift nicht blos in Deutichland, ſondern auch in außerdeutſchen Staaten; 
mag daher immerhin Scheinbar beiſpielsweiſe den ſächſiſchen, heifiichen ꝛc. Fabri— 
fanten durch die Uebergangsſteuer auf spiritushaltige Lade und Firniſſe ein 
gewiller Schuß gegen die Erzeugniffe bayerifher und württembergiicher Yabrifanten 
geboten jein, jo ift damit den ſächſiſchen, heifiichen 2c. Fabrifen in feiner Weile 
genußt, weil der inländiiche Markt, ja nicht einmal der verhältnigmäßig große 
Markt der norddeutichen Brenniteuergemeinichaft umfaſſend genug ift, deren ein— 
Ichlägige Lad: und Firniß-Fabrikate zu abjorbiren, abgejehen davon, daß bie 
eigenthümliche Konfiguration von Deutichland den einzelnen Fabrifanten die Wahl 
des Abſatzgebiets nicht ganz frei fein Täßt. Die Uebergangsſteuer verſchiebt aljo 
geradezu die beitehenden industriellen Verhältniſſe und Mearktgebiete.e In ganz 
beſonders jeltjamer Lage befinden ſich natürlich unter diefen Umftänden diejenigen 
Produzenten, welche unmittelbar zwiſchen den Grenzen derjenigen Länder domi— 
ziliren, welche die llebergangsiteuer erefutiren, aljo den ihnen unmittelbar vor 
Augen liegenden Markt nah allen Seiten verichlofien finden. Das ift fpeziell 
für die badifchen und hier wieder vorwiegend für die Mannheimer Lad: und 
Yirnißfabrifanten der Fall, die weder über den vor ihnen gelegenen Rhein nach 
Bayern, noch auf der anderen Seite nah dem benachbarten Heffen mehr gelangen 
fönnen. 


1) Ein Mannheimer Fabritant gibt uns folgende Zujammenjtelung, zu welcher die 
Driginalfrachtbriefe bei der mitunterzeichneten Handelsſkammer für den reis Mannheim 
hinterlegt waren. 

Für Uebergangsiteuer wird bezahlt in: 


Ludwigshaien a. * ... 7a Bi. pro Kilo 
Bensheim — — — —4 
Speier 12 “ " " 
Meuitadt a. 9. ee PR. a Et 
Kaſſe 416 — 
Hlea.© .....%8 non 
Leipzig . En rc SE .„." n 
Strahburg . ee Ei 
(Sciltigheim) 

Dortmund . . 6 Per m 
Mindelheim Sapern) 19 ern 
Breslau . 20 er; I 
Kaufbeuren - . » „21 nu 
Schiltigbeim . » 2.28 nm 
Nürnberg » » 2 2020..%6 nn 
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Es ift aber, wie ſchon geiagt, auch nicht allein die Steuer an fich, es ift 
zugleich die ftetig wechſelnde Verichiebenheit des Beiteuerungsmaßitabs, den dieſe 
Induſtrie Schwer beklagen muß, und fortwährend wird beflagen müffen, jo lange 
die Gejeggebung fich diejer Frage nicht allen Grnftes angenommen haben wird. 
Iſt nun aud die materielle Zollbelaftung bei Laden und Firniſſen eine ganz 
erheblich jchwerere wie bei Parfümerien, fo fommen doch auch hier die fonftigen 
Beläftigungen des Verienderd, wie ganz beſonders der Kundſchaft durch Die Ueber: 
gangsſteuer nicht weniger in Betracht. Es handelt ſich ja bei diejer Steuer: 
erhebung, wie wiederholt betont, nicht um eine ftändige, jeit längerer Zeit bereit 
befannte Uebung, um ſo fchwieriger find die Abnehmer daran zu gewöhnen, den 
fteuerlichen Anforderungen zu genügen. Nur ein paar Beilpiele unter vielen 
dürften die Sachlage ausreichend illuftriren: eine Mannheimer Fabrik jandte (Die 
Beläge lagen einer der unterfertigten SKorporationen im Original vor) am 
4. November 1884 an eine Firma in der bayeriichen Rheinpfalz eine Kiſte Fuß— 
bodenlad mit der vorgeichriebenen Zolldeflaration. An dem Ankunftsorte Berg: 
zabern beiteht nun feine lebergangsiteuereinnehmerei, es mußte daher der Lad 
von dort nad) Landau zurüdgelfandt werden. Die Folge war, daß einmal auf 
den Werth der fraglichen Sendung von 44 Mark 4 Mark Speien (llebergangs: 
fteuer nebſt überflüffigen Transportloiten) erwuchlen. Die Hauptjache aber war, 
daß die fragliche Sendung 14 Tage brauchte, bis fie in die Hand des Adreſſaten 
fam, während fie unter gewöhnlichen Verhältniſſen nach der Entfernung in zwei 
Tagen in deilen Hand fein konnte. — Eine Fabrik in Feuerbah (Württemberg) 
muß bei jeder Sendung den Acciſer herbeirufen, der 40 Pfennig koſtet; derjelbe 
fann aber nur für Bayern, nicht auch für Norbdeutichland und Sachſen 
abfertigen ; zu dieſem Behufe muß erit das Hauptzollamt Stuttgart requirirt werden, 
was in der Regel eine Verzögerung von 3—4 Tagen zur Folge hat. 

Die KHonfequenzen, welche wir bei Parfümerien aus dem Zoll auf aus- 
ländiiche Fabrifate gezogen haben, find für Firniffe und Lade bis zur Stunde 
u. W. noch nicht zur Ericheinung gefommen, obwohl auch die legteren frei von 
allen Webergangsitenerporjchriften mit 20 Mark per 100 Kor. zur Verzollung 
fommen. Da nun eben dieler bereit3 jeit 1840 unverändert beitehende Zolliag 
thatſächlich niedriger iſt, als die Uebergangsſteuer, infoweit und imfofern die betr. 
Grenz-Steuerbehörden bei fich eingehende weingeiithaltige Firniſſe und Lade ala 
höchitgradigen Spiritus veriteuern, jo läge die Gefahr einer Einfuhr aus der 
Schweiz feineswegs gerade ferne. 

Gegenüber den bisher gejchehenen Ausführungen ift schließlich hier nod) 
eined Einwandes zu gedenken, fpeziell in Bezug auf Yade und Firniſſe, der, 
wenn er zuträfe, allerdings ſehr erheblih in Betracht Fommen würde: es jei 
nämlich die Möglichkeit nicht ausgeichloffen, daß der in den fraglichen Yabrifaten ent- 
haltene Branntwein wieder rein auögeichieden und genußfähig gemacht werden könnte. 

Diefer Einwand iſt thatlächlich von der oberiten bayeriichen Finanzbehörde 
gegenüber der Gr. badiſchen Negierung erhoben worden, weshalb die legtere ein 
technisches Gutachten von ihrer hemifchetechniichen Prüfungs: und Verſuchsanſtalt 
in Karlsruhe erholt hat. Diejes Parere dürfte bedeutungsvoll genug fein, um 
es im Anhange zun Abdrud zu bringen. Zugleich dürfte dasjelbe auch die Be— 
rechtigung des erhobenen Einwands vollftändig zu zeritreuen geeignet fein, or 
Allen kann jedenfalls aus den Laden und Firniffen fein Spiritus zurückge— 
nommen werden, der etwa zum menschlichen Genuß verwendbar ift. Allerdings 
meint das Gutachten, daß eine reine Darftellung des Alkohol aus allen ſtark— 
riechenden Laden, weiche Terpentindl oder ſonſtige ätherifche Dele enthalten, feine 
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Schwierigkeiten habe, wenn nicht ganz unthunlich fei, da Geruch und Geſchmack 
diefer Dele dem beitillirten Alkohol ftet3 anhaften. Es wird jedoch dem gegen» 
über von den Intereflenten behauptet, daß ſämmtliche Harze (nicht blos alſo 
die erwähnten), ätherifche Dele von gleichartiger Beichaffenheit enthalten, wie das 
Terpertinöl, wel letzteres als Mittel, den Alkohol für menſchlichen Genuß 
unbrauchbar zu mahen von dem Verfaffer des Gutachtens ja jelbit anerkannt fei. 
Würde aber mwirkli aus gewifjen Laden und Firniffen Alkohol für technifche 
Zwecke zurüdgemonnen werden, fo ftehe doc jedenfalls jein Werth hinter dem 
der importirten reinen Waare ganz erheblich zurüd, jedenfall® aber um mehr als 
der Preisunterfchied zwiichen den Erftellungstojten des Deftilates und des vers 
fteuerten reinen Spiritus ausmachen würde; von einem Nutzen vollends könnte 
alio hier ſchlechterdings feine Nede fein. Der Schwerpunft ber Frage liegt aber 
mo ganz anders: nämlid) darin, ob denn überhaupt eine in fraudem legis 
beabſichtigte NRüdgewinnung, wenn jie techniſch ſelbſt möglich wäre, mit Erfolg 
und ungeftört ven der Steuerbehörde vorgenommen werden fann? Darauf 
bemerkt aber dad Gutachten, daß eine folde nur im Großen betrieben werden 
fönnte, da ſonſt die nöthigen Einrichtungen (Aufftellung eines eigenen Deftilir- 
apparated, einer Preife zum Auspreſſen der gefällten Harze, Ausfüllbottiche mit 
Rührwerk 2c.) fih nicht bezahlt machen. „Eine ſolche Engrosfabrifation,“ wird 
dann in dem Gutachten fortgefahren, „würde aber wohl in feinem Land dem 
wachſamen Auge des Zollbeamten entgehen, umfoweniger, als die Spritlade die 
Zolltontrole jo wie fo zu pafliren haben und es doc auffallen müßte, wenn ein 
Fabrifant täglich große Vorräthe von Laden von auswärts bezöge, ohne die— 
felben im Land weiter zu vertreiben. 

Aber auch der weitere Umftand, daß Diele unfere Forderung fogar bann, 
wenn fie nur de lege ferenda, nicht de lege lata, zu behandeln wäre, in den 
Kreijen der Wiſſenſchaft der thatkräftigiten Unterftügung ficher ift, fonnte und zu 
diefer unſerer Vorftellung nicht weniger ermuthigen: jo Schall, die Aufwand: 
ftenern in „Schönberg, Handbuch der politiihen Defonomie“ Band II pag. 
346: „Die Gewährung von Steuerfreiheit von Branntwein bei Verwendung für 
gewerbliche Zwede wird um fo nothwendiger, je höher der Branntweingenuß 
beſteuert wird.” Ebenſo fagt Schäffle, „die Grundfäge der Steuerpolitif, 1880“ 
pag. 420 gelegentlich) der Vorfchläge einer Verbefferung der beitehenden Spiritus— 
Befteuerung in Deutichland: „weiter hätte die volle Rüdvergütung für In— 
dujtriefprit (Bleizuder, Bleiweiß, Alkoloide) ftattzufinden“ 2c. 

Zum Schluß diefer Arbeit erübrigen uns nur noc einige fnappe Bemerk— 
ungen über die Bedeutung derjenigen Induftrien, welche wir in dem Vorſtehen— 
den speziell hervorgehoben haben. So ſchreibt denn die Mannheimer Handels— 
faınmer in ihrem Jahresbericht pro 1883 pag. XXVI des Unhangs Folgendes: 

„Bon welcher Bedeutung diefe Induftrie ift, dürften einige wenige Zahlen 
beweilen. Die Ankünfte von Harzen zu Wafler in Mannheim haben fich jeit 
den letzten 13 Jahren nahezu vervierfadt, von 27'/, auf 99°, Taujend Doppel- 
zentner gehoben, Im Jahre 1882 find hiervon drei Viertheile unmittelbar in 
ben weiteren Handel gelangt und jomit etwa 25,000 Doppelzentner am Plage 
für die verſchiedenſten technifchen Zwecke weiter verarbeitet worden. Außerdem 
find 1882 noch circa 1200 Doppelzentner Schellad zu Waſſer hieher gekommen, 
wovon ebenfalld ein ſehr großer Bruchtheil in den gleichen Anftalten veredelt 
wurde. Elf hiefige Firmen find mit diefer Induftrie beichäftigt.“ 

Bon welcher Bedeutung die Verarbeitung von Terpentinharzen aber in ganz 
Deutſchland ift, ergibt die offizielle Statiftit: während 1875 nod nur 290,000 


Doppelzentner eingeführt wurden, wovon 13,750 Doppelzentner wieder zur Aus— 
fuhr gelangten, find 1883 504,287 Doppelzentner eingeführt und nur 50,337 
Doppelzentner wieder erportirt worben. 

Was aber die Parfümerien betrifft, jo darf Bradelli in feinen „Staaten 
Europas“ mit Recht jagen: „Die Fabrikation von Parfümeriewaaren und wohl— 
riehenden Waſſern hat ihre Gentren in Köln und Berlin, namentlich ift die 
erftgenannte Stadt durd die Bereitung des unter dem Namen Kölner Waffer 
verbreiteten Parfümirungd:, Stärkungs- und Heilmittel® weltberühmt.“ Das 
erflärt auch die von Jahr zu Jahr fteigende Ausfuhr von diefem Artikel: während 
1875 noch 1215 Doppelzentner zur Ausfuhr famen, waren e8 im Jahre 1883 
bereit3 4056 Doppelzentner. Wenn man die fleinen Dojen in Betracht zieht, 
in welchen diefer Artikel in den Verfehr und gar in den Konſum gelangt, fo find 
dieje Ziffern hochbedeutend. 

Die geihehenen Ausführungen in ihrer Gefammtheit dürften wohl die ergebenit 
unterfertigten Hanbdel3= und Handels- und Gewerbefammern zu der Bitte berechtigen: 

es wolle der Hohe Bundesrath ausdrücdlich anerkennen, daß fich der 
Zollvereinövertrag vom 8. Juli 1867 ausjchließlih nur auf Kon— 
fumtibilien beziehe und daß daher von ber biöher vereinzelt erhobenen 
Uebergangsſteuer jchlechterdings fünftig Umgang zu nehmen fei. 

Sollte aber diefem Begehren aus irgend weldhen Gründen nicht entiprochen 

werden können, jo erjuchen wir ebenjo dringend darum, 
daß die Frage der inneren Beſteuerung aller mit Sprit verarbeiteten 
Waaren einheitlih und gleihheitlih für ganz Deutjchland 
unterjucht und geregelt werde. 

Da aber in dem legteren Fall wohl einige Zeit verfließen dürfte, 
bis die nöthigen Erhebungen gepflogen find und eine endgiltige 
Einigung zwiihen den Negierungen der einzelnen Steuergebiet 
herbeigeführt fein wird, jo bitten wir für den eventuellen Fall fofort 

a) bezüglih der Parfümerien eine Befreiung von der Ueber— 
gangsſteuer wenigitend injoweit auszuſprechen, als dieſelben 
in Flaſchen und Aufmahungen, wie fie unmittelbar in den 

Verkehr gelangen, über die Grenze eines der brei Brennfteuer: 

gebiete transportirt werden ; 

b) die ebergangsiteuer für weingetithaltigeXade und Fir: 
nisie im Gebiete der norbdeutichen Branntweiniteuergemeinichaft, 
ſowie in Bayern auf einen einheitlichen Fuß zu transportirt werden. 


Der Gewährung diefer Bitte vertrauend, zeichnen 
in vollfommener Hochachtung 


die Handelskammer für den Kreis Baden, 

die Handels- und Gemwerbekammer in Dresden, 

die Handelskammer für den Kreis Heidelberg 
nebft der Stadt Eberbad), 

die Handelskammer für den Kreis Karlsruhe, 

die Handelskammer in Köln, 

die Handelskammer in Mainz, 

die Handelskammer für den Kreis Mannheim, 

die Handelskammer in Afenbad, 

die Handelskammer für den Amtsbezirk Pforzheim, 

die Handels- und Gewerbekammer Stuttgart. 
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Unhang. 


— —— y vs 


Zur Beurtheilung der Frage, ob die Neindaritellung von Alkohol aus den 
neuerdingd zollpflichtigen Spritladen gegenüber dem zu entrichtenden Zoll von 
13 Mark 10 Pfg. per Heltoliter noch rentabel ericheine, war es von Wichtigkeit, 
den Prozentfag verichiebener Handelömarfen fraglicher Lade an Sprit feitzuftellen. 
Die hiefür durdy die Handeläfammer Mannheim in Verkaufsläden jelbit erhobenen 
und uns direkt eingejandten Proben trugen die Marfen und ergaben bei ber 
Analyfe in VBolumprozenten einen Spritgehalt von: 


1. Landkartenfirniß — 49,7 Bol.’/, Altohol. 
2. Superf. Bildhauerlad == 58,4 . a 
3. Copalfpritlad — 42,8 ü ö 
4. Slajurlad — 57,5 m 5 
5. Fußbobenlad = 53,2 " " 
6. Mopdelllad — 60,0 . A 


Der Alkohol wurde in dieſen Ladjorten beftimmt, indem je 100 cc Lad mit 
dem boppelten Volumen — 200 ce Waſſer durchgeſchüttet und auf dieſe Weile 
die Harze reip. Farbitoffe ausgefällt wurden. 

Nach einigem Abfiken wurde ein gemeffened Volumen abgehebert, bis auf 
!, feines urjprünglihen Volumens abdeftillirt und im Deftilat mit Hilfe der 
Senkwaage der Alkoholgehalt beitimmt. — Zum Zwecke der Reindaritellung von 
Sprit aus den Laden im Großen würde man wejentlich in gleicher Weiſe ver: 
fahren müſſen, d. h. man würde auch zunächſt dad Harz mit dem doppelten 
Volumen Waſſer fällen und dann durch Deitillation in jogen. Kolonnenapparaten 
aus dem wäflrigen Sprit den Alkohol gewinnen. Eine direkte Deftillation der 
Lade ohne vorheriges Ausfällen des Harzes würde nicht möglich fein, ba 
die Maſſe beim Deftilliren ftoßen und überjchäumen würde und überdies Die 
Deitillationsapparate jo ftarf durch die Harze verichmiert würden, daß fie nad) 
wenigen Chargen völlig unbrauchbar wären. Ginen andern Weg, die Lade vom 
Alkohol zu befreien, als die Deitilfation gibt es aber nid!t. 


Bei einem Durhichnittögehalt von 50 Volumen Sprit in den Laden würbe 
man nad dem Ausfällen des Harzes durch das doppelte Volumen Waſſer aus 
einem Heftoliter Lad 250 Liter wäfferigen Sprit, enthaltend 50 Liter Alkohol 
gewinnen, d. i. einen Sprit von 20 Volumen °/,. 

Die Praris lehrt nun, daß man zur vollfonmenen Gntgeiftung von 100 
Liter zehnprozentigem Sprit in einem mäßig guten Deftillationsapparat rund 
5 Silogramm Steinfohlen gebraucht und jo einen Altohol von 85—90 °/, 
gewinnt. (S. M. Märker, Handbuch der Spiritusfabrifation. 3. Auflage. 
pag. 853.) Demnach gebraucht man zur Abtreibung von 20 Liter Alkohol 
aus 100 Liter Sprit annähernd 10 Kilo Steinktohlen und zur Deitillation von 
250 Liter 20% igem Sprit 25 Kilo Steinfohlen. Bei einem Preis von 1,5 Pfg- 
pro Kilo Steinkohle könnte man demnach mit 25mal 1,5 — 37,5 Pfg. Brenn: 
material au& 1 Heftoliter Lad den darin enthaltenen Sprit als 85—90°,igen 
Alkohol gewinnen. — Rechnet man mit Deftillationsverluften und Apparate 
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benugung Statt 37,5 rund 60 Pfg. und ſchlägt dazu Arbeitslohn 50 Pfg., 
fowie für Rücbeförberung des Harzes 1 Marf an den Ort der Ladfabrikation, 
fo iſt mit 2 Markt 10 Pfg. Unkoften die Wiebergewinnung des Sprit3 aus 
ı Hektoliter Lack zu bewerfftelligen und es leuchtet ein, daß die jo berechneten 
Untoften, verglichen mit der Uebergangsſteuer von 13 Mark 10 Pfg. nicht ins 
Gewicht fallen, daß alfo auf den erften Blick eine derartige Zolldefraudation 
fehr verlodend erjcheint. 

Dem gegenüber ift num zu erwägen, daß die aus den Laden durch Waſſer 
ausgefällten Harze an Qualität ftark leiden, jo daß fie ein zweites Mal für 
gute brauchbare Lade nicht zu verwenden wären. Es Eoftet laut Bericht der 
Mannheimer Handelskammer bei augenblidlih ausnahmsweiſe billigen Preiſen 
3. B. der Scellad 170 Mark per 100 Kilo, während der Heftoliter Sprit von 
95°, mit ca. Marf 46 gehandelt wird. Wollte man aus einem Scellad- 
Spritlad demnad den Alkohol wiedergewinnen, fo würde dad höchſt unrentabel 
fein, weil es nicht ohne eine weſentliche Qualitätsichädigung des betr. Harzes 
geihehen fann. In noch höherem Grade gewinnt dieſe Weberlegung an Bedeut— 
ung für alle Farblade, wie 3. B. Fußbodenlade und Mtodelllade ꝛc. Diele 
beitehben aus rund 25 9%, Farbe (Chromgelb, Mennige, Zinnober zc.) und 75°, 
eigentlihem Spritlad (legterer hergeitellt aus gleihem Volumen Sprit und Harz. 
Es koſten nun 


25 Silo ordinärſtes Chromgelb à M. 1,50 = M. 37,50. 
37,5 „ Scellad a „ 170m „ 63,75. 
37,5 „ Alkohol a „050 = „ 1,— 

= 116,25. 


In diefen Laden ift Farbe und Harz alſo das bei Weiten Werthvollite 
und beide würden bei einer Ausscheidung durch Waſſer in einem Zuftande erhalten 
werden, welcher ihre Wiederverarbeitung abjolut unmöglich machte. Es begreift 
fich deshalb, daß in diefem Falle die Eriparniß des Zolles gegenüber der Werth: 
verminderung von Farbe und Lad niht in Betraht kommen Fönnte. 
Ferner würde eine Neinbarftellung des Alkohols aus allen ſtark riechenden Laden, 
welche Terpentindl oder fonftige ätherifche Dele enthalten, feine großen Schwierig: 
feiten haben, wenn nicht gar ganz unthunlich fein, da Geruch und Geihmad 
diefer Dele dem deitillirten Alkohol jtet3 anhaften. 

Es geht aus allem Diejen hervor, daß mit eigentlich brauchbaren guten 
Laden unmöglich eine Spirituszolldefraudation getrieben werden kann, daß man 
für dieſen Zwed vielmehr dem Sprit nur ſcheinbar das Anſehen von Lad 
durch Auflöſen einer möglichit Kleinen Menge billigen Harzes geben wird. Soll 
mit einem ſolchen Material die Defraudation wirklich verlohnen, jo muß fie im 
Großen getrieben werben, da ſonſt die nöthigen Einrichtungen (Aufftellung 
eined eigenen Deftillirapparates, einer Preife zum Auspreſſen der gefällten Harze, 
Ausfällbottiche mit Rührwerk 2c.) fich nicht bezahlt machten. Cine jolche Engros- 
fabrifation würde aber wohl in feinem Lande dem wachſamen Auge der Zoll: 
beamten entgehen, umſoweniger als die Spritlade die Zollfontrole jo wie fo zu 
paffiren haben und es doc auffallen müßte, wenn ein Fabrikant täglich große 
VBorräthe an Laden von auswärts bezöge, ohne dieſelbe in Lande weiter zu 
vertreiben. 

Adgejehen davon würde ein folder nur zum Schein mit Harzen veriegter 
Sprit, der etwa al3 Politur oder dergleichen deklarirt werden würde, leicht durch 
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feine dünnflüflige Beichaffenheit von wirflihem Lack zu untericheiden fein, Nach 
unferen MAnalyien, jowie nad) den Angaben der Mannheimer Handelskammer 
beträgt der Spritgehalt der üblichiten Ladiorten 50— 70 °/,. Ein Zolldefraudant 
würde jeinem Sprit aber ficher geringere Harzmengen ala 30°/o zujegen, ja wir 
glauben nicht, daß er über 10°/o Zulag fteigen würde Man fünnte deshalb, 
ohne die Ladinduftrie zu ſchädigen, als oberite zuläſſige Grenze des Spritgehalts 
in Laden 70 Bolumenprozent feithalten. Nach von ung angeftellten Berjuchen 
läßt fih der Spritgehalt von Laden mit für vorliegenden Zwed genügender 
Schärfe, in jo einfacher Weife beſtimmen, daß jeder Zollbeamte im Stande ift, 
die Stontrole durchzuführen. Es werden zu dieſem Behufe in einem 300 Kubik— 
centimeter fallenden Miihhzylinder, welcher Maakmarfen für 100, 200 und 300 
Stubifcentimeter eingeäzt enthält, 100 Aubifcentimeter Lad abgemeilen, dazu 200 
stubifcentimeter reines Waller gegeben und mehrmals tüchtig durchgeichüttelt. 
Nachdem das auögejchiedene Harz ſich gelebt hat, gießt man die Flüſſigkeit durch 
ein Filter von didem YFilterpapier in einen zweiten Zylinder, in welchem mittels 
Senkwaagen die Spiritusftärfe in Volumenprozenten an der Hand der dazu vor: 
handenen Tabellen nad; Tralles ermittelt wird. Findet man bei dieſer Ablöſung 
3. B. einen Spritgehalt von 16 Volumenprozenten, jo muß, da ja aus 1 Volumen 
Lack — 3 Volumen wäfleriger Weingeift zu erhalten find, die gefundene Zahl 
16 Volumenprozent mit 3 multiplizirt werden, d. h. der uriprünglicdhe Yad ent: 
hielt = 48 Nolumenprozent Alkohol. 

Wir haben nad diefer Methode den Glafurgehalt Nr. 4 geprüpft und 
54 Bolumenprozente Alkohol (gegenüber 57,5 Volumenprozenten bei der De: 
ftillation) gefunden. 

Inter Beibehaltung der angegebenen Mengenverhältnifie, alfo 100 ce Lad 
— 200 ec Waſſer dürfte das jpezifiihe Gewicht der Flüffigfeit nicht unter 
0,973 Liegen (ipez. Gewicht 0,973 entipriht 23 Wolumenprozenten Alkohol). 
Wir haben alſo 300 ce wälferigen Weingeiit mit je 23 Volumen Alkohol; ins— 
gelanımt fteden in den 300 ec alſo 3 X 23 = 69 Alkohol und dieje waren 
vorhanden in den urfprünglich angewandten 100 ce Lad. Alle Ladjorten, welche 
eine leichtere Flüffigfeit als 0,973 ipezifiiches Gewicht ergäben, würden als 
Spiritus zu behandeln fein, weil in denjelben mehr als 70 Bolumenprozente 
Alkohol enthalten find. 


Auf Grund der vorftehenden Auseinanderfegungen erlauben wir uns untere 
Anficht über die Zuläffigfeit des Webergangszolles für Spritlade folgendermaßen 
darzulegen: 

1. Alle mehr als 70 Bolumenprozente Alkohol enthaltenden fogen. Yade 
find wie reiner Sprit zu behandeln. Das jpezifiiche Gewicht der Flüffigfeit aus 
100 ce Lad und 200 ce Waller darf bei Normaltemperatur nicht leichter als 
0,973 fein. 

2. Von den unter 70 Volumenprozenten enthaltenden wirklihen Laden 
follten unbedingt zollfrei die riechenden, namentlich die terpentinölhaltigen und 
die Farblacke gehen, da bei eriteren eine Neingewinnung des Alkohols nicht durch— 
führbar, bei legterem aber deshalb unrentabel it, weil das bei Weitem werth- 
vollite Material in denielben Farbe und Harz ift. 

3. Aud für die nicht riechenden und ungefärbten nicht über 70 Bolumtens 
prozent Alkohol führenden Lade muß in erjter Linie für Zollfreiheit eingetreten 
werden, da 3. B. bei Schelladlad, wie Eingangs erwähnt, der Preis des gelditen 
Harzes den des Sprit um über das Dreifache überwiegt. 


Zur frage der Lebergangsabgaben im Zollverein. 367 


4. Sollte jedoch für die sub 3 genannten Lade abjolute Zollfreiheit nicht 
zu erlangen fein, jo ericheint e8 zum Mindeſten billig, diejelben nur nad) Maß— 
gabe des darin wirklich vorhandenen Sprits zu verzollen. Diejer Spritgehalt 
kann leicht und genügend ſcharf nach der von uns angegebenen Methode beſtimmt 
werden. Um aber auch noch die geringere Differenz ziwiichen den Angaben nad 
dieier Methode und denen der direften Diitillation unschädlich zu machen, würde 
es ich vielleicht empfehlen, nur in Sprüngen von 5 zu 5 Wolumenprozenten 
den Spritgebalt zu verzollen und zwar jede angefangenen 5 Volumenprozente 
nad oben hin abzurunden, alſo 3. B. ftatt gefundener 51 Volumenprozenten 
55 zollpflichtig zu machen, 


Karlsruhe, den 31. Januar 1884. 
Großherzoglid; chemiſch-techniſche Prüfungs- und Berfuhs-Anfalt 


gez. Engler. gez. Herbit. 
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Bericht über die Thätigkeit 


des 


Reichskommiſſars für das Auswanderungsweſen 
während des Jahres 1883.1) 


— — — 


Der Reichskommiſſar für das Auswanderungsweſen hat ſeine dienſtliche 
Thätigkeit während des verfloſſenen Jahres in gleicher Weiſe wie in früheren 
Jahren ausgeübt und die zur Ordnung und Ueberwachung der Auswanderer— 
bewegung in Hamburg, Bremen und Stettin beitehenden Ginrihtungen, ſowie 
die genaue Ausführung der dajelbit beftehenden einſchlägigen Vorſchriften perſönlich 
fontrolirt. 

Die zur Auswandererbeförderung verwendeten Schiffe wurden, foweit e8 bie 
gleichzeitige Beauffihtigung der drei deutjchen Häfen, aus welden eine Aus— 
wandererbeförderung ftattfindet, zuließ, ſämmtlich perfönlid durch den Reichs— 
fommiffar revidirt und dabei dafiir gejorgt, daß die erlaffenen Verordnungen genau 
zur Ausführung gebracht wurden. 

Die Beförderung der Auswanderer aus den genannten drei deutichen Häfen fand 
im verflofienen Jahre ausſchließlich vermittelit Dampfichiffen ftatt, während im 
Fahre 1882 noch 1 Segelichiff mit Ausmwanderern erpedirt worden war. Diejenigen 
Segelichiffe, mit welchen hin und wieder einzelne Berjonen nad) außereuropäifchen 
Ländern reifen, und melde daher nit als Auswandererichiffe behandelt werden, 
find hierbei natürlich) nicht berüdjichtigt; jo find 3. B. von Hamburg aus in 
diefer Weiſe im vorigen Jahre 39 Perſonen in 19 Segelichiffen gereift. 

Die im legten Jahresberichte ausgeiprochene Bermuthung, dab in der Aus: 
wanderung über die deutichen Häfen gegenüber dem im Jahre 1881 erreichten 
Höhepunkte demnächſt eine rückgängige Bewegung eintreten werde, hat fich betätigt, 
indem gegen das Vorjahr wiederum eine nicht unbedeutende Abnahme eingetreten 
iſt. Es wurden im Jahre 1883 über die genannten Häfen beförbert: 

201,308 Perſonen, wovon 143,947 Deutliche 


(gegen 231,557 — „ 169,034 a 
im Jahre 1882, 
und 247,336 h „ 184,369 Deutiche 


im Jahre 1881). 

Leider war in ber Auswanbererbeförberung des verflofienen Jahres gleich im 
Anfang ein Unglüdsfall zu verzeichnen, wie er in folder Schwere bisher noch 
fein deutſches Ausmwandererichiff betroffen hat. Der in der Naht vom 18. zum 
19. Januar 1883 erfolgte Untergang de mit 387 Paflagieren und 96 Mann 
Beſatzung bejegten, der Hamburg-Ameritaniihen Packetfahrt-Aktien-Geſellſchaft 
angehörigen Dampfers „Cimbria“ in Folge des Zufammenftoßes mit dem englifchen 


2) Val. die früheren Berichte „Annalen“ 1875 ©. 1107; 1876 ©. 214; 1877 ©. 699; 
1878 ©. 461; 1879 ©. 547; 1880 ©, 593; 1881 ©. 345; 1882 ©.189 f.; 1883 ©. 189 f.; 
1884 ©, 515 f. 
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Dampfer „Sultan“ Zoitete 427 Perſonen das Leben. Das Nefultat der in Folge 
dieſes Unfalls geführten Unterfuhung ift bereit3 befannt. 

Als eine Folge dieies beflagenswerthen Unglücks darf e8 betrachtet werben, 
das jeitend der Hamburg-Amerikaniihen Packetfahrt-Aktien-Geſellſchaft jetzt nad 
und nah, wie ſchon früher vorgeichlagen worden ift, die eiſernen Querjchotten, 
die die Schiffsräume in einzelne Abtheilungen theilen, vollitändig abgeichlofien 
werden, ſobald Paſſagiere an Bord genommen werben jollen, indem die biöher 
in den Eiſenwänden befindlichen Durchgangsthüren entfernt und die Deffnungen 
mit aufgeichrobenen ftarfen Eiſenplatten verichloffen werden. Die Bentilation der 
einzelnen jegt von einander vollftändig abgeichloffenen Näume bleibt dabei mittel3 
Anbringung von mehr Ventilatoren, wo es erforderlich it, hinreihend gewahrt. 

Als eine weitere Folge des „Cimbria“-Unfalls find mehrfach neue Erfind- 
ungen von Nettungsflößen hervorgetreten, deren einige ſeitens der größeren 
Dampferlinien in Gegenwart des Reichskommiſſars einer Probe unterzogen und 
theilweile auch verſuchſsweiſe angefertigt worden find, doch find die Verſuche noch 
nicht fomweit gediehen, um ein endgiltiges Urtheil über die Zweckmäßigkeit dieler 
Rettungsflöße abgeben zu können. 

An Bord des Dampfers „Straßburg” wurde ein Auswanderer in Folge des 
Bruches eines eifernen Ninges durch dad Schlagen eines Schogtblodes getödtet. 

Die ſonſt noch im Laufe des Jahres bei Auswandererichiffen vorgefommenen 
Unfälle betrafen die Schiffe zumeilt bei der Nüdreife und es wurden Menſchen— 
leben dabei nicht verloren. 

Wie die NAuswandererichiffe, fo wurden auc die Nuswandererlogirhäufer von 
Zeit zu Zeit durch den Reichskommiſſar revidirt. Die Hamburger Polizeibehörde 
hat in Dielen Häuſern ähnliche Verbefferungen und Sicerheitsmahregeln ein— 
geführt, wie dies in Bremen bereit3 im Jahre 1882 gejchehen ift. Bon größeren 
in einigen dieſer Häufer wünfchenswerthen Ilmbauten it aus dem Grunde vor: 
läufig abgejehen worden, da einige derielben bei Ausführung des Zollanſchluſſes 
der Stadt Hamburg vorausfichtlich ohnehin als Auswandererlogirhäuſer eingehen 
müſſen. Es find indeß da, wo es dringend nothwendig war, die Niedergänge 
von den oberen Etagen vermehrt worden und die vorhandenen Holzwände haben 
einen Kalküberwurf erhalten. Ferner find Anordnungen über die nächtliche Be— 
wahung und Grleuchtung der Häuſer, über die Thürverſchlüſſe und darüber 
getroffen worden, daß die Zahl der Perionen, welche nadı den Beitimmungen der 
Behörde in jedem Zimmer beherbergt werden dürfen, auf der äußeren Seite der 
Thüre in fichtbarer Weife vermerkt fein muß, wodurch die Stontrole darüber, ob 
die einzelnen Räume auch nicht überfüllt find, bedeutend erleichtert wird. Endlich 
it auch noch angeordnet, daß in unter dem Dache befindlichen Räumen Niemand 
logirt werden darf. 

Die in Hamburg nah dem vorjührigen Berichte in Ausſicht genommene 
Beitimmung, daß bei der indirekten Beförderung in den im Binnenlande aus: 
gegebenen Interims-Pafjageicheinen ebenjo wie in den Hauptkontrakten der euro— 
päiihe Zwiſchenhafen, über welchen die Beförderung geichehen ſoll, angegeben fein 
muß, it inzwiichen in Geltung getreten und es find in Folge beffen auch feine 
Klagen mehr darüber eingegangen, dat Austvanderer, welche direkt erpedirt fein 
wollten, Durch die Agenten für eine indirefte Linie angenommen worden find. 

Die Ausiwandererbeförderung nach den hawaiiichen Inſeln hat, nachdem im 
Februar vorigen Jahres noch eine einmalige Beförderung von Ausivanderern 
dorthin ftattgefunden, aufgehört, da die Firma, von welder dieje Beförderung 
ind Leben gerufen worden war, dielelbe wieder aufgegeben hat. 


en | 
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Der Reichskommiſſar hatte im Berichtsjahr mehr als in früheren Jahren 
Anlaß, feine Aufmerkſamkeit dem Treiben der neuerdings wieder in höherem Grade 
fich bemerkbar machenden ausländischen Land und Kolonie-Agenten zuzumenden. 


Ferner gingen im Laufe des Jahres wieder mehrfache Klagen ein, Die meiiten- 
theilö in Denunziationen gegen im Binnenlande nit fonzellionirte Auswanderer: 
erpedienten und Winfelagenten, wegen Webertretung der über die Konzeſſions— 
pflihtigfeit der Vermittelung der Ausiwandererbeförderung in den binnenländiichen 
Bundesftaaten bejtehenden Gelege und Berordnungen, insbeſondere wegen Weber: 
tretung des $ 10 des preußischen Geſetzes vom 7. Mat 1853 beftanden und an 
die zuftändige Stelle geleitet wurden. 


Der Norddentiche Lloyd in Bremen hat für das Jahr 1884 befannt gemadt, 
daß in der Zeit vom 1. März bi 1. November die bisherigen Sonntagsexpedi— 
tionen nicht mehr am Sonntage, ſondern bereit3 am Sonnabend ftattfinden werden. 


Veber den Umfang der Austwandererbeförderung während des Jahres 1883 
geben die anliegenden zwei Ttatiftiichen Tabellen Auskunft, zu deren Crläuterung 
und Ergänzung noch Folgendes zu bemerfen ift. 

Es wurden über die drei Häfen Hamburg, Bremen und Stettin im Jahre 
1883 nad überfeeiichen Plätzen befördert: 201,308 Perfonen (gegen 231,557 
Perſonen im Jahre 1882), darunter 143,946 deutiche Neichdangehörige (gegen 
169,034 im Jahre 1882). 


Bon diefen 201,308 Perſonen wurden: 
89,465 Perſonen über Hamburg (gegen 113,221 Perfonen im Jahre 1882), 
111,295 e über Bremen (gegen 116,197 Berjonen im Jahre 1882), 
548 ü über Stettin (gegen 2,139 PBerjonen im Jahre 1882) befördert. 
201,308 Berionen. 


Bon den über Hamburg beförderten 89,465 Perfonen wurden: 
75,141 Perſonen Direkt, 
13,265 — indirekt über England und 
1,059 J in 122 Schiffen, die nicht als Auswandererſchiffe betrachtet 
werden, befördert. 
89,465 Perſonen. 
Es befanden fi unter diefen 89,465 Perſonen: 
54,746 Perſonen männlichen Geſchlechts und 
34,719 — weiblichen Geſchlechts, 
89,465 Perſonen; 
ferner: 
67,769 Erwachſene, 
16,179 Kinder im Alter von 1 bis 10 Jahren und 
5,517 Kinder unter 1 Jahr alt. 
89,465 Perſonen. 


Die über Hamburg beförberten Perſonen wurden in 951 Dampfichiffen 
und 19 Segelichiffen befördert und zwar wurden die 75,141 direkt beförderten 
Berfonen in 145 Dampfichiffen, die 13,265 inbdireft beförderten Perſonen in 
702 Dampficiffen und die in anderen ald Auswandererſchiffen beförderten 1,059 
Perſonen in 103 Damprichiffen und 19 Segelſchiffen befördert. 

Bon den von Hamburg aus direkt beförderten 75,141 Perfonen wurden: 
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55,390 Perfonen in 77 Dampfichiffen der Hamburg: Amerikanischen PBadetfahrt: 
Aftien-Geiellichaft, 


16,471 2 » 29 Dampficiffen der Garr’ichen Linie, 
1,488 J „ 21 Dampfichiffen der Hamburg-Südamerikaniſchen Linie, 
1,085 — „10 Dampfſchiffen der Sloman'ſchen Linie, 

91 — » 3 Dambpfſchiffen der Kosmos-Linie und 

616 „ 6 Dampfichiffen der engliichen Union-Linie befördert. 


75,141 — in 146 Dampfſchiffen. 

Von den über Bremen beförderten 111,295 Perſonen wurden: 

109,881 Perſonen direkt und 
1,414 - indireft über England befördert. 
111,295 ®Berionen. . 

Es befanden fich unter diefen 111,295 Berlonen: 

62,659 Berlonen männlichen und 

48,636 = weiblichen Geichlechts, 

111,295 Berfonen; ferner: 

85,971 Erwacjiene, 

19,328 Kinder im Alter von 1 bis 10 Jahren und 
5,996 „ unter 1 Jahr alt. 

111,295 Perſonen. 

Die über Bremen beförderten 111,295 Perſonen wurden ſämmtlich in 
Dampfichiffen und zwar die direft beförderten 109,881 Perſonen in 177 Dampf: 
Ichiffen des Norddeutſchen Lloyd und die 1,414 indirekt beförderten Perſonen in 
24 engliihen Dampfſchiffen befördert. 

Non den über Stettin beförderten 548 Perfonen wurden direft im drei 
Dampfſchiffen des Stettiner Lloyd 
460 Perfonen, indirekt über Hull und Liverpool in engliihen Dampfichiffen 

88 e befördert. 
548 Verſonen. 

Es befanden ſich unter dieſen 548 Perfonen, welche ſämmtlich nach New: 

York befördert wurden: 

304 Berfonen männlichen Geichlehts und 

244 ö weiblichen Geichlechts, 

548 Berjonen; ferner: 

389 Grwacjiene, 

126 Kinder im Alter von 1 bis 10 Jahren und 
33 Kinder unter 1 Jahr alt. 

548 Berionen. 

Die ftärkite Auswanderung fand wie auch in früheren Jahren in den Mo— 
naten April, Mai und Oktober ftatt, jo wurden 3. B. über Hamburg im April 
vorigen Jahres 12,815 Perfonen, im Mai 12,637 Perionen und im Oktober 
11,074 Perſonen befördert, — die Zahlen der Beförderten in den übrigen 
neun Monaten zwiſchen 2,632 und 7,837 ſich bewegten. 

Von außereuropäiſchen Ländern den deutſchen Häfen wurden zurück— 
gebracht: 

9,127 Perſonen nach Hamburg und 
17,638 nach Bremen. 


26,763 Perſonen. 


en ut 
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Derwaltungsbericht der Reichsbank 
für dad Jahr 1884.1) 


Borgelegt im der me am 18. März 1885. 


Die Gefammtnmjäse der Neihsbant im Jahre 1884 haben nach der An— 
lage A betragen: 
bei der Neihshauptbanft . . . 23,028,450,100 M. 
bei den Neichöbankanitalten . . 48,562,343,600 „ 
aufammen . . .  71,590,793,700 Mb. 
(1883: 62,619,705,900 4&), alſo 8,971,087,800 Me. mehr al im Jahre 
vorher: 


Der Bankzinsfuß für Wechſel- und Lombardgeihäfte iſt während des 
ganzen Jahres unverändert 4 bezw. 5 pGt. geblieben. Lombard-Darlehne gegen 
Berpfändung von Schuldverichreibungen des Neichs oder eines deutichen Staates 
werden jeboch Seit dem 12. März 1884 zu einem um ein halbes Prozent er— 
mäßigten Zinsſatze ertheilt. 

Als Cigenthümer der Neihsbanfantheile waren 

am 31. Dezember 1883 


6,127 Inländer mit 29,554 Antheilen 
1,460 Ausländer mit 10,446 — 
alſo 7,587 Eigner und 40,000 Antheile 
am 31. Dezember 1884 
6,140 Inländer mit 29,607 Antheilen 
1,462 Ausländer 10,303 : 


mithin 7,602 Gigner und 40,000 Antheile 
in den Stammbücern der Reichsbank eingetragen. 
Die Zahl der inländischen Antheilseigner hat ſich hiernach um 13, die 
der ausländifchen um 2 vermehrt, 53 Antheile find von Ausländern auf In— 
länder übergegangen. 


Die unverzinglihen Depoſiten— ———— Bor Ra 
am 1. Januar 1884 . . ’ 208,022 Jb. 
Nen eingezahlt ind 2 2 nennen. 1,666,815 „ 
maht . . .  1,874,837 Jb. 
abgehoben . : 2 2 2 2 nenne. 1,660,033 M. 
bleiben . . . 214,804 Mb. 
(6,782 A. mehr als zu Anfang des Jahres). 








) Vergl die früheren Berichte, und zwar für 1883 „Annalen“ 1884, ©. 193 fi.; 1882 
„Annalen“ 1883, ©. 600 ff.; 1881 „Annalen“ 1882, S. 329 fj.; 1880° „Annalen“ 1881, 
©. 354 ff.; 1879 „Annalen“ 1880, ©, 433 fi.; 1878 „Annalen“ 1879, ©, 577 ff.; 1877 
„Annalen“ 1878, ©. 673 ff; 1876 „Annalen“ 1877 ©. 736 ft. 
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An Banknoten waren im Umlauf: 


ald niedrigste Summe am 15. Mär . . .  666,186,000 Ak. 
als höchſte Summe am 31. age “2. 854,137,000 „ 
durchſchnittlich . .» . . . .  732,906,000 „ 


es jind alſo gegen das Vorjahr (737,246,000 ) duichſchnittlich 4,340,000 Me. 
weniger in Zirkulation gemwejen. 

Mie viel Banknoten nad) den einzelnen Abſchnitten am Schluffe jenes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B. 

Für die Anfertigung neuer Banknoten find 101,502 .K. in Ausgabe be 
rechnet. 

Am 31. Dezember 1884 ift der der Reichsbank im 8 9 des Bankgeſetzes 
zugewieſene Betrag ungededter Banknoten um 32,678,704 «# überichritten worden. 
Die hievon zu entrichtende Steuer ift mit 34,040 „M unter den Paffiven aufgeführt. 


Der Metallbeitand an kursfähigen deutſchem Gelde und an Gold in Barren 
oder ausländiichen Münzen, dad Pfund fein zu 1,392 MM. berechnet, betrug: 


ald niedrigite Summe am 31. Dezember . . 517,828,000 M 
als höchſte Summe am 23. — . 636, 985,000 „ 
durhihnittlih . . . . . 2... 591,725,000 „ 


gegen das Vorjahr /601,865,000 M) alio buräfänittfig 10,140,000 M 
weniger. 

Die umlaufenden Banknoten waren im Durchſchnitt ded ganzen Jahres 
mit 80,7% Proz. durch Metall gededt. 


Die Giro-Guthaben (Anlage C) 
betrugen am 1. Januar . » 2. 144,166,703 Ma. 
Im Laufe des Jahres find auf 
Giro-Konto vereinnahmt : 
durch Baarzahlung 8,846,515,975 M. 
durch Hebertragung 
am Plate . . 9,892,839,198 „ 
durch llebertragung 
von anderen Bank— 
ftellen . . . . 7,595,626,075 „ 1883: 
26,334,981,248 M. (21,903,129,999 6.) 
find 26,479,147,951 Ma 


Dagegen auf Giro-Stonto verausgabt: 

durch Baarzahlung 9,857,598,570 Mb. 

durch Uebertragung 

am Plate . . 9,892,839,198 „ 

durch Uebertragung 

auf andere Bank— 

ſtellen. . . 6,552,371,364 , 1883: 

26,302,809,132 M. (21,890,479,270 4.) 

der Neit von 176,338,819 M. 

ift ald Guthaben am 31. Dezember 1884 verblieben, 
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Bon Behörden, Perjonen und Firmen, welche fein Giro-Konto haben, find 
nah Anlage D für Giro-Kunden an anderen Plätzen baar eingezahlt: 
1883: 
1,218,548,941 M (1,315,037,332 M 
Unter Zutritt der Webertragungen 


zwiſchen Giro-Intereffenten an verſchie— 
denen Banktplägen von .» . . .  . 6,552,371,364 „ (8,793,895,003 M) 


beläuft fi alfo die ganze Summe ber 
Hebertragungen ae verichiedenen 


Plägen auf. . . 20. . 7,770,920,306 „ (7,108,932,335 M/ 
suzüglich des — Years am 
1. Januar 1884 von . . . i 42,897,861 „ 


find 7,818,818,167 4 


Davon find im Jahre 1884 zur Guts 
ſchrift gelangt . - > 2.2 2. . 7,779,335,535 „ (7,097,354,712 4) 


und der Reſt von 34,482,631 M. 
ift in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt. 


Durchſchnitthich haben 
die Giro-Guthaben 155,213,000 M (1883: 129,809,000 A) 


betragen. 
Der höchſte en war 2... ....193,687,000 Mb. am 23. Februar, 
der niedrigfte . . . . . ...121,505,000 „ am 30. September. 


Zu den im vorigen Jahre errichteten Abrechnungsftellen find Breslau 
am 1. März und Bremen am 7. April binzugetreten. Die bei allen 9 Ab— 
rehnungäftellen im Jahre 1884 abgerechneten Gefammtbeträge beliefen fih auf 
12,130,196,100 M. 


Das Guthaben des Reichs und der Bundesstaaten 
betrug am 1. Januar 1884 ... 20. 22,342,847 M. 
Im Laufe des Jahres find für biefelben — „ .1.144,383,251 „ 
macht 1,166,676,098 M. 
Dagegen ausgezahlt » > 2 2 2 ne 4241, 111,868,125 Mr 
und 54,807,973 M. 
als Guthaben verblieben. 


Der Geſammt-Umſatz im Giro-Verkehr einschließlich der Ein- und Aus: 
zahlungen für Rechnung des Reichs und von Bundesftaaten hat hiernach in 
1884: 54,893,991,757 M betragen, gegen 45,683,507,972 M im Borjahre, 


Auf dem Effeften:Konto haben auch im Jahre 1884 Umfäge nicht ſtattge— 
funben. Die Reichsbank befist feine Effekten für eigene Rechnung. 
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Der Rejerve: Fonds belief ſich am 1. Januar 1884 auf 20,308,334 Ak 


Hierzu treten nad) $ 24, Ziffer 2 des Bankgeſetzes 20 IRB. 
des Reingewinnes fir das Jahı 1884 mit . . . ; 1,048,171 „ 


ergibt . .  21,356,505 M. 
welcher Betrag auf das Jahr 1885 übertragen ift. 


Das — — der BR ange E) war am 1. Januar 
1884 belaftet mit . . . - ....19,298,500 Mb 





Im Laufe des Jahres find für gefaufte Grund- 
ftüde hinzugetreten: 
für die neu errichtete Neichsbantitelle in Cottbus 125,000 M. 








„ »  Mebenitelle in Freiburg i. Br. . . . 30,000 „ 
a R „Guben - 2 2 202.0%40,000 „ 195,000 Ab. 
ind . 19,493,500 Ab. 


welcher Betrag auf das Jahr 1885 übertragen tft. 


Die Grundftüde haben neben der Benugung zu Dienitzweden 35,706 M. au 
Miethe eingetragen, welche als Gewinn verrednet jind, 


An Diskonto-Wechſeln waren nad der Anlage F am 1. Januar 1884 im 
Beitande: 
82,996 Stüd im Betrage von. 191,478,755 M. 


Disfontirt wurden: 1883: 
490,319 Stüd im Betrage von . 1,194,926,502 „ (1,101,906,107 ik.) 
iind 573,315 Stud mit . . . ..1,386,405,257 M. 


Davon wieder eingezogen: 
480,938 Stüd mit . . . .1,166,421,225 „ (1,097,574,577 4b) 
bleiben 92,377 Stüd mit . . . »..219,984,033 M. 
Beitand am 31. Dezember 1884, und zwar: 
19,714,301 Ab. bei der Neihshauptbanf, 
200,269,731 „ bei den Neichsbankanftalten. 


Der Gewinn aus diefem Geichäfte beträgt: 1883: 
bei der Neihshauptbant . . 2: 2 202. 434,820 Mb. f 367,513 Ab) 
bei den Neichsbanfanftalten . » > 55691,262, (8,616,336 „) 
zufammen . . 6,126,082 M. (5,983,8548 Ab) 


im Ganzen aljo 142,234 AM. mehr als im Borjahre. 


Die durhihnittliche Anlage in Diskonto-Wechfeln hat 
166,868,000 Mb. (1883: 154,014,000 4b) 
die höchſte Anlage . . 219,978,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigite Anlage. 134,420,000 „ am 23. März betragen. 


Die durchſchnittliche Größe aller diskontirten Wechjel ift 2,437 Aa und 
die Verfallzeit derjelben, nad) den einzelnen Bankanſtalten verichieden, 13 bis 75 
Tage geweien. Die durhichnittliche Verfallzeit hat 50 Tage betragen. 
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Rimeſſen-Wechſel aufs Inland waren nad den Anlagen G md H am 
1. Januar 1884 im Beltande: 
166,123 Stüd im Betrage von 266,171,543 Ab. 
Angelauft wurden: 
1,733,847 Stüd im Betrage von 2,584,969,613 „ 


es nn nn durch 1883: 
——— ak: (2,700,706,604 M) 
1,390 Stüd im Betrage von 984,712 „ 
find 1,901,960 Stüd und . . . . 2,852,125,368 M. 
Eingezogen wurden: 
1,730,112 Stüd mit . . . . 2,567,549,373 „ (2,717,518,903 Sb.) 
bleiben 171,848 Stüd mit . . . . 284,576,495 Me 


ald Beitand am 31. Dezember 1884, und zwar: 
38,923,556 Mb. bei der Reichshauptbank, 
245,652,939 „ bei den Neihöbanfanitalten. 


Der Gewinn an dielen — hat betragen: 1883: 
bei der Neichshauptbant . . u 802,872 Ab. (789,202 4b.) 
bei den Reihöbanfanftalten . » 2»... 6,884,025 „ (7,413,289 „) 


anfammen . .  7,686,897 M. /8,202,491 Ab) 
mithin 515,594 M. weniger als im Borjahre. 
Die durchſchnittliche Anlage in diefen Wechſeln betrug 
206,216,000 M. (1883: 208,396,000 4b), 
die höchſte Anlage . 284,498,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigite Anlage 153,917,000 „ am 15. März. 
Die durchſchnittliche Größe diefer Wechſel ift 1,491 Ab. und ihre Ver: 
fallzeit nach den einzelnen Bankanſtalten verjchieden, 11 bis 66 Tage geweſen. 
Die durchſchnittliche Verfallzeit hat 29 Tage betragen. 
Don den am 31. Dezember 1884 überhaupt im Beſtande gewejenen 
504,560,528 M. Wechieln wurden fällig: 
binnen 15 Tagen . . ...198,280,900 Mb. 
„ 18 biö 30 Tagen .  97,012,300 „ 
„ 31,60 „ ..131,006,300 „ 
„On 78,261,000 „ 
wie oben . . . 504,560,500 Ma 
An Wechſeln aufs Ausland (Anlage J) waren am 1. Januar 1884 im 


Beitande: 
895 Stüd im Kurswerthe von 9,945,622 Mb. 


angefauft wurden: 1883: 
6,418 Stüd für . 2... .43,630,899 „ (45,845,097 Mk.) 
find 7,313 Stüd md . . 2... 53,576,521 Mb. 
periwerthet wurden: 
6,607 Stüd für . 2. 2... 46,508,438 „ (42,322,823 M 
mithin find 706 Stüd für . 2» 2... 7,068,083 MM. 


im Beltande geblieben. 
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Diefelben hatten am 31. Dezember 
1884 einen Surswerthb von . .» 2... 7,301,369 Sb. 
es find alio . - . 233,286 Mb. (199,539 M 
als Gewinn zu verrechnen, mithin gegen das Borjahr 33,746 Mb. mehr. 
Die durchſchnittliche Anlage in dieſen Wechieln hat 
4,631,000 M (1883: 4,004,000 M 


die höchſte Anlage . . . 12,055,000 „ am 31. Januar, 
die niedrigite Anlage . . 1,790,000 „ am 23. September 
betragen. 


Wedel zur Einziehung für fremde Rechnung wurden bei ſämmtlichen 
Bankanftalten 8,267 Stüd im Betrage von 6,016,444 (1883: 6,583,342 Me) 
eingezogen und wieder ausgezahlt. An Provifion wurden dafür 10,569 M 
(1883: 12,308 M erhoben. 

Die durhihnittlidhe Größe diefer MWechiel hat 728 MA betragen. 

Die Geiammtiumme aller disfontirten, angefauften und zur Einziehung 
übernommenen Wechſel betrug: 


an Disfonto-Wedhieln . . .» . +90,319 Stüd über 1,194,926,502 M. 
„Rimeſſen-Wechſeln auf's Inland 1,733,847 ,„ „. 2,584,969,613 „ 
„ Wecieln auf's Ausland . . 6,418 „ Ri 43,630,899 „ 
„Wechſeln zur Einziehung . - 8,267 „ r 6,016,444 „ 


überhaupt . . 2,238,851 Stüd über 3,829,543,458 M. 

(1883: 2,302,020 Stüd über 3,852,603,669 Ak.) 

mithin gegen das vorige Jahr in der Stüdzahl 63,169 und im Gelbbetrage 
23,060,211 MA. weniger. 

An Gefammtgemwinn aus den Wecjelgeihäften find, die 10,569 M. für 


die zur Ginziehung übernommenen Wechjel eingerechnet, 14,056,834 A. (1883: 
14,398,187 4), alio 341,352 M. weniger aufgefommen. 


Nach der Anlage K waren im Pombard am 1. Januar 1884 ausgeliehen: 
4,674 Darlehne im Betrage bon 75,857,000 MM. 


neu ausgeliehen wurden: 1883: 
5,224 Darlehne mt . . . 765,203,490 „ (704,201,800 Ab) 
find 9,898 Darlehne mit . . . 841,060,490 Ab. 
Zurüdgezahlt find: 
4,769 Darlehne mit . . 700,938,310 Ab. (713,199,750 M 
alio am 31. Dezember 1884 
5,129 Darlehne mt . . . 140,122,180 Ab. 


ausgeliehen geblieben. 
Die aus diefem Geſchäfte aufgefommenen Zinfen haben: 
bei der Neichshauptbant . . 626,114 M (1883: 683,081 M 
bei den Reichsbankanftalten . 1,687,115 „ (1883: 1,623,530 „) 
zulanmen . .  2,313,229 M. (1883: 2,306,611 A) 
alfo im Ganzen 6,618 mehr als im Jahre 1884 betragen. 


Die durchſchnittliche Anlage im Lombard hat 
49,188,000 Mb. (1883: 45,844,000 4b.) 
die höchste Anlage . . 140,125,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigfte Anlage». 34,985,000 „ am 23. März 
betragen. 


— 
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Die am Schluffe ded Jahres ausftehenden Darlehne waren mit 
133,598,680 M auf Effekten (einichließlich Wechſel) der im 8 13, Ziffer 3 
Buchitaben b, ce, d des Bankgeſetzes bezeichneten Art, 
6,523,500 „ auf Waaren 
ertheilt. 
Die Meberfiht L ergibt, welche Wechiel- und Lombard-Beitände am Schluſſe 
jedes Monats vorhanden waren. 
An fälligen aber unbezahlt gebliebenen aa und —— Forderungen 


waren am 1. Januar 1884 vorhanden 2,938,052 M. 
Im Jahre 1884 ſind hinzugetreten N ———— 61,621 „ 

ergibt einen Beitand von . . 2020. 2,994,673 M 
Im Laufe des Jahres find Bier went. 178,597 Ib. 

definitiv abgeihrieben . - . ; 13,815 „ 191,342 , 

und fonah am 31. Dezember 1884 Neit geblieben . » . . 2,803,331 Ab. 
Bon der Reierve pro 1883 im uriprünglichen — von 2,768,710 M. 

find nad Abzug der definitiv abgeichriebenen . . . OR 12,815 „ 

noch vorhanden . . 202020» 2,755,895 Ah 
Für die übrig gebliebenen und die nen binzugetretenen 

zweifelhaften Wechielforderungen find zu reierpiren . . 2... 2,540,960 „ 

alfo dieied Mal weniger. . . ER ———— 214,935 Mb. 


welche dem Gewinn pro 1884 hinzutreten. 
Zahlungs: Anweifungen wurden nad) der Anlage M von der Reichshauptbank 
und den übrigen Reichöbanfanftalten ertheilt: 1883: 
a) franco Provifion 1,420 Stüd über 12,303,981 NM. (13,805,063 A.) 
b) gegen Provifion 3,593 , „. 24,346,979 „ (30,409,068 „) 
zuiammen 5,013 Stüd über 36,650,960 M. /4J4,214,131 46) 


An Provifion ift aufgefonmen: 1883: 
bei der NReihshauptbant . 2 2 2 na 359 Mb. ( 897 M) 
bei den Reihsbanfanftalten . . . 2 5,011M. (5,924 „) 

überhaupt . . 5,370M. (6,8921 %,) 


aljo im leßten Jahre 1,451 AM. weniger. 

Bon den auögeftellten Anweilungen waren beim Jahresichluffe noch 1,480,647 Ab. 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 

In Goldbarren und — — le waren am 1. Januar 1884 


vorhanden . . k  . ...115,285,637 Mb. 
angelauft wurden für . DE ee a ee SVSRBE BIT 
madt . . 128,770,528 M. 
Davon find ausgeprägt oder verfauft . >» 2 2 20. .56,956,248 „ 
und . .  71,814,280 Ab. 

im Beftande verblieben. 

Das Gold hatte einen Werth von . 22 71,815,096 Me. 
und hat fih alfo ein Gewinn von 2. nn 815 AM. 
ergeben. 

Die Guthaben bei den Korrefpondenten der Bank betrugen am 1. Januar 
1884. . —— 675,512 M 

Im Laufe des Jahres wurden ihnen. übermacht 0 + + 2,401,967 „u 

gibt . . 3,077,479 79 Me. 
Annalen des Deutihen Reichs. 1885. : 26 


£ 


m 7 ou 
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Tranöport . .° 3,077,479 Ak 
Davon find eingezoge. 227212,067, 
und . . 865,412 M. 

bei denielben als Guthaben verblieben. 


Am 1. Januar 1884 waren an ——— —— 


vorhanden . .» . .. 4,087 Stüd. 
Hinzugelommen find Be ee ee er BR. 
madt . . 8,002 Stüd. 
Zurüdgenommen find -» > 2 nn 28668 


mithin . . 4,339 Stüd 
deponirt geblieben. 


An Gebühren für die Aufbewahrung find: 1883: 
bei der Reihshauptbant . » 2. 2... 44,220 Me ( 40,611 A) 
bei den Reihöbanfanitalten . » . . . 77,976 „ ( 71,094 „) 

überhaupt . . 122,196 „ (111,705 A) 


eingefommen, aljo gegen das Vorjahr 10,491 A. mehr. 
An offenen Depofiten waren am 1. Januar 1884 vorhanden: 


114,544 Depots im Nominalwerthe von . . „. .  1,236,923,145 .K. 
Im Laufe des Jahres us ee 

41,985 Depots über . . . 4 ——— 616,084,668 „ 

macht 156,529 Depots über . . 2 2 2020202020. 1,853,007,813 Mb. 

Herausgenommen find: 

28,961 Depots über . . — a 468,335,061 „ 
fo daß am 31. Dezember 1884 

127,568 Depots über . . . .. 1,384,672,752 M. 


(gegen 1,236, 923,145 Mb. im Jahre 1883) i im Beftande verblieben. 

Die Zahl der verichiedenen Effeften-Gattungen, welche deponirt worden find, 
betrug 8,026 (1883: 2,729). 

Bon den deponirten Effekten find im Yaufe des Jahres an Zinſen bezw. 
Dividenden 54,583,936 M (1983: 48,682,193 AM.) eingezogen. 

An Provision für die Depofiten und für die Ans und Verkäufe von 
Effekten find für das Jahr 1884 826,333 M. (1883: 686,457 Mb.) aufgefommen. 


Die Berwaltungsfojten haben betragen: 


für die Zentral-Verwaltung.. 0...1,309,641 Mb. 
für die Spezial-Verwaltung 
a) der Neihshanptbanf . . . . 822,385 M. 


b) der übrigen Neichsbanfanitalten 3,785,231 „ 4,607,617 „ 


5,917,258 Mb. 
(1883: 5,796,147 A.) 


In der Hauptjumme der Verwaltungsfoften im Betrage von 5,917,258 M. 
find enthalten: 
nach der Gewinnberehnung wieder vereinnahnt 2,171 Sb. 


für erfparte Gewinnantheile . » 2. 20.0... 1,789 „ 3,960 „ 


fo da . . 5,913,298 Mb. 
als wirkliche Verwaltungsfoiten verbleiben. 
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Der Gejammtgewinn hat nach der Anlage N betragen 18,344,450 Mb. 
Dieier Summe treten die bei dem „Neierve-Fonds für 


zweifelhafte Forderungen“ eriparten Beträge hinzu mit . . 214,935 „ 


ergibt . . 18,559,385 Ab. 
In Abzug kommen davon: 


1. die Verwaltungstoiten - - 2 2... 5,917,258 M. 
2. für Banfnoten-Anfertigung . : 101,502 „ 
3. anden Preußiſchen Staat gezahlt gemäß 6 
des Vertrages vom 17./18. Mai 1875 
(RG.Bl S. 215) . . . ..1,865,730 „ 
4. für zu zahlende Notenfteuer nad ss 9,10 
des Bankgeſetzes — * — 34,040 „ 7,918,530 „ 


bleibt Gewinn . . 10,640,855 Ma 

Hiervon find bereit3 gezahlt, bezw. noch zu verrechnen: 
1. an die Antheildeigner 4 '/, Proz. don 120,000,000 Ab. mit 5,400,000 „ 
bleiben . . 5,240,855 Je. 


2. 20 Proz. von 5,240,855 sb. zum Nefervefonds mit . . . 1,048,171 „ 
3. von dem leberreite von » > 2 2 2 nn nn nn. 4,192,684 Mb, 
iſt die Hälfte miiiiii.. ne OA 
an die Reichskaſſe, 
die andere Hälfte mit. 2:20 2096,342 „ 
an die Antheilseigner zu zahlen. 
Den Lesteren . . .  2,096,342 „ 
treten die bei dem vorigen Abſchluſſe unvertheilt gebliebenen. 9,687 
hinzu, wonach ſich die Summe von . 2,106, 029% 


ergibt, von welcher auf jeden Antheilsichein ber Reichsbank als 
Reſt-Dividende 52,30 Ab, 


auf ſämmtliche 40,000 Antheile RED 42246. ven nes ic na . . . 2,100,000 „ 
zu zahlen find. Die übrig bleibenden 2: 2 2 nn 6,029 Mb. 


werden der fpäteren Berechnung vorbehalten. 
Die Antheildeigner haben hiernach für jeden Antheil von 3,000 Mb. die be: 


reits für das erſte und zweite — BR a . 135 M. 
als Neit-Dividenden . . . 3 a i 52,50 u 
überhaupt . 187,50 Mb. 


im Ganzen aljo einen Ertrag von 6'/, Vroz. für das Jahr 1884 (1883: 6%, Proz.) 
zu beziehen. 

Hiernach ift die beiliegende Bermögend-Bilanz der Reichsbank, Anlage O, 
aufgeftellt. 

Die Bilanz und die Gewinnberehnung find, der Vorſchrift im $ 32 lit. a 
des Bankgeſetzes entiprechend, vom Herrn Reichskanzler feſtgeſtellt. 

Das Verzeichniß der ſämmtlichen Zweiganftalten der Reichsbank, Anlage P, 
das Verzeichniß der Mitglieder des Zentral-Ausſchuſſes und der Bezirks-Ausſchüſſe, 
Anlage Q, und die Zuſammenſtellung der im Jahre 1884 veröffentlichten Wochen: 
Ueberſichten, Anlage R, find beigefügt. 


26* 
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AnlageD. 
Giro-Uebertragungs-Konto für das Jahr 1884. 
Zugang: 
urd) Weber: 
ger Zahlungen von Bes 
zwiichen Giro4 hörden und Perſonen, bgang: 
8 Interefienten | die fein Girosstonto | Zujammen 
rt an haben 
verjchiedenen J 
— 
oxxnema Bere * 
Aachen . 39,679,252] 5,030 18,497,071] 58,176,323] 49,748,156 
Augsburg 84,097,627| 3,701 7,937,320| 42,034,946] 40,686,898 
Bielefeld . 16,415,469] 2,605 3,828,270| 20,243,738] 26,883, 
Braunjchiweig 63,512,004| 6,691] 21,884,879| 85,396,883]| 109,815,6 
Bremen 199,979,941]| 5,389) 23,980,201] 223,960,142 
Breslau . 158,068,232] 17,315] 40,468,054| 228,531,286 
Bromberg 15,365,147| 3,521! 81,776,998| 47,142,139 
Caſſel 35,194,612| 5,88060 13,214,684| 48,409,295 
Chemnitz 40,228,0581 11,627 22,311,6744 62,540,726 
Coblenz . 14,480,644| 3,744| 15,338,862] 29,819,508 
Eöln . 227,503,449] 10,714  31,244,511| 258,747,960 
Cottbus . 12,407,680| 3,504) 10,086,495| 22,494,17€ 
Erefeld 37,948,097| 4,228) 18,848,967| 51,797,063 
Danzig 55,680,778] 6,233] 34,310,929] 89,991,707 
Dortmund 44,974,880| 5,143] 13,879,084 68,858,973 
Bodum 16,242,924 962 2,115,270|  18,358,19 
Dresden . 124,697,299] 14,376  29,097,810] 153,795,108 
Düſſeldorf 42,760,160| 3,710 25,608,427| 68868 886 
Duisburg 25,416,249| 1,677 4,877,869| 30,294,118 
Elberfeld 155,322,954| 7,188 22,657,445| 177,980,399 
Elbing 3,895,406] 2,461 4,450,332 8,345,738 
Emden 2,645,958 842 950,764 3,596,72% 
Erfurt 34,294,768| 5,775|  8,822,360| 48,117,124 
Eſſen . 54,233,030| 3,838] 12,043,996] 66,277,085] - 
Slensburg . . 28,099,3882]| 2,257 3,875,071 31,974,453 
Frankfurt a. M. 713,460,368| 12,053) 81,114,672] 744,575,085 
Wiesbaden . . 18,339,584] 2,515 4,544,888]|  22,884,772 
Frankfurt a. d. O. 4,413,760] 5,021) 21,598,925| 26,007,686 
Gera —— 28,049,742| 3,131 5,415,397|  83,465,139 
Gleiwitz 18,914,540] 4620 11,658,6833 29,973,229] 
Glogau 9.488,6891 2,9481 7,130,887| 16614 376 
Görlig 18,929,2385] 5,134] 11,288,927| 80,218,161] 
Graudenz j 462,249| 1,175 2,434,354 2,896,605] 
Halle a. d. ©... 47,967,921| 5,739| 37,.033,210| 85,001,1 
Hamburg 643,166,781| 7,232) 44,891,423] 687,558,208 
Hannover 111,305,023| 12,971] 21,068,496| 132,373,51 
Karlsruhe 64,139,897| 7,583] 34,248,361 98,383,258] 
BREI ir « 12,377,680| 4,569| 34,265,781| 46,643,46) 38 
Königsberg i. Pr. 53,133,950| 7,721] 43,770,272| 96,904,261] 
Injterburg 2,200,575] 1,126 1,778,261 3,978,936| 
Landsberg a. W.. 806,085] 3,914 8,040,339 8,846,424| 
Reipzig 273,700,378]| 15,342] 53,683,963] 332,834,341] 
Liegniß 7,021,378| 3,049| 10168, 77441 17,181,1621 
Lü —— 87,668,832) 4,334)  8,488,683|  46,157,514] 


— 












sugang 





Durd Ueber— 
traaungen | Sablungen von Be: 
zwiſchen Giron hörden und Perſonen, 
* 3 i J R R * 9 % B “ 
Interelienten | die fein GiroKonto) Aufammen | Abgang: 
en haben 
verichiede nen 
Orten Stüd Betrag 
Me SR * en 





Magdeburg 

Mainz 
Darmſtadt 

Mannheim 

Memel 

Me 

Minden 


Mülhauſen i. €. 


Müncen 
Münijter i. W. 
Nordhaufen. 
Nürnberg 
Os nabrück 
Poſen.. 
Siegen 
Stertin 
Stolp 
ECbslin 
Stralſund 


Straßburg i. €. 


Etutigart 
Thorn 
zit 


Bet ben Reichsbant 


anſtalten 


Bei der Reichshauptbant 


Ueberhaupt 


5 825,409 1,5565 2 323,960 er 44,868 71,920 790 
178,351, 192 7 U18 17,115,660 195, 466, 861 164,701,173 


265 7838 824 8.004 558 


7 ch O0,88 


3,503,298| 1,654 i 2 
56,250,795] 2,702 12 22 68,546, 520 
PRTTEEN 1,004 7 327 9,612,559 
47428, 076 1,617 1,170,028 54,008, 105 
138,.077,771] 13,213 44 126,152 182, 203,922 
76 5,412 10,34339, 338 46,381,914 
10.062,785]| 3,554 7,157 ,0656 11,219 ,851 
104.637,7283] 12,021 28,733,641 133,371,369 
12,117,772] 2,583 1,311,584 15,424,356 
22 USS 514 9542 ——— 55,777,25% 
9.025.553 862 2,612499 11,640, 836 
105,550,919] 7,713 19,5353,874] 125,084,793 
3.824.852] 2,500 3, 746, 836 71,571,688 
4.021.551] 1,630 14,099 856 18,121 ,407 
4.419 3,484 348 8.489, 343 
76,146,817] 3,124 7,7192,518 83,039,335 
143,350 ,831 8.570 14 674,096 158,629,926 
8,487 ,385 1692 3,065, 858 4 053,743 
1 152,588] 2,528 5.477.544 0,630,232 2,471.8705 
—— —— 


—57, "561.017 
118,999 574 
20,6512,716 


21,890,569 


26,242,5 


101,-434,188 
12,592,043 
31,963, 488 
15,3568,676 
106,732,459 

5,582 051 

5,745 ,438 

6,144, 304 
67 383,422 
121,834 976 


141,789,869] 16,012 47,170.746]| 188,960 „818 | 182,694,037 
45 781.684 6,004 I1,451,780 57,263 ,444 36,001,599 
10, 209 094 
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‚130,591,703]367,453|1,127,229 520] 5,557 ,821 223] 5,634,083,253 
521,779 ,661] 29,005 91,519,421] 1,913 ,099,082] 2,14: 5.25 2,282 
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6,552,371,364[396,4581,218,548,941 — 7,7179,335,535 








Hierzu Saldo vom 31, Dezember 1885 42,897 ,861 
7,8313,=18, 166 

Hiervon Abgang: | 7,779,335,.535 

Ergibt einen Saldo dom: 34.482,63] 
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| Anlage E 
Grundſtücke der Reichsbank. 
Der Werth der der Reichsbank zugehörigen Grundſtücke war: 
am 31. am 31. 
Ort A Dez. 1884 











































Berlin NReichsbantgeb. | — 16,378,000 | Halle a. d. ©... 199,000 
A Grundſtücke: Hamburg 997,000 
Kurſtr. Nr. 6 Hannover 175,000 
bis 13 26,753] 781,400 || Harburg . 50,000 
YAaden . = 168,000 | Aniterburg . 36,000 
Augeburg . - — 177,000 | Karlsruhe 109,000 
Bielefeld . . - — 90,000 | Kiel Re 145,000 
Bodum . . — 23,500 | Königsberg i. Pr. . 237,000 
Vraunſchweig — 190,000 | Landsberg a. d. W.. 75,000 
Bremen . - — 510,000 | Leipzig 190,000 
Breslau . — 828,000 || Liegnit 232,000 
Bromberg — 100,000 | Lübed 90,000 
Cajiel . _ 196,000 || Magdeburg . 339,000 
Chemnitz. — |. 113,000 ‚| Mainz 140,000 
N Be a5 — | 120,000 || Mannheim . 289,000 
Cöln . 279,000 || Memel 75,000 
Cottbus 208] 125,000 || Mep . 115,000 
Crefeld — 187,000 || Minden . » i 90,000 
Danzig . — 120,000 || Mülhauſen i. E.. 200,000 
tadt . — 44,000 | München 426,000 
Dortmund . _ 220,000 ||| Müniter i. ®. 70,000 
Dredden . . y — 304,000 ||| Nordhauſen 110,000 
Düfleldorf ; f — 90,000 || Nürnberg 216,000 
Elberfeld . — 212,000 | Dsnabrüd 39,000 
Elbin . . — 80,000 Poſen 180,000 
ei‘ — 145,000 ||| Siegen 50,000 
Slenskurg . — 120,000 | Stettin 400,000 
5 — 120,000 || Stop . . - - 72,000 
Hranffurt a. M a 851,000 ||| Straßburg i. €. . 400,000 
Freiburg i. Br _ 30,000 | Stuttgart 543,000 
Gera. . Br — 70,600 || Thorn 50,000 
Gleiwig . — 105,000 ||| Titfit 50,000 
— — 72,000 | Wiesbaden —— 73,000 
Gr . y- ol lleberhaupt | 35,706]19,493,500 

— — dv, | 

Guben . . 420] 40,000 | 


An Erträgen aus Grundftüden find überhaupt eingegangen 


Hierzu die 1885 einzuziehenden Nevenien pro 1884 . 


67.50 R 





M 35,796.18 
J 4— 


M. 35,841.13 


Ab davon: Die 1884 eingezogenen Revenüen pro 1883 M 67.50 
und die 1884 eingezogenen Neveniien pro 1885, 


135.— 


find mithin für 1884 aufgefommen M 35,706.18 
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Anlage E 


Grundſtücke der Reichsbauk. 
Der Werth der der Reichsbank zugehörigen Grundſtücke war: 
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Berlin Reichsbankgeb. 
Grundſtücke: 
Kturſtr. Nr. 6 
bis 13 
—— 
—— 
— ——— 


420 


6,378,000 


781,400 
163,000 
177,000 
90,000 
23,500 
190,000 
510,000 
828,000 
100,000 
196,000 
‚ 113,000 
120,000 
279,000 
125,000 
187,000 
120,000 
44,000 


220,000 | 


304,000 

90,000 
212,000 

50.000 
145,000 
120,000 
120,000 
851,000 


80,000 | 


70,600 
105,000 
72,000 


107,000 
70,000 


40,000 | 








| 
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Koͤnigsberg i. Fr, 





Halle a. d. ©.. 
Hamburg 
Hannover 
Harburg . 
Injterburg . 
Karlsruhe 

Kiel 


Landsberg a. 
Leipzig 
Liegnitz 
Lübed i 
Magdeburg . 
Mainz 
Mannheim . 
Memel 


.®.. 


ıMeh . 


Minden. » i 
Mülhauſen i. E.. 
München 
Münſter i. W. 


Nordhauſen 





Nürnberg 
Osnabrück 
Poſen 
Siegen 
Stettin 
Stolp 


Straßburg i. €. 


Stuttgart 
Thorn 
Tilfit 
Wiesbaden 


An Erträgen aus Grundftüden find überhaupt eingegangen 
Hierzu die 1885 einzuziehenden Neveniien pro 1884 . . 


Ueberhaupt 


35,706 


M 


AM. 


Ab davon: Die 1884 eingezogenen Nevenien pro 1883 M 67.50 


und die 1884 eingezogenen Nevenüen pro 1885. 
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67,50 
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199,000 
997,000 
175,000 
50,000 
36,000 
109,000 
145,000 
237,000 
75,000 
190,000 
232,000 
90, 000 
339,000 
140,000 
259,000 
75,000 
115,000 
90,000 
200,000 
426,000 
70,000 
110,000 
216,000 
39,000 
180,000 
50,000 
400,000 
72,000 
400,000 
543,000 
50,000 
50,000 
73,000 


19,493,500 


35,796.18 
4— 


35,841.13 
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find mithin für 1884 aufgefommen M 35,706.13 
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uiluaavg uniluon vanquonĩ vbanqaauug gu] a61 bngs mo 


. “ * . - . * * * J 


0°  faaplummang gun] Jonas 
uuoh eao lch poangz "ern · ge banqua jvltpnag gun] agnayjao 
EEE YEREERS Ah (us) Sara 


oo. lbangunveg 4) DS go m 


a 





Verwaltungsbericht der Reichsbant für das Jahr 1884. 


396 





g81 8591 
991061 
gı18r'060'3 
o2r 6*6 
23999138 
gor'g9g 
Io Hr + 
sır'ogri 
o8L’arE 
00186 





896 1181 
682 610,9 
FH TH 
978 8099 
121497 
Sur ccehE 
LöFr ces I 
arasar r2 
052191 
org'sch't 





Fol L07 

OST EITT 

979 396 

6183 Fl F' Ss 

868 gr 

6,9897 

oTE ‚sscl 

056 008'3 | 
| 
| 


Ww 
Bora 


8089 

nt 
6578 8 
— 


19399 


112375) 


#881 gr ag — ———— Ig wo 


guvdan 


| sor/ozo’1 
vorisze’T 
oor'eer'I 
900 89 
oral 
900 968 
003 008 
09 168 

001 — 

0000 844 





008° er, 
HE FEG 





ı 0097 FOC I 
| 


ı ONE LOL 


MIETERFY 
0OL GENE 
00F 1801 
00r'86 + 1 
0083011 
009'E08’1 


W 
quozlas 
aalpy 
pupliping 


ont'’g19 
006’9%2 
OOFORL 
DOOR ERF 
ons’ord’g 
0007 
0070608 
009 399 
00F 91! 
000 388 


006 6001 
nor 2082 
006 16F'Z 
VOFoLeE 
ONT 9ER 
a 
vor BC 
09 LEO FI 
nr os 


| 


sog'FrizTt 
noF'leg 
0616839 
000 9801 
000° 965 
00L'26#L 
006 948 
004506 


W 
quvilog 


aolbiagon 








DD SE ee Sa En ni — 


voR'azaiı u a ge 5, faplaumos 'uvtog Ta 

— —— * Äh — 

00F one en EEE a cin — 

008’E+R Eee 0. fengitanpg au] go anu 

002’991'58 : Ju laꝛobidet —— nouvgg — Mo zuangu 

008 262 ee "  Bangemy 

Te 2 220} A — an q v — 2 uoſpiuuoaljo u] usa 

00H 08F 1 er Sn ng "gm Rang 

009298 RE BETTEN 2. uaglıy) 

o00’ags ne ES He . - + (gphons 
god "ızk 3 walnvärändg ——— nvug⸗· pl num] Bingja 

O0 FT RT j : upaups ralphungg douuag uꝛuav gun} apalargın 

2286 lbangsing Vuni]j kkaaplinz 


os’ 
006 BET’ 

008 ıF9'7 
n0% Co E y 
NGC 
GE HUE Fr 
RO I 
OOFr'9L0'E 





UVA (ONE 
ONLERTT Ev 
or 7411 
WE RENTE 
O0 LIES 
0038203 
008'989'7 
0001691 
000'088'7 


W 


quvioag 
aoalllpo 





Hpbo-plpaz-olunug 


Hbrıuy 


Ä 


uoanigẽ 


[num uagnog "gut! — 

qiatpluaeng ugoaoaleẽ uabvch unlpog gun] qununog 
“gavdavıs ask "Rgummsnng nnd Jun] Grfuvg 
a a een Prggqupge ik u} goload 
wong Naog Sapansyınd qu) sngNog 
[uebinjos Ang ang um) Jay 
vangung ponfmap Jun Yungay 


bioquaadꝰ 


avpgag 


BEER mpg "r udonvjſ 
oT il baaquazjuvae "nolpiunap mun] Sruumdg 


0. felumag PBatpln gu] joy 
duo ‘atopzwiaoufy yuı]) Baagmaagk 


(PS 1 pogualipig lag dar gun] nvjsaag 





ne RE en A Ra 
Be, OB) ei Wr. a an ae. ee ze 
a Na a a qdgdjololig 


[nogung noicuon zu] bangsbng 
luodnd qui) uapog 


. . 5 * . ® “ 


146 














397 


Berwaltungsbericht der Neichsbant für das Jahr 1884. 


GEF'gLe’F87 


oee egs g 


686'309’C#7 


9aL.'6CH 
ca8'2z6 
cog’ocH's 
990'719'7 
F0g'6L3 
97'688 
066800’ 


179'669 
822’660’8 


319°6%9 

166 112% 
948311 
97981 
889’C00'E 
sıglercı 
BrT'CER 

620683 
328619 

z99’geg’8 


aeg’ 
org'sıE'L 
irs'ırsı 
129'810'% 
coa 8061 
186963 
+9L.'09L'8 


L09'168 
EIE'SLT'E 
6861104* 
696/661 1% 
0310188 
906168, 
I6r 20T I 


8F801 
008’9g1 


201 
or 
908’F 
9142 
£9r 
909 
0818 


g£L 
szTE 


268 
828'3 
056 

8u8 1 
8098 
6611 
2#9 

6973 
usE 

asLE 


2108 
IsL’E 
61 
618 
scL'L 
FIr 

216% 


1001 
rıe’e 
org 
—W 
18 
109 

sırı 


008'609'92 


00818 
00F'829 
oog gra g 
008'89F 1 
008832 
000668 
006'0#F'7 


000’L8# 
000'136' 1 


000'03° 
000° L18 1 
003 #19 
002.'398 1 
008’668‘ 1 
006'916 
009'987 
006'096' I 
002.068 
009° 264* 


000’5LF°T 
002’°99'E 
006'878 

008 Fl 
000'686'8 
00% #+7 

0010287 


006 8 
dog aosi 
001'979'2 
009286 11 
003'8C9' 1 
ooe stẽ 
008 668 


000'609'02 


oor RZ 
00F’IET 
0021861 
009'ER6 
008’ IFL 
008828 
0081891 


000 #58 
000 ᷣ91 


00L’OLE 
ooL’FEE I 
008’ 198 
001'876 
006'89#'1 
000119 
000103 
008'6LE£/1 
00.'892 
oos’s2L’z 


006168 
008 668t 
009’85C 
006 Lr8 
000'320°L 
008661 
008’Ro8'T 


001’688 
00.1811 
009’089' 1 
0001812 
oot xsu! 
006’zL1 
001 8£L 


009’826'88 


006'69# 
006326 
006/0CF'<S 
000 *43 
o08’08F 
009'688 
000'600'F 


009'L08, 
008'660'€ 


008’869 

000'8C0'E 
009’L91°T 
009'z98'1 
00.’°00°8 
oorer et 
ooo ce. 

003'066'2 
009 *99 

009 6136 


0o9 os q 
009'680'8 
006 LIE 1 
000’0#6'2 
008’E80’81 
00 *18 
008’09.'9 


008'789 
00F BLUE 
008 10L'F 
000'002 12 
0037188 
008'#62 
vo’ 1oR'I 





nvhaogon 
anguaquvagg gut Juvggdnugstpiarg 139 10 
uapuzluvguvgstpiag ug 1R 
. . . . . wi; — ER Tor En: — — — licuaiaip uonvnich gun] nn 
* woggs 
; Kuna). um aahunmang uuoagnog —— gu) vbuniꝰ 
dog um binquvais 
—* NNilbvbjogʒ owaislag ao u) qunljuyg 
—— 01vatuabnig vbanquanvg mon uisa uui] HS 
J varaydaız 2aqoꝰ Sg) unuaurai ar’ 1 q20 81019 "gigo 
oaip —— nojtuaagt ‘paralork umarlnagg "zung 1 
Bagsbiug v u⸗duuvg baoglod unuvo Quudpg wogug nui] wıN39 
m — banauoni u) Bag 
lauoagd ‘4n NuaglaulpS “ualoborg 
‘oma “olız “uplopoay "uabug m) loc 
N — vpaovussò 
[Bıngkın Kira ‘gang baoquivſgd gun] ars 
* walnvggiorg 
ee Faogaagugk moi zur) gr ı aaplundg 
bangsustang nullogk gun] uopundg 
- la un ualnvgnyg 
: ee 
auz ER an] Hay 
; (Ang au) puma 


. ” * * * 


Ding, "op 


* . . . . . . . ’ . . . 
. + * * 


J J 5 * ’ . . . . . * . . * 


® 38 u⸗puaq pai ads vuoalvuuiſ; Geo d euno 
"4 v ualogsdiaigng nvquvg uapmujsaaltung * VIPAHK gu] unagunvng 
[swaogg qua zu] Auvye 
! mgungong ouilaagvq banguaag wagajsaalplg u] Bangaaduyg 
[poylorg "Banguaquvagnayg uw] psanz z 
Imgsrguog BaagpluG u) Hußaz & 
Bear. 
Sg v baagsquvg 
tue nvuıdozg, "uauadn 
"709 'aguaddıpa) "Han — pug nviqug — uouuiq 
ung) qvojaꝙqꝙ; uvjooag ualnvgphL baagsunvag bangslopug 
upluaav ualuan mquong ‚Banguylug gu] ak 7 Busgsbiugg 3 
. . . . . . . . . « + [as1lunmmayg gu] pie 
[unsgeaoist pvaagg ahvg —— banquag jolſpnag gun] ↄhnasav 2 
TEN EEE ES Then gu] (woquız) aaouuv 
Bangavg zu) (vuoryg) banquw 5; 
(Bangunvgg Yu) SO I 5 27 E 


Inem 0) —8 


J * . ’ . + . . 


eutihen Reichs 


. ” . ” * . * ’ . ° . * ° 


’ * J 


* * . . 


. ’ . . . . . . * . ’ . . * 








396 





Verwaltungsbericht der Reichsbant für das Jahr 1884, 


177 99128 


99 ‚90, 
11a HH Fr 
zig oeri 
08L'9r8 
oorest 


89814181 
687'C20'Q 
g6L’ 219° 
ozs'sac’9 
z12'1r9'2 
891 co’ 
10# E81 
313'698' 72 
gor'Lı9' 
org'9C0'E 


Fol 220 
98T str 
9398206 
613 **8 
68 Er 
—62 897 
o1g'ase/ı 
026 00.'2 





bvag 





—9 
180’ 
6381 
LLo’T 
618 
139 

ses’ 
tz 
083 

189 


8089 
6208 
Bags 
199'9 
9817 
169'7 
8641 
iz628 
sog’ 
0897 


GE € 
g9crı 
1r8'9 
8181 
sr 
#671 
6oF I 
1921 


PNS 





FsBT PUR Tg uiv 


quvdag 





ooror 
ooreLe‘T 
oor eerti 
003'98% 


00H BET 


00.'968 
00,'009'8 
009'#68 
001'937 
000'8# + 


006 70521 


00,'79g'E 
00L'11E'E 
008 67* 

008 FEST 1 
o08'ges’l 
008 202 1 


0088601 
0087 1 


009’ *901 
0OE'LSL 

008'82+9 
00L'6£rE 
00F 1EO'T 
9048621 
006 70171 
| 009 E08’ 1 





W 


aalpı] 


006 228 81 





quvilog 


nutplpang 


008’T80/01 
00.1.7987 
0061687 
o09’01T'E 
001986 
oor gar 
004 60 
009 169*1 
004608 
008 ᷣ1 


oose p27 I 
00F'1C9 
006 829 
900 9801 
000969 
00.56 I 
006 9F8 
00F'C#6 


Y 
quozlag 


aailbiagon( 








008098 


00r’991'82 


006’ L6L, 
008’ Fr Hr 
00FORF I 
009'29€ 
000'689 


009’ ıFT’81 


00F'LLE'C 
008 2190 
006 809 
008 07 
008 780'E 
00g’ce8’I 


008698 #7 


ooroest 
004 9608 


002 813 
0057611 
0013806 
000. 186 
005. 20% [£ 
008'989’7 
0001691 
| 000°088'7 





W 











quvlog 
aoalpa 


J . 
” ” * * 


D * . 


. 


uvadoa 


only "ak 1 


* 


(Orc 











Huppo-plpa-eluug 
H>6r1ıuyN 


wu uigogd vanquig ‘poufnaag) gu] uoaiqo 
—* "x uonvj 
"OT 819) — noſphuuuuad un] qQuuoa9 








—E “Banguayavı 
upapS 'gapluag ' 





. . 


gut 109 ak ern Manz — 
(Pogguygeg mn) oolaad 
—E wagng Paoꝰ vopaaalui vui] enqua 
luobujaꝰ Ana Wang uij ugð 


wanna “boarplay uij lvð 
[(Huog aivppaaiouß ur] baaquioag 
"199 7 puguaßpiag ·llioc Bora nui] nvieaag 
u⸗uidag 
braitplunvag 

dobpi 
nozug ua gun] — 
[wdng uij wopurg 


. + * 
J 
J * * 


116 


397 


Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1884. 





96* 9328 v83 


906 836 88 


686399943 


9aL’6CH 
c38'276 
cog’ocr'g 
990'7219'3 
400 643 
920 689 
066800’ 


179'689 
8L2'660’8 


219°669 

16 112% 
958 7511 
*97981 
£89'C00'8 
sıylerc'ı 
BrT'cEr, 

617068 7 
zıs'sıg 

z99’g98g’8 


agg 1403 
oLs’sıEL 
Irs'Lıgı 
119'8L0'% 
cg9z E80 
139962 
F9L'09L'C 


200 69 
gsae'sıT'e 
sEer'toL'r 
6066 
0a1'0188 
06'162, 
I6F 291 1 


grg'/CI 
008’9g1 


20, 
corI 
908’ 
9107 
£9F 

909 

031'8 


gEL 
szTE 


268 
828’ 
c86 

eis 
sog’ 
6611 
#9 

698’ 
GE 

ası'E 


2108 
ıgL’E 
62% 
sig’ 
sc 
Fir 

216€ 


1001 
11e’g 
gr8'E 
—WR 
rıs’z 
109 

sırı 


008 L28 
00F'819 
00984278 
008'89F' 1 
008837 
000’668 
006'0#F'2 


000’18# 
000'L36' 1 


000038 
000’ L281 
003 +19 
002.798 1 
008 6681 
006'916 
009'983 
006'096 I 
00L.'068 
009’ LrrF 


000'ELF°1 
002'’799'8 
006'838 

008 HIFI 
000'686'8 
008 ** 

001'038'3 


006'ELr 
00825781 
001'939'7 
009’286 TI 
003’8C9'T 
008'8r2 
008668 


oor RZ 
0og’1ES 
002186’ 1 
009'E86 
008’TFI 
0028878 
008'189°1 


000’ #78 
000'F9F'1 


00L’OLE 
00L'FEET 
008198 
001826 
0068971 
000,119 
000103 
oos 681 
001'897 
008’831'3 


006'168 
008 6681 
009 09 
0068 
000'320°L 
008 661 
008’Ros’t 


001’68E 
o0r’ 18T 
0090081 
000/181 L 
0OL’E5 NT 
006'ZL1 
0or’sEL 


ſ— 000'609'02 Ks 


006'89F 
006 226 
006003 
000 z4 
o08’osF 
009685 
000'600'F 


009108, 
008'660'€ 


008’869 

000'850'8 
oos LIT 1 
0097981 
00.’c00'E 
or Er I 
009’CEr 

003'066'2 
009799 

0096126 


o09’08T’z 
009’680'8 
006'L1E 1 
000'0867 
00888051 
00# *16 
008’09.’g 


008'r89 
00F82TE 
008. 10.'F 
000'002 18 
003 °L5 8 
008'762 
Vorort 





sdnohaagan 


Anguaquvagg Nu juvggdnugstpiag 299 10% 
uopuzlunguvgstpiarg uaq 1a 
m liqujaiaip uonvinigh gu] nz 

* * wuogrE 
Kann) un uobunpmang uuoagno usbunddap gu) obunꝰ 
u Holy um Bangdung 
ö " (Hoßjagg "asian gu u) gunluS 
DE SIE: loaiw p o patuabnig vbanquanvg ‘wong uisa ) Vui] choi 
[ZU v aiaidaa I caqo [ arg) oqunuauaid “ak Vobavis⸗ I q v 

IPOS) urgpaaıps 5 nvruoag ‘ppanlusk umanag "ung 

Baagadiugg “wunvg ‚Baagj09 uyumvg goßpg wogug gu) ua 
+ fBangupg yu) woßaıg 


huoagd nuiaoouip ‘ualvdorg 


* * . . * 


Pphavi *ustplark "among ling "uplogoag uolaug zu] ualask 
a A ler - *  Pnagvuscy 
Zu: B i — ‘gan baoquivſd zu] Baaquanıg 

. . . . * * * * ” ” * ” . . ualnvggaagg 


. “ . . * . . * . 5 . . 


ee aogaagugk mol un) ER aoplungg 
bangsuatoge nullork gu) uolpungg 

dla un ualnvgynug 
nn WINE 
au “wpnagavog un] Hayk 
— ze 0.0. . u. [dnıg u] puio 
lt — — en q vd 5* 

"4 v uajogg auqng nvquvg "uaapnugsaalıng ' 


” 5 . * . * . * ” J 
J u . + . . D 


. . * * . 5 . . 5 * . . . . 


. le —— ER ps 185 


. * u * * * . 


. . . . . + .. . . . Q 2) Braggquug & 
: ' — —— nvidv udugdn 
— sang — pug 'norgoz baagso vuoauuiq 
zung) an — uo nvuſpu — dan 2 IX : 


Pa a me Ha Ang 
(Hangavd nn (ouor) banqui 
" [Bangumug um) Yung ms 


 [maoS pn] 


* . . . 0 . * ’ * 


J * ‘ . * . * 


“ . “ . 5 D * * ‘ * 


ad 


- 


nn >, 
— * = ° 


27 — 


398 Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1884. 


Anlage J. 


Rimeſſen⸗-Wechſel-Geſchäft. 
Wechſel auf's Ausland. 





zahl dam Belgien London | Paris chweiz erth 


A 





Beitand am 1. gar 


Hol fl. 


Free, 


Lſtrl. 





Fres. 





Fres. 


1884 895 | 72,5211 44,619 451,852| 708,780 47,675) 9,945,622 
Angelauft wurden: 
in Berlin 1,048 | 123,577] 251,742) 459,162] 494,182 — | 10,155,881 
„MWahen . 52 — | 151, ‚958 19,218) 8,089 — 515,914 
„Augsburg 68 — — 49,419 — 1,332 1,008,651 
„ Bielefeld . e — — — | — — — — 
„ Braunidweig . . 4 — — 424 — — 8,640 
„ Bremen F 14 | 10000 — 200 — 91,630 
„Breslau. . . . 5 — — 48 12,420 — 11,552 
„ Bromberg — — _ — — — — 
„Caſſel 153 | 28,962) 40,56, 12,519 216,719 _ 510,827 
„ Chemnit 657 | 86,765| 83,163 137,832 276,823 — 3,262,848 
„ Eoblenz . 69 | 73,128 _ 32,266) 398,074) — 1,099,057 
„Eöln.. . 187 | 131,611] 51,256) 16,914] 330,868 = 932,433 
„ Cottbus . 102 | 26,291 — 875| 131493 —— 174,678 
„ Crefeld 693 1,908 6,182) 220,069) 141,400 — 4,601,659 
„ Danzig 40 | 25,100| 52,431] 4000 84,729 — 234,186 
„ Dortmund 348 | 76,891] 45,049) 52,963] 161,939 _ 1,376,639 
„ Dredden . 30 | 8298| 9,833 1,294) 15,500 _ 60,887 
„ Düfleldorf 79 | 37,126 2 2,867) 820,297 783,431 
„ Elberfeld . 740 | 37,594| 96,004) 115,247) 923,919 — 3,240,321 
„ Elbing 25 773 5,131 1,491 2,492 — 37,852 
„ Emden 321 5435 — 18,4 — = 385,500 
„ Erfurt 54 | 45,832 _ 4,235 — — 163,305 
„Eilen . 240 | 233,382] 52,782] 108,875 903,406 _ 3,531,134 
„Flensburge. 62 — 14,998 2,609 _ 807,070 
„sBranffurta.M. . 27 — — 8,388 — 31,349 196,660 
„Frankfurt a. d. O. 63 | 60,970 — 2,247 2,479 — 150,550 
„Sera . . . 42 | 6,000 — 12,399 9843 — 263,561 
„Gleiwitz. . . . 5 — — 1,513) _ — 30,738 
„ Glogau 51 | 11,397 888 3,247) 9,179 — 93,355 
„ Sörli 37 | 23,888) 8844| 1,651] 17,645 — 94,993 
„ Öraudenz i — — — — — — — 
„Halle a. d. S. — — — — — — — 
„Hamburg . . . 4 — — — — _ 4,268 
„ Hannover 16 2,008 8,239 2,211 — — 52,599 
„ Karlsruhe 118 | 1,119 ‚0798| 7,730 149,516) 79,809] 350,672 
FE 1 59 | 9,738 _ 4 — _ 179,973 
" Königsberg i. Pr. — — = — — — Er 
„ Zandöberg a. d. W. 4 — — 155 _ — 3,146 
„Leipzig ee 1 — — — — ai 1,879 
„ Liegnig F so | 2,854 1,473| 11,003] 29,860 — 254,290 
„Lübel . 76 | 40,979 31,159| 28,088 727,984 
„ Magdeburg . — _ _ _— _ — — 
„Mainz 113 | 1,884) 38,967] 8,825) 73,829] 7,022] 282,743 
„ Mannheim . 163 | 14,618) 383,239) 6,706) 28,555| 502,865] 619,784 
„Memel 158 | 50,029| 16,588] 48,2700 -9845| -—- | 1,087,707 
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— 
* auf f auf auf uf die Real: 
_ Stüd» | Amiter auf auf auf auf die | deal 
— zahl dam Belgien | London | Paris | Schweiz | Werth 
Hol. fl. Fres. Kittel. Fres. Fres. M 
in Det 31 = 2.610 208) 115,688 87,287) 154,155 
„Winden 2 200 — 4,082 
„Mülhauſen i. E. — — — = . 
„Münden 23 11,404 — 2,559 = = 71,307 
„Münijter i. W.. 251 12,515! 573,000) 123,353 32,435 3,027 ,264 
„Nordhaufen . — — — — — — 
Nürnberg 47| 10,217 20,741 177 12,441] 447,635 
„Denabrüd — — — —— 
„ Bojen 65 - 48,950) 17,000 — | 1,014,760 
„ Siegen ll 8172 — 19,139) 351,873 m 781,274 
„ Stettin 63 19,486) - 396,392 
„Stolp 27 2.060 1,469 14,950 — 45 491 
„ Straliund 75 2,675 — 30, 61 1 9,500 218,294 
„ Straßburg i. €. 38 — — 413,815 
„ Stuttgart 58 562 "2,538 72,831 72,750 169,432 
„Thorn — — — 
„zit. - | — 
Ueberhaupt 7,813 |1,353,017:1,577,24712,146,074|6,678,177| 822,052|53,576,521 
verfanft u. an die Kor⸗ | | 
reipondenten ge | 
jandt . 6,607 |1,295,137|1,469,551|1,817,2086,403,885) 772,988 46, 508,438 


Bleibt Beitand am 


31, Dezember 1884 


706 


57,880) 107,696 


328,866 


274,292 





49,043) 7,068,083 


Die am 31. Dezember 1884 im Bejtande verbliebenen Wechſel haben einen Realwerth 


wie folgt: 
Holl. fl. 
Fres. 
Lire 
Kr. 
Lſtrl. 
Fres. 


Fres. 
Ker. 


57,880 auf Amſterdam 


107,698 
89,491 
58,819 

328,866 

274,292 
49,048 
12,831 


” 


ä 
Belgien ä 
Stalien ä 
Stopenhagen & 
London ä 
Baris ä 
die Schweiz & 
Skandinavien & 


168. 46 
50, 61 
80. 30 

111. 01 
20. 389 
80. 54 
80, 183 

111. 62 


ievon der Realwerth, mit welchem die m. 


Wechſel⸗ 
Abzug gebracht mit 


ergist einen — von M 


ſtände auf den Dem der — ſtehen, 


M 97,505 
R 86,814 
— 71,942 
z 65,295 


„ 6,705,2583 
„220,915 
A 39,324 
‚ 14,322 
MM. 7,301,369 


„ 7,068,088 
233,286. 
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Anlage K. 
Lombard-Geſchäfte im Jahre 1884. 


Brutto-dewinn 
Ab 

Aachen 8,703 Elberfeld 

Augsburg 1,607 Lennep 
Kempten . 111 Remſcheid 

Bielefeld. 3,789 Echwelm 

Braunjichweig . 6,633 Elbing 

Bremen . 8,877 Diterode B 

— 116,365 Emden 

eg 1,950 Erfurt . . 
Neiſſe . . » 7,504 
Reichenbach) i. Sal. 6.876 —— Thir. 

Bromberg 32,009 Een. . . . i 
Inowraclaw 1,428 Gelſentirchen F 
Konitz 8,108 Mülheim a. d. Ruhr 

Caſſel . . 57,593 Flensburg 
Eichwege . 1,565 Frankfurt m 
Göttingen 775 lrababen 

Chemniß 7,432 Siehe Re 
Erimmitjchau 2,459 9 — 
Frankenberg i. ©. 440 — 

Meerane . 949 > ren ad) . 
Plauen i. Boigtl. . 1,306 Frantfurt a. d. O. 
wicau . 835 Schwiebus 

Eoblenz . 15,548 Gera . 

Greuznad . 534 Öreiz . 
Limburg a. d. vahn 2,553 Pöhned 
Wetzlar 330 Beiß 

Göln . 19,749 Sleiwig . . 

Düren 6 Veuthen (Oberfl) 
Neuh . 46 Ratibor ; 
Solingen . 217 Slogau . 

Cottbus . 5,681 Grünberg . 
Finsterwalde. 7147 Sagan . .. 
Yorit . 1,883 Sommerfeld 
Guben 12,745 Görlitz 
Spremberg 907 Solau NL. 

Erefeld 5,730 Graudenz 

Danzig . on 50,944 Halle a. d. ©. 
Marienwerder . 11,976 Naumburg a, d. S 
Eulm . ade 1,803 Hamburg i 
Pr. Stargardt . 3,101 Harburg . 

Dortmund . j 16,757 Dannover 
Bohum . 2,289 Hildesheim . 

Hagen . 303 Karlsruhe 
„sierlohn . 1,056 Brudjal . . 
Lüdenſcheid . . - 345 freiburg i. Breisgau 
Witten a. d. — 1,456 Konitanz . 

Dresden . 41,429 Sabr . 

Bittau 1,723 Pforzheim 

Düſſeldorfe. 18,485 Kiel k 
Duisburg 2,420 Neumüniter . 





Brutto-Bewinn 
‚sk 


11,679 
135 

67 

18 
25.265 
1,335 
4,960 
14,065 
1,770 
5,467 
6,547 
1,992 
4,797 
6,104 
18,361 
10,978 
251 
4,176 
11 
9,760 
1,398 
14,475 
927 
618 
9,625 
13,507 
1,986 
3,559 
19,057 
7,254 
6,130 
544 
6,501 
979 
12,006 
25,998 
8,181 
26,944 
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Königsberg i. Pr. 
Inſterburg 
Allenburg 
Allenſtein. 
Bartenitein . , 
Biihofsburg . - 
Braunsberg. . - 
Fiſchhauſen N 
Friedland i. Dftpr. 
Gumbinnen 


Rajtenburg . 
Schippenbeil 
Stallupönen 
Wehlau . . . 
Sandaberg a. d. W. 
Leipzig 
Lieanig . . 
Sirichberg i i. Schl. 
andeshut i. Schl. 
Lübech . . 
Neubrandenburg 
Roftod . 
Magdeburg 
Aichersleben 
Bernburg . 
Halberitadt . 
Quedlinburg . . 
Main . 2 
Darmfladt BER 
Worms A 
Mannheim . 
Heidelberg 
Kaijerslautern . 
Sandau . . 
Neujtadt a. d. daardi 
Speyer 


—— 
Minde 
Mülpaufen i Eah i 
München ; j 

Regensburg 
Münjter i. W. . 

Hamm .. 

Baderborn 
Nordhaufen 





Brutto-Gewinn 
Ab 


96,639 
12,466 
2,172 
124 
1,331 
3,812 
2,555 


Nürnberg 
Fürth . 
Würzburg 
Dänabrüd . . - 
Boien . . 
Gnejen 
Krotoſchin . - 
Liſſa in Poſen. 
Djtrowo . : 
PBleichen . 
Rawitid . 
Rogaien . 2... 
Schneidemüßl . . -» 
Siegen — 
Stettin 
Anclam 
Belgard 
Gammin . 
Colberg 
armen . . ; 
Königsberg i. RM 
Neuitettin j 
Paſewalk 
renzlau 
chivelbein . . 
Schwedt a. d. D. 
Stargard i. Bomm. 
Treptow a. T. 
Stop . 
Cöslin 
Bitow . . 
— Pomm 
Rügenwalde 
Stralſund 


Barth — — 


Greifswald —F 
Straßburg i. ib. 
Stuttgart i 

Göppingen . 

Heilbronn . 

Reutlingen . 

Ulm 
Thorn 
zift . - 
Billtallen 
Schirwindt 


401 
Brutto-Gewinn 
NM 


1,263 
386 
400 

7,870 

110,205 
14,919 

3,857 

8,513 

2,964 

5,980 

16,565 
224 





bei den Reichsbankanſtalten 1,687,115 


bei der Reichöhauptbant 


Brandenburg a. d. 9. 
Ueberhaupt 


623,824 
2,290 


2,313,229 


— 
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Anlage M. 
Zahlungs: Anweijungen. 
59 if ift: 2 
Zahlungs Anweiſungen wurden ertbeilt: 355 ES 
Drt gegen Provifion | franko Provifion | Gejammtbetrag =E3 E» 
— 1 — 1353 #93 
zn Betrag Jar Betrag 186 a = 
Stüd | Stüd| Stüd N 43 Mk 
Aachen . 0 80 — | 806,283 
Augsburg . 23 63,795 1 73,795 
Bielefeld 1 14,000] 13 113,592 
Braunichweig . 30 91,327] — 91,827 
Bremen 39| 735,863 3 743,687 
Breslau 45 511,149] 16 528,602 
Bromberg . 52| 311,216 9 376,648 
Caſſel s8 6832261 73 419,84 
Chemnitz 5 9,718] 14 452,318 
Coblenz 4 26,188] 11 346,291 
Cön . 11) 126,509 3 142,051 
Cottbus 3 5552| 44 183,515 
Erefeld . 101 34,685 2| 49,712 
Danzig - ; 526) 1,210,197| 47] 1,484,114 
Marienwerder . — — 15,518 
Dortmund. 6 75,642] 29 269,734 
Bodum — — 2 30,826 
Dresden 6 37,409 6 365,630 
Düffeldorf . 5 4215 2 64,154 
Duisburg 11 88,851 2 101,821 
Elberfeld 21 278,998 50 367,822 
Elbing . 25 150,484] 21 232 926 
Emden . 3 5,684] 10 69,168 
Erfurt . 1 836,000] 24 120,518 
Eiien . . 9 81,568 2 95,575 
Flensburg. . . 37 68,778 2 75,726 
Frankfurt a. M. 420 4,382,026]| 12 4,417,22 
Wiesbaden . . . 5 107,864 8 111,322 
Franffurt a d.D,.]| — — 3 35,500 
Gern . ; 4 5,258 2 144,884 
Gleiwitz 2 3e21l 11 295,460 
Glogau 1 15,000] 16 632,246 
Börlig . — — 2 2,000 
Öraudenz . 2 24,884 6 52,606 
Halle a. d. ©. 2 149805] 7 220,278 
Damburg . 1301 807,525] 42 1,160,85 
—— 8 25,062 7 104,783 
arlörube . 93! 493,995 68 1,542,953 
Kiel. . 26 82,74] 8 112,554 
Königsberg i. Br. 8389| 922,9681| 22 1,082,705 
Injterburg . . 4 41,7000 — 41,700 
Landsberg a. d. ®. 6 12,190] 45 189,4: 
Leipzig . ; 61 418,448 4 447,281 
—A 2 1m 30 
22| 128,301] 6 139,618 
— 3 227,686 5 288,1 
34 282,921 44 414,180 
Darınftadt - 3 27,168 1 38,168 
Mannheim 95 418,132] 177 1,082,179 
Memel 110) 268,240 9 290,7 
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Zahlungs-Anweiſungen wurden ertheilt: 5 Er 

— — 18 =5 

Drt gegen Provifion | iranko Brovilion | Geſammtbetrag = Ei 

Stüd Betrag Stüd Betrag Stüd 4 AR * * 

.4 it wi |; 

— — — BEE, VER VER ARE, — —— ——— 
Met . 60 81,211 79 465,182 131 546,593 30 169,098 
Saarbrüde n 86 472,0154 — 86 472,015] 10601 2,267,304 
Trier — — — I 1,073,052 
Minden — u 54,018 9 54,018 "447 812 
Mülbaujen i. €. 8301 269,216 1 5,120 31| 274,335 56 90,802 
München 177 4,110.252 5 36.000] 182) 4,146,232| 844] 806.898 
Müniter i. W. 6 8,427 71! 429,487 77 437,014 5 81.219 
Rordhanien 2 32,905] 1086| 3,022,318| 108! 8,055,313 7 770 
Nürnberg 50 508,195 I; 27,216 Gh 330,41 | 10% 217,141 
Dsuabrüd . l 5,000 | 1,572 2 6,572 1 66,221 
Roien 11 41,578 5 54,882 16 46,460 100 256'510 
Siegen . 2 13,136 2 28,084 4 41,200 3 11,029 
Stettin . 302) 808,140 10 30,546] 312) 838,686] 218] 1,523,071 
Stolp 7 58,2201 146 197,728 153 855,948 1? 772 488 
Eöslin 3 92: 3 2.925 91.562 
Stralfund . 4 22,000 8 30,408 12 32,408 5 15,681 
Strahburg i. Eli. 32] 156,200 6 2,#90l| 38 158.8u9l 351 315.957 
Stuttgart 190 2,016,868| 36 283,7881 226) 2,800,650| 426| 307,507 
Thorn 127 216,845 26 94 808] 153 310,652 7: 118,354 
Tun 10 18,681 8 92,307 18 170.808 16 21,144 


Bei den Reich | — 


anſtalten 
Bei der Keichshaupt 
bank. 


— 
ea 54211, 4151 2,076,0% * 4875 434, 719,0361 5,012 30,604,880 


1833| 1,704,03 


I 5 


138] 1,931,924 


359 


5,894,118 





7 
Ueberhaupt . . (5555 24,346,978] 1,420[12,303,981 


| 5,013.36,650,960 5,870]36,498,99» 


AnlageN. 
Gewinnberehnung für das Jahr 1884. 


Einnahmen, 

. 6,126,082 M 

. 7,686,897 
233,286 „ 


1, Gewinn von Platzwechſeln 
„ Rimejjenwechjeln . . 
Wechſeln auf auferdeutiche Pläpe . : 








A 14,046,265 
2. Gewinn an Combardgefchäften . 2 2:2 m nm 2,8183,229 
3, Erhobene PBrovifionen — an 41114804,679 
4. Zinſen von Buchforderungen und disfontirten Effekten ee 632,238 
5. Erträge aus den Grumditüden der Bant. . 2 2. Eon 4 35,706 
6. Gewinn auf Gold A A 815 
T. Verſchiedene Einnahmen: 
a) wieder eingezogene Untoften 2,171 Ma 
b) eriparte Tantieme von unbeſetzten Vorſtands⸗Beamien⸗ 
itellen . . 1,789 „ 
ec) auf früher abgeichriebene Wedel Forderungen nach⸗ 
träglidh eingegangen . . . — UBBT > 11,517 
— — M 18,344,450 
Dieſer Summe treten die bei dem „Reſerve-Fonds für weifelhafte Forderungen“ 
eriparten Beträge hinzu mit. . . 22.2. ER 214,935 


— Ab 18,059 ,385 
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Ausgaben. 
1. Berwaltungstojten: 
für die —— -Verwaltung. 421309,641 4 
für die Spezial— — 
a. für die Hauptbank en. 822,385 Mr 4 
b. für di fitell er 37788 231, 
2. Für Anfertigung von Banknoten . 101,102 
3. An den Preußiſchen Staat gezahlt gemäß $ 6 des Bertrages dom 17. 18, Mai 
1875 (Meich3-Befep-Blatt 215) . . 1,865,730 
4. Der Betrag der nad) $ 9/10 des Bantgejepes an die Reihetafe abgur 
führenden Notenjteuer . . . 34,040 
Ausgabe vn nn Ma 7,918,530 
Bilanz. 
Es beträgt wie vorjtehend die Einnahme. . » 2 2 m en en nn... 18,559,385 
die Ausgabe . . . . ——— 7,918,530 
Gewinn yo 1884 i : A 10,640,855 


Hiervon g bereit8 gezahlt bezw. noch zu a a nad $ 24 Ziffer 1—3 
des Vantgeſehes vom 14. März; 1875 


1. an die Antheils-Eigner 
4:/, %/, von 120,000,000 mit 2 222 nn. 5,400,000 
bleiben .: ; „=. % 5,240,855 
2. 20 °/, von 5,240,855 Ak zum Refervefonds mit . . . 2... 1,048,171 
3. Bon dem Ueberrefte von . 2 2: on 4,192,684 
ift die Hälfte mat > 2 en nn. 2,096,342 M 
an die Reichskaſſe, 
und die andere Hälfte mt . 2» 2 22.202... 2,096,342 „ 


an die AntheildEigner zu zahlen, 
wie oben . . .„ 4,192,684 „ 


Zu dem Gewinn-Antheile der Antheils-Eigner von . . . . 2,096,342 „ 
tritt Hinzu: 
der altimo 1883 unvertbeilt gebliebene Reit von . 9,687 „ 


zulammen . . . 2,106,029 M& 


AnlageO. 
Bilanz der Reichsbauk am 31. Dezember 1884. 


Activa, 
1. Der Beitand an Gold in Barren oder OR ER A Ri: 
das Pfund fein zu 13892 M gerechnet . . 71,815,096 
2. Der Kaſſen-Beſtand, und zwar an: 
a) fursfähigen, deutſchen die kai Selte . ... ..  446,011,548 
b) Reichskaſſenſcheinen — 20.0. 14,824,215 


e) und d) eigenen Banknoten 
a 500 Thaler M _ 


” Li2 ” 


” 50 2 ” er; 
” 25 „ er 75 
— —— 30 


„1000 Mart „ 378,932,000 
„ 50,  „.. 146,109,500 
„10 „ „ 182,783,000 
707,824,605 
e) Noten anderer Banken. 131426,800 


1,188,596,868 
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A 
3. Der Beitand an Silber in Barren und Sorten . _ 
4. Die Wechſelbeſtände, ausjchliehlih der unter Ziffer 8 be 
zeichneten, und war: 
a) Platzwechſel A 
innerhalb der nädjten 15 zw rantig 71,118,900 
in längerer Sicht . . . 148,865,133 219,984,033 
b) Rimeſſenwechſel auf ——* Plate 
innerhalb der nächſten 15 — fällig 127,162,000 
in längerer Sidt . . . .  157,414,495 284,576,495 
c) Wechſel auf ———— Bi 
per Amfterdam . . - . a rd 97,505 
„Belgien. N 86,814 
de EINER u 71,942 
„ Kopenhagen -. - » . 20% 65,295 
BE: Br 6,705,253 
— :\.ı - - EEE ER 220,915 
„:CUWh .» ana 39 324 
„ Skandinavien - . 2 2 22. 14,322 7.301,369 
5. Der Betrag der Lombardforderungen, und zwar: 
a) auf Gold oder Silber Be eure — 
b) „Effelten (einſchließlich Wechſel) Fe in & 13 
Ziff. 3 Buchftaben b. c. d. des RR be: 
zeichneten Art . .. 138,598,680 
ce) „ andere Effekten . * 
d) „ Waaren 6,523,500 
6. Der Beitand an Effekten: 
a) an disfontirten Scaßanmweifungen und anderen 
Werthpapieren De en ee 48,622,814 
b) an eigenen Effetten . — 
e) an Effekten des Reſervefonds — 
7. Das Guthaben der Bank im Kontokorrent-Verkehr bei a. 
Korreipondenten . — — 
8. Der Betrag der fälligen, aber — — nn 
forderungen i 
9. Der Werth der der Bank gehörigen Grundftüde . 
10. Verichiedene Aktiva: 
a) Vorſchüſſe auf zur Disfontirung genehmigte Wechiel — 
b) Vorausbezahlte Gehälter an die Beamten 267,359 
ce) Baus Borihiüfie ; 167,046 
d) Zum Umlauf nicht mehr gerignete: und deshalb ı von 
den Kafien-Beitänden abgejegte Banknoten . 50,929,155 
e) Am 31. Dezember c. unbezahlt gebliebene, und erft 
einige Tage fpäter eingegangene FIR und andere 
Forderungen i 1,444,701 
) Noch nicht — Seften für Anfertigung \ von 
Banfnoten . . 200,000 


411 


511,861,897 


140,122,180 


48 622,814 


865,412 


2,803,331 


19,493,500 


53,008,260 


—r——— — — 
2,032,179,357 
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Passiva. 4 
1. Das Grundkapital . 
2. Der Refervefonds: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1883... 20,308,334 
hierzu treten die, laut $ 24 Ziffer 2 des Bantge⸗ 
ſetzes vom Gewinne des Jahres 1884 im Betrage 
von 5,240,855 M abzujeßenden 20°/, mit 1,048,171 
3. Der Rejervefonds für zweifelhafte Forderungen: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1883 2,768,710 
hiervon find im Jahre 1884 abgeichrieben 12,815 
2,155,595 
Bon dem vorstehenden — se — aa 
mehr erforderlich . 214,935 
und jonad nur zu ceferbiren 
4. Der Sefammt:Betrag der emittirten (in den Betrieb ge 
gebenen) Banknoten: a 500 Thaler 121,500 
100 605,700 
J 50 248,025 
o 253 624,450 
„ 1 261,525 
„ 1000 Mart 661,894,000 
„ 500 „  217,997,000 
J 101 731,134,800 
5. Das Guthaben der Giro: und Kontoforrentgläubiger 
6. Der Betrag der Depofiten (unverzinslich) k 
7. Der Betrag der nad) $ 9/10 des Bankgefepes an n die Reiche 
kaſſe abzuführenden Noteniteuer . P 
8. Verſchiedene Bafliva: 
a) Betrag der noch nicht abgehobenen Anweiſungen 1,480,647 
b) Betrag noch nicht ausgezahlter Kommiſſionswechſel 94,845 
e) Die dem Jahre 1885 lien Binfen und Er- 
träge von Wechſeln, Lombardforderungen und Grunds 
ſtücken . . Beh — 1,711,306 
d) Noch nicht abgehobene Dividenden i 1,022,696 
e) Verſchiedene Buchſchulden 465,083 
9. Der Betrag des Neingewinnes für das Jahr 1884: 
a) für das Neih . . a —F 2,098,342 
b) für die Bankantheils-Inhaber ee | 2,096,342 
hierzu treten die 1883 has ge 
bliebenen . . . ; M 9,687 2,106,029 


(Bergl. „Annalen“ 1880 S 








AnlageP. 


Verzeichniß ſämmtlicher Reichsbankanſtalten. 


Eingezogen wurde: 
reſſortirt: 


Koihmin . . Waarendepot . . Poſen. Swinemünde 
Samter . . — 1 “ ‘ Wrejchen . 


Mebenitelle . 


4 
120,000,000 


21,356,505 


2,540,960 


1,612,887,000 
266,169,100 
214,804 


34,040 


4,174,577 


4,202,371 


2,032,179,357 


. 472, 1881 ©. 392, 1882 ©. 368, 1883 ©. 636, 1884 ©, 2283.) 


reſſortirt: 
Stettin. 


BWaarendepot . Poſen. 
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Anlage. 
a) Verzeichniß 


der Mitglieder und Stellvertreter des Zeutral-Ausſchuſſes, fowie der 
Deputirten desjelben. 


15 Mitglieder: Gelpde, Friedr., Geh. Kommerzienrath. Stern, Theod., 
Banquier in Frankfurt a M. Liebermann, B., Geh. Kommerzienrath. 
v. Oppenheim, Albert, Freiherr, Königl. Sächſ. General-Konſul in Köln. 
Veit, Ed, Geh. Kommerzienrath. dv. Hanjemann, A., Geh. Kommerzienrath. 
Mendelsjohn, Franz, Geh. Kommerzienrath. Rauers, Beter, Bank-Direktor 
in Hamburg. v. Bleihröder, ©., Geh. Kommerzienrath. Simon, 2. W., 
Nentier. v. Rothſchild, M. Karl, Frhr., in Frankfurt a. M. Arndt, Geh. 
Kommerzienrath. Zwider, Geh. Kommerzienrath. Heder, Emil, Rentier. 
Bleichröder, Julius, Banquier. 

15 Stellvertreter: Hardt, Richard, Kaufmann. Seibel, ©., Geh. Koms 
merzienrath. v. Edarditein, rnit, Freiherr. Sarre, Theod., Stabtrath. 
Simon, Berthold, Banquier. Cohn, Meyer, Geh. Kommerzienrath. Nick, 
Eduard, Banaquier. Helfft, Edmund, Banquier. Nichter, Iſidor, Banguier. 
Kohhann, Heinrich. Model, Julius, Banquier Siemens, Werner, Dr., 
Geh. Regierungsrat. Meder, Felir, Banquier. Delbrüd, Geh. Kommerzien— 
rath. Schönlant, Willian. 

3 Deputirte: Zwider, Geh. Kommerzienratd. Mendelsfohn, Geh. 
Kommerzienrath. Arndt, Geh. Kommerzienrath. 


3 Stellvertreter: Gelpde, Geh. Ktommerzienrath. Veit, Ed., Geh. Kom: 
merzienrath. Liebermann, Geh. Stommerzienrath. 


b) Verzeichniß 
der Mitglieder der Bezirks-Ausſchüſſe und der Beigeordneten derjelben.') 


NB. Die Namen der Beigeordneten find mit * bezeichnet. 


1, Bremen. 8 Ausihußmitglieder: Delius, Fried. Wilhelm, Königl. 
Preuß. General-Konſul. Glaufien, Heinrih, Kaufmann. Quidde, Ludwig, 
Kaufmann. "Unkraut, Alfred F., Kaufmann. Gildemeifter, Joh. Heinrich, 
Kaufmann. Heye, Bernh. H., Kaufmann. Nebelthau, Aug. Georg, Kauf— 
mann. *Tewes, Karl, Kaufmann. 

2, Breslau. 10 Ausſchußmitglieder: *Heimann, Heint., Geh. Kommerzien: 
rath. Witte, Ernft Chrift., Landgericht3-Direftor. vd. Hehtrig-Steinfird, 
Oswald, Staatsanwalt. Friedenthal, Paul G., Kommerzienrath, Gericht: 
Aſſeſſor a. D. Eihborn, Philipp Heine. Moriz, Kommerzienrath. *v. Wallen- 
berg: Pahaly, Gideon, Banquier und Nittergutsbefiger. Bock, Joh. Andr., 
Kaufmann und Fabrikbefiger. Fromberg, Heint., Geh. Kommerzienrath, Geſchäfts— 
Inhaber des Schlefiichen Bankvereins. + *Landsberg, Ludw., Banquier, Stadt: 
tath, Kommerzienrath und Gerichts-Aſſeſſor a. D. Schottländer, Julius, 
Banquier und NRittergutöbeliger. 

ı) Die mit einem Kreuz Bezeichneten find verftorben. 

Unnalen bes Deutichen Reichs. 1885. 28 
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3. Köln. 10 Ausſchußmitglieder: Marcus, Julius, Kaufmann, Som: 
merzienrath. Herftatt, Friebr. Johann David, Banquier. Seliguann, 
Jakob, Banquier. Deihmann, Theodor, Banquier. *HDeufer, Aug., Kom: 
merzienrath. vd. Recklinghauſen, Wilh., Kaufmann. Gampbaufen, Arthur, 
Banquier. *dom Rath, Emil, Kommerzienrath, Kaufmann. dv. Oppenheim, 
Albert, Freiherr, Königl. Sächſiſcher General-KRonſul. Rautenftraud, Eugen, 
Kaufmann. 


4. Danzig. 6 Ausihußmitglieder: Mir, George Ludwig, Kommerz: und 
Admiralitätsratd. Kosmad, Albert, Kaufmann und Stadtrath. Boehm, 
Heine. M., Kommerzienrath. *Steffens, Mar, Kaufmann. *Rodenader, Emit 
Theod., Kaufmann. Heyn, Friedr., Kaufmann, Kommerzienrath. 


5. Dortmund. 7 Ausihußmitglieder: »Heintzmann, Otto, Landgerichts: 
rath. Heymann, Moſes, Haufmann und Stadtverordneter. Schwedendied, 
Ernft, Hüttendireftor. "Brand, Julius, Kaufmann und Stadtverordneter. Elbers, 
Ehrift., Dr. und Fabrikbeiiger in Hagen. Huyſſen, Robert, Kommerzienrath in 
Iſerlohn. Overbeck, Julius, Fabrifbefiger. 


6. Frankfurt a M. 10 Ausihußmitglieder: Bamberger, Rudolph, 
Banquier in Mainz. Haud, Aler. Fr. Ioh., Banquier. *v. Heyder, Joh. 
Georg, Banquier. de Neufpille, Guft. Ad., Geh. Kommerzienrath. Schmidt: 
Polex, Phil. Nikol, Banquier. Eyſſen, Bernh. Ferd. Banquier. Gold» 
ſchmidt, Ad. Bened. H., Banquier. *Ladenburg, Emil, Banquier, Kommerzien— 
rath. gen. Jacques Reiß, Iſaak Anton, Geh. Kommerzienrath. *Stern, 
Theod., Banquier. 


7. Hamburg. 10 Ausichußmitglieder: Böhl, Heinr. Ludw., Kaufmann. 
*Borgnis, ler, Kaufmann. Burchard, F. W., Konſul. *Lutteroth, 
Arthur, Kaufmann. Nottebohm, C. F. W., Kaufmann, Inhaber der Firma: 
Nottebohm & Co. Baur, 3., Kaufmann in Altona. Behrens, Ed. Ludw., 
Banquier. Berenberg-Gofler, John, Banquier. *Lembde, ©. Ed., auf: 
mann. Rauers, Beter, Bank-Direktor. 


8. Hannover. 8 Ausfhußmitglieder: *Bartels, Otto, Banguier. Simon, 
Dr., Amtsrichter. Telgmann, 3. © 9, Kaufmann. F Brodtmann, 
Albert, Kaufmann. Meyer, Louis Ephraim, Kommerzienrath. Jänede, Georg, 
Kommerzienrath. *—Meyer, Siegmund, Kommerzienrath. Benfey, Julius, 
Dr. jar., Direftor und Rehtsanwalt. 


9, Königsberg i. Pr. 8 Ausſchußmitglieder. Bernftein, Iatob Levin, 
Kommerzienrath. *Simon, Morig, Geh. Kommerzienratd. Gihelbaum, 
Lafer, Kaufmann. Gaedede, Konrad, Konful. Japha, Walter, Kaufmann. 
*Dörkſen, Heinr., Kaufmann. Bittrih, Karl Heine, Kolumb., Kommerzien- 
rath. *fleyenftüber, Robert, Geh. Kommerzienrath. F 


1 Beigeordnneten-Stellvertreter: Kleyenftüber, Rob., Geh. Kommerzienrath. F 


10, Leipzig. 8 Ausihußmitglieder: Adermann- Teubner, A, Bud 
händler. Heidenreih, Guſtav Ernſt, Kaufmann. Schmidt, Julius Wilh., 
Konful und Banquier. *Schröder, Franz Louis, Kaufmann. Beder, Ferb. 
Edm., Banquier. *Dodel, Wilh., Kaufmann. Roeder, Emil Ant. Naph., 
Kommerzienrath und Banquier. Wahsmuth, Aud., Dr. jur., Rechtsanwalt 
und Banf-Direktor. 
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11. Magdeburg. 8 Ausschußmitglieder: Meubauer, Friedrich Auguft, 
Stommerzienratd. *Schieß, Louis Heinr., Banquier. Kalkow, Ludw. Aug., 
Kaufmann und Stadtrath. Bennewig, Theodor Chriſt. Guſtav, Kommerzien— 
rath. Löwe, Otto, Banquier. Dauswaldt sen., W., Kommerzienrath in 
Neuftadt: Magdeburg. Hubbe, Otto, Kaufmann. Ziegler, Ottokar, Kom— 
merzienrath. 


12. Mannheim. Diffene, Bhilipp, Kaufmann. »Hirſch, Emil, Kauf: 
mann, Inhaber der Firma Jakob Hirih & Söhne. Ladenburg, Karl, Banquier, 
Konſul. *Reiß, Karl, Honful. Baſſermann, Julius, Staufmann. Hohen 
emjer, Ludwig, Banquier. Joerger, Karl, Kaufmann. Köfter, Wilhelm, 
Banquier, Kommerzienrath. 


13. Münden. 10 Ausjchußmitglieder: *v. Froelich, Nobert, Rentier 
und Gutsbejiger. Guggenheimer, Morig, Banquier und Königl. Handel: 
richter. v. Holnstein aus Bayern, Graf, Otto, Königl. Kämmerer und Hof: 
marjchall Sr. Stönigl. Hoheit des Prinzen Ludwig von Bayern. Merd, Heinr., 
Dr., Banquier, Adermann, Theod,, Stönigl. Hofbuchhändler. Weidert, 
‘oh. Karl, Banquier, Königl. Stommerzienrath und Präfident der Handels- und 
Gewerbefammer für Oberbayern. v. Schilder: Dietramdzell, Wilhelm, 
Gutsbeliger. Kefter, Eduard, Direktor der Aktien-Geſellſchaft für Yederfabrifation. 
*Sendtner, Theod., Bankdireftor. dv. Badhauſer, Heinr., Königl. Geheim— 
rath und General-Direftions » Betrieb3- Direktor a. D. 


14. Poſen. 4 Ausihußmitglieder: *Goldenring, Leopold, Kaufmann. 
*Yaffe, Louis D. Kaufmann. Bendir, Joachim, Kaufmann. Joadhimczky, 
Emanuel, Kaufmann. 

15. Stettin. 8 Ausfchußmitglieder: *Greffrath, Karl, Kaufmann. Kar: 
kutſch, Ferd. Auguft Ludwig, Kaufmann. Streich, Theodor, Brauereibeliger. 
Walter, C. F. W., Haufmann und Handelörihter. Brumm, Ferd., Geh. 
Kommerzienrath.. Meifter, Karl, Kaufmann und SKonful. Karow, G., 
Kommerzienrath und Konſul. Theune, Herm., Geh. Kommerzienrath. 

16. Straßburg i. E. 8 Ausichußmitglieder: *Sengenmwald, Abolf, 
Nentier. Sengenmwald, Julius, Handeldfammer:Präfident. Reinhard, Dr, 
Rechtsanwalt. *Blum, Leon, Banquier. Schmitten, Robert. Stempel, 
Friedr. Oberregierungsrath. North, Jean, Dr. jur., Bank-Direktor. Blum, 
Gabriel, Bank-Direktor. 


17. Stuttgart. 7 Ausichußmitglieder: Federer, Julius, Kgl. Italien. 
und Belg. Konſul, Miteigenthümer der Firma Stahl & Federer. *Kübel, 
Edmund, Dr., Rechtsanwalt, AJuftitiar der Allgemeinen Nentenanftalt. Oftertag, 
Karl, Kommerzienrath, Kaufmann. v. Pflaum, Mler., Sommerzienrath und 
Könige. Sächſ. Konſul, Vorfigender des Auffichtsraths der Württembergifchen 
Panfanftalt vorm. Pflaum & Eo. und Mitglied des Aufſichtsraths der Württem- 
bergiichen Vereinsbant. Chevalier, Friedr., Kommerzienrath, Ehren-Borfigender 
des Verwaltungsraths der Württembergifchen Vereinsbank. *Dörtenbad, Karl, 
Kommerzienrath, Kaufmann, Theilhaber der Firma Zahn & Co. v. Kaulla, 
Leopold, Geh. Hofrath und Hofbank-Direktor. 


1 BeigeordnietenStellvertreter: O ftertag: Karl, Kommerzienrath, Kaufmann. 
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Miszellen. 


Krankenverſicherung in Deutſchland. — Während über obligatoriſche Hilfs— 
kaſſen der gewerblichen Arbeiter ſchon bisher von Zeit zu Zeit abgeriſſene Nach— 
richten in die Oeffentlichkeit drangen und das ſeit Kurzem in Geltung getretene 
Geſetz vom 15. Juni 1883 für die Zukunft allgemeine Ausweiſe hierüber ver— 
ſpricht, entbehrt die nicht auf beſtimmte Berufsſtände beſchränkte Krankenverſicherung 
noch immer jeder ſyſtematiſchen Berichterſtattung. Deshalb werden die nachfol— 
genden Ausweiſe über die Krankenverſicherungs-Geſchäfte von vier in den König— 
reihen Sachſen und Württemberg anſäſſigen Geſellſchaften, welche zugleich Lebens: 
Berfiherungen übernehmen, willfommen fein. 

Der Dresdener allgemeine Krankenkaſſen- und Lebensverſicherungs-Verein 
hat in den eriten zwanzig Jahren feiner Thätigfeit überhaupt 13,268 Verſicher— 
ungen abgeichloffen, für Sranfenunterftügung 243,650, für ärztliche Hilfe und 
Arznei 56,700 und an Sterbegeld 65,400 . gewährt, ) wonad fein Schwer: 
punft in der Krankenverſicherung liegt und 19 Proz. der Beihilfe an Kranke 
auf Kurkoſten fallen. In dem letzten Jahre (1882), über welches uns Nach— 
richten vorliegen, wurden 53,266 «A Beiträge geleiftet, worauf 13 Proz. Ver: 
waltungsfoften entfielen, 37,843 A ausbezahlt und 16,510 „4 Dividende an 
die Mitglieder zuriücdgegeben; das Wereinsvernögen verminderte fih um 6368 
auf 83,658 #4, und die Stapitalrejerve betrug 17,654 «A Am Sclufie des 
genannten Jahres waren verfichert: 2475 Mitglieder auf 21,587 oder durd: 
Ichnittlicy 7,92. wöcentliches Krankengeld, 1309 auf freie ärztliche Behandlung 
und Medizin im Erfrantungsfalle und 2044 auf 337,415 «A Sterbegeld. Die 
niedrigen Durdfchnittszahlen deuten an, daß in diefem Vereine, wie in ben drei 
anderen eine nicht wohlhabende Bevölkerungsklaſſe durch Koſtenaufſchlag (hier 
eines Siebentelö) auf das Bedürfniß einen größeren Nabatt an Krankheitskoſten 
durch gemeinfame Tragung berjelben zu erzielen hofft. 

In der Bilanz der Allgemeinen deutichen Kranken- und Sterbefafle „Schutz 
und Trug“ in Dresden fir Ende 1883 finden fi) ald Schabdenrejerve ber 
Stranfenfafle 150, als Beitragsrejerve 4258 (gegen das Vorjahr 287 weniger) 
und als Beitragsüberträge 151, als geitundete Beiträge aber 2311 .# aufgeführt. 
Ginem Zugange von 792 ftehen 1943 „A Abgänge an Stranfenverficherung 
gegenüber, und die Zahl der Mitglieder verringerte fih von 455 auf 325 (morunter 
ein Siebentel Frauen) mit einem wöchentlihen Kranfengelde von 3071 .# oder 
durchichnittlich 9, «A, was im Hinblick auf bisherige Erfahrungen als günftig 
für die Gelammtanstalt betrachtet wird. Das mittlere Yebensalter der Verficherten 
it 35%/, Jahre und der Jahresbeitrag 22,°° .Z Zu vergüten waren in 102 
Krankheitsfällen, alfo durhfchnittlich einem auf je vier Verficherte, 1961 Tage 
oder 5,°° im Mittel für jeden Verficherten mit 2896 ſtatt erwarteter 63 Fälle 
mit 2109 Tagen und 2839. Die gezahlten Stranfengelder abforbirten 56,°° Proz. 
der vereinnahmten Beiträge. 

Der „Allgemeine deutiche Verficherungsverein® in Stuttgart unterhält als 
dritte Abtheilung eine Krankenkaſſe, welcher nad Aufnahme von 251 und Abgang 


) Maſius' Rundichau 1888, Seite 150. 
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von 231 am Schluffe des Jahres 1883 1037 verjicherte Perjonen angehörten 
und 44 äußere VBerlegungen bezw. 135 innere Grfranfungen gemeldet wurden, 
zuſammen etwas mehr als ein Fall auf je jehs Theilnehmer. Als Einnahme— 
poften de3 Jahres 1883 figuriren die Prämienreferve mit 2597, die Schadens 
rejerve mit 1232, ein Gewinndortrag von 421, Aufnahmegebühren mit 474 und 
Prämien mit 13,248 M (oder durchichnittlic 12,°° A pro Jahr). Ausgegeben 
wurden: an Schadenvergütungen 6600, an Schadenteierve 1550, an Propifionen 
897, an Rüdkäufen 20, an linfoiten 2869, an Prämienreſerve 2686 und als 
Reit der Abichreibung auf Organijation 1434 M, bei einem Stande des Reſerve— 
fonds von 1915 «A 

An wichtigsten für die Statistik ift die von einer bekannten Fachautorität, 
dem Brofeffor Dr. Karl Heym, geleitete Leipziger Sranfene, Invaliden- und 
Lebens-Verſicherungsgeſellſchaft „Gegenseitigkeit“. Zwar find in dem uns vor— 
liegenden neunundzwanzigiten Nechenichaftsberichte für 1883 nur wenige auf die 
Gebahrung bezügliche Daten nad) Zweigen gejondert angegeben, deito reichlicher 
aber ſolche auf Stranfheitsdauer bezügliche vorhanden. Als Einnahmepoften des 
Jahres 1883 finden fih 35,476 .#Z Prämien auf den Grfrantungsfall, als 
Ausgaben 20,892 #4 Kranfengeld und 6490 4 Dividende der Berficherungen 
auf den Erfranfungsfall, während die Prämienrejerve auf 203,990 M berechnet 
wird, nämlich 607,761 -Z Schuld der Geſellſchaft an die Verficherten weniger 
403,771 «A Schuld der Verficherten an die Geſellſchaft. Die ganze Abtheilung 
für den Erfranfungstall hatte 22 ältere und 302 neue Verficherungsanträge zu 
erledigen; davon wurden 110 abgelehnt und nicht vollzogen, 7 zurüdgefteltt, 
1 zurüdgezogen und 189 auf 1656'/, «A wöchentliches Krankengeld angenommen, 
wogegen 279 Verficherungen auf 20171/, M erloſchen. Somit verminderte ſich, wie 
schon im Vorjahre, der Beftand, und zwar blieben am Schluffe des Jahres verſichert: 
1662 männliche Perſonen von durchſchnittlich 45°/,, Jahren mit 12,450'/, AH 
und 1452 weiblihe von durchſchnittlich 43'/, Jahren mit 81881, „A; das 
Durdichnittsalter jener erhöhte jih um 6 und dieſer um 5 Monate. Zu 66 
aus dem Vorjahre übernommenen Sranfheiten traten 597 neue Fülle von 500 
Perſonen, jo dat abzüglidy zweier nicht zahlbarer Fälle in 661 Strankheitsfällen 
von 565 Perſonen 25,022 Tage mit durdhichnittlih 83'/, Pfennig zu ent: 
ihädigen waren. Indem wir bemerken, daß als Zahl der beobachteten Berfonen 
der Anfangsbeitand zuzüglich der halben Differenz zwiſchen Zu- und Abgang 
während des Jahres 1883 veritanden ift, ergeben fid) die wichtigeren Thatſachen 
diefes Jahres für vier Gruppen, wie folgt: 
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volle Vechich abgeſtufte 

— erſicherung uſammen 

a) Perſonen: männlich weiblich männlich weiblich 
Beſtand zu —* des —— BE 709 133 1008 1354 3204 
Zugang - - i Ba 20 — 96 73 189 
Abgang . a —— 50 6 12] 102 279 
zahlreichſte Klaſſe: Jahre nn 4550 55-60 50- 55 40-4 | 45—50 
erkrankte Berfonen . 2 2 20. 129 27 200 209 565 
Zahl der Ertranfungen . . . 2... 157 30 240 234 661 
”» nn Srankpeitstage: voll. . . . 5795 1554 6311 6615 20,305 
abgeituft — — 1945 2772 4717 

b. Mark Krankengeld: | 
verjichert zu “ung des Jehres — 5294 713 7376 7618 | 21,000 
Zugang . - . — 216 — 952 489 | 1657 
Abgang . . we Ze er ih yre N 419 34 968 597 | 2018 
u TE 9, NR BER BENENNEN 6287 1265 6179 5434 | 19,165 


: abgeſtuftt. — — 744 9894 1728 
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Der rehnungsmäßigen Erwartung nad) konnten bei den 3159 beobachteten 
Perjonen vorkommen: 445", Erkrankungen männlicher Perfonen mit 18,809 
Tagen und 17,226 .#, 388 Crfranfungen weiblicher Perſonen mit 16,230 
Tagen und 10,810 .#; das Jahr 1883 ift hiernach günftig verlaufen. Nach 
der werthvollen Hauptüberficht laſſen fih für zehnjährige Altersklaſſen nad: 
ftehende Verhältnißzahlen aufreihen: 


Berfonen: wirklich Erkrank— Krank⸗ 
Altersklaſſen: Anfangs: beob- Erfrant- Tone ungen heitätage 
beitand achtet ungen 3 erwartet auf je 1000 Perjonen 
15—20 Jahre . 76 84 22 463 255,5 6300 
20—30 „ j 441 445 74 1820 237,° 6636 
80-40 5, .- 591 5771, 97 2505 280,' 7394 
0-50 „ . 878 867°], 158 6823 248? 8967 
50-60 5. 798 779%], 189 8032 279,7 11495 
60270 „ - 367 35717, 94 4016 330, 21,468 
70—80 „ s 53 48 27 1363 448! 43,642 
überhaupt . 3204 3159 661 235022 268,° 11,092. 


Die Erkrankungen nad der Zeit ihres Ausbruches zu untericheiden, ver: 
ſpricht wegen der ftarfen lofalen Einflüffe, die hierauf wirken, wenig Ausbeute. 
Dagegen ift ein Beitrag der „Gegenseitigkeit“ zur Abftufung der Stranfheitsdauer 
von Intereffe. Auf 10,000 Perſonen jedes Geichlechtes berechneten ſich die Er— 
franfungen der in jener Gejellichaft repräjentirten Bevölkerung für das männliche 
und weibliche Geichleht während des Jahres 1883 dahin: von einem bis zu 
ſechs Tagen 391 und 204, von fieben bis dreizehn 432 und 320, bon vierzehn 
bis zwanzig 408 und 306, von ein= bis fiebenundzwanzig 820 und 163, von 
achtundzwanzig bis vierunddreißig Tagen 136 und 204, länger bis nicht voll 
ichs Wochen 148 und 123, bis fieben Wochen ausjchließlih 65 und 102, bis 
acht Wochen 77 und 82, bis neun Wochen 47 und 48, bi zehn und elf Wocen 
je 36 und 41, bis zwölf Wochen 24 und 14, bis dreizehn Wocden 18 und 7, 
bis nicht voll ein halbes Jahr 142 und 136, länger als ein halbes Jahr 71 
und 67, insgeſammt 2350 und 1798 Fälle. Dadurch, daß hierunter die Leber: 
träge aus 1882 mit dem bloßen Reſte der Krankheitsdauer fteden, wird die Zahl 
der kurzen Stranfheiten ziwar etwas zu hoch und die der länger währenden etwas 
zu niedrig; das vorliegende Material geitattet indejlen feine völlige Korrektur. 

(Statift. Korr.) 


Die Vorentſcheidung bezüglich der gericht- 
lidyen Verfolgung äöffentlicher Beamter 
ans Amtshandinngen nad Reichsrecht 

und bayeriſchem Landesxrecht. 


Von 


Dr. Karl Cippmann, 
fgl. Landgerichtsrath in Münden. 


Die Reichsjuſtizgeſetzgebung hat in der Gejtaltung der Gerichtsverfaflung 
und in der Regelung der Hiemit im Zuſammenhange jtehenden Fragen ihre 
Aufgabe auf das Maß des gemeinfamen Bedürfniſſes beſchränkt; jie bat 
demgemäß dem Yandesrechte auf diefem Gebiete einen weiteren Spielraum als 
in irgend einer ihrer umfajjenden Schöpfungen gewährt. 

In manchen Materien hat fie der partikulären Gefeßgebung die Grund: 
linien vorgezeichnet, auf welchen fie die partifuläre Geftaltung gejtattet, in 
manchen die Schranfen fejtgejtellt, innerhalb welcher partifuläres Recht aufrecht 
erhalten bleibt. 

Nicht nur der Legislative, jondern auch der Anwendung des Nechtes 
erwächſt hieraus die Aufgabe, den Einklang des Yandesrechtes mit dem Reichs— 
rechte herzuftellen und zu erhalten. 

Soweit nun dieje Aufgabe nicht ausschließlich auf Grund pofitiver Normen, 
ſondern nach allgemeinen Prinzipien gelöjt werden muß, gewinnt Die Betrachtung 
einer partifulären Nechtsbildung ein allgemeineres Intereſſe, da gerade Die 
Vertiefung in konkrete Bejonderheiten zu einer eingehenden Prüfung allgemeiner 
Grundſätze Anlaß gibt. 

Ein Gegenſtand lebhafter Kontroverſe unter den Faktoren der Reichs 
juſtizgeſetzgebung war die Frage, ob und in wie weit die gerichtliche Ber: 
folgung Öffentlicher Beamter aus Amtshandlungen an befondere $ Borausjegungen, 


d. 1. an die Vorentjcheidung einer nicht richterlichen Behörde, — ſei es im Sinne 
einer Genehmigung oder im Sinne einer Entjcheidung über das dienſtliche 
Verjchulden, — gebumden werden dürfe. 


Das Ergebnif eines Kompromijies bilden die Beitimmungen des S 11 
des Einf.“Geſ. z. Ger-Verf.Geſ. v. 27. Yan. 1877. 

Hienach treten die Landes geleglichen Beltimmungen, Durch welche Die 
jtrafrechtliche oder zivilrechtliche Verfolgung öffentlicher Beamter wegen der in 
Ausübung ihres Amtes vorgenommenen Handlungen an beſondere Voraus 
ſetzungen gebunden iſt, außer Kraft. 

Unberührt bleiben dagegen die landesgeſetzlichen Vorſchriften, durch welche 
die Verfolgung der Beamten entweder im Falle des Verlangens einer vor— 
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gejeßten Behörde oder unbedingt an die Borentjcheidung einer bejonderen 
nr gebunden ift, mit der Maßgabe : 
daß die Vorentjcheidung auf die Feititellung beichränft ift, ob der 
Beamte fich einer Ueberichreitung feiner Amtsbefugniſſe oder der Unter: 
lafjung einer ihm obliegenden Amtshandlung jchuldig gemacht habe; 
2. daß in den Bundesjtaaten, im welchen ein oberſter Berwaltungs: 
gerichtshof beitebt, die Borentjcheidung diefem, in den anderen Bundes: 
Itaaten dem Neichsgerichte zufteht. 

Gemäß Art. 7 Abi. 2 des bayer. Gef. v. 8. Auguft 1878, die Errichtung 
eines Berwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in Verwatltungsrechtsfachen 
betr., iſt der Berwaltungsgerichtshof nad) Maßgabe der hierüber beftehenden 
oder zu erlajienden Gejegesbeitimmungen berufen, in denjenigen Fällen, in 
welchen ein Beamter wegen der in Ausübung feines Aıntes vorgenommenen 
Handlungen ftrafrechtlich oder zivilrechtlich verfolgt werden fol, die Borfrage 
zu entjcheiden, ob der Beamte fich einer Ueberfchreitung feiner Amtsbefugniſſe 
oder der Unterlafjung einer ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht hat. 

Für die ftrafgerichtliche Verfolgung von Beamten iſt dieſe Kompetenz- 
beftimmung gemäß Art. 2 3. 2 und 3 des Geſetzes zur Ausführung der Reichs— 
jtrafprozegordmung für das Königreih Bayern vom 18. Auguft 1879 gegen: 
ſtandslos geworden. 

Die erwähnte Kompetenzbeſtimmung iſt aber auf Grund der Annahme 
erlaſſen, daß auch auf zivilrechtlichem Gebiete in Bayern diesſeits und 
jenfeits des Rheins die Prüfung diefer Vorfrage den Gerichten entzogen jet. 

Die Annahme, daß dem Grundfaß, e8 Habe der zivilrechtlichen Verfolgung 
von Beamten wegen dienftliher Handlungen oder Unterlaffungen die admini- 
jtrative Borentjcheidung über die Frage der dienstlichen Verſchuldung voraus- 
zugeben, auch für Bayern diesfeits des Rheins die Bedeutung eines anerfannten 
Nechtsjages zufomme, bat die wenigſtens in der Aufjtellung dieſes 
allgemeinen Satzes fonjtante Nechtiprechung des bayer. oberjten Ge— 
richtshofes für fic. 

Dieſe Rechtiprechung iſt nicht ohne Widerfpruch geblieben. 

Entgegen derjelben hat der II. Zivilfenat des kgl. Oberlandesgerichtes 
München in dem in der Streitfache des Früchtenhändlers ©. ©. gegen den 
Serichtsvollzieher S. wegen Entihädigung am 13. Mai 1884 erlafjenen 
Urtheile die Frage, ob die Kompetenzbeſtimmung des Art. 7 Ab. 2 des Ge). 
v. 18. Anguſt 1879 auf zivilrechtlichem Gebiete auf einer materiellen Grunde 
lage berube, verneint und für die Prüfung der Haftpflicht der Beamten die 
volle Zujtändigfeit der ordentlichen Gerichte in Anſpruch genommen. 

Die Wichtigkeit der Frage wird die Mittheilung der Begründung diefer 
Entjcheidung umfomehr gerechtfertigt erjcheinen lajien, als das fgl. Oberlandes: 
gericht die Frage der VBorentjcheidung einer eingehenden Prüfung ſowohl nad) 
den hiftorischen Grundlagen als auc nach der wiljenschaftlichen Rechtfertigung 
des aufgeftellten Nechtsfages, insbefondere in der Richtung, ob derjelbe fraft 
Sewohnbeitsrechtes entjtanden und begründet jei, unterzieht. 

Diejer eingehenden Prüfung gegenüber ericheint es bier von untergeordneter 
Bedentung, daß für die Entjcheidung der Streitjache ſelbſt nicht die Eigenſchaft 
des Beklagten als Beamten für maßgebend erachtet, die Haftung des geklagten 
Gerichtsvollziehers vielmehr auf dag Mandatsverhältniß begründet wurde, das 
zwiſchen ihm und dem Kläger, der ihn mit der Vornahme einer Zwangsvoll— 
ſtreckung beauftragt hatte, beſtanden. 


.. — nimm. — * — ee 
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Die Prüfung dieſer Begründung, die ſich mit der oberſtrichterlichen Recht— 
ſprechung in Widerſpruch ſetzt, führt nothwendig zu einer eingehenden Unter— 
ſuchung der Frage ſelbſt. 

Das Oberlandesgericht erkennt an, daß gemäß $ 11 des Einf.-Geſ. 
z. GV.G. und im Hinblid auf die erläuternden Beftinmungen der Lane 
juftiagejeße über den Begriff des Geſetzs — 8 512 2. R-—3-P.O., $ 12 
d. Einf.-Geſ. 3. R.Z.-P.-O., $ 265 der Neichszivilprozehordnung — alle 
Nechtsnormen aufrecht erhalten eien, durch welche vor dem Inkrafttreten der 
Neichsgejeße die Verfolgung der Beamten an die Worentjcheidung einer 
befonderen Behörde gebunden geweſen. 

Notorifch jei es aber, daß pofitive ausdrücliche Gefeße und Verordnungen 
über diefe Frage in Bayern nicht erlaflen jeien, wenn man von dem $ 16 
der Dienjtespragmatif (IX. Beilage zur Berfaflungsurtunde, $ 6 Tit. V d. B.=U.), 
wonacd in Unterfuchungen wegen Dienjtverbrechen oder Vergehen gegen wirkliche 
Kollegialvorftände und alle diefen gleich oder höher ftehende Staatsbeamte der 
fgl. Staatsrath entjcheide, ob der Angejchuldigte vor Gericht gejtellt werden 
jolle, jowie von Art. 434 Th. II d. St.:G.:B. von 1813 und Art. 72 d. Gel. 
v. 10. November 18485, die Abänderungen des II. Theils des Strafgejeßbuches 
betr., — Geſetzen, welche Angefihts der Reichsſtrafprozeßordnung ihre Be- 
deutung verloren, — abjehe. 

Auf dem Gebiete des Zivilrechts im diesrheinifchen Bayern, — für die 
Pfalz möge noch die Vorſchrift der Konjtitution vom 22. frimaire VIII — 
13. Dezember 1799 — in Betracht fommen, — bejtünden jomit ausdrückliche 
Geſetze und Verordnungen nicht. 

Daß ein ausdrüdliches Geſetz oder Partikularſtatut nicht bejtehe, jei auch 
in einem Urtheile des oberjten Gerichtshofes vom 8. Januar 1876 (Sammlung 
der Entjcheidungen des oberjten Gerichtshofes Bd. VI ©. 190) betont und 
biebei bemerkt, daß die Juſtizminiſterialentſchließung vom 31. März 1825 
(Döllinger, Berordn.-Sammlung Bd. II ©. 285 u. 286), die in den Blättern 
für Rechtsanwendung aufgeführten oberftrichterlichen Urtheile vom 8. April 1848 
(Bd XI ©. 334) und vom 24. Mai 1873 (Bd. XXXVII ©. 206), alle 
weiteren oberftrichterlichen Entjcheidungen, welche eine derartige Verbindlichkeit 
zur Angehung der vorgejegten Dienftestelle angenommen (BL. f. RA. Bd. XII 
©. 185), jowie auch die Entjcheidungen des oberiten Gerichtshofes in Kompetenz: 
fonfliften vom 16, April 1853, 3. Oftober 1854, 20 Juli 1858 jich feines: 
wegs auf eine folchenfalls bejtehende ausdrückliche Vorſchrift beriefen, ſondern 
es nur in der Natur der Sache gelegen fänden, daß in allen Fällen, in 
welchen die Frage, ob ein Verwaltungsbeamter in feinem Ddienjtlichen 
Bereiche, nämlich auf dem Gebiete der Ndminiftration, ein Verſchulden begangen 
babe, fir eine Entjchädigungsflage präjudiziell ſei, die nach den organischen 
Beitimmungen demjelben vorgefegte Stelle vorerjt anzugehen jei, Ddiejelbe 
jedenfalls hierüber Ausspruch zu erlaſſen habe. 

E3 frage fi) num, ob die Natur der Sache, welche ſich aus der geſetz— 
lichen Abgrenzung der in gleichberechtigter Koordination nebeneinanderftehenden 
Wirkungskreiſe der Gerichte und Berwaltungsbehörden ergeben ſolle, und die 
Rechtſprechung des oberjten Gerichtshofes und des Kompetenzkonfliktsſenats 
eine Nechtsnorm des Inhaltes zu erzeugen vermöge, daß die Geltendmachung 
eines zivilrechtlichen Anspruches gegen einen Beamten, gleichviel welchen 





i) J. Mohr, 31 März 1824. ©. ©. 431 
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Reſſorts, — aus einer Weberfchreitung oder VBerfäumung feiner Amtspflicht 
von der vorgängigen Feititellung der einfchlägigen Disziplinarbehörde, daß 
dem Beamten ein dienſtliches Verſchulden zur Laſt liege, bedingt fei: 

Die Frage ſei zu verneinen. 

Eine für ganz Bayern geltende Beſtimmung, gemäß welcher den Präju— 
dizien, den Ausſprüchen oberſter Gerichte, geſetzliche Kraft beigelegt werde, 
beſtehe nicht. 

Den gemäß dem Geſetze über die Verhütung ungleichförmiger Erkenntiſſe 
bei dem oberſten Gerichtshofe vom 17. November 1837 erlafienen Plenar— 
entjcheidungen fei nur fir den oberjten Gerichtshof die Bedeutung eines Prä— 
judizes in dem Sinne zugefommen, daß fie bis zum Erlaß einer gefeßlichen 
Beltimmung in gleichgearteten Fällen als Entſcheidungsnorm dienen jollten. 

Unter den bis zur Aufhebung diejes Geſetzes erlafjenen Präjudizien finde 
jich eine Entjcheidung über die vorwürfige Frage nicht. 

Betrachte man die Präjudizien als Zeugniffe eines beftehenden Ge— 
wohnheitsrechtes, injoferne fich in der fortwährenden gleichmäßigen Entjcheidung 
einer Nechtsfrage die allgemeine vechtsbildende Thätigfeit äußere, deren Produft 
das Gewohnheitsrecht ſei, — eine Auffaſſung, in welcher der fragliche Rechts: 
jaß jeinen Ausdrud in dem Vortrage des Neferenten des I. und Ill. Aus: 
Ichuffes der Kammer der Neichsräthe über den Entwurf eines Geſetzes über 
die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes und in der Begründung feines 
Bortrages bei Berathung diejes Geſetzentwurfes (Protofoll der Verhandlung 
der Kammer der Neichsräthe, 17. Sitzung vom 8. Juli 1878 ©. 501) — 
jo ſei ihre rechtliche Bedeutung immerhin nach den Vorſchriften der Zivilgeſetz— 
gebung über Entjtehung, Beweis und Wirkſamkeit des Gewohnheitsrechtes zu 
beurtheilen. 

Das preußifche Landrecht laſſe mun partifuläre Gewohnheiten mur zur 
Ergänzung gejchriebener Gefeße zu; auf Meinungen der Nechtslehrer vder 
ältere Ausſprüche der Richter ſolle nach demfelben bei künftigen Entjcheidungen 
feine Riückficht genommen werden; neue Geſetze fünnten durch fie nicht ein= 
geführt, vorhandene nicht aufgehoben werden.) 

Das bayer. Landrecht bezeichne den Gebrauch (usus forensis) nur als 
einen Anhaltspunkt bei Auslegung dunkler und zweifelhafter Geſetzesſtellen 
(Thl. Te. I89 Nr. 2) und betone in Thl. Ic. 2 $14 Nr. 3, „daß die bei 
der oberften Juſtizinſtanz ergangenen res judicatae und Präjudizien die Kraft 
eines gejchriebenen Generalgejeges nicht haben, daß fie vielmehr in zweifel— 
haften gleichen Fällen zur Wfualinterpretation dienen.” 

Auch nach gemeinem Nechte bejtehe als Regel der Grundfag : 

non exemplis sed legibus judicandum est. 1. 13 Cod. (7. 45).?) 

Erfaſſe man übrigens, fährt die Begründung des Urtheils fort, Die Praxis 
als Gewohnbeitsrecht, jo ermangle es an einer Gleichmäßigkeit in der Recht: 
Iprechung des oberjten Gerichtshofes, welche die opinio juris, eine Rechtsnorm 
mit bindender Autorität zu Schaffen, entnehmen ließe. 

Während in einigen Erfenntnijien des oberften Gerichtshofes daran feft- 
gehalten werde, daß bei allen Beamten jeder Kategorie hinfichtlich aller zivil⸗ 
rechtlichen Ansprüche auf Erſatz von Schäden, welche aus Verfchuldungen in 


) Verwieſen iſt auf das Publikationspatent zum allgem. preuß. Landrecht 3. XVIII 
Abſ. 2; Allg. preuß. Landrecht, Einleitung 6 und 60. Förſter, Theorie und Praxis 
d. heutig. gemein. preuf. Brivatrechts Bd. 1 8 16 u. 817 ©. 73. 

?) Verwieſen ijt auf Enticheidungen de Reichs gericht Bd. II ©. 211, 





K. Lippmann: Serichtliche Verfolgung öffentlicher Beamter. 425 


Ausübung ihres Amtes oder in Veranlaſſung der Ausübung Privaten zuge: 
gangen, die vorgejegte Dienjtesbehörde die Vorfrage zu entjcheiden habe, — dies 
treffe nicht blos bei Beamten der Verwaltung, jondern auc bei Staatsdienern 
der Juſtiz, der Verfehrsanftalten, bei Militärbeamten und Geistlichen zu, —- 
jo bejchränften andere Urtheile die Enticheidung blos auf die Fälle der dem 
Nefjort der Verwaltung unterstellten Beamten. 

Die einen Urtheile gingen von dem Standpunkte der Koordination, eines 
Verhältniſſes aus, welches mit dem verfafjungsmäßigen Organismus nicht 
vereinbaren lafje, die Amtsthätigkeit der Verwaltungsbeamten vermittel® einer 
zivilrechtlichen Klage zur Prüfung umd Aburtheilung an die Gerichte zu 
bringen; andere Urtheile verlegten den Grund der gerichtlichen Unzuftändigkeit 
dagegen in die Sphäre der dienftlichen Oberaufficht, welche vor Allem in der 
Lage ſei, allenfallfige Mißgriffe und Pflichtverlegungen ihrer Beamten zu 
beurtbeilen. 

In den einen Fällen jei der fragliche Nechtsjag ganz allgemein und 
unbeschränkt aufgejtellt, in anderen Fällen von Injurienſachen und Syndifats- 
flagen abgejehen und bei Klagen gegen Hypothekenbeamte, Geiftliche, Notare, 
Pojtbeamte die vorgängige Angehung der dienjtlichen Oberbehörde nicht für 
geboten erachtet. 

Endlich finde fi) auch der Grundſatz ausgeiprochen, daß die Frage der 
Borentjcheidung nicht in Betracht fomme, wenn die Entjchädigungsklage fich 
auf Handlungen und Unterlaflungen gründe, welche ſich der Beamte nur bei 
Gelegenheit einer Amtshandlung habe zu Schulden kommen laſſen, — Ute, 
welche jomit nicht aus feinem dienstlichen Verhältniſſe flöfjen.") 

In der Praxis fehle es demnach an der zur Entjtehung eines Ge— 
wohnbheitsrechtes nothwendigen Gleichmäßigfeit. 

Died habe auch die Partifulargefeggebung gefühlt, als fie den Art. 7 
9 des Geſetzes, die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes betreffend, 
geſchaffen. 

Dieſer Artikel verdanke ſeine Entſtehung zunächſt einem Amendement des 
Referenten der Kammer der Abgeordneten, gemäß welchem der Verwaltungs— 
gerichtshof die oberjte Disziplinarinftanz der Zivilbeamten bilden und zur 
Borentfcheidung im Sinne des Art. 7 Abf. 2 des Geſetzes berufen fein jollte. 

Gegen dieſe letztere Beitimmung habe der Storreferent der Kammer der 
Abgeordneten eingewendet, der in dieſer Beziehung vorgeichlagene Abj. 2 fände 
bejjer in einem bejonderen Geſetze jeine Ausführung, da die ganze Materie in 
Bayern jehr unklar geordnet fei. 

Nachdem die Subkommiffion des bejonderen (V.) Ausſchuſſes dem pro= 
ponirten Artifel (6) die nunmehrige Faſſung des Art. 7 des Geſetzes gegeben, 
habe Freiherr von Soden in der Sikung des bejonderen Ausſchuſſes vom 
17. Dezember 1877 die Streichung des Abj. 2 beantragt und hiebei bemerkt, 





!) Bezug genommen ift auf die in den Blättern für Nechtsanwendung Bd. NIS. 316, 
VvoI ©. 237, XII ©. 185 und 187, ©. 269, XIII ©. 333, 336, 346, XXI ©. 174, 221. 
Bd. XXIV ©. 282, Bd. XXVIII ©. 206 mitgetheilten oberjtrichterlichen Erfenntnifie, auf die 
Erfenntnifie des b. oberiten Gerichtshofes in Kompetenzkonflikten vom 25. Juni, 2. Juli 
u. 20. Juli 1858. R.Bl. ©. 930, 969 u. 1036, vom 18. September u. 4. Dezember 1865. 
R.Bl. ©. 1073 u. 1577, dv. 5. Nov. 1872. R.Bl. ©. 2000, v. 15. u. 22. Dezember 1868, 
R.Bl. ©. 2179 und Jahrg. 1869, ©. 82, v. 7. Febr. 1878, Ge. u. VBerordnungsbl. Beil. IV 
©. 17, vom 2. Mai 1879, ebendaj. Beil. II S. 11, ferner auf die in der Sammlung von 
Entſcheidungen des oberiten Gerichtshofes Bd. I S. 205, VI ©. 191 und II ©. 287 mit- 
getheilten Ertenntnijie. 
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in Bezug auf die zivilrechtliche Seite der Frage gebe es Geſetzesbeſtimmungen 
nicht; — wohl habe ſich eine Reihe von oberſtrichterlichen Erkenntniſſen dahin 
ausgeſprochen, daß eine Vorentſcheidung der vorgeſetzten Adminiſtrativbehörden 
über die Vorfrage, wie fie nach Art. 11 Abſ. 2 des E.G. z. Ger.-Verf.-Geſ— 
an den Berwaltungsgerichtshof zugelaſſen werde, nöthig fei, um zu verhindern, 
daß die Verwaltung unter die Juſtiz geftellt werde; mit der von der Sub: 
kommiſſion beantragten Neurequlirung der Beamtenhaftpflichtfrage ſei er nicht 
einverstanden. Der kgl. Staatsminister der Finanzen habe ferner bemerkt, der 
von der Subfommilfion befchlojjene Zulag zu Art. 6 bezwede lediglich die 
Heberficht über die Kompetenz des VBerwaltungsgerichtshofes zu vervollitändigen ; 
e3 werde allerdings dabei noch einem weiteren Geſetze überlafjen, die materielle 
Grundlage zu finden. 

In dem Berichte des befonderen (V.) Ausſchuſſes ſei endlich zu Art. 6 
Abſ. 2 hervorgehoben, den Antrag, den Verwaltungsgerichtsbof als oberjten 
Disziplinarhof für Zivilbeamte zu erklären, habe man fallen lafjen ; dagegen 
babe bei dem Umſtande, daß mit dem Inslebentreten der Staatsrath außer 
Thätigkeit trete, Vorſorge getroffen werden müſſen, daß in den Fällen, im 
welchen nach den bejtehenden Gejegen die zivil- oder ftrafredhtliche Berfolgung 
von einer VBorenticheidung abhänge und nach den Neichsgefegen noch zuläſſig 
ſei, ftatt des Staatsrathes der VBerwaltungsgerichtshof zuftändig fei; dies 
beziwedte der Ab. 2 Art. 6 nach den Vorſchlägen des Ausſchuſſes, — keine 
Aenderung des beſtehenden Rechtszuſtandes.) 

In der von der Subkommiſſion beantragten Faſſung ſei endlich dieſer 
Artikel (Art. 7 d. Gel.) angenommen und ſanktionirt worden. 

Man habe ſonach die beſprochene Praxis auf dem Gebiete des Zivil— 
rechtes nicht als eine das Erforderniß der Vorentfcheidung begründende Rechts: 
norm erachtet, vielmehr der Anficht gehuldigt, die Negelung Diefer Frage einer 
jpäteren Geſetzgebung vorzubehalten. 

In Bayern beftehe daher feine landesgefegliche Vorichrift im Sinne des 
Ubi. 2 des 8 11 des Einf.-Gef. z. G.-V.G. und es hindere die Gerichte nichts, 
die Frage eines dienftlichen Verſchuldens eines Beamten bei Entſchädigungs— 
Hagen ebenjo' in ihren Bereich zu ziehen, als die Frage der zivilrechtlichen 
Haftung aus Delikten. 





Diefen Ausführungen des oberlandesgerichtlichen Urtheils gegenüber, 
welche wohl nur die Nechtsentwiclung in Bayern diesfeits des Rheins ins 
Auge faſſen und auch zunächſt nur für dieſe in Betracht gezogen werden können, 
muß als richtig zugeſtanden werden, daß es anfänglich allerdings auch im 
Sinne der Regierung gelegen geweſen, die Frage der Beamtenhaftpflicht 
geſondert zu regeln.?) 

Daß mit der Beſtimmung des Ab}. 2 des Art. 7 lediglich die Kompetenz: 
frage geregelt, nicht der beitchende Nechtszuftand geändert oder neues Recht 


#) Verwiejen iſt auf den Bericht des Ref. Abg. Haud ©. 39. Bericht d. Korref. Abe. 
Dr. ® 22 S. 2; ferner auf Beil. 44 d. Verh. d. Hammer d. Abgeordneten 1878 Beil. 
Bd. 111 ©. 149, 150, Beil. 45 ©. 166, 

2 Berfanhlungen d. Nanımer d. Abgeordneten 1877/78 Beil. Bd II, Motive Ar. IV 
S. 12. 
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geichaffen werden wollte, jteht ferner auf Grund der alljeitigen Uebereinſtimm— 
ung der Geſetzgebungsfaktoren außer Bweifel.') 

Wurde aber auch das Bedürfniß einer Neuregulirung der Beamtenhaft- 
pflicht erörtert, jo hat doch die Anficht, daß auch für die Yandestheile diesſeits 
des Rheins auf dem Gebiete des Zivilrechts eine materielle Grundlage für 
die Vorenticheidung bejtehe, mindejtens überwiegende Zuftimmung gefunden”) 

Den prägnantejten Ausdruck hat diefer Anficht der Referent der Kammer 
der Neichsräthe in der Erörterung gegeben, für die Yandestheile diesſeits des 
Rheins bejtehe auf dem Gebiete des Zivilrechts der zwar nicht auf einem 
ausdrüclichen und direkten Gefege beruhende, wohl aber aus der gejeßlichen 
Abgrenzung der in gleichberechtigter Koordination nebeneinanderjtebenden 
Wirfungsfreife der Gerichts: und Verwaltungsbebörden mit Nothiwendigfeit fich 
ergebende und Durch langjährige Eonftante Rechtſprechung des oberſten Ge— 
richtshofes als geltendes Recht anerkannte und bezeugte Rechtsſatz, daß 
gegen einen Beamten aus einer disziplinär zu beahndenden 
Ueberjchreitung feiner Amtsbefugnifje oder Verſäumung feiner 
Amtspflicht ein zivilrehtliher Entſchädigungsanſpruch abge— 
ſehen von den Fällen der Syndifatsflage, nur dann gerichtlich geltend gemacht 
werden fünne, wenn vorher die einjchlägige Disziplinarbehörde jeft- 
gejtellt habe, daß dem Beamten ein dDienjtliches Verſchulden zur Laſt falle. °) 


Um mın in erjchöpfender Weife zu prüfen, ob und in welchen Umfange 
das auch für Bayern Diesjeits des Rheins als anerfanntes Necht protiamicte 
Prinzip der Borenticheidung einen wirklichen Nechtsjat des bayerischen Landes— 
rechts bilde, erjcheint es erforderlich, zu unterfuchen, auf welchen Grundlagen 
der Srundiat der Vorentſcheidung ſich entiwicelt und in Theorie und Praxis 
Anerkennung gefunden. 

In der Daritellung der Fegteentwickiung ſcheiden ſich zunächſt die Gebiete 
diesſeits und jenſeits des Rheins. 

Dieſe Scheidung bezeichnet zugleich zwei weſentlich verſchiedene Syſteme, 
das franzöſiſche Syſtem der Ermächtigung zur gerichtlichen Verfolgung und 
das Syſtem einer die gerichtliche Verfolgung bedingenden adminiſtrativen Vor 
entſcheidung über das dieuſtliche Verſchulden. Die Rechtsentwicklung im 
diesſeitigen Bayern gehört wenigſtens äußerlich dem letzteren Syſtem an, inſo— 
ferne insbeſondere auf zivilrechtlichem Gebiete die Zuläſſigkeit der Verlegung 
des Rechtsweges aus bloßen Opportunitätsrückſichten wenigſtens nie einbekannt, 





!) Verhandlungen der Kammer d. Abgeordneten, ſtenographiſche Berichte, Bd. II, ©. 
216 ff., Beil. Bd. III, ©. 149. Berhandlungen der’ Kammer d. Neichsrätbe 1877/75, Beil. 
Bd). 1 S. 393 und Prot. Bd. I. ©. 500. Krais, Erl. 3. Gef. v. 8. Aug. 1878, die 
Errichtung eines VBerwaltungsgerichtshofes betr., ©. 45. Kahr, d. bayer. Geſet über die Er 
rihtung eines VBermwaltungsgerichtshofes x. S. 68-70. 

”), Aber nicht allfeitige. Frhr. v. Soden hat vielmehr die Nichtigkeit der vom oberſten 
Bericht&hofe vertretenen Anſchauung, dal; ohne die Entjcheidung der Borfrage durd) die vor 
gejegte Adminiitrativbebörde die Verwaltung unter die Juſtiz gejtellt würde und dieje Ent— 
Icheidung deßwegen abjolut en ſei, jehr ebhaft beſtritten. Berb. d. Kammer d. Abgeord. 
1877/78, itenogr._ Berichte, Bd. II, ©. 216. Im Uebrigen fiehe die Zitate unter Note I u. 
Kahr a. a. O. ©. 67. 

8 ie — der Kammer der Reichsräthe 1877,78, Beil. Bd. I, ©. 393. Prot. 
d. 


rg 
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die Vorentjcheidung vielmehr immer nur zum Zwecke der Entfcheidung über die 
Frage des dienjtlichen VBerfchuldens in Anfpruch genommen wurde. Auf jtraf: 
rechtlichem Gebiete läßt ſich jedoch eine gewiſſe Lerwandiichaft mit dem fran- 
zöfiichen Syſteme nicht verkennen. 

Je mehr das Syſtem der Ermächtigung in den Vordergrund tritt, um 
jo mehr fpringt die Tendenz eines den Beamten zu gewährenden Schußes in 
die Augen und um jo mehr wird die Vorentfcheidung als ein Privilegiu m 
und demgemäß als eine Verlegung des Pojtulates der Gleichheit vor dem 
Geſetze empfunden. 

Wird die adminijtrative Entfcheidung in den Vordergrund gerückt, jo ebnet 
ji) der Boden für die Beurtheilung der Frage vom Gefichtspunfte der Feſt— 
jtellung der Grenzen der Juftiz und Verwaltung aus — und für die Auffafjung 
derjelben als einer reiten Zuftändigfeitsfrage. 

Wo pofitive Normen fehlen, kann es nicht ermangeln, daß in der Nechts- 
entwicklung fich die verjchiedenartigiten Auffafjungen kreuzen und befämpfen. 

Eine Frage, welche unzweifelhaft je nach dem Gefichtspunfte, unter welchen 
fie geftellt wird, die Fundamentalfäße der Verfaflung wie „Gleichheit vor dem 
Geſetze“ und „Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werden“ 
(Berf.-Urkunde Ein. u. Tit. IV S 7) ftreift, zweifellos aber auch für eine 
fraftvolle und energiſche Führung der Verwaltung nicht ohne erhebliche Be: 
deutung it, konnte jelbjt von politiichen Strömungen, insbefondere im Kampfe 
zwiſchen Polizeiſtaat und Rechtsjtaat nicht unberührt bleiben. 


Für die Pfalz wurde auch nad) der Verkündung der Berfaflungsurfunde 
vom 26. Mai 1818 der U. 75 der Konftitution vom 22. frimaire VIII (13. De: 
zember 1799) ſowohl hinfichtlich der ftrafrechtlichen als auch der zivilrechtlichen 
Berfolgung von Beamten aus Amtshandlungen als maßgebend erachtet. 

Hienach erjcheint ſowohl die ftrafrechtliche, als auch die zivilrechtliche Ver: 
folgung von Beamten wegen amtlicher Handlungen von einer vorgängigen 
Entjcheidung des Staatsraths bedingt. Dieſe Entjcheidung ift aber feine Ent: 
jcheidung über das Verſchulden des Beamten, jondern lediglich eine Ermächtig: 
ung zur Verfolgung, deren Ertheilung durch die Rückſichten auf das öffentliche 
Intereſſe beſtimmt wird.') 





') Art. 75 Const. 22 frimaire VIII. Les agents du gouvernement autres que les 
ministres ne peuvent ötre poursaivis pour des faits relatifs a leurs fonctions qu'en vertu 
d'une deeision du conseil d’Etat: en ce cas la poursuite a lieu devant les tribunaux 
ordinnires, 

In der Nheinpjalz wurde die Verfaflungsurkfunde unter Vorbehalt der durd die 
befonderen Inſtitutionen der Walz bedingten Modififationen verkündet. (Sendel, Banr. 
Staatsreht 1 S. 219. Siebenpfeiffer, Handbuch der Verfaflung, Gerichtsordnung und der 
gefammten Verwaltung Rheinbayerns Bd. I, ©. 117 und ff.) Obwohl die k. Erflärung vom 
17. Oftober 1818 die für die Pfalz eintretenden Nenderungen der Verfaſſung im Einzelnen 
erörtert und fejtitellt, it die Frage, weldye von den älteren Geſetzen in Geltung geblieben, 
doch eine äuferft ſchwierige. Siebenpfeiffer a. a. O. S. V. u. ff. u. ©. 120). 

In einer Abhandlung der Blätter für adminiſtrative Praxis Bd. 20, ©. 305 fi. u. 
328 ji. it auf Grund der frauzöſiſchen Geſetzgebung der Nachweis verfucht, dab bei Klagen 
auf Entichädigung gegen Beamte aus Amtshandlungen die ausichliegende Zuftändigkeit der 
VBerwaltungsbehörden ſowohl binfichtlich der Frage des Verschuldens, als auch hinſichtlich der 
Entſchädigungspflicht Plat greife. Wernz jpridt dagegen in jeinem Kommentar zur Prozeß— 
ordnung in bürgerlichen Nechtsjtreitigfeiten für das Königreich Bayern S. 16 die Anficht 
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Spätere Verordnungen, welche die Ertheilung diefer Ermächtigung bei ver: 
ſchiedenen Dienftesfategorien der vorgefeßten Dienftesftelle unter Vorbehalt des 


aus, daß bezüglicd aller Entjhädigungsiorderungen an VBerwaltungsbeamte für die Pialz ganz 
die nämlichen Brinzipien gelten, wie im rechtörheinijchen Bayern. Beide Anfichten haben die 
Praxis der Gerichte, nach dem Zeugniſſe Kahr's (a. a. O. ©. 65) aud) die des Staats— 
rathes gegen ſich. Der Berfaffer der erwähnten Abhandlung gründet feine Anficht einer: 
jeits auf die Entwidlung der Berwaltungsjuftiz, andererfeit3 auf den öffentlichrechtlichen 
Charakter diefer Entſchädigungsklagen, deren Ueberweifung an die Gerichte einen Eingriff in die 
Sphäre der Verwaltung enthalten würde. Dieje Deduktionen fcheitern an der pofitiven 
Vorſchrift der franzöfifchen Gejeße, welche eben auf Grund der Enticheidung des Staatsraths 
den Weg der gerichtlihen Verfolgung eröffnen. Art. 75... en ce cas la poursuitealieu 
devant les tribunaux ordinaires. Schreibt doch der Konfularbeihlug vom 19. Germ, die 
Formel vor: Les consuls la de Röpublique, en vertu da la deeision du conseil d'état prise 
conforın&ment A !’artiele 57 de la Constitution arrötent, que (l'agent designd par ses 
noms .. .) prevenu de (retracer le delit) peut &tre, pour le dit fait ou les dits faits, 
poursuividevant lestribunauxordinaires. Siebenpfeiffera.a. D.©. 548, 
Kahr a.a. O. S. 64, Not. **. 


Wernzſtellt auf Grund der Beitimmungen des $ 8, Tit. IV, der Verf.» Urf. gemäß welchem 
jedem Unterthan Sicherheit feines Eigenthums und jeiner Rechte gewährt ift, und auf Grund der 
weiteren Bejtimmung in Tit. VIII S 5, der Fiskus werde in allen jtreitigen Privatrechts 
verhältnifien bei den Gerichtshöſfen Recht nehmen, zunächſt den Grundjag auf, daß überall, 
wo ein rein privatrechtlihes Verhältniß vorliege, blos die Gerichte, ohne daß eine Rückſicht 
auf franzöſiſche Spezialgejege zu nehmen fei, zu enticheiden haben. Im Anſchluſſe an die 
Ausführung, daß die Brinzitien des Verfafjungsgejeßes nicht durch Sonderbeftimmungen 
verfüimmert werden dürften, bejpricht er jodann die Frage, wie dieſe Prinzipien gegenüber 
den Grundjägen des franzöfiihen Rechts über die Zuftändigkeit der Gerichte und der Ver: 
waltung nunmehr, insbejondere bei Entjchädigungsflagen gegen den Fiskus, zur Geltung zu 
fommen hätten. 


In der Erörterung der Zuftändigkeitäfrage bei widerrechtlichen Handlungen von Agenten 
der Verwaltung und zwar, infoferne dieſe Agenten ſelbſt oder injoferne der Staat als 
zivilverantwortlih in Anſpruch genommen werde, führt er eine Stelle aus Dareste, 
la justice administrative de la France an, wonach für Entihädigungsflagen wegen durch 
öffentliche Arbeiten verurjachter Schäden die Gerichte nicht zujtändig jeien, erörtert weiter, 
daß von allen Fällen der ausſchließlichen Zujtändigkeit der Verwaltung nad) einer Vers 
ordnung vom 6. November 1817 nur der einzige, wo es ſich um öffentliche Arbeiten 
handle und zugleich die Beihädigung nur aus perjönlichen Handlungen des Unternehmers, 
nicht aber aus Anordnungen der Verwaltung berrübre, den Gerichten zugemwiejen jei, in allen 
andern Füllen aljo, wenn nicht Tit. VIII S5 d V.U. Maß gebe, die Verwaltung 
auch jet noch zuftändig wäre, und kommt gegenüber den Bejtimmungen der Berfaflung zu 
dem Schlufie, dar bei allen durch öffentliche Arbeiten verurfachten Schäden die Gerichte zuftändig 
jeien. Hieran knüpft fih dann die an die Spige geftellte Meinungsäußerung. 

Im Verlaufe der Deduktion ift die Bemerkung eingeichaltet, wenn es ſich nicht um travaux 
publies handle, jeien die Gerichte zuitändig, jedody nur nad) Einholung der Ermächtigung des 
Staatsraths. Die Vorentſcheidung ſelbſt iſt jomit nicht ansdrücdlid beiprocdhen. Die Ar- 

umentationen Wernz's jcheinen fich jomit mehr gegen die feiner Anficht nach ungerecht: 
ertigte Ausdehnung der Berwaltungszuftändigkeit zu richten und feine Meinungsäußerung über 
die Sleichjtellung der Pfalz mit dem rechtsrheiniſchen Banern mehr die allgemeinen Zujtändig- 
feitsfragen als die Frage der Vorenticheidung im Auge zu haben. Wernz a. a. DO. ©. 17. 

In einer allgemeinen Erörterung über Entichädigungsflagen gegen den Staat und Ber- 
waltungsbeamte jtellt Wernz als Srundfag auf, daß Berwaltungsbeamte wegen amtlicher 
Dandlungen oder Unterlaffungen nur vor Gericht gezogen werden dürfen, wenn die vor— 
gejegte Behörde die Sachlage geprüft und die Verſchuldung des Beamten ausgeſprochen 
babe. ©. 10. Die Aufftellung einer ausſchließlichen Zuftändigkeit der Gerichte S. 15 
ift damit allerdings nicht vereinbar. 

Beziehen fih die Deduftionen Wernz'3 über die Gleichjtellung des Nechtszuitandes 
der Pfalz mit dem diesfeitigen Bayern auf die Vorentſcheidung, jo ift die decision du conseil 
d'état Schon vor der Neichsgejeggebung auf den Standpunkt einer Entjheidung über die 
Frage des Verſchuldens zurüdgedrängt. Daß jie der Reichsgeſetzgebung gegenüber nicht 
mehr als Ermächtigung in Betracht kommen kann, wird weiter unten erörtert werden. 
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Nekurjes an den Staatsrath im Falle der Verweigerung übertrugen, fanden 
gleichfalls Anmwendung.') 

Für Bayern rechts des Rheins kommen zumächit die Beſtimmungen 
des Strafgefepbuches vom Jahre 1813 in Betracht. 

Art. 432 TH. Il des Strafgefepbuches von 1813 überwies die Eröffnung 
und Durchführung der ®eneralunterfuchung wegen des Amtsverbrechens eines 
Staatöbeamten oder andern öffentlichen Dieners der vorgefegten Amtsbehörde, 
Art. 434 und 435 das Erfenntniß auf Spezialinquifition, der die Entjcheidung 
über die Vorgerichtitellung, — in der Richtung gegen einen Staatsbeamten dem 
f. geheimen Rath, an dejjen Stelle der Staatsrath getreten — in der Richt: 
ung gegen einen öffentlichen Diener, welchem die konjtitutionellen Bortheile der 
Staatsdiener-PBragmatif nicht zukommen, der ordentlichen Gerichtsitelle. 

Gemäß Art. 482 Th. II des St.G.B. v. 1813 finden vorbehaltlich der 
über das Berfahren in Vergebensjachen im II. Buche getroffenen bejonderen 
Beltimmungen die Grundfäge des ordentlichen Prozeſſes auch insbejondere rück— 
jichtlich des Verfahrens bei Vergehen der Staatsbeamten und öffentlichen Diener 
Amvendung.?) 

$ 16 der IX, Verfaffungsbeilage bejtimmt dagegen, daß in Unterfuchungen 
wegen Dienjtverbrechen oder Vergehen gegen wirkliche Kollegialvorjtände und 
alle diefen gleich oder höher ftehende Staatsbeamte der Fol. Staatsrath ent 
jcheide, ob der Angefchuldigte vor Gericht geftellt werden jolle. 

Dieje Beſchränkung der Entjcheidung des Staatsraths auf die höchſten 
Stategorien der Beamten läßt den Charakter eines Vorrechtes deutlich hervor: 
treten, während die Ueberweiſung der Generalunterfuchung, d. i. der allgemeinen 
Erhebungen, ob hinreichende Gründe vorhanden, eine bejtimmte Perjon in den 
Stand der Anjchuldigung zu verjeßen, an die vorgejeßte Amtsbehörde den 
Charakter einer Vorentjcheidung über das Verſchulden des Beamten trägt und 
die administrative Zuftändigfeit hinfichtlich der Vorenticheidung infoweit wahrt, 
daß in allen Fällen die Eröffmung der Generalunterfuchung von der Entſchließung 
der vorgefegten Amtsbehörde bedingt ift.*) 

Art 73.27. IIdesSt -G.-B. v. 1813 geftattete allgemein wegen der aus der 
Uebertretung oder dem Prozefje entjtandenen privatrechtlichen Forderungen wegen 

) Beiſpielsweiſe bei Vorgerichtitellung von Bediensteten der Einregijtrirungs- und Do- 
mänenverwaltung nad) dem arröte vom 9. pluviose X (29. Janıtar 1802), der Zollverwaltung 
nad) dem arret© vom 29. thermidor XI (17. Auguſt 1803), der Rojtverwaltung nad) dem 
arrete vom 9. pluviöse bez. der Steuereinnehmer nad) dem arrete vom 10. floreal X (10. April 
1802) Siebenpieiffer a. a. DO. ©. 548. Motive zum Entwurf eines Geſetzes zur Aus 


egal * Reichsſtrafprozeßordnung, Verhandl. der Kammer der Abgeord. 1878/79, Beil. 
Bd. V, S. IT. 

2, Eine allerhöcjite Entſchliezung vom 8. Juli 1817 erläuterte die Beſtimmungen der 
Art. 433, 434, 435 d. SteG.B. dahin, dal; die Kompetenz des —— ſich nur auf 
„Amtsgebrechen“ der Staatsdiener und auf ſolche gemeine Verbrechen und Vergeben beziebe, 
welche mit Amtsverhältnifien in Verbindung ftünden. Döllinger, Berordnungenjammlung 
Bd. XVII, ©. 500 und 501. 

) Gemäß $ 54 der a. h. Verordnung vom 27. März 1817 und $ 81 der a. h. Verord 
nung vom 17. Dezember 1825, die Formation, den Wirkungskreis und den Geſchäftsgang 
der oberjten Verwaltungsftellen in den Streifen betr. (Döllinger Verord-Sammlung Bd. 1, 
©. 419 und 454) wurde die adminijtrative Seneralunteriuchung und die Ueberweiſung der 
Unterſuchungsakten an den ordentlichen Richter — den Streisregierungen, Hammer des Innern, 
bei Betheiligung der Juſtizpflege „benehmlich“ mit den Appellationsgericdhten übertragen; 
in Fällen des $ 16 der IX. Verf.-Beilage ijt gemäh; $ 81 der a. h. B.-O v. 17. Dezbr. 1825 Er- 
ftattung eines gerichtlichen Yntrages an das vorgeſetzte Minijterium behufs Entſcheidung 
des Staatsraths wegen Stellung vor Gericht vorgefchrieben. 
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Koſten, Wiedererjtattung, Schadenerfagß oder Genugthuung einen Adhäſions— 
prozeß. Hienach „Joll fich bei einer anhängigen Unterfuchungsiache die Unter: 
ſuchung umd Entjcheidung zugleich auf die erwähnten Ansprüche richten, foferne 
der Betheiligte, als wozu der Unterfuchungsrichter von Amtswegen verbunden, 
bierüber vernommen und folches Erfenntniß verlangt worden ift, außerdem 
aber und wenn fich die Sache rüdjichtlich ſolcher privatrechlichen Forderungen 
noch nicht hinreichend inftruirt findet, der Betheiligte deßhalb zur befonderen 
zivilrechtlichen Verhandlung verwiejen werden.“ 

In einer an den kgl. geheimen Nat auf Grund des von demjelben in 
einem Kompetenzkonflikte erjtatteten Gutachtens ergangenen allerhöchiten Ent- 
Schließung vom 24. März 1818, einer an das kgl. Oberappellationggericht 
ergangenen Entichließung des gl. Staatsminifteriums der Justiz vom 31. März 
1524, einer weiteren Entjchliegung des Staatsminifteriums der Juſtiz vom 
6. Dezember 1846 und einer Entichliefung des kgl. Staatsminifteriums des 
Innern vom 3. Mai 1850) it nun umd zwar in der Entſchließung vom 
31. März 1524 unter ausdrüdlicher Hinweiſung auf die Beſtimmungen der 
Art. 432 u 434 des Th. Il des St.G-B v. 1813 der Grundſatz aufgeftellt, 
die Frage, ob einer Behörde oder einem Beamten eine pflichttvidrige Handlung 
oder Unterlaflung zur Laſt falle, habe allein und ausschließlich die denfelben 
vorgefeßte Dienjtesbehörde zu entjcheiden. 

Mit den gejeglichen Verfügungen, wodurd für die Ausübung der Polizei- 
gewalt eigene von den Juſtizſtellen abgeſonderte Behörden in allen 
Inſtanzen beftellt ſeien, jei es, erörtert die Ruftizminifterialentichliegung 
vom 31. März 1824, unvereinbarlich, die Polizeibeamten als folche in ihrem 
Wirkungskreife wegen Amtshandlungen ohne weiters vor Gericht belangen zu 
dürfen. Diefe Beamten müßten wegen Zuwiderhandlung gegen Geſetze und 
Inſtruktionen, wegen Uebertretung ihrer Pflicht vor Allem bei ihrer unmittelbar 
vorgejegten Behörde zur Berantwortung gezogen werden; dieſe habe ſogar, 
wenn ſich die Handlung zu einem Berbrechen oder Vergehen qualifizire, nach 
flarer Borjchrift des Strafgejeßbuches Th. II Art. 432 und 434 die General- 
unterfuchung zu führen; im dieſem Falle könne vor der geſetzmäßigen Ein- 
jchreitung der Dienftesoberbehörde in Bezug auf die Entſchädigung von Seite 
des Zivilgerichts nichts verfügt werden. 

Erjt wenn die Dienjtes-Oberbehörde im Disziplinarmwege aus: 
Ipreche, daß die betreffenden Beamten ihre Pflicht in der angejchuldigten Art 
vernachläffigt haben, alsdann würde ſich das Gericht, infoferne folches nicht 
jogleih im NAominiftrativwege gejchehe, mit Feſtſetzung des Schadens zu 
befaſſen baben. 

Läßt diefe Entſchließung allenfall® noch der Annahme Raum, es fei eine 
gütliche Bereinigung der Entſchädigungsfrage vor der Adminiftrativbehörde 
in’3 Auge gefaßt, jo ertheilt die Juftizminifterialentichliegung vom 6. Dezember 
1346 der vorgejegten Dienjtesbebörde die Ermächtigung, auch zugleich über die 
Berbindlichkeit zum Erjaß des durch eine jolche Handlung oder Unterlafjung 
irgend einem Dritten zugefügten Schadens, ſowie über dejien Betrag zu erkennen, 
mit dem Beifügen, in den gerichtlichen Bereich dürfe der Entſchädigungspunkt 


i) Allerh. Entichließung vom 24. März 1818. Döllinger, Verordnungenfammlung 
B. U S. 317. J.M.E. v. 31. März 1824. Döllinger V. S. S. 285. J.M.E. vom 
6. Dezember 1846 und E. d. St.:M. d. Innern v. 2. Mai 1850. Döllinger V.-S. 
Bd. XXI ©. 129. 


| —— — 
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nur dann gezogen werden, wenn die vorgefeßte Dienjtesftelle das Dafein eines 
Berichuldens durch Disziplinarbeihluß ausgeiprochen und darin über 
Erjagleiftung überhaupt oder über das Quantum derjelben nichts bejtimmt habe. 

Die Entſchließung des Minifteriums des Innern vom 3. Mai 1850 
nimmt aber die volle Zuftändigfeit der Mominiftrativbehörden ſowohl für die 
Trage des dienftlichen Berjchuldens als auch für die Frage der Entjchädigung 
in Anſpruch. 

Die ausdrüdliche Bezugnahme auf die Beitimmungen des Strafgejeßbuches 
berechtigt wohl zu der Annahme, daß den dargeftellten Erörterungen über die 
adıminijtrative Erledigung der Entihädigungsfrage der Adhäſionsprozeß vor: 
gejchwebt hat; es wird aber nicht nur die Befugniß des Strafgerichts der 
Disziplinarbehörde übertragen, fondern während der Adhäfionsprozeß nur auf 
Antrag eintritt, — „wenn folches Erfenntniß von dem Betheiligten verlangt 
worden ijt“ — dem Betheiligten die Wahl und jchließlich der Rechtsweg 
ganz und gar entzogen.') Ä 


) Haufer, „die deutiche Berichtöverfaffung” in der Zeitjchrift für Reichs- und Yandes- 
reht Bd. 1V ©. 288 Mote 36 nimmt an, daß von Verwaltungswegen eine Entſchädigung 
aus disziplinären Erwägungen angeordnet werden könne, und führt hiezu die oben erwähnten 
Auftizminifterinfentfehlierungen vom 25. März 1824 und vom 6. Dezember 1846 an; im 
Unichluffe hieran erwähnt er die Verurtheilung von Gerichtäperjonen — von Amtswegen — 
zum Erjag ſchuldhaft verurjachter Koften oder Schäden betreffende Erkenntniſſe und geſetzliche 
Beſtimmungen, u. N. ein Erkenntniß d. D.-N.G. München vom 16. Juni 1823 (Seuffert, 
Archiv Bd. I Nr. 285) und $ 97 der deutjchen Zirilprogehordnung. Das Erkenntniß 
d. O⸗A.G. Münden vom 16. Juni 1823 und ein weiteres desjelben Gerichtähofes vom 
25. Mai 1841 (Seuffert, Arhiv f. Entſch. d. oberjten Gerichte Bd. I Nr. 285), ferner 
ein Ertenntnig d. O.«“A.-G. Kaſſel (Seuffert, Arhiv Bd. II Nr. 225) halten die Ber: 
urtheilung des Richters in jchuldhaft veranlafte Prozeßkoſten im Disziplinarwege für 
zuläſſig. Das Erkenntniß d. O⸗AnG. Kaſſel bemerkt übrigens, dab der Anſpruch auf 
eine wirkliche Entihädigung in einem befonderen Verfahren geltend gemacht werden müſſe, 
und erklärt die für zuläffig erachtete Verurtbeilung des Nichters in die Koſten ihrer recht— 
lihen Natur nah als eine im disziplinarifchen Wege erkannte Strafe. 

Art. 110 d. bayer. Prozehordnung vom 29. April 1869 enthielt die Vorſchriſt, daß ge: 
jegliche Vertreter, Anwälte, andere Prozepbevollmächtigte und Gerichtsvollzieher von Amtswegen 
zur Tragung der durch ihre Schuld veranlaften Prozeßkoſten verurtheilt werden können. 

er Entwurf der deutjchen Zivilprozehordnung lehnte eine derartige in der preuß. A.:8.-D.I 23 
und der hannoveran, Prozekordnung $ 48 aud) auf Richter ausgedehnte Vorihrift mit der 
Begründung ab, daß die Erjagpflicht für den Rechtsſtreit, in weldem das Verſehen erfolgte, 
eine ganz fremde Angelegenheit jei. 

Die Beitimmung des 8 97, welche ſich auf Gerichtäfchreiber, geſetzliche Vertreter, 
Rechtsanwälte und andere Bevollmächtigte, ſowie Gerichtsvollzicher bezieht, gelangte erit nad 
mannigfachen Debatten unter Verwerfung der beantragten Ausdehnung auf die dem Brozeh- 
geriche dienjtlih unterworfenen Richter zur Annahme. (Hahn, Materialien z. ZivProz. O. 
S. 203, 204, 251, 252, 985, 1108, 1109, 1209. Strudmann und Kod, ZivProz.O. 
j. d. d. Reich zu $ 97.) 

Daß derartige nad) der Kategorie der Beamten und dem Objekte der Haftung bejchränfte 
Beitimmungen von Prozehgeiepen die Ableitung eines allgemeinen Prinzipes für die Be- 
rehtigung von Disziplinarbehörden zur Enticheidung don Entihädigungsaniprüden nicht 
gejtatten, diejelbe vielmehr auszufchliehen geeignet ericheinen, bedarf wohl feiner weiteren 
Erörterung. Aus der Disziplinargewalt jelbjt fann eine derartige Befuügniß wohl nicht 
abgeleitet werden. 

Die der Disziplinarbehörde zugeftandene Befugnik würde nicht blos dem Beflagten, 
jondern auch dem Kläger den Rechtsweg verlegen. it die Verfolgung des Rechtsweges zu: 
läffig, jo fann derjelbe auch nicht gegen den Willen des Klägers durd) eine vorgreifende Ber: 
fügung der Berwaltungsbehörde in der Entichädigungsirage abgejchnitten werden. Uebrigens 
normirt das Edift iiber die Verhältnifje der Staatsdiener (IN. Verf. Beilage) die Strafbe 
fugniſſe der PDisziplinargewalt ſo genau, daß nicht abzuichen ift, wie die Visziplinarbehörde 
auc nur dem Beamten gegenüber berechtigt fein jollte, durch Feitiepung der Entichädigungs- 
pflicht umd des Entichädigungsbetrages den gerichtlihen Austrag der Sache zu vereiteln. 
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Die Entjchliefung vom 31. März 1824 faßt alfo das Erforderniß der 
Borenticheidung ausdrüdlich auch auf ftrafrehtlichem Gebiete als eine 
nothwendige Konjequenz der gejeglichen Abgrenzung der in gleich 
berechtigter Koordination mebeneinanderjtehenden Wirkungsfreife der Ge: 
riht3= und Berwaltungs=- Behörden auf.") 

Mit der Umgeftaltung des Strafverfahrens für die Landestheile rechts 
des Rheins mußte gemäß dem die Entwürfe des Jahres 1848 beherrichenden 
Prinzipe der Urtheilsfindung nach freier Ueberzeugung die auf der gefeplichen 
Beweistheorie aufgebaute Unterfcheidung zwijchen der Generalunterfuchung und 
der Spezialinquifition fallen.?) 

Mit dem Wegfall der Generalunterfuhung war der vorgefegten 
Amtsbehörde bezüglich der unter dem Range der Ktollegialdireftoren jtehenden 
Beamten jede die jtrafgerichtliche Verfolgung bedingende Borprüfung entzogen. 

Um jo jchärfer trat nun der Charakter der in der IX. Berfafjungsbeilage 
für die hödhiten Kategorien der Beamten gewahrten Entjcheidung des Staats: 
raths als eines Privilegiums hervor. 

Die Wandlung der Anfichten batte ſich aber bereits joweit vollzogen, 
daß dieſe Ausnahmsjtellung der höchſten Beamten in den Gefeßgebungs: 
ausſchüſſen nicht bloß als eine offenbare Ungleichheit vor dem Gefege Hinfichtlich 
der höheren und niederen Beamten, jondern als eine Berlegung des durch die 
Berfafjung gemwäbhrleifteten Grundjages, Niemand dürfe feinem ordentlichen 
Nichter entzogen werden, und im Gejeßgebungsausfchuffe der Kammer der 
Neichsräthe als ein Widerjpruch mit dem Fonftitutionellen Prinzipe der 
Gleichheit vor dem Gejebe gerügt wurde. 

Die Befeitigung dieſer Beftimmung unterblieb auch Lediglich aus dem 
Grunde, weil die Geſetzgebungsausſchüſſe fich zur Abänderung einer Verfaſſungs— 
bejtimmung nicht für ermächtigt hielten.) 

Art. 72 des Gejeßes vom 10. November 1848, die Abänderungen des 
II. Theiles d. St.G.B. v. 1813 betr., bejtimmt demgemäf, dem Staatsratl 
ftehe die Verfügung auf eine wegen eines Amtsverbrechens geführte Vorunter: 
ſuchung unter derjenigen VBorausjegung zu, unter welcher er bisher gemäß 
Art. 434 Th. II des St.-G.-B. und $ 16 der IX. Beilage zur Verfaſſungs— 
urfunde zu entjcheiden gehabt habe.*) 





!, Die oben mitgetheilte Deduktion der Entichliefung vom 31. März 1824 ift mit der 
Ausführung eingeleitet, in Gemäßheit der organiſchen Verordnungen, insbeſondere dom 
27. März 1817, den Wirkungskreis der oberjten Berwaltungsjtellen betr., gebühre den Kreis— 
regierungen, Hammer des Innern, bei allen ihren untergebenen Aemtern und Behörden die 
Handhabung der Dienjtes: und Geſchäfsordnungen . . . das Erfenntniß in allen Dis- 
ziplinarjaden gegen die PolizeisOffizialen. 

?) Die Eröffnung der Spezialinguifition — die Verfegung der Verdächtigen im den 
Stand der Anſchuldigung — war von Vorausſetzungen bedingt, welche fich weientlich auf 
ein bejtimmtes Maß und eine gewilie Beichaffenheit der gegen eine bejtimmte Perſon vor— 

andenen Verdachtsgründe beziehen. Walther, Lehrbuch d. bayer. Strafprozeßrechts ©. 44. 
&1.:8.:B. 1813 TH. II A. 92--97. 

) Verhandl. d. Gejepgebungsausihüfle d. Kammer d. Abg. 1848 Beil. Bd. I ©. 98, 
303 und d. Kammer d. Reichsräthe Beil. Bd. IT ©. 21. 

*) Art. 72 d. St.-P.-Nov. v. 1848 führt lediglich Amtsverbrechen an, $ 16 d. IX. Verf. 
Beil. Dienjtverbrechen und Bergehen. Walther, Lehrbuch d. bayeriichen Strafprozehrechtes S. 105 
beichränft demgemäh das Privilegium der höheren Beamten auf Amtsverbreden. Pözh, 
bayer. Verfaſſ.-Recht (Aufl. V $ 185) und ihm folgend Krais, Erl. d. bayer. Gel. über die 
Errihtung eines Berwaltungsgerichtähofes zu Art. 7 ©. 43 beziehen Art. 72 auf Amts- 
verbrehen bezüglich aller Staatsbeamten. Die Bejtimmung in $ 16 d. IX. Verf.:Beil. 
hat aber den Beitimmungen d. Art. 434 Th. II d. St-&.-B. gegenüber doch nur als Be: 
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Art. 70 der Strafprozeßnovelle vom 10. November 1848 ſchreibt dem 
Unterſuchungsrichter bei Amtsverbrechen die Einholung einer Aeußerung 
der vorgeſetzten Antsbehörde über den erhobenen Verdacht vor Vernehmung 
des Berdächtigen vor, bejtimmt aber ausdrüdlih, daß im Uebrigen mit der 
VBorunterfuchung wie bei anderen Perſonen verfahren werde. 

Durch diefe Beftimmung follte lediglich die Berücfichtigung befonderer Ver: 
ordnungen, dienftlicher Einrichtungen und Inſtruktionen gewahrt werden, welche 
der ——— Behörde genauer als dem Unterſuchungsrichter bekannt ſein 
twirden.!) 

Die Zuftändigfeitsfrage war ſomit auf dem Gebiete des Straf: 
rechts vom Schauplaße abgetreten. 

Erhalten blieb nur mehr das Vorrecht der hohen Beamten unter An— 
erfennung desjelben als eines mit dem verfaflungsmäßigen Grundjaße der 
Gleichheit vor dem Geſetze in Widerſpruch jtehenden Brivilegiums.?) 

Durch die in Art. 368 der Strafprozeßnovelle vom 10. November 1845 
verfügte Aufhebung des Art. 7 Ab. 2 des Th. II des StG.B. von 1813 fam 
auc der Adhäſionsprozeß in Wegfall. 

Die Kodififation des Bolizeiftrafrechtes und die Befeitigung der im Dies: 
rheinischen Bayern bejtandenen WBolizeijudifatur führte zu einer jchärferen 
Scheidung der Juſtiz- und Berwaltungszuftändigkeit. Diefe Abgrenzung in 
Verbindung mit den Garantien, welche in Ausbildung des Rechtsſtaates 
in den durch das Bolizeiftrafgefegbuch den Gerichten ausdrücklich zugewieſenen 
Berugniffen gegen Uebergriffe der Polizei gefucht wurden, durchbrach in 
den wejentlichiten Beziehungen den Grundſatz, daß Berwaltungsafte 
jeder richterlichen Beurtheilung entzogen ſeien, die richterliche 
Beurtheilung eines Verwaltungsaftes jomit einen Eingriff in die Zu— 
ftändigfeit der Verwaltung enthalte. 

Durch die Beitimmung des Art. 44 des P.-St.:G.:B. v. 10. Nov. 1861 
Art. 15 des Polizeiſtrafgeſetzbuches vom 26. Dezember 1871) gelangte auf 


— der dem Staatsrath zugewieſenen Vorentſcheidung auf die in $ 16 d. IX. Verf. 
Beil, genannten Kategorien von Beamten Zweck und Bedeutung. Art. 72 d. St-P.-Nov. 
wollte und konnte aber das Verſaſſungsgeſeß ($ 16 d. IX. Verf. Beil.) nicht aufheben. Die 
Entſcheidung des Staatöraths wird demnach gemäß Art. 72 d. StB. Nov. mit Net audı 
anf Dienftvergehen der Beamten der fraglicen Kategorien bezogen, Hauſer, a. a. O. 
B. V ©. 15. Bezüglich der übrigen Beamten blieben die Beitimmungen d. Art. 432 fr. 
Th. 11 d. St.“G. B. über die Eröffnung und Durdführung der Öeneralunterfuhung bis 
zur Strafprogejnovelle von 1848 in Kraft und damit eine allerdings beſchränkte Zuftändigfeit 
der vorgeſetzten Amtsbehörde in Wirffamkeit. Dies ift der Standpunft der oben erwähnten 
Juſtizminiſterialentſchließung vom 31. März 1824. Bal. aud) Edel, Erläut. 5. B.:9t.:6.:B. 
f. d. N. Bayern v. 26. Dezember 1871 ©. 102 und 103. 

') Scheurl, Erläuternde Anmerkungen zur Strafprogehordnung ©. 55. Die im 
Art. 70 d. St-P.:Q. vorgeidriebene Mittheilung an die vorgeſetzte Amtsbehörde von dem 
gegen einen Staats beamten oder einen öffentlichen Diener wegen eines gemeinen Verbrechens 
oder Vergehens bejtchenden Verdachte, ſowie von dem Ertenntnijie auf Anklage oder auf 
Verweifung im die öffentliche Sitzung des Kreis und Stadtgerihtd wegen eines gemeinen 
Amtsverbrechens oder Vergehens findet ihre Rechtfertigung und Begründung ſchon in der 
Wahrung des dienftlichen Interefles und der auf Grund desielben gebotenen Maßnahmen. 

*; Der Entwurf einer Strafprozehordnung von 1870 beabficdhtigte auch diejes Privi- 
legium fallen zu laſſen in beionderer Serichtsitand Dir höhere Staatödiener, wie Art. 72 
d. Sei. dv. 10. Nov. 1848 auf Grund der Beil. IX $ 16 d Verfaſſungsurkunde noch vorſehe, 
ſei, bemerken die Motive, S. 166, weder durch die Natur der Sade ‚gerechtfertigt, noch im Ein- 
Hange mit der Gleichheit vor dem Gejepe. Walther (a.a. B. S. 105) jpricht von einem 
privilegirten Anklagegerichtsitand, eine Auffaſſung, die mit der urfprünglid der adminiſtra⸗ 
tiven Unterſuchuug und Enticeidung zu Grunde gelegenen Idee nichts mehr gemein hat. 
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dem Gebiete des Polizeiftrafrechts zunächit der Grundſatz zur ausdrücklichen 
Anerkennung, daß die Gerichte die gefegliche Giltigfeit der innerhalb des 
dur das Polizeiftrafgefegbuch geſteckten Rahmens erlaffenen polizeilichen 
Vorſchriften bei Aburtheilung der durch diefe Vorfchriften bedrohten Ueber: 
tretungen zu prüfen haben.') 

Folge diefer Unterjtellung der Kompetenz zur Erlaſſung polizeilicher Vor— 
Ichriften unter die richterliche Beurtheilung iſt demnach für jeden auf einer 
Zuwiderhandlung gegen Tpezielle Gebote oder Verbote der zuftändigen Behörde 
beruhenden Straffall die rihterliche Prüfung der Frage, ob eine fompetenz- 
mäßige Verfügung vorgelegen.?) 

In den Fällen der vorläufigen Einfchreitung — Erlafjung von 
Präventivmaßregeln zur Verhinderung jtrafbarer Handlungen vor deren Aug: 
führung, von Neprejfivmaßregeln zur Hemmung der in Ausführung begriffenen 
Itrafbaren Handlungen, Ergreifung von Sichernngsmaßregeln gegen die Fort: 
dauer der durch eine jtrafbare Handlung herbeigeführten Gefahren, Beranlafjung 
der Einjchreitung der zuftändigen Strafgerichte nad) Ausführung jtrafbarer 
Thaten?) — ift gemäß Art. 30 d. P.St.G.-B. v. 10. November 1861 
(Art. 20 d. P-St. G.B. vom 20. Dezember 1871) der Verwaltungsaft 
nad allen Beziehungen binfichtlich der Gefegmäßigkeit, Nothwendigkeit 
und Zwecdmäßigfeit der richterlihen Enticheidung unterftellt und zwar 
unbedingt, joweit es ſich um Verfügung einer Strafe handelt, mit bejchränfter 
Wirfung, ſoweit die vorläufige Einfchreitung unabhängig von der Straf: 
verfolgung zugelaſſen ijt.*) 








) Unter die ausdrüdliche Anerkennung des richterlihen Prüfungsrechtes der Yegalitüt 
jind nicht aufgenommen die Verordnungen, d. i. die in jedem Sebietstheile geltenden 
landesherrlidhien Verordnungen, jowie die künftig zu erlafienden fal. Verordnungen Art. 44 
und 36 d. P⸗St. G.B. von 1861, Art. 15 und 8 d. B.:6t.:6.:B. v. 1871; Edel, Er- 
läuterungen 3. P.-St.:8.:B. v. 1871 ©. 89. 

2) Edel, Erläut. 5. B.-St:8.:B. v. 1871 ©. 103, 

2) Edel, Erläut. 3. B.-St.8..B. v. 1861 ©. 150, 

* Edel, Erläut. 3. P-SteG-B. v. 1861 ©. 150. Eine Ueberſicht der in Art. 30 
dv. P-St. G⸗B. v. 1861 — Art. 20 d. B.-St.-6.B. dv. 1871 angeführten Mahregeln und 
der im bejonderen Theile der Polizeiftrafgejeßbiiher von 1861 umd 1871 ausdrücklich vor- 
gejehenen Fälle der vorläufigen Einſchreitung läßt, wenn fie aud) feine erihöpfende 
Darjtellung des Umkreiſes der Befugniſſe der Polizei auf diefem Gebiete beziwedt, doch auf 
den erjten Blick erichen, wie einſchneidend auf diefem Gebiete die richterliche Entſcheidung in 
Alte der Verwaltung eingreift, und weldy reichlicher Anlaß zu Entſchädigungsklagen gerade 
hier gefucht werden mag. — Art. 30, 18561 — Art. 20, 1871. Borläufige Beichlagnahme einzelner 
Sachen in Fällen, im welchen die Einziehung geſetzlich zuläſſig iſt, vorläufige Schliehung 
einer Anjtalt in Fällen, in welchen die Schliefung im Strafurtheile auszuſprechen ijt oder 
ausgeſprochen werden kann. Vornahme einer Handlung des Berpflichteten durch Stellvertreter. 

Unabhängig von der Strafverfolgung : Art. 63, 1861 — Art. 32, 1871. Einftellung von 
öffentlichen Lujtbarfeiten und Ausjtellungen. — Art. 64, 1861 — rt. 33, 1871. Eins 
jtellung von Produktionen. — Art. 65, 1861 — rt. 34, 1871. Cinftellung von über die 
Bolizeijtunde verlängerten Produktionen, — Art. 69, 1861 — Art. 38, 1871. 3wangs— 
weifer Bollzug der bezüglich der Verpflichtung zur Wohnungsräumung getroffenen Anord— 
nungen. rt. 142, 18361 — Mrt. 83, 1871. Einfangen und Tödten von Hunden. — 
Art. 211, 1861 — Nrt. 155, 1871. Zwangsweije Vorführung von Arbeitern. — Art. 214, 
1861 — rt. 106, 1571. Zwangsweiſe Vorführung von Dienitboten in den Dienit. 

Vorbehaltlich der Strafverfolgung: Art. 186, 1861 — Met. 105, 1871. Beſeitigung 
eines ordmungswidrigen Zuſtandes auf dem Gebicte der Baupolizei — Sicherſtellung — 
Abänderung, gänzlicer oder theilweifer Abbrud, des Bauwerkes oder der betreffenden Bor: 
richtung. — Art. 208, 1561. Einſtellung des unberechtigten Betricbes eines Gewerbes. 

Ferner iſt zu vergleichen: Art. 120, 1861 — Art. 66, 1871, Anordnung der Ab— 
jonderung und Heilung erfrankter Dienjtboten oder Arbeiter. 
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Abſ. 5 d. Art. 30 d. P-St.G.B. v. 1861 — Art. 20 d. P.St. G.B. 
v. 1871 — knüpfte an die Beſtimmungen über die Befugniß der zuſtändigen 
Polizeibehörde zur vorläufigen Einſchreitung als Garantie gegen Mißbrauch 
die Beſtimmung, es bleibe, wenn die vorläufig getroffene Maßregel nicht 
gerechtfertigt gewejen,, dem SFreigefprochenen der allenfallfige Anſpruch auf 
Schadenerjaß vorbehalten. 

Bei der Berathung diefes Abſatzes 5 — des Produktes einer Kombination 
von Amendements — wurde von dem Staatsminister des Innern lediglich die 
Befürchtung ausgeſprochen, e3 möchten unter die von dem Weferenten Edel 
vorgefchlagene Faſſung des neuen Abjages 5 alle Fülle jubjumirt werden, in 
welchen der Polizeirichter die proviſoriſche Mafregel außer Wirkſamkeit ſetze 
ohne Nücficht darauf, ob der Polizeibehörde eine Schuld zur Laſt liege 
oder nicht. 

Diefem Bedenken gegenüber wurde aber erflärt, es habe nach der In— 
tention des Ausſchuſſes feine von dem gewöhnlichen Zivilrechte abweichende 
Beltimmung über den Schadenserfaß aufgeftellt, jondern nur gejagt werden 
wollen, daß dem Freigefprochenen der Zivilrechtsiveg nicht gejperrt fei. 

Ob ein Anspruch auf Schadenserfag beftehe, habe der Zivilrichter nad) 
den zivilrechtlichen Beitimmungen über dolus und culpa zu beurtheilen, welchem 
es auch überlajjen bleibe, zu bemeſſen, ob und inwieweit er feiner Beurtheilung 
.. polizeirichterliche Urtheil als Beweismittel zu Grunde legen dürfe und 
wolle.!) 

Erſt bei der Berathung des in Abſ. 5 in wörtlicher Faſſung mit Art. 30 
des Bolizeiftrafgefegbuches vom 10. November 1861 übereinftimmenden Art. 19 
des Entwurfes des P.-St.:G.-B. vom 20. Dezember 1871 (Art. 20 des Gef.) 
brachte der kgl. Staatsminister des Innern im Gefeggebungsausschuffe der Kammer 
der Abgeordneten auf die Anregung des Bedenfens, ob, wenn die Einjchreitung 
eine gerechtfertigte geweſen, aber eine Verurtheilung nicht erfolgt jei, die nicht 
geftrafte Perſon gegen den Beamten Anspruch auf Schadenserfat habe, die 
Frage der Vorentſcheidung bei zivilrechtlichen Anfprüchen mit dem Bemerfen 
zur Sprache, die Verwaltung müſſe zuerjt entjcheiden, ob der Beamte inner- 
halb feiner Zuftändigfeit gehandelt habe oder nicht. 

Ohne Widerfpruch von Seite eines Mitgliedes des Ausſchuſſes zu erfahren, 
erflärte der Ausschußvorjtand unter Bezugnahme auf vielfache Kompetenz: 
entjcheidungen, die Haftbarfeit der fraglichen Beamten werde immer durch die 
vorgefchriebene (joll wohl heißen: vorgejegte) Adminiſtrativbehörde ent: 
Ichieden werden. Bon der Beifügung eines das angeregte Bedenken befeitigenden 
Zufages wurde hierauf abgejeben, da nad) der Meinungsäußerung des kgl. 
Staatsminijters des Innern durch einen Zujaß erjt Zweifel über die ja jchon 
entjchiedene Vorfrage entjtehen künnten.”) 


Art. 137, 1861 — Urt. 80, 1871. Unterbringung Geiftesfranfer in einer Jrrenanftalt 
oder Berwahrung derjelben, — (Mrt. 137, 1861 nad) Feititellung der Gemeingefährlichkeit 
durch das Gericht, — Art. 80, 1871 auf den Fall anderweitiger Feitftellung erweitert.) 

Art. 140 1861 Tödtung ausgebrochener wilder Thiere, rückſichtlich welcher die in 
Art. 140 des P.SteG. B. vorgeiehene Uebertretung begangen wurde. 

) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1859/61 Beil. Bd. III ©. 373. Nach 
der Konſtatirung des Situngsprotofolles vom 11. April 1861 wurde diefe Erklärung dom 
Neferenten Edel und den Ausjchußmitgliedern Dr, Weis und Dr. Barth abgegeben. 

?) Verhandlungen des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten 1871,72 
Bd. IT ©. 17 und 18. Daß in der Ausſchußſitzung vom 13. November 1871, in welder 
diefe Erklärungen abgegeben wurden, die Anjicht, die Beichreitung des Zivilrechtäweges jet 
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Schon vor der durch die Einführung des Neichsitrafgefegbuches veranlaßten 
Reviſion des Polizeiſtrafgeſetzbbuches war die Frage der Vorentſcheidung in 


euch in ben von Art. 20 des P.:5t.:6.:B. getroffenen Fällen von der Borenticheidung der 
vorgejepten Berwaltungsbehörde bedingt, auf Grund der ergangenen Kompetenzentiheidungen 
Zuftimmung gefunden, ift zweifellos, nicht minder aber die Thatjache, daß in der Sikung 
vom 11. April 1861 bei der endgiltigen Abfafjung des Ab. 5 der Gedanke an das Er— 
fordernii einer Vorentſcheidung gar nicht auftauchte und den in Gegenwart des Minifters 
abgegebenen Erklärungen über die Borausjegungen des ——— —— ein anderer 
Gedanke als der der unmittelbaren Angehung des Richters keinesfalls vorſchwebte. 
(Bal. auch Verhandlungen des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten 
1859,61 Beil. Bd. II ©. 328.) 

Edel führt in feinen Erläuterungen 3. P-StG.B. vom 26. Dezember 1871 die 
oben aus der Ausihußfigung vom 11. April 1861 angeführte Erflärung, an welder er 
ald Neferent jelbit Theil hatte, zum Beweije dafür an, daß in den Fällen des Art. 20 
Abi. 5 das Erforderniß der Vorentſcheidung nicht beftehe. Bei der Abfaflung des Ab— 
ſatzes 5 Sei es keineswegs unbelannt gemweien, dab der franzöfifhe Grundjaß der 
Nichtverfolgbarfeit von — — ohne Autoriſatton der höheren Ber: 
waltungsorgane aud in das bayeriſche Verwaltungsredt übergegangen fei, indem die Ver: 
folgung privatrechtlicher Entihädigungsanjprücde gegen Beamte wegen fehlerhafter Amts— 
bandlungen durch eine Borenticheidung der dvorgejegten Dienjtesbehörde über die Frage, ob 
dem betreffenden Bedienjteten eine Nichterfüllung oder Ueberichreitung feiner Dienftobliegen: 
heiten zur Laſt liege, — worden ſei. Allein mit dieſem Grundſatze habe hier gebrochen 
werden ſollen. Wie das Strafprozeßgeſetz vom 10. November 1848 bei Verfolgung von 
Amtöverbredien und Bergehen die Srrat fgerichte von der adminiftrativen Generalunterjuchung 
befreit habe, jo jollten auch bei der Verfolgung der Zivilaniprüce auf Schadenserjag wegen 
fehlerhafter Antshandlungen in den Füllen des Abj. 5 die Yivilgerichte von der adminijtra- 
tiven Enticheidung über den wejentlidyiten Bejtandtheil des Klagegrundes emanzipirt und in 
die Lage geitellt werden, jowohl über die Frage, ob die vorläufige Maßregel nad Art und 
Maß gerechifertigt ewejen, als auch über den entitandenen Schaden und deilen Betrag zu 
erfennen. Erl. z. P-St G.B. vom 26. Dezember 1871 zu Art. 20 ©. 102. — Niedel 
ftellt dagegen in feinen Erläuterungen zum P.St.G.B. vom 26. Dezember 1871 zu Art. 20 
Abi. 5 ©. 62 das Erforderniß der Vorentiheidung auf und beruft ſich auf die Anerkennung, 
welche Diefer Srundfag in der Ausſchußſitzung vom 13. November 1871 gefunden. — Krais 
räumt ein, es könne als zweifelhaft betrachter werden, ob in den Fällen des Art. 20 Abſ. 5 
des P.St.G.“B. die adminijtrative VBorenticheidung befeitigt ſei. (Erl. z. Gef. v. 8. Aug. 
1878, die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes und das Verfahren in Verwaltungs: 
rechtäfachen betreffend, ©. 44.) In der Abhandlung „Zur Frage der Beamtenhaftpflicht“, 
Blätter für adminiftrative Praris Bd. XXXIII ©. 99, 103, folgert der Verfaſſer aus den 
oben bejprocenen Nammerverhandlungen über den Art. 20 Abſ. 5, daß die Vorenticheidung 
auch in Bezug auf vorläufige Maßregeln aufrecht erhalten werden ſollte. — 

Bemerkt zu werden verdient, daß in den Verhandlungen über den Entwurf des P⸗St.G.B. 
vom 10. November 1861, obwohl das von dem Abgeordneten Umbſcheiden auf den aus— 
drüdlichen Vorbehalt des Scadenserjages gerichtete Amendement die Verpflichtung des 
betreffenden Beamten der Bolizeibehörde zum Erſatze feititellte (Verb. Beil. Bd. II ©. 
328), die Anſicht auftauchte, die Klagen aus Abſatz 5. des Art. 30 des P.St.G. B. jeien 
gegen den Fiskus zu richten. Verhandl. der Kammer der Abgeordn. 1859/61 Beil. Bd. II 
328. Edel vertritt diefe von ihm angeregte Anficht in jeinem Kommentare z. P.St.G. B. 
vom 10. November 1861 ©. 158. In den Erläuterungen 3. P.St. GB. vom 26. Dezenber 
1871 lehrt er dagegen, nad allgemeinen Srundjägen habe der Beichädigte die Wahl, die Klage 

gen den fehlenden Beamten oder gegen den Fiskus, der für den aus ſchuldhaften Amts. 
J——— der Organe des Staates entſtandenen Schaden haftbar ſei, zu erheben. ©. 103 
a. a. D. Die Debatten in der Ausfhuhfigung vom 11. April 1861 und vom 13. November 
1871 laſſen feinen Zweifel darüber auftommen, dab eine Beſchränkung der Klageſtellung 
auf die Inanjpruchnahme des Fiskus keineswegs beabfichtigt war; in der Sikung dom 
11. April 1861 kam das ebenerwähnte, die Erfagpflicht des betreffenden Beamten der Bolizei- 
behörde feftftellende Amendement zur Abjtimmung und in einer Aeußerung des Staats: 
minifterd® des Innern die Haftung der Polizeibeamten fir Schadenserſatz wegen willfür- 
licher Schließung einer Anjtalt zur Sprache; in der Sitzung vom 13. November 1871 verwies der 
Staat3minifter des Innern darauf, daß unmittelbar nach Erlafiung des Polizeiitrafgejep: 
buches von 1861 ganz frappante Fälle vorgefommen jeien, wonach Dijtriftspolizeibeamte 
auf dem Zivilrechtswege hätten verurtheilt werden jollen und bezw. verurtheilt worden jeien 
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den Gejepgebungsausjchüfien der Kammer der Abgeordneten, nämlich bei der 
Berathung der Gemeindeordnung und des eriten Entwurfes eines Geſetzes 
über die Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofes zur Sprache gefommen. 

Art. 150 des Entwurfes eines Geſetzes, die Gemeindeordnung betreffend, 
hatte in Abſ. 4 die Feſtſtellung der Haftungsverbindlichkeit der Gemeinde: 
bedienfteten wegen Nichterfüllung oder Ueberjchreitung ihrer gejeßlichen Dienjtes- 
obliegenbeiten gegenüber der Gemeinde, ſowie des Betrages der hienach zu 
leitenden Entſchädigung der vorgefegten Verwaltungsbehörde übertragen, 
in Abjab 5 dagegen die Beitimmung getroffen. daß wenn jolche Entichädigungs: 
anjprüche gegen Gemeindebedienftete von Dritten erhoben würden, der Ber: 
waltungsbebörde Lediglich die Enticheidung der Frage zuftehe, ob den Gemeinde- 
bedienfteten eine Nichterfüllung oder Ueberjchreitung ihrer Dienftesobliegenheiten 
zur Laſt falle. 

Neferent Edel beantragte Streichung der beiden Abſätze, weil die Schaffung 
einer neuen, rechtlich bis jett nicht beitehenden Art der Ndminiftrativjuftiz nicht 
zugegeben werden fünne, und weil die Beitimmung des Abf. 5 theilweije auch 
mit der Beltimmung des Polizeiftrafgefeßbuches, Art. 30 Abi. 5 in Wider: 
jpruch treten würde. 

Bei der Berathung wurde zwar anerkannt, daß beide Säbe der Praxis 
des oberjten Gerichtshofes entiprächen, vom Neferenten Edel jedoch der geieb- 
liche Boden der Praxis Hinfichtli beider Sätze bejtritten, vom Aush 
vorjtande aber binfichtlich des Abi. 4 erflärt, die Natur der Sache bringe 
jedenfalls nicht mit fich, was der oberſte Gerichtshof ala Praxis befolge. 

Nach den Konftatirungen des Protokolls begründete Edel feine Anficht 
allerdings damit, daß die vorgejchlagenen Sätze nur auf öffentliche Dienite 
amvendbar jeien, welche bier nicht gegeben jeien, da die Berwaltung der 
Semeindeangelegenbeiten feine Staatsangelegenbeit jei. Der Ausſchußvorſtand 
fügte Dagegen feiner Neuerung bei, in der Natur der Sache liege die Befugniß, 
daß fich die vorgejeßte Behörde darüber ausipreche, ob der Beamte ſich einer 
Berlegung feiner Amtspflicht jchuldig gemacht habe oder nicht ; — das könne 
man den Behörden einräumen. Abgeordneter Brater bemerkte im Laufe der 
Debatte, daß der zur Berathung des damals vorgelegenen eriten Entwurfes 
eines Geſetzes über die Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofes berufene 
Ausschuß amgefichts der durch den fompetenzgerichtlichen Senat des voberjten 
Gerichtshofes feitgeftellten Praxis, wonad die VBerwaltungsbehörde über 
die Haftungsperbindlichkeit im Sinne des Abf. 4 zu entjcheiden habe, beabfichtige, 
dem Berwaltungsgerichtsbofe die Entjcheidung in letter Inſtanz zu fiber: 
tragen, — den für die Zivilflage präjudiziellen Ausipruch, ob einem Beamten 
die Nichterfüllung oder MWeberfchreitung feiner Dienftpfliht zur Laſt falle, 
aber den VBerwaltungsbehörden abzunehmen und dem VBerwaltungsgerichtshofe 
direkt zu überweiſen gedente. 

Unter Streichung des Abi. 4 und 5 gelangte die in Art. 158 der Ge: 
——— feſtgeſtellte vorläufig und vorbehaltlich des Rechtsweges ein— 


Zelondlungin des Geſetzgebungsaus —— der Kammer der Abgeordneten 1859/61 Bd. 
II S. 328 und Bd. III ©. 371 ff. Verh. d. Gejepgebungsausichufies dv. 8. d. A. 1871 72 
Rd. uf ©. 18. — Niedel’s Erörterungen a. a. D. ©. 62 haben nur die Klageſtellung gegen 
Beamte im Auge: durd den Ansdrud dev „allenjallfige” Anſpruch auf Schadenerfag habe 
angedeutet werden wollen, daß nur in denjenigen Fällen, in welchen nach allgemeinen Rechts- 
grumdjägen ein Beamter wegen einer Amtshandlung auf Schadenserfag belangt werden 
fünne, ein derartiger Ausſpruch Platz greife. 





K. Lippmann: Berichtliche Verfolgung öffentlicher Beamter. 430 


tretende Aominijtrativentjcheidung über die Haftung von Gemeindebeamten 
gegenüber der Gemeinde zur Annahme.') 

Art. 1 Ziff. 45 des erjten Entwurfs eines Geſetzes über die Errichtung eines 
Berwaltungsgerichtshofes hatte der legtinstanziellen Entjcheidung desjelben Die 
Haftungen der Gemeinde: und Stiftungsbeamten und Bedienjteten aus der 
Verwaltung des Gemeinde: und Stiftungsvermögens überwicjen. 

Der Ausschuß ſchlug nun in Art. 1 Ziff. 19 die Ausdehnung diefer Zu— 
ftändigfeit auf die Haftung aller öffentlichen Beamten und Bedienfteten im 
Falle der Beichwerdeführung der leßteren und in Art. 6 für die der Zuftän- 
digkeit de8 DVerwaltungsgerichtshofes unterliegenden Fälle die Uebertragung 
des der Bivilflage auf Entichädigung präjudizirenden Ausjpruches über die 
ne der Handlung oder Unterlaflung an den Berwaltungsgerichts- 
hof vor. 

Begründet ift der Vorfchlag des Art. 6 damit, daß nach der bayerijchen 
Gerihtspraris die Zulaffung ſolcher Klagen von der vorgängigen Aner: 
fennung der Pflichtwidrigfeit der Handlung oder Unterlafjung von Seite der 
zuftändigen Verwaltungsitelle bedingt jei, der Schuß der Privatrechte aber die 
Uebertragung der Enticheidung an den VBerwaltungsgerichtshof erbeilche. 

In den Motiven des zweiten Entwurfs eines Geſetzes über die Errichtung 
eines Berwaltungsgerichtshofes it eine derartige Beltimmung mit der Be: 
gründung abgelehnt, eine jolche Ausdehnung der Zuftändigfeit ſei unzuläflig ; 
in den meijten Fällen laſſe ſich die Feititellung der Haftungsfrage von der 
Disziplinargewalt, als deren Bejtandtheil jie erjcheine, abjolut 
nicht trennen.*) 

Soweit nun auf diefem Gebiete die Frage der Borenticheidung zur 
Sprache fam, wurde allerdings gegen die Nichtigkeit der Praxis des oberjten 
Gerichtshofes nicht angefämpft. Diefe Praxis wurde aber auch feineswegs 
als rechterzeugende Quelle anerfannt ; einerjeits zeigt ſich, Daß weder über 
die Begründung noch über den Umfang des Rechtsſatzes, insbejondere über 
deſſen Anmwendung bezüglich der Gemeindebeamten Klarheit und Ueberein— 
ſtimmung berrichte, andererſeits, daß die bezüglich des Art. 30 Abſ. 5 des 
P.St.G.⸗B. von 1861 vertretene Auffaffung der Zuläffigfeit der an feine 
Vorentjcheidung gebundenen Klageſtellung feitgebalten und gegen die be— 
jtehende Gerichtspraris auf legislativem Wege der vermißte Schuß der 
PBrivatrechte zu erzielen verfucht wurde. 

Hatte die Legislative die Frage der Vorentſcheidung jeit ihrer Beleitigung 
auf dem Gebiete des Strafrechtes nur geftreift, jo wurde fie Durch die Reichs— 
geſetzgebung genöthigt, derjelben näher zu treten. 

Nah dem Entwurfe des Einführungsgejeges zur Strafprozeßordnung 
Ss 6 Nr. 2 jollten die landesgeſetzlichen Beſtimmungen über die Voraus: 
jegungen, unter welchen die Strafverfolgung öffentlicher Beamten wegen der 
in Ausübung oder in Veranlafjung der Ausübung ihres Amtes vorgenommenen 
Handlungen ftattfindet, unberührt bleiben. °) 

Nah Inhalt der Motive war unter diefem Vorbehalte zumächit die, tie 
fie anführen, in mehrere deutsche Staaten (Baden, Rheinheſſen) übergegangene 





N, Verhandlungen des bejonderen Ausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten für die 
Sozialgefepgebung 1867/69, I. Abth. S. 18, 151, II. Abth. ©. 565 fi. 

?) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1866 69 Beil. II ©. 75, IV ©. 78, 
182, V ©. 438. 

) Hahn, Materialien zur Strafprogekordnung Abth. 1 ©. 57. 
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Einrichtung des französischen Rechts, wonach die ftrafgerichtliche Verfolgung 
eines Öffentlichen Beamten wegen einer dienftlichen Handlung nicht ohne Ge— 
nehmigung der oberjten Staatsbehörde eintreten dürfe, jedoch auch die in 
Preußen gemäß dem Gejeße vom 13. Februar 1854 bejtehende Einrichtung 
einer Konfliftserhebung begriffen, gemäß welcher die vorgejegte Amts: 
behörde den Kompetenzkonflift erheben könne, wenn fie der Anficht jei, daß 
dem angefchuldigten Beamten eine zur gerichtlichen Verfolgung geeignete Ueber: 
ichreitung feiner Amtsbefugnifje nicht zur Laſt falle.') 

Die preußische Einrichtung der Konflittserhebung erjtredt fich aber ebenfo, 
wie das franzöfiiche Syitem der Ermächtigung auf das Gebiet der zivilrecht- 
lichen wie der ftrafrechtlichen Verfolgung. 

Die Juftiztommiffion des Reichstages griff demnach die Frage der gericht: 
lichen Verfolgung der Beamten aus Amtshandlungen in ihrem ganzen Umfange 
auf dem Gebiete des Strafrechts wie des Zivilrechtes auf. 

Die Negierungsvertretung führte die Nothwendigkeit eines Schußes der 
Berwaltungsbeamten gegen veratorifche gerichtliche Verfolgungen in das Feld 
und wies insbefondere darauf hin, daß ohne pofitive Normen über die Ver: 
folgung von Beamten die ganze Staatöverwaltung unter die Kontrole der 
Gerichte geftellt würde. 

Die Auffafjung, daß das franzöfifche wie das preußifche Syſtem ein mit 
dem Grundfage der Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gefege unverein- 
bares Beamtenprivilegium, eine Verſagung des Nechtsfchuges, das preußijche 
Geſetz fogar eine Verlegung der preußischen Verfaſſung enthalte, brach fich 
aber mit jolcher Entjchiedenheit Bahn, daß ſchon im erjter Leſung eine Be— 
ftimmmung angenommen wurde, gemäß welcher die landesgeſetzlichen Bejtimm- 
ungen, durch welche die Verfolgung öffentlicher Beamten wegen der in Aug: 
übung ihres Amtes vorgenommenen Handlungen im Wege des Straf- oder 
ne an befondere Vorausſetzungen gebunden ſei, außer Kraft treten 
ollten.*) 

Der Bundesrath lehnte das als $ 9a des Einführungsgefeßes formulirte 
Amendement ab.?) 

Nach eingehenden Debatten, in deren Verlauf auch der Nechtszuftand in 
Bayern, ſowie die Zuftändigkeitsfrage im Allgemeinen berührt wurde, gelangte 
der an die Spite der Abhandlung geftellte $ 11 des Einführungsgefeßes zum 
Gerichtsverfaffungsgefege auf dem Wege des Kompromiſſes zur Annahme.*) 

Die beabfichtigte volljtändige Aufhebung der Landesgejeglichen Beſtimm— 
ungen war von Seite der Negierungsvertretung als Eingriff in das innere 
Necht der Bundesstaaten, als Revolutionirmmg des Verwaltungsrechtes bezeichnet 
worden; gegen diefe Auffafjung wurde aber die Aufhebung wiederholt ala ein 
Poſtulat des Nechtsjtaates gefordert und insbefondere auch darauf ver: 
wiejen, daß das gemeine Necht eine ſolche Eremtion der Beamten nicht 
feine, das Neichsbeamtengejep fie aber aufgegeben habe.?) 


) Hahn, Materialien zur Strafprogekordnung Abth. I ©. 300. 

) Hahn, Materialien zur Strafprozejordnung Abt. 1 S. 1173—1176. 

) Hahn, Materialien zum Gerichtsverfajiungsgejep Abth. I ©. 995. 

Hahn, Materialien zum Gerichtsverfafjungsgejep Abth. II. ©. 1616 ff. 

>) Hahn, Materialien zum Serichtsverfafiungsgejeg Abth. IL. ©. 1447 ff., insbeſondere 
Yeonhardt, ©. 1450, Miquél, ©. 1499, Strudmann, ©. 1453, Reichenſperger, 
©. 1460, Gneijt, ©. 1464; „Keine Eremtion der Beamten vom Geſetze“. 
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Nicht ohne Widerjpruch zu erfahren, wurde zu Gunjten des zum Geſetze 
erhobenen Kompromißvorjchlages geltend gemacht, es fei mit demfelben gelungen, 
den bisher verjchlofjenen Rechtsweg zu eröffnen, und ein twejentlicher Fort: 
Schritt damit gewonnen, daß jede Willkür bejeitigt und die Entjcheidung in die 
Hände einer richterlichen Behörde gelegt fei.') 

Gemäß $ 11 Abſ. 2 Ziffer 2 des Sinführungsgefehes zum Gerichts— 
verfafjungsgejeße wäre, wenn bis zum Zeitpunfte der Einführung des Reichs— 
gerichtöverfafiungsgefetes in Bayern ein Berwaltungsgerichtshof nicht errichte, 
worden wäre, für die Frage der Vorentjcheidung die Zuftändigkeit des Reichs— 
gerichts begründet geweſen. 

Mit Rüdficht auf dieſe Perſpektive wurde bei der Vorlage des dritten 
Gejegentwurfes über die Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofes bemerftt 
daß bezüglich der Annahme des Gejekentwurfes bis zum 1. Dftober 1879 
eine Zwangslage bejtehe.”) 

Für die Legislative war nunmehr die Aufgabe gekommen, ich mit der 
Frage der Vorentjcheidung nicht mur nebenher zu bejchäftigen, jondern diefelbe 
nad) dem gegenwärtigen Rechtszuftande in Bayern zu prüfen und im Einflange 
mit den Beitimmungen der Neichsgefege zu ordnen. 

Die Regierung beabfichtigte auch die Frage der Beamtenhaftpflicht durch 
ein bejonderes Geſetz zu regeln.?) 

Da mit dem Inslebentreten des VBerwaltungsgerichtshofes der Staatsrath 
in Entfcheidung von Rechtsfragen außer Thätigfeit treten jollte, jo war mit 
Rückſicht auf die Beftimmungen des $ 11 Ziffer 2 des Einführungsgefeges 
zum Gerichtsverfaffungsgefege die Erlafjung einer Beſtimmung erforderlich, 
gemäß welcher die Zujtändigfeit des Verwaltungsgerichtshofes begründet wurde, 
Daß bei der Regelung von Fragen des formellen Rechtes materielles 
Recht nicht geichaffen werden konnte, wurde anerfannt. Wie bereits erwähnt, 
gelangte man demnach Lediglich zu der Kompetenzregulirung des Art. 7 Abi. 2 
des Geſetzes über die Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofes. 

Eine Aenderung des Nechtszujtandes wurde demnach, joweit fie 
fi) nicht durch die Nothwendigkeit der Bereinbarung bejtehender Rechtsnormen 
mit den reichsgejeglichen Beltimmungen von ſelbſt ergab, ausdrücklich 
nur in der Uebertragung der Zuftändigfeit an den Berwaltungsgerichtshof 
begründet. 

Welche Anſchauung bezüglich des in Bayern rechts des Rheines bejtehenden 
Rechtszuſtandes überwiegende Zuftimmung gefunden, iſt oben erörtert; in Er: 
gänzumg der obigen Darjtellung ijt aber noch anzuführen, daß auch bier den 
Angriffen anf die VBorentjcheidung als ein Beamtenprivilegium entgegengehalten 
wurde, die Rechtsverfolgung ſei durch die Vorentjcheidung nicht gehindert, Die 
Klage werde angenommen, es gehöre aber mit zum Klagegrunde der Nach— 
weis, daß der Betreffende ſeine Amtspflicht überſchritten habe.*) 

Eine noch dringendere Veranlaſſung zu der Frage Stellung zu nehmen, 
gaben die Vorarbeiten zur Einführung der Reichsprozeßordnungen. 


Hahn, Materialien zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz Abth. II Lasker, ©. 1621, 
Gneiſt, S. 1628. Daß eine Verlegung des ordentlichen Rechtsweges dennoch vorliege, wurde 
ausgeführt von Klotz, a. a. O. ©. 1619, Windthorft ©. 1626 ff., Hänel, ©. 1631. 

2) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1877/78 Beil. Bd. IIT ©. 120. 

) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1877 78, Beil. Bd. III ©. 12 Nr. IV 
und ©. 119. 

4), Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten, Stenographiihe Berichte Bd. II, 
©. 217, 219 
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Auf dem Gebiete des Strafprozejjes war für das rechtsrheiniſche 
Bayern die Frage nahezu erledigt, da nur mehr das in der Berfajlungs: 
urkunde gewährleiſtete Vorrecht der höchiten Beamten bejtand. 

Als mit den Neichsgejeßen unvereinbar wurde dasjelbe aufgegeben. Die 
Nechtsungleichheit, die hiernach zwiſchen Bayern rechts des Nheins umd der 
Pfalz eingetreten wäre, wurde dadurch befeitigt, daß Art. 75 der Konftitution 
vom 22. frimaire des Jahres VIII nebjt den hiezu erlafjenen gejeglichen Be: 
ſtimmungen, injfoweit ſich diefe Borjchriften auf Strafſachen beziehen, 
aufgehoben wurde.!) 

Die Staatsregierung, — erflären die Motive zu dem Entwurfe eines 
Geſetzes zur Ausführung der Neichsjtrafprogegordnung, — fand ſich hiezu 
um jo mehr veranlaßt, als die Neigung, jede Betheiligung einer Adminiftrativ: 
behörde bei Amtsdelikten auszufchließgen, jchon bei Berathung der Strafprozeß- 
geſetze von 1848 in beiden Kammern des Yandtages hervorgetreten und damals 
nur an dem Umftande gejcheitert jei, daß S 16 der IX. Verfafjungsbeilage 
eine Berfaffungsbejtimmung enthalten babe, deren Bejeitigung nicht ohne 
formelle Schwierigfeit zu erreichen gewejen wäre, während die kgl. Staats: 
regierung jelbjt bereits in Art. 120 des Entwurfes einer bayerischen Straf: 
prozeßordnung vom Jahre 1870 die Bejeitigung jeder Vorprüfung in Straf- 
Jachen in Borjchlag gebracht habe. 

Für Zivilſachen wurde dagegen ein Grund, an dem bisherigen Rechte 
eine Menderung zu treffen, nicht gefunden, nachdem fich dasjelbe im Weſent— 
lichen als ein für beide Theile des Königreichs rechts und links des Rheines 
gleiches geftalten werde und bei der unverkennbar größeren Schwierigkeit der 
hier in Frage kommenden Nechtsverhältnifie eine ausschließende Judifatur der 
Gerichte mit Inbegriff von naturgemäß der adminiftrativen Beurtheilung 
zufallenden Entjcheidungen nicht als jachgemäß erachtet werden fünnte. 

Die Motive ftellen daher den mit der Einführung der Neichsjuftizgejehe 
jich ergebenden Nechtszuftand dahin feit, daß auf dem Gebiete des Straf: 
rechtes jede Borenticheidung wegfalle, auf dem Gebiete des Zivil: 
rechtes aber in der Pfalz wie in den Yandestheilen diesjeits des Rheines, 
infoferne nicht anderweitige befondere Vorjchriften, wie 5. B. in Kap. 16 $ 3 
der Gerichtsordmung über die Syndikatsklage bejtünden, die zivilrechtliche 
Verfolgung eines Beamten wegen der in Ausübung feines Amtes oder in Ver— 
anlafjung feines Amtes vorgenommenen Handlungen von der gemäß Art. 7 
Abi. 2 des Gefebes über den VBerwaltungsgerichtshof und das Berfahren in 
Berwaltungsrechtsjachen übertragenen Vorentjcheidung bedingt fein werde. 

Der Art. 75 der Stonjtitution vom 22. frımaire VIII wird in feiner Wirkung 
dahin eingejchränft, daß an Stelle der „Ermächtigung“ die Entjcheidung über das 
dienstliche Berjchulden tritt, — die Borentjcheidung für die Yandestheile dies— 
jeits des Nheins wiederum auf den aus der gejeßlichen Abgrenzung und natür= 
lichen Scheidung der Kompetenzen fich ergebenden, durch langjährige konſtante 
Nechtiprechung des oberjten Gerichtshofes als geltendes Necht anerkannten 
Rechtsſatz begründet, daß die frage, ob eine Ueberjchreitung der Dienjtobliegen- 
heiten eines Beamten im Gebiete der Berwaltung im einzelnen Falle 
gegeben jei, zumächit von derjenigen Behörde fejtgeftellt werden müſſe, welche 
überhaupt die Zuftändigfeit in jolchen Fragen babe, und daß daher der | 





Art. 2, 3.2, 3 umd 14 Lit. g des bayer. Geſetzes zur Ausführung der Reichs: 
ſtrafprozeßordnung vom 18. Augujt 1879. 
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Nachweis, der betreffende Beamte habe jeine Amtspflicht überjchritten oder ſonſt 
jeine Amtspflicht verlegt, zum Stlagegrunde geböre.') 

Bei der Berathung dieſes Ausführungsgefeßes wurde in Erinnerung 
gebracht, daß die Vorlage eines Gefeßes zum S 11 des Einführungsgejeßes 
zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze bezüglich der materiellen Frage in Ausficht gejtellt 
worden jet, und der Zweifel angeregt, ob ein Bedürfniß hiezu vorliege oder 
nicht. Von Seite der Staatöregierung wurde eingeräumt, daß der Zweifel 
bejtanden habe, ob der Berwaltungsgerichtshof die bisherige Nechtiprechung 
des oberjten Gerichtshofes als Nechtsnorm anerkennen werde, dieſer Zweifel 
aber als durch den Bortrag des Ausjchußreferenten des Neichsrathes und deſſen 
ausdrückliche Konftatirung der Anerkennung, welche der fragliche Nechtsjag in 
der fonjtanten Rechtiprechung des oberjten Gerichtshofes als geltendes Necht 
gefunden, gehoben erklärt. 

Die weiteren im Sinne der Motive und unter Bezugnahme auf diejelben 
von den Vertretern der Staatsregierung abgegebenen Erklärungen jtießen auf 
feinen Widerfpruch, wurden vielmehr von dem Ausjichußrefenten ausdrücklich 
anerfannt.?) 

Dieje Feititellung des Nechtsjages, welche fich ſomit die Staatsregierung 
angeeignet hat, iſt von einer Autorität von jo hoher Bedeutung getragen, daß der 
Gedanke an eine unbedingte Unterwerfung unter dieſelbe nahe genug gelegt wäre. 

Die in den Meuferungen des Referenten des Gejeßgebungsausschuffes der 
Kammer der Neichsräthe und in den Motiven zum Entivurfe eines Ausführ— 
ungsgejeges zur Strafprozeßordmung ſich nicht Dedende Formulirung des 
aufgeitellten Rechtsſatzes eröffnet aber jelbjt der Kontroverje ein nicht uner- 
giebiges Feld; die Grundlage der Ktonftatirung, — die Rechtſprechung 
des oberjten Gerichtshofes —, iſt weder in ihren Ergebniljen noch in ihrer Begründ: 
ung eine jo gleihmäßige, daß fie nicht — ganz abgefehen von den Wand: 
lungen der Gejeßgebung — für fich allein mindestens eine Einfhränfung 
des aufgeftellten Sabes erfordern wirde; endlich hat der Berwaltungs: 
gerihtshof jelbjt Schon die Frage in eim engeres Gebiet eingegrenzt, als 
ihr nach den Entjcheidungen des oberjten Gerichtshofes und insbeſondere nad) 
dem aus demjelben abjtrabirten allgemeinen Prinzip zufäme. 

Die Formulirung des Nechtsjages in der Aeußerung des Ausschußreferenten 
des Neichsrathes nimmt zwar die Syndifatsflage aus, fordert aber die Vor- 
entjcheidung für alle Beamten, — die Motive bejchränfen diejelbe auf die Be- 
amten der Verwaltung; die erftere weit die Borenticheidung der einschlägigen 
Disziplinarbehörde, leßtere der Behörde zu, welche überhaupt die Zu— 
jtändigfeit in jolchen Fragen habe. Dieſe Unterfcheidung bezeichnet, wie 
noch weiter erörtert werden wird, eine Grumdverjchiedenheit in der Auffaſſung 
der Begründung des aufgeftellten Rechtsjahes.?) 








) Verhandlungen der Hammer der Abgeordneten d. bayer. Landtages 1878/79, Beil. 
Bd. V, ©. 17 u. 18, 

2) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1878/79, Beil. Bd. VI, ©. 205 u. 206. 

2) Siche ©. 27, Note 3 und oben Note 1. Da der Nedtsjag vor der nunmehr 
begründeten Zuftändigfeit des Berwaltungsgericht&hojes beftanden haben muß, jo iſt dieſe 
Berihiedenheit der Formulirung von weientlicher Bedeutung. Disziplinarbefugnii und Zus 
jtändigkeit in der Sache jelbjt treffen nicht immer zuſammen; dies ift insbejondere bei der 
Gendarmerie der Fall. Begründer man die Vorentiheidung auf die Zuftändigfeit in 
der Sache, jo Find jene Fülle micht getroffen, in welchen die aus dem Gebiete der betreffenden 
Amtshandlung in der Sache zujtändige VBerwaltungsbehörde nicht, oder nicht mehr zu ent- 
icheiden hat. Siehe Seite 444 u. 445 Note 1, Wr. 1—12, 18. 





444 K. Lippmann: Serichtliche Verfolgung öffentlicher Beamter. 


Schon eine mehr äußerliche Vergleichung der Entfcheidungen des oberjten 
Gerichtshofes fchließt die unbedingte Giltigkeit jenes Satzes aus.') 


Der Ausſchußreferent jpricht ferner von disziplinär zu beahndender Ueberſchreitung der 
Amtsbefugnijje 2c.; ob damit die Vorentfcheidung bezüglich ſtrafrechtlich zu beahndender 
Veberichreitungen ausgeichlojjen jein ſoll, iſt aus der Begründung nicht zu entnehmen. 

, Die Kaſuiſtik ift der Prüfjtein der Theorie. Eine jummarijche Ueberficht der wich— 
tigiten oberrichterlihen Entjcheidungen nad) Gegenſtand und Inhalt der Entſcheidung bietet 
aber aud) das weitere Interefje, daß fie nicht blos den Umfang zeigt, in weldem der Grund: 
jag der VBorenticheidung zur Anwendung gebracht wurde, jondern auch ſchon äußerlich die jo 
ſehr betonte Gleihmäpigkeit der Nechtiprehung vermifjen läht. Die folgende nach Gruppen 
geordnete Ueberſicht fann injoferne auf VBollftändigkeit Anipruch machen, als fie alle jene 
Entideidungen des Kompetenztonfliftsienats, auf welche der Berwaltungsgerichtshof ſich in 
den jeinerjeits über die vorwürfige Frage ergangenen Entjheidungen, insbejondere in der 
Entjcheidung vom 29. März 1881, Sammlung d. Enticdeidungen d. Verwaltungsgerichts- 
bofes, Bd. Il, S. 609 berufen hat, ſowie jene Erfenntnijje enthält, welche in der Rechtſprechung 
wie in der Literatur bei Beiprehung der Frage der Vorentjcheidung veriverthet werben. 

1. Erkenntniß des Oberappellationsgerichtes vom 27. Juli 1844 (Blätter für Rechts— 
anwendung Bd. XI. ©. 316). Klage auf Privatgenugthuung gegen einen Beamten wegen 
einer im Amte verübten Injurie — auf Grund der Beitimmungen d. preuß. 2.:R. Th. IL, 
T. 10, 8 86, T. 20, $ 362 die ausjchliehliche Kompetenz des Gerichtes anerfannt. 

2. Erkenntniß des Oberappellationsgerichte® vom 8. Oftober 1846. (Blätter für Rechts— 
anwendung Bd. XI. ©. 187). lage auf Privatgenugtduung gegen einen Pfarrer wegen 
eines während einer gottesdienjtlihen Verrichtung vor verjammelter Gemeinde gegen eine 
— Perſon gemachten, ehrenkränkenden Ausfalles. Die Zuſtändigkeit der Gerichte 
anerkannt. 

3. Erkenntniß des Oberappellationsgerichtes vom 8. April 1848. (Blätter für Rechts: 
anwendung Bd. XIII. ©. 333). Injurienflage gegen den Vorſtand einer Dijtriftspolizei- 
behörde wegen dejien Einjchreitens gegen eine in üblem Nufe ftehende Weibsperjon. Die 
borgejegte Kreisregierung hatte das Verfahren des Beamten mihbillig. Zurüdweilung der 
Klage in der angebrachten Art. Die allgemeine Mifbilligung genügt nicht; bejtimmte Hand 
lungen müſſen von der vorgejeßten Stelle alö die Grenze der Amtsbefugnijjie überjchreitend 
erflärt jein. 

4. Erfenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 25. Juni 1958. Kompetenztonfliftss 
Entiheidung, Negierungsblatt S. 930. Unterfuhungsiahe gegen einen Bezirtsgeometer wegen 
Foritfrevels durch Entfernung eines Örenzpfahles (Art. 91, 3. 3 d. Forftitrafgefepes vom 
28. Mai 1852). Zuſtändigkeit der Berwaltungsbehörden. 

5. Erkenntniß des oberften Gerichtshofes vom 27. März 1867. Kompetenztonflifts- 
Enticheidung, Negierungsblatt S. 433. Entjhädiqungstlage gegen einen Gemeindevorjtand 
wegen wider bejjews Willen erjtatteter falicher Anzeige. Die Gerichte find zur Zeit nicht 
zujtändig. 

6. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 10. Juni 1871 (Sammlung der Ent: 
jcheidungen des oberjten Gerichtshofes für Bayern in Gegenſtänden des Zivilrechts und Zivil- 
prozeſſes, Bd. 1 ©. 215). Klage eines von der Anichuldigung eines Nagdfrevels Frei: 
qeiprochenen gegen einen fal. Oberförjter auf Erjat der durd eine falſche Denunziation ver: 
urſachten Koſten. — Abweiiung der Stlage zur Zeit — Nichtigkeitsbejchiwerde verworfen, — 
Vorgängige adminiftrative Enticheidung iſt im Bejchwerdewege erjt zu erholen. 

7. Erkenntniß des oberiten Gerichtöbofes vom 18. Dezember 1875. (Sammlung der 
Entiheidungen Bd. V ©. 349). Scadenserjagflage gegen einen Forftauffeher wegen einer 
bei der Verhandlung vor dem Forſtſtrafgerichte auf Dienjtpflicht beftätigten wijientlich faljchen 
Anzeige. Zuſtändigkeit der Gerichte. — „Die Erhebung eines Entihädigungsanjpruches gegen 
einen Beamten wegen Verſchuldens aus feiner dienſtlichen Verrichtung ift von einem Aus 
jpruche der vorgejegten Dienftesbehörde nicht abhängig, wenn die Uebertretung eines Straf- 
gejeges in Frage jteht."— 

8. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 7. Februar 1878. Kompetenzkonflikts— 
Entſcheidung, Gejeß: und Verordnungsblatt Beil. IV, ©. 17. Klage gegen einen Rittmeijter 
wegen einer an einem Privaten im Dienft verübten Nörperverlegung aus $ 223a d. St. G.B. 
— der Kommandeur hatte auf Grund d. Art. 32 und 106 d. Militärftrafprozehordnung die 
Umgangnabme von der Einleitung einer Unterſuchung gegen den Offizier angeordnet. — Die 
Gerichte find zur Zeit nicht zuftändig. 

9. Erkenntnis des Oberappellationsgerichtes vom 6. Oktober 1858. (Blätter f. RU. Bd. 
XXI, ©. 221). Regreßklage des Gläubigers eines Auswanderer gegen den Vorftand der 
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Erfenntnifje des oberjten Gerichtshofes vom 27. Juli 1844 und 8. Ok— 
tober 1846 jchließen das Erforderniß der Vorentſcheidung bei Injurienklagen 


Diftriktspolizeibehörde, welcher die Erlaubniß zur Auswanderung ertheilt hatte, obwohl von 
der Kuratelbehörde die Verweigerung des Reiſepaſſes bis zur Terioge oder Sicherung von 
Alimenten beantragt worden war. Die zuftändige Negierung bat ſich dahin ausgejprochen, 
daß der k. Landrichter bei Inſtruktion und Beicheidung des Auswanderungsgejuches ſich 
gegen die bejtchenden Verordnungen verfehlt habe. Klage zugelajien. 

10. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 2. Juli 1858. Kompetenzkonflikts— 
Entiheidung, Regierungsblatt S. 969. Entſchädigungsklage genen einen Landrichter wegen 
aus Berjehen erfolgter Unterlafjung des Eintrages eines Brandverjiherungsantrages in die 
Brandverficherungsfatajter. In I. Inſtanz Entbindung von der Klage, wie fie angebradıt 
it: es fehle die Seititellung der dorgejegten Negierungsitelle, ob die vom Kläger behaupteten 
Thatjachen ein Verſchulden, ein geiehöibrigeh Verfahren des Bellagten in ſich enthielten. 
Die AISBRHBIGEEN der Gerichte in der Art, wie das Gericht I. Inſtanz ſich ausgeiprocen, 
anerfannt. 

11. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 20. Juli 1858. Kompetenzfonjlifts- 
Entiheidung, Regierungsblatt S. 1036. Enticädigungsflage gegen einen Rolizeiaktuar 
wegen eines während der Feithaltung eines Verdächtigen auf dem Bolizeibureau in dejien 
Wohnung vorgefallenen Diebjtahles. Die Disziplinarbehörde hatte den Polizeialtuar von 
der gegen ihn erhobenen Anjchuldigung einer begangenen Dienjtwidrigkeit — 
Unzuſtändigkeit der Gerichte zur Entſcheidung der Vorfrage. 

12, Erkenntniß des oberſten Gerichtshofes vom 13, September 1868. Kompetenzkonflikts— 
Entſcheidung, Regierungsblatt S. 2179. Entidädigungsllage gegen einen Polizeioffizianten 
wegen einer während der Verſchubung der Klägerin in deren Wohnung vorgefommenen Ent: 
wendung. Die Gerichte find zur Enticheidung der Vorfrage, ob ein dienftliches Verſchulden 
vorliege, nicht zuftändig. 

13, Erkenntniß des oberften Gerichtähofes vom 2. Juli 1867. Kompetenzkonflilts— 
Entſcheidung, Negierungs-Blatt S. 881. Entſchädigungsklage gegen den f. Fisfus wegen 
widerrechtlicher Verzögerung der Herausgabe von als Kaution Hr eine Erjagmannjtellung 
hinterlegten Werthpapieren. Die Gerichte find zur Zeit nicht zuftändig. 

14. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 22. Dezember 1868. Kompetenzfonflifts- 
Entiheidung, Regierungs-Blatt 1869. ©. 81. Klage gegen einen Rentbeanten auf Hypothek: 
löſchung oder Entihädigung wegen irrigen Eintrages im Grundjtenerfatajter und Ausjtellung 
unrichtiger Beligftandszeugnifje und des dadurch verurſachten Schadens. Die Berichte find 
zur Zeit nicht zuftändig. 

15. Erkenntniß des oberjten Gerichtähofes vom 7. Februar 1878, Kompetenzfonflifts- 
Entſcheidung, Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Beil. I. ©. 7—13. Klage gegen den k. Fiskus 
auf Nüdvergitung don Steuern, welche von den Nichtbejigern eines Grundjtüdes auf Grund 
unrichtigen Eintrages im Steuerfatajter erhoben wurden, jowie auf Entlafjung der Mläger 
aus dem Befigvortrage. Soweit die Klage auf Rüdvergütung der gezahlten Steuern gerichtet 
it, find die Gerichte zur Zeit nicht zuftändig; im Uebrigen jind die VBerwaltungsbehörden 
zuftändig. Wenn die lage auf Rückvergütung der Steuern auf das Verſchulden des Beamten 
gejtügt werde, müſſe die Schuld vorher von der Berwaltungsbehörde fejtgejtellt werden. 

16. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 5. November 1872. Kompetenzkonflikts 
Entideidung, Regierungsblatt S. 2600. Klage einer Gemeinde gegen den Gemeindevorjteher 
auf Erjag einer aus der Gemeindekajje geleifteten Zahlung für im Intereſſe der Gemeinde 

emachte Aufwendungen. — Zur Zeit find die Verwaltungsbehörden zuftändig ; es handle 

Äh um eine Amtshandlung, über deren Geſetzmäßigkeit ſowohl nad) dem älteren Gemeinde: 
edift ald nad) der neueren Gemeindeordnung (Art. 121 und 127 der älteren und Art. 158 
der neueren Gemeindeordnung) die vorgefegte Berwaltungsbehörde zuſtändig jei. 

17. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 7. Februar 1878. Kompetenzkonflikts— 
Enticheidung, Gejep- und Verordnungsblatt Beil. II, ©. 14. Klage einer Kirchenverwaltung 
gegen einen ehemaligen Stiftungspfleger auf Niüderftattung eines ihm ertradirten Legates, 
einer ihm übergebenen Erübrigung und eines an Kaflageldern gemachten Abzuges. Die 
Gerichte find zur Zeit nicht zuftändig. 

18. Erkenntniß des oberften Gerichtshofes dom 20. März 1879. Kompetenztonflifts: 
Entſcheidung, Gejep: und Verordnungsblatt Beil. II, ©. 7. Klage einer Gemeinde gegen 
einen ehemaligen Bürgermeifter auf Herausgabe des Saal: und Yagerbuches, eventuell auf 
Erjag der durch die Wiederherjtellung verurjachten Koften. Unzuſtändigkeit der Gerichte zwar 
nicht auf Grund des Art. 158 der Gemeinde Ordnung, jedoch auf Grund des allgemeinen 
Prinzips der Vorentſcheidung. 


aus; letzteres ftellt überhaupt den Grundjag auf, die Feititellung des Ver: 
ſchuldens im Adminiftrativwege könne nicht gefordert werden, wo es ſich nicht 
von einer durch Die Amtshandlung, ſondern von einer während der Amts— 
handlung bei Gelegenheit und neben derjelben verübten Ungebühr handle; ein 
Erfenntniß vom 8. April 1848 fordert bei einer gegen den Vorſtand einer 
Ditriftspolizeibehörde erhobenen Injurienklage, obwohl die vorgejegte Behörde 
dejien Berfahren bereit3 mißbilligt hatte, die adminijtrative Feſtſtellung 
beſtimmter als Amtsüberjchreitung charafterifirter Handlungen.) 

Ein Erfenntniß vom 25. Juni 1858 nimmt die Zuftändigfeit der Ver— 
waltung für die Entjcheidung der Frage in Anfpruch, ob ein Bezirfsgeometer 
bei einer Vermeſſung eine Webertretung des Art. 91 Nr. 3 des Forſtgeſetzes 
vom 28. Mai 1552 (Beichädigung oder fonftige Veränderung von Grenzzeichen 
oder irgend einer andern Grenzeinfriedung aus Fahrläffigkeit) begangen; ein 
Erkenntniß vom 8. November 1869 fordert die Borentjcheidung der vorgejegten 
Dienftesftelle zur Erhebung einer Spolienflage wegen der im Auftrage eines 
Nentbeamten zur Dedung rüdjtändiger Steuern und Taren vorgenommenen 
Pfändung und Verfteigerung einer nicht im Beſitze des Schuldners befindlichen 
einem Dritten gehörigen Sache und zwar ſowohl in der Nichtung gegen den 
Nentbeamten als auch gegen den Steigerer. 
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19. Erkenntniß des Oberappellationsgerichtes vom 15. November 1846. (Blätter für 
Nechtsanwendung Bd. XU, ©. 185). Entihädigungsflage gegen einen — als Bau⸗ 
polizeibehörde wegen pflichtwidriger Unterlaſſungen und Einſchreitungen. Entbindung des 
Magiſtrates zur Zeit. Der Ausſpruch der Negierungsitelle über die Geſetzmäßigkeit einer | 
Aıntshandlung bildet die Grundlage einer Entichädigungsforderung gegen einen Adminiftrativ- | 
beamten. 

20. Erfenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 18. September 1865. Kompetenzkonflikts— 
Entſcheidung, Regierungsblatt S. 1073. Spolienflage gegen einen Gemeindevorjtand wegen 
widerrechtlicer Aenderung des Waflerlaufes und der Weberbrüdung eines Bades und der 
dadurch verurfachten Beeinträchtigung der Bewäſſerung einer Wieje des Klägers. Der Gemeinde: 
voritand hatte im Vollzuge einer bezirfsamtlichen Weifung, den Badı räumen zu laffen, den 
Waſſerlauf geregelt. Die Gerichte find zur Zeit nicht zuftändig; es müſſe erſt abgewartet 
werden, ob die angebliche Widerrechtlichkeit der Handlungsiweije des Gemeindevorjtandes bezüg- 
lic) des dienjtlihen Berfahrens oder der Pflichtwidrigkeit durch die kompetente Adminiſtrativ— 
behörde geeignet fonjtatirt werden werde. 

21. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 4. Dezember 1865. Kompetenzkonflikts— 


Entjcheidung, Negierungsblatt ©. 1577. Klage gegen einen Gemeindevorftand wegen Eigen | 
thumsjtörung. Gleiche Sachlage und gleicdye Enticheidung wie unter Nr. 20. 


22. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 18. September 1866. Kompetenzkonflikts— | 
Entjcheidung, Negierungsblatt ©. 1527. Klage gegen einen Gemeindevoritand anf Heraus: 
gabe von Strichichillingsantheilen, weldye im Auftrage der Dijtriftspolizeibehörde für eine 
dem Kläger obliegende Baureparatur innebehalten wurden. Zujtändigfeit der Verwaltungs: 
behörden. Feititellung einer den betreffenden Bedienjteten zur Laſt liegenden, jchuldhaften 
Ausichreitung oder Widerrechtlichkeit iſt PBräjudizialpuntt. 

23. Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 8. November 1869. Kompetenzkonflikts— 
Entſcheidung, Negierungsblatt S. 2153. Spolienflage wegen der im Auftrage eines Rent: 
beamten zur Deckung rüditändiger Steuern und Taren vorgemommenen Pfändung und Ber: | 
jteigerung einer nicht im Bejige des Schuldners befindlichen, einem Dritten gehörigen Sache 
gegen den Nentbeamten und den Steigerer. In der Klage war behauptet, es jei im Aufs 
trage des Nentbeamten eine vom Kläger dem Schuldner abgekaufte und in dem Anweſen 
des Erfteren mauerjejt aufgejtellte Griesputzmaſchine herausgeriſſen und fortgefabren und 
jeien auch einige andere ihm gehörige Gegenitände mitgenommen worden. Geklagt wurde 
auf Rejtitution der Griesputzmaſchine und jener Gegenjtände. Die Gerichte find zur Zeit 
nicht zuftändig — aud) joweit die Klage gegen den Steigerer gerichtet it. 

N) Eiche Seite 444 Note 1, Nr. 1, 2 u. 3. In der Begründung der obenangeführten 
Ertenntniffe vom 2. Juli 1858 umd 18. September 1865 ijt dagegen wieder anerkannt, 
daß auch die Injurienklage von der Borenticheidung ausgenommen jei. 
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Erjtere Entjcheidung entjpricht nicht dem Stande der Gefeßgebung zur 
Zeit der Erlaſſung des Urtheils, die in legterer der vorgejegten VBerwaltungs- 
jtelle vindizirte Entjcheidung über die Rechtmäßigkeit des Erekutionsvollzugs 
würde jchon mit dem Inslebentreten der Zivilprozeßordnung vom 29. April 
1569 (1. Juli 1870) nicht mehr zugetroffen haben. ') 

Ein Erkenntniß des oberjten Gerichtshofes vom 18. Dezember 1875 
anerkennt bezüglich einer Schadenserjagflage, welche gegen einen Forjtauffeher 
wegen einer bei einer Verhandlung vor dem Forjtitrafgerichte auf Dienftpflicht 
bejtätigten wifjentlich falfchen Anzeige erhoben wurde, die Zuftändigfeit der 
Gerichte und ftellt den allgemeinen Grundjag auf, die Erhebung eines Ent: 
Ihädigungsanfpruches gegen einen Beamten wegen Verſchuldens aus feiner 
dientlichen Berrichtung ſei von einem Ausſpruche der vorgejegten Dienftes- 
behörde nicht abhängig, wenn die Uebertretung eines Strafgejehes 
in Frage jtebe. 

Ein Erfenntniß des oberiten Gerichtshofes (in einer Kompetenzkonflikts— 
Jache) vom 17. März 1867 hatte dagegen bei einer Entſchädigungsklage gegen 
einen Gemeindevorftand wegen wider bejjeres Wiljen erjtatteter falſcher Anzeige, 
— ein weiteres Erkenntniß vom 10. Juni 1571 bei der von einem bon der 
Anfchuldigung eines Jagdfrevels Freigejprochenen gegen einen fünigl. Ober: 
fürjter wegen faljcher Denunziation — erhobenen Erjaßklage die Vorentſcheidung 
der vorgejegten Dienftesjtelle gefordert.) 

In einem Erfenntnifje des Kompetenzkonfliktsſenates vom 7. Februar 1875 
wird die Zulaſſung der gegen einen Nittmeifter wegen einer im Dienfte ver: 
übten gefährlichen Körperverlegung erhobenen Schadenserjaßflage gleichfalls 
von der vorgängigen den Dienftesvorgejegten obliegenden Feititellung der Ueber: 
Ichreitung der dienstlichen Befugniſſe bedingt.?) 


Erkenntniß vom 23. Juni 1858 R.Bl. 1858 ©. 930. Das als Forſtſtraf gericht 
J. Inftanz zuftändige Landgericht hatte auf Anzeige eines Mevierförfters einen Bezirks— 
geometer wegen Entfernung eines Grenzpfahles auf Grund der Beftimmung des Art. 91 
Ziff. 3 des Forititrafgejeges vom 28. Mai 1852 zu Strafe und Schadenserjag verurtheilt. 
Die Annahme, daß der Thatbeitand des Art. 91 Ziff. 3 des Forftitrafgejeßes gegeben ſei, mag 
ja unbedingt unrichtig gewejen jein; die Enticheidung hierüber ftand aber, da auf dem 
Gebiete des Strafrehts nur mehr das Privilegium der Kollegialdireftoren und der diejen 
glei oder höher geſtellten Beamten bejtand, zweifellos nur den Strafgerichten zu. 

Erkenntniß vom 8. November 1869 ReBl. ©. 2154. Schon die mit 1. Juli 1870 
in Kraft getretene PBrozehordnung vom 29. April 1869 beſchränkte die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsbehörden bezüglich des ihnen zujtehenden VBollitredungsrechtes auf die über den 
Rechtsbeſtand und die Auslegung der Enticheidung der VBerwaltungsbehörde und über den 
Beſtand der beigetriebenen Forderung ſich erhebenden Fragen. Art. 855 der Z.P.O. vom 
29. April 1569. Vergleiche Art. 7 d. bayer. Ausführungsgejeges zur Zivilprozeßordnung 
und Konkursordnung vom 23. Februar 1879. 

?) Siehe Seite 444 Note 1 Nr. 5, 6 und 7. 

+) Siehe Seite 444 Note 1Nr. 3. In dem den Gegenstand der Enticheidung vom 7. Februar 
1878 bildenden Falle hatte der Kommandant auf Grund der Art. 32 und 106 der Militär 
itrafprogehordnung die Umgangnahme von Einleitung einer Unterfuhung gegen den Offizier 
verfügt. Die hier angeführten Enticheidungen betreffen ſämmtlich Handlungen, weldye, die 
Nichtigkeit der thatjächlichen Klagefundamentirung jelbjtverjtändlicd; vorausgeſetzt, unter das 
Strafgejeg fallen würden. Die Begründung diejer Erkenntniſſe macht auch den Verſuch die 
Verihiedenheit der Entiheidungen unter fih in Einklang zu bringen. Das Urtheil vom 
18, Dezember 1875 jucht die widerſprechende Enticheidung vom 10. Juni 1871 damit zu 
rechtfertigen , im dem dort entjchiedenen Falle jei dem Kläger nicht der Vorwurf gemadıt 
worden, daß er jich der Lebertretung eines Strafgejeßes ſchuldig gemacht habe. (Sammlung 
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In der Begründung des Grundjages der VBorentjcheidung enthalten die 
oberjtrichterlichen Entjcheidungen im nicht jehr abwechslungsreichen Varianten 
im Wejentlichen eine Wiederholung der in der allerhöchiten Entjchließung vom 
14. März 1818 und den Juftizminifterialentfchließungen vom 31. März 1824 
und 6. Dezember 1846 — theilweife unter Berufung auf diejelben — aus: 
gefprochenen Grundſätze. Abgefehen von reinen Opportunitätsgründen, tie 
der Gefahr einer Lähmung der Adminiftration und dergleichen, wird das Er- 
forderniß der vorgängigen Feititellung des dienstlichen Verſchuldens von Seite 
der vorgejegten Dienjtesjtelle jomit auf die üffentlichrechtliche Natur der 
Dienftpflichten der in Anjpruch genommenen Beamten, die Koordination der 
Suftiz und der Adminiftration und die hiedurch dem verfaljungsmäßigen 
Organismus der Behörden entjprechend feſtgeſtellte gegenfeitige Unabhängigfeit, 
die den vorgejegten Dienftesftellen zuftehende Oberaufficht und die hieraus 
fließende und durch die Formationsverordnungen denjelben ausdrüdlich über- 
tragene Disziplinargewalt begründet. 


Die Gerichte feien den Adminiftrativbehörden nicht übergeordnet; fie 
fönnten daher auch „die Subjekte* diefer über die Nothiwendigfeit, Gefeßlichkeit 
und Zwecdmäßigfeit ihrer Amtshandlungen nicht zur Verantwortung ziehen ; 
mit diefer Befugniß würden die Gerichte die oberjten Auffichtsbehörden über 
die Organe der Verwaltung, auch hätten nur die vorgejegten Dienftesbehörden 
die erforderliche genaue Kenntniß des Gejchäftsfreifes und der Inſtruktionen 


von Entſcheid. d. oberiten Gerichtshofes Bd. V 441.) Und doc, hatte der Kläger behauptet, 
dal; der beflagte Oberföriter als Jagdpächter durch Brivatinterefie und unlautere Motive ſich zu 
feinem Borgeben habe beftimmen laſſen. (S. d. E. Bd. I ©. 207.) Hinfichtlich der Entſcheidung 
des Erkenntniſſes vom 27. März 1567 (R.Bl. ©. 433, ©. 444 Mote 1 Nr. 5.) bemerft 
aber das Erkenntniß vom 18. Dezember 1875, der Kläger habe zwar in dem in diefem Er: 
kenntniſſe behandelten Fall behauptet, daß der beflagte Beamte eine Anzeige gegen bejieres 
Willen gemadyt habe, nad) den Thatjadhen aber, aus welchen der Kläger dies habe folgern 
wollen, jei der Vorwurf, dal; Bellagter eines jtrafvechtlihen Reates ſich ſchuldig gmacht 
habe, nicht als vorliegend angenommen worden. (©. d. E. V ©. 441.) Die Klage war 
aber auf die Thatjacdhe begründet, daß der beflagte Semeindevorjtand den Kläger wider 
bejieres Willen wegen einer von ihm gar nicht unternommenen Bauführung fälſchlich ans 
gezeigt habe, während das Erkenntniß lediglich der vorgejegten Dienjtesbehörde die Vorfrage 
zuwies, ob der Beflagte ſich der ihm zur Lajt gelegten pflichtwidrigen Handlung jchuldig 
gemacht habe. — Für das Erkenntniß vom 7. Februar 1578 (Gef. und Berordnungsblatt 
von 1878 Beil. IV. ©. 17 u. fi.) beitand dagegen wiederum das Bedürfniß, fich mit der 
Enticheidung vom 18. Dezember 1875 abzufinden. Die dermalige Sadjlage jei, wird 
in diefer Beziehung bemerkt, von der in dem angezogenen Urtbeile vom 18. Dezember 1875 
wejentlich verichieden, weil hier bereits von militäriicher Seite in zuftändiger Weije 
entichieden worden ſei, daß eine jtrafrechtlich verfolgbare Handlung nicht vorliege, 
womit aber jelbjtveritändlicy der Frage, ob nicht eine Ueberichreitung der dienjtlidhen Be- 
fugniſſe vorliege, nicht präjudizirt je. Der Dienjtesvorgejegte hatte aber nad) der Sad) 
darjtellung des Erkenntnifies die Imgangnahme von der Einleitung einer Unterjuchung eben 
deshalb verfügt, weil er den Waffengebrauch für gerechtfertigt erachtete. Daß mit diefen Gründen 
der zwiſchen den Enticheidungen bejtehende Widerſpruch nicht gehoben wird, bedarf wohl feiner 
näheren Erörterung; für die Kompetenz frage ijt jelbjtverjtändlich das vom Kläger ent: 
worfene Thatbild mahgebend; die FFeititellung des wirklichen Sachverhalts und Die 
Dualififation desjelben ift ja erit Sache des Verfahrens und des Urtheild. ft der im 
Urtheile vom 18. Dezember 1875 bezüglich der unter das Strafgejeg fallenden Handlungen 
aufgeitellte Grundfag, daß die Zuläfjigkeit auf foldie Handlungen begründeter lagen von 
der Worenticheidung nicht bedingt 9 richtig, ſo kann die einmal, begründete Zu— 
ſtändigkeit der Gerichte nicht wieder dadurch in Frage geſtellt werden, daß das zur ſtraf— 
rechtlichen Einſchreitung berufene Organ von derſelben, gleichviel aus welchen Gründen, 
Umgang nimmt. 
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und jeien in ihrem Reſſort am geeignetften, Mißgriffe und Bflichtverlegungen 
der ihnen untergebenen Organe und Beamten zu beurtheilen.?) 

Die Frage der fachlichen Zuftändigfeit ift nicht immer jcharf von der 
Frage der Vorentjcheidung geichteden.”) 

In Fällen, in welchen nad) der Sachlage von einem fachlichen Eingreifen 
der vorgefeßten Behörde nicht oder nicht mehr die Rede fein kann, tritt der 
Geſichtspunkt der Oberaufſicht und Disziplin beſonders in den Vordergrund. 9 

Auf eine geſetzliche —— berufen ſich nur einige, Entſchädigungs— 
klagen gegen Gemeindebeamte betreffende Entſcheidungen. Die den vorgeſetzten 
Verwaltungsbehörden eingeräumte vorläufige Feſtſtellung der Haftungsverbind— 
lichkeit der Gemeindebeamten und Gemeindebedienfteten gegenüber der Gemeinde 
wird mämlich unter den Gefichtspunft der Vorentſcheidung geitellt.) Daß 
diefe vorläufige Feititellung nach der ausdrüdlichen Beltimmung des 
Art. 158 der Gemeindeordnung vom 29. April 1869 der fofortigen Betretung 
des BZivilrechtsweges in feiner Weife im Wege fteht, ijt allerdings in einem 
Erfenntniffe vom 20. März 1879 anerkannt ; gleichwohl verlangt Ddasjelbe 
auf Grund des allgemeinen Prinzips der Vorentſcheidung die vorgängige Feſt— 
ſtellung ges dienſtlichen Verſchuldens von Seite der vorgeſetzten Verwaltungs: 
behörde. 

Bon den Wandlungen, welche in den Anfchauungen der Legislative ein: 
getreten, find die oberftrichterlichen Entjcheidungen unberührt geblieben.®) 

Der Verwaltungsgerichtshof endlich hat zwar gemäß „der gleichmäßigen 
Sudifatur des nach dem Gejehe vom 25. Mai 1850 gebildeten Senates des 
oberjten Gerichtshofes zur Entjcheidung von Kompetenzkonflikten zwiſchen 
Sericht3- und Verwaltungsbehörden“ den Rechtsſatz von der Vorentſcheidung 
für das Gebiet des rechtsrheiniſchen Bayerns in einer Entſcheidung vom 8. Mai 
1883 als „auf der organiſationsmäßigen Koordination der Gerichts- und 
Verwaltungsbehörden“, — in einer Entſcheidung vom 30. Dezember 1884 als 
„auf anerkanntem Gewohnheitsrechte und feſtſtehendem Gerichts— 
gebrauche⸗ beruhende Rechtsnorm anerkannt, gemäß „dem ſtaatsrechtlichen 
Fundamente“ des Rechtsſatzes, d. i. der Koordination der Gerichts: und Ver: 
waltungsbehörden, vdenjelben jedoch auf Akte der Ausübung eines 
Hoheitsrechtes befchränft und im Anwendung dieſer Einſchränkung den 





i) Bal. von den in Seite 444 ff. Note! aufgeführten Erkenntniſſen, insbefondere das Erkennt: 
niß — April 1848. Bl. f. RU. Bd. XIII S. 333; vom 25. Juni 1858 R.Bl. S. 930; 
vom 20. Juli 1858 R.Bl. ©. 1036 ; vom 20. März 1879 6. u. B.-Bl. Beil. I ©. 6. 

?, Ansbefondere in den Fällen: Seite 446 Note 1 Nr. 20, 21, 22, Fülle, in denen die 
Sadıe „jerbit vor den zuftändigen Adminiftrativbehörden noch gar nich ausgetragen war, 

2) Val. Seite 444 u. 445 Note 1 5. B. Nr. 3, 4, 5, 6, 7, 11, 12 (Erf. vom 13. Sep— 
tember 1868 R.Bl. S. 2179), Nr. 14. 

#4) Seite 445 Note 1 Mr. 16, 17; Erk. vom 5. November 1872 Rbl. ©. 2600 und 
vom 7. Februar 1878. Gej.- und B.:Bl. Beil. III ©. 14. Das Erkenntniß vom 
5. November 1872 bezeichnet die vorgängige adminijtrative Feſtſtellung der Haftungs— 
verbindlichkeit als Vorbedingung der Klageſtellung; das Erkenntniß vom 7. Februar 1878 
ertlärt, daß die nachträgliche Betretung des ABA nicht ausgeſchloſſen jei. 

5) Das Erf. vom 20, März; 1879, Sei. BB. Beil. I ©. 7 anerkennt, daß der 
Betretung des Zivilrechtsweges {ediglich die Suspenfivwirkung gegenüber der Enticeidung 
der Verwaltungsbehörde verjagt iſt. Wal. Blätter f. adminiftr. Braris Bd. XXXIII 
©. 155 Note 100. 

% Das Erkenntniß vom 20. Juli 1858 R. Bl. ©. 1086 führt noch wörtlich das 
Suftizminifterialvejfript vom 31. März 1824 an, in welchem der fraglide Rechtsſatz noch 
unter Bezugnahme auf die Beſtimmungen der Art. 432 und 433 des IL. Theilä des St. 
G. B. von 1813 begründet iſt. 
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Rechtsſatz auf die zivilrechtliche Verfolgung von Erjfaganfprüchen aus Amts: 
handlungen, welche fich auf dem Gebiete der Bejorgung wirtbichaftlicher An- 
gelegenheiten und vein privatrechtlichen Verkehrs bewegen, für nicht anwendbar 
erklärt.') 


Für Bayern diesjeits und jenfeits des Rheines kommt zunächſt in Frage, 
ob die VBorentjcheidung eine Verlegung der Verfafiungsgrundjäge der Gleichheit 
vor dem Gejeße und der Unaufhaltbarfeit der Rechtspflege enthält.”) 

Diefe Frage kann felbftverftändlich nur nach dem Standpunfte der Ge- 
jebgebung zur Zeit der Einführung der Verfaſſung beurtheilt werden umd 
beantwortet fich dahin, daß die Verfaſſungsurkunde willfürliche Eingriffe in 
die nach den beftehenden Gefeßen inmerhalb der durch diefe gezogenen Grenzen 
begründete und organifirte Nechtspflege ausjchliegen wollte. 

Später eingetretene Aenderungen der Anſchauungen können nicht zur 
Snterpretation früher erlafjener Gejehe verwerthet werden. Zur Zeit der 
Einführung der Verfaffung wurden die VBorfchriften der Sonjtitution vom 
22. frimaire VIII zweifellos ebenjo als reine aha —— erachtet, 
wie die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches von 1813 über die ſtrafgerichtliche 
Verfolgung von Beamten. Trug der nach Einführung der Strafprozeßnovelle 
vom 10. November 1848 vi verbliebene Reſt den Charakter eines Privi- 
legiums und zog der Fall diejes Vorrechts auch den Fall der Konſt. v. 22. 
frimaire VIII in ihrer jtrafrechtlichen Seite nach fich, ſo ändert dies nichts 
an der Thatfache, daß dieſe Konftitution als nicht im Widerjpruch mit dem 
Sinne der die Sicherheit und Unabhängigfeit der Nechtspflege verbürgenden 
Beltimmungen der Berfaffungsurfunde jtehend und demgemäß, wie dies aud) 
die Praris anerfennt, al3 nach Einführung der Verfaſſung in Geltung geblieben 
zu erachten ilt. 

Für die Beurtheilung des gegenwärtigen Nechtszuftandes ift für die Pfal; 
demnach lediglich die Thatjache in Betracht zu ziehen, daß die Konjtitution 


) Sammlung der Enticheidungen des kgl. bayer. Verwaltungsgerichtöhofes Bd. II 
©. 609, Bd. IV ©. 170, 467, 549, Br. V S. 142, Bd. VI ©. 20. al. insbejfondere die 
Begründung der Entjcheidungen vom 29. März 1881 Bd. TI ©. 609, vom 8. Mai 1883 
©. Bd. IV ©. 467 u. 469, vom 19. Februar 1884 ©. Bd. V S. 142, 147 und vom 
30. Dezember 1884 ©. Bd. VI ©. 20, 22, und 23. Schon die Enticheidung v. 19. Febr. 
1884 ſchränkt die Borenticheidung des Verwaltungsgerichtähofes auf die Frage der perfönlichen 
Rerantivortlichkeit der üffentlihen Beamten für ihre im Namen des Staates vollzogenen 
Afte gegenüber dem Publitum ein. Die Begründung beruht aber auf einer Anterpretation 
der reichsgeſetzlichen Borenticheidung. Die Enticheidung vom 30. Dezember 1884 jtellt 
dagegen den landesrechtlihen Nechtsfag in dem dargeftellten Sinne feit. Die Begründung 
der Entjcheidung v. 30. Dezember 1884 bemerft S. 23 unter Berufung auf die Bejtätigung, 
welche die Nectsnorm durd) vieljährige konjtante Redytiprechung des oberjten Gerichtshofes 
in jeinem Senate für Kompetenzkonflikte erfahren, es fei immer vorausgejeßt worden, daß 
die zu beurtheilende Handlung oder Unterlafiung fid) auf die Ausübung jtaatliher Hobeits- 
rechte bezogen babe, — die in Rede ftehende Vorentſcheidung habe u Semeindebeamten 
nad) den bis zum 1. Oftober 1879 im diesrheinischen Bayern giltigen Rechtsnormen nur 
injoweit Pla gegriffen, als diejelben zur Ausübung jtaatlicher mit obrigfeitlichen Zwangs— 
befugnifien verbundener Funktionen berufen geweien und die Gejegmäßigkeit der Ausübung 
jtaatlicher Hoheitsrcchte in Frage gefommen jei. Daß dies nicht der Fall war, zeigen in 
befondere die in S. 445 Note 1 unter Wr. 16, 17, 18 aufgeführten Enticdeidungen. (Die Begründung 
der Enticheidung vom 30. Dezember 1884 verweist auf die Ausführungen der Abhandlung 
„zur ans der Beamtenhaftpflicht in den Blättern für administrative Praxis“ Bd. XXXIII 
S. 51 ff.) 
Verfaſſungsurkunde Einleitung, dann Tit. IV $ 8, Tit. VIII $ 3 und 4. 


KR. Yippmann: Serichtliche Verfolgung öffentlicher Beamter. 451 


vom 22. frimaire VIII nebit den biezu erlaſſenen gejeglichen Beltimmungen, 
nur joweit fich dieſe Vorjchriften auf Straffachen beziehen, aufgehoben ift. 

Für Bayern diesjeits des Nheins ift aber bei dem Mangel einer 
gejeglichen Beltimmung die ‚Frage, ob der binfichtlich der VBorenticheidung auf 
dem Gebiete des Zivilrechts aufgejtellte Grundſatz in der That einen Nechtsfat 
des bayerischen Yandesrechtes bilde, nach zwei Nichtungen zu prüfen, nämlich 
ob er fih als eine nothbmwendige Entwidlung der formellen und materiellen 
Scheidung der Juſtiz und der Adminijtration, der jtaatsrechlichen 
Scheidung und Abgrenzung der verjchiedenartigen Wirfungskreife der Staats: 
bebörden darjtellt, oder ob er mindejtens kraft des Gewohnheitsrechtes 
begründet jei. 

Wie die bisherige Darjtellung gezeigt, wurde der fragliche Nechtsjab aus 
Gründen der Opportunität, aus dem Gefichtspunfte der Oberaufficht und Dis: 
ziplinargewalt und aus der Koordination der Juſtiz- und Berwaltungsbehörden 
und der dadurch begründeten gegemfeitigen Unabhängigkeit zu rechtfertigen verfucht. 

Zwedmäßigfeitsgründe fünnen, jo wenig auch gerade im Ddiejer 
Frage ihr Gewicht verfannt werden mag, in Ableitung und Entwicklung eines 
Nechtsjages aus allgemeinen Prinzipien zur Begründung einer Anficht nicht 
ausreichen, deren Nichtigkeit fi) nicht als nothwendige Folge der allgemeinen 
Srundfäge ergibt, in welchen eben der zu entfaltende Stern geborgen jein joll. 

Anerfannt ift, daß der Beamte, infoweit er aus einer Amtshandlung zivil: 
rechtlich belangt werden kann, nad) privatrechlichen Normen für die Schadens- 
verurjachung haftet, und daß für die privatrechliche Klage gegen den Beamten 
die Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte begründet iſt.“) 

Vorausſetzung des privatrechtlichen Anfpruches auf Schadenserſatz ijt aber 
die Nechtswidrigfeit der Handlung des Beamten, ein jchuldhaftes Verfahren, 
jei es, daß es ihm als Böswilligkeit, oder als Fahrläfjigkeit zur Laſt gelegt 
werden kamn. 

Für die Disziplinäre Beurtheilung der Amtshandlung eines Beamten 
ift die Bedeutung derjelben für fein dienjtliches Verhältniß maßgebend. 

Der Thatbeftand eines Ddisziplinär zu abndenden Berichuldens kann, 
muß aber nicht mit dem eines die zivilrechtliche Haftung begründenden Ber: 
Ichuldens zufammenfallen. Die zivilrechtliche Haftung ift von der disziplinären 
Ahndung ebenfo umabbängig als diefe von dem Urtheile des Zivilrichters. 
Für die zivilrechtliche Benrtheilung des Schadenserfaganfpruches kann nad) 
Neichsrecht eine dDisziplinäre Entſcheidung um fo weniger präjudizielle Bedeutung 
haben, als nicht einmal eim ftrafgerichtliches Urtheil für den Zivilrichter 
bindend iſt.“) 

Auf Grund der Scheidung der Gewalten und des Prinzips der gegen: 
jeitigen Selbjtändigfeit der Gerichts: und VBerwaltungsbehörden ftellen auch 
Seuffert md Pözl, die für die bayerische Praxis einflußreichiten Autoren, 
— erjterer allerdings mit einer Bejchränfung, den Grundſatz auf, daß vor 
Angehung des Zivilrichters die Entjcheidung der höheren Berwaltungsitelle über 

1) Hauier a. aD. Bb. IV, ©. 281. Die dajelbjt zitirte Stelle aus Kreittmanys 
Anmerkungen zum Cod. Maxim. eiv, V c. 24 $ 10 lit. e „und falls derjelbe in oflicio 
offenbar erzedirt, jo wird auch diefer Exzeß nicht mehr pro actu publico, jondern mere 
privato gefchägt.“ 

8143.19 EG. 3 3-80. Haujer a. a.D., Bd. IV, ©. 283. Die Unzu— 
länglichkeit der Begründung auf die Disziplinargewalt ift auch anerfannt in der Abhandlung 
der Blätter für adminijtrative Praxis „ur Frage der Beamtenhaftpflicht.” Bd. XXXIII, ©. 76. 
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die Geſetzmäßigkeit, beziehungsweile Nechtswidrigfeit der Amtshandlung einzu— 
holen jei, obwohl gemeinrechtlich wenigitens nad) überwiegender Meinung aud) 
aus dieſem Gefichtspunfte das Erforderniß der Vorentjcheidung nicht für be— 
gründet erachtet wird.”) 

Die Berfolgung diefes Gedankens führt zu einer Auffaffung, welche an: 
Icheinend mit voller Berechtigung die Frage der Vorentſcheidung als reine 
Zuftändigfeitsfrage erfaßt. 


3) Seuffert, Kommentar über die bayer. Gerichtsordnung, II. Aufl. Bd. I ©. 209. 
Da für Seuffert die Scheidung der Zuftändigkeiten den durchſchlagenden Grund gebildet, 
ift zwar nicht aus einer ausdrüdlichen Begründung, jedoch einerjeits aus der Stellung des 
Grundſatzes im Syſtem unter die Lehre von den Nechtsjachen, welche nad) verichiedenen Be: 
ziehungen als Zivilprozeh: oder Verwaltungsiachen ericheinen (5. 202), andererjeits aus dem 
Nusichluffe der Klagen zn entnehmen, welde auf von Beamten während der amtlichen 
Thätigfeit begangene, jedod) mit derjelben nicht in einem Zuſammenhang ſtehende Rechts— 
verlegung begründet werden. &. 211. — Seuffert beruft fi, was die Literatur betrifft, 
u. AM. auf Mittermaier im Archiv für ziviliftiiche Praris Bd. XII, ©. 417 und auf 
Pfizer über Verwaltungsjuftz ©. 173, 

Poezl, Lehrbuch des bayer. Verfajiungsrechtes V. Aufl. ©. 431 und 487 begründet 
in der Lehre von der Polizeigewalt den Sag, daß bei Schadenserjagklagen wegen durd die 
Polizei zugefügter gejegmwidriger Handlungen die Vorfrage, ob die Handlung gejegwidrig 
jei, nur von der höheren, beziehungsweile höchſten Verwaltungsbehörde entſchieden werden 
könne, als folgerechte Anwendung der Selbjtändigkeit und Unabhängigkeit der Polizei von 
den Gerichten (S. 431). Im der Lehre von den Staatödienern S. 487 ſtellt Boezl den 
Sa auf, daß Beamte wegen Verlegung von Privatrechten durch rechtswidrige Handlungen 
und Unterlaſſungen auf Erſatz gerichtlid belangt werden fünnten, wenn die vorgelegte Behörde 
die Handlung als widerrechtlid anertannt habe, und verweiſt über die Frage auf JZahariae, 
Staat und Bundesrecht Th. II, ©. 53. Auf die richterlihen Beamten hält Poezl nah 
$ 185, Wr. 9 und $ 182, Wr. 8 den Grundſatz wohl nicht für anwendbar. Hinfichtlich der 
Haftung des Beamten in den Füllen des Art. 20, Abi. 5 d. P.-&t.:G.B. v. 1871 enthält 
ſich Poezl der Aeußerung einer eigenen Meinung. Mittermaier äußert am angeführten 
Orte ohne jelbitändige Begründung, die VBorfrage, ob der Beamte die Grenzen feiner ihm 
amtlich zufommenden Gewalt überichritten, gehöre freilich in der Hegel zur Enticheidung vor die 
adminijtrative Oberbehörde, und führt zur Begründung Pfeiffer, praftiiche Erörterungen Bd. II, 
©. 370, und Pfizer ©. 173 an. Pfizer über die Grenzen zwiſchen Verwaltungs und 
Ziviljuſtiz 1528, ©. 172 ff. begründet das Erfordernii der vorgängigen Entſcheidung der 
Berwaltungöbehörbe auf die auffehende Gewalt, läht dasjelbe fallen, injoferne eine 
bejtimmte Unterlajjung zufolge der beitehenden Gejege ausdrüdlic als ein Gegenjtand einer 
privatrechtlicden Verhandlung bezeichnet oder die Ueberjchreitung der Grenze ſchon an und 
für jih Far ift, und führt zur weiteren Begründung an „außer diefem würde der Beamte 
der Willkür der Einzelnen zu ſehr ausgefept fein, wenn er wegen jeder Amtshandlung 
vor den BZivilgerichten belangt werden könnte.“ Pfeiffer — Praktiihe Ausführungen aus 
allen Theilen der Rechtswilienichaft Bd. III, S. 374 und 379 — bejtreitet entichieden, daß nad) 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen die Zuläffigkeit der Klageſtellung von einer Entjcheidung der 
Verwaltungsbehörde oder der Negierungsgewalt bedingt werden dürfe. Das Erkenntniß über 
die behauptete Verlegung des Privatrehtszujtandes ſei in der wejentlichjten und eigenthüm— 
lichten Sphäre des Nichteramtes enthalten; die rechtliche Verhandlung feiner Rechtsjahe — 
aljo aud von Klagſachen gegen Staatsbeamte wegen Mißbrauchs ihrer Amtsgewalt — dürfe 
von einer befonderen Erlaubniß abhängig gemacht fein. Zahariae, deutiches Staats: und 
Bundesrecht III. Aufl, II. TH, $ 140, ©. 60 jagt, — daß die Anftellung der Zivilklage 
auf Schadenserfag oder Privatgenugthuung nicht dadurch bedingt jei, dab die vorgejeßte 
Behörde die Widerrechtlichkeit der Handlung des Beamten anerfannt habe, leide gemeinredt: 
lich feinen Zweifel. 

Auch im Reichstag wurde vielfach darauf hingewiefen, daß nad) gemeinem Rechte eine 
Vorentiheidung nicht begründet jei. Hahn, Materialien zu dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
II. Abth. Miquel ©. 1449. Strudmann ©. 1453. Gneiſt ©. 1465. Windthorit 
©. 1530. Hänel ©. 1632. Hiebei wurde auch ausdrücklich hervorgehoben, daß der Reichs: 
tag es fonjequent verweigert habe, daß die landesgeſetzlichen Beitimmungen auf die Neichs- 
beamten Anwendung finden jollten a. a. O. 1455, 1462. 
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Aus der ftaatsrechtlichen Scheidung der verfchiedenen Wirkungskreiſe der 
Staatsbehörden wird gefolgert, daß die Entjcheidung über die Nechtmäßigkeit 
oder Unrechtmäßigfeit eines Staatsverwaltungsaftes derjenigen Staatsbehörde 
im Inftanzenzuge zuftehe, deren Wirkungskreis die zu behandelnde Angelegen- 
heit angehöre. 

Der durch eine Amtshandlung Beichwerte habe zunächit Abhilfe durch die 
zuläfligen Nechtsmittel bei den hiefür zuftändigen Organen zu fuchen. Die 
Entjcheidung über die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigfeit einer Verwaltungs: 
maßregel oder ihrer Unterlajjung falle, abgejehen von den Durch befondere 
Normen begründeten Ausnahmen, in den Zujtändigkeitsbereich der Organe der 
Verwaltung. Was für die Abhilfe gelte, müſſe auch für die Feſtſtellung der 
Grundlage des zivilrechtlichen Anſpruches — die Nechtswidrigkeit der Amts- 
handlung — gelten. Durch die gerichtliche Entjcheidung, ob und in welcher Weije 
oder in welcher Richtung die dem VBerwaltungsgebiete angehörige Mafregel 
hätte getroffen oder unterlafjen werden fullen, wirden die Gerichte in das Ge— 
biet der Verwaltung eingreifen, oder, wie Haufer folgert, eine Thätigkeit 
der Berwaltungsrechtspflege ausüben.') 

In weiterer Ausführung diefer Auffaflung gelangt Haufer zu der Unter- 
ſcheidung zwijchen der Entjcheidung über die objektive Nechtswidrigfeit 
der Berwaltungsmaßregel und der Entjcheidung über das jubjeltive Ver— 
halten des Beamten, der Feititellung des dienftlichen Verſchuldens. Erft nad) 
Entjcheidung der Zuftändigkeitsfrage komme leßtere als Frage der Zulaffung 
der gerichtlichen Verfolgung in Betracht; nur diefe falle unter die Beitimmung 
des $ 11 Abf. 2 des E.G. 5. G.-8.:6. 

Aus allgemeinen AZuftändigfeitsgrundfägen laſſe fich aber eine Ver— 
waltungszuftändigfeit fiir die Beurteilung eines dienftlichen Verſchuldens im 
Sinne einer Bräjudizialfache für die zivilrechtliche Verfolgung nicht begründen.?) 

Daß der durch einen VBerwaltungsakt Beſchwerte nicht mit Umgehung der 
zur Entjcheidung in der Sache berufenen Verwaltungsinftanzen die Gerichte 

) Haujera. aD. Bd. IV, ©. 286 fi., 289, Bd. VE. 20 u. 21. Bl. f. adm. Praris 
Bd. XXXIH, ©. 71 ff. Diefe Begründung erhält jhon in ihrer Formulirung eine gewifie 
Verſchiebung der quaestio decidenda. 

Bildet die Nechtswidrigfeit der Handlung des Beamten — die Unrechtmäßigkeit der 
rechtöverlegenden Handlung oder Unterlaffung die Vorausſetzung des privatrechtlichen An- 
Ipruchs, jo lautet die an den Richter gelangende Frage nicht, ob und im welcher Nichtung die 
Mafregel hätte getroffen oder unterlafjen werden jollen, jondern allein dahin, ob die be 
ſchwerende Mahregel innerhalb der dem Beamten zugemwiejenen Zuftändigfeit getroffen werden 
durfte, oder ob die unterlafiene Maßregel getroffen werden mußte; m. a. W. eine Er- 
mejjensfrage fann nicht die Bafıs eines Einaneisreiopanipruiben und demgemäh; aud) 
nicht den Gegeuſtand vichterlicher Beurtheilung bilden. 

2) Haufer a. a. DO. Bb. IV, ©. 289, Nr. V, ©. 20, ©. 22 Note 42. Der Verfaſſer 
der mehrerwähnten Abhandlung in den Blättern für adminiftrative Praxis Bd. XXXIII 
gelangt dagegen auf Grund der Argumentation, aus der Unzuftändigkeit der Gerichte, einen 

ft der Staatögewalt als unrechtmähig zu bejeitigen oder eine Berwaltungshandlung als 
geboten zu erflären, ergebe ſich von jelbjt auch) deren Unzuſtändigkeit, über die Unrechtmäßigkeit 
der renden Handlung oder Unterlaffung als Grundlage und Vorausſetzung bon 
Entihädigungsanfprüchen zu befinden ... . zur Vorentſcheidung, a. a. O. 6. 73 fi. 
Die Grundlage diefer Argumentation bildet der Sat: Die Beurtheilung der Rechtmäßigkeit 
oder Unrehtmäßigfeit der Amtshandlung kann nur dem zuftehen, der die getroffene Maß— 
regel aufzuheben oder die unterlafiene anzuordnen hat. Man darf fih die Amtshandlung 
nur als Grundlage oder Segenftand einer ftrafbaren Handlung, eines AmtsdeliftS oder eines Ver— 
gehens de3 von der Amtshandlung Betroffenen, denken, um die Hinfälligkeit der Folgerung 
der ausſchließlichen AZuftändigkeit zur Benrtheilung der Nechtmähiafeit der Handfuna aus 
der Zuftändigfeit in der Sache zu erfennen. Vgl. ©. 455 Wote 1. 

Annalen dese Deutihen Weiche. 1885. 31 
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angeben kann, muß ebenfo anerfannt werden, als daß die Erflärung der Un: 
begründetheit der Nechtsverfolgung in der zuftändigen legten Inſtanz den 
angegriffenen Akt der Staatsverwaltung zu einem rechtmäßigen jtempelt') und 
eine zivilrechtliche Verfolgung des Beamten ausschließt. Die Ausjchliegung 
mag jelbjt dann zugegeben werden, wenn dienoch mögliche Abhilfe des Schadens 
bei den zuftändigen Organen nicht gejucht wurde.) 

Die Ausjchließlichkeit der Zuftändigfeit der Verwaltung zur Entfcheidung 
über die Rechtmäßigkeit oder Unvechtmäßigfeit eines Berwaltungsaftes ift — inſo— 
ferne nicht Eraft bejonderer Normen die Entjcheidungsbefugniß den Gerichten 
übertragen ift — zweifellos injofern begründet, als es fih um die Erijtenz 
diejes Altes auf dem Gebiete der Verwaltung — feine Aufrecht erhaltung 
oder Aufhebung handelt. 

Diefe Zuftändigkeit läßt aber gerade für die Frage der Feſtſtellung des 
dienstlichen Verjchuldens ein weites Vacuum. 

Soll die Feſtſtellung der objektiven Nechtswidrigfeit durch die Entſcheidung 
der Sache von Seite der ſachlich zuftändigen Berwaltungsbehörde erfolgen, 
jo mangelt diefe „ausschließlich in der Zuftändigfeit der Berwaltungsbehörde 
gelegene Feitftellung“ in allen Fällen, in welchen die vorgejegte Stelle als 
Inſtanz überhaupt eine Entjcheidung nicht zu treffen hat.?) 

Für eine Neihe von Fällen — 3. B. Klagen wegen Injurien, Körper: 
verlegungen, falſcher Anzeigen, Bermögensbefhädigungen aus unachtfamer 
Geichäftsbehandlung vder aus Verzögerungen — fann jomit eine Feftftellung der 
Widerrechtlichkeit der Amtshandlung oder des dienftlichen Verſchuldens aus der 
ſachlichen BZuftändigfeit der Verwaltung nicht abgeleitet werden. 

Damit ijt feineswegs ausgejchlofien, daß eine Entfcheidung der vorgefeßten 
Behörde erwirft werden fünne. Dieje ift aber dann feine Inſtanz-, jondern 
eine Disziplimnarentjcheidung. Würde der Grundjaß der Koordination der 
Gerichte und VBerwaltungsbehörden in der That die VBorentjcheidung der Ber: 
waltung über das dienstliche Verſchulden erfordern, jo hätte diefelbe auf dem 
Gebiete des Strafrehts nicht fallen dürfen. ine einfchneidendere und 
folgenreichere Kritif eines Verwaltungsaftes kann wohl nicht gedacht werden, 
als die Büßung des Urhebers mit Vermögen oder Freiheit. 

Andererſeits beweiſt wiederum das Strafrecht die Unrichtigfeit und Un- 
durchführbarfeit des aus dem Koordinationsprinzip gejchöpften Grundjages, daß 
ein Alt der Verwaltung nicht unter die richterliche Beurtheilung geftellt werden 
fünne, da in allen Neaten, deren Thatbejtand ſich auf eine Verlegung der 
öffentlichen Autorität begründet, Die Zuftändigfeit des angegriffenen Organes 


1) Hauſer a. a. D. Bd. IV, ©. 287. 

®) Haujer.a. a. D. Bd. IV, ©. 285 weiſt darauf bin, daß jelbit die Klage get e 
Herichtsbeamte wegen jhuldhafter Beſchädigung davon abhängig gemacht werde, dal der 
fhädigte Abhilſe durch Nedytsmittel nicht erlangen konnte und wenigjtens dann be 
werde, wenn er freiwillig feinen Gebraud von denjelben gemacht habe. Kreittmayer 
bemerlt in den Anmerkungen über die bayerische Gerichytsordnung zu der Beſtimmung der- 
felben über die Synditatöflage ine. XVI S 33. 1, wonad „bei der fogenannten Syndilats« 
Hage dem Kläger auf gemadjten binlänglichen Beweis zum Erfag des ihm durch ungerechtes 
und jchuldhaftes Verfahren des Richters zugegangenen Schadens verholfen werden 
joll,* der zugegangene Schaden eriftire erjt dann wirklich, wenn derjelbe auf andere 
Weife nicht mehr erholt werden könne, weil die actio syndicatus mere subsidiaria jei. Arm. 
zuc. XVL,88, an d. 

) Vergl. ©. 444 u. 445 Note 1, Nr. 1—12, 16, 17, 18, 
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und die Rechtmäßigkeit der Amtshandlung als wejentliches Thatbejtandsmoment 
zunächft vom Nichter zu prüfen ift.') 

Gerade die gegenfeitige Unabhängigkeit der Gerichte und Verwaltung for- 
dert, daß auf jedem Gebiete das diefem Zugewielene in der Geſammtheit 
feiner Beziehungen gewürdigt und entjchieden werde. 


So ijt insbejondere anerfannt, daß die Zuftändigfeit der Gerichte in der 
Entjcheidung eines privatrechtlichen Anfpruches fich auf die Entjcheidung öffentlich- 
rechtlicher Vorfragen erftredt.?) Die Zujtändigfeit zur Findung und Erlafjung 
des Urtheils als des rechtlichen Schlußrefultates fchliegt nothwendig die Zu— 
ftändigfeit zur Feſtſtellung und Beurtheilung der diefes Schlußrefultat beding- 
enden Prämiſſen in fich, gleichviel auf welchem Gebiete diefelben Liegen. 

Undererjeit3 befindet fich die Berwaltung in der Lage, in gleicher Selbit- 
jtändigfeit über zivilrechtliche VBorfragen zu entjcheiden, wie ja insbefondere auf 
dem Gebiete des Finanzweſens die Enticheidung über Steuer, Tar: und 
Stempelpflicht die jelbitjtändige Beurtheilung zivilrechtlicher Borfragen, 3. B. 
über eheliche Güterverhältnijje, erbrechtliche Verhältniffe, Vollendung und Art 
der Verträge vorausfeßt. 

Im Gebiete der Verwaltung ſelbſt kann innerhalb der wieder gejchiedenen 
Nejjorts ein und dasſelbe Nechtsverhältniß, z. B. der Staatsangehörigkeit 
bezüglich der Steuerpflicht und des Genufjes einer öffentlichen Stiftung, einer 
verjchiedenartigen Beurtheilung unterliegen?) 


Das Gebiet der Rechtspflege ſelbſt weiſt aber gemäß der auf ausdrücdlicher 
Geſetzesbeſtimmung beruhenden Unabhängigkeit des Zivilrichters von dem ftraf- 
gerichtlichen Urtheil die eingreifendfte Möglichkeit der Verſchiedenartigkeit der 
Beurtheilung auf. Der von der Anklage eines Bergehens der Körperverlegung 
Treigejprochene kann von dem Bivilgerichte zu einer Entfchädigung verurtheilt, 
der Verurtheilte, die Strafe Verbüßende von dem Ziwilrichter auf Grund der 
Annahme, daß er fi im Nothivehr befunden, ja fogar, daß nicht er der 


) Vergl. $ 113—119 d. St⸗G.B. Widerjtand gegen die Staatsgewalt, $ 137 d. SteG. B. 
Bergehen wider die Öffentliche Ordnung, $ 267 Fälihung einer öffentlihen Urkunde, $$ 327, 
— d. St.“G.B. Verletzung von Abſperrungs-oder Aufſichts-Maßregeln oder Einfuhr— 
verboten. 

2) Seuffert Kommentar zur bayer. Gerichtsordnung II. Aufl. Bd. I ©. 163 fi. 
Note TO— 74, 

Haujer a. a. D. Bd. IV ©. 257 fi. 

Begründung des Entwurfs der Zivilprozehordnung in Hahn's Materialien zur Zivil- 
prozehordnung I. Abth. ©. 217. 

8 139 der Zivilprozeßorduung für das Deutiche Neih. „Das Gericht fann, wenn 
die Entſcheidung des Rechtsſtreites ganz oder zum Theil von dem Beſtehen oder Nichtbejtehen 
eines Recdtsverhältniffes abhängt, welches . . . von einer VBerwaltungsbehörde feſtzuſtellen 
ift, anordnen, daß die Verhandlung bis zur Enticheidung der Verwaltungsbehörde auszuſetzen 
jei.” Diefe Ermächtigung, die Feititellung der öffentlichrechtlichen Vorfrage von Seite der 
Berwaltungsbehörde, (bezw. des VBerwaltungsgerichts) abzuwarten, ſetzt aljo die Zuftändigfeit 
des Prozeßrichters voraus, die öffentlichrechtliche Borfrage jofort zu entjcheiden. 

Gaupp, die Zivilprozehordnung für das Deutſche Reich Bd. I ©. 394. 

Seybdel, die Verwaltungsrechtspflege in Bayern in den Annalen des Deutjchen 
Reiches 1885, ©. 231 unter Hinweifung auf den Gegenſatz des franzöfiichen und deutjchen 
Rechts, deren erſteres im folgerichtiger Durchführung der Trennung der Juſtiz von der 
Verwaltung die question pröjudieielle des Berwaltungsrechts der Entſcheidung der zuftändigen 
Berwaltungsbehörde zumeiie. 

2) Haujera. a. DO. Bd. IV, ©. 257 — 263, 
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Thäter getvefen, von der gegen ihn erhobenen Entſchädigungsklage entbunden 
werden.!) 

Die Feftftellung der Prämiſſen einer innerhalb der zugewiejenen Zu: 
ftändigfeit zu treffenden Entjcheidung fchließt alfo die Entfcheidung über Nechts- 
verhältniffe in fich, deren Beurtheilung, wenn fie felbjtändig und losgelöſt 
von dem Nechtsverhältnifje, deſſen Vorausfegungen fie bilden, zur Entjcheid- 
ung kommen, auf einem anderen Rechtsgebiete Itegt. 

Diefe Entfcheidung der Vorfrage betrifft alſo die materiellen Voraus— 
jegungen der quaestio decidenda, im Zivilprozefje die thatſächlichen und recht: 
lichen Vorausfegungen des erhobenen Anſpruchs.“) 

Da aber formell und materiell nur ein Präjudizialverhältniß gegeben ift, 
fo hat diefe Entjcheidung der VBorfrage auch nur die Bedeutung und Wirkung 
eines Entfcheidungsgrundes und erſtreckt fi in Feiner Weife auf das Rechts— 
gebiet, dem das Nechtsverhältniß in feiner jelbjtändigen Erſcheinung ange: 
hören würde.?) 


ı) Wäre die Zuftändigkeit der Verwaltung zur Vorentjcheidung kraft der Scheidung 
der Juftändigkeit dev Juſtiz uud der Verwaltung begründet, jo wäre die Borenticheidung 
bei Klagen aus dem Strafgejege verfallenen Amtshandlungen jo wenig ein Eingriff in die 
Auftändigkeit der Gerichte, als das Zivilgericht in die Buftändigteit des Strafgerichts ein- 
greift, wenn es den Freigeſprochenen zum Scadenserjag verurtheilt oder den Berurtheilten 
von der Schadenserjagflage entbindet. 

Das Erkenutniß des o. 8.9. v. 18. Dez. 1875 begründet den Ausſchluß der Vor— 
enticheidung bei Klagen aus dem Straigefepe verfallenen Amtshandlungen auf das Koordi— 
nationsprinzip im umgefcehrter Anwendung; mit der Vorentjcheidung würde den Bermwaltungs- 
bebörden ein Eingriff in die Zuſtändigkeit dev Gerichte geftattet werden. Siehe oben 
©. 444 N. 1. Nr. 7. 

3.8. das Stadtbürgerreht als Vorausiegung des Erbrechts der Ehegatten, dns 
Beſtehen eines öffentlichen Weges als Vorausſetzung eines Anſpruchs auf Leiftung des 
Intereſſes wegen Mangels der zugeficherten Eigenſchaft des Kaufobjekts, — die Ausländer: 
eigenschaft als Vorausjegung des Anſpruchs auf Leiſtung einer Prozeßkaution, — Fragen, 
welche an ſich dem üffentlihen Mecdte angehören und von dem Geſetz vom 8. Auguſt 1878, 
die Errichtung des Verwaltungsgerichtspofs u. ſ. w. beir., in A. 8, 3. 1, 26 und 34 ausdrüdlich 
als Bermwaltungsrechtsjachen erflärt find. 

3) Anders verhält es ſich matürlich, wenn pojitive Beitimmungen die Bräjudizialfrage 
der Entjcheidung der ordentlichen Gerichte entziehen. Ein foldhes Präjudizialverhältniß 
begründet $ 155 des Wej., betr. die Verhältnifie der Neihsbeanmten vom 31. März 1873 
(RGBl 1873 ©. 61), wonach die Enticheidung der Disziplinar-Berwaltungsbehörden über 
die Entfernung des Beamten aus den Amte, einſtweilige vder definitive Berjepung in den 
Ruheſtand oder vorläufige Enthebung vom Dienfie und über die Berbängung don Ordnungs— 
jtrafen für die Beurtheilung der vor den Gerichten geltend gemachten vermögensrechtliden 
Anfprüce maßgebend find. 

Gerade das Neihsbeamtengefeg kennt aber feine Vorentfcheidung, 88 13 und 154 
des Gef. E. Löning, Lehrbucd des deutjchen Verwaltungsrecht ©. 126 W. I. Haufer, 
a. a. O. Bd. IV, ©. 253. 

E. Löning, a. a. D. ©. 786 führt aus, in einem bürgerlichen Recdtsftreit habe das 
Gericht die Vorfrage der Widerrechtlichkeit der von einem Beamten als Beamten vorgenommenen 
Handlung ebenjo zu beantworten, wie jede andere dem öffentlichen Nechte angehörige Vor— 
irage. Das Gericht greife durch deren Enticheidung fo wenig in das Gebiet der Berwaltung 
ein, wie durch die Entjcheidung über die Nechtsgültigfeit von Befegen und Verordnungen 
in das Gebiet der Geſeßzgebung. Die Enticheidung der Vorfrage bilde nur einen Ent: 
jcheidungsgrund für das Erkenntniß. A. M. ift Seydel, die Berwaltungsrechtspflege in 
Bayern a. a. O. ©. 231 und 232 Note 1. 

Seydel hält die auch von ihm anerkannte Zuftändigfeitäregel, gemäß welcher die durch 
die Natur des Streitgegenftandes begründete Zuftändigfeit fih auch über alle Bor: und 
BAwijchenfragen erſtreckt, in jenen Fällen nicht für anwendbar, in welchen der dem einen 
Rechtsgebiete angehörige Rechtsanſpruch objektiv nur entjtehen fann, wenn ein gleichjall& be- 
jtrittenes Rechlsverhältniß gegeben it, deiien Beurtheilung auf einem andern Rechtsgebiete liegt. 
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Die Scheidung der Zuftändigkeiten fordert alfo nur, daß die innerhalb eines 
Zujtändigfeitsgebiet3 von den im dieſem berufenen Organen ergangenen Akte 
für die Organe eines andern Zuftändigfeitsgebietes — von befonderen Normen 
abgejehen — unantaftbar find, daß jomit ein Akt der Verwaltung nur durch 
das hiezu gemäß der beftehenden Organifation berufene höhere Verwaltungs- 
organ außer Wirkſamkeit gefegt werden Fann. 

Die Unabhängigkeit in Würdigung und Entfcheidung der Prämiſſen ſchließt 
aber keineswegs aus, daß die Thatjache, daß für die Vorfrage als jelb- 
jtändige Frage die Zujtändigkeit auf einem anderen Gebiete liegt, Beachtung 
findet und finden muß. 

Die Eriftenz einer Entjcheidung des in der Vorfrage als felbftitändiger 
Frage zuftändigen Organes kann eine materielle Vorausfegung der Ent: 
ſcheidung der Sache bilden, zu welcher jene Frage nur eine Vorfrage bildet. 

Huch der Strafrichter muß das durch einen Zivilprozeh gejchaffene formelle 
Hecht, z. B. die durch einen Rechtsstreit fejtgeftellte Grengbejtimmung anerfennen.') 

Aus den oben erörterten Gründen werden im der Negel, ehe der zuftändige 
Inſtanzenzug der Berwaltung oder Vertvaltungsrechtspflege erſchöpft ift, Die 
Vorausfegungen einer zivilrechtlichen Smanfpruchnahme des Bertvaltungs: 
beamten ſowohl Hinfichtlich der Begründung des Schadens als auch hinficht: 
lid) der Begründung des Verſchuldens ermangeln.?) 


Auf Grund Ddiejer Unterſcheidung gelaugt Seydel zu dem Schluffe, daß, wenn ein 
zivilrechtlicher Entſchädigungsanſpruch gegen den Staat oder einen Beamten darauf gegründet 
werde, daß ein Berwaltungsalt vorgenommen worden fei, der dem öffentlichen Nechte nicht 
entipreche, oder dal ein Verwaltungsaft unterlafien worden jei, der nach öffentlichem Rechte 
hätte vorgenommen werden jollen, das richterliche Urtheil, welches unter Würdigung der 
Giltigkeit, bezw. des Gebotenſeins des VBerwaltungsaftes eine Entſchädigung zujpreche, über 
eine Streitfrage enticheiden würde, über die der Zivilrichter nicht entjcheiden könne. 

Aber auch 'in den oben unter Note 2 aufgeführten Fällen, in welchen die richterliche 
Zuſtändigkeit nicht bezweifelt wird, ift die Möglichkeit des Vorhandenſeins des Anjpruchs 
von dem auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts liegenden Verhältniſſe bedingt und ent: 
icheidet der Nichter über jenes die ſachliche VBorausjegung der Entjtehung des Anſpruchs 
bildende Rechtsverhältniß. 

Die Frage, ob eine amtliche Handlung hätte vorgenommen oder unterlaffen werden 
jollen, jließt die Frage der Rechtmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit derjelben in fich; mit 
legterer hat der Klageanſpruch und in Folge deſſen auch der Zivilrichter überhaupt nichts zu 
tun. ©. oben S. 453 Note 1. 

Das Reichsgericht hat auf eine gegen den Bezirkspräfidenten von Lothringen in eigenem 
Namen und in feiner Eigenjchaft als geſetzlichen Vertreter des Landesfisfus von Elſaß— 
Lothringen * polizeilich verfügter Schließung einer — erhobene Entſchädigungs— 
klage, da die Vorentſcheidung nach $ 11 des Ef⸗G. z. G⸗VeG. nicht begehrt worden war, 
ausgejprocdhen, daß das ordentliche Gericht jorwohl dem Beamten als dem Staate gegenüber 
frei zu beurtheifen habe, ob dem Beamten eine Leberjchreitung feiner Beingniffe zur Lajt 
falle, und daß auch die davon untrennbare Frage der Recht mäßigkeit der getroffenen 
polizeilichen Verfügung, jedoch lediglich zu dem durch die Klage beſtimmten Zived der Prüfung 
des Gerichts unterliege. Erf. v. 10. Juni 1881, Entſch. d. Neichsgerichts Bd. V, ©. 48. 

Ein Erf. v. 15. März 18852, Entſch. d. R-G. Bd. VL, ©. 204 beruht gleichfalls auf 
der Annahıne, daß die Gerichte unbedingt die Rechtmäßigkeit der Erlaſſe der ste 
bebörden zu prüfen haben. 

Das Reichögericht erkennt ſomit an, daß die Frage der Rechtmäßigkeit einer Amts: 
handlung an ſich als VBorfrage eines Zivilrechtsanſpruchs auf gleicher Linie mit irgend 
einer andern dem Gebiete des öffentlichen Rechts angehörigen Vorfrage ftehe 

Hahn, Materialien zur Strafprozejordnung. Begründung des Entwurfs Abth. I. 
©. 201. 

” In der Negel: Die Amtshandlung kann eine zweifellos rechtswidrige, ſelbſt unter 
das Strafgefeg fallende, mit der Folge eines damnum irreparabile jein. Dagegen fann aud) 
die Grundlofigkeit des erhobenen Anfpruchs jo vffenfichtlic fein, daß es feiner Kenntniß— 
nahme von dem Stande der Vorfrage bei der zujtändigen Behörde bedarf. 
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Wollte man aber audy aus der allgemeinen Bedeutung der Würdigung 
der Vorfrage von Seite der an fich für diefelben zuftändigen Behörde für 
die materielle Begründung des Anſpruchs eine formelle Vorausſetzung 
der Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte geftalten, jo würde man dennoch 
jelbjt für jene Fälle, in welchen die Verwaltung oder das Berwaltungsgericht 
zu einer Entjcheidung berufen wäre, nicht zu der Vorentjcheidung gelangen, 
welche hier in Frage fteht. 

Die Entjcheidung der vorgejegten Behörde bejteht in der Beftätigung oder 
Aufhebung des Afts oder der Anordnung einer unterlaffenen Mafregel. 

Die Thatſache, daß die zu entjcheidende Frage von Seite der Ober: 
behörde und des Verwaltungsgerichts eine abweichende Beuriheilung erfährt, 
befundet noch nicht ein VBerfchulden des Beamten; die gänzliche oder theilweife 
Aufhebung des Aktes oder die Anordnung einer unterlafienen Maßregel kann 
erfolgen, ohne daß ein Verſchulden des Beamten vorliegt; die fachliche Ent: 
Icheidung enthält nicht nothwendig — nicht einmal implicite — ein Urtheil 
über die Thätigkeit des Beamten. 

Sowie die Entjcheidung der vorgejegten Behörde die Grenze jachlicher 
Würdigung und Entjcheidung überfchreitet und zu einer fubjektiven Kritif der 
Thätigfeit des Beamten übergeht, betritt fie das Gebiet der Oberaufficht und 
Disziplin.') 

Läßt ſich fomit das Erforderniß der vorgängigen adminiftrativen Feſt— 
ftellung des dienftlichen VBerfchuldens aus der fachlichen Zuftändigkeit weder 
für jene Fälle, in welchen eine inftanztelle Entjcheidung in der Sade 
nicht Pla greift, noch für jene Fälle, in welchen eine jolche veranlaßt oder 
zuläßig ift, auf Grund der Scheidung der Zuftändigfeiten der Gerichts: und 
Berwaltungsbehörden und der gegenfeitigen Selbjtändigfeit begründen, jo ver— 
liert die Vorentſcheidung den Charakter einer reinen Zuftändigfeitsfrage und 
tritt der Charakter einer perfünlichen Eremtion in den Vordergrund. 

Gerade die kafuiftifch nachgewiejene Thatjache, daß in der Mehrzahl der 
zur oberjtrichterlichen Entjcheidung gelangten Fälle der Vorentjcheidung Der 
Verwaltung die Zuftändigfeit zu einer inftanziellen Entfcheidung in der Sache 
mangelt, beweift, daß die Borentfcheidung, wie fie für das diesrheinische Bayern 
insbefondere in der Rechtfprechung des oberjten Gerichtshofes aufgejtellt wurde, 
von dem Charakter einer perfönlihen Eremtion nicht zu entkleiden ift.?) 


N) Vergl. au Haufer a. a. ©. Bd. IV ©. 291. Diejer Uebergang auf das Gebiet 
der Oberaufficht und Disziplin zeigt ſich auch Aufßerlih. Die fachliche Entſcheidung wird 
ſich von perſönlicher Kritik nicht immer freihalten; wo ſie ſich aber zu einem förmlichen 
Urtheil über das Verhalten des Beamten, einem Verdikte, verdichtet, wird der Ausdruck des 
Mißfallens — wenigſtens nad) der dem Berfaffer befannten Praxis — in der Regel in 
befonderen nur für den Beamten bejtimmten Dekreten niedergelegt. So erllärt es ſich aud, 
daß die Begründung der VBorentfcheidung in den Minijterialentichliefungen, Erkenntniſſen des 
obersten Gerichtshofs und Meuferungen der Negierung, — ſiehe oben ©. 431, 4939, 449, 
vom Prinzip der Koordination aus immer wieder auf die Disziplinargewalt zurückkömmt. 

Der Borenticheid des Verwaltungsgeridhtshofes in jeiner Entiheidung vom 20. Eept. 
1882 ©. d. E. Bd. IV ©. 177: „3. B. habe in feiner Eigenfchaft als Vertreter des Bürgermeiſters 
K. von H. fi) der Unterlafjung einer ihm obliegenden Amtshandlung dadurch ſchuldig 
gemacht, dab er verjäumte, aus Anlaß der am 23. Juli 1880 erfolgten Auffindung der 
Leiche der M. die vorgeidriebene Anzeige an das Amtsgericht F. zu erftatten, ift als Ent- 
jcheid der vorgeſetzten Stelle gedadyt, ein Ausjprud der Oberaufjidhts- und Dis 
ziplinarbehörde. 

”), Haud, der Referent des Ausſchuſſes der K. d. A. zur Beratung des Gejepent- 
wuries über den Bermwaltungsgerichtshof, jpricht in feinen Erläuterungen zum Gerichtö- 


K. Lippmann: Gerichtliche Verfolgung öffentlicher Beamter. 459 


Die Verfchiedenartigfeit der Beurtheilung eines und desselben Verhältniſſes 
auf verjchiedenen Zuftändigkeitsgebieten führt zweifellos zu Inkonvenienzen, 
die mitunter jehr fühlbar fein mögen, wie denn auch ein diametraler Wider- 
Ipruch zwifchen der Entjcheidung des Strafgerichts und des Zivilgerichtes, fo 
berechtigt er je nach Umſtänden fein mag, geradezu peinlich und für das An— 
jehen der Rechtspflege nicht förderlich wirft. 

Der unabweisbare Gedanke an folche Inkonvenienzen, der gerade auf 
dem Gebiete der gerichtlichen Verfolgung von Beamten aus Amtshandlungen 
die Beſorgniß einer Schwächung der Autorität und einer Lähmung der Energie 
der Verwaltung aufzudrängen geeignet erfcheint, legt die Verlegung des aus 
ne Gründen für nothwendig Erachteten in das Gebiet der Zuftändigfeit 
nahe. 

Thatfache ift nun, daß die Vorentjcheidung in Erlafjen der Regierung 
und in Entjcheidungen der Gerichte als Zuftändigkeitsfrage behandelt wurde. 

Daß der Grundſatz der Vorenticheidung für das Ddiesrheinifche Bayern 
auf feine gefegliche Beitimmung begründet werden fann, ift anerfannt.') 

Läßt fich derjelbe auch nicht als Logische Konfequenz der Scheidung der 
Zuftändigfeiten der Gerichts: und Verwaltungsbehörden feſthalten, fo ergibt 
fi) die Trage, ob der aufgejtellte Nechtsfag kraft Gewohnheitsrechtes 
als begründet zu erachten ift. 


verfafjungsgefep für das deutſche Reich in Erörterung des $ 11 d. E.G. 5. ©.:B. nur von 
den Brivilegien de Beamtenjtandes. Gerichtsverfafjungsgefeg für das deutiche Neich 
vom 27. Januar 1877 nebjt dem Ausführungsgefege für das Königreih Bayern ©. 228. 

') Nach der Verordnung vom 3. Mai 1817, die Formation und Dienftesinjtruftion 
des kgl. Staatsrathes betr., waren die Kompetenzfonflitte dem Staatsrath zur Berathung 
überwiefen, fo daß die Entſcheidung im die Hände des Königs gelegt war. Rineder, 
Erläuterungen 3. Geſ. v. 28. Mai 1850, die Kompetenzfonflikte betr., in Dollmann, bie 
Bejepgebung des Königreichs Bayern IL. Thl., I. Bd., 5 284. — Die allerh. Entſchließung 
vom 24. Mai 1818 ijt demnach eine Entſcheidung, feine organijatoriiche Norm. Auch die 
Entichließung vom 31. März 1824 enthält mur eine Enticheidung. Nach dem damaligen 
Stande der ——— wurde die Erledigung eines Kompetenzkonfliktes zwiſchen Ver— 
waltungs- und Gerichtsbehörden bei Vereinigung der einſchlägigen Miniſterien in ihren 
Anſichten durch bloße Miniſterialentſchließung nicht für ausgeſchloſſen erachtet. Döllinger, 
Verordnungenſammlung Bd. II, ©. 233 Note 2. — 

Die Entſchließungen vom 6. Dezember 1846 und 3. Mai 1850 haben, was die Auf: 
ſtellung des allgemeinen Grundfages betrifft, nad Form und Anhalt nur den Charafter 
von Inſtruktionen. 

Die Abgrenzung des Gefchäftskreifes der Behörden muß je nad) dem Stande der Ge 
jepgebung nicht nothwendig als Akt der Geſetzgebung, jondern fann auch als ein Akt der 
jtaatlichen Verwaltung, d. h. als Bethätigung der Gejchäftsführung gedacht werden. Caband, 
das Staatöredht des deutjchen Reichs 11. Bd., ©. 208.) Bon dem Standpunkte der Nuffaflung 
der Frage als einer Balkan ge ans könnte allenfalls die Frage aufgeworfen werden, 
ob eine derartige jtaatSrechtlihe Norm auf dem Wege einer Verordnung, aljo ohne 
Beirath und Zuftimmung der Kammern, hätte erlaffen werden können. Abgejehen davon, 
daß auch die Staatsregierung dieſen Gefichtspunft nie geltend gemacht hat, bejteht feine 
Norm, welche den Sa als verbindliche Anordnung des Herrichers darjtellen und auch nur 
den mindejtens jeit Ende des vorigen Jahrhunderts für landesherrlidhe Erlafje ein: 
gehaltenen Formen (Seydel, Baneriiches Staatsrecht Bd. I. ©. 329) entiprechen würde. Die 
auch in oberjtrichterlichen Entſcheidungen, insbefondere d. Erf. dv. 20. Juli 1858, R.Bl. 
S. 1036, angeführten Beitimmungen d. $ 54 d. allerh. Verordnung vom 27. März 1817 
und $ 81 d. allerh. Verordnung v. 7. Dez. 1825, die Formation, den Wirkungskreis und den Ge— 
ihäftsgang der oberjten Verwaltungsftellen in den Kreifen betr. (Döllinger, Verordnungen— 
ſammlung Bd. II, S. 418 u. 454) enthalten außer dem ©. 430 N. 3 angeführten Inhalt 
bieher Einjchlägiges nur in der Ueberweijung des Erkenntniſſes in allen Disziplinarjacen. 
Die Zuweifung der Erledigung von Konflikten (55 56 umd 72 der Verordnung dom 
9. Dez. 1825 über die Formation und den Wirkungskreis der kgl. Staatöminifterien und 
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Die oberftrichterlichen Entfcheidungen,, die Konftatirung des Referenten 
des Neichsrathsausfchufjes, ſowie die Motive zum Entwurf des Ausführungs- 
geſetzes zur Reichsſtrafprozeßordnung betrachten den Rechtsſatz als eine Logische 
natürliche Konſequenz der gejeglichen Abgrenzung und Scheidung der Kom— 
petenzen. 

Die Berufung auf die langjährige konſtante Rechtiprehung des oberften 
Gerichtshofes erjcheint demgemäß zunächſt nur als eine Bejtärkung der aus 
dem Zuftändigkeitsprinzip gefchöpften Deduftion. Die Aeußerung des Reichs: 
rathöreferenten ſtreift allerdings an eine Berührung des Gewohnheitsrechts, 
indem ſie von einem durch die Rechtſprechung des oberſten Gerichtshofes als 
geltendes Necht anerfannten und bezeugten Rechtsſatz jpricht. 

Erſt das Erfenntnig des Verwaltungsgerichtshofes vom 30. Dezember 
1884 jpricht von „anerfanntem Gemwohnheitsrechte und feititehendem Ge— 
richtsgebrauch“, auf welchem der fragliche Rechtsſatz beruhe. 

Daß der Grundſatz der Vorentjcheidung, — mag man den Gefichtspunft 
der Zuftändigkeit oder den der Exemtion — alſo eine Frage der Abgrenzung 
der Staatlichen Gewalten oder eine Frage der Ausnahmsstellung einer Stategorie 
von Staatsbürgern — in den Vordergrund ftellen, dem Gebiete des öffent: 
lichen Rechtes angehört, bedarf wohl feiner eingehenderen Erörterung. 

Dieſe öffentlichrechtliche Natur des Nechtsfages erjcheint aber bejtimmend 
für die Frage nach der Bildung eines Gewohnheitsrechtes.') 

Soweit die Aeußerung des Neichsrathsreferenten die Frage des Beftehens 
eines Gemohnheitsrechtes ftreift, Liegt derfelben wohl die Aufſaſſung zu Grunde, 
daß die Hebung, D. i. die Nechtiprechung des oberjten Gerichtshofes — (der 
bezeugte Nechtsjag) — nicht der Grumd des Nechtes — Nechtsquelle ſei, 
jondern nur das Erfenntnißmittel bilde. 

Von jo großer Bedeutung auch die Rechtiprechung des oberjten Gericht3- 
hofes gerade in feiner Eigenfchaft als Kompetenzkonflifts = Gerichtshof für die 
Erfenntniß eines Gewohnheitsrechtsfages auf dem in Frage jtehenden Gebiete 
erjcheint, jo wenig wird Die im diefer Nechtiprechung zum Ausdrud gelangte 
Uebung für fich allein als rechterzeugende Quelle in Betracht kommen fünnen. 

Erfaßt man den in dieſer Nechtiprechung aufgejtellten Grundſatz lediglich 
als das Nefultat einer wiljenfchaftlichen Operation, fo hängt die Frage, ob 
dDiefes Reſultat wirkliches Necht ſei, lediglich von der Nichtigkeit Diejer 
Operation ab.?) 


$ 7, 9 und 10 der Anftruftion für den gl. Staatärath vom 18, Nov. 1825, Nineder, 
a. a. ©. ©. 286) jchlieft nicht die Befugniß zur generellen allgemein verbindlichen Feſt— 
jegung der Zuftändigkeitsgrenzen — zum Exlajje von Zuftändigkeitsnormen in id. 

Enthält aber ein Nechtsjag jeinem Weſen nach eine Eremtion vom gemeinen Rechte 
und wurde diejer Charakter desjelben auch erkannt, jo fünnte von einer Begründung des: 
jelben durd cine Verordnung aud) feine Nede fein. Damit jteigern ſich aber aud) die 
Anforderungen an die Erfordernifie eines Gewohnheitsrechtes. 

N) Hauſer a. a. O. Bd. V, ©. 22 N. 42 regt zwar die Frage an, ob die oberſt— 
richterliche Rechtſprechung ein Sewohnbeitgrecht für die Verwaltungs zuftändigfeit bezüglich 
der Beurtheilung eines dienjtlihen Verichuldens der Berwaltungsbeamten im Sinne einer 
Prüjudizialfache für die zivilrechtliche Berfolgung in Bayern begründet habe, läßt fich aber 
auf eine Unterfuchung Dderjelben nicht ein. Das Wejultat feiner Erörterungen berechtigt 
zu dem Schluſſe, dab er ein Gewohnheitsrecht nicht für begründet eradhtete. Vgl. BD. 
V, S. 22 Note 42 und ©. 25. 

N Windſcheid, Pehrbucd des Pandektenrechts, V. Aujl., Bd. I, ©. 48, Note. 8. — 
Puchta, Gewohnheitsrecht S. 257 bemerkt, niemals werde ſich eine Entſtehung von Rechts— 
jägen durch die Gerichte als ſolche, aljv daß dies zu den richterlichen Funktionen gehörte, 
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Will man in der Nechtiprechung des vberften Gerichtshofes mehr als 
wiljenschaftliches Necht, wirkliches Gewohubeitsrecht finden, jo fragt es fi), 
ob die in dieſer Rechtiprechung an den Tag getretene Uebung für fich vder in 
Verbindung mit anderen Akten der Hebung die Borausfegunge der Entftehung 
eines ftaatsrechtlichen Gewohnheitsrechtes erjchöpft. 

Daß aud auf dem Gebiete des Staatsrecht3 das Gewohnheitsrecht eine 
Rechtsquelle bilde und nach denfelben Regeln beurtheilt werde, wie auf allen 
andern Gebieten des Nechts, iſt im Allgemeinen anerfannt.') 

Auf den Gebiete des Staatsrechts, insbejondere fonjtitutioneller Staaten, 
ne aber die Schwierigkeiten in der Begründung des Gewohnbeits: 
rechtes. 

Aus der bayerischen Berfafjungsurkunde läßt ſich nur der Ausjchluß der 
derogatorischen Kraft des Gewohnheitsrechtes gegenüber Verfaſſungsgeſetzen 
entnehmen.?) 

Ungeachtet der auf dem Gebiete des Zivilrechts im diesjeitigen Bayern 
bejtehenden Mannigfaltigkeit der Nechte mag nicht ohne Beachtung bleiben, 
daß auch das bayerische Yandrecht den Grund der verbindenden Kraft des 
Gewohnheitsrechts in die jtilfchtweigende Genehmigung des Gefeßgebers verlegt. ') 

Für Berfaflungsjtaaten, in welchen den Ständen das Necht der Theil: 
nahme an der Gefeßgebung eingeräumt ift, eriweitert fich dieſe zu der Leber: 
einftimmung der Gejeggebungsfattoren, ein Erforderniß, das insbefondere bei 
Verfaſſungsgeſetzen die Konftruftion eines Gewohnheitsrechtes nur noch mehr 
zu erſchweren geeignet iſt.“) 

Auch Die Begründung des Gewohnheitsrecht® auf die durch Uebung 
erklärte Rechtsüberzeugung der Betheiligten führt, wie Mohl's Deduftionen 
zeigen,®) zu dem gleichen Erfordernijje, indem als die Betheiligten diejenigen 
erjcheinen, bei welchen die rechtsproduzirende Kraft Liegt.”) 

Welcher Anjchauung man auch huldigen mag, immer wird an den Nechts: 
ja, der als Gewohnbheitsrecht gelten will, die Anforderung geftellt werden 
müjjen, daß er die Nehtsüberzeugung der zur pofitiven Normirung 
— Berufenen darſtelle. 


— ofen Daß auf irriger Rechtsanſchauung beruhende Gerichtspraxis kein Ge— 
— begründet, iſt anerkannt in den Erkenntniſſen des Reichsgerichts dv. 6. Nov. 
1880, Entſch. d. Reichsgerichts in Zivilſachen Vo. I, ©. 182, v. 28, Dt. 1880, Bd. 
Il, ©. 210, v. ee April 1882, Bd. VI, ©. 228, bez. F Braris einer kirchlichen Dber: 
behörde Erk. v. 5. Mai 1882 Bb. VII, ©. 230). 

9 Pu a Gewohnheitsrecht ©. 225 ff., Poezl, Lehrbud des bayer. Verſaſſungsrechts 
V. Aufl. S. 37, Seydel, Grundzüge einer allgemeinen Staatölehre S. 13, unter ausdrüd: 
licher Begründung, dab aud das Sewohnheitsrcht nur durch den Willen des Herrichers 
feine berbindende Kraft erhalte. Mohl, das Staatsrecht des Königreichs Württemberg, 
1. Aufl., Bd. 1, S.75. Schulze, das Bee Staatsreht Bd. 1 S. I2. Roenne, das 
Staatsrecht der preußiſchen Monarchie, Bd. 7183. 

WBindijheid aa. O. 8 15, Bi u 42, Mohl, a. a. O. ©. 7% fi. 

2) Poezl a. a. O. ©. 37, 

9 Bayer. Landrecht Thl. IT c. II, 8 15, Gewohnheitsrecht oder Herkommen berubt auf 
einem ſolchen Gebrauch, weldyer nicht nur den Willen der Gemeinde, jondern auch die 
landesherrichaftliche Uebereinftimmung muthmaäßlich anzeigt. 

) Windſcheid .a.D.8 15.65. 42. Mohl a. a. O. © 31. 

% Mohl aa. O. ©. 76 und 78. 

) Poezl definirt — wohl auf Grundlage der Mohlihen Ausführungen das 
Gewohnheitsrecht als den Inbegriſſ der Staatsrechtsnormen, welche aus dem durch Hand— 
lungen geofſenbarten Willen jener öffentlichen Organe hervorgehen, welchen das Recht zu— 
jtünde, dieſelben Normen ausdrücklich feitzujegen. 
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Die Nechtsüberzeugung umd mit ihr der Wille der Geſetzgebungsfaktoren 
tann nun im Entjcheidungen der von der Gefeggebung berufenen Organe zum 
Ausdrud gelangen. 

Bom Stamdpunkte der Zuftändigfeitsfrage aus getwinnt gerade die Recht— 
ſprechung des oberjten Gerichtshofes in feiner Eigenfchaft ala Gerichtshof für 
Kompetenzkonflikte al8 des zur Wahrung der gejeglichen Scheidung der Zu— 
jtändigfeiten berufenen Organes erhöhte Bedeutung. Eine in der Nechtfprechung 
an den Tag tretende Uebung verliert aber ihre Bedeutung für die Bildung 
eines Gemwohnbeitsrechts, wenn die in dieſer Uebung fejtgehaltene Rechtsüber— 
zeugung nicht oder nicht mehr mit der Nehtsüberzeugung im Einflange 
jtebt, welche fi in Offensarungen der Legislative kundgibt 

Einem folchen Widerjpruche gegenüber erfcheint die Yolgerung berechtigt, 
daß die zur ausdrüdlichen Feitfegung der Norm Berechtigten gerade den in 
der Nechtiprechung aufgeftellten Sat nicht feitgefegt haben würden. 

An die Rechtiprechung des oberften Gerichtshofes muß demnach in der 
Frage nad) der Bildung eines Gemwohnheitsrechtes nicht blos die Anforderung 
geftellt werden, daß fie in fich jelbjt gleichförmig fei, fondern auch, daß fie 
mit der in den Offenbarungen der Legislative Fundgegebenen Rechtsüberzeugung 
im Einflange geblieben. 

Für Die Prüfung in leßterer Richtung muß ganz bejonders betont werden, 
daß der Rechtsſatz ſelbſt nur eine Abftraftion aus der aus dem 
Prinzipe der Koordination gejchöpften Anfchauung bildet, die Unter: 
ſtellung eine VBerwaltungsaftes unter die Beurtheilung der Ge 
richte enthalte einen Eingriff in die Negierungsgemwalt.') 

Die Darftellung der Entwicklung der Vorentjcheidung in Bayern diesſeits 
des Rheins beweilt, daß diefe Anfchauung erheblichen Wandlungen unterlegen. 

Der oberjtrichterlihen Rechtſprechung gegenüber darf mindeften8 der 
Zweifel erhoben werden, ob fie die zur Bildung eines Gemohnheitsrechtes 
erforderliche Sleihförmigkeit der Uebung biete; es darf in dieſer Beziehung 
nur auf die über Klagen wegen bei einer Amtshandlung verübter Injurien, 
wegen anderweitiger während einer Amtshandlung bei Gelegenheit oder neben 
derſelben verübter Ungebühr, wegen ſtrafbarer Handlungen ergangenen Ent— 
ſcheidungen verwieſen werden. 

Enthält die allerhöchſte Entſchließung vom 21. März 1818 auch nur 
eine Entſcheidung, ſo würde ihre Wichtigkeit für die Bildung eines Ge— 
wohnheitsrechtes allerdings nicht überſehen werden können, da in ihr der 
Wille des Herrſchers über die prinzipielle Behandlung der Rechtsfrage zum 
Ausdruck gefommen it. Als Bekundungen der Anfchauung der Staatöregier: 
ung haben auc die Entjchliefungen vom 31. März 1824 und 6. Dezember 
1546 volle Beachtung in Anfpruch zu nehmen. 

Der oberjte Gerichtshof ift auf dem von ihnen vertretenen Standpunkt 
ſtehen geblieben. ?) 


1) Der eigentliche Gedanke ift: Die Woordination verbietet, daß das Gericht eine auf 
dem Gebiete der Verwaltung liegende Amtshandlung feiner Beurtheilung unterziegt. Der 
oberite Gerichtshof hat bezüglich —— Handlungen aus dem Prinzipe der Koordination 
die Honfequenz gezogen, daß die Beurtheilung unter das Strafgeſetz fallender Amtshand— 
lungen von Seite der Berwaltungsbehörden * Eingriff in die Zuſtändigkeit der Gerichte 
enthalte. gl. S 444 N. 1 Nr. 7, ©. 456 N. 

N In Bicfer Beziehung ist insbefondere auf * Erkenntniß dom 20. Juli 1858, ©. 445 N. 1 
Nr. 11 zu verweilen. Diejes Erkenntniß beruft fich noch auf die Entſchließung v. 31. März 
1824, welche in fonjequenter Durhbildung des Prinzips der Koordination die Borenticheid- 
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Bon dem Standpunkte aber, twelchen die Entfchliehungen vom 24. Mär; 
1818, 31. März 1324 und 6. Dezember 1546 eingenommen, und der kon— 
jequenten Durchführung des Prinzips, welchen der damalige Stand der Straf: 
gefeßgebung geitattete, bis zu der Auffafjung des den hohen Staatzdienern 
gewährten Ausnahmerechtes als eines mit dem Grundjage der Gleichheit vor 
dem Geſetze unvereinbaren Privilegiums und den Beltimmungen des Polizei: 
jtrafgefegbuches vom Jahre 1861 über die richterliche Prüfungsbefugniß des 
polizeilichen Verordnungsrechtes und die vorläufige Einfchreitung hat die Legis— 
lative einen an innern und äußern Wandlungen reihen Weg zurücdgelegt. 

Die Entſchließung vom 31. März 1824 weiſt jede rihterliche Prüfung 
der Nechtmäßigkeit der Amtshandlung eines Polizeibeamten als eine unjtatt- 
hafte Anmaßung zurüd, das Polizeiftrafgefegbuch gewährt als bejtes 
Schußmittel gegen den Mißbrauch des polizeilichen Berordnungsrechtes 
das richterliche Prüfungsrecht der Nechtögiltigkeitt und unterwirft auf dem 
Gebiete der vorläufigen Einjchreitung Verwaltungsafte nah allen ihren 
Beziehungen der rihterlichen Prüfung.!) 

Diefer Gegenfag bekundet auch auf Seite der Regierung einen völligen, 
allerdings auf Grund der Reaktion gegen den Bolizeiftaat zum Durchbruch 
gelangten Umſchwung der Anfchauungen über die Aufgabe und die Grenzen 
der Nechtöpflege und der Verwaltung. 

Daß die Gefeggebung der Jahre 1848 und 1861 die Frage der Vor: 
entfcheidung, wenn fie zu einer Normirung derjelben gelangt wäre, nicht in 
dem in den oberftrichterlichen Entfcheidungen feitgehaltenen Sinne der Ent: 
Ichließungen vom 24. März 1818, 31. März 1824 und 6. Dezember 1846 
geregelt — wird ohne ſonderliches Bedenken behauptet werden dürfen.?“) 

Diefe Bedenken gegen die Bildung und den Beitand eines Gewohnheits— 
rechtes fteigern fich aber no, wenn man von der Auffajjung der Frage ala 
einer Zuftändigkeitsfrage abgeht und fich vergegenwärtigt, daß der von ihr 
nicht loszulöſende Charakter einer Eremtion der Beamten vom gemeinen 
Recht auch im Kreife der Geſetzgebungskörper auf die Beurtheilung als einer 
Verlegung der Gleichheit vor dem Geſetze jtieß.?) 

Will man troß alledem an dem Beſtande eines Nechtsjages fejthalten, 
jo wiirde der ganz allgemein aufgejtellte Sab, gerade weil er nur eine 
Abftrakftion ausdemKoordinationsprinzipe enthält und als ſolche 
aufrecht erhalten wird,') Einfchränfungen erfordern, welche ihn auf ein 


ung aud auf ſtrafrechthichem Gebiete in Anfpruc nimmt. Diefe für die zivil- umd 
itrafrechtliche Verfolgung gemeinjchaftlihe Baſis Hatte die Gejepgebung Tängit verlafien. 
Bal. ferner ©. 447 Note 1. 

i) Vgl. oben ©. +34 fſ. Daß die Hebung beftand, mußte anerkannt werden; es fehlt 
auc nicht an Zeugnifjen, daß im Schofe der Geſetzgebungskörper die oberftrichterliche Praxis 
als richtig anerfannt wurde ; wichtiger als dies und den Mangel der zur Bildung oder dem 
Beitande eines Gewohnheitsrechtes erforderlichen Nechtsüberzeugung bekundend, erjcheint ung, 
da —— Geſetzgebung die Grundlage, „das ſtaatsrechtliche Fundament“ des Rechtsſatzes auf— 
gegeben hat. 

2) Vgl. insbeſondere die Ausführungen Edel's in feinen Erläuterungen z. P⸗St.G.B. 
von 1871,78. 62. Siehe oben ©. 437. 

9) Expressis ipsis verbis auf dem Gebiete des Strafrechts. Siehe S. 433. Daß aud) 
binfichtlic der zivilrechtlichen Verfolgung wenigjtens bei der Berathung des Polizeiftraigejep- 
buches von 1861 dieje Anſchauung im Schoße des Gejepgebungsausihufjes nicht fremd ge: 
blieben, ift aus der S. 437 Note 2 angeführten Meußerung Edel's zu entnehmen. 

) In diefer Beziehung iſt befonders zu beachten, da die Motive zum Nusführungs- 
gejege der Strafprozehordnung die Begründung des Satzes auf das Koordinationsprinzip 
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verhälmißmäßig enges Gebiet zurückdrängen. Geltung als bejtehendes Recht 
fünnte von vornherein nur der in der Nechtiprechung felbjt unwandelbar 
gebliebene Kern des aufgestellten Satzes beanfpruchen. 

Einjchränfungen würden ſich aber aus der Entwicklung des Prinzipes 
jelbft, aus der Ungleichförmigfeit der Uebung und aus pofitiven Aenderungen 
der Geſetzgebung ergeben. 

Die den aufgeftellten Saß beherrjchende Intention, gewiljermaßen Die 
ratio legis der nicht vorhandenen lex, befteht in der Wahrung der Selbftän: 
digkeit der Berwaltung gegenüber der Juftiz, in dem auch von dem Ber: 
waltungsgerichtshofe als Grundlage der Vorentfcheidung anerfannten Zweck, 
„zu verhüten, daß Akte der Negierungsgewalt der Beurtheilung der foordinirten 
richterlichen Gewalt unterworfen würden.“!) Die Exefutive foll nicht dadurd) 
gelähmt werden, daß das Organ der Negierungsgewalt ſich ohne Schuß einer 
gerichtlichen Verfolgung ausgejegt fieht. 

Gemäß der Entwiclung des Sabes iſt „Verwaltung“ im üblichen Sinne 
des Gegenfaßes zur Fuftiz zu nehmen und bezeichnet jomit die innere Ver: 
waltung und die Finanzverwaltung, die Ausübung der Bolizei- und Finanzhoheit. 

Als ein Eingriff in die Selbftändigkeit der Verwaltung, in die Ausübung 
der ihr übertragenen Hoheitsrechte wird die Unterftellung eines Aktes der Ver: 
waltung unter die Beurtheilung der Gerichte erachtet. 

Begründet ift dieſe Aufftellung auf die Annahme, daß über einen Ber: 
waltungsaft in allen feinen Beziehungen nur die Behörde urtheilen fünne und 
dürfe, welcher die Entfcheidung in der Sade, d.i. die Entjcheidung 
über Aufrechthaltung oder Aufhebung des VBerwaltungsaktes zufomme. 

Eine unzuftändige Beurtheilung eines Verwaltungsaktes liege nun auch 
darin, daß derfelbe in der Nichtung einer Prüfung unterzogen werde, ob er 
die Grumdlage eines Erjaßanfpruches gegen den Beamten bilden fünne, Der 
denjelben vorgenommen. 

Dem Berwaltungsaft wird nun das dienftlihe Thun und jchließlic das 
Berhalten des Beamten im Dienfte fubjtituirt, auf den „Beamten“ zuerjt der 
Beamtenbegriff der bayerischen Staatsdienerpragmatif, dann der Begriff des 
Neihsbeamten angewendet und jo der in ftereotyper Form wiederlehrende all 
gemeine Grundſatz feitgeftellt. 

Nach der ratio legis würde der Nechtsfat zunächft Anwendung nur auf 
Beamte der inneren Verwaltung und der Finanz, keineswegs aber auf nicht 
richterliche Beamte der Juftizverwaltung finden.?) 
jtellen. Siehe oben ©. 442 u. 448. Auch die Entjcheidung des VBerwaltungsgerichtshofes 
vom 30. Dezember 1884 bafirt die Feititellung der Wiltigkeit des landesrechtlichen Rechts: 
jates, ſowie der Tragweite desjelben auf die Abjtraktion aus dem Soordinationsprinzip. 
©. d. E. BB. VI, ©. 23. 

— Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 30. Dezember 1384, ©. Bd. VI, 


) In der mehrerwähnten Abhandlung der Blätter für adminiftrative Praxis „zur 
Frage der Beamtenhaftpflicht“ wird die Vorentiheidung aud) gegenüber den Juftizverwaltungs- 
beamten, namentlich gegenüber den Staatsanwälten, in Bezug auf Gerichtsſchreiber und 
Serichtsvollzieher, ſoweit nicht $ 97 d. 3.-B.D. Plag greife, dann gegenüber Offizieren und 
Militärbeamten gefordert. Bd. XXXIII, ©. 120. Die Ausdehnung auf Offiziere und 
Militärbeamte fann aus dem Prinzipe der Wahrung der Regierungsgewalt abgeleitet werden. 
Die Wahrung der Selbjtändigkeit der Verwaltung wird in dem Schuhe der Organe — der 
Beamten — geſucht. Der beabfichtigte Schutz iſt daher nicht allen Berwaltungsbeamten, 
fondern nur den Beamten der Verwaltung im engeren Sinne zugedacht. Ueber $ 97 der 
3. P.O. fiche S. 432, Note 1, 
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Die Ausdehnung auf alle auf diefen Gebieten als Organe der Staats: 
gewalt zur Ausübung eines Hoheitsrechtes berufenen, mit öffentlicher Autorität 
beffeideten Berfonen würde fich gemäß der ratio legis und gemäß der Uebung 
rechtfertigen.!) 

Sachlich fallen nad) der ratio legis alle im Dienfte verübten rechtäver- 
legenden Handlungen aus, welche fich nicht ala Akte der Ausübung eines 
Hobeitsrechtes darftellen. 

Hienach entfallen aus dem Gebiete der Vorentſcheidung insbefondere alle 
Anfprüche aus einem rein wirthichaftlichen Verkehre, in welchem der Staat 
als privatrechtliche Perfünlichkeit den übrigen Perfonen als Privatberechtigten 
entgegentritt. Dasfelbe gilt insbefondere bezüglich der Haftung der Gemeinde: 
beamten und &emeindebedienfteten aus der Bejorgung der wirthichaftlichen 
ee der Gemeinde, ſomit in den Fällen des Art. 158 der Gemeinde: 
ordnung.” 

Schon auf Grund der Ungleichförmigfeit der Nechtfprechung fcheiden 
aus: Klagen aus im Amte verübten Injurien, fowie aus während der amt: 
lichen Thätigkeit verübten, mit diefer in feinem inneren Zufammenhange ftehenden 
a a Klagen aus Nechtsverleßungen, welche unter das Strafgeſetz 
allen. ?) 


Daß bei Entſchädigungsklagen gegen Gerichtsvollzicher eine Vorentſcheidung nicht 
Pla greift, ift mehrfad in oberjtrichterlichen Entjcheidungen ausgejproden und in einer 
Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 8. Mai 1883, ©. Bd. IV, ©. 467 anerkannt. 
Ueber die oberjtrichterliche Rechtſprechung vgl. insbejondere das Plenarurtheil vom 7. Febr. 
1874. Sammlung det Enticheidungen des oberſten Gerichtshofes in Bayern in Gegenjtänden 
des Zivilrechtes und des Zivilprozeſſes Bd. IV, S. 529, und dom 8. Januar 1876 Bd. VL, 
©. 190. Die oberftrichterlihen Entjcheidungen beruhen auf der Erwägung, daß die Haftungs- 
verbimdlichleit des GerichtSvollzieherd aus dem Mandatsverbältnijie zu beurtheilen fei; die 
Enticheidung des VBerwaltungsgerichtähofes betont, daß die gegen den Gerichtsvöllzieher 
angejtrebte Enticheidung nirgends das ftaatsrecdhtliche Koordinationsverbältnii der Berichts- 
und Berwaltungsbehörden berühre, jondern ledialich Handlungen eines Bollzugsorganes der 
jtreitigen Zivilrechtspflege betreſfſe, deren rechtliche Beurtheilung im Bolljtrefungsverjahren 
jelbjt dem Bolftredungsgerichte gemäß $ 685 der deutſchen Zivilprozeßordnung zuftehe. — 

Die erwähnte Abhandlung regt auch Seite 162 ff. die Frage an, ob der Staat, bezw. 
die Gemeinde, in eigenen Entſchadigungsanſprüchen gegen Beamte an die Vorentſcheidung 
gebunden ſei, und bejaht dieſelbe. Der Staat hat ſich auch in feiner Eigenſchaft als Ver— 
mögensjubjeft nie als ein jo fremdes Rechtsſubjekt gedacht, daß er den Beamten gegen feine 
eigenen Anſprüche einen bejonderen Schuß hätte verleihen wollen. — Der Schuß wollte 
überhaupt immer nur gegen Berationen Dritter, Privater, gewährt werden. — Der Ber- 
waltungsgerichtshof hat in einer Entiheidung vom 19. Febr. 1854, S. d. E. Bd. V, ©. 142 f., 
allerdings unter Begründung auf reichsgejepliche Beſtimmungen angenommen, dab die Vor— 
entjcheidung nicht Pla greife, wenn es fich um die Haftung eines Beamten gegenüber feinem 
Auftraggeber aus der Bares des Amtes handle. 

) Vgl. Blätter f. adminiftrative Praris Bd. XXXIII, ©. 50 fi. 

2 Anerkannt in der erwähnten Abhandlung der Blätter für adminiftrative Praris 
Bd. XXXIII; diejelbe vertritt überhaupt den Standpunkt, daß die Vorentjcheidung ſich nur 
auf Verhältniſſe beziehe, in welden die Geſetzmäßigkeit der Ausübung ftaatlicher Hobeits- 
rechte in Frage komme; bezüglich des $ 158 der Gemeindeordnung ift hier auch nachgewieſen, 
daß in Folge der vorläufigen Feititellung und adminiftrativen Bolljtredung der Erjaß- 
verbindlichkeit in der Negel der Beamte in die Nolle des Klägers gedrängt werde, es aber 
widerfinnig wäre, wenn er erjt eine Vorenticheidung des VBerwaltungsgerichtspofes darüber 
erwirfen müßte, dab er nicht pflichtiwidrig gehandelt habe. S. 166, 168—170. 

2) Das jelbjtverjtändlich jede Vorentſcheidung anusichlichende Verfahren auf Zuerkenn 
ung einer Buße — $$ 188 und 231 des Strafgeſetzbuches — 88 443446 der Straf: 
progehordnung — mag nur nebenbei im Hinblid 1 die Konſequenzen erwähnt werden, 
welche jich bei Annahme der Borentiheidung ergeben, je nachdem ein Entjchädigungsaniprud), 
infoferne er in einem Anſpruch auf Buße geltend gemacht werden fann, auf diejem Wege 
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Gemäß der Ableitung des Satzes aus der fachlichen Zuftändigfeit träfe 
derjelbe in allen Fällen nicht zu, im welchen die Verwaltung fachlich nicht 
oder nicht ausjchlieglich zuftändig ift, der Verwaltungsakt ſelbſt der richter: 
lichen Beurtheilung umterjtellt ift. Dies trifft nicht nur bei den dem Straf: 
gefeße verfallenen Handlungen, fondern auch bei den unter Art. 20 des 
Bolizeiftrafgefegbuches fallenden Verwaltungsakten zu. 

Aus demfelben Grunde fönnte das Erforderniß der Vorentfcheidung nicht 
feftgehalten werden bei Erjaßanfprüchen aus von Verwaltungsbeamten im ihrer 
Eigenfchaft als Hilfsbeamte der Staatsanwvaltjchaft vorgenommenen Amts: 
handlungen ($ 153 des Gerichtöverfafjungsgefetes und Urt. 56 des bayer. 
Ausf.Gef. z. Ger.Verf.Geſ.), fowie aus Amtshandlungen, welche dem Bereiche 
der richterlichen Entjcheidung über die Art und Weife der den Verwaltungs: 
behörden eingeräumten Zwangsvollftredung und über das dabei eingehaltene 
Verfahren angehören. ($ 685 der Bivilprogefordnung und Art. 7 des bayer. 
Ausf.Geſ. zur Zivilprogehordnung und Konkursordnung.) 

Ob hier noch der Satz exceptio firmat regulam zutrifft, dürfte billig zu 
bezweifeln fein. 

Die Kraft einer lex seripta vermögen aber alle diefe Bedenken, Ermäg: 
ungen und Deduftionen nicht zu brechen. Mbgefehen von der Frage der 
derogatorischen Kraft des Gewohnbeitsrechtes find für die Frage, ob und in 
wieweit Akte der Uebung zu der Bildung oder dem Bejtande eines Ge- 
wohnheitsrechtes ausreichend erfcheinen, ganz andere Vorausjegungen maßgebend 
als für die Frage, ob ein Geſetz durch die Macht einer Gewohnheit aufgehoben 
werden konnte. 

Fit, wie oben erörtert, die Konftitution vom 22. frimaire VIII mit Ein: 
führung der Verfaflung in Geltung geblieben, fo befteht die Vorentjcheidung 
in der Pfalz bezüglich der zivilrechtlichen Verfolgung der Beamten aus Amts: 
handlungen in dem Nahmen des $ 11 des E.G. 3. Ger.-Verf.-Geſ. und des 
Art. 7, Abſ. 2 des Gejehes über die Errichtung eines Verwaltungsgerichts— 
hofes ſachlich und nach dem Kreife der hiedurch geſchützten Perfonen in dem 
gleichen Umfange wie die frühere admission prealable. Gemäß der Weiche: 
gejeggebung ift aber die Ermächtigung in die Entfcheidung über das dienftliche 
Verſchulden zurücdgedrängt, gemäß diefer und der Landesgefeßgebung die Ent: 
jcheidung dem Berwaltungsgerichtshofe übertragen. 

Art. 75 der Konft. v. 22. frimaire VIII fordert die Staatsrathsentjcheidung 
für die Verfolgung der agents du gouvernement autres que les ministres 
pour des faits relatifs à leurs fonetions. Die Vorentfcheidung ift demnach 
auf jene Beamte bejchränft, welche im Sinne der franzöfiichen Gefeßgebung 
als agents du gouvernement erjcheinen.!) 





oder auf dem Wege einer zivilrechtlihen Klage verfolgt wird. Gegenüber einer pofttiven 
Beitimmung wie der des Art. 75 der Konft. v. 22. frimaire VIII Hat dieſe Hinweiſung 
allerdings feinen Werth. 

) Mit Ausnahme der Minifter gehören bieher alle Verwaltungsbeamte, welche die 
Befehle des Gouvernements zu befolgen haben, Präfekten, Unterpräfeften, General— 
jetretarien der Präfekturen, die Bürgermeifter, Adjunkten und Polizeikommiſſäre in ihrer 
Eigenihaft als Verwaltungsbeamte, die Vorgejegten in irgend einem Dienft für das Gou- 
vernement. Die Beitimmung der Konjtitution bezieht fih nicht auf Richter umd nicht auf 
Beamte der Nechtöpflege (fonetionnaires de l’ordre judieiaire), als Staatsanwälte, Gerichts 
ichreiber, Advolaten, Notare, Beamte der gerichtlichen Hilſspolizei. Die Bürgermeiſter, Ad 
junften und Bolizeitommifjäre fallen nicht unter den Begriff der Agents du gouvernement, 
wenn Handlungen in Frage jtehen, welche ſich nicht auf ihre Eigenſchaft als Verwaltungs: 
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Genügt aber die bloße Beziehung einer Handlung zu dem amtlichen 
Wirkungskreife, fo laſſen fich Unterfcheidungen im Sinne der obigen Ausführ- 
ungen nicht aufjtellen.') 

Es erübrigt noch, den Inhalt und die Rechtswirkung der Vorentjcheidung, 
jowie die prozefjuale Geftaltung derjelben zu würdigen. 

Darüber, daß die Verneinung der Schuldfrage die gerichtliche Verfolgung 
ausjchließt, befteht kein Zweifel. 

Dagegen ift beftritten, ob auch die Bejahung der Schuldfrage bindende 
Wirfung für das Gericht hat. 

Diefe bindende Wirkung wird auf Grund der Auffafjung der Frage als 
einer reinen Zuftändigkeitsfrage insbejondere bezüglich des Nechtszuftandes im 
diesrheinischen Bayern aufgejtellt, während hinſichtlich der Pfalz allerdings 
nicht außer Betracht gelaflen wird, daß die adminiftrative Vorentſcheidung 
nicht jowohl in einer Feititellung der Schuldfrage bejtanden, als den Charakter 
einer Disfretionären Genehmigung an fich getragen habe. 

Diefe Aufjtellung beruht auf der Annahme, im rechtsrheinischen Bayern 
habe der Ausspruch der Verwaltungsbehörden über die Schuldfrage als eine 
überhaupt in die Zuftändigkeit der Berwaltungsbehörden fallende Entjcheidung 
nicht den Charakter eines bloßen Proviforiums, fondern den einer endgiltigen 
Entjcheidung gehabt, welche für das Gericht unbeſchadet der im Bejahungsfalle 
den Gerichten zuftehenden freien Würdigung der Frage der Entſchädigungs— 
Pin bindend gewejen. Der Fortbeftand der Zuftändigkeitsgrenzen zwiſchen 
en bürgerlichen Gerichten und den Verwaltungsbehörden unterliege aber nad) 
$ 13 des Neichsgerichtsverfafjungsgefeges keinem Zweifel. 

Auf Grund der Feitftellung des dienftlichen Verfchuldens durch den Ver— 
waltungsgerichtshof würde hienach das Gericht zu würdigen haben, ob das 
fejtgeftellte Werfchulden den Thatbeftand eines nad) Zivilrecht eine Ent- 
Ihädigungspflicht begründenden Verſchuldens enthalte. 

Die gerichtliche Entfcheidung würde ſich ſonach auf die zivilrechtliche 
Schuld (culpa lata, eulpa levis), den Kauſalzuſammenhang zwifchen der Ver— 
fehlung und der Beihädigung und die Feſtſetzung der Entſchädigung erftreden.?) 


beantte beziehen, 3. B. wenn fie als gerichtliche Hilfspolizeibeamte oder als Beamte des 
Perjonenjtandes handeln. Kahr a. a. O. ©. 63. Haufera. aD. B. V, ©. 6 und 7. 
i) Selbſt für die Fälle des Art. 20 Abſ. 5 des auch für die Pfalz erlaffenen Polizei: 
ſtrafgeſetzbuches läßt ich feine Ausnahme aufftellen. Wenn auch nad) den Verhandlungen 
des Gejepgebungsausichuffes vom Jahre 1861 (S. 436, Note 1 u. 2) kaum einem Zweifel unter: 
liegen fann, dab man bei der Schöpfung des Abj. 5 d. Art 30 d. P-⸗St. G.B. von 1861 
an eine Hemmung der gerichtlichen Verfolgung nicht gedacht, fo hätte die auf einem pofitiven 
Geſetzesausſpruch beruhende Hemmung durd) einen Geſetzesausſpruch befeitigt werden müfjen. 
Kahr a. a. O. S. 71. — ©.68 regt Kahr auf Grund der Auffafiung der Borenticheid- 
ung als Zuftändigfeitsfrage die Frage an, ob der im vechtärheiniichen Bayern geltende Rechts— 
> überhaupt von den Beſtimmungen des $ 11, Abſ. 2 des E.- ©. 3. Ger. - Verf. Gef. 
etroffen worden jei, da es fich nicht um eine Vorenticheidung der Verwaltungsbehörde im 
Sinne des $ 11, jondern um eine Theilung der adminiftrativen und gerichtlichen Zuſtän— 
digkeit Handle, — räumt aber jelbjt ein, daß die Staatsregierung, die Ausſchüſſe der beiden 
Kammern und die ſämmtlichen Redner von der Auffafiung ausgegangen jeien, daß auch der 
im rechtörheinifchen Bayern geltende Nechtäzuftand von den Beltimmungen des $ 11 Abi. 2 
d. G.V.G. betroffen werde. Fir die bindende Wirkung der bejahenden Entiheidung für 
das rechtörheiniiche Bayern mit der Unterjcheidung, daß der Zivilrichter ausſchließlich darüber 
zu enticheiden habe, ob das feſtgeſtellte dienstliche Verſchulden auch ein zivilrechtliches zum Schaden: 
erfjag verpflichtendes Verschulden im fich ſchließe, ſpricht fic auch die Abhandlung im den 
Blättern f. a. Praxis Bd, XXXIIL, ©. 118 aus. 
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Die Auffaſſung der Vorenticheidung als einer Zuftändigfeitsfrage legt die 
Annahme einer bindenden Wirkung derjelben allerdings nahe. 

Ging man von der Anſchauung aus, daß im rechtsrheinischen Bayern 
die administrative VBorentjcheidung den Verwaltungsbehörden kraft der gejeh- 
lichen Feſtſtellung der Zuftändigfeitsgrenzen zugejtanden, fo konnte wohl die 
Frage aufgeworfen werden, ob diefelbe unter $ 11 Abf. 2 d. E.G. 3. G⸗VG 
gefallen wäre. Sie ift aber unter denſelben gejtellt. 

Für die landesgefeglichen Beitimmungen muß demnach der der Vorent— 
jcheidung de8 $ 11 d. E.-©. 3. G.V-G. innewohnende rechtliche Charakter 
maßgebend fein. 

Wenn auch in den erften Stadien der Berathungen der Juſtizkommiſſion 
des Neichstages zunächit das preußische und das franzöfiiche Syftem in den 
Bordergrund traten, fo wurde im Laufe der Verhandlungen nicht nur der 
Nechtszuftand in Bayern berührt, fondern auch die Trage der bindenden 
Natur der Borentfcheidung gerade bezüglich der im Ausgleiche zwiſchen 
Neichstag und Bındesrath zu Schaffenden Art der Vorentjcheidung erörtert. 
Auf die energifche Verwahrung des Abgeordneten Hänel gegen die Beilegung 
eines irgendivie bindenden Charakters erflärte Miguel im Namen aller 
Antragjteller ohne Widerjpruch, daß die Vorentjcheidung weiter feine Bedeutung 
und feinen Zwed habe, als den Nechtsweg zu eröffnen, und daß deshalb eine 
für den Richter bindende Wirkung zu verneinen fei. 

Die Gegner auch diefer Vorentfcheidung wurden aber gerade mit der 
Hinweifung darauf zu beruhigen verfucht, daß nunmehr der bisher verjchlofjene 
Nechtsweg eröffnet ſei.) 

Hienach muß aber auch eine Verfchiedenartigkeit der Wirkung je nad) 
der Berfchiedenheit der landesgefeglichen Beſtimmungen als ausgejchlofjen 
erachtet twerden.”) 

Die gewollte bindende Wirkung der das Verfchulden bejahenden Borent- 
jcheidung wäre aber auch den Beftimmungen der Zivilprozekordnung gegen: 
über nur möglich, wenn fich die thatfächliche Unterlage der Vorentſcheidung 
gänzlich von den thatfächlichen Grundlagen des richterlichen Urtheild trennen, 
die Thatfrage der Vorentjcheidung fich gänzlich aus der Thatfrage des Bivil- 
prozeſſes ausfcheiden ließe. 

Je weiter aber der Kreis der Vorentfcheidung gezogen wird und je weiter 
fie fi) von dem Gebiete rein fachlicher Zuftändigkeit entfernt, um fo weniger ift 
dies der Fall. 

Gemäß $ 259 d. Z.P.O. und $ 14 3. 1 des E.G. 3. 3.-P--D. fteht 
dem Zivilrichter die vollfommen freie, nicht einmal durch die Feſtſtellungen 
eines jtrafrichterlichen Urtheils beſchränkte Würdigung der Thatfrage zu. 

Die Vorentſcheidung ift die Entjcheidung einer Nechtsfrage. 

Jede Berrücdung der Thatfrage, — es ſei beifpielsweife nur an den Aus— 
fall des Thatbeftandsemomentes „der Anzeige wider befjeres Wiſſen“ bei der 
falfchen Anjchuldigung erinnert, verändert die Nechtsfrage. 

Die Entjcheidung einer auf einem nicht unverrücdbaren Thatbejtande 
beruhenden Nechtsfrage kann aber fir den Bivilrichter nicht bindend fein. 
Der Ausschluß der Prüfung der Thatfrage im Zivilprozeſſe würde den dem 





) Hahn, Materialien zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze. Abth. II. Laster, ©. 1621 


e. 
Sneijt, ©. 1628. Hänel, ©. 1631. Miguel, ©. 1038. 

’) Strudmann und Koch, die Zivilprozehordnung für das dentfche Neich. III. Wufl., 
©. 981 Note 7, Hauſer a. a. O. Bd. V, ©. 30, ff. 
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Beamten zugedachten Schuß in eine ſchwer wiegende Beeinträchtigung feines 
Bertheidigungsrechtes verwandeln.!) 

Auch auf dem Gebiete des rechtsrheinischen Bayerns kann jomit der Vor: 
enticheidung, infoferne und infoweit fie überhaupt für zuläffig erachtet werden 
fann oder will, im Falle der Bejahung der Schuldfrage nur die Wirkung der 
Eröffnung des Nechtsweges beigelegt werden. 

Für Bayern diesjeits und jenjeits des Rheins muß die Vorenticheidung, 
joweit jie als bejtehend zu erachten ift, nach ihrer Entwidlung als unbe: 
dDingtes Erforderniß der gerichtlichen Verfolgung zur Geltung kommen. 

Da demnach die Eröffnung des MNechtsweges von der VBorentjcheidung 
bedingt ilt, jo muß dem Kläger die Befugniß zuftehen, dieſelbe zu beantragen. ?) 

Soweit der Beamte diefen Schuß genießt, kann er den Mangel der Vor— 
entjcheidung gemäß S 247 3.2 der Zivilprozefordnung als prozeßhindernde 
Einrede geltend machen.?) 


) In einer Entſcheidung vom 26. September 1582, ©. d. E. Bd. IV, S. 174 hat 
jich der Berwaltungsgerichtshof über das Verhältniß der bejahenden Borenticheidung zur 
richterlihen Enticheidung ausgelprochen. Zur Hauptfrage ſtehe fie nur im Verhältniſſe einer 
Theilenticheidung, welche für den Antragiteller nur in Verbindung mit der Hauptentichetdung 
Bedeutung erlangen könne. Für fich allein betrachtet, enthalte diefe Vorenticheidung durch— 
aus nicht den Ausſpruch, dal der beichuldigte Beamte gegenüber der Perſon des präſum— 
tiven Klägers eine von ihm zu vertretende Nechtöverlegung begangen babe. Dazu bedürfe 
es noch des vom Zivilgerichte zu erlajienden Ausjpruches, daß der Kläger den behaupteten 
Nactheil in Wahrheit erlitten, und daß zwiſchen dieſem Nachtheil und dem durch die Vor— 
entjcheidung feitgeitellten Berjchuldenein Kauſalzuſammenhang bejtehe, abgeſehen von 
anderen dabei je nad Yage des Falles in Betracht zu ziehenden rechtlichen Geſichtspunkten. 
Demgemäh hat der Berwaltungsgerichtshof in diejer Entfcheidung auch ausgeiprochen,, daß 
die Koſten eines nad Art. 7, Abj. 2 des Gejeges vom 8. Auguſt 1878, die Errichtung eines 
Verwaltungsgerichtshofes, betr. durchgeführten Berfahrens aud) im Falle einer bejahenden Ent— 
Scheidung in der Regel, joweit nicht bejondere Verhältnifie eine Ausnahme bedingen, dem 
Antragiteller als dem veranlaſſenden Theile zu iütberbürden jeien, welchem es dann überlafien 
bleibe, dieje Koſten im alle Obſiegens in der Hauptſache beim Prozeßgerichte zu liquidiren. 
S. d. E. Bd. IV, ©. 170 ff. Die Entſcheidung betraf einen Fall, in welchem die Erhebung 
eines Erjaganipruches gegen den Stellvertreter eines Bürgermeiiters wegen Unterlajfung der 
ihm obliegenden Anzeige eines Todesfalles an das Amtsgeriht und des dadurch bewirkten 
Verluſtes eines Nachlaſſes beabjichtigt war. 

Hier Scheint die Möglichkeit einer Trennung der thatjächlichen Unterlage der Vorent— 
iheidung von den weiteren thatjächlichen Grundlagen des richterlichen Urtheild gegeben 
zu jein. Aber jhon die Zulaſſung anderer rechtlicher Gejichtspunfte wirft auf die Vorent— 
icheidung als Theil der Hauptenticheidung zurüd. Soll, wenn die Vorenticheidung ein Ver: 
ihulden des Beamten durch Verſäumniß feitgejtellt hat, im Civilprozeß die nachträgliche 
Beweisführung über eine das Berichulden aufbebende unabwendbare Berhinderung aus: 
geſchloſſeu fein? Daß die bejahende WVorenticheidung für den Zivilprozei außer der 
Bedeutung der Eröffnung des Rechtsweges nur den Werth einer Rechtsanſicht beanjpruchen 
fann, ergibt ji) noch prägnanter, wenn man jich die Veränderung der Thatfrage vergegen= 
wärtigt, welche bei Entihädigungsflagen auf Grund wijjentlic) faljcher Anzeigen oder Miß— 
bandlungen, — Fülle, die wir allerdings in die Pfalz verlegen müſſen, — durd) Gegenbeweis 
und Beweisführung über Entlajtungsmomente, jomit z.B. Beweisführung über die Richtigkeit 
der Anzeige — umperjchuldeten SEHON. — Nothwehr — eintreten kann. 

% Dauier a a. O. Bd. V, S. 3 Der Verwaltungsgerichtshof hat in einer Ent— 
ſcheidung vom 19. Februar 1884 BD. ve ©. 142 ff. aus dem Zwede der VBorenticheidung, 
gegen den Beamten den Nechtsmweg zu eröffnen, gefolgert, dah der Antrag auf Enticheidung 
der Borfrage nur demjenigen zujtehe, der ein Beamtenverjchulden behaupte, nicht aber aud) 
dem hievon Betroffenen, der dasjelbe bejtreite. Die Intention des Geſetzes fei nicht darauf 
gerichtet, dem Beamten den offenfiven Rechtsweg gegen denjenigen zu eröffnen, der ſich ihm 
gegenüber etwa eines Haftungsaniprucs aus amtlicjent Verſchulden berühme. 

N Hauſer a. aD. DB. V, S. 34. Hauck a. a. O. S. 229. Die von Strud: 


mann und Koch a. a. O. ©. 981 aufgeiteikte Beſchränkung, dab der Beamte eine prozeß— 
Annalen des Drutihen Reiche. 1885. 32 
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Da die Beichreitung des Rechtsweges von der Vorentjcheidung bedingt üft, 
die Vorentjcheidung jomit, ſoweit fie bejteht, gleich einer Zuftändigfeitz- 
norm wirft, jo bat der Richter das Erforderniß der Borentjcheidung aud 
von Amtöwegen zu berüdjichtigen.) 

Das Verfahren iſt reichsgeſetzlich nicht geregelt. 

Schon im NReichstage entjpann ſich über die Frage, welche Grundſätze be— 
züglich des Verfahrens gelten jollten, eine lebhafte Debatte. 

Während die Antragjteller dafür eintraten, daß das vor dem oberiten 
Berwwaltungsgerichtshofe beziehungsweife dem NReichegerichte überhaupt Platz 
greifende Verfahren maßgebend fein folle, wurde von anderer Seite geltend 
gemacht, in Ermanglung einer bejonderen gejeßlichen Feſtſetzung werde anzu 
nehmen fein, daß die neue Behörde nach dem bisherigen Verfahren zu ent- 
ſcheiden habe.?) 

Die Vollzugsvorſchriften vom 1. September 1879 zu dem bayer. Gejege vom 
8. Muguft 1878, betr. die Errichtung eines VBerwaltungsgerichtshofes und das 
Verfahren in Verwaltungsfachen,?) haben die entiprechende Anwendung der 
allgemeinen Vorjchriften über das Berfahren bei diefem Gerichtshofe in Ber: 
waltungsrechtsjachen und überdies die Vornahme der allenfalls nöthigen 
Erhebungen vor der Verhandlung, ſowie die Einvernehmung der vorgeſetzten 
Dienjtesitelle des beflagten Beamten angeordnet. Da das Neichsgejeg eine 
Beitimmung nicht getroffen, aus der Uebertragung der Vorentſcheidung an den 
Berwaltungsgerichtshof mit Necht auf die Intention des Geſetzes, auch für 
diefe Fälle die font für das Verfahren in VBerwaltungsrechtsjachen geltenden 
Borfchriften eintreten zu laſſen, gejchlollen werden kann,) jo laſſen fich be 
— Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit dieſer Regelung wohl nicht 
erheben. 


hindernde Einrede auf den Mangel der Vorentſcheidung erft jtügen fünne, wenn dejien vorgejepte 
Behörde die Vorenticheidung beantragt babe, paßt nur auf das preußiiche Konfliktögeiep. 

)Haujer aa O. Bd. V, S. 34. Hauck a. aD. ©. 229. Anders verhält e& 
jih, wenn die Vorentjcheidung nur im alle des Verlangens einer vorgejegten Behörde 
erforderlich ilt- Vgl. das oben S. 457 Note 3 erwähnte Erkenntniß des Reichsgerichts vom 
10. Juni 1881. Entſch. d. R.-®. Bd. V S. 48. 

2) Strudmann und Koch a. a. DO. ©. 980. 

’) Gejeg: und Verordnungsblatt 1879, ©. 1014 fi. 

9) Bol. Kahr a. a. O. S. 7 — 

Im Anſchluſſe an die Frage der Vorentſcheidung wird auch der adminiſtrative Rechnungs— 
prozeß (Defektenverfahren), ſowie das Poſtreklamationsverfahren beſprochen. (Blätter f. adm. 
Praxis Bd. XXXIII, ©. 130 ff. und ©. 99.) 

Der Rehnungsprozeh hat Verbindlichkeiten des Nehnungsitellers dem Nechnungsherrn 
gegenüber zum Gegenitande. 

Das Rojtreflamationsverfahren betrifit die Regelung der Entihädiqungsanjprüde des 
Publikums gegen das Roftärar und das adminiftrative Negreiverfahren des Bojtärars gegen 
den Pojtbeamten. ($ 7 der Verordnung v. 31. Juli 1817, Organijation der General- 
adminijtration der Poſten betr. Nags.:Bl. S 724, U. v. 26. Juni 1818 Rggs.Bl. 725 v. 
31. Dez. 1826. Rggs. Bl. 1827 ©. 27, Belanntmachung v. 20. März 1823, Rggs.Bl. ©. 479. 
$ 14 d. Neichsgej. über das Rojtwejen v. 28. Oftober 1871, $ 38, Ziff IX, $ 98 d. Poft- 
transportordnung für das Königreich Bayern dv. 21. Dezember 1875.) 

In beiden Fällen wird der Beamte durd die adminiitrative Feſtſtellung jeines Ber: 
ihuldens und jeiner Schuld in die Rolle des Klägers gedrängt. 

Die zivilrechtliche Vorentſcheidung betraf und betrifft nur den Schuß der Beamten 
gegen die gerichtliche Einjchreituna, — auf zivilrechtlibem Gebiete den Schuß der Beamten 
gegen die gerichtliche Verfolgung von Aniprücen Privater. 


Die Grundſtenerausgleichung und das 
Kataſterweſen in Elfaß-Lothringen 


Charles Grad, 
Mitglied des Reichstags und des Landesausihufles von Elſaß Lothringen. 


—ñN — 


I: 


In einer früheren Abhandlung über die direkten Steuern im Neichslande, 
Annalen des Deutihen Reichs, Jahrgang 1879, ©. 114 und folgende, 
haben wir bereits auf die Ungleichheit der dortigen Grundfteuer in Verhältniß 
zu dem Reinertrage aufmerkſam gemacht und die Nothwendigkeit einer Reviſion 
dieſer Steuer zum Zwecke einer gleichmäßigeren Vertheilung zwiſchen den ver— 
ſchiedenen Landestheilen nachgewieſen. Regierung und Volksvertretung haben 
nach eingehender und gründlicher Prüfung des Gegenſtandes die Zweckmäßig— 
keit einer richtigen Ausgleichung der Grundſteuer anerkannt. Deshalb hat 
auch der Landesausschuß durch ein Gejeb vom 31. März 1834 beſchloſſen in 
Zuſammenhang mit der Berichtigung des Grumditenerkatajters die erwünſchte 
Ausgleihung der Steuer auszuführen. Was das Satafter ſelbſt betrifft, jo 
war dasjelbe jeit langer Zeit her nicht mehr auf der Höhe der bejtehenden 
Bedürfnifie und der berechtigten Anſprüche. Schon die Berichterjtatter der 
landwirthichaftlichen Enquete vom Jahr 1866 haben damals bei der franzöfiichen 
Negierung eine Erneuerung oder eine Kevifion des Kataſters beantragt, indem 
fie gleichzeitig energiich auf die dem landwirtbichaftlichen Kredit durch Die 
Unregelmäßigfeit der Eigenthumstitel, bei dem Vermiſſen eines eigentlichen 
Grundbuch, entgegenstehbenden Schwierigkeiten hingewiejen. Der franzöfiichen 
Negierung waren übrigens Ddiefe Mängel längit befannt, da dieſelbe im 
Sabre 1846 eine Nevijion des Grumditenerfataiters in Ausficht jtellte und 
fofort praftiiche Verſuche in Hinficht auf die allgemeine Erneuerung oder 
Berichtigung anftellte. Da einitweilen aber nichts Befriedigendes zu Stande 
fam, faßte im Jahre 1879, auf Veranlaſſung der Bezirfstage, unfer Landes— 
ausſchuß eine Nefolution mit folgendem Wortlaut: „Der Landesausihuß von 
Eljaß-Kothringen ift der Anficht, daß eine möglichit bejchleunigte Erneuerung 
des Katafters, ohne vorläufige Vermeſſung und unter Beichränfung auf die 
als nothtwendig anerfannten Arbeiten zur Berififation des Grund und Bodens 
erwünscht iſt. Er erachtet es für angemellen, daß die Ausgaben für Dieje 
Operation vom Lande getragen werden umd fordert die Negierung auf, in den 
nächiten Yandeshaushalt einen bezüglichen Fonds einzuftellen. Der Yandes- 
ausſchuß wünſcht, daß die Frage einer allgemeinen VBermejjung, die von der 
genannten Erneuerung unabhängig it und zur Eriparung eines zu bedeutenden 
Perſonals nach und nach zu geicheben hat, in Erwägung gezogen werde.“ 

32%* 
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Die Regierung verlangte und erhielt im Jahre 1879 einen erjten Kredit 
von 25,000 Mark zu vorbereitenden Arbeiten. Dieje vorbereitenden Arbeiten 
und Studien, für welche vom „Jahre 1881 ab noch erbeblichere Kredite aus: 
gejeßt wurden, ergaben, "in Uebereinftimmung mit dem Gutachten in dem 
offiziellen Bericht der enquöte agrieole von 1866, daß an vielen Orten eine 
einfache Nevilton zur Berichtigung der Mehrzahl der Irrthümer, welche in das 
Katajter übernommen oder bineingetragen worden find, genügen würde. In 
Folge dejien ftellt fich die allgemeine PBarzellarvermejjung aller Gemarfungen 
des Yandes nicht mehr als jo dringend nothwendig heraus, als zuvor von 
verjchiedenen Seiten vermutbet worden war Die Erfahrungen, welche im 
Laufe von vier Jahren gemacht wurden, haben uns gezeigt, daß das Katajter 
in Ordnung gebracht werden kann, daß die Unregelmäßigfeiten und unge: 
nauen Angaben in den meijten Gemeinden berichtigt werden fünnen, mit 
bedeutend weniger Koſten und im viel fürzerer Zeit, durch eine jorgfältige 
Nevifion, als durch eine allgemeine Neuvermeljung aller Grundjtüde. Er: 
neuerung des gefammten Katajters, theils durch Neuvermeſſung, tbeils durch 
Berichtigung der vorhandenen Katafterurfunden, das tjt das Programm, welches 
der Yandesausichuß angenommen bat. 

Im Brinzip iſt Jedermann von dem technischen Bortbeil einer vollftändigen 
Neuvermejjung gegenüber einer einfachen Berichtigung überzeugt. Bevor man 
fich indeſſen im ein Io weitgebendes Unternehmen einlafjen fonnte, lag der 
Negierung und dem Yandesausichuß daran, genaue Angaben über die Aus: 
führungsbedingungen und über die Koſten der volljtändigen Erneuerung durch 
Neuvermeſſung und die Mittel, dazu zu gelangen, zu erhalten. Mean hätte 
fich begnügen fönnen, die Erfahrungen in den Nachbarländern zu benugen; 
man wollte indeſſen auf unſerm eignen Gebiete anzuftellende Verſuche und 
durch Prüfung der vorhandenen Katajter fejtgeitellt jehen, welche Maßnahmen 
zu treffen und definitiv anzuordnen jein würden. Daher wurde ein bejonderes 
Kataſterbureau beim Meinifterium eingelegt und mit den zu unternehmenden 
Berfuchsarbeiten beauftragt. Während einige Gemeinden zur Aufitellung eines 
neuen Kataſters jubventionirt wurden, jehritt man in einer Anzahl anderer 
Drtichaften zur Berichtigung des vorhandenen Kataſters. Gegenwärtig find 
die vorhandenen Katajterpläne in den verjchiedenen Gemeinden in verjchiedenem 
Maßſtabe angelegt, welcher oft zu ein iſt. Beim Mangel einer regelmäßigen 
Fortführung gaben fie außerdem fein genaues Bild von dem Stande der 
Befit- und Eigenthumsverhältniiie. Die Flurbücher, Verzeichnijfe der Grund: 
jtüde und Parzellen in topographiicher Ordnung, berüdjichtigen nicht Die jeit 
ihrer Aufitellung eingetretenen Menderungen in Beziehung auf die Eigenthümer, 
die Hulturart, Die Ausdehnung, Größe und Lage der Grundſtücke. Die Mutter: 
rollen find, obgleich fie jedes Jahr revidirt werden, bezüglicd) der Mutationen 
nicht genau auf dem Laufenden gebalten, und was die Pläne betrifft, jo feblt 
jeder Eintrag der jeit Anlage des Katafters ftattgehabten Menderungen. ine 
Anzahl von Grundſtücken oder Gütern figurirt in den Mutterollen nicht unter dem 
Namen des wirklichen Eigenthümers, jo daß häufig die Grundftener nicht von 
dem wirklich Steuerpflichtigen eingefordert wird. Dieje Fehler rühren hauptſäch— 
lich von der ungenügenden Fortführung ber. Ganz natürlich ift dieſe Konfuſion 
in Folge der in großem Maßſtab eingetretenen Zerſtückelung noch gewachſen. 

Die Verwaltung fonjtatirt als Ergebnif ihrer Studien und praftijchen 
Arbeiten, dab die jeit 1828 angelegten Katafter Jich im Allgemeinen in einem 
befriedigenden Zujtande befinden, welcher eine Nevifion ohne Neuvermeſſung 
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geſtattet. Eine ſolche Konfufion in den Angaben, welche eine vollſtändige 
Erneuerung des Kataſters durch Neuvermeilung notbiwendig macht, manifeftirt 
fich allerdings in den älteren Kataſtern, insbejondere jenen vor dem Jahre 
1822. Das gegemwärtig in Elfaß-Yothringen bejtehende Grimditenerfatajter 
wurde begonnen nach dem Inkrafttreten des franzöfiichen Geſetzes vom 
15. September 1807 und beendigt gegen 1845 Auägeſtellt in eriter Linie 
zum Zweck der Steuervertbeilung, bietet es in den Aufnahmen aus der eriten 
Zeit vielfach nicht die wünſchenwerthe geometrische Genauigkeit. Bei Ddiejen 
erjten Verſuchen der Aufjtellung von Gemeindekatajtern ließ Manches zu 
wiünjchen übrig. Das mit der Arbeit beauftragte Perfonal jtand nicht auf 
der Höbe jeiner Aufgabe. Weder die Operationsmetboden, noch die Inſtrumente 
entiprachen den Bedürfniiien, welche das Kécueil methodique de lois, in- 
structions et reglements du catastre in France ala Zmwed bezeichnet hatte. 

Das Finanzgeſetz vom 3. Juli 1821 überläßt indeſſen, indem es den 
Gebrauch des Grunditeuerfatajters auf die individuelle Stenerrepartition anivendet, 
die Initiative zu Aufnahme den Direktionen der Departments. Mean kam erit 
zu der gewünschten Genauigfeit nach dem Neglement vom 15. März 1827, 
Diejes Neglement läßt unter Anderem feine trigonometriiche Operation zu, 
welche Irrthümer von mehr als !,40. ergibt. Nach den in der Kommiſſion 
jeitens der Vertreter der Negierung gegebenen Erklärungen weiſen die in Eljaß- 
Lothringen jeit 1828 aufgeitellten Statajter dagegen eine über die Zwecke der 
Steuervertheilung weit binausgebende Genauigkeit auf. Hiermit ſtimmt auch 
eine Bemerkung von Maurice Blod überein, welcher jagt: 

„Les plans de 1828 et des anndes suivantes, jusqu’a l’ach&vement 
du cadastre, se font remarquer par une tr&s grande exactitude et une 
preeision bien superieure à celle qui est necessaire pour l’assiette des 
eontributions “ 

Was in diefen Katajtern zu wiünjchen übrig bleibt, das iſt die Fort— 
führung (ſowohl auf den Plänen als auf den übrigen SKataiterdofumenten) 
aller Veränderungen, welche im Beltand der Grumdgüter vorfommen, — eine 
unentbebrliche Bedingung, um das Statafter zu einer Art Standeäregiiter 
des Grundeigenthbums zu machen. Obgleich die Katalterpläne von einer aner- 
fennenswerthen Genauigkeit beim Zeitpunkt der Aufitellung waren, jo find 
Bejtimmungen für deren ‚Fortführung nicht getroffen, und joweit diejelbe in 
zu Fleinem Maßſtabe angelegt wurden, war ihre Fortführung nicht qut mög: 
lih. Auch die Mutationen der Gigenthümer in den Stataftermutterrollen 
liegen, obgleich fie den Stenerfontrolenren anvertraut waren, viel zu wünschen 
übrig wegen der Unvollſtändigkeit der Deflarationen und der zahlreichen Ber: 
fäufe unter Privatunterichrift, welche der Einregiftrirung entzogen wurden. 
Die Zahl der Alte unter Privatunterjchrift insbejondere it jo groß, daß in 
einem eljäfliichen Kanton, während eines und desjelben Jahres, neben 997 
Notariatsaften, welche Gigenthumsübertragungen zum Gegenſtand hatten, 675 
ohne Mitwirfung eines Notars zu Stande gekommene Uebertragungen derjelben 
Natur gezählt wurden. Was die Zabl der Mutationen betrifft, jo bat diejelbe 
während eines Jahres 96,000 Parzellen nur im Bezirk Ober-Eljaß erreicht. 
Wenn man eine jolche Beweglichkeit des Eigenthums und die Nachläßigfeit 
in den Deflarationen und Mutationen ins Ange faßt, jo ift nicht au ver: 
wundern, daß die Kataſterpläne, jelbjt wenn fie zur Zeit ihrer Aufitellung richtig 
waren, heute, mangels jtrenger Mafregeln zur Sicherung der Fortführung, 
in Bezug auf den Nachweis des Eigentbums ſehr mangelhaft find. 
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Nach den dem Landesausihuß gemachten Mittheilungen erjtredt fich die 
Erfahrung, welche bei den verfuchsweije unternommenen Vorarbeiten, in der 
Zeit vom Beginn der Arbeiten im Jahre 1879 big Ende 1883, gemacht 
worden find, auf 201 Gemarfungen, welche in verjchiedenen Theilen des 
Landes und unter den verjchiedeniten topographiichen Bedingungen ausgewählt 
wurden. Die Gemarfungen umfafjen eine Gejammtbodenfläche von 178,667 ha, 
mit 791,573 Barzellen, welche 76,677 Eigenthümern gehören. Das mit diejen 
Operationen betraute Perjonal gebt bierbei in folgender Weile zu Werf. 
Zuerſt Eonjtatirt man durch ein Gutachten des Steuerfontroleurs oder in irgend 
anderer Weile, daß in dem zu revidirenden Katajter des Bannes die vor: 
gefommenen Veränderungen nicht eine jolche Verwirrung hervorgebracht haben, 
daß eine volljtändige Erneuerung mittels Neuvermeſſung der Barzellen noth— 
wendig wäre. Nach Feititellung dieſes Punktes, nachdem die Möglichkeit einer 
wirfjamen Nevifion einmal anerkannt ift, beginnt man mit der Prüfung des 
Beligitandes in dem Sektionsbuch, jo wie er gegenwärtig aus der Kataſter— 
mutterrolle bervorgebt. Die Vergleichung dieſer beiden Dokumente ermöglicht 
ihon die Feititellung einer großen Anzahl von Fehlern, welche im Laufe der 
Fortſchreibung begangen worden find und die Beleitigung einer großen Anzahl 
derjelben. Auf Grund diefer Arbeit jtellt man eine Ueberſicht der Parzellen 
nach dem gegenwärtigen Stande in topographiicher Ordnung auf. Ein bier: 
mit jpeziell beauftragter Geometer vergleiht an Ort und Stelle diefe Ueberſicht, 
jowie die Delpaufe, mit der wirklichen Yage der Dinge. Zur Erleichterung 
diefer Operation wird der Gemeinderath der Gemeinden, deren Gemarkung zu 
berichtigen it, vorher erjucht, eine gewilie Anzahl von Perfonen, welche die 
Gemarkung am beiten fennen, darunter gewöhnlich Feldhüter, zur Berfügung 
des Geometers zu jtellen, um dieſem die wünjchenswerthen Aufflärungen zu 
geben. Gleichzeitig werden die Beſitzer der Grundſtücke benachrichtigt, damit 
jie ihr Eigenthum durch einen mit einem Beſteckzettel verſehenen Stod kenntlich 
machen, auf welchem nach Mafgabe des vorgejchriebenen Formulars ihr 
Name, derjenige der Nachbarn und der Inhalt der Parzelle angegeben find, 
und wird ihnen anheimgejtellt, der Operation, falls nöthig, beizumohnen. 
Nachdem dies geichehen, itellt der Geometer den Eigenthümer oder wenigſtens 
den Befiger einer jeden Parzelle jet. Zu gleicher Zeit vergleicht er den im 
Katajter angegebenen Flächeninhalt mit demjenigen des Grundjtüds. Wenn 
ein merflicher Unterjchied ſich fühlbar macht, jo muß er denjelben durch 
Meſſung feititellen. Die in der Kulturart oder in der Begrenzung der Bar: 
zellen, in Folge von Theilungen oder Käufen, von Bauten, von Aenderungen 
in dem Lauf von Wajfjerflüllen, von Wege: und Eijenbahn: oder Stanalanlagen 
vorgefommenenen Aenderungen werden notirt und eingemefjen. Ueberall, wo 
neue Pläne bejtehen, find die Geometer angewiefen, Ddiejelben möglichit zu 
benugen. 

Die von Geometern in Diefer Weile ausgeführte Arbeit wird von den 
technischen Beamten eines dem Minifterium zugetbeilten Bureaus geprüft. Die 
auf dem Katafterburean jo erhaltenen Ergebnifje dienen zur Aufjtellung von 
Karten, welche die Veränderungen in der Konfiguration der Parzellen in Be: 
ziebung auf die Einzeichnungen in den alten Katajterplänen erkennen laſſen. 
Außerdem jind neue Katajterdofumente aufgejtellt worden, einerjeit3 in topo= 
grapbijcher Ordnung, amndererjeits nach den Eigenthiümern geordnet. Dieje 
Berzeichnilje und Pläne liegen während eines gewiljen Zeitraumes auf dem 
Bürgermeifteramt offen, damit den Eigenthümern Gelegenheit zur Anbringung 
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von Reflamationen wegen etwa noch vorhandener Irrthümer gegeben werde. 
Die fo erhaltenen Dokumente gejtatten es, in den Satajterbüchern genau jede 
Parzelle innerhalb des Gemeindebannes und den Namen ihres Eigenthiimers 
zu finden. Mit einem Wort, die Angaben des revidirten Kataſters bezeichnen 
jedes Immöbel mit einer binreichenden Genauigkeit, um nicht den leifejten 
Zweifel über feine Identität zuzulajien. Jede Gemeinde erhält außer den 
neuen Katafterbichern eine Kopie der revidirten Slatafterpläne, von denen die 
Driginale bei der Direktion der direkten Steuern verbleiben. Für die 201 
Gemeinden oder Gemarfungen, welche der Reviſion unterzogen worden find, 
find in Folge der vorgenommenen Arbeit 25,502 Irrungen bei Anfitellung 
der Beſitzſtandsnachweiſung Eonftatirt worden, was durchjchnittlich 127 pro Ge- 
marfung bei einer derzeitigen Geſammtzahl von 916,983 Parzellen ergibt. 
Die bis jegt in 46 Gemeinden erfolgte Offenlegung bat zu 4363 Reklamationen 
Anlaß gegeben, alfo 105 pro Gemeinde. Bon diefen 4363 Neflamationen 
haben zum Gegenſtand 3701 Namensverwechslungen der Eigenthümer, 743 
Differenzen bezüglich des Inhaltes oder der Yage der Parzellen, 359 Streitig: 
feiten bezüglich der Kulturart, 60 endlich materielle Jrrtbümer. Seit der Her: 
jtellung des urjprünglichen Kataſters bis zum Augenblicke der Reviſion ijt die 
Zahl der Parzellen in denjelben Gemarfungen von 741,572 auf 916,983 
und diejenige der Eigenthümer von 79,677 auf 102,832 geſtiegen. Mithin 
hat in der Zwifchenzeit die Zahl der Eigentbimer um 29 Prozent zugenommen, 
während die Zerjtücdelung des Eigenthums im Verhältniß von 24 Prozent 
fortgejchritten iſt; der durchichnittliche Flächeninhalt der Parzelle wäre alſo 
von 24,1 Ar auf 19,4 Ar umd der mittlere Flächeninhalt pro Eigenthimer 
von 227 Ara auf 174 Ar heruntergegangen. Nach) den gelieferten allgemeinen 
Angaben it der Stand des Eigenthbums in Elja Lothringen bei Herjtellung 
des gegenwärtigen Slatajter® und vor der Nevifion desjelben in folgender 
Ueberſicht zufammengeraßt : 











u Wald: 
Er Anzahl der | Antheil uugen 
ei * ER * 
der Anzahl Eigen greifen | ‚IT, Sich find 
end | rRısha thümer | ı in Progenten m 
Anfertige | der Släde Zei der Gefammi— * 
ung des | Gemeinden | — u De 
Rataiters | z | der Anfertigung des yumme tm ent: 
BR | E | Kataſters a ' halten 
Hektar | g Bezirk Land 9% 
Besirk Lothringen 
bis 1822 206 168,914 47,121 | 877,093 | 27 11,? 26,° 
1822-1828 169 123,105 | 35,870 | 503,365 21 8 23,0 
nach 1828 411 326.249 | 99,581 | 1,280547 | 32 22,5 31,’ 
Summe 786 623,268 | 182,572 | 2,461,005 | 100 43, 23,7 
Besicrk Unter-Elfaf. 
bis 18522 I 135 i 114,925 63,761 ı 01,473 24 fie 30,? 
1822-1828 142 98,453 | 48,468 569,645 21 6,* 31,° 
nach 1828 284 262,134 | 130,484 | 1,112,380 | 5, 36,' 
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Zeit | Anzahl der | Antheil | ungen 
der | Anzahl ı Eigen- Rarzellen | he > * 

Ze Bi er thiimer “ ' in Prozenten 

Anfertig- | der Flaäche — 
zur Zeit der Geſammt— — 
ung des Gemeinden — SFlache 
Aanaſiers der Anfertigung des ſumme im ent: 
R ! halten 
Hektar Kataſters Bezirk Land * 
Bezirk Ober-Ellflaf. 
bis 1822 133 140,610 49.619 558,238 40 9,7 30,° 
1822-1828 s5 75,66] 29,244 307,934 22 5, 39,5 
nach 1828 161 134,198 69,388 619,916 33 9,3 34,* 
Summa 374 350,469 145,251 1,486 088 100 24,? 33,* 
eilfahbß-Lothringem 

bis 1822 474 | 424,449 160,501 1,936,804 — 29,8 28,8 
1822-1828 396 | 302,219 113,582 1,380,944 | _ 20,* | 30,2 
nach 1828 856 | 722,581 299,453 3,012,852 | — 49,* | 34,° 
Zumma 1,726 1,449,249 573,536 ' 6,330,600 — |. 100 31,° 


Unter Zugrundelegung der zur Zeit der Beritellung des gegemwärtigen 
Katajters vorhandenen Parzellenzabl von 6,330,600, bei einer Gejammtfläche 
von 1,449,249 Hektar, würde fich der durchſchninliche Inhalt der Parzelle 
auf 22,* Ar berechnen, welcher Inhalt dem bei den 201 bereinigten Gemeinden 
fonftatirten Durchichnittsinbalt gleichfommt. Ferner würde fich der durch» 
Ichnittliche Inbalt pro Eigentbümer für das ganze Yand auf 253 Ar belaufen, 
gegenüber einem Mittel von 227 Ar in den 201 beveinigten Gemeinden, während 
wenn die Zahl der Eigenthümer im ganzen Yande ſich in demſelben Verhältniß 
vermehrt bat, wie in den bereinigten Gemeinden, d. i. 29 Prozent, die durch— 
Ichnittliche Fläche pro Eigenthümer für ganz Elſaß-Lothringen auf 180 Ar 
berabfinfen würde. In Wirklichkeit muß das Mittel der kultivirten Parzellen 
noch unter den oben angegebenen Hablen Tejtgefegt werden, weil die Oed— 
Ländereien 23,477 Hektar, die Wege 29,223, die Wafjerläufe 18, 714, und die 
Waldungen 443,864 Hektar einnehmen, worunter zufanmenbängende Komplere 
von Hunderten von Heftaren. Dagegen fcheint die von der offiziellen Statiftif 
angegebene Zahl der zur Zeit der Herftellung des Kataſters vorhandenen 
Eigentümer zu boch gegriffen in Folge vielfacher Doppelzäblung. In der 
That, während einerjeits in der obigen Tabelle die Zahl der Eigenthümer für 
Das Stiaf allein auf 390,964 angegeben ift, gibt eine andere Statiftif, die 
für die landwirtbichaftliche Enguete von 1366 aufgeftellt worden ift, für die 
beiden chemaligen Departemente Ober: und Nieder-Rhein die Geſammtzahl 
der Eigentbümer auf ungeräbr 175,000 an. Andererjeit3 find bei der Zählung 
vom 1. Dezember 1880 mehr als 361,460 Haushaltungen für ganz Elſaß— 
Lothringen und für die beiden elſäſſiſchen Departemente allein nur 242,259 
Hausbaltungen vorgefunden worden. Nach Beendigung der Bereinigung wird 
das Katafterburean Die wirkliche Zahl der Eigenthümer genauer feititellen 
fünnen. 

Auf die Frage, was die volljtändige Erneuerung des Katafters mit 
Parzellarvermeiiung und was eine einfache Bereinigung, ſowie die Abſchätzung 
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des Nettoertrages der Grundjtüde behufs Feititellung der Grunditener koſten 
würde, ſind uns folgende Zahlen mitgetbeilt worden, welchen die aus den 
Borjtudien gewonnenen Erfahrungen zu Grunde liegen. In der Denfichrift 
der Verwaltung, welche dem von Herrn Baron Hugo Zorn von Buladı 
im Auftrage der Finanzkommiſſion des Landesausfchujjes in der Situng vom 
9. Febr. 1882 erftatteten Bericht als Anlage beigefügt it, find die Ktoften auf rund 
15 Millionen veranschlagt, alfo rund 10 ME pro Hektar, für die Vermeflung 
und die Herjtellung der Karten, ausichließlich der Verſteinung der Parzellen, 
die den Eigenthümern zur Laſt fällt, und welche fich nach einem vorläufigen 
Ueberjchlage auf mehr als 6 Millionen Mark belaufen würde. Die angeſtellten 
Verſuche haben ergeben, daß dieſe Kojten fich zwiichen 8 und 28 Mark 
bewegen, je nad) den Durch das Terrain gebotenen Schwierigkeiten. Nach 
der Anficht der Negierungstommiliäre befindet fich für "/,. bis '/, der Ge: 
marfungen das Katajter im zu Ei Zuftande, als daß es mit Erfolg 
berichtigt werden könnte. Das Katafter diefer Gemeinden müßte alſo voll: 
ſtändig erneuert werden auf Grund einer nmenen Barzellarvermeilung,, was 
unter Annahme der im Geſetzentwurf vorgejebenen Ktojtenvertheilung eine Aus: 
gabe für den Staat verurſacht: 
N bei Annabne von 10%, des Yandes als neu zu vermeilen — 1,050,000 Mk. 
b) bei Annahme von 209, 2 ‚100 ‚900 
Hierzu fommen Koſten der Berichtigung für 9097, — 80 fo des ge: 
Jammten Yandes, unter Zugrundlegung eines Koftenjages von 36 Big. pro 
Parzelle: 


a) bei 90°, des Landes . 2. 2 2 20220. = 1,944,000 ME. 
dazu . — ——— a ee ne — 1700000 
für geichäftliche & Yeitung. 

b) bei nur 80". der — De a nn — 1,728,000 , 
dazu . in a ma ar Sare dar au a  CERMLLNNE: : 


für geichäftliche Leitung. 

Sonach im Ganzen eine Ausgabe für den Staat von 3,164,000 bezw. 
3,978,000 ME. für die Operation der Natafterbereinigung bei aleichzeitiger 
Erneuerung von Amtswegen mit nener Barzellarvermeilung für Y,., bezw. 
'/s der Gemarfungen. 

Was die Abſchätzung des Ertrages der Liegenschaften behufs Vertheilung 
der Grumditeuer betrifft, jo koſtet dieſe Arbeit nach den offiziellen Schäßungen 
1,150,000 ME., gleichviel, ob fich Diefelbe au Die Vereinigung oder die voll: 
jtändige Erneuerung des Kataſters knüpft. Alſo nach dem ums unterbreiteten 
Ergebniß der gemachten Borjtudien iſt die wahrſcheinliche den Stenerpflichtigen 
zur Laſt fallende Ansgabe für die Erneuerung des Katafters in ganz Ella: 
Lothringen auf 15 Millionen Mark, außer den Koiten der Verſteinung, zu 
veranichlagen, gegenüber einer Ausgabe von 3 bis 4 Millionen Mark für die 
Bereinigung mit theilweiler Neuvermeſſung, ſoweit dieſe erforderlich ericheint, 
um das Kataſter in guten Zuftand zu jegen. Während die allgemeine Be: 
reinigung mit Neuvermellung derjenigen Gemarkungen, deren Statafter ſich in 
allzu schlechtem Zuitand befinden, in einem Zeitraum von 8 Jahren zu Ende 
geführt werden fünnte, würde die vollitändige Ernenerung des Kataſters 
fiherlich 50 Fahre in Anfpruch nehmen. Um in fürzeiter Friſt das Kataſter 
in einen befriedigenden Zuftand zu bringen und angelichts des für einen 
beträchtlichen Theil des Landes in feiner Weiſe beitebenden Bedürfniſſes zur 
volljtändigen Erneuerung des Kataſters, ſowohl bei Berückſichtigung der 
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technischen Anforderungen, als auch des allgemeinen Intereſſes an einer jolchen 
Arbeit ; endlich behufs Schonung der Steuerpflichtigen hat die Majorität der 
Kommiſſion fich zu Gunſten des Negierungsentwurfes ausgejprochen. Durch die 
Annahme des Entwurfes gejtattet übrigens der Landesausſchuß, daß das Katajter 
in allen Gemeinden im Wege der Neuvermejjung erneuert wird, die ein bezüg- 
liches Geſuch an die Regierung richten, und ihnen zu den Koſten der neuen 
PBarzellarvermefjung ein Zuſchuß in Höhe von */,, dieſer Kojten gewährt wird. 
In allen Fällen wird die Arbeit jo eingerichtet, daß fo viel wie möglich das 
erforderliche Berfonal in Eljaß-Lothringen ſelbſt vefrutirt und vermieden wird, 
Kräfte von auswärts heranzuziehen. 


1. 


Im Laufe der Berathung des Entwurfs für unfere Katafterberichtigung find 
auch die Anfichten der Gegner eingehend geprüft worden. Dieje Anfichten gehen 
dahin, an Stelle der Vereinigung des Katajters, mit theilweijer oder faful: 
tativer Neuvermejjung, eine von Amtswegen durch den Staat anzuordnende 
allgemeine Erneuerung im Wege der Neuvermejlung zu verlangen. Bon ihrem 
Standpunkte aus hätte die Bereinigung lediglich einen fiskaliſchen Zweck 
und würde einzig und allein im Intereſſe der Stenerausgleichung Liegen, 
deren Nüglichkeit Niemand in Zweifel zieben könne, dem die Gerechtigkeit und 
Gleichmäßigkeit bei der Vertheilung der Steuerlajten im Verhältniß der Boden: 
einfünfte für ihre Befiger am Herzen liege, die aber nach der Erneuerung des 
Kataſters mittels Neuvermeſſung ebenfalls ftattfinden könnte. Die allgemeine 
Neuvermeſſung entipreche im Gegentbeil einem dringenden Bedürfnig der Land— 
wirtbichaft, deren Streditverhältnifje fie verbejlern folle, indem fie gleichzeitig 
als Grundlage für ein Grundbuch dienen fünne, welches die Austellung regel- 
rechter Eigenthumstitel für jeden Eigenthümer ermöglichen werde, wodurd) fo 
viele Prozeſſe wegen Grenzitreitigfeiten zwiſchen benachbarten Grundbejigern 
fünftig vermieden werden. Unbeſtrittenermaßen wäre es nicht zu unterjchägßen, 
wenn allen Eigenthümern von Immöbeln neben ihren Eigenthumstiteln in dem 
Katajter (Karten) ein Dokument geboten würde, welches neben der Lage und 
Größe auch die Begrenzung der Grundgüter ficherjtellte. Mit Verwirklichung 
a „deals wirden viele Grenzitreitigfeiten ohne Verzug entjchieden werden 
Önnen. 

Gegenwärtig find wenige Eigenthümer im Beſitz von Titeln, auf Grund 
deren man unmittelbar erfennen könnte, auf welche Barzellen fie ſich beziehen. 
Das in der Sitzung des franzöfischen Senats vom 6. April 1866 ausgejprochene 
Urtheil des Präfidenten Bonjean iſt vollfommen auf die gegenwärtige Sad): 
lage in EljaßsLothringen anwendbar. Es lautet: „Dans l’etat actuel de 
notre législation, je doute que la preuve d’une propriete puisse ötre 
jamais taite de facon à satistaire completement un mathematicien.“ 

Melches find die zum Beweis des Eigenthums erforderlichen Titel ? Ge: 
wöhnlich gejchriebene Akte, authentisch oder unter Privatunterjchrift, welche 
den Uebergang zu Gunften des Eigenthumsberechtigten eines Immöbels durch) 
Kauf, Schenkung, Theilung oder in anderer Weiſe darthun. Was die Alte 
unter Brivatunterjchrift anbetrifft, jo drückt fich ein ehemaliger Vorfigender 
der Notariatsfammer in Mülhauſen, Herr Dujardin, in einem Gutachten 
S. 282 des vortrefflichen Werkes des Präfidenten Bonjean, veröffentlicht 
in Paris im Jahre 1874 unter dem Titel „Revision et conservation du 
eadastre‘* folgendermaßen aus: „Sous le rapport de la regularite, ces 
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derniers contrats sont dans notre arrondissement, comme dans tout le 
ressort de la Cour imperiale de Colmar et dans les departements 
voisins, au-dessous de toute eritique. Les noms, prenoms, qualites et 
demeures des parties y sont souvent omis en totalit@ ou partiellement, 
la designation y est habituellement fautive, l'origine de la propriete 
n'y est jamais etablie; il n'est pas davantage question de l’etat civil 
des vendeurs; le mari y vend en son nom les propres de la femme 
et sans le concours de celle-ci, ses biens personnels ou ceux de la 
communaufc, sans que l'aquéreur se doute de I’hypotheque legale dont 
ces biens restent aınsi greves, ni de la preseription de l’article 1325 
du Code Napoleon, relative aux doubles originaux. Le fils signe pour 
le pere, les freres et les seurs indifferement l’un pour l’autre, la 
femme pour le mari et vice versa. L’acqu£reur ne signe d’ordinaire 
pas. Si l’une des parties est completement illettree, elle fait une 
eroix au bas de l’acte, en presence de deux temoins, au nombre 
d+squels figure habituellement le redactenr du contrat. Le receveur 
de l’enregistrement, qui a pour mission de percevoir les droits de 
mutation, enregistre tout ce quon lui presente; ses instructions l'y 
obligent et le nouveau proprietaire est plein de foi dans la validite 
de son titre, qu'il deelare eontröle et qu'il considere comme authentique, 
puisqu’un prepose du gouvernement l'a transerit sur ses registres et 
revetu de sa signature. 

Il est permis de dire, sans exag6ration, que les 4713 contrats 
sous seing privd, enregistres dans l'arrondissement de Mulhouse pen- 
dant l’exercice 1861, ont pourvu de titres peu reguliers, souvent nuls 
et par suite soustraits à l'action bienfaisante du Credit foncier, 714 
hectares de terres d’une valeur d’un million, que l’on peut &lever au 
double, en tenant compte des dissimulations presumees. Tel est le 
bilan d’une anne. Que l’on juge d’apres cela de l’anarchie qui existe 
dans les titres de la propriöt@ fonciere d’une des provinces les plus 
riches de la France.“ 

Eine jolche Yage iſt um jo erniter, als eine einzige unregelmäßige Ueber: 
tragung alle jpäteren Mutationen ungültig macht. Die Verjährung allen, 
dieje Batronin des menschlichen Sejchlechtes (wie ſie Cicero nennt) und auch 
manchmal die Batronin der Diebe, die Verjährung in Folge eines mehr oder 
weniger umvordenflichen Beſitzes beilt allein die Nichtigkeit, an welchen Die 
Urkunden kranken. Die autbentiichen Urkunden, welche über unvollitändige 
und unregelmäßige Titel früherer Transmiſſionen geichloijen find, werden in 
Folge deſſen in ihrer Beweistraft abgeichwächt. Der höchſte Grad des Uebels 
wird jedoch durch die Nichtbeobachtung des Gejepes vom 23. März 1855, 
betreffend die hypothekariſche Ueberſchreibung, bezüglih der Privaturkunden, 
herbeigeführt. Wenn die Mangelbaftigkeit der Privatakte zu einer Verwirrung 
der Eigenthumsverbältnifie führt, jo laſſen andererjeits jelbjt die notariell 
beglaubigten Urfunden vieles binfichtlich der genauen Angabe der verkauften 
oder bypothezirten Parzellen zu wünſchen übrig. Jede Verwirrung wäre 
unmöglich, wenn die betreffende Urkunde die Sektion und Nummer angäbe, 
welche die den Vertragsgegenitand bildende Parzelle trägt. Auch be züglich 
des Flächeninhaltes fehlen in dieſen Urkunden meiſt ausreichende und genaue 
Angaben. Will man die Wahrheit der aktenmäßigen Angaben auf dem Terrain 
ſelbſt prüfen, ſo erkennt man öfters, daß die Angaben in den Akten gegenüber 
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dem Befund auf dem Feld nicht unerbebliche Abweichungen ergeben. Ja man 
findet jogar Grundſtücke, welche weder in der Kataitermutterrolle, noch im 
Plane eingetragen find. Gewiſſe Fehler haben die Geometer begangen, mögen 
jie ſich nun nad Aufnahme der Maße auf dem Terrain in ihren Berechnungen 
geirrt haben, oder mögen die Barzellarpläne nach dem ſcheinbaren Umfang 
des Beſibſtandes zur Zeit der Aufnahme angefertigt worden ſein. Im letzteren 
Falle würden die Grenzen der Parzellen, man möchte ſagen, wie es der Zu— 
fall fügte, oder auf Grund ungenauer Angaben beſtimmt worden ſein, welche 
entweder die interejlirte Partei oder irgend ein Dritter machte, wobei diejelben 
eine Prüfung der Vermeſſung verläumten, oder abjichtlich faliche Auskunft 
gaben. 

Diefe ımd andere Gründe, deren genauere Angabe ung jedoch zu weit 
führen würde, veranlallen die Anhänger der Katafterneuvermeilung, nad) 
vorberiger Feitjtellung der Parzellengrenzen vermittelit Grenziteine eine Neu— 
vermejlung der Parzellen zu verlangen. Die Yage der Grenziteine würde auf 
den Karten bezeichnet unter Berücfichtigung der Angaben, welche die joeben 
beendete Triangulation des Yandes liefert, die als Grundlage für die große 
topograpbiiche Harte im Maßſtabe von 1: 25,000 dienen joll. Die Kommiſſion 
des Landesausſchuſſes bat nach den eingehenditen Erörterungen diefer Fragen 
den vorgebrachten Gründen nicht die ausschlaggebende Bedeutung beizumeſſen 
vermocht: Was die Hebung der Tandwirthichaftlichen Kreditverhältniſſe an⸗ 
langt, ſo muß hervorgehoben werden, daß in dieſer Hinſicht ein weſentlicher 
Unterſchied zwiſchen der Neuvermefſung und der Berichtigung nicht beſteht. 
Erforderlich iſt in dem einen wie in dem anderen Falle, daß, wie dies der 
Geſetzentwurf in ſeinen Beſtimmungen über die Fortführung des Kataſters in 
Ausſicht nimmt, die Angaben des Kataſters zur Feſtſtellung der Identität der 
den Gegenſtand eines Rechtsgeſchäftes bildenden Immobilien Verwendung 
finden. Hierbei iſt es indeſſen weniger von Belang, ob dieſe Grundſtücke in 
ihren Grenzen mathematiſch genau beſtimmt und in den Kataſterkarten als 
ſolche verzeichnet ſind; es kommt vielmehr hauptſächlich auf das Objekt in 
ſeiner Geſammtheit und deſſen vollſtändig ſichere Identifizirung an. Denn 
eine Differenz in der Fläche von verhältnißmäßig geringer Bedentung, wie 
ſolche A bei einer rationellen Durchführung der Katasterberichtigung 
auch Die äußerſt zuläſſige Feblergrenze bilden muß, wird bei derartigen Ver: 
pfändungen, bei welchen der Gläubiger fich erfahrungsgemäß einen den Be: 
trag Des Darlebens nicht ımerbeblich überjteigenden Wertb an Immobilien 
obnebin zu Sichern jucht, obne jeden Einfluß ſein. Diefe Thatjache werden 
wir weiter umten genau darlegen können. 

Was insbejondere Die von den Anbängern der Neuvermeſſung angeregte 
Frage des Grumdbuches betrifft, Jo iſt zunächjt der irrigen Auffaſſung entgegen: 
zutreten, als fünne ein Grundbuch, wie jolches die künftige Gejeggebung im 
Anſchluſſe an die in den einzelnen deutschen Staaten bereits bejtebenden Grund: 
buchseinrichtungen vorausfichtlich uns bringen wird, nur auf der Grundlage 
einer Neuvermeilung erreicht werden. Diele Anficht, fo verbreitet fie iſt, ent: 
behrt jedoch jeder Begründung, wie Jchon die Thatſache beweiit, dab in den: 
jenigen Staaten, wo überbaupt bis heute ein Grundbuch eingeführt ift, Die 
Barzellarvermeiiung nicht überall beitebt oder, wo jolche ſtattgefunden bat, 
das bezügliche Kartenwerk Feineswegs den Zujtand der in Eliaß Lothringen 
vorhandenen Pläne, ſofern dieſelben erſt berichtigt ſind, an Güte übertrifft. 
Die Grundbuchsgeießgebungen aller Staaten verfolgen in erjter Yinie den 
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Zwed, neben den Belaftungen das Eigenthumsrecht an den einzelnen Immo— 
biliarobjeften durch Eintragung in öffentliche Regiſter 2c. ficher zu jtellen. Zur 
einfachen und jicheriten Bezeichnung der Immobilien bietet hierbei das Katajter 
Die natürliche und bejte Grundlage. Neben diefem Spiteme, welches nur das 
Objekt im Ganzen kennt, findet fich wohl ganz vereinzelt auch ein Grundbuchs— 
ivitem, durch welches die Grenzen der Liegenschaften unanfechtbar beweisfräftig 
jejtgejtellt werden (nämlich in einem Theil des Großherzogthums Helen und 
der fal. preußischen Provinz Hejien-Nafiaı). 

Der Werth einer jolchen Grenzjicherung wurde jeitens der Kommiſſion des 
Landesausſchuſſes, in deren Namen wir Bericht erſtatten mußten nicht verkannt; 
ſie glaubte, daß in der Beſtimmung, wie ſie der $ 24 des Geſetzes über die 
Katajterbereinigung im Neichslande vorfiebt, alle Erforberniffe zur Erreichung 
diejes Zieles gegeben find, indem dadurch auch ohne fürmliche Grundbuchs— 
geſetzgebung die beregten Wünſche, inſoweit überhaupt Parzellarvermeſſungen 
für die Folge vorgenommen werden, Berückſichtigung finden. Anderſeits iſt 
dieſe ſpezielle Seite des Grundbuches nicht für ſo wichtig anzuſchlagen, um 
für den Preis derſelben auf die ſo eminenten Vortheile, welche das Grundbuch 
nach ſeiner Hauptbedeutung zu bieten beſtimmt iſt, für eine Reihe von Jahr— 
zehnten zu verzichten. Denn wollte man die Einführung des Grundbuches 
von der Bedingung abhängig machen, daß dasjelbe gleichzeitig die Grenzen 
beweisfräftig jicherjtellte, jo würde die Neuvermeſſung der einzelnen Ge— 
marfungen abgewartet werden müſſen. Hält man dagegen an dem eigentlichen 
Zwecke des Grundbuches, der Sicherung der Eigenthbums rechte feit, jo würde 
durch die Bereinigung des Kataſters die zur Einführung eines jolchen erforderliche 
Baſis in kürzeſter Friſt geliefert werden fünnen. Die Kommiſſion erachtete 
den legteren Weg für um fo richtiger, als der weitaus größte Theil der 
heutigen Statafterdofumente nach den eingebendjten Unterfuchungen zu diefem 
Zwecke thatjächlich mit Nuten verwendet werden fann und dadurch der Staats: 
falle, jowie den Gemeinden und Grundbejigern bedeutende Koſten eripart 
bleiben. Dazu fommt, daß auch nach dem Gejegentwurfe etwaige über diejes 
Bedürfniß hinausgehende Wünſche auf Neuvermejjung Berückſichtigung zu 
finden haben, und daß überall da, wo der Zuſtand des Kataſters eine Berichtig— 
ung nicht thunlich erſcheinen läßt, Neuvermeſſungen von Amtswegen vor— 
genommen werden. 

Thatfächli haben die vorgenommenen Berichtiqgungen die betheiligten 
Grundbejiger denn auch im Allgemeinen befriedigt, und wenn in vereinzelten 
Fällen Ausstellungen gemacht worden find, jo finden diejelben ihre Erklärung 
tbeilg in der umngenügenden Schulung des zu Anfang vorhandenen, mit 
den biejigen Verhältniſſen nicht immer hinreichend vertrauten Berjonals, theils 
in dem Mangel an Intereſſe und an gemügender Aufklärung über die Be- 
deutung Ddiejer Arbeiten jeitens der betbeiligten Grundbeſitzer, ſowie in dem 
Fehlen jeder geieglichen Beltimmung, um die erforderliche Auskunft über die 
Bejig- und Eigenthumsverhältniſſe jich möthigenfalls durch Zwangsmittel zu 
verichaffen. Es jteht gewiß feit, daß bei richtiger Handhabung der vorgejebenen 
Beltimmungen die Bereinigung des Natafters alle berechtigten Wünsche be— 
friedigen wird. Auch die hervorgehobenen Mißſtände bezüglich der Bezeichnung 
der den Gegenjtand der Nechtsgeichäfte bildenden Immobilien und bezüglic) 
des Nachweiles des igenthumsrechtes an denſelben können erſt wirkſam 
befämpft werden, jobald das Kataſter in einen Zuftand gebracht vorden it, Der 

es ermöglicht, bie Objekte biernach in unzweifelbafter Weile zu identifiziven, 
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und ſobald gejegliche Anordnungen dahin getroffen find, daß in den betreffenden 
Urkunden die Katafterangaben eingeführt werden müflen. Gfleichgültig iſt es 
hierbei, ob das Kataſter auf Neuvermejjung oder auf einfacher Berichtigung 
beruht. 

Um. dem Gedanken einer größeren Sicheritellung der Grenzen näher ju 
treten, ohne indeſſen die mit der vollitändigen Neuvermejjung verbundenen 
außerordentlichen Koften dem Lande und den Gemeinden, ſowie den bethei- 
ligten Grundbefigern aufzubürden und amderjeit3 auch nicht das zur Zeit 
vorhandene, zum Theil noch recht wohl brauchbare Katajtermaterial voll: 
ftändig zu verwerfen, bat die Kommiljion des Landesausſchuſſes gerade 
den Vorjchlag der Gewannfeftlegung, wie er im $ 10 des Gejegentwurfes 
feinen Ausdruck gefunden hat, eingebradht. Es foll dadurch die Möglichkeit 
gejchaffen werden, in Gemarfungen, two eine Berjteinung der Gewanne (Kantone) 
zur Beit noch nicht jtattgefunden hat, jolche gelegentlich der Katajterberichtig- 
ung vorzunehmen und diefe Grenzjteine im Anſchluß an die Yandestriangulation 
feftzulegen. Auf Ddiefe Weile mwird erreicht, etwaige Grenzverjchiebungen im 
den Rahmen der Gewanne einzufchränfen und den Grundeigenthümern auch 
ohne die Berjteinung ihrer Grundſtücke vollftändig fichere Anhaltspunkte zur 
Drientirung und Wiederberjtellung ihrer Grenzen zu bieten. Außerdem 
iſt dieſe Maßregel geeignet, nicht unweſentlich die Fortführung des Katajters, 
injomweit neu entitehende Grenzen in Frage fommen, zu fichern und kann zu: 
gleich im Falle des hervortretenden Wunſches mit vollem Vortheile der all- 
mäligen Neuvermeſſung ganzer Gemarfungen, ſowie jelbit einzelner Gemwanne 
als Grundlage dienen. 

Was die bezüglich der Begrenzung der Barzellen und Wege aufgeworfenen 
Fragen anlangt, folgt nebenjtebend eine Zufammenftellung der für die Wege, 
Gewannen und Barzellen bejtehenden Grenziteine nach Kantonen geordnet. 

Gegenwärtig iſt jchon eine beträchtliche Zahl der gewünſchten Grenz: 
vermarfungen ausgeführt. Unter 1719 in der Tabelle angegebenen Gemarf: 
ungen haben 125 im Terrain die Wege und Grenzen der Gewanne mit Örenz: 
fteinen bejegt, während 57 dies für alle Parzellen ausgeführt haben. Der 
S 10 des Geſetzes vom 31. März 1884 geitattet die fehlende Vermarkung der 
Gemwanne bei der Katafterberichtigung. Die aufgenommenen Grenzen werden 
mit den Angaben der Triangulation für die topograpbiiche Yandesfarte, deren 
Ausführung nunmehr beendigt ift, in Verbindung gebracht und jo für alle 
Zeiten unabänderlich feitgelegt. Im diefem Falle tragen die Gemeinden zwei 
Drittel der Vermeſſungskoſten, während ein Drittel dem Staate zur Lajt fällt. 
Die Landesregierung bat in diefer Beziehung einem Wunjche des Yandes- 
ausſchuſſes in der Situng vom 27. April 1883 nachgegeben. Jedoch 
fanden wir in dem vom Miniftertum damals der Landesvertretung vor: 
geichlagenen Inſtitut der Feldgeſchwornen ein geeignetes und wirkſames 
Mittel, um auch obme die Auflage der obligatorischen Vermarktung, wie 
jolche bei der Neuvermefjung gefordert wird, doch allmählig zur ficheren 
Feſtlegung auch der übrigen Grenzen zu gelangen umd jo den Werth des 
Katajters ohne volljtändige Parzellarvermejiung zu erhöhen. Wir waren über 
zeugt, daß bei richtiger Wahl der Feldgefchwornen fich auf diefem Wege 
allmälig zu dem durch die Neuvermefiung angejtrebten Ideale der Grenz 
fejtitellung in der Hauptſache ohne die großen Koſten einer nochmaligen 
Parzellarvermeijung gelangen läßt und ohne Härten für die Grundeigentbümer 
im Gefolge zu haben, wie jolches bei den Neuvermeſſungen nicht zu vermeiden ift. 
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Bahl der Gemarkungen, melde mit Grenzleinen verfehen find. 
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Eine allgemeine obligatorifche Abgrenzung aller Barzellen hätte gewiſſe Vorzüge. 
Die Kommiljion des Yandesausschuffes erfannte die Nüslichkeit einer ſolchen Maß— 
nahme. Sie bezweifelt auch nicht, daß eine auf diefe Weile unveränderlich 
und auf ewige Zeiten ausgeführte Begrenzung die Quelle der Prozeſſe, welche 
das Verderben der fleinen Bauern find, verfiegen ließe. Ein fo erneuertes 
- Katajter, jei es, daß die Erneuerung durch Neuvermeſſung oder durch Berich- 
tigung erfolgt ift, bietet die unbedingt erforderliche Vorarbeit und notbivendige 
Grundlage zur Herjtellung des Grundbuches hinreichend als Standesregiiter 
für den Nachweis des Eigenthbums. Schon Napoleon I. jagte im Jahre 1307: 
„Ein gutes Barzellarfatafter wird die Ergänzung meines Geſetzbuchs bezüglich 
des Grumdbejiges bilden. Die Pläne müſſen richtig und genau fein, um die 
Grenzen der Grundftüde feitzuftellen und die Prozelie zu verhindern.“ 

Die Beröffentlichung des Tranzöfifchen Geſetzbuchs fällt in das Jahr 
1804. Zu diejer Zeit konnte der Geſetzgeber fich noch nicht aussprechen über 
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die Art und Weije der Anlage eines Grundbuches, welches auf dem gegen= 
mwärtigen Kataſter, dejjen Anfertigung erjt vom Jahre 1808 an begann, berubte. 
Wir haben früher wohl im Neichslande eine gewilje Zahl von Gemeinde— 
grumdbüchern gehabt, und wir befigen fie heute noch, deren Exiſtenz für 209 
Gemarkungen fejtgejtellt worden ijt und zwar zu °/, im Unter-Eljaß. Aber 
diefe Bücher waren nicht gleichmäßig angelegt. Bis zur Durchführung einer 
allgemeinen Grundbuchsgejeßgebung werden wir Zeit genug haben, um die 
Reviſion des gegemmärtigen Katafters jo weit zu führen, daß dasſelbe als Baſis 
des Grundbuches für eine Neihe von Gemarfungen dienen kann. Alle Intereſſen 
jollen in den Beichlüjien des Kataftergejeges Befriedigung finden und in der 
diesjährigen Seſſion des Landesausſchuſſes it eine Vorlage über die Ein: 
führung von Grumdbücher bereits gemacht worden. In allen Gemeinden, in 
welchen die Verwirrung des Katalters die nöthigen und zureichenden Berichtig- 
ungen nicht geitattet, wird das Statajter von Amtswegen auf Anordnung der 
Negierung nach vorheriger Neuvermejlung wieder erneuert. In allen Ge: 
meinden, welche eine Stataftererneuerung wünjchen, ohne daß der Zuftand 
desjelben allzu mangelhaft ift, wird Ddiefe Erneuerung durchgeführt werden 
(mit Subventionen des Staates) auf Verlangen der Gemweinderäthe oder der 
interejjirten Eigenthümer. — uch die einfache Nevifion wird die Wirkung 
haben, daß Danf der von der Regierung vorgejchlagenen Maßregeln der 
grundbejigenden Bevölferung die unumgänglich notbwendigen Garantien für 
die Hebung des landwirtbichaftlichen Kredits für die Zukunft gegeben jind, 
ohne den mit der Neuvermeſſung nothwendig verbundenen Mißſtand der Vers 
mehrung der Prozeſſe bieten. 


III. 


Die Katafterbereinigung in der Faſſung, wie der Yandesausjchuß diejelbe 
beichlofjen hat, joll die Bellerung des ländlichen Kredits anbahnen, indem 
dadurch den Hypotheken größere Sicherheit verlichen werden ſoll. Wifjen wir 
doch im dieſer Hinficht, daß den franzöfiichen Kammern (1876) ein Gejeß: 
entwurf, das Statajter betreffend, vorgelegt wurde, welcher nicht eine neue, 
allgemeine Vermeſſung, jondern eine Nevifion und eine Berichtigung unter 
ähnlichen Verhältniſſen verlangt, wie fie joeben mit Bezug auf Elſaß-Loth— 
ringen dargelegt wurden. Was die Yage des ländlichen Kredits in unjerem 
Lande anlangt, jo wiljen unfere Bauern und Ländlichen Grumdbefiger nur zu 
gut, mit welchen Hindernifjen fie zu kämpfen haben. Dieſe Hindernifje ver: 
größern jih von Jahr zu Jahr. Weshalb ? Aus dem einfachen Grunde, weil 
die Yage unjeres Hypothekenweſens und die Unregelmäßigfeit der Eigenthums— 
titel die ehrlichen Kapitaliften und die großen Kreditinftitute wie die Boden 
freditbanf vielfach abjchreden muß. Die Nothivendigkeit einer Aenderung des 
Neichslande berrichenden Hypothekenſyſtems haben verschiedene Meitglieder 
hervorgehoben. Das neue in der Ausarbeitung begriffene bürgerliche Geſetz⸗ 
buch Für das deutſche Neich joll auch in der Hypothekengeſetzgebung mancherlei 
Verbeſſerung bringen. Die Vertreter der Regierung haben bei Berathung des 
Gejeges nicht verfäumt nachzuweiſen, welche günjtige Nejultate jelbit ohne 
dDiefe geplante Aenderung der Gejeßgebung die Satajterbereinigung auf Die 
Hypothekenverhältniſſe haben wird. 

Bei Beitellung einer vertragsmäßigen Hypothek muß nach Artifel 2129 
und 2148 des Code civil jowohl die Vertragsurfunde als auch das zum 
Zwed der Einjchreibung dem Hypthekenamte einzureichende Bordereau Die 
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Immobilien, an welchen die Hypothek bejtellt wird, genau ihrer Natur 
und Bejchaffenbeit (3. B. als Gebäude, Feld, Wieſe, Weinberg) und 
ihrer Lage nach bezeichnen. Dieje gejegliche Beitimmung wird fajt überall, 
wo der Code Napoleon gilt, fo gehandhabt, daß in die Verträge die einzelnen 
Immobilien genau in der Bezeihnung des Katajters eingeführt werden. 
In diefem Sinne haben jowohl franzöfiiche als auch deutiche (rbeinifche) Gerichte 
öfters entjchieden und Urkunden, worin die Hppotbefenbejteller alle Immobilien, 
welche fie dermalen in der Gemeinde X. bejigen, zum Unterpfand beftellen und 
daraufhin in den Hypothekenregiſtern genommene Injkriptionen als dem 
Prinzipe der Spezialität der vertragsmäßigen Hypotheken widerjtreitend und 
daher als nicht zu Recht bejtehend erklärt. Trotzdem berricht insbejondere 
in Lothringen bauptjächlich wegen der Mangelbaftigfeit des Kataſters vielfach 
der Gebrauch, dat die Notare ihre Urkunden jo abfaljen, dat die Pfandbeſteller 
alle ihre auf dem Banne der Gemeinde X und auf den Nachbarbännen 
gelegenen Immobilien zur Hypothek bejtellen. Durch diejes Verfahren wird 
häufig zur Sicherung von wenig Hundert Mark das geſammte Immobiliar— 
vermögen des Prandbejteller® von der Hypothek bejtridt, während bei einer 
jpeziellen Bezeichnung der Pfandobjefte nur wenige Parzellen gemügende 
Sicherheit bieten würden und auch die Subrogation des Gläubigers in Die 
Legalbypothef der Ehefrau auf Ddieje fpeziell bezeichneten Grundſtücke ein: 
geichränft werden Fünnte. 

Die mangelhafte Bezeichnung der Grundſtücke in den Urkunden hat auch 
noch andere Nachtheile, welche namentlich bei Abtretungen von Grundſtücken 
oder Grumdjtücstheilen zum Zwecke des Gijenbabnbaues oder von Straßen 
verbreiterungen zu Tage treten, im Gefolge. In manchen Gemeinden trägt 
eine umd dieſelbe Gewanne ganz verichiedene Bezeichnungen, je nachdem man 
das Kataſter, die ortsgebräuchliche Benennung oder gar frühere Urkunden zu 
Rathe zieht. Beligt num z. B. ein Grundbefiger in einer jolchen Gewanne 
vier fleinere und in zwei anderen Gewannen ebenfalls je drei zu verjchiedenen 
Zeiten und von verschiedenen Vorbejigern erworbene Grundjtüde, auf welchen 
zur Sicherung der Steigpreije noch die von Amtswegen genommenen 
Snjfriptionen oder deren Erneuerungen bejtehen, und tritt dieſer Grumdbefiger 
von je einem Grundjtüce jeder Gewanne je einen Theil ab, jo muß der 
Hppothefenbewahrer, der nicht willen fan, welche von den in den Erwerbs— 
aften und den Inſkriptionen nur nach Bann, allenfalls Sektion, ſowie ungefährer 
Größe und den jtetem Wechjel unterworfenen Grenznachbarn angegebenen 
Barzellen an die Eifenbahn zc. abgetreten ift, dieſe Inſkriptionen in den ver: 
langten Hypothekenauszug mit aufnehmen, während bei einer richtigen fatajter- 
mäßigen Bezeichnung der Grundjtüde nur vier Inſkriptionen Aufnahme finden 
würden und follten. Die Bejeitigung und theilweife Löjchung aller dieſer 
Inſkriptionen iſt meiſt mit großen Koſten und Schwierigkeiten verbunden und 
häufig muß die Hinterlegung der Entſchädigungsgel der, derer die 
Eigenthümer zur Tilgung ihrer Schulden oder in Erſatz der abgetretenen 
Flächen zum Ankauf anderer Grumdjtücde dringend bedürfen, bei der nur 
geringe Binjfen vergütenden Depofitenfajje erfolgen. Hier: 
un den Grundeigenthümern oft nicht geringe Verlegenheiten und 

erluſte. 

Gegen die Zuläſſigkeit ſolcher in genereller Weiſe bedungenen Hypotheken 
hat ſich bereits im Jahre 1875 ein lothringiſches Gericht ausgeſprochen; 
trotzdem aber beſteht der Uſus, in den Pfandverſchreibungen Haus und 
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Hof, jowie einige größere Parzellen der Pfandbeiteller nad) Größe, Bann, 
Gewann, Grenznachbarn und Kulturart in die Urkunden aufzunehmen und 
dann noch in genereller Weife, wie früher, alle übrigen Immobilien zur 
Hypothek zu bejtellen, auch heute noch weiter und es läßt ſich nicht läugnen, 
daß bei der Umficherheit des heutigen Kataſters dem Gläubiger es nicht zu 
verdenfen ift, wenn er zu feiner eigenen Sicherung zu dieſer Generalklauſel 
jeine Zuflucht zu nehmen verfucht. Nun läßt ſich eine gründliche Beſſerung 
diefer Zuftände nur dadurd erreichen, daß das Kataſter mit dem Feld in 
Ueberemjtimmung gebracht und erhalten wird, jo daß volle Garantie dafür 
gegeben ift, da der Katafterauszug ftet3 die wirklichen Verhältniſſe nachweiſt. 
Keineswegs nothmwendig ift es, daß hierbei die Grundftüde auch in ihren Um: 
ringen (Grenzen) fejtgeftellt find, wie folches die Ausjteinung und fürmliche 
Stüdvermefjung bietet; es genügt vielmehr für den vorliegenden Zwed, daß 
Die Identität des Objekts als Ganzes zwiſchen Kataſter und Feld Jichergeftellt 
it. Und dies wird durch die SKatafterberichtigung in vollem Maße erreicht. 
Es muß nur weiter Vorjorge getroffen werden, daß nach Durchführung der 
Katajterbereinigung den Notaren und allen fonjtigen Beamten die Pflicht auf 
erlegt wird, in allen Mutations- und Pfandbeitellungs-Urfunden die Grund: 
jtücde jtetsS nach dem Katafter genau zu bezeichnen und in den Bordereaux zu 
Inſkriptionen und deren Erneuerungen auf Grund vertragsmäßiger Hypotheken 
die Grundſtücke in der Bezeichnung des Katafters aufzuführen. Iſt alsdann 
noch die Grundjtenerausgleichung durchgeführt, jo bietet der im Statajter ein: 
geführte Neinertrag der Grunditüde und Gebäude zugleich einen ſehr ſchätz— 
baren Werthmejjer für den Werth der Grundjtüde und Gebäude, ſowohl 
bei der Frage der Hypothekenbeſtellung als auch für gerichtliche Expertiſen. 
Gewiß genügen diefe Andeutungen, um zu beweifen, daß auch jchon ohne 
Uenderuung der Hypothekengeſetzgebung für Bellerung des ländlichen Kredits 
gejorgt werden kann. Die erjte und nothwendigſte Etappe für alle derartige 
Beitrebungen bildet aber ummiderleglich die Verbeſſerung des Katajters im 
Neichslande. 


IV. 


„Bon nombre d’agrieulteurs, lejen wir in dem Reſüme der landiirtb: 
ichaftlichen Enquete im Elſaß vom Jahre 1366, reclament avec insistance 
la revision du cadastre pour mettre la base de ses celassifications, qui 
sert à la repartition de l’impöt, en rapport avec la valeur actuelle 
des terres, et &galiser la position des agriculteurs.‘“ Auch weiſt eben: 
fall® Baron Hugo Zorn von Bulach, in feinem im Auftrage der Finanz: 
fommifjion in der Sigung vom 9. Februar 1882 dem Landesausfchuß über 
die Katafterbereinigung eritatteten Bericht ebenfall® auf diefe Operation als 
einziges Mittel hin „der Steuerfeitfegung eine präzijere Grundlage zu geben.“ 
In anderen Worten, die intereffirte Bevölkerung und ihre Vertreter verlangen 
nachdrüdlich die Steuerausgleichung als einen Akt der Billigkeit. Nach dem Wortlaut 
des Urt. 167 des Recueil möthodique des lois, reglements, instructions 
sur le cadastre de France bietet das Kataſter den Eigenthümern nicht allein 
den Vortheil „de determiner les limites de leurs proprietes de maniere 
a prevenir les contestations et les proces‘, jondern ſoll außerdem nod 
„assurer l'égalité de la repartition de la contribution fonciere“. Mit 
Rückſicht auf die Steuervertheilung it das Katafter denn auch ſchon in der 
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erjten Zeit des römiſchen Reiches unter dem urjprünglihen Namen liber 
censualis und mit den Funktionen der peraequatores angelegt. 

Die Beftimmungen des Gefeges über die Katafterbereinigung, welche auf 
die Steuerausgleihung und die Abichägung der Grundftüde und Gebäude 
Bezug haben, werden ohne Widerjtand angenommen, mit der Vorausſetzung, 
daß der Gejammtbetrag der Prinzipalgrundftener nicht in Folge diejer Aus— 
gleichung erhöht werde. Mehrere Mitglieder des Landesausſchuſſes waren 
zur Zeit der Berathung des Geſetzes der Anficht, daß, wenn das Bedürfniß 
der Staatskaſſe es geitattet, die Tare für die Grundjtüde, welche zu viel 
bezahlen, ermäßigt werde, daß dagegen die Taxe für Die Jmmöbel, welche 
verhältnigmäßig weniger bezahlen, erhöht werde. Die in den 88 25 bis 44 
enthaltenen Bejtimmungen berühren die heute geltenden Grundjäge der Steuer: 
veranlagung, wie fie im Geſetze vom 3. Frimaire VII aufgejtellt find, nicht, 
haben vielmehr lediglicdy die Negelung des Verfahrens zur Ausgleichung der 
Grumdjtener durch das ganze Land zum Gegenftand. Gegenwärtig iſt Die 
Ungleichheit zwiichen den Steuern, welche in verjchiedenen Gemeinden für 
Grundſtücke mit derjelbeu Kulturart bejtehen, im Verhältniſſe zum wirklichen 
Neinertrage eine außerordentliche. 

Eine im Jahre 1851 gemachte Enquete Eonjtatirt, daß ſeit diefem Zeit: 
raum gewiſſe Gemeinden des Elfaß zu 1,, und andere zu 10,,°/, des Erträg- 
niljes tarirt waren. Man führt jogar Verſchiedenheiten zwiſchen 1 und 20 
in den Taren, welche in verjchiedenen Ortichaften für den gleichen Ertrag ge: 
zahlt wurden, an. Nach den Angaben der Landesverwaltung, welche in zehn 
Gemeinden des Landes in der nmeuejten Zeit Probeabjchägungen veranitaltet 
hat, jchwanft in Diejen Gemeinden das Steuerprinzipal von 1,,, bis 25,,"/o 
des wirklichen Neinertrages. In Wahrheit jtellen die heute als Kataſtral— 
reinertrag in Rechnung gezogenen Summen feine vergleichbaren Werthe dar. 

Dieſe Kataftralreinerträge jtellen fich auf: 


12,359,108,36 Fr. für Ober-Elſaß, 
9,761,307,0 „ „ Unter-Eljaß, 
11,157,702,5 „ „ Lothringen, 
33,278,118,13 Fr. für Eljaß-Lothringen. 


Diefe Zahlen weiſen das Ergebniß der in den Gemeinden gemachten 
erjten Abichägungen nach und fünnen nicht mit einander verglichen werden 
wegen des Mangels jeder Ausgleichung der Tarifjäge zwiſchen den verjchiedenen 
Gemarkungen. Nach einer, gemäß 8 2 des Finanzgeſetzes vom 7, Auguſt 18350, 
in ganz Frankreich nach gemeinfamen Beltimmungen gemachten Einfhägung, 
wurder für die Departemente, aus deren Gebiet das jegige Reichsland Elſaß— 

Lothringen beſteht, folgende Reinerträge ermittelt: 


Departement Auf unbebautes Land Auf Gebäude Zuſammen 
Nieder-Rhein 31,893,516 Fr. 10,191,205 Fr. 42,084,721 Fr. 
Ober-⸗Rhein . . . 24,253,095 , 8,019,330 , 32,870,428 
BROlL 20,551,549 „ 7,815,297 „” 28,367,146 
Meurthe ... » - 24,160,257 , 8,279,5806 „ 32,440,063 „ 
Vosges ..... 22,279,064 4,838,645 „ 27,117,709 


Im Vergleich mit den urjprünglichen Einſchätzungen aus der Heit der 
erjten Aufjtellung des Katafters zeigen die allgemeinen Einſchätzungen für den 
1. Januar 1851 eine Erhöhung von 

33% 
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65 pro 100 für das Departement Ober-Elfaß, 
Y M 


66 „ 100 J oſel 

68 „ 100 Mi 5 Nieder-Elſaß, 
3 „ 100 5 E Meurthe, 
87, 100 .,; < Vosges, 


aan für ganz Frankreich die durchichnittlihe Zunahme 65 pro 100 
etrug. 

Hingegen ergab eine legte Einſchätzung zufolge des Gejeges vom 9. Auguft 
1879, im Vergleich mit den Einfchäßungen am 1. Januar 1851, für die 
franzöfiich gebliebenen Theile dieſes Gebietes weitere Erhöhungen: 


Departement Zunahme pro 100 Pro 100 der Grundjteuer im Prinzipal 
des Reinertrags zum Neinertrag 
Meurthe et Mofelle . . . 13, 5,06 anno 1879 gegen 5,4 anno 1851 
Territoire de Belfort . . 7,» 5,07 5 5,51 R 
Vosges ...:... F 6,00 4,20 — 4,52 Fa 
durchichnittlich für 
Frankreich . .... 41,80 4,49 2 6,44 e 


Herr Kataſter-Inſpektor Dr. Joppen jchäßt in feiner Broſchüre: „Die 
Grundjtener in Elfaß-Lothringen“, welche im Jahre 1575 zu Straßburg ver: 
Öffentlicht wurde, den Ertrag des Grundeigenthums im Bezirk Unter-Eljaß zu 
diefer Zeit auf 72,000,000 Fr. Nach diefer Schäßung betrug damals (vor 
zehn Jahren) die an den Staat entrichtete Steuer 2,73°,, des bejtenerbaren 
Ertrags und 4,76°/,, wenn man den Bezirks: und Gemeindezufchlagspfennig 
hinzurechnet. Somit ging das Verhältniß der Prinzipalgrundſteuer im Ber: 
hältniß zur Totalfumme des jteuerpflichtigen Einkommens fortwährend zurüd, 
wenigjtens bis in die legten Jahre hinein, wo wir einen Stillitand, wenn 
nicht einen Nücgang bemerken. Wie dem auch fein mag, jedenfalls geht die 
fortfchreitende Minderung der Prinzipalftener im Verhältniß zum Grtrag der 
Liegenschaften Far aus der folgenden Tabelle hervor, welche einem der franzö— 
ſiſchen Deputirtenfammer von dem damaligen Finanzminifter Leon Say vor: 
. geregien Geſetzentwurf entnommen ift. In der Zeit zwischen den Jahren 1791 

is 1874 ſoll ji) das Verhältniß der Prinzipalfteuer zum Nettoertrag der 
Grunditüde nah folgenden Zahlen auf ein Biertel ſeines urjprünglichen 
Prozentjages vermindert haben. 


Zeit Betrag Int Verhältniß 
der Schägung des ee Prinzipaltontingent der eis zum 
1791 1,440,000,000 Fr.  240,000,000 Fr. 16,6 9, 
1821 1,580,597,000 „ 154,678,000 , 9,0 „ 
1851 1,540,043,000 „ 155,064,386 6,06 „ 
1862 3,096,102,000 , 159,4092,663 „ Ds „ 
1874 3,959,165,000 , 167,960,025 , 4,4 „ 


Ungefähr ein Drittel des Ertrags der Grundſteuer wird in Frankreich 
durch die Beſteuerung der Gebäude erbracht, die beiden anderen Drittel durch 
die der Grundſtücke. In Elſaß-Lothringen ist die Verteilung der Steuer auf 
dieje beiden Kategorien von Liegenschaften für das Nechnungsjahr 1880/81 
folgendermaßen feitgejtellt: 


— 
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Grundſtener vom bebauten Eigenthum. 


An Grundjteuer werden im Fee 9 1880/81 
überhaupt erhoben 4.432 507 .# 
und zwar: 


im Unter-Elſaß 
im Ober-Elſaß 1,237,7931 „ 
in Yothringen . 1,552,671 


Bon diefen Beträgen entfallen auf das bebaute Eigenthum: 
1,227,714,15 4. = 27,70"/, des Gefammtprinzipals in Elfaß-Lothringen, 
423,576, „ — 25,0°/, des Gefammtprinzipals im Unter-Eljaf, 
415,880,3 „ = 33,50”, des Gejammtprinzipals im Ober-Elſaß, 
333,257, 2 „ — 25,01°/, des Gefammtprinzipals in Yothringen. 
Wenn wir den Ertrag der Enregiitrementsgebühren vom Berfauf von 


Liegenſchaften mit dem Ertrag der Prinzipalgrunditeuer und den Zuſchlags— 
pfennigen vergleichen, erbalten wir für die Periode 1874—18831 folgende 


1,642,045 „ 


Bablen: 
Enregiitrementsgebühren Grundſteuer als 

Rechnungsjahr von veräußerten Prinzipal- Zuſchlags 

Liegenſchaften grundſteuer pfennig 
1874 3,630,818 4M 4,378,133 M.  3,557,828 M. 
1875 3,618,358 , 4,200,374 3,592,339 „ 
1876 3,698,167 4,417,466 , 3,624,182 „ 
1877 3,760,013 „ 4,393,052 „ 3,649,110 „ 
18781879 3,341,135 „ 5,469,808 4,600,600 
1879—1830 2,210,067 „ 4,472,451 „ 3,678,836 „ 
1880-— 1881 3,211,566 „ 4,415,082 3,734,364 „ 
1881— 1882 3,354,199 „ 4,465,040 „ 3,767,653 „ 


Für die Folge ſoll nach dem Gefebentwurfe die VBertheilung der Grund: 
jteuer nicht nur wie bisher, innerbalb der Gemeinde, jondern für das ganze 
Yand nad) gleichen Verhältnißzahlen erfolgen. Sowie diefe Steuer gegen— 
wärtig bei ums bejteht, hat diejelbe den Charakter einer Nepartitionsiteuer, 
mit jehr ungleicher Bertbeilung, was wir bereits im Jahrgange 1879 der 
Annalen des deutſchen Neichs, Seite 134—135 ziffermäßig nachgewieſen 
haben. Im Berhältnii zu dem Neinertrag wechjeln oft die Taxen, die Steuer: 
jäße von einer Gemeinde zur andern, wie 1 bis 20. Na, nur zu oft jind e8 
gerade die ärmiten Ländereien, welche verhältnißmäßig die höchiten Steuern 
bezahlen. Deshalb mag die Stenerausgleichung dazu dienen, Die jegige 
Repartitionsjteuer in eine Art Quotitätsjteuer, mit feiter Taxe für jedes Grund 
ſtück umzuwandeln, in dem die Steuer richtiger nacı dem Crtrag berechnet 
wird. Eine jolhe Umwandlung verwirklicht einen bedeutenden Fortſchritt und 
eine längſt erwünschte Verbeſſerung. Bolkswirthe und Kinanzlehrer verurtheilen 
heute das Syitem der Kepartitionsitener. Humann, unfer elſäſſiſcher Mit⸗ 
bürger, ehemaliger Finanzminiſter von Frankreich, ſagte ſchon in ſeinem Berichte 
vom 8. Februar 1833 an die Deputirtenkammer m Paris: „I faut le 
reconnaitre, l’abonnement et la repartition sont d’une autre epoque. 
Le fisc s’en servait autrefois pour deverser sur des intermeldiaires l'’odieux 
des extorsions fiscales: ces temps de misere sont heureusement loin de 
nous. Aujourd’'hui que le pays lui-m&me autorise l’impöt et la per- 
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ception, n’est-ce pas au gouvernement qu’il appartient de rechercher 
la matiere impossable, de constater et d’apprecier les forces contribu- 
tives“. Und Baul Yeroy-Beaulien, unjer Freund und Slollege, in der 
Barifer Akademie der Wiſſenſchaften, Verfajler des Traite de la science 
des finances, nachdem er mit der NRevifion des Katajters in Frankreich zur 
Ausgleihung der Grundjteuer empfohlen, diefelbe in eine neue Quotitätsſteuer 
umzuwandeln, bezeichnet die Quotitätsſteuer folgendermaßen: „Ceux par les- 
quels le legislateur determine un taux, c’est-A-dire une relation fixe 
entre l’impöt et chaque objet impossable: ces impöts-lä seuls sont con- 
formes & une civilisation avancee*, 

Uebrigens wenn die Grumdjtener bei uns nicht eine Quotitätsſteuer it, 
jo geichah dies gegen die Abjicht der Gejeggeber der Assemblee con- 
stituante, welche 1790 dieſe Steuer Defretirte. Die franzöſiſche 
Konftituante wollte eine Duotitätsjtener einführen. Sie hatte die Taxe 
auf ein Fünftel des Neinertrags feitgejtellt, eine jehr hohe Taxe, zwar mit 
dem frommen Wunfche, diefelbe folle die einzige und alleinige Staatsjteuer 
in Frankreich fein. Allein weder Zeit noch genügende Kenntniß der Produftiong: 
verbältnifje erlaubten es damals, ſofort für jede Gemeinde ihren fteuerpflichtigen 
Reinertrag zu bejtimmen. Deßwegen mußte die Negierung vorläufig das 
Erpedient einer Nepartition der Steuer unter den Departements verordnen. 
Diefes Proviſorium der franzöfiichen fonftitwirenden Verſammlung von 1791 
dauert in Eljaß-Lothringen, jowie in Frankreich immer fort: Im Staatsleben 
wie bei dem einzelnen Menjchen kommt es aljo vor, daß proviforische Maß: 
regeln jich zu verewigen pflegen. Ganz bejonders die Dekrete vom 30. Juli 
1792 und 3. August 1793 und 20, Juli 1795, welche die Grundfteuer für 
die betreffenden Jahre auf ein Fünftel des Neinertrags fejtitellen, implizirten 
den Gedanken einer Quotitätsſteuer, um die Steuerzahler gegen die Mißbräuche 
der NRepartition zu jchügen. Schon die Etats generaux der alten Monardie 
hatten das Prinzip einer gleihmäßigen Bertbeilung der Steuer auf alle 
Staatsbürger zur Zeit ihrer Verſammlung im Jahre 1353 beichlojien. Als 
die Assemblee constituante, zur Zeit der großen Revolution, die 
gegenwärtige Grundſteuer defretirte, vermutbete fie, wie Schon erwähnt, eine 
einzige Steuer an Stelle aller damaligen direkten und indirekten Abgaben ein- 
zuführen. Diefer impöt unique jollte in einer jährlich zu beftimmenden 
Summe bejtehen, welche nah Mafgabe aller Grundbefige zu erheben war. | 
Yeider dauerte Die Täufchung einer einzigen Steuer vom 23. November 1790 | 
in zpranfreich nicht einen vollen Monat, ungeachtet des republifaniichen 
Regiments. Denn jchen ein Dekret vom 10. Dezember 1790 bis 18. Februar 
1791 führie jofort auch die Mobiliarjtener ein, um jolche Einkommen, welche 
Die erjte Grundſteuer nicht traf, zu belaften. Dann folgten, in der Reihe, 
eine nach der andern, alle übrigen Abgaben, welche die Steuerzahler jest zu 
bezahlen das Glück haben. 

Nach dem Wortlaut des Geſetzes vom 3. Frimaire des Jahres VII, $2, 
muß als beitenerbarer Neinertrag Alles angejeben werden, was vom Ertrage 
eines Grundſtücks nad Abzug der Produktions: und Unterhaltungsfoften übrig 
bleibt. Für die Yändereien bejteht der Neinertrag im Bruttoertrag weniger 
die Kojten der Bebauung, Einerntung und Unterhaltung. Als beiteuerbaren 
Neinertrag bezeichnet das Geſetz den für eine Neibe von Jahren berechneten 
mittleren Neinertrag. Beſtimmte Negeln beftimmen den Abihägungsmodus für 
die verjchiedenen Kulturarten. Bei der praftiichen Durchführung find die 
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Abſchätzungskommiſſionen im konkreten Falle in den Gemeinden oft nicht mit 
der erforderlichen Unparteilichkeit zu Werke gegangen. Es bleibt deshalb auch 
die Frage einer genauen Abjchägung des Meinertrags jeglicher Art behufs 
Ausgleichung der Steuer ſowohl in Frankreich als in Elfaß-Yothringen auf 
der Tagesordnung. In Frankreich ift diefe durch ein Gejeg vom 9. Auguſt 
1579 angeordnete Abichägung joeben beendet worden und die nach vierjähriger 
Arbeit gewonnenen Nejultate werden den Kammern unterbreitet, um gleichzeitig 
mit der Satajterbereinigung auch die Steuerausgleichung auszuführen. In 
Eljaß-Lothringen iſt die Ausgleihung von nicht minderer Notbwendigfeit und 
Dringlichkeit. Auch hat der Landesausſchuß beſchloſſen, die genaue Abſchätz— 
ung der Liegenschaften im ganzen Lande in Berbindung mit der Kataſter— 

berichtigung vorzunehmen, unter dem ausdrüdlichen Bemerfen, daß die Grund» 
jteuerausgleichung feine Erhöhung der Steuer für das ganze Yand nach ic) 
ziehen wird. Vielleicht wird die Theilnahme Elſaß-Lothringens an den Ein: 
nahmen des Neichs aus Zöllen und indirekten Steuern, jofern die vom Reichs: 
fanzler eingeleitete Wirtbichafts: und Finanzpolitik noch weiter dieſen 
Entwidelungsgang verfolgt, e8 ermöglichen, in Zukunft die Yajten der Grund- 
jteuer zu Gunjten der Gemeinden und Steuerprlichtigen zu erleichtern. 


V. 


Die Bereinigung des Kataſters und die Ausgleichung der Grundſteuer 
liefern die Unterlagen für eine genaue Statiftif der Eigenthumsverhältniſſe. 
Kleines der gegenwärtig vorhandenen Dokumente gibt uns Auskunft über den 
genauen Werth der Gebäude und Grumdjtüde. Wir willen mur, daß nach 
den Kataftermutterrollen in Elſaß-Lothringen, innerhalb jeiner gegenwärtigen 
Grenzen. bei Aufitellung des Kataſters ungefähr 573,536 Gigenthümer von 
Immobilien vorhanden waren, welche im Ganzen 6,330,600 Barzellen Ader- 
oder Gebäudegrundjtücde beſaßen. Andererjeits hat die Zählung vom 1. Dezember 
1580 ergeben, daß damals 255,690 Wohnhäufer mit 361,460 Haushaltungen, 
ferner 10,292 unbewohnte Häufer innerhalb der ganzen Ausdehnung des 
Landes vorhanden waren. Das macht bei einer Zivilbevölferung von 1,527,707 
Einwohnern durchjchnittlich 5,, Individuen auf ein bewohntes Haus, oder, 
mit Einjchluß der Milttärbevölferung von 38,963 Mann, 6,, auf das Haus, 
und die Zahl der zu einer le ‚gehörigen Berfonen beträgt, mit Ein: 
ſchluß des Militärs, durchichnittlich #,, für die Geſammtheit der Bevölferung. 
Im Verhältniß zur Geſammtausdehnung des Landes, welches nach dem Kataſter 
1,449,249 ha mit ungefähr 6,330,600 Parzellen umfaßt, beträgt die Durch— 
jchnittsgröße einer Parzelle 23 Are zur Zeit der Anfitellung des Kataſters, 
vor der durch den uns vorliegenden Gejegenttwurf vorgeiwlagenen Bereinigung 
Thatjächlich iit durch die bedeutende Zeritücelung des ländlichen Grundbeſitzes 
der durchichnittliche Umfang einer Parzelle Aderland unter 23 Ares herunter: 
gejunfen; denn die Bodenfläche des Ader:, Garten, Wein: und Wiejenlandes 
überjteigt nicht 895,800 ha in den drei Bezirken, was nur 62%, der Geſammt— 
bodenfläche des Landes ausmacht. Dies find die viel zu unvollſtändigen Ans 
gaben der gegenwärtig exiſtirenden Statijtif über den Grundbefigitand in Elſaß— 
Lothringen; fie find in den der gegenwärtigen Abhandlung beigefügten Zus 
jammenitellungen enthalten. 

Das Vorherrſchen der Kleinen ——* zeigt ſich alſo als charakter— 
iſtiſches Merkmal der elſaß-lothringſchen Landwirthſchaft. Im Elſaß ſelbſt iſt 
der Grundbeſitz noch mehr zerſtückelt als jenſeits der Vogeſen. Man zählte 
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in den beiden Nheindepartementen zur Zeit!) der enquäte agricole von 1866 
ungefähr 175,000 Adersleute, welche Eigenthümer waren und durchſchnittlich 
Z,0 ha auf die Familie bebauten, mit einem Bruttoertrage von 1,100 Fr. 
pro Familie oder 380 Fr. auf den Kopf der gefammten Landbevölferung. 
Natürlich ergibt die wirkliche Vertheilung des bebauungsfähigen Bodens, außer 
den Forjten und Weiden, jehr verjchiedene Reſultate Die Domänen von einer 
Ausdehnung von 8 bis 40 ha nehmen nahezu ein Fünftel dieſer Bodenfläche 
ein. Dies find jchon Beligungen von Bedeutung für die Gegend, wo Yändereien 
von 100 bis 150 ha und mehr fich jelten finden. In den Weingegenden it 
die Parzellirung noch größer als in den Ebenen des Rheins und der Ill. Dort 
erjtredt fich der berrichende Betrieb auf weniger al3 4 ha, welche eine Familie 
bejchäftigen und wenigjtens 70°), des ganzen Territoriums ausmachen. Die 
Beligungen von 4 bis 7 ha nehmen 25 °,, Diejenigen von mehr ala 7 ha 
umfajjen nicht mehr als 5 °/, der ganzen Bodenflähe. Man jchätte gelegent- 
lid) der enquöte agricole den durchſchnittlichen Ertrag der bejieren Yo ey 
auf 5000 bis 8000 Fr, denjenigen der übrigen auf 1000 bis 3000 Fr. In 
der Umgegend von Straßburg ergaben die Domänen von 4 ha 1400 Fr. Ein: 
fünfte, wodurch eine Familie ernährt wird Die Befitungen mit einem Ein: 
fommen von 15,000 bis 20,000 Fr. bilden die Ausnahme In Mehrheit 
haben wir in unjerem Lande nur zwei Kategorien von Beſitzthümern: die der 
mittleren und die der Fleinen. 

Was die Steuer betrifft, jo waren von 277,000 zur Zeit der Annerion 
vorhandenen Grundfteuer:, Nollenbeträge (Prinzipal mit Zufchlägen) 67,589 
unter 1 Fr., 93,636 von 1 bis 5 Fr., 40,000 von 5 bis 10 Fr. und nur 
5,000 über 100 Fr. Im Ober-Eljaß waren von 174,000 Rollenbeträge 
100,000 unter 100 Fr., 52,000 von 50 bis 100 Fr. und nur 3,200 über 
100 Fr. 

Im Jahre 1875 hat die Grumdftener, im Prinzipal und in Zuſchlägen, 
für Eljaß-Lothringen einen Gejammtertrag von 7,986,631 Mark geliefert; bei 
6,330,600 Parzellen und 573,536 Eigenthümern macht dag eine Laſt von 
13, Mark auf den Eigenthümer und 1,°° Mark auf die Parzelle aus. Kaum 
irgendivo bat übrigens Die Yodenzerftücelung einen größeren Umfang ange- 
nommen. Die gejchlofjenen Grundgüter find nur noch jehr jelten; denn bei 
der Aufjtellung des Katafters bejaß jeder Eigenthümer durchſchnittlich 10 bis 
12 Parzellen. Dieje in der Gemarkung, oft in weiten Entfernungen, zerjtreuten 
Parzellen machen die Bewirtbichaftung viel jchwieriger. 

Sehr viele Ortichaften des elſäſſiſchen Rebmannes jehen die Durchſchnitts— 
größe der Parzellen unter 10 Ar und ſelbſt bis zu 2 Ar herabfinfen. Unter 
anderen Beijpielen hat das Dorf Eichhoffen bei Barr, dejien Katafter kürzlich 
erneuert worden ift, bei einer Bannmeile von 229 Hektar und einer Bevölfer: 
ung von 422 Einwohnern mit 108 Haushaltungen, 2796 Parzellen als Ergeb: 


" Nach der Zählung von 1861, deren Ergebniſſe Seite 73 des Berichts der Herren 
Tiſſerant und Yefebure über die landwirthſchaftliche Enquéte von 1866 angegeben find, waren 
damals in den beiden Departements Niederrhein und Oberrhein: 

Eigenthümer (Familienhäupter, Männer und Frauen), welche ihre Güter 


bewirtbihalten . » 2 2.2. —— nee A ee HER 
Sutöverwalterr . . . . er u — — 342 
Fächter ‚el el far na ah ran, Se 1,328 
Taglöhner und ländliche Arbeiter, als Samitientiupter — —* .. 674811 
Gemüſegärtner ale Familienhäupter . . . ea ‚997 


Nahezu 50,000 Arbeiter als Familienhäupter waren Eigenthümer. von Sandparzellen. 
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niß der vor Kurzem vorgenommenen Berichtigung. Ziehen wir von dieſen 
2796 Parzellen 87 Häuſer ab, ſo ſinkt die Durchſchnittsgröße der Parzelle, 
nach Abzug der Wege und des nicht bewirthſchafteten Landes, auf Ar. Mehr 
als die Hälfte des Bannes von Eichhoffen iſt mit Reben bepflanzt. Die 
Parzellirung iſt ungefähr dieſelbe in allen weinbauenden Ortjchaften Wwiſchen 
Colmar und Molsheim. Die guten mit Cerealien und Handelsgewächſen zu 
bebauenden Landſtriche weiſen kaum viel größere Parzellen auf. Als Heil— 
mittel gegen dieſe wachſende Zerſtückelung hat man vorgeſchlagen, mit der 
Erneuerung des Kataſters eine gewannweiſe oder allgemeine Zuſammenlegung 
der Parzellen vorzunehmen. Indeſſen wollen die elſäſſiſchen Bauern von dieſer 
Mapregel, welche in Naſſau und anderen Ländern mit VBortheil angewandt 
worden ijt, nichts willen. Wenn man die Klataftermutterrollen aufichlägt, um 
den Beſitzwechſel einer Parzelle zu verfolgen, jo fieht man, daß eine jolche 
Parzelle, welche vor 40 Jahren eine Größe von 20 Ar hatte, zuerjt in zwei 
getheilt worden ift, jodann die beiden wiederum in fleinere Theile, die eine 
in drei, die andere in fünf, um die Bildung von Loofen für die Miterben 
zu vereinfachen, um möglicherweife dann noch ein drittes Mal bei einer dritten 
Nachlaflenichaft getheilt zu werden. 

Man muß übrigens anerfennen, daß diefe Lage weder allgemein noch) 
neu iſt. Der Geſchmack des ländlichen Eigenthums ijt bei uns dem code civil 
borausgegangen, welches im Prinzip die Gleichheit der Theile der Erbjchaften 
unter Kindern fejtjegt. In einigen Gegenden auch bleibt die Zerſtückelung 
ſtationär. Einerſeits zeigen die Grundbücher (livres terriers) vor 1789 in 
vielen Gemeinden Hunderte von Parzellen von 5, ja jelbjit von 2 Ar. Ein 
im vorigen Jahrhundert an den Intendanten des Elſaß erjtatteter Bericht 
fonjtatirt, Daß zu jener Zeit die Grundgüter in einer ganz gleichen Art ich 
zertbeilten und daß jeder Erbe eine Theilung aller einzelnen Yandjtüde ver: 
langte, welche dann ſich wieder bis ins Unendliche untervertheilten. Dem 
gegemüber ijt ebenfalls in vielen Ortjchaften bei Gelegenheit der vorbereitenden 
Arbeiten für die Bereinigung des Kataſters fonjtatirt worden, daß die Theilung 
der Grumdjtüce, wie fie zur Zeit der Aufitellung der Katafterbücher und Pläne 
jtattfand, ſozuſagen feine Veränderung erfahren bat. Anderwärts jcheinen Die 
vorgefommenen Beränderungen und wahrjcheinlich in dieſen Ortichaften Die 
Theilungen an der äußerften Grenze angekommen zu fein, oder fie begegneten 
in der Natur der Bewirtbichaftung und in den Mitteln der Bebauung einem 
Hinderniß von größerer Wirkfamfeit als das Geſetz und von größerer Stärfe 
als die althergebrachte Zerſtückelung. In dieſen ziemlich zahlreichen Gemeinden, 
wo der Belititand des Bodens jtationär bleibt und die Theilung des Eigen: 
thums wenig Veränderung erleidet, demgemäß auch die Pläne und Bücher 
noch gut mit der Wirklichkeit übereinjtimmen, würde die Erneuerung des 
Kataſters durch Barzellenvermejlung dem Staat und den Steuerzahlern eine 
unnütze Laſt auflegen. Die allgemeine Neuvermejjung für das ganze Land 
ijt Daher in feiner Weije begründet. 

Wenn wir die Gejchichte befragen, jo belehren uns die alten Archive, daß 
die Zahl der Privatgrundbefigthümer im Eljaß ſchon früh beträchtlich war. 
Die erjten landwirthichaftlichen Zuftände haben die angeborene Neigung unferer 
Bevölferung für den Grundbefig begünstigt. Unter römischer Herrichaft war 
diefer Beſitz in allen Provinzen des Neiches, welche nicht das Jus italicum 
erhalten hatten, dem allgemeinen Steuerzenſus unterworfen. Nach dem Ein: 
dringen der Germanen wurde der größte Theil des Bodens von den Führern 
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der Eindringlinge in Beſitz genommen. Dieſe ſiedelten ſich mit ihren Horden 
neben der eingeborenen Bevölkerung an, ohne dieſe auszuſchließen, ohne ihnen 
ihre Beſitzungen ganz zu nehmen. Höchſtens nahmen die Eroberer ihnen die 
Hälfte, gewöhnlich begnügten ſie ſich mit einem Drittel. Ein durch das Geſetz 
geheiligter Gebrauch, der Bifang, erlaubte die Beſitzergreifung herrenloſer 
Grundſtücke durch die Bebauung derſelben (res nullius). Sieger und Beſiegte 
lebten jo neben einander. Zu derjelben Zeit, als die germanischen Häuptlinge 
ſich zwifchen Rhein und Vogeſen anfiedelten, jchlugen ganze Volksſtämme, 
oder wenigſtens Bruchjtüde jolcher, neben ihnen ihre Wohnungen auf. Hieraus 
ergab fich das Bedürfniß, nicht nur den Häuptlingen zweiten Nanges, jondern 
auch den Mannjchaften einen Theil an Grund und Boden abzugeben. Hieraus 
erflärt fich das Nebeneinanderbejtehen des großen und kleinen Grundbefites, wie 
dies aus unferen alten Gejchichtsdenfmälern, bejonders in den Traditionen von 
Weißenburg, hervorgeht. Später wurden durch die bedingungslofen oder an 
Bedingungen gefnüpften Schenkungen der Grafen, Herzöge und fränkiſchen 
Könige die großen Domänen verkleinert. Die bedingungslojen Schenkungen 
wurden der Geiftlichfeit zur Gründung von Klöftern und Abteien gemacht. 
Die an Bedingungen gefnüpften Schenkungen bejaßen den Charakter von Lehen 
und von Lehenerben, was zur Folge hatte, daß eine Menge Leute fich Die 
Berlegenheiten ihrer Herren und die Nachläfligkeit deren Diener zu Nutzen 
machte, um ihr Lehen in ein freies Eigenthum zu verwandeln. 

Eine ſolche Umwandlung wäre jicherlich unmöglich gewejen, wenn gleich 
in der eriten Zeit das kleine Eigenthum nicht neben dem großen vorhanden 
gewejen wäre. In einer Gemarkung, die ganz demjelben Eigenthümer gebött, 
fünnen Ujurpationen zum Nachtheile diefer nur jchwer jtattfinden. Farmbeſitzer 
fünnen ohne bejonders große Mühe ihre Farm auf Kojten der benachbarten 
armen vergrößern: jie verwandeln aber nicht mit der gleichen Leichtigkeit 
diefe armen in unabhhängige Güter. Dieje Lehn- oder Erbverträge hatten 
ihrerjeits zum Nefultate, viele Inhaber zu wirklichen Eigenthümern zu machen. 
Dieje Verträge fommen dem Gutsherrn nicht minder zu Gute als den aderbau: 
treibenden Anfiedlern. Letzteren ficherten fie ein reichlicheres Dafein mit der in 
Aussicht gejtellten Unabhängigkeit. Dem Gutsheren verjchafften fie 
mittelft Amodiation Eleinerer oder größerer Barzellen ein fejtes und bedeutendes 
Einfommen. Behufs Garantirung der Schuld hatten die Gutsherren Intereſſe 
daran, fie dem Verhältniße der Einkünfte eines jeden Lehninhabers anzupajien 
und folglich die Zahl der Lehngüter zu vermehren, um die Einkünfte jicher 
zu jtellen. Die Verpflichtung für alle Rentenſchuldner eines Barnes, einen 
Einfammler zu wählen, der für alle die Zahlung beforgte, erleichterte dem 
Eigenthümer die Einziehung der Einkünfte, die ſich ins Unendliche vertbeilten. 
Hierdurch wurde eigentlich nur eine Veräußerung des dominium utile herbei: 
geführt und zwar auf unbejtimmte Zeit. Oeffnen Sie das Grundbuch irgend 
einer eljällischen Gemeinde, jo werden fie jehen, wie jehr verbreitet jolche Ver: 
träge waren. In allen Gemarfungen jind die einem Bodenzinſe (Gute) unter: 
tworfenen Parzellen jebr beträchtlich). 

„Toute fumee doit un chapon ou une poule* lautete das Sprüd): 
wort, das den Gebrauch bezüglich des überbauten Eigenthums refümirte. „Tout 
champ doit son cens“ deutet die Berpflichtung für die Mehrzahl der bebauten 
Grundjtüde zur Zahlung eines Bodenzinjes an. 

So hat das Intereſſe die Gutsherren dazu geführt, neben den früheren 
fleinern GEigenthümern aus ihren Lehensinhabern neue, nicht weniger gut 
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geitellte Eigenthümer zu machen, jo daß die Revolution, indem fie den Unter- 
jchied zwilchen der müslichen und direkten Domäne aufhob, einfach eine Um: 
wandlung fanftionirte, die ſich bereit3 durch den Lauf der Dinge vollzogen hatte. 
Um das fleine oder große, das zufammenhängende oder parzellirte Eigen: 
thbum gegen die Unternehmungen der Nachbarn zu jchügen, nahm man jchon 
anfänglich Zuflucht zu der Berjteinung, die ebenfalls für die wiedervorzu— 
nehmenden Barzellenvermejiungen zu empfehlen ift, im Falle der Erneuerung des 
Katajters. Früher, ebenjo wie heute, erfolgte die Berjteinung der Grundſtücke 
durch das Setzen von Steinen: es it der „Umritt“ der alten Sprachweile. 
Man benugte die Lokalmaße, jowohl zum Bemeſſen der Benügungsrechte, als 
zum Bertheilen der Erbgüter. Das regime colonger, deſſen Urfunden ein 
Gelehrter von hohem Berdienjte, der Abbe Hanauer in feinem Recueil 
des constitutions rurales de l’Alsace au moyen äge veröffentlicht hat, 
unterjtügte twejentlich die Bauern in der Vertheidigung ihres Nechtes. Neben 
dem Notulus, in welchem die Gebräuche und Privilegien der Colonge verzeichnet 
waren, beitand ein anderes Dokument, welches den Flächeninhalt eines jeden 
Lebens nebjt den Lehensinhabern und Angrenzern angab. Eine Jury von 
Yandwirthen der Ortichaft entichied bejjer als jede andere Grenz: und Beſitz— 
jtreitigfeiten. Nach der neuen Geſetzgebung befißen wir an Stelle diejer Jury 
Schiedsmänner und TFeldgeichworene. Biele Landgemeinden des Elſaß bejaßen 
diefe Nechte und Bürgjchaften ſchon zu einer Zeit, wo jolche Freiheiten weder 
durch königliche Gunjt noch durch einen jiegreichen Volksaufſtand zu erreichen 
waren. In Diefen Gemeinden (die Colonge) ſtanden die Inhaber des Grund 
und Bodens nicht für jich da, jondern waren durch eine jolidarische Verbindung 
zur Zahlung der Grundzinjen vereinigt; zugleich wurde eine Jurisdiktion 
geichaffen, wonach die Inhaber perjönlich über etwaige Streitigkeiten Necht zu 
iprechen hatten. it es erforderlich zu jagen, daß ungeachtet diefer Garantien 
die Theilung der Erbichaften manchmal in das Eigenthum Berwirrung hinein: 
braten? Herr Hanauer hat in feinen Studien mehr als eine Golonge: 
verfammlung erwähnt, die jehr im Unklaren darüber war, wo ſich diejes oder 
jenes im rotulus verzeichnete Feld befinden jollte. Gegenwärtig, wo wir ein 
Katajter mit Plänen und Muterrollen bejigen, in welches alle Grundſtücke nach der 
Lage und dem Flächeninhalte eingetragen werden, jtoßen wir noch auf gleiche 
Schwierigkeiten, wie die früheren Golongeverfammlungen, wenn wir eine genaue 
Fortführung der bereinigten oder erneuten Katafterdofumente verabjäumen. 
Was noch die Aufmerffamfeit bezüglich des Standes des Eigenthums 
im Eljaß im Vergleich zu den benachbarten Gegenden auf ſich lenkt, it das 
Zufammenwohnen der Bauern. In Yothringen find die Farmen, die mitten in 
dem zu bebauenden Grumdbejig Liegen, noch ziemlich häufig; man begegnet 
jolhen aber faum auf dem elſäſſiſchen Abhange der Vogeſen mit Ausnahme 
des Sundgau’s und in den Gebirgen. In dem Gebirge iſt Alles zeritreut, 
mit Ausnahme eines mehr oder weniger wichtigen Kernes, der das Dorf bildet. 
Manchmal liegen dieje Höfe in Gruppen von 4 oder 5 zuſammen; öfters 
aber jind ſie in den ——— bis auf die Gipfel der Berge hinauf zerſtreut. 
Die Thatſache der großen Entfernung der in gebirgigen Gegenden gelegenen 
Höfe von einander erklärt fich durch die höheren Betriebskoſten, die größere 
Mühe, die dem Landwirth die Bewirtbichaftung feiner Felder verurfacht, wenn 
dieſe in einer Entfernung von mehreren Kilometern vom Wohnbaufe abliegen. 
Eine weitere Urjache dafür it in der Zerjtücdelung des Eigenthums zu juchen, 
die wir in der Zeit der erjten Entwicklung der elſäſſiſchen Yandwirtbichaft 
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gezeigt haben. Die Parzellirung der zu einem Hofe gehörigen Grundjtücde gebt 
übrigens nicht jo ins Umendliche vor fich, mie Dies bei einer Ortichafts: 
gemarfung der Fall iſt. In dieſem Falle würde die fortgejegte Vertheilung 
einen zu großen Nachtheil mit fich führen und die Bewirtbichaftung unmöglich 
machen. Bei Gelegenheit von Erbjchaften fchreiten die Erbberechtigten gewöhn— 
lich zur Berjteigerung, indem fie da8 Gut en bloc veräußern. In Folge 
dejien ift im gebirgigen Gegenden die Zahl der Parzellen im Verhältniß zu 
der Gejammtfläche eine geringere. 

Früher war ohne Zweifel die Zahl der ifolirten Befigungen der Höfe 
eine weit größere, und man fand deren viel bis in die Ebene hinein, wie Die 
alten Dofomente des X. und XI. Jahrhunderts beweijen. Die Zunahme der 
Bevölkerung in Verbindung mit dem Bedürfniß der Sicherheit trugen zur 
Konzentrirung der Landwirthe in den Dörfern bei, Die Dörfer haben 
fih im Allgemeinen durch die Vereinigung mehrerer urjprünglich ver: 
einzelter Höfe gebildet. Diefe Bewegung zur Konzentrirung begann zur 
Zeit des Einfalles der Ungarn im X. Jahrhundert und hat fich gelegentlich 
der Kriege entwidelt, die leider nur zu oft unjer von der Natur jo reich 
beichenftes Land heimſuchten. Ferner trugen auch die wachlenden Anfprüche 
der Vögte, der Lehnsleute, ihre allmächtige Stellung, ihre Erprejjungen dazu 
bei, den Aufenthalt auf dem flachen Lande umficher zu machen und den Zus 
drang der Bevölkerung zu den befeftigten Plägen hervorzurufen. Unſere 
Chroniken legen Zeugniß von den Verwüſtungen ab, denen das Eljaß zum 
Opfer gefallen ift. Beligen wir nicht auch die Erklärung des Conseil souverain 
des Elſaß, welche bezeugt, daß von 1637 bis 1648, bis zum Ende des dreißig: 
jährigen Krieges, man faum bewohnte Dörfer zwijchen Straßburg und Baſel 
fand. Darf e8 da wundern, daß in dieſer Gegend die mit einem großen 
Güterfompler umgebenen Höfe verſchwunden jind ? 

Was die überaus große Zerjtüdelung betrifft, welche die Aufmerkfjamfeit 
der Berichterjtatter der landwirtbichaftlichen Enquete von 1866 auf ſich gelenft 
hat, jo ilt diejerhalb in dem Werfe von Lefebure „Etude sur l’Economie 
rurale de l’Alsace‘“ bemerft: „si loin que l’on remonte dans l’histoire 
de la propriete alsacienne, on trouve des corps de biens «omposes de 
parcelles dissemindes dans plusieurs lieux dits cantons, d’un m&me ban, 
ou möme dans plusieurs banlieues limitrophes‘. 

Es war ein beim Bauer ftarf ausgeprägter Gedanke, daß er Alles das, 
was er für feinen Bedarf nöthig hatte, auch ſelbſt produzirte. Anstatt eine 
einzige Kulturart ausschließlich zu betreiben, hat der ländliche Grundbefiger 
unter Ausnügung der verichiedenen Bodenlagen feinen Theil Wald, Weinberg 
und Weidenpflanzung haben wollen, um allen Bedürfnijjen feines Haushalts 
zu genügen. Die Grundkomplere bildeten nur fo lange ein einheitliches Ganzes, 
al3 fie einem und demjelben Gigenthümer gehörten oder mit einem Lehen 
behaftet waren. Die Lehenseinrichtungen, welche die verpachteten Grundjtüde 
genau angaben, zeigen, daß die verpachteten Güter gewöhnlich aus einer 
gewiſſen Anzahl an verichtedenen Orten gelegener, zu einem Ganzen nicht ver: 
einigter Parzellen bejtanden. Die Dissertatio de indice pr@diorum rusti- 
corum pr#sertim in Alsatia, welche an der früheren Univerfität Straßburg 
gehalten wurde, gibt ſeltſame Einzelnheiten über diefe Organifation. Obwohl, 
wie wir geſehen haben, unjere geſammten Einrichtungen eine Zerſtückelung des 
Grundbefiges zur Folge hatten, finden wir doch, daß auch ſchon in der äÄltejten 
Beit der Hleingrundbefig neben dem Großgrundbefig im Elſaße längjt vertreten war. 
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Statiſtik der Wohnhäuſer und Haushaltungen in Elſaß-Lothringen. 
nach der Volkszählung vom 1. Dezember 1880. 





Zahl der Bevölkerung 










Wohnhäuſer 


Haus⸗ 
haltungen BER | — 
einſchließlich Zivil Militär 
Anitalten 





bewohnte \unbewohnte 
















I Stadtkreis Straiburg 22,229 95,013 9,458 
2 Landkreis Straßburg 17,371 78,541 148 
3 Kreis Erjtein 14,558 62,660 12 
4 Dagenau 15,810 71,463 | 1,324 
5 u Molsheim 17,614 71,588 21 
6 „ Schlettitadt 17,478 72,997 506 
T „  Weihenburg 13,320 58,969 1,396 
8 „ Babern 20,324 87,360 | 549 


139,204 





Summa lUnterEliah | 598,541 
























9 Kreis Altkirch. 11,791 53,457 23 
0 „ Colmar . 18,964 80,213 | 1,893 
1 „ Gebweiler 14,101 64,919 91 
2 „ Mülhaien | 30,123 135,067 | 2,252 
13,  Rappoltsweiler 9,095 205 14,845 62,990 6 
4 „ Ihann 13,231 61,026 5 


8,947 185 





Summa Ober-Elſaß 1,921 | 103,055 








15 Stadtkreis Met 3,074 57 12,032 42,695 ı 10,136 
16 Landfreis Meg 15,922 1,175 20,100 71,879 | 5,668 
17 Kreis Bolden . 10,417 759 11,532 45,874 132 
8 „ Ghateau:Salins 11,721 523 14,349 50,421 4 
19° „  Diedenhofen 15,431 859 18,403 74,039 1,935 
0 „ Forbad) 12,259 512 14,817 63,843 570 
21 „ Saarburg 12,461 | 806 14,160 59,648 1,348 
2 „ Saargemünd 10,612 | 687 13,808 63,095 1,126 

Summa Lothringen 91,897 5,378 | 119,201 | 471,494 | 21,219 

I 
Für Eljah:Lothringen . | 255,690 10,292 361,460 | 1,527,707 | 38,963 











S. Statiftiihe Mittheilungen, XXL Die Ergebniſſe der Volkszählung in Elſaß— 
Lothringen, am 1. Dezember 1880. Straßburg, 1883, 
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Namen der Kreije 


Stadtkreis Strahburg .. 
Landkreis Straßburg 


Kreis 


” 


” 


Ca. 


Erjtein 

Dagenau 
Molsheim 
Schlettitadt 
Weißenburg . . - - 
Zabern 


. rer. 


a tr + 


[Be er 


. Bezirk Unter-Elja; 


Altkirch 
Colmar 
Gebweiler 
Mülhauſen . . .. 
Rappoltsweiler . 

Thann 


Der Be er Zr 


h 


Bezirk Ober-Elſaß 


Stadtkreis Meb . . . .. 


Landkreis Metz 


Kreis 


= 
wa. 


“warn 


Bolchen 
Chateau-Salins. . 
Diedenspien. . : 
Forbach 
Saarburg ..... 
Saargemünd 


BE Br ur Br 


Bezirk Lothringen 


Sa. Elſaß Lothringen 


Acker— 
und 
Gartens 
ländereien 


ha 


| 

2,861, 
38,089, 
25,138,98 
23,228,28 
19,461,9 
23,713, 
28,857 ,0°) 
41,029,09 


Ueberfiht der Kulturarten in Elfaß-Lothringen 


Il 


Wieſen 


ha 


482,00 
8,252, 
8,424,8% 
7,836, 
6,887,0° 
9,668/78 
8,305,0 

13,920, 


| 
202,380,°° 63,777, 








II. Weiden und Hutungen: 


reiche 


ha 


1 
34 


45 
45 
76 


5,9 
8,3 





Ye 


1 ‚ 
0, 


35 


1,9 
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geringe 


830,9 
2,476, 
2,166,3 

71,65 
3,039,8 
4,836,98 





3,737,77.13,422,* 


58 


0,23, 





30,740,%%, 12,855, 
28,912,01. 6,610, 
24,903,% 4,881, 
32,986,47| 6,408, 
8,291, 6,981,® 
8,562,1%  9,173,61]1,717,% 
134,396,01. 46,911, 
20,8 ar. 
69,915,1%, S,525,% 
46,528,78, 6,887,% 
60,135,0% 12,540, 
56,781,37) 6,506,% 
41,753,°°|  9,767,% 
38,755,°%, 13,294,30 
36,628,%  7,965,# 





350,519, 65,487,#]1,516,®| 2,003,% 


687,296,01176,176,8°[7,126 9°, 23,704 91!30,831,4°]80,084,# 











Ueber | * bi 54 
haupt Ueber 
Weiden im micht | haupt 
und | Grtra im. Bei 
Hut fcheue Ertrag }.. bene 
ungen ! ſtehende 
6 7 8 | 9 
ha ha | ha | ha 
15,0 2,0 BE 
808,1] 1,991,°° 110,29 2,10% 
1.870,77] 987,9 117,59 1,104, 
322, 36855 59, 428 
4,061,°7] 2,958,122 337,7 3,296) 
1,308,°] 4,508,%% 268, 4,777 
sig, Tao, 52 78 
645,55] 1,538,7%) 104,%, 1,64 
9,551,%]13,085,13|1,050,% 14,136 
1,288, 198,* 12,1 210 
2,927,9°| 2,972,°° 134,51 3,107 
2,926,°2| 2,372,0°| 202,12 2,5748 
71,©] 1,140,% 68,9 1,2088 
3,391,12] 3,958,°5| 271, 42) 
6,564,12] 647,8] 38, 1 
I is 
17,160,15[11,289,#°; 727,1":72,0167 
0, Fe Br 


1,307,8] 3,144,9 
245,0] 135,%° 
535,0] 1,281, 

1,096,] 929,6 
228201 101, 
420,7] 69, 
986,8 





4,1 3 5,710,# 





IV. Beinberge: 


48,4 


‚2 
















312, 3,45 
18,6 159) 
93,’ 1,37 In 
97,” 1,027, 
15, 116% 

5, 7 


>45, u 6,250, | 
| 
| 





‚324,02 32,408, 
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- ah den Erhebungen im Jahre 1878. 


















































































⸗ — —— 
X. VI. VI, VI, IX. X. —— een 
über den Geſammt— 
Flächeninhalt 
Haus · = im Deft II der ſtatiſti- 
4* Forſten Oed⸗ Summa | jchen Mütheilungen 
‚köofräumıe, und und Wegeland GBewäſſer der Flächen ſüher Eiſaß Loihri 
JAGEN jüber Elſaß-Lothringen 
6 Holzungen Unland I vis IX 
itchhöfe x. 
I | weniger mehr 
ı o 11 12 18 14 15 16 17 
ha ba ha ha | ha ha ha ha 
„469,9 592,5 250,# 1,054,9 78 — = 
‚502,18 814," 1,174, 755, 56,108,5] — = 
535,® 731,” 2,209,5% 49,78121 — — 
1,448,6 1,405,® 1,264,® 6,0 — 425,8 
2,606, 7 1,266, 7% 273, 74,008,  -- = 
885,°° 1,188,® 1,235, * 63,149 ,%° — — 
301,0 1,521,1 668,9 60,192,7"| 425,8 — 
824 1,986, 336,77 100,4182,% — = 
158,507, . 8,008,% 9,524, 7,890, | 477,436, — en 
17,427,® 596,9 1,296,% 541,9 Bu — 325,10 
18,686,99 | 2,453,6° 1,722,3% 1,262,8° 6638423 — 89, 
19,900,78 | 1,097, 805, 797,4 58,303,8 ini — 
18,536,7° 704,97 1,136, 1,156,99 62,902 | — = 
8,38 19,418, | 2,327,17 845,98 183,00 5,9 — = 
24,3583,*60 1,606,15 689, 194,9 52,362, # — 1. 358,% 
118,558,9% | 8,785,® | 6,496, 4,186, _ 351,230, _ 761,8 
1 f h 
68,93 _ 419,5 63,9% s1,W% 648,5* — — 
2,1 19,630, 1,654," 2,624, 959,54 107,603,] 765,** = 
263,0 15,426, 461,9 1,261,# 286,81 71,514, — _ 
65,59 15,424, 424,8 2,147,9 1,310,25 gar, — 4,15 
314, 24,912, 876,7 2,233 9 923,97 94,664,9 u,’ = 
‚303,3 15,180, . 692,9 1,702 8 479,9 70,174,®] 363,70 ae 
272,96 43,149,°? | 1,013,% 1,704,90 2,138, 100,824,°] — — 
31,129, |  1,145,57 1,473, 508,77 79,465, — — 
A 
a | 166,803, 6680, , 18,202, 6,688, | 622,142,9] 1,125,% > 
81 448,864,10 23,477,*6 29 223, '+ 18,714,°° | 1,450,810,®°| 363, — 
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Die Soll-Einnahme an Grundfleuer und an Jufchlägen zur Grundfteuer in 


Elfaß-Lothringen. 








fommen zur Erbebuna: 


Es 









& — F 
= Zuichläge zur Örunditeuer 
= R 
= Örunditenert — Tr — 
& nur ven 
brinzibal ER * landwirth 
2 um zu für für rer, ,Bujammen 
= für den ſchaftlichen 
| Etatsjahr Bezirke BGemeinde- PHilfsfonds (Spalte 4,5 
ha Staat Hustall: u. 
ze = zwecke zwecke ee u. 6) 
8 Wiederum 1. 6), 
lageFonds 
M A M Se Re a AN M RN} 


4 ü 








Summa 
Spalte 


ı). 


und 


Ri 





3 


⁊ 









11 1874 . 14,374,020|8072,172,542|26]1 274,553 .88[110,732/94]3,557,828/58] 7,921,849|38 
211875 ‚4,387 ,967/20[2, 180,398 08}1 ,300,802|56|1 11,139 01 3,592,339 63 7,980,306/85 
81 1876 j 4,404,868' 2,188,431/84]1,326,694/71]109,056/08 3,624,18263 8,029,045/68 
41 1877 j 4,420,512,— 2,195,952/48]] ,344,957/98]108,220/29]3,649 1 10175 8,069,522175 
51 1878/79°), 5,517,995) -12,741,298!61 1,728,997/13 135,304/45 4.600,800)19 10,118,595:19 
61879/8580 . 4.423.298) 2,197 ,827168]1,371,650'41]109 858/08 3,678,836 17 8,102,129117 
»1.1880/81 .},432,5331—12,201,637\60]1 ,423,555|87]109,170|78]8,734,364|25 8,166,897125 
St 1881/82 . 4.446.200) 2,208,082|08]1,450,699/09]108,871\95[3,767,653 14] 8,213,855/14 
aT1B82/5B .4,458,223 2,211,618)4411,474,778 02]110,050/02]3,796 441/48] 8,249 ,664|48 
I01 1833/54 .[4,462,000) — — = 
{111884/85 .|#,468,000) zu _ 


1} 


) Die Erhebung bezieht fih auf 5 Quartale. 
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Miszellen. 


Die Thätigkeit der Aichümter in Deutſchland 1883. — Die neue Maß- und 
Gewichtsordnung war neben der Münzreform in erſter Linie dazu berufen, 
Deutſchland nach ſeiner politiſchen Einigung zu einem einheitlichen Wirth— 
ſchaft sgebiete zu verbinden ; dadurch, daß fie mit ihrer Wirkſamkeit tief in den 
täglichen Verkehr einzudringen genöthigt war, ift ihr dies in befonders hohem 
Maße gelungen. Ueber diejen wichtigen Vorgang geben alljährlich die Weber: 
fihten der Saiferlihen Normal-Aihungsfonmiffion genaue Auskunft. 

Für das Jahr 1883 erftredte fih nun die Geichäftsthätigfeit der deutichen 
Aichämter (mit Ausnahme der bayeriichen) auf 3,055,103 Gegenjtände gegen 
deren 2,811,421 im Borjahre und 3,002,966 im Jahre 1881. Im Durch— 
ichnitte der Jahre 1870--72 wurden durch die deutichen Aichämter jährlich 
5,242,847 Gegenftände geprüft, während dieſe Zahl im Meittel der folgenden 
drei Jahre auf 2,140,934 Sant und im Jahrfünft 1876 — 80 ſich auf 
2,710,045 ftellte. Diejes Ergebniß legt die Annahme nahe, daß der durch die 
Maß- und Gewichtäreform verurjachte Ummvandelungsprozeß bereit3 während des 
ersten Drittel3 de3 vorigen Dezenniums abgeichloffen war und in der Folge die 
neu geaichten Gegenstände vornehmlich zum Erſatze der abgenugten, jowie zur 
Befriedigung des iteigenden Bedarfs dienten. 

Bon ſämmtlichen im Jahre 1883 geprüften Gegenftänden wurden 2,863,760 
geaicht ; außerdem betrug die Summe der geprüften, noch nicht geitempelten, 
nicht zuläffigen Gegenstände 2,635, diejenige der geprüften, bereits geitempelten, 
nicht mehr zuläffigen Gegenitände 22,089 und die der geprüften, bereits 
gejtempelten, noch zuläfligen Gegenjtände 166,619. 

Wie jich die Zahl der geaichten Gegenftände auf die einzelnen Meßwerkzeuge 
vertheilte, zeigt die folgende Leberficht, welche zugleich die entiprechende Thätigkeit 
der preußiichen Michämter beionders erjihtlih madt. Es wurden 1883 geaicht 
und geitempelt 

im Deutichen Reihe davon 
(ohne Banern) in Preußen 


1. Längenmaße ee ee arten rer 29,396 17,093 
2, — — —— — ——————— 182,841 
3. Fäſſer . . ee 511,002 414,408 
4. Hohlmaße für trodene Gegenftände umd Streichhölge 2 93,643 52,845 
5. Gewichte . . ; 1.458,338 1,205,688 
6. Waagen . re, ee Pi net 173,417 104,775 
T. — und Altoholometer De rue a ah a aD been 2,161 2,143 
8. Gasmeiler . . ee Ka, © 22,963 15,128 
9 Mahe für Brennmaterialien n. i. w. Bl ne m 9,936 8,988 
10. Mehapparate für Klüfligfeiten . . 2 2 2 2 20 5,523 710 

zufammen . . 2,863,760 2,004,619 


Die deutichen Aihämter erheben für ihre Thätigfeit eine Gebühr, deren 
Ertrag ih im Jahre 1883 auf 873,509 M belief, und zivar wurden verein 
nahme: tarmäßige Gebühren für Mihung und Stempelung, Berihtigung und 
Nebenarbeiten 839,218 .£ Prüfungsgebühren für noch nicht geitempelte, nicht 
zuläffige Gegenstände 998 «#4, für bereits geftempelte, nicht mehr zuläſſige Gegen— 
jtände 3,687 „Z und für bereitS geftempelte, noch zuläffige Gegenitände 29,606 «A. 

Melden Beitrag diefe Gebühren zur Dedung der Koften der Aihämter ſelbſt 
und der Handhabung der deutichen Maß- und Gewichtspolizei erfordern, läßt 
ih deshalb nicht genau feitjtellen, weil die Mihämter im Deutſchen Neiche 
Yandesanftalten geblieben find. (Stat. Korr.) 
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Die Abänderungen des Zolltarifgefehes 
vom 15. Juli 1879. 
Fortſetzung zu Jahrgang 1882 ©. 672 fi.) 


—J — — 


Geſetz, betreffend die Ertheilung der Indemnität für die durch die Bekaunt— 

mahung vom 9. Auguſt 1885 angeordneten Zollermäßigungen, jowie die 

Verallgemeinerung der Zollermäßigungen in den Tarifen A zu dem deutſch— 

italieniſchen und dem deutſch-ſpaniſchen Handels: und Scifffahrtsvertrage. 
Bom 10. September 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zultimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

8 1. 

Dem Reichskanzler wird für die durch die in der Anlage abgedrudte Be— 
fanntmahung vom 9. Auguft 1883 erfolgten Anordnungen von Zollermäßigungen 
Indemnität ertheilt. 

82. 


Durch Kaiferliche Verordnung nach erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
kann angeordnet werden, daß die Zollermäßigungen, welche in dem Tarif A zu 
dem Handeld- und Scifffahrtsvertrage zwiſchen dem Deutichen Reich und Italien 
vom 4. Mai 1883 — Reichs-Geſetzbl. S. 109 — und in dem Tarif A zu 
dem Handeld- und Scifffahrtövertrage zwiichen dem Deutichen Neich und 
Spanien vom 12. Juli 1883 enthalten find, auch ſolchen Staaten gegenüber 
Anwendung finden, welche einen vertragsmäßigen Anipruch auf diefe Ermäßig- 
ungen nicht haben. 

Die auf Grund diefer Beitimmung erlafienen Kaiſerlichen Verordnungen 
find dem Reichötag, ſofern er veriammelt ift, jofort, andernfalls bei deifen nächitem 
Zufammentreten zur Genehmigung vorzulegen. Diejelben find außer Straft zu 
fegen, wenn der Neichdtag die Genehmigung veriagt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Iniiegel. 

Gegeben Berlin, den 10. September 1883. 

(L. S.) Wilhelm. 
von Bötticher. 





Anlage. 
Bekanntmachung. 


Auf Grund Allerhöchſter Ermädtigung und nad eingeholter Zuftimmung 
der verbündeten Negierungen hat zwiſchen dem Neichsfanzler und der Königlich 
Annalen bes Deutichen Reichs, 1885. 35 
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fpanifchen Regierung ein Webereinfonmen dahin ftattgefunden, daß unter Bor: 
behalt der jpäteren NRatififation de Handels- und Scifffahrtövertrages zwiſchen 
dem Deutihen Reih und Spanien vom 12. Juli d. J. der deutſche Zolltarif 
und der dem Vertrage beigefügte Tarif A auf die Einfuhr von Gegenitänden 
fpanifcher Herkunft in Deutihland vom 14. Auguft d. %. ab vorläufig An: 
wendung finden werden, während unter den nämlichen Vorbehalt von dem 
gleihen Tage ab die zweite Abtheilung des ſpaniſchen Zolltarif3 auf die Einfuhr 
von Gegenftänden deuticher Herkunft in Spanien Anwendung finden wird. 
Demgemäß werden von diefem Tage ab die nachitehend bezeichneten Gegen: 
ftände bei ihrer Einfuhr in Deutichland allgemein zu den folgenden ermäßigten 
Zöllen zugelaflen, und zwar: 
frifche Weinbeeren mit Tafelgenuß — Tafel: (für 100 Kilogramm) 
trauben — (Nr. 9 f des Zolltarifd) . . zum Zollfage von 4 Mart 
grobe Korfwaaren (Nr. 13 f des Zolltarifd) „ z un Me 
Korkitopfen, Korkſohlen und Korkichnigereien 
(Nr. 13 g des Zolltarifs) . - 
Feigen, Korinthen und Rofinen (Nr. 25 h 2 
des Zolltarifs) . . j " a 8 
Chofolade (Nr. 25 p1 des Zolltarifs) „50 „ 
Johannisbrod (Nr. 25 p 2 des Zolltarifs) . „ 2 — 
Gleichzeitig treten die nachſtehend aufgeführten, in der Bekanntmachung 
vom 30. Juni 1883 (Zentralblatt für das Deutfche Reich ©. 221) bezeichneten 
ermäßigten Zollfäge : 
bon 10 Mark (für 100 Kilogramm) für friihe Weinbeeren, andere als 
zum Tafelgenuß (Nr. 9 f des Boll 
tarif3), 
Pe ee = für friihe Mpfelfinen, Citronen, 
Limonen, MPomeranzen, Granaten 
(Nr. 25 h 1 des Zolltarifs), 
Unmerfung. Berlangt der Zollpflichtige die Nuszählung, jo zahlt er für 100 Stüd 
65 Pfennig. 
von 4 Mark (für 100 Kilogramm) für friihe Datteln und Mandeln 
(Nr. 25 hı1 des Zolltarifs), 
= SEES u - 0, 7% = für getrodnete Datteln, Mandeln, 
Pomeranzen und Granaten (Nr, 25 h3 
des Bolltarifs), 





" " 10 ” 


„ 80 u en " für Oliven (Nr. 25 p 1 des Zolltarif3), 

FOBuE: | : Pe age — für Speiſeöl in Flaſchen oder Krügen 
(Nr. 26 a 1 des Zolltarifs), 

4 — für Olivenöl in Fäſſern (Nr. 26 a 2 


des Zolltarifs) 
allgemein in Kraft und fommt daher der in jener Belanntmahung angeordnete 
Nachweis über die Herkunft der dafelbft bezeichneten Waaren in Wegfall. 


Berlin, den 9. Auguft 1883. 
Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
bon Burchard. 





ui 
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Geſetz, betreffend die Anfertigung und Verzollung von Zündhölzern, 
Vom 13. Mai 1884. | 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaiſer, König von Preußen 2c. 
verorbnen im Namen des Reich, nach erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Neichdtags, was folgt: 

S 6. 

Der Nr. 5e des Zolltarifs zu dem Gelege vom 15. Juli 1879, betreffend 
den Zolltarif des deutſchen Zollgebiet3 2c. (Reichs-Geſetzbl. S. 207), iſt folgende 
Beitimmung beizufügen : 

„Anmerkung zu e: 
Zündhölzer und Zündkerzen 10 Mark für 100 Kilogramm, * 

Diefer Zolljag tritt mit dem 1. Juli d. I. in Straft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. Mai 1884. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Geſetz, betreffend die vorläufige Einführung von Aenderungen des Zolltarifs. 
Vom 20, Februar 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
berorbnien im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


54, 

Die Cingangszölle von den nah Nr. 9 (Getreide 2c.), Nr. 25 q 1 (Kraft: 
mehl, Puder zc.), Nr. 25q 2 (Mühlenfabrifate 2.) und Nr. 26 a 4 (anderes Oel 
in Fäſſern) des gegenwärtig geltenden Zolltarifs zollpflichtigen Gegenftänden, 
ſowie von den unter Nr. 25e 2 dieſes Tarifs fallenden Schaummeinen können 
durch Anordnung des Neichäfanzlers in derjenigen Höhe in vorläufige Hebung 
gejett werden, welche der Reichstag bei der zweiten Leſung deö demjelben vor: 
liegenden Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Abänderung des Zolltarifgeieges 
vom 15. Juli 1879, genehmigt hat oder noch genehmigen wird. 

Inioweit die oben genannten Gegenftände in Folge von Verträgen ein: 
geführt werden, welche machweislih vor dem 15. Januar d. I. abgejchloflen 
worden find, finden die voritehenden Beltimmungen auf dielelben feine Ans 
wendung. 

2. 

Die Anordnung ($ 1) iſt in das Neichs = Gejegblatt aufzunehmen und tritt 
fofort in Sraft. Die Anordnung erliicht, ſobald der betreffende Gefeg-Entwurf 
($ 1) als Geſetz in Kraft tritt oder abgelehnt oder zurüdgezogen wird, 
jpäteftens aber mit dem fünfzehnten Tage nah Schließung der gegenwärtigen 
Reichstagsſeſſion. 

83. 


Nach dem Erlöſchen der Anordnung ſind unverzüglich diejenigen Zollbeträge, 
welche über den bis dahin geſetzlichen Zollſatz hinaus entrichtet oder zu Laſten 


35* 
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des Zollſchuldners angejchrieben find, zu erftatten, beziehentlich wieder abzu= 
ichreiben, infoweit dieje Beträge nach höheren Zollfägen berechnet find, als die 
zur Zeit des Erlöfchens der Anordnung beitehende Zollgeſetzbung feſtſetzt. 


84. 

Während der Geltungsdauer der im 8 1 bezeichneten Anordnung tritt Die 
Beitimmung unter I des Artikel 5 des Zollvereinigungsvertrages von 8. Juli 
1867 (Bundes-Geſetzbl. S. 81), wonach von allen bei der Einfuhr mit mehr 
al® 15 Groſchen vom Zentner (3 Mark von 100 Stilogramm) belegten aus: 
ländijchen Erzeugniiien feine weitere Abgabe, jei es für Rechnung des Staates 
oder für Nehnung von Kommunen und SKorporationen, erhoben werden darf, 
bezüglich der von der Anordnung betroffenen Gegenftände außer Anwendung. 


8 5. 
Diefes Geſetz tritt jofort in Kraft. 


Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 20. Februar 1885. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard, 


Gejes, betreffend die Abänderung des Zolltarifgejeges vom 15. Juli 1879, 
Vom 22. Mai 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Sailer, König von Preußen 2c. 
verordnien im Namen des Neihs, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesrath3 
und des Reichdtags, was folgt: 


81. 

Die folgenden Theile des Geſetzes vom 15. Juli 1879, betreffend ben Boll: 
tarif des deutichen Zollgebieted und den Ertrag der Zölle und der Tabaditeuer 
Reichs-Geſetzbl. S. 207), erhalten nachitehende Faflung : 

1.$ 5 3iffer 1: 

Erzeugniſſe des Aderbaues und der Viehzucht von denjenigen außer: 
halb der Zollgrenze gelegenen Grunditüden, welde von innerhalb der 
Zollgrenze befindlihen Wohn: und Wirthichaftsgebäuden aus bewirth- 
ichaftet werden; ferner Erzeugniffe der Waldwirthichaft, wenn Die außer: 
halb der Zollgrenze gelegenen Grunditüde mindeftens jeit dem 15. Juli 
1879 eine Zubehör des inländiichen Grundſtücks bilden. 

11.$ 7 Biffer 2: 

Ebenſo werden, beziehungsweile fünnen für das in Nr. 13c des 
Tarifs aufgeführte Holz Tranfitlager ohne amtlihen Mitverichluß 
bewilligt werden. Dabei fann von der Umichließung der zur Lagerung 
beitimmten Näume abgeſehen werden, auch werben oder fünnen die unter 
Nr. 130 1, 2 oder 3 fallenden Hölzer zeitweife aus dem Lager ent— 
nommen und, nachdem fie einer Behandlung unterlegen haben, durch 
welche jie unter Nr. c 2, 3 oder al& Hobeliwaare oder als grobe, rohe, 
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ungefärbte Böttcherwaare oder Fourniere unter d oder e fallen, in das 
Lager zurüdgeführt werden. 

Für Abfälle, welche bei der Bearbeitung von Baus und Nußholz 
in den Tranfitlagern entitehen, tritt, iwern die Hölzer in das Ausland 
ausgeführt werden, ein entiprechender Nachlaß an dem zur Laſt ge 
jchriebenen Zoll ein, welcder beträgt: 

a) für Säge und Schnittwaaren, vier: und mehrjeitig in der Längsachſe 


geſchnitten: 
&) in der ganzen Länge gleich ſtark und breit . 33%/, Prozent, 
8) nicht gleich Ätarf oder breit. . - . 20 — 
b) für ungeſäumte Bretter 2 2 2 220 . 
c) für gelägte Fourniere . . 50 & 
d) für Hobelarbeit, wodurch Waaren der Klaſſe ec 3 in 
jolche der Klaffe d veredelt werden. . . 15 N 
e) in allen übrigen Fällen . . 71 . 


Für Baus und Nutholz, welches auf Klößen eingeht und auf 
Begleitichein I weiter geiendet wird, fann der Bundesrath eine Er: 
leihterung in ben allgemein vorgeichriebenen Abfertigungsformen an— 
ordnen. 

II Dem $ 7 wird als Ziffer 3a hinzufügt: 
3a. Den Inhabern von Delmühlen wird für die Ausfuhr der von ihnen 
bergeftellten Delfabrifate eine Crleihterung dahin gewährt, daß ihnen 
der Eingangszoll für eine der Ausfuhr entiprechende Menge der zur 
Mühle gebraten ausländifchen unter Nr. 9 d x des Tarifö bezeich— 
neten Delfrüchte nachgelaffen wird. Der Ausfuhr der Delfabrikate ſteht 
die Niederlage berielben in eine Zollniederlage unter amtlichem Verſchluß 
gleih. Ueber das hierbei in Rechnung zu ftellende Ausbeuteverhältnif 
trifft der Bundesrath Beitimmung. Die zur Mühle zollamtlic abge: 
fertigten ausländiichen, jowie auch ſonſtigen Oelfrüchte, welche in die 
der Steuerbehörde zur Lagerung der eritbezeichneten Delfrüchte ange: 
meldeten Räume eingebradt find, dürfen in unverarbeitetem Zuftande 
nur mit Genehmigung ber Steuerbehörbe veräußert werben. Zuwider— 
handlungen hiergegen werden mit einer Gelditrafe bis zu eintaufend 
Markt geahndet, 
$ 92. 
Der Zolltarif zu dem im $ .1 bezeichneten Gejege wird in nachitehender 
Meile abgeändert: 
1. Zu Nr. 2. Baumwolle und Baumtmollenwaaren: 
a) An Stelle der Poſitionen 4 und 5 der Wr. 2c (Baummollengarn) 
treten folgende Bejtimmungen: 
4. breis und mehrdrähtiges, einmal und wieberholt ge 
ztvirnt, roh, gebleicht, gefärbt . . . 48 Marf 
5. zweidrähtiges, wiederholt gezwirntes, roh, gebleicht, 
gefärbt; auch accommodirter, zum Einzelverkauf her— 
gerichteter Baumwollenzwirn jeder Art.. 70, 
für 100 Kilogramm. 
b) Für Poſition d6, Spitzen und alle Stickereien, wird der 
Gingangszoll erhöht von 250 Mart auf . . . ...8350 „ 
für 100 Kilogramm. 
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c) Die Anmerkung 3 zu d — —— — 


Schmirgeltuch . . . +6 Marf 
für 100 Kilogramm. 


2. In Nr. 5 treten an Stelle der Pofitionen b bis e folgende Be- 
ftimmungen : 


b) Ultramarin . BR a ae re u ae ee Naxt 
c) Wachholderöl, Rosmarindl ET BGE EN: ı Sr 
d) ZündHölzer und Zündferiden . » 2 2 222.10 „ 
e) Dralfäure und oraliaures Kali; gelbes, weißes und rothes 

blauſaures Kaiii. 8 
f) Oelfirnißß. 6 
g) Aetzkali, Aetznatron . . 4 „ 


h) Maun, Bargtweiß, Buchdruckerſchwärze, Shlortalt, Farb: 
holzertratte, Gelatine, Kitte, Leim, Ruß, Schuhwichſe, 
Siegellad, Tinte und Tintenpulver, Wagenichmiere, 
Zündiwaaren mit Ausnahme der rin und ie 
kerzchen . . £ s ne 

für 100 Kilogramm. 


Die Beitimmungen der biöherigen Pofitionen f bis i treten unter 


i biö m. 

ALS neue Nummern find einzuftellen: 
n) Strontianpräparate . > “ren nen 2 Mar 
o) Kreide, geichlemmte — — a a re a Mi 


für 100 Kilogramm. 


3. In Nr. 6 e 3 y find die Worte „Uhrfournituren und Uhrwerke aus 
unedlen Metallen” zu erjegen durch die Worte „Uhrwerfe zu anderen 
als Thurm: und Tafchenuhren, fowie Uhrfournituren aus uneblen 
Metallen”. 


4. Die Nr. 7 erhält folgende Faſſung: 
7. Erden, Erze, edle Metalle, Asbeſt und Asbeſtwaaren: 
a) Erden und rohe mineraliihe Stoffe, auch gebrannt, geichlemmt 
oder gemahlen, im gleichen Erze, auch aufbereitete, ſoweit dieſe 
Gegenstände nicht mit einem Zollfage namentlich betroffen find; 
eble Metalle, gemünzt, in Barren oder Bruch, Aöbeftfiber, auch 


gereinigt; Asbeftkitt und Asbeſtanſtrichmaſſe REP‘ frei. 
b) Pappe und Papier aus Asbeſt in es Rollen oder Platten: 

2 ungeformt . . ' . . 10 Marf 
geformt, auch durchlocht F .. 24, 


c) — Schnüre, Stränge, Stricke und Seile aus 
Asbeſt, auch in Verbindung mit anderen Spinn— 


materialien. 24 
d) Asbeſtgewebe, auch in Verbindung mit anderen 
Spinnmaterialien . . Er 


e) Aöbeitwaaren, anderweit nicht genannt, auch in 
Verbindung mit anderen Materialien, ſoweit fie 
dadurch nicht unter Nr. 20 fallen . . 2 ..60 „ 
für 100 Silogramm. 
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5. Die Nr. 9 erhält gie deſſung: 
a) Weizen . . ... 3 Mark 
J et ne 
BI DaREE ae ee as 
y) Buchweizeeeennnn.. ae an 
8) Hülfenfrühte. . . RT er: We 
e) andere nicht befonders genannte Getreidearten ei 
ec) Gerite . . Liu y 
d) a) Raps, NRübſaat, Mohn, Sefam, Erdnüffe und anber: 
weit nicht genannte DOelfrüdte . 5: 
P) Leinſaat, Baummollenfamen, Rigimusfamen, Balnterne 
und Roprah . . . 2. IE —* frei 
e) Mais und igriiher Dari » > 2 2 2 2 2... 1 Mart 
f) Mal . . De — 
g) Anis, Koriander, Fenchel und Kümmel . Ba mr Da; ea het 
h) Weinbeeren, Frifche ; Be al an a ERS © 
i) Cichorien, Rüben, getrodnet (gedarrt) a ar 
für 109 Kilogramm. 
k) Erzeugniffe des Landbaues, anderweit nicht genannt . . frei. 
6. Der Eingangszoll für zugerichtete — — Nr. Al wird erhöht 
von 300 Markt auf . . ; - 900 Mark 


für 100 Kilogramm. 


7. In Nr. 12 erhält die Pofition a folgende Fallung : 
a) Häute und Felle, rohe (grüne, DOMENE, — aha zur Leber: 


bereitung, auch enthaart . . frei. 
8. In Nr. 13 treten an Stelle der Bofitionen a Kb c folgeibe Beitimms 
ungen: 


a) Brennholz, Schleifholz, Holz zur Gellulojefabrifation, nicht über 1 Meter 
lang und nicht über 18 Gentimeter am ſchwächeren Ende ſtark; Reifig, 
auch Beſen von Reiſig; Holztohlen; Korkholz, auh in Platten und 
Scheiben; Lohkuchen (auögelaugte Lohe als Brennmaterial); vegetabilifche 
und animaliihe Schnitftoffe, nicht bejonders genannt . . frei. 

ec) Baus und Nutzholz: 

1. roh oder lediglih in der Querrihtung mit der Art oder Säge 
bearbeitet oder bewaldrechtet, mit oder ohne Rinde; eichene Faß— 


dauben 
100 Rllogramm =: 2 6MNuart 
oder 
RIES wor re ae ee 


Unmertung zu e I: 
Vorbehaltlich der im Falle eines Mißbrauchs örtlich anzuordnen- 
den Aufhebung oder Beihränkung 9, 

a) Bau⸗ und Nugholz für Bewohner und Induſtrien des Grenz> 
bezirts, mit re nd gefahren, jofern es diveft aus dem 
Walde fommt und nicht auf einen Berichiffungsplag oder 
Bahnhof geiahren wird . . rei. 

b) Baus und Nutzholz in Mengen von nicht "mehr als 50 Kilo» 
gramm, nicht mit der — —— Me ——— 
des Grenzbezirtd . . . . frei. 


2. in der Richtung der Längsachſe befchlagen ober auf anberem Mege 
als durch Bewaldrehtung vorgearbeitet oder zerkleinert; Faßdauben, 
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welche nicht unter 1 fallen; ungeichälte Korbweiden und Reifenftäbe ; 
Naben ; Felgen und Speichen 


100: Kilograeam.... 00 Mark 
oder 
1 Feltmeter . . . ee ee 


Anmerfun au. c 1 
Nupholz von Buchsbaum, Tann, "dot, EN Mahagoni 
100 Kilogramm . . . 0, Mark 
oder 
1 Feſtmeter. a Me 
3. in der Richtung der Längsachſe geſägt; nicht gehobelte Bretter; 
geſägte Kanthölzer und andere iR und re 


100 Kilogramm . . . i . . 1 Marf 
oder 
1 Feltmeterr . . . . Br se er Su 
N zuc 2 — 3: 
1. Ale Holz von Geben -. ». - 2: 2.2: 0 0 Od nm 
für 100 Kilogramm. 
2. Bruydre (Erika) Holz in gefchnittenen Stüden . . . frei. 


Hinter Nr. 13g wird folgende Anmerkung angefügt: 


Anmerkungen zu g: 
1. Hornjtäbe aus Büffel oder —— Thierhörnern, geebnete, 
glatte oder ſonſt zur IE bereits ARE IR 40 Mart 
2. geprehte Hornkfnöpie . . . r Eee NE 
für 100 Kilogramm. 


9. In Nr. 18 treten an Stelle der Pofitionen a, b und g folgende Be: 


ftimmungen: 

a) von Seide oder Floretſeide, ch in RN mit Metallfäden ; 
geitidte und Spitenfleider. . . i . ... 1,200 Mark 

b) von Halbieite . . . j 675 


g) künſtliche Blumen, fertige, "aus Webe⸗ oder Wirtwaaren 
allein oder in Verbindung mit anderen Stoffen; Be— 
ſtandtheile künſtlicher Blumen, d. i. einzelne Blätter, 
Stiele u. ſ. w., ohne Verbindung unter einander . . 90 „ 

für 100 Kilogramm. 
10. In Nr. 20 wird in Pofition a das Wort „Taſchenuhren“ geſtrichen 
und als — d folgende Beſtimmung eingefügt: 

d) — Werke und Gehäuſe zu ſolchen: 

.Taſchenuhren in goldenen Gehäufen . 0.3 Marl 
5 Taſchenuhren in filbernen Gehäufen, auch vergolbeten 

oder mit vergoldeten oder plattirten Nändern, Pan 

und Sinöpfen, Werfe ohne Gehäufe . . . . 150 


" 

3. Tajchenuhren in Gehäufen aus anderen Metallen . 

4. goldene Gehäufe ohne Wert . » 2 2 2 02. Lo „ 

5. andere Gehäufe ohne Wert . . 2 2 2 2000» 050 u 
für 1 Stüd. 


11. Die Nr. 22 erhält folgende Faflung: 

22. Leinengarn, Leinwand und andere Leinenwaaren, d. i. Garn und 
Webe- oder Wirkwaaren aus Flachs oder anderen vegetabilifchen 
Spinnftoffen mit Ausnahme von Baummolle: 

a) Garn, ungefärbt, unbebrudt, ungebleiht, aud dergleichen 
gezwirntes Garn aus Jute oder Manillahanf: 


Orr 


dom 15. Juli 1875. 


. bid Nr. 8 engliſch . 
über Nr. 8 bis Nr. 20 engliſch 
nn 20 u nm 
„ 35 engliid . 
Anmerkung zu a: 
Kotosfajern, zu Strängen zujammengedreht Kokos— 


arn), für Fabriken von Deden und äbnlicher — 
tünde, auf Erlaubnißſchein unter Kontrole . 
b) Garn, gefärbt, bedrudt, gebleicht, auch dergleichen 


1. 
2. 
3 


gezwirntes Garn aus Jute oder ke 


bis zu Nr. 20 engliih . . 
über Nr. 20 bi3 Nr. 35 engliſch 
„ 35 engliich 


c) accommodirtes Nähgarn; alle unter a, b und d 
nicht genannt . . ’ Em, ee 

d) accomodirter Nähzwirn A 

e) Seilerwaaren: 


1. 


2. 


Seile, Taue und Stride, auch gebleicht oder 
getheert 
alfer Art, mit Ausnahme ber unter L genannten 


f) Leinwand, Zwillic, Drillih, ungefärbt, unbedrudt, 
ungebleicht: 
1. bis 40 Fäden in der Stette und dem Schuß 


zulammen auf eine quadratifche Gewebefläche 
von 4 QDuadratcentimeter; Fußdecken aus 
Manillahanf:, Kokos-, Jute- und ähnlichen 
Faſern, ungefärbt 


. mit 41 bis 80 Fäden in ber Kette und dem 


Schuß zuſammen auf eine quabratiiche Ge— 
webejlähe von 4 Quadratcentimeter; Fuß— 
deden aus Manillahanf:, Kokos-, Jute- und 
ähnlichen Faſern, gefärbt 


. mit 81 bis 120 Fäden in der Ketie und dem 


Schuß zuſammen auf eine quadratiſche Gewebe— 
fläche von 4 Quadratcentimeter 


. mit mehr als 120 Fäden in ber Sette und 


den Schuß zuſammen auf eine auadratiiche Ge: 
weberlähe von 4 Quadratcentineter 


g) Leinwand, Zwillih, Drillid), gefärbt, bedrudt, ges 
bleicht, auch aus gefärbtem, bedrudtem, gebleichtem 
Garn gewebt: 


1. 


bis 120 Fäden in der Kette und dem Schuß 
zuſammen auf eine quadratiſche Gewebefläche 
von 4 Quadratcentimeter 


mit mehr als 120 Fäden in der. Kette unb 


dem Schuß zuſammen auf eine quadratiiche 
Sewebeflähe von 4 QDuabdratcentimeter 


. Damait aller Art. . . RER 


ers Lihte, Ye f und .: 
Verarbeitetes Tiſch⸗ Bett- und Handtücherzeug 


aus leinenen, nicht unter g 2 und 3 — — 
ſowie dergleichen Kittel . : Aare ; 


10 
24 


12 


24 


36 


60 


60 


. 120 


150 


60 
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h) Bänder, Borten, Franien, Gaze, gemwebte Kanten, 
Schnüre, Strumpfwaaren; Geipinnfte und anbere 


Waaren in Berbindung mit Metallfäden . . . . 100 Mart 
i) Stickereienn. 41 A , 
k) Zwirnſpitzen . . . 000 


für 100 Kilogramm. 
12. Für Lichte, Nr. 23, wird der Eingangszoll erhöht von 15 auf 18 Mark 
für 100 Kilogramm. 
13. In Nr. 24 kommen die Beſtimmungen unter b: 
geitochene Metallplatten, geichnittene Holzſtöcke, ſowie lithographiſche 
Steine mit Zeihnungen, Stichen oder Schrift, alle * Gegenſtände 


zum Gebrauch für den Drud auf Papier. . . frei. 
in Wegfall; die Beitimmungen unter c treten unter b. 
14. Zu Nr. 25: 


a) Für Branntwein aller Art, auch Arrak, Rum, Franzbranntwein und 
veriegte Branntiveine in Fäflern und Flaſchen, — b, wird der 
Eingangszoll erhöht von 48 Mark uf . . . +80 Marf 

für 100 Rilogramm. 

b) Die Pofition e 2 erhält folgende Faſſung: 

2. in Flaſchen eingehend: 
x) Schaumweine - 2 2 nn nn nen. BO Marf 
B) andere . . .» 66 
für 100 Kilogramm. 

c) Die Poſition g wird abgeändert wie folgt: 

g) 1. Fleiſch, ausgeſchlachtetes, friſches und — Fleiſch⸗ 
extrakt und Tafelbouillon . .. . 20 Mark 
für 100 Kilogramm. 


Anmerkung zu 831: 


Einzelne Stüde ausgeſchlachteten, friſchen und zubereiteten 
Fleiſches in Mengen von nicht mehr als 2 Kilogramm, nicht mit 
der Poit eingehend, für Bewohner des Grenzbezirks, vorbehaltlich 
der im Falle eines Mißbrauchs örtlich — Aufhebung 


[2 


oder Beſchränkung diefer Begünftigung . . - . + frei. 
2. Filche: 
a) friſche .. frei. 


8) geſalzene (mit Ausnahme der Heringe), in Fäſſern 
eingehend; getrocknete, geräucherte, geröſtete, blos ab- 


gekochte (abgejottene) . . . +... 3 Marl 
y) mit Eſſig, Del oder Gewürzen subereitek, 
in Fäſſern eingehend. . iR. 


&) zubereitete, andere; Fiſche aller Art, in 
hermetiich verfchloffenen Gefäßen eingehend 600 „ 
für 100 Kilogramm. 
3. Geflügel, Wild aller Urt, nicht lebend . . » » 2.30 
für 10V Kilogramm. 
d) Die Anmerkung zu i ift folgendermaßen zu faffen: 
Unmertung 
Gewürze zur Se eng ätherifcher Dele, jowie Muskatnüſſe zur Dar 


ftellung von BERNIE er nucistae — * ar unter 
Kontrole . frei. 
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e) Für Honig, Pofition I, wird ber SEE nn bon 
3 Mark auf . . . 20 Mart 
für 100 Kilogramm. 
f) An Stelle der Pofition m 3 tritt folgende Beltimmung : 
3. Kakao in Bohnen: 
A a era a a r 
B) gebrannter . . . Re ES Er a a | 
für 100 Kilogramm. 
g) Für Kaviar und Kaviarjurrogate, Pofition n, wird der Ein- 
gangszoll erhöht von 100 Mark uf . . . 
für 100 $ilogramm. 
h) In der Poſition J fallen unter Nr. 1 die Worte „Kakao— 
maffe, gemahlener Kakao, Chofolade und Chofoladejurrogate‘, 
fowie ‚„zubereitete Fiſche“ fort; unter neuer Nummer wird 
folgende Beftimmung hinzugefügt: 
3. Kakaomaſſe, gemahlener Kakao, ———— und ne 
ſurrogate — 80 „ 
für 100 Kilogramm. 
i) Die Pofition q 1 erhält folgende Faſſung: 
x) Kraftmehl, Puder, Stärke, Stärfegummi, Kleber, 
Arrowroot, Sago und Sapofurrogate, — . 9 
B) Nudeln, Macaroni . . . «> 10° 5 
für 100 Kilogramm. 
) Für Mühlenfabritate aus Getreide und Hülfenfrüchten, nämlich: 
geihrotene oder geichälte Körner, Graupe, Gried, Grüge, 
Mehl, gewöhnlices Backwerk (Bäderwaare), Pofition q 2 
wird der Gingangszoll erhöht von 3 Marf auf . . . Pre 
für 100 Kilogramm. 
1) Die Pofition r erhält folgende Faſſung: 
r) 1. Muſcheln oder Schaalthiere au der See, mit Aus: 
nahme der unter r 2 genannten . . . . . 24 
2. Auſtern, Hummern und Schildkröten .50 „ 
für 100 Kilogramm brutto. 
m) Für Reid, zur Stärfefabrifation, Anmerkung zu Pofition s, 
wird der Eingangszoll erhöht von 1,» Mat uf . ». . 3 u 
für 100 Kilogramm. 
n) Der Polition w ‚‚Thee‘ ift folgende Anmerkung hinzuzufügen: 
„Thee zur —— — denaturirt unter —————— auf 
Erlaubnißichein . ; frei 
15. Die Nr. 26 erhält — RN 
26. Del, anderweit nicht genannt, und Fette: 


a) Del aller Art in Flafchen und Krügen . . . 20 Marf 
b) Speifeöle, als: Dlivens, Mohnz, Seſam-, Erdnuß⸗ Bud 
edern:, Sonnenblumenöl in Fäffern de En 
e) Leindi, Baumwollenſamenöl in Fäſſern, Oelſäure ee er 
d) Dliven- und Ricinusöl in Fäflern, amd denaturirt 2 „ 
e) Palm: und Kofosnußöl . - a rt a 
. : 9 " 


f) anderes Del in Fäſſern 
für 100 Kilogramm. 
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g) Nüditände, feite, von der Fabrikation fetter Dele, auch 


gemahlen 


h) Schmalz von S Schweinen und Gänſen, ſowie andere ſchmalz 


artige Fette, als: Oleomargarin, Sparfett (Gemiſch von 


talgartigen Fetten mit Del), Rindsmark (beef marrow) .10 Mark 


Anmerkung zuh: 
Schmalz und ſchmalzartige Fette für Seifen- oder EN 


auf Erlaubnifichein unter Ktontrole . . 2 
i) Stearinfäure, Palmitinfäure, Paraffin, Wallrath unb 

ähnliche Kerzenftoffe, anderweit nicht genannt . . . 10 
k) Fiſchſpeck, Filhthran . . Dt 


l) Talg von Rindern und Schafen, Knochenfeit und 


ſonſtiges Thierfett, anderweit nicht genannt . . 2 


m) Bienenwachs, einſchließlich ſonſtigen Juſeltenwachfes 


Pflanzenwachs (aus — Palmblättern ꝛc.); Gr: 
wachs, gereinigt . . » . Een 
für 100 Kilogramm. 


16. Die Nr. 29 erhält folgende Faſſung: 


17. In Nr. 30 treten an Stelle der Pofitionen d, e und f folgende Be 
ftimmungen: 

d) Zwirn aus Rohſeide (Nähſeide, Knopflochſeide * gefärbt 

und ungefärbt . . 200 Marf 

e) 1. Waaren aus Seide oder Sloretfeide, auch in Verbind⸗ 


a) Petroleum (Erdöl) und andere Mineralöle, anderweit 


nicht genannt, roh und BR —— mine⸗ 
raliſche Schmieröle . . . j een 


b) mineraliihe Schmieröle. . . : 2» > 2200. . 10 


für 100 Kilogramm. 
Anmertungen: 


1. Der Bundesrath iſt befugt, Mineralöl, welches für andere gewerbliche 
wede, als die Schmierdl- oder Seuchtölfabrifation bejtimmt iſt, unter 


der Verwendung vom Eingangszoll freizulajien. 


2. Der Bundesrath ijt befugt, die Verzollung von Petroleum nad) der 
Stüd pebl der Gebinde (Barrels) unter Vorjchrift eines Zolljages, welcher 
arimalgewicht der handelsüblichen Gebinde entipricht, zuzulafien. 

3. Der Bundesrath ijt befugt, Mineralöl, welches für die Reinigung, 
Raffınirung oder Deitillirung in inländifchen Betriebsanftalten beſtimmt 
ift, unter Kontrole mit der Maßgabe vom Eingangszoll freizulafien, 
daß von den daraus gewonnenen Produkten: Benzin, Ligroin und 
Retroleumäther, jomweit diejelben nicht zu Schmier- oder — 
au 
Erlaubnißicheine zollfrei bleiben, die übrigen aber wie ausländijche zu 


dem 


zweden Verwendung finden, unter Kontrole der Berwendun 


behandeln find. 


ung mit Metallfäden; Waaren aus Seide, gemischt 
mit anderen Spinnmaterialien und zugleih in Ber: 


bindung mit Metallfäden . >» > 2 2 4800 
2. Spigen, Blonden und Stidereien, ganz oder theils 

weile aus Seide . . . 600 
3. Gaze, Créêpe und Bor gang ober dheineie aus 

Seide . . } Pe 1000 


für 100 Kilogramm. 


Anmerlung zuel: 
Tülle, roh oder gefärbt, ungemuftert » » >» 2 2... 250 


" 
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f) alfe nicht unter e begriffenen Waaren aus Seide oder 

Sloretjeide in Verbindung mit Baumwolle, Leinen, Wolle 

oder anderen animalifchen oder vegetbilihen Spinn: 

itoffen . . ee . . . 450 Mark 

für 100 Kilogramm. 

Anmerlungen: 

1. Ganz grobe Gewebe aus rohem Bejpinnjte von Seidenabfällen, welche das 
Anjehen von grauer Padleinwand haben und zu Preßtüchern, Buglappen 
verwendet werden, auch in Verbindung mit anderen Gpinnmaterialien 
oder einzelnen gefärbten Fäden . -» . . .. 10 Mark 

2. Seide, welche in Sarnen aus anderen Spinnmaterialien verſponnen iſt, 
ohne die Umhüllung des Fadens zu bilden oder zuſammenhängend durch 
die ganze Länge des Gewebefadens ſich zu ziehen, bleibt bei Geweben aus 
ſolchen Garnen außer Betracht. 

18. Die Nr. 33 erhält folgende Faſſung: 
33. Steine und Steinwaaren: 
a) Steine, roh oder blos behauen, auch gemahlen . . . frei. 
Anmerkung zu a: 

Zu den rohen oder blos behauenen Steinen gehören auch ſolche Blöde, 
welche an nicht mehr als drei Seitenflächen eine Bearbeitung mit der 
Säge zeigen. 

b) Mühlſteine, auch mit eiſernen Reifen; Flintenſteine, ge— 

hauen oder geſchnitten; Schleif- und Wetzſteine aller Art O,as Mark 
ce) roher Tafelſchiefer . . 0,50 „ 
d) gefägte Blöcke; grobe Steinmegarbeiten. . B. Fenfter- 

bänte, Sefimötheile, Plinthen) von jchlichter, nicht ver: 

zierter Arbeit, mit Ausnahme der groben Steinmeß: 

arbeiten aus Alabaſter oder Marmor, zu welchem der 

jogenannte belgiihe Granit — Eccossines — petit 

granit — nicht gebött . 2 > 2 2 2 nn. 1, 

Anmerkung zu d: 
Geſägte Blöde und grobe —— jenen ie 
unter d jallen, jeewärts eingehend . . . j frei. 
e) Dachſchiefer und rohe Scieferplatten -. » » 2... 1,0 Marf 
für 100 Kilogramm. 
Anmerkung zu e: 
Dachſchiefer und rohe EN Bann ee 
für 100 Kiilogranım . 2 2... . On 
f) geichnittene oder geipaltene Platten * Steinen aller 
Art, ungeichliffen; Steinmegarbeiten, ſoweit fie nicht 
unter d begriffen find, ungeihliften . » 2 2 2 2.0 „ 
Anmerkung zu eundtk: 

Platten von mehr als 16 Centimeter Stärke ſind als 
Blöcke zu behandeln. 

g) Edeliteine, auch nacgeahmte, und Korallen, bearbeitet; 

Perlen; alle dieie Waaren ohne Faſſung; bearbeitete Halb: 

edeliteine und Waaren daraus, Toweit fie nicht unter 

Nr. 20 fallen. . . . 60 ,„ 

h) andere Waaren aus Steinen mit Ausnahme der Statuen 

und der Waaren aus Gdelfteinen und Lava: 

1. außer Verbindung mit anderen Materialien oder nur 
in Verbindung mit Holz oder Gilen ohne Politur 
und Yad: 
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&) aus Mlabafter, Marmor, Granit, Syenit, Porphyr 
oder ähnlichen harten Steinen. . . . . 15 Mart 
P) aus anderen Steinen; auch Schiefertafeln in 
polirten oder ladirten Holzrahmen . . 6 „ 
2. in Verbindung mit anderen Materialien, ſoweit fe 
nicht unter Nr. 20 falın . . 2 2 2. ; 24 


[23 


für 100 Kilogramm. 
19. In Nr. 35 werden die Pofitionen a und c dur folgende Beftimmungen 
erießt: 
a) grobe: 
1. Matten und Fußdeden aus Baft, Stroh, Schilf, 
Grad, Wurzeln, Binfen und dergleichen, ordinäre, ges 
färbt und ungefärbt , . 3 Marf 
2. andere orbinäre MWaaren aus Schilf, Gras, Wurzeln, 
Binfen und dergleihen; Körbe, ungefütterte, Flafchen: 
umbüllungen und Schuhe aus Bait, Stroh ober 
Palmblatt, ordinäre; Baſt- und Strohjeile; Stroh: 
fige; alle dieſe ungefärbt 2 10 
c) feine, ſowie alle nicht unter a, b und d begriffene 
Waaren aus Baſt, Stroh, Schilf ꝛc., auch in Verbind— 
ung mit anderen Materialien, ſoweit ſie dadurch nicht 
unter Nr 20 en ee 24 
für 100 Kilogramm. 
20. In Nr 37 find in Poſition a die Worte „friſche Fiſche“ zu ſtreichen. 
21. In Nr. 38 treten an Stelle der Pofitionen a und b folgende Be 
ftimmungen: 
a) gewöhnlihe Mauerfteine; gebrannte grobe Pflafterfteine (Klinker); 


gewöhnliche ae 7 sale a und ————— 
unglafitt . . . frei. 


b) feuerfefte Steine. . -» . . .» u. + O0 Mar 
e) Falze Dachziegel, glafirte Dachziegel und Mauerfteine: 
Thonfliefen; arditeftoniiche Verzierungen, auch aus Terra— 
cotta; glafirte Nöhren; Platten, Krüge, Krüge und andere 
Gefäße aus gemeinem Steinzeuge; gemeine Ofenkacheln; 
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irdene Pfeifen; glafirtes Töpfergeihitt -. . » 2»... 1 u 
d) Schmelztiegel; Muffeln, Kapjeln, Netorten, fenerfefte 
Nöhren und Platten. 2 


" 


für 100 Stilogramm. 


Die Beitimmungen der bisherigen Pofitionen e und d treten unter e und f. 
22. Die Nr. 39 erhält folgende Faſſung: 


a) : Verde . . . ..1 6tüd 20 Marl 
. Maulejel, Maulthiere und Eſel er Var 10 , 
Anmerkung ua 1 und 2: 
Füllen, welche der Mutter folgen... frei. 
b) Stiere und Kühe. - » 2 2 1 8EStück 9 Mart 
ec) Ohfen . . . . De a a er an Fe ie 2: 


—— au ce: 

Für Bewohner des Grenzbezirks dürfen unter den vom Bundesrath 
vorzujchreibenden bejonderen Kontrolen Zugocjen von 2!/, bi 5 Jahren zu 
dem Zolljage von 20 Mark für) Stüd eingelaffen werden, fofern fie zum 
eigenen Wirthichaftöbetriebe nachweislich nothivendig find. 


sach 
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d) Jungvieh im Alter bis zu 2’/, Jahren . 1 Stüd 6 Mark 
e) Kälber unter 6 MWocen . ee ae en 53 
f) Schweine . . Dr. 2 6 „ 
g) Spanferfel unter 10 Kilogramm I > 1... 
h) Scafpieh I 1 „ 
i) Lämmer . ee ee a er Si O,50 
k) Biegen . .» . . le a 


23. An Stelle der Nr. 41 c 2 des Tariis tritt — Beſtimmung: 

2. Hartes Kammgarn aus Glanzwolle über 20 Centimeter Länge, 
nicht gemiſcht mit anderen Spinnmaterialien; Genappes-, Mohair-, 
Alpakkagarn: 

«) einfach, ungefärbt oder gefärbt; dublirt ungefärbt 3 Mark!) 
P) dublirt gefärbt; dreis oder are —— un⸗ 
gefärbt oder gefärbt. . . . 24 
für 100 Kilogramm. 
Auf die Abfertigung de harten Kammgarna aus Glanzwolle 


über 20 Gentimeter Yänge findet 5 3 des Bolltarifgefeges vom 15. Juli 
1879 analoge Anwendung. 


Li 


83. 


Der im 8 1 des Geſetzes vom 20. Februar 1885, betreffend die vorläufige 
Einführung von Menderungen des Zolltarifs (Reichs-Geſetzbl. S. 15), vorgeſehene 
Nachweis für Einfuhren in Folge von Berträgen, weldhe vor dem 15. Januar 
d. 35. abgeichlofien worden find, fann durch alle in der deutſchen Zivilprozeß: 
ordnung zugelaflenen Beweismittel erbradt werben. 

Die Beitimmungen des Abjages 2 S 1 des erwähnten Gejeges finden auch 
auf folde Waaren Anwendung, welche über Häfen des Zollauslandes eingeführt 
werden, wenn der Nachweis erbradt wird, daß aus der Zeit vor dem 15. Ja: 
nuar d. J. Thatlachen vorliegen, aus welchen hervorgeht, daß die Waaren ſchon 
damals zur Ginfuhr in das Zollinland beitimmt waren. 

Wird der im Abjag 1 beziehungsweiſe 2 geforderte Nachweis erbradt, To 
find diejenigen Mehrbeträge zurüdzuerftatten, weldhe in Folge des bezeichneten 
Geſetzes vom 20. Februar 1885 erhoben worden find. 

Die betreffenden Ansprüche find innerhalb vier Wochen nad dem Inkraft— 
treten des gegenwärtigen Geſetzes bei der Amtsftelle, an welcher die Waare zur 
Gingangdabfertigung angemeldet wird, geltend zu machen. 

84. 
Dieſes Geſetz tritt für die Tarifpoſitionen des 8 2 in Kraft: 
a) Nr. 11a Anmerkung (Kokosfaſern 2c.), 
14a (Branntwein 2c.), 
141 x und 3 (Straftmehl 2c., Nudeln 2c.), 
lofort ; 
b) bezüglich der in Nr. 5 d & enthaltenen Artikel mit Ausnahme von 
Napa und Nübjaat, 
der Nr. 8 1 (Ban: und Nutzholz 2c.) 
ferner bezüglich des in Nr. 23 enthaltenen Artikels hartes Stanın- 
garn x. 
am 1. Oftober 1885; 


2 
E 
— 7 
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c) bezüglich der Nr. 5 i (Cichorien 2c.) 
am 1. Januar 1886; 
d) bezüglich fämmtlicher übrigen, im Tarif aufgeführten Gegenftände, 
einichließlih Naps und Nübjaat, 
am 1. Juli 1885. 

In Betreff derjenigen Poſitionen des Zolltarifs, weldhe auf Grund des $ 1 
des Geieges, betreffend die vorläufige Einführung von Menderungen des Zoll: 
tarifs, vom 20. Februar 1885 (Reichs-Geſetzbl. S. 15) durch Anordnung des 
Reichskanzlers bereit3 in vorläufige Hebung gelegt find, bleibt diefe Anordnung 
bis zum 1. Juli d. J. in Kraft. 

Für denjenigen in Spanien oder einem der vertraggmäßig meiftbegünftigten 
Staaten nachweislich produzirten Noggen, welder auf Grund von nachweislich 
vor dem 12. Mai 1885 abgejchlofienen Verträgen eingeführt wird, kommt der 
Zolliaß von 1 Mark für 100 Kilogramm zur Anwendung, fofern die Einfuhr 
der Waare bis zum 1. Auguft 1885 erfolgt. 

Dezüglich der Führung des Nachweiles über den Vertragsabſchluß, jowie 
bezüglich der Einfuhr ſolchen Roggens über Häfen des Zollauslandes, finden bie 
Beitimmungen des 8 3 dieſes Gejeges analoge Anwendung. 

8 5. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den Tert des Zolltarifgejeges vom 
15. Juli 1879, wie er ſich aus den Menderungen ergiebt, welche in dieſem Gejete 
und den Gejegen vom 6. Juni 1880 (Reich3:Gejegbl. S. 120), 19. Juni 1881 
(Reich3:Gejegbl. S. 119), 21. Juni 1881 (Reichs-Geſetzbl. S. 121) und 23. Juni 
1882 (Reichs-Geſetzbl. S. 59) feſtgeſtellt find, durc das Reichs-Geſetzblatt befannt 
zu maden. 

Urfundlih unter Unſerer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Staiferlichen Iniiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Mai 1885. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürft von Bismard. 


Befanntmahung, betreffend die Redaktion des Zolltarifgejetes. 
Vom 24. Mai 1885. 


Auf Grund des $ 5 des Gefeges vom 22. Mai 1885, betreffend die Ab: 
änderung des Bolltarifgeieges vom 15. Juli 1879, wird der Tert des Bolltarif: 
gejeges nachitehend befannt gemadt. 


Berlin, den 24. Mai 1885. 
Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 
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Balltarifgefek. 


81. 

Bei der Einfuhr von Waaren werden Zölle nad) Maßgabe des nachſtehenden 
Zolltarifs erhoben. Derjelbe tritt an die Stelle des Zolltarifs vom 15. Juli 1879 
und der denjelben abändernden Gejege vom 6. Juni 1880 (Reichs-Geſetzbl. S. 120), 
vom 19. Juni 1881 (Reichs-Geſetzbl. S. 119), vom 21. Juni 1881 (Reichs: 
Geſetzbl. ©. 121), vom 23. Juni 1882 (Neich3-Gefegbl. S. 59), und vom 
13. Mai 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 49). Diejes Geſetz, welches für die Ans 
merfung zur Zarifpojition 22a (Stofosfajern ꝛc.), ſowie für die Tarifpofitionen 
25b (Branntwein aller Urt 2c.), 25q 1x (Straftmehl, Puder 2c.), und 25q 14 
(Nudeln, Maccaroni) am 29. Mai 1885 Wirkſamkeit erlangt, tritt im Uebrigen 
in Kraft: 

1. am 1. Oftober 1885 bezüglich der in Tarifpofition 9dx enthaltenen 

Artikel mit Ausnahme von Raps und Rübſaat, der Tarifpofition 1301 
(Baus und Nugholz 2c.) und des in Tarifpofition 41c 2 enthaltenen 
Artikeld hartes Kammgarn zc.; 

2. am 1. Januar 1886 bezüglich der Tarifpofition 9i (Zichorien 2c.); 

3. am 1. Juli 1885 bezüglich jämmtlicher übrigen im Tarif aufgeführten 

Gegenjtände einjchließlih Raps und Rübſaat. 


g 2. 


Die Gewichtözölle werden von dem Bruttogewicht erhoben: 
a) wenn der Tarif died ausdrücklich vorschreibt, 
b) bei Waaren, für welche der Zoll 6 Mark von 100 Kilogramm nicht 
überfteigt. 
Im Uebrigen wird den Gewichtszöllen das Nettogewicht zu Grunde gelegt. 
Bei der Crmittelung des Nettogewichts von Flüffigfeiten wird das Gewicht 
der unmittelbaren Umſchließungen (Fäſſer, Flaſchen, Kruken und dergleichen) nicht 
in Abzug gebradt. Hinfichtlid) des Syrups bewendet eö bei den beitehenden 
Beitimmungen. 
Für die übrigen Waarengattungen beftimmt der Bundesrath die Prozentjäge 
des Bruttogewichts, nad welden das Nettogewicht berechnet werben kann. 


8 3. 


Der Bundesrath ift ermächtigt, vorzujchreiben, daß die Abfertigung der unter 
die Tarifpofitionen 2e und 22a, b, f, gi, g2 und die Anmerkung zu fund g 
fallenden Waaren nur bei beitimmten Bollitellen ftattfinden darf, ſofern die Be— 
theiligten nicht zur Erlegung des höchſten Zollfages der betreffenden Tarifpofitionen 
bereit find. 

Auf die Abfertigung des harten Kammgarnıs aus Glanzwolle über 20 Centi— 
meter Länge (Tarifpofition 4102) findet dieſe Beitimmung analoge Anwendung. 


SA. 
Bon der Verzollung befreit find: 
a) die mit der Poft aus dem Auslande eingehenden Waarenjendungen 
von 250 Gramm Bruttogewicht und weniger, 
b) alfe der Gewichtöverzollung unterliegende Waare in Mengen unter 
50 Gramım. 
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Zollbeträge von weniger als fünf Pfennigen werden überhaupt nicht, höhere 
Zollbeträge aber nur joweit fie durch 5 theilbar find, unter Weglaffung der über: 
ſchießenden Pfennige erhoben. 

Der Bundesrath iſt befugt, in allen zuvorgedachten Beziehungen im Falle 
des Mißbrauchs örtliche Beſchränkungen anzuordnen. 


8 5. 


Die folgenden Gegenſtände bleiben vom Eingangszoll frei, wenn die dabei 

bezeichneten Vorausſetzungen zutreffen: 

1. Erzeugniſſe des Ackerbaues und der Viehzucht von denjenigen außerhalb 
der Zollgrenze gelegenen Grundſtücken, welche von innerhalb der Zoll— 
grenze befindlichen Wohn- und Wirthſchaftsgebäuden aus bewirthſchaftet 
werden; ferner Erzeugniſſe der Waldwirthſchaft, wenn die außerhalb 
der Zollgrenze gelegenen Grundſtücke mindeſtens ſeit dem 15. Juli 1879 
ein Zubehör des inländiſchen Grundſtücks bilden. 

2. Kleidungsſtücke und Wäſche, gebrauchte, welche nicht zum Verkauf ein— 
gehen; gebrauchte Hausgeräthe und Effekten gebrauchte Fabrikgeräth— 
ihaften und gebrauchtes Handwerkszeug vot Anziehenden zur eigenen 
Benutzung; auch auf beiondere Erlaubniß neue Kleidungsſtücke, Wäſche 
und Effekten, infofern fie Ausftattungsgegenftände von Ausländern find, 
welche fih aus Beranlaffung ihrer Verheiratung im Lande nieberlafien. 

3. Gebrauchte Haudgeräthe und Effekten, welche erweislid als Erbſchafts— 
gut eingehen, auf bejondere Erlaubniß. 

4. Neifegeräth, Kleidungsſtücke, Wäſche und dergleichen, welches Reiſende, 
Fuhrleute und Schiffer zu ihrem Gebrauche, auch Handwerfäzeug, 
welches reifende Handwerker, jowie Geräthe und Inftrumente, melde 
reifende Künstler zur Ausübung ihres Berufs mit fi führen, ſowie 
andere Gegenjtände der bezeichneten Art, welche den genannten Berfonen 
vorausgehen oder nachfolgen; Verzehrungsgegenſtände zum Reife: 
verbraude. 

5. Wagen einfchließlih der Eifenbahnfahrzeuge, welche bei dem Eingange 
über die Grenze zum Perſonen- und MWaarentransporte dienen und nur 
aus dieſer Veranlaffung eingehen: auc leer zurüdfommende Eifenbahn= 
fahrzeuge inländifcher Eifenbahnverwaltungen, ſowie die bereit3 in den 
Fahrdienit eingeftellten Gilenbahnfahrzeuge ausländiiher Eiſenbahn— 
verwaltungen. 

Wagen der Neilenden auf beiondere Erlaubniß auch in dem Falle, 
wenn fie zur Zeit der Einfuhr nicht als Transportmittel ihrer Beſitzer 
dienten, sofern fie nur erweislich Schon feither im Gebrauche derjelben 
fih befunden haben und zu deren weiterem Gebrauche beitimmt find. 

Pferde und andere Thiere, wenn aus ihrem Gebrauche beim Cingange 
überzeugend hervorgeht, daß fie als Zug- oder Laitthiere zur Beſpann— 
ung eines Reiſe- oder Frachtwagens gehören, zum Waarentragen oder 
zur Beförderung don Reiſenden Dienen. 

6. Fäſſer, Säde u. ſ. w., leere, welde entweder zum Behufe des Einkaufs 
von Del, Getreide und dergleichen vom Auslande mit der Beitimmung 
des Wiederausganges eingebracht werden, oder welche, nachdem Del u. |. w. 
darin ausgeführt worden, aus dem Auslande zurüdtommen, in beiden 
Fällen unter Feithaltung der Jdentität und, nad) Befinden, Sicherftellung 
der Eingangsabgabe. Bei gebrauchten leeren Süden, Füllern u. |. mw. 
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wird jedoh von einer Stontrole der Identität abgejehen, fobald Fein 
Zweifel dagegen befteht, daß diefelben ald Emballage für ausgeführtes 
Getreide u. ſ. tw. gedient haben, oder als jolche zur Ausfuhr von Ge: 
treide u. ſ. w. zu dienen beſtimmt find. 

7. Mufterfarten und Mufter in Abichnitten oder Proben, welche nur zum 
Gebrauche als ſolche geeignet find. 

8. Kunſtſachen, welche zu Kunftausitellungen oder für landeöherrliche oder 
jonitige öffentlihe Kunſt-Inſtitute und Sammlungen, aud andere 
Gegenſtände, welche für Bibliotheken und andere wilfenihaftlihe Samm: 
lungen öffentlicher Anftalten, imgleihen Naturalien, welche für wiffen- 
Ihaftlihe Sammlungen eingehen. 

9. Alterthümliche Gegenftände (Antiken, Antiquitäten), wenn ihre Be— 
ichaffenheit darüber feinen Zweifel läßt, daß ihr Werth hauptſächlich 
nur in ihrem Alter liegt, und fie fich zu feinem anderen Zwede und 
Gebrauche als zu Sammlungen eignen. 

10. Materialien, welche zum Bau, zur Reparatur oder zur Ausrüftung bon 
Seeihiffen verivendet werden, einjchließlih der gewöhnlichen Schiffs: 
utenfilien, unter den vom Bundesrath zu erlaflenden näheren Be— 
ftimmungen. 

Hinfichtlih der metallenen, für die bezeichneten Zwecke verwendeten 
Gegenſtände bewendet e3 bei den beitehenden Vorichriften. 


S 6. 

Waaren, welhe aus Staaten fommen, welche deutihe Schiffe oder Waaren 
deuticher Herkunft ungünitiger behandeln, als diejenigen anderer Staaten, können, 
ſoweit nicht Vertragsbeitimmungen entgegenstehen, mit einem Zufchlage bis zu 
50 Prozent des Betrages der tarifmäßigen Cingangsabgabe belegt werden. 

Die Erhebung eines ſolchen Zufchlages wird nad) erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrath duch Kaiſerliche Verordnung angeordnet. 

Dieje Anordnung ift dem Neichdtag ſofort, oder, wenn derjelbe nicht ver- 
fammelt ift, bei feinem nächlten Zufammentritte mitzutheilen. Dieſelbe ift außer 
Kraft zu fegen, wenn der Reichsſtag die Zuftimmung nicht ertheilt. 

87. 

1. Für die in Nr. 9 des Tarifs (Getreide 2c.) aufgeführten Waaren, wenn 
fie ausschließlich zum Abjage ind Zollausland beitimmt find, werden Tranfitlager 
ohne amtlihen Mitverichluß, in welchen die Behandlung und IUmpadung der 
gelagerten Waaren uneingeichränft und ohne Anmeldung und die Miſchung der: 
felben mit inländifcher Waare zuläflig ift, mit der Maßgabe bewilligt, daß bei 
der Ausfuhr dieier gemiichten Waare der in der Miſchung enthaltene Prozentiak 
von ausländischer Waare als die zollfreie Menge der Durchfuhr anzufehen it. 
Für MWaaren der bezeichneten Art, welche zum Ablage entweder in das Zollausland 
oder in das Zollinland beitimmt find, können ſolche Tranfitlager bewilligt werden. 

2, Ebenſo werden, beziehungsweile fönnen für dag in Nr. 13c des Tarifs 
aufgeführte Holz Tranfitlager ohne amtlichen Mitverihluß bewilligt werden. 
Dabei kann von der Umſchließung der zur Lagerung beitimmten Räume abgejehen 
werden, auch werden oder können die unter Kr. 130 1, 2 oder 3 fallenden Hölzer 
zeitweile aus dem Lager entnommen und, nachdem fie einer Behandlung unter: 
legen haben, durch welche fie unter Nr. c2, 3 oder als Hobelwaare oder als 
grobe, rohe, ungefärbte Böttcherwaare oder Fourniere unter d oder e fallen, in 
das Lager zurüdgeführt werden. 

36* 
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Für Abfälle, welche bei der Bearbeitung von Bau- und Nutzholz in den 
Tranfitlagern entitehen, tritt, wenn die Hölzer in dad Ausland ausgeführt werden, 
ein entiprechenber Nachlaß an dem zur Laft geichriebenen Zoll ein, welcher beträgt: 

a) für Säge und Schnittwaaren, vier- und mehrfeitig in der Längsadie 


geichnitten: 
&) in der ganzen Länge gleich ftarf und breit. . 33'/, Prozent, 
P) nicht gleich ftark oder breit. » 2 2 20 a 
b) für ungefäumte Bretter . > > 2 2 2 220 z 
c) für gejägte Fourniere . 50 e 
d) für Hobelarbeit, wodurd Waaren der safe e3 in 
ſolche der Klaſſe d veredelt werden . . . 218 a 
e) in allen übrigen Fällen. . 7! 


Für Bau: und Nutzholz, welches. auf Höhen eingeht und auf Begleit 
jchein I weiter geiendet wird, kann der Bundesrath eine Erleichterung in den 
allgemein vorgeichriebenen Abfertigungsformen anordnen. 

3. Den Inhabern von Mühlen wird für die Ausfuhr der von ihnen her: 
geitellten Miühlenfabrifate eine Erleichterung dahin gewährt, daß ihnen der 
Eingangszoll für eine der Ausfuhr entiprechende Menge des zur Mühle gebrachten 
ausländijchen Getreide nacgelaffen wird. Der Ausfuhr der Mühlenfabritate 
jteht die Niederlegung derſelben in eine Zollniederlage unter amtlihem Verſchluß 
gleih. Ueber das hierbei in Rechnung zu ftellende Ausbeuteverhältniß trifft der 
Bundesrath Beltimmung. Das zur Mühle zollamtlich abgefertigte ausländiſche, 
jowie auch jonftiges Getreide, welches in die der Steuerbehörde zur Lagerung des 
erftbezeichneten Getreide angemeldeten Räume eingebracht ift, darf in unverarbeitetem 
Buftande nur mit Genehmigung der Steuerbehörbe veräußert werden. Zuwider—⸗ 
handlungen hiergegen werden mit einer Geldftrafe bis zu eintaufend Mark geahndet. 

3a. Den Inhabern von Delmühlen wird für die Ausfuhr der von ihnen 
hergeltellten Delfabrifate eine Erleihterung dahin gewährt, daß ihnen der Eingangs: 
zoll für eine der Ausfuhr entiprechende Menge der zur Mühle gebrachten aus: 
(ändifhen unter Nr. 9d4 des Tarifs bezeichneten Oelfrüchte nachgelaſſen wird. 
Der Ausfuhr der Delfabrifate fteht die Niederlage derjelben in eine Zollniederlage 
unter amtlichem Verſchluß gleich. Ueber das hierbei in Rechnung zu ftellende 
Ausbeuteverhältniß trifft der Bundesrath Beitimmung. Die zur Mühle 30llamtlid 
abgefertigten ausländiichen, jowie auch fonftigen Oelfrüchte, welche in die ber 
Steuerbehörde zur Lagerung der eritbezeichneten Delfrüchte angemeldeten Räume 
eingebradjt find, bürfen in unverarbeitetem Zuftande nur mit Genehmigung der 
Steuerbehörde veräußert werden. Zumiderhandlungen hiergegen werden mit einer 
GSeldftrafe bis zu eintaufend Mark geahndet. 

4. Die näheren Anordnungen ($$ 108 und 109, 88 115 und 118 de 
Geſetzes vom 1. Juli 1869), insbefondere auch über die an die Lagerinhaber zu 
ftellenden Anforderungen trifft der Bundesrath. 


88. 

Derjenige Ertrag der Zölle und der Tabaditeuer, welcher die Summe von 
130,000,000 Mark in einem Jahre überfteigt, iſt den einzelnen Bundesſtaaten 
nah Maßgabe der Bevölkerung, mit welder fie zu den Matrikularbeiträgen 
herangezogen werden, zu überweijen. Dieje Ueberweifung erfolgt vorbehaltlich 
der definitiven Abrechnung zwiſchen der Reichskaſſe und den Einzelftaaten auf 
Grund der im Artikel 39 der Neichsverfaifung erwähnten Quartaldertrafte und 
beziehungsweife Jahresabichlüjje. 
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1. Abfälle: 

a) Abfälle von der Eifenfabrifation (Hammerſchlag, Eifenfeilipäne) und von 
Eijenbleh, verzinntem (Meißbleh) und verzinktem; von Glashütten, auch 
Scherben von Glas: und Thonwaaren; von ber Wachöbereitung; bon 
Seifenfiedereien die Unterlauge; von Gerbereien dad Leimleder, auch ab: 
genugte alte Lederftüde und fonftige zur Verwendung als Fabrikations— 
material geeignete Leberabfäle . . . frei. 

b) Blut von geſchlachtetem Vieh, flüſſiges und eingetrodnetes; Thierflechſen 
Treber; Branntweinſpülig; Spreu; Kleie; Malzkeime; Steinkohlenaſche; 
Dünger, thierifcher und andere Düngungsmittel, als: ausgelaugte Ajche, 
Kalkäſcher, Knochenſchaum oder Zuckererde und Thierfnochen jeder Art frei. 


Anmerfung zu b: 
An fih zollpflihtige Düngungsmittel, künitliche, und Düngefalz werben auf 


bejondere Erlaubniß, und legtered nur unter der Kontrole der Verwendung, zoll 

frei zugelafien. 
c) Lumpen aller Art; Papierfpäne; Mafulatur, beichriebene und bedrudte; 
alte Fiſchernetze, altes Tauwerk und alte Stride; gezupfte Charpie frei. 


Anmerkung: 
Abfälle, welche nicht beſonders genannt ſind, werden wie die Rohſtoffe, von 


welchen ſie herſtammen, behandelt. 
2. Baumwolle und Baumwollenwaaren: 
a) Baummolle, rohe, fardätichte, gefämmte, gefärbte. . . - . frei. 
b) Baummwollenwatte . . . . . Pro 100 Kilogramm 1 Mi 50 N) 


ce) Baummwollengarn, ungemischt ober gemijcht mit Zeinen, Seide, Wolle ober 
anderen vegetabiliichen oder animaliichen Spinnftoffer: 


1. 


eindrähtiges, roh 
a) bis zu Nr. 17 engliſch. -» » . pro 100 Kilogramm 12 M. 
P) über Nr. 17 bis Nr. 45 — > 18; 
7) " n 45 " " 60 # n " 24 ” 
ö) n " 60 „ 7 79 " . n " 30 " 
Et 0 75s6 engliſch u 36 „ 
. zweibrähtiges, roh 
a) bis zu Nr. 17 enaliih ». » » . pro 100 Stilogramm 15 M. 
A) über Nr. 17 bis Wr. 45 ia * * 211 
) 1 2 45 Z 2 60 1 1 7 27 " 
ö) [7 1 60 „ 7 19 2 . r „ 33 „ 
€) „un 75 engliſch .. Pr 39 „ 
. eine und zweidrähtiges, gebleicht oder "gefärbt 
a) bis zu Nr. 17 engliſch. . . . pro 100 Stilogranm 24 M. 
B) über Nr. 17 bis Nr. 45 engliid. „ ” 30‘. 
Y) 1 45 1— 1 60 1 — 1 1 36 1 
ö) 7 „ 60 „ „ 19 „ . 7 7 42 „ 
Ed) „ 75 engliſch. . .» 48 „ 
. dreis und mehrbrähtiges, einmal und wiederholt” gezwirnt, roh, 
gebleicht, gefärbt . . . .. pro 100 Silogramm 48 M. 
. zweibrähtiges, wiederholt gezwirntes, roh, gebleicht, gefärbt; 
auch akkommodirter, zum Einzelverkauf hergerichteter Baumwollenzwirn 
jeder At > 2 2 2 202 20.0. Pro 100 Kilogramm 70 M. 
. Dochte, ungewebte -. . 2... pro 100 Silogramm 24 M. 
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d) Waaren aus Baummolle allein oder in Verbindung mit Metalifäden, ohne 
Beimiſchung von Seide, Wolle oder anderen unter Nr. 41 genannten 
Thierhaaren : 

1. rohe (aus rohem Garn verfertigte) dichte Gewebe mit Ausſchluß ber 
aufgejchnittenen Sammete; Tüll, roh und ungemuftert 
pro 100 Kilogramm 80 M 
2. gebleihte, Dichte Gewebe, auch appretirt, mit Ausſchluß der aufge: 
fchnittenen Sammete . » » . .» pro 100 Stilogranım 100 «# 
3. alle nicht unter Pr. 1, 2 und 6 begriffene dichte Gewebe; rohe (aus 
rohem Garn verfertigte) undichte Gewebe mit Ausſchluß der Gardinen: 
ftoffe, foweit fie nicht unter Ziffer 1 fallen; Strumpfwaaren, Ro: 
jamentier- und Knopfmacherwaaren; auch Geipinnfte in Verbindung 
mit Metallfäden i . pro 100 Hilogramm 120 M. 
4. Gardinenftoffe, gebleicht unb appretirt pro 100 Silogramm 230 M. 
5. alle undichte Gewebe, wie Jaconet, Muflelin, Tüll, Marly, Gage, 
ſoweit fie nicht unter Nr. 1, 3 und 4 begriffen find 
pro 100 Kilogramm 200 M 





6. Spiten und alle Stidereien pro 100 Kilogramm 350 M 
Anmerlungen zu d: 
1. baummollene Fiichernege, neu . . pro 100 Kilogramm 3 Me 


2. ganz grobe Gewebe aus rohem Geſpinnſi von Baummwollenabiällen, in Stüden 
nicht über 50 Gentimeter lang und breit, welche u Anſehen von grauer 
Padleinwand haben und zu Preßtüchern, Puplappen u. j. mw. verwendet werden, 
auch in —— mit anderen ————— einzelnen gefärbten 


Fäden . . RE 20.0. pro 100 Kilogramm 10 Mk 
3. Schmirgeluh . . . . . pro 100 Kilogramm 6 M 

3. Blei, and) mit Spiehglanz, Zint aber Zinn legirt, und Waaren daraus: 
a) rohes Blei, Bruchblei; Blei-, Silber: und Goldglätte frei. 


b) gewalztes Blei: Buchdruderfcriften - . pro 100 Kilogramm 3 M 
c) grobe Bleiwaaren, auch in Verbindung mit Holz, Eiſen, Zink oder Zinn 
ohne Politur und Lad; Drabt -. - .» . pro 100 Stilogramm 6 M 
d) feine Bleiwaaren, auch Tadirte; imgleichen Bleimaaren in Verbindung 
mit anderen Materialien, joweit fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen 
pro 100 Stilogramm 24 M. 
4, Bürfjtenbinder: und Siebmaderwaaren: 
a) grobe: 
1. Bürften und Beſen aus Baft, Stroh, Schilf, Grad, Wurzeln, Binien 
und dergleichen, auch in Verbindung mit Holz oder Eiſen ohne Politur 


und Lad . . . . pro 100 Kilogramm 4 M 

2. andere, auch in Verbindung mit Holz oder Eiſen ohne Politur und 
Rad .. . pro 100 Kilogramm 8 M 

b) feine, auch in Verbindung mit anderen Materialien, ſoweit ſie dadurch 
nicht unter Nr. 20 fallen... pro 100 Kilogramm 24 M 


5. Droguerie-, Apotheker- und Farbewaaren: 

a) Aether aller Art, Chloroform, Collodium; ätheriſche Oele mit Ausnahme 
der nachſtehend unter ce und m begriffenen; Eſſenzen, Extrakte, Tinkturen 
und Wäſſer, alfohol- oder ätherhaltige, zum Gewerbe: und Medizinal: 
gebrauche; Firniffe aller Art mit Ausnahme von Delfirniß ; Malers, 
Waſch- und Paftellfarben; Tusche; Farben: und Tuichkaften ; Blei:, Roth: 
und Farbenſtifte; Zeichenkreide . . . . pro 100 Kilogramm 20 M 


ee 
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b) Ultramarin . . 0.0... Pro 100 Kilogramm 15 M. 
2 Wachholderöl, Rosmarindl Br a ee e 12 > 
d) Zündhölzer und Zündkerihen . . . — 10, 

e) Oralfäure und u Kali; N weißes und rothes blaufaures 
Kali 4 TREE “+... Pro 100 Kilogramm 8 M 
f) Oclfimiß . . . De — 6 


g) Aetzkali, Aetznatron en De a an re A — 
h) Alaun; Barytweiß; Buchdruckerſchwärze; Chlorkalk; Farbholzextrakte; 
Gelatine; Kitte; Leim; Ruß; Schuhwichſe; Siegellack; Tinte und Tinten— 
pulver; Wagenſchmiere; Zündwaaren mit Ausnahme der Zündhölzer und 
Zündkerzchen. bvpro 100 Kilogramm 3 M. 
i) Soda, kalzinirte; doppeltkohlenſaures Natron 
pro 100 Kilogramm 2 A 50 9 
k) Soda, rohe, natürliche oder fünftliche; Erpitalliiirte Soda; Pottafche 
pro 100 Kilogramm 1 M 50 
1) Waſſerglas . . - pro 100 Kilogramm 1 Mb. 
m) rohe Erzeugniife unb chemiſche Fabritate für den Gewerbe- oder Medi— 
zinalgebrauch, insbeſondere auch Droguerie-, Apotheker- und Farbewaaren, 
alle dieſe Gegenſtände, inſoweit fie nicht vorſtehend unter a bis 1, nach— 
ſtehend unter n oder o oder unter anderen Nummern des Tarifs begriffen 
find; Benzol und ähnliche leichte Theeröle; Terpentinöl; Harzöl; Thieröl; 
Mineralwasier, künftliches und natürliches, einschließlich der Flaſchen und 
Krüge; Mundlaf (Oblaten) ; —— Säfte; mn Meinhefe, 


trodene und teigartige » . . ; . frei. 
n) Strontianpräparate . > 2 2 nn pro "100 Kilogramm 2 Mb. 
o) Kreide, geihlemmte . » - 2» 2.2.2... pro 100 Stilogramm 30 5 


6. Eijen und Eijenwaaren: 
a, Roheiſen aller Art; Brucheilen und Abfälle aller Art von Eiſen, foweit 
nicht unter Nr. 1 genannt . . .... Pro 100 Kilogramm 1 MM. 
b) jchmiedbares Eiſen (Schweißeiien, Schweißitahl, Flußeiſen, Flußſtahl) in 
Stäben, mit Einſchluß des façonnirten; Radkranzeiſen; Pflugſchaaren— 
eiſen; Gd: und Winkeleiſen; Eiienbahnichienen ; Eiſenbahnlaſchen, Unter: 
lagsplatten und Schwellen . . . pro 100 Kilogramm 2 M. 50 


Anmerkung zu b: 
Luppeneiſen, noch Schladen enthaltend; Rohichienen; Ingots 
pro 100 Kilogramm 1 I 50 5 


c) Platten und Bleche aus — Eiſen: 


1. rohe . . . pro 100 Stilogramm 3 Mb 
2. polirte, gefirnißite, fadirte, vertunfert, verzinnte (Weißblech), verzinkte 
oder verbleite . . . : .. pro 100 Nilogramm 5 M. 


d) Draht, auch verfupfert, verzinnt, verzintt, verbleit, polirt, oder gefirnißt 
pro 100 Kilogramm 3 MM. 
Anmerkung zu b undd: 
Schmiedbares Eifen in Form von Stäben oder Walzdraht zur Krapendraht« 
fabrifation auf Erlaubnißichein unter Kontrole . . pro 100 Kilogramm 50 . 
e) Gilenwaaren: 

1. ganz grobe: 
a) aus Eiienguß . -» - » . pro 100 Filogramm 2 AM. 50 0 
3) Eiſen, welches zu groben Beitandtheilen von Maſchinen und 
Wagen roh vorgefchmiedet it; Brüden und Brücdenbeitandtheile ; 


Anfer, Ketten und Drahtieile; Eiſenbahnachſen, Eifenbahnrabeifen, 
Eifenbahnräder, Puffer, Sanonenrohre, Ambofe, Schraubſtöcke, 
Winden, Hadennägel, Schmiedehämmer, Wagenfedern, Polſter— 
federn, Breceifen, Hemmſchuhe, Hufeifen 
pro 100 SHilogramm 3 A 
y) gewwalzte und gezogene Röhren aus fchmiebbarem Eiſen 
pro 100 Stilogramm 5 M. 
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2. grobe: 
x) anderweitig nidt genannte, auch in Verbindung mit Holz 
pro 100 Silogramm 6 M. 
0) abgeihhliffen, gefirnißt, verfupfert, verzinkt, verzinnt, verbleit oder 
emaillirt, jedoch weder polirt noch lackirt; ebenio alle Schlittichube, 
Hämmer, Beile, Aexte, ordinäre Schlöffer, grobe Meffer, Senien, 
Sicheln, Striegeln, Thurmuhren, Schraubenichlüffel, Winkelhaken, 
Holz-, Schloß:, Nad: und Drahtichrauben, Zangen, geprehte 
Sclüffel, Dung- und Heugabeln . pro 100 Kilogramm 10 M. 
y) Dandfeilen, Degenklingen, Hobeleifen, Meißel, Tuch, Schneiberz, 
Hecken- und Blechicheerren, Sägen, Bohrer, Scneidkluppen, 
Maſchinen- und Papiermeffer und ähnliche Werkzeuge 
pro 100 Stilogramm 15 M. 
Anmerkung zu 2: 
— und Drahtſeile zur Ketten-Schleppſchifffahrt und Tauerei . . . frei. 
. feine: 
x) aus feinem Gifenguß, ald: leichtem Ornamentguß, polirtem Guß, 
Kunftguß, ſchmiedbarem Guß; 
6) aus ſchmiedbarem Eiſen, polirt oder ladirt; Meſſer, Scheeren, 
Stricknadeln, Häkelnadeln, Schwertfegerarbeit u. ſ. w. 
alle dieſe Gegenſtände, anderweitig nicht genannt, auch in Ver— 
bindung mit Holz und anderen Materialien, ſoweit ſie dadurch 
nicht unter Nr. 20 fallen . . . pro 100 Kilogramm 24 M. 
y) Nähnadeln ; Schreibfedern aus Stahl und anderen unedlen Metallen ; 
Uhrwerke zu anderen als Thurm- und Tafchenuhren, ſowie Uhr: 
fournituren aus uneblen Metallen; Gewehre aller Art 
pro 100 Kilogramm 60 Marf 
7. Erden, Erze, edle Metalle, Asbeſt und Asbeſtwaaren: 

a) Erden und rohe mineraliihe Stoffe, auch gebrannt, geichlemmt oder ge— 
mahlen, imgleichen Erze, auch aufbereitete, ſoweit dieſe Gegenjtände nicht 
mit einem Zollfage namentlicd betroffen find; edle Metalle, gemünzt, in 
Barren oder Bruch, Asbeſtfiber, —* gereinigt; Asbeſtkitt und Asbeſt— 


anſtrichmaſſe . . .. frei. 
b) Pappe und Papier aus aben in Bogen, Rollen oder Platten: 

1. ungeformt . . . pro 100 Silogramm 10 A. 

2. geformt, auch burhlodt . ; . .» Pro 100 Silogramm 24 M. 
c) Garne, Schnüre, Stränge, Stride und Seile aus Aöbelt, auch in Ver: 

bindung mit anderen Spinnmaterialien . pro 100 Kilogramm 24 MM. 


d) Asbeftgewebe, auch in Verbindung mit anderen Spinnmaterialien 
pro 100 Stilogramm 40 M. 
e) Asbeitiwaaren, anderweit nicht genannt, auch in Verbindung mit anderen 
Materialien, ſoweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen 
pro 100 Kilogramm 60 M. 





ed 
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8. Flachs und andere vegetabilifhe Spinnitoffe mit Ausnahme der Bann 

wolle, roh, geröftet, gebrochen oder gehechelt, auh Abfäle . . . . frei. 
9. Getreide und andere EN des Pandbanes: 

a) Wein . . . 0. Pro 100 Hilogramm 3 M. 

b) “) Roggen : . 2 22. . . pro 100 Kilogramm 3 M. 

P) Hafer pro 100 Kilogramm 1M. 50 5 

y) Buchweien . » 2 2 2.2020. Pro 100 Kilogramm 1 M 

4 Hülſenfrüchte . . . . pro 100 Kilogramm 1 M. 


10 


€) andere nicht befonders genannte Getreidearten 
pro 100 Kilogramm 1 Ab. 


c) Gerite . . . pro 100 Silogramm 1 A. 50 A 
d) «@) Raps, Rübſaat, Mohn, Seſam, Erdnüfle und anderweit nicht 
genannte Delfrüchte “220.0. Pro 100 Stilogramm 2 M. 

3) Yeinfaat, Baummwollenfamen, Rizinusfamen, Balmferne und Koprah 

frei. 

e) Mais und ſyriſcher Dari . . . vpro 100 Kilogramm 1 M. 
f) Mal . . . Eu . 3 Me. 
g) Anis, Koriander, Fenchel und Kümmel. a Te — 3 Mb. 
h) Weinbeeren, frühe . . Er a 15 M. 
i) Cichorien, Rüben, getrocknet (gebarrt) —— —— z 1 Ab. 
k) Erzeugnifie des Sandbaues, andermweit nidyt genannt frei. 


Glas und Glaswaaren: 


a) grünes und anderes naturfarbiged gemeined Hohlglas Glasgeſchirr), weder 
gepreßt, noch geichliffen, noch abgerieben, auch mit ordinärer Berlehtung 
von Weiden, Binien, Stroh oder Rohr; Glasmaſſe; rohes optiſches 
Glas (Flint, Kronglas); rohe gerippte Gußplatten (Dachglas); Gmail: 
und Glafurmaffe; Glasröhren und Glasftängelchen, ohne Unterichied der 
Farbe, wie jie zur Berlenbereitung und Kunitglasbläferei gebraucht werben 

pro 100 Stilogramm 3 Sb. 

b) weißes Hohlglas, ungemuftertes, ungeichliffenes, unabgeriebenes, unge: 
preßtes, oder nur mit —5 oder eingeriebenen Stöpſeln, Böden 
oder Rändern . . . . . pro 100 Kilogramm brutto 8 MM. 

c) Fenſter- und Tafelglas in ſeiner natürlichen Farbe (grün, halb und ganz 
weiß), ungeſchliffen, ungemuſtert; wenn die einfache Höhe und die einfache 
Breite zuſammen betragen: 

. bis 120 Gentimeter . . . . pro 100 Kilogramm 6 M. 

. über 120 bis 200 Gentimeter . pro 100 Stilogramm brutto 8 M. 

. über 200 Gentimetr . . pro 100 Stilogramm brutto 10 M. 

. Spiegelglas, rohes, ungeichliffenes . pro 100 Stilogramm 3 M. 

. Zafele (Feniter-) und Spiegelglas, geichliffenes, polirtes, gemujtertes, 
mattes, auc) farbiges; belegtes aller Art 

pro 100 Kilogramm brutto 24 A. 

e) Behänge zu Sronleuchtern von Glas; Glasfnöpfe, auch gefärbte; maſſives 
weißes Glas, nicht beionders benanntes; geprehtes, geichliffenes, polirtes, 
abgeriebenes, geichnittenes, a gemuftertes Glas, inſoweit es nicht 
unter d oder f fält . . . 2... pro 100 Stilogramm 24 Ab. 

Anmerkung zu e: 


Slasplättchen, Glasperlen, Glasſchmelz, Glastropfen, aud gefärbt 
pro 100 Kilogramm 4 


d) 


wi N — 
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f) farbiges, mit Ausnahme des unter a, d und e begriffenen, bemaltes oder 
vergoldetes (verjilbertes) Glas; Glasflüffe (unehte rohe Steine) ohne 
Faflung; Glastwaaren und Gmailwaaren in Verbindung mit anderen 
Materialien, joweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen 

pro 100 Silogramm 30 M. 
Unmerfung zu f: 

Milchglas und Alabafterglad, ungemuftertes, ungeichliffienes, unabgeriebenes, 
unbemaltes, ungepreßtes oder nur mit BIREIRÄTENER oder eingeriebenen Stöpfeln, 
Böden und Rändern . . . . . Pro 100 Silogramm 10 M 

11. per von Pferden und Menſchen, ſowie Waaren daraus; Federn und 
orſten: 


a) Pferdehaare, roh, gehechelt, geſotten, gefärbt, auch in Lockenform gelegt, 
geſponnen; Borſten; Oeltücher; rohe Bettfedern . . . frei. 
b) Geflechte von Pferdehaaren; Gewebe, auch mit anderen Geſpinnſten 
gemiſcht, ſofern mindeſtens die ganze Kette oder der ganze Einſchlag aus 
Pferdehaaren beiteht . . - . . pro 100 Kilogramm 48 M. 
c) Menſchenhaare, rob,, oder in der unter a bezeichneten weiteren Bearbeitung 
pro 100 Silogramm 100 M. 
d) Perrüdenmacher- und andere Arbeiten aus Haaren und Haarimitationen 
pro 100 Stilogramnı 200 M. 
e) Schreibfedern (FFederipulen), rohe; Schmudfedern, nicht unter g begriffen 
pro 100 Silogramm 3 Ak. 

f) Schreibfedern, gezogen; Bettfedern, gereinigt und zugerichtet 
pro 100 Silogramm 6 Se. 
g) zugerichtete Schmudfedern - » . . . pro 100 Kilogramm 900 M. 


Häute uud Felle: 

a) Häute und Felle, rohe (grüne, gelalzene, gefaltte, — zur Leber: 
bereitung, auch enthaart . . ; —fvu 

b) Felle zur Pelzwerk— Rauchwaaren⸗) Bereitung ——— frei. 


13. Holz und andere vegetabiliſche und animaliſche Schnisftoffe, jowie 
Waaren daraus: 


a) Brennholz; Schleifholz, Holz zur Gellulojefabrifation, nicht über 1 Meter 
lang und nicht über 18 Gentimeter am fchwächeren Ende ſtark; Reiſig, 
auch Beſen von Reiſig; Holzkohlen; Korfholz, auch in Platten und 
Scheiben; Lohkuchen (ausgelaugte Lohe ald Brennmaterial) ; vegetabilische 
und animalifche Schnigitoffe, nicht befonders genannt . . . frei. 

b) Holzborke und Gerberlohe . » . . . pro 100 Kilogramm 50 A. 

c) Baus und Nugholz: 

1. roh oder Tediglich in der Ouerrichtung mit der Art oder Säge 
bearbeitet oder bewaldrechtet, mit oder ohne Rinde; eichene Faßdauben 
pro 100 Kilogramm 20 5 

oder 1 eitmeter 1.4 20 A. 


— 
—X 
” 


Anmertung zuel: 


Borbehaltlich der im Falle eines Mißbrauchs örtlich anzuordnnenden Aufhebung 
oder Beichränkung, 

a) Bau- und Nupbolz für Bewohner und Induſtrien des Grenzbezirks, mit Zug- 
tbieren gefahren, jofern es direft au& dem Walde kommt und nicht auf einen 
Berichiffungsplag oder Bahnhof gefahren wird . . . frei. 

b) Bau und Nutzholz in Mengen von nicht mehr ala 50 Kilogramm, nich mit 
der Eifenbahn eingehend, für Bewohner des Grenzbezirt . . . » frei. 
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2. in der Richtung der Längsachſe beichlagen oder auf anderem Wege 
als durch Bewaldrechtung vorgearbeitet oder zerkleinert; Faßdauben, 
welche nicht unter 1 fallen; ungeichälte Korbweiden und NReifenftäbe; 
Naben ; Felgen und Speihen . . . pro 100 Kilogramm AO A. 

oder 1 Feſtmeter 2 «AM 40 M. 
Anmerkung zu el und 2: 


Nutzholz von Buchsbaum, Cedern, Kotos, Ebenholz, Mahagoni 
pro 100 Kilogramm 10 5 
oder 1 Feſtmeter 60 M 
3. in der Richtung der Längsachſe gefägt; nicht gehobelte Bretter; 

gelägte Stanthölzer und andere Säge: und Schnittivaaren 
pro 100 Kilogramm 1 .# 
oder 1 Feſtmeter 6 .A 

Anmertungen zu e2z und 3: 

1. geichnittenes Holz von Ceden . . . pro 100 Kilogramm 25 5 
2, Bruyere- (Erika) Holz in geſchnittenen Stüden 1 . frei. 
d) grobe, rohe, ungefärbte Böttcher-, Drechäler:, Tischler: und blos gehobelte 
Holzwaaren und Wagnerarbeiten, mit Ausnahme der Möbel von Hart: 
holz und der fournierten Möbel; geichälte torbweiden ; grobe Storbflechter- 
waaren, weder gefärbt, gebeizt, ladirt, polirt noch gefirmißt; Hornplatten 
und rohe, blos —— Knochenplatten; Stuhlrohr, gebeiztes oder 


geſpaltenes. — “2020.20. 0. Pro 100 Kilogramm 3 Ab. 
e) Holz in geichnittenen Fournieren; unverleimte, ungebeizte Parquet— 
bodentheile . . . pro 100 Kilogramm 6 «#4 


f) hölzerne Möbel und Möbelbeftandtheile, nicht unter d und g begriffen, 
auch in einzelnen Theilen in Verbindung mit unedlen Metallen, lohgarem 
Leder, Glas, Steinen (mit Ausnahme der Edel- und Halbedeliteine), 
Steinzeng, Fayence oder Porzellan; andere Tiſchler-, Drechsler- und 
Böttcherwaaren, Wagnerarbeiten und grobe Storbflehterwaaren, welche 
gefärbt, gebeizt, ladirt, polirt, gefirnißt oder auch in einzelnen Theilen 
mit den vorbenannten Materialien verarbeitet find; verleimte, auch fournierte 
Parquetbodentheile, uneingelegt; grobe Korkwaaren (Streifen, Würfel: 
und Rindenipunde); grobes, ungefärbtes Spielzeug; Filchbein in Stäben 
pro 100 Kilogramm 10 «A 
feine Holzwaaren (mit ausgelegter oder Schnitarbeit), feine Korbflechter— 
mwaaren, Korfitopfen, Korkſohlen, Korkſchnitzereien, ſowie überhaupt alle 
unter d, e, f und h nicht begriffenen Waaren aus vegetabiliichen oder 
animaliihen Schnißftoffen mit Ausnahme von Scildpatt, Elfenbein, 
Perlmutter, Bernftein, Gagat und Net; aud in Verbindung mit anderen 
Materialien, foweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen; Holzbronze 
pro 100 Stilogramm 30 Ab. 


— 


8 


Anmerkungen zu g: 
1. Hornjtäbe aus Büffel- oder anderen Thierhörnern, geebnete, glatte oder ſonſt 


zur Verwendung bereits RB AIR “0. Pro 100 Kilogramm 40 M 
2. Beprehte Hornfnöpfe . — Blank ten An en e 100 „ 
h) gepolfterte Möbel aller Art: 
= ohne Ueberzug - » >» 2 2.2.02... PRO 100 Rilogranın 30 M. 
. mit Heberzug » » 2.2. z u 40 „ 
14. Hop * wo Er 100 Kilogramm brutto 20 M. 


15. Inſtrumente, Maſchinen und Fahrzeuge 
a) Inſtrumente, ohne Rückſicht auf die Materialien, aus welchen ſie 
gefertigt ſind: 
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1. mufitalihe- : > 2 2 pro 100 Silogramm 30 KM. 
2. ajtronomifche, chirurgiſche, optiſche, —— N (für 
Laboratorien), phyiifalihe . » >» > 2... . frei. 
b) Maſchinen: 
1. Lokomotiven; Lofomobilen . . . . pro 100 Kilogramm 8 Me. 
2. andere, und zwar je nachdem der überwiegende Beltandtheil gebildet 
wird: 
eo) aus Hl ee» Pro 100 Kilogramm 3 Me. 
A) aus Gußeiſen . . — ne 3 
y) aus ſchmiedbarem Eifen ee er ee 2 5% 
&) aus amderen unedlen Metallen . » u u ? B: 


Anmerfung zu bil und 2: 
Dampfmaſchinen und Sampitefiet zur Verwendung beim Schifibau. . frei. 
3. Straßen und Stragenbefhläge . . . Pro 100 Kilogramm 36 M. 
c) Wagen und Scdlitten: 
1, Eijenbahnfahrzeuge: 
&) weder mit Leder: nod mit Polfterarbeit 
vom Werth 6 Prozent, 
B) andere . . . 10 R | 
2. andere Wagen und Schlitten mit Leder oder Boliterarbeit 
pro Stüd 150 M. 
d) See: und Flußichiffe, einfchließlih der dazu gehörigen gewöhnlichen 
Schiffsutenfilien, Anfer, Anker- und fonftigen ———— wie auch 
Dampfmaſchinen und Dampfteffel ET freil 
Anmerkung: 


Alle nicht zu den gewöhnlichen Schiffsutenſilien gehörigen beweglichen Inventarien— 
ftüde unterliegen den für dieſe Gegenftände fejtgeitellten Zolljägen. 


16. Kalewer . . . . EEE EEGERER,  - 5 


17. Kautihud und Gnttaperdn, fomie — — 

a) Kautſchuck und Guttapercha, roh oder gereinigt, ſtautſchuckhornmaſſe 
(Hartgummi), auch polirt oder mit eingepreßten Deſſins verſehen, in 
Platten, Stäben, Röhren und dergleichen . . . i frei. 

b) Kautſchuckfäden außer Verbindung mit anderen Materialien, ober mit 
baummollenem, leinenem oder wollenem rohen (nicht gebleichtem oder 
gefärbten) Garn nur dergeſtalt umſponnen, umflochten oder umwickelt, daß 
ſie ohne Ausdehnung noch deutlich erkannt werden können; Kautſchuck— 
platten; aufgelöſter Kautihud . . .. pro 100 Kilogramm 3 M. 

c) grobe Waaren aus weichem Kautſchuck, unladirt, ungefärbt, unbedrudt, 
Hartgummimaaren, alle diefe Waaren auch in Verbindung mit anderen 
Materialien, jofern fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen; überiponnene 
Kautſchuckfäden . . . . . pro 100 Kilogramm 40 A 

d) feine Waaren aus weichem Kautichud, ladirt, gefärbt, bebrudt, oder mit 
eingepreßten Deſſins, alle diefe auch in Verbindung mit anderen Mate: 
rialien, ſoweit fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen 

pro 100 Silogramm 60 #M. 

e) Gewebe aller Art mit Kautſchuck überzogen, getränft oder durch Zwiſchen— 
lagen aus Kautſchuck verbunden, oder mit eingeflebten Kautſchuckfäden; 
Gewebe aus Kautihudfäden in Verbindung mit anderen Spinnmaterialien ; 
Strumpf: und Pofamentierwaaren in Verbindung mit Kautſchuckfäden 

pro 100 Filogramm 90 M. 
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Anmerfungenyzue: 
1. Kautſchuckdrucktücher für Fabriken und Kratzenleder, künſtliches, m Kratzen⸗ 
fabriken, beide auf Erlaubnißſchein unter Kontrole . « frei. 
2. Schläude aus Hanf, Majchinentreibriemen und Wagendeden "aus groben 
Beugitoffen, in Verbindung mit Kautihud . . pro 100 Kilogranın 24 5 


18. Kleider und Leibwäſche, fertige, auch Puswaaren: 


19 


* 


a) von Seide ober Floretſeide, en in Verbindung mit Metallfäden; gefticte 
und Spigenfleider . . . . » Pro 100 Silogramm 1200 «A 
b) von Halbfeide a 675 „ 
c) andere, joweit fie nicht unter a und e genannt find 
pro 100 Kilogramm 300 «A 
d) von Geweben, mit Kautfchud überzogen oder getränft, ſowie aus Kaut— 
Ihudfäden in Verbindung mit anderen Spinnmaterialien 
pro 100 Silogramm 130 A 
e) Leibwäſche, leinene und baummwollene. . „ „ — 150 „ 
f) en 
. leidene Herrenhüte (Eylinder), garnirt und ungarnirt 
pro 100 Kilogramm 300 «#4 
2. Herrenhüte aus Filz, garnirt und ungarnirt 
pro 100 Kilogranım 180 MM. 
2. Damenhüte, garnirt . . . .. pro 1 Stüd 1 M. 
4. Hüte, nicht bejonders benannte, garnirt und ungarnirt 
pro 1 Stüd 20 A. 
g) künſtliche Blumen, fertige, aus Webe- oder Wirkwaaren allein oder in 
Verbindung mit anderen Stoffen; Beitandtheile fünftlicher Blumen, d. i. 
einzelne Blätter, Stiele u. |. w. ohne Verbindung unter einander 
pro 100 Kilogramm 900 M 
Kupfer und andere nicht befonders genannte unedle Metalle, Legirungen 
aus unedlen Metallen, anderweitig nicht genannte, und Waaren daraus: 
a) Stupfer in rohem Zuftande, oder als Bruch; EN und andere Sceide- 





münzen. . . frei. 
b) geichmiedet oder gewalzt in Stangen und Blehen; auch Draht und Tele 
graphenfabel ro . .... pro 100 Stilogramm 12 .# 
ec) in Blechen und Draht, plattirt a ha Au u r 238 „ 


d) Waaren, und zwar: 

1. grobe Kupferfchmiede- und Gelbgießerwaaren, auch in Verbindung 
mit Holz oder Eiſen ohne Politur und Lad; ferner Röhren von 
Meflingbleh und Drabtgewebe. . . pro 100 Kilogramm 18 «AH 

2. andere, joweit jie nicht unter Nr. 19 d 3, oder wegen ihrer Ber: 
bindung mit anderen Materialien unter Nr. 20 fallen 

pro 100 Kilogramm 30 «A 

3. aus Aluminium, Nidel; feine, insbejondere Lurusgegenitände, aus 
Alfenide, Britanniametall, Bronze, Neufilber, Tombad und ähnlichen 
Legirungen ; feine vernirte Meflingmwaaren, auh in Verbindung mit 
anderen Materialien; alle * Waaren, inſoweit ſie nicht unter 
Nr. 20 fallen. . .. 2... pro 100 Kilogramm 60 M. 


20. Rurze Waaren, Onincaillerien ꝛc.: 


a) Waaren, ganz oder theilweife aus edlen Metallen, echten Perlen, Korallen 
oder Edelſteinen gefertigt; echtes WW attgold und Blattfilber 
pro 100 Kilogramm 600 M 
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b) 1. Waaren, ganz oder theilweile aus Bernitein, GCelluloid, Elfenbein, 
Gagat, Jet, Lava, Meerihaum, Perlmutter und Scildpatt, aus 
unedlen echt vergoldeten oder verlilberten oder mit Gold oder Silber 
belegten Metallen; Zähne in Verbindung mit Stiften oder Röhrchen 
von Platin oder anderen edlen Metallen; 

2. feine Galanterie- und Duincailleriewaaren (Herren: und Frauenichmud, 
Toiletten und jogenannte Nippestilchiachen u. ſ. w.), ganz oder theil- 
weile aus Aluminium, bdergleihen Waaren aus anderen uneblen 
Metallen, jedoch fein gearbeitet und entweder mehr oder weniger ver: 
nidelt, vergoldet oder verfilbert, oder auch vernirt, oder in Verbind— 
ung mit SHalbedelfteinen oder nachgeahmten Edelſteinen, Alabaiter, 
(mail, oder auch mit Schnigarbeiten, PBaften, Stameen, Ornamenten 
in Metallguß und dergleichen ; 

3. Stutz- und Wanduhren; Fächer aller Art; feine boffirte Wachswaaren 

pro 100 Stilogramm 200 M. 


Anmertung zu bi: 
Elfenbein und Perlmutteritüde, vorgearbeitet für Gegenſtände der Nr. 20b 1 


pro 100 Kilogramm 30 M 

. unechtes Blattgold und Blattfilber ; 

. Brillen, Opernguder; Wachöperlen; Negen: und Sonnenſchirme; 

. Waaren aus Geipinniten von Baunmolle, Leinen, Seide, Wolle oder 
anderen TIhierhaaren, welde mit animaliichen oder vegetabiliichen 
Schnigitoffen, unedlen Metallen, Glas, Guttaperha, Kautichud, Leder, 
Ledertuh, Papier, Pappe, Steinen, Stroh: oder Thonwaaren ver: 
bunden und nicht bejonders tarifirt find pro 100 Kilogramm 120 Ab 

d) Taichenuhren, Werke und Gehäufe zu ſolchen: 

1. Taichenuhren in goldenen Gehäufen . - . . pro Stüd 3 AM. 
2. Taſchenuhren in jilbernen Gehäufen, auch vergoldeten oder mit ver: 
goldeten oder plattirten Rändern, Bügeln und Stnöpfen, Werfe ohne 


c) 


to ⸗ 


Gehäuſe . . . +. pro Stüd 1.4 50 9 
3. Taſchenuhren in Sehäufen aus anderen Metallen pro Stüd 50 % 
4, goldene Gehäufe ohne Wert. . . . . pro Stück 1 M. 50 9 
5. andere Gehäufe ohne Wat . . . 2. 2.2... pro Stüd 50 9% 


Leder und Vederwaaren: 


a) Leder aller Art mit Ausnahme des unter b genannten, ungefärbtes; 
gefärbtes AJuchtenleder; Pergament, Stiefelichäfte 

pro 100 Stilogramm 18 M. 

b) Sohlleder, fowie Brüſſeler und däniſches Handichuhleder; aud Korduan; 

Marokin; Safftan; gefärbtes Leder mit Nusnahme des unter a genannten; 

ladirtes Leder . >» 22 02.202020. Pro 100 Hilogramm 36 Mb. 

Anmerkung zu b: 

Halbgare, jowie bereits — * gefärbte, oder weiter zugerichtete 

Ziegen; und Schaffelle. . . . + pro 100 Kilonramm 3 I& 

c) grobe Schuhmacher-, Sattlerz, Riemers und Täjchnerwaaren, fowie andere 

Waaren aus ungefärbtem oder blos geichwärztem lohgarem Leder, oder 

aus rohen Häuten, alle diefe MWaaren auch in Verbindung mit anberen 
Materialien, ſoweit fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen 

pro 100 Kilogramm 50 M. 

d) feine Zederwaaren von Korduan, Saffian, Marofin, Brüffeler oder dänischen 

Leder, von ſämiſch- und weißgarem Leder, von gefärbtem Leder, von 
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ladirtem Leder und Pergament, auch in Verbindung mit anderen Materialien, 
joweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen; feine Schuhe aller Art 
pro 100 Kilogramm 70 M. 
Anmerkung zu e und d: 

Grobe Schuhmacher⸗ und Täſchnerwaaren aus grauer Packleinwand, Segeltuch, 
roher Leinwand, rohem —— oder Drillich, oder grobem unbedrucktem Bade: 
tuch werden wie grobe, Waaren aus feinem Wachstuch, Wachsmuſſelin, Wachstafft, 
und dergleichen wie feine Lederwaaren behandelt. 


e) Handiduhe . . . . 20.0... Pro 100 — 100 M. 


22. Leinengarn, Leinwand und — Leinenwaaren, d. i. Garn und Webe— 
ober Wirkwaaren aus Flachs oder anderen vegetabiliihen Spinnſtoffen mit 
Ausnahme von Baummolle: 

a) Garn, ungefärbt, unbedrucdt, ungebleiht, auch dergleichen geziwirntes Garn 
aus Jute oder Manillahanf: 


1. bis Nr. 8 engliſch . - . .. pro 100 Slilogramm 5 M. 
2. über Nr. 8 bis Nr. 20 engliſch Er * 6 „ 
3. „ 2 20° ” ** 35 1 — J * 12 9 2 
Bu ABER u ee no ” 13 „ 


Anmertung zu a: 
Kofosfajern, zu Strängen zujammengedreht (Kolosgarn), für Fabriken von 
Deden und ähnlicher Gegenitände, auf Erlaubnihichein unter Kontrole . . frei 
b) Garn, gefärbt, bedrudt, gebleiht, auch dergleichen gezwirntes Garn aus 


Jute oder Manillahanf: 


bis zu Nr. 20 engliſch . . . . pro 100 Stilogramm 12 A. 
. über Wir. 20 bis Nr. 35 englif . 0 r 15 „ 
: „ nn 35 ul . . 20 „ 


c) affommodirte3 Nähgarn; Zwirn unter" a, b und d nicht genannt 
pro 100 Kilogramm 36 Ab. 
d) affommodirter Nähzwirn. -. » =... Pro 100 Silogramm 7O M. 
e) Seilerwaaren: 
1. Seile, Taue und Stride, auch gebleicht oder getheert 
pro 100 Kilogramm 10 M. 
2. aller Art, mit Annahme der unter 1 genannten 
pro 100 Silogramm 24 6, 
f) Leinwand, Zwillih, Drillich, ungefärbt, unbedruckt, ungebleicht: 

1. bi$ 40 Fäden in der Kette und dem Schuß zuſammen auf eine 
quadratiiche Gewebeflähe von vier Quadratcentimeter; Fußdeden aus 
Manillahant:, Kokos-, Jute- und ähnlichen Falern, ungefärbt 

pro 100 Kilogramm 12 M. 

2. mit 41 bis 80 Fäden in der Kette und dem Schuß zufammen auf 
eine quadratiiche Gewebefläche von vier Quadratcentimeter; Fußdecken 
aus Manillahanf:, Kokos-, Jute- und ähnlichen Falern, gefärbt 

pro 100 Stilogramm 24 Sb. 

3. mit 81 bis 120 Fäden in der Kette und dem Schuß zuſammen auf 

eine quadratiiche Gemweberlähe von vier Quabdratcentimeter 
pro 100 Kilogramm 36 M. 
4. mit mehr al3 120 Fäden in der Slette und dem Schuß zuſammen 
auf eine quadratijche Gewebeflähhe von vier Quadratcentinteter 
pro 100 Kilogramm 60 M. 
g) Leinwand, Zwillich, Drillich, gefärbt, bedrudt, gebleicht, auc aus gefärbten, 
bedrucktem, gebleihtem Garn gemwebt: 
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1. bis 120 Fäden in der Kette und dem Schuß zuſammen auf eine 
quadratiſche Gewebefläche von vier Quadratcentimeter 

pro 100 Kilogramm 60 M 

2. mit mehr als 120 Fäden in der Stette und dem Schuß zulanımen 
auf eine quadratiiche Gewebefläche von vier Duadratcentimeter 

pro 100 Silogramm 120 M. 

3. Damaft aller Art . » 2»... Pro 100 Kilogramm 150 Ma 

Anmertung zu fund g: 

Berarbeitetes Tijch-, Bett- und Handtücherzeug aus leinenen, nicht unter g2 

und 3 fallenden Geweben, ſowie dergleihen Kittel . pro 100 Kilogramm 60 M 

h) Bänder, Borten, Franien, Gaze, gewebte Kanten, Schnüre, Strumpf: 

waaren; Geſpinnſte und andere Waaren in Verbindung mit Metallfäden 

pro 100 Kilogramm 100 Mb. 

1) SUR. ° 0 a er 2 F 150 „ 

IE) Bintemipiben) u 2 2. 200.2  9& Saat u; 800 , 


23. Lidte . » .» » . ep A 1: oe 


24. Literariihe und Kunftgegenftände: 
a) Papier, beichriebenes (Akten und Manuffripte); Bücher in allen Spraden, 
Kupferftihe, Stiche anderer Art, jowie Holzichnitte, Lithographien und 
Photographien; geographiiche und Seekarten; Mufilalien . . . frei. 
b) Gemälde und Zeichnungen; Statuen von Marmor und anderen Steinarten; 
Statuen von Metall, mindeftens in natürlicher Größe; Medaillen. frei. 


25. Material: und Spezerei:, and Konditorwaaren und andere Konjumtibilien: 
a) Bier aller Art, auh Meb . . . . pro 100 Kilogramm 4 M | 

b) Branntwein aller Art, au Arrat, Rum, Franzbranntwein und verjeßte 
Branntweine in Fällern und Flaſchen. . pro 100 Silogramm 80 M 
c) Hefe aller Art mit Ausnahme der Weinhefe pro 100 Kilogramm 42 M 
Anmerfung zu e: | 
Flüffige Bierhefe, auf der bayerijch=öfterreidhiichen Grenze von Oberneuhaus 

bis Melleck einſchlüſſig, auf der ſächſiſch-böhmiſchen Grenze links der Elbe, auf der 

badifchefchweizeriichen Grenze bei Ochningen und der jogenannten Höri für den 

eigenen Bedarf der dortigen Bewohner in feinen Mengen bis zu 15 Kilogramm 


einjchlüffig in einem Transporte . . 2» >» 2.» pro 100 Kilogramm 3 4 
d) 1. Eſſig aller Art in Fällen . - . . pro 100 SHilogramm 8 M. 
2. Ejiig in Flaichen und rufen . . . pro 100 Kilogramm 48 M 


e) Wein und Moft, auch Cider, und künftlich bereitete Getränfe, nicht unter 
anderen Nummern des Tarifs begriffen: 





1. im Fäſſern eingehend . . » . .. pro 100 Filogramm 24 M 
2. in Flaſchen eingehend: 
x) Schaummweine - . 2 2.2... pro 100 Stilogramm 80 Mr 
EN DEE: GN ern Sa er 48 „ 
f) Butter, auch kinftihe > 2 2 > ger 


Anmerkung zu f: 
Einzelne Stüde in Mengen von nicht mehr als zwei Kilogramm, nicht mit 
der Poſt eingehend, für Bewohner des Grenzbezirks, vorbehaltlich der im Falle 
eines Mißbrauchs örtlich anzuordnenden Aufhebung oder Beſchränkung diejer 





BDEGURINDUNG . & 200. u an ne a ee rear ee ee FOR 
g) 1. Fleiſch, ausgeichlachtetes, friſches und zubereitetes; Fleiichertraft und 
Tafelbouillon . . Aa pro 100 Kilogramm 20 M 


Anmerkung zu g1: 
Einzelne Stüde ausgeichlachteten, friſchen und zubereiteten Fleiſches in Mengen 
von nicht mehr als zwei Kilogramm, nicht mit der Poſt eingehend, für Bewohner 





ee Re 
= 
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des Grenzbezirks, vorbehaltlich der im Falle eines EURE RE ae 
Aufhebung oder Beſchränkung diefer Begünftigung . . .. mei. 
2. File: 

a) friſche .. frei. 


9) geſalzene (mit Ausnahme ber Heringe), in Faͤſſern eingehend; 
getrocknete, geräucherte, geröſtete, blos abgekochte (abgeſottene) 

pro 100 Kilogramm 3 Ma 

y) mit Eſſig, Del oder Gewürzen zubereitete, in Fäſſern eingehend 

pro 100 Kilogramm 12 M. 

&) zubereitete, andere; Fiſche aller Art, in hermetiich verfchloffenen 

Gefäßen eingehend. . . . pro 100 Stilogramm 60 

3. Geflügel, Wild aller Art, nicht lebend pro 100 Kilogramm 30 MM. 

h) Früchte (Südfrüchte): 
1. friihe Apfelfinen, Ben Limonen, Pomeranzen, Granaten und 
bergleihen . . 20.0» pro 100 Kilogramm 12 M. 


Anmertung zu bi: 
Berlangt der —— die Auszählung, jo zahlt er für 100 Stüd 2 Marl. 
Im Falle der Auszählung bleiben verdorbene unverzollt, wenn fie in Gegenwart 
von Beamten weggeworfen werden. 
2. Feigen, Korinthen, Rofinen . . . pro 100 Stilogramm 24 M. 
3. getrodnete Datteln, Mandeln, PBomeranzen und dergleichen 
, pro 100 Kilogramm 30 M. 
1) Gewürze aller Art, nicht bejonders genannt pro 100 Stilogranım 50 M. 
Anmerkung zwi: 
Gewürze zur Darjtellung ätheriicher Dele, ſowie Muskatnüſſe zur Darftellung 
von Muskatbalſam (ol. nucistae expr.) auf "Erlaubnihfchein unter Kontrole frei. 
k) Seringe, gefalgene . . . “202000. Pro Faß (Tonne) 3 M 
Anmerkungen zu % 
1) geſalzene Heringe in nicht handelsübliher Werpadung werden mit 2 Mark für 
100 Kilogramm verzollt. 
2) gejalzene Heringe, zu Dünger bejtimmt, nad) vorgängiger Denaturirung frei. 
1) Sonig . - . . pro 100 Kilogramm 20 M. 
m) 1. Kaffee, roher, und Kaffeeſurrogate (mit Ausnahme von Zichorie) 
pro 100 Kilogramm 40 M. 


2. Kaffee, gebrannterr. 5 50 „ 

3. Kakao in Bohnen: 
BI-TODER: . e 35 „ 
BI-KEDEGREIBE. 5, 0 ara. re 8 45 „ 
4, Kakaoſchalen . . FE er a . 13. 
n) Kaviar und Kaviarfurrogate . ga ae a x Dr 


o) Käſe aller Art . . 

p) 1. Konfitüren, Zuckerwert, Kuchenwert aller Art: mit Zuder, fig, Del 
oder ſonſt, namentlich alle in Flaſchen, Biüchfen und dergleichen ein: 
gemachte, eingedämpfte oder auch eingejalzene Früchte, Gewürze, Gemüſe 
und andere VBerzehrungsgegenftände (Bilze, Trüffeln, Geflügel, See: 
thiere und dergleichen); zubereiteter Senf; Dliven, Kapern, Baiteten, 
Saucen und andere ähnliche Gegenstände des feineren Tafelgenufles 

pro 100 Kilogramm 60 M. 

2. Obit, Sämereien, Beeren, Blätter, Blüthen, Pilze, Gemüſe, getrodnet, 
gebaden, gepulvert, blos eingefocht oder gefalzen, alle dieſe Erzeugniffe, 
joweit fie nicht unter anderen Nummern de Tarifs begriffen find; 

Annalen bes Deutichen Reichs. 1885, 37 
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Säfte von Obft, Beeren und Rüben, zum Genuß ohne Zuder eins 
gekocht; Frifhe und getrodnete Schalen von Südfrüchten; unreife 
Pomeranzen, auch in Salzwaſſer eingelegt; trodene Nüſſe, Kaftanien, 
Johannisbrot, Pinienkerne; gebrannte oder gemahlene Zichorien 

pro 100 $tilogramm 4 M. 

3. Kakaomaſſe, gemahlener Kakao, Chofolade und Chofoladejurrogate 
pro 100 Kilogramm 80 AH 
g) 1. a) Straftmehl, Puder, Stärke, Stärfegummi, Kleber, Arrowroot, 
Sago und Sagofurrogate, Tapiofa pro 100 Kilogramm 9 .# 
P) Nudeln, Maccaroni . . . pro 100 Silogramm 10 „ 
2. Mühlenfabritate aus Getreide und Hulfenfrůchten, nämlich: geſchrotene 
oder geſchälte Körner, Graupe, Gries, Grütze, Mehl, gewöhnliches 
Backwerk Baderwaare) .. pro 100 Kilogramm 7 .# 50% 

Anmerfung zu q2: 


Mengen von nicht mehr als 3 Kilogramm für Bewohner des Grenzbezirks, 
vorbehaltlich der im Falle eines Mißbrauchs Bra — —— 


oder Beſchränkung dieſer Begünſtigung. . » -» ..: a 

r) 1. Muicheln oder Schaalthiere aus der See, mit Ausnahme der unter 

r 2 genannten . . . . pro 100 Kilogramm brutto 24 .A 

2. Auftern, Hummern und Scdildfröten pro 100 Kilogramm 50 „ 

s) Reis, geihälter und ungeihälterr . . » „ . E 
Anmerkung zu s: 

Reis zur Stärkefabrilation unter Kontrole “ * 2: 


t) Salz Goch-, Siede-, "Stein, Seelalz), ſowie alle Stoffe, aus welchen 
Salz ausgefchieden zu werden pflegt pro 100 Kilogramm 12. 80 
Anmerkung zu t: 
Salz, jeewärts eingehend .» - *« * pro 100 Kilogramm 12 4 
u) Syrup.') 
v) Tabad: 
1. Tabadblätter, unbearbeitete und Stengel, auch Tabadjaucen 
pro 100 Kilogramm 85 A 
2. fabrizirter Tabad : 


@) Zigarren und he — 4 270, 
) anderer . . . FR a 5 180 „ 
DER 2 en an ra, Aa are de F 100 „ 


Anmerkung zu w: 


Thee zur er en N unter ———— auf = 
idein . » » ... frei 


x) Zucker.!) 


) Die Zollſütze für Zuder und Syrup find durch das die Zuckerbeſteuerung 
—— Geſetz vom 26. Juni 1869 beſtimmt und betragen von: 

1, raffinirtem Zucker aller Art, ſowie Rohzucker, wenn letzterer den auf Anordnung 
des Bundesraths bei den nad) Bedürfnii öffentlich zu bezeichnenden Zollitellen 
niederzulegenden, nach Anleitung des bolländiichen Standard Nr. 19 und darüber 
zu bejtimmenden Muſtern entipridt . . . + pro 100 Kilogramm 30 M 

2. Robzuder, foweit folcher nicht zu dem unter 1 gedachten gehört 
pro 100 Kilogramm 24 „ 
3. Eyrup . . . pro 100 Slilogramm 15 „ 
Auflöfungen von "Zuder, "welche als ſolche bei der Reviſion bejtimmt 
erkannt werden, unterliegen dem vorftehend unter 2 aufgeführten Eingangszolle. 
4. Melaſſe, unter Kontrole der Berwendung zur Branntweinbereitung . . » i. 


ce 


m I ——— 
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26. Del, anderweit nicht genannt, und Fette: 


a) Del aller Art in Flajchen oder Hrügen . pro 100 Silogramm 20 A 
b) Speijeöle, als: Oliven-, Mohn:, Sejam:, Erdnuß-, Buchedern:, Sonnen« 
blumendl in Fäflern . . . . pro 100 Silogramm 10 A 
c) Leinöl, Baummwollenfamenödl in Fäffern, Deljäure 
pro 100 Silogramm 4 „ 
d) Dlivene und Rizinusöl in Fäflern, amtlich denaturirt 
pro 100 Silogramm 2 „ 
e) Palm: und Sofoanußöl . >» 2 20000 2 Bi: 
f) anderes Del in Fällen . . 8% 
g) Rückſtände, feite, von der Fabrikation fetter Dele, auch gemablen . frei. 
h) Schmalz von Schweinen und Gänjen, fowie andere jchmalzartige Fette, 
als: Dleomargarin, Sparfett (Gemiich von talgartigen Fetten mit Del), 
Rindsmark (beef marrow). . . . . pro 100 SHilogramm 10 M 


Anmerltung zuh: 


Schmalz und —— — * — oder Lichtefabriken auf Erlaubniß— 
ſchein unter Kontrole . . “ 0. . pro 100 Kilogramm 2 M 


i) Stearinfäure, Palmitinfäure, Paraffin, Wallrath und ähnliche Kerzen- 
ftoffe, anderweit nit genannt . . . . pro 100 Kilogramm 10 .# 


k) Fiſchſpeck, Fiſchthran . . . pro 100 Stilogranm 3 „ 
1) Talg von Rindern und Schafen, Knochenfeit und ſonſtiges Thierfett, 
anderweit nicht genannt . . pro 100 Stilogramm 2 A 


m) Bienenwachs, einſchließlich ſonſtigen Infeltenwachſes Pflanzenwachs (aus 
Palmen, Palmblättern zc.); Erdwachs, gereinigt 
pro 100 Stilogramm 15 -# 


27. Papier und Pappwaaren : 


a) ungebleichtes oder gebleichte® Halbzeug aus LYumpen.. . frei. 
b) ungebleichter oder gebleichter Halbſtoff zur Popierfabritation aus Holz, 
Stroh, Eſparto oder anderen Faſern; graues Löſch- und gelbes, rauhes 
Strohpapier; Pappe mit Ausnahme der Glanz- und Lederpappe: Schiefer— 
papier und Tafeln daraus ohne Verbindung mit anderen Materialien ; 
Scleifs und Polirpapier ; Fliegen: und Gichtpapier 
pro 100 Kilogramm 1 M. 
c) Padpapier, nicht unter b oder d begriffen, ungeglättet 
pro 100 Kilogramm 4 „ 
d) Padpapier, geglättetes ; Glanz und Lederpappe ; Prekipäne 
pro 100 Silogramm 6 „ 
e) Druck-, Schreib:, Löſch- und Seidenpapier aller Art, auch lithographirtes, 
bedrudtes, linirtes, zu Rechnungen, Etiketten, Frachtbriefen, Deviſen u. |. w. 
borgerichtetes Papier ; Gold: und Silberpapier ; Papier mit Gold» oder 
Silbermufter ; durchichlagenes Papier ; imgleihen Streifen von Diefen 
Bapiergattungen ; Malerpappe -. . . . pro 100 Stilogramm 10 „A 
f) 1. Formerarbeit aus Steinpappe, Asphalt oder ähnlichen Stoffen, auch 
in Verbindung mit dotz oder Eiſen, jedoch weder angeſtrichen noch 
laditt. . . . . pro 100 Kilogramm 4 M 
2. MWaaren aus Papier, " Bappe oder Pappmaſſe; Formerarbeit auf 
Steinpappe , Azphalt oder ähnlichen Stoffen, nicht unter f 1 oder 
unter £ 3 begriffen . » 2 2°.» pro 100 Stilogramm 12 .# 
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3. MWaaren aus ben vorgenannten Stoffen in Verbindung mit anderen 
Materialien, — dadurch nicht unter Nr. 20 fallen; Papier— 
tapeten ... ...VvVvro 100 Kilogramm 24 Ma 


28. Pelzwerf (Kürfenerarbeiten) 


a) überzogene Pelze, Mügen, Handihuhe, gefütterte Deden, Pelzfutter und 
Beläge und dergleihen . . . .. pro 100 Stilogramm 150 M. 
b) fertige, nicht überzogene Schafpelze, deögleihen weißgemachte und gefärbte, 
nicht gefütterte Angora= oder — ungefütterte Decken, Pelzfutter 
und Beſätze.. .. pro 100 Kilogramm 6 «A 


29, Petrolenm : 


a) Petroleum (Erdöl) und andere Mineralöle, anderweit nicht genannt, roh 
und gereinigt, ausgenommen mineraliihe Schmieröle 

pro 100 Silogramm 6 .# 

b) mineraliihe Schmieröle -. -. .» » . . pro 100 Kilogramm 10 „ 


Anmerfungen: 


1. der Bundesrath ijt befugt, Mineralöl, weldies für andere gewerbliche Zwecke 
als die Schmieröl= oder Reuhtölfabrifation bejtimmt iſt, unter Kontrole der 
Verwendung vom Eingangszoll frei zu laflen. 

2. Der Bundesrath iſt Blast die VBerzollung von Petroleum nad der Stüdzahl 
der Gebinde (Barrels) unter Borjchrift eines Zollfages, welcher dem Marimal- 
gewicht der handelsüblichen Gebinde entipricht, zuzulafien. 

3. Der Bundesrath ift befugt, Mineralöl, welches für die Reinigung, Raffinirung 
oder Deftillirung in inländiichen Betriebsanftalten bejtimmt ift, unter Kontrole 
mit der Maßgabe vom ——— freizulaſſen, daß von den daraus 
gewonnenen Produkten: Benzin, Ligroin und Peiroleumaher, ſoweit dieſelben 
nicht zu Schmier- oder Beleuchtungszwecken Verwendung finden, unter Kontrole 
der Verwendung, auf Erlaubnißjcheine zollfrei bleiben, die übrigen aber wie 
ausländijche zu behandeln find. 


30, Seide und Seidenwaaren : 


a) Seiden-ftofons ; Seide, abgehafpelt (unfilirt, Greze) oder geiponnen 
(filirt) ; Floretjeide, gefämmt, geiponnen oder gezwirnt ; alle dieje Seide 
nicht gefärbt, auch le von gefärbter Seide . . ... md 

b) Seidenwatte . . .. pro 100 Kilogramm 24 4 

ce) Seide und Floretſeide, "gefärbt ; Lacets . pro 100 Kilogramm 36 Me. 

d) Zwirn aus Rohſeide Räpfeie Knopflochſeide u. ſ. w.), gefärbt und 
ungefärbt ... pro 100 Stilogramm 200 «#4 

e) 1. Waaren aus Seide ober Floretſeide, auch in Verbindung mit Metall— 

fäden; Waaren aus Seide, gemifcht mit anderen Spinnmaterialien 
und zugleich in Verbindung mit Metallfäden 
pro 100 Kilogramm 800 «A 
2. Spiten, Blonden und Stidereien, ganz oder theilweile aus Seide 
pro 100 Kilogramm 600 „ 
3. Gaze, Krepp und Flor, ganz oder theilweile aus Seide 
pro 100 Silogramm 1000 „ 
Anmerkung zu el: 
Tülle, roh oder gefärbt, ungemuftert . - . . pro 100 Kilogramm 250 „ 
f) alle nicht unter e begriffene Waaren aus Seide oder Floretſeide in Ver: 


bindung mit Baumwolle, Leinen, Wolle oder anderen animaliichen oder 
vegetabiliichen Spinnftoffen . . . . pro 100 Kilogramm 450 M. 
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Anmerlungen: 


1. Ganz grobe Gewebe aus rohem Geſpinnſt von Geidenabfällen, welche das 
Anjehen von grauer Padleinwand haben und zu Preßtüchern, Bublappen 
verwendet werden, auch in Verbindung mit anderen Spinnmaterialien oder 
einzelnen gefärbten Fäden. . . » . pro 100 Slilogramm 10 

2. Seide, welche in Sarnen aus anderen Spinnmaterialien verijponnen iſt, ohne 
die Umbüllung des Fadens zu bilden oder zufammenhängend durch die ganze 
Länge ded Gewebefadens ſich zu ziehen, bleibt bei Geweben aus folhen Garnen 
außer Betradht. 


31. Seife und Parfümerien: 


a) Schmierjeife. . . .. Pro 100 om 5 M. 
b) feite Seife, joweit fie nicht. unter. e fällt „ 10 „ 
c) Seife in Täfelhen, Kugeln, Büchſen, Krügen, Topfen u. ſ. w.; par 

fümirte Seife aller Art . . . vpro 100 Kilogramm 30 .M 


d) wohlriechende Fette, wohlriechende fette Oele, wohlriechende nicht alkohol— 
artige Waſſer in unmittelbaren Umſchließungen von mindeſtens 10 Kilo— 
gramm . . 20.2020. Pro 100 Kilogramm 20 .M 

e) alle übrigen Parfümerien . 2.0... pro 100 Filogramm 100 M 


32. Spieltarten, neben der inneren Abgabe pro 100 Kilogramm brutto 60 M 
33. Steine nnd Steinwaaren : 


a) Steine, roh oder blos behauen, auch gemahlen . » 2 2... feei. 


Anmerlung zua: 
Zu den rohen oder blos behauenen Steinen gehören auch ſolche Blöde, welche 
an nicht mehr ala 3 Seitenfläden eine Bearbeitung mit der Säge zeigen. 
b) Mühlſteine, auch mit eifernen Neifen ; Flintenfteine, gehauen ober 
geichnitten; Schleif zund Wesfteine aller Art pro 100 Kilogramm 25 A 
ec) roher Tafelſchiefer. . . . pro 100 Kilogramm 50 9 
d) geſägte Blöcke; grobe Steinmegarbeiten (3.8. Fenſterbänke, Gefimätheile, 
Plinthen) von ſchchier, nicht verzierter Arbeit, mit Ausnahme der groben 
Steinmetzarbeiten aus Alabaſter oder Marmor, zu welchen der ſogenannte 
belgiihe Granit — Ecossines — petit granit — nicht gehört 
pro 100 Kilogramm 1 cA 
Anmertung zu d: 
Sejägte Blöde und — ———— alas Ir unter d BI: feeiwärts 
eingehend . . . frei. 
e) Dahichiefer und — Schieferplalten pro 100 Blase 1 509 


Anmerkung zu e: 
Dachſchiefer und rohe Schieferplatten feewärts eingehend 
pro 100 Kilogramm 50 5 
f) geichnittene oder gejpaltene Platten aus Steinen aller Art, ungeichliffen ; 
Steinmeßarbeiten, ſoweit fie nicht unter d begriffen find, ungeichliffen 
pro 100 Stilogramm 3 Mb. 
Unmerlung zue und f: 
Ratten von mehr als 16 Gentimeter Stürfe find als Blöde zu behandeln. 
g) Edelſteine, auch nachgeahmte, und Storallen, bearbeitet ; Perlen ; alle dieſe 
Waaren ohne Faſſung; bearbeitete Halbedeljteine und Waaren daraus, 
foweit fie nicht unter Nr. 20 fallen . . pro 100 Silogrann 60 M 
h) andere Waaren aus Steinen mit Ausmahme der Statuen und ber Waaren 
aus Gdelfteinen und Lava: 
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1. außer Verbindung mit anderen Materialien oder nur in Verbindung 
mit Holz oder Eifen ohne Politur und Lad: 

&) aus Alabafter, Marmor, Granit, Syenit, Porphyr oder ähnlichen 

harten Steinen . . . +. pro 100 Kilogramm 15 M 

$) aus anderen Steinen; auch Schiefertafeln in polirten oder lackirten 

Holzrahmen .. . +. pro 100 Kilogramm 6 «AM 

2. in Verbindung mit anderen Materialien, fomeit fie nicht unter Nr. 20 

fallen . .».» . . . pro 100 Silogramm 24 M. 


34. Steinfohlen, Braunfohten, Roots, Torf, Torftohlen . . . frei. 
35. Stroh: und Baitwaaren: 
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38. 


a) grobe: 
1. Matten und Fußdeden aus Baſt, Stroh, Schilf, Gras, Wurzeln, 
Binjen und dergleichen, ordinäre, gefärbt und ungefärht 
pro 100 Kilogramm 3 M. 
2. andere ordinäre Waaren aus Scilf, Gras, Wurzeln, Binjen und 
dergleichen ; Körbe, ungefütterte, Flaſchenumhüllungen und Schuhe 
aus Baſt, Stroh oder Palmblatt, ordinäre; Baſt- und Strobjeile; 
Strohfige; alle er BET pro 100 Kilogramm 10 M. 
b) Strobbänderr . . . . pro 100 Filogramm 18 M. 
c) feine, ſowie alle nicht unter” a, b und d begriffene Waaren aus Balt, 
Stroh, Schilf zc., auch in Verbindung mit anderen Materialien, ſoweit 
fie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen . pro 100 Kilogramm 24 M. 
d) Hüte aus Stroh, Rohr, Bat, Binien, Filchbein, Palmblättern und 
Span: 
1. ohne Garnitur © > 2 a 2 een. Pro Stüd 20 % 
2. mit Gamitur > 2 2 2 een. Pro Stüd 40 5 
Anmerkung zu d: 
Hüte aus Haar- oder Hanfgeflehten, aus Sparterie, ſowie aus Geflechten von 
jogenannter Baummollenjparterie und Stroh werden wie Strohhüte behandelt. 
e) Sparterie aller Art pro 100 Kilogramm 90 M. 


Theer; Pech; Harze aller Art; Asphalt (Bergther) . » » . . frei. 
Thiere und thierifche Produkte, nit anderweit genannt: 
a) Lebende Thiere und thieriihe Produkte, nn nicht genannt; ferner 


Bienenftöde mit lebenden Bienen. . .» . u frei. 
b) Eier von Geflügel . > 2 2 nn na pro 100 Kilogramm 3 M 
Thonwaaren: 


a) gewöhnliche Mauerfteine, gebrannte grobe Pflafterfteine (Klinfer); gewöhn— 
liche Dachziegel; nicht fenerfefte Röhren und Töpfergeichirr, unglafirt frei. 

b) feuerfeite Steine . . . . pro 100 Silogramm 50 5. 
c) Falz Dachziegel, glaſirte Dachziegel uud Mauerfteine; Thonfliejen, ardi- 
teftonische Verzierungen, auch aus Terracotta; glafirte Röhren ; Platten, 
Ktrüge und andere Gefäße aus gemeinen Steinzeuge; gemeine Ofenfacheln ; 
irdene Pfeifen; glafirtes Töpfergeihirr . . pro 100 Kilogramm 1 A. 
d) Schmelztiegel; Muffeln, Kapſeln, Netorten, feırerfefte Röhren und Platten 
pro 100 Kilogramm 2 M 

e) andere Thonwaaren mit Ausnahme von Porzellan und porzellanartigen 
MWaaren: 


— 1 
* 
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1. einfarbig oder weiß; feine Maaren aus Terracotta 
pro 100 Kilogramm 10 M. 
2. zweis und mehrfarbig, geränbert, bedrudt, bemalt, vergoldet, verfilbert ; 
auh Thonwaaren in Verbindung mit anderen Materialien, ſoweit fie 
dadurd nicht unter Nr. 20 fallen. . . pro 100 FHilogramm 16 Mb. 

f) Porzellan und porzellanartige Waaren (PBarian, Jaspis u. ſ. w.): 

r weiß . . . pro 100 Kilogramm 14 M. 
2. farbig, gerändert, bedruckt, bemalt, vergoldet, verſilbert; auch in Ver— 
bindung mit anderen Materialen, foweit fte dadurch nicht unter Nr. 20 


talen . 2... > 20.20... pro 100 Kilogramm 30 M. 
Bieh: 
a) 1. Pferde . 220202. pro Stüd 20 M. 
2. Maulefel, Maulthiere und Eſel 2202020. pro Stück 10 M. 
Unmerfung zu a1 und 2: 
Füllen, welche der Mutter folgen . » 2 2 2 0. . frei. 
J pro Stüd 9 A. 
co Ochſennn. 2 2 8.8.0. pro Stil 30 M 
Anmerfung zu e: 

Für Bewohner des Grenzbezirks dürfen unter den vom Bundesrath borzus 
ſchreibenden beſonderen Kontrolen Zugochſen von 2°/, bis 5 Jahren zu dem Bolls 
age von 20 Mark für 1 Stüd eingelafien werden, ſofern fie zum eigenen Wirth. 
ſchaftsbetriebe nachweislich nothwendig jind. 

d) Jungvieh im Alter bis zu 2), ea >20... pro Stüd 6 M. 
e) Kälber unter 6 Moden. . . Be ee — : 0 
f) Schweine . . a Se ap. age Ak he Sie — 6 
g) Spanferkel unter 10 Kilogramm RT = 215 
DICH: u; et ee re. Fo a 
i) RBNEIMEE  1a.= a SR Sn „50% 
k) Ziegen . . . . Pe RE EEE u OR GER BERG; - © 
Wachstuch, Wachsmuſſ elin, Wathetaft: 


a) grobes unbedrucktes Wahstuh (Packtuch) pro 100 Kilogramm 12 Mb. 
b) anderes, auch Ledertuch; Buchbinderleinen (Buchbinderzeugitoffe) 

pro 100 Kilogramm 30 Ab 
c) Wachsmuſſelin, Wahstafft -. - - . . pro 100 Kilogramm 50 Mb. 


Wolle, einihliehlid der anderweit nicht genannten Thierhaare, fowie 
Waaren daraus: | 
a) Wolle: rohe, gefärbte, gemahlene; ferner 
Haare: roh, gehechelt, geiotten, gefärbt, auch in Yodenform gelegt frei. 
b) gefämmte Wolle . . . pro 100 Stilogramm 2 M. 
c) Garn, aud mit anderen Spinnmaterialien, ausichließlich der Baummolle, 
gemiſcht: 
1. aus Rindviehhaaren, ein- und zweifach aller Art; Watten 
pro 100 Kilogramm 3 Ib. 
2, hartes Kammgarn aus Glanzwolle über 20 Gentimeter Länge, nicht ge: 
mischt mit anderen Spinnmaterialen; Genappes-, Mohair:, Alpakkagarn: 
x) einfach, ungefärbt oder gefärbt; dublirt ungefärbt 
pro 100 Kilogramm 3 .% 
2) dublirt gefärbt; dreis oder mehrfach gezwirnt, ungefärbt oder gefärbt 
pro 100 Kilogramm 24 M. 
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3. anderes Garn: 
a) roh, einfach. > ee» pro 100 Kilogramm 8 M 
6) roh, bublitt . . . in — 10 „ 
y) gebleicht oder gefärbt, einfach 5 12 
&) gebleicht oder gefärbt, dublirt; drei⸗ oder mehrfach dezwirni, roh, 
gebleicht oder gefärbt.. pro 100 Kilogramm 24 M. 
d) — auch in Verbindung mit Baumwolle, Leinen oder Metallfäden: 
1. Tuchleiften de i . frei. 
2. grobe unbedrudte, ungefärbte Filze. ? pro 100 Kilogramm 3 Me. 
3. Fußbeden, weldhe gefärbte ober ungefärbte Garne aus Rindviehhaaren 
enthalten . . . . » pro 100 SHilogramm 24 «A 
4. unbebrudte Filze, ſoweit ſie nicht zu Nr. 2 gehören; unbedruckte 
Filz- und Strumpfwaaren, Fußdecken, auch bedruckte, aus Wolle 
oder anderen Thierhaaren mit Ausnahme der Rindvieh- und Roßhaare, 
auch in Verbindung mit vegetabiliſchen Faſern und anderen Spinn— 
materialien . . . . pro 100 Kilogramm 100 M 
5. unbebrudte Tuch— und geugwaaren, ſoweit fie nicht zu Ziffer 7 

oder 8 gehören: 
x) im Gewicht von mehr als 200 Gramm auf den Quadratmeter 


Gewebefläche F . . pro 100 Kilogramm 185 M. 
P) im Gewicht von 200 Gramm oder weniger auf den Quadratmeter 
Sewebeflähe . . . + pro 100 Silogramm 220 M. 


6. &) bedrudte Waaren, ſoweit fie nicht zu den Fußdeden gehören, im 
Gewicht von mehr ald 200 Gramm auf den Quadratmeter Gewebe 
flähe; ferner Poſamentier- und Knopfmacherwaaren; Plüſche; 
Geſpinnſte in Verbindung mit Metallfäden 

pro 100 Kilogramm 150 M. 
P) bedruckte Waaren, Toweit fie nicht zu den Fußdeden gehören, im 
Gewicht von 200 Gramm oder weniger auf den Quadratmeter 
Gewebefläche . . . . » pro 100 Kilogramm 220 M 
7. Spigen, Tülle und Stidereien, jowie gewebte Shawltüdher, melde 
drei oder vier Farben haben . . . pro 100 Kilogramm 300 M 
8. geiwebte Shawltücher mit fünf oder mehr Farben 
pro 100 Stilogramm 450 Me. 
Zinf, aud mit Blei oder Zinn Mn und Waaren daraus: 
a) rohes Zink; Bruchzink. . . . frei. 
x gewalztes Zint . . 2 pro 100 Kilogramm 8 He. 
c) grobe Zinkwaaren, auch in Verbindung mit Holz, Eijen, Blei oder Zinn 
ohne Politur und Lad; Draht . - . . pro 100 Kilogramm 6 Ma 
d) feine Zinfwaaren, auch lackirte: imgleichen Zinkwaaren in Verbindung 
mit anderen Materialien, ſoweit ſie dadurch nicht unter Nr. 20 fallen 
pro 100 Kilogramm 24 M 


Zinn, auch mit Blei, a oder —— ceien und Waaren daraus: 
a) rohes Zinn; Bruchzinn . . 5 2 frei. 
b) gewalztes Zinn . . u bro 100 Kilogramm 3 M. 


c) grobe Zinnwaaren, auch in Verbindung mit Holz, Eiſen, Blei oder Zink 
ohne Politur und Lack; Draht ... . pro 100 Kilogramm 6 M 
d) feine Zinnwaaren, aud) ladirte; imgleihen Zinnwaaren in Verbindung 

mit anderen Materialien, ſoweit fie dadurd nicht unter Nr. 20 fallen 
pro 100 Stilogramm 24 M. 
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Geſetz, betreffend die Abänderung der Maß- und Gewichtsordnung 
vom 17. Auguſt 1868. 
Vom 11. Juli 1884. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 


verordnnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
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Die Urtifel 1, 3, 6 und 14 der Maß- und Gemwichtdordnung vom 
17. Auguft 1868 werben durch die nachſtehenden erfegt : 


Artikel 1. 


Die Grundlage des Maßes und Gewichtes iſt das Meter. 

Das Meter ift die Ginheit des Längenmaßes. Aus demfelben werden Die 
Einheiten des Flächenmaßes und des Körpermaßes — Quadratmeter und Kubik— 
meter — gebildet. 

Das Gewicht des in einem Würfel von einem Zehntel des Meter Seiten: 
länge enthaltenen deftillirten Waſſers im [uftleeren Raume und bei der Temperatur 
von + 4 Grad des hunderttheiligen Thermometer bildet die Ginheit des Ge: 
wichtes und heißt da3 Kilogramm. 


Artikel 3. 


Es gelten außer den im Artikel 1 aufgeführten Namen der Maßeinheiten 
zur Bezeihnung von Theilen und PVielfachen derielben folgende Namen: 


A. Kängenmaße. 
Der taufendfte Theil des Meter heißt das Millimeter. 
Der hundertite Theil des Meter heißt das Gentimeter. 
Taujend Meter heiken das Kilometer. 
B. Flädenmafe. 
Hundert Quadratmeter heißen das Ar. 
Zehntauiend Quadratmeter oder hundert Ar heiken das Hektar. 
C. Körpermaße. 
Der taufendfte Theil des Kubikmeter heißt das Yiter. 
Der zehnte Theil des Kubikmeter oder hundert Liter heißen das SHeftoliter. 


2) Vgl. „Annalen“ 1868 ©. 1007, 1877 ©. 817. 
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Zuläſſig iſt auch die Bezeichnung von Flächen oder Räumen durch die 
Quadrate oder Würfel des Centimeter und des Millimeter. 


Artikel 6. 


Es gelten für Theile und Vielfache der im Artikel 1 genannten Gewichts— 
einheit folgende Namen : 

Der taufendfte Theil des Kilogramm heißt das Gramm. 

Der taufendfte Theil des Gramm heißt das Milligramm. 

Taufend Kilogramm heißen die Tonne, 


Artifel 14. 


Zur Mihung und Stempelung find zugelaflen : 
diejenigen Längenmaße, welche dem Meter oder feinen ganzen Biels 
fahen, oder feiner Hälfte, feinem fünften oder feinem zehnten Theile 
entiprecdhen ; 
diejenigen Körpermaße, welche dem Kubikmeter, dem Heftoliter, dem 
halben Heftoliter oder den ganzen Bielfahen diefer Maßgrößen, oder 
dem Liter, feinem Zweis, Fünf, Zehn: oder Zwanzigfacdhen, oder feiner 
Hälfte, feinem fünften, zehnten, zwanzigften, fünfzigften oder Hunbertften 
Theile entiprechen ; 
diejenigen Gewichte, welche dem Kilogramm, dem Gramm oder bem 
Milligramm oder dem Zwei-, Fünf-, Zehn:, Zwanzig: oder Fünfzigfachen 
diefer Größen, oder der Hälfte, dem fünften oder dem zehnten Theile des 
Kilogramm oder des Gramm entiprecen. 
Zuläffig ift ferner die Aichung und Stempelung des Viertel-Hektoliter, 
jowie des PBiertel-Liter, 


8 2. 

Der Bundesrath wird beftimmen , bis zu welchen Terminen Maße, Meß: 
werfzeuge und Gewichte, welche in Gemäßheit der bisherigen Vorſchriften her: 
geftellt find, den vorftehenden Beitimmungen aber nicht entipredhen, aud) ferner 

a) zur Aihung und Stempelung zuzulaſſen, 

b) zur Wiederholung der Aichung und Stempelung zuzulaffen, 

c) im öffentlichen Verkehr zu dulden find, 

Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kailerlihen Infiegel. 


Gegeben Injel Mainau, den 11. Juli 1884. 
(L. S.) Wilhelm. 
bon Bötticher. 


Bekanntmachung, betreffend die Ausführung der Beitimmungen im $ 2 des 
Geſetzes vom 11. Juli 1884 über die Abänderung der Maß: und Gewichts⸗ 
orduung von 17. Auguſt 1868 (Reichs-Geſetzbl. S. 115). 

Vom 30. Oftober 1884. 


Auf Grund der Beltimmungen im 8 2 des Geſetzes vom 11. Juli 1884, 
betreffend die Abänderung der Maß- und Gewichtsordnung vom 17. Auguft 
1868, Meichs-Geſetzblatt S. 115) hat der Bundesrath folgende Anordnungen 
erlaffen : 
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8 1. 
Die in Gemäßheit der Beſtimmungen der Maß- und Gewichtsordnung vom 
17. Auguft 1868 (Bundes-Geſetzbl. S. 473) und der Aichordnung vom 16. Juli 
1869 (befondere Beilage zu Nr. 32 ded Bundes-Gejegblatt3), ſowie der Nachträge 
zu legteren hergeitellten Maße, Meßwerkzeuge und Gewichte jollen, auch wenn fie 
den Beitimmungen des $ 1 des Gefehes vom 11. Juli 1884 und den in Aus— 
führung besfelben ergehenden technifchen Vorfchriften nicht entiprechen, 
zur Mihung und Stempelung bis zum 31. Dezember 1886, 
zur Wiederholung der Aichung und Stempelung aber bis zum 
31. Dezember 1896 
zugelafien werben. 
Der Zeitpunkt, bis zu welchem fie im öffentlichen Verkehr auch über legteren 
Termin hinaus noch geduldet werden follen, bleibt weiterer Beltimmung vor— 
behalten. 


8 2. 

Diejenigen älteren, dem Pfundſyſtem angehörigen Gewichtsſtücke, welche in 
Betreff der Gewichtsgröße und =Bezeihnung den Beitimmungen der Maß- und 
Gewichtsorduung vom 17. Nuguft 1868 entiprechen, aber weder den in Aus— 
führung der legteren erlaflenen techniichen Borfchriften, noch den Beſtimmungen 
bes Gejeßed vom 11. Juli 1884, fowie den bazır ergebenden techniihen Vor: 
fchriften genügen, und welche nach dem Inkrafttreten der Maß- und Gewichts: 
ordnung vom 17. August 1868 nur bis auf Weiteres noch zur Wiederholung 
der Aihung und Stempelung zugelaffen worden find, ſollen 

nad dem 31. Dezember 1884 in denjenigen Bundesftaaten, in welchen 
eine wiederholte Aichung und Stempelung geieglih nicht vor— 
geichrieben ift, zur ferneren Wiederholung der Aihung und Stempelung 
nicht mehr zugelaflen, 

dagegen allgemein bis zun 31. Dezember 1888 noch im öffentlichen 
Verkehr geduldet werben. 


8 3. 
Die Normal: Aihungstommifftion hat in Gemäßheit der vorftehenden Anord- 
nungen die techniichen Borichriften zu erlaffen. 
Berlin, den 30. Oftober 1884. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Bötticher. 


Aichordnung für das Deutſche Neid. 


Vom 27. Dezember 1884, 


Auf Grund der Maß: und Gemwichtsordnung vom 17. Auguſt 1868 
(Bundes-Geſetzbl. S. 473) und des Gejeges vom 11. Auli 1884, betreffend die 
Abänderung der Maß- und Gewichtsordnung dom 17. Auguft 1868 (Reichs— 
Geſetzbl. S. 115), erläßt die Kaiſerliche Normal-Aichungs-Kommiſſion — unter 
Aufhebung der Aihordnung vom 16. Juli 1869 (Bundes: Gefegbl., Beilage zu 
Nr. 32) und der Belanntmahung vom 23. Februar 1870 (Bundes-Geſetzblatt, 
Beilage zu Nr. 29), jowie der ſämmtlichen Ergänzungen und Nacträge zu jener 
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Aichordnung, jedoch mit Ausschluß der auf Medizinalwaagen und Medizinal- 
gewichte bezüglichen Belfanntmahungen vom 17. Juni 1875 und vom 24. Oft. 
1882 (Gentralbl. für das Deutiche Neih von 1875 ©. 374 und von 1882 
©. 418) — die nadjtehende 


Aichordnung. 


Erſter Abſchnitt. 


Material, Geſtalt, Bezeichnung und ſonſtige Beſchaffenheit der 

— Aichung zuzulaſſenden Maße und Meßwerkzeuge, Fäſſer, 

ewichte und Waagen; bei der Aichung innezuhaltende Fehler: 
grenzen und Ausführung der Stempelung. 


I. £ängenmaße. 


Ss 1. 
Zuläffige Maße. 
Zuzulaffen find Maße von O,1, von 0,2 und von 0,5 Meter, fowie von 
1 Meter aufwärts bis zu 10 Meter in Abftufungen von je 1 Meter, und von 
10 Meter aufwärts bis zu 25 Meter einichließlich in Abftufungen von je 5 Meter. 
Eintheilungen find nah ganzen und halben Metern, fowie nad) Zehnteln, 
Hundertiteln und Taujenditeln diefer beiden Maßlängen zuläffig. 


82. 
Material, Gejtalt und Einrichtung. 


Die Make follen aus Material von folder Struktur, ſowie in folcher 
Geftalt und Querfchnittögröße ausgeführt fein, daß ihre Länge beim Gebrauch 
feine Schwankungen erfahren kann, welde die im Verfehr zu duldenden Fehler: 
grenzen überfteigen. 

Zuläffig find fowohl End: ald Strihmaße, und zwar: 

1. aus einem Stüde beftehende Mapjitäbe ; 

2. aus mehreren Stüden beitehende Maße, für deren Zufammenfügung 
in derjenigen gegenfeitigen Lage der beweglichen Theile, welche Die nor: 
male Länge des ganzen Maßes ergibt, eine genügende Stabilität 
gelichert ift ; 

3. Bandmaße aus Stahl. 

Für größere Längen als 10 Meter find nur Bandmaße zuläflig; für 
kleinere Längen ald 1 Meter find Bandmaße dagegen nicht zuläffig. Für Kleinere 
Längen als 0,5 Meter find auch Werkmaßſtäbe, Langwaarenmaßſtäbe und zu— 
janmenlegbare hölzerne Mafe nicht zuläffig (ſiehe $ 4). 

Bei Endmahen aus Holz, Elfenbein oder Material von ähnlicher Ober: 
flächenbeichaffenheit bis einichließlih 0,5 Meter abwärts find die Enden durd 
metallene Beichläge von hinreichender Stärfe zu jchügen. 

Die Eintheilungsmarten auf den Maßen dürfen durch Stride, Puntte, 
Stifte und dergleichen hergeitellt werden. Alle Begrenzungen von Xheillängen, 
jowie von Geſammtlängen follen jedoch jo ſcharf und unzweideutig jein, daß aus 
der Art der Markirung der Längen feine in Betracht der betreffenden Fehlergrenze 
merflichen Inficherheiten beim Gebrauche hervorgehen fünnen. Bandmaße mit 
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End-⸗Ringen, deren Mittelpunkte oder deren Begrenzungsflächen in unzweideutig 
bezeichneter Weiſe die Enden des Maßes bilden, ſind zuläſſig. 

Es iſt geſtattet, Maße, welche den oben aufgeſtellten Anforderungen ent— 
ſprechen, auch dann zu aichen, wenn dieſelben Theile zuſammengeſetzter Meß— 
werkzeuge bilden. 


83. 
Bezeichnung. 

Jedes Maß iſt auf mindeſtens einer ſeiner Seitenflächen, und zwar, wenn 
es auf einer oder mehreren dieſer Flächen Eintheilungen enthält, auf jeder der 
eingetheilten Flächen mit der deutlichen Bezeichnung ſeiner Länge nach Meter zu 
verſehen. 

Die Bezeichnung ſoll entweder mit dem vollen Worte Meter oder mit 
dem Buchſtaben m ausgeführt werden. 

Statt 0,5 darf aud !/, als Brucbezeihnung zur Anwendung fommen. 
Bei den Bezeihnungen 0,2 und O,1 darf nur die bezimale Form zur Anwendung 
kommen. 

Die Bezifferung der auf einem Längenmaße vorhandenen Unterabtheil— 
ungen des Meter darf nach Centimeter oder Millimeter ausgeführt werden, 
wobei die Hinzufügung der abgekürzten Bezeichnungen cm für Centimeter, mm 
für Millimeter zu den bezüglihen Ziffern geitattet ift. 


SA. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 
A. Fehlergrenzen für die Gefammtlänge. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulafienden Fehler dürfen höchſtens betragen: 

1. bei metallenen Bräziiionsmaßitäben, welde ſämmtlich 
nur aus einem Stüde beſtehen dürfen: 

bei einer Länge von 2 Meter . 2 2 2.2.02 Millimeter 
„ " " ” 1 ” ° + . J ° 0,1 " 
ei = „ 0,5, 0,2 und 0,1 Mer . 005 „ 

2. bei gewöhnlihen metallenen (aus einem oder aus mehreren 
Stüden beitehenden) und von 0,5 Meter abwärt3 aud bei 
den aus Elfenbein, hartem Holz u. f. w. hergeitellten Maßen: 

bei einer Länge von 10 bis einſchließlich 7 Meter 3 Millimeter 
" nr " n 6, " 4 " 2 n 
Fe u „ 3un 2 Mir . . .. 1 z 
— „nr 1 Meter I a a 
—— „nn 05,08 und 01 Meter. , 

3. bei Werkmaßſtäben aus Holz (Meßplatten), zu denen 
auch die zuſammenlegbaren hölzernen Maße von mehr 
al3 2 Meter Länge zu rechnen find, ſowie bei hölzernen 
Drapitäben für Langwaaren, welche legteren nur auß 
einem Stüde beftehen dürfen: 

bei einer Länge von 10 bis einichließlih 7 Meter 6 Millimeter 
” " " " 6 " " 4 " 4 " 
—— „ 3 und 2 Mir . ... 2 u 
u „ 1 Meter FE I u 
" " " " 0,5 " Me Se: Je SS —— /. " 
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4. bei zuſammenlegbaren hölzernen Maßen von 2 Meter oder 
fleinerer Länge: 
bei einer Länge von 2 Meter. 2 2 2.20. .2 Millimeter 
" " " " 1 " Bu 1 
” " " " 0,5 " . 0800. a7 ne li ” 
5. bei Bandmaßen aus Stahl: 
bei einer Länge von 25 und 20 Meter. - . . 4 Millimeter 


" n " " 15 " 10 " . - . . 3 * 
non „9 biß einichließlih 7 Meter 2 — 
" "H ” 6 " " 4 " 1’); " 
"a ER 2 Meter..1 
" m " 1 Meter a ae a BE A n 


B, Fehlergrenzen für die Eintheilung. 


Der Fehler des Abſtandes irgend einer Eintheilungsmarke von dem nächſten 
Ende der Maflänge darf bei den Maßen von mehr ald 2 Meter Länge die 
Hälfte des zuläffigen Fehlers der Gejammtlänge nicht überfchreiten. Bei ben 
Maßen von 2 Meter oder Eleinerer Länge darf der Fehler des Abſtandes irgend 
einer Eintheilungsmarfe von dem einen wie von dem anderen Ende der Maße 
länge den zuläffigen Fehler der Gejammtlänge nicht überfchreiten, Außerdem 
dürfen die Längen benachbarter Gentimeter 

bei gewöhnlichen Maßen nit um mehr ald 0,5 Millimeter, 

bei Präzifionsmaßen nicht um mehr ald 0,2 Millimeter, 
und die Längen benahbarter Millimeter 

bei gewöhnlihen Maßen nicht um mehr ald 0,2 Millimeter, 

bei Präzifionsmaßen nicht um mehr ald 0,1 Millimeter 
von einander verichieden fein. 


S 5. 
Stempelung. 

1. Die Stempelung der gewöhnlichen Längenmaße ($4 A Nr. 2 bis 5) 
erfolgt durch Aufdrüden oder Aufichlagen, bei den größeren hölzernen Maß: 
ftäben auch durch Cinbrennen des Stenpeld. Fir jede Stempelung gewöhnlicher 
Längenmaße, welde gemäß den nachfolgenden Vorſchriften auf Stahl, Eiſen 
oder auf einem anderen Material von ähnlicher Härte und Oberflächenbeichaffenbeit 
zu erfolgen haben würde, ſoll ein Pfropf oder eine Platte von weihen Metall, 
welched zur deutlichen Ausprägung des Stempeld geeignet ift, angebradt und in 
untrennbarer, nöthigenfalls durch Stempelung unveränderlic zu macjender Weite 
befejtigt fein. 

Die Stempelung der Präzifionsmaße ($ 4 A Nr. 1) erfolgt dur Auf: 
ügen bes Präzifionsftempels (8 79). 

2. Die Stempelung zur Beglaubigung der Gefammtflähe erfolgt dicht an 
den Enden des Maßes. Bei den mit Metallklappen verjehenen hölzernen End» 
maßftäben iſt ein Stempel auf die Endfläche jeder Kappe und ein ziveiter ent- 
weder halb auf die Stappe und halb auf das Holz oder, wenn dies nicht thunlich, 
auf das Holz unmittelbar an der Kappe zu ſetzen. 

3. Dei den zujammenlegbaren Maßen find außer den Enden de Maßes 
auch alle einzelnen in den Gelenken verbundenen Theile, und zwar womdglid fo 
zu ftempeln, daß dadurd die Zujammengehörigkeit der Theillängen in der bei 
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der Prüfung vorgefundenen Anordnung geſichert wird. Bei zuſammenlegbaren 
hölzernen Maßen von 1 Meter und 0,5 Meter Länge iſt die Stempelung der 
Kappen auf der Endfläche nicht erforderlich. 

4. Falld die Enden von ftählernen Bandmaßen durh die Mittelpunfte 
oder durch die Begrenzungsflähen von beweglichen Ringen gebildet werben, ift 
die Zugehörigkeit der Ninge zu den Maßen und die Unveränderlichkeit ber 
betreffenden Begrenzung des Maaßes durch Stempelung der Berbindungsftellen 
der Ringe mit dem Maße zu fichern. 

5. Bei allen Maßen, welche zwiichen den Endſtrichen oder Endflächen 
irgend eine Eintheilung enthalten, ift außer den obigen Stempelungen noch eine 
Stempelung der Gintheilungsflähe, und zwar in der Mitte der Eintheilung, 
möglihjt nahe an der Neihe der Cintheilungsmarfen, auszuführen. Dieie 
Stempelung ift, wenn mehrere Seitenflächen eines Maßſtabes eingetheilt find, 
auf jeder diejer Eintheilungsflähen auszuführen. 

St ein Maß nicht durchweg mit gleichartiger, ſondern ftellenmweife mit 
engerer Eintheilung verjehen, jo erfolgt die Beglaubigung der Prüfung der Ein- 
theilungen durch Anbringung je eine Stempeld in der Nähe der Mitte jeder 
ununterbrochen gleichartigen Eintheilung. 

6. Falld die Bezeihnung fih nicht auf dem Maße jelbit befindet, ſondern 
auf einem Schilde oder dergleihen an dem Maße angebracht ift, foll ihre Zus 
gehörigfeit zu dem Maße durch Stempelung gefichert werden. 


II. Slüffigkeitsmaße, Mefwerkzeuge für Slüffigkeiten und Meßſlaſchen. 
A. Flüſſigkeitsmaße. 


8 6. 
Zuläffige Maße. 
Zuzulafien find Maße von folgenden —— 


20 Liter 

10 e— 
5 
2 " 
1 " 
0,5 u 
0,2 72 
01 „ 
0,05 „ 
0,02 „ 
0,01 „ 
außerdem a 

87. 

Material. 


Zuzulafien find Maße aus Zinn oder aus folden Zinnlegirungen, bie 
mindeſtens fünf Sechstel reines Zinn enthalten; ſodann Make aus Meifing, 
Bronze oder Kupfer, ſobald diejelben innen vollftändig und gut verzinnt find, 
ferner aus Weißblech, ſowie aus vernideltem oder mit Nidel plattirtiem Stahl: 
oder Eifenbleh. Außerdem find Maße aus Glas zuläflig. 
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88. 
Geſtalt. 


Die Maße von 2 Liter abwärts ſollen die Form eines Cylinders haben. 

Das Berhältnig des Durchmeſſers de3 Cylinders zu feiner Höhe fol fein: 
bei 2 Liter, 1 Liter und Y, Liter NRaumgehalt wie 2 2 
und ’, :1,9 

Diefe Beltimmungen follen als hinreichend erfüllt gelien, ii bie Durch⸗ 
meſſer der Maße weder im Mehr noch im Minder von den nach obigen Vor— 
ſchriften berechneten Sollwerthen um mehr als 5 Prozent der letzteren abweichen. 

Abweichungen von der chlindriſchen Geſtalt ſind bis zu ſolchem Betrage 
geſtattet, daß bei dem oberen und dem unteren Durchmeſſer eines Maßes die 
größten zuläſſigen Abweichungen von den Sollwerthen nach entgegengeſetzten 
Seiten ſtattfinden dürfen. 

Hiernach ergeben ſich für die Dimenſionen dieſer Maße folgende Werthe 
in Millimeter: 


—— Berechnete Werthe en bes 
Manfes der Höhe des Durchmefjers größter kleinſter 
2 Liter 216,8 108,4 114 103 

. 172,1 86,0 90 82 
ng 136,6 68,3 72 65 
u, 104,8 55,1 58 52 


Bei ben Maßen von 0,2, 0,1, 0,05, 0,02 und 0,01 Liter Raumgehalt 
foll der Durchmeſſer des Cylinbers gleich der Höhe fein. 

Bezüglich geringer Abweichungen von dieſen Beitimmungen und von ber 
cplindriichen Geſtalt gilt dasfelbe wie oben bei den Maßen von 2 bis !/, Liter. 

Hiernach ergeben fi für die Dimenfionen diefer Maße folgende Werthe in 
Drillimeter : 


Raumgehalt Berechneter Werth der BZuläffige Geldwerthe bes 
de Höhe und des Durch— Durchmeſſers: 
Maßes meſſers größter kleinſter 
0,2 Liter 63,4 67 60 
0,1, 50,8 53 48 
0,05 „ 39,0 42 38 
0,08 „ 29,4 31 28 
0.01 ; 32,4 25 22 


Maße von 5, 10 und 20 Liter Naumgehalt find cylinder- oder tonnen⸗ 
förmig mit engerem chlindriichen Halſe anzufertigen. 
Die Weite des Haljes darf bei Maßen 
von 5 Liter Raumgehalt nicht mehr als 12 Gentimeter, 
von 10 umd 20 Liter Naumgehalt nicht mehr als 15 Gentimeter 
betragen. 


89. 
Bezeichnung. 

Die Bezeichnung hat durch deutliche Angabe des Raumgehalts nach Liter 
unter Hinzufügung des Wortes Liter oder des Buchſtabens 1 zu erfolgen. 
Diefelbe ift entweder auf dem Maße ſelbſt einzugrapiren oder aufzufchlagen, 
was bei Blehmaßen auch auf einer aufgelötheten Zinnftelle gejchehen kann, 


— — 
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oder auf einem aufgelötheten Schilde anzubringen, deſſen Zugehörigkeit zu dem 
Maße durch einen zu ſtempelnden Zinntropfen zu ſichern iſt. Auf gläſernen 
Maßen iſt die Bezeichnung durch Aetzen, Schleifen und dergleichen auszuführen. 

Für die Abſtufungen von 0,2 bis 0,01 Liter iſt die dezimale Bezeichnungs— 
form, für das "/, Liter die gewöhnliche Bruchform anzuwenden; für das 0,5 Liter 
jind beide Formen zuläffig. 


g 10. 
Sonſtige Beichaffenheit. 


1. Die äußere Beſchaffenheit und die Stärke der Wände, ſowie des Bodens 
der Maße ſoll derartig ſein, daß die letzteren den beim Gebrauche unvermeidlich 
vorkommenden Einwirkungen genügenden Widerſtand leiſten und Verletzungen 
als ſolche leicht erkennen laſſen. 

2. Für alle Maßgrößen find ſolche Maße geſtattet, bei denen ber 
Flüffigfeitsfpiegel der richtigen Füllung mit dem oberen Rande in einer Ebene 
liegt, und folche, bei denen er nahe unter dem Rande liegt. 

3. Bei beiden Arten von Maßen find Ausgüſſe (Schnauzen) zuläffig, 
welche bei den Maßen eriterer Art zu dem Maßraum gehören sollen und bei 
den Maßen letzterer Art in den Maßraum hinabreichen dürfen. 

4. Bei denjenigen Maßen, bei welchen der Flüffigfeitsipiegel der richtigen 
Füllung unter dem oberen Rande des Maßes liegt, darf der Raumgehalt 
begrenzt werden : 

a. durch zwei einander gegenüberliegende Abflußöffnungen, 

b. durd eine Abflußöffnung und einen derielben gegenüberliegenden Stift 

(Zäpfchen), 

c. durd eine Abflußöffnung und zwei um je ein Drittel des Umfanges 
von dieſer Deffnung abjtehende Stifte, 

d. durch zwei einander gegenüberliegende oder durch drei gleichmäßig auf 
dem Umfange vertheilte Stifte, 

e. bei glälernen Maßen durd zwei einander gegemüberliegende Strich- 
marfen, welche an der äußeren Fläche der durchſichtigen Glaswand 
angebracht find, und deren jede ſich mindeitens auf ein Sechstel des 
Umfanges eritredt. 

Bei allen Begrenzungen durd Stifte joll der untere Rand der legteren 

maßgebend jein ; demgemäß jollen die Enden der Stifte nach unten zugeichärft fein. 

5. Alle metallenen Maße, bei denen die Ebene des oberen Nandes die Be: 
grenzung des Maßraumes bildet, jollen am Nande äußerlich genügend veritärkt 
jein. Bei Blehmaßen darf dies durch aufgelöthere Bunde, welche auch aus 
Zinkblech beftehen dürfen, oder durch einen in den umgebogenen Rand eingelegten 
Draht geichehen. 

6. Die Einrichtung der Maße, bei denen die Ebene des oberen Randes 
die Begrenzung de3 Mahraumes bildet, foll die Anwendung einer Glasplatte 
behufs genauer Prüfung der Füllung geitatten. 

7. Ausgüffe oder Schnauzen, deren Faſſungsraum einen Theil des Maß— 
raumes bildet, jollen bei metallenen Maßen bis zur vorderen Spige in berielben 
Art wie der obere Nand veritärft fein. 

8. Bei Blechmaßen, welche nicht aus einem Stüd getrieben oder nicht 
mittel Hartlöthung hergeitellt find, sollen die Böden nicht als bloße Scheiben 
eingelöthet, Sondern mit einem umgebogenen Rande veriehen jein. Letzterer ſoll 
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entweder die cylindriiche Wandfläche von außen umtchließen, oder ſich nach unten 
gefehrt an die cylindriiche Wandfläche innen anjchließen ; in beiden Fällen iſt er 
mit der MWandfläche zu verlöthen. 

9, Die Böden find bei allen metallenen Maßen in ebener Fläche herzuftellen 
und bei metallenen Maßen von mehr al 2 Liter Naumgehalt durdh außen auf: 
gelöthete Stege zu verftärfen. Die äußere Boden: beziehungsweife die untere 
Randfläche jedes Maßes ſoll jedenfalls jo beichaffen fein, da das Maß auf einer 
ebenen Grundlage feit aufgeltellt werden fann, und ſoll außerdem zu den oberen 
Begrenzungseinrichtungen des Maßraumes eine ſolche Lage haben, dab die durch 
die leßteren gelegten Gbenen oder Richtungen bei horizontaler Lage der Auf: 
jtellungsebene ebenfalls horizontal find. 

10. Bei Stiften oder Zäpfchen, welde außen mit einem Kopf verliehen 
find, genügt die bloße Ginlöthung, anderenfalls ſollen dielelben eingenietet, in 
beiden Fällen aber außen mit einem Zinntropfen für die Stempelung veriehen fein. 

11. Auf Zinnmaßen joll der Name und Wohnort des Werfertigerd ange: 
geben fein. 

12. Die Wandflächen der gläfernen Maße jollen jo beſchaffen jein, dat 
fie an denjenigen Stellen, an welchen die Stempelung anzubringen it, die legtere 
durch Aufätzung deutlich auszuführen geitatten. 


811. 


Innezuhaltende Fehlergrenzen. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens betragen: 
bei 20 Liter 400 des Soll-Raumgehalts oder 50 Kubikcentimeter 


„ 10 #4, TIER. ..; F „235 F 
5 Baer. o F „ 125 F 
— F Io „ J F 5 * 
„ 1 n 1/00 PR PP FF 2,5 „ 
„ Aa „ No „ > 2,5 J 
— NM Mass, rn „13 R 
„ 08. u 4200... ; — 1 r 
«O1 * '/100 RR „. * —1 
„0,05 0 io. m Ar 0,5 an 
303.7 Al. 44 * VO a 
in DOE .. Man u r — 08 ” 
5:18: 
Stempelung. 


1. Die Stempelung erfolgt bei denjenigen metallenen Maßen, bei welden 
der Flüfiigkeitsipiegel der richtigen Füllung mit dem oberen Rande in einer Ebene 
liegt, durch Aufdrücken oder Aufichlagen zweier einander gegenüber auf oder dicht 
unter dem ande anzubringender Stempel, bei den metallenen Maßen mit Aus: 
flußöffnungen oder mit Stiften in entiprechender Weife dicht unter dem unteren 
Nande jeder ſolchen Oeffnung bezichungsweile auf dem außen für jeden Stif 
vorhandenen Zinntropfen. Wenn eine der obigen Stempelungen nicht unmittelbar“ 
auf oder dicht unter dem Nande oder auf den etwa vorhandenen verftärfenden 
Ningen ausführbar ift, darf Ddiefelbe entweder auf dem Kopfe eines Kupfer oder 
Meilingnietes oder auf einem jchwalbenichwanzförmig eingefegten Kupfer oder 
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Meiiingplättchen oder auf einem Zinntropfen oder auch auf einer mit Zinn aus— 
gegofienen Höhlung erfolgen. 

2. Bei glälernen Maßen erfolgt die Stemvelung ausschließlich dur Auf: 
äten je eines Stempels, und zwar bei den Randmaßen an zwei einander gegen- 
überliegenden Stellen dicht unter dem Rande, bei den Strihmaßen dicht unter 
jeder der beiden Strichmarfen. 

3. Bei Blechmaßen, welde nicht aus einem Stück getrieben oder nicht 
mittelit Hartlöthung hergeſtellt find, ift die an der Wand herablaufende Löthfuge 
auf einem Zinntropfen an derjenigen Stelle zu ſtempeln, wo dieſelbe auf den die 
Wandflähe außen umichließenden oder ſich innen anichliegenden umgebogenen 
Rand des Bodens trifft. Bei einem mit dem umgebogenen Rande fich innerlich 
an die Wandfläche anichließenden Boden ift außerdem an einer, legterem Stempel 
aegenüberliegenden Stelle ein den Boden und die innere Wandfläche treffender 
Stempel auf einem Zinntropfen anzubringen. 

4. Bei Mahen mit Beritärfung des Randes duch einen aufgelötheten 
Rund Toll die Löthnaht des legteren jo gelegt fein, daß fie von einem der beiden 
nah Nr. 1 am Nande des Maßes anzubringenden Stempel mitgetroffen wird, 

5. Bei ſolchen Maßen von 5 Yiter und größerem NRaumgehalt, welche aus 
mehreren durch Löthung verbundenen Theilen beitehen, find außerdem die auf 
den betreffenden Löthfugen anzubringenden Zinntropfen zu ſtempeln. 

6. Zinnerne Maße find, außer mit den vorgeichriebenen Stempeln am 
Rande, noch mit einem Stempel auf der äußeren Bodenflähe zu verfehen. 


B. Mebwertzeuge für Flüffigfeiten. 
8 13. 
Zuläffige Meßwerkzeuge. 


Zuzulaflen find ſolche Meßwerkzeuge, welche zur Abmefiung von mindeitens 
ziwei unmittelbar aufeinander folgenden Maßgrößen aus einer der beiden folgenden 
Neihen beitimmt find: 

2, 1, 0,5, 02, 0,1, 0,05, 0,02, 0,01 £iter, 
2, 1, !%, Liter. 

Die Meßwerkzeuge dürfen ſonſt eine beliebige Anzahl der Maßgrößen jeder 
Reihe, aber von 0,5 Liter abwärts entweder nur aus der Dezimalreihe oder nur 
bis zu . Liter abwärts angeben. Zwiſchen ben gewählten Grenzwerthen aus 
einer der beiden obigen Neihen darf feine der innerhalb derjelben zuläſſige Zwiſchen— 
ftufe fehlen. 

Diejenigen Meßwerkzeuge, deren Angaben der dezimalen Neihe angehören, 
dürfen fo eingerichtet fein, dab fie, wenn fie nur Maßgrößen von 1 Liter ab: 
wärts enthalten, auh Zumellungen in Abitufungen von je O,1 Liter, und von 
0,1 Liter abwärts in Abftufungen von 0,01 oder 0,001 Liter geitatten. 


8 14. 
Material, Geſtalt, jonftige Beichaffenheit und Einrichtung. 

1. Als Material iſt nur durchſichtiges Glas zuzulaſſen (ſiehe auch 8 10 
Nr. 12). 

2. Die Meßwerkzeuge find in chlindriicher oder in foniicher, nah unten 
berjüngter Geftalt mit einem Ablaßhahn auszuführen. Sie dürfen etwa bis zur 
Hälfte des Umfanges mit Schughüllen aus Blech oder dergleihen umgeben fein. 
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3. Die am Schluß des $ 13 zugelaffenen Dezimaleintheilungen dürfen nur 
zwiichen ſolchen Flüffigkeitsftänden angegeben fein, zwiichen denen feine Verjüng— 
ung des Durchmefiers des Gefäßes und dem entiprechend feine augenfällige Un— 
gleichheit der Höhenabitände für gleiche Maßabſtufungen ftattfindet. 

4. Die Höhen und Durchmeſſer, jowie die Verjüngungsverhältniſſe der 
fegteren bei Gefäßen, welche eine größere Reihe von Maßitufen umfaflen, be- 
ſtimmen ſich dadurch, daß die Angaben für die einzelnen Maßgrößen nur an 
ſolchen Stellen des Gefäßes erfolgen dürfen, an welchen einer Erhöhung oder 
Erniedrigung des Flüffigfeitöftandes um ein Gentimeter Zuflüffe oder Abflüfje von 
höchitens folgendem NRaumgehalt entiprecdhen: 

bei 2 1 und 0,5 Liter 50 Stubifcentimeter 
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[23 0,2 ’ 0,1 sr 20 [23 
’ 0,05 ’ 10 „ 
’ 0,02 0,01 ’r 5 ’ 
außerben 
bei !a „ 20 je 


Hiernach ſollen zwiichen denjenigen Stellen des Gefäßes, an welchen Die 
Angaben für die einzelnen Maßgrößen abgelejen werden, in lothredhter Richtung 
mindeftens folgende Abftände jtattfinden : 

zwiſchen 2 und 1 Liter mindeiten® 20 Gentimeter 


„1 „05 „ 0° „ 
a en — 10 „ 
— bu 
.. 0,1 + 0,05 ’ 2 4 ’ 
„ 005 „ 0,02 „ — 4 
„ 0.02 „ 001 „ E 5 


außerdem 
zwiihen a „ Yı „ = 9 

Zwiſchen denjenigen Angaben, welche eine fortlaufende Eintheilung in 
0,001 Liter einſchließen, ſoll durchgehends einem Raumgehaltsunterſchiede von 
0,001 Liter ein Abſtand der zugehörigen Strichmarken von mindeſtens 5 Milli— 
meter entiprechen. 

5. Die Begrenzung und Ablefung der Flüffigkeitsitände ist ausichlieglich 
durch aufgeägte oder eingeichliffene oder in anderer Weije dauerhaft angebradte, 
feinesfalls durch blos aufgemalte Strichmarken auf den durchſichtigen Glaswänden 
geſchehen. 

6. Alle Strichmarken ſollen mindeſtens !/s des Umfanges ber betreffenden 
Glaswand umfaſſen, in ihrer ganzen Länge ſichtbar ſein und in Ebenen liegen, 
welche mit der Achſe des Meßgefäßes einen rechten Winkel bilden. Zur Sicher— 
ung der lothrechten Lage der Achſe des Gefäßes ſoll, wenn der äußere Durch— 
meſſer desſelben an irgend einer Stelle 30 Millimeter überſteigt, ein Pendelzeiger 
vorhanden ſein, deſſen Einrichtung und Anbringung, nachdem ſeine Verbindung 
mit dem Meßgefäß durch Stempelung (8 15) geſichert iſt, leicht und ſchnell 
hervorzubringende und ebenſo wieder zu beſeitigende Veränderungen ausſchließen muß. 

7. Im Uebrigen ſoll die Einrichtung der Meßwerkzeuge derartig ſein, daß 
das Meßgefäß bis zu der betreffenden Ableſungsmarke mit der zuzumeſſenden 
Flüſſigkeit angefüllt und alsdann mittels des am unteren Ende des Gefäßes 
angebrachten Hahnes jedes Mal vollſtändig entleert wird; nur bei ſolchen Meß— 
werkzeugen, welche bis zu 0,01 Liter oder noch weiter abwärts Angaben ent- 
halten, darf die Einrichtung auch derartig fein, daß die Flüffigfeit nicht bis 
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zur vollitändigen Entleerung des Gefäßes, fondern nur bis zu einer Nullpunkt— 
marfe abgelaſſen wird, deren Cinrichtung ganz derjenigen der anderen Ableſungs— 
marfen entiprechen Toll, mit der Maßgabe, daß in ihrer Nähe einer Erhöhung 
oder Erniedrigung des Flüffigkeitsipiegel3 um 5 Millinteter höchitens ein Zus 
oder Abfluß von 0,001 Liter entiprechen darf, und daß demgemäß ihr Abitand 
von der Marfe für 0,01 Liter mindeitens 5 Gentimeter beträgt. 

8. Die Unveränderlichfeit der mellenden Räume, ſowie der Beziehungen 
zwilchen den legteren und den Angaben der Ablefungsmarfen ſoll entweder durd) 
die Cinrihtung ſelbſt gefichert fein oder durch Stempelung ſo gelichert werden 
fönnen, dab ablichtlihe oder umabfichtliche Verfälihungen der Angaben des 
Apparates nicht leicht und jchnell ausgeführt und nicht ebenjo wieder bejeitigt 
werden fünnen. 

Ein feiter Verihluß der Meßgefäße braucht jedoch nur dann durd die Ein: 
richtung gefichert zu fein oder joll nur dann durch Stempelung gejichert werden 
fünnen, wenn die VBerichlußeinrihtung mit einem Zuflußrohr, welches einen Theil 
des Meßraumes einnimmt, feit verbunden iſt; anderenfalls find loſe Dedel und 
dergleihen zuläffig- 


Ss 15. 
Bezeichnung, innezubaltende Fehlergrenzen und Stempelung. 


Die Bezeihnung der Ableſungsmarken für die im eriten Abjag des $ 13 
zugelajienen Maßgrößen ſoll mit den dajelbit aufgeführten Zahlenausdrüden 
unter Hinzufügung des Wortes Liter oder der Abkürzung 1 in der Nähe der 
Ableſungsmarken auf der Glasfläche augenfällig und deutlich ausgeführt fein. 

Die nah $ 13 außerdem zuläffigen Gintheilungen in 0,1 und in 0,01 
Liter jollen feine Bezeihnung empfangen. Die Gintheilungen in 0,001 Xiter 
dürfen dagegen beionders beziffert und nah Kubifcentimeter mit der Ab: 
fürzung cem bezeichnet Sein. 

Bezüglich der im Mehr oder im Minder zuzulaffenden Fehler gelten bei den 
einzelnen Maßgrößen die entiprechenden Beitimmungen des $ 11. 

Bei forrlaufender Dezimaleintheilung (liebe $ 13 am Scluffe) mit Gin: 
ſchluß der in derſelben enthaltenen einzelnen aichfähigen Maßgrößen ſollen da= 
gegen folgende Beitimmungen bezüglich der Fehlergrenzen gelten: 

Die im Mehr oder im Minder zuzulafienden Fehler dürfen höchſtens betragen: 
bei den Angaben von 0,9 Liter bis einichließlih 0,5 Yiter 2,5 Kubifcentimeter 
[23 " " " 0,4 [2 " " 0, 1 " 1 ‚Ö " 

" [7 ” " 0,09 " " " 0,05 " 0,5 n 

" " " 0,04 " " " 0,01 ” 0,2 " 

fall3 dagegen eine von O,1 Liter abwärts zuläffige fortlaufende Cintheilung in 
0,001 Liter vorhanden tft, dürfen fie bei allen Angaben von O,1 Liter abwärts 
höchſtens 0,1 Kubifcentimeter betragen. 

Außerdem dürfen bei allen fortlaufenden Gintheilungen die Fehler zweier 
benachbarter Marken ſich von einander nicht um mehr als die Hälfte der für die 
£leinere der beiden Angaben noch zuläſſigen Fehlergrenze untericheiden. 

Die Stempelung erfolgt durch Aufägen von Stempeln auf der Glasfläche 
möglichſt diht an den Ablefungsmarfen. Hierbei erhalten die mit Naumgehalts: 
bezeihnung nad) Liter verjehenen Ablefungsmarfen je einen Stempel. 

Die Prüfung der zu einer fortlaufenden dezimalen Cintheilung gehörigen 
Strihmarfen wird nur durch Anbringung je eines Stempeld nahe der Mitte 
einer zwijchen zwei geitempelten Maßgrößen befindlichen Gintheilung beglaubigt. 


— . — 
> 
* 
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Die Unveränderlichkeit des Bodens (beziehungsweiſe des Nullpunktes) und der 
Abflußeinrichtung, auch der Zuflußeinrichtung, wenn dieſelbe einen Theil des 
Meßraumes einnimmt, ſowie die Anbringung des Pendelzeigers und ſeiner Ein— 
ſtellungsmarke ſind durch Stempelung zu fichern. 


GC Meßflaſchen. 
S 16. 
Zuläffige Meßflaſchen. 
Zuzulaflen find Meßflaihen von 1 Liter und von 0,5 Liter Raumgehalt. 


S 17. 
Material, Geftalt, Bezeihnung, fonftige Beſchaffenheit und innezubaltende Fehlergrenzen. 


Die Meßflaſchen follen aus Glas, welches in der Höhe der richtigen Füllung 
hinreihend durchfichtig fein muß (Hehe auch $ 10 Nr. 12), in der ihrem Namen 
entiprechenden Gejtalt mit einem engeren zylindriichen Halſe von höchſtens 
40 Millimeter innerem Durchmeffer ausgeführt und an erfichtliher Stelle mit 
der Bezeihnung 1 1 beziehungsweiie 0,5 1 oder !/s 1 verfehen fein. 

Die Begrenzung des Naumgehalts foll durch einen äußerlich auf dem Halle 
angebrachten unveränderlicen Strich, welcher mindeitens die Hälfte des Halſes 
umfaßt, oder durch zwei im einer Ebene einander gegenüberliegende Striche, deren 
jeder fich mindeitens auf den jechsten Theil des Umfanges erftredt, erfolgen. 

Die im Mehr oder im Minder zuzulaffenden Fehler dürfen bei beiben 
Maßgrößen höchſtens 2,5 Kubifcentimeter betragen. 


s 18. 
Stempelung. 


Die Stenipelung erfolgt durch Aufägen eines Stempel dicht unter dem 
Füllungsftrich beziehungsweiie dicht unter einem der beiden Füllungsftriche. 


III. Fäſſer. 


g 19. 
Zuläffige Füſſer. 
Nur ſolche Fäſſer follen zur Grmittelung und Beglaubigung des Raumes 


gehalts und der trodenen oder naffen Tara zugelaffen werben, welde binfichtlich 
ihrer Haltbarkeit und ihrer jonitigen Beichaffenheit zu Bedenken feinen Anlaß geben. 


8 20. 
Sehlergrenzen, Bezeichnung und Stempelung. 
Die Fehler der Ermittelungen des jeweiligen Naumgehalts oder ber jeweiligen 
Tara von Fällern dürfen 
bei Fäſſern bis zu 30 Liter Raumgehalt höchſtens O,1 Liter, 
bei Fäſſern bis zu 30 Kilogramm Gewicht höchſtens O,1 Kilogramm, 
bei größeren Fäſſern höchſtens ?/soo des Naumgehalts beziehungsweile 
der Tara 
im Mehr oder im Minder betragen. 
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Das Ergebniß der Grmittelung des Raumgehalts oder der Tara ift nad 
Liter mit Hinzufügung der Bezeichnung 1 beziehungsweile nach Kilogramm mit 
Hinzufügung der Bezeihnung kg und unter Voriegung der Bezeichnung N T 
(Näſſe Tara), wenn die Tarabeftimmung nad) vorgängiger gehöriger innerer 
Näſſung des Falles erfolgt ift, oder der Bezeihnung T T (Trodene Tara), wenn 
die Tarabeitimmung ohne vorgängige innere Näflung des Falles erfolgt it, auf 
dem Falle anzugeben. Bei hölzernen Fäſſern geichieht dies in der Regel durd) 
Finbrennen auf dem Boden, nur bei fleineren hölzernen Fäſſern iſt es aud) 
zuläſſig, dieſe Angaben auf dem Umfange an ſolchen Stellen einzubrennen, an 
welchen die Angaben vor Beichädigungen beim Transport u, ſ. w. hinreichend 
gelichert ericheinen. Bei Fäſſern aus Metall find die obigen Angaben auf einer 
aufgelötheten oder aufgenieteten Metallplatte aufzuichlagen, welche an einer folchen 
Stelle des Umfanges oder des Bodens angebracht ift, daß die aufzuichlagenden 
Bezeichnungen beim Transport des Falles u. ſ. w. feine Beichädigungen erleiden 
fönnen, und daß die Verbindung der Platte mit dem Falle durch Stempelung 
gefichert werden kann. 

Bei Fäſſern unter 300 Liter Raumgehalt ift die Angabe des ermittelten 
Naumgehalt3 auf Zehntel des Liter, bei größeren Fälfern auf ganze Liter 
abzurunden; die Angabe der ermittelten Tara iſt ſtets auf Zehntel des Kilo— 
gramm abzurumden. 

Die Stempelung erfolgt in der Nähe der vorerwähnten Angaben des Raum? 
gehalt beziehungsmweile der Tara. Außer dem Nichungsitempel wird die Jahres— 
zahl der Aihung und, wenn es verlangt wird, die Nummer des Aichregiſters 
eirngebrannt oder bei metallenen Fäſſern auf der oben erwähnten Platte auf: 
geichlagen. 

Der Aichungsſtempel ift zwiichen die Jahreszahl und die Angabe des Raum— 
gehalts beziehungsiweile der Tara zu jegen. 


IV. Hohlmaße und Alefwerkzeuge für trockene Gegenflände. 


A. Maße von 100 Liter abwärts für alle Arten von trodenen 
Gegenständen. 


5 21. 
Zuläjige Maße. 


Zuzulafjen find Maße von folgenden Größen: 
100 Liter 


50, 
20 , 
10: 
9 m 
2m 
er 
0,5 " 
0,2 a 
Bl: 3 
0,05 „ 


außerdem !/ı Hektoliter und A Liter. 
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8 22. 
Material. 


Als Material iſt Schwarz:, Weiß- oder verzinktes Gifenbleh, ſowie Meſſing, 
Bronze, Kupfer oder Holz, ferner vernideltes oder mit Nickel plattirte® Stahl: 
oder Eiſenblech zuläſſig. 


g 23. 
Geſtalt. 


Die Maße von 100 bis zu Liter abwärts ſollen die Form eines 
Gplinders haben, bei welchem der Durchmeiler das Anderthalbfache der Höhe beträgt. 
Dieje Beltimmung foll bei den Maßen von 100 Liter bis zu 1 Liter abwärts 
als hinreichend erfüllt gelten, fobald die Durchmefler diefer Maße weder im 
Mehr noch im Minder von den nach obiger Vorſchrift berechneten Sollwerthen 
um mehr alö 3 Prozent der leßteren abweichen. Bei den Eleineren Maßen 
dürfen dieſe Abweichungen bis zu 5 Prozent betragen. 

Abweihungen von der cnlindriichen Geftalt find bis zu ſolchem Betrage 
geltattet, daß bei dem oberen und dem unteren Durchmeſſer eines Maßes die 
größten zuläffigen Abweichungen nad) entgegengelegten Seiten ftattfinden dürfen. 

Es ergeben fich hieraus für die verichiedenen Maßgrößen folgende Dimen- 
fionen in Millimeter: 


—————— Berechnete Werthe a ed bes 

Maßes der Höhe des Durchmeſſers größter kleinſter 
100 Liter 383,9 575,9 593 559 
50 „ 304,7 457,1 471 443 
25 241,9 362,8 374 352 
20: , 224,5 338,8 347 327 
— 178,2 267,8 275 259 
DB „ 141,5 212,2 219 206 
—A 104,2 156,3 161 152 
I... 82,7 124,1 128 120 
!la 2 65,7 98,5 103 94 
ST 52,1 78,2 “2 74 


Für die Formen und Dimenfionen der Maße von 0,2, 0,1 und 0,05 Liter 
gelten die im $ 8 für Füſſigkeitsmaße desjelben Raumgehalts erlaffenen Por: 
Ichriften. 


8 24. 
Bezeichnung. 


1. Die Bezeichnung hat bei den Maßen von 20 Liter abwärts durch deut: 
lihe Angabe des Naumgehalts in Liter unter Dinzufügung des Wortes Liter 
oder des Buchſtabens 1 zu erfolgen. 

2. Für die Abitufungen von 0,2 bis 0,05 Liter ift die dezimale Bezeich- 
nungsform, für das Liter die gewöhnliche Bruchform anzuwenden; für das 
0,5 Liter find beide Formen zuläffig. 

3. Die Maße zu 100, 50 und 25 Xiter find beziehungsweije als 1, Ya 
und 4 Seftoliter oder alö 1, '/s und Ys hl zu bezeichnen. 

4. Sämmtliche Bezeihnungen ſollen in ſolcher Weile ausgerührt werben, 
daß ihre Zugehörigkeit zu dem Maße geſichert iſt oder nöthigenfals durch 
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Stempelung geitchert werden kann (jiehe auch die entiprechenden Vorſchriften 
des 8 9). 
$ 25. 
Sonjtige Bejchaffenbeit. 

1. Die äußere Beichaffenbeit, die Stärfe der Wände und des Bodens der 
Maße, jowie die Verbindung des Bodens und der Wände follen derartig Sein, 
daß die Maße den beim Gebrauche unvermeidlichen Einwirkungen genügenden 
Miderftand leiſten und Perlegungen als jolche leicht erfennen laſſen. 

2. Die obere Begrenzung des Maßraumes ſoll ausschließlich durch Die 
Ebene des Randes erfolgen. Der Rand foll eben und zur Erhaltung des ebenen 
Berlaufes, ſowie der Geitalt des Maßes in gehöriger Stürfe ausgeführt oder 
angemeſſen veritärkt fein. 

3. Alle Maße zu 100 Liter und 50 Liter follen mit Handhaben verjehen 
fein (fiehe Nr. 13). 

4. Gin dünner Anstrich der Innenflächen eines Mahes mit Anwendung 
von Del, Theer und dergleichen iſt zuläſſig. 

5. Für Blechmaße gelten hinsichtlich des Bodens die Beſtimmungen bes 
$S 10 Nr. 8 und 9 mit der Mahgabe, daß bei größerem Naumgehalt als 
2 Liter auc andere Arten dauerhafter Verbindung als die dort angegebenen 
zuläſſig find. 

6. Hölzerne Maße ſollen gut ausgetrodnet fein. 

7. Wenn bei hölzernen Hohlmaßen der Boden nicht aus einem einzigen 
Stüde beiteht, jo foll er aus zwei mit gefreuztem Faſerlauf übereinanderliegenden 
Theilen zufanmengejegt und die Verbindung diefer Theile durch Zuſammenleimen 
oder in einer anderen dauerhaften Weiſe ausgeführt fein. 

8. Hölzerne Maße dürfen für alle Maßgrößen als Spanmaße, ferner bis 
einihließlih 0,5 Liter abwärts als Dauben- (oder Stab:) Maße und von 1 Liter 
abwärts auch aus maſſivem Holze hergeitellt fein. 

9. Bei Spanmaßen ſoll der Boden, deilen Stärfe bei den Mafen von 
20 Liter und größerem Naumgehalt nicht unter 18, bei Maßen von 10 Liter 
abwärt3 nicht unter 10 Millimeter betragen darf, etwa mit einem Drittel jeiner 
Stärfe über den unteren Nand des Spans derartig bis zur äußeren Wandfläche 
hervortreten, dab fi die Spanwand auf den Boden des Maßes aufjegt. 

10. Spanmaße bis einichlieglih 10 Liter abwärts find zur Verſtärkung 
der Verbindung des Bodens und der MWandfläche, fowie der beiden Enden bes 
Span: mit Beichlägen aus Bandeilen zu veriehen. 

11. Bei Spanmaken von 100 Liter, 50 Liter und "/, SHeftoliter foll der 
Bandeilenbeichlag de3 Bodens und der Wandfläche aus drei Bandeiſenſchienen 
gebildet fein, welche jich unter dem Boden freuzen, an der Wanbdfläche bis in Die 
Nähe des oberen Nandes aufiteigen und dort mit einer Dielen Rand umgebenden 
Bandeiſenſchiene feit verbunden find. 

Eine der auffteigenden Bandeiſenſchienen joll auf der WVerbindungsitelle des 
Spans angebraht jein. In demjenigen Durchmefler des Nandes, welcher die 
Berbindungsitelle trifft, it ein eilerner Steg anzubringen, deifen obere ebene 
Fläche mit dem oberen Nande des Maßes in einer Ebene liegt, deſſen breitere 
Seitenflächen lothrecht Stehen, und deilen Mitte durch eine eiferne Stütze mit dem 
Boden verbunden ift. 

12. Bei den Spanmahen von 20 und 10 Liter genügen zwei ſich am 
Boden freuzende Schienen, von denen eine die Verbindungsftelle des Spans trifft, 
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und welche beide mit einer den oberen Rand umgebenden Bandeiſenſchiene feſt 
verbunden ſind. Ein Steg iſt bei den Maßen von 20 und 10 Liter nicht 
erforderlich, aber zuläſſig. Bei allen Maßen, welche kleiner ſind als 10 Liter, 
iſt derſelbe ausgeſchloſſen. 

13. Die in Nr 3 vorgeſchriebenen Handhaben find bei Spanmaßen jo 
anzubringen, daß die flachen Enden, mit denen fie befejtigt werden, nach entgegen 
gelegten Seiten liegen und ſomit nicht einen und denſelben Yalerlauf treffen. 
Falls feine der Handhaben über der Verbindungöitelle des Spans angebracht ift, 
ift die BVerbindungsitelle etwa in der halben Höhe des Maßes noch durch einen 
Niet zu fichern. 

14. Der Beichlag des unteren Randes von Spanmaßen (fiehe Nr. 10 bis 
12) joll jo beichaften fein, daß er die im $ 27 vorgeichriebene Stempelung von 
Boden: und Wandfläche entweder in Ausiparungen an den betreffenden Stellen 
oder auf den Köpfen von Kupfer: oder Meilingichrauben zuläßt. 

15. Bei den Dauben- (oder Stab) Maßen find die Dauben einzeln mit 
den nmogelegten eilernen Bändern durch Miete oder Nägel zu verbinden. Bis 
zu 5 Liter aufwärts dürfen jedoch auch Daubenmaße, bei denen die Dauben 
ftatt mit Eifenringen mit mehreren hölzernen Reifen umlegt und verbunden find, 
zugelaſſen werben. 





S 26. 
Innezubaltende Feblergrenzen. 
Die im Mehr oder im Minder zuzulafienden Fehler dürfen höchitens 
betragen : 
bei 100 Liter aso des Soll-Raumgehalt3 oder 400  Stubifcentimeter 


„ 50 „ Io „ " „ 200 " 
20 „ 0 „ a „ 100 ü 
" 10 " 1 200 " " " 50 " 
" 5 ” !/a 00 " " n 25 " 
" 2 n 1200 " " ” 10 " 
” 1 " 200 " " 5 " 
— 05 „ "ho „ — 5 
0,2 " 'ı v0 " " " 2 " 
" 01 „ so " " " 2 " 
a 0,05 „ !/so R = — 1 ” 
außerdem 
bei !/, Seftoliter !/uoo „ £ 125 
„. Liter ee. :; A 2 2,5 — 
g 97. 
Stempelung. 


1. Die Stempelung erfolgt durch Aufdrücken, Aufſchlagen oder Einbrennen. 
Für die Stempelung der Maße aus Blech gelten die entſprechenden Vorſchriften 
des 8 12. 

2. Alle hölzernen Hohlmaße find an drei gleich weit von einander ab— 
itehenden Stellen entiweder auf oder dicht unter dem oberen Rande, ferner auf | 
der inneren Boden: und auf der äußeren Wandfläche zu ftempeln. Sind Hands i 
haben an denjelben vorharden, jo ift je einer der fie befejtigenden Niete zu 
jtempeln. 
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3. Bei hölzernen Spanmaßen find außerdem drei von einander gleich weit 
entfernte Stempel am unteren Rande der äußeren Wandfläche jo aufzujegen, daß 
jeder auf Boden und Band zu ftehen fommt. In denjenigen Fällen, in welchen 
dieje Stempelung auf fupfernen oder meſſingenen Schraubenköpfen (ſiehe $ 25 
Nr. 14) erfolgt, genügt die Stempelung zweier Schraubenköpfe, welche fh auf 
dem Umfange des Maßes einander gegenüber befinden. 

4. Bei Daubenmaßen find drei von einander gleich weit entfernte Stempel 
auf die inneren Seiten der voritehenden Daubenenden, möglidit nahe an der 
unteren Bodenflähe zu ſetzen. 


B. Maße und Meßwerkzeuge von 0,5 Heftoliter aufwärts für 
Brennmaterialien, jowie für Kalk und andere Mineralprodufte. 


$ 28. 
Zuläſſige Maße und Meßwerkzeuge. 


Zum Zumeſſen von Brennmaterialien, ſowie von Kalk und anderen Mineral— 
produften werden die nachfolgend aufgeführten Maße und Meßwerkzeuge zur 
Aichung zugelafien: 

I. Kaſtenmaße, deren Raumgehalt 0,5 Heftoliter, 1 SHeftoliter oder ein 
ganzes Vielfache von einem Heftoliter beträgt ; 

Il. Kummtmaße, deren Raumgehalt ein ganzes Bielfahe von einem halben 

Kubikmeter beträgt ; 

II. Löſch- und Ladegefähe (im Großverfehr), deren Raumgehalt 1 Hektoliter 

oder ein ganzes Vielfache von einem Hektoliter beträgt ; 
IV. Sördergefäße (auf Dergiwerfen), deren Naumgehalt 0,5 Heftoliter oder 
ein ganzes Bielfahe von einem SHeftoliter beträgt ; 

V. Rahmen: oder Aufiegmaße, deren Naumgehalt zwiſchen den beiden 
offenen Randebenen 2 Hektoliter oder ein anderes ganzes Vielfache von 
einem Hektoliter beträgt. 


8 29. 
Material, Geſtalt, jonitige Veichaftenheit und Einrichtung. 
I. Kaſtenmaße. 


1. Die Kaftenmaße jollen aus Holz oder aus Eiſen in parallelepipediicher 
Geitalt hergeſtellt fein. 

2. Die Kaſtenmaße zu 0,5, 1 und 2 Heftoliter follen, im Lichten gemeifen, 
folgende in Millimeter ausgedrücdte Dimenfionen haben : 


Länge Breite Tiefe 

das Kaſtenmaß zu 0,5 Heftoliter 500 400 250 
„ > ud * 625 500 320 
2 625 625 512 


Abweichungen der Mittelwerthe der an der Randflähe und an der Boden: 
fläche gemefjenenen Längen und Breiten, jowie der Tiefen von voritehenden Soll: 
werthen können bis zu 2 Prozent unter der Vorausiegung zugelaflen werden, 
daß der Raumgehalt die Fehlergrenze (S 31) einhält. 

Für die Maße von größerem Naumgehalt als 2 Heftoliter werden beitinumte 
Dimenfionen nicht vorgeichrieben, doch soll die Geitalt ihrer Bodenfläche ein 
Rechte jein, bei welchem das Verhäitnig der Länge zur Breite zwiichen 1:1 
und 2:1 liegt. 


a 
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Die Seitenwände der Staltenmaße follen nahezu rechtwinklig gegen den 
Boden ſtehen. Unterſchiede zwiichen den Längen und den Breiten der Boden: 
fläche und den entiprechenden Dimenfionen der Randfläche find nur bis zu 
10 Prozent der Maßtiefe zuläflig. 

3. Hölzerne Kaſtenmaße müſſen einen Beichlag von Bandeiſen erhalten, 
welcher den oberen Rand und die Verbindung der Seitenwände ſowohl unter: 
einander als mit dem Boden fichert. Berbindungsitangen zwiſchen den Seiten: 
mwänden oder, wie bei der Verbindung der Staftenmaße mit Karren, zwischen den 
Tragichenfeln, dürfen nicht durdy den Maßraum geben. Hölzerne Staftenmahe 
dürfen im Innern mit Gifenbleh ausgeihlagen fein; diefer Beichlag Toll aber 
mit dem äußeren Banbeilenbeichläge durch Nietbolzen verbunden fein, von denen 
einige eine Stempelung von außen zulafien müſſen. 

4. Bei eiſernen Kaſtenmaßen follen die Seitenwände von einer zur Sicherung 
gegen Berbiegungen genügenden Stärfe fein. Die Bodenplatte ift durch anzu: 
bringende Rippen zu veritärfen. 


II Aummimaße. 


1. Kummtmaße find aus Holz oder Eiſen mit rechtediger Bodenfläde und | 
Nandflähe und mit geneigten Seitenwänden bei rechtwinklig zur Bodenfläde 
geitellter Border: und Hinterwand auszuführen. ES ift jedoch auch zuläffig, die 
Seitenwände rechtwinklig zur Bodenflähe und alsdann die Vorder: und Hinter: 
wand entweder ebenfalls rechtwinklig oder geneigt zu der Bodenflähe auszuführen. 
Border: und Hinterwand, ſowie die etwa vorhandenen Scheidewände einzelner 
Ubjichnitte des Maßes dürfen nach Art von Schügen, welche in Nuthen zwiſchen 
den Seitemvänden beweglich find, bergeitellt fein, die Vorder- und Hinterwand 
auch in Form von Thüren oder Sllappen. Außerdem dürfen Auflasbretter vor: 
handen fein, durch welche mittels Erhöhung der Seiten, ſowie der End» und 
Sceidewände der Fallungsraum nad Bedürfniß um ein ganzes Bielfache von 
halben Stubifmetern vergrößert werden fann. 

Der Raumgehalt der Kummtmaße joll im Allgemeinen durd die Randfläche 
begrenzt fein; doch find unter beionderen Iofalen Verkehrsverhältniſſen aud 
Einrihtungen zuläffig, bei welchen der Raumgehalt unterhalb der Randfläde 
durd) geeignete Ginrichtungen, wie Leiften, Reihen von Löchern und dergleichen, 
begrenzt wird, 

2. Die näheren Beſtimmungen, betreffend die Dimenfionen und Einricht— 
ungen der Kummtmaße, haben die Auffichtsbehörden für ihre Auffichtsbezirke 
unter Berüdfichtigung der lofalen Verhältniſſe zu erlafien, wobei darauf zu halten 
ift, daß durch eilerne Veichläge, Meberwurfsfetten, Stangen oder dergleichen, die 
Erhaltung des Makraumes thunlichit gefihert, und daß die Prüfung des Raum— 
gehalt3 mit alleiniger Anwendung des Längenmaßftabes ausführbar ift. 


III. £öfh- und Ladegefähe. 


Löſch- und Ladegefähe find aus Holz oder Eifen in Cylinder- oder Tonnen: 
form herzuftellen. Beträgt ihr Naumgehalt nicht mehr als 2 Hektoliter, ſo fol 
das Verhältniß des Mittelwerthes der Durchmeffer der Querichnitte zu der Höhe 
der Gefäße zwiihen 1:1 und 2: 3 liegen; bei größerem Naumgehalt find andere 
Verhältniſſe, welche fir die beionderen Umstände amı geeignetiten find, zuläffig. 

Bezüglih der Tonitigen Beichaffenheit und Ginrihtung ſind die unter 1 
Kr. 3 und 4 für die Kaſtenmaße gegebenen Sicherungsvorichriften zum Anhalt 
zu nehmen, 
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IV. Fördergefäße. 


Fördergefäße find aus Holz oder Eiſen in folchen Hörperformen herzuitellen, 
wie fie für die befonderen techniichen Zwecke am geeignetiten find, wobei darauf 
zu halten ift, daß die Prüfung des Raumgehalts jich lediglich unter Anwendung 
des Yängenmaßitabes und fonjtiger einfacher Hilfsmittel der Linearmeffung durch 
einfache Rechnung genügend jicher ausführen läßt. Am llebrigen gelten die ent: 
Iprechenden für Kaſtenmaße gegebenen Borjchriften. 


V. Mabmen- oder Auffehmaße, 


Rahmenmaße ſollen rehtedig begrenzte Randebenen haben und im Webrigen 
den für Staftenmaße gegebenen entiprechenden Vorichriften genügen ; doch dürfen 
Unterichiede zwiichen den Längen und Breiten der einen Nandflähe und den ent: 
Iprechenden Dimenjionen der anderen Randfläche bis zu 20 Prozent der Maß: 
tiefe zugelaffen werben. 

$ 30. 
Bezeichnung. 


Die Bezeichnungen ſollen deutlih und in einer ſolchen Weile ausgeführt 
jein, daß die Zugehörigkeit derjelben zu dem Maße gefichert ift oder durch 
Stempelung gefichert werden fann. 

Die Bezeichnung der Maße u. f. w. im $ 29 unter I, III, IV, V erfolgt 
nad) Heftoliter unter Hinzufügung des Wortes Heftoliter oder der Abkürzung hl. 

Die Bezeihnung der Kummtmaße (II) erfolgt nah Kubikmeter ober 
nah Heftoliter unter Anwendung diefer Worte oder der Abkürzungen cbm 
beziehungsweije hl. 

$ 31. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 

Die im Mehr oder im Minder zuzulaffenden Fehler dürfen bei Staften- 
maßen, Löſch- und Ladegefäßen, Fördergefäßen und Rahmenmaßen höchitens 
1 Prozent des Raumgehalts betragen. 

Bei Kummtmaßen dürfen die einzelnen Hauptdimenfionen, welche den Raum— 
gehalt beitimmen, von den für dieſelben vorzuichreibenden Werthen (829 U 
Nr. 2) im Mehr oder im Minder nicht um mehr als 1 Prozent abweichen ; doc) 
find Kummtmaße ichon dann als unzulälfig zu erachten, wenn dieſe Abweichungen 
fänmtlich die Fehlergrenze nahezu erreichen und zugleich entweder ſämmtlich im 
Sinne des Mehr oder ſämmtlich im Sinne des Minder ftattfinden. 


S 32. 
Stempelung. 


Die Stempelung geichieht 

bei den Kaftenmaßen, den Löſch- und Ladegefäßen, den Fördergefäßen und 
den Nahmenmaßen nad den int $ 27 gegebenen entiprechenden Borichriften, 
jedoch mit der Maßgabe, dab die Stempelungen auf oder dicht unter dem oberen 
Rande auch bei den hölzernen Maßen nur an zwei einander gegemüberliegenden 
Stellen zu erfolgen brauchen, ferner bei hölzernen Maßen mit innerem Eiſen— 
beichlag ($ 29 I Nr. 3) auch von außen auf einigen der die Verbindung bes 
legteren mit dem äußeren Banbdeilenbeichlag beritellenden Nietbolzen, 

bei den Kummtmaßen durd Einbrennen je eines Stempelö an jeder Stante 
des Staftens und der Auflagbretter, ſowie dicht an den Yeilten, welche die Nuthen 
für die Schüßen bilden. 
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C. Meßrahmen für Brennholz. 
8 33. 
Zuläifige Meßrahmen, Material, Gejtalt und Einrichtung. 


1. Zur Ausmeſſung, ſowie zur Erleichterung und Sicherung rehtwinfliger 
Aufichichtungen von Brennholz werden lothredit aufzuftellende Meßrahmen zur 
Aichung zugelaffen, deren Lichte Nahmenfläden "/,, "/,, 1 Quadratmeter oder ein 
ganzes Vielfahe von 1 Quadratmeter, und deren einzelne Seiten, zwijchen End» 
flächen oder Endmarken oder im Lichten der Nahmen gemeflen, ein halbes Meter 
oder ein ganzes Bielfache von einem halben Meter betragen. 

2. Die Einrihtung der Meßrahmen darf ſowohl derartig fein, daß fte zur 
vollftändigen Ausmellung des Raumgehalts der Aufichichtung, als auch derartig, 
daß fie nur zur Ausmeſſung einer der Begrenzungsflähen der Aufichichtung 
dienen, während bie Tiefendimenfion der legteren mit einem geaichten Maßſtab 
ermittelt wird. 


3. Die Mehrahmen dürfen aus hölzernen oder aus eifernen, rechtwinklig 
mit einander zu verbindenden Stäben oder aus rechtwinklig mit einander ber: 
bundenen Brettern beftehen. Sie dürfen ſowohl zu feiter Aufitelung, als auch 
zum Zuſammenſetzen und Auseinandernehmen eingerichtet jein. 

4. An Meßrahmen mit feiten Stäben oder Brettern ift die Anbringung 
irgend einer anderen als einer Eintheilung in halbe Meter auf Rahmenftüden 
nicht zuläffig.e Wei Meßrahmen mit beweglichen Stäben darf einer der Stäbe 
mit Gentimetereintheilung verjehen jein. 


8 34. 
Bezeihnung, innezuhaltende Fehlergrenzen und Stempelung. 

Die Bezeihnung der Mehrahmen geichieht auf jedem Rahmenſtücke, entiprechend 
den für Längenmaße gegebenen Vorſchriften ($ 3). 

Die im Mehr oder im Minder zuzulafienden Fehler der Rahmenſtücke dürfen 

bei Längen von 1 Meter und mehr höchitens 1 Gentimeter, 
bei Längen von 0,5 Meter höchſtens O,5 Gentimeter 
betragen. 

Die Stempelung erfolgt diht an den PBerbindungsitellen der einzelnen 
Nahmenftüde umd an jedem End- und Iheilpunfte der Längen der einzelnen 
Nahmenftüde, und zwar bei hölzernen Rahmen durch Einbrennen, bei eijernen 
durch Aufichlagen auf Propfe oder Platten von weidherem Metall, welde in 
umberänderlicher oder nöthigenfall3 durch Stempelung zu fichernder Weile auf 
den Rahmenſtücken angebracht jein müſſen. 


V. Gewidte. 


A. Handelsgewichte. 
8 35. 
Buläffige Gewichte. 
Handelsgewichte find zuzulaſſen in Gewichtsgrößen 


von 50, 20, 10, 5, 2, 1 Kilogramm 
und 500, 200, 100, 50, 20, 10, 5, 2, 1 Gramm. 
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8 36. 
Material. 


Als Material dürfen Eifen, Meſſing, Bronze, Argentan, jowie alle anderen 
Metalle und Metallmiſchungen, welche den vorjtchend genannten Metallen an 
Härte und an Beitändigfeit gegen Lufteinflüffe nicht nachſtehen, und zwar mit 
oder ohne lWeberzugsichicht aus einem anderen genügend feithaftenden und luft— 
beitändigen Material angewendet werden. Für Gewichtsftiüide unter 100 Gramm 
jind jedoch Eiſen, ſowie andere Metalle oder Metallmiichungen, welche in ihrem 
Verhalten gegen Lufteinflüfle dem Eiſen naheftehen, nicht zuläflig. 


Ss 37. 
Geſtalt. 


Die Gewichtsſtücke von 50 Kilogramm bis 1 Gramm einschließlich ſollen 
eine chlindriiche Geitalt haben, jedoch mit der Maßgabe, dab zwiichen dem oberen 
und umteren Durchmeſſer Unterjchiede, welche 5 Prozent des letzteren nicht über: 
fteigen, zuläſſig find. 

Die Stüde von 50 Stilogramm und 20 Kilogramm follen mit einer Hand— 
habe, die Stüde von 10 Silogramm mit Handhabe oder Knopf, die Stüde von 
5 Kilogramm bis 1 Gramm einichließlich mit einem Knopf veriehen fein, mit 
Ausnahme der eifernen Gewichtsftüde von 200 und 100 Gramm, welde ohne 
Knopf herzuftellen find. 

Die cylindriichen Körper fowohl der eilernen als auch der aus anderem 
Material hergeitellten Gewichtöjtüde follen, abgejehben von der Handhabe oder 
dem Knopf, folgende Dimenfionen einhalten : 


Gewichtsgröße Zuläſſige größte Höhe Zuläſſige kleinſte Höhe 
50 Kilogramm 250 Millimeter 220 Millimeter 
20 * 175 150 — 

10 J 135 = 114 u 

5 — 109 a 92 = 

2 . 78 A 65 r 

1 . 60 2 51 

05 „ 47 J 39 
Gewichtsgröße Zuläſſiger größter Durchmeſſer Zuläſſiger kleinſter Durchmeſſer 
200 Gramm 42 Millimeter 39 Millimeter 
100 „ 34 32 

50 28 J 26 J 

20 J 23 r 22 5 

10 z 20 J 19 2 

5 Pr 17 R 16 er 
2 — 14 13 s 
1 10 ; 9 " 


In Form von Einſatzgewichten, d. h. in Form von ineinander zu jegenden 
Schalen, deren äußere, mit einem Scharnierdedel verjehen, eine Art von Gehäuſe 
bildet, find folgende Zuſammenſetzungen von Gewichtsſtücken zuläflig : 

1. ein Einfag von 1 Kilogramm Gejammtgewicht, welcher aus 12 Stüden, 

nämlich 500, 200, 100, 100, 50, 20, 10, 10, 5, 2, 2 und 1 Gramm 
beiteht ; 


Ben. 
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2. ein Einiag von 500 Gramm Gelammtgewicht, welcher aus 11 Stüden, 
nämlih 200, 100, 100, 50, 20, 10, 10, 5, 2, 2 und 1 Gramm 
beiteht ; 

3. ein Einjat von 200 Gramm Gejammtgewicht, welcher aus 9 Stüden, 
nämlich 100, 50, 20, 10, 10, 5, 2, 2 und ı Granım beiteht. 

Das Cingrammitüd eines Cinfages darf für ich, jedes andere Einſatz— 

gewicht nur mit dem vollitändigen Cinjag zur Nihung zugelaflen werden. 


g 38. 
Bezeichnung. 
Die Bezeihnung der Gewichtsſtücke geihieht in folgender Weile: 
Gewichtsgröße. Bezeichnung 
50 Kilogramm 50 kg 
20 ” 20 kg 
10 * 10 kg 
5 F 5 kg 
2 a. 2 kg 
1 n 1 kg 
500 Granım 0,5 kg oder 500 g 
20 „ 02 kg „ 200 g 
10 „ O,1kg „ 100g 
50 — 508 
20 — 208 
10 — 108 
En 5g 
2 A 28 
18 


Stelle angebracht fein. Bei gußeiſernen Stüden joll die Bezeichnung in erhabener 
Schrift, aus einem Guß mit den Stüd hergeftellt fein, doc find Bezeichnungen 
in vertiefter Schrift bei abgedrehten gußeiſernen Gewichten zuläſſig. Bei allen 
Stüden aus anderem Metall darf die PBezeihnung aufgeichlagen oder ein— 
gravirt fein. 

Das Gejammtgewicht eines Einſatzes einjchließlich des Gehäufes (fiehe $ 37 
Nr. 1, 2 und 3) joll auf der äußeren Fläche des Dedel3 angegeben fein, und 
die einzelnen Ginfaggewichte ſollen die vorgeichriebene Bezeihnung auf der oberen 
Bodenflüche oder auf dem oberen Nande haben. 

“839. 
Sonftige Beichaffenheit und Einrichtung. 

1. Die Oberfläche eines Gewichtsftücdes ſoll derartig beichaffen fein und 
derartig regelmäßig verlaufen, dab fie unter den beim Gebrauch vorfommenden 
Einwirkungen genügende Unveränderlichfeit des Gewichtes erwarten läßt, und daß 
etwaige Verletzungen leicht als ſolche erfennbar find. 

2. Die Handhaben gußeiierner Gewichte follen aus Schmiedeeiſen beftehen 
und direkt, ohne fremdes Bindemittel, wie Blei und dergleichen, eingegoſſen fein. 
Knöpfe dürfen feinesfalls angeichraubt fein, dagegen find jchmiedeeiferne Knöpfe 
zuläflig, welche ebenjo wie die Handhaben eingegoſſen find. 

3. Die eilernen Stüde (nämlich die Stüde aus Gußeiſen, Gußitahl, Hart» 
guß u. dergl.) von 50 Kilogramm bis 100 Granım einjchließlic) follen mit einer 
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zur Aufnahme des Juſtirmaterials beitimmten Juſtirhöhlung veriehen fein, welche 
auf der oberen Fläche des Gewichtsſtückes in einer Oeffnung (dem Juſtirloch) 
ausmündet und durch einen Aichpfropf zu Ichließen it. Diele Ausmündung der 
Juſtirhöhlung joll jedenjalls jo beichaffen fein, daß der in dieſelbe einzufchlagende 
Aichpfropf darin einen feſten Halt hat. 

Ein unterhalb des Knopfes gelegenes Juftirloch darf micht zu nahe am 
Rande, aber auch nicht derartig angebradt fein, dab die Zugänglichkeit desjelben 
durch den Knopf beeinträchtigt wird. 

4. Der Aihpfropf fol aus Kupfer oder aus einer Legirung von Blei und 
Zinn bejtehen, welche einen für die Erhaltung des auf demjelben einzufchlagenden 
Stempelzeichens genügenden Härtegrad hat. 

5. Gewichtöftüde aus anderem Metall als Eiſen (ſiehe Nr. 3) follen 
maffiv aus einem Stüd hergeftellt jein und dürfen Juftirvorrihtungen nicht 
enthalten. 

Zuläffig iſt es jedoch, daß zum Zweck der Beleitigung von fleinen Weber: 
ichreitungen der Fehlergrenzen bei zu leichten Gewichtsſtücken dieſer Art Heine Ein: 
bohrungen gemacht und mit fchwererem Material ausgefüllt werden, vorausgeſetzt, 
daß dieſelben alsdann, unter jorgfältiger Wiederheritelung und Glättung ber 
Oberfläche, mit einem Pfropf aus dem Material des Stüdes dauerhaft ver: 
ſchloſſen werden, 

8 40. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 
Die im Mehr oder im Minder zuzulaſſenden Fehler dürfen höchſtens betragen 


bei Gewichtsſtücken zu 
50 Kilogramm Yıovoo des Soll-Gewichtes oder 5 Gramm 


20 — 15009 P . „ % — 
10 !/ao00 " "„ „ 23,5 " 
5 5 oo „ J „. 1,25 z 
2 = Us „ u „0,60 5 
1 * 2500 0,40 Li} 
500 Gramm !rooo des Soll-Gewichtes oder 250 Milligramm 
200 ä 2000 „ = „ 100 B 
100 F 1667 J „60 — 
50 u oo „ " „ 50 e 
20 " ler „ N 30 — 
10 2 11590 Re — Ri 20 m 
5 „ ls 12 7 " 7 16 " 
2 . eo „ „ WER | s 
1 P Yo „ u — 10 nn 
8 41. 
Stempelung. 


Die Stempelung erfolgt ausſchließlich durch Aufſchlagen oder Aufdrüden. 

Die eifernen Gerwichtäftücde erhalten den Stempel auf dem Aichpfropf, die Gewichts: 

ſtücke aus Meſſing, Bronze und dergleichen auf ihrer oberen Fläche und auf der 

Bodenfläche, ſowie auf ſolchen Pfropfen, mit welchen nah $ 39 die etwa zum 

Zwed der Berichtigung gemachten Heinen Einbohrungen verichloifen worden find. 
Annalen des Deutichen Reicss. 1885. 39 


570 Mafr und Gewichtsordnung. 


Die einzelnen Stüde der Einſatzgewichte find auf der inneren und auf der 
äußeren Bodenflähe zu ſtempeln. 

Zuläffig ift die Anbringung der Jahreszahl der Aichung auf ten Gewichts: 
ftüden. 


B. Präziſionsgewichte. 
$ 42. 
Zuläffige Gewichte. 
Außer den im 8 35 für Handelögewichte zugelalfenen Gewichtägrößen find 


bei Präzifionsgewicdhten noch Gewichtsgrößen 
von 500, 200, 100, 50, 20, 10, 5, 2, 1 Milligramm zuzulafien. 


8 43. 
Material. 


Die Beitimmungen des $ 36 gelten auch bier, doch mit der Abweichung, 
daß Eiſen bei Präzilionsgewichten nur bis einſchließlich Kilogramm abwärts 
zuzulaſſen iſt. 

Außer den im 8 36 zugelaſſenen Metallen und Metallmiſchungen iſt auch 
Platin, von 50 Milligramm abwärts auch Aluminium, für die Stüde von 5, 
2 und 1 Milligramm jedoh nur Aluminium zuläflig. Bei den Stüden von 
500 Milligramm abwärts ift Silber ausgeichloffen. 


S 44. 
Geſtalt, jonjtige Beichaffenheit und Einrichtung. 


Für die Stüde bis 1 Gramm abwärt3 gelten bezüglih der Geftalt die 
Beitimmungen des S 37, doch find Einſatzgewichte ausgeſchloſſen. 

Die Gewichtöftüde von 500 Milligramm abwärts find ald Blechplättchen 
mit einer aufgebogenen Seite auszuführen, und zwar: 

die Stüde zu 500, 50 und 5 Milligramm in der Geftalt eines regel: 
mäßigen Sechsecks, 

die Stüde zu 200, 20 und 2 Milligramm in der Geſtalt eines regel: 
mäßigen Vierecks, 

die Stüde zu 100, 10 und 1 Milligramm in der Gejtalt eines gleich: 
jeitigen Dreiecks. 

Die Beltimmungen des $ 39 gelten auch .entiprechend für Präzifions- 
gewichte, jedoch mit der Maßgabe, das an den regelmäßigen Verlauf und an die 
zur Erhaltung genügender lnveränderlichfeit erforderliche ſonſtige Beichaffenheit 
der Oberflächen von Präzifionsgewichtsitüden bejonders ſtrenge Aniprüche zu 
jtellen find, und daß der Nichpfropf nur aus Meſſing beitehen darf. 


S 45. 
Bezeichnung. 
In Betreff der Bezeichnung gelten für die Präzifionsgewichte bis zu 
ı Gramm abwärts die Vorichriften des 8 38. 


Die Bezeihnung der fleineren Präziiionsgewichte geihieht in folgender 
Weiſe: 


La 


— 
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Gewichtsgröße Bezeichnung 
500 Milligramm 0,5 g oder 500 mg 
200 — 0,2 „ 200 mg 
100 u 01g „ 100 mg 
50 " 50 mg 
20 " 20 mg 
10 " 10 mg 
5 5 mg 
2 n 2 mg 
1 J img 


Diefe Bezeichnungen find deutlich aufzufchlagen oder einzupreffen; von 
50 Milligramm abwärts darf der Zuſatz mg weggelafjen werben. 


g 46. 


Innezubaltende Fehlergrenzen. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulafienden Fehler dürfen höchftens betragen 
bei Gewichtsſtücken zu 
50 Kilogramm 20000 des Soll-Gewidhtes oder 2,5 Gramm 


20 " !/10000 " " „ 2,0 " 

10 " !/8000 „ " 2 1,25 " 

5 J Usoo , — 0,625 

2 " 66T m i « 0,800 5 

1 E Us000 „ J „ 0,200 jr 

bei Gewichtsſtücken zu 

500 Gramm 1/41000 des Soll-Gewichtes oder 125 Milligramm 

200 4 oo „ J 50 

100 — 1/3333, „ 30 2 

50 P 2000 a a: e 

90 F AItBBR - >, ® e 15 . 

10 Fr 1/1000 u PP * 10 

5 lass m M M 6 " 

2 7 le 67 " n 3 m 

1 ” 1/500 " " 72 2 

05 „ 1/500 a r — 1 = 

0,2 r 1200 " " ” 1 er 

Ö, 1 — Yı 00 " " " 1 „ 

50 Milligrammı */ı00 ge — 0,5 

20 = 40 0,5 ſ 

10 J go . a “ 0,5 . 

5 — !eo s — — 0,25 u 

2 — U10 > 2 + 0,2 B 

1 a !ıo A — * 0,1 

847. 
Stempelung. 


Die Stempelung der Präziſionsgewichte erfolgt mit dem Präziſionsſtempel 
($ 79), im Uebrigen nach den Vorſchriften des $ 41. Die Gewichtsſtücke in 
Form von Plättchen empfangen einen Stempel auf der die Bezeichnung ent: 
haltenden Fläche. 
39* 
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C. Goldmünzgemidte. 


$ 48. 
Zuläſſige Gewichte. 
Für den Gebraud bei Abwägung der NeichSgoldmünzen werden folgende 
Gewichtsſtücke zur Aichung zugelaſſen: 
J. Gewichtsſtücke in den Beträgen der Normalgewichte der einzelnen 
Goldmünzen, und zwar: 
für dad Zwanzigmarkſtück mit dem Gewicht von 7,9650 Gramm 
„ „Zehnmarkſtück er. ie = „ 3,9825 a 
SER Fünfmarkſtück „ 1,9912 * 
II. Gewichtsſtücke in den Beträgen der Paſfirgewichte der einzelnen 
Goldmünzen, und zwar: 
für dad Zwanzigmarkſtück mit dem Gewicht von 7,9251 Gramm 
„» nr Zehnmarkſtück ae A „ 3,9626 e 
„ „ Fünfmarkſtück En . „ 1,9753 an 
II. Gewichtsftüde in den Beträgen gewilfer VBielfahen der Normal 
gewichte der Goldmünzen, und zivar: 
für 50 MA mit dem Gewicht von 19,912 Gramm 
400 A „39,825 
2 200 " " " n 739 ‚6 50 ” 
„ 500 „u " „ 199,124 " 
n 1000 7 " „ [2 7 398,248 " 
" 2000 3 " " " " 796,495 " 


$ 49. 
Material, Gefralt, Bezeichnung und ſonſtige Beichaffenheit. 
Die Goldmünzgewichte follen aus einer zinnhaltigen Kupferlegirung beitehen 
&3 wird ferner vorgeichrieben für die Gewichtöftüde 
unter $ 48 I: die Geitalt einer freisrunden Scheibe mit Knopf; 
unter $ 48 II: die Gejtalt eines flachen ſechsſeitigen Priama mit 
Knopf; 
unter $ 48 III: die Geftalt eines Zylinders, deſſen Durchmeſſer größer 
iſt als die Höhe, mit Knopf. 

Die Gewichtsftüde unter $ 48 I und $ 48 III follen mit N, Diejenigen 
unter $ 48 II mit P, nebit der betreffenden Markzahl und dem Markfzeichen, 3. ©. 
N 10.4 P20 4 N 100 A. 

bezeichnet fein. 
Betreffö der jonftigen Beichaffenheit werden an die Goldmünzgewichte Die 


jelben Anforderungen geitellt, wie an die nicht aus Eifen beftehenden Präzifions- 
gewwichte. 


$ 50. 
Innezubaltende Fehlergrenzen. 
Die im Mehr oder im Minder Ale Fehler dürfen höchſtens betragen 


bei Gewichtsſtücken für EM. + ..2 Milligramm 
7 " " 10 [77 . . . b . 2 [7 
" " " 20 13 . — nd . 3 " 


„ " * BP: a en Sr FE 
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bei Gewichtsftüden für 100 M.. . . . . 20 Milligramm 
u Pr a SEO re " 
" " 7) 500 —— . 50 " 
s 2 „1000 u > 90 p 
" " " 2000 " 160 77 
$ 51. 
Stempelung. 


Die Stempelung ift wie bei den nicht aus Eiſen beitehenden Präzifions- 
gewichten auszuführen (vergl. jedoch $ 79). 


D. Poitgewidte. 


8 52. 
Zuläffige Gewichte, 


Für den Gebraud; der Poftbehörden werden beſondere Gewichtsftüde von 
40 Gramm und von 15 Gramm zugelafien. 


S 53. 
Material, Geitalt, Bezeihnung und ſonſtige Beſchaffenheit. 


Die Poitgewichte follen aus Meffing oder aus einer zinnhaltigen Kupfer: 
legirung, in Form von redhtwinkligen Prismen mit etwas abgeichliffenen Kanten 
und Eden und mit einem Knopfe hergeitellt, ſowie mit der Bezeichnung 

Postgewicht 40 g beziehungsweiie Postgewicht 15 g 
verjehen fein. 

In Betreff der jonftigen Beichaffenheit gelten dieſelben Worfchriften, wie 
für die nicht aus Eiſen beitehenden Handelsgewichte. 


8 54. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen und Stempelung. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulaffenden Fehler dürfen höchitens betragen 
bei Gewichtsftüden zu 40 Gramm . . . . 40 Milligramm 
" nv " 15 # .285 4 
Die Stempelung ift wie bei den nicht aus Eifen beftehenden Handels— 
gewichten auszuführen ($ 41). 


VI. Waagen. 


A. Handelöwaagen. 
S 55. 
Zuläffige Waagen. 

Suzulaffen find nur folde Gattungen von Waagen, welche nad) ber Theorie 
und Grfahrung eine Bürgschaft gewähren, daß fie für Diejenigen Zwecke des 
Verkehrs, denen fie dienen follen, eine dem Grade und der Dauer nad hin- 
reichende Zuverläffigkeit beiten. 

Hiernach werden ald gewöhnliche Handelsmwaagen nur ſolche Hebelwaagen 
mit Gewichtswirfung zur Aichung zugelaflen, mit welchen das Gewicht der Laft 
lediglich im einer einzigen, unzweidentig erkennbar gemachten Stellung des Hebel: 
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ſyſtems, der fogenannten Ginfpielungsftellung (iehe auch Nr. 4), ermittelt 
wird, und deren Ginrichtungen außerdem folgenden allgemeinen Beſtimmungen 
genügen: 

1. Die fich berührenden Theile derjenigen Einrichtungen, durch welche die 
Drehungsbewegungen der Hebel ermöglicht werden, nämlich der Schneiden 
und der Pfannen, jollen aus genügend gehärtetem Stahl hergeitellt 
fein. Die Sceiden und Pfannen follen ferner jo eingeridtet und an 
den Hebeln und Stangen jo angebracht jein, daß die Drehungen ohne 
bemerflihe Hemmungen erfolgen, und dab alle Längen, deren fichere und 
unveränderliche Begrenzung für die Ginhaltung der Richtigkeit der 
Waage weſentlich ift, nur durch Schneiden, welche mit den bezüglichen 
Theilen feit verbunden find, begrenzt werden. 

2. Die an einem und demielben Hebel befeitigten Schneiden follen parallel 
zu einander angebraht, und zugleih ſoll durch die Stellung ber 
Schneiden zu einander dafür gelorgt fein, daß die Gleihgewichtslagen 
der Waage innerhalb ihrer Belaſtungs- und Bewegungsdgrenzen ftets 
jtabile jind. 

Jede zuzulafjende Waage ſoll aljo, fobald fie von einer Gleich: 
gewichtslage ausgehend in Schwingungen verjegt worden ift, in dieſelbe 
Lage wieder zurüdfehren. 

3. Jede zuzulaffende Waage joll entweder die deutliche und untrennbare 
Angabe der größten Yalt, zu deren Abwägung fie beftimmt und außs 
reichend ift, enthalten, oder fie foll die erforderlichen Ginrichtungen dar: 
bieten, um von der Michungsitelle vorichriftsmäßig ($ 60) mit der 
Angabe diejer größten zuläfligen Lalt (größten Tragfähigkeit auf der 
Laitjeite) verjehen werden zu fünnen. 

4. Jede Waage, bei welcher es nicht entweder durh ihre Aufhängung, 
beziehungsweile durch die Unveränderlichkeit ihrer Aufitellung gejichert 
oder durd die Formen und Dimenfionen ihres Geitell3 und ihrer Zeiger: 
einrichtung (Zunge oder dergl.) für die Beobadhtung mit dem bloßen 
Auge erkennbar ift, daß die jogenannte Eintpielungsftellung ihres Zeigers 
mit ausreichender Genauigkeit ſtets in einer und derfelben Lage zur 
Lothrihtung ftattfindet, muß mit einem Yoth (Pendelzeiger) oder einer 
Waſſerwaage und dergleichen veriehen fein, aus deren Einjpielen jedes— 
mal erfannt werden fann, daß die Waage fich bei der Anwendung in 
derjelben Stellung zur Lothrichtung befindet, in welcher die Prüfung 
ihrer Nichtigkeit ftattgefunden hat. Brückenwaagen (fiche $ 56) follen 
unbedingt mit einem Pendelzeiger verjehen fein. 

5. Die Längen der Hebelarme oder die Yage des Schwerpunftes einer Waage 
dürfen keinesfalls durch Borrichtungen forrigirbar fein, welche es ermög: 
lichen, unachtiam oder ablichtlich Veränderungen des vorichriftsmäßigen 
Zuftandes der Waage leicht und ſchnell auszuführen und ebenſo wieder 
zu befeitigen. 


S 56. 
Zuläffige Konſtruktionsſyſteme für Handeldwaagen. 


Die zur Aichung zuzulaflenden Gattungen von Handelswaagen find 
die folgenden: 
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I, SGfeiharmige Wangen. 


a. Gleiharmige Balfenwaagen (mit Gehängen), d. h. ſolche gleich: 
armige Waagen, bei welchen sich die Belaſtungen hängend unterhalb ber 
Endachſen befinden, jo da während der Schwingungen der Waage der Schwer: 
punft der Belaftung immer lothrecht unter der bezüglichen Endachſe verbleibt. 

b. Gleiharmige oberihalige oder Tafelwaagen, d. h. ſolche 
gleiharmige Waagen, bei denen der Schwerpunkt der Belaftungen jih oberhalb 
der Endachien befindet, und bei denen daher, im Gegenſatz zu der Ginrichtung 
der gleiharmigen Balkenwaagen mit Gehängen, Parallelführungen der Belaftungen 
erforderlich jind, um dem Schwerpunft der legteren eine lothrechte Bewegung zu 
fihern, weldye derjenigen der bezüglichen Endachſe ſtets gleich ift. 


Il. Angfeiharmige Waagen, 


und zivar mit Tolchen einfachen oder zujanımengelegten WVerhältniffen der Hebel— 
längen, daß die Laſt durd den zehnten oder durch den hundertſten Theil ihres 
Gewichtes aufgewogen wird (Dezimal: oder Gentefimalwaagen). 

a. Ungleiharmige Balfenwaagen (mit Gehängen), d. 5. ſolche 
ungleicharmige Waagen, bei welchen fich Die Belaitungen unterhalb der tragenden 
Achien, und zwar hängend befinden, jo daß während der Schwingungen der 
Waage der Schwerpunft der Belaftung immer lothreht unter der tragenden 
Achſe verbleibt. 

b. Brüdenmwaagen, d. h. ſolche ungleiharmige Waagen, bei welchen ſich 
der Schwerpunft der abzuwägenden Laſt oberhalb tragender Achſen befindet, 
und bei denen daher eine Barallelführung des Laſtträgers (der Brüde, des Tiſches, 
der Schale u. ſ. mw.) erforderlih it, um dem Schwerpunft der Xait eine loth— 
rechte Bewegung zu sichern, welche derjenigen der bezüglichen Endachſe ſtets gleich iſt. 


UI. £aufgewidtiswaagen, 


d. h. Waagen, bei welchen auf der Laitieite ähnliche Einrichtungen, wie bei den 
unter I und II aufgeführten Gattungen vorhanden find, bei welchen aber bie 
Laſt durch ein unveränderliches Gewicht an veränderlichem Hebelarm aufgewogen 
und ihr Betrag an der Lüngeneintheilung (der Stale) dieſes Hebelarmes abge: 
leſen wird. 

a) Einfache Balfenwcagen mit Laufgewicht und Sfale (Schnell 
waagen, römische Waagen u. i. w.). 

b) Zujammengeilegte Balfenwaagen mit Laufgewidt und 
Sfale, jowie Brüdenwaagen mit Laufgewicht und Skale. 

Bei den unter Il und IIIb aufgeführten Waagengattungen find auch gemifchte 
Ginrichtungen zuläffig, bei welchen ein Theil der Laſt durch Gewichtsſtücke, Die 
an einem nicht veränderlichen Hebelarm wirken, und der andere Theil der Yaft 
durch eine Yaufgewicht3einrichtung aufgewogen und ermittelt wird (liche 8 59 
Nr. 15). 

Waagen diejer Art find bezüglich der Fehlergrenzen (S 60) und der unteren 
Örenzwerthe der größten zuläſſigen Laſt, ſowie hinfichtlich der Gebührenerhebung 
entweder als ungleicharnige Waagen (Il) oder als Yaufgewichtsiwaagen (III) zu 
behandeln, je nachdem derjenige Theil der größten zuläfligen Laſt, welcher von 
den Yaufgewichtöifalen angegeben werden faun, fleiner oder größer ijt, als ber 
übrig bleibende Theil der größten zuläffigen Laſt, und jie find demgemäß im 
eriteren Falle ald „ungleiharmige Waagen (ungleicharmige Baltenwaagen, bezieh: 
ung3weile Brüdenwaagen) mit Hülfs-Laufgewicht und Skale“, im Testeren 


Falle als „Brüden=*, beziehungsweiſe „zufammengeiegte Balfenwaagen mit Lauf- 
gewicht und Skale nebit Hilf8-Gewichtsichale” zu bezeichnen. 

Die Aufhängung der Belaftungen darf niemald unmittelbar an der betreffenden 
Pfanne erfolgen, jondern nur mittelö eines Zwilchengehänges mit Ringen und 
Hafen oder dergleichen jo ausgeführt fein, daß einestheils die beim Aufbringen 
der Belaftung unvermeidlichen ftärferen Schwingungen der Gehänge fih nur in 
verminderten Grade auf die Pfannen übertragen können, anderentheils überhaupt 
veränderte Stellungen der Pfannen thunlichit vermieden werden, wie jie ſonſt 
durch etwas jeitlihe Stellungen der Belaftungen eintreten fünnen. 

Jede Brüdenmwaage (IIb und IIIb) foll mit einer Arretirvorrihtung an 
dem Haupthebel und jede feit fundamentirte Brüdenmwaage, jowie überhaupt jede 
Brüdenwaage, welche für eine größte zuläffige Laſt von mehr als 2,000 Kilo— 
gramm beitimmt it, fol außerdem mit einer Abftellvorrichtung verſehen jein, durd 
welche das Hebelſyſtem der Waage vor den beim Aufbringen der Laſten ftatt: 
findenden Stößen beivahrt wird. 
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Ss 57. 
Sleiharmige Waagen. 


1. Die beiden Arme einer gleiharmigen Balfenwaage ($ 56 Ia) dürfen 
erfichtliche Verichiedenheiten der Geftalt nicht zeigen, und der Waagebalfen joll 
in der Einjpielungslage für fih im Gleichgewicht fein. 

2. Falld die Balken ($ 56 1a) fi an den Enden bogen- oder gabelförmig 
verziveigen, darf die Länge der Mittelichneide ded Balkens nicht weniger betragen 
alö 0,6 de3 Abſtandes zwiichen den von jenen Zweigen getragenen, zu einander 
gehörigen Theilen jeder Endachſe. Außerdem foll bei einer ſolchen Ginrichtung 
des Balkens eine Schugeinrihtung an der Aufhängung der Schalen angebradit 
jein, welche eine Anlehnung der zu wägenden Gegenjtände an die Zweige des 
Waagebalfens unter allen bei der Anwendung denkbaren Umftänden verhindert. 

3. Alle gleiharmige Waagen ($ 56 Ja und b) dürfen an den Schalen 
mit Tarirvorrichtungen veriehen fein, durch welche fih das unter Umftänden ver- 
änderliche Gewicht der Schalen oder Gehänge fo ausgleichen läßt, daß dadurch die 
Waage im unbelafteten Zuftande zum Einſpielen gebracht werden kann; doch follen 
diefe Einrichtungen in regelmäßiger und geordneter Weiſe, dem Zweck einer offen: 
fundigen Ausgleihung entiprechend, ausgeführt jein. An den Hebelarmen 
— Waagen dürfen ſich jedoch keinerlei derartige Ausgleichungsmittel 
efinden. 


8 58. 
Ungleicharmige Waagen. 
Dezimal- und Centejimalwaagen.) 


1. Zuläſſig find nur folhe Dezimalwaagen, welche für eine größte Lait 
($ 55 Nr. 3) von nicht weniger als 20 Kilogramm, und nur joldhe Centeſimal— 
waagen, welche für eine größte Laſt von nicht weniger als 200 Silogramm 
beitimmt find. 

2. Alle Gentefimalwaagen follen als ſolche an augenfälliger Stelle be 
zeichnet jein. 

3. Die ungleiharmigen Waagen dürfen nicht nur an den Schalen mit Tarir: 
vorrichtungen, jondern auch an den Hebelarmen mit Negulatorvorrichtungen 
(Yaufgewicht ohne Sfale) veriehen fein, durch welche das Gewicht ſämmtlicher 
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Theile fi jo ausgleihen läßt, dak dadurch die Waage im unbelafteten Zuftande 
zum Ginipielen gebracht werben fann. 

Brüdenwaagen jollen unbedingt mit derartigen Nequlatorvorrichtungen ver: 
ſehen jein. 

Alle dieſe Einrihtungen Tollen jedoch in regelmäßiger und geordneter Weiſe, 
dem Zweck einer offenkundigen Ausgleichung entiprechend, ausgeführt fein. 


S 59. 
Laufgewichtswaagen. 


1. Für die Einrichtungen auf der Laſtſeite einer Laufgewichtswaage gelten, 
je nachdem diejelbe eine Balken» oder eine Brückenwaage mit Laufgewicht ift, die für 
Balfenwaagen oder für Brückenwaagen getroffenen entiprechenden Beitimmungen. 

2. Die Eintheilung der Skalen dieſer Waagen darf fih nur auf die Kilo— 
gramm=&inheit beziehen und joll nad) Dezimaltheilen der legteren ohne erfichtliche 
Cintheilungsfehler eingrapirt oder aufgeichlagen, überhaupt in unveränderlicher 
Weiſe ausgeführt fein. Der fleinite Abitand zweier benachbarter Theilungs— 
marfen darf nicht unter 2 Millimeter betragen. Daß die Angaben der Stale 
ih auf die Kiligramm-Einheit beziehen, joll durch Beifegung der Bezeichnung kg 
zu einer der Zahlenangaben der Stale an einer augenfälligen Stelle erjichtlich 
gemacht fein. 

3. Die zur Ablefung der Skale vorhandene Einrichtung (Ableſungsmarke) 
joll jo beichaffen fein, daß die Ablefung der Gewichtsangabe nicht durch Neben: 
umftände, insbeiondere nicht durch eine Verjchiedenheit der Stellung des Auges, 
beeinflußt werden fann. 

4. Bei den Laufgewichtwaagen dürfen je nach der Länge und Einrichtung 
der Lafthebeliyiteme verichiedene Skalen vorhanden fein, doch dürfen verjchiedene 
Stalen für ein und dasſelbe Yaufgewicht feinesfalls unmittelbar neben= oder 
übereinander auf einer und derſelben Seitenfläche des Hebels angebradt fein. 

5. Die lnveränderlichfeit der Yaufgewichtseinrihtung und der Maflenver: 
theilung innerhalb der legteren muß durch Form, Material und ſonſtige Beichaffen- 
heit derjelben genügend verbürgt jein, doch find bei denjenigen Waagen, bei 
welchen überhaupt mehrere Laufgewichte und Skalen zuläffig find, auch ſolche 
Yaufgewichtseinridhtungen nicht ausgeichloffen, bei welchen das Laufgewicht ſelbſt 
der Träger eine kleineren Laufgewichts mit Skale oder blos einer beweglichen 
Stale und dergleichen ift, deren Berichiebung die legte Gewichtsansgleihung und 
die Ablefung derſelben ermöglicht. Vorhandene Klemmichrauben und dergleichen 
dürfen feinesjfall abnehmbar fein. 


a. Einfahe Balfenwaagen mit Laufgewicht und Skale. 


6. Bei dieier Gattung von Laufgewichtswaagen befindet ſich die Laſt in 
einem Gehänge unterhalb der Endachſe des Laſtarmes eines Hebels, deſſen anderer 
Arm die Skale enthält und das Laufgewicht trägt. Waagen diefer Art dürfen 
nur ein Laufgewicht haben, welches mittelit eines Gehänges auf einer Stahl- 
ichneide ruht, die auf beiden Seiten einer entlang der Sfale zu verichiebenden 
Hilfe vorfteht. Von dieſer Hülſe darf das Yaufgewicht nicht abnehmbar fein. 
Die Stahlichneide joll in der durd die Mittelichneide der Waage und durch die 
Endſchneide deö Laſthebels gehenden Ebene liegen. 

7. Sit die Hülle felbit abnehribar, jo ſoll ihr Gewicht mit Einſchluß des 
Gehänges und des Yaufgewichts nach Kilogramm unter Beilegung von kg auf 
der Hülle oder auf dem Yaufgewicht deutlich und untrennbar angegeben jein. 
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8. Die Hilfe darf für jede Seite des veränderlichen Hebelarmes nur eine 
Ableſungsmarke enthalten. Iſt fie abnehmbar, jo darf fie überhaupt nureine 
Marfe, welche für beide Skalen dient, enthalten. 

9. Iſt eine abnehmbare Waageichale oder eine andere abnehmbare Anhänge: 
porrihtung für die Laſt vorhanden, jo joll das Gewicht derjelben mit Einſchluß 
der Stetten, Dejen und Gehänge nad Kilogramm unter Beilegung von kg an 
geeigneter Stelle der Vorrichtung deutlih und untrennbar angegeben ſein. Ab: 
nehmbare VBorrihtungen diejer Art dürfen nur aus Metall hergeitellt fein. 

10. Die Verichiebbarfeit der das Yaufgewicht tragenden Hülſe an der Sale 
des Hebelarmes joll eine ftetige fein. Kerbförmige Einjchnitte des letteren und 
dergleichen find daher bei den einfachen Balfenwaagen mit Yaufgewicht nicht zuläflig. 


b. Zufanı mengejegte Balfenwaagen mit Laufgewidt und Sfale, 
fowie Brüdenwaagen mit Laufgewidt und Skale. 


11 Zuzulaſſen find nur ſolche Waagen diejer Arten, welche für eine größte 
Laſt von nicht weniger als 200 Stilogramm bejtimmt find. 

12. Bei diefen Laufgewichtsivaagen befindet fich die Laſt entweder in einem 
Gehänge unterhalb der Endachſe eines Hebelarmes, welcher erjt mittelbar durch 
eine Hebelverbindung auf den die Yaufgewichtseinrichtungen tragenden Hebel wirft, 
oder die Lait liegt auf einer Brüde mit Parallelführung, während die Yauf- 
gewichte und Skalen ſich an den eriichtlichiten Stellen des Hebels oder des Hebel: 
ſyſtems befinden, an weldhem ſonſt bei den gewöhnlichen Brüdenwaagen Die 
Gewichtsichale angebracht ift. 

13. Außer den unter Nr. 5 erwähnten Ginrichtungen find bier zwei oder 
mehrere verjchiedene Skalen mit verfchiedenen Yaufgewichten neben= und über: 
einander zuläſſig. 

14. Bei den unter Nr. 13 aufgeführten Einrichtungen it es zuläflig, daß 
die Einftellung des größten Yaufgewichtes auf die einer ganzen Anzahl von 
größeren Gewichtseinheiten entiprechenden Hebellängen durch ferbförmige Einichnitte 
und dergleichen erleichtert und gefichert wird, doc ſoll jedenfalls außer Dielen 
Abitufungen der Hebeleintheilung auch eine Sfale, an welcher die jedesmalige 
Stellung desjelben Laufgewichtes mittelit einer geeigneten, an demielben auge: 
brachten Marke abgeleien wird, vorhanden fein. 

15. Die Yaufgewichte brauchen bei zulammengeiegten Balfenwaagen und 
bei Brüdenwaagen nicht unbedingt jo beichaffen zu fein, daß fie mit einer Gehänge: 
einrihtung auf einer feit mit der verichiebbaren Hülfe verbundenen Schneide 
ruhen, vielmehr find hier Statt der Gehängeeinrichtungen andere Formen und 
Anbringungsarten der Yaufgemwichte zulälfig, Tobald diejelben die Bedingung 
erfüllen, daß der Schwerpunft des Laufgewichtes in möglichit geringem Abſtande 
von der durch die Mittelichneide der Waage und die Endichneide des Lafthebels 
gehenden Ebene Liegt, und fich keinesfalls um einen in die Augen fallenden Be 
trag tiefer unter dieſer Ebene befindet, als die Mittellinie des Armed, an welchem 
das Yaufgewicht fich bewegt. 

16. Die Borichriften unter Nr. 2 bi 5 und 12 bis 15 finden entiprechende 
Anwendung auf Laufgewichte und Skalen, weldhe nur als Hülfseinrichtungen 
bei anderen Waagengattungen dienen (fiehe $ 56). Bei Ginrichtungen legterer 
Art darf jedoch an der zur Ableſung der Eleiniten Gewichtötheile beſtimmten 
Stale diejenige Menderung der Gewichtsangabe, welche einer Verichiebung des 
Yaufgewichtes um einen Skalentheil entipricht, den Betrag der nad) $ 60 bei der 
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Prüfung der Nichtigkeit und Empfindlichkeit anzumendenden größten Gewichts— 
zulage nicht überiteigen, 


$ 60. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 


Beim Aichen einer nach den vorſtehenden Beſtimmungen zuzulaſſenden Waage 
iſt nach den näheren Anweiſungen der Inſtruktion zu unterſuchen, ob dieſelbe 
hinreichende Empfindlichkeit beſitzt, und ob ihre Hebelverhältniſſe hinreichend 
richtig ſind. 

Als das Empfindlichkeitsmaß gilt das Verhältniß, welches diejenige kleinſte 
Vermehrung oder Verminderung der Laſt, die noch eine deutlich erkennbare Ver— 
änderung der Gleichgewichtslage der Waage (einen Ausſchlag) hervorbringt, zu 
der Laſt ſelber hat. 

Zur Stempelung darf eine Waage nur dann zugelaſſen werden, 

1. wenn nach Aufbringung der größten zuläſſigen Laſt die für letztere und 
für die betreffende Waagengattung in der nachfolgenden Zuſammen— 
ſtellung aufgeführte Zulage noch einen deutlichen Ausſchlag bewirkt; 

2. wenn nach Aufbringung des zehnten Theils der größten zuläſſigen Laſt 
der fünfte Theil der nach Nr. 1 für die größte zuläſſige Laſt berech— 
neten Zulage noch einen deutlichen Ausſchlag der Waage bewirkt; 

3. wenn die Abweichung des Hebelverhältniſſes der Waage von dem ihrem 
Syſtem zukommenden Werthe, nämlich 

a) bei den gleicharmigen Waagen von der Gleichheit, 

b) bei den Dezimalwaagen von dem Verhältniß 1: 10, 

c) bei den Gentefimalmwaagen von dem Berhältniß 1 : 100, 

d) bei den Laufgewichtswaagen von der Angabe der Sale 
bei der Abwägung ſowohl der größten Laſt als ihres zehnten Teiles 
durch einen Gewichtsbetrag ausgeglichen werden fann, welcher nicht 
größer iſt, als die unter Nr. 1, beziehungsweile unter Nr. 2 aufge 
führte, das Empfindlichfeitsmaß bei jeder diefer Belaftungen beſtimmende 
Gewichtözulage; 

4. wenn bei den Waagen mit Parallelführung der Yalt (oberichalige und 
Brüdenwaagen), jowie bei den gleiharmigen Balfenwaagen mit Ber: 
zweigung der Hebel-Enden die vorjtehenden Bedingungen auch in den 
verichiedenen bei der Anwendung der Waage vorfommenden Stellungen 
der Belaftung auf den Schalen oder Brüden eingehalten werden. 


Größte zuläffige Gewichtszulage dei der Prüfung der Empfindfidikeit und der 
Richtigkeit der Handelswaagen. 


l, Sleiharmige Waagen. 


Usoo oder 0,2 Gramm für je 100 Gramm der größten zuläffigen Laft, wenn 
diejelbe 200 Gramm oder weniger beträgt. 

!ıooo „ 1,0 r tür jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
diejelbe mehr als 200 Gramm, aber nicht mehr ala 
5 Kilogramm beträgt. 

!iso00 „ 0,5 J für jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe mehr als 5 Kilogramm beträgt. 
U. Ungleiharmige Waagen. 

!ıser oder O, 6 Gramm für jedes Kilogramm der größten zuläffigen Lait. 


— | 
6 


580 Maß und Gewichtsordnung. 


Il. Laufgewidhtswaagen. 


!/1o00 oder 1,0 Gramm für jedes Kilogramm der größten zuläffigen Laſt, wenn 
diefelbe weniger als 200 Stilogramm beträgt. 

2/266 0, 6 F für jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt, wenn 
dieſelbe 200 Kilogramm oder mehr beträgt 


B. Waagen für beſondere Zwecke. 
I. Präziſtouswaagen. 


8 61. 
Zuläffige Konſtruktionsſyſteme und ſonſtige Einrichtungen. 

Solche Waagen, welche nach ihrer Konſtruktion und Konſtruktionsausführung 
Wägungen von einer noch größeren Zuverläſſigkeit erwarten laſſen, als für den 
Verkehr im Allgemeinen erforderlich iſt, dürfen auch auf eine größere als die 
obige Genauigkeit geprüft und, wenn fie eine ſolche beſitzen, mit dem Präziſions— 
ftempel verjehen werden. 

Die Zulaflung zur Präzifionsaihung wird auf gleiharmige Baltenwaagen, 
und zwar auf folde Waagen diejer Gattung eingeichräntt, welche nad) Material 
und Güte der Stonjtruftionsausführung eine Zuperläffigfeit von befonderem Grade 
und von bejonders geficherter Dauer erwarten laſſen. Vorzugsweiſe fommt hier: 
bei die möglichit vollfommene Ausführung der Drehungseinridtungen und bie 
größtmögliche Sicherung der Schwingungen der Waage vor allen Neibungen und 
Stlemmungen in Betracht. 

8 62. 
Innezubaltende Fehlergrenzen. 

Die Anforderungen an den Empfindlichkeit: und Richtigkeitsgrad der Prä- 
ziſionswaagen find unter entiprechender Anwendung der oben für gewöhnliche 
Handelswaagen gegebenen Vorichriften ($ 60 Nr. 1 biö 4) die folgenden: 

Größte zufäffige Gewidiiszufage Bei der Prüfung der Empfindlichkeit und der 
Michtigheit der Präzifionswaagen. 

500 oder 2,0 Milligramm für jedes Gramm der größten zuläffigen Laft, wenn 

diefelbe 20 Gramm oder weniger beträgt. 

io „ 10 A für jedes Gramm ber größten zuläffigen Laſt, wenn 

diejelbe mehr ala 20 Gramm, aber nicht mehr als 
200 Gramm beträgt. 

Iso „ 05 m für jedes Gramm der größten zuläffigen Laft, wenn 
diefelbe mehr als 200 Gramm, aber nicht mehr 
als 2 Kilogramm beträgt. 

„ 0,2 Sramm für jedes Kilogramm der größten zuläffigen Laſt, 
wenn bielelbe mehr als 2 Kilogranım, aber nicht 
mehr als 5 Kilogramm beträgt. 

oo „ 0,1 . für jedes Kilogramm der größten zuläffigen Laſt, 

wenn diefelbe mehr als 5 Kilogramm beträgt. 
II. Selöfitthätige Regiſtrirwaagen. 
$ 68. 
Anwendungsgebiet und Beichnffenbeit der zuzulaſſenden ſelbſtthätigen Regiſtrirwaagen. 

Zur Abwägung und NRegütrirung des Gewichtes: 

a) von pulver- und ſandförmigen Materialien, und zwar bis auf Weiteres 

von Mehl, Gries und Grüge, ſowie von Gement, trodenem pulver: 
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förmigen fünftlichen Dinger und ähnlichen trodenen mineraliichen Körpern 
in Bulverform, 

b) von fleinförnigen Früchten und daraus hergeitellten förnigen Fabrifaten, 
und zwar bis auf Weiteres von Weizen, Noggen, Gerfte, Hafer, Mais, 
Hülfenfrüchten, gepustem Malz, Neis, Buchweizen, Dirfe, Graupen, 
Naps, Rüb- und Yeinjamen, fowie von Palmenkernen, 

und zwar im Gingangs: und Ausgangsverfehr des Großbandeld und Fabrik— 
betriebes, ſowie bei fteuer= und zollamtlichen Ermittelungen, werden ſolche Wägungs— 
einrichtungen zugelaflen, bei welchen eine gleiharmige Balfenwaage die Füllung 
ihrer Laſtſchale mit beitimmten, dem Gelammtbetrage der geaichten Gewichtöftüde 
auf ihrer Gewichtsichale entiprechenden Gewichtsmengen eines ihr von oben zu— 
geführten Materiald, und jodann die jedesmalige Entleerung der Yaftichale ent: 
weder völlig jelbitthätig oder durch jelbitthätige Auslölung und Hemmung einer 
bejonderen Betriebseinrichtung regelt und zugleich die fortlaufende Negiftrirung 
der einzelnen Füllungen an einem Zählwerf vermittelt. 


Wägungdeinrichtungen folder Art ſollen außerdem folgenden Vorſchriften 
genügen: 

1. Die eigentliche Waage ſoll den auf gleiharmige Balkenwaagen bezüglichen 
Beitimmungen entiprechen, mit der Einichränfung, daß es genügt, wenn ste 
nad) Aufbringung der größten zuläſſigen Laſt in Bezug auf Empfindlichkeit 
und Richtigkeit die Anforderungen des 8 60 erfüllt. 

Zum Zwed der Prüfungen ſoll dafür gelorgt fein, daß die eigentliche 
Waage durch bloße Umſchaltung eines dafiir vorgeiehenen Mehanismus aus 
der Verbindung mit den anderweitigen Ginrichtungen gelöft und alsdann 
ſowohl unbelaftet auf richtiges Cinipielen, als auch bei der größten zu— 
läffigen Belaftung auf ihre Empfindlichkeit und Nichtigkeit, beziehungsweiſe 
nad jeder durch die Waage felbit regelveht zu Stande gefommenen Füllung 
der Laſtſchale auf die llebereinitimmung des Gewichtes der Füllung mit 
ihrem Sollgewicht, unter Aufbringung der erforderlichen geaichten Gewichts: 
ftüde und kleinen Zulagegewichte, geprüft werden kann. Die bezüglichen 
Umichaltungseinrichtungen dürfen jedoch feinesfalls ſo beichaffen fein, daß 
bei ihrer Anwendung die Bewegungen und Werrichtungen derjenigen 
stonftruftionätheile, von deren Wirkungsweiie die Bemeſſung der Füllungen 
abhängig ift, in anderer Weiſe ftattfinden, und in Folge deflen Füllungen 
von auderem Gewicht zu Stande kommen fönnen, als bei gewöhnlichen, 
nicht unterbrochenem Betriebe. 

Die jelbitthätigen Negiftrirwaagen ſollen mit einem Wendelzeiger ver: 
ſehen fein. 

2. Die Regiitrireinrichtungen sollen in der Negel unmittelbar. die Gewichts— 
angabe liefern, und zwar in der Kilogramm-Einheit ausgedrücdt, was durch 
augenfällige Beifegung der Bezeichnung Kilogramm oder kg erfennbar 
gemacht jein fol. Es Sollen jedoch, 3. B. zur Anwendung beim Sadeu 
verichiedener Materialien, Waagen diefer Art auch mit folchen Negiitrir: 
einrichtungen zuläſſig fein, welche nicht das Gewicht, ſondern Lediglich die 
Anzahl der ausgeichütteten Füllungen regiitriren, was dadurch augenfällig 
erkennbar gemacht fein joll, daß unter oder über dem Zahlenausdrud der 
Regiftrirung nicht die Hilogrammbezeihnung, ſondern die Angabe angebracht 
it: Füllungen, deren Ginzelgewicht dem aufgeiegten Gegen: 
gewicht entipridt. 
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3. Die auf den Maagebalken anzugebende größte zufällige Laſt darf nicht 
weniger als fünf Kilogramm betragen und nur einer der folgenden Stufen 
entiprechen : 

5, 10, 20, 25, 50, 75, 100 Kilogramm und von 100 Filogramm 

aufwärts weiteren Abitufungen von je 50 Kilogramm. 

Bis auf Weiteres werden jedoch für Safer auch ſolche ſelbſtthätige 
Regiftrirwaagen zugelaffen, bei denen das Gewicht einer Füllung 37,5 Kilo— 
gramm beträgt. 

Die Waagen mit Füllungsregiitrirung (ſiehe Nr. 2) dürfen nur für 
eine größte zuläffige Laft von 100 Kilogramm beitimnt fein. 

Bei den Waagen mit Gewichtäregiftrirung joll das Gewicht der einzelnen 
Füllung ſtets der auf dem Balfen angegebenen größten zuläſſigen Laſt ent- 
iprehen. Die Waagen mit Füllungsregiftrirung dürfen dagegen auc 
mit Füllungsgewichten arbeiten, welche Eleiner als die größte zuläjlige Yait, 
aber nicht fleiner al& die Hälfte derjelben find. 

4. Um für diejenigen Eleinen Gemwichtsunterichiede der Füllungen, welche ledig 
lich während des Verlaufes der, der Vollendung jeder Füllung vorangehenden, 
legten Zuflüffe des Meateriald je mach der beionderen Beichaffenheit des 
feteren entitehen können, eine regelmäßige und geordnete Ausgleichung beim 
Beginn der Abwägungen zu ermöglichen, fol eine Nequlireinrihtung vor— 
handen fein, durch welche das Gewicht der einzelnen Füllungen in lleber- 
einſtimmung mit ihrem Sollgewichte gehalten werden kann (ſiehe auch Nr. 9). 
Diele Regulireinrichtung ſoll als ſolche leicht erfennbar gemacht, jedoch nicht am 
MWaagebalken angebraht fein Sie darf feinesfalls einen größeren Spiel» 
raum baben, als erforderlih it, um Nusgleichungen obiger Art bis zu 
!ıoo der größten Lait vollziehen zu fünnen. Damit diejfer Spielraum für 
die verichiedenen Materialien, für welche eine foiche Waage zugelaflen 
it, und auch für jede bei Dielen Materialien vorkommende bejondere 
Beichaffenbeit ausreicht, müflen die Dimenfionen der Oeffnungen, von welchen 
die Stärfe der Testen Zuflüſſe abhängt, entiprechend bemeſſen fein. Die 
Begrenzungöwände dieler Deffnungen jollen derartig beichaffen fein, daß 
Abänderungen der Querichnitte der legteren weder leicht und fchnell ausführbar 
find, noch in Folge von Abnugung in einem in Betracht der Tehlergrenze 
erheblichen Grade von ſeibſt eintreten können. 

5. Die ſämmtlichen, zu der vorftehenden Negulirung, ſowie zu dem regel: 
mäßigen Zuftandefonmen der Füllungen und Gntleerungen und zur Negis 
ftrirung dienenden Einrichtungen follen durch das Umſchlußgehäuſe, welches 
bei jeder diefer Waagen vorhanden fein soll, derartig vor itörenden Ein— 
griffen gefichert fein, oder fie follen, Soweit ihnen das Umſchlußgehänſe 
feinen ausreichenden Schug gewähren kann, von einer derartigen Beichaffen: 
heit und Anordnung fein, daß es nicht möglich ift, unachtſam oder abficht- 
lidy Veränderungen ihres vorichriftsmäßigen und normalen Zuftandes und 
ihrer Wirfung leicht und fchnell auszuführen und ebenfo wieder zu bejeitigen. 
Ferner ſollen weder durch zufällige VBerrüdfungen der zu diefen Einrichtungen 
gehörigen Theile, noch durch die bei der Aufichüttung des Materials vor— 
fommenden Inregelmäßigfeiten, Stauungen und Drudihwantungen ſolche 
Fehler der Wägungsergebniſſe entitehen können, welche einen erheblichen 
Bruchtheil der zuläſſigen Abweichung derielben von der Richtigkeit Darftellen. 

6. Ebenſo wie die Drehungsbewequngen der eigentliben Waage ſollen and 
alle Kippungs: und Drehungsbewegungen derjenigen Mechanismen, bei denen 
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Störungen der Beweglichkeit die Nichtigkeit des MWägungsergebniffes in Frage 
jtellen £önnten, mittelit gehärteter Schneiden und Pfannen erfolgen. Mechanis— 
men, welche eine Schmierung mit Del oder Fett erfordern, dürfen nur dann 
an der Waage angebracht oder mit ihr verbunden fein, wenn fie lediglich 
zur Zuführung des zu verwägenden Dlateriald dienen. 

. Das Zählwerk soll derartig beichaffen jein, daß die Nichtigkeit jeiner 
Zählungsergebniffe auf Grund genauer Belichtigung und Prüfung feiner 
Einrichtungen hinreichend verbürgt werden fann. Es find nur fogenannte 
jpringende Zählwerfe zuläffig, bei denen die Zahlen der Ziffernicheiben 
ſprungweiſe nad) einander hinter einer Reihe entiprechender Deffnungen 
jihtbar werden, fo daß dad Gewicht des über die Waage gegangenen 
Materials beziehungsweiſe — bei den Waagen mit Fillungsregiitrirung — 
die Anzahl der von der Waage ausgeichütteten Füllungen ſofort ziffermäßig 
erſichtlich ift. 

Nebenzählwerfe mit anderen Angaben find nicht geitattet, doch iſt es bei 
diefen Wägungseinrichtungen zuläffig, fogenannte Abitellvorrichtungen mit 
einem Gangiverfe, welches der aichamtlihen Prüfung nicht unterliegt, derartig 
in Verbindung zu bringen, daß durch Zuſammenwirken beider die Waage 
nah einer gewünschten vorher eingeftellten Anzahl von Ausschüttungen 
jelbitthätig außer Betrieb gelegt wird. 

. Die zur Abwägung von pulver und fandfürmigen Materialien beitimmten 
jelbitthätigen Negiftrirwaagen follen nur zuläffig fein, wenn die Zuführung 
des zu verwägenden Materials mittelit einer beionderen mechaniichen Zu: 
führungseinrihtung, 3. B. einer Transportichnede erfolgt, melde das 
Material in einen über der Waage angebradten Einlauftrihter gleichmäßig 
und stetig einichüttet. Sowohl dieſe Zuführungseinrichtung als auch der 
Ginlauftrichter follen mit den übrigen Theilen der Waage derartig verbunden 
jein, daß fie gegen Löſung oder Veränderung diefer ihrer Verbindung durch 
Stempelung oder geitempelte Plombirung gefichert werden fünnen. Die Zus 
führungseinrichtung Toll an erlichtliher Stelle und in deutlicher Schrift die 
Angabe derjenigen beiden Greuzwerthe ihrer Betriebsgeichwindigfeit enthalten, 
bei welchen die Waage auch ohne völlige Ausnugung des für die Nequlir- 
einrihtung (Nr. 4) gewährten Spielraumes noch innerhalb der Fehlergrenze 
richtige Angaben macht, 3. B. bei einer Transportichnede in der Form: 
Die Waageiitnurgebrauhsfähig bei... .bi8.... Touren 
der Schnede in der Minute, mit Gintragung der größten und kleinſten 
Umdrehungszahl der Schnede in der Minute, bei welchen bie vorftehende 
Bedingung noch erfüllt ift. 

. Die jelbitthätigen Negiftrirwaagen follen an erlichtlicher Stelle und auf 
derielben Seite, auf welcher fich die Negiitrireinrichtung befindet, ein Schild 
tragen, auf welchem in deutlicher Schrift auber dent Namen und Mohn: 
ort des WVerfertiger und einer laufenden Fabrifnummer die Angabe ent: 
halten it: 

Waage für ........ 

mit Eintragung des Materials oder der Gruppe von Materialien, für welche 
die Waage beſtimmt iſt, und für welche demgemäß ihre aichamtliche Beglaubig— 
ung ausichlieglich erfolgt. 

Mit Rückſicht auf die Vorichrift unter Nr. 4 foll außerdem auf dem 
Schilde der Waage zu den obigen Angaben ausdrüdlich hinzugefügt fein: 
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„Sine Regulireinrihtung” dient zur Nichtigitellung der Füllungen 
vor der Verwägung jedes befonderen Materials vorftehender Art. 
Die Angabe des Schildes, betreffend das Material oder die Gruppe 
von Materialien, für welche die einzelne Waage zuläſſig fein ſoll, wird hier: 
nad nur in dem Sinne durd die Stempelung mitbeglaubigt, daß erfahrungs- 
mäßig mit hinreichender Sicherheit anzunehmen ift, die Ginrichtung ber 
Waage, in3beiondere die Negulireinrichtung, werde ausreichen, um für ſämmt— 
liche in der bezüglichen Angabe des Schildes enthaltenen Materialien die 
Nichtigftellung der Ungaben zu ermöglichen. 
10. Auf den Schildern der für eines oder mehrere der im Gingange genannten 
pulver- und jandförmigen Materialien beftimmten Waagen dürfen feinerlei 
Eleinförnige Früchte oder daraus hergeftellte förnige Fabrifate genannt jein 
und umgekehrt. 
Unter denjenigen Waagen, auf deren Schild nur ein einzelnes der im Ein: 
gange diejes Paragraphen genannten Materialien genannt ift, dürfen diejenigen 
für Hafer und diejenigen für Palmkerne nur für eine größte zuläſſige Yait 
von 37,5 beziehungsweile von 50 Kilogramm und mehr beitimmt fein. 
11. Bezüglich der Zuläffigkeit von Kolleftivangaben auf dem Scilde gilt 
Folgendes : 
a) auf dem Schilde einer Waage von 5 Silogramm Füllungsgewicht darf 
fih eine der folgenden Kollektivangaben vorfinden: 
Waage für Grüße und Gries; 
Waage für Gerite und geputztes Malz; 
Waage für Weizen und Roggen; 
Maage für Raps, Rüb- und Leinſamen; 
Waage für trodene mineralifche Körper in Pulverform ; 
b) auf dem Schilde einer Waage von 10 Kilogramm Füllungsgewidt 
darf ſich eine der vorftehend unter a aufgeführten Kollektivangaben oder 
eine der folgenden vorfinden: 
Maage für Mais und Hülfenfrüchte ; 
Waage für Mehl, Grüge und Gries; 
e) auf dem Schilde einer Waage von 20 oder 25 Kilogramm Füllungs- 
gewicht darf fich eine der vorstehend unter a und b aufgeführten Kollektiv— 
angaben oder eine der folgenden vorfinden: 
Waage für Weizen, Noggen, Neis, Raps, Rüb- und Leinjamen ; 
Waage für Weizen, Noggen, Gerjte, Neis, Mais, Hirfe, Buchweizen 
und Graupen; 
d) auf dem Schilde einer Waage von 50 Kilogramm und mehr Füllung? 
gewicht dürfen entweder fämmtliche im Gingange dieſes Paragraphen 
unter b genannten Heinförnigen Früchte und daraus hergeftelften förnigen 
Fabrifate genannt fein, oder e3 darf fich auf ihrem Schilde eine der 
vorstehend unter a, b und c aufgeführten Angaben oder die folgende Angabe 
vorfinden : 
Waage für Weizen, Noggen, Gerfte, gepugtes Malz, Maid, Reis, 
Hülſenfrüchte, Naps, Rüb- und Leinjanen. 


8 64. 
Innezuhaltende Feblergrenzen. 


In Bezug auf die bei gehöriger Einftellung der Negulireinrihtung zu 
erreichende Genauigkeit in den Leiftungen der jelbitthätigen Regiftririvaagen, ſowie 


ee — — 
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in Bezug auf die Gleichmäßigkeit der einzelnen Füllungen derſelben ſoll bei der 
Aichung mindeſtens folgenden Anforderungen genügt werden: 

Nachdem unter ſucceſſiver Eiuſtellung der Regulireinrichtung auf ihre beiden 
äußeriten Grenzen die Ermittelung des Gewichtes von je zehn einzelnen regelrecht 
zu Stande gefommenen Füllungen erfolgt, und aus den beiden Gejammtergebnifjen 
des Gewichtes dieſer Gruppen von Füllungen diejenige Stellung der Regulir— 
einrichtung beitimmt worden ift, bei welcher für das zu der Prüfung verwendete 
Material die Hebereinitimmung zwiichen dem wirklichen Gewichte der Füllungen 
und ihrem regiftrirten Sollgewichte erreicht jein müßte, darf das alsdann bei dieſer 
fegteren Stellung der Regulireinrichtung ermittelte Gefammtgewicht von wiederum 
zehn einzelnen regelrecht zu Stande gefommenen Füllungen von dem regiftrirten 
Sollgewichte im Mehr oder im Minder nicht um mehr al ein Gramm für jedes 
Kilogramm des legteren abweichen. 

Zugleich darf bei feiner einzigen der vorftehenden Grmittelungen des Ge— 
wichtes einzelner Füllungen eine Abweichung von dem Durchſchnittsergebniſſe der 
zehn bei derielben Stellung der Negulireinrihtung gemachten Grmittlungen 
gefunden werden, welche mehr beträgt als 


25 Gramm bei einem Fülungggwidt von . - » 2.5 Silogramm 
30 — Eu u a: ß 
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bei noch größerem Füllungsgewichte für je 50 Kilogramm mehr ein Zuſchlag 
von 35 Gramm. 

Als Füllungsgewicht der Waagen mit bloßer Füllungsregiitrirung (ſiehe 
$ 63 unter Wr. 2) iſt hierbei der Betrag von 75 Stilogramm anzunehmen. 


’ III. Seringere Waagen. 


8 65. 

Illa. Waagen für Eifenbahnpaslagiergepäd und Waagen für Rojtpädereien ohne 

angegebenen Werth. 

Zum Abwägen von Giienbahnpaliagiergepäd und von Poſtpäckereien ohne 
angegebenen Werth find jolche, im Allgemeinen weniger genaue, aber Tchnelleres 
Arbeiten geitattende Wägungseinrichtungen zuzulaffen, bei welchen das Gewicht 
der verjchiedenen Laften nicht durch die Gegenwirkung entiprechender Gewichtsſtücke 
ober verichiebbarer Yaufgemwichte, unter jedesmaliger Zurüdrührung der Waage in 
die Nähe einer und derielben Gleichgewichtslage, ermittelt wird, jondern bei welchen 
die Gewidyt3ermittelung lediglich durch die unmittelbare oder mittelbare Beobachtung 
des jedesmaligen Neigungswinkels eined Hebelſyſtems geichieht. Die Veränderungen 
dieſer Neigungsmwinfel, welche von dem Verhältniß der jedesmaligen Laſt zu einem 
und demielben feiten Gegengewichte oder zu der Glaftizität einer Feder abhängig 
find, werden hierbei auf Ktreisbogeneintheilungen oder auf Zifferblättern ablesbar 
gemacht. 

Waagen folder Art find zuzulaſſen, wenn fie folgenden Vorſchriften genügen: 

1. Sie jollen an eriichtlicher Stelle, etwa in der Nähe der Ablefungseinricht- 
ung, ein Schild tragen, auf welchem in deutliher Schrift die Bezeichnung : 

Waage für Gijenbahnpaijagiergepäd beziehungsweile Waage 

für Poftpädereien ohne angegebenen Werth enthalten ift. 

Annalen bes Deutihen Reichs. 1885. 40 
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2. Ihre Einrichtungen jollen den allgemeinen Borichriften des 8 55 unter 
Nr. 1 bis 3 genügen, und fie jollen mit einem Pendelzeiger verjehen iein. 

3. Die Gewichtsangaben der Ablefungseinrichtung dürfen nur in der Kilogramm: 
Einheit ausgedrüdt fein, was durd Beiſetzung der Bezeihnung kg zu einer 
der Zahlenangaben augenfällig erfennbar gemacht fein ſoll. Dasjenige Ein: | 
theilungs= Intervall, welches einen Belaftungsunterichiede von 1 Stilogramm 
entfpricht, darf nicht £leiner fein ald 5 Millimeter. 

4. Es jollen geeignete Regulir- und Tarirvorrichtungen vorhanden jein, um 
die Gewichtsangaben jederzeit mittelft geaichter Gewichte richtig ftellen zu 
fönmen. 

5. Die Empfindlichkeit ſoll eine derartige fein, daß ſowohl bei der größten 
zuläfligen Belaftung, welde von der Ablefungseinrichtung angegeben wir, 
als bei einer Belaftung mit dem zehnten Theil dieſes Betrages eine an 
der Ablefungseinrichtung deutlich erfennbare Veränderung der Gleichgewichts: 
lage der Waage eintritt, jobald auf der Laſtſeite eine Zulage gemadt 
wird, welche 

bei Waagen für Gifenbahnpaflagiergepäd 200 Granım, 
bei Waagen für Boftpädereien ohne angegebenen Werth 100 Gramm 
betragen ſoll. 

6. Die Abweichungen der Angaben von der Nichtigkeit ſollen bei allen Belaft- 
ungen ziwijchen der größten zuläffigen Laſt und dem- zehnten Theil ihres 
Betrages eine Fehlergrenze einhalten, welche 

bei Waagen für Eifenbahnpafjagiergepäd 200 Gramm, 
bei Waagen für Poltpädereien ohne angegebenen Werth 100 Gramm 
betragen Soll. 

. Jede Waage foll mit einer Abftellvorrichtung verjehen fein, durch welche ihr 
Hebeliyitem vor den beim Aufbringen der Laſten ftattfindenden Stößen 
bewahrt wird, 


=) 


8 66. 
UIb. Höferwaagen. 
Zum Abwägen von Gegenständen des MWochenmarftverfehrs (vergl. Gewerbe 
ordnung vom 21. Juni 1869, $ 66) find gleiharmige Balfenwaagen von einer 
geringeren als der oben für den Handelsverkehr überhaupt vorgeichriebenen Ge 
naunigfeit zur Aichung zuzulaflen, wenn fie 
1. den im $ 55, ſowie im $ 57 aufgeitellten Zulaffungsbedingungen genügen; 
2. für eine größte einfeitige Belaftung von nicht mehr ald 2 Kilogramm 
beitimmt find; 
3. an jedem Arm einen angelötheten oder angenieteten Streifen mit der auf 
geichlagenen Bezeihnung H W tragen; und wenn 
4. die Zulage, welche bei ihrer Prüfung im Zuſtande der größten Belaftung 
erforderlich ift, um die Waage entweder, bei merkliher Abweichung von der 
Richtigkeit, zum Cinipielen zurüdzuführen oder, wenn eine jolche Abweich— 
ung nicht vorhanden ift, vom inipielen merklich abzulenten, das Bier 
fache des entiprechenden Betrages nicht überfteigt, welcher im $ 60 bei deu 
gleiharmigen Handeldwaagen für dieſelbe größte Belaftung zugelaffen ift. 
$ 67. 
Stempelung. 
1. Die Stempelung der Handelöwaagen geichieht, joweit nit im Folgenden 
Abweichendes oder Zuſätzliches beitimmt it, durch Aufichlagen oder Aufdrüden, 
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eines Stempels auf einem der beiden Arme des Balkens, beziehungsweiſe bei 
Waagen mit mehreren verbundenen Hebeln auf einem Arme des die Gewichte 
tragenden Hebels. 

2. Bei feſt fundamentirten Brüdenmwaagen, ſowie bei allen Waagen, welche 
für eine größte zulälfige Lait von mehr als 2000 Kilogramm beitimmt find, 
it die Stempelung jo auszuführen, daß fie neben dem Aichungsſtempel aud) die 
Jahreszahl der Aihung enthält. 

3. Bei denjenigen Brüdenmwaagen, bei welchen das Traghebeliyitem nicht 
frei liegt, Toll eine Stempelung auch auf einem der Traghebel erfolgen. 


4. Bei den Laufgewichtsiwaagen wird je ein Stempel dicht hinter dem letzten 
Theilitrich jeder Skale und je ein anderer Stempel dicht neben der Ableſungs— 
marfe jedes LYaufgewichtes aufgeichlagen oder aufgedrüdt. 

5. Die Stempelung der gleiharmigen oberichaligen oder Tafelwaagen ($ 56 
Ib) geſchieht ausichließlih durch Aufägen eines Stempels auf einen Arm des 
die Gewichtsichalen tragenden Balkens. 

6. Zur Aufnahme der aufzudrüdenden oder aufzuschlagenden Stempel Toll 
in allen Fällen, in welchen diejelbe nach den WBorichriften unter Nr. 1bis 4 auf 
Stahl, Eiſen oder auf einem anderen Material von ähnliher Härte und Ober: 
flächenbeichaffenheit erfolgen müßte, ein Pfropf oder eine Platte aus weichem 
Metall, welches zur deutlichen Ausprägung des Stempeld geeignet ift, angebracht 
und in unveränderlicher, nöthigenfalls auch durch Stempelung zu fihernder Weife 
befeitigt fein. 

7. In entiprechender Weile ift bei den gleicharmigen oberichaligen Waagen 
an einer augenfälligen Stelle des Balkens beziehungsweile auf dem vorerwähnten 
Pfropf oder der Platte aus weichem Metall ein genügend großes und regelmäßig 
begrenztes Flächenſtück in ausreichender, ntetalliich reiner und glatter Beichaffen- 
heit für die Aufnahme der Aetzſtempelung herzurichten. 

8. Falls die Zugehörigkeit der Angabe der größten zuläffigen Laft zu einer 
Waage nicht durch die Art der Anbringung jelbit gefichert ift, muß Dies durch 
geeignete Stempelung bewirkt werden. Grfofgt die Aufichlagung oder Aufägung 
der Angabe der größten zuläfligen Laſt erit durch das Aichamt, jo joll hierfür, 
ebenjo wie für die vorgeichriebene Stempelung, eine geeignete Fläche, unter den 
entiprechenden Umständen alſo ein untrennbar an der Waage angebrachter Pfropf 
oder dergleichen (fiehe Nr. 6 und 7) dargeboten fein. 

9. Die Stempelung der Präzilionswaagen erfolgt ausjchließlich durch Auf: 
ätzung des Präzifionsftempel3 auf den Balken. Hierfür joll auf legterem in ber: 
jelben Weile Vorfehrung getroffen fein, wie ſolche unter Nr. 7 für die Tafel: 
waagen vorgeichrieben it 

10. Die Stempelung der ſelbſtthätigen Negiitrirwaagen erfolgt zunächſt in 
der für Balkenwaagen vorgeichriebenen Weile (Nr. 1 und 6), Todann ift das 
Zählwerf durch Stempelung oder geitempelte Plombirung feines Berichlußgehäufes 
zu beglaubigen und gegen Beränderungen nach der Prüfung, ſowie gegen Löſung 
oder Veränderung feiner Verbindung mit dem Geſtell der Waage zu fichern. 
Das Leptere hat bei den Waagen für pulver: und jandförmige Materialien auch 
mit der mechanischen Zuführungseinrichtung ($ 63 Nr. 8), ſowie nöthigenfalls 
mit der auf Dielelbe bezüglichen Mufichrift und mit dem Ginlauftrichter zu 
geichehen. Endlich ift an einer geeigneten Stelle des Schildes, zugleich zur Befeſtig— 
ung desfelben, eine Stempelung auszuführen, welche neben dem Aichungsſtempel 
die Jahreszahl der Stempelung enthält. 

40* 
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11. Die Stempelung der Waagen für Giienbahnpaflagiergepäd und der 
Waagen für Pojtpädereien ohne angegebenen Werth geihieht durch Auffchlagen 
oder Aufdrüden eines Stempels mindeitens an einer Befeſtigungsſtelle desjenigen 
Scildes, welches die beſondere Bezeichnung der betreffenden Waage enthält, und 
zwar auf den zu dieſem Zweck in geeigneten Dimenſionen herzuftellenden Stöpfen 
von Eupfernen oder mellingenen Schrauben nad Befeitigung des Einſchnittes der— 
jelben. Außerdem ift an einer geeigneten Stelle des Schildes oder der Befeitig- 
ung de3ielben, etwa auf einen Zinntropfen, eine Stempelung auszuführen, welche 
neben dem Michungsitempel die Jahreszahl der Aichung enthält. 

12. Die Stempelung der Höferwaagen erfolgt durch Aufſchlagen oder Auf: 
drüden eined Stempels auf die Löthnaht oder den Nietfopf, durch welche der die 
Bezeihnung H W enthaltende Blechitreifen mit dem Waagebalten verbunden ift, 
oder auf dem bafelbit anzubringenden Zinntropfen. Dieſe Stempelungen find 
jedenfall® jo zu bewirken, dab die Blechitreifen ohne Verlegung des Stempels 
nicht entfernt werden können. 


S 68. i 
Gültigkeitsdauer der Stempelung bei gewifjen Waagengattungen. 


1. Feltfundamentirte Brüdenwaagen, ſowie alle ſolche Waagen, welche für 
eine größte zulällige Yaft von mehr als 2,000 Kilogramm beitimmt find, dürfen 
im Öffentlichen Verkehr nur bis zum Ablaufe von drei Jahren nah Schluß des- 
jenigen Stalenderjahres® angewendet werden, in welchem die Aichung oder eine 
Wiederholung der Aichung laut der aufgeltempelten Angabe der Jahreszahl der: 
ielben (jiehe $ 67 Nr. 2) erfolgt ift. Dieſe Beltimmung tritt vom 1. Januar 
1888 an in Kraft. 

2. Selbitthätige Negiitrirwaagen dürfen im öffentlihen Verkehr nur bis 
zum Ablaufe von einem Jahre nah Schluß desjenigen Kalenderjahres angewendet 
werden, in welchen die Aihung oder eine Wiederholung der Michung laut der 
aufgeltempelten Angabe der Jahreszahl derielben (fiehe $ 67 Nr. 10) erfolgt iſt. 

3. Waagen für Giienbahnpaflagiergepyäd und Waagen für Boitpädereien 
ohne angegebenen Werth dürfen im Verkehr nah Schluß desjenigen Kalender— 
jahres, in welchen die Aichung oder eine Wiederholung der Aihung laut der 
aufgeitempelten Angabe der Jahreszahl derfelben (jiehe $ 67 Nr. 11) erfolgt ift, 
nur bis zum Ablauf einer Friſt angewendet werden, welche bei eriteren Waagen 
ein Jahr, bei legteren Waagen zivei Jahre beträgt. 


VII Mepmerkzeuge zur Beflimmung des Stärkegrades weingeiftiger 
Flüffigkeiten. 


Alkohohometer und Thermometer. 


S 69. 
Zuläfiige Meßwerkzeuge. 
Zur Grmittelung des Mlkoholgehaltes weingeiltiger Flüffigfeiten werden 
zugelaſſen 
ſolche Alkoholometer, welche den Alkoholgehalt in Volumen-Prozenten 
nach Tralles angeben, und 
ſolche Thermometer, welche die Temperatur in Graden nach Réaumur 
angeben. 


PUT T 
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$ 70, 
Material, Gejtalt und ſonſtige Beichaffenpeit. 
1. Zuläſſig find nur gläferne Altoholometer und Quedfilber- Thermometer. 


2. Das Altoholometer und das Thermometer ſollen derartig mit einander 
verbunden jein, dab das Queckſilbergefäß des legteren zugleich als die erforderliche 
und ausreichende Beſchwerung des Alktoholometerd dient, und daß beide zufammen 
äußerlich ein Initrument, dad Thermo-Alfoholometer, bilden. 


3. Die Außeren Flächen jowohl des unteren Glasförpers als der Spindel 
eines Thermo-Alfoholometers jollen einen gleichmäßigen, zu der Achſe des Sn: 
ftrumentes jymmetriihen Verlauf haben, und die Mafjenvertheilung innerhalb des 
ganzen Inſtrumentes ſoll io angeordnet fein, dab die Spindel beim Eintauchen 
in eine weingeiftige Flüſſigkeit ſich lothrecht eintellt. 

4. In den Glaswänden dürfen feine die Ablejung der Skalen verfälfchenden 
oder erichwerenden Knötchen, Schlieren und dergleichen vorhanden fein. 


5. Die obere Abichlußfläche der Spindel (Spindelkuppe) ſoll ebenfalls einen 
gleihmäßigen, durch feine gröberen Unebenheiten unterbrochenen Verlauf haben, 
jo daß fie zur Aufnahme eines Aetzſtempels geeignet ift; auch darf fie von dem 
anschließenden Theil der Spindel durch feinerlei ſolche Einbuchtungen oder Er: 
höhungen geichieden jein, welche die Aufbringung eines Stempels an diejer Stelle 
(fiehe $ 73 Nr. 1) verhindern würden. Bon dem Ende der Altoholometeritale 
jo die Suppe wenigitens 15 Millimeter entfernt jein. 

6. Der größte äußere Durchmefier des unteren Glaskörpers darf 28 Milli: 
meter nicht überfteigen. 


7. Die zur legten Berichtigung eine® Thermo-Alkoholometers auf der 
Innenſeite der Thermometerifale etiwa angebrachten Beichwerungen (Tarirungs: 
mittel) jollen entiprechend dem Zwed einer legten Ausgleihung in georbneter 
Meile derartig befeitigt fein, daß fie weder durh Einwirkungen von außen ber: 
rüdbar find, noch fid von ſelbſt loslöfen können. 

8. Die beiden auf Papier aufzutragenden Skalen eined Thermo-Alkoholo— 
meters find an den Glaswänden unveränderlich zu befeitigen, keinesfalls alſo mit 
folhen Bindemitteln, weldhe von außen, 3. B. durh Erwärmung, gelöft werden 
fönnen. 

9. Die ſämmtlichen Theilitrihe der Alkoholometer- und der Thermometer: 
ifale find in Schwarz auszuführen. Es ift zuläſſig, die Theilſtriche für Die 
vollen Prozente und bei Theilung der Altoholometerifale in Zehntel-Prozente 
(fiehe Nr. 15) auch für die halben Prozente etwas länger als die übrigen Striche 
zu machen, doch follen auch die fürzeiten Striche fich bis auf mindeftens */, des 
Umfanges der Spindel erftreden. Die Strihe der Thermometerifale jollen in 
nicht unterbrochenem Zuge verlaufen und zu beiden Seiten der Thermometerröhre 
fihtbar werben. 

10. Die Altoholometerifale fol! in die Ermweiterung des unteren Endes ber 
Slasipindel hineinreichen, doc dürfen nur jo weit Sfalenftrihe aufgetragen 
fein, als die Spindel noch vollftändig cylindriſch iſt. 

Ebenso dürfen Skalenftriche nicht mehr auf den unteren Theil der Thermo: 
meterjfale aufgetragen fein, jobald Diele über das untere umgebogene Ende der 
ſonſt geraden Thermometerröhre hinausreicht. 

Der obere Theil der Thermonteterifale darf in die Glasipindel nicht hinein- 
reichen. 
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11. Die Alkoholometer- und die Thermometerſkale ſollen ohne augenfällige 
Eintheilungsfehler ausgeführt fein, insbeſondere dürfen benachbarte Intervalle 
höchſtens um den vierten Theil ihrer Yänge von einander abweichen. 


12. Die Thermometerjfale der gewöhnlichen Thermo-Alkoholometer (jiehe 
88. 71 und 72) Toll in ganze oder in halbe Grabe eingetheilt fein und von 
mindeltend 10 Grad unter Null bis mindeitens 25 Grad über Null reihen. Die 
Länge des Intervalles von 1 Grad darf nicht Kleiner ald 1 Millimeter fein. 


13. Die Altoholometerjfale der gewöhnlichen Thermo-Alkoholometer Toll in 
halbe Prozente eingetheilt fein und darf nicht mehr als 60 Prozent-ntervalle 
unfaflen. Die Länge des Intervalles von 1 Prozent darf für Alkoholgehalt: 
angaben von mehr als 40 Prozent an feiner Stelle weniger als 1,5 Millimeter, 
für Alfoholgehaltsangaben von weniger ald 40 Prozent an feiner Stelle weniger 
als 3 Millimeter betragen. 


14. Die Themometerſkale der jogenannten Normal-Therno:Alfoholo meter 
(fiehbe SS 71 und 72) ſoll in Halbe oder in Fünftel-Grade eingetheilt jein und 
denjelben Umfang wie bei den gewöhnlichen Thermo:Altoholometern haben. Die 
Länge des Intervalles von 1 Grad darf nicht Eleiner ald 2 Millimeter fein. 


15. Die Altoholometerjfale der Normal-Thermo:Alfoholometer fol in Fünftel: 
oder in Zehntel: Prozente eingetheilt fein und darf Alkoholgehalte unter 40 Prozent 
nicht angeben. Eine in Fünftel: Prozente eingetheilte Stale darf nicht mehr als 
40 Prozent-Intervalle, eine in Zehntel-Prozente eingetheilte Skale nicht mehr 
als 25 Prozent:Intervalle umfallen. Die Länge des Antervalle® von 1 Prozent 
darf bei einer in Fünftel-Prozente eingetheilten Skale an feiner Stelle weniger 
als 3 Millimeter, bei einer in Zehntel: Prozente eingetheilten Sfale an Feiner 
Stelle weniger als 5 Millimeter betragen. 


16. Nebeneintheilungen, die fi auf andere Alktoholgehalts: beziehungsweiſe 


Temperaturangaben beziehen als im $ 69 vorgeichrieben werden, find auf ben 
Sfalen unzuläffig. 








8 71. 
Bezeichnung. 

Die Thermometerifale joll die deutliche Bezeihnung Temperatur nad 
Neaumur enthalten. Die Alkoholometerifale joll, falls diejelbe nur in halbe 
Prozente eingetheilt ift (ſiehe 8 TO Nr. 13), die Bezeihnung: Thermo: 
Alktoholometer, falls diejelbe in Fünftel oder Zehntel-Prozente eingetheilt 
iſt (ſiehe $ TO Nr. 15), die Bezeichnung: Normal: Thermo-Alfoholo:- 
meter enthalten. Außerdem foll die Alftoholometerjfale die Angabe: Volumen: 
Prozente nah Tralles, die laufende Fabriknummer, forie den Namen umd 
Mohnort des Verfertigerd und die Jahreszahl der Anfertigung des Inſtrumentes 
enthalten. Die Numerirung der Grad: und Prozentitriche ſoll in deutlicher 
und ütberfichtlicher Weile ausgeführt fein; ſolche Bezeichnungen der Theilitriche, 
welche jih auf andere Angaben als die im $ 69 aufgeführten beziehen, find 
unzuläfiig. 


8 72. 
Innezubaltende Fehlergrenzen. 


Die im Mehr oder im Minder zuzulaiienden ‘Fehler dürfen höchſtens 
betragen : 
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bei Normal- bei gewöhnlichen 
Thermo- Thermo: 
Alloholometern: Altoholometern: 
am Alkoholometerr . . . O,1 Prozent 0,25 Prozent 


„ Thermometer . . . 0,15 Grad R. 0,3 Grad R. 

Die Ermittelung der fehler der Altoholometerjfale bezieht ſich auf Diejenigen 
Angaben derjelben, welche an der Durdichnittslinie des Flüſſigkeitsſpiegels mit 
der Eintheilungsflähe der Spindel von einem unterhalb der Ebene des eriteren 
befindlichen Auge abgeleien werben. 


$ 73. 


Stempelung. 


1. Die Stempelung erfolgt durd Aufätzen eines Stempeld auf die Spindel- 
fuppe (8 70 Nr. 5) und eines zweiten Stempels möglichit nahe an der Kuppe 
auf das oberhalb des Endes der Skale liegende Spindel-Ende. 

Die Normal: Thermo: Altoholometer erhalten dabei den Präziſionsſtempel 
(fiehe $ 79). 

2. Auf die Spindel wird oberhald des oberen Randes der Alfoholometer: 
ifale eine breite Marfe aufgeätt, welche fich mindeitend über die Hälfte des 
Spindelumfanges erftreden, und deren der Skale zugefehrte Grenzlinie, wenn man 
das Auge in die Ebene des betreffenden Sfalenrandes hält, mit dem leßteren 
zufammenfallen ſoll. 

3. Auf den Glaskörper wird die Angabe des Gewichtes des Inſtrumentes 
in Milligranım aufgeägt. 

4. Die jedem geaichten Inſtrument beizugebende Reduftionstafel, welche zur 
Berechnung des wahren Alkoholgehalt! aus den Angaben des Thermo-Alkoholo— 
meterö dienen joll, wird durch Stempelung beglaubigt. 


VII. Gasmeſſer. 


8 TA. 
Zuläjiige Gasmeſſer. 
Zuläfiig find nur ſolche Gasmeſſer, welche die hindurchgehende Gasmenge 
nach metriihem Maß angeben. 


Ss 75. 
Beichaffenheit und Einrichtung der Gasmeſſer. 


Zuzulaſſen find: 
A. Naſſe Gasmeſſer, 
d. h. ſolche, bei denen die Meſſung des Gaſes durch eine rotirende, zum Theil 
in Waſſer oder in eine andere Flüſſigkeit eintauchende Vorrichtung erfolgt, 
wenn dieſelben den folgenden näheren Beſtimmungen entſprechen: 

1. Das als Flüſſigkeitsbehälter dienende Gehäuſe, welches zugleich die gas— 
führenden Räume umſchließt, ſoll vollkommen gasdicht und derart 
zuſammengeſetzt ſein, daß ohne Verletzung der auf den Verbindungs— 
ſtellen der einzelnen Theile anzubringenden Stempel die in dem Gehäuſe 
ſich befindende, um eine horizontale Achſe drehbare Meßvorrichtung 
(Trommel), ſowie die übrigen für die Gasmeſſung weſentlichen inneren 
Konftruftionstheile nicht wilffürlich abgeändert werden fünnen. 
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Jedes zum YZuführen oder Abtühren von Flüſſigkeit beitimmte Rohr 
fol mit einem gasdichten hydrauliſchen Abichluffe von mindeitens 
40 Millimeter Höhe verjehen fein. 
Die zur Negulirung oder zur Stontrole des Flüſſigkeitsſtandes dienenden 
Theile der Einrichtungen (Flüffigkeitöftandrohr, Abichlußventil, Flüſſig— 
feitöftandzeiger u. dergl.) ſollen entweder derartig beichaffen fein, dat 
bei Aufitellung des Gasmefler auf einer waagerechten Ebene der Flüſſig— 
feitöftand gegen den bei der Aichung eingehaltenen normalen Stand 
ſolche Veränderungen, durch welche die Angaben de3 Gasmeſſers über 
den doppelten Betrag der ;Fehlergrenze hinaus (8 77) verfälicht werden 
würden, nicht erfahren fann, ohne daß die Gefahr einer Abſperrung des 
Gaſes eintritt, oder es follen unter entiprechenden Aufjtellungsverhält- 
niffen die bezüglichen Veränderungen des Flüffigfeitöftandes in ber 
Trommel gegen den bei der Aichung eingehaltenen normalen Stand an 
einem äußeren, mit den meſſenden Räumen in ficherer Kommunifation 
ftehenden Flüffigkeitsitandrohr leicht und ficher erkennbar fein. 

Abiperrvorridhtungen der vorerwähnten Art jollen unbedingt bei 
allen Gasmeflern für weniger ald 100 Flammen ($ 76 Nr. 4b) vor: 
handen jein. Bei größeren Gasmefjern, bei welden Abiperrvorridtungen 
fehlen Dürfen, ift der normale Flüſſigkeitsſtand durch eine Marke 
(Zeiger, Viſir oder dergleichen) in deutlicher Weiſe zu kennzeichnen (Tiehe 
$ 78). 
Die zur Ginhaltung des normalen Flüffigkeitsftandes dienenden Theile 
lollen derartig eingerichtet und angebracht jein, daß es nicht möglich ift, 
Abänderungen derjelben leicht und ſchnell auszuführen oder zu bejeitigen, 
ohne die Stempelung (8 78) zu verlegen. 
Das Zählwerf ſoll jo angebradt jein, daß es ohme Verlegung der die 
Berbindung desjelben mit dem Gasmeſſer fichernden Stempelung nidt 
zugänglich ift. 

Nur bei denjenigen Gasmeſſern für 100 oder mehr Flanımen ($ 76 
Nr. 4b), weldhe in gußeiſernen Gehäufen eingeſchloſſen find (Stations- 
gasmeſſer), Toll es zuläffig fein, das Zählwerk abnehmbar anzubringen, 
falls dasielbe jo eingerichtet ilt, daß mwenigitens das Räderwerk ohne 
Verlegung einer in geeigneter Weife auszuführenden Stempelung ı$ 78) 
einer Abänderung nicht zugänglich iſt. 


Zuzulafien find auch ferner: 


B. Trodene Gasmeiier, 


d. 5. jolcdhe, bei denen die Meflung des Gaſes durch ein Spitem von Kammern 
ohne Begrenzung durch Flüffigkeitsftände erfolgt, 
wenn diejelben den folgenden näheren Beitimmungen entipreden : 


1. 


2, 


Die meſſenden Kammern und die Ventile follen von einem gasdichten 
Sehänfe umichloffen fein. 

Die meijenden Kammern jollen gasdichte Scheidewände haben und der: 
artig eingerichtet fein, daß nad Erfahrungen oder Verſuchen, welde in 
Betreff der Yeiltungen von Gasmeſſern don entiprechender Einrichtung 
und von derielben Verfertigungsitelle vorliegen, ſolche Veränderungen 
der meſſenden Näume, durd welche die Angaben des Gasmeſſers über 
das Doppelte der Fehlergrenze hinaus ($ 77) verfällt werden würben, 
bei der Anwendung nicht eintreten und auch nicht durch willfürliche 
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Gingriffe ohne Verlegung der Stempelung des Gasmeſſers hervorgerufen 
werden fünnen. 
3. Hinfichtlich des Zählwerks gilt dasielbe wie unter A Nr. 5, 


S 76. 
Bezeichnung. 


Auf jedem Gasmeiler joll untrennbar von demjelben angegeben fein: 
1. der Name und Wohnort deö PVerfertigers, 

2. die laufende Fabritnummer und die Jahreszahl der Anfertigung, 
3. der Inhalt des meffenden Raumes nach Liter in der Form: 


’ 


4. der größte ftündliche Gasverbraud, und zwar: 
a) nach dem Gasvolumen, welches der Gasmeſſer in einer Stunde durch— 
laſſen joll, in der Form: 
V=...cebm, 
b) nach der Anzahl der fogenannten Flammen, welche der Gasmeſſer 
zu ſpeiſen beitimmt ift. 

Beide Angaben follen ein ſolches Verhältniß zu einander ein- 
halten, daß auf eine Flamme mindeftens ein ftündlicher Verbrauch 
von 142 Litern gerechnet iſt, 

5. eine Stennzeichnung des Konſtruktionsſyſtems, welchem der Gasmeſſer 

angehört. 

Dad Zählwerf foll die Angabe enthalten, daß es nad metriihen Map 
regiftrirt, außerdem ſoll der Betrag ber Intervalle jeder Zählicheibe, auch der 
die fleinften Einheiten enthaltenden (Literfcheibe, Literzifferblatt), entweder deut— 
li erfennbar oder ausdrüdlich angegeben jein. 

Die Bezifferungen auf den Zählicheiben follen nur nad Stubifmeter oder 
Liter beziehungsweiie ihren Zehnfachen, Hundertfahen u. j. w. fortichreiten. 

Bei Stationsmeflern ($ 75 A Nr. 5) follen auch auf dem Zählwerfe der 
Name und Wohnort des PVerfertigerd und die laufende Fabriknummer des Gas— 
meſſers nebit der Jahreszahl der Anfertigung angegeben fein. 

Auf jedem Gasmeſſer, welcher wieder zur Aichung gelangt, nachdem er einer 
mit Deffnung des Gehäufes und demgemäß mit Beleitigung der Stempelung 
verbundenen Neparatur unterzogen worden iſt, jollen außer den Angaben unter 
Nr. 1 bis 5 auch der Name und Wohnort desjenigen Fabrifanten, welcher die 
Neparatur ausgeführt hat, und die Jahreszahl der Neparatur angegeben fein. 

In den nah Nr. 3 und 4 anzubringenden Angaben dürfen aud die vollen 
Bezeihnungen: Liter und Kubikmeter zur Anwendung kommen. 


77. 
Innezuhaltende Fehlergrenzen. 

Der im Mehr oder im Minder zuzulaſſende Fehler eines Gasmeſſers darf 
höchſtens zwei Prozent des bet der aichamtlichen Richtigkeitsprüfung an ſeinem 
Zählwerk abgeleſenen Meſſungsergebniſſes betragen. 

878. 
Stembelung. 


Die Stempelung geſchieht durch Aufſchlagen oder Aufdrücken des Stempels 
auf Zinntropfen, welche in ſolcher Weiſe angebracht ſein ſollen, daß eine Trennung 
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der Theile, aus denen das umſchließende Gehäufe befteht, eine Deffnung des Zähl— 
werkes ober eine Abtrennung der gelonderten Schilder, auf denen etwa bie im 
$ 76 vorgeichriebenen Bezeihnungen aufgetragen find, nicht ohne Verlegung ber 
Stempel erfolgen kann. Statt auf Zinntropfen ift aud die Stempelung auf 
Siegellack zuläflig. 

Ale Einrichtungen, welde zur Einhaltung des normalen Flüffigfeitsitandes 
bei naſſen Gasmeſſern dienen, jollen, jofern fie nicht jo beſchaffen find, daß will: 
fürliche Veränderungen diejer Begrenzung nad der Aihung ausgeſchloſſen find, 
durch Löthung und Stempelung oder durch geitempelte Plombirung gegen ber: 
artige Veränderungen beſonders gejichert werben. 

Bei Stationögasmeffern ift auch die Verbindung der Hauptwellen des Gas: 
meſſers und des Zählwerkes mit den auf dieſelben aufgeltedten Uebertragungs— 
mechanismen durch Stempelung zu jichern. 


Zweiter Abſchnitt. 
Stempelzeichen. 
$ 79. 


Allgemeine Beitimmungen. | 


Als das übereinjtimmende Stempelzeichen, welches zur Beglaubigung der | 
geaichten Gegenitände anzumenden ift, wird ein gewundened® Band mit der In: 
ihrift D. R. in der nachjtehenden typischen Ausführung beitimmt: 


ra 


Für die Beglaubigung von Präziſions-Maßen und -Meßwerkzeugen, -Ge— 
wichten und Waagen erhält das Stempelzeichen außerdem innerhalb des ge 
wundenen Bandes zwiichen den Buchitaben D. R. einen jehsitrahligen Stern in 


nachſtehender Ausführung: 


Für die Beglaubigung der im $ 48 unter I und II aufgeführten Gold— 
münzgewichte erhält das Stempelzeihen je einen jechöftrahligen Stern an ben 
beiden Außenfeiten der Buchitabengruppe D. R. in folgender Ausführung : 


2 


$ 80. 
Bejondere Beitimmungen. 
1. Stempel der Kaiferlihen Normal-Aichungs-Kommiſſion. 


Der Stempel der Staijerlihen Normal-Aichungs-Kommiſſion enthält über 
und unter dem gewundenen Bande einen jechsftrahligen Stern in nachftehender 


A ” 
* 





vr 


u: ni en 
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2. Stempel der Aihungd-Auffihtsbehörden. 


Der Stempel jeder Aihungs-Auffichtsbehörde enthält über dem gewundenen 
Bande die derfelben zugetheilte Ordbnungszahl, unter dem Bande den jech3itrahligen 
Stern in nacdjitehender beiipieläweiler Ausführung : 


w 
9 
3. Stempel der Aichungsſtellen. 


Der Stempel der Michungdftelle enthält über dem gemwundenen Bande die 
Ordnungszahl der Nihungs:Aufficht3behörde, zu deren Aufficht3bezirf die Aichungs— 
ftelle gehört, unter demielben die Ordnungszahl, weiche der Aichungsſtelle inner: 
halb des betreffenden Aufſichtsbezirks zugetheilt worden ift, in nachitehender bei: 
ſpielsweiſer Ausführung: 

10 
Gr 


Die bei der Ichriftlihen Ausfertigung der Ergebniſſe aihamtlicher Arbeiten 
von ber Kaiſerlichen Normal-Aichungs-Rommiſſion, den Aichungs-Aufſichtsbehörden 
und den Nichungöftellen anzumwendenden Beglaubigungsitempel enthalten außer 
den obigen Stenipelzeihen eine Umijchrift, durch weiche Name und Ort der Behörde 
beziehungsweiie der Aichungsſtelle angegeben werden. 


Berlin, den 27. Dezember 1884. 
Kaiſerliche Normal-Aihungs-Kommiffion. 


Foerſter. 


Aichgebühren-Taxe. 
Vom 28. Dezember 1884. 


Auf Grund der Maß- und Gewichtsordnung vom 17. Auguſt 1868 (Bundes: 
Geſetzbl. S. 473) und des Geleges vom 11. Juli 1884, betreffend die Abänderung 
der Maß- und Gewichtsorduung vom 17. Auguſt 1868 Reichs-Geſetzbl. S. 115), 
erläßt die SKailerlihe Normal =» Aihungs - Kommilfion — unter Aufhebung der 
Aichgebühren-Taxe vom 12. Dezember 1869 (Bundes: Geiegblatt, Beilage zu 
Nr. 40), ſowie aller Nachträge zu derielben — die nachitehende 
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Aihgebähren- Care, 


Allgemeine ana 


1. Die in der Spalte A aufgeführten Gebührenfäge werden jedesmal dann 
berechnet, wenn eine aichamtliche Prüfung und Stempelung ftattgefunden hat. 

2. Die in der Spalte B aufgeführten Gebührenfäge werden außer den in 
Spalte A aufgeführten für diejenigen Mühewaltungen und Aufwendungen erhoben, 
welche durch die Verpflichtung der Mihämter zur Ausführung von Berichtigungen 
erfordert werden. 

Wo den Aihämtern eine Verpflichtung zu Verichtigungen nicht auferlegt ift, 
find Anſätze in der Spalte B unterblieben. 

3. Die in der Spalte C aufgeführten Gebührenfäge find unter Berückſich— 
tigung der bei einzelnen Abjchnitten der Tare näher bezeichneten bejonderen Um— 
ftände anzuwenden, wenn eine Prüfung ohne darauf folgende Stempelung ftatt: 
gefunden hat. 

4, Für Aihungsgeihäfte außerhalb der Amtsftelle, mögen dieſelben auf 
dienftliche Anordnung oder auf Verlangen der Betheiligten vorgenommen werden, 
find neben den tarmäßigen Gebühren durch die Aichungsbeamten zu berechnen : 

a) an Diäten je nad der auf das Geichäft einschließlich der Hin- und 

Rückreiſe verwendeten Zeit: 
für einen halben Tag (5 Stunden und — .. 350 ME 
bei längerer Zeitdauer für jeden Tag . . ra BORD n 

b) die durch eine den Umftänden angemefjene Art "ber Hin- und Rüd: 

beförderung erwachienen Stoiten ; 

ce) die Auslagen für ben Transport der zu dem Gejchäfte erforderlichen 

technifchen Hilfömittel, ſowie für die durch den Aichungsbeamten etwa 
beichaffte Arbeitähilfe. 

Auf die Prüfungs» und Beglaubigungsgeichäfte der Aichungs⸗ Aufſichts⸗ 
beamten finden die vorſtehenden Beſtimmungen unter a und b feine Anwendung. 

5. Die bei einzelnen Abjchnitten der Tare in Anfag gebrachten Gebühren 
für Arbeitshilfe und verwendetes Material, jowie für Nebenarbeiten bleiben für 
Aichungen außerhalb der Amtsftelle außer Aniag, Sofern für die betreffenden 
Mühewaltungen und Aufwendungen feitens der Betheiligten ausreichende Yür- 
jorge getroffen ift. 

6. Die NAihungsftellen haben fi jeglicher Bewilligung von unmittelbaren 
oder mittelbaren Ermäßigungen der vorgeichriebenen Gebühren, insbeſondere aud 
jeglicher Vergünftigung, welche in einer vollftändigen oder theilweiſen Uebernahme 
der Transportkoſten für die zu aichenden Gegenftände, in einer Stundung der 
Aichgebühren und dergleichen beftehen könnte, unbedingt zu enthalten, ſowie über: 
haupt alle über pünftliche Förderung und folide Ausführung der Aichungsarbeiten 
hinausgehenden Maßnahmen , welde die Erweiterung des Geſchäftskreiſes einer 
Aichungsitelle zu Unguniten anderer zur Folge haben könnten, gänzlich zu vermeiden. 


















I. fängenmafße. 
Tabelle fiehe nebenjtehend.) 
Die Anfäse der Spalten a und e beziehen fih auf die Prüfung der Rich— 
tigfeit der Länge des ganzen Mahes, die Anfäge unter b und d auf die 
Prüfung der Nichtigkeit der Cintheilung, und zwar in folder Art, daß bie 
legteren außer dem Anſatz unter a oder e 
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A 
für e für —* q 
für die Aichung Berichtig he 
ung eine 
4 6 d 
ve Ein * Ein— 
ſammt⸗ ſammt« 
theilung theilung 
länge länge 
H 1* |; — AM NIE 
PERTSITRRSCHTTERDE WESEL TI EN WERE Fr u EEE | 
1. Metallene Präziſionsmaßſtäbe 50 - 1 30 - 2 30 | 30 
2. Sewöhnlide Wapitäbe aus Me: | | 
tall x. | | 
bei einer Yänge von 10 m umd | | 
8m ar ut — — 1 — 40 50 — 40 
bei einer Länge von Sm, Tm 
und 6 2 ar 80 30 40 30 
bei einer Yänge von 5m, 4m | 
und 3m. . FEN - 60 | 201 — 30. — | 20 
bei einer Länge von 2 m und 
ONE ae Barden +0 ‚15 — | - — 120ı—-|1) 
bei einer Länge von 0,5 m bis | 
Oülm. .. 30 151 — - 3535 — | 
3. Wertmahfltäbe aus Holz (Mer | 
latten) und hölzerne Mapitäbe 
für Langwagren | 
bei einer Länge vun 10 m und | 
9m rar es - 80 20 | — 140 — 20 
bei einer Länge von 8m, Tm | | | | 
umbeom. . 2 22. 70 | 15 | ı 35 - , 15 
bei einer Yänge von 5 m umd | | 
im .. Ben u ne 50 10.1. ] -125 —|10 
ber einer Yänge von 3 m und | | 
SER 30 10 | — 15 — 10 
bei einer Länge von Im und | | 
1 RC 500, ı — 10 — 15 — 
4. Zuſammenlegbare Maßſtäbe von 
2m abwärts . . —J 20 10 -- 19 — 10 
5. Bandmaße aud Metall 
bei einer Yänge von 25 ın, ZU m | 
und 5m .. REF 50 - | >) | u 30 20 
bei einer Yänge von 10° m bis | | 
sm a er 50 — 15 25 15 
bei Heineren Cängen 30 0] — - 15 10 


bei den Präzifionsmaken (Nr. 1) für die Prüfung je eine Hundert von 
Eintheilungsmarken beliebigen Abitandes, 

bei den gewöhnlichen Längenmapen (Nr. 2 bis 5) nur dann für die Prüfung 
je eined Hundert von Cintheilungsmarfen in Anrechnung gebradpt werden, wenn 
die legteren um je ein Gentimeter oder mehr von einander abitehen. 

Bei Eintheilungen in halbe Gentimeter und in Millimeter, ſowie bei noch 
engeren Cintheilungen wird zwar auch für jedes Hundert derjenigen Marken, 
weldye um ganze Gentimeter von den Enden des Maßes abitehen, der volle Anſatz 
unter b oder d berechnet, dagegen wird bei den Intereintheilungen der Gentimeter 
für die Prüfung je eine Hundert von Eintheilungsmarfen bei den Mapitäben 
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unter Nr. 2 nur die Hälfte, bei den Maßſtäben unter Nr. 3 bis 5 mur ein 
Fünftel der unter b und d aufgeführten Beträge in Anrehnung gebradt. Wenn 
jedoh die Gelfammtzahl aller Eintheilungsmarfen, welche auf einem Maße vor: 
handen find, ein volles Hundert nicht überfteigt, jo fällt die vorſtehende Unter: 
Icheidung zwiſchen der Prüfung von ſolchen Marken, welche um ganze Gentimeter 
von den Enden des Maßes abftehen, und den außerdem vorhandenen IUnterein: 
theilungen der Gentimeter weg, und es wird lediglich der Gebührenjag unter 
Ab beziehungsweife Cd für ein volled Hundert erhoben. 

In denjenigen Fällen, in welchen fich bei den jo berechneten Einheitsiägen 
Bruchtheile von Pfennigen ergeben, find diefe Sätze auf die nächſt größere ganze 
Zahl abzurunden. 

Jede Anzahl von Gintheilungsmarfen, welche fleiner iſt ala ein volles 
Hundert, gilt bei obiger Gebührenrehnung gleich einem vollen Hundert. 

Diejenige Prüfung gewifler Haupttheilpuntte eines Maßes, welche zur Er: 
mittelung der Zuläffigfeit feiner Gefammtlänge erforderlich ift, wenn die letztere 
ein Vielfahes der Geſammtlänge des Gebrauchsnormals beträgt, gilt lediglich 
als eine Stufe der Prüfung der Gejammtlänge, fo daß dieſelbe feine Gebühren: 
erhebung nad) b oder d bedingen fann. 

In allen Füllen, in welchen an einem Maße mehrere Begrenzungen der 
Gefammtlänge und mehrere Eintheilungen gelondert geprüft worden find, werden 
die Gebühren für jede der Prüfungen der Gejammtlänge, fowie unter Berüd: 
fihtigung der obigen Unterfcheidungen für weitere oder engere Eintheilungen für 
joviel volle oder angefangene Hunderte von Gintheilungsmarfen erhoben, als die 
Gejammtzahl der auf allen Seitenflähen de8 Mahes enthaltenen und in 
gelonderter Weile geprüften Gintheilungsmarfen beträgt. , 

Bei denjenigen Maßen, bei welchen die fämmtlichen auf einer und Derjelben 
Seitenfläche enthaltenen Gintheilungsmarfen, gleichviel ob fie ih in der Mitte 
oder an den Kanten der Fläche befinden, oder ob fie fih von einer Kante bis 
zur anderen erſtrecken, inftruftionsmäßig nur als eine einzige Eintheilung zu 
betrachten und zu prüfen find, werden die Gebühren lediglich Für Prüfung einer 
Sefammtlänge und einer Cintheilung erhoben. 

Sind beim Vorhandenfein mehrerer Begrenzungen der Gejammtlänge und 
mehrerer gelonderter Gintheilungsreiben anf einem Maß inftruftionsmäßig be 
jondere zuſätzliche Stempelungen für jede Gelammtlänge und jede Eintheilungs— 
reihe erforderlich geworden, fo find auch die Gebühren für die zuſätzlichen Stem— 
pelungen von mehr als einer Geſammtlänge und Gintheilungsreihe zu erheben, 
d. h. es ift der Unterſchied zwiſchen den Anfägen unter Aa und Ce für jede 
zufäßliche Stempelung einer Gefammtlänge und Gintheilungsreihe noch in Anlag 
zu bringen, gleichviel ob es fich dabei nur um die Beglaubigung einer gejonderten 
Begrenzung der Gelammtlänge oder einer gelonderten Gintheilungsreihe oder um 
die Beglaubigung einer folden Gefammtlänge mit zugehöriger Cintheilung 
handelt. 

Nur bei den Bandmahen von mehr als 2 Meter Länge, bei welchen allein 
mit der Prüfung derjenigen Theillängen, aus denen fich die Geſammtlänge des 
Maßes zuſammenſetzt, auc die jofortige Prüfung der ſämmtlichen in den einzelnen 
Abſchnitten vorhandenen Eintheilungsmarfen zu verbinden ift, darf bei einer wegen 
unzuläfliger Gelammtlänge erfolgenden Nüdgabe eine Anfegung von Gebühren 
für die Prüfung von Gintheilungsmarfen eintreten. 

Für das Einbrennen oder Mufichlagen der Yängenbezeihnung wird eine 
Aufchlagsgebühr von 20 Pfenrig erhoben. 
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II. Slüffigkeitsmaße, Mehmwerkzeuge für Slüfigkeiten und Mepflafchen. 























a C 
für die für die Be | für re 
Aichung richtigung Stempelung 
ES u * 
A. Flüſſigkeitsmaße. 
Maße von 20 1 Raumgehalt 1 _ - 1801 —- 1% 
" " 7 ff an 60 — 20 — 30 
⸗ “. 5 [73 ” Zur 40 —— 15 — 20 
— ee ee 30 en 10 — 15 
*⸗ ” 1, ”„ — 20 — 5 — 10 
jedes kleinere Maß. — 10 — 5 — 5 
B. Meßwerkzeuge für Flüſſigkeiten. 
Für jede einzelne volljtändig — 
Maßgröße — 10 — — — 10 
Ferner für eine Swiiceneintheihung 
von 11 in Zehntel:Liter — 20 — — — 20 
„ 0,1 l in Hundertſtel-Liter — 20 — — — 20 
„ je 9,01 1 in Tauſendſtel Liter — 20 — — — 20 
Außerdem für die Aichung des ganzen 
Apparates . Year a ne — 30 — — — — 
C. Meßflaſchen. 
Meßflaſchen von 1 I und ", 1 Raumgehalt _ 20 — — en 10 
III. Fäſſer. 
— V > B I C 
für für für 
Ermittelung | Arbeitshilfe | Ermittelung 
Raumgehbalts-Ermittelung des Raum: und des Raum: 
gehalts und | verwendetes gehalts ohne 
Stempelung Material Stempelung 
Ki A 





Für ein Faß von 105 1 und weniger Raum: 
gehalt : 
Kür ein Faß von mehr als 105 1 bis zu 
205 1 Raumgebalt 
für ein Jah von mehr 
410 1 Raumgebalt Ba — 
für ein Faß von mehr ala 4101 bie zu 
610 1 Raumgehalt vo 9 
für ein Faß von mehr als 6101 bis zu 
810 1 Raumgehalt ; BT TE SE 
für ein Jah von mehr als 810 I Raum: 
gehalt Für jede volle oder angefangene 
Stufe von 200 I mehr ein Mehranſatz von 


als 205 | bis zu 








Mt A se. RN 





| 10 — | 10 
— 30 — 20 — | 20 
— 50 — 25 — | 35 
— 160 z 30 - | 8 
— | 70 35 — | 55 
— 115 — | 10 — 10 


—7 
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A B Ü 
für für. für 
Ermittefung | Arbeitspilfe | Ermittelung 
Tara:Ermittelung der Tara und der Tara 
und verwenbdetes ohne 
Stempelung Material Stempelung 
s. | © sb * 


1. Naſſe Tara . 
2. Trockene Tara . 


Die Gebührenfäge der Spalte C find dann zu erheben, wenn bereits im 
Verkehr geweiene geitempelte Fäffer bei der Unterfuhung auf Abweichung des 
Raumgehalts oder der Tara von der aufgeitempelten Abgabe innerhalb ber bei 
der bezüglichen aidyamtlichen Ermittelung zuläffigen Fehlergrenze richtig befunden 
worden find, und demnach ohne neue Stempelung zurücdgegeben werben. 

Die Gebührenfäge der Spalte B fünnen auf Grund beionderer, den lofalen 
Verhältniffen Rechnung tragender Beſchlüſſe derjenigen Staats- oder Gemeinde: 
behörde , für deren Nechnung die Nihungsitelle verwaltet wird, ermäßigt ober 
gänzlich erlaflen werden, jobald dazu die Genehmigung der Aichungs-Aufſichts— 
behörde erfolgt und der bezügliche Beihluß, mit Genehmigungspermerf der legteren 
verjehen, durch Anſchlag in dem Aichlofale zur Kenntni des Publikums gebradt ift. 

Erweiſen fih Fäſſer 

a. bei der einer Ermittelung des Raumgehalts oder der naſſen Tara vor— 

hergehenden Näſſung, 

b. während der Ausführung der Ermittelung des Raumgehalts 
als undicht oder überhaupt als nicht genügend haltbar, ſo ſind dieſelben unter 
Erhebung einer Gebühr zurückzugeben, welche ſich 

für die Fälle unter a auf die Hälfte der zugehörigen obigen Säge der Spalte B, 
für die Fälle unter b auf den vollen Betrag der zugehörigen obigen Süße 

unter Spalte B und die Hälfte der zugehörigen obigen Säge der Spalte C 

zufammengenommen 
beläuft. 

In denjenigen Fällen, in welchen fich bei den jo berechneten Einheitsjägen 
Bruchtheile von Pfennigen ergeben, find dieſe Säte auf die nächſt größere ganze 
Zahl der Pfennige abzurunden. 

Megen der Gebührenerhebung bei Aichungen außerhalb der — ſiehe 
die allgemeinen Beſtimmungen unter Nr. 5. 


IV. IE und Mefwerkzeuge für trodene —— 








A up Al c 
für die für die [für Prüfung 
ohne 


Aichung Verihtigung | Stempelung 
se A Mk | A * 
— nee 








a, Maße don 100 Liter abwärts für 
alle Arten von trodenen Gegen- 





jtänden. | 
Maße von . . . 100 1 Raumgebalt . 2 | — — 1 — 
” [73 . . . 50 l [7 + . —1 50 — — — 75 
"u, hl und 201 — > — 80 _ — — 40 
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— — 
für die für die für Prüfung 


ER ohne 
Aichung Berichtigung Stempelung 
1 A Sk. RN FM | A 





Mahe von 10 1 Raumgehalt 
l 


" ” " 


II. » 
jedes | tleinere Maß. 
Für das Einbrennen oder Aufichlagen 
der Raumgehaltsangabe 20 Piennig. 


B. Maße und Meßwerkzeuge von 
123 Hektoliter aufwärts für Brenn: 
materialien, jomwie für andere 
Mineralprodufte, 
I. Kaſtenmaße 
II. Kummtmaße bis einſchließlich 2 2 Kubit: 
meter Raumgehalt 4 
bei größerem Raumgehalt für jedes 
halbe Kubikmeter mehr ein Mehranſatz 
Bun. 0 2. % 
111. Löſch- und & Sadegefähe bie einſchließlich 
2 Heltoliter Raumgehalt 
bei größerem Raumgehalt für jedes 
Heftoliter mehr ein Mehranjag von 
IV. ördergefühe . . . . ; 
V. Rahmen= oder Aufſehmaße 
Für das Einbrennen oder Aufſchlagen 
der Raumgehaltsangabe 20 Pfennig. 
C. Meßrahmen für Brennholz. 
Für jedes einzelne Rahmenjtüd bis zu 2 
Meter Länge . . 
Bei längeren” Rahmenftüclen für jede volle 
oder angefangene Stufe von 2 Meter mehr | | 
ein Mehranjag von. . — ! 1% -- — — 
Für das Einbrennen oder Aufſchlagen 
der Längenbezeichnung 20 Pfennig. | | 
Sit bei beiveglichen Mehrahmen einer der Stäbe als Längenmaßitab in 
Gentimeter getheilt, jo kommt für diefen der für gewöhnliche Maßſtäbe dieſer 
Art beſtimmte Gebührenjag zur Anwendung (fiehe unter I Nr. 3). 


V. Gewichte, 








[4 





A HB Ü D 

—— für die für Prüfung || — 

A. Handels— für die Wihung| acer: ohne für Michpfropfen 

Zr > 82 Berichtigung Stempelung 

B aus aus aus aus 
gewichte aus * aus aus * aus 
Eifen anderen ifo anderem Gig aunderem gupfer |, Weis 

ſen Meta | N Metall en Metall |’ fegirung 


KA AlM AA Al AM M 5 





BHREEn -. ::, +: ch — 708 1 540 1--| 151 — 40) — 351-1701 — !40| — 10 
20 kg. . 4 +1-—!401 — Isol— | 10| — |sof— 1201 — | 0] — | 36 | — | 10 
10 ic . I — 01 — 0 5! — 15] —!ı0l —!20|—- 201 —| 5 
2208-500 8 -. .|—!10! 20I--| 5 I101—i 5| —!10 20| —| 5 
200 grund: 100.8. . | — | 10 201 — 15 — 5 54 — I101-—-}15 15 
508. 1-1 —| 101-1 5 1 lt — 
jedes tleinere Stüd 1 b1 c- — — 51 — 26bI-———— 
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Die Anſätze der Spalte B fchließen die Koſten des Füllmaterials ein. 

Bei Handelögewichten aus Eiſen mit Nichpropfen aus Kupfer find unter B 
diejelben Gebühren zu erheben, wie für Handelsgewichte aus anderem Metall. 

Bei Einjaßgewichten betragen die Gebühren die Summe der für die einzelnen 
Stüde und das Gefammtgewicht zu erhebenden Gebühren. 





A B Ce D 



























ar 
für die Aichung — one 
Die Auch ' ; } as 5 
B. Fräziiions Berichtigung Stempelung für Aich 
za ee pfropfen 
gewichte 3 aus a aus aus . 
Giten anderen Eifen anderem 3 | anderem aus Mejling 
Metall | Metall Metall 
‚sk N. — 3 F > V a 
BE ae A -\201 — 140 - ol 1 SL aD 
20 kg. . .I-—!60| 1/20 15 30 | — 30 — } 604 783 
10 kg und 5 kg a - 180 || — | 60 | — | 10 || — | 20 151 — | BI 30 
2 kg und 1 kg. .1— — | 80 — 1151 — — | — 1318 — 
500 — — — 301 — —— 111 — — —4454— — 
200 g und 100° g. = 20 1-1 | 10] — | —1 —. 116.78 — 
DE. . .I-1-1—- 1190] — — — 10— - 1-1 - Pr 
jedes tieinere Stüc - |» — 5 — — 51— | — 1, SE — 
Die Anſätze der Spalte B jchliehen die Roften des Füllmateriald ein. 
© 

für die | für die Ber | Mir Fräfung 
Aichung richtigung Stempelung 


se N) MM. A 








| 
C. Goldmünzgewidte. | 
a) Für ein Normalgewictsjtüd au 5 AM, 


10 4 oder 20 M . — 20 — 20 — 10 
b) Für ein Baifingewichtsftüc zu 5 Mk, 
10 M oder 20 MM . . — 20 — 20 — 10 
e) Für Vielfache von Normalgewichts- 
itüden, und 2 
für. . — Hr 50 Mk — 5 — 5 — 5 
„ 100 Me und. . a a. ARE, — 10 — 10 — 5 
* . 500, — 20 — 10 — 10 
= 1000 Me und 20.0. 2000 „ — 30 — 15 — 15 
D. Poſtgewichte. 
40 g und WIE: 2 re — 10 — 5 — 5 


Bei Gewichten aus anderem Metall als Eiſen beziehen ſich in allen vor— 
ſtehenden Fällen die Berichtigungsgebühren nur auf zu ſchwer befundene 
Gewichtsſtücke. 

Auch bei Poſtgewichten ſind die Aichungsſtellen zu Berichtigungen von zu 
leicht befundenen Stücken nicht verpflichtet. Werden dieſelben jedoch bei Poſt— 
gewichten ausgeführt, jo find dafür die Gebührenſätze der Spalte B mit einen 
Zufhlag von 5 Pfennig zu erheben. 
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VI Waagen. 
A. Handeldwaagen. 
la. Sfeiharmige Dafkenwaagen. 











A B C 
für die für die Be: | Mir gene 
Aichung richtigung Stempelung 


MA AI A 95 





Waagen für eine größte zuläſſige Laſt 
don 500 g oder weniger .. 
„ mehr ala 500 g bis zu > kg 
a 5 kg bis zu 20 „ 
” ” ” 20 ” ” ” 50 ”* 
„ ” # 50 ” ” ” 100 ” 
„ # „ 100 „ für jede volle oder 
angelangene Stufe von 50 kg mehr 
ein Mehranjag von — 








Für die Herſtellung gleichen Gewichts der etwa mit zur Aichung gebrachten 
Schalen ſind 
bei Waagen, deren größte Laſt 20 kg oder weniger beträgt, 15 Pfennig, 
„ 20 „ überiteigt, 30 ö 
außer den” etwaigen fonftigen Gebühren für die Berichtigung der Waage in Anſatz 
zu bringen. 


Ib. Gleicharmige oderfdafige oder Tafelwaagen. 


Mie unter Ia, jedod mit Wegfall aichamtlicher Berichtigungen und Be: 
richtigungsgebühren. 

Nur tür die Heritellung gleihen Gewichtes leicht und schnell umfesbarer 
Schalen bei Tafelwaagen, welche zur wiederholten Aichung gelangen, find die 
entiprechenden Beträge wie vorftehend unter la anzulegen. 


IIa YAngleidarmige Balkenwangen, 
(Dezimale und Gentefimalwangen.) 








A B 











Ü 
für die für die Ber | MIT Früfung 
. . . ü e 
Aichung richtigung Siempelung 
| k|S 


Waagen für eine größte zulüſſige Laſt | 


von O kg bis zu 50 kg. — 80 — 40 — 50 
„ mehr ala 60 RT | WER 1 — — 50 — 80 
un nn MW, u DO, 1 50 — 60 1 10 
” ” " 500 ” 750 n 2 — — 70 —1 40 
"nn TO. nn 1000 „ 2 50 = 80 1 70 
pr * „ 1000 „ „4500 3 — 1 — 2 — 
4241683600 „on 2000 5. 3 50 1 20 2 30 
für jede volle oder angefangene Stufe von 
1000 kg mehr ein Mehranſatz von. 1 - — 40 — 60 





(Siehe außerdem die Zufaßbejtimmungen am Schluſſe diefes Abjchnittes.) 
41* 
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Sind Laufgewihte und Stalen als Hilfseinrichtung vorhanden, fo ift für 
jede dieſer Stalen ein Zuſchlag von 
75 Pfennig für Prüfung und Stempelung oder von 
5 „ d — ohne Stempelung 
in Anſatz zu bringen. 
Ib. Brüdenwaagen, 
(Dezimal- und Gentefimalwaagen.) 


Wie unter IIa, jedoh mit Wegfall aichamtliher Berichtigungen und 
Berihtigungsgebühren. 
(Siehe auferdem die Zuſatzbeſtimmungen am Schluſſe diejes Abſchnittes.) 


IIIa. Einfade Beeren mit —— und SHRafe, 













A B C 
für die für die Be, | für — 
Aichung rihtigung | Stempelung 






Waagen für eine größte zuläffige Laſt 
von 500 g oder weniger 














„ mehr als 500 g bis zu 5 kg . — 70 

” ” 5 kg „n" 20 " — 90 
* " ” 20 . 2 [77 50 „+ 1 | 10 
12 ’ " 50 177 [73 7, 100 » * 1 30 
123 [23 ’ 100 [27 2 " 200 ” .* 1 50 


Bei Waagen, welche für eine größte zuläflige Laft von mehr als 200 kg 
beſtimmt find, erfolgt die Gebührenerhebung wie unter IIIb. 

Obige Gebührenfäge gelten für die Fälle, in melden beide Seiten des 
Balkens eine Cintheilung enthalten, welche zu prüfen ift. Iſt nur eine Eins 
theilung vorhanden, jo ermäßigen ſich die Süße unter A und C um 20 Prozent 
ihres Betrages. 


IIIb. Bufammengefekte Balken- und Brüdtenwangen mit Laufgewidt und Sfafe. 








A B C 


für die für die Be | für —— 
— rihtigung | Stempelung 


Mk 9 A| RN 




















Waagen für eine größte zuläſſige Laſt 


von 200 kg bis zu 500 kg. 2 25 a 60 1 60 
„ mehr ald 500 „ „ „ 70 „ 2 75 — 70— 1 9” 
a a nn a 0, 3 25851— |» 2 | 0 
a ‚ 1000 „ u 0.1500 3 75 1 — 2 50 
1500 De; 2 RO 4 25 1 20 2 80 

für jede volle oder angefangene Stufe von 
1000 kg mehr ein Mebhranjag von . . 1 — — 40 — 60 


(Siehe außerdem die Zuſatzbeſtimmungen am Schluſſe dieſes Abſchnittes.) 


Die vorſtehenden Sätze in Spalte A und C finden auf Waagen mit nicht 
mehr als 2 Skalen Anwendung; für jede weitere Stale ift ein Zufchlag von 
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ae Pfennig für Prüfung und Stempelung oder von 
a jr e ohne Stempelung 
anzufeßen. 

Iſt bei einer der obigen Waagen als Hilfseinrichtung eine Gewichtsichale 
an nicht veränderlichem Hebelarm vorhanden, fo ift für die Prüfung der Nichtigkeit 
de3 bezüglichen Hebelverhältniifes eine Zuichlagsgebühr von 50 Pfennig zu erheben. 

Bei Brüdenwaagen mit Laufgeviht und Skale fallen aichamtliche Be: 
richtigungen und Berichtigungsgebühren fort. 

Bei der Feitiegung der größten zuläffigen Laft, für welche eine Laufgewichts— 
waage mit mehreren Skalen beitimmt iſt, fommt, wenn die größten Angaben der 
Nebenffalen zuſammen nicht mehr als 5 Prozent der größten Angabe der Hauptifale 
betragen, nur die letztere Angabe in Betracht, bei größerem Umfange der Neben: 
ffalen dagegen die Summe der größten Angaben aller Sfalen. 


Zuſatzbeſtimmungen. 


Bei allen Waagen, welche für eine größte zuläſſige Laſt von mehr als 
2000 kg beſtimmt find, ermäßigen ſich die bezüglichen Gebührenzuſchläge für 
jede volle oder angefangene Stufe von 1000 kg mehr bis zu einer größten 
zuläſſigen Laſt von 10 000 kg auf die Hälfte, und von 10 000 kg ab gerechnet, 
auf ein Fünftel der unter Ila, IIb und IIIb angegebenen Beträge in allen 
ſolchen Fällen, in denen von Seiten der Betheiligten ſogenannte Gewichtsgeräth- 
Tchaften nebit Zubehör von ausreichend genau befannten und gehörig beglaubigtem 
Gewichtsbetrage bereitgeftellt find, mit Hilfe deren die Prüfung der Waage 
ſowohl mit der größten zuläjligen Laſt, als mit dem zehnten Theil der letzteren 
ohne Dinzunahme anderweitigen Gewicht: oder Taramaterial3 oder anderweitiger 
Hilfsmittel erfolgen kann. Dasielbe gilt bei der Bereititellung eine3 gehörig 
geprüften und beglaubigten Hebelſyſtems unter den entiprechenden initruftiond- 
mäßigen Bedingungen. 

Bei allen Waagen, welche für eine größte zuläjlige Laſt von mehr als 500 kg 
beſtimmt find, ift für den Fall, daß eine VBorprüfung mit dem zehnten Theil der 
größten zuläffigen Yaft bereits die Unzuläffigfeit der Waage ergibt, nur die Hälfte 
ber Gebühr für Prüfung ohne Stempelung bei der Rückgabe zu erheben. 


B. Waagen für befondere Zwede. 
I. Präzifionswaagen. 





ar : 
für die Be, | für Prüfung 
ichti ohne 
richtigung Stempelung 
M 4 a 


A 


fiir die 
Aichung 















Waagen für eine ‚gröhte zuläffige Laft 





von 500 g oder weniger . — 50 — 25 — 30 
„ mehr als 500 g bis zu 5 kg. 1 — — 50 — 60 
[7 [77 5 kg DL 7 20 0.7 1 50 ars 75 1 “a 

ea a — 2 er 1 1 50 
für jede volle oder angefangene Stufe von 
50 kg mehr ein Mehranjaß von . — 50 — 25 — 50 








In Betreff der Tarirung der beiden zu einer Waage gehörigen Schalen 
gelten diejelben Zuichlagsgebühren wie unter A la. ” 
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II. Seföftthäfige Regiſtrirwaagen. 


Für die Prüfung und die Stempelung der jelbitthätigen Negiitrirwaagen 
und die dabei etiva erforderlichen Berichtigungsarbeiten und Jonftigen Aufwendungen 
find nad) Maßgabe der jedesmal erforderlich gewordenen Miühewaltungen folgende 
Gebühren in Anrechnung zu bringen: 











Bei einem Füllungsgewicht von: 


mehr als 
100 kg 
für je 50 kg 


1. für die vollitändige Prüfung 
und Stempelung einer jelbit- | 
thätigen Regiltrirwaage mit 
Ausſchluß der Gebühren für 
etiva erforderliche Berichtig- 
ungsarbeiten . - . F 6 
und zwar im Einzelnen: 

a. für die allgemeine Brüf- 
ung, einſchließlich der 
Nachmeſſung der Zufluß: 
Öffnungen we 1 
b. fir die Prüfung des 
Zählwerkes . . 1 

o. für die Prüfung der 
eigentlihen Waage . . 1 

d. für die Prüfung der | 
Benauigfeit der regi— | 

jtrirten Angaben. . . 11 20 
e, für die Stempelung. . 1 

2. für die Berihtigung der 
eigentlichen Waage . . — 

3. für Arbeitshilfe und ver- j 
wendetes Material . . - 2 | — 





| 
Die unter Nr. 3 in Anjag gebrachten Gebühren für Arbeitähilfe und ver: 
wendetes Material bleiben für Aichungen außerhalb der Amtsitelle außer Anz 
rehnung, ſofern für die betreffenden Miühewaltungen und Aufwendungen feitens 
der Betheiligten ausreichende Fürſorge getroffen ift. 
III, Geringere Waagen. 


a) Waagen für Eifenbahnpafjagiergepäd und Wangen für Bojtpädereien ohne 
angegebenen Werth. 





















A B C 
für die für die Be, | für — 
BR rihtigung | Stempelung 





“| % "| & 








Waagen für eine größte zulüſſige * 
von 250 kg oder weniger. . NE 1 — 


» „ mhra® 250 kg... 2 2:20. 1 50 
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b) Höferwaagen. 











a »B 

















C 
für die für die Be, | für mn 
en 0 
Aichung richtigung Stempelung 










| 
Mangen für jede größte zuläffige Lait . . — 


Für eine aichamtliche Anbringung der die Bezeichnung HW enthaltenden 
Dlechitreifen werden 20 Pfennig erhoben. 


VI. Alkoholometer und Thermometer. 








A B Ü D 
für die für die 
* Mit 2 
für Die | Bang RR — * 
Aichung je einer Stelle | je einer Stelle — 
der Thermos | der Altoholo: | des Gewichtes 
meterſkale meterjfale 
Mk | A 
Gewöhnliche Therimo-Alkuholo: 
meter....11 — 
Normal-Thermo⸗Alkoholometer 2 — 


Die in jedem Falle zu erhebenden Gebühren berechnen ſich nach Maßgabe 
der wirklich ausgeführten Prüfungsarbeiten. 

Für die Aichung eines Inſtrumentes, welche die Prüfung der Alkoholometer— 
und Thermometerſkale an je 5 Stellen, die Ermittelung des Gewichtes und 
die Stempelung umfaßt, ſind lediglich die Sätze der Spalte A zu erheben. Wenn 
jedoch die Prüfung auf mehr als 5 Stellen einer Skale hat ausgedehnt werden 
müſſen, ſo tritt für jede zuſätzliche Prüfung eine Zuſchlagsgebühr hinzu, welche 
nad) Spalte B bezichungsweife C zu berechnen iſt. 

Sobald der Prüfung des Initrumentes eine Stempelung desjelben nicht Folgt, 
find ausichließlidy die Süße der Spalte B, C und D in Anſatz zu bringen. 

Für Verabfolgung einer geitempelten Nebuftionstafel find 15 Pfennig zu 
berechnen, 
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VIII Gasmeffer. 






















C 
für die für Neben- für Prüfung 
Aichung arbeiten — 
Me 5 A | A 












A. Naſſe Gasmeſſer. 


Bei einem Betrage des größten Gasvolumens, 
welches der Gasmeſſer pro Stunde durch— 
zulaſſen beſtimmt iſt, 


von 0,3 cbm oder weniger . 1 — 60 — 80 
„ mehrald 0,3 „ bis zu 0,5 cbm ı | 5% — 70 1 20 
[73 . " 0,5 173 ’ [77 ’ 2 —— —— 80 1 60 
7 7} 7 1 f Pe?) 2 " 3 — 1 — 2 40 
[2 [7 [22 2 . [23 ’ 4 7} 4 — —1 20 3 20 
” [73 [2 4 ts [77 [23 6 17} 5 — 1 40 4 — 
[23 [73 4 6 ” [77 [77 8 7 6 zz 1 60 4 80 
„nn nn B oe) u 7 — 1 80 5 60 
[7] * 10 # [73 [7 15 #r 8 — 2 — 6 40 
1 #r 15 " für jede volle 

angefangene Stufe von 5 cbm mehr ein 

Mehrantn von. a 50 — 20 — 40 


B. Trockene Gasmeſſer. 


Die Gebühren in Spalte A und C find im anderthalbfachen Betrage in 
Anſatz zu bringen. Die Spalte B bleibt unverändert. 
Erweiſen fi) Gasmeſſer 
a) während des Vorverfahrens, 
b) während der eigentlichen Aichungsoperation 
als undicht, fo find diefelben unter Erhebung einer Gebühr zurüdgugeben, welche ſich 
für den Fall unter a auf die Hälfte der zugehörigen obigen Süße ber 
Spalte B, 
für den Fall unter b auf den vollen Betrag der zugehörigen Sätze der 
Spalte B und die Hälfte der zugehörigen obigen Süße der Spalte C 
zufammengenommen 
beläuft. 
Wegen der Gebührenerhebung bei Mihungen außerhalb der Amtsſtelle fiehe 
die vorgebrucdten allgemeinen Beltimmungen unter Nr. 5. 


Anhang. 

Für die Prüfung, Berichtigung und Beglaubigung von folden Hilfs: 
mitteln der Meflung und Wägung, für welche die Beſtimmungen der Michgebühren- 
Tare feinen unmittelbaren Anhalt bieten, jowie für die Prüfung, Berichtigung 
und Beglaubigung von ſolchen Maßen und Mehmwerkjeugen, Gewichten und 
Waagen (Normalen und Normalapparaten), bei welchen eine höhere Genauigkeit 
als bei den entiprechenden Werfehragegenitänden gefordert wird, gelten, wenu bie 
betreffenden Arbeiten im Intereſſe und auf Antrag von anderen als Aichungs— 
behörden oder für Private ausgeführt werden, bezüglich der Gebührenfäge folgende 
Beitimmungen: 
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1. Bei den zur Prüfung der Nichtigkeit von Haudels- oder Präziſions— 
gewichten dienenden Fchlergewichten, und bei den zur Prüfung der Richtigkeit 
und Empfindlichkeit von Handelswaagen oder Präziiionswaagen dienenden Zulage: 
gewichten find dielelben Gebühren anzujegen, wie bei den entiprechenden oder 
nad ihrer Gewichtsgröße am nächiten ftehenden Handels: beziehungsweije Präzi— 
fionsgewichten. 

2. Bei den Büretten und Fehlergläfern gelten ſowohl für jede vollitändig 
bezeichnete Maßgröße, als auch für die Zwifcheneintheilungen diejenigen Süße der 
Aichgebühren-Tare, welche bei den Meßwerkzeugen für Flüffigkeiten vorgeichrieben 
find (fiche jedoh unter Nr. 3, falls dieſe Eintheilungen den Ziveden einer Normal: 
bürette dienen follen). 

3. Bei allen Maßen und Gewichten, bei welchen die für Gebrauchönormale 
vorgeichriebenen Fehlergrenzen eingehalten werden follen, einichließlich der zur 
Prüfung von Flüffigkeitsmaßen u. ſ. w. dienenden Aichkolben und Normal: 
büretten, fowie der zur Prüfung von Waagen dienenden Anhängegewichte gilt das 
Doppelte der für die entiprechenden, oder nad) Maß- beziehungsweile Gewichts: 
größe am nächſten ftehenden Verfehrägegenftände vorgeichriebenen Gebührenjäge. 
Die Gebühren für die Prüfung der auf Aichkolben angebrachten Marken für die 
Fehlergrenzen find, wie vorstehend unter Nr. 2 für Fehlergläfer u. ſ. w. angegeben, 
zu berechnen, 

Die Gebühren für die Prüfung derjenigen größeren Aichkolben zu 10, 20, 
50, 100 Liter, welche als Hilfsmittel bei der Prüfung von Subizir-Apparaten 
für Gasmeffer und für Fäſſer dienen, follen das Doppelte derjenigen Süße 
betragen, welche für die entiprehenden Maßgrößen im Abfchnitt IV der Taxe in 
Spalte A aufgeführt find. 

4. Für die Prüfung von Waagen, welche die für Aichamtswaagen vor: 
geichriebene Genauigkeit einhalten follen, fowie für Stontrolgasmeiler gilt das 
Vierfahe der für BVerfehrögegenftände entipredhender Art vorgeschriebenen 
Gebührenfäge. 

5. Bei Hubizirapparaten für Gasmeſſer und für Fäſſer find die nachfolgenden 
Gebühren zu erheben: 











A B C 

für A für 
Prüfung für Prüfung 
und Be: | Neben: | ohne Be: 


glaubig- | arbeiten glaubig- 
ung ung 


Mark Marti Marf 





für einen Apparat... ... . bi8 zu 100 1 Raumgehalt 6 3 4 
ae a über 1001 „ „ 400 „ . 12 6 9 
J re 2 „ 40, u „m 600 „ Fr 16 8 12 
* ” 600 ” ” ” 300 ” * 20 10 15 
” [7 ” 7) 800 "m # 1000 ” 7) 24 12 18 

und für jedes volle oder angefangene Hundert Liter Raum: 

gehalt mehr ein Mehranjag von » . 2 2 nn 0. 2 1 1 


In Betreff der Ermäßigung der Gebühren fin Nebenarbeiten gelten beziehungs— 
weise die unter III Seite 599 und 600 hinfichtlich der Gebühren in Spalte B 
getroffenen Beitimmungen, 
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Erweiſen fih Kubizir-Apparate während der Ausführung der Prüfung als 
undicht oder als nicht genügend haltbar, jo find diefelben unter Erhebung einer 
Gebühr, welche ſich auf den vollen Betrag der zugehörigen Sätze der Spalte B 
und die Hälfte der zugehörigen Säge der Spalte C zufammengenommen beläuft, 
zurüdzugeben. 

Wegen der Gebührenerhebung bei Prüfungen außerhalb der Amtöftelle fiche 
die allgemeinen Beſtimmungen unter Nr. 5. 

6. Für die Prüfung und Beglaubigung einer der in den Zufagbeitinnmungen 
zum Abjchnitt VI erwähnten Gewichtögeräthichaften oder Hebelinfteme iſt das 
Anderthalbfadhe derjenigen umverkürzten Gebühren (Spalte A) zu erheben, welche 
nad) der Tare für die Michung der bei diefer Prüfung benußten Waage anzu: 
feßen wären, 

7. Für die vollftändige Konftruftionsprüfung aller Theile eines Gasmeſſers 
mit Oeffnung des Gehäufes ift der dreifache Betrag der feiner Leiftung ent= 
Iprecheuden, im Abjchnitt VIII angejegten Gebühr für Prüfung ohne Stempelung 
(Spalte C) zu erheben. 

8. In den obigen Fällen Nr. 1 bis 4 find die der Aichgebührenipalte A 
entiprechenden beziehungsweife das Doppelte oder Vierfache derſelben betragenden 
Gebühren nicht nur dann zu erheben, wenn eine Stempelung der betreffenden 
Gegenstände nad den Beitimmungen der Aihordnung und Inftruftion zuläſſig 
geweien und wirklich erfolgt ift, fondern auch dann, wenn die Beglaubigung der 
mit ber entiprechenden Genauigkeit erfolgten aihamtlihen Prüfung lediglich durch 
die Ausfertigung eines Beglaubigungsicheines und die Aufbringung einer mit der 
Nummer oder jonitigen Bezeichnung des Beglaubigungsiceines forrefpondirenden 
Nummer oder Marke auf dem geprüften Gegenftande ausgeführt ift. In bejonderen 
Fällen, in welchen es fih um die wiederholte Prüfung eines in folcher Weite 
deglaubigten Gegenstandes handelt, ift zuläffig, ftatt der Anfäge der Spalte A 
diejenigen der Spalte C zu Grunde zu legen. 

9. Für die Prüfung und Beglaubigung von Maßen und Gewichten, welche 
die Genauigkeit der Stontrolnormale einhalten jollen, oder für welche die Fehler: 
beitimmung und die Ausfertigung eines ehlerverzeichniffes mit der Genauigfeit 
der Hauptnormale oder mit der Genauigkeit von Kopien des Urmaßes und des 
Urgewichtes erfolgt, jowie für die Prüfung und Beglaubigung von feineren 
Maagen, 3. B. folchen, welche zur Vergleihung der Kontolnormale der Gewichte 
mit den Hauptnormalen dienen jollen, ift ein Gebührenbetrag von zwei Mark 
für jede Stunde der auf die betreffenden Meſſungen beziehungsweife Wägungen 
und die zugehörigen Berechnungen und Ansfertigungen verwendeten Zeit in Anjag 
zu bringen. 


Berlin, den 28. Dezember 1884, 
Raiferlide Normal-Aihungs-Kommiffion. 
Foerfter. 


Bekanntmachung, betreffend die Zulafjungsfriften für ältere Maße, Meß— 
werfzenge, Gewichte und Waagen. 
Bon 30. Dezember 1884, 


Auf Grund des Artikels 13 der Maß- und Gewichtsordnung vom 17. Auguft 
1868 (BundessGejegbl. S. 473) und der Bekanntmachung des Reichskanzlers 
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vom 30. Oktober 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 215) erläßt die Kaiferliche Normal: 
Aichungs-Kommiſſion folgende Vorſchriften: 


Artikel 1. 


Bis zum 31. Dezember 1886 werden zur Aichung und Stempelung, bis 
zum 31. Dezember 1896 zur Wiederholung der Aichung und Stempelung alle 
Maße und Meßwerkzeuge, Gewichte und Waagen zugelaſſen, welche nur die 
folgenden Abweichungen von den geltenden Vorſchriften erkennen laſſen, im Uebrigen 
aber den letzteren vollſtändig entſprechen: 

I. Längenmaße. 

a) Längenmaße, welche in der Angabe der Geſammtlänge mit einer der 
folgenden Bezeichnungen verjehen find: Defameter, Dezimeter und Gentimeter. 

b) Yängenmaße von 10 Meter Länge, welde außer der metriichen Bezeich- 
nung den Namen „Stette“ enthalten. 

c) Längenmaße, welche außer der metriichen Bezeihnung den Namen „Stab“ 
enthalten. 

II. S£lüffigkeitsmaße. 

a) Cylindriſche Flüffigfeitsmake von "5, Yıs, "sg Liter Naumgehalt, wenn 

die Durchmeſſer derielben folgende Grenzwerthe einhalten: 

bei Y/s Liter Naumgehalt 47 bis 42 Millimeter, 

" !ıs " „ 38 u 34 " 

" ‚se " ” 31 „ 28 J 
und wenn die Abweichungen des Raumgehalts dieſer Maße von dem Sollbetrage 
im Mehr oder im Minder nicht größer find als "/ıoo des letzteren. Der obere 
und der untere Durchmefler dürfen bei einem und demielben Maße höchſtens 
foweit von einander abweichen, daß feiner bderjelben einen der beiden obigen 
Grenzwerthe überjchreitet. 

b) Flüſſigkeitsmaße, welche außer der Bezeichnung nach Liter einen der Namen 
„Kanne oder „Schoppen’ enthalten. 

ec) Flüffigfeitsmahe, welche mit der abgefürzten Bezeichnung L verfehen find. 

d) Flüſſigkeitsmaße von mehr als 2 Liter Naumgehalt, bei welchen ber 
Boden nicht durc einen aufgelötheten Steg verjtärkt ift (fiche $ 10 Pr. 9 der 
Aihorduung vom 27. Dezember 1884). 

III. Mepwerkzeuge für Flüffigkeiten. 

a) Mehwerkzeuge, welche Naungehalte von !/s, Yıs, Yss Liter angeben, 
wenn die Abweichungen diefer Raumgehalte von dem Sollbetrage im Mehr oder 
im Minder nicht größer find als "so des letzteren. 

b) Meiwerfzeuge, weiche mit metallenen Meßgefäßen veriehen find und die 
Ablefung der Flüifigkeitsitände in dem Meßgefäße entweder dadurd ermöglichen, 
dag in der Wandung des Meßgefäßes ſelbſt ein durchlichtiger Glasitreifen mit 
Eintheilungsmarfen befeitigt it, oder daß mit dem Meßgefäße fommunizirende 
gläferne Röhren die Gintheilungsmarfen enthalten, oder daß in der Wand des 
Meßgefäßes Ausflußöffnungen derartig angebradyt jind, daß mittels zugehöriger 
Röhren und Hähne ſowohl die Füllung des Meßgefäßes bis zu einem gewillen 
Flüſſigkeitsſtande als auch, von diefem ausgehend, die Abtaffung einer beſtimmten 
Quantität regulirt wird. 

c) Meßwerkzeuge der vorerwähnten Einrichtung, welche die Veitimmungen 
im $ 14 der Michordnung unter Nr. 4 und Nr. 6 nicht vollitändig erfüllen, 
aber folgenden Dimenfionsbeitimmungen genügen: 
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Die Angaben der Maßgröße von !/s und von O,1 Liter ift nur an 
jolhen Stellen oder bei der Cinrichtung mit fommunizirender Röhre nur in 
der Höhe von ſolchen Stellen der Gefäßwand zuläſſig, an welchen der äußere 
Durcdmefier des Maßgefäßes, deſſen horizontaler Querichnitt nahe kreis: 
förmig vorausgeſetzt wird, nicht über 65 Millimeter beträgt. 

Die Ablefungdmarfen für die noch Eleineren Maßgrößen bis zu 0,01 
Liter abwärts dürfen nur an ſolchen Stellen oder in der Höhe von folden 
Stellen der Gefäßwände angebracht fein, an welchen der äußere Durchmeſſer 
‘des Gefühes folgende Werthe nicht überfchreitet: 

für die Maßgrößen von 0,05 Liter und von "/ıs Liter 45 Millimeter, 

nn. 7 „ 0,02 [7 " [7 !lsa 1 30 

" 1 0,01 [7 . . wi ee ie, 20 * 
Der Durchmeſſer einer die Ableſungsmarken enthaltenden kommunizirenden 

Glasröhre darf nicht größer als 15, nicht kleiner als 10 Millimeter ſein. 
d) Meßwerkzeuge, welche mit der abgekürzten Bezeichnung L verjehen find. 


IV. Hohlmaße und Meßwerkzeuge für trockene Gegenſtände. 


a) Hohlmaße für trodene Gegenstände von "/s und "/ıs Liter Naumgehalt, 

wenn die Durchmefler derjelben folgende Grenziwerthe einhalten: 

bei '/s Liter Naumgehalt 65 bis 59 Millimeter, 

n '/ıs " " 52 " 47 ” 
und wenn die Abweichungen der Naumgehalte diefer Maße von dem Sollbetrage 
im Mehr oder im Minder nicht größer find als !/so des letzteren. 

b) Hohlmaße und Meßwerkzeuge für trodene Gegenftände, welche neben 
der Bezeichnung nad Liter oder SHeftoliter den Namen „Faß“ oder „Scheitel“ 
enthalten. 

c) Hohlmaße und Meßwerkzeuge für trodene Gegenftände, welche mit der 
abgefürzten Bezeichnung L oder H oder Kub.-Met. verfehen find. 


V. Gewichte. 


a) Gewichtsſtücke zu 50 Pfund und zu e Pfund, wenn dieſelben im Mehr 
oder im Minder eine Fehlergrenze nicht überjchreiten, welche bei Handelsgewichten 
zu 50 Pfund auf 4 Gramm, zu ’s Pfund auf 125 Milligranm und bei 
Präzifionsgewichten zu 50 Pfund auf 2 Gramm, zu Ye Pfund auf 62,5 Mili- 
gramm feitgejegt ift. 

b) Gewichtöftüde in Bombenform zu 50 Kilogramm und zu 50 Pfund. 

c) Gewichtsſtücke, bei welchen zwar den Vorſchriften im $ 37 der Aid: 
ordnung vom 27. Dezember 1884 bezüglich der Grenzwerthe der Höhe oder des 
Durchmeſſers nicht genügt ift, aber die folgenden Beziehungen ztoiichen dem 
Durchmeſſer und der Höhe des cHhlindriichen Körpers, abgejehen von der Hand 
habe oder von dem Knopf, eingehaiten werden, nämlich: 

Gewichtsftüde zu 50, 20, 10, 5, 1 Kilogramm, 500 Gramm und * 

Pfund, bei welchen die Höhe des Cylinders den Durchmeſſer überfteigt; 

Gewichtsftüde zu 2 Kilogramm, bei welchen die Höhe des Eylinders fleiner 

ift als der Durchmeſſer; 

Gewichtsitüde von 200 Gramm bis 1 Gramm, bei welchen die Höhe des 

Cylinders die Hälfte des Durchmeſſers nicht überfteigt. 

d) Gewichtsſtücke, welche mit einer oder zweien der folgenden Bezeichnungen 
verjehen find: Centner, Zentner, Ctr., C, Ztr., Z; Pfund, ®, Pf, P, K, 
G, D, C, M, NL, Dekagramm. 
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e) Gewichtsitiide, auf denen neben einer der zuläffigen Bezeichnungen das 
Zehn: oder Hundertfache ihres Gewichtes angegeben iſt. 

f) Handelsgewichtsftüde zu 50 Gramm aus Eiſen in Geftalt eines Cylinders, 
deifen Höhe die Hälfte des Durchmeſſers nicht überfteigt, und ohne Juftirhöhlung. 

g) Handelsgewichte, welde in Form von Einſatzgewichten zum Geſammt— 
Gewichte von 500 Gramm, aber in der Stüdelung von !/s Pfund, 100, 50, 
50, 20, 10, 10, 5, 2, 2 und 1 Gramm ausgeführt find. 

h) Präzifionsgewichtsftüde zu 2, 1 und 0,5 Silogramm und Pfund 
aus Gijen. 

i) Präziſionsgewichtsſtücke zu 500 bis 1 Milligramm aus Silber. 

k) Präzifionsgewichtäftüde zu 5, 2 und 1 Milligramm aus Mejfing, Bronze, 
Argentan und Platin. 

1) Präzifionsgewichtsftüde zu 500, 200 und 100 Milligramm in Form 
rechtwidiiger Blehplättchen mit aufgebogenem Rande; ebenfo zu 50, 20, 10, 5, 
2 und 1 Milligramm in der vorerwähnten Form mit aufgebogener Ede. 


VI Waagen. 


a) Waagen, welche in der Angabe der größten zuläfligen Laſt eine ber 
folgenden Bezeichnungen enthalten: Ctr., &, Pfd., 

b) Feſtfundamentirte oder überhaupt für eine größte zuläffige Lait von 
mehr als 2000 Kilogramm beitimmte Brüdenmwaagen, welche mit einer vollitändigen 
Entlaſtungsvorrichtung der Schneiden noch nicht verjehen find. 

Sind diejelben feit fundamentirt, fo ſoll bei ihnen jedoch ſchon jegt in Er— 
mangelung einer vollftändigen Gntlaftungseinrichtung durd geeignete, in jeder 
horizontalen Richtung wirkſame Schugvorrichtungen (Verriegelungen, Gehänge 
u. dergl.) Vorſorge dafür getroffen jein, daß Verfchiebungen der ſich berührenden 
Pannen und Schneiden, wie fie beim Fehlen jeder Schußvorrichtung durch die 
beim Aufbringen der Laſt auf die Brüde itattfindenden Stöße entftehen würden, 
thunlichſt ausgeſchloſſen, beziehungsweife eingeichränft werden. 


VI. Gasmefer. 


a) Gasmeſſer, bei denen die Angaben der Zählicheiben den geltenden Bor: 
fchriften nicht vollitändig entiprechen, fobald fie nur eine unzweideutige Ableſung 
der Naumgehaltsangaben des durchgelafienen Gaſes in metriihem Maße dar: 
bieten. 

b) Gasmeſſer, auf denen die Bezeichnungen den Vorichriften bes $ 76 ber 
Nihordnung vom 27. Dezember 1884 noch nicht vollftändig entiprechen, auf 
denen aber der Name und Wohnort des Verfertigers, die laufende Fabriknummer, 
der Inhalt des meflenden Raumes und das größte ftündliche Gaspolumen deut— 
lih und untrennbar angegeben ift. 

Bezeihnungen nad) der Flammenzahl, bei welchen die Vorichrift der Aich- 
ordnung im $ 76 unter Nr. 4 bezüglich des Verhältniſſes zwiſchen Flammen— 
zahl und ftündlichem Gaspolumen nicht eingehalten ift, find jedoch über ben 
1. Juli 1885 hinaus nicht zu dulden. 

Artikel 2. 

Nicht mehr zur erften Aihung und Stempelung, aber bis zum 31. Dezember 
1896 zur Wiederholung der Aihung und Stempelung find alle joldhe Waagen 
und Meßwerzeuge zuzulalfen, welche, während fie im Webrigen den geltenden 
Borichriften vollitändig oder bis auf die mach Artikel 1 noch zu duldenden Ab: 
weichungen entiprechen, eine der folgenden Vorjchriftswidrigfeiten erfennen lafjen: 
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I. Waagen. 


a) Dezimalmwaagen, welche für eine größte zuläffige Laft von weniger als 
20 Kilogramm bejtimmt find; ebenfo Centeſimalwaagen, welche für eine größte 
zuläffige Laft von weniger als 200 Stilogranım beftimmt find. 

b) Laufgewichtswaagen, deren Sfalenangaben eine der folgenden Bezeid: 
nungen enthalten: Ctr., &, Pfd., K, @. 

c) Waagen, welche auch die Angabe der geringiten zuläffigen Laſt und in 
diefer Angabe eine der Bezeichnungen Ctr., @, Pfd., K, @ enthalten. 

d) Gleicharmige oberichalige Waagen, bei welchen die Dimenfionen der einen 
Schale (Gewichtsichale) den geltenden Vorſchriften nicht völlig genügen, ſobald 
diefe Dimenfionen wenigitend binreihen, um den Betrag der größten zutäjfigen 
Laſt in mebeneinander ftehenden Gewichtsſtücken fo aufzujegen, daß der Nand der: 
jelben nirgends über den Nand der Schale hinausragt. 


II. Chermo-Alkoholometer. 


a) Normal-Therno:Alfoholometer, deren Alkoholometerſtalen Angaben unter 
40 Brozent enthalten. 

b) Thermo:Altoholometer, an deren Thermometerjfale die Größe der ein 
zelnen Grade zwar weniger als 1 Millimeter, aber nicht weniger als 0,5 Milli: 
meter beträgt. 

c) Thermo⸗-Alkoholometer, bei welchen die Größe der einzelnen Prozent: 
Intervalle zwar weniger al3 1,5 Millimeter, aber an feiner Stelle weniger 
ala 0,7 Millimeter beträgt. 

d) Normal-Thermo-Alkoholometer, an deren Thermometerjfale die Größe der 
einzelnen Grade ziwar weniger ais 2 Millimeter, aber nicht weniger als 1 Milli: 
meter beträgt. 

e) Normale Thermo-Altoholometer, bei welchen die Größe der einzelnen 
Prozent:Intervalle ziwar weniger als 3 Millimeter, aber an feiner Stelle weniger 
als 2 Millimeter beträgt. 

f) Thermo-Alfoholometer und Normal-Thermo-Alkoholometer, bei welden 
der größte Durchmeffer des unteren Glasförpers 28 Millimeter überiteigt, bezw. 
bei welchen das Ende der Aloholometerſkale näher als 15 Millimeter an ber 
Kuppe liegt, oder bei welchen die Alkoholometerſkale nicht bis in die Erweiterung 
der Glasſpindel hineinreicht. 

g) Thermo-Altoholometer und NormalsThermo:Altoholometer, bei weichen 
die auf den Skalen vorhandenen Angaben den geltenden Beſtimmungen nicht vols 
ftändig und genau entjprechen, indeffen jedenfall! den Namen und Wohnort dei 
BVerfertigerd, die laufende Nummer und die Jahreszahl der Anfertigung, ſowie 
die Zugehörigkeit der Thermometerangaben zu dem Syitem von Réaumur und 
der Alkoholometerangaben zu dem Syitem von Volumen: Prozenten nad) Tralles 
erfennen laſſen. 


III. Gasmeffer. 


Naffe Gasmeſſer mit zwei Flüffigkeitsitandrohren, deren obere Begrenzungen 
nicht in einem und demfelben Niveau Liegen, und mit zwei zugehörigen Abfluß— 
ohren, jobald diefe Gasmeſſer den Anforderungen bei folgendem Prüfungs: 
verfahren genügen: 

Mit der inftruftionsmäßigen Auffüllung des Gasmeſſers wird ſo lange 
fortgefahren, bis das Waller aus einem der vorhandenen beiden geöffneten Ab- 
flußrohre auszufließen anfängt, wodurch angezeigt wird, daß das Füllwaſſer im 
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Gasmeſſer die obere Begrenzung eines, und zwar des niedrigiten ber vorhandenen 
beiden Flüſſigkeitsſtandrohre erreicht hat. 

Bei dem durch diefe Begrenzung feitgeitellten Flüffigkeitsftande wird zunächſt 
nad) Verichließung des noch nicht in Funktion getretenen zweiten Abflußrohres 
die inſtruktionsmäßige Prüfung der Nichtigkeit der Angaben des Gasmeſſers vor: 
genommen, wobei die Abweichungen des von dem Zählwerk regiftrirten Volumens 
von der Angabe des Normalapparates im Mehr oder im Minder nicht größer 
fein dürfen als 2 Prozent der legteren. Iſt diefe Abweichungsgrenze eingehalten, 
jo wird mit der Prüfung derartig fortgefahren, daß nad Deffnung des vor- 
bezeichneten zweiten Abflußrohre® und nach Berichließung des bei der eriten 
Prüfung in Funktion gewejenen Abflußrohres jo lange Waſſer nachgefüllt wird, 
bis dasſelbe aus dem geöffneten Abflußrohr auszufliegen anfängt, wodurd ans 
gezeigt wird, dak das Füllwaſſer die obere Begrenzung des höchiten der vor: 
handenen beiden Flüffigkeitsftandrohre erreicht hat. 

Bei dieſem Flüffigkeitsftande wird nunmehr eine zweite Prüfung vorgenommen. 
Ergiebt fih bei derjeiben feine Abweichung, welde 2 Brozent im Sinne einer 
Mehrangabe überichreitet, jo iſt der Gasmeſſer zuläflig. 

Die Ausführung diefer zweiten Prüfung und die Aichung eines Gasmeſſers, 
welcher bei dieſem höchiten Flüſſigkeitsſtande die Abweichungsgrenze einhält, foll 
übrigen? auch dann, wenn bei der vorangehenden Prüfung (bei niedrigftem 
Fiüſſigkeitsſtande) eine unzuläffige Angabe des Gasmeſſers gefunden worden ift, 
zuläffig fein, ſobald die Betheiligten damit einverftanden find, daß durch geeignete 
Stempelung die Benutzung des zu dem niedrigsten Flüffigkeitsftandrohre gehörigen 
Abflußrohres jo ausgeichloffen wird, dab fie nad) der Aihung ohne Verlegung 
der Stempel nicht mehr thunlich ift. 


Artikel 3. 


Bis auf Weiteres find die nachfolgend aufgeführten Abweichungen der Make 
und Meßwerkzeuge, Gewichte und Waagen von den geltenden Vorichriften nicht 
als ſolche Vorichriftswidrigkeiten zu erachten, welche die betreffenden Gegenjtände 
im öffentlichen Verkehr unzuläſſig machen. 


I. Abweihungen von den Borfcriften, betreffend die Stempelung. 


a) Alle Stempelungen mit einem derjenigen älteren Stempelzeichen, welche 
in der Form und fonitigen Anordnung der Stempelzeihen den Borichriften im 
$ 79 der Aihordnung von 27, Dezember 1884 genügen, jedoch ftatt dev Buch- 
jtaben DR (Deutiches Neich) eine der Buchitabengruppn NDB, GHB, GH 
(Norddeutiher Bund, Großherzogtum Baden, Großherzogthbum Helfen) ent: 
halten. 

b) Unvollſtändige Stempelungen der Eintheilungsflächen von Längenmaßen, 
jobald nur die Stempelungen an den Enden der Maße in genügender Deutlichkeit 
vorhanden find, und Stempelungen von Präziſionsmaßen, melde durch Auf: 
fhlagen der Stempel ftatt durch Aufägen, wie e3 nad) $5 der Aichordnung 
vom 27. Dezember 1884 vorgefchrieben iſt, erfolgt find. 

ec) Unvollftändigfeiten der Stempelungen auf den Löthfugen der Blechmaße, 
fofern an den bezüglihen Maßen Mängel nicht erfichtlich geworden find, die mit 
der Art ihrer Stempelung zulammenhängen. 

d) Stempelungen von Mehwerkzeugen fir Ylüffigfeiten auf Siegellad, 
fofern diejelben noch deutlich erfennbar find, ferner Stempelungen dieſer Meß— 
werkzeuge auf Zinnloth, ſowie überhaupt unvollitändige Stempelungen derjelben 
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ftatt der im 8 15 der Mihordnung vom 27. Dezember 1884 vorgeichriebenen, 
fobald nur die vorhandenen Stempelungen hinreichend find, um die Angaben der 
Meßwerkzeuge vor nachträglichen Abänderungen zu fichern, und jobald die auf 
den Meßwerkzeugen enthaltenen Angaben der einzelnen Maßgrößen als hinreichend 
unveränderlich und untrennbar von dem Maßgefäße zu erachten find. 

e) Stempelungen von Waagen, welde an anderen Stellen oder auf anderen 
Materialien oder nach einem anderen Verfahren ausgeführt find, als im 8 67 
der Nichordnung vom 27. Dezember 1884 vorgeichrieben it, fofern die Stempel: 
zeichen deutlich genug erfennbar find. 

f) Stempelungen von Thermo=Alfoholometern, welche auf den in den Glas: 
umbüllungen eingejchloffenen Bapierifalen ausgeführt find, 


II. Abweidyungen von den Borfchriften, betreffend Alaterial, Geſtalt, Bezeichnung 
und fonftige Beſchaffenheit. 

a) Alle diejenigen Abweichungen, welde in den voritehenden Artifeln 1 
und 2 aufgeführt find. 

b) Abweichungen der Hohlmaße zu 0,2 Liter, O,1 Liter, 0,05 Liter und 
0,02 Liter von der vorgeichriebenen cylindriichen Geitalt, wenn bei dieſen Maßen 
die nachfolgenden früheren Beſtimmungen eingehalten find: 

Die Geltalt der Make ift die eines abgeitumpften Kegels von freis- 
fürmigen Querfchnitten ; der Durdmejler am Boden des Mahraumes ſoll das 
Anderthalbfache des Durchmeſſers am Nande jein. 

Die Dimenfionen dieler im öffentlichen Verkehr noch zu duldenden, aber 
weder zur eriten Aichung und Stempelung noch zur Wiederholung derjelben 
mehr zuaulafienden Maße und die im oberen Durchmeffer nachgelaſſenen Ab— 
weichungen, ausgebrüdt in Millimeter, geftalten fich daher folgendermaßen : 


— Berechneter Berechnete Der ae u er 
Mahes Durchmeſſer Höhe darf betragen 
oben unten höchſtens mindeftens 
0,2 Liter 51,2 76,8 61,4 54 49 
DE. % 41,4 62,1 46,9 43 39 
0,05 „ 33,5 50,3 35,8 35 32 
0,02 „ 25,2 37,8 25,3 26 24 
Artikel 4. 


Hinfichtlih der in Elſaß-Lothringen noch im Verkehr befindlichen franzöfiichen 
Gewichtsſtücke, welche den Beitimmungen des Geſetzes vom 11. Juli 1884 in 
Detreff der Gewichtögröße und der Bezeichnung entiprechen und nur den in Aus: 
führung desſelben erlafienen techniichen Vorſchriften, betreffend Material, Geſtalt, 
Bezeihnung und ſonſtige Beichaffenheit, nicht durchaus genügen, fowie hinfichtlich 
der in ElfaßsLothringen noch im Verkehr befindlichen franzöfiichen Längenmaße, 
Flüffigfeitsmaße, Hohlmaße für trodene Gegenstände und Waagen hat es bis auf 
Meitered bei den Beſtimmungen des $ 9 des Gelege vom 19. Dezember 1874 
fein Bewenden. 

Artikel 5. 


Auf Grund von $ 2 der Belanntmahung vom 30. Oktober 1884 follen 
nad) dem 31. Dezember 1884 nicht mehr zur Wiederholung der Mihung und 
Stempelung, dagegen bis zum 31. Dezember 1888 noch im öffentlichen Verkehr 
zugelafien werden alte joldye bisher noch geduldete Gewichtsitiide, welche zwar bon 
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den geltenden Vorſchriften noch weitergehende Abweichüngen zeigen, als die vor: 
ftehend im Artikel 1 bis 3 bis zu beftimmten Friſten oder bis auf Weiteres 
geduldeten, aber nad) den geltenden Vorjchriften, unter Berüdfichtigung des vor: 
ftehenden Artikels 3, noch als gehörig geitempelt zu erachten find und die zuläſſigen 
Grenzen der Abweichung von der Nichtigkeit noch einhalten. Nach dem 31. Des 
zember 1888 find dagegen Gewicht3ftüde der vorerwähnten Art im öffentlichen 
Verkehr nicht mehr zuläffig. 

Die voritehende Beitimmung findet, abgejehen von Bayern und Elſaß— 
Lothringen, Anwendung auf folgende ältere Gewichtsftüde: 

a) Gijerne Gewichtöftüde zu 20 Pfund in Bombenform. 

b) Eifirne Gewichtsftüde unter 10 Kilogramm mit feſter Handhabe (Griff) 
ftatt des vorgeichriebenen Knopfes. 

e) Eijerne Gewichtsftüde mit beweglichen Handhaben, Ningen und der: 
gleichen. 

d) Eiferne Gewichtsſtücke in Cylinderform mit Juftirhöhlung an der 
Bodenflähe oder mit einer ſonſtigen Juftireinrichtung, welche ber 
Borichrift des $ 39 Nr. 3 der Nihordnung vom 27. Dezember 1884 
nicht entipricht. 

e) Gewichtsſtücke in Geftalt vier: oder achtfeitiger Prismen. 
Gewichtsſtücke in Geſtalt abgeitumpfter jechöfeitiger Pyramiden. 

g) Gewichtsſtücke aus Meſſing und verwandten Legirungen in cylindrifcher 
Form ohne Knopf, ſowie folhe von 200 Gramm abwärts in 
cplindrifcher Form mit Knopf, bei denen aber die Höhe des Eylinders 
gleich dem Durchmeſſer oder größer als ber legtere ift. 

h) Gemwichtöftüde aus Meifing und dergleichen von würfelförmiger 
Geitalt, fowie in Geitalt von ebenen oder gebogenen Platten. 

i) Cylindriſche Gewichtsftüde zu 4 Pfund, bei denen die Höhe bes 
Cylinders gleich dem Durchmeſſer oder größer als letterer ift, falls 
bei diejen Stüden die Dimenfionsbeitimmungen des $ 37 der Aich— 
ordnung vom 27. Dezember 1884 nicht eingehalten find, ferner 
cylindriſche Gewichtsitüde zu "/, Pfund, bei denen die Höhe des 
Cylinders Eleiner ift als der Durchmeſſer desielben. 

k) Alle Gewichtsſtücke zu 5 Pfund und alle ſolche Gewichtsſtücke unter 
10 Pfund, welche nach Zentner bezeichnet find, ſowie alle Gewichts: 
ftüde unter Pfund, welche nah Pfund bezeichnet find. 

Den Auffihtsbehörden liegt e& ob, auf Grund des vorftehenden Der: 
zeichnifles, nöthigenfall3 unter Vervollftändigung desjelben mit Rüdfiht auf das 
Vorkommen einzelner lokaler DBefonderheiten, die Aichungsitellen baldigft mit 
näherer Hinweiſung auf die in ihren Bezirken vorfommenden Arten ber betreffenden 
Gewichtsftüde zu verfehen und jodann in fpäteren paflenden Zeitpunkten dem 
betheiligten Publikum durch geeignete Veröffentlihungen von der am Ende de3 
Jahres 1888 bevoritehenden Außerverfehriegung der betreffenden Gewichtsſtücke 
wiederholt Kenntniß zu geben. 


Artikel 6. 


Für diejenigen in den vorftehenden Artikeln aufgeführten Gegenftände, welche 
während der in denjelben näher angegebenen Uebergangszeiten entweder zur Aichung 
und Stempelung oder zur aichamtlichen Prüfung auf die Einhaltung der im 
öffentlichen Verkehr zuläffigen Grenzen der Abweichungen von der Richtigkeit 
gelangen können, jedoch in der Aidhgebühren-Tare vom 28. Dezember 1884 
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wegen ihrer nur vorübergehenden Zuläffigfeit nicht mehr erwähnt werben, find 
unter Berüdfihtigung der allgemeinen Beltimmungen im Cingange diejer Aich— 
gebühren:Tare folgende Gebühren zu erheben: 














— 
für die für die Be | für Fräfung 
Aichung richtigung Stempelung 

MA R MA5 





Bu Wrtifel 1 unter Ila. 
Für jedes der Flüſſigkeitsmaße von !/,, "a 




















K_| 
und "/,, Liter Naumgehalt. — 10 — 5 — 5 
Zu Artifel 1 unter IIIa. 
Bei Meßwerkzeugen für Flüffigfeiten, welche | 
Raumgehalte von "g, Yıs und '/y, Liter 
angeben: 
für jede einzelne der volljtändig bezeichneten 
Maßgrößen. 1 — 10 er Sir — 10 
Außerdem für die Aichung des ganzen Apparates | — 30 — — — — 
Bu Artikel 1 unter IVa. 
Für jedes der Hohlmaße für trodene Gegen- 
ftände von "is und "z, Liter Raumgehalt — 10 — — — 5 
Außerdem für das etwaige Einbrennen oder Auf- 
Icylagen der Raumgehaltsangabe 20 Pfennig. | 
A j B rn 0 5 = D 
J | für die für Prüfung — 
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Für Handelsgewichte | l 


\ nd | 
zu 50 Bund . . 40 -/ 80] - 101 — | 301 — | 20 — — | MO 351 — | 10 
» I 
Für Dandelögewichte - | ! 
zu Ya Pfund... |— 1101 — 20] --| 55 —|10| | 5 = 101 — 201 — | 5 
Für Handeldgewidite | | 
zu 50 Gramm aus | 


Eiern ; . ..]-|% 1717] 5171] Te 5 


Die Anſätze der Spalte B fchließen die Koften des Füllmaterials ein. 
Yei Handelögewichten aus Eiſen mit Aichpropfen aus Kupfer find unter B 
dieielben Gebühren zu erheben wie für Handelsgewichte aus anderen Metall. 








Für Präziſionsgewichte 


zu 50 Pfund. 


Für Präziſionsgewichte 


zu !/, Biund. 

Für Präziſionsgewichte 
aus Eiſen zu 2, zu 1 
u. zu 0,5 Kilogramm 
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Zu Artifel 2 unter I. 
Für ungleiharmige Waagen, welche für eine 
größte zuläffige Lait 


von 


weniger 


20 Kilogramm beitimmt find 


jedoh bei Brüdenwaagen mit Wegfali 
aichamtlicher Berichtigungen und Berichtig— 


ungsgebühren. 


Flüſſigkeitsſtandrohr. 


für die 
Aichung 
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Zu Urtifel 2 unter IIL 


Für die bei den Gasmeſſern mit zwei Flüfligfeitsftandrohren auszuführende 
zufäßliche Prüfung findet ein Zuichlag von 20 Prozent zu den im der Mich: 
gebühren-Tare aufgeführten Gebühren unter A beziehungsweije bei bloßer Prüfung 
ohne Stemvelung des Gasmeſſers zu den unter C aufgeführten Gebühren ftatt. 
Die Anſätze der Tare unter B bleiben diejelben wie bei Gasmeſſern mit einem 


Berlin, den 30. Dezember 1884. 


C 
für die Ber | für Prüfung 
ichti ohne 
richtigung Stempelung 
| & MN 5 
— 30 


Kaiſerliche Hormal-Aichungs-Kommiſſion. 


Foerſter. 


42* 





Die Branntweinftener in Württemberg. 
Bon 
Karl Reuß. 


Bis vor kurzer Zeit hatte Württemberg, dem hinſichtlich der Bier- und 
Branntweinbeiteuerung reichsverfaflungsmäßig eine Sonderjtellung zujtebt, eine 
von den im Neichöfteuergebiet, wozu durch Neichsgejeg vom 16. Mai 1873 
auch Eljaß-Lothringen getreten iſt, üblichen Erhebungsformen ganz und gar 
abweichende Branntweinbeitenerung. Es unterlag nemlich nach dem Geſetz 
vom 21. Auguft 1865 der Branntwein nur infofern einer Produftionsjteuer 
als das zur Branntweinbereitung aus mebligen Stoffen verwendete Malz mit 
derjelben Steuer wie das Braumalz belastet wurde, um zu verbüten, daß 
nicht Malz, das zur Bierbereitung bejtimmt war, der Bejtenerung unter dem 
Vorwande entzogen würde, e3 wäre zur Branntweinbereitung bejtimmt. Das 
neben bejtand, abgefehen von der beim Lebergang von Branntwein von einem 
Steuergebiet in das andere erhobenen Uebergangsabgabe, noch eine Licenz— 
abgabe vom Branntweinkleinverfauf (unter 20 1) mit einem Betrage von 4 bis 
200 Mark jährlih. Durch Gefeb vom 18. Mai 1885 und Vollziehungs— 
verfügung zu diefem Gejeb vom 3. Juni 1885 (Württembergiiches Regierungs: 
blatt von 1885 Nr. 20, Seite 111 ff. und reip. Nr. 21, Seite 135 ff.) nun 
ift die Branntweinabgabe von Grund aus neu geregelt worden. Bu der 
beitehenden, ein wenig erhöhten Yicenzabgabe vom Branntweinfleinverfauf 
(früher 4—200 Mark, jegt 5—240 Mark) und der früher 2,75 Marf jegt 
13,10 Mark (in Anlehnung an den im Meichsftenergebiet feitgeitellten Satz) 
betragenden Uebergangsabgabe trat noch ein Komplex von die Branntwein- 
bereitung nach allen Richtungen bin belaftenden Abgaben. Darnach bejtebt 
im Allgemeinen für Brennereien, die mehlige Stoffe verarbeiten, die Maiſch— 
raumfteuer und für Die, welche nicht mehlige Stoffe verwenden, die Materials 
fteuer; beide Steuern werden gleichham überdacht von der in gewiljen ‚Fällen 
obligatorisch, in anderen fafultatv gemachten Steuerfiration (Abfindung). 
Im Großen und Ganzen ift dieſe neue Ordnung der Abgaben vom Brannts 
wein der im Neichsiteuergebiet jeit 1868 üblichen (vgl. v. Aufſeß, die Zölle 
und Steuern des deutjchen Neichs in Hirth's Annalen von 1880, Seite 715 ft.) 
nachgebildet, nur allerdings mit dem großen Unterfchiede, daß fich die württem: 
bergiiche Steuerfiration auf Brennereten beziehen muß reſp. kann, die ſowohl 
meblige als nichtmeblige Stoffe verarbeiten, während die Fixation des Reich: 
ſteuergebiets nur die nichtmehlige Stoffe verwendenden Brennereien belajtet. 

Die näheren Beltimmmungen, die das oben erwähnte württembergijche Geſetz 
und die dazu erlajiene Bollziehungsverfügung des Finanzminiſteriums über Die 
Abgabe vom Branntwein trifft, find insbefondere folgende. (Das Geſetz wird 
fortan immer mit „Art.“ Artikel), die VBollziehungsverfügung mit „S“ ange 
zogen werden.) 

Der Beitenerung unterliegt aller im Juland erzeugte oder dahin aus dem 
jreien Verkehr des deutschen Zollgebiets ohne Nachweis vorgängiger Verzollung 


— 


a 
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eingeführte Branntwein (Urt. 1, Abſ. 1), worunter nicht nur Alkohol, Wein: 
geijt und Sprit (Art. 18, Abf. 1), fondern ebenſo Liqueure, Punſcheſſenzen 
und jonjtige mit Ingredienzen irgend welcher Art vermifchte, Weingeift haltende 
Getränke, parfümirter Spiritus, ferner fogen. Branntweineifenzen, verjebte 
Branntiweine, endlich Arak, Rum und Cognac zu begreifen find (vgl. $ 1 der 
Verfügung des Finanzminifteriums vom 3. Juni 1885, betreffend die Erhebung 
der Nachſteuer von Branntwein; württ. Negierungsblatt Nr. 23, Seite 175). 
Jedoch jind von der Steuer befreit: 

1. Branntweinbrenner und andere Berfonen, welche nur ihren ſelbſt oder 
durch Lohnbrenner erzeugten Branntwein in Quantitäten von zwei Liter und 
darüber verfaufen, wenn fie nicht als Gaſt- oder Schanfwirthe zum Ausſchank 
von Branntwein berechtigt find bezw. von diefer Berechtigung Gebrauch machen 
oder das Gewerbe eines Kaffeewirths, Zuderbäders, Apothekers, Kaufmanns, 
Krämers, Marfetenders, Kojtreichers einer öffentlichen Anjtalt u. dgl. ausüben 
(Art. 18, Abj. 4) und als ſolche unter die Bejtimmungen über die Abgabe 
vom Ausſchank und Kleinverfauf von Branntwein (A, III) fallen. 

2. Branntwein, der aus Verlafienihaften oder im Weg der obrigfeitlichen 
Biwangsveräußerung verfauft wird (Art. 18, Abſ. 5). 

3. Die blos zufällige Veräußerung von Branntwein unter 20 Liter, jedoch 
nicht unter 2 Liter. Dieje kann nämlich, wenn fie feinen gewerblichen Charakter 
trägt, in außerordentlichen Fällen auf vorherige Anzeige bei der Steuerbehörde 
abgabenfrei gejtattet werden (Art. 18, Abf. 6); die Entjcheidung der Gefuche 
darüber jteht dem Kameralamt zu ($ 33, Zif. 3). 

Steuerfrei ijt endlich 

4. bis auf Weiteres die Verwendung des Branntweins für alle gewerb— 
lichen Zwecke, mit Ausnahme derjenigen, welche Seifen-Barfümerien und zu 
menjchlichem Genuß dienende alfoholhaltige Fabrifate herjtellen. Die Gefuche 
um ÖSteuerbefreiung für den zu geiverblichen Zwecken bejtimmten Branntwein, 
ſei es für dem eigenen Bedarf, fei es für den Handel, find durch Bermittelung 
des Kameralamts bei dem Steuerfollegium einzureichen, welches die Genehmig- 
ung jtet3 widerrufen Fan. Die Bewilligung der Bitte iſt ingbefondere ab: 
bängig von einem bejtimmten Stärfegrad (bei Verwendung zur Efjigbereitung 
mindejtens 35°,, Alkoholgehalt nach Tralles bei 12,44’ Réaumur, jonjt 
mindeſtens 80°/,) und von der unter Aufficht der Steuerbehörde, auf Kojten 
des Antragfteller8 vorgenommenen Denaturirung des Branntweins, doch kann 
diefe Vergünftigung verjagt werden, wenn vom Antragſteller eine Zuwider— 
handlung gegen das Geſetz, betreffend die Abgabe von Branntwein, von 1835 
ftattgefunden hat ($ 7, Ziff. 2, 3 und 5). 

Für jede Etatsperiode wird der Normalbetrag der Steuer durch das 
Finanzgefeß beftimmt (Art. 1 Abſ. 3); er beträgt gegemvärtig vom Heftoliter 
Branntwein zu 50” Alkohol nach Tralles bei 12,44° Réaumur 13,10 Mark 
(Art. 1, Ab. 2). 

Was num 


A. Die Beitenerungsarten 
betrifft, jo iſt zunächſt von 


I. Der Befteuerung des im Inland erzeugten Branntweins 
zu bemerfen: Diefelbe erfolgt jetzt in dreifacher Weije durch die Steuerfigation, 
die Maifchraumfteuer und die Materialjtener. Die Malziteuer dagegen, die 
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bisher beftanden, ift nach Art. 16 in Zukunft von demjenigen Malz nicht 
mehr zu entrichten, das unter Beobachtung der von der Steuerverwaltung vor: 
zujchreibenden Kontrolemaßregeln zur Erzeugung von Branntivein verwendet 
wird. Doch finden gemäß $ 30, Ziff. 1 auf die Schrotung und Verſendung 
des zur Branntweinbereitung beftimmten Darr: oder Luftmalzes, ſowie auf 
die Erwerbung und den Gebrauch von Privatichrotmühlen und jonjtigen 
Mafchinen, auf welchen Malz gejchroten werden kann, die bezüglichen Be: 
ftimmungen des Malzfteuergefeßes von 1856 umd des Gefehes von 1871 und 
der hiezu ergangenen Borjchriften und Verfügungen Anwendung. 

Die Steuer wird vom Brennereiinhaber erhoben (Art. 6, Abj. 1); der: 
jelbe ift auch verpflichtet zur Beobachtung der für die Sicherftellung und Er: 
mittelung der Abgabe gegebenen Borfchriften ($ 4, Ziff. 1). Die Steuer wird 
zu Anfang der Monate Januar, April, Juli und Oftober für den im letztvoran— 
gegangenen Vierteljahr ausgeübten Vrennereibetrieb erhoben (Art. 6, Ab}. 4); 
ein Nachlaß derſelben findet nach einer innerhalb einer bejtimmten Zeit ($ 5, 
Abjag 1) zu machenden Benachrichtigung der Stenerbehörde ftatt, einerjeits 
bei gänzlichem Unbrauchbarwerden der Maifche einer verjtenerten unange- 
brochenen Maifchbütte oder des Materials eines verfteuerten unangebrochenen 
Materialbehälters und amdererfeits bei einer durch eine unvermeidliche Unter- 
brechung des Betriebs entjtandene Beſchädigung (Art. 8). 

Die Brennereien unterliegen der SKontrole der Steuerverwaltung, deren 
Beamte gemäß $ 8, Ziff. 1, die Beamten des Kameralamts oder Haupt: 
fteueramtS und der Umgeldskommiſſär fowohl, als auch die niederen Steuer: 
bedienfteten, insbefondere die Drtsfteuerbeamten und die Angehörigen Der 
Steuertwache, ſowie deren Stellvertreter berechtigt find, die Brennereien und 
Aufbewahrungsorte von Materialvorräthen und Fabrikaten ($ 8, Ziff. 2), ſowie 
von Brennereigeräthen ($ 13, Ziff. 5) in der zum Betrieb angemeldeten Zeit, 
im Fall des Verdachts einer Hinterziehung 2c. zu jeder Zeit und außerdem 
von Morgens 6 Uhr bis Abends 8 Uhr behufs der Vornahme der Kontrole- 
handlungen zu betreten (Art. 10, Abſ. 1). Die Brennereiinhaber und deren 
a anlen haben diefen Beamten hiebei zur Hand zu gehen (Art. 10, 


Wird erſt eine Brennerei eingerichtet oder ein Dejtillirapparat angeichafft, 
fo muß dies vorher der Steuerbehörde angezeigt und mindejtens acht Tage 
vor Beginn des Betriebs eine genaue Bejchreibung der Betriebsgeräthe unter 
Angabe des Inhalts, der Stellung ꝛc. derjelben u. ſ. w., und ein Grundri 
de3 Betriebgraumes eingereicht werden, eine Berpflichtung, die auch eintritt 
bei jeder Veränderung, Vermehrung ꝛc. der Betriebsgeräthichaften (Art. 11, 
Abſ. 1). Fällt eine Brennerei, welche betrieben oder fortgejegt werden foll, 
nicht der Beſteuerung vermittel3 Firation zu, jo muß der Behörde ein genauer 
Betriebsplan innerhalb einer bejtimmten Zeit vorgelegt werden, welcher ſich 
immer nur auf einen und Ddenjelben Kalendermonat beziehen darf (Art. 12, 
Abſ. 1). Bei jeder Veränderung des angemeldeten Betriebs ift ein neuer 
Betriebsplan einzureichen. ($ 16. Ziff. 1). Die NAußergebrauchjegung der 
Brennereigeräthe geichieht durch Anlage eines unverjehrt zu erhaltenden Ber: 
ſchluſſes (deſſen Verlegung binnen 24 Stunden nach der Wahrnehmung anzu— 
zeigen ift) oder durch Ablieferung einzelner Theile des Brennapparats an die 
Steuer: oder Ortsbehörde oder durch Aufbewahrung dieſer Theile an einem 
von dem Brennereilofale entfernten Orte in dem Haufe des Brenners ($ 13, 
Ziff. 2 und 3). 
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Die einzelnen Erhebungsarten der Abgabe von dem im Inland erzeugten 
Branntwein find: 


1. Die Steuerfiration. 


Diejelbe erfolgt nach der Leiftungsfähigkeit des Betriebs bei Verarbeitung 
der zur Branntweinerzeugung zu verwendenden Stoffe (Art. 2 lit. c) oder 
nach Maßgabe der zu verwendenden Gattung von Stoffen und derjenigen 
Maiſch- oder Materialmenge, welche während der erflärten Betriebszeit mit 
der zum Gebrauch bejtimmten Brennvorrichtung abgetrieben werden kann 
(Art. 5, Abi. 1). Dieje Form der Be iſt 

a) obligatoriſch (S 3, Abj. 3 

&) für alle Brennereien, die im Fall der Verarbeitung mehliger Stoffe 
(vgl. unter Ziff. 2) bei einem 15 Hektoliter nicht überſteigenden Ge— 
ſammtinhalt der Maiſchgefäße hievon täglich nicht über 5 Hektoliter 
bemaijchen und eine Brenmvorrichtung von einfacher Konftruftion mit 
unmittelbarer Feuerung (vgl. 8 3, Ziff. 2) — deren einzige 
Brennblaſe einen Rauminhalt von nicht mehr als 2 Hektoliter befigt 
(Art. 5, Abj. 2, lit. a); 

P) für alle Bremnereien, die im Fall der Verarbeitung nicht mehliger 
Stoffe (vgl. unter aiff 3) höchitens 50 Heftoliter von Kernobſt, Beeren: 
früchten aller Art, Schleedornbeeren und den zur Weinbereitung nicht 
tauglichen Trauben (8 2, Ziff. 2), eingeltampften Weintrebern und 
Trebern von Sternobjt oder höchſtens 25 SHeftoliter von Trauben: 
oder Objtwein, flüſſiger Weinhefe und Steinobit in einem Betriebs- 
jahr (1. Auguſt des einen bis 31. Juli des nächjtfolgenden Jahres) 
verwenden (rt. 5. Abſ. 2, lit. b.); 

y) Preßhefebrennereien, bei denen die VBorausjeßungen von lit. & zutreffen 
($ 30, Biff. 3). 

b) Fafultativ ijt die Steuerfiration 

x) für Brennereien, die nicht mehlhaltige Stoffe, insbefondere Melafie, 
Rüben und Rübenfaft, ſowie umgeichlagenes Bier, gepreßte Weinhefe 
($ 2, Ziff. 3), Hefenwaſſer, Glattwaſſer und andere Brauereirüdjtände 
oder nichtmehlhaltige Stoffe der unter a, 3 genannten Art in größerer 
Menge, als dafetbit bezeichnet ijt, verarbeiten (Art. 5, Ab. 3); 

P) für Fleinere Betriebe, mit welchen gleichzeitig eine Brauerei gewerbs— 
mäßig betrieben wird, bei der Verwendung mehlbaltiger Stoffe zur 
Branntweinbereitung (Art. 5, Abj. 4) und bei Verbindlichmachung 
des Gewerbetreibenden zur Befolgung der zur Sicherung des Malz: 
jteuergefälls von dem Steuerfollegium etwa für geboten erfannten 
Vorfehrungen ($ 30, Ziff. 1 

y) für mit dem Betrieb einer Brauerei verbundene Brennereien, die nur 
die Abfälle der eigenen —— abgeſehen von dem jogen. 
ee rg Bier ($ 30, Ziff. 2; oben unter lit. «) verarbeiten 
(Art. 5, Abi. 5 

ö) ——— ſoweit fie nicht unter lit. a, y begriffen find 
(Art. 5, Abſ. 6 

Die erftere Art Be Steuerfiration jeßt in der Negel eine umunterbrochene 
Brennzeit von mindejtens drei Tagen voraus (Art. 15, Ziff. 4). Der Bes 
trieb einer der obligatorijchen Steuerfigation untertvorfenen Brennerei ijt inner: 
halb einer bejtimmten Zeit der Stenerbehörde jchriftlid), mit Angabe insbe: 
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jondere der in Betrieb zu ſetzenden Brennereivorrichtung, der zum Abbrennen 
bejtimmten Stoffgattung ꝛc. ($ 27, Ziff. 1) zu erflären (Mrt. 15, Ziff. 1). 
Berboten ijt die Benügung anderer als der deflarirten Dejtillirgeräthe (Art. 15, 
Biff. 2). Die Einreihung eines Betriebsplans und der Nachweis der Material: 
bejtände ift nicht erforderlich (Art. 15, Ziff. 5; Beweis aus Art. 12, Abj. 1). 
Der Brennereiinhaber ijt verpflichtet, ein Regiſter über die jtattfindenden Rauch: 
und Feinbrände zu führen, in welchem er für jede einzelne Blafenfüllung den 
Beitpunft des Beginns und der oh des Abtriebs und die Gattung 
der verwendeten Stoffe einzutragen hat ($ 28, Ziff. 3). Auf Grund Ddiejer 
Beitangaben wird die Menge des bezüglihen Stofies berechnet, welche nad 
Maßgabe der Leijtungsfähigfeit des Brennapparats, die erjehen werden kann 
Si N innerhalb diejer Stundenzahl abgetrieben werden fonnte, ($ 28, 
if. 

Die fatultative Steuerfiration beruht auf einem durch Uebereinkommen 
zwifchen dem Brennereiinhaber und der Steuerverwaltung abgejchlofienen 
Firationsvertrag ($ 3, Ziff. 3; $ 29, Ziff. 2). Für jolche fleinere Betriebe, 
die unter lit. 4 fallen , find die für die obligatoriiche Firation beftehenden 
EL ENDEN Sinfeig des Abſchluſſes des FFirationsvertrages maßgebend 
($ 30, Ziff. Bei den unter lit. y begriffenen Brennereien findet eine 
Anmeldung * einzelnen Abtriebe * ſtatt; ebenſo wenig eine Außergebrauch— 
ſetzung der Geräthe ($ 30, Ziff. 2 


2. Die Maiſchraumſteuer. 


Sie richtet fich nad) dem Rauminhalt der zur Einmaiſchung oder Gährung 
der Maijche benüßten Gefäße (Art. 2, lit. a) und wird angefeßt: 

a) bei denjenigen Brennereien, welche mehlige Stoffe oder Mifchungen 
aus mehligen und nichtmehligen Stoffen verarbeiten (Art. 3, Abj. 1), ſoweit 
fie nicht unter lit. 2, a, & fallen. Werden Mifchungen Veßterer Art zur 
Branntweinbereitung vertvendet, jo jind die Brennereien nad) den für die 
Branntweingewinnung aus mehligen Stoffen beftehenden Vorfchriften zu 
behandeln ($ 26, Ziff. 1). Bei Brennereien mehliger Stoffe ferner ift das 
zum Einmaiichen beftimmte Darr- oder Grünmalz im Betriebsplan zu dekla— 
riren ($ 31, Biff. 2). 

Bemaifcht ein Brenner mindeſtens während Eines Kalendermonat3 an 
jedem Tag nicht über 10%/, Heftoliter Maijchbüttenraum, jo bezahlt er nur 
5], des feitgefeßten Steuerfaßes (Beweis aus Art. 3, Abi. 3 und 7). 

b) an Stelle der Branntiweinmaterialjteuer (vgl. aiff. 3) bei den Brennereien, 
welche Melajie, Rüben oder Nübenjaft verarbeiten (Art. 4, Abj. 1). Die 
Entjcheidung der Frage darüber jteht dem Steuerfollegium zu ($ 2, Ziff. D. 

c) bei Brennereien, mit welchen gleichzeitig eine Brauerei getverbamäßig 
betrieben wird, bei der Verwendung mehliger Stoffe zur erg | 
a Rückjicht auf die Größe des jteuerpflichtigen Maifchraumes (Art. 5 


d) ‚Freißefcizennereie, wenn fie nicht unter lit. 2, a, y oder 2, bÖ 
fallen (Art. 5, Abi. 6 

Das Einmaifdien — nur in den angemeldeten und amtlich aufgenommenen 
Betriebsräumen und Geräthſchaften und nur in den geſetzlich zugelaſſenen 
Tagesſtunden geſchehen ($ 20, Ziff. 1). Maiſchbütten unter 1 Hektoliter Ju- 
halt find unzuläſſig (Art. 13, Ziff. 2). Veränderungen des Maiſchraums, 
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der Maifchgeräthe (insbejondere Vergrößerung vermittelft Aufſätze ($ 23, 
Ziff. D) ꝛc. find verboten (Art. 13, Ziff. 3 und 6). 

Die Steuer beträgt gegenwärtig von jedem Heftoliter des Rauminhalts 
der Maifchbütten und von jeder Einmaifchung 1,31 Mark. 


3. Die Branntweinmaterialfteuer. 


Sie bemißt ſich nach der Menge der zur Bereitung des Branntiweins 
bejtimmten Meaterialten (Art. 2, lit. b). Ihr unterliegen folche Brennereien, 
die nichtmehlige Stoffe verarbeiten und fofern fie nicht unter lit. 2, b nod) 
unter lit. 1, a, 4, noch unter lit. 1, b, & oder lit. 1, b, y fallen. 

Was den Betrieb betrifft, jo muß drei Tage vor dem Brennen für das 
ganze Betriebsjahr (1. Auguft des einen bis 31. Juli des nächitfolgenden 
Jahres nach $ 25 Ziff. 3) ein Verzeichniß über Menge, Gattung 2c. der 
Meaterialvorräthe, eventuell mit Nachtrag bei jedem fpäteren Zugang, eingereicht 
werden, worauf eine Nevifion durch die Steuerbehörde erfolgt (Art. 14, Ziff. 
1 und 2). Der Theil der Materialien, der im Betriebsplan als zum Brennen 
beftimmt* bezeichnet ift, wird in dem Vorrathsverzeichniß abgefchrieben und 
bejonders revidirt (Art. 14, Ziff. 1). 

Der Steuerſatz beträgt gegenwärtig: 

vom Hektoliter eingejtampfte Weintreber und Treber von Kernobſt (nach 
Art. 4, Abſ. 2, lit. b) und nad) 8 2, Ziff. 3, lit. e für 1 Heftoliter Brauerei- 
abfälle (ausgenommen die Malztreber): 40 Pfg.; 

vom SHeftoliter Kernobjt und Beerenfrüchte aller Art (Art. 4, Abſ. 2 
lit. a), Schleedornbeeren und den zur Weinbereitung nicht tauglichen Trauben, 
gepreßte Weinhefe ($ 2, Ziff. 2; Ziff. 3 lit. d): 50 Pfg. 

vom Heftoliter umgejchlagenes Bier nah $ 2, Ziff. 3, lit. ce: 75 Pfg.; 

vom Heftoliter Rüben und Nübenjaft nach 8 2, Ziff. 3, lit. b: 90 Pfg.; 

vom Hektoliter Trauben: oder Obſtwein, flüffige Weinhefe und Steinobft 
nad Art 4, Abj. 2, lit. ce: 1 Mark; 

vom Heftoliter Melajie gemäß $ 2, Ziff. 3, lit. a: 1,31 Marf. 

In den Fällen der in lit. 1, b, y umd in Ziff. 3 vorgefehenen Bereitung 
des Branntweins aus den Abfällen der eigenen Biererzeugung beträgt Die 
Steuer 20 Pig. von 100 Kilogranım Malz ($ 2, Ziff. 4). 

Die Feitjtellung des Stenerjaßes für andere mehlhaltige Stoffe (val. 
lit. 1, b, &) gejchieht durch das Finanzminifterium im Fall des Bedürfniſſes 
nad) Verhältniß der Ausbeute und nad) dem Normalſatz (Art. 4, Abſ. 2, 
lit. d; $ 2 Ziff. 5). 

Wird eine Mifchung von Materialien, welche verjchiedenen Steuerfäßen 
unterliegen, zur Branntweinbereitung verwendet, jo ift vom Ganzen der relativ 
höchſte Steuerfaß zu entrichten ($ 2, Biff. 6). 


II. Befteuerung des eingeführten Branntweins. 


Eine Uebergangsstener in der Höhe des Normaljages (gegemwärtig pro 
Heftoliter 13,10 Mark) wird gelegt auf den Branntwein von und über 50°], 
Alkohol nach Tralles, der ohne Nachweis vorgängiger Verzollung aus dem 
freien Verkehr des deutjchen Zollgebiets nad) Württemberg eingeführt wird 
(Art. 17, Abſ. 1 umd 2). Doc können Niederlagen für unverftenerten Brannt— 
wein an Orten, wo ein Bedürfniß im Intereſſe des Verkehrs als vorhanden 
anzuerkennen ijt, nach näherer Anordnung des Yinanzminifteriums errichtet 
werden (Art. 17, Abi. 3). 
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Wird Branntwein, der mit einer Uebergangsjteuer belegt worden it, 
ausgeführt, jo wird eine gleich hohe Nüdvergütung gewährt, wie bei der Aus- 
führung des im Inland erzeugten und bejteuerten Branntweins (Art. 17, 
Abſ. 5; vgl. unten B, I). Frei von der Uebergangsjteuer find Lade, Polituren, 
Firniſſe, Glaſuren und Ähnliche Fabrifate aus Harz und Spiritus ($ 32, Ziff. 4. 


III. Abgabe vom Ausfchank und Kleinverkauf des Branntweins. 


Diefe wird erhoben, wenn Branntwein irgend eines Stärfegrads aus: 
gejchenft oder im Kleinen, d. h. in Duantitäten unter 20 Liter verkauft wird; 
fie beträgt jährlich zwifchen 5 und 240 Mark (Art. 18, Abſ. 1), je nach der 
Größe des Betriebs (Art. 18, Abſ. 2) und der Art des Abjages, ſowie in 
Nücdficht auf die für einen etwa höheren Abgabenjag fprechenden ſitten- und 
gejundheitspolizeilichen Zuftände, worüber zunächſt vom Kameralamt, dem der 
Anjag der Steuer zufteht, Nüdiprache mit dem Dberamt zu nehmen it, 
($ 33, Ziff. 3), Die Steuer wird für das ganze Quartal angefegt, aud 
wenn der Gewerbebetrieb während eines ſolchen aufhört oder der Branntwein: 
ſchank oder Kleinverfauf nur ganz vorübergehend bei einem beſondeken Anlak 
betrieben werden foll (Art. 18, Ab. 3). Ueber Steuerbefreiungen vgl. Seite 2. 


B. Rüdvergütung und Verjährung. 

I. Rüdvergütung tritt ein: 

1. Wenn im Inland mit einer Produftionsftener oder mit einer Weber: 
gangsabgabe belegter Branntwein ausgeführt wird (Art 9, Abi. 1; Art. 17, 
Abſ. 5) bei einer Stärfe von mindeitens 35”. nach Tralles und einer Menge 
von auf einmal mindejteng 20 Liter (Art. 9, Ab. 1); für ausgeführte Liqueure 
und jonjtige mit Zuder verfeßte geiftige Getränfe fann ohne Rüdjicht auf den 
Stärfegrad Rückvergütung gewährt werden (Art. 9, Abi. 2; $ 6 Ziff. 2. 
Die Beitimmung der Säße (gegenwärtig nach 8 9, Ziff. 1: 8 Mark für 1 Hefto: 
liter zu 50°/, nach Tralles bei 12,44" Neaumur; im Reichsſteuergebiet 8,0058 ME.) 
und Bedingungen der Steuerrüdvergütung geichieht im Weg der Verordnung 
(Art. 9, Abſ. 3). Für verzollten ausländischen Branntwein dagegen findet 
bei der Wiederausfuhr eine Vergütung nicht ftatt ($ 6, Ziff. 3). 

2. Wenn verjteuerter Branntwein bei Einhaltung der von der Steuer: 
verwaltung vorgejchriebenen Bedingungen und Kontrole im Inland zur Eſſig— 
bereitung und andern gewerblichen Zwecken verwendet wird (Art. 9, Abi. 4. 

3. Wenn im Uebergangsverfehr bejteuerter Branntwein zu gleichem Zwed 
wie unter Ziff. 2 und unter den gleichen Bejchränfungen verwendet wird (Art. 
17, Abi. 6), nachdem er innerhalb einer bejtimmten Zeit auf Kojten des 
Antragſtellers denaturirt worden tjt ($ 7, Ziff. 1). 

11. Das Recht zur Nachforderung zurücgebliebener oder zur Zurüd: 
forderung zuviel bezahlter Branntweinjteuer (d. h. Branntweinproduftionsjtener 
nach Art. 7, Abf. 1), Nücdvergütung (Art. 9, Abj. 5), Webergangsiteuer (Art. 17, 
Abi. 7) und Abgabe vom Branntweinausfchant oder Kleinverfauf (Art. 18, 
Abj. 7) verjährt in drei Jahren. 


©. Strafbeitimmungen. 
Diie Strafen, theils in Geldftrafen (Art. 19 ff.), theil® in Entziehung von 
Rechten (nah $ 7 Ziff. 5: Steuerfreie Verwendung des Branntweins zu 
gewerblichen Zweden, ſowie fteuerfreier Handel mit denaturirtem Branntwein) 





K. Reuß: Die Branntweinjtener in Württemberg. 627 


werden angedroht einerjeits für Stenerhinterziehungen (Art. 19 FF.) und andrer: 
jeit8 für Verlegungen der fir die Durchführung des Branntweinabgabengefeges 
erforderlichen Maßnahmen und Einrichtungen (Art. 23 ff.) 


D. Uebergangsbeſtimmungen 


find getroffen für die zur Zeit des Eintritts der Wirffamfeit des Gejehes 
(1. Juli 1885) ) thätigen Brennereien und becivendeien Deitillirapparate (Art. 37 
#.; $ 37) und den im freien Verkehr des Landes befindlichen Branntwein 
(Art. 40 ff.): Die Produftionsitenern und die Abgabe von dem im freien 
Berfehr Württembergs befindlichen Branntwein, eine jog. Nachjteuer (leßtere 
10,35 Mark vom Heftoliter zu 50°/, nach Tralles bei Branntwein jeder Art; 
befreit ijt der mit Eingangszoll oder Uebergangsabgabe nachweislich verjtenerte 
Branntwein und der 15 Yiter zu 50%, nach Tralles nicht überjteigende Brannt: 
weinvorrath eines und desjelben Aneen nach Art. 40), werden zu ermäßigten 
Sätzen angeſetzt. 





Hamburger Waarendurchſchnittspreiſe 


für die Jahre 1883/84.1) 





j Am Durchſchnitt 
der Jahre | 





Im Durdicnitt 
der Jahre 


1883 














1883 1884 

MHaun . 2 2 22. 13,3? — 
Aloss 95,9 103.0 | 
Amidam . » 2. 20. 44,9 40,39 
611: 68,* 51,22 
Antimonium 98,* 883,0 
Ürae oo 222 48, 73,” 
Arrowsruoot - . 2... 77,*0 78,90 | 
Arne 22.20 .. 44,9 46.) 
Balſam Copaivae. . . 430,% 973,2 | 
„ Beu . . . ..1 2,148, 1,610,9 
Baummolle . » 2... 101,00 102,9' 
Baumwollenwaaren . . 503,42 476,7" 
Bettfedern und Dunen . 178,%4 178,79 
Bimftein Se or 16, 22,33 
Blätter, Lorbeer . . . 34,1 35,%| 
„ Senne . j 83, 79,8 | 
Bleche, gemwalzte Eiſen⸗ 22,0 22,° 
„ bezinnte „. . 41, 42,5 | 
„  Meiling = und | 
Meflingdrabt: . 168,3 158,59 | 

„ But . ... 37, 35,65 
21 7 u 28,10 25, 
Bleiweiß g8,o 34,9 
Bohnen, Pierde: und | 
Zauben= . . . 15,2 13,°° | 
„weiße . . . 25,1 24,9 
MOORE na ch ir 103,38 83,05 
Borſten.. 824,9 | 852,2 | 
Brauerpeh . . 2... 48,5 46,79 
Buchweisen . » 2.2. 21,% 15,98 | 
Butter % 213,9 214,9 
Caca . . is Du nf 158,77 148,55 
Taffee im Ganzen. . . 100,19 99,8 
u TR 5 ent 128,36 128,9 | 
„ Ball . ... 87,80 91, 
»„ BDoming . . . 90,8 | 84,9; 
„ Nagtavdra . .. 111," 105,0% 
» Bororicoo . .. 157,5? 156,58 





') Bergl. „Annalen“ 1883 9. 753 ff; 1884 


Camphor, roher 

» raffinirter 
Canehl 
Gardamom . 
Garden 
Garobbe . 
Cassia flores . 

„  lignea 
Caſtanien 
Cement und Tarrad. . 
Cichorien und Caffee⸗ 

jurrogae . . j 
Eigarren im Ganzen 

R Havana . . 
Eitronene und Orangen- 


Ichalen . 
Cochenille . . 
Cognac und franzöfifcher 

Branntwein 
Coriander . . . 
Corinthen 


Cryſtall⸗ und Cremor 
tartari 
Eubeben 
Curcuma 


Draht, Eiſen— 
Stahl⸗ 


Giderdunen . 
Eiien, Rob: und Schmelz: 
„ Stangen», Band: 
und Blatten- . 
Eiien, re Bands 


Engliihes . . 
Eifen, Stangen», Bande 

Schwedilches 
Eiſenbahnſchienen 


Eiſenwaaren, grobe .. 
Elephantenzähne .. 


S. 560 ff. 


J 
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Im Dur | Im Durdichnitt 
ber Jahre || der Jahre 

1883 1884 | 1883 1884 








Eden . ..» 

Egg . . 

Ertract, Blaudolz . 
„ Gelbholz . 
"» Rotbholz . 


” Duercitron- 


Federpoſen 
gegen . 
delle, Hirſch- 
Rennthier⸗ 
Felle, Kalb⸗ 
„Schaf⸗ und Ziegen 
sende . » e 
Fiſche getroclneie 
Flachs 
Fleiſch, 
räud. 
dleiſch, 
räud. 
Galipot 
Ballen 
Garn, Baummwollen- 
Cocos⸗ 
Jute⸗ 
Leinen⸗ und Zwirn 
Wollen: und Halb: 
wollen . 
Belbmetall Yellow Deiall) 
Benever 2 
Gerite . 
Glätten 
GGraphit 
—— 
Guano 
Gummi Arabicum 
Benzoẽ 
„Copal. 
„Damar 
Elajticum 
Senegal 
Summifchuhe 
Gutta Percha 


Haare, Kuh . 
»  Rierde . 
Schweins⸗ 
Häute, Afrikaniſche und 
Kipa ; 
—— trodene Rinde 
u " 


Neb- und 


geſalz. und ges 
Ochien: A 
gejalz. und ges 


Schweine⸗ 


299,15 


481,98 
113,81 

















Hafel- und Wallnüjfe 

Daufenblajen 

Heede und Werg . 

Herine . . . . 

Holz, Bla .... 
» Me u 

„ Roth ; 


„ Süß— . 

„ Duaflia- 

„ Gedern . 

„ Eben- 
„Jacaranda⸗ 
„ Kork. 
„ Mahagoni: . 
» Book .. 
Honig 

Hopfen 


Hörner, Büffel: Fer 
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Anferhtungen der deuntſchen Goldwährung. 


Aus dem Jahresbericht der Xeltejten der Kaufmannfchaft von Berlin pro 1884. 


Deutichland erfreut fih, wie faum ein anderes Land, eines beitgeorbneten 
Geldverfehrs; unjere Währung ift eine fefte, folive und von der ganzen Welt 
anerkannte. Der Zinsfuß ift in Deutichland jo niedrig, wie er ſeit mehreren 
Jahrzehnten nicht geweien, und der Vorzug eines fonitant niedrigen Zinsfußes 
verbindet fich mit einer metalliihen Währung, die, nach allen Ländern zahlungs: 
fähig, überall affreditirt ift. Unfer Gold ift niemals erheblid in dag Ausland 
abgeitrömt. Der Kurs der Wechſel auf auswärtige Pläge bezeichnet mit voller 
Sicherheit die Stelle, wo es möglich ift, daß unfer baared Metall in dad Ausland 
abfließt; überbliden wir dieſe Kursbewegung in den legten Jahren, jo finden wir, 
daß der Wechlelfurs nur jehr felten und nur ganz vorübergehend an die Stelle 
gefommen ift, wo unſer Metall auswandert. Unſer Wechſeldiskont zeigt unter 
der Goldwährung eine Stetigfeit, wie wir fie unter der Herrihaft der Silber: 
währung nicht gefannt haben, Sehen wir ganz ab vou den Kriegsjahren 1866 
und 1870, To ftieg der Wechieldisfont unter Anderem im Jahre 1857 auf 
7'/a p&t., 1864 auf 7pCt. Seit Einführung der Goldwährung, ſeit dem 
Beitehen der Reichsbank ift der Wechſeldiskont nur einmal und auf ganz £urze 
Zeit (vom 3. bis 18. Janıtar 1876) auf 6 p&t. geitiegen. 

Nicht allein Handel und Gewerbe, aud) der Staatäfredit und der hypothekariſche 
Stredit des Landwirths genießen den Wortheil dieler Lage und find im höchiten 
Maße dabei betheiligt, daß diefe Lage ungefchmälert und allen Beunruhigungen 
entzogen bleibe. Der Goldwährung verdanken wir doch vornämlid dad andauernde 
Beitehen eines niedrigen Niveaus des Zinsfuhes fir dauernde Kapitalanlagen, 
welches ja nur dadurd aufrecht erhalten wird, daß der Htapitalmarft die Zuverficht 
gewonnen hat, daß wir fortfahren werden, unfere Schulden und unfere Schulden: 
zinien in Gold zu bezahlen. Sollte durch fortwährende Anfechtungen unferer 
joliden Währung den Gläubigern dieje Zuverficdyt genommen werden, jo würden 
jie ſich veranlaßt jehen, ihre hypothekariſchen Kredite zu kündigen, jo lange «3 
noch Zeit ift, ihre Nüdzahlung in Gold gefichert zu ſehen, und fie würden ihre 
Stapitalien auf jolhen Märkten und in ſolchen Krediten anlegen, welche die 
Goldzahlungen nicht in Frage ftellen. ES kann Niemand leugnen, daß ein Eingriff 
in unjere Münzverfaſſung unſern ganzen Kredit jchwer beunruhigen würde. 

Auch die Anhänger der Doppelwährung geben zu, daß Deutichland im 
Anfang der fiebenziger Jahre feinen andern Weg beichreiten fonnte, als den lleber: 
gang zur Goldwährung, und das englifche Unterhausfomite, welches im Jahre 1876 
zur Unterjuchung der Silberfrage eingejegt wurde, bezeichnet die deutichen Silber: 
verfäufe nur als eime der vier zuſammenwirkenden Uriachen der Silberentwerthung 
und führt außer ihnen drei (noch heute) maßgebende Urſachen an: Die große 
Zunahme der Silberproduftion in den MWereinigten Staaten, die Verminderung 
der baaren Silberjendungen Englands nad) Indien (die jegt zur Ausgleichung 


— 
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der Handelsbilanz durh Wechſel eriegt find, welche in Folge der wachienden 
Berihuldung des Solonialreihes an England die britiich-indiiche Verwaltung 
auf die indiichen Regierungskaſſen zieht) und die Siftirung der Eilberprägung 
in ben Ländern ber lateiniihen Münzkonvention (Franfreih, Schweiz, Italienu. ſ. w.). 
Gegenüber dieſen fortwirfenden Urſachen find die deutichen Silberverfäufe, wie 
ſchon oft dargethan worden, nur ein untergeordnetes und vorübergehendes Moment 
geweien. 

Die Silberproduftion der Vereinigten Staaten hat fich seit den fechziger 
Jahren fait verfünftacht, und durch dieje Fortgejegte Vermehrung hauptſächlich 
ift der Umlauf des weißen Metalles über den Bedarf hinaus geiteigert. Nach 
dem yinanzbericht des Finanzminiiterd Me. Cullod über das Fisfaljahr 
1883/84 hat fie in Millionen Dollars 1878: 45,3, 1880: 39,2, 1881: 
43, 1882: 46,8, 1883: 46,2 betragen. (Die Gold: Produktion der Ber: 
einigten Staaten it von 1880 bis 1883 von 36 Millionen auf 30 Millionen 
Dollars jährlich herabgegangen.) 

Bekanntlich haben die Silberbergwerkbejiter der Vereinigten Staaten von 
der dortigen Gejeggebung im Nahre 1878 die ſogen. Bland- Bill ermwirkt, 
durch welche die Finanzverwaltung der Vereinigten Staaten bevollmäctigt und 
verpflichtet ift, von Zeit zu Zeit Barrenfilber zu deilen Marktpreiſe in Höhe 
von mindeitens 2 Millionen Dollar und höchſtens 4 Millionen Dollar pro 
Monat anzufaufen und in Standard Dollars auszuprägen. Indeſſen der Verkehr 
läßt fidy nicht zwingen, Silbermünzen über ein gewiſſes Maß, welches dur 
den Umfang der fleineren Zahlungsausgleihungen bedingt ift, aufzunehmen; der 
Ueberfluß häuft fih, von Monat zu Monat jteigend, in dem Bundesichage an; 
der Borrath in legterem betrug im Februar 1885 nicht weniger ald 150 Mil: 
lionen Dollar. Um diefen Vorrath nutzbar zu machen, gab der Finanzminifter 
Silberzertififate, alfo Anweiſungen auf den Silberihag aus, die an Stelle der 
weniger erwünschten Silbermünzen zirkuliven follten; die Emiſſion diejer Zertififate 
beträgt jest 114 Millionen Dollar, die großentheil® als „Baarſchatz“ in den 
Banken liegen zur Dedung für Berbindlichkeiten, die in Gold zahlbar find. 
Schon werden fie mit einem Disagio gehandelt. Die Vereinigten Staaten jehen 
fih an den Punkt gedrängt, die Bland-Bill aufzuheben oder die Goldwährung 
mit der Silberwährung zu vertauichen. 

Um ihre Silberproduftion nicht einfchränfen zu müffen, fie womöglich noch 
weiter und unter günstigeren Umftänden ausdehnen zu fönnen, ftellen uns die 
nordamerifantichen Silberbergwerfsbeiiger jest in Ausfiht (und im Senat der 
Vereinigten Staaten wurde unter ihren Auſpizien ein entiprechendes Gefeg vor: 
bereitet), daß am 1. Juli 1886 die Bland-Bill juspendirt werden würde, wenn 
nicht bis dahin die Staaten der lateiniſchen Münzeinigung und andere freinde 
Mächte mit den Vereinigten Staaten Verträge abgeſchloſſen und ratifizirt haben 
„zur Sicherung gemeinfamen Vorgehens behufs freier Prägung von Silber mit 
voller „legal-tender‘s$traft nad einem zu vereinbavenden Werthverhältnik 
zu Gold. 

Frankreich, Italien, Deutichland und wer ſonſt Neigung hat, auf dies 
angebotene Münzbündniß einzugehen, Tollen ſich aljo verbindlich wachen, die 
Ichweren WBerlegenheiten, an denen heute, wie oben berichtet, die nordamerifaniiche 
Finanzverwaltung laborirt, mit zu übernehmen und den amerifantichen Silber: 
produzenten nicht etwa einen Marimalbetrag für den Monat (mie heute die 
amerikanische Verwaltung), jondern jeden beliebigen Betrag, nicht zum Marktpreis, 
londern zu einem ein» für allemal feitgeiegten Prriie abzunehmen. Es iſt fein 
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Zweifel, daß dieje für die Friſt, auf welche dad Münzbündniß geſchloſſen würde, 
ihre Produktion möglichſt ſchwunghaft betreiben und alle ihre mit Silbermünzen 
heute Schon gejegneten Münzverbündeten dermaßen mit ihrem weißen Metall über: 
ſchwemmen würden, daß das Gold nach den Ländern austwandern würde, welde 
jo vorfihtig geweien find, auf dieſes Bündniß nicht einzugehen. 

Dentichland hat unſeres Erachtens nicht die mindeite Urſache, ſich in dies 
angetragene Bündniß durch die Drohung, daß andernfall® die BlandeBill juspendirt 
werden würde, hineinichreden zu laflen; diefe Drohung zu verwirflicden, überlaſſen 
wir ruhig den Vereinigten Staaten. Ihre Bergwerköbejiger werden dann ihr 
Silber auf dem Weltmarkte zu dem Preije verkaufen, den fie von Solden erlangen 
fönnen, die des Silberö bebürftig find, und das find ja noch eine ganze Anzahl 
von Ländern in Amerika, Alien, Afrifa. Die vielleiht auf kurze Zeit geftörte 
normale Lage des Silbermarktes würde ſich bald wieder heritellen. Uebrigens ift 
es felbft in den Vereinigten Staaten neuerdings wieder ftill geworden von ber 
Suöpendirung der Bland-Bill. 

Das Merktwürdige bei dem ganzen Hergang ift, daß die Anhänger der 
Doppelwährung in Deutjchland eine korreipondirende Bewegung hauptſächlich in 
ländlichen Vereinen und Verſammlungen, die noch heute fortgeht, veranlaßten, 
welhe mit Hunderten von Petitionen den Bundesrath und den Reichstag be 
ftürmte, das deutiche Reich ſolle die Initiative zur MWiedereinberufung der im 
Jahre 1881 abgebrochenen Münzkonferenzen ergreifen, um eine Wiederaufnahme 
der Ausprägung „vollwerthiger* Silbermünzen Seitens der Vereinigten Staaten, 
des lateinischen Münzbundes, des deutichen Reiches und aller der Staaten herbei: 
zuführen, welche fich diefen Ländern anſchließen wollen. 

Ländliche Vereine, ihre Nathgeber, und ihre Wortführer im Reichötag, ſah 
man ganz unerwartet ſich zu Organen machen der amerifaniihen Silber-Inte— 
reffenten, man ſah fie eifrig befliffen, den unvergleichlihen Werth einer einfachen, 
joliden, von der ganzen Welt anerkannten Währung dem Zweifel und Miktrauen 
auszuſetzen, jo daß das deutſche Reich nicht raich genug fi zum Theilnehmer 
eined Miünzbundes machen könne, der alle Schwierigkeiten und Gefahren für 
Gegenwart und Zukunft in fih trägt, an denen heute Amerika und andere Staaten 
mit Doppelwährung laboriren. Und dabei waren fie aus einleuchtenden Gründen 
gänzlich außer Stande, irgend einen beftimmten Vorſchlag zu machen, wie dieſe 
von ihnen verlangte bimetalliftiiche Konvention geartet jein jolle, wie fie fid 
3. B. die feftzuftellende Werth-Relation zwiſchen Gold und Silber dädten. Nur 
darüber waren fie fi flar, Deutichland, welches 18581 auf dem Pariſer Münze: 
fongreß ganz richtig erklärt hatte, feine Münzverfaffung enthalte am wenig ten 
eine Nöthigung, auf eine ſolche Konvention einzugehen, Tolle jet als Bittender 
vor die Staaten mit Doppelwährung treten, um unter allen Umſtänden (ſelbſt 
wenn England nicht beitreten jollte!) in den Münzbund aufgenommen zu werden! 

Die Gründe, auf welche fi dieſe Agitation fügte, find im Neichötag und 
in der Preſſe genügend beleuchtet und widerlegt worden. Wir fönnen ſie bier 
nur im flüchtigen Umriß erörtern. 


Die Anhänger der Doppelwährung behaupteten: 1. Unſer Münz-Umlauf jei 
ungenügend geworben jeit der Einführung der Goldwährung. Dagegen wurde \ 
dargethan, das an Geldzeichen in Deutichland in Umlauf waren zur Zeit der | 
Silberwährung 2 Milliarden Mark, pro Stopf der Bevölkerung 52,2 Mark, und 
1883: 3 Milliarden, pro Kopf der Bevölkerung 66,8 Marf. Ferner wurde (von 
Herrn Bamberger) bemerkt, daß die Zirkulationsmittel gar nicht um das Silber, 
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das bis 1875 im Umlauf war und feither durch Prägungen hinzugefommen, 
vermindert fei. Unſere meiiten Banken hätten ja noch einen Theil ihres Schaßes 
in Silber und diejer Silberihag wirfe im Geldverfehr ganz fo, ald wenn es ein 
Goldidag wäre. Endlid wurde darauf hingewieſen, daß diejenigen Mittel, die 
zugleich al3 Zahlung in der Welt gelten, jest neben dem Metall unendlich ver: 
mehrt find: Effekten, Giro: und Chefverkehr. Heute genüge ein Bruchtheil ges 
münzten Geldes, um die Zahlungsverpflichtungen im Inland, welche ja aller: 
dings Seit 1870 ſich bedeutend gemehrt haben, leiften zu können Was den 
Auslands-Verkehr betrifft, jo hat fi in den Kaſſen der großen europäifchen 
und New-Yorker Banken eine wirklibe Gold-Anhäufung vollzogen. Ohne 
Grund haben die Anhänger der Doppelwährung kürzlich (Dezember 1884) eine 
„Goldnoth“, eine „Kriſe“ prophezeit, ald die engliſche Bank, die in ihren Kaſſen 
19,30 Millionen Pfund Sterling Gold liegen hatte und meitern Abfluß nad 
den Bereinigten Staaten bejorgte, am 5. Dezember 1884 ihren Disfonto auf 
5 Prozent erhöhte. Am 29. Januar 1885 war ber Goldvorrath der Banf 
wieder auf 22,243,936 und am 4. März auf 24,375,000 Pfund Sterling 
gejtiegen. Schon am 29. Januar wurde der Diskonto auf 4 Prozent herab- 
gelegt. 

Die Anhänger der Doppelwährung haben 2. die Behauptung aufge 
ſtellt, das Sinfen des Silberpreifes jei an dem Sinken des Preiſes aller 
MWaaren Schuld. Dagegen ift nachgewielen worden, daß viele Waaren = Preis: 
Veränderungen ſich Ffeinesiwegs in den Schwankungen gehalten haben, Die ber 
Silberpreis erlitten hat, und dab wir es bei vielen Wertherniedrigungen mit 
einem ganz andern Phänomen zu thun haben, als daß es aus den Wirkungen 
veränderter Metalle Zirkulation zu erklären wäre. In der That liegen die Urjachen 
der Preis-Minderung vieler Artikel auf einem ganz andern Gebiete, al® in der 
Bewegung des Silberpreijes, und dies ift für die fpeziellen Artikel oft genug 
anderweit fonftatirt. Sehr richtig ift bei den Verhandlungen über dieje Frage 
geiagt worden, daß auf jedem Gebiete der Induſtrie wie der Yandwirthichaft 
Produktion, Tehnif, Anhäufung der Kapitalien fo ftarf eingewirkt haben, daß 
daraus fich die lWeberproduftion, der wichtigite Grund der Merthverminderung, 
genügend erkläre. 

Die Anhänger der Doppelwährung haben 3. behauptet und damit einen 
bejonder8 ſtarken Eindrud auf die ländlichen Kreiſe gemacht, Die Ddeutiche 
Landwirtbihaft könne mit Rußland, Ungarn und Indien nur darum nidt 
fonfurriren, weil in diejen Ländern die Papier: reip. Silber-Valuta bejtehe und 
diefe Länder bei dem Erport von Getreide eine Ausfuhr-Prämie erhielten, welche 
3. 2. in Rußland 35, in Ungarn 16—17, in Indien 18— 19 Prozent (Prozentiag 
der Silber-Entwerthung gegen die frühere geieglihe Werthrelation zwiſchen Gold 
und Silber) betrage. Sie behaupten ferner, der Papierrubel und der ‘Papier: 
gulden Habe in jeiner Heimat „vollen Zahlungswerth“, ebenjo das Silber in 
Indien, und deshalb jeien in Dielen Ländern die Arbeitslöhne und jonftigen 
Produftiondkoften niedriger um das auf Papier oder Silber beftehende Disagio, 
Indeſſen dies iſt fchwerlich der Grund der niedrigeren Produftionskoften, wenn 
fie thatfählich vorhanden find. Denn überall in der Welt ift für den Preis 
einer Waare oder Arbeitsleiftung nicht der eingebildete, nicht der befretirte Werth, 
fondern der eigentliche, ber effektive, der im Weltverfehr anerfannte Werth der 
Geldzeichen beftimmend. 

Wie man nun auch immer über diefe vorgebradten Gründe der Anhänger 
der Doppelwährung denke, ob man fie als unhaltbar oder wenigitens als jehr 
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beitritten erachte, fie fünnen feinen Anlaß geben, daß wir ben feiten, foliden, in 
ber ganzen Welt affreditirten Boden unſrer Goldvaluta verlaflen, der wir reichliche 
Segnungen auf allen wirthichaftlichen Gebieten nachweisbar verdanken, dab wir 
ihn verlaflen zu Gunften eined Erperiments, das ſchwere Gefahren in fich birgt. 
Die Firirung eines beitimmten Werthverhältnifies zwiihen Gold und Silber 
wäre nur um den Preis eined Zwangsfuries zu erreichen und zu behaupten. 
Fe mehr ſich aber der Marftwerth von dem dem Silber zeitweife aufgeziwungenen 
Werthe entfernt, deſto ftärfer würde ſich der Goldabflug entwideln und damit 
wäre der Weg eingeichlagen zur ausjchließlihen Silberwährung, wo nicht zur - 
Bapierwährung. 

Die bimetalliitiiche Agitation glaubte in ländlichen Kreiſen in den legten 
Monaten de3 vorigen und ben erften Monaten des laufenden Jahres ſich ſtark 
genug gemacht zu haben, um auf Zuftimmung einer Mehrheit des Neichdtages 
für ihren oben erwähnten Antrag rechnen zu dürfen; indeß der Reichstag hat 
die Nejolution dv. Hardorff-Schorlemer am 6. März mit großer Mehrheit 
abgelehnt und die Neichöregierung bat ihr nicht die mindeite Grmuthigung zu 
Theil werden laſſen. 





Die Minifter-Anklage nach geltenden deutſchen 
KRecht und ihre Auräthlichkeit in Reichsſachen. 
Bon 


F. Thudichum, 
Profeſſor in Tübingen. 


Obwohl die deutſche Reichsverfaſſung, ſowie verſchiedene andere Reichs— 
geſetze den Grundſatz der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers, ſeiner Stellver— 
treter und überhaupt aller Reichsbeamten ausſprechen, gewähren ſie doch dem 
Reichstag nirgends ein Recht, den Reichskanzler oder andere Reichsbeamte in 
Anklageſtand zu verſetzen, oder Zivilklagen gegen ſie zu erheben; ſtellen auch 
ein ſolches Recht für die Zukunft nicht in Ausſicht. 

In Preußen ſind Anklagen der Landesminiſter durch den Landtag nach 
dem gegenwärtigen Stand der Geſetzgebung ebenfalls unausführbar, während 
in den übrigen Staaten eine größere oder geringere Möglichkeit dafür beſteht. 
Ihrer Hauptbedeutung ſind dieſe Vorſchriften indeſſen er entfleidet worden, 
als alle wichtigeren Staatsangelegenheiten in die Kompetenz des Reiches überge: 
gangen find, haben außerdem mancherlei befondere Einfchränfungen durch die 
Neichsgejege erfahren. 

Im Folgenden ſoll zunächit das geltende Recht genauer gefchildert und 
jodann die Frage unterfucht werden, ob es als ausführbar und nüßlich ange— 
jehen werden dürfe, dem Neichstag Mittel zur rechtlichen Verfolgung des Neichs- 
kanzlers oder anderer Reichsbeamten an die Hand zu geben. 

Es erjcheint unentbehrlich vor allen Dingen in's Auge zu fallen: 


I. Die Vorſchriften der —— von 1877 und der ſie ergänzenden 
Landesgeſetze über Straf: und Zivilklagen gegen Reichs- und Yandesbeamte vor 
den ordentliden Gerichten. 


A. Strafklagen. 


1. Strafflagen gegen Beamte wegen gemeiner Delikte gehören vor Die- 
jelben Gerichte wie Strafflagen gegen andere Bürger; ſelbſt der Reichskanzler, 
die Mitglieder des Reichsgerichts u. ſ. w. genießen in diefer Hinficht nicht das 
geringjte Vorrecht. Strafflagen wegen Dienjtverbrechen oder Bergehen, welche 
im Strafgefegbuch vom 26. Februar 1876 $ 331—359 mit Strafe bedroht 
jind, gehören vor die Straffammern der Landgerichte oder vor die Schmwur: 
gerichte,') und zwar entiweder des Ortes der verübten That oder de3 gegen: 
wärtigen Wohnfiges.’) Auch die Reichsbeamten (der Reichskanzler, die Staats: 


I eg a ee x — 1877 8 27, 73 und 80. 
2), Straf.P.O. 1877 8 3 
Annalen bes Deutjchen Su 1885. 44 
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fefretäre, die Mitglieder des Neichsgerichts u. ſ. w.), jtehen in dieſen Fällen 
vor den Gerichten der betreffenden Bundesländer, und, joweit die Sache im 
Suftanzenzug an das Neichsgericht gelangen kam, unter dieſem. 

Nur Hoch- oder Yandesverrath gegen den Raifer oder das Reich gehören 

in erjter und legter Inſtanz vor das Neichsgericht.') 
Stehen Strafflagen wegen gemeiner Delikte mit _folchen wegen Amtsdelikten 
im Zufammenbang, jo wird die Zuftändigfeit nach $ 2 der Straf.-P- O. geregelt. 

2. Die Erhebung und Durchführung einer Strafflage gegen Beamte, jo- 
wohl wegen gemeiner als wegen Amtsdeliften fommt regelmäßig nur der 
Staatsanmwaltjchaft zu, welche übrigens im Allgemeinen gejeglich verpflichtet 
iſt, wegen aller gerichtlich ſtrafbaren und verfolgbaren Handlungen ein— 
zufchreiten.”) Privatperfonen haben ein jelbjtändiges Klagerecht (Necht der 
Privatklage) nur wegen Beleidigungen und Körperverlegungen; fie können fich, 
wenn die Staatsanwaltichaft im öffentlichen Intereſſe die Berfolgung übernimmt, 
der öffentlichen Klage in jeder Lage des Verfahrens als Nebenkläger anfchließen.?) 

In allen andern Fällen können fie die Erhebung der Strafflage nur bei 

der Staatsanwaltjchaft in Antrag bringen. Lehnt diejelbe den Antrag ab, jo 
kann der Antragfteller, wenn er zugleich der Verletzte ift, zunächit Be: 
ſchwerde an den vorgejegten Beamten der Staatsanwaltichaft ergreifen, 
und wenn er auch dort abweijend bejchieden wird, auf gerichtliche Entjcheidung 
antragen. Zur Entjcheidung iſt danı das Oberlandesgericht, und in den vor 
das Neichsgericht gehörigen Sachen dieſes zuftändig.') Yautet fie auf Erhebung 
der öffentlichen Klage, fo wird diefe durch die Staatsanwaltichaft durchgeführt ;;) 
der Bejchwerdeführer hat aber das Necht, Sich der öffentlichen Klage als 
Nebenkläger anzufchließen, vorausgefest, daß die jtrafbare Handlung gegen fein 
Leben, feine Gejundheit, feine Freiheit, feinen Perjonenftand oder jeine Ber: 
mögensrechte gerichtet war.“) 

a) Die Beamten der Staatsanwaltfchaft „haben den dienftlichen An: 
weiſungen ihres Vorgefegten nachzufommen*,?) und wer diefe Vorge— 
fegten jeien, iſt ebenfalls reichsgejeglich beftimmt, und zwar dahin: daß 
die höheren Staatsanwälte allen niederen Weifungen ertheilen, auch die 
Amtsverrichtungen derjelben jelbit übernehmen fünnen, während fie 
jelbjt unter der Yandesjuftizverwaltung, d. h. dem Juſtizminiſter oder 
dem Staatsminijterium jtehen; ferner daß alle Staatsanwälte im 
ganzen Reich in Straffällen des Hochverrath3 oder Yandesverraths gegen 
Kaifer oder Neich den Amweifungen des Ober-Neichsanwalts Folge 
zu leisten haben, endlich, daß der Ober-Reichsanwalt und die Reiche: 
anwälte ſowohl in diefen Sachen als auch bei Nevifionen unter Leitung 
des Meichsfanzler8 oder des Ddenjelben vertretenden Staatsjefretärs 
des Reichs-Juſtizamts ftehen.*) Bon den Gerichten iſt die Staats— 
anwaltſchaft in ihren Amtsverrichtungen unabhängig.“) 


9 6. V. G. 1877 8 136. 

St. P.O. 1877 8 152. 

2) St. P. O. 8 414 fi. u. 435. 

) St.P.O. 170. 

») StB.-D. $ 173. 

) St. P. O. 5 435. _ Diejes Recht der Nebenflage iſt hiernach enger als das Recht 
der Beichwerde gegen die Staatsanwaltichaft, weldyes jedem „Berlegten“ zujteht. 

N, G.V. 6. 1877 8 197. 

5 8 147, 148. 

9 5 151. 
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Die Weiſungen der Vorgeſetzten können gehen auf Einleitung einer 
Strafverfolgung gegen Beamte, oder umgekehrt auf Unterlaſſung der 
Strafverfolgung, nicht aber auf Fallenlaſſen der erhobenen öffentlichen 
Klage, da nur das Gericht erkennen kann, ob der Angeſchuldigte außer 
Verfolgung zu ſetzen ſei.!) 

Weiſungen der leiten; die Strafverfolgung zu unterlafjen, 
fünnen nur gejtügt werden auf Rechtsgründe, nicht aber auf bloße 
Gründe der Gnade, da die Gewährung von Abolition eine Verfügung 
des Landesherrn jelbjt erfordert und nur innerhalb der landesgeſetz— 
lihen Schranfen zuläflig it. Sm Preußen und anderen Staaten ift 
die Niederichlagung bereits eingeleiteter Unterfuchungen (oder nad) 
jegigem Prozeßrecht die Niederjchlagung von Straffachen nad) erhobener 
Öffentlicher Klage, welche durch Antrag auf VBorunterfuchung oder 
Einreihung einer Anklagejchrift bei dem Gericht gejchieht) *) ver: 
boten, wohl aber das landesherrliche Verbot der Einleitung des Straf: 
verfahrens zuläjlig; in mehreren Eleineren Staaten fünnen Strafjachen 
in jeder Lage niedergefchlagen werden. 

Die reichsgefeglich feitgeftellten Grundfäße über Subordination der 
Staatsanwälte Fünnen nicht durch Yandesgejege geändert werden, und 
es kann fich daher auch nicht eine Einfchränfung derjelben aus S 11 
des Einführungsgefeges zum G.-V.«G. ergeben, welcher gewilje frühere 
„Landesgejesliche* Bedingungen der jtrafrechtlichen oder zivilrecht- 
lichen Verfolgung von Beamten theils aufhebt, theils in geänderter Ge- 
jtalt bejtehen läßt. Diefer $ 11 hebt die Pflicht der Staatsanwälte 
auf, zu jeder Strafverfolgung von Beamten zuvor die Genehmigung 
der vorgejegten Behörde oder des Staatsminifteriums oder Staats: 
vathes einzuholen. und ebenjo die Pflicht der Gerichte, vor Annahme 
einer Zivilflage wegen Amtsverfchuldungen eine ſolche Genehmigung bei- 
bringen zu Lafjen, gejtattet aber den Einzelftaaten, dem oberjten Ver: 
waltungsgerichtshof des Yandes oder dem Neichsgericht eine gewiſſe 
Vorentſcheidung über die Zuläffigfeit von Straf: oder Zivilflagen zu 
übertragen. Der Umfang jolcher ———— iſt nunmehr ein— 
geſchränkt; ſie können ſich nur auf die Feſtſtellung erſtrecken, ob der 
Beamte ſich einer Ueberſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe oder der Unter— 
laſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht habe, dürfen 
aber nicht mehr (wie es ehemals das preußiſche Geſetz von 1854 
geſtattete), ſobald ſie eine Verſchuldung bejahen, weiter darüber erkennen, 
ob ſich der Fall „zur gerichtlichen Verfolgung eigne“ oder „nicht eigne“. 

Verneint der Verwaltungsgerichtshof oder das Reichsgericht die 
Schuld des Beamten, jo ijt dieſe Enticheidung rehtsfräftig; 
eine Verfolgung kann nicht ftattfinden ; bejaht er fie, jo iſt das bisher 
der Straf» oder Zivilflage entgegenftehende Hinderniß bejeitigt und 
e3 kann das ordentliche Verfahren beginnen, in welchem nach vor- 
gängigem Beweisverfahren über die Schuld des Beamten ohne alle 
Rückſicht auf die Vorentſcheidung zu erkennen ift.?) 


b 


— 


!) Straf:P.-D. $ 196, 206. Val. Löwe, Kommentar z. Straf.-B.D. $ 152; Geyer, 
Lehrbuch 1880 S. 406, 471: Zaband 3 b, 107—109, 1882. 

2) St.⸗P. O. $ 168. 

9 So aud ſchon das Preuß. Gef. dv. 13. Febr. 1854 8 3 (ST); Miquelim Reichätag 20, 
Dez. 1876 ©. 935; Laband 3, b, 37. 1882, 
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ce) Die landesgeſetzlichen Beſtimmungen für Landesbeamte gelten auch 
für diejenigen Reichsbeamten, welche ihren dienſtlichen Wohnſitz in 
dem betreffenden Einzelſtaat haben.“) 


1) Reichsbeamtengeſetz 31. März 1873 8 19. Vgl. Thudich um, Kommentar hierzu in Hirth's 
Annalen 1876. In den Entwürfen des Reichsbeamtengejepes, welche der Bundesrath in den 
Jahren 1869, 1870 und 1872 an den Neicdhstag brachte, war ein $ 13 enthalten, bejagend: 
„Die Zuläfligkeit der gerichtlihen Verfolgung eines Neihsbeamten wegen dienjtliher Hand— 
lungen oder Unterlafjungen wird durch ein Neichögeieß geregelt. Bis zum Erlaſſe diejes Ge: 
jeßes find dafür diejenigen in der Gefepgebung der einzelnen Bundesitaaten enthaltenen 
Beitimmungen mahgebend, welche am dienjtlichen Wohnfige des Reichsbeamten für die Be- 
handlung derjelben Frage bezüglich der Staatsbeamten gelten.“ Der Reichstag oder deſſen 
Kommiſſionen lehnten dieje Beitimmung zweimal ab, was für den Bundesrat; mit zu den 
Gründen gehörte, den Reichstags-Beſchlüſſen über das Beamtengejeg zweimal die Genehmigung 
zu verfagen. Das legtere kam erjt zu Stande auf Grund der im Jahre 1873 dem S 19 
gegebenen allgemeinen Faſſung: $ 19. „Auf die Rechtsverhältnifie der — — Reichsbeamten, 
über welche nicht durch Neichsgeieß Beitimmung getroffen it, finden diejenigen Borichriften 
Unmwendung, welde an ihren Wohnorten für die — — Staatsbeamten gelten.” Hiernach 
müſſen ſich, joweit nicht ausdrüdliche reichsgejegliche Vorichriften vorliegen, ſowohl die 
materiellen Grundjäge über die Verantwortlichkeit der Reichsbeamten, ald auch die formellen 
Vorausſetzungen dafür nad) dem Landesrecht des Dienſtorts richten. — Ich habe früher in 
meinem Kommentar zum Neichsbeamtengeieß S. 277 theilweile in Anlehnung an Kanngießer 
und Laband 1,442 Anm. 2 zwar das Erjtere nachdrüdlich betont, dagegen bejtritten, daß die 
gerichtliche Verfolgung der Neichsbeamten in Preußen durch Erhebung des Kompetenztonflifts 
aufgehalten werden könne, weil ich der Meinung war, das Neichsgeieß jprede in $ 13 
die Verantwortlichteit bedingungslos aus, und eröfine in $ 154 den Rechtsweg bedingungslos. 
Allein ein folder Schluß aus $ 13 ſtand jchon nicht in Uebereinjtimmung mit der Aus: 
legung, die ich ſelbſt ihm bezüglid; der materiellen Grundſätze der Verantwortlichkeit gegeben 
hatte, und die Auslegung des $ 154 war unrichtig, da dort nur der Gerichtsſtand bejtimmt 
wird, wenn es wirklich zum Nechtsjtreit fommt. Es kann auch feinem Zweifel unterliegen, 
daß die Negierungen die Abficht gehabt haben, durd die dem $ 19 gegebene allgemeine 
Faſſung den Grundſatz zu wahren, gleiches Recht für Landesbeamte und Reichsbeamte zu ſchaffen 
und zu erhalten, um 4 mehr, als die meijten Reihsbeamten, nämlidy die Poſtbeamten, bisher 
Preußiiche Beamte geweien waren. Die Negierungen haben diejen Gefichtspunft in der dem 
Entwurf v. 1573 beigegebenen Denfichrift, und der Reichskanzler au im Neicydtag am 24. 
März 1873 (S. 57, 59, 61) nachdrücklich hervorgehoben. 

Bei der Berathung der Neichsjuftizgejege fam der Punkt mur nebenbei zur Sprache. 
Im Reichstag 20. Dez. 1876 behaupteten die Abg. Hänelu. Miquel (©. 934, 935), daß die 
Zulaſſung einer Vorentſcheidung den Neichsbeamten nicht zu Gut komme. Welcher Auffafjung 
die Regierungen huldigten, kann faum zweifelhaft jein. Sie waren der Meinung, dab eine ſolche 
Vorentiheidung ein nothwendiger, die Nechtöverfolgung in feiner Weife unbillig beeins 
trächtigender Bejtandtheil des Beamtenrechts, eine Ergänzung der materiellen Bejtimmungen , 
über die Verantwortlichkeit jei von jo wejentlicher Bedeutung, daß von jeiner Annahme da? 
Zuftandefommen der Juftizgefege abhängig bleiben müſſe; fie Fönnen daher unmöglich diejes 
Erfordernig bei den Neichsbeamten für ein nebenjächliches erachtet und ſich bewogen gefüblt 
haben, das bisher befolgte Prinzip des Gleichitellens der Reichs und Landesbeamten ohne 
Scwertitreich zu opfern. Ihr Verhalten erklärt ſich einfach daraus, daß fie die Frage durch 
den $ 19 des Reichsbeamtengeſetzes von jelbjt als entichieden anjahen Daß bei Reichsbeamten 
die Vorentjcheidung wegfalle, wird übrigens noch jet von vielen Schriftjtellern, darunter 
Thilo, Kommentar 3. 8.8.8. ©. 289; Sarmwey, Württ. StR. 2,284 Anm. gelebrt. 

Die Gründe, welche die Zulafiung einer Vorentſcheidung als zwedmähig ericheinen 
laſſen, find bauptiächlich folgende (Val. Bemerkungen des Abg. Gneiſt im Reichstag 20. Dez. 
1376 ©. 932): 1) Der Staat muß die Öffentlichen Beamten gegen Zivilllagen von Privat- 
perjonen ſchühen, deren Nichtbegründetheit Mar zu Tage liegt und welche entweder aus Rechts— 
unfunde oder Chifane erhoben werden könnten. Denn wenn der Beamte lediglich jeine Pflicht 
erfüllt hat, handelt er lediglich fir den Staat, und es ift mit dem Staatöwohl unverträglih, 
daß Beamte zu gerichtlihen Terminen geladen und von ihren Amtsgeichäften abgezogen 
werden, wenn dies die Gerechtigkeit nicht erheiicht, jo wie es aucd eine unbillige Härte 
gegen die Beamten ift, fie dem Aerger und Zeitverlujt eines Prozejjes auszujepen, oder gar 
jie zu Geldauslagen dafür zu nöthbigen. Eine Borentideidung erjcheint aljo am Plage; ſie 
fann aber nicht den Landgerichten überlafjen werden, vor welche die Klagen gegen Beamte 
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Wendet man diefe Negeln auf praftiiche Fälle an, fo ergibt fich Folgendes: 
Gegen den Reichskanzler und die Staatsjefretäre der oberjten Neichsämter 
fann eine Strafverfolgung wegen der in den Strafgejegen mit Strafe bedrohten 
gemeinen oder Amtsverbrechen durch die preußiſche Staatsanwaltſchaft zu Berlin 
eingeleitet werden; der preußiſche Juſtizminiſter kann dieſe Einleitung anordnen, 
ebenſo aber auch aus Rechtsgründen unterſagen, oder einen königlichen Befehl 
erwirfen, daß die Einleitung aus Gnade unterbleiben ſoll. Um jich diefe 
Einwirkung offen zu halten, fann der Juftizminifter die Staatsanwaltjchaft 
anweiſen, von jeder Vorbereitung einer Strafverfolgung gegen den NReichsfanzler 
oder einen Staatsjefretär jofort Bericht zu erjtatten. Fit die Unterfuchung einmal 
eingeleitet (nach jeßigem Recht: öffentliche Klage erhoben durch Antrag auf 
Borunterfuchung oder Einreichung der Anklageichrift bei Gericht), fo kann ſie 
nicht mehr gehemmt werden. Bor der Einleitung der Strafverfolgung kann eine 
Enticheidung des preußischen Oberverwaltungsgerichts darüber herbeigeführt 
werden, „ob der Beamte fich einer Ueberjchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder der 
Unterfafjung einer ihm obliegenden Amtshandlung jchuldig gemacht habe“. Diele 
VBorentjcheidung, welche für preußifche Beamte von der denjelben vorgejeßten 
Provinzial oder Zentralbehörde beantragt wird,!) kann vom Neichsfanzler für 
ſich jelbit beantragt werden. Wegen Hoch: oder Landesverrath gegen Kaiſer 
oder Neich kann der Neichskanzler auch vom Oberreichsanwalt verfolgt werden, 
und wird man für diefen Fall eine Subordination des Oberreichsanwalts 
unter den Neichsfanzler leugnen müſſen. Dagegen befteht diefe Subordination 
bezüglich des Vorgehens des Oberreichsanwalts gegen den Staatsjefretär eines 
oberjten Reichsamts. 


B. Zivilflage. 


1. Daß Reichs-, Landes- und Kommunalbeamte, wenn fie bei Ausübung 
ihres Amtes oder in Veranlaſſung der Ausübung desjelben rechtswidrig einen 
Schaden zugefügt haben oder die Erfüllung von Verbindlichkeiten weigern 
(3. B. die Wiedererjtattung von rechtswidrig entzogenen Werthen von Privaten 
oder rechtswidrig verausgabten Staatsgeldern), ſowohl vom Staat als von 
Privatperjonen vor den ordentlichen Gerichten mit Zivilflagen belangt werden 
Fünnen, ijt für eine ganze Reihe von Fällen ſowohl in Reichs- ald Landesgeſetzen 
ausdrüdlich ausgeiprochen. Ob eine jolche zivilrechtliche Verantwortlichkeit für 
Landes: und Kommmmalbeamte ein allgemeiner Nechtsgrundiaß ei, für deſſen 
Seltung die Vermuthung ſpreche, tt in vielen deutſchen Staaten beitritten, 
ſowie auch Streit darüber berricht, ob die WVerantwortlichkeit eine direkte 
oder blos ſubſidiäre, eine jolidarische oder getheilte jei, ob fie nur für dolus 
oder auch für jchwere Nachläffigfeit (culpa lata) oder gar jchen für kleine 


gehören, da diejen Gerichten der ſichere Ueberblid über die Berwaltungsgeießgebung und die 
jo oft bier in Betracht fommenden allgemeinen jtantsrechtlichen Fragen abgeht. Eine alljeitige 
Beleuchtung des Falls iſt viel eher im oberſten Verwaltungsgerichtshof zu erwarten, wo 
Juriſten und Berwaltungsbeamte zum Wort kommen, und bei welchem fich, wenn alle der: 
artige Fülle aus dem ganzen Staat an ihm gelangen, eine fejte Praxis bilden kann. 2) Bei 
Anklagen durd) Privatankläger und die Staatsanwaltihaft treffen diefe Gründe theilweije 
ebenfalls zu, und es treten noch andere erhebliche daneben. ine jtrafgerichtliche Verhandlung 
gegen einen Beamten, auch wenn jie in erjter oder zweiter Inſtanz mit Freiſprechung endigt, 
it eine Schädigung der Berjon und des amtlichen Anjehens des Beamten, legteres jedenfalls, 
fo lange der Prozeß nicht zu Ende iſt. 
I Preuß. ©. 13. Februar 1854 (86—58), 


642 FJ. Thudichum: Die Minifter-Anklage nad geltendem deutfchen Recht 


Verſehen (eulpa levis) beftehe.‘) Der richtigen Anficht nach läßt ſich eine 
einheitliche Regel für alle Arten von Beamten und alle Arten von Amts— 
verrichtungen überhaupt nicht aufftellen, fondern find zahlreiche Unterjcheidungen 
nothiwendig, und jehr verjchiedene Rechtsgrundſätze anzuwenden auf Richter, 
Berwaltungsbeamte, Beamte der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Militärs. 


Für Neichsbeamte ift zwar eine Werantwortlichkeit durch eine Reihe 
einzelner Beltimmungen geordnet, eine allgemeine durchgreifende Vorſchrift Fehlt 
aber ebenfalls, und es greift daber der $ 19 des Neichsbeamtengejeges vom 
31. März 1873 Platz, wonach auf Neichsbeamte jubfidiär das Necht des 
Landes Anwendung findet, in welchem ſie ihren dienjtlichen Wohnfig haben.‘) 
Für die BZentralbehörden des Reichs, mit Ausnahme des Neichsgerichts, it 
dies alfo das Necht Preußens, welches eine zivilrechtliche Verantwortlichkeit 
in weiten Umfang gewährt. 

2. Zur Aburtheilung ſolcher Zivilflagen gegen Neichsbeamte find Die 
Zivillammern der LZandgerichte ohne Rüdficht auf den Werth des Streitgegen: 
ſtandes ausjchlieglich zuftändig. Der Landesgejeßgebung bleibt überlafien, das 
Gleiche auch Hinfichtlich der Laudesbeamten zu bejtimmen,?) und es ift Dies 
wohl durchgängig geicheben.*) 

3. Eine Vorentſcheidung fünnen die Yandesgejege nur nach Maßgabe der 
oben a reichsgefeßlichen Regeln vorjchreiben oder zulaſſen. 


Wer die Erhebung einer Zivilflage gegen einen Landes- oder Kommunal: 
— im Namen des Staats oder einer Kommune anzuordnen habe, läßt 
ſich nicht allgemein beantworten; es werden dies die verſchiedenſten vorgeſetzten 
oder Zentralbehörden ſein, oder die Behörden, welche den Fiskus nach gewiſſen 
Richtungen zu vertreten haben. Zivilklagen des Staats gegen im Amt befind— 
liche Minifter twerden nicht leicht vorkommen, da die übrigen Miniſter, welche 
als Staatsminifterium eine folche Klage zu bejchliegen oder zu veranlafien 
hätten, wohl ihre Entlafjung nehmen, wenn der bejchuldigte Miniſter im Ant 
belajjen werden follte. Gegen ehemalige Miniſter Ziwilflagen anzuordnen, 
wird wohl meiltens dem Staatsminifterium vorbehalten fein, in gewiſſen Fällen 
vielleicht auch der Genehmigung des Landesherrn bedürfen. 

Zivilklagen gegen Reihsbeamte anzuordnen, iſt in oberjter Inſtanz Sadıe 
des Meichsfanzlers; gegen einen gewejenen Reichskanzler kann der zeitige 
Reichskanzler die Nechte des Neichs geltend machen, und es wird dazu regel- 
mäßig einer Genehmigung des Kaijers nicht bedürfen. 


1) Val. Sarmwey, Dei. Necht u. Verw.-Rechtspflege 302-315, 1880 u. Württemb. 
StR. 2, 285 (1884); Gaupp, Wiürtt. StR. 95 (1884). Ein Geſetzentwurf, welder alle 
Scadenserjagflagen gegen Beamte vor die ordentlichen Gerichte verweilen wollte, ift am 
v. Oft. 1876 von der Württembergiihen Abgeordnetenfammer mit 41 gegen 39 Stimmen 
abgelehnt worden. So fam in das Gejeg 16. Dez. 1876 über die Verwaltungärectäpflege 
$ 2. 2 (486) mir eine vereinzelte Beſtimmung über Bivilflagen gegen Rechner und 
Stafienbeamte. 

*) Reichsbeamten: (5, 1873 8 10, 13, 19, 79, 154 und Thudichum, Kommentar 
dazu, in Hirth's Annalen 1876 ©. 275 ff. 

2) Gerichtsverfaſſungsgeſetz 27. Januar 1877 8 70. Nach dem Reichsbeamtengeſ. 31. Märtz 
1873 $ 154 ift ſowohl dasjenige Landgericht auftändig, in dejien Bezirk der Beamte zur 
Beit der Verlegung feiner Amtspflicht feinen Wohnfig hatte, als dasjenige, in defjen Bezirk 
derjelbe zur Zeit der Erhebung der Klage ſeinen Wohnjig hat. 

9) Ausführungsgeſetze zum G.Valſs. für Preußen 24. April 1878 $ 39 (238), Württeme 
berg 24. San. 1879 8 8 (5). 
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Dieje Möglichkeit der jpäteren Belaugung vor den Zivilgerichten ift von 
nicht zu unterschägender Bedentung.’) 

Dem Neichstag und Bundesrath fehlt bis jeßt die Befugniß, Namens des 
Reichs Zivilflagen gegen Beamte anzuftellen,?) und ebenjowenig haben die 
Landtage Klagerechte gegen Yandesbeamte. 


II. Einwirkungen des Reichsrechts auf das Auklagerecht der Yandtage. 


Durch die Reichsgeſetze find die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Minijter- 
Anklage in mehreren enticheidenden Hinfichten abgeändert. 

1. Den Staatsgerichtshöfen ift die Befugniß entzogen, öffentliche Strafen 
zu verhängen oder über Schadenserfab-Anjprüche zu erkennen. Nach den 
Reichsjuſtizgeſetzen nämlich gehören alle Straffachen . und alle bürgerlichen 
Nechtsitreitigkeiten vor die ordentlichen Gerichte, joweit nicht entweder Die 
HBuftändigfeit von Berwaltungsbehörden oder VBerwaltungsgerichten für fie 
begründet ijt oder reichsgejeßlich befondere Gerichte bejtellt oder zugelaſſen find; 
und unter den zugelajlenen bejonderen Gerichten werden die Staatsgerichtshöfe 
nicht genannt.) Die Staatsgerichtshöfe behalten hiernady nur die Bedeutung 
von Disziplinarhöfen. 

Ueber das Verhältniß des Berfahrens vor den ordentlichen Gerichten 
und der disziplinären Anklage vor dem Staatsgerichtshof enthalten die Reichs— 
geſetze feine weiteren Vorjchriften, beziehungsweile Verbote. Schwebt bereits 
vor den ordentlichen Gerichten ein Strafverfahren, jo hindert dies nicht Die 
Einleitung und Durchführung einer Anklage vor dem Staatsgerichtshof ; ein 
Strafurtheil der ordentlichen Gerichte hindert jenen nicht, auch noch Disziplinar: 
ftrafen zu erkennen, und umgefehrt ein freifprechendes Urtheil jener bindet 
ihn nicht.*) 

2. Von einer Vorentjcheidung des Staatsgerichtshofs darf die Ken 
oder zivilrechtliche Verfolgung öffentlicher Beamten nicht abhängig gemacht 
werden.?) 

Bejeitigt ift hierdurch die Beitimmung der Württembergifchen Verfaſſungs— 
urfunde von 1819 $ 203, daß die weitere Berfolgung des Angeklagten vor 
den ordentlichen Gerichten unzuläffig bleibe, wenn der Staatsgerichtshof frei- 
gefprochen, oder nicht auf die höchſte im feiner Kompetenz liegende Strafe 
erkannt, oder ausdrüdlich jedes weitere Verfahren ausgejchlofien habe.) Ebenfo 
ift der entiprechendg $ 148 der fächfiichen Verf.Urk. von 1831 aufgehoben. 

3. Die Einzelftaaten befinden fich nicht mehr in der Yage, einem Yand- 
tag oder einem Staatsgerichtshof das Necht beizulegen, einen Minifter oder 





) Im Jahr 1877 konnte in Frankreich angefichts einer ſolchen Möglichkeit kein 
Finanzminifter für ein Minijterium gefunden werden, welches etwa Staatsjtreiche ver: 
juchen wollte. ; 

2) Ileber die im Neichötag 1867 und 1868 gemachten Verfuche, ein ſolches Recht fejt- 
zuftellen, j. unten. 

2) Gerichtsverfafjungsgeiep 27. Jan. 1877 $ 13 und $ 14 (43). Berge. Motive zum 
Entwurf des Bundesraths $ 3. (Reichstag 1874/75, 3, 30.) Gaupp, Württemb. Staats- 
recht 1884 ©. 153. ö 

4 Much die Landesgefege machen meiftens das Verfahren vor dem Staatögerichtshof 
in feiner Weiſe abhängig vom ordentlihen Strafverfahren, während fie es dagegen allerdings 
in mehreren Hinfichten für das Disziplinarverfahren vor den gewöhnlichen Disziplinar- 
höfen thun. 

5), Einf. G. 5. Gerichtsverf.“G. 27. Jan. 1877 8 11 (78). 

°, Sp auch Sarwey, Württemb. StR. 2, 254 und Gaupp 153. 
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anderen Beamten vor den ordentlichen Strafgerichten anzuflagen; ebenjowenig 
fünnen fie die Staatsanwaltichaft an Weilungen des Landtages oder des 
Staatsgerichtshofes binden, da die Staatsanwälte in ihrer Thätigfeit vor den 
ordentlichen Gerichten lediglich der Landesjuftizverwaltung unterjteben. 

Der $ 193 Schlußfag der Württ. ®.-U. von 1819 und der $ 67c des 
Badischen Gejehes vom 20. ‘Febr. 1868 find hiernach als aufgehoben zu betrachten. 
(Das Nähere fiehe unten.) 

Ein Recht der Belangung vor den Zivilgerichten indeſſen können 
die Landesgefege den Landtagen gewähren. 

4. Da Offiziere und Militär-Beamte (ausgenommen diejenigen Bayerns) 
Neichsbeamte find, jo ift eine Anklage derjelben vor dem Staatsgerichtshof 
eines Einzeljtaats unzuläffig.') 

5. Nach dem Reichsitrafgefegbuch vom 26. Februar 1876 $ 11 darf 
„ein Mitglied eines Landtags oder einer Kammer eines zum Neich gehörigen 
Staats außerhalb der VBerfammlung, zu welcher das Mitglied gehört, megen 
jeiner Abjtimmung oder wegen der in Ausübung feines Berufes gethanen 
Aeußerung zur Verantwortung gezogen werden.“ Es fünnen hiernach auch 
Anklagen vor einem Staatsgerichtshof nicht ftattfinden. Hierdurch ijt die 
Württembergische Verf.-Urk. von 1819 8 199 abgeändert, wie auch das Württ. 
Berf.:G. vom 23. Juni 1874 8 9 (180) anerkannte. 

6. Die gegenwärtig geltenden Landesgefege über Minifteranflage rühren 
alle aus der Zeit vor Gründung des Reichs her und beantworten daher nicht 
die Frage, ob der Landtag eine Anklage auch erheben fünne wegen Verlegung 
der Reichsverfaſſung und der Reichsgeſetze, deren ſich Landesminijter 
oder andere Landes Beamte ſchuldig machen. — Sie ift dahin zu entjcheiden, 
daß das in jedem Einzelſtaat geltende Neichsrecht und Landesrecht ein 
organifches Ganzes ausmacht und die Neichsgejege in Anbetracht des Um: 
jtandes, daß die Reichsverfaſſung von 1867 und 1870 in jedem Staat durd) 
Landes-Berfafjungsgejeg angenommen worden ift, in gewiſſem Sinn, nämlich 
nach der Richtung der Verantwortlichkeit der Minifter und Beamten, ala Be: 
jtandtheile des Yandesrechts angefehen werden fünnen.?) Der Zweck der 
Minifter-Anflage, einen das Necht niedertretenden Minifter aus feinem Amt 
zu bringen, ijt bei Verlegung von Neichsgefegen nicht weniger berechtigt als 
bei Verlegung von Landesgejegen, und zu Sonderbarfeiten müßte es führen, 
wenn eine Anklage zwar ftattfinden fünnte, wegen Berlegung 3. B. des vom 
Einzelftaat erlajjenen Ausführungsgejeges zum Reichs-Gerichtsverfaſſungsgeſetz, 
nicht aber wegen Berlegung des letzteren ſelbſt. Allerdings wird jeit dem 
weiteren Ausbau der Neichsverfafiung ein praktiſches Bedürfniß zum Gebraud 
dieſes Schußmittel3 felten hervortreten, weil gegen die meiften Nechtsverlegungen 
die Gerichte, VBerwaltungsgerichte oder der Bundesrath angerufen werden | 
fünnen ; es bejteht aber 3. B. namentlih in dem Fall, wenn ein Landes: | 
minijterium durch feine Weigerung die Bundespflichten zu erfüllen, die Reich | 
erefution herbeigeführt, und damit feine Verachtung des Rechts gezeigt und 
dem Lande großen Schaden verurjacht hat. 

7. Selbjtverjtändlich ift, daß die Verantwortlichkeit der Landesminiiter 
gegenüber der Landesvertretung wegfällt, wenn die Handlung oder Unter: 
laljung auf Weifungen des Kaiſers oder Bundesraths beruht, da es ſich 


1) Sarwey, Württ. StR. 2, 251. 
2) So auch Sarmwey, Württ. St.-R. 2, 253, 
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dann nicht mehr blos um Landesangelegenheiten, jondern um Sachen des 
Reichs handelt. 

8. Wegen des Inhalts der den Bevollmächtigten zum Bundesrath vom 
Landesherrn ertheilten Inſtruktionen oder wegen Unterlajjung der Inſtruirung 
iſt ein Anklagerecht jeitens der Yandtage unzuläjlig, weil es mit dem Wort— 
laut und den wichtigiten Grundgedanken der Neichsverfaflung in Widerſpruch 
steht. — Wohl aber dürfen die Minifter dafür verantwortlich gemacht werden, 
daß die Injtruirung auf dem landesverfafjungsmäßigen Weg erfolge, alfo 
unter Kontrafignatur des zuftändigen Departements-Chef3 und nad) der vor: 
geichriebenen Beratung im Gejammtminijterium oder Staatsrath. 

Ferner dürfen Yandesminijter, twelche zu Bevollmächtigten im Bundesrath 
ernannt find und ihre Injtruftionen überjchreiten, vom Landtag deswegen in 
Anklageſtand verjegt werden, weil die Beitimmung der Neichsverfafjung, wo— 
nach) die Bevollmächtigten nur nach ihren Inſtruktionen zu jtimmen haben, 
auch einen Bejtandtheil der Yandesverfallung bildet. 

9. Für diejenigen Staaten, welche nicht befondere Behörden dafür bejigen, 
fann die Beilegung von Verfafiungstreitigkeiten auch durch Anrufung der 
vermittelnden Thätigkeit des Bundesraths verjucht, und vom Bundesrath die 
Regelung durch Neichögejeß beantragt werden. (Neichsverfaflung $ 76.) 


III. Tas geltende Yandesredt. 


1. Preußen. 


Die Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 8 61 bejtimmt: „Die 
Minister können durch Beſchluß eines Haufes (des Landtags) wegen des Ber: 
brechens der Berfafjungsverlegung, der Beitechung und des Verraths angeklagt 
werden. Ueber jolche Anklage enticheidet der oberjte Gerichtshof der Monarchie 
in vereinigten Senaten. Die näheren Beftimmungen über die Fälle der Ver— 
antwortlichkeit, über das Verfahren umd das Strafmaß werden einem be— 
fonderen Gejege vorbehalten.” 8 49: „Zu Gunſten eines twegen feiner 
Amtshandlungen verurtheilten Minijters fann der König das Necht der Bes 
gnadigung und Strafmilderung nur auf Antrag desjenigen Haujes des Landtags 
ausüben, von welchem die Anklage ausgegangen it.“ Die bejondere Erwähn— 
ung der Beitechung darf nicht zu der Vorftellung verleiten, als wenn dieſes 
Vergehen in Preußen oder Deutjchland bei den Miniftern bis 1548 jo häufig 
vorgefommen wäre oder jtraflos geblieben wäre; jondern es erflärt ſich die— 
jelbe einfach aus dem Nachichreiben der Berfallung von Nordamerika. 

Das von der Verfaſſung $ 61 geforderte „bejondere” Geſetz iſt bis jet 
nicht zu Stande gefommen, die ganze Vorfchrift mithin noch nicht ausführbar 
getvorden. Auf dem Landtag von 1850—1851 war der Entwurf eines Ges 
jeßes von der Negierung vorgelegt, von der zweiten Kammer auch mit ums 
wejentlichen Aenderungen angenommen, von der eriten aber, welche damals 
noch eine Wahlfammer war, abgelehnt worden. Im Jahre 1862 brachte der 
damalige Juftizminifter von Bernuth auf Wunjc des Abgeordnetenhaufes 
einen neuen Entwurf ein, der aber nicht auf eine Ausführung, jondern Ab— 
änderung des $ 61 der Verfajlung ausging, und deshalb vom Abgeordneten: 
haus abgelehnt wurde, das fich über einen eigenen Entwurf einigte.') 

) Kohn, Ric. E., Kritik des preußischen Gejeg-Entwurfs über die Berantwortlicjfeit 
der Minijter, 1863, zuerjt als Extraheft in v. Holßendorff's „Allg. Deutſcher Strafrechts- 
zeitung“ erichienen (enthält ©. 62—7O einen Abdrud des Entwurjs nad) den Beſchlüſſen 
des Abgeordnetenhauſes und einen Gegen-Entwurf S. 71—77). 
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Die Verfafiungsbeitimmung hat jeit 1855 infofern eine andere Bedeutung 
erhalten, al3 an die Stelle der gewählten eriten Kammer das aus erblichen und 
(ebenslänglichen Mitgliedern bejtehende Herrenhaus getreten iſt. Sie ift ferner 
durch die Neichsjuftizgefege von 1877 abgeändert, da nad) diefen, wie oben 
erwähnt, die Berbrechen der Beitechung und des Berraths (nämlich des Hoch: 
verraths, Landesverraths) lediglich durch die Staatsanwaltichaft verfolgt und 
durch Die ordentlichen Gerichte abgeurtheilt werden Dürfen. Hochverrath eines 
preußifchen Minifters wird überdies in den meilten, wenn nicht in allen Fällen 
Hochverrath gegen Kaifer und Weich jein und aljo vor das Neichsgericht 
gehören. Hiernach kann einem preußischen Staatsgerichtshof nur noch die 
Erkennung von Disziplinarftrafen eingeräumt jein. 


2. Bayern. 


Schon die Berfafjungsurfunde vom 26. Mat 1818 Tit. 10 $ 6 batte 
den Ständen das Recht beigelegt, höhere Staatsbeamte wegen „vorjäßlicher 
Verlegung der Staatsverfafjung“ vor dem Oberappellationsgerichte anzuflagen, 
ein weitgreifendes Necht in Anbetracht der großen Ausdehnung der bayerijchen 
Berfaflungsurfunde mit ihren zchn Beilagen. Die Gejee vom 4. Juni 1848 
über die Verantwortlichfeit der Minifter (Geſ.Bl. S. 69—76) und vom 
30. März 1850 über den Staatsgerichtshof und das Berfahren bei Anlagen 
gegen Minifter (Geſ.Bl. S. 133—144) erweiterten dieſes Necht und gaben 
namentlich dem Staatsgerichtshof eine andere Gejtalt.') 

1. Der ftändischen Anklage unterliegen nur Miniſter und Melinifterjtellver: 
treter, nicht auch andere Staatsbeamte, namentlich nicht Staatsräthe wegen 
Ertheilung von Rath. 

2. Die Anklage findet jtatt wegen jeder Berlegung von Staatsgejegen 
überhaupt, nicht blos von Berfafjungsgejegen, fällt aber weg, wo es fich mur 
um Berlegung bloßer Verordnungen‘) und anderer Statuten, welche feine 
Staatsgejege find, handelt. Ob die Verlegung durch eine Handlung oder die 
Unterlajfung einer gejeglichen Pflicht herbeigeführt fei, macht feinen Unterjchied, 
und ebenjo wird nicht mehr vorjägliche Verlegung gefordert, fondern es genügt 
auch ein fahrläfliges Verhalten.?) 

3. Eine Anklage ift nur dann giltig bejchlofjen, wenn jowohl die Kammer 
der Abgeordneten als die Kammer der Neichsräthe fie mit einfacher Mebrbeit 
gut heißt, bei Anweſenheit der Mehrheit der gejeglichen Zahl der Mitglieder in 
jeder Kammer. Dem Beichluß muß in jeder Kammer eine Prüfung der beſtimmt 
zu bezeichnenden Anklagepunkte durch einen Anklage-Ausſchuß und das jchriftliche 
Gehör des Minifters vorausgeben, und auf Grund des Berichts dieſes Aus- 
Ichufjes faßt die Kammer ihren Beichluß, und wählt Bevollmächtigte, um die 
Anflage einzureichen und vor dem Staatsgerichtshof zu vertreten. Einigen 
fi) beide Kammern zu einem Geſammtbeſchluß, jo wird dieſer alsdann an den 


) Die gründlichſte und ausführlichite Beleuchtung dieſer Geſetze enthält: K. Brater, 
Kommentar (in Dolmann, Gejepgebung der 8. Bayern II, 1, 1—33, 1853). 

2?) Brater ©. 9 und 28, 

8, Sei. vom 4. Juni 1848 8 9: „Ein Staatöminijter oder dejien Stellvertreter, der 
durch Handlungen oder Unterlaffungen die Staatsgejepe verlegt, it den Ständen des Reiches 
verantwortlih und fann auf deren Anklage . . . . bejtraft werden.” Der NRegierungsent: 
wurf wollte enger bejtimmt jehen: „Die Minifter find den Ständen des Reiches verant- 
wortlid für jede vorjäglidh begangene oder wijjentlich zugelajiene Verlegung der Ge 
jege“, was vom Landtag abgelehnt wurde. 
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König gebracht und von diefem an den PBräfidenten des oberjten Gerichtshofs 
übermittelt. Bemerkenswert ift das den Anklageausſchüſſen beigelegte Necht, die 
ge von Zeugen zu veranlajien, worauf unten näher zurüczufommen 
ein wird. 

4. Der übereinjtimmende Anflagebefchluß der beiden Kammern hat die 
5 daß der König den Angeklagten vorläufig vom Amte ſuſpendiren 
muß. 

5. Der Staatsgerichtshof beſteht aus einem Kollegium von ſieben rechts— 
gelehrten Richtern, nämlich dem Präſidenten und ſechs Räthen des oberſten 
Gerichtshofes (oberſten Landesgerichts, welches Bayern ja noch beſitzt) und 
zwölf Geſchwornen zur Beantwortung der Schuldfrage. Die Bildung des 
Richterkollegiums erfolgt erſt im Fall einer beſchloſſenen Anklage. Sowohl 
dem Angeklagten als den Anklagebevollmächtigten der Kammern ſteht das Recht 
zu, je ſechs Mitglieder des oberſten Gerichtshofs abzulehnen, und von den 
nicht abgelehnten treten alsdann die ſechs dem Dienſte nach älteſten in den 
Staatsgerichtshof; befindet ſich der Präſident ſelbſt unter den Abgelehnten, 
oder iſt derſelbe auf andere Weiſe an der Ausübung ſeines Amtes gehindert, 
ſo tritt das im Range nächſtfolgende nicht abgelehnte Mitglied des oberſten 
Gerichtshofs an ſeine Stelle. Der Präſident leitet die Verhandlung und hat 
Stimmrecht. Die zwölf Geſchwornen werden ausgelooſt aus einer Liſte von 400 
Geſchwornen des ganzen Landes, zu welchen der Landrath jedes der acht Kreiſe 
jährli 50 wählt. Der Landrath hat ſich hierbei an die von den Land— 
gerichten des betreffenden Kreiſes aufgejtellten Jahresliſten für den ordentlichen 
Geſchwornendienſt zu halten.*) 

Die Verhandlung vor dem Staatsgerichtshof ift mündlich und öffentlich; 
eine weitere Borunterfuchung wird durch denjelben nicht geführt. Die Anklage: 
bevollmächtigten haben alle gejeßlichen Befugnijje des Staatsanwaltes. 

6. Die Strafbefugnig des Staatsgerichtshofs ift derjenigen eines Disziplinar- 
hofs ähnlich; er erfennt entweder auf einfache Entfernung des Miniſters vom 
Dienft mit dem gejeßlichen Nubegebalt, oder auf Dienftentlaffung ohne Ruhe: 
gehalt oder auf Dienftentjegung (Kaſſation), d. h. auf Verluſt des Nanges 
und Gehalts nebjt der Unfähigkeit zu allen Staatsämtern, Ehrenämtern und 
Wiirden.?) 

7. Gegen die vom Staatsgerichtshof erlafjenen Urtheile finden feine 
Nechtsmittel ftatt. 

8. Eine Vertagung oder Auflöjung des Landtags hat auf die Verfolgung 
der Anklage und auf die Stellung der Anklagebevollmächtigten feinen Einfluß. 

9. Die vom Staatsgerichtshof erfannten Strafen fünnen vom König nicht 
im Weg der Gnade erlajien werden, aljo der verurtheilte Meinifter nicht in 
jeinem Amt belajien, oder die ihm aberfannte Benfion doch gewährt werden. 
„Die Rehabilitirung des VBerurtheilten fann nur mit Zuftimmung der Stände 
des Neiches (aljo beider Kammern) erfolgen.“ Hiernach kann ohne diefe Zu: 
ftimmung ein zu Kaſſation Berurtheilter nicht wieder im Staatsdienft angeftellt 


N, Geſ. vom Juni 1848 $ 10. 

) Min.-Erlai vom 1. Oft. 1879. Bis zum Jahre 1848 fam die Urtheilställung 
einem der ſechs Senate des Oberappellationsgerichts zu, deſſen Auswahl im einzelnen Falle 
der Regierung überlajjen war, jo daß fie jid) den ihr genehmijten wählen konnte. Weberdies 
beſaß ſie den größten Einjluß auf die Zujammenjegung der Senate. (Kolb in Welder's 
Staatsleriton 2, 116. 1846.) 

) Brater 89S. O. 
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werden; die Ausleger behaupten dies ebenfo auch für jeden blos einfach ent: 
fernten oder entlajjenen Miniſter.) 

Die beiden Kammern find berechtigt, in jedem Stande des Verfahrens 
vor dem Endurtheil durch übereinjtimmenden Beichluß auf die weitere Verfolg: 
ung der Anklage zu verzichten. Diejer Verzicht jteht einem von der Anklage 
freifprechenden Erfenntnifje gleih. Auf eine etwa inzwiſchen neugemählte 
Abgeordnetenfammer geht diejes Verzichtsrecht der früheren Kammer nicht über.*) 


3. Sadfen. 


Mit den duch die Reichsgeſetze bedingten Einfchränfungen richtet ſich 
gegenwärtig das Anflagerecht des Landtages noch wie fonft nach der Berf.: 
Urf. vom 4. September 1831 $ 141— 152 und dem nur Nebenpunfte regelnden 
Geſetz vom 3. Februar 1838. (50.)°) 

1. Der Anklage — nur die „Vorſtände der Miniſterien“ wegen 
„Handlungen, welche auf den Umſturz der Verfaſſung gerichtet ſind, oder die 
Verletzung einzelner Punkte der Verfaſſung betreffen.“ 

2. Um eine Anklage zu Stand zu bringen, ſind übereinſtimmende Be— 
ſchlüſſe beider Kammern erforderlich. 

3. Der Staatsgerichtshof beſteht aus einem Präſidenten ohne Stimmrecht 
und zwölf Richtern, welche jämmtlich regelmäßig auf zwei Jahre, nämlich 
am Schluß jedes ordentlichen Yandtags bis zum Schluß des folgenden ernannt, 
bezw. gewählt werden.!) Der König hat den Präfidenten aus den Vorſtänden 
und jechs Nichter aus den Mitgliedern der höheren Gerichte zu ernennen, die 
übrigen ſechs Nichter wählen die Stände und zwar jede Kammer drei nebit 
zwei Stellvertretern. Dieje jtändischen Nichter dürfen feiner der Kammern 
angehören und zwei davon müſſen Nechtsgelehrte fein, dürfen indefjen mit 
Einwilligung des Königs aus den Staatsdienern gewählt werden. 

Der Staatsgerichtshof kann auf Tadel oder Entfernung vom Amt erkennen. 
Er urtheilt mit einfacher Mehrheit und es hat der Präfident feine Stimme; 
Stimmengleichheit iſt Freiſprechung. 

Da die erſte Kammer ſtets eine feſte konſervative Mehrheit zählt, iſt für 
den Staatsgerichtshof eine konſervative Hälfte allezeit ſicher. 

4. Die übrigen Beſtimmungen über das Verfahren und die Ausſchließung 
von Abolition und Begnadigung find großentheils dem württembergiſchen Recht 
nachgebildet, auf welches daher verwiejen werden darf. 

5. Wenn über die Auslegung einzelner Punkte der Verfaſſungsurkunde 
zwifchen Ständen und Negierung Meinungsverjchiedenheit entjteht, fo ſoll die: 
jelbe dem Staatsgerichtshof zur Entjcheidung vorgelegt werden, welche letztere 
dann als authentische Interpretation gilt. Hierbei gibt im Fall von Stimmen: 
gleichheit der Präfident des Staatsgerichtshofs den Ausfchlag.’) 

Ueber das Verhältniß diefer Vorjchrift zum Anklagerecht fehlen ausdrüd- 
liche Betimmungen.‘) Jedenfalls kann nicht eine einzelne Kammer den Staat? 
gerichtshof um eine Erläuterung anrufen. 


1) Brater ©. 13, 
N Brater ©. 32. 
9 Die Schrift von Bei Horner: Die Minifterverantwortlichleit und der Staats 
gerichtähof im Kgr. Sachen, Berlin 1877, iſt blos populären Inhalts. 
Verf-Urk. $ 115 und Verf.Geſ. 3. Dez. 1868 $ 71. 
Verf.⸗Urk. 158. 
°) Vergl. dazu das unten über Kurheſſen Gejagte. 








— 
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4. Württemberg. 


Maßgebend ſind noch immer die Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde 
vom 25. September 1819 $ 195— 205 und 188, ſoweit nicht die Reichsgeſetze 
einjchränfend eingreifen.) Chemals wünschte ein Theil der liberalen Partei 
Erweiterungen des Anklagerechts, und um diefen Wünfchen entgegen zu kommen, 
legte die Regierung (Minifterium v. Meittnacht, v. Sid) im Jahre 1876 dem 
Landtag den Entwurf eines Minifterverantiwortlichkeitsgejeges vor. Da derjelbe 
von der Abgeordnetenfammer wejentlich umgejtaltet, in diefer neuen Form aber 
von der Regierung für unannehmbar erklärt und von der Kammer der Stände: 
herrn verworfen wurde, jo blieb Alles beim Alten. 

Bis jest ift erft einmal eine Anklage vorgefommen, -gegen den Minifter 
des Aeußern, Freiherrn v. Wächter-Spittler, wegen Mitwirkung zur Herjtell- 
ung der Bundesverfammlung zu Frankfurt?) 

Das württembergiiche Necht hat die bemerfenstwerthe Bejonderheit, daß 
e3 nicht blos den Kammern ein Anklagerecht vor dem Staatsgerichtshof ein- 
räumt, fordern auch dem König gegen Mitglieder der Ständeverjammlung. 
Wir betrachten zuerſt die 

A, Anklage durd die Kammern. 

1. Der jtändifchen Anflage unterliegen: 1. Minifter und Departementschefs ; 
2. höhere Beamte der Ständeverfammlung (nämlich der Kafjier und der Kon— 
troleur der Staatsichuldenzahlungsfafje, der Archivar und die Negijtratoren) ; 
3. einzelne Mitglieder der Ständeverfammlung (worunter auch die Präfiden- 
ten oder andere in den landjtändischen Ausschuß gewählte Mitglieder fallen); 
4. andere Staatödiener wegen Webertretung einer bejtimmten einzelnen Ber: 
faſſungsvorſchrift (ſ. unten).?) 

2. Anklage findet ſtatt „wegen Unternehmungen, welche auf den Umſturz 
der Verfaſſung gerichtet find“ und wegen „Verletzung einzelner Punkte der 
Berfafjung”, nicht aber wegen jonjtigen Gejegesverlegungen. Staatsdiener, 
welche nicht Departementschefs find, fünnen nur wegen Uebertretung der in $ 53 
der Verfaſſungsurkunde enthaltenen Vorſchrift angeklagt werden.) Es macht 
feinen Unterfchied, ob die Verlegung durch Handlungen oder Unterlafjungen, 
vorjäglich oder mit grober Fahrläfligkeit verübt ift. Die Anklage kann ſich 
jelbjtändig neben jedem Berfahren vor den ordentlichen Gerichten bewegen 
und ift von dem Ausfall des legteren gänzlich unabhängig. 

3. Das Anklagerecht ſteht jeder der beiden Kammern jelbjtändig zu, und 
genügt dazu ein einfacher Mehrheitsbeichluß; da indeſſen die Abgeordneten: 


) R. v. Mohl, Staatsreht d. K. Württemberg, 1, 761—821, 1840 (S. 766-787 
werden die einzelnen Fälle, welde zu Anklagen Anlaß bieten fünnen, uacd dem damaligen 
Stand des Rechts aufgezählt.) Sarwen, 2, 246—256, 1883. Gaupp 152—155, 1884. 

?) Verhandlungen des Staatsgerichtähofs. Stuttgart 1850, 

’) Die Frage, ob Entlafjung des Minijters oder Beamten oder Niederlegung des Amts 
das Anklagereht hinfällig mache, iſt micht beantivortet, wird aber von den Schriftjtellern 
verneint. Folgerichtig muß dann auch gegen ehemalige Mitglieder der Ständeverjammlung 
die Anklage zuläffig bleiben. 

) $ 53: „Staatödiener und Behörden ... haben bei eigener Verantwortlichkeit nur 
die ihnen von den geeigneten Stellen in der ordnungsmähigen Form zutommenden An— 
weijungen zu beobachten.“ — „Sind jie im Zweifel, ob die Stelle, weldye ihnen einen Auftrag 
ertheilte, dazu kompetent jei, jo haben fie darüber bei ihrer vorgejegten Behörde — 
jo wie ihnen auch obliegt, wenn ſie bei dem Inhalt einer höheren Verfügung Anſtände 
finden, jolhe auf geziemende Weife, und unter Vermeidung jeder nachtheiligen Verzögerung, 
der verfügenden Stelle vorzutragen, im Fall eines beharrenden Beſcheides aber die Verfüg- 
ung zu befolgen.“ 
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fammer nur bei Anweſenheit von zwei Drittel der Mitglieder beſchlußfähig ift, 
fo fann ein Anflagebefhluß durch eine Meinorität vereitelt werden, wenn fie 
ji vor der Abjtimmung aus dem Saale entfernt.') Der von einer Kammer 
gefaßte Anklagebeſchluß übt keinerlei Nechtswirfung auf die Stellung des 
angeflagten Minifters oder Beamten, nöthigt den König nicht, den Angeklagten 
von feinem Amt zu jufpendiren. 

4. Der Staatsgerichtshof befteht aus einem Präfidenten und zwölf Richtern, 
welche ihr Amt regelmäßig lebenslänglich befleiden und theil® vom König 
ernannt, theil3 von der Ständeverfammlung gewählt werden. Den Präfidenten, 
welcher fein Stimmrecht hat, ernennt der König aus der Zahl der erjten 
Borjtände der höheren Gerichte; ebenjo ernennt derjelbe aus den Mitgliedern 
der höheren Yandesgerichte auf die Dauer dieſes ihres Richteramts jechs Richter 
des Staatsgerichtshofs; die übrigen jechs, jowie drei Stellvertreter wählt die 
Ständeverfammlung im Zufammentritt beider Kammern mit relativer Stimmen: 
mehrheit.?) Die Kammer der Standesheren, welche gegen 40 wejentlich 
fonfervative Stimmen bat, fann hierbei den Ausſchlag geben, wenn eine 
Minderheit der II. Kammer mit etwa 27 Stimmen (von der gejeßlichen 
Gejammtzahl von 93) mit ihr geht. Wenigjtens zwei der von der Stände: 
verfammlung zu wählenden Richter müſſen „Rechtsgelehrte“ fein, im Sinne 
des im J. 1819 geltenden Nechts, wozu Die Fähigkeit zum Richteramt im 
Sinne des heutigen Rechts nicht erforderlich ift. Sie fünnen, fofern der König 
auf Ansuchen der Ständeverfammlung eimwilligt, auch aus den Föniglichen 
Staatsdienern gewählt werden, was überhaupt von ſämmtlichen jtändijchen 
Nichtern gilt. Kein ftändischer Nichter darf einer der beiden Kammern angehören 
und er fcheidet daher durch Eintritt in die Kammer von Rechtswegen aus dem 
Staatsgerichtshof aus, ebenfo, wenn er ein Staatsamt annimmt (wozu auch 
Annahme eines höheren Amtes gehört). Alle Mitglieder des Staatsgerichtshofes 
mühjen die zur Stelle eines Stände: Mitgliedes erforderlichen Eigenjchaften 
bejigen, und die königlichen Nichter dürfen auch einer der Kammern angehören. °) 
Sämmtliche Mitglieder des Staatsgerichtshofs künnen gleich anderen Richtern 
nur durch Urtheilsſpruch der ordentlichen Gerichte ihrer Stelle als Mitglieder 
dieſes Gerichtshofs entjeßt werden. - Bei jeder Beichluffaflung muß der Gerichts: 
hof entweder vollzählig fein, jo daß alle zwölf Nichter auf der Richterbant 
figen, oder er muß zehn Nichter zählen und zwar eine gleiche Anzahl von 
füniglichen und jtändiichen Richtern. Das Urtheil wird mit einfacher Majorität 
(fieben gegen fünf, beziehungsweije ſechs gegen vier Stimmen) gefällt; im Falle 
der Stimmengleichheit entjcheidet die für den Angeklagten günftigere Meinung. 

Eine Appellation findet nicht jtatt, wohl aber das Nechtsmittel der Revifion 
und der Wiedereinfegung in den vorigen Stand bei dem Staatögerichtähofe jelbft. 

5. Die Strafen, welche der Staatsgerichtshof erkennen kann, find: a) gegen 
Staatsdiener, jtändische Beamte und Ständemitglieder: Verweis, Gelditrafe 
und zeitliche oder immerwährende Ausjchliegung von der Sandftandichaft. Dieſe 
Strafen können vom König im Weg der Gnade erlaſſen werden. b) Gegen 


') Die Abg.Kammer zählt 93 Mitglieder, darunter ſind: 70 nad) allgemeinem Stimm- 
recht gewählte Mitglieder, 13 Abg. der Ritterichaft, 6 vom König auf Lebenszeit ernannte 
evang. Prälaten, der kathol. Biichof, ein Abg. des Domkapitels und der ältefte fathol. Land» 
defan, endlich der vom König ernannte Kanzler der Univerfität. 

2, Verf.Urk. $ 176 u. Berf.:b. 6. Juni 1855 (157). 

5) Ein Verbot” "steht nirgends und läht ſich aus allgemeinen Gründen nicht jolgern, wie 
Mohl' 1, 794 Nr. 3 u. Gaupp 157 thun. 
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Staatsdiener und ftändische Beamte außerdem (zeitliche) Sujpenfion, ſowie 
Entfernung vom Amt. Ein zur Entfernung vom Ant verurtheilter Staats: 
diener darf vom König niemals auf dem Weg der Gnade in feinem Amt 
belajjen werden; auch die Wiederanjtellung in einem anderen Juſtiz- oder 
Verwaltungsamt it unzuläffig, fofern nicht etwa das Erfenntniß des Staate- 
gerichtshofs in dieſer Hinſicht einen entiprechenden ausdrüdlichen Vorbehalt 
zu Gunjten des Verurtheilten enthält. 

6. Sobald eine Kammer eine Anklage beichlofien hat, läßt fie jelbit 
unmittelbar dem Präſidenten des Staatögerichtshofs die Aufforderung zur 
Einberufung des Staatsgerichtshofes zugehen. Derjelbe bejtellt dann aus den 
Näthen der Striminalgerichte (des Strafjenats des Oberlandesgerichts oder eines 
Landgerichts), die Unterfuchungsrichter ; den Unterfuchungshandlungen aber hat 
immer nothivendig ein fünigliches und ein jtändisches Mitglied des Staats: 
gerichtshofs, zur Ausübung der Kontrole, beizumohnen. Nach dem Schluß 
der Unterjuchung bejtellt der Präfident zwei Referenten, ') von welchen immer 
Einer aus den vom König ernannten, der andere aus den von den Ständen 
gewählten Mitgliedern des Staatsgerichtshofs genommen fein muß. Die 
Protofolle werden „mit den Abjtimmungen und Bejchlüffen“ durch den Drud 
befannt gemacht, d. h. es iſt im diefer Veröffentlichung anzugeben, wie jeder 
einzelne Richter abgejtimmt, und wie er etwa feine Abjtimmung motivirt hat, 
und jo ift es auch im J. 1850 gehalten worden. 

7. Wenn die Stände nicht verfammelt find, darf der jtändige landſtändiſche 
Ausſchuß den König um Einberufung einer auferordentlichen Stände-Verſamm— 
lung bitten, „welche nie vertweigert werden wird, wenn der Grund der Anklage 
und die Dringlichkeit derjelben gehörig nachgewiefen ift.“ (B-U. $ 188.) 

3. „Der König wird die Unterfuchung niemals hemmen“ (V.U. $ 205), 
d. h. nach erfolgtem Anklagebeichluß einer Kammer dem Berfahren vor dem 
Staatsgerichtshof bis zum Schluß feinen ungeftörten Fortgang laſſen. 

B. Anklagerecht der Krone. 

„Die Regierung“, d. h. der König unter Kontrafignatur des Juſtiz— 
miniſters (B.-U. von 1819 $ 198) nach vorgängiger Anhörung des Staats: 
miniftertums fann gegen einzelne Mitglieder der Stände oder des landſtändiſchen 
Ausſchuſſes Anklage vor dem Staatsgerichtshof erheben wegen „Unternehmungen, 
welche auf den Umsturz der Berfafjung gerichtet find“, und wegen „Verlegung 
eines Punktes der Verfaſſung“, ſei fie durch Handlungen oder Unterlaflungen, 
abfichtlich oder fahrläflig verübt. Der Staatsgerichtspof kann auf Verweis, 
Gelditrafe und zeitliche oder immerwährende Ausschliegung von der Yandjtand- 
Ichaft erfennen. Dieſes Necht hat jeit 1871 feine Hauptbedentung durch die 
Beltimmung des Neichsitrafgefegbuches $ 11, wonach Mitglieder eines Landtags 
„wegen ihrer Abjtimmung oder wegen der in Ausübung ihres Berufs gethanen 
Aeußerungen“ außerhalb der VBerfammlung, zu welcher fie gehören, nicht zur 
Verantwortung gezogen werden dürfen, eingebüßt, wie inzwiſchen auch das 
württembergifche Berf.= Gef. vom 23. Juni 1874 $ 9 (180) anerkannt hat. 
E3 greift noch Play 3. B. wegen verfallungswidrigen Zufammentritts von 
Ständemitgliedern unter Anmaßung dev Nechte der Kammern. 

C. Die vereinigten Kammern fünnen die Einleitung des „Fürmlichen 
Disziplinarverfahrens gegen den Kafjier und Kontroleur der Staatsjchulden: 

) Daß die Ernennung der beiden Referenten dem Präſidenten allein, ohne Mitwirkung 


des Kollegiums zufomme, ijt bei der im J. 1850 verhandelten Anklage vom StaatögerichtShof 
mit acht gegen vier Stimmen angenommen worden, 


.- [ 
» = 
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zahlungsfafje und gegen den landjtändiichen Archivar beichliegen und denjelben 
vor den Disziplinarhof (welcher in Disziplinarjachen der Staatsdiener entjcheidet) 
verweifen. Jede einzelne Kammer kann folche Beichlüffe wegen des von ihr 
gewählten Regiftrators und Kanzelliſten faſſen. Bei nicht verfammeltem Land: 
tag werden dieſe Nechte durch den landjtändischen Ausschuß ausgeübt.) Die 
Beltimmung im Schlußfag des S 193 der Verf.-Urf., wonad der landſtändiſche 
Ausschuß berechtigt jein ſoll „ungetreue oder ſonſt fich vergehende Diener (vom 
landftändifchen Dienjtperjonal) den Gerichten zu übergeben“, iſt durch die 
Neichsjuftizgefege geändert, nach welchen die Erhebung der öffentlichen Klage 
nur der Staatsanwaltjchaft zukommt. 


5. Baden. 


Die V.U. von 1818 $ 67 hatte den Kammern das Recht eingeräumt, durd 
übereinftimmende Mehrheitsbeſchlüſſe Minister und die Mitglieder der oberften 
Staat3behörden wegen Verletzung der Verfaflung oder anerkannt verfaſſungs— 
mäßiger Rechte förmlich anzuflagen, die zum VBollzuge diejer allgemeinen Säge 
erforderlichen weiteren Borjchriften aber einem befonderen Geſetze überlajjen. Ein 
jolches Gejeß war zwar unterm 5. Oftober 1520 (82—84) ergangen, hatte 
aber wiederum einen ſehr wejentlihen Punkt, nämlich die Ordnung des Ber: 
fahrens, der zufünftigen Negelung vorbehalten, welche aber nicht erfolgte, weil 
dem im %. 1822 von beiden Kammern angenommen gewejenen Geſetzentwurf 
die landesherrliche Sanftion verjagt wurde, und jpäter fich beide Kammern 
nicht wieder zu gemeinfamen Anträgen vereinigten. Bis zum Jahr 1871 find 
daher Minifteranklagen unausführbar geblieben. Im Februar 1866 legte 
infolge einer Anregung Seitens der zweiten Kammer (Motion Häußer auf 
dem Yandtag von 1863) das liberale Minifterium Stabel, Zamey, Mathy 
Geſetzentwürfe zur endgültigen Ordnung des Anflagerechts vor, welche zugleid) 
Abänderungen der Berfallungsurfunde vorichlugen; und nach wiederholten 
Berathungen in beiden Kammern kamen endlich zur Verabſchiedung das Ber: 
fafjungsgejeß vom 20. Febr. 1868 (345— 348) und das Gef. vom 11. Dez. 1869 
über das Berfahren bei Minifteranflagen (542—547).?) Es find dieſe Geſetze 
der neuefte Verſuch deutſcher Gejeßgebungskunft auf diefem Gebiete und zwar 
auf der Grundlage der Anjchanung, daß es ſich bei Minifteranflagen wejentlich 
um Fragen der Bolitif handelt. 

1. Der ftändifchen Anklage unterliegen Minifter und Mitglieder der 
oberjten Staatsbehörde (nicht mehr wie früher „der oberiten Staatsbehörden“). 
Die oberjte Staatsbehörde iſt das Staatsminifterium, welches aus den Vor: 
ftänden der drei Minifterien und dem Minijterialdireftor des Innern beiteht. °) 
Die Nichtzulaffung von Anklagen gegen andere Beamte beruht auf dem Grunde, 
„daß jede von untergeordneten Beamten begangene Verlegung der Verfaſſung 





) Verf.Urk. 1819, $ 193, ©. 28. Juni 1876, betr. die Nechtöverhältniije der Staats: 
beamten $ 117; ferner $ 81, 91, 94 (211-261). 

2) Geſetzentwürfe 19. Febr. 1866 mit Motiven. Verhandl. der zweiten Kammer, 
23, Febr. 1866. Kommiſſionsbericht |. d. zweite Kammer, eritattet von Prejtinari, u. 
Verhandl. 4. u. 7. Mat 1866. Kommijjionsbericht F. d. erite Kammer, eritattet von 
Bluntichli, u. Verb. d. eriten Kammer 19, Oft. 1867. Kommiſſionsbericht der zweiten 
Kanımer, erjtattet von Kuſel, u. Verh. 7. Jan. 1868. Die ſpäteren Berichte u. Verhandlungen 
betreffen minder wichtige Punkte. 

) Verf.“U. 1818 8 75, 76. Großherz. Berordn. 29. Juni 1871 (129). 25. Sep- 
tember 1876 (319). 20. April 1881 (127). Schenkel in Marquardſen's Handbuch 
des öffentlichen Nechts ILL, 1. Abth. 3. ©. 17 f. 
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im Wege der Beſchwerde an die höhere und zulegt an die höchſte Staatsbehörde 
gebracht werden fann und gebracht werden joll, und daß, wenn feine Abhilfe 
erfolgt, die Minijter jelbit für diefe Verfaffungsverlegung verantwortlich werden.“ 
(Motive zum erjten Regierungsentwurf vom 19. Febr. 1866.) 

2. Anklage iſt zuläffig „wegen einer durch Handlungen oder Unterlaij- 
umgen wiljentlich oder aus grober Fahrläſſigkeit begangenen Verlegung der Ver: 
faſſung oder anerfannt verfafiungsmäßiger Nechte, oder ſchweren Gefährdung 
der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staates.“ 

a) In erjterer Beziehung iſt man bei der Vorfchrift der Verfaffungs- 


b 


— 


urkunde ſtehen geblieben, hat nicht jede Geſetzesverletzung, ſondern 
nur eine Verfaſſungsverletzung, und nur die Verletzung „anerkannt“ 
verfaſſungsmäßiger Rechte als Grund einer Anklage bezeichnet. Der 
Bericht der Kommiſſion der zweiten Kammer ſpricht ſich darüber in 
folgender bemerkenswerthen Weiſe aus: „Beſchränken wir uns mit 
dem Entwurfe auf den Schutz der Verfaſſung, ſo kann zunächſt be— 
anſtandet werden, daß die Verletzung eines verfaſſungsmäßigen Rechts 
nur dann die Anklage begründen ſoll, wenn das verletzte Recht ein 
anerkannt verfaſſungsmäßiges iſt. Auf dem Landtage von 1820 
hat der Regierungskommiſſär erklärt, das Wort „anerkannt“ ſei bei— 
geſetzt worden, damit die Anklage nicht auf Fälle einer künſtlichen 
Auslegung ausgedehnt, ſondern auf klare und entſchiedene Fälle 
beſchränkt werde. Hierbei hat man ſich in beiden Kammern beruhigt. 
Es iſt auch nicht zu verkennen, daß unſere Verfaſſungsurkunde im 
2. Abſchnitte, der die verfaſſungsmäßigen Rechte der Badener auf— 
zählt, nicht ſo präzis gefaßt iſt, wie die entſprechenden Paragraphen 
anderer deutſchen Verfaſſungsurkunden, die erſt entworfen wurden, 
nachdem das Parlament von 1848 die deutſchen Grundrechte nach 
den eingehendſten Erörterungen feſtgeſtellt hatte. Insbeſondere läßt 
$ 13, der Eigenthum und perſönliche Freiheit der Badener unter den 
Schuß der Verfaſſung ftellt, eine fehr weite Auslegung zu.” 

„Anlangend die Art der Verſchuldung“, — bemerfen die Motive zum 
eriten Negierungsentwurf —, „jo fann die fahrläflige Verlegung der 
Verfaſſung weder ganz von der Verfolgung ausgejchlojlen, noch un: 
bedingt mit Strafe bedroht werden. Eine Handlung kann möglicher: 
weile von der Mehrheit der Kammer in Folge ihrer Auslegung der 
Verfaſſung als eine Verlegung derjelben bezeichnet werden, während 
der Miniiter in der bejten, auf gute Gründe geftüßten Ueberzeugung 
gehandelt hat, daß jein Verfahren der Verfaſſung nicht widerjtreite. 
Auf den Grumd folcher verschiedener Nechtsanfichten zwiſchen dem 
Miniftertum und der Kammer fann ein Minifter feiner Pflichtverleß: 
ung vor Gericht (d. h. dem Staatögerichtshof) bejchuldigt werden. 
Anders aber verhält es fih, wenn die Handlung aus grober Uns 
wiljenheit und Unkenntniß deſſen, mas jeder Verſtändige, zunächit 
aber ein Meinifter willen muß, bervorgegangen iſt. Bei ſolchem 
groben Verſchulden ift Die Entfernung des Minifters von feiner 
Stelle wohl gerechtfertigt.” — Die Hommiffion der zweiten Kammer 
jagt dazu im ihrem Bericht: „Der Entwurf fordert grobe Fahr: 


#,-r 
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anerfannt werden muß, daß wegen leichter Fahrläſſigkeit eine An- 
Hage nicht erhoben werden follte, jo glaubt Ihre Kommijjion den 
Entwurf nicht beanjtanden zu können.“ 

c) Die Motive zum Regierungs- Entwurf berühren noch einen dritten 
Punkt. „Man hat verlangt, daß auch fchon der Verſuch einer 
Verlegung der Verfaſſung bejtraft werde. Nach den Bejtimmungen 
des Strafgefegbuches kann aber von einem Verſuche bier nicht wohl 
die Rede fein. Die Verfaſſungsverletzung ift begangen, wenn die mit 
der Berfafjung in Widerfpruch jtehende Verfügung oder Anordnung 
hinaus gegeben ijt. Alles, was diejer Thatjache vorausgeht, hat nur 
den Charakter einer Vorbereitung und ijt nach dem Strafgejeßbud 
ſtraflos. Zudem fallen die vorangehenden Handlungen unter das 
Dienftgeheimniß (I!) und müſſen als jolches rejpektirt werden, jo 
lange nicht durch die vollendete Verlegung das Recht, darnach zu 
forschen, begründet wird. Es gibt auch in der That fein derartiges 
Geſetz, welches von einem Verſuche der Verfajjungsverlegung fpricht.“ 
— Dazu jagt der Bericht der Kommiffion der zweiten Kammer : 
„Was die Motive des Entwurfs unter Ziffer 2 ausführen, um dar 
zuthun, daß von einem Verſuch einer Verlegung der Verfaſſung nicht 
wohl die Rede fein könne, bezieht fich auf amtliche Entfchliegungen 
der oberjten Staatsbehörde, die der Verfaſſung twiderftreiten. Ein 
Minijter kann aber auch in einem Privatjchreiben und ſelbſt mindlich 
einen untergeordneten Beamten zu einer verfafjungswidrigen Dienſt— 
handlung zu bejtimmen juchen, und wenn der Beamte Folge Ieijtet, 
wird der Minifter als intelleftueller Urheber des Vergehens haftbar 
jein. Ob nun aber, wenn der Beamte die Zumuthung zurücweiit, 
der Minifter, und ob in den Fällen, wo eine die Verfaljung ver: 
legende Entſchließung im Staatsminifterrum berathen, aber nicht 
erlafjen wurde, diejenigen Mitglieder dieſer oberjten Behörde, welche 
die Entjcheidung befürwortet haben, wegen Verſuchs einer Verlegung 
der Berfafjung angeklagt werden fünnen, dieſe Frage wird durch den 
Wortlaut des Entwurfes weder bejaht, noch verneint. Ihre Kom: 
miffion hält auch für dag angemefjenjte, daß fie im einzelnen Fall 
nach allgemeinen Nechtsgrumdjägen entjchieden werde.” 

d) Die Ausdehnung des Anklagerechts auf den Fall ſchwerer Gefährdung 
der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staats war dem erften Regierungs— 
entwurf fremd; auch die Kommiſſion der zweiten Kammer meinte, 
daß dazu fein bejonderer Anlaß vorliege, indem die bisherige Er: 
fahrung das Bejchwerderecht, welches nach $ 67 der B.-U. den 
Kammern wegen jeder Art von Mißregierung zufteht, in dieſer Be— 
ziehung nicht als unzulänglic) herausgeftellt habe. Erſt im Dftober 
15867 regte Bluntihli als Berichterjtatter der Kommiffion der 
eriten Kammer diefe Ausdehnung an, ohne indefjen einen Antrag zu 
jtellen. Im Januar 1868 nahm die Kommiſſion der zweiten Kammer 
(Berichteritatter Kufel). den Gedanfen auf, der nunmehr die Zus 
jtimmung beider Kammern und der Regierung fand. — Zu dem 
Spitem des Gejeges paßt diefe Ausdehnung des Anklagerechts übrigens 
recht jchlecht ; während die zweite Kammer einen Miniſter wegen Ber 
legung einfacher Gejege nicht anflagen darf, ſoll fie ihn wegen bloßer 
Nacjläjfigkeiten oder Thorbeiten verfolgen dürfen ! 
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3. Zur Erhebung einer Anklage iſt allein die zweite Kammer berechtigt, 
welche einen ſolchen Beichluß übrigens nur mit Zmweidrittelg- Mehrheit 
faſſen kann, bei Anweſenheit von mindejtens ?/, der gejeglichen Zahl ihrer 
Mitglieder.) Die Motive zum Regierungs:Entwurf begründeten dieje wichtige 
Borjchrift folgendermaßen: „Wo eine aufgeregte Stimmung herrſcht, und 
dDiefe darf man in folchen Fällen vorausjegen, da hält e8, zumal bei weniger 
großen Verjammlungen, nicht jchwer, eine einfache Mehrheit der Stimmen für 
einen Beichluß zu gewinnen, welcher dieſer Stimmung entipricht, mag derjelbe 
auch nicht auf feiten Gründen beruhen. — Der Beihluß, eine Anklage zu 
erheben, iſt aber noch feine Verurtheilung der Minifter. Dieje fünnen aud) 
freigejprochen werden, und dies wäre eine Niederlage für Die Kammer, welche 
möglichit zu vermeiden fie wahrlich allen Grund hat. Eine Verurtheilung ift 
aber voraussichtlich um jo weniger zu erwarten, je größer Zahl und Gewicht 
der Minderheitsftimmen ift und es liegt daher im eigenen Intereſſe der Kammer, 
daß ein ſolcher Beſchluß nicht leichthin,, jondern nur unter Vorausjegungen 
gefaßt werden kann, welche demjelben ein imponirendes Gewicht zu verleihen 
vermögen.” 

Bevor die zweite Kammer eine Anklage beſchließt, muß fie den darauf 
gerichteten Antrag durch eine Kommiſſion von wenigitens 7 Mitgliedern prüfen 
laſſen. Diejer Kommiſſion ftehen wichtige Rechte zum Zwed der Ermittlung 
des Thatbeitandes zu (vrgl. das Nähere unten). Wird die Anklage mit °/, 
Majorität beichlojien, jo wählt die Kammer zur Vertretung derjelben vor dem 
Gerichtshof aus ihrer Mitte die Kommiſſäre, theilt die Anklage dem Präſi— 
denten des Staatögerichtshofs mit, welcher nunmehr deſſen Bildung einleitet. 

4. Den Staatsgerihtshof zur Aburtheilung der Anklagen bildet die ganze 
erite Kammer, ſoweit nicht einzelne Mitglieder abgelehnt worden find, in 
Verbindung mit dem Präfidenten des oberſten Gerichtshofs (Oberlandesgerichts) 
und acht weiteren höheren Richtern. 

a) Den Vorſitz führt der Präfident der I. Kammer. ft derfelbe ver: 
hindert oder zur Uebernahme des Vorſitzes nicht geneigt,?) jo iſt der 
Präfident des oberjten Gerichtshofs fein Stellvertreter. Wird der 
legtere von den Ankflagefommijjären oder den Angeklagten abgelehnt, 
jo wählt der Staatsgerichtshof den Stellvertreter aus feiner Mitte. 

b) Bon der Zahl der Mitglieder der I. Kammer, ſoweit fie 16 überjteigt, 
fünnen die Anflagelommifjäre und die Angeklagten je die Hälfte 
ablehnen, 3. B bei einer Gefammtzahl von 28 Mitgliedern jeder 
Theil 6 Mitglieder. Die Ablehnung wird erflärt auf Vorlejen der 
Liſte der Mitglieder der I. Kammer.?) 


N Das Verf.:G. vom 20. Februar 1868 fordert nämlich für einen ſolchen Beichluß 
die in der Verf.-«Urk. von 1818 $ 64 und 74 für Berfaflungs-Wenderungen vorgeſchriebene 
Stimmenzahl. 

* Geſ. 11. Dez. 1869 8 6. Vergl. auch Bericht der Kommiſſion der II. Kammer 
T. Mai 1866 ©. 14. Ueberläßt der Präfident der I. Kammer den Borfig dem Präjidenten 
des oberjten Gerichtöhofs, jo tritt er dann in die Stellung eines einfachen Mitgliedes des 
Staatdgerichtähofs zurüd. (Bericht der Kommiſſion der I. Kammer von 1869). 

’) Die I. Kammer bejteht aus den volljährigen Prinzen des großherzoglihen Haufes, 
aus den Hüuptern der itandesherrliben familien (bisher 7), aus dem Landesbiihof und 
dem evang. Prälaten, aus acht Abgeordneten der Ritterſchaft, aus zwei Abgeordneten 
der Univerfitäten, und adıt vom Großherzog auf die Dauer eines Landtages ernannten 
Berfonen. 
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ec) Die acht richterlichen Mitglieder werden entnommen aus einer Lifte, 
in welche ſämmtliche Mitglieder des oberjten Gerichtshofs, die Präji- 
denten und Direktoren der Kreis: und Hofgerichte und die Direktoren 
der Kreisgerichte eingetragen find (jet die Mitglieder des Oberlandes- 
gerichts, die Präfidenten und Direktoren der fieben Landgerichte). 
Bon diefer Richterzahl, joweit fie acht überfteigt, kann jeder Theil 
die Hälfte ablehnen, z. B. fünnen, wenn es im Ganzen 27 wären, 
19 abgelehnt werden, von jedem Theil 9. War der Präfident des 
—— abgelehnt worden, ſo müſſen neun Richter übrig 
leiben. 

Die Ablehnung erfolgt in der Weiſe, daß die Namen auf einzelne 
Zettel geſchrieben, zuſammengefalzt in eine Urne gelegt und hierauf 
einzeln gezogen werden. 

d) Bei der Verhandlung und Entſcheidung über die Anklage müſſen 
außer dem Präſidenten mindeſtens 18 Mitglieder des Staatsgerichts— 
hofes und darunter mindeſtens 12 Mitglieder der erſten Kammer 
ununterbrochen anweſend ſein. — Die ſämmtlichen Mitglieder des 
Staatsgerichtshofes werden zur Theilnahme an den Funktionen desſelben 
verpflichtet; Strafen gegen die ſich Weigernden fehlen. 

e) Zur Schuldigerklärung find zwei Dritttheile der Stimmen 
erforderlich.‘) 

f) Das Verfahren richtet fich im Uebrigen nach der Strafprozekordnung, 
woraus ſich auch ergibt, daß der Gerichtshof feinem Urtheil Ent— 
Icheidungsgründe beizugeben hat. 

Die Kommiffion der I. Kammer hat in ihrem Bericht v. 25. Jan. 
1868 die Anficht ausgefprochen, daß der Staatsgerichtshof die Ermädhtig- 
ung befige, in dringenden Fällen aud; während des Prozeſſes die 
einſtweilige Suspenfion des angeflagten Meinifters zu verfügen (!)- 
Dieſe Anficht dürfte indeſſen als eine irrige erjcheinen. 

g) Rechtsmittel gegen das Urtheil finden nicht jtatt. 

5. Gelangt der Staatsgerichtshof zu einem verurtheilenden Erkenntniß, 
jo muß er „auf Entlafjung des Angeklagten aus dem Staatsdienjte” erkennen. 
„Dieje Folge der Verurtheilung kann nur auf Antrag oder mit Zuftimmung 
der Stände (alfo beider Kammern) wieder aufgehoben werden.“ 

Der Negierungs-Entwurf v. 1866 hatte ftatt deſſen folgende Beitimmungen 
vorgeichlagen: „Im Falle der Verurtheilung iſt bei jchtwereren Berlegungen 
die Entlafjung des Angeklagten aus dem Staatsdienft, bei leichteren dejien 
Entfernung aus dem aktiven Dienfte (alfo mit Belafjung des Penfionsrechts) 
zu erfennen. Diefe Folgen der Verurtheilung können, fo lange nicht fünf Jahre 
abgelaufen find, nur auf Antrag oder mit Zuftimmung der Stände wieder 
aufgehoben werden.“ Beide Kammern hatten ſich anfänglich hiermit einver- 
Itanden erflärt, bis die Kommiffion der II. Kammer am 7. Januar 1868 die 
jegige Vorſchrift an die Stelle jegte, mit der fich die I. Kammer dann nur 
darum einverjtanden erklärte, „um das AZuftandefommen des Geſetzes nicht zu 
verhindern. “ 

Die Folge der Entlafjung „aus dem Staatödienft“ (nicht blos aus dem 
Amt) kann vom Landesherrn auch dadurch nicht aufgehoben werden, daß er 
den Verurtheilten von Neuem anftellt ; die Unzuläſſigkeit der Wiederanftellung 





1) Geſ. 11. Dez. 1869 $ 21 (547), 
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bildet auch die einzige Strafe in dem Fall, wenn der Angeklagte vor dem 
Urtheil bereits jein Amt niedergelegt hatte. 

Die Kommiffion der I. Kammer hatte in ihrem Bericht vom 19. Oktober 
1867 folgenden wichtigen Zujat zu $ 67a der Verfaſſung beantragt: „Von 
dem Ausjpruch einer Strafe wird abgejehen, wenn der Bejchuldigte darzuthun 
vermag, daß jeine Handlungsweile aus Gründen des Staatswohls dringend 
geboten war. Es iſt jedoch in dem Urtheil die Verfaljungsverlegung ſelbſt zu 
fonjtatiren.” Zur Begründung war bemerkt: „Mit Staatsmännern, die unter 
allen Umjtänden die legale Nechtsform wahren, auch dann, wenn der Staat 
darüber zu Grunde gehen jollte, it den Völkern ebenjo wenig geholfen, als 
mit StaatSmännern, welche aus jelbitjüchtigen Motiven oder aus frivoler 
Neigung die verfaflungsmäßige Nechtsordnung mißachten und fich über ihre 
Schranken leicht Hinwegiegen. Wie es in der Negel Pflicht der regierenden 
Staatsmänner ijt, das Verfaſſungsrecht treu und jorgfältig zu wahren, fo iſt 
e3 ebenjo eine jtaatsmännische Aufgabe, in der wirklichen Noth des Staats das 
zu feiner Rettung Nothiwendige anzuordnen, auch auf die Gefahr hin, das 
geichriebene Recht zu verlegen.‘ — Die Kommifjion der Il. Kammer in ihrem 
Bericht v. 7. Januar 1863 war mit den Motiven einverjtanden, glaubte aber, 
daß bei einer ſolchen Sachlage der Angeklagte beijer ‚einfach freigeſprochen“ 
werden jolle. Eine Berurtheilung ohne Strafe jei „für die Volksmeinung“ 
immer jchwer verjtändlih. So blieb der Zuſatz weg. 

6. Ueber Dauer des Anklagerechts und Fallenlaſſen der Klage ijt ſpäter 
an anderem Ort zu handeln. 

Die Gefepe vom 20. Februar 1863 $ 67e und 11. Dezember 1369 
S 24 legten der II. Kammer noch ein zweites Recht bei, folgenden wichtigen 
Inhalts: Wenn die Kammer anzunehmen Grund hätte, daß ein Mitglied des 
Staatsminiſteriums jich eines Staatsverbrechens oder eines anderen im Straf: 
gejegbuch mit Strafe bedrohten Amtsverbrechens jchuldig gemacht habe, jo joll 
fie berechtigt jein, beim Staatsgerichtshof den Antrag zu jtellen, daß dieſer 
den Beichuldigten wegen diefer Verlegung der Strafgefege vor das zuftändige 
ordentliche Strafgericht zu Aburtbeilung verweije.t) 

1. Diejen Antrag darf die II. Sammer auch jtellen, wenn fein Anlaß 
ift zur Erhebung einer Anklage wegen Berfallungsverlegung oder schwerer 
Gefährdung der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staats ; der Staatsgerichtshof 
wird dann im derjelben Weile wie bei Auflagen gebildet. Bejchließt Die 
Kammer auch eine Anklage, jo ift jener Antrag mit diefer zu verbinden. 

2. Der Antrag gilt nur dann als angenommen, wenn jich der Stimmen 
(bei Anwejenheit von °/, der geieglichen Zahl der Mitglieder) dafür erklären. 

3. „Findet der Staatsgerihtshof den Antrag begründet, jo verweilt er 
den Beichuldigten zur Aburtheilung wegen des betreffenden Vergehens vor das 
zuftändige ordentliche Strafgericht, und beauftragt die zultändige Staatsanwalt: 
Ihaft mit der weiteren Verfolgung der Sache.“ — „Einer gerichtlichen Vor: 


2) Verfaſſungs-Geſetz 20. Febr. 1868 $ 676: „Wird ein Minijter oder ein Mitglied 
der oberiten Staatsbehörde beichuldigt, zugleich mit den in $ 67a erwähnten Berlegungen, 
oder aud ohne eine ſolche, ein Staatöverbrechen oder ein gemeines Verbrechen durch 
Mißbrauch jeines Amts begangen zu haben, jo ijt die zweite Kammer befugt, zu beantragen, 
daß der Staatögerichtshof den Beichuldigten wegen diejes Vergehens vor das zujtändige 
ordentliche Straigericht zur Aburtheilung verweiſe.“ — „Diejer Antrag ijt in den in $ 67a 
vorgeichriebenen Formen zu beichliegen und mit der Anklage, wo eine jolde jtattfindet, zu 
verbinden, andernjall® aber jelbjtändig bei dem Staatsgerichtshof zu jtellen.“ 
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unterfuchung und eines gerichtlichen Verweiſungsbeſchluſſes bedarf es in jolchen 
Fällen nicht mehr.“ ?) 

Dieſe Beftimmungen waren der Regierungsvorlage fremd, find erjt im 
Dftober 1867 durch den Ausschuß der I. Kammer, und ohne Zweifel auf 
Anregung Bluntſchli's eingejchaltet worden, und zu ihrer Begründung 
wurde angeführt: Wenn es fich um Hochverrath, Yandesverrath, Erpreiiung und 
andere bei Gelegenheit der Amtsführung verübte Verbrechen handle, reiche die Hin- 
weiſung auf die regelmäßige ftrafgerichtliche Verantwortlichfeit nicht aus, denn: 
Nach dem (damals) geltenden Recht hänge die Erhebung einer Strafflage gegen 
Beamte, aljo auch gegen Minifter, von dem Staatsminijterium jelber ab, 
deſſen eigene Verſchuldung vielleicht in zyrage fei, oder das einen Kollegen zu 
fhonen geneigt fei. Dem freien Ermeſſen eines Staatsanwalts fünne die 
Erhebung einer Anklage aber ebenfo wenig überlajjien werden. „Die blos 
friminaliftiiche Behandlung ſei in felchen Fällen, wo die politiichen Intereſſen 
und das Staatswohl fehr mitbetheiligt find, durchaus unpajiend. Es jei 
möglich, daß eine Politik, welche dem blos mit juriftiicher Logik rechnenden 
Rechtsgelehrten ala Hoch: oder landesverrätherifch erjcheint, durch die Nothlage 
des Staates gerechtfertigt oder wenigſtens entjchuldigt werde.” Daher jei das 
Anflagerecht neben dem Staat3minifterium einer „politiich gebildeten“ Behörde, 
in IN aber doch nur auf Antrag der Abgeordnetenfammer 
eizulegen. 

Schenkel, Badifches Staatsreht ©. 17 (in Marquardſen's Hand: 
buch), hält die eben gejchilderten Vorjchriften noch für giltig; allein nach unjeren 
Ausführungen oben S. 643 find fie als durd die Reichsjuſtizgeſetze 
aufgehoben zu betradten. 


6. Großherzogthum Helfen. 


Die noch jetzt maßgebenden Beftimmungen find: Verf-Urk. vom 17. De- 
zember 1820, $ 109. Berfafjungs-Gej. vom 5. Juli 1821, betr. die Ber: 
antwwortl. d. Minifter u. ob. Staatsbehörden.?) Gef. vom 8. Yan. 1824. 
Berord. vom 25. Febr. 1829. 

Die Stände fünnen durch übereinftimmende Beichlüfje beider Kammern 
die Minifter, jowie andere „höchſte“ Berwaltungsbeamte „wegen gejegwidriger 
rn oder Nichterfüllung der Zuſagen des Regenten“ anflagen. Eine 
olche Anklage ift dem Großherzog durch eine gemeinjchaftliche Deputation 
zu überreichen, worauf derjelbe die fürmliche Verfegung in Anklagejtand beichließt 
und das Plenum des Oberlandesgerichts (ehemals das Oberappellationsgericht) 
mit der Unterfuhung und Urtheilfällung beauftragt. Der Großherzog fann 
auch „aus eigener Bewegung”, alfo namentlich wenn er dem Anklagebeſchluß 
einer einzelnen Kammer Gewicht beilegen zu jollen glaubt, die Berjegung in 
Anklagejtand vor dem Oberlandesgericht bejchließen. 

Bon dieſen Beltimmungen ift im Jahre 1865 einmal Gebrauch zu 
machen verjucht worden. Der Großherzog hatte durch die mit dem Biſchof 


2) (ei, v. 11. Dez. 1869 8 24 (547). 

”) Das Gej. 5. Juli 1821 bat folgenden Eingang: „Da Befehle, welche zu geſetz— 
widrigen Handlungen oder zur Verlegung Unjerer den Ständen gegebenen Zujagen führen 
könnten, nie von Unferem ®illen ausgehen, fondern nur in einem Mißverſtändniſſe gegründet 
fein fünnen, deſſen Aufllärung Wir als eine Pflicht Unſerer oberiten Staatädiener 
un betrachten, jo verordnen Wir mit Zuftimmung Unjerer getreuen Stände“ 
u. j. w. 
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von Mainz, v. Ketteler, am 23. Auguſt 1854 abgeſchloſſene Konvention (Kon- 
fordat) vertragsmäßig (!) auf Rechte verzichtet, welche die Verfaffungsurfunde 
dem Landesherrn ausdrücklich; vorbehält (namentlich das Recht des Placets), 
dem Biſchof ebenjo Rechte eingeräumt, welche gegen die in Rheinheſſen noch 
geltenden franzöfiihen Gejege verjtießen, überhaupt in die Nichtanwendung 
landesherrlicher Verordnungen gemwilligt, welche im Negierungsblatt verfündigt 
und niemals fürmlih aufgehoben waren, indem die Konvention anfänglich 
lange geheim gehalten und auch nachher nicht als Landesherrliche Verordnung 
verfündigt worden ift. Nachdem die Abgeordnetenfammer am 8. Mai 1863 
mit 35 gegen 4 Stimmen diefe Konvention wegen ihres JIuhalts und wegen 
ihrer Vertragsnatur als verfafjungswidrig erflärt hatte, das Miniſterium aber 
ſich daran weiter nicht fehrte, jo griff die Kammer nach zweijährigem Warten 
zum legten Mittel, zur Anklage gegen Dalwigf. Diejelbe wurde am 
8. Mai 1865 mit 23 gegen 12 Stimmen bejchlojjien. Zur Minorität gehörten 
drei Abgeordnete der Ritterichaft, ſechs Staatsdiener und einige Ultramontane.!) 
Wie vorauszufehen, lehnte die erite Kammer einftimmig ab, diefem Beichluß 
beizutreten, da der jtandesherrliche Adel dem Minijter Dalwigk zu vielem 
Dank verpflichtet war und die übrigen lebenslänglichen Deitglieder der Kammer 
fajt alle ihren Si durch ihren Gönner Dalwigk erlangt hatten, großentheils 
Hauptwerfzeuge jeiner Regierung waren. So fiel die Anklage aljo zu Boden; 
aber fie jollte doch nicht erfolglos bleiben. Im folgenden Jahre 1866 hatte 
v. Dalwigk mit feiner preußenfeindlichen Politik Fläglichen Schiffbruch erlitten, 
und es jchien faſt unmöglich, daß es ihm gelingen werde, jein bedrohtes 
Bortefeuille zu retten; aber al3 guter Schadjipieler gab er fich nicht verloren, 
löſte vielmehr die Abgeordnetenfammer auf, traf einige den Schein des 
Liberalismus tragende Mafregelu, ließ aber namentlich verfündigen, daß die 
Mainzer Konvention „im Einverjtändnig mit dem Biſchof“ aufgegeben fei. (!!) 
Der Erfolg dieſes Wahlmanövers war ein vollftändiger; alle Preußenfeinde, 
namentlich aber die preußenfeindlichen Demokraten in Rheinheſſen, jtellten ſich 
bei den Wahlen dem Minifter zur Verfügung und ſo war es ihm bejchieden, 
mit Hilfe einer gefügigen zweiten Kammer noch jech® Jahre weiter zu regieren, 
immerhin aber doch ohne Konvention. 


7. Ehemaliges Recht von Hannover, Kurheffen und Holflein. Befchlüffe der 
Frankfurter Rationalverfammlung von 1848 und 1349. 


Es ericheint nothwendig an diejer Stelle auch noch die Gejchichte des 
Minijteranklagerechts in einigen untergegangenen deutichen Staaten zu verfolgen, 
in Hannover, Kurheſſen und Holjtein. 

Das Recht des ehemaligen Königreihe Hannover hatte mit dem von 
Bayern, Baden und Heilen-Darmitadt gemein, daß nur ein übereinjtimmender 
Beihluß beider Kammern eine Anklage zu Stande bringen fonnte,?) wozu 
natürlich niemal3 auch nur eine entfernte Möglichkeit vorgelegen hat. Ohnehin 
entzogen zweimalige Staatsjtreiche, welche den Ständefammern eine verfaſſungs— 
widrige Zujammenjegung gaben, dem Anflagerecht feinen vernünftigen Sinn. 
Staatsgerichtshof war das Dberappellationsgeriht zu Gelle, von deſſen 
24 Richtern 12 durch die Nitterjchaft der einzelnen Provinziallandtage 


4) Protokolle Bd. 13, Nr. 167, ©. 68. 
?) Staatögrundgeieg v. 26. Sept. 1833 $ 151 u. $ 93. Verf.G. v. 5. Sept. 1848 
g 102, 10%. 
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präjentirt wurden. (!) Hochtönend verfündigte das Verfaſſungsgeſetz vom 5. Sep- 
tember 1548 8 102, daß jchon jede von der allgemeinen Ständeverjammlung 
beim König gegen einen Mintjter angebrachte Beſchwerde wegen Rechtsverlegung 
die Entlajjung des Minifters zur Folge haben „ſolle“; es bfieb auch Das, 
wie das ganze königlich hannöverische Verfajjungsrecht, hohle Phraſe. 

Ungleich lehrreicher find das Necht und die Verfaſſungskämpfe des ehemaligen 
Kurfürjtenthbums Heſſen, dieſelben jtehen in ihren fpäteren Stadien in 
engem Zufammenhang mit der rubhmreichen preußifchen Politif unter König 
Wilhelm, und es fnüpfen fich an diefelben die bedeutenditen literarifchen Werfe 
über Minijteranflagen. 

1. Die B.-U. vom 5. Jan. 1831 räumt in 8 100 den Landjtänden (nicht 
auch deren Ausschuß) das Recht ein, die Vorſtände der Minijterien oder deren 
Stellvertreter, welche fich einer Verlegung der Verfaſſung jchuldig gemacht 
haben würden, vor dem Plenum des Oberappellationsgericht3 anzuflagen, und 
jchreibt zugleich vor, daß jedes Urtheil, welches die Anklage als begründet 
anerfenne, die Entfernung des Angeklagten vom Amt ausjprechen müſſe. 

2. Außerdem ertbeilen die SS 61 und 101 ſowohl den Landftänden als 
auch deren jtändigem Ausſchuß die Befugniß, andere (fubordinirte) Staatsdiener 
wegen Berlegung der Verfaſſung, ferner wegen VBeruntreuung, Erpreſſung, 
Beitechlichkeit, gröblicher Hintanjegung ihrer Berufspflichten und Mißbrauch 
der Amtsgewalt vor den ordentlichen Gerichten anzuflagen. 

3. $ 126 lautet: „Eine gerichtliche Unterjuchung, welche wegen Dienit- 
vergehungen von den Landjtänden oder deren Ausſchuſſe veranlaßt oder von 
der dem angejchuldigten Staatsdiener vorgejegten Behörde oder dem oberen 
Gerichte eingeleitet oder angemejjen befunden tft, wird niemals im Wege der 
Gnade niedergefchlagen werden.“ — „Ausgenommen von dem Landesherrlichen 
Rechte der Begnadigung und Abolition überhaupt find die Fälle, welche eine 
en der Verfaſſung oder eine auf deren Umſturz gerichtete Unternehmung 

etreffen.“ 

Schon im dritten Jahre der Verfaffung, im September 1833, ſah ſich 
die Ständeverfammlung veranlaßt, wider den Minifter Haffenpflug megen 
verjchiedener Verfafjungsverlegungen beim Staatsgerichtshof Anklage zu erheben. 
Die Beichlüffe wurden meift mit 28 gegen 18 Stimmen gefaßt. Haſſenpflug 
reichte unterm 5. Jan. 1834 eine vom ord. Profeſſor der Staatswijjenichaften 
an der Univerjität Tübingen, Robert Mohl, für ihn verfaßte umfangreiche 
Vertheidigungsſchrift ein, welche nicht blos als Vorläuferin der ausführlichen 
wiſſenſchaftlichen Schrift Mohl's von 1837, fondern auch wegen ihrer An- 
wendung theoretifcher Fragen auf praktische Fälle ein hohes Interejje erwedt.*) 

Das O.A.G. erkannte am 14. Mai 1834 auf Freiſprechung,“) indem 
e3 theils verneinte, daß die angeblich verlegten Geſetze Verfaſſungsgeſetze feien, 
theils den böſen Vorjat nicht für erwieſen hielt, oder wegen mangelnden nach: 
theiligen Erfolgs ftraflofen Berfuch annahm. Hinfichtlic” Eines Punktes war 
Haſſenpflug der Verurtheilung namentlich dadurch entgangen, daß er die ver— 
fallungswidrige Verfügung zurüdgenommen hatte. Auch eine zweite im 
Oftober 1833 erhobene Anklage endigte mit Freiſprechung,“) desgleichen aud) 


') Abgedrudt in den Aktenſt., die landftänd. Anklage wider Hajienpflug betr., 1836, 
©. 452—516, 
2) Alt. ©. 516—525. 
„nut. © 567—571. Eine Kritik gibt F. Detfer, Minifter Haffenpflug u. die fur 
heſſiſche Volfsvertretung. 1850. ©. 41. 
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eine im J. 1840 wider den Miniiter v. Hanjtein erhobene Anklage. ') Im 
dem eriten Prozeſſe kam eine das Wejen umd die Tragweite der Miniſteranklage 
beleuchtende wichtige, aljo auch für die Gegenwart bedeutende Frage zur Ent: 
icheidung. Haflenpflug und fein Wertheidiger Mohl hatten die Einrede der 
Inkompetenz des Staatsgerichtshofes vorgefhüst, weil über den Sinn der 
angeblich verlegten Verfaſſungsbeſtimmungen zwiſchen der Staatsregierung und 
den Ständen Streit obwalte, dieſer Streit aber nad $ 154 der B.-U. zuvor 
durch ein Kompromißgericht entichieden werden müſſe. Dieſer $ 154 lautete: 
„Sollten dereinjt etwa zwijchen der Staatsregierung und den Landſtänden 
über den Sinn einzelner Beltimmungen der Verfaſſungs-Urkunde oder der für 
Beitandtheile derjelben erklärten Gejege Zweifel fich erheben, und würde wider 
Berboffen eine VBerjtändigung darüber nicht erfolgen, jo muß der zweifelhafte 
Punkt bei einem Kompromiß-Gerichte zur Entjcheidung gebracht werden. Diejes 
wird zujanmengejeßt aus jech® umbejcholtenen, des Rechts und der Verfaſſung 
fundigen, wenigitens dreißig Sabre alten Inländern, von welchen drei durd) 
die Regierung und drei durch die Stände zu wählen find. Niemand darf die 
auf ihn gefallene Wahl ohne hinreichende Entjchuldigungsgründe, welche die 
wäblende Partei zu beurtheilen hat, ausichlagen Das Kompromif; = Gericht 
wählt jodann aus feiner Mitte durch das Loos einen Vorjigenden mit ent: 
Icheidender Stimme im Falle der Stimmen=Gleichheit.” — 

Sei auch — erklärte Haſſenpflug — einem Staatsgerichtshof an fich das 
Recht und die Pflicht nicht zu bejtreiten, über die jtreitige Auslegung von Ver: 
fajjungsbeitimmungen mit Wirkung für den einzelnen Fall zu erkennen, jo falle 
dDiejes Hecht Doch weg, wenn eine ausdrüdliche ausichließende Verfügung vorliege, 
wie fie der 5 154 enthalte. Das Oberappellationsgericht wies in feinem 
Erfenntniß v. 14. Mai 1834 dieje Einrede indeljen zurüd, indem es ausführte: 
nad) dem Elaren Inhalte des $ 100 jei für Anflagen, welche auf Bejtrafung 
eines Miniſters wegen Berfafiungsverlegung gerichtet jeien, der Staatsgerichtshof 
ausfchlieglich zujtändig und, wie jedem Strafgericht, müſſe ihm nothwendig 
das Recht zukommen, bei der Beurtheilung der jtrafrechtlichen Beichuldigung 
den Sinn der einjchlagenden gejeglichen Beltimmungen feitzuitellen. ?) 

Die Einrede war allerdings ungegründet und zwar auch formell, da eine 
Erklärung des Landesherru, daß er den Sinn der Berfafjungsbeitimmungen 
für zweifelhaft halte, nicht beigebracht war, jondern nur eine Behauptung 
jeines angeflagten Miniſters vorlag. Staatsgerichtshof und Schiedsgericht 
fünnen jehr wohl neben einander beiteben; es ijt der Negierung unbenommen, 
jobald die Ständeverfammlung eine Anklage plant oder erhebt, ihrerjeits jofort 
die Bildung des Kompromißgericht zu verlangen und rechtzeitig eine den 
Staatögerichtshof bindende Entfcheidung desjelben über den Sinn der Berfafjung 
herbeizuführen, und ebenjo fann, wenn der Staatsgerichtsbof der Verfaſſung 
eine Auslegung gegeben hat, welche der Regierung oder der Ständeverfammlung 
nicht als richtig erjcheint, das Schiedsgericht angerufen werden, um die Zweifel 
wenigitens für die Zufunft zu heben. 

Die Vorjchriften über das Schiedsgericht beruhen nach dem Ausgeführten 
auf dem Gedanken, daß es nicht zweckmäßig jei, die höchjte und endgültige 
Entjcheidung von Berfafjungsfragen in die Hand eines Staatsgerichtshofs zu 
legen. Als Gründe laſſen fich denken: die Befürchtung, daß derjelbe „Fälle, 


) Gräfe, Kommentar zur Berf.:lirt. 1848. ©. 135. © 
2) Altenjtüde, die landitänd. Anfl. wider Hafienpflug betr. 1836, ©. 518, 
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welche einer freieren politischen Behandlung bedürfen, nur nad jtarren 
juridifchen Formen und Sägen entjcheiden werde“ oder daß er in Folge jeiner 
Belegung durch den Landesherrn allein vielleicht durch eine Reihe von einzelnen 
einfeitigen Urtheilsfprüchen „das Wejen der Berfafjung in Gefahr bringen 
fünne.“ !) 

Die Eigenfhaft des Oberappellationsgerichts als Staatsgerichtshof ver— 
anlafte die Negierung ſehr begreiflicher Weife, ihr jorgfältigites Augenmerk 
darauf zu richten, alle zur Erledigung kommenden Stellen im Gerichtshof mit 
Leuten zu bejegen, auf die fie ſich völlig verlafjen durfte.?) Schon im Mai 1833 
bewirkte der Staatsminijter Hafienpflug die Ernennung eines jüngeren Ober: 
gerichtsrathes, Bender, und des jüngjten Profeſſors der Juriftenfafultät zu 
Marburg, Bikell, zu Mitgliedern des Oberappellationsgerichts, ohne daß diejes 
Kollegium vorher mit VBorjchlägen gehört war, wie e8 dem mehr ala 50 jährigen 
Herfommen entiprochen hätte. Als die Ständeverjammlung im Juli 1832 
beim Gejammtjtaatsminifterium das Anfuchen jtellte, e3 bei dem Herfommen 
zu laſſen, wurde ihr erwidert, 27. Dft. 1833, daß nach $ 53 der Verfaflungs- 
urfunde das Juſtizminiſterium allein Die Borfchläge zu machen habe, da es 
die vorgejegte Behörde des oberjten Gerichtshofes jei. 

Auch mwillfürliche Entfernungen aus den NRichterftellen fanden nun ſtatt. 
Im November 1834 ſah fich der liberale Oberappellationsgerichtsrath v. Baum: 
bach gegen feinen Willen nach Rinteln verjegt.?) Am 14. Oft. 1845 wurde 
der Oberappellationsgerichtsratb Günſte, jeit 1839 Mitglied des Kriminal- 
jenats, nachdem er in dem SHochverrathsprozeß gegen Sylvefter Jordan 
Referent gemwejen und das Urtheil zu Gunsten des Angeklagten ausgefallen war, 
zur Eifenbahndirektion verjegt. Zu jeinem Erſatze wurde Bikell, der inzwijchen 
Direktor des DObergerichts zu Marburg, der Behörde, welche Jordan in eriter 
Inſtanz verurtheilt hatte, gewejen war, unter dem Titel eines Bizepräfidenten 
ins Oberappellationsgericht zurücberufen; er überjprang damit alle im Alter 
und Range ihm vorgehenden Räthe desjelben. So mußte das Bertrauen, 
welches das Land vordem zu jeinem oberjten Gericht gehegt hatte, mehr und 
mehr jchwinden. 

Inzwiſchen fam das Jahr 1848 heran, und man erachtete es als eine 
der dringendjten Aufgaben, Mißbräuchen der geichilderten Art für die Zukunft 
vorzubeugen. Das Geje vom 17. Juni 1848 erflärte alfo die Räthe des 
Oberappellationsgerichts für unverjegbar und legte der Ständeverjammlung 
das Recht bei, zu allen in Zukunft zur Erledigung kommenden Richteritellen 
am D.-N.-©. drei Perjonen vorzufchlagen, von denen der Landesherr gr 3: 
ernennen habe. Das D.-A.:G. hatte in einem Gutachten vom 5. Mai 1 
vorgejchlagen, daß die Landjtände nur aus einem vom O.A.G. vorher * 
geſtellten Verzeichniß der vorzugsweiſe geeigneten Kandidaten ſollte präſentiren 
dürfen, worauf aber die Ständeverſammlung nicht einging. In den Jahren 
1848 -1850 konnte die Ständeverſammlung einigemal von ihrem Präſentations— 
recht Gebrauch machen, und hat dadurch mehrere durch Wiſſen und Charakter 
ausgezeichnete Männer in das Gericht gebracht.“) In dem großen Verfaſſungs— 


) Mohl, Vertheidigungsſchrift ©. 458. 

2 Bericht des Kurheſſ. Verfaſſungs-Ausſchuſſes erſtattet von F. Oetker, 25. Mai 
1864. Beilagen zu den Verhandl. d. kurheſſ. Landtags. RIES 1864— 1866, 
1, Nr. 41. Murhard in Welfer’s Staatäler. 12, 330. 18 

’) Detfer, Minift. Haſſenpflug. 1850. ©. 45. 

9 Endemann in Hinſchius, Zeitſchr. f. Gefetzg. u. A. in Preußen, 1, 37. 
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fampfe, den das ganze Volk im Herbit 1850 gegen Haflenpflug aufnahm, hatte 
fih das Oberappellationsgericht in jeiner Eigenichaft als ordentliches Straf: 
und Zivilgericht auf Anrufen des landſtändiſchen Ausſchuſſes ala Bollwerf des 
Rechts gegen brutale Gewalt erwiejen. Der erſte Staatsftreih Haſſenpflugs 

war daher gegen jenes Geſetz von 1848 gerichtet, welches der willfürlichen 
Neubefepung der Gerichte im Wege ſtand; eine von ihm fontrafignirte landes- 
herrliche Verordnung v. 29. Juni 1851, die ſich als „provijoriiches Geſetz“ 
bezeichnete, verfügte „unter dem Vorbehalte der demnächit einzuholenden land— 
jtändiihen Zuftimmung“, daß das Gejeg v. 17. Juni 1848 „außer Kraft 
gejeßt fjei". Das betraf auch die Unverjegbarfeit; und darauf folgte alsbald 
die Verſetzung einer Reihe von Mitgliedern des D. A.G., an deren Stellen 
Männer famen, wie fie den Zweden Haſſenpflugs entiprachen. 

Nachdem durch Preußens Beiſtand feit dem Jahre 1862 die Verfaflung 
wieder hergejtellt war, verlangte die Ständeverfammlung unterm 21. Jan. 1863 
einjtimmig auch Heritellung jenes Gejeges vom 17. Juni 1848; allein der 
Kurfürjt wollte davon Nichts willen, ließ vielmehr am 9. Mai 1863 einen 
Gejegenttwurf vorlegen, wonach das provijorische Gejet von 1851 in Geltung 
bleiben, dagegen das Oberappellationsgericht Die Eigenichaft ala Staatsgerichtshof 
verlieren und dafür ein eigner Staatsgerichtshof errichtet werden follte. Die 
Stände verwarfen aber die Vorlage am 12. Juni 1863 einftimmig. Unterm 
10. Mai 1864 legte die Regierung zwei neue Gejegentwürfe vor; die Kammer 
lehnte denjenigen über Schaffung eines Staatsgerichtshofs ganz ab und jchlug 
(auf Anträge, bejonders von Fr. Detfer) vor, die Beſetzung des Oberappellationg: 
gerichts, welches aljo Staatsgerichtsbof bleiben jollte, in der Art zu regeln: 
Das Dberappellationsgericht jolle 6—10 befähigte Perſonen in Vorſchlag 
bringen, die Landjtände oder in deren Abwejenheit der erheblich verjtärkte 
landjtändiiche Ausschuß das Necht haben, die Hälfte davon abzulehnen und 
aus den Uebrigbleibenden der Kurfürjt das Mitglied ernennen. Für diejen 
Entwurf jtimmten auch die Ritter und jtandesherrlichen Bevollmächtigten.) 

Zu einer Einigung war es nicht gefommen, als die Ereignilje von 1866 
diefe verfafjungsbrüchige und umdeutjche Regierung für immer begruben. 

Zur Zeit der dänischen Herrichaft machte man im Herzogthum Holjtein 
mit dem Recht der Minifteranflage folgende lehrreiche Erfahrung. Am 
2. Febr. 1856 hatte die dortige Ständeverſammlung mit 40 gegen 7 Stimmen 
beſchloſſen, beim König-Herzog gegen den holſteiniſchen Miniſter von Scheel 
eine Beſchwerde wegen Verfaſſungsverletzung zu übergeben, und zugleich mit 
31 gegen 6 Stimmen, ihn deßhalb gerichtlich anzuklagen. Die Beſchwerde 
wurde vom König am 16. Febr. abjchlägig beichieden, dagegen der Anklage 
der Lauf gelaſſen, und das ſchleswig-holſteiniſche Oberappellationsgericht zu 
Kiel vom König auf Grund der holjteinischen Verfaſſung vom 11. Juni 1854 
als das erfennende Gericht bezeichnet, auch das Verfahren vor demfelben 
bejtimmt. Die Anklage fam auch am 1. Sept. 1856 zu Kiel zur Verhandlung. 
Der Baron Karl Scheel: Plejjen, bis vor Kurzem Oberpräfident von Altona, 
inzwiſchen aber jeines Amtes entlafien, führte die Anklage. Der Miniſter 
von Scheel, welcher nicht perlönlich erjchien, war durch den Advokaten 


') Der von Detfer verfahte Kommiljionsberiht v. 25. Mai 1864, ©. 17 u. 25, 
erfannte an, „daß jenes Gejep von 1848 in einzelnen Bejtimmungen weiter gegangen jei, 
als e3 der Zwed und das Bedürfnik erheiſchten“ was jeine Erklärung durch die Mißbräuche 
finde, — vor jenem Geſetze eingeriſſen waren. Vgl. auch Oetker, Lebenserinnerungen. 
1877. 326, 
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Bargum vertreten. Das Oberappellationsgericht wich, unter dem Borgeben 
infompetent zu fein, der Entjcheidung aus, und jchnitt damit auch für die 
Zukunft jeder Anklage alle Ausficht ab. Diejes berüchtigte Urtheil war freilich 
nur mit Majorität gefällt; daß es überhaupt möglich war, verdanfte Herr 
von Scheel feiner klugen Vorausficht. Er hatte nämlich zuvor den Bräjidenten 
des Oberappellationggeriht?e, Schmidt, und die beiden Näthe Preuſſer 
und Brinkmann ohne UÜrtheil und Necht abgejegt und hatte getreue Söldner 
in den Gerichtshof hineingebracht. Dieſer Gewaltjtreich bildete jogar emen 
der fieben Anflagepunfte gegen den Minifter, und die von ihm beförderten 
Kreaturen hatten num darüber zu erfennen. (!!) 

Endlich fei bier noch mit einigen Worten der Beltimmungen gedadt, 
mwelhe die Frankfurter Nationalverfammlung in ihre Reichs— 
verfafjung v. 28. März 1849 aufgenommen hatte. Der $ 192 jtellte 
ein bejonderes Geſetz über die Berantwortlichkeit der Reichsminiſter in Ausjicht, 
und $ 126 k mies die Aburtheilung folcher Anklagen einjtweilen dem Reichs— 
gericht zu, unter Vorbehalt der Frage, ob Geſchworene zuzuziehen jeien. $ 187 
legte allen Landtagen, und zwar, wo ziwei Kammern vorhanden wären, jeder 
Kammer für fich, das Necht der Anklage der Minijter bei, und $ 125 k 
übertrug die Urtheilfällung dem Reichsgericht. Außerdem follten laut $ 125 
die Landtage ſowohl als auch Privatperjonen unter gewiljen Borausjegungen 
den Schuß des Neichägerichts für das verfafjungsmäßige Recht anrufen dürfen. 

Schon im Sommer 1848, nachdem ein NReichsverwejer und Reichsmintiter 
eingefegt worden waren, hatte die Nationalverfammlung einen Ausſchuß 
mit der Entwerfung eines Gejegentwurfs über die Verantwortlichkeit der 
Neichsminifter beauftragt. Diejer Ausichuß Tegte feinen Entwurf mit aus— 
führlichem, von dem Heidelberger Profeſſor Mittermaier erjtatteten Bericht 
am 18. Auguſt 1848 vor,') worin vorgejchlagen war, daß das Reichsgericht 
in Verbindung mit 12 Geſchwornen urtbeilen jolle, welche leßteren aus einer 
Lijte von 68 Geſchwornen zu nehmen jeien, wozu jeder der damaligen 17 
oberjten Gerichtshöfe der deutjchen Staaten je 4 zu bezeichnen hatte, da es 
hierbei auf die Größe der Länder nicht anzufommen jchien. () Der Entwurf 
wurde aber an den Ausschuß zurücgewiefen und fam im Plenum nie zur 
Berhandlung. *) 


IV. Betrachtungen über Minifteranflagen und Staatsgeridtshöfe in 
Deutſchland. 


Bis in die neueſte Zeit galt es bei allen deutſchen Politikern, welche 
noch den Anſpruch erhoben „liberal“ zu ſein, als ausgemachter Lehrſatz, daß 
der Volksvertretung ein Recht zukommen müſſe, Miniſter vor einem Staats— 
gerichtshof zur Rechenſchaft zu ziehen. Einige erblickten darin eine alte und 
bewährte deutſche Einrichtung; ) Andere wußten zu rühmen, daß im ehemaligen 


1) Mbgedrudt bei Haßler, Verhandl. 2, 145—165. 

2) Wigard, Verhandlungen. 5, 3508. 

s) Unterm 20. Oktober 1814 jchrieb der vormalige preußiſche Minifter Freiherr von 
Stein vom Wiener Kongreß aus an den Grafen Müniter (Berg, Leben Stein’3 4, 135): 
Die Einführung von Landitänden mit beichliegender Stimme in den einzelnen deutichen 
Staaten jei eine berechtigte Forderung; ehemals, jeit dem 13. Nabrhundert bis in neuere 
Beiten, hätten diejelben überall Antheil an der Gejepgebung, Abgabenverwilligung, und das 
Recht, die Minijter zur Verantwortung zu ziehen, gehabt; auch fehle es nit an Beiipielen, 
daß die Stände die Beitrafung unwürdiger Minijter forderten und erhielten, in Sachſen des 
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deutjchen Neich die Unterthanen ihre Landesherren vor den Neichsgerichten 
hätten belangen fünnen und im 18. Jahrhundert mehrere Yandesherren jogar 
zu Gerängnißjtrafe und Verluſt der Negierung verurtheilt worden jeien; allein 
fie vergaßen, daß letzteres nur vermöge einer Kompetenzüberjchreitung des 
Reichshofraths möglich blieb, die mächtigeren Fürften für ihre Hauptländer 
von den Neichsgerichten eximirt waren und Niemand den Kanzler des Kaijers 
wegen Handlungen der Neichsregierung zur Nechenschaft ziehen konnte, 
Sicherlich von weit größerem Gewicht bleibt die Thatjache, daß das jog. 
Urbild der Eonjtitutionellen Monarchie, England, und alle anderen fon: 
jtitutionellen Staaten Europas das Recht der Minijteranflage haben und aud) 
die in Deutjchland jeit 1815 aufgerichteten Verfafjungsurfunden dasjelbe ge- 
währen. Wie fünnte, was in England als jelbjtverftändlih und ala Haupt: 
ſchutz der politischen Freiheit gilt, in Deutjchland überflüjfig oder nachtheilig 
jein? Laſſen ſich nicht Männer genug nennen, welchen man nachrühmen darf, 
über engliiche und fontinentale Verhältniſſe wohl unterrichtet zu fein und 
gemäßigten Anjchauungen zu huldigen, und welche die Nothwendigfeit der 
Minifteranflage für Deutjchland entichieden bejahben? Im Jahre 1860 zur 
Zeit der „neuen Mera”, als in Preußen ein Ausbau des Berfafjungsrechts 
auch nach diefer Richtung auf der Tagesordnung jtand, richtete die erlauchte 
Kronprinzejfin Viktoria an ihren Vater, den Prinzen Albert, ein Memoran— 
dum über Minifterverantwortlichkeit, worin fie für deren Verwirklichung in 
Preußen eintrat und das Urtheil ihres Vaters darüber erbat. Derjelbe ant- 
wortete unterm 18. Dezember 1860 Lebhaft zuftimmend, indem er in Ueber: 
einjtimmung mit dem Inhalt der englischen jtaatsrechtlichen Literatur und 
Tradition eine Reihe theoretifcher Gründe für das Anklagerecht geltend macht, 
ohne indeſſen auf deutjche Verhältniſſe tiefer einzugehen.’) Wie andere hervor: 
ragende deutjche Politiker noch in viel jpäterer Zeit urtheilten, mögen folgende 
Beijpiele zeigen. R. Gneift äußerte am 26. März 1867 im verfajlung- 


Kanzler Crell, im Württembergiichen des Herren von Grävenig, Juden und Geheimen 
Raths Süß und jpäter des Grafen Montmartin. Hieran flieht ſich, in bejonderem Abſatz, 
folgende Bemerkung: 

„Sollen die Stände nur das Recht haben, Gravamina einzureichen, zu doliren? Dann 
ift das ganze Inſtitut ein geiftlofes Machwerk, an dem fein veritändiger Menid Theil 
nehmen muß, und jtatt auf den Geiſt der Nation zu wirken, ihn nur mehr herabwürdigt.“ 

Es ijt aus diefer legten Stelle von 2. v. Rönne in jeinem preußiichen Staatsredt 
2. Aufl. 1864 1, db, 452 (4. Aufl., 1882, II S. 350 Anm. 2) der Schluß gezogen worden, 
dab Freiherr von Stein die Minijteranklage für ein unentbehrlihes Recht jeder Ständever: 
jammlung erflärt habe. Allein das ijt übereilte Auffaffung. Stände allerdings, die gar 
Nichts zu bejchliegen, jondern nur Rath zu ertheilen und eiwa Beſchwerden vorzubringen 
berechtigt jein jollen, bezeichnet von Stein ald werthlos, aber daß er Stände, welchen An— 
theil an der Gejepgebung und Abgabenbewilligung zufommt und denen das Hecht der 
Minijteranklage fehlt, für „berabwürdigend“ gehalten habe, ijt nad) dem ganzen Inhalt des 
Briefes irrig, würde auch eine wenig ſtaatsmänniſche, vielmehr äußerſt urtheilsloſe Meinung 
gewejen jein, nach welcher bis auf diefen Tag die meiften deutſchen Yandeöverfafiungen ſammt 
der neuen Reichverfafjung als herabwiürdigend gelten müßten. Es erſcheint an der Zeit, jener 
falihen Auffafjung von Rönne's entgegenzutreten, weil jie ſchon wiederholt im Reichs— 
tag aufgetiicht worden ijt (vom Abgeordneten Neichenjperger 8. Oft. 1867 ©. 297 und im 
folgenden Reichstag), und weil ihr auch 9. Schulze, Preuß. Staatsrecht 2, b, 884. 1877 
efolgt ift. — Uebrigens dürfte ed wirklich an der Zeit jein, uns mit Vorhalten aus der 
Seit der alten Stände zu verichonen, ſchon weil die Gefahr jehr nahe liegt, ſich in den Bei- 
ipielen zu vergreifen. Wir wijien 3. 9 jetzt beſſer als Stein, daß die Prozeſſe gegen Crell 
und den Juden Süß mehr unter die Kategorie von traurigen Gewaltakten zu ſtellen ſind 
und jiegreiche Yanditände in vielen Gegenden Unterdrüdung des Bauernjtandes bedeuteten. 

) Martin, Th., Life of Prince Albert 5, 259—265, 1860. 
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gebenden Neihstag (S. 371): Die rechtliche Verantwortlichfeit der Mintjter 
iſt nöthig, um iiberhaupt das Verhältniß zwiſchen Geſetz und Berordnung zu 
regeln. Dieje rechtliche Werantwortlichfeit grundjäglich negiren, hieße über: 
haupt wollen, daß der Staat nicht nach Gejegen regiert werde, hieße wollen, 
daß in jedem enticheidenden Moment für die Diener der Staatögewalt nicht 
das Gejeg, jondern das Wohl die höchſte Richtſchnur fein ſolle. Mit einem 
Worte: „Die Verantwortlichkeit grundjäglich negiren, heißt den Rechtsſtaat jelbit 
negiren.“ ‘Freilich unterließ er nicht, fofort beizufügen, daß man eine Ver: 
fafjung nicht mit der rechtlichen Berantwortlichfeit der Minifter anfangen könne, 
diejelbe vielmehr ein ausgebildetes Verwaltungsrecht vorausfege, und dieſes 
zu jchaffen die nächite Aufgabe bleibe. Heinrich v. Treitjchfe, der am meijten 
dazu beigetragen hat, uns von dem Irrglauben an die Brauchbarfeit des 
parlamentarischen Barteiregiments in Deutichland zu heilen, fagt in dem Auf: 
jag über „das fonjtitutionelle Königthum in Deutfchland“'): "Bir müffen um 
jeden Preis die rechtliche VBerantwortlichkeit der Minifter durch ein Geſetz 
ficherjtellen, und vielleicht wird unſere Bureaufratie jich erjt dann ganz ehrlich 
in das fonftitutionelle Leben eingewöhnen, wenn einmal ein Erempel jtatuirt 
und ein Minifter, der die Geſetze des Landes gebrochen hat, im Wege Rechtens 
abgejegt worden ijt.“ — Es Liegt freilich guter Grund vor, anzunehmen, daß 
H. v. Treitſchke das Bedürfniß für ein Anklagerecht, ſei es des Reichſtags oder 
des preußiichen Yandtags, gegenwärtig keineswegs mehr für ein dringendes hält.?) 

Die Hauptgründe für das Bedürfniß der Minifteranflage laſſen fi in An 
lehnung an Bluntſchli's Darftellung’) etwa folgendermaßen kurz formuliren: 
Der Grundgedanke der fonjtitutionellen Monarchie, wonach die Pflichten und 
Nechte der Krone und des Volfes nad) Gejegen beurtheilt werden, welche 
unter Zujtimmung der Volksvertretung erlaſſen find, fan nur dann Wahrbeit 
werden und bleiben, wenn e3 genügende Mittel gibt, Die verantwortlichen 
Nathgeber zur Beobachtung der Gejege zu zwingen und im Weigerungsfalle 
jie aus dem Amt zu entfernen. Die Unverantwortlichkeit der Krone iſt nur 
unter der Vorausjegung ein haltbares Prinzip, daß die Minifter in Wahrheit 
zur Berantwortung gezogen werden fünnen. Fehlt dieſe Möglichkeit, jo wird 
die Schuld jeder durch fie verübten Nechtsverlegung dem Kroninhaber felbit 
zur Laſt gelegt, die Achtung vor der Perſon des Monarchen und vor der 
Monardie als Staatseinrichtung gejchmälert, und dem Gelüfte der Anwend— 
ung von Gewalt gefährliche Nahrung gegeben; denn Verſagung des Rechts: 
wegs führt nothiwendig zur Selbithilfe. Die Möglichkeit einer Anklage durch 
die VBolfsvertretung wird die Neigung zu Nechtsverlegungen vermindern. „In 
gewöhnlichen Fällen und Zeiten wird jchon der Gedanke an diefe Verantwort- 
lichfeit der Minifter auch den Fürſten und die Hofpartei von widerrechtlichen 
Zumuthungen und Berjuchen zurücdhalten, und die Minifter zur Vorſicht und 
zur Schonung der bejtehenden Verhältnijje mahnen.“ 


*) Hiſtor. und polit. Aufſätze. Neue Folge 2, 815. 1870. 

*, Unter dem Einfluß jolcher Autoritäten und nad) den vormals in beiden Heſſen von 
mir beobachteten Vorgängen war ich ſelbſt früher eifriger Anhänger des Anflagerehts; noch 
im Jahre 1875 wollte mir die Verwirklichung des Auflagerechts für das Reich im Lichte 
einer „heillamen Ergänzung unferes Verfaſſungsrechts erſcheinen“, allerdings unter einem 
wichtigen Vorbehalt, nämlid genügender Schutzmittel gegen Einmijhung des 
Reihstags in die auswärtige Politik. (Vgl. meinen Aufjag über „die Leitung 
ber auswärtigen Bolitif des Reiches" in v. Holgendorfj's Jahrbuch 4, 340. 1876). Welche 
jeltfjamen Erfahrungen haben wir aber aud) ſeit 1875 gemadht ! 

2) Bluntſchli, Kaſp., Allg. Staatsrecht, 2. Aufl. 2, 80—82. 1857. 
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Ehe ich auf die nähere Prüfung diefer Gründe eingehe, möchte ich nur 
nad) zwei Richtungen einer Ueberſchätzung des Anklagerechts entgegentreten. 

Gegen Staatsjtreiche, welche die Grundlage der verfafjungsmäßigen Ord- 
nung aufheben, kann die Minijterverantmwortlichkeit Nichts helfen, da fie nur 
einen Theil der gejtürzten Staatsordnung bildet. Welchen Sinn hat das 
Anflagerecht der Bolfsvertretung noch, wenn durch Dftroyrung eines Wahl- 
gejees die verfafjungmäßige Volfsvertretung zu exijtiren aufgehört hat; oder 
was iſt das Urtheil eines Staatsgerichtshofs werth, wenn der gejegmäßige 
Gerichtshof geiprengt und ein gedungener an die Stelle gejegt iſt? ALS im 
Jahre 1848 die damals erjte Militärmacht Europa’s, Frankreich, zur Nepublif 
überging, erhielt der Präfident derjelben eine fo umfajjende Macht in die 
Hand, wie fie vorher der König übte, umfafjender als fie viele andere Sou— 
veräne Europas bejißen. Er befehligte das Heer, ernannte frei alle Offiziere, 
alle Staatsbeamten, die Gemeindevorjteher, den gefammten hohen Klerus, alle 
Lehrer, jo daß ſich eine Machtfülle in der Zentralregierung vereinigte, die ung 
grauen macht. Daß ein folcher oberjter Beamter der Republik in Verjuchung 
fallen möchte, die Gewalt zu einem Staatsftreiche zu mißbrauchen, verhehlten 
fih die Urheber der Verfaſſung nicht, und fie trafen Vorkehrungen dagegen; 
die eine derjelben war ein Eid des Präfidenten auf die Verfajiung, die andere 
die Verantiwortlichfeit vor einem Staatsgerichtshof, der fi) von Amtsiwegen 
verſammeln und Urtheil fprechen jollte, und — da man diejen Mitteln ſämmt— 
lich noch nicht traute — die Pflicht aller Bürger, den Gehorfam zu ver: 
mweigern, aljo die Revolution. Der Erfolg ift befannt; die NRepublif wurde 
mitteljt des allgemeinen Stimmrecht begraben, und wäre nad 18 Jahren 
ohne die Bernichtung der Napoleonifchen Militärmacht durch die deutjchen 
Waffen nicht aufgelebt. Die Erkenntniß, daß Urtheilsjprüche und Revolution 
regelmäßig unvermögend find gegen kluge Gewaltheren, hatte in der erjten 
franzöfifchen Revolution Robespierre dazu geführt, das ftehende Heer zu 
Schwächen, zu zerjplittern, unter die Befehle des Konvents zu ftellen und ihm 
eine Nationalgarde, ein PBarlamentsheer, gegenüber zu jtellen, und das war 
praftiich gedacht, im Erfolg aber nicht weniger unglüdlich.') 

Eine zweite Warnung richtet jih an die Verehrer der deutjchen Landes— 
verfafjungen, welche jo gern bereit find, ihre Heinjtaatlichen Landesfreiheiten 
auf das deutſche Weich zu übertragen. Bei genauerer Beleuchtung finfen die- 
jelben auf ein recht bejcheidenes Maß zurüd, Recht ungefährlich ift doch ein 
Anklagerecht, welches an die Zuftimmung der Wdelsfammer gebunden iſt (mie 
in Bayern, Sachſen, Heſſen, ehemals auch in Baden und Hannover); vecht 
fonjervativ ein Staatögerichtshof, deſſen eine Hälfte von der Krone ernannt, 
und dejjen andere von der Adelskammer und der zweiten Kammer in gemein= 
Ichaftlicher — gewählt wird. Und ſind nicht überhaupt gerade in einigen 
Mittelſtaaten Konflikte der Regierung mit den Ständen ſchon darum mehr in 
die Ferne gerückt als im Reich, weil die Landesregierungen unendlich viel 
mehr Mittel zur Beeinfluſſung der Landtagswahlen haben, als der Reichs— 
fanzler zur Beeinflufjung der Reichstagswahlen, und weil die längeren Wahl: 
perioden eine nüchternere Haltung der Abgeordneten verbürgen? In Heſſen 
treten außerdem bei Nichtvereinigung der eriten und ziveiten Kammer über das 
Staatshaushaltsgefeg beide Kammern zu einer gemeinjchaftlichen Situng zus 





Ich Habe diejen Gedanken bereits näher beleuchtet in meinem Aufſatz „über parla- 
mentariiche Regierung” (in den Preußiſchen Jahrbüchern 47, 551. Juni 1881. 
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jammen, und es kann jo die Majorität der Abgeordnetenfammer überitimmt 
werden; in Sachjen kann nicht blos ein Staatshaushaltsgejeg, ſondern jedes 
vom König vorgelegte Geſetz durch die bloße Billigung der erjten Kammer zu 
Stand fommen, wenn ſich in der zweiten nicht eine */,;, Majorität für 
Verwerfung ausſpricht(). In jo glüdlicher Lage ift ein Reichsfanzler nicht. 

Bis zum Jahre 1866 benahm fodann die Unterordnung unter den Bund 
den Meinifterverantwortlichfeitsgejegen alle wahre Bedeutung. Die wichtigite 
Staatseinrichtung, welche bis auf diefen Tag, wie von jeher, von den Liberalen 
demofratijcher Richtung angefochten wird, das Heermwejen, war der Einwirkung 
der Yandtage völlig entrücdt, da der Bund den Einzelftaaten ihre Pflichten dafür 
vorjchrieb, auch die finanziellen Mittel dafür unmeigerlich bewilligt werden 
mußten. Außerdem übernahm der blos von den Negierungen bejchidte, von 
dem abjolut regierten Defterreich beeinflußte Frankfurter Bundestag felber oft 
genug das Gejichäft, an Stelle der Einzelregierungen die Landesverfaſſungen zu 
juspendiren oder diefe Regierungen bei ihren rettenden Thaten zu ermuntern und 
zu unterjtügen. Stürzte doch gerade diejenige Verfafjung, welche die wirffamite 
Verantwortlichkeit der Minijter feftitellte, die Kurheflische, im Jahre 1850 unter den 
Streichen des Bundestags zufammen. Vor diefem, den Glauben an die Klein— 
jtaaterei vernichtenden Ereigniß hatten die Führer der liberalen Bartei nod ver: 
meint, fich mit YZandesgejegen gegen den Abjolutismus des Bundestages wehren zu 
fünnen, und zwar mit einer Erweiterung der Minifterverantwortlichfeit. Jeder 
Minifter, jo führten fie aus, der zu einem gegen das Bundesrecht und gegen 
das Landesrecht verſtoßenden Bundesbeihluß durch entiprechende Inſtruirung 
des Bundestagsgefandten beitrage, oder der einen folchen Bundesbejchluß dann 
zur Ausführung bringe, müfje in Anklageftand verjeßt werden fünnen. Haar: 
icharf bewiejen unſere beiten Staatsrechtslehrer, voran die Württemberger 
Paul Pfiger und Robert Mohl, die logiiche Nothmwendigfeit eines jolchen 
Anklagerechts. Die deutſche Gelehrfamteit entfaltete ihre ganze Würde, um mit 
philoſophiſchen und hiftorifchen Gründen die Idee der Minifterverantwortlichkeit 
dem Bemwußtjein der Gegenwart näher zu bringen. Ein neuerer belgischer 
Bearbeiter der Lehre!) gibt jenen Werfen das Zeugniß, daß fie zum Bejten 
gehören, was jemals darüber gefchrieben worden fei, indem er zugleich jeine 
Verwunderung darüber ausdrückt, daß Deutſchland darin alle anderen Länder 
überflügele, während es dort den Eonjtitutionellen Beftrebungen des Volkes 
doc jo ſchwer werde, von der Theorie in die Praris überzugehen. Auch in 
den ſüddeutſchen Ständefammern wurde die Frage wiederholt vorgenommen, 
und 3.8. 1831 in Baden von Duttlinger, Heder und Mittermaier ein 
Antrag in der Richtung eingebracht, jelbjtverjtändlich ohne Erfolg. 

Die Gründung des deutjchen Neichs hat die Einzelftaaten von dem Alp 
des Bundestages befreit und ihren VBerfafjungszuftänden eine größere Sicherheit 
verliehen, als fie je zuvor hatten. Berfafjungsjtreitigfeiten werden ſchon dadurd), 
daß nad 8 76 der Neichsverfafjung die Reichsgeſetzgebung helfend eintreten 
fann, nie zu einer ſchweren Krankheit ausarten ; fie werden aber auch immer 
von untergeordneter Tragweite bleiben, weil das Schwergewicht des politifchen 
Lebens beim Reiche rubt. Um jo folgenreicher würde die Uebertragung der 
Grundjäge des Fleinftaatlihen Nechts auf das Neich fein, ja eine jorgfältige 
Erwägung führt zu der Ueberzeugung, daß eine Erweiterung der Rechte des 





'), de Kerchowe de Denterghem, Osw., de la responsabilit& des Ministres. 1867, 
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Reichstags nach diefer Richtung eine wahre Lebens: und Eriftenzfrage für das 
Reich umd feine Verfaſſung bildet. 

Unter diefen Umjtänden erfcheint es als eine Thatjache, welche zu neuem 
Nachdenken auffordert, daß der geiltige Schöpfer der neuen deutichen Reichs: 
verfajjung, unterjtügt von einer Anzahl gemäßigter Liberalen, bei Gründung 
der Verfaſſung allen Verſuchen, dem beutfihen Reichstag ein Anklagerecht gegen 
den Reichskanzler oder andere Reichsbeamte beizulegen, entjchieden widerjtanden 
bat,') und nad Allem, was wir willen, eine Menderung dieſer Auffafjung 
bisher nicht eingetreten ift. Alle Diejenigen, welche aufs Tiefjte überzeugt 
find, daß der Reichskanzler ein ebenjo guter Freund gejegmäßiger würdevoller 
Volksfreiheit ift wie irgend wer, und daß ihm diefe ‚Freiheit als bejte Bürg— 
Schaft der Einheit und äußeren Sicherheit Deutichlands unter der gegenwärtigen 
europäifchen Verhältnijjen gilt, müſſen fich verpflichtet fühlen, an ihren ber» 
gebrachten Meinungen jtrenge Kritif zu üben, in Erinnerung jchon daran, daß 
fie gejtehen müjjen, von gar manchen falfchen Schulmeinungen durch den 
tieferen Blid des großen praktischen Staatsmannes langjam aber ficher befreit 


Bereits auf dem erjten ordentl. Reichstag des Norddeutihen Bundes nahmen die 
ſächſiſchen Partikulariſten in Verbindung mit der lerifalen und linfsliberalen Partei einen 
neuen Anlauf zur Eroberung weiterer Rechte des Reichsſtags. Oehmichen und Genoſſen 
beantragten, dem Gejep über den Haushaltsetat des Bundes für das Jahr 1868 folgende 
Beitimmung als $ 2 beizufügen: „Für die diefem Bundeshaushalts: Etat entiprechende 
Verwendung des EinnahmesBetrages iſt der Bundeskanzler zivilrechtlih verantwortlid. Der 
Reichstag iſt befugt, dieje VBerantwortlichkeit durch eine Kommiſſion von fünf Mitgliedern vor 
dem Oberappellationsgericht zu Lübeck geltend zu macen. Diejer Gerichtshof hat bis zur 
Erlafjung eines bejonderen Geſetzes hinjichtlich der Formen und Friſten des Verfahrens das 
Geeignete in jedem einzelnen Falle zu normiren und in lepter Inſtanz zu erfennen. Die 
Kommiljion bat beim Ausicheiden einzelner Mitglieder ſich durd) Kooptation zu ergänzen 
und der Auftrag derjelben kann nur durch einen Beſchluß des Reichsſstages zurüdgenommen 
werden.“ Der von den drei Haniejtädten bejegte Gerichtshof jollte aljo auf unabjehbare 
Zeit die Entiheidung über wichtigjte Staatöiragen in die Hand bekommen; denn jedem 
neuen Haushaltsgeſetz wäre ohne Zweifel die gleiche Klauſel beigefügt worden. Im Reiche 
tag fand ſich indefien feine Mehrheit für den Antrag, indem hervorragende Liberale, wie 
der Abgeordnete Twejten, ihn für verfafjungswidrig erflärten, da in das jährliche Haushalts: 

efeg nicht Beitimmungen eingefchaltet werden dürften, welche Gegenftände der ordentlichen 
— beträfen, ja eine Verfaſſungsänderung enthielten. (Reichstag 8. Oktober 1867, 
S. 292—309, Alt Nr. 68 ©. 131.) Dagegen genehmigte derjelbe Reichstag einen anderen 
Antrag (eingebraht von Miauel, v. Zehmen, Graf Münſter, Laster und Gen.), in den 
Gejegentwurf über die Verwaltung des Sculdenwejens des Norddeutihen Bundes die 
folgende Bejtimmung aufzunehmen: „Ergeben ſich gegen die Dechargirung Anjtände oder , 
finden ſich ſonſt Mängel in der Verwaltung des Bundesichuldenweiens, jo fönnen die daraus 
hergeleiteten Anjprüche jowohl vom Neichstage, ala dem Bundesrathe jelbjtändig gegen die 
nad $ 7 dieſes Geſetzes verantwortlihen Beamten verfolgt werden. Der Reidystag fann 
nöthigenfalld mit der gerichtlichen Geltendmachung derjelben die von ihm gewählten Mit- 
glieder der Bundes-Schulden Kommifjion beauftragen.“ Es war hierbei vorausgejept, daß 
der Neichäfanzler, jowie andere Reichsbeamte vor den gewöhnlichen Gerichten belangt werden 
fönnten, und ed war ein Lieblings-Stichwort nicht weniger Linfsliberalen, dah_der Bundes- 
fanzler „unter dem Berliner Kreisrichter ſtehe.“ (Reichstag 25. Oft. 1567, ©. 662—665, 
Alt Nr. 166, 169, ©. 243, 244.) Der Beſchluß hatte die Zurüdziehung der Vorlage zur 
Folge. Im folgenden Reichstag brachte Miguel, diesmal unterftügt auch von Tweiten und 
Detter, nicht mehr aber von Graf Münjter, auch nicht von Windthorjt (Meppen), den 
gleichen Antrag abermals ein, und der Reichstag nahm denjelben mit 131 gegen 114 Stimmen 
an, obwohl der Bundestanzler Graf v. Bismard ihn mit jchlagenden Gründen befämpft 
und mitgetheilt hatte, dab der Bundesrath ihn einftimmig für unannehmbar erklärt und im 
all jeiner abermaligen Annahme die Zurückziehung der Vorlage beichlojien habe. (Reichstag 
22. April 1868, ©. 141— 164, Alt Nr. 57, ©. 193) Erſt jeitdem verzichtete der Reichstag 
nad diefer Richtung auf Ähnliche Kraftproben. 

Annalen ded Deutihen Reichs. 1885. 46 
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worden zu fein. Unmentbehrlihe Borausjegung für die Gewinnung eines 
unbefangenen Urtheils bleibt freilich ein entjchlofienes Fahrenlaſſen der alten 
Heinjtaatlichen deutjchen Unart, die Einrichtungen fremder Staaten, die man 
natürlich herzlich fchlecht kennt, als unfehlbare Vorbilder zu betrachten. 
Es iſt wirklich Zeit, ſich flar zu machen, daß das Recht von Einheitsjtaaten, 
wie England oder Frankreich, oder von Kolonien, über welche das Mutterland 
den fjchügenden Arm hält, oder von Bundesrepublifen wie Amerifa und der 
Schweiz, oder gar von Sleinftaaten, die von einer Ohnmacht in die andere 
fallen, nicht ohne Weiteres pafjen fann auf einen eben neu aufgerichteten 
monarchiſchen Bundesjtaat, der fein Beſtehen noch längere Zeit gegen äußere 
und innere Feinde zu vertheidigen haben wird. 





1. Veſteht ein Bedürfnig für das Anklagereht des Reichstags bei öſſentlich 
Rrafbaren Vergehen der Reichsbeamten? 


Nach den oben S. 638 gejchilderten Grundjäßen der Reichsjuſtizverfaſſung 
liegt, abgejehen von Fällen des Hoch und Landesverrath3 gegen Kaijer oder 
Neich, welche auch der Oberreichsanwalt verfolgen kann, das Recht der Straf— 
verfolgung der Neichsbeamten bei den Staatsanwälten und Juſtizminiſtern 
der Einzeljtaaten. Die Landesjuftizverwaltung kann die Unterlafjung der 
Strafverfolgung aus NRechtsgründen anordnen, und der Zandesherr jie aus 
Gnade gewähren, im verjchiedenen Staaten auch eine bereits eingeleitete er— 
hobene Klage niederjchlagen. 

Dieje Einrichtung hat verfchiedene Mängel: 

Da der Reichskanzler der Natur der Sache nach jtet3 auch Mitglied und 
wohl Präſident des preußischen Staatsminifteriums fein wird, jo werden ihm die 
Mittel nicht leicht gebrechen, den preußifchen Zuftizminifter nach feinen Wiünjchen zu 
bejtimmen, ihm ſelbſt und anderen jich verfehlenden Reichsbeamten Strafloſigkeit 
zu fichern. Es handelt fich natürlich hierbei nur um Zeiten, wo durch Une 
erfahrenheit, Schwachheit oder VBerblendung eines Königs oder Reichsverweſers 
der Staat zu Franken begonnen hat. Im ſolchen Zeiten würde natürlich einem 
Neichsfanzler oder Neihsbeamten auch die volle Begnadigung nicht gebrechen, 
falls er vor Gericht gejtellt worden wäre. Solche Gefahren find Deutichland 
nad) menschlicher Berechnung fern; es läßt fich ihnen aber auch leicht vor: 
beugen, obne daß man darum zu einem Anklagerecht des Neichstags zu greifen 
braucht. Man räume einem Senat des Neichsgerichts die Befugniß ein, Die 
Strafverfolgung des Neichsfanzler8 und der Vorftände der oberjten Reichs— 
ämter einzuleiten, binde aber die Ausübung des königlichen Begnadigungsrechts 
an die vorherige Berathung durch den preußischen Staatsrath. Sollte leßtere 
Borfehrung nicht binreichen, jo mögen gejegliche Vorſchriften ergehen, in 
welchen Fällen ein verurtheilter Neichskanzler oder Staatsfefretär nicht aus 
Gnaden im Amt belafjen oder wieder angejtellt werden dürfe. 

Der zweite Mangel bejteht darin, daß die Strafverfolgung der Reichs: 
beamten außerhalb Preußens allem direkten Einfluß des Neichsfanzlers ent: 
zogen ift, von ihm weder angeordnet noch gehindert werden fann, aud das 
Gnadenrecht der Yandesherren völlig ungeeignet bereinfpielt. Auch in diejer 
Hinficht ließe fich eine Einfchränfung der Verfügungsgewalt der Staatsanwälte 
und Landesjuftizminiter leicht beritellen, ohne zu einer Mitwirkung des Reichs— 
tags zu greifen, welcher jich ohnehin, da er den größten Theil des Jahres 
nicht verjammelt ift, nicht zum Ankläger eignet. 
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2. Beſteht ein Bedürfniß für das Anklagerecht des Beihstage bei nicht 
öffentlich Arafbaren Verfalungs- oder Redtsverleßungen ? 


a) Nähere Betrahtung diefer Fälle. 


I. Bor allen Dingen ift bei der Beurtheilung der Frage nicht aus dem 
Auge zu lajjen, daß jeit der Gründung des Reichs jowohl durch die Landes: 
gejeßgebung, als durch die Neichsgefeßgebung der Schuß des Rechts gegen 
rechtswidrige Handlungen oder Unterlaljungen der Minifter und Beamten im 
Vergleich zur früheren Zeit ganz außerordentliche Fortichritte gemacht hat. 
Die Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte ift ſehr erweitert und überall auf 
die Prüfung der Gejegmäßigfeit von Verordnungen erjtredt worden, jo daß 
auf dem Gebiete des Strafrecht? und für die meijten Gebiete des Privatrechts 
genügender Schuß gegen etwaige gejeßwidrige Verordnungen der Behörden, 
der Xandesherren, des Bundesrathe und des Kaiſers befteht ; ſeit der Einjegung 
von Berwaltungsgerichten ift auch in Fragen des öffentlichen Rechts, welche 
ehemals allein vom Befinden von Meintjtern oder Staatsräthen abhingen, den 
Bürgern und Korporationen die Möglichkeit gegeben, Rechtsſchutz im jtrengiten 
Sinn zu erlangen; und durch die Umgeftaltung und gejegliche Inftruirung 
der Rechnungshöfe endlich erjcheint auch die Wahrung der Geſetze über Staats: 
Ausgaben und Ginnahmen in höherem Grade verbürgt. Wenn auch 
Urtheile der Gerichte und Verwaltungsgerichte nur Necht jchaffen für den 
einzelnen Fall, alſo eine ungejegliche allgemeine Verordnung nicht allgemein 
aufzuheben vermögen, jo jchügen fie doch den Bürger und die Storporationen 
in volljtändiger Weije, und jobald wiederholte gleiche Erfenntnijje der oberjten 
Gerichte vorliegen, wird das Minifterium nicht leicht Neigung verjpüren, feine 
in jedem Einzelfall unwirffam gemachte allgemeine Anordnung weiter aufrecht 
zu erhalten. Dieje Klagerechte der Berlegten find demnach den Abweijern an 
Straßen zu vergleichen, welche dazu dienen, die Wagen vor unrechtmäßigem 
oder gefährlichem Verlaſſen des rechten Weges zu behiten; umd fie haben 
praftiich einen höheren Werth als die Miniſter-Anklage durch die Volksvertret— 
ung, da leßtere weder immer verfammelt, noch immer geneigt ijt, Sich jeder 
Nechtsverlegung durch Anklage anzunehmen, eine Anklage in den metiten 
Fällen überhaupt ein wenig ſachgemäßes Auskunftsmittel genannt werden müßte. 

Der Rechtsſchutz alfo, dies muß nochmals hervorgehoben werden, hat jich 
im neuen Neich nicht gegen früher verringert, ſondern ganz außerordentlich 
erhöht, und es beſteht derjelbe in gleicher Kraft, wie gegen Die Yandesminifter 
auch gegen den Neichsfanzler und jeine Stellvertreter. 

UI. In einer Neihe anderer Fälle trifft dagegen allerdings diefer Schuß 
nicht zu, und es entiteht für fie die Frage, ob es ausführbar und nützlich 
fein würde, den Neichsfanzler oder jeine Stellvertreter vor einem Staats: 
gerichtshof belangen zu fünnen. Hierauf läßt fich eine paljende Antwort nur 
geben, wenn man die verjchiedenen Klaſſen von Fällen genügend ausein— 
anderhält. 

1: Unzweifelhaft bleibt eine Verantwortlichkeit des Reichskanzlers aus— 
geſchloſſen in allen Fällen, in welchen die Regierungsrechte des Reiches durch 
den Bundesrath ausgeübt werden. Der Reichskanzler verkündigt allerdings 
Verordnungen und Beſchlüſſe des Bundesraths und ſorgt für ihre Vollziehung; 
aber für ihren Inhalt iſt er der richtigen Anficht nach nicht verantwortlich, 
da die Reichsverfaflung nur eine VBerantwortlichkeit für Faiferliche Anordnungen 
fennt. Es kann daher der Neichsfanzler auch die Bekanntmachung und Voll 
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ziehung von Bundesrathsbeſchlüſſen wegen angeblicher Geſetzwidrigkeit nicht 
verweigern. Hierher gehören z. B. Beſchlüſſe des Bundesraths über die Ein— 
beziehung in die Zolllinie, über Auslegung des Zolltarif-Geſetzes, über Bundes— 
Exekution. 

2. Vollkommen möglich, vom juriſtiſchen Standpunkt aus, erſcheint eine 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers für alle Verfügungen des Kaiſers, nament— 
lich auch für alle Verordnungen des Kaiſers, einſchließlich derjenigen, die er 
nach Vernehmung oder mit Einwilligung des Bundesraths erläßt. — Wenn 
im verfaſſunggebenden Reichstag 1867 von nicht wenigen Seiten die Anſicht 
aufgejtellt worden ijt, eine juriftiiche Verantmwortlichkeit des Reichskanzlers 
gegenüber dem Reichstag vertrage fich überhaupt nicht mit der Stellung des 
Bundesraths, laſſe fih in feinem einzigen Falle in Wirkſamkeit jeben, jo 
beruht diejelbe entweder auf Ueberſehen dieſer eben erwähnten Fälle oder fie 
wurde ala Beweisgrund dafür verwendet, daß dem Reichstag nothwendig aus— 
gedehntere Rechte in Finanzſachen beigelegt werden müßten, oder als Einwand 
gegen Anträge, welche dem Reichstag jofort ein Ankflagerecht einzuräumen 
vorſchlugen. Ein jurijtiiches Gewicht fommt jenen Aeußerungen in feiner Weile 
zu, am wenigften demjenigen, welche in den erjten Stadien der Berathung 
gefallen find. ') 

3. Ganz anders wird die Antwort auf die weitere Frage lauten müſſen, 
ob das vom juriftiichen Standpunkt aus für möglich zu erachtende Anklagerecht 
politiich für zweckmäßig gehalten werden fünne. 

a) Für eine Neihe von Fällen mag fie unbedenklich bejaht werden, 3. B. 
wenn der Reichskanzler im Neichsgejegblatt ein ejeg ohne feine Kontrafignatur 
abdruden ließe, oder ein Gejeg mit millfürlichen Auslafjungen verfündigte;, 
wenn er nicht dafür forgte, daß Bundesrath und Neichstag rechtzeitig berufen 
werden; wenn er fich weigerte, dem Bundesrath oder dem Neichstag die 
Nechnungen über die Finanzverwaltung vorzulegen, oder eine faijerliche Ver— 
ordnung über Auflegung von Zuſchlags-Zöllen an den nächjten Reichstag zu 
bringen u. ſ. w. 

b) Ebenjo ficher aber ift, daß in anderen Fällen Rechtsſprüche der Natur 
der Sache nach ungeeignet und für die eine oder andere Partei, für Krone 
oder Reichstag, unannehmbar bleiben müſſen. 

Dies gilt zunächit von ſolchen Gegenjtänden, welche anerfanntermaßen 
gejeglich noch nicht bejtimmt geordnet find, und bei welchen aljo ein Richter: 
Ipruch für oder wider mehr die Bedeutung einer Schaffung neuen 
Rechts als einer Rechtsanwendung haben würde.*) Ein jchlagendes 
Beiipiel liefern die zahlreichen Meinungsverjchiedenheiten zwijchen Neichsregierung 
bezw. Bundesrath und Neichstag über das Budgetrecht, die Bedeutung des 
Etatsgejeges, ſein Verhältniß zu ordentlichen Gejegen, die Zuläffigkeit von 
Streichung der Mittel für Staatsämter. Iſt doch der jchon wiederholt vom 
Bundesrath vorgelegte Gejepentwurf, betr. die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Neichs, bis auf diefen Tag unerledigt geblieben. 


N Vgl. die Meuferungen von Twejten 103; von v. Sybel 327—328 und die 
Widerlegungen von Lasker 126, 366, 392; von Schulze 338; von Wächter 361; von 
v. Bennigien 387. 

?) Val. oben ©. 653 die Bejtimmung des badiichen Verf.Geſ. 20. Febr. 1868, daß 
nur die’ Verlegung der Verfaſſung oder anerkannt verfaflungsmäßiger Rechte die Anklage 
begründen fünne. 
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Der Schaffung neuen Nechtes jteht nahe der Ausſpruch eines Staats: 
gerichtshofs, daß eine thatjächliche Uebung durch Länge der Zeit zum 
Gewohnheitsrecht eritarft jei; denn mit dem Moment dieſes Ausspruch erjt 
erliicht die Fzreiheit der Regierung, eine andere Hebung zu beginnen und ihrer 
eigenen Anficht über die Vorausjegungen eines Gewohnbeitsrechts — worüber 
unendliche Meimungsverjchiedenheit herricht — zu folgen. Doch foll nicht in 
Abrede gezogen werden, Daß eine richterliche Enticheidung in diefen Dingen 
unter Umjtänden noh am Pla jein wird. Hier hat doch die Regierung 
immer eine längere Zeit hindurch die Auffafjung der Volfsvertretung entweder 
ausdrüdlich gebilligt oder ihr doch nicht widerfprochen und aljo zu erfennen 
gegeben, daß eine jolche Auffaſſung mit dem Recht und den Staatsintereſſen 
jedenfalls nicht unvereinbar ſei. 

So liegen die Dinge nicht bei der folgenden Klaſſe von Fällen. Einige 
der wichtigſten Verfaſſungsvorſchriften ſind nach Anſicht der Reichsregierung 
und der Bundesregierungen vollkommen klar; bei und ſeit Gründung der 
Verfaſſung hat die Regierung ihnen ſtets nur die gleiche Auslegung gegeben, 
während kleinere oder größere Parteien eine entgegengeſetzte Auffaſſung darüber 
kundgeben. Es gehören hierher z. B. die Vorſchriften der SS 60 und 62 der 
Neichöverfaflung, wonach die ‚Friedenspräfenzitärfe des Heeres, ſowie auch die 
Grundzüge jeiner Organijation durch dauerndes Reichsgeſetz feitgeitellt werden 
follen, und dieſe gejeßlichen Vorjchriften dann der Feſtſtellung der Militär— 
Ausgabe-Etats zu Grund gelegt werden müſſen, der Kaiſer aber allezeit ein 
feſtſtehendes Einnahmerecht nach Maßgabe der geſetzlichen Präſenzſtärke beſitzt. 
Oft genug haben Politiker von der Richtung des verſtorbenen Lasker, ebenſo 
auch ſolche ultramontaner Farbe ausdrücklich geleugnet, daß die Verfaſſungs— 
beſtimmungen Schranken für Etatsbeſchlüſſe bildeten, haben ſie und andere die 
Feſtſtellung der Friedenspräſenzſtärke auf blos 2 Jahre oder gar auf blos 
Ein Etatsjahr für zuläſſig erklärt, und ſich die Freiheit gewahrt, den ganzen 
Etat zu verwerfen Würden ſolche Anſichten, welche bisher nur ſolche von 
Minoxitäten waren, einmal im Neichstag die Majorität erlangen und dann 
einem Staatsgerichtehof die Entjcheidung über ihre Richtigkeit oder Unrichtigfeit 
überlafjen werden, jo läge in deſſen Hand, d. h. in der Hand der wenigen zu 
einer Majorität nothwendigen Perjonen, die Entjcheidung über Verfaſſungs— 
fragen, welche für die Bertbeilung der politiichen Macht zwiichen Negierung 
und Reichstag, und für die Sicherheit des Reichs von unabjehbarer Bedeutung 
find. Dies verträgt jich nicht mit der Natur politischer ragen, weil niemals 
ein Staatsgerichtshof ausfindig gemacht werden wird, welcher als zu jolcdhen 
Entjcheidungen geeignet erkannt werden darf. Wir fommen hierauf bei der 
Betrachtung des Staatsgerichtshofs zurüd, und es jei hier nur noch zum Schluß 
an einige hiſtoriſche Vorgänge erinnert. 

Als ſich das preußiſche Abgeordnetenhaus am 22. April 1863 mit der 
Beratdung eines Geſetzes über die Verantwortlicyfeit der Minijter beichäftigte, 
gab der Minijterpräfident v. Bismard die Erklärung ab: Die Regierung 
halte die Zeit für noch nicht geeignet zur Einbringung eines jolchen Geſetzes, 
da die Verfaſſungsurkunde für die Handhabung desjelben noch feine klare und 
volljtändige Grundlage darbiete, indem über die Bedeutung wejentlicher Theile 
der Verfaſſung tiefgehende Meinungsverichiedenbeiten zwilchen der Krone und 
dem Lande umd zwiſchen den beiden Häufern des Landtags zu Tage getreten 
feien. „Diejenige Thätigfeit der Regierung“, fuhr er fort, „welche von Ihnen 
als verfaſſungswidrig angefochten wird, bewegt ſich vorzugsweiſe auf dem 
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Felde der Trage, was Nechtens ei, wenn wegen Mangel an Uebereinftimmung 
der drei Faltoren der Gejeßgebung ein Staatshaushaltsgefeß nicht zuſtande 
efommen ift. Für diefe Trage enthält die Verfaſſung feine Beitimmung .. . 

enn bei einer jolchen Yage der Dinge ein Gericht berufen würde, auf Grund 
eines Geſetzes über die Minifterverantwortlichkeit die Frage zu entjcheiden: ift 
die Verfaffung verlegt oder ift jie e3 nicht, jo wäre damit dem Richter zugleich 
die Befugniß des Geſetzgebers zugewiefen, er wäre berufen, die Verfaflung zu 
interpretiren oder materiell zu vervollftändigen. ... So hoch ih aud den 
preußijchen Richter als juriftiiche Autorität jtelle, jo hat doch die Regierung 
nicht geglaubt, daß von dem einzelnen Urtheilsipruche eines Gerichts, wie er 
fih nach der ſubjektiven Anficht der Mehrheit der Stimmenden herausitellen 
würde, die politiiche Zukunft des Landes, die Machtvertheilung zwijchen der 
Krone und dem Landtage, ſowie zwiichen den Häufern des LYandtages abhängig 
gemacht werden dürfe. Sie hat geglaubt, daß dieje jtaatsrechtliche Frage nur 
von der Gejeßgebung, nur von der Berftändigung zwiſchen den Faktoren der 
Geſetzgebung entjchieden werden fünne, und ſie vermag deshalb unter den 
jegigen Umftänden dem von Ihnen eingebrachten Gejegentwurf ihre Sanftion 
nicht zu ertheilen.“ 

Vier Jahre nachher, am 8. Oft. 1867, äußerte ein ehemaliger Gegner 
Bismard’3, ein Mann aber, welcher durch deutjche Gejinnung und jtaats- 
männischen Blick aus feinen liberalen Genofjen hoch hervorragte, zu andern 
Beiten freilich auch wieder mehr links jtenerte, der Abg. Twejten, im nord» 
deutjchen Reichstag IS. 299): „Mir jcheint doch, als wenn Diejenigen, die 
da meinen, daß jowohl in friminalrechtlicher wie in zivilrechtlicher Beziehung 
das Recht der Volfsvertretung durch die Möglichkeit eines wirklichen Prozejjes 
zum Ausdrucd gebracht werden müſſe, allzufehr befangen find in einer juriſtiſch— 
abvofatorischen Anjchauung der Staats-Verhältnifje, die da meinen, daß die 
großen Entwicklungs-Prozeſſe der Gejchichte wie ein Prozeß jtreitender Parteien 
mit einem richterlichen Erfenntnijje ihren Abjchluß finden müjjen, durch welche 
eine Partei gewinnt oder verliert, während wir in den legten Zeiten unjerer 
vaterländischen Gejchichte eben fowohl, wie in der großen Entwidlungs-Gejchichte 
der Verfaſſungen aller Länder gejehen haben, daß die wirklichen Entwidlungen 
der Gejichichte von anderen Geſetzen beherrjcht werden, daß fie nicht in dem 
reinen „Ja“ oder „Nein“ eine theoretiiche Entjcheidung finden, jondern in der 
Regel mit Kompromijien enden, welche nicht die eine oder die andere der 
ftreitenden Parteien als unbedingte Sieger, als gewinnende oder abgewiejene 
Kläger erjcheinen Lafien.“ 

ce. Eine bejondere Betrachtung erheifchen die Fälle, wenn der Reichs— 
fanzler jelbit die Gejegmwidrigfeit einer von ihm fontrafignirten faiferlichen oder 
einer eignen Verfügung zugeitebt, für diefelbe aber eine politische Nothivendigkeit 
geltend macht. Hierauf ift unten bei der Betrachtung des Staatsgerichtshofs 
zurück zu fommen. 


B. Der wünſchenswerthe Staatsgerichtähof. 


Wer ſoll nun berufen fein, über folche hochpolitiiche Fragen des Ber- 
fafiungsrechts und der Staatsnothwendigkeit, in welchen es fih um bie 
fünftige Vertheilung der politiichen Macht, um die Aufgaben und den Umfang 
der Regierungsthätigfeit namentlich handelt, das lebte entjcheidende Wort zu 
Iprechen? Eine wejentlich politiiche Behörde, welche auch politische Geſichts— 
punkte berücfjichtigen darf, oder ein Gerichtshof von Juriften, der hier zu 
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verfahren hat, wie man auch in anderen Zivil- und Strafſachen zu verfahren 
pflegt? Hierüber hat bisher durchaus keine Uebereinſtimmung der Anſichten 
weder in noch außerhalb Deutſchlands geherrſcht, und beruhen die Geſetzgebungen 
bis auf dieſen Tag auf ſehr abweichenden Grundanſchauungen. 

1. Die beiden großen Länder, welche immer als die Lehrmeiſter der 
konſtitutionellen Staatskunſt und politiſchen Freiheit hingeſtellt werden, England 
und Nordamerika, betrachten bis auf dieſen Tag Miniſteranklagen als politiſche 
Fragen, welche durch politiſche Körperſchaften zu entſcheiden ſeien. In England 
urtheilt das Haus der Lords, eine Verſammlung von etwa 400 weſentlich 
fonjervativen, in der Politik gewiegten Perſonen, unter welchen die adeligen 
Häupter der beiden großen Parteien der Whigs und Torys völlig überwiegen. 
In Nordamerika iſt der Senat Staatsgerichtshof, alſo eine Verſammlung von 
72 Perſonen, welche von den Vertretungen der Einzelſtaaten gewählt werden 
(2 aus jedem Staat), regelmäßig zu den politiſch erfahreneren Männern 
gehören, auch an verjchiedenen Regierungsakten des Präfidenten mitwirken. 
Die Bourboniſche Charte von 1814 überwies nad) engliichem Vorbild die 
Minijteranflagen vor die Pairsfammer, wobei es auch die Verfafjung von 
1830 belief. 

Daß dies in Deutjchland nirgends nachgeahmt worden ift, hat jeine guten 
Gründe Bis zum Jahre 1848 fonnten die Yandesherren in den erjten Kammern 
mit jchmollenden Standesherren feineswegs immer eine fichere Stüge erbliden, 
jondern ſahen jich von ihnen oft genug befehdet, wenn fie nicht für völlige 
Erhaltung der adeligen Vorrechte eintreten wollten; die Bürger und Bauern 
aber, einerlei ob fonjervativ oder liberal, vermochten natürlich in einem 
Adelshaus noch meniger einen Hort der verfallungsmäßigen Freiheit zu 
erbliden. ') 

Erſt das badische Gejeß vom 22. Febr. 1868 hat bis zu einem gewiſſen 
Grad auf den englischen Gedanken zurückgegriffen. 

Die franzöfiiche Revolution *) lenkte in der Frage von Anfang an in den 
allgemeinen Strom der Volfsjouverainetät und Mebrheitsherrichaft ein, legte 
dem gejeggebenden Körper ein Anklagerecht nicht blos gegen Minifter und 
andere hohe Beamte der Erefutivgewalt wegen aller Berbrechen, jondern 
überhaupt gegen Jedermann wegen aller Verbrechen, welche die allgemeine 
Sicherheit betreffen, bei, ohne diejelben irgend näher zu bezeichnen, und verwies 
ſolche Anklagen vor den hohen Nationalgerichtshof, welcher aus 4 Mitgliedern 
des Nationalsgerichtshofs und aus 24 Geſchworenen beftand. Zu dieſem 

med jollte durch die Wahlverfammlungen der Departements eine Liſte von 

66 Gejchwornen gewählt werden, 2 durch jedes Departement, und hieraus 
24 durchs Loos beftimmt. Das Volk, d. h. die Mehrheit, beitellte aljo die 
Urtheiler, welche über die Schuld erfannten, es wählte aber auch die Mitglieder 
des Kafjationshofes, und es verwirflichte jich jo der von Robespierre vertretene 
Gedanke, daß die Gerichte mit Freunden der Revolution bejegt werden müßten. 
Noch in weit höherem Maße als in England wurden Minijteranklagen zu 
Tragen der politiichen Macht geitempelt. Die Einrichtung hatte nur eine 
Dauer von Monaten und erjtidte im Blut der Revolutions:Tribunale. Fünfzig 


') Wal. hierüber R. Mohl, Berantw. d. Minifter, 1837. ©. 325. Murbard im 
Etaatsleriton. 1848. 12, 325—329. 

») Dekret dv. 27. Nov. 1790. 10. Mai 1791. I. Verfaſſung 3. Sept. 1791. Bon ber 
richterliben Gewalt. $ 23. Pölitz 2, 16. C. Richter, Staatd- u. Geſellſch.Recht d. 
Franzöj. Rev. 2, 281, 233—236. 1866. 
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Jahre nachher fam die Verfaflung der Republik vom 4. Nov. 1848 $ 9 
2 auf den alten Grundgedanken zurüd und verbejlerte ihn in manchen 
unten. 

Die ehemalige Vorliebe der Deutichen für franzöfiiche Vorbilder erwies 
fih aud in diefem Stüd einflugreih. Im Jahre 1831 verlangte Heder 
für Baden ein Minifter-Geriht von 36 Gejchworenen, welche auf diejelbe 
Art, wie die Abgeordneten zur zweiten Kammer, vom Bolf gewählt werden 
jollten, und 8. Welder beſprach noch 1847 (Staatälerifon, unter „VBerant: 
twortlichkeit") diejen Borjchlag beifällig,. Im Jahre 1848 legte man Hand 
an die Verwirklichung; nach dem Frankfurter Entwurf (oben S. 664) jollten 
über die Schuld von NReihsminijtern zwölf Gejchworne urtheilen, welche aus 
einer von den 17 oberiten Gerichten aufgejtellten Lifte von 68 Gejchwornen 
hervorgingen; das bayerische Gejeb vom +. Juni 1848 aber überbot noch die 
franzöfiiche Einrichtung von 1791, indem es vorjchrieb, daß die acht Yand- 
räthe nicht weniger ala 400 Gejchworne wählen jollen. Glückliches Land 
Bayern, welches 400 zur Beantwortung der jchwerjten jtaatsrechtlichen Fragen 
fähige Männer aufzuweiſen hat! 

Gegenüber diejen VBerirrungen enthält die 1819 in Württemberg getroffene, 
1831 in Sachſen nachgeahmte Einrichtung eine zu gleichen Theilen von der 
Krone und dem Landtag gewählten Gerichts einen unendlich gefunden Gedanten, 
in welchem auch immer noch durchleuchtet, daß es ſich bei Miniſteranklagen um 
politijche, und nicht blos um juristische Fragen handelt. In etwas veränderter 
Geſtalt findet er ſich auch in den Geſetzen Defterreichs und Defterreich-Ungarns 
von 1867 wieder. 

2. Weitaus die meijten deutjchen Staaten hatten jeit 1818 ein anderes 
Syitem gewählt, einfach den oberjten Gerichtshof zum Staatsgerichtshof beitellt 
und damit der Forderung ſtreng jurijtiicher Behandlung ſolcher Auflagen 
natürlich) viele Nahrung gegeben. Das Syitem beitand in Bayern 1818 bis 
1848, Baden 1818— 1868, Großherzogthum Heſſen noch jeßt, Kurheſſen jeit 
1831, Hannover jeit 1833, Preußen feit 1848, nach dem Vorbild der belgiſchen 
Berfafjung von 1831. Inſoweit der Staatögerichtshof auch über gemilie 
ſchwere Staats: und Amtsverbrechen der Minijter zu urtheilen berufen jein 
jollte, wie in Preußen, hatte diefer Grundſatz feine Berechtigung, da eine 
Itreng juristische Behandlung ſolcher Fälle die allein zuläffige bleibt, und es 
bedeutete nur, daß nicht die gewöhnlichen niederen Gerichte mit Gejchwornen, 
jondern der oberjte Gerichtshof und ohne Geſchworne vorzugehen hätten. 
Aber ob auch zur Beurtheilung aller anderen Verfaſſungs- und Nechtsverlep: 
ungen Juriſten als die bejtberufenen Richter anerfannt werden dürfen, iſt eine 
andere, von jeher jehr abweichend beantivortete Frage. Angeſehene Politiker 
haben ſich noch neuerdings dahin ausgefprochen, bei den Mitgliedern eines 
Staatsgerichtshofs komme die „ſtaatsmänniſche“ Eigenschaft nicht bejonders 
in Betracht, jondern es fei darauf zu jehen, daß neben höchiter Rechtstüchtigfeit 
eine Ehrenhaftigfeit und Mäßigung gefunden werde, die vor Ausjchreitungen 
in einfeitigen Barteirichtungen bewahre!), während andere nicht minder gewichtige 
den umgekehrten Standpunkt einnahmen und ausführten, daß ein Staats: 
gerichtshof feinen Zweck nur fehr ungenügend erfüllen twerde, wenn feinen 
Mitgliedern ausreichende politifche Bildung fehle, nämlich genaue Kenntniß 


) T. Oetker in den preuß. Jahrbücdhern 26, 190. (Aug. 1870.) 


und ihre Unräthlichkeit in Neichsiachen, 677 


der Staatsverhältnijje und der Anforderungen, weiche die Staatsgejellichaft 
an ihre Regierer und Verwalter machen dürfe. ’) 

Es ijt dies die nämliche Meinungsverjchiedenheit, welche jo lange unter 
den Yiberalen gejpielt hat binfichtlich der Trage, ob ein Bedürfniß vorliege, 
für ompetenzjtreitigfeiten zwijchen Gerichten und Verwaltungsbehörden bejondere 
aus Richtern und Berwaltungsbeamten zufammengejegte Kompetenz=Gerichtshöfe, 
für ftreitige Verwaltungsjachen ähnliche Werwaltungsgerichtshöfe, für die 
Beamten-Disziplin gemiſchte Disziplinarhöfe einzurichten, oder ob alle diefe Sachen 
einfach vor die ordentlichen Gerichte zu verweilen jeien. Die neuere Reichs: 
und Yandesgejeßgebung hat in weiter Ausdehnung für eriteren Gedanfen ent- 
Ichieden, und er muß auch fir Staatsgerichtshöfe als der vorzüglichere gelten. 
Verfaſſungsgrundſätze laſſen jich nicht immer wie Säße des Zivil- oder 
Strafrechts aus einem abgejchlojlenen Koder ablejen, jondern können gerade 
in michtigjten Fällen nur aus der Geſammtheit des Nechts, unter fteter 
Beachtung der allgemeinen Grundgedanken der Verfaſſung, richtig beantwortet 
werden. Nur diejenigen, welche hierin gründlich unterrichtet find und die 
erforderliche politiiche Erfahrung haben, um die Konſequenzen jedes Rechts: 
ſpruchs überjehen zu können, die Konfequenzen namentlich, welche jede Entjcheidung 
für die Bertheilung der politiichen Macht jet und fünftig ausüben muß oder 
fann, nur diefe taugen zu Richtern oder wenigſtens müfjen fie neben einfachen 
Juriſten ein genügend jtarfes Gewicht in die Waagichale legen fünnen. Ebenſo 
jind fie nicht zu entbehren für die Entjcheidung, ob der an der Spibe des 
Reichs jtehende Staatsmann durch feine Handlungen oder Unterlafjungen feines 
Amtes unmürdig geworden jei oder nicht. So wenig als es gerathen erjcheint, 
unjere Verfaſſungsgeſetze Lediglich durch Juriſten entwerfen und fejtitellen zu 
lajien, jo wenig kann die Rechtſprechung über Verfaſſungsrecht, die vielfach 
nichts Anderes als Fortbildung des gejchriebenen Nechts bedeutet, in ihre 
Hand allein gelegt werden, fondern find praftiiche Staatsmänner, Finanzleute, 
Militärs u. j. w. unentbehrlich). 

Den gewöhnlichen oberiten Gerichtshof zum Staatsgerichtshof zu erheben, 
widerräth jich überdies noch aus anderen triftigen Urſachen. Die Richter 
werden in denjelben berufen nach ihrer Tüchtigkeit für Anwendung der Zivil 
und Strafgejege, beim Vorhandenſein der ſonſtigen Charaftereigenjchaften; 
jobald fie auch zu einer mehr politischen Rolle berufen jein würden, könnte es 
nicht ausbleiben, daß die Negierungen bei ihrer Auswahl auf politiiche und 
religiöje Anjchauungen mehr als gut zu jehen hätten und darunter allmählich 
ſowohl juriftiiche Tüchtigfeit als Unparteilichfeit Noth leiden fünnten. Wollten 
dagegen die Regierungen bei der Belegung des oberiten Gerichts auf jede 
Inbetrachtnahme der politischen Anjchauungen verzichten, jo dürfte man ich 
nicht wundern, wenn Theorien, welche in den Barlamenten, in der Preſſe, auf 
den akademiſchen Kathedern jeweilig im Schwange find, auch die Mehrheit 
der Richter der oberjten Gerichtshöfe ummwillfürlich beherrichen, mögen dieje 
Theorien auch erwachjen fein auf dem Boden einfeitiger PBarteianfichten und 
Unerfahrenheit in den zwingenden Berhältnifjen großer Politik. In hundert 
Sahren mag dies anders fein; gegenwärtig tauchen bei allen Parteien noch 
immer NReminiszenzen aus den fläglichen Zeiten der Sleinjtaaterei oder der 
Konfliktzzeit in Preußen auf, oder erweilt fich die alte Bewunderung des 


) R. Mohl, Verantw. d. Min. 1837. ©. 281, 295—298, 338. Murbard im 
Staatäler. 1848. 12, 330. John, Kritit 1863. ©. 60. 9. Schulze, preuß. St.K. 2, 6, 
897. 1877. 
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Borfigender ift der Präfident des Neichsgerichts ohne Stimmredt. Die 
Zahl der urtheilenden Richter beträgt 24; davon werden 

1. 6 vom Bundesrath, 

2. 6 vom Reichstag auf 3 Jahre ohne alle Beichränfung gewählt, 

3. 5 aus den Räthen des Reichsgerichts, 

4. 1 aus den Näthen des Reichsrehnungshofs, durch das Loos auf 
3 Sabre bejtimmt. 

5. Es treten hinzu der dienjtältejte Oberpräfident in Preußen und der 
dienftältefte Negierungspräfident in Bayern, ferner der Chef des 
deutichen Generaljtabs, der dienfjtältejte fommandirende General der 
preußifchen Armee. 

6. Diefe 22 Richter wählen dann aus den ordentlichen Staatsrechts— 
fehrern der deutjchen Univerfitäten 2 Richter hinzu. 

Für die Verurtheilung iſt Zweidrittel-Majorität erforderlich. 


C. Verweiſung von Berfajjungs-Streitigfeiten 
vor Schiedsgeridte. 


Für Jeden, der aus den eben ausgeführten Gründen es für unausführbar 
erachtet, wichtigite Verfafjungsfragen durch Urtheile eines Staatsgerichtshors 
zum Austrag zu bringen, bietet auch der andere zuweilen empfohlene Weg, 
den Streit einfady vor ein Schiedsgericht zu verweilen, ') wenig VBortheil. Es 
ift ein anderer Name, eine mildere Form, in der Sache dasjelbe. Würde 
freilih Einftimmigfeit aller Schiedsrichter verlangt werden, jo ließe fich die 
Einrichtung hören; aber wer mag fich begeijtern für einen Schiedsjpruch, über 
den die Richter getheilter Meinung waren, und der mur durch die Stimme 
des Präfidenten, eines einzelnen Mannes, zu Stande fommt. Ebenfo gut Fönnte 
man dem Zufall, dem Loos, überlajien, den Konflikt zu löſen, und es würde 
eine jolche Yöjung am Ende beide Theile beijer befriedigen, da doch feiner 
durch die eine ausjchlaggebende Stimme ins Unrecht gejegt wäre. Außerdem 
bleibt das Schiedsgericht unanmwendbar in dem Fall, wenn nicht die Auslegung 
der Verfaſſung jtreitig it, von dem Minijter vielmehr die zwingende Roth: 
wendigfeit oder die hohe Zweckmäßigkeit ihrer Nichtbefolgung als Rechtfertigungs— 
grund aufgejtellt wird. — Ausnahmsweile mag wohl einmal eine Verfaſſungs— 
Streitigfeit auf die Weife zum Austrag gebracht werden, daß beide Theile 
freiwillig ji) auf einen Schiedsmann einigen; als Regel, mit Zwang der 
Unterwerfung unter ein Schiedsgericht, ift Dies ungeeignet, und der Verfaſſungs— 
frieg weit vorzuziehen, da er jchlieglich zu einem gefunden Frieden führen muß. 

Die deutiche Reichsverfaſſung $ 76 bringt ebenfalls den Gedanken zur 
Geltung, daß jtaatsrechtliche Streitigkeiten unter deutfchen Bundesitaaten durch 
den Bundesrath erledigt werden, welcher freie Hand hat, einem Gerichtshof 
die Sache zur Entjcheidung aufzutragen oder unter Mitberücdfichtigung der 
politischen Bedürfniſſe jelbjt zu entjcheiden. Innere Verfaſſungsſtreitigkeiten 
aber jollen eventuell durch Reichsgeſetz geichlichtet werden.?) Die Erfahrungen 
in Preußen und mit der Erbfolge in Schleswig-Holftein (1863— 1866) haben 
dieje Bejtimmungen angerathen, und die braunjchweigifche frage im Jahre 1885 
ihre Weisheit bejtätigt. 


Bgl. Oetker in den preuß. Jahrbüchern 26, 184—191, 1870, und die oben ©. 648 
u. 662 mitgeteilten Beitimmungen I Sadjen und Kurheſſen. 
) Vgl. Thudichum, BR. d. Norddeutſch. Bundes 1870, ©. 110, 296, 325—327, 
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Es ijt vielleicht nicht überflüfftg, die Analogie internationaler Streitigfeiten 
heranzuziehen. Juriften aller Yänder, auch einzelne praftiiche Staat3männer, 
befürworten in neuerer Zeit mit Lebhaftigfeit die Einrichtung eines jtändigen 
Schiedsgerichts zur Entjcheidung jolcher Streitigkeiten, indem fie dadurch die 
goldene Zeit des ewigen Friedens herbeizuführen hoffen. Es wiederholt fich 
hierbei der Irrthum, ala wenn für jolche Fragen immer eine fejte Nechtslinie 
ermittelt werden fünnte und das Völkerrecht wie ein gejchriebenes Gejegbud) 
eiſern fejtjtünde, und e8 tritt der weitere hinzu, zu glauben, es würden aud) 
verhältnigmäßig unparteiifche Ausländer fich über die Traditionen ihrer vater: 
ländiſchen Bolitif und Verfaſſung jemals ganz erheben, der Däne oder 
Franzoſe parteilojer Richter über einen Deutjchland berührenden Streit fein, 
der Schweizer oder Nordamerifaner jeine republifanifche Vorliebe verleugnen 
fünnen in einem Streit zwifchen Monarchieen und Republifen. 

Gewiß, Schiedsfprüche find in völferrechtlichen Sachen zumeilen möglic) 
und müßlich, aber bejonders jo, daß ein angejehener Monardy oder ein 
republifanijcher Präfident von beiden Theilen freiwillig als Schiedsmann 
angerufen wird und feinen Spruch gibt, wohl nad Anhörung von hervor: 
ragenden Juriſten und Staatsmännern, aber als fein Votum, das er als 
politijcher, beiden Theilen wohlgejinnter, befreundeter Mann gutheißt Das 
bleiben Ausnahmsfälle, in welchen Krieg zu führen nicht im Verhältniß zu 
den etwaigen Einbußen fteht. In allen Fällen, welche die nothwendige Fort: 
entwidlung der Staaten, den Ausbau ihres inneren Rechts, ihre Freiheit nad) 
Außen, ihre wirthichaftlichen Lebensbedingungen, ihre nationale Ehre betrefien, 
werden fie es lieber darauf ankommen lafjen, ob ein oder mehrere fremde 
Staaten e8 wagen werden, die Gewalt der Waffen anzurufen oder eine 
Forderung abzumeifen, die unter Berufung auf die Waffen gejtellt wird. Wo 
wären wir Deutjche jebt, wenn ein Schiedsgericht 1863 über die Rechte 
Deutjchlands in Schleswig=Holftein, 1865 und 1866 jiber die Rechte Preußens 
gegenüber Dejterreich entichteden hätte, oder 1870 über den Streit zwijchen 
Deutfchland und Franfreih, als fat ganz Europa fich verfchworen hatte, 
Deutichland zu ruiniren. 


D. Sind parlamentarifhe Berfammlungen geeignete 
Anfläger? 


Alle konftitutionellen VBerfaffungen machen das Verfahren des Staats— 
gerichtshof3 wegen Verfaſſungs- oder Gejegesverlegung abhängig von einer 
Klage der Volksvertretung, des Abgeordnetenhaufes, Herrenhaufes oder beider 
Kammern; fie räumen weder Privatperfonen ein Klagerecht ein, noch aud) 
Korporationen oder der Staatsanwaltichaft, oder den Gerichten. Die Gründe 
dieſes Anklageprivilegs find politische; es joll zunächit verhütet werden, daß 
Handlungen oder Unterlafjungen eines Minifters durch Spruch des Staats- 
gerichtshofs als Verfafjungsverlegung gebrandmarkt werden, obwohl die Volks— 
vertretung fie für ganz legal hält; es ſoll ferner die Verfolgung ausgeſchloſſen 
bleiben, wenn nach der Meinung der VBolfsvertretung die rechtswidrige Hand: 
(ung aus entjchuldbaren Gründen erfolgte, oder wenn fie gar dem Staat zum 
Nuten gereicht hat. 

Dieſer politifche Gefichtspunft trifft genau zu, wo eine Anklage an die 
übereinftimmenden Beſchlüſſe beider Häufer der Volfsvertretung gebunden ift, 
oder das Oberhaus den Staatsgerichtshof bildet; er wird verlafjen, wo jedes 
der beiden Häufer jelbjtändig für fich Anklage erheben fann; hier Tann eine 


— — 
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einſeitig erhobene Klage mittelbar auch das andere Haus vor Gericht ziehen, 
und bei einer Klage des Adelshauſes die Verurtheilung eines Miniſters erfolgen, 
deſſen Handlungen von der Majorität des Abgeordnetenhauſes entweder für 
verfafjungsmäßig oder doch für entjchuldbar oder nützlich oder nothwendig 
erachtet werden. 

Aus dem Gefagten laſſen fich über die Dauer des Anflagerechts etwa 
folgende Regeln ableiten: 

1. Das Anklagerecht erlischt durch ein im Gefeßblatt verfündigtes In— 
demnitäts-Geſetz, welches dem Verhalten des Minifteriums mit rückwirkender 
Kraft die gejegliche Sanktion ertheilt, ebenfo wie auch durch jedes jonftige 
Gejeß, welches mittelbar die über die Befugnilje der Regierung hinausgehenden 
Verfügungen gutheißt. Hierher gehören namentlich Beitätigungen finanzieller 
Mapregeln oder Verwaltungs:Organifationen durch das Staatshaushaltsgeieg. 

2. Das Anklagerecht einer parlamentariihen Verſammlung erlijcht ferner 
auch Schon dadurch, daß fie die Handlung des Minifters gebilligt hat.) Wo 
die Anklage einen übereinftimmenden Beichluß beider Kammern erfordert, 
Ichließt die Billigung Einer Kammer die Anklage von vorherein aus, wo von 
zwei Kammern jede jelbjtändig anflagen kann, bindet das Votum der einen 
die andere nicht. 

Die Beichlußfaflung über einen Antrag auf Anklage mag die Verſamm— 
lung hinausſchieben; jeder Beichluß, welcher den Antrag verwirft, muß ala 
Billigung, d. b. als Verzicht auf die Anklage angefehen werden, da das Gegen: 
theil innerer Widerjpruch wäre. 

Jede Billigung und jede Berwerfung der Anklage bindet auch eine folgende 
aus Neuwahlen hervorgehende Verfammlung.”) 

3. Die anflagende Verfammlung kann die von ihr felbjt oder die von 
einer früheren Berfammlung bejchlojiene Anklage jederzeit zurüdnehmen.?) 
Gründe dafür laſſen fich die verjchiedeniten denken, z. B. daß nachträglich 
Umjtände befannt werden, die das Verfahren der Minifter in einem anderen 
Licht erjcheinen laſſen, oder daß. der angeflagte Minifter feinen Pla geräumt 
hat und es der Volksvertretung nur auf Entfernung des Minifters anfam, 
oder endlich, daß die Lage des Staats die Fortjegung der Anklage unräthlich 
ericheinen läßt. 

Die Zurüdnahme der Anklage jteht einem von der Anklage freiſprechen— 
den Erfenntnifje gleich.) Es kann alſo die in Frage gewejene Handlung 
oder Unterlafjung nicht jpäter abermals, jei es von derjelben oder einer folgenden 
Bolfsvertretung, zum Gegenftand einer Anklage gemacht werden. Und dies 
entjpricht auch nur dem Gebot der einfachiten Gerechtigkeit, namentlich da dem 
Angeklagten fein Recht beigelegt iſt und beigelegt fein kann, feinerjeits die 
Fortſetzung bis zur Fällung eines Nichterfpruchs zu fordern. 

4. Das Anklagerecht erlifcht endlich durch Verjährung, wenn die zur 
Anklage berechtigte Verfammlung, nachdem fie von der Handlung oder Unter: 


", Bad. Geſ. vom 20. Febr. 1868 $ 67 f.: „Die Anklage kann nicht mehr erhoben 
werden, wenn die (einfache) Mehrheit der zweiten Kammer jene Handlung gebilligt bat. 

) Abweichender Meinung it R. Mobl, ©. 257—264. 1837. 

’) Bad. Gef. vom 20. Februar 1868 $ 67a. Bayer. Gef. vom 30. März 1850 $ 20: 
„In jedem Stande des Verfahrens vor dem Endurtheile kann durch einen dem Staats 
gerihtsbofe mitzutheilenden Beichlug der beiden Kammern des Landtages auf die weitere 
Verfolgung der Anklage verzichtet werden.” 

) Bayer. Geſ. vom 30. März 1850. $ 20. 
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lafjung des Minijters Kenntniß erhalten hatte, binnen bejtimmter Friſt von 
der Gelegenheit zur Anklage feinen Gebrauch macht. ") 

Für die richtige Würdigung des Anflagerechts parlamentarifcher Ber: 
fammlungen fallen zwei Umjtände in die Waagjchale. Der erite iſt, daß die 
Verſammlung den größeren Theil des Jahres ſich nicht in Wirffamfeit befindet, 
auch durch Vertagung oder Schluß ihrer Sigungen an der Faſſung eines 
Anklagebeſchluſſes gehindert werden kann, und endlich es in der Hand der 
Regierung liegt, durch Auflöjung des Abgeordnetenhaufes an das Volk zu 
appelliren. Dem Anflagerecht kann daher doch immer nur ein jehr relativer 
Werth beigemejjen werden. 

Was auf der anderen Seite bedenklich erjcheint, iſt die Rolle, welche 
dabei PBarteileidenichaft und Beredſamkeit jpielen können. Einer parlamen= 
tarischen Verſammlung läßt ſich ja nicht das Recht nehmen, einem Meinijter 
Mißtrauen auszufprechen oder Handlungen desjelben als ungejeglich zu 
bezeichnen, Beichwerde zu erheben; aber ein Anklagebeichluß enthält eine förm— 
liche Kriegserflärung, welche weitere Kompromiſſe abjchneidet, das Anſehen 
der Negierung im Innern jchädigt, unter Umständen ihre Stellung gegenüber 
dem Ausland in verderblicher Weiſe ſchwächt. Soll es von jeder fleinjten 
Mehrheit, vielleicht der Mehrheit einer Stimme abhängen, dieſe Nachtheile 
heraufzubeſchwören? Cine Erjchwerung der Beichlußfaflung iſt hier offenbar 
am Plaß; das djterreichiiche Gejeg von 1867 und das badiiche von 1868 
fordern daher */, Majorität; e3 ließe ich auch durch genaue Bezeichnung der 
erforderlichen Stimmenzahl eine anders gejtaltete Beichränfung denfen, 3. B. 
daß von 397 Stimmen im Neichstage 240 zum Beichluß einer Anklage 
erforderlich fein follen (während die abjolute Majorität 198 beträgt).*) 

Auf jeden Fall ift zu vermeiden, das Anklagerecht zu einer Handhabe 
für das Barlament zu machen, fich das Necht der Enquete anzueignen und 
den wichtigen Grundjag des Amtsgeheimniſſes zu untergraben. Das bayerijche 
Geſetz vom 30. März 1850 über den Staatsgerichtshof ꝛc. $ 2 bejtimmte 
zuerit: „Finden fich die Kammern des Landtags oder eine derjelben veran- 


laßt, gegen einen Meinifter oder dejien Stellvertreter — — fürmliche Anklage 
zu erheben, jo find die Anflagepunfte bejtimmt zu bezeichnen und in jeder 
Kammer durch einen bejonderen Ausschuß zu prüfen.“ — „Zum Zwecke der 


Prüfung der Anklagepunkte find die betreffenden Ausſchüſſe ermächtigt: 1. münd— 
liche oder jchriftliche Gutachten von Sachverjtändigen zu erheben; 2. die Ver: 
nehmung von Zeugen und Sacverjtändigen durch den ordentlichen Richter 
nach Mafgabe der allgemeinen gejeßlichen Bejtimmungen zu veranlaſſen“) und 


') Bad. Geſ. vom 20. Febr. 1868. 8 67 F.: „Das Recht der Antlage erliicht drei 
Sahre von dem Zeitpunkte, wo die verlegende Handlung zur Kenntniß des Landtages 
gekommen ijt, wenn die zweite Kammer jenes Necht. nicht wenigitens durch den Beſchluß, 
den Antrag auf Erhebung einer Anklage in Betracht zu ziehen, gewahrt hat. — Oeſterreich. 
Geſ. vom 25. Juli 1867 8 27: „Die Verfolgung des Miniiters vor dem Staatsgerichtshofe 
hört auf zulälfig zu ſein, wenn die Anklage in der auf die geiegwidrige Handlung unmittel— 
bar folgenden, und im Falle, wo diefe Handlung erjt mittels des Staatsrechnungsabſchluſſes 
dem Reichsrathe bekannt wird, in jener Reichsrathsſeſſion, in welder diefer Rechnungs: 
abſchluß zur Prüfung gelangt, nicht erhoben worden ift.“ 

2) R. Mohl, Berantw. d. M. 1337 ©. 239 erklärt ſich gegen eine jolche Erichwerung aus 
Gründen, welche aus der Beichaffenheit der deutichen Ständefammern vor 1848 hergenommen 
waren. Die Zuſammenſetzung derjelben iſt jeitdem eine von Grund aus andere geworden. 

3) Nach) der Anfiht VBrater’s ©. 21 reauiriren die Ausſchüſſe die Gerichte direkt. 
Allein der Wortlaut fordert dies nicht und das Gef. v. 19. Jan. 1872 über den Geſchäfts— 
gang des Landtags $ 33 jpricht dagegen. 
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3. von den einschlägigen Staatsminifterien die nöthigen auf den Gegenjtand 
der Anklage bezüglichen Erläuterungen zu verlangen.“ 

Weiter noch geht das badische Gejeg vom 11. Dezember 1869 (542) 8 1: 
Der Antrag auf Erhebung einer Anklage gegen Minifter wird in der zweiten 
Kammer eingebracht, und muß die Thatjachen bejtimmt angeben, auf welche 
die Anklage gebaut werden joll. $ 2: „Wird von der Kammer bejichlofien, 
den Antrag in Betracht zu ziehen, fo iſt eine Kommiſſion von wenigitens fieben 
Mitgliedern zu wählen. Dieſe iſt berechtigt, zur Erhebung des Thatbeitandes 
die Meittheilung derjenigen Alten zu verlangen, welche über die der behaupteten 
Berichuldung zu Grunde liegenden Thatjachen Auskunft geben.“ S 3: „Sollten 
andermweite Erhebungen durch vorläufige Einvernahme dritter Perjonen nöthig 
fallen, jo hat auf Antrag des einen oder anderen Theiles der Voritand des 
Kreisgerichts der Nefidenz den Unterfuchungsrichter oder ein anderes Mitglied 
des Kollegiums damit zu beauftragen. Die Mitglieder der Kommiſſion der 
zweiten Kammer und der Bejchuldigte Fünnen der Einvernahme annmwohnen.“ 
Hiernah kann die mit einfacher Mehrheit eingejegte Kommiſſion die Akten 
einfordern (!), und es fehlt ein Vorbehalt, daß Beamte nur „nah Maßgabe 
der allgemeimen gejeglichen Beltimmungen“ als Zeugen vernommen werden 
dürfen, d. h. ſoweit es nicht Gegenjtände des Amtsgeheimniljes betrifft. 


3. Anklage wegen Gefährdung der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staats. 


Die englijche Doftrin nimmt für das Unterhaus das Recht in Anſpruch, 
Miniſter auch in Anflagejtand zu verjegen wegen Gefährdung der Wohlfahrt 
des Staats durch Handlungen oder Unterlajjungen, welche feine eigentlichen 
Nechtsverlegungen find, welche alfo blos als Folgen von Unfähigkeit, Leichtſinn, 
Feigheit des Ministers erjcheinen. In Nordamerika wird dem Nepräjentanten: 
haus ein jolches Necht überhaupt gegen alle Unions = Beamten zugeiprochen, 
nicht auf Grund eines Gejeges, fondern der Praris. In Deutfchland begann 
man im Jahr 1848 dieſe fremden Vorbilder nachzuahmen. Es geſchah dies 
in dem Gelegentwurf des Frankfurter Parlaments über die Verantwortlichkeit 
der Reichsminifter $ 1 in dem Schleswig: Holfteinifchen Geſetz über die Ver: 
antwortlichfeit der Minifter vom 21. Dftober 1848 S 1, dann in Oldenburg 
(Staatögrund:G. 1852, Art. 200, 3 1), und zulegt in Baden durch B.-®. 
vom 20. Febr. 1868. (Oben ©. 653) Much in der ftaatsrechtlichen Literatur 
mehren fic) die Anhänger dieſes Grundjages und es zählen zu ihnen: Konſt. 
Rößler, Geffken und 9. Schulge (Preuß. Staatsrecht 2, 6, 894. 1877.) 
Sicherlich it an der Wahrheit des theoretiichen Satzes nicht zu zweifeln, daß 
unfähige, leichtſinnige oder feige Miniſter dem Staat oft mehr Schaden ſtiften, 
als ſolche, welche das Recht einmal übers Knie brechen, und die möglichſt 
ſchleunige Entfernung ſolcher Pfuſcher zu den beſtberechtigten Wünſchen gehört. 
Ob aber eine parlamentariſche Anklage vor dem Staatsgerichtshof das richtige 
Mittel der Abhilfe bilde, bedarf einer genauen Prüfung an der Hand von 
erläuternden Beijpielen, wobei ſolche aus dem Bereich) der inneren Politik 
getrennt zu halten find von denjenigen, welche die auswärtigen Angelegenbeiten 
berühren. 

Bluntſchli nannte in feinem Bericht an die badische I. Kammer als 
Beiipiel: „Wenn ein Minijter den Bau der nothwendigen Eifenbahnen ver: 
hindert“, wobei wohl an die Minifter Kurheſſens gedacht war, weldye man 
befchuldigte, den Widerſpruch des Kurfürften gegen gewilje Eifenbahnen nicht 
mit Energie befämpft zu haben, vielleicht auch am einen großherzoglich heſſi— 
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ihen Minifter, unter welchem die Konzeffion zur Eifenbahn Mainz: Darmitadt 
verjagt, aber für Caſtel-Frankfurt ertheilt wurde (Cajtel war ehemals heffiich). 
Diejes Beiſpiel allein dürfte doch nicht leicht Jemanden für den neuen Lehrjag 
—— und wollen wir daher verſuchen, ihm weitere an die Seite zu 
tellen. 

Ein Eiſenbahn-Unglück kann feine Urſache in der Schläfrigkeit oder Kopf» 
lofigfeit eines Eijenbahn-Minifters, ein Schiffs-Unglüd in den jchlechten In— 
jtruftionen eines Marineminifter® haben, und wenn der Landesherr jolchen 
unfähigen Miniftern die Leitung der Gejchäfte beläßt, ſich neues Unglüd 
täglich wiederholen. War aber ein Bahnhofvoritand oder ein Schiffskapitän 
Urjache des Mißfalls und der Minifter unterläßt, ihn von feiner Stelle zu 
entfernen, macht er fich nicht mitſchuldig an folhem Unheil? Im Fürftenthum 
Neuß j. 2. darf mwirflich der Landtag, wenn er „wegen Verjehen und 
Nachläſſigkeiten der unteren Staatsdiener“ beim Minifterium vergebens 
Klage geführt hat, zur Anklage des Minifters ſelbſt fchreiten Staatsgrund-G. 
1852 8 109), und 9. Schulze in feinem preußijchen Staatsrecht 2, 2, 
893, 1877 erblidt hierin „eine richtige Charakterifirung diefes Verhältnifies.“ 
Mit noch viel mehr Recht wird man Miniftern den Prozeß machen, welche 
ihren untergebenen Beamten Dienftvergehen hingehen laſſen, anjtatt fie vor 
das Disziplinargericht zu ftellen, oder ihre Begnadigung beantragen, oder 
welche überhaupt zu einer fehlerhaften, namentlich zu häufigen Anwendung des 
Begnadigungsrechts die Hand bieten. Welche Gefahren ferner kann ein Minijter 
— wenn er verſäumt, das Treiben gefährlicher Vereinigungen 
gehörig überwachen zu laſſen, oder zu rechter Zeit die Verhängung des Be— 
lagerungszuſtandes zu beantragen, und umgekehrt, welche Plackereien, Verkehrs— 
ſtörungen, Koſten und ſelbſt Gefahren für die Bürger, wenn ohne genügende 
Veranlaſſung ſolche außerordentliche Maßregeln getroffen werden. Ein Miniſter 
auch, welcher ſeine Unterſchrift gibt zur Auflöſung der Landesvertretung, ob— 
wohl keinerlei Anlaß dazu vorlag, oder auswärtige Verwicklungen dieſelbe 
gerade aufs Dringendſte widerriethen, gefährdet die Wohlfahrt des Staats.) 

In unvergleichlic” größerem Maße kann die Sicherheit und Wohlfahrt 
des Staates auf dem Felde der auswärtigen Politit durch einen unfähigen 
Minifter gefährdet werden, wenn er — um mit einem von Bluntſchli ans 
— Beiſpiel zu beginnen — unterläßt, die dargebotene Gelegenheit zum 

bſchluß eines nützlichen Handelsvertrags zu benutzen; wenn ein Kriegsminiſter 
die genügende Ausbildung der Vertheidigungsanſtalten verabſäumt oder ſich 
für die Wehrfähigkeit des Landes verbürgt, während es ungenügend gerüſtet 
iſt. Wenn der Reichskanzler den Kaiſer veranlaßt, ein Bündniß einzugehen, 
welches den Staat in Krieg verwickelt, oder eine Mobilmachung anzuordnen, 
welche nach den Umſtänden voreilig oder geradezu ſchädlich war, oder wenn 
er dem Kaiſer zu früh oder zu ſpät zum Frieden gerathen, nach einem ſiegreichen 
Krieg dem Feind zu leichte Bedingungen auferlegt oder durch übertriebene 
Forderungen den Friedensſchluß zum Nachtheil Deutſchlands verſchlechtert hat. 
Lag die Schuld der deutſchen Niederlagen an einer unglücklichen Wahl der 
Armeeführer, des Generalſtabschefs, macht ſich ein Reichskanzler nicht mit— 





Im gelobten Norwegen, auch einem vom deutſchen Liberalismus vordem ob ſeiner 
Freiheiten beneideten Land, wurde im Jahre 1886 der Staatsminiſter ©. Lövenstiold, 
weil er nicht gegen eine Storthings-Auflöjung protejtirt hatte, dom Staatsgerihtshor ver- 
urtheilt, 4000 Kronen Strafe und die Gerichtskoften zu zahlen. (Mohl, Berantw. d. Min. 
724—26.) 
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ſchuldig an diefen über alles Maß verderblichen Mißgriffen, wenn er im Amt 
bleibt, obwohl der Kaijer die Entfernung jener unfähigen Offiziere weigert. 

Diefe Beispiele dürften zur Genüge zeigen, daß Alles, was überhaupt 
Negierung heißt, jobald einmal das Parlament zu einer eigenen ungünitigen 
Aufaffung gelangt, dem Urtheil des Staatsgerichtshofs unterjtellt 
wird, der nicht wie bei Nechtöverlegungen nach feititehenden Gejegen, jondern 
nach eignem gänzlich ungebundenem Gutdünfen erkennt. Wenn num 
eine aus erfahrenen Staatsmännern zufammengejegte Körperichaft wie das 
englische Haus der Lords oder der amerikanische Senat die Enticheidung zu 
fällen hat, jo ijt der Grundgedanke wenigjtens folgerichtig durchgeführt ; ver— 
ſchoben ijt er jchon bei einer Einrichtung, wie in Baden, wo mit der eriten 
Kammer 9 Mitglieder von Gerichtshöfen über ſolche rein politische Fragen 
mitftimmen und leicht den Ausschlag geben ; haarfträubender Mißverſtand, 
wenn, wie die Männer der Baulsfirche im Jahre 1848 vorfchlugen, 12 ad hoc 
gewählte Gejchtworene mit Mehrheit beantworten follen, ob fie fich auf Seite 
ihres Kaiſers und feines Neichsfanzler8 oder einer Neichstagsmehrheit jtellen 
ſollen. — Für das deutjche Reich ijt eine dem englifchen Oberhaus oder dem 
amerifanischen Senat analoge Storporation nicht zu bejchaffen ; würde fie ein= 
gerichtet, jo würde fie fi) mit dem Neichstag in die eigentliche Staatsmacht 
theilen, und der jegige Schwerpunkt der Regierung gänzlich verlegt werden. 
Bei Anklagen wegen Angelegenheiten der auswärtigen Politik könnten gröbfte 
Srrthümer nicht jelten bleiben, da der vom Neichstag angeflagte Miniſter die 
entjcheidenden Ihatfachen gerade um der Wohlfahrt des Staates willen noch 
geheim halten muß, jeine beiten Vertheidigungsmittel nicht gebrauchen kann. 

Die wichtigjten der eben vorgetragenen Gegengründe hat jchon der Ab: 
geordnete Freiherr Georg v. Binde im verfafjunggebenden Neihstag am 
26. März 1867 in jchlagender Ausführung betont (S. 368—370) und R. Mohl 
bereits 1837 fich gegen eine folche Ausdehnung des Anktlagerechts ausgefprocdhen.!) 
Bon neueren Staatsrechtslehren jteht Georg Meyer auf demjelben Stand- 
punkt. (St-R. 1878, ©. 477, 478.) 

Eine eigentlich juriftiiche Behandlung gejtatten allerdings manche hierher 
gehörige Fälle, und es hat das Neichsjtrafgefeßbuch von 1876 zwei jolcher 
Art vor die ordentlichen Strafgerichte vertiefen. Nah $ 92 Nr. 3 wird 
ein Beamter oder Private, welcher „vorſätzlich“ „ein ihm von Seiten des 
deutjchen Reichs oder von einem Bundesjtaate aufgetragenes Staatsgejchäft 
mit einer andern Regierung zum Nachtheil dejjen führt, der ihm den Auftrag 
ertheilt hat, mit Zuchthaus nicht unter 2 Jahren bejtraft“, und nad) $ 353 a 
trifft Öffentliche Strafe „einen mit einer auswärtigen Miffion betrauten 
Beamten, welcher den ihm durch feinen Vorgefegten amtlich ertheilten An: 
weiſungen vorjäglich zumiderhandelt, oder welcher in der Abficht, feinen 
Borgejegten in deſſen amtlichen Handlungen irre zu leiten, demfelben erdichtete 
oder entjtellte Thatſachen berichtet.“ Die erjte Beſtimmung fann auf den 
Staatsjefretär des Auswärtigen Anwendung finden, welcher Aufträge des 


') Verantw. d. Min. S. 150—152. — Wenn H. Schulze, Preuß. St.:R. 2,2, 89, 
Am. Mohl zu den BVerfechtern des Anflagereht3 wegen Gefährdung der Sicherheit und 
Wohlfahrt des Staats rechner (freilich ohne die Stelle in Mohl's Schrift näher zu bezeichnen), 
jo ijt das ein Jrrthum. Mohl hat jih auch im Jahre 1868 in der I. badiidhen Kammer 
jehr nachdrücklich gegen ein ſolches Recht erklärt und, nachdem er hierin in der Minorität 
geblieben, gegen das ganze Geſetz gejtimmt. (Situngen vom 29. Januar und 8, Februar 
1868. Prot. des Landtags 1867/68 ©. 176.) 
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Reichskanzlers hat, jowie auf den Reichskanzler jelbit, welcher einen Auftrag 
vom Kaiſer erhielt; haben fich Ddiejelben einer vorjäglichen Pflichtverlegung 
ſchuldig gemacht, und es gereicht dem Staate nicht zum Nachtheil, fie zur 
Verantwortung zu ziehen, jo wird es daran gewiß nicht fehlen ; eines Anklage— 
recht? des Reichstags bedarf es nicht, ja falt immer würde es umgefehrt vom 
größten Uebel fein. 


4. Schlaf. 


Das Ergebniß der vorausgehenden Betrachtungen läßt fich etwa in folgende 
Sätze zujammenfajjen : 

1. Soweit ein Bedürfniß anzuerkennen jein jollte, die Anwendung der 
Strafgejege gegen einen Neichsfanzler zu fichern, fann durch Ueber: 
tragung des Anklagerechts an ein höheres Kollegium und Bejchränf: 
ung des Begnadigungsrechts geholfen werden, ohne daß dem Reichstag 
ein Anklagerecht eingeräumt zu werden braudt. 

2. Anflagen wegen anderer Verfaſſungs- und Nechtsverlegungen berühren 
in den wirflich erheblichen Fällen wejentlich politiiche Fragen. Eine 
blos juriftiiche Behandlung durch einen Gerichtshof von Juriſten 
würde ein Würfeljpiel um mwichtigfte Machtfragen bleiben. Ein Staats: 
gerichtshof von politischer Geftalt ift für das Reich ſchwer herzuiftellen ; 
auf jeden Fall dürfte dem Reichstag fein wejentlicher Einfluß auf 
jeine Zufammenjegung zugejtanden werden. Auch wäre zum Beichluf 
einer Anklage im Reichstag ?/, Majorität zu fordern. 

3. Anflagen wegen Gefährdung der Staatswohlfahrt find unbedingt 
auszuschließen, unter welchen Bedingungen diefelben auch gejtellt fein 
mögen. 

4. Der Reichöregierung, und zwar dem Kaiſer, muß das Recht zufommen, 
in den gleichen Fällen, im welchen der Reichstag anflagen fann, aud) 
jeinerjeits Anklage gegen die Mitglieder des Neichstags zu erheben, 
mit der Wirkung, daß der Gerichtshof auf Verluſt der Wählbarkeit 
erfennen darf. Dies war der Standpunkt der württembergijchen Ber: 
faſſung von 1819 $ 199, und wurde im Jahre 1337 von R. Mohl, 
Berantw. d. Min. ©. 57/61 eingehend vertheidigt. 

Ein nahes Bedürfniß für Einführung der Minifteranflage liegt in feiner 
Weiſe vor; der deutiche Reichstag hat bisher einen Einfluß auf die Rechts: 
entwidlung und die politischen Gejchäfte geübt, welcher jedenfalls vollauf 

enügend , vielleicht jchon übergroß war !), was ſich daraus erklärt, daß fein 

Doerhaug neben ihm jteht, welches den Anprall jeiner Macht abjchwächt ; zur 
Beſorgniß, daß ihm fein berechtigter Einfluß geichmälert werde, liegt feinerlei 
Grund vor. Eine weitere Ausdehnung feiner Befugniſſe aber, nach der Nicht: 
ung der parlamentarischen Parteiregierung, müßte für die Sicherheit und 
Wohlfahrt des Reichs die jchwerjten Gefahren heraufbejchwören. 

Es ijt ein folgenjchwerer Irrthum, an der alten Tradition feitzufleben, 
daß die Regierung übermächtig und die VBolfsfreiheit von der Gnade der 
Krone abhängig und gelegentlich auch gefährdet ſei. Wer fo denkt, vergißt ganz 
die Zeit, in der wir leben, die europäiichen Verhältniffe, namentlich die Nach: 
barjchaft einer in Waffen erftarrenden, uns in Zentralifation zehnmal über: 


N Den Hanbgreiflihen Beweis biefür liefern die Zujammenjtellungen in der Schrift 
3. Jollys: Der Reichstag und die Parteien. 1880. 
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treffenden mächtigen Republif, und Daneben im Innern die tagtägliche 
Belämpfung des Reichs durch Polen, Elfäfler, Welfen, offene und unbewußte 
Nepublifaner, ferner durch die unberechenbare Liga der Ultramontanen, und 
endlich den Geheimbund der Sozialdemokraten mit ihrem Anhängjel, den 
Anarchiſten. Wahrlid Sorge muß unter folchen Verhältniſſen der ruhig 
prüfende Vaterlandsfreund empfinden, ob nicht jo vielen vereinigten Feinden 
im Augenblid einer auswärtigen Gefahr gelingen Fünnte, den neu aufgrünenden 
Baum der deutjchen Reichseinheit zu Fall zu bringen, und Deutjchland feinem 
alten Schidjal der Zerjplitterung und Ohnmacht wieder zurüdzugeben. Daß 
den großen Staatsmann, welcher die Reichsverfaſſung ausgedacht, diefe Sorge 
Ihon oft bejchlichen habe, wiſſen wir aus feinem Munde,!) und ihm, der jo 
lange ſich nachgiebig gegenüber einer Eleinen ausjchlaggebenden Partei erwies, 
um die Mitwirkung des Reichstags für den Ausbau der Reichseinrichtungen 
zu erlangen, ihm verdanfen wir e3 auch, daß die Zeit des ewigen Nachgebens 
mit dem Jahre 1878 ihr Ende erreicht hat, und die Berichtigung mancher 
Srrthümer und Unvolllommenheiten an unferen neuen Einrichtungen als die 
nächſte Aufgabe der Verfafjungsgefeßgebung Hingeftellt worden if. So lange 
ſich nod) feine Mehrheiten finden wollen, 3. B. zur Verlängerung der Wahl: 
und Etatöperioden, jo — große Parteien noch ———— die Bewilligung der 
Präſenzſtärke als Tauſchobjekt für andere Nachgaben der Regierung behandeln 
zu dürfen, und offen bekennen, daß fie ſich um weſentliche Verfaſſungsgrund— 
ſätze nicht zu fümmern gejonnen find, kann der Gedanfe der Einführung eines 
Anflagerehts des Reichstags füglid ganz außer Verhandlung bleiben. 

A) 4 B. ſchon Aeußerung v. 2. Dez. 1881 (bei Buſch, Unſer Reichskanzler 1, 31. 1884) 
und 2. März 1885 im Reichstag (S. 1504). 


Vertrag 


über die 


Einrichtung und Unterhaltung deutſcher Poſtdampfſchiffs— 
berbindungen mit SRafen und Anftralien. 


— — 


Zwiſchen dem Reichskanzler Sürften von Bidmard, handelnd im Namen bes 
Neichs, einerieitd, und dem „Norddeutichen Lloyd“ in Bremen, vertreten durch 
den Vorſitzer des Berwaltungsraths, Konful 9. H. Meier, auf Grund der bei- 
gehefteten Beicheinigung, !) andererjeits, ift heute nachftehender Vertrag abgeſchloſſen 
worden. 

Artikel 1. Der „Norbdeutiche Lloyd“ zu Bremen verpflichtet ſich, die 
nachbezeihneten Poftdampficiffslinien einzurichten und während fünfzehn hinter: 
einander folgender Jahre zu unterhalten: 

A. für den Berkehr mit Aſtaſien. 

1. eine Linie von Bremerhaven nad) China, und zwar über einen nieder: 
ländifchen oder belgiihen Hafen, deilen Wahl der Genehmigung des 
Reichskanzlers unterliegt, Port Said, Suez, Adern, Kolombo, Singapore, 
Hongkong nah) Shanghai; 

2. eine Anichlußlinie von Hongkong über Yokohama, Diogo, einen Hafen 
auf Storea, deſſen Wahl der Genehmigung des Reichskanzlers unterliegt, 
Nagaſaki zurüd nad) Hongkong ; 

B. für den Verkehr mit Auftralien. 

1. eine Linie von Bremerhaven nah dem Feſtlande von Auftralien, und 
zwar über einen niederländifchen oder belgiichen Hafen, deifen Wahl der 
Genehmigung des Reichskanzlers unterliegt, Port Said, Suez, Aden, 
Tſchagos-Inſeln, Adelaide, Melbourne bis Sydney ; 

2. eine Anichlußlinie von Sydney über die Tonga-Inſeln nad Apia 
(Samoa:Injeln) und zurüd nah Sydney; 

C. eine Zweiglinie von Lrieh über Brindifi nad) Alerandrien. 

Die Weiterführung der Linie B 1 von Sydney bis Brisbane bleibt dem 
„Norddeutichen Lloyd“ überlaffen, welcher eintretendenfalls auch beziiglich dieſer 
Strede die im gegenwärtigen Vertrage wegen Beförderung der Bolt übernommenen 
Verpflichtungen ohne beiondere Vergütung zu erfüllen hat. 

Artikel 2. Auf den im Artikel 1 unter A und B genannten Boftdampfer: 
linien find jährlih je 13 Fahrten in jeder Richtung in Zeitabitänden von je 
4 Wochen, auf der Mittelmeerlinie (C) jährlid 26 Fahrten in jeder Richtung 
zum Anſchluß an die Linien nah und von Oftafien und Auftralien auszuführen. 

Der Unternehmer hat den Fahrplan aufzuitellen und dem Reichskanzler zur 
Genehmigung (bezw. endgiltigen Feſtſtellung) zu unterbreiten. Die Cinreihung 
des Fahrplan-Entwurfs® muß mindeitens drei Monate vor dem Einführungs— 
zeitpunft die Einholung der Genehmigung zu WYahrplanänderungen mindejteng 
zwei Monate vor dem Zeitpunkt, zu welchem fie eintreten follen, bewirkt werden. 

Der Reichskanzler ift berechtigt, zu jeder Zeit unter den im Plrtifel 25 
(legter Abjag) näher feitgelegten Bedingungen eine Aenderung des beitehenden 


3) Iſt nicht mit abgedrudt. 


7 
v. 
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Fahrplans, ſowie das Anlaufen noch anderer, als der im Artikel 1 benannteır 
Häfen anzuordnen. Für diejenigen Fälle jedoch, in denen es ſich um eine Mender- 
ung in der Fahrgeichwindigfeit oder in der Anzahl der Fahrten handelt, finden 
die Beitimmungen des Artikel 31 Anwendung. Die angeordnete Aenderung it 
dem Unternehmer mindeſtens drei Monate vor dem Zeitpunkt, zu welchem fie in 
Kraft treten fol, ſchriftlich mitzutheilen, 

Arritel 3. Die Dampfer haben die Volt an den fahrplanmäßig bierzu 
zu bejtimmenden Häfen aufzunehmen und abzuliefern. 

Die mit den Dampfern der Mittelmeerlinie zur Beförderung gelangende 
Post ſoll in der Negel zwiichen Alerandrien und Suez auf dem Eiſenbahnwege 
überführt werben. 

In Brindifi und Suez bei der Ausreife und in Alexandrien bei der Heim— 
teile müffen die Dampfer der Mittelmeer: bezw. der oſtaſiatiſchen und auftraliichen 
Linie zu der fahrplanmäßig feitgeleßten Stunde bereit liegen, um jogleih nad 
Empfang der Poſt die Fahrt antreten zu können. Die Abfahrt darf nicht früher 
erfolgen, als bis die Poſt an Bord ift. 

Artikel 4. Die Fahrten find 

auf der oftafiatiichen Hauptlinie (A 1) mit einer Geihwindigfeit von 
mindeftend 12 Knoten, 

auf der auftralifhen Hauptlinie (B 1) und den beiden Anichlußlinien 
(A 2 und B 2) mit einer Geichwindigfeit von mindeſtens 11%), 
Knoten, 

auf der Mittelmeerlinie mit einer Geſchwindigkeit von mindeſtens 
12 Knoten 

auszuführen. 

Die Poſt muß von Brindiſi nach Alexandrien oder umgekehrt in 69 (neun— 
undſechzig) Stunden befördert werden. Für die Beförderung der Poſt zwiſchen 
Alexandrien und Suez auf dem Eiſenbahnwege wird die Reichs-Poſtverwaltung 
Sorge tragen. Wenn und inſoweit zur Ausführung dieſer Leiſtung, nach dem 
Ermeſſen der Reichs-Poſtverwaltung, die Verwendung von Eiſenbahn-Extrazügen 
auf der ganzen Strede oder auf einer Theilftrede zwiichen Alerandrien und Suez 
nothwendig ift, fol der Unternehmer gehalten fein, die betreffenden Reiſenden 
nebjt deren Gepäd ebenfalld mitteld Extrazuges befördern zu laflen. Die Koften 
hierfür find von dem Unternehmer nad einem ſeinerſeits mit der eghnptifchen 
Eifenbahnverwaltung zu vereinbarenden Tarif an dieſe Berwaltung unmittelbar 
zu entrichten. 

Für die Beförderung der Poſt von der Uebernahme in Suez ab find folgende 
Marimalfriften feitgefegt: 

588 Stunden (in Worten 2c.) nad) Honkong, 


685 “ — » Shanghai, 
738 ® — „Melbourne, 
811 z — „Sbhydyney. 


Für die entgegengeſetzte Richtung gelten die gleichen Zeiten, indeß wird für 
die Beförderung der Poſt von Shanghai nach Suez gegenüber der Hinfahrt 
eine um 24 (vierundzmwanzig) Stunden längere Frift gewährt. Findet die Fahrt 
gegen den Monſun statt, fo darf die Fahrzeit nah Shanghai um 63 (breiund- 
jechzig), von Shangha um 83 (dreiundachtzig), von Sydney um 44 (vierunds 
vierzig Stunden überjchritten werben. 

In den angegebenen Beförderungsfriften find die Aufenthaltözeiten für bie 
Zwiichenhäfen enthalten, und zwar: 
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auf der oftafiatijchen Linie 
6 Stunden für Aden, 


24 * „Kolombo, 

24 * „Singapore, 

24 a „Hongkong bei der Ausreiſe und 
48 „Hongkong bei der Heimreije; 


auf der auftraliihen Linie 
6 Stunden für Aden, 
12 ö „ die Tſchagos⸗Inſeln, 
P „ Mbelaide und 
24 a „ Melbourne. 

Die Friften für die Beförderung der Poſt und für die Aufenthaltözeiten 
auf den Zweiglinien werden durch den Fahrplan feitgeießt werben. 

Die Friſten für die Beförderung der Post werden von dem Augenblid ab, 
in weldem das legte Poititüd an Bord des Schiffes gelangt, bis dahin gerechnet, 
wo das erite Poftitüd im Endhafen von Bord an Land gebraht wird. 

Artikel 5. Andere als die fahrplanmäßigen Häfen dürfen, vorbehaltlich 
befonberer Genehmigung des Reichskanzlers im Ginzelfall, von den Dampfern 
nicht angelaufen werden. Sind letztere in Folge ſchlechten Wetters oder eines 
anderen Umftandes, welcher bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt nicht zu vers 
meiden war, gezwungen, dem Fahrplan zumider einen Nothhafen anzulaufen, jo 
ift die geieglich vorgejchriebene Verklarung, falls fie im Auslande zu bewirken 
ift, wenn thunlich, vor dem deutichen Konſul abzulegen. Kann ein genügender 
Entichuldigungsgrund für das fahrplanwidrige Anlegen in glaubhafter Weiſe, 
insbejondere durch die abgelegte Verklarung und dur den Inhalt des Sciffö- 
journal® nicht nachgewiejen werben, fo ift für das erite Anlegen eine Strafe von 
1000 (eintaujend) Mark und für das zweite Anlegen auf derjelben Fahrt eine 
jolche von 2000 (zweitauiend) Mark verwirkt; bei einer drittmaligen und jeder 
ferneren Zumiberhandlung auf ein und derielben Fahrt liegt es in der Befugniß 
des Reichskanzlers, eine Strafe in Höhe von 2000 bis 5000 (fünftauiend) Mark 
einſchließlich feſtzuſetzen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden ſinngemäße Anwendung auf die— 
jenigen Fälle, in welchen fahrplanmäßige Häfen nicht angelaufen werden. 

Artikel 6. Jede Verſpätung in der Abgangs- oder der Ankunftszeit an 
den Anfangs- und Endpunkten der Haupt- und Zweiglinien wird, ſofern ſie nicht 
erwieſenermaßen durch einen Umſtand, welcher bei Anwendung der gehörigen 
Sorgfalt nicht zu vermeiden war, oder durch verſpätete Zuführung der Poſt ver: 
urſacht it, mit einer Strafe von -50 (fünfzig) Mark für die Stunde belegt. 
Bei einer nicht gerechtfertigten Veripätung von über 12 (zwölf) hintereinander 
folgenden Stunden erhöht fih die Strafe von der dreizehnten Stunde ab auf 
das Doppelte. 

Diefe Strafbeträge werden je mit dem doppelten Betrage eingezogen, wenn 
die Verzögerung in der Abfahrt durch Berladung von Gütern herbeigeführt 
worden iſt. 

Der Reichskanzler ift berechtigt, Strafen bis zu gleicher Höhe auch für 
Berjpätungen der Abfahrt an den Zwiſchenhäfen feitzujegen. 

Die in diefem und dem vorhergehenden Artikel vorgejehenen Strafen jollen 
in feinem Falle die Höhe der Vergütung überjteigen, welche auf die betreffende 
Fahrt bei Zugrundelegung des im Artikel 25 beitimmten Sage: für die See 
meile entfallen würde. 


— 
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Zum Zweck der Kontrole über die planmäßige Ausführung der Fahrten 
iſt nach dem jedesmaligen Wiedereintreffen eines Dampfers am Anfangspunkte 
des Kurſes ein alle erforderlichen Angaben enthaltender beglaubigter Auszug aus 
dem Schiffsjournal an den Reichskanzler einzureichen. Letzterer iſt berechtigt, 
die bezeichnete Kontrole auch in anderer Weiſe ausüben zu laſſen. Sollte aus 
dem Umſtande, daß die Dampfer nicht zur fahrplanmäßigen Zeit abgehen, bie 
Nothivendigkeit eintreten, die Poit auf einem anderen Wege zu befördern, jo hat 
der Unternehmer in allen Fällen die baaren Auslagen zu erjegen, welche durch 
dieſe Beförderung entitehen. 

Artikel 7. Der Unternehmer hat zur Ausführung der im Mrtifel 2 
bezeichneten Fahrten die erforderlichen Dampfer, und zwar mindeltens 

a) für die ojtafiatiihe und die auftraliihe Hauptlinie je 5 Dampfer; 

b) für die oftafiatiihe und die auftralifche Zweiglinie je 1 Dampfer und 
außerdem für beide Linien 1 Nejervebampfer, welchem auf Verlangen ein 
zweiter Nejervedampfer hinzutreten wird; 

ce) für die Mittelmeerlinie 2 Dampfer 
auf feine Koſten einzuftellen und zu unterhalten. 


Bon diefen Dampfern find mindeltens ſechs neu zu erbauen, von denen drei 
in die oftafiatiihe und die auftraliihe Hauptlinie (A 1 und B 1), die drei 
übrigen in die oftafiatiiche und auftraliihe Anichlußlinie (A 2 und B 2) inner: 
halb achtzehn Monaten nad) Vollziehung ded Vertrages einzustellen find. 
| Sänmtlihe in die Linien einzuitellende Dampfer dürfen in ihrer Konitruftion 
und Einrihtung, namentlich in Bezug auf Sicherheit, Bequemlichkeit und Kom— 
fort für die Neifenden, fowie Hinfichtlich der Verpflegung den auf denſelben 
Linien laufenden Poſtdampfern anderer Nationen nicht nachſtehen, und müſſen 
insbejondere den im folgenden Artikel angegebenen Anforderungen entiprechen. 

Artikel 8. Die Dampfer follen, abgeiehen von ben für die Sciffsbelag- 
ung und den zur Aufnahme der Poſt und deren etwaigen Begleiter beitimmten 
Räumlichkeiten, Einrichtungen zur Beförderung von Paffagieren dreier verjchiedener 
Klaſſen haben. Die Räume müffen mit allen für die Paſſagiere nothiwendigen 
Gegenftänden ausgerüftet fein. In den Räumlichkeiten ber dritten Klaſſe find 
Sclafeinrichtungen, beitehend aus Matrage und Kopftiffen, in genügender Anzahl 
herzurichten. Für einzeln reifende Perſonen weiblichen Geſchlechts find beiondere 
Abtheilungen herzurichten, welche verjchließbar fein müffen. 

An Bord der von Deutichland nah Oftafien und Auftralien gehenden Dampfer 
ſoll fi auf der Hin= und Nüdreife ein in Deutjchland approbirter Arzt befinden. 

Die Schiffe müſſen durch Querichotte in ſoviel waſſerdichte Abtheilungen 
getheilt fein, daß dur das Volllaufen von zwei Abtheilungen das Sinfen des 
Schiffes nicht herbeigeführt wird. Die Querſchotte find diefer Bedingung ent: 
iprehend hoch genug zu führen; das Schott zur vorderiten Abtheilung des 
Schiffes darf feine Thür enthalten, die Thüren ‚in den übrigen Schotten müflen 
leicht und fichernd geichloffen werben Zönnen, ‘Ferner find Nettungsboote in 
einem der Gewohnheit entiprechenden Umfange und Schwimmgürtel in einer der 
Meiftzahl an Paſſagieren und Mannſchaften mindeitens gleihen Stüdzahl für 
jedes Schiff zu beichaffen. 

Nüdfichtli der Zweiglinien bleibt dem Neichsfanzler die Befugniß zur 
Ermäßigung der in dieſem Artikel geitellten Anforderungen vorbehalten. 

Artiltel 9. Der Brutto-Naumgehalt der einzuftellenden Dampfer ſoll 
wenigitend betragen: 
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3000 Regiiter-Tond für die Linien A 1 und B 1 des Artikel 1, 


1500 r „» » Linie A2 S — 
1000 re BR Tr 
2000 ‚ e C (Mittelmeer) „ = 


Artikel 10. Sn die Liuien einzuſtellende neue Dampfer müffen auf 
deutihen Werften und thunlichit unter Verwendung deutichen Materials gebaut 
werden. Die Pläne für den Bau unterliegen der Genehmigung des Reichs— 
fanzlerd. Die Schiffe find zur höchſten Stlaffe beim Germanifchen Lloyd zu 
klaſſifiziren. 

Die an den Dampfern vorzunehmenden größeren Inſtandſetzungen müſſen, 
fomweit thunlich, ebenfall® auf deutichen Werften zur Ausführung gelangen. 

Der Kohlenbedarf für die in die Linien einzuftellenden Dampfer ift, foweit 
die Einnahme besjelben in bdeutichen Häfen oder in dem nach Artikel 1 anzu— 
laufenden nieberländiichen oder belgiichen Hafen erfolgt, ausfchließlih durd 
deutſches Produkt zu deden. Abweichungen hiervon find nur mit Genehmigung 
des Reichskanzlers zuläflig. 

Artikel 11. Alle in die Fahrt einzuftellenden Dampfer müſſen vorher 
durch Sachverſtändige, welche der Reichskanzler ernennt, geprüft und als ben 
Anforderungen genügend anerkannt fein. 

Der Reichskanzler ift berechtigt, diefe Prüfung während der Vertragädauer 
jederzeit wiederholen zu laffen und auf Grund des Ergebnifjes der Prüfung ein 
Schiff für ungeeignet zu erflären. In legterem Falle ift der Unternehmer ver: 
pflichtet, binnen der ihm geftellten Frift das betreffende Schiff zurüdzuziehen und 
für einen geeigneten Erſatz nah Maßgabe der im Artikel 12 getroffenen Feſt— 
fegungen zu forgen. Kommt der Unternehmer diefer Verpflichtung nicht nad), 
fo hat derſelbe für jeden Tag der veripäteten Einftellung eines geeigneten Schiffes 
eine Strafe von 400 (vierhundert) Markt zu zahlen. 

Die in Deutichland und den betreffenden ausländiſchen Häfen geltenden 
geleglihen Beftimmungen über die amtlichen Befichtigungen zc. der zur Perſonen— 
beförbderung dienenden Dampfichiffe hat der Unternehmer unter eigener Berant- 
wortlichfeit und auf feine Koften zu erfüllen. 

Artikel 12. Im Falle ein auf den Vertragslinien verwendetes Schiff in 
Verluit geräth, hat der Unternehmer einen neuen Dampfer zu beichaffen und bis 
zu deſſen Fertigitellung für den ungeltörten Fortgang des Dienites Sorge zu 
tragen. MWorübergehend können in ſolchem Falle mit Genehmigung des Reiche: 
kanzlers auch Schiffe eingeftellt werben, welche nicht allen vertraggmäßigen Be: 
dingungen entiprechen ; nothwendiges Erforderniß iſt jedoh, daß fie zur Eins 
haltung der planmäßigen Fahrzeit im Stande find. 

Zum Griag eines in Berluft gerathenen Schiffes durch einen allen Beding— 
ungen Genüge leiftenden neuen Dampfer wird eine Frilt von 18 Monaten 
gewährt. Crfolgt der Erſatz im diefer Zeit nicht, fo hat der Unternehmer eine 
Strafe von 400 (vierhundert) Mark für jeden Tag der verjpäteten Einftellung 
de3 Schiffes zu zahlen. 

Artikel 13. Die Dampfer führen die deutihe Poftflagge nad) Maßgabe 
der über die Führung derſelben durch derartige Schiffe beitehenden Allerhöchiten 
Beitinnmungen und befördern die Poft nebit den etwaigen Begleitern ohne bejon- 
dere Bezahlung. Lestere find and) unentgeltlich zu verpflegen, und zwar Beamte 
wie Neiiende 1. Klaſſe und Umterbeamte wie Neifende II. Klaſſe. Jedem Poſt— 
begleiter ijt eine bejondere Sabine mit angemellener Austattung zur Benugung 
zu überweilen. 
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Unter Poſt find alle Briefbeutel, Zeitungsfäde, Werthiendungen und Poſt— 
padete zu verftehen, welche den Dampferi von ber beutichen Reichs-Poſtverwaltung 
oder von den in Betracht fommenden ausländiichen Poltverwaltungen zur Beförder— 
ung übergeben werden. 

Ale aus dem Boitbeförderungsdienite herrührenden Ginnahmen bezieht 
das Reich. 

Werden die Dampfer von Poſtbeamten nicht begleitet, jo iſt die Poſt jeitens 
des Schiffsführers am Anfangspunfte der Fahrt und an den lnterwegsorten 
gegen Quittung zu übernehmen und in einem eigens zu dieſem Zweck hergerich- 
teten, gegen Näſſe, Feuersgefahr und ſonſtige Beihädigung geihüsten und gehörig 
gelicherten Raume während der Fahrt unter Verihluß aufzubewahren. Imgleichen 
hat der Sciffsführer in dem bezeichneten alle die Verpflichtung, die übernommenen 
Poſtſachen an den betreffenden Unterwegsorten beziehungsweile am Endpunfte der 
Fahrt an die zur Empfangnahme berjelben berechtigten Perſonen abzuliefern. 

Die Uebernahme und die Ablieferung der Boftiachen hat unter Beachtung 
der in dieſer Beziehung von der Reichs-Poſtverwaltung ertheilten Worichriften 
zu erfolgen. Findet eine Begleitung der Poſt durch Poſtbeamte ftatt, jo ift den 
Beamten außer dem erwähnten Aufbewahrungsraum ein geeigneter, den An 
forderungen der Reichs-Poſtverwaltung entiprehender heller Raum zur Bearbeitung 
der Poſt während der Fahrt poftbureaumäßig einzurichten und zur Verfügung 
zu ftellen; die Grleuhtung, Heizung und Neinigung dieſes Raumes hat der 
Unternehmer auf feine Koften bewirken zu laſſen. Die Uebernahme und Abliefer: 
ung der Poſtſachen liegt in dieſem Falle den Poftbeamten ob. Jedoch ift der 
Unternehmer verpflichtet, auf Verlangen der Poſtbeamten die zum Transport der 
Poftjäde zwilhen dem Bureauraum und dem Aufbewahrungsraum u. ſ. w. 
erforderliche Hilfe durh die Schiffsmaunſchaft zu gewähren. 

Wenn der Poftbeamte während der Fahrt aus irgend einem Grunde ver: 
hindert werden follte, jeinen Dienft weiter fortzufegen, fo hat der linternehmer 
die volle Verantwortlichkeit für die Poftladung zu übernehmen und den Poſtdienſt 
bis auf MWeitered nad) Maßgabe der für derartige Fälle von ber Reichs-Poſt-— 
verwaltung ertheilten befonderen Borichriften beiorgen zu laſſen. 

Auf jedem Schiff muß auf Stoften des linternehmers ein verichließbarer 
Briefkaſten angebradht werden. Sofern eine Begleitung der Dampfer durch Poſt— 
beamte nicht ftattfindet, hat der Kapitän durch einen von ihm zu beitimmenden 
Schiffsoffizier den Brieflaiten rechtzeitig leeren und Die darin vorgefundenen 
Sendungen nad) Maßgabe der von der Reichs-Poſtverwaltung gegebenen bezüg- 
lihen Beitimmungen behandeln zu laſſen. 

Die Einihiffung und Landung der Poſt hat in allen Häfen auf Gefahr 
und Koiten des Unternehmers zu erfolgen. 

Die Landung der Bolt hat fofort nad) dem Gintreffen der Dampfer in dem 
betreffenden Hafenorte, beziehungsweile auf der zugehörigen Rhede zu geichehen. 
In Suez und Alerandrien ift behufs Ueberführung der Poſt, fowie der Reiſenden 
und deren Gepäds zwiihen Schiff und Land je ein kleinerer Dampfer ſeitens 
des Unternehmers auf Verlangen zu ftellen. Wenn der Dampfer durch Poſt— 
beamte begleitet wird, ſo ift der erite Beamte in jedem Hafen ober Plag, wo 
Roiten abzuliefern oder einzunehmen find, jo bald und fo oft er es in dienstlichen 
Intereife für nothwendig hält, and Land zu befördern und von dort an das 
Schiff zurüdzubringen, entweder gleichzeitig mit der Pojt oder, wenn der Beamte 
dies für zwedmäßig halten ſollte, ohne die Poſt, und zwar in einem angemeffenen 
feetücchtigen, mit gehöriger Mannſchaft und Ausrüftung verfehenen Boot. 
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Artitel 14. Der Internehmer darf mit den Dampfern feine anderen 
Briefe oder ſonſtigen poftzwangspflichtigen Gegenstände befördern laſſen, als 
ſolche, welche ihm entweder von den Poſtbehörden überwielen, oder die mittel$ 
des im vorhergehenden Artifel erwähnten Briefkaſtens eingeliefert worden find. 


Der Unternehmer ift aud dafür verantwortlich, daß weder von den Kapitänen 
noch von ber übrigen Schiffsmannichaft Briefe und fonftige poftzwangspflichtige 
Gegenitände mitgenonmen werden. Für jede Zumiderhandlung hat der Unter— 
nehmer den Betrag des hinterzogenen Portos und außerdem nad) näherer Feſt— 
jegung der Reichs-Poſtverwaltung eine Strafe bis zu fünfzig Mark zu entrichten. 

Dem linternehmer bleibt es jedoch geitattet, mit feinen Agenten und Beaufs 
tagten im Auslande mitteld der Schiffe Briefiendungen auszutauschen, ohne die— 
jelben der Poſt zur Beförderung zu übergeben. 


Artikel 15. Falls ein Dampfer unterwegs einen Unfall erleidet und aus 
diefem Grunde die Neife unterbrehen muß, hat, wenn an Bord fi ein Poſt— 
beamter befindet, diejer in Benehmen mit dem Kapitän, in allen anderen Fällen 
fegterer allein für die MWeiterbeförderung der Poſtladung mit dem nächiten deut— 
jchen oder fremden, nad dem Beitimmungsort der Poſtſachen fahrenden oder mit 
Zwifchen- bezw. Ankunftsplägen in Berbindung stehenden Dampfer zu jorgen. 
Da fi im diefer Beziehung ein» für allemal beſtimmte Vorſchriften nicht ertheilen 
lafjen, jo müjfen der Boftbeamte an Bord und der Stapitän bezw. letzterer allein, 
je nah Lage des einzelnen Falles, die jchnellfte Weiterbeförderungsgelegenheit für 
die Poſt wählen. 

Die für diefe Weiterbeförderung etwa entjtehenden Koften fallen ſtets dem 
Unternehmer zur Laſt. 


Artifel 16. Der Unternehmer haftet dem Neich für den Schaden, welcher 
durch Berluft, Beihädigung oder verzögerte Beförderung von Poftiachen in der 
Zeit zwiichen der Einladung und der Ausladung entiteht, in demfelben Umfange, 
in welchem die Reichs-Poſtverwaltung durch Gefege oder Verträge den Abjendern 
von PRoftiendungen gegenüber zum Schadenerjag verpflichtet iſt. Die die Haft: 
verbindlichfeit beichränfenden Beitimmungen des Handelsgeſetzbuchs finden hierbei 
feine Anwendung. Insbeſondere wird die Haftpflicht des Unternehmers für Koſt— 
barfeiten, Gelder und Werthpapiere nicht dadurd bedingt, dak dem Stapitän bezw. 
Sciffsoffizier dieſe Beichaffenheit oder der Werth bei der Einladung anges 
geben worden ift. Immerhin wird die Poftverwaltung nad Thunlichkeit dafür 
Sorge tragen, daß den Sciffsführern von dem Vorliegen bedeutender Werth: 
ſendungen bei Zeiten Mittheilung gemacht wird, Sofern fich ein mit der Be— 
auffihtigung der Poitladung beauftragter Poftbeamter an Bord befindet, joll der 
Unternehmer jedoch für Berluft oder Beihädigung von Poſtſachen nur dann 
haften, wenn der Schaden entjtanden ift: 


1. durh Schiffs: oder Seeunfall, auögenommen allein die unabwendbaren 
Folgen eines Naturereigniſſes, oder 

2. durh Handlungen oder Unterlaflungen des Unternehmers, feiner Leute 

oder der Schiffsbelagung, oder 

3. durch Handlungen der auf dem Schiffe befindlichen Reiſenden. 

Artikel 17. Dem linternehmer wird bie Einnahme an Fracht- und lleber- 
fahrtögeldern überlafien. Die Feſtſetzung der Tarife erfolgt im Cinvernehmen 
mit dem Reichskanzler. Zu diefem Behuf find die Entwürfe der bei Eröffnung 
des Betriebs in Kraft zu ſetzenden Tarife mindeſtens drei Monate vor der 
Betriebseröffnung dem Reich3fanzler einzureichen. 
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Spätere Abänderungen des Tarifs find mindeltend ſechs Wochen vor dem 
Zeitpunfte, zu welchem fie in Kraft treten jollen, dem Reichskanzler anzuzeigen, 
und gelten als genehmigt, fofern bis zu dem erwähnten Zeitpunfte eine ander: 
weite Beltimmung des Reichskanzlers nicht erfolgt. 

Hinſichtlich der Veröffentlihung der Tarife, jowie der dazu ergehenden Ab— 
änderungen hat der Unternehmer die etwa ergebenden Beſtimmungen des Reichs 
fanzlerö zu befolgen. 

Artitel 18. Der Tarif für die Giüterbeförderung von und nad Hamburg 
foll mit demjenigen von und nad) Bremen völlig gleich gehalten werden. Dem: 
gemäß hat der „Norddeutiche Lloyd“ die Beförderung der von und nah Ham— 
burg aufgegebenen Güter zwiihen Hamburg und Bremerhaven auf dem Wailer- 
wege koftenfrei zu bewirken, und für dieſe Beförderung alle erforderlihen Ein— 
rihtungen zu treffen, damit im Verſandt der von und nad) Hamburg zu über= 
führenden Iransporte feine Verzögerung oder Benadtheiligung gegenüber den in 
Bremen diredt aufgegebenen vorkommıe. 

Der „Norddeutſche Lloyd“ verpflichtet fih, an denjenigen Orten, welche der 
Reichskanzler bezeichnen wird, Agenturen zu errichten und zu unterhalten, welche 
ald Sammelftellen für die zur Beförderung mit den Boftdampferlinien aufgegebenen 
Waaren beftimmt find. Dieje Agenturen müflen ermächtigt fein, auf Verlangen 
des Abſenders den Vertrag über den ganzen Transport von der Sammelitelle 
bis zu dem überfeeiichen Beitimmungsort der Frachtgüter abzuichließen. Hierbei 
find die Tarife jo zu geitalten, daß die Geſammtfracht, einſchließlich der Eijen- 
bahnfradt von der Sammelftelle zum Einichiffungshafen, fich bei der Beförderung 
über Bremen nicht höher ftellt, alö bei der Beförderung über den nad Artikel 1 
anzulaufenden niederländiichen oder belgiichen Hafen. 

Die in das Konofjement aufznnehmenden allgemeinen Bedingungen (Betriebs: 
Reglement) für die Güterbeförderung find dem Neichöfanzler zur Genehmigung 
vorzulegen. 

Nitrogiycerin und andere Gegenitände, deren Transport mit Gefahr ver: 
bunden ift, dürfen mit den Dampfern nicht befördert werden. 

Artikel 19. Die von dem „Norddeutichen Lloyd“ für den Betrieb der 
Boftdampferlinien augeftellten Perſonen, einichließlich der in ausländiſchen Plätzen 
beitellten Agenten ſollen, foweit durch beiondere Verhältniffe nit Ausnahmen 
geboten find, deutiche Reichsangehörige fein. 

Un folden Orten des Nuslandes, in denen der Unternehmer Agenten unter: 
hält, folfen leßtere auf Verlangen des Reichskanzlers verpflichtet fein, Poitdienft- 
geihäfte nad) Maßgabe der von der Reichs-Poſtverwaltung zu ertheilenden näheren 
Borichriften wahrzunehmen. Die für ſolche Dienftverrichtungen unter Umſtänden 
zu gewwährende Vergütung wird von der Reichs-Poſtverwaltung feitgelegt. 

Schiffsführer und fonftige im Betriebe der Poftdampferlinien Angeitellte, 
welche einer erheblichen Verlegung oder Vernachläſſigung der ihnen obliegenden 
Pflichten fi) ſchuldig machen, find aus dem Dienftbetriebe der Poftdampferlinien 
zu entfernen, jofern der Neichöfanzler auf Grund des Ergebniffes der anzuſtellen— 
den Interfuchung dies verlangt. 

Artikel 20. Unternehmer verpflichtet ſich 

a) die im Dienfte des Reichs oder eines Bundesftaated reifenden Beamten, 

b) die Ablöfungsmannfchaften der Staiferlihen Marine, ferner ſolche Anges 

hörige der Stailerlichen Marine, welche wegen Krankheit oder wegen 
Dienitvergehen oder ftrafbarer Handlungen nad Deutichland zurück— 
gelandt werben, 
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c) Waffen, Munition, Ausrüftungsgegenftände und Proviant der Staifer: 
lihen Marine 
gegen um 20 Prozent unter den Tarif ermäßigte Sätze zu befördern. Jedoch 
darf die Zahl der unter b erwähnten Mannſchaften auf demielben Schiff ohne 
Zuftimmung des Unternehmers nicht über 65 (fünfundiechzig) hinausgehen. 

Im Falle einer Mobilmahung der Marine fteht es dem Neichäfanzler frei, 
die auf den Linien verwendeten Dampfer gegen Eritattung des vollen Werthes 
anzufaufen oder gegen Vergütung ſonſt in Aniprucd zu nehmen. Die Ermittel: 
ung bed Werthes, bezw, die YFeititellung der Vergütung erfolgt in Gemäßheit 
der Beitimmungen im $ 24 (bezw. $ 23) des Gejeges über die Striegsleiftungen 
vom 13. Juni 1873. 

Ein Verfauf oder eine miethsweiſe Ueberlaſſung der Dampfer an eine fremde 
Macht darf ohne Genehmigung des Reichskanzlers nicht ftattfinden. 

Artikel 21. Der Unternehmer ift verpflichtet, Perfonen, weldhe zum Zweck 
der Strafverfolgung oder Strafvollitredung einer deutihen Behörde, oder deuticher: 
feit3 einer fremden Behörde überliefert werden jollen, unter nachfolgenden Bes 
dingungen zu befördern. 

Diele Perſonen, mögen fie von einem Molizeifoldaten begleitet fein oder 
nicht, find während ber Fahrt der Regel nad in einer verichloffenen Kammer 
unterzubringen. 

Dem Stapitän (oder, im alle einer amtlichen Begleitung, dem begleitenden 
Beamten nach vorherigem Benehmen mit dem Stapitän) beibt es überlaffen, ein 
zeitweiliges Verweilen dieſer Perſonen auf Ded unter Aufficht zu geftatten. 

Die Beförderung derartiger Perfonen nebſt etwaigem Begleiter ift auf Ver— 
langen der zuftändigen inländiichen Behörde oder im Auslande der Gejandten 
und Konſuln des Reichs zu übernehmen, und werden für biejelbe dem Unter— 
nehmer die tarifmäßigen Süße vergütet. Auf ein und berjelben Fahrt jollen 
ohne Zuftimmung des Unternehmers mehr als vier derartige Perfonen nicht 
befördert werben. 

Außer den Gefangenen find auf Requifition der genannten Behörden auch 
die Unterfuhungsalten und beichlagnahmten Beweisftüde mitzubefördern, ohne 
daß hierfür eine beiondere Vergütung gewährt wird. 

Artikel 22. Auf jedem Dampfer wird ein Beichwerdebud; ausgelegt, 
welches von einer durch den Reichskanzler zu beauftragenden Dienititelle mit 
Seitenzahlen zu verjehen iſt. 

Dei Berabreihung meuer Beſchwerdebücher merben die alten jeitens ber 
bezeichneten Dienititelle eingeforbert und zurücdgelegt, ſobald alle in denſelben 
befindlichen Beichwerben ihre Erledigung gefunden haben. 

Das Beſchwerdebuch wirb von dem mit der Aufbewahrung desſelben beauf- 
tragten Sciffsoffizier den Reiſenden auf Verlangen verabfolgt. Die nieder: 
geichriebenen Beichwerden find von den Kapitän fogleich gründlich zu unterfuchen. 
Demnächſt hat derielbe unter Einreichung der Beſchwerde in beglaubigter Abichrift 
und der etwaigen Verhandlungen, an den Neichöfanzler Bericht zu eritatten, 
damit der Sachverhalt geprüft und die Erledigung der Beichwerde veranlagt 
werden fann. 

In allen für die Reiſenden der verichiedenen Klaſſen beftimmten gemeinjanen 
Räumen ift durch einen Anichlag erſichtlich zu machen, welcher Schiffsoffizier 
mit der Aufbewahrung des Beſchwerdebuchs und der Verabfolgung desielben an 
die Neilenden beauftragt iſt. 
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Artikel 23. Der Neichsfanzler behält fich vor, jederzeit — in Kurs— 
Häfen oder unterwegs — den Zuftand des Dienftes dur einen Kommiſſar prüfen 
zu laflen. Lebterem ift auf fein Verlangen ungehinderter Zutritt zu allen Sciffs- 
räumen zu geftatten und in allen geforderten Beziehungen Aufichluß zu ertheilen. 

Die Beförderung und Verpflegung des Kommiſſars auf den Schiffen erfolgt 
gegen Entrihtung des Weberfahrtögeldes (Artikel 20 Ziffer a); jedoch ift den 
Kommiſſar ftetö eine befondere Kabine zuzumeilen. 

Artikel 24. Die regelmäßigen Fahrten müſſen fpäteitens innerhalb 
12 Monaten nach Bollziehung diejes Vertrages beginnen. Geichieht ſolches nicht, 
jo hat der Unternehmer für jeden Tag der Berjpätung eine Strafe von 400 
(vierhundert) Mark zu zahlen. 

Artikel 25. Für die Erfüllung der in diefem Bertrage übernommenen 
Berbindlichfeiten empfängt der Unternehmer vom Tage der Gröffnung der regel- 
mäßigen Fahrten ab aus der Reichsfafle eine Vergütung von jährlih 4,400,000 
Mark (vier Millionen vierhunderttauiend Mark), -— und zwar 4,000,000 Marf 
für die im Artikel 1 unter A und B aufgeführten Linien und 400,000 Mark 
für die Mittelmeerlinie — zahlbar in monglichen Theilbeträgen am legten Tage 
jedes Monats. 

Diefe Vergütung wird infoweit gekürzt, als die vertragsmäßig bedungenen 
Fahrten nicht zur Ausführung gekommen find. Die Kürzung erfolgt — ſei es, 
daß eine Fahrt ganz oder theilweile ausgefallen ift — in der Weije, dab für 
jede gegenüber dem Fahrplan zu wenig zurüdgelegte Seemeile bezüglich der im 
Artikel 1 unter A und B aufgeführten Linien der Betrag von 5,60 Mark (fünf 
Markt 60 Pig.) und bezüglich der Mittelmeerlinie der Betrag von 6,34 Marf 
(echs Mark 34 Pig.) von den nädjitfälligen Monatsraten zur Reichskaſſe ein- 
behalten wird. Für die Berechnung der Entfernungen find die im Fahrplan 
enthaltenen Feitlegungen der Seemeilenanzahl maßgebend. 

Die von dem Unternehmer eintretendenfall® auf Grund der Artifel 5, 6, 
11, 12, 14 und 24 zu zahlenden Geldftrafen, welche der Reichskanzler endgiltig 
feitiegt, jowie die nadı Artikel 15 Abſatz 2 und Artikel 16 zu erftattenden Be: 
förderungsfoften und Entihädigungen werden — unbejchabdet ber Beitimmung im 
Artikel 27 — von der zunächſt fällig werdenden Subventionsrate einbehalten. 

Wenn der Neichöfanzler das Anlaufen nocd anderer als der im Artikel 1 
benannten Häfen anordnet, jo joll, wenn die dadurch entitehende Verlängerung 
oder Verkürzung des Kurſes (die Hin- und Rüdreife zujammengenommen) gegen: 
über dem bei Beginn des Vertrages giltig geweienen Fahrplan nicht mehr als 
250 Seemeilen beträgt, eine Nenderung in der Höhe der Vergütung nicht ein: 
treten. Grgibt fih dagegen aus Surdänderungen der bezeichneten Art eine Ver: 
lüngerung oder Verkürzung des Kurſes (die Hinz und Nüdreife zuſammen— 
genommen) um mehr als 250 Seemeilen gegenüber dem bei Beginn des Vertrages 
giltig gewejenen Fahrplau, fo wird für jede im Vergleich zu legterem mehr oder 
weniger zurüdzulegende Scemeile die Vergütung um den Betrag von 5,60 
(bezw. 6,34) Mark erhöht bezw. gefürzt. 

Artifel 26. Der Unternehmer hat über die Schiffe, welche auf den nad 
diejem Vertrage zu unterhaltenden Linien verwendet werden, gemäß den biöher 
bei ihm üblich geweienen Prinzipien eine Seperatrechnung zu führen. In diefer 
find den Ginnahmen folgende Ausgabebeträge gegenüberzuftellen: 

1. die laufenden Stoften für die Unterhaltung der Schiffe, 

2, ein entjprechender Antheil an den Generalunfoften des Betriebes des 

„Norddeutſchen Lloyd“, 
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3. 6 Prozent Aflefuranzprämie von dem YBuchwerth der Schiffe, 
4. 5 Prozent Abichreibung vom Kapital der Schiffe und 20 Prozent 
Abichreibung von der Ausrüftung der Schiffe, 

5..5 Prozent Zinien von dem Buchwerth der Schiffe, 

6. 5 Prozent für den Seperat:Neiervefonds der nad diefem Vertrage zu 

unterhaltenden Yinien, 

7. die Ausgaben für Mannichaftslöhne, Beköftigung, Kohlen, Maſchinen— 

ſtores, Schifförequifite und Hafenunkoſten 2c. 

Bei Berechnung der unter 4 und 6 angegebenen Prozentjäge ift der dom 
Unternehmer buchmäßig nachzuweiſende Werth der Dampfer zur Zeit, zu welcher 
fie in die Fahrten eingeftellt worden find, und bei Ermittelung des Antheils an 
den Generalunfojten der jeweilige Gejammtbuchwerth diefer Dampfer im Ber: 
hältniß zu dem der ganzen Flotte des „Norddeutichen Lloyd“ zu Grunde zu legen. 

Ergibt fih auf diefe Weife nach der Separatrehnung nad Ablauf der erften 
fünf Vertragsjahre ein jährlicher Ueberſchuß für den Unternehmer, jo ſoll für die 
Folgezeit der Unternehmer auf Verlangen und nah Wahl des Neichstanzlers 
verpflichtet jein, bis zur Höhe der Hälfte der betreffenden Summe entiprechende 
weitere Zeiftungen zur Durchführung der in dieſem Vertrage verfolgten Zwede 
zu übernehmen oder aber die Hälfte des erwähnten Ueberſchuſſes an die Reichs— 
fafle zu erftatten. 

Dem Reichskanzler ſteht es jederzeit frei, von den Geichäftsbüchern bes 
Unternehmers Ginficht zu nehmen. 

Artikel 27. Zur Sicherftellung der Erfüllung der aus dem gegenwärtigen 
Vertrage ſich ergebenden Berbindtichkeiten beftellt der Unternehmer dem Reich eine 
Kaution don 500,000 Mark (fünfhunderttaufend Mark) durch Verpfändung von 
Schuldverichreibungen des Reichs oder eines Bundesftaates, welche nad) dem Nenn: 
werthe zu berechnen find. Die Schuldverichreibungen find nebit Talons und den 
über 4 Jahre hinausreichenden Zinsicheinen bei der Reichs-Hauptkaſſe zu hinterlegen. 

Dieſe Kaution ſoll dem Neich vdergeitalt haften, daß der Reichskanzler 
berechtigt ift, wegen der Forderungen des Reichs aus dem gegenwärtigen Ber: 
trage an Kapital und Zinien, nöthigenfalls audy wegen der Strafen, ſowie wegen 
der durch Grmittelung der Schäden entitehenden gerichtlichen und aufergericht: 
lichen Koſten durch jofortige aufßergerichtliche, nach Maßgabe der Vorichriften im 
$ 11 des Gejeges, betreffend die Stautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 
1869 zu bewirfenden Verwerthung der Kaution Berriedigung zu Tuchen, infofern 
der linternehmer der Ächriftlihen Aufforderung des Reichskanzlers zur Zahlung 
nicht innerhalb eines von dem legteren feftzuiegenden Zeitraumes nachkommen 
follte. Die Kaution ift von dem Unternehmer demnächſt binnen Monatsfriſt 
wieder auf die urjprüngliche Höhe zu ergänzen. Im Unterlaſſungsfalle iſt der 
Reichskanzler berechtigt, die Ergänzung durch Einbehaltung des erforderlichen 
Betrages von der zumächit fällig werdenden Vergütung zu veranlafien. 

Nach Ablauf des gegenmwärtigen Vertrages wird die Kaution beziv. der nicht 
in Anſpruch genommene Theil derielben dem Unternehmer zuriüdgegeben, ſobald 
feititeht, daß derielbe aus diefem Vertrage nichts mehr zu vertreten hat. 

Artifel 28. Der Internehmer darf ohne Ächriftlide Genehmigung des 
Reichskanzlers das Unternehmen weder an Andere überlaſſen, noch ganz oder 
theilweije in Afterpacht geben. Geichieht jolches dennoch, fo iſt der Reichskanzler 
— unbejdyadet der von ihm etwa zu erhebenden Schadenerfaganiprücde — be: 
techtigt, Sofort ohne jede Entihädigung des Unternehmers von dem Bertrage 
zurückzutreten. 
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Artikel 29. Der gegenwärtige Vertrag erftredt ſich auf fünfzehn hinter 
einander folgende Jahre vom Tage des Antritt3 der erften Fahrt von Bremer: 
haven ab und foll alö beendet gelten, jobald der letzte fahrplanmäßige Dampfer 
des fünfzehnten Jahres, in welchem ebenfalld je 13 Doppelreifen nah und von 
Dftafien und Auftralien auszuführen find, wieder in Bremerhaven eingelaufen tft. 

Ueber die etwaige Fortjegung des Vertrages über den Zeitraum von fünf: 
zehn Jahren hinaus wird eintretendenfalls eine befondere Verftändigung mit dem 
Unternehmer jtattfinden. 

Artikel 30. Sofern ſich der Unternehmer Vertragswidrigkeiten irgend einer 
der in den Artikeln 5 und 6 bezeichneten Arten auf einer Linie in einem Jahre 
bei mehr al3 der Hälfte der fahrplanmäßigen Fahrten hat zu Schulden kommen 
laſſen, oder fobald auf einer Linie mehr als drei fahrplanmäßige Fahrten hinter: 
einander ausgefallen find und dieſes Ausfallen nicht durch Krieg oder höhere 
Gewalt, oder einen ungeachtet der Anwendung gehöriger Sorgfalt unvermeidlich 
geweienen Unfall verurjacht ift, fteht dem Reichskanzler das Necht zu, entweder 
den Betrieb mit den in die Linien eingeftellten Schiffen für Nehnung und auf 
Gefahr des Unternehmers zu übernehmen oder aber ohne jede weitere Entjchädig- 
ung des Unternehmers als für die ausgeführten Fahrten von dem gegenwärtigen 
Vertrage zurüdzutreten. 

Artikel 31. Gradtet der Neichöfanzler eine Aenderung in der Fahr: 
gefhmwindigfeit oder in der Zahl der Fahrten der Dampfer für nothmwendig, fo 
ift der Unternehmer verpflichtet, die entipredhenden Cinrichtungen gegen ange 
mefjene Vergütung zu treffen. 

Kann in diefem, ſowie in dem im Artikel 26 Abſatz 3 vorgejehenen Falle 
eine Ginigung zwiſchen den Kontrahenten über die Höhe der für die anderweit 
auszuführenden Leitungen zu zahlende Vergütung nicht erzielt werben, jo joll 
hierüber ein Sciedögeriht endgiltig enticheiden. Letzteres foll eintretendenfalls 
in der Weije gebildet werden, daß jede Partei zwei Schiedsrichter beftellt und von 
lämmtlihen Sciedsrichtern ein Obmann gewählt wird. Können die Schieb#- 
richter fich über die PBerfon des Obmanns nicht einigen, fo wird derfelbe von 
dem Präfidenten des hanfeatiichen Dberlandeögericht3 ernannt. 

Artifel 32. Der Reichskanzler kann fich in der Ausübung der ihm durch dieſen 
Vertrag eingeräumten Befugnifje durd; Beamte oder Behörden des Reichs ganz oder 
theilweife vertreten laffen. Die betreffenden Beamten bezw. Behörden werden von 
dem Reichskanzler eintretendenfall® dem Unternehmer fchriftlich bezeichnet werden. 

Artikel 33. Streitigfeiten , welche aus dem gegenwärtigen Vertrage ent: 
Ipringen, find von den vertragichließenden Theilen einem Sciedögericht zur Ent: 
ſcheidung zu unterbreiten, welches in der im Artikel 31 angegebenen Weiſe zu bilden ift. 

Urtifel 34. Den gejeglihen Stempel für die Ausfertigungen und Er: 
gänzungen des Vertrages trägt der Unternehmer. 

Urkundlich ijt gegemmwärtiger Vertrag zweifad gleichlautend ausgefertigt und 
von beiden Theilen unterjchrieben und unterfiegelt worden, 

So geichehen 


Berlin, den dritten Juli Ein: Bremen, den vierten Juli Ein- 
taufend Achthundert Fünfundachtzig. taufend Achthundert Fünfundadtzig. 
Norddeuticher Lloyd. 
(ge3.) v. — (gez.) H. B. Meier, 


(L. 8.) Borliger des Verwaltungsraths. 
(L. S.) 


Steht dem Bundesrathe des Deutſchen Reiches: 


ein ſelbſtändiges Verordnungsrecht 30? 
Von 
Dr. A. Arndt. 


— — — 


Von den beiden Wegen zur Erkenntniß, dem deduktiven und dem induk— 
tiven, iſt für die deutſche Staatsrechtswiſſenſchaft der erſtere nicht zielführend. 
Denn die Verfaſſung des Deutſchen Reichs beruht nicht auf einem abſtrakten 
Dberfabe, aus welchem fich jede einzelne Funktion der Reichsgewalt mit logischer 
Nothivendigfeit deduziren läßt. Sie follte und wollte nach den Worten des 
Neichsfanzlers Fein theoretiiches Ideal einer Bundesverfaflung darſtellen, fie 
entipricht feinem der hergebrachten Begriffe weder vom Einheitsſtaate nod) 
vom Bundesitaate, fie fam nicht wie Athene aus dem Haupte des Zeus auf 
einmal fertig zur Welt; fie ift vielmehr in ihrer jegigen Gejtalt Tangjam 
und allmählig auf dem Boden der gegebenen Berhältniffe erwachjen und kann 
nur mit diefen und aus dieſen begritfen werden. 

Sit aber der induftive Weg der einzig gebotene, jo läßt fich die jo hoch— 
voiihtige-Vedeutung des Verordnungsrechts nicht durch Logische Schlußfolgerung 
aus einem abitraften Dogma, fohdern nur in der Weiſe feftjtellen, daß 
zuvörderjt die Aeußerungen des Staatswilleng, welche in der Form der Ber: 
ordnung ergangen find, einzeln aufgefucht und einer Prüfung unterzogen 
werden. Dies iſt um jo nothwendiger, weil gerade fir die Scheidung des 
Geſetzgebungs- vom VBerordnungswege die Präzedenzfälle eine hervor: 
ragende Rolle in allen Eonjtitutionellen Staaten jpielen und gejpielt haben. 

Nur durch Verſchmähung der allerdings mühjameren induftiven Methode, 
ift die hberrfchende Theorie!) zu dem Ergebniß gelangt, daß fie dem Bundes» 
rath das Necht bejtreitet, zur Ausführung der Neichsgefebe auch Rechtsſätze 
zu erlaſſen, daß fie unter dem von der Reichsverfaffung wiederholt gebrauchten 
Worte Berwaltungsporichriften den Gegenjag zu Rechtsverord— 
nungen begreift, daß fie die Subvdelegation der VBerordnungsbefugniß für 
unftatthaft und die Veröffentlichung aller Rechtsverordnungen im Reichsgeſetz— 
blatt für erforderlich hält u. f. w. Nur diefe Methode konnte fie zu Behaupt: 
ungen führen, welche, wenn richtig, der Neichsgewalt Die Lebensader unter: 
binden und aus ihr eine Maſchine zur automatischen Verwirklichung der Afte 
des Gejeggebers machen müßten. 

Diefer herrjchenden Theorie gegenüber babe ich in meiner in dieſen 
Annalen Häufig genannten Schrift über das Neichsverordnungsredt 
auf Grund induftiver Forichungen den Nachweis verjucht, daß der Bundes- 
rath zur Ausführung der Reichsgeſetze auch ohne fpezielle und ausdrücliche 

1) Zu dieſer habe ih Zorn nicht gerechnet. 

Annalen des Deutihen Reichs. 1885. 48 
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Ermächtigung Nechtsverordnungen erlafien dürfe, daß Verwaltungsvorſchriften 
nicht den Gegenfag zu Nechtsnormen darjtellen, daß die Subdelegation des 
Verordnungsrechts jtatthaft fei u. j. w. Aber ih bin — im Unterjchiede 
zum Preußischen Staatsrechte — nicht ſoweit gegangen, zu behaupten, daß 
der Bundesrath ein jelbjtändiges Verordnungsrecht habe, d. b., daß er 
aus einem ihm angeborenen Rechte Alles in rechtsverbindlicher Weile anordnen 
dürfe, was nicht gerade gegen ein Reichsgeſetz verftößt, oder daß er alle noch 
nicht durch die Geſetzgebung präoccupirten Gegenftände eigenmächtig und 
jelbjtändig im Verordnungswege regeln dürfe. 

Ueber diefe meine, dem Verordnungsrechte günftigen, Nefultate geben 
zwei Staatsrechtslehrer, Zorn!) und KLöppel,*) weit hinaus. Ihre Anfichten 
haben fie in die Sätze gefaßt, „ſoweit die Form des Geſetzes nicht zur Anz 
wendung fommt, it der Bundesrath als Wertreter des Monarchen derjenige 
Faktor im Reiche, der die erforderlichen Nechtsjäge frei erläßt“ (Zorn); und: 
„Die Verordnungsgewalt als natürlicher Ausfluß jeder Staatsgewalt findet 
feine andere Grenze als an dem geltenden Geſetze im fonftitutionelen Sinne, 
d. h. an der durch Mitwirkung der Volfsvertretung in einer auch für die 
oberjte Berwaltung bindenden Form erlaſſenen Rechtsvorſchrift“ (Klöppel). 

Nach diefen Anfichten ſoll alfo der Bundesrath nicht nur dasjenige 
anordnen Dürfen, was anzuordnen ihm von der Verfaflung oder einem Geſetze 
übertragen worden it, jondern Alles, was anordnen zu dürfen ihm nicht 
durch ein Geſetz implieite oder explicite verboten it. Der Bundesrath fol 
ein Berordnungsrecht nicht blos aus dem Willen und in Kraft des Geſetzes, 
jondern er joll ein jelbftändiges?) Verordnungsrecht haben, d. h. er joll 
aus eigner Machtvollfommenheit, als „Reprejentant des monarchiſchen Staats- 
oberhauptes" Verordnungen au) praster legem erlaſſen dürfen. 

I. Tritt man der Prüfung diefer Theorie näher, jo drängt ſich vor Allem 
die Frage auf: Wenn es ein ſolches jelbjtändiges Verordnungsrecht des Bundes- 
raths gibt, wenn die von mir aufgeftellte gegentheilige Anficht nur dem „itaat= 
[ofen Juriſtenthum“ entſpringt, wo in aller Welt findet ſich eine Verordnung 
des Bundesraths, in welcher dieſer ſich lediglich darauf ſtützt, daß der — 
einer ſolchen Verordnung nicht gegen ein Geſetz verſtoße? Kein Geſetz z. 
verbietet dem Bundesrath, das Preußiſche Landrecht aufzuheben, die Be 
und Gebäudejtener in Preußen abzufchaffen, die Konzeffionsbedingungen für 
Eifenbahnen, die Kommunalbeſteuerung der juristischen Perſonen, die Benfionir- 
ung und Disziplinirung der Landesbeamten zu regeln. Und glaubt Jemand 
im Ernft, daß der Bundesrat) ohne Weiteres und aus eigenem Rechte zum 
Erlafje von Verordnungen diefer Art befugt ift, oder daß der Bundesrath 
fic) jelbjt zum Erlaß derartiger Verordnungen für befugt erachtet? Zorn 
hat auch nicht einmal den Verſuch gemacht, eine einzige jelbjtändige Bundes: 
rathsverordnung anzuführen. Nad Zorn fol der angeblich „unbejtrittene“*) 





2 In den Annalen 1885 Seite 302 ff, 

?, Preußiſche Jahrbücher 1884 Seite 383 ff. 

s) Zorn a.a.D ©. 311 Anm. 2 mihverjteht mich, wenn er mir die Behauptung 

unterjtellt, dab es thatſächlich jelbitändige Verordnungen gebe, welche die in einem Gejepe 

getrofjenen Anordnungen aufheben fünnen. Das gerade Gegentheil babe id 

©. 227 Anm. 2 a. a. O. geſagt. Nur das iſt von mir bei der Definitionsbeſtim 

mung (alſo hypothetiſch) behauptet worden, daß eine Verordnung, welche in einem Geſetze 

getroffene Anordnungen aufheben würde, zu der Kategorie der jelbjtändigen gehören müßte. 
) Bor mir allerdings für das Preußiiche Necht behauptet, indeh auch bier von nahe 

zu Allen auf das Lebhaftejte beftritten; vgl. z. B. Kritische Vierteljahrichrift 1885. ©. 134. 
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Satz auch für das Reichsrecht gelten, daß es ein Gebiet von Rechtsſätzen 
gebe, welche der Form des Geſetzes ermangeln, die ſogenannte Verordnungs— 
jphäre.') Gleichwohl hat Zorn weder dieſe Sphäre bezeichnet, noch aus dieſer 
Sphäre eine einzige Verordnung genannt. 

Zorn iſt lediglich deduftiv verfahren. Er geht von Prämifjen aus, 
welche er als „unbezweifelt und unzweifelhaft“ hinftellt, welche aber von einem 
praftiichen Bolitifer für das Staatörecht des Deutichen Reich noch niemals 
behauptet worden find. Bis jet hat man fich noch jtetS gefragt, wenn der 
Neichstag den Bundesrath zum Erlaß einer Verordnung aufforderte, oder wenn 
der Bundesrath jelbjt eine Verordnung erlafjen wollte, auf welches Geſetz ſich 
eine jolche Verordnung ſtützen fünnte. 

I. Klöppel jcheint glüdlicher "gewejen zu fein als Zorn, infofern er 
wenigftens eine jelbjtändige Verordnung des Deutjchen Reiches gefunden 
haben will. Er argumentirt:”) Jeder Souverain befiget die jelbjtändige Ver: 
ordnungsgewalt in feinem Staate, folglich befiget die Gejammtheit der Sou— 
veraine diejelbe im Deutſchen Reiche. Die Souveraine können daher einjtimmig 
dahin übereinfommen, eine Neichsverordnung zu erlaffen; diefer Weg — eine 
folche Neichgverordnung zu erlaſſen — jet thatlächlich betreten worden „bei 
der Anwendung des Artikel 4 (des Sr vom 8. Juli 1867) 
zum Erlaß des Pferdeausfuhrverbots vom Februar 1875." 

Zunächſt ift nun eine in Unmwendung des Artikels 4 des Zollvereinigungs— 
vertrages, eines Geſetzes mit verfaflungsmäßiger Kraft, erlaſſene Verordnung 
feine jelbjtändige Verordnung, jondern gerade das Gegentheil einer 
jolhen. Sodann ijt die Verordnung gar nicht vom Februar 1875; fie ift 
auch im Gegenjage zu der weiteren Behauptung Klöppel’s nicht gleichzeitig 
mit einem Startoffeleinfuhrverbote erlaſſen. Das Pferdeausfuhrverbot Datirt 
nämlih vom 4. März 1875, das Sartoffeleinfuhrverbot it befannt gemacht 
am 26. Februar 1875. Lebteres war noch von dem am 25. Febr. geſchloſſenen 
Bundesrathe erlafjen und iſt daraufhin verfündet worden; erjteres Fonnte 
dagegen nicht mehr vom Bundesrathe erlafjen werden, da derfelbe bei Erlaf 
desjelben bereits auseinandergegangen war. Dies und feine fonftitus 
tionelle Erwägung bejtimmte die Form des Pferdeausfuhr: 
verbotes. 

Drittens. Das Pferdeausfuhrverbot ift nicht mehr eine Verordnung der 
deutjchen Souveraine wie das Ktartoffeleinfuhrverbot. Alle Aus: und Einfuhr: 
verbote des Deutschen Neichs gründen fich auf Artifel 7 Nr. 2 der Neichs- 
verfafjung — 88 2 und 167 bj. 2 des Bereinszollgejeges. — Sie find 
jammt und jonders feine jelbjtändigen Verordnungen, jondern unjelbjtändige, 
weil ſie ihre verbindliche Kraft nicht aus der Macht des Anordnenden, jondern 
aus der des Geſetzgebers herleiten.?) 

Dies gilt in gleicher Weife für das Pferdeausfuhrverbot wie für alk 
andern Aus: und Einfuhrverbote. Nun iſt der Yundesrath das Organ, nur 


!) Seite 312, 

2) Seite 384. 

3) Siche aud) Delbrüd Art. 40 Seite 24; Vereinszollgefep $ 2: „Ausnahmen (von 
der Ein- und Ausfuhrfreiheit) fünnen zeitweife -— angeordnet werden.“ g 167 Abf. 2: „die 
* — — des Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden von dem Bundesrathe 
eſtgeſtellt.“ 

Reichsverfaſſung Art. 7. Nr 2: „Der Bundesrath beſchließt — über die zur Aus— 
führung der Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorſchriften und Einrichtungen.“ 
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der Bertreter der Regierungen. Daraus folgt, daß man, anftatt erjt den 
Bundesrat wegen eines Ausfuhrverbots zufammenzubernfen, dieſes unmittel— 
bar durch die Regierungen genehmigen und vollziehen laſſen fünnte. Ber: 
ordnungen des Bundesraths find ſammt und fonders weiter Nichts als Ver— 
ordnungen der verbündeten Regierungen. 

Biertens. Aber angenommen, die verbündeten Regierungen hätten augihrem 
Rechte diefes Pferdeausfuhrverbot erlafien, dann hätte man es mit einer 
hierher nicht gehörigen Landesverordnung, nicht mit einer Reichsverord— 
nung zu thun. . 

Fünftens. Aus dem angegebenen Grunde erjcheint auch der Hintveis auf 
die von den einzelnen Negierungen erlafjenen Verordnungen gegen die Cholera= 
gefahr unzutreffend. Dieje find thatfächlich feine Reichsverordnungen, jondern 
Landesverordnungen. Sie haben nicht und wollen gar nicht haben legis 
imperii vicem; fie ftügen fih und wollen ſich nur ftüßen auf die den ein- 
zelnen Regierungen in ihren Ländern zuftehende VBerordnungsgewalt. Sie 
beweifen alſo auch nicht das Mindejte für die Möglichkeit felbjtändiger Reichs— 
verordnnungen. 

Eher beweifen fie das gerade Gegentheil. Würde das Reich die Befug— 
niß — oder auch nur geglaubt haben, eine ſolche zu beſitzen, über jeden 
beliebigen, ſeiner Macht nicht gerade entzogenen Gegenſtand Verordnungen, 
alſo ſelbſtändige Verordnungen zu erlaſſen, ſo würde es jedenfalls vorgezogen 
haben, anſtatt bei den einzelnen Regierungen auf den Erlaß von Cholera— 
verordnungen erſt hinzuwirken, unmittelbar eine Reichsverordnung zu erlaſſen 
— was viel einfacher und ſchneller geweſen ſein würde Nur weil der Bundes— 
rath kein Geſetz fand, auf welches er eine ſolche Verordnung ſtützen konnte, 
nur deßhalb, weil er wußte, daß ihm ein ſelbſtändiges Verordnungsrecht nicht 
zuſteht, deßhalb unterließ er ſeinerſeits den Erlaß einer ſolchen Verordnung. 

Aus genau demſelben Grunde erklärt ſich die Form der Bundesraths— 
beſchlüſſe vom 21. Dezember 1868 und 25. Juni 1869 über die Pflichten 
der Kunſtſtraßen und Eiſenbahnen gegenüber der Telegraphie. Der Bundes— 
rath wußte, daß er kein unmittelbares Recht hatte, dieſe Straßen zu Leiſt— 
ungen gegenüber der Telegraphenverwaltung zu verpflichten, weil er aus ſeinem 
— des Bundesraths — Rechte keine Verordnungen erlaſſen kann und weil 
ihm ein Reichsgeſetz, auf welches ſich eine ſolche Verpflichtung ſtützen konnte, 
nicht bekannt war. 

Deßhalb mußte er ſich verſagen, die Unterthanen unmittelbar ver— 
pflichtende Verordnungen zu erlaſſen und ſich damit begnügen, auf die ein— 
zelnen Landesregierungen einzuwirken. 

Dieſes Umſtandes iſt ſich die Poſt- und Telegraphenver— 
waltung noch heute wohl bewußt. Sie weiß, daß das Reich auch 
heute noch unmittelbare Verordnungen dieſer Art nicht erlaſſen darf, weil 
es an einem dazu ermächtigenden Reichsgeſetze fehlt. Deßhalb vermißt man 
in dieſen Kreiſen ein Reichstelegraphengeſetz. Wenn Zorn!) meine Deduktion 
für gefünftelt hält, jo entipricht fie gleichwohl durchaus der Wirflichfeit. 
Wenn das Neich zuftändig wäre, alle beliebigen Gegenftände zu regeln, alle 
beliebigen und nicht dem Geſetze widerjprechenden Verordnungen zu erlajien, 
dann allerdings würde es der Künſtelei in Fällen nicht bedürfen, in welchen das 
Neich zur Zeit noch nur auf den Erlaß von Landesverordnungen hinwirken kann. 


!) Seite 313, Anmerkung 3. 
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II. Klöppel behauptet, das in meinem Verordnungsrechte zuſammen— 
getragene Material diene folgerecht verwerthet nur dazu, den Grundjag von 
Gneijt und Lorenz von Stein gegen die Theorie der Formaliſten des 
Neichsverfajlungsrechts zu Ehren zu bringen: „Die VBerordnungsgemwalt als 
natürlicher Ausfluß jeder Staatsgewalt findet feine andere Grenze als an 
dem geltendem Geſetze, d. h. der durch Mitwirkung der Bolfsvertretung in 
einer auch für die oberjte Verwaltung bindenden Form erlafjenen Rechts: 
vorjchrift.“ 

Auch an diefer Behauptung ift kaum weniger als Alles bejtreitbar. 

Zuvörderft ift gar nicht zutreffend, daß jich der von Klöppel aufge: 
jtellte Grundſatz, zumal in diefer Bejtimmtheit, für das deutſche Reichs— 
recht bei Gneiſt oder Stein vorfindet. Selbjt Gneiſt behauptet vielmehr!) 
fogar für das Preußiſche Staatsrecht, daß die Straf: und Ziviljuftiz nur 
auf Grund formeller Gefete gehandhabt, und daß perjünliche wie Steuer: 
laften nur mit Zujtimmung der Bolfsvertretung begründet werden 
Dürfen. Hierdurch wird, fo iſt doch Kar, die jelbitändige VBerordnungsgewalt 
in Preußen auf das Aeußerſte bejchränft. Nicht einmal Aus und Einfuhr: 
verbote fünnten nach diefer Theorie für Preußen im Wege der Berordnung 
oe: werden, weil fie, um wirffam zu werden, auch die Strafjuftiz binden 
müjjen.?) 

Man jieht, daß Gneiſt jelbit für Preußen nicht behauptet, daß überall, 
wo ein Gejeß fehlt, mit Nechtswirffamfeit eine Verordnung erlajien 
werden könne. Er gebt in der Auffaſſung des Preußischen Verordnungsrechts 
viel weniger weit, als dies 3. B. von mir geichehen iſt. Jedenfalls ijt die 
Hinweiſung auf Gmeift und Stein als verfehlt anzujehen. 

Ebenjowenig läßt fih mit Klöppel und Zorn die jelbitändige 
Derordnungsgewalt — nur diefe fteht in Frage — als natürlicher Aus» 
fluß jeder Staatsgewalt hinstellen. Denn in Belgien, Frankreich, 
Stalien u. j. w. ift es ganz gewiß, daß der Exekutive eine jelbjtändige Ver: 
ordnungsgewalt nicht zufteht und gegenüber dem Klaren Wortlaute der Kon— 
jtitutionen auch gar nicht zuftehen kann; denn 3. B. die Belgifche Berfafjung 
jagt in Artifel 78: le roi n'a d’autres pouvoirs que ceux qui lui attribuent 
formellement la constitution ou les lois portees en vertu de la consti- 
tution belge.“ 

IV. Daß dem Bundesrath ein felbjtändiges Verordnungsrecht zuſteht, 
dürfte auch durch die Statthaftigfeit der Subdelegation des VBerordnungsrechts 
nicht bemwiejen werden. 

Zorn behauptet,’) daß die Delegation „begrifflich nothwendig“ einen 
„ſelbſtändigen“ Inhaber des Verordnungsrechts vorausjegße, jo daß aljo zu 
Ichließen wäre, daß, wenn, twie dies in der Negel jtatthaft, der Bundesrath 
jeine Berordnungsbefugnig weiter übertragen kann, alsdann diefe Befugniß 
eine jelbjtändige jein müßte. Allein auch in diefem Falle zeigt fich die deduf- 
tive Methode als nicht zielführend. 

Der König der Belgier hat ganz gewiß Feine jelbjtändige Verord- 
nungsgewalt; er befigt vielmehr die Verordnungsbefugniß nur auf Grund und 


) Holgendorff, Rechtslexikon III. Seite 1063 fi. ©. 1108, Englisches Verwaltungs— 
recht I. Seite 21. Verwaltung, Auftizrechtöweg Seite 72, 75. Nechtejtaat 2. Aufl. ©. 218. 
Stenogr. Ver. des preuß. Abgeordnetenhaujes 1865, III. Seite 2071 ff. 

3, Siche Vereinszollgejeß $ 134. 

9) Seite 14 Anmerkung 4. 
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aus der Macht der Verfaſſung. Gleichwohl ift er ermächtigt, den Erlaß der 
ihm zuftehenden Verordnungen feinen Miniftern zu delegiren.) Das Gleiche 
gilt für den Präfidenten der franzöfiichen Republik, welcher durch ein regle- 
ment d’administration publique einen Minijter zum Erlaſſe ihm (dem Präſi— 
denten) zuftehender Verordnungen ermächtigen fann.?) 

Nah Zorn’s eigenen Ausführungen und unzweifelhaft jteht dem Kaijer 
fein jelbjtändiges Verordnungsrecht zu. Gleichwohl kann der Kaifer, wenig: 
ftens in der Pegel, feine unjelbjtändige Berordnungsbefugnig dem Reich: 
fanzler übertragen. Dies ift in zahlreichen Fällen gejchehen, jo bei der dem 
Kaifer gemäß Art. 48 und 50 der Verfaſſung im Poſt- und Telegraphen— 
weſen zuſtehenden Verordnungsgewalt,“) jo in der Kaiſerlichen nicht ſelb— 
ſtändigen, ſondern auf das Paßgeſetz vom 12. Oktober 1867 gegründeten 
— vom 2. Februar 1879 (R.G.Bl. S. N $ 4 und in anderen 

ällen. 

Die Unjelbjtändigfeit des VBerordnungsrechts hat hiernach mit der Statt 
haftigfeit der Uebertragung desjelben Nichts gemein. 

V. Ein jelbjtändiges Verordnungsrecht des Bundesraths dürfte auch 
nicht dur) die von Zorn vorgenommene?) Analyfirung der einzelnen Ber: 
fafjungsartifel dargethan werden. Ich meinerjeits habe Seite 187 ff. meiner 
Schrift den Nachweis unternommen, daß mit dem Worte Gejeß in der Reichs— 
verfaffung, wenn auch nicht ftets allein, noch ſtets hauptjächlich, ſo doch jtets 
zugleich ein formelles Gejeß gefordert werde, d. h. daß eine jelbjtändige 
Verordnung über diefen Gegenjtand ausgeſchloſſen und nur ein formelles Geſetz 
oder eine ſich auf ein formelles Geſetz ſtützende Verordnung oder nur eine bloße 
Ausführungsverordnung ſtatthaft ſeien. Dieſen Nachweis habe ich Lediglich 
zu dem Zwecke verſucht, um darzuthun, daß mit den „Reichsgeſetzen“, welche 
nad Artifel 2 der Reichsverfaffung im Geſetzblatt zu verkünden find, nur 
formelle Gejege, nicht aber Verordnungen gemeint find. Obgleich der Endzwed 
meiner Unterfuchungen von Zorn als richtig anerfannt und nur die Begründ: 
ung meiner Anjicht bemängelt wird, verlohnt es fich doch der Mühe, auf die 
Ausführungen desjelben über diefen Gegenftand näher einzugehen: 

1. Wie Zorn behauptet,) handelt es fich für Artifel 4 der Reichsver— 
fafjung „einzig und allein um die Abgrenzung der Staatsaufgaben zwiſchen 
Neih und Einzeljtaaten und mit nichten war der Gedanke in den Eingangs: 
worten zu Artikel 4 oder in Artikel 3° der, daß hier immer die Form des 
Lande unter Ausschluß jeder andern Form zur Anwendung gebracht werden 
müſſe.“ 

Zugegeben iſt, wie ich dies ſchon Seite 187 meines Verordnungsrechts 
a. a. O. gethan habe, daß in Art. 4 zu nächſt an die Kompetenzabgrenzung 
zwischen Reich und Einzeljtaaten gedacht wird. Es ijt aber auch — wenig: 
jtens fir die Praxis — unzweifelhaft, daß die in Artikel 4 wie in Artikel 3 
Abjah 5 der Gejebgebung des Neiches zugewiejenen Gegenjtände (zunächſt) 
durch Geſetze und nicht durch jelbjtändige Verordnungen zu regeln find. Oder 





ı) Giron, le droit administratif de la Belgique no. 79: „Le roi peut à son 
tour deleguer son pouvoir reglementaire à des agents qui lui sont subordonn&s,* 

2, Block, Dict. de l’administration frangaise s. m. ministere no. 21. 

s) Siehe Bundeögeiehblatt 1867 Seite 328, Neichsgejepblatt 1872 ©. 213, — 
für das Deutſche Reich 1872 ©. 213, 1873 ©, 177, 1876 ©. 155, 1880 ©. 560 

*, Seite 305 ff. 

d) Seite 305, 306, 
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glaubt Jemand, daß, ohne eine befondere gejegliche Ermächtigung, alfo jelb- 
jtändig, der Bundesrat) befugt jet, über einen der in Artikel 4 bezeichneten 
Gegenjtände eine Verordnung zu erlaſſen, z. B. im Verordnungswege ein 
bürgerliches Geſetzbuch einzuführen? Es gibt keine derartige Verord— 
nung über einen im Artikel 4 oder im Artikel 3 Abſatz 5 vorgeſehenen 
Gegenſtand.) 

2. Die Richtigkeit der vorſtehenden Auffaſſung ergibt ſich auch aus der 
Vorſchrift des Artikel 11 Abſatz 2 der Reichsverfaſſung. Dieſe Vorſchrift 
verlangt, inſoweit Verträge ſich auf ſolche Gegenſtände beziehen, welche nach 
Artikel 4 in den Bereich der Reichsgeſetzgebung gehören, zur Giltigkeit der— 
jelben die Genehmigung des Neichstages. Der Hinweis auf Artikel 4 ſoll 
nun, jo behaupten Zorn Seite 306, Reichsſtaatsrecht II Seite 433, und 
Andere ohne Sinn jein. Allein dem ift nicht zuzujtimmen. Cine Ber: 
faſſungsvorſchrift, zumal eine jolche, welche fich in der Norddeutichen Bundes: 
und in der Weichsverfajlung vorfindet, iſt niemals finnlos; es künnen viel: 
leicht fih Ausdrud und Abjicht des Geſetzgebers nicht decken; aber irgend 
einen Sinn hat man mit einer jolchen VBorjchrift verbunden. Diejer Sinn 
iſt nicht jchwer zu finden. Davon ausgehend (und zwar mit Necht, jowie 
‚in Uebereinjtimmung mit dem thatjächlich geltenden Nechte), daß über die in 
Artikel 4 aufgeführten Gegenjtände weder der Kaiſer noch der Bundesrath 
allein und jelbjtändig, jondern nur mit Zuftimmung des Neichstages verfügen 
dürfen, bejtimmt die Verfaſſung, daß injomweit ein Vertrag einen in Artikel 4 
aufgeführten, d. i. alſo einen der jelbjtändigen und alleinigen VBerfügungsgewalt 
Des Kaijers oder des Bundesraths nicht unterliegenden Gegenſtand betrifft, der 
Reichstag ſeine Genehmigung zum Vertrage ertheilen, d. h. ein formelles Geſetz 
ergehen muß. 

Mit Recht bemerkt Laband,?) Artikel IT Abſatz 2 will Bundesrath 
und Reichstag dagegen ſchützen, daß nicht die Form des Vertrages mißbraucht 
werden fünne, um die Form des Neichsgefeges zu umgehen. 

3. Ebenjo wenig „Jinnlos“, jondern von allen Theilen wohl über: 
legt und von der Praris jtets richtig verjtanden und nach den aus: 
drücdlichen Erklärungen von Seiten des Bundesraths und des Neichstages 
auch ſchwer mißzuverjtehen iſt Artikel 48 der Neichsverfafjung: „Die im 
Artifel 4 vorgejehene Gejeggebung erſtreckt fich nicht auf Diejenigen Gegen— 
jtände, deren Negelung nach den in der norddeutschen Poſt- und Telegrapben: 
Verwaltung maßgebend gewejenen Grundjägen der reglementarijchen oder 
adminijtrativen Anordnung überlafjen find,“ 

Man wollte jagen: 

Das Poſt- und Telegraphenwejen unterliegt nad) Artikel + dem Geſetz— 
gebungswege. Verordnungen aus dem eigenen Nechte des Anordnenden find 
daher auf diefem Gebiete unftatthaft. Es empfiehlt ſich aber nicht, das ganze 
Poſt- und Telegraphenweien in allen jeinen Theilen durch Geſetz zu regeln. 
Dephalb ermächtigt die Neichsverfaflung den Kaiſer in demjelben Umfange 
über dieſe Meaterien Verordnungen zu erlajien, wie dies nach dem Nord- 
deutjchen Bundesrechte hergebracht war. Nad) diefem aber war das Präji- 
dium auf Grund der Bundesverfaljung zum Erlaſſe von Berordnungen 
ermächtigt, joweit jolche nach dem Preußiſchen Staatsrechte auf dieſem Gebiete 


) Derjelben Anjicht wie de r übrigens aud) Laband, Reichsſtaatsrecht III a ©. 17. 
2) Reichsſtaatsrecht II S 
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jtatthaft waren. Nach preußiichem Staatsrechte aber hatte die Krone die 
Berordnungsbefuguiß, joweit ein Geſetz nicht entgegenftand. Deßhalb Fonnte 
fie 3. B. das ganze Telegraphenweſen durch eine (jelbftändige) Verordnung 
regeln, weil ein Geſetz bier nicht im Wege jtand. 

Mit andern Worten: Durch Artitel 48 ermächtigte die Neichsverfallung 
den Kaifer in dem Umfange Berordnungen über das Poſt- und Telegraphen 
wejen zu erlafjen, wie dies früher der König von Preußen in Preußen gedurft 
hatte; alfo 3. B. die Telegrapbengebühren, die Garantiepflicht der Telegraphen— 
— das Poſtgeld, das Zeitungsbeſtellgeld durch Verordnung feſt— 
zuſetzen. 

Der beſondere Hinweis auf Art. 4 erfolgte, um zu verhüten, daß nicht 
aus Artifel 4, daß nicht aus dem Grunde, weil gemäß Artikel 4 das Poſt— 
und Telegraphenwefen dem Gejepgebungswege unterworfen ſei, die Un— 
Itatthaftigfeit der auf Grund Artikel 48 erlafjenen Verordnungen!) hergeleitet 
werden könne. Der Hinweis auf Artifel 4 beweiſt auch bier unzweifelhaft, 
daß die Neichsverfafjung den Erlaß jelbjtändiger Verordnungen über die in 
Artikel 4 aufgeführten Gegenftände als ausgejchloffen, und zunächſt mur 
den Geſetzgebungsweg über dieſe Gegenſtände für ftatthaft erachtet. 

4. Nach Artikel 35 hat das Neich das ausschließliche Geſetzgebungs— 
recht für Zölle und gewilje Steuern. Wichtig, aber gar nicht beftritten ist, 
daß auch Hier zunächſt an die Kompetenzabgrenzung zu denken ift. Ebenſo 
gewiß aber und in der Praxis des Staatslebens niemals bejtritten ift, daß 
die in Artikel 35 dem Reiche zugewiefene Befugniß nicht durch jelbjtändige 
Verordnung ausgeübt werden kann, d. h. daß Zölle und Steuern nur durch 
Geſetz eingeführt, ermäßigt, erlafien und aufgehoben werden dürfen, und daß 
Berordnungen über dieſe Gegenjtände niemals aus dem eigenen Rechte des 
Anordnenden, jondern entiveder allgemein gemäß Artikel 7 Nr. 2 nur zur 
Ausführung (formeller) Geſetze oder Speziell auf Grund der in einem 
Geſetze bejonders ertheilten Ermächtigung rechtswirkſam erlafien werden 
dürfen. Niemand wird eine jelbjtändige Verordnung über dieſe Gegen: 
jtände auffinden fünnen, Niemand würde eine jelbjtändige Verordnung über 
dieſe Gegenſtände als giltig anfehen.‘) 

Der Borbehalt unfelbjtändiger Verordnungen hebt die Behauptung, 
daß alle nicht auf gefeßlicher Delegation beruhenden Verordnungen über Zölle 
und Steuern ausgejchlofien fein jollen, keineswegs auf. Die gegentheilige 
Anficht von Zorn?) läßt fich leicht durch ein praktisches Beiſpiel widerlegen: 

Ueber die Salzjteuer kann (zumächit) nur durch ein Geſetz Beſtimmung 
getroffen werden. Dies ift gefchehen durch das Geſetz vom 12. Dftober 156 
(8.6.81. 41). Eine Verordnung, welche nicht auf Grund des Artifel 7 
Nr. 2 der Verfaffung zur Ausführung diefes Gejeßes, oder welche nicht 
a Grund dieſes Geſetzes ſelbſt erlaffen ift, muß als unitatthaft 
gelten. 


1) 83. 8. über die Höhe der Telegraphengebühr, die Garantie der Telegraphenver— 
waltung. 

2) Vergleiche die Verhandlungen im veriaffungberathenden Reichsſtage über Art. 38 der 
Bundesverfailung (Seite 501, 502), in denen Har ausgeiproden ift (j. auh Senydel, Kom: 
mentar zur Reichsverfaſſung Seite 177), daß die Feititellung der Steuervergütungen und 
Ermäßigungen — aljo ganz gewiß diejenige der Steuern ſelbſt — nur durch formelles 
Gejep und nicht durch felbjtändige Verordnung, d. h. nur dann und nur joweit durd) Ver— 


ordnung erfolgen darf, wenn und joweit ein (formelles) Gejeg dies zuläßt. 


’) Seite 306, Anm. 3. 
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Zur Ausführung des lebten Abſatzes in $ 2 dieſes Geſetzes ift auf 
Grund Artikel 7 Nr. 2 der Verfajlung der Bundesraths-Beſchluß vom 6. Juli 
18573!) ergangen, wonadh u. A. Abraumfalze, wie Kainit, Karnallit unter 
gewiſſen Umſtänden steuerfrei find. syernere Verordnungen find auf Grund 
der in $ 20 desjelben Gejeges ertheilten Ermächtigungen erlaſſen mworden.?) 

In Summa: Ueberall, wo die Neichsverfafjung von einem Gefege fpricht, 
ijt in der Praxis des Staatslebens zumächjt ein Geſetz für erforderlich und nie— 
mals eine Jelbjtändige Verordnung fir ausreichend erachtet worden. Einen 
Beweis für das Gegentheil hat noch Niemand angetreten. 

VI. Aber nicht blos aus der Beachtung der Thatfachen und nicht blos 
induftiv, jondern aus der Natur der Neichsverfaflung und auf deduftivem 
Wege dürfte ſich zeigen lafjen, daß das Deutjche Neich ein ſelbſtändiges 
Verordnungsreht gar nicht haben kann. 

Die Verfafjung des Norddeutichen Bundes entitand in der Weife, daß 
die Sondererijtenzen der Einzeljtaaten der Allgemeinheit Konzeſſionen nachten.?) 
Der Norddeutiche Bund und das Deutjche Neich haben daher nur diejenigen 
Befugniſſe, welche ihnen eingeräumt, nicht diejenigen, welche ihnen nicht 
gerade umterfagt worden find. Deßhalb übt das Deutjche Neich auch die 
Geſetzgebungsbefugniß nicht unbejchränft, fondern nur nach Mafgabe*) der 
Berfaflung aus.) Die dem Deutjchen Reiche eingeräumten Befugniffe find 
zwar jehr weit gezogen — zumal zu ihnen auch diejenige gehört, durch Gejeg 
jeine eigene Machtiphäre auf Koſten der Bundesjtaaten zu erweitern — ;°) 
immerhin aber unterjcheidet fich die Kompetenz des Reichs twefentlich von der— 
jenigen eines Einzeljtaats. Diejenige der Staatsgewalt im Einheitsftaate ift 
begrifflich eine unbejchräntte, fie ift nur dann als ausgejchlofjen anzufehen, 
wenn pojitive Gründe für einen joldhen Ausschluß vorhanden find. Sie 
iſt z. B. im einem deutſchen Partikularſtaate ausgeſchloſſen, wenn Artifel 2 
der Neichsverfajlung für diefen Ausschluß Tpricht. Die Kompetenz eines jeden 
deutjchen Einzeljtaates ift bis zum Nachweife des Gegentheil® als vorhanden 
anzuſehen, die Kompetenz des deutjchen Neichs erfordert nicht nur einen nega= 
tiven, ſondern einen pofitiven Beweis. Der Gefeßgeber in Preußen ift zu 
Allem befugt, was feiner Befugniß nicht entzogen, der Geſetzgeber im Deutjchen 
Neih nur zu demjenigen, was feiner Befugniß umnterjtellt worden ift. Wer 
das Gegentheil behaupten, wer annehmen wollte, daß das Deutjche Neich zu 
Allen befugt wäre, was feiner Befugniß nicht entzogen ift, würde fich mit 
den Thatjachen im Widerfpruch befinden. Er würde 3. B. behaupten müfjen, 
daß der Geſetzgeber im Deutſchen Neich ohne Weiteres ex professo, und ohne 
daß er fich die verfallungsmäßige Grundlage gemäß Artikel 78 der Reichs— 
verfafjung zuvor geichaffen hätte, ein Geſetz über die Succeffionsordnung in 
einem Partikularſtaate, über die jpeziell Preußische Kommunalbefteuerung, das 
Preußiſche Grundbuchwejen, geben dürfte u. j. w. 

Was für die Kompetenz des Reichs ſelbſt gilt, gilt auch für die Organe 
desjelben. Die herrjchende Theorie behauptet, daß jelbjt der König von 

') Zentralblatt für das Deutſche Reich Seite 435. 

2) Siehe z. B. Zentralblatt für die preußifche Abgabengejepgebung 1872 ©. 818, 

») Fürſt Bismard im März 1867 im verfafjungberathenden Reichsſstage. Stenvgr. 
Ber. Seite 135. 

4%) Artikel 2 der Reichsverfaſſung. 

5) Ebenjo Laband in diefen Annalen 1873 Seite 406 ff., Seite 447. 

6, Siehe dv. Rönne, Reichsſtaatsrecht II, ©. 18 ff., Zorn, Reichsſtaatsrecht 1, 
©. 57 ff. a. a. DO. Laband IL ©. 64 a. a. O., Hänel, Studien S. 145—209. 
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Preußen nur die ihm in der Verfaſſung zugetheilten Rechte bejige, während 
ich meinerjeits unter lebhaftem Wideripruch die Behauptung gewagt habe, er 
bejige alle ihm in der Verfaſſung nicht entzogenen Rechte. 

Für das belgijch-franzöfiiche Necht ift ganz gewiß, daß die Erefutive nur 
die ihr pofitiv übertragenen, nicht die ihr nur nicht unterjagten Befugniſſe 
habe.!) Beweispflichtig ijt der von mir fir das Preußiſche Recht behauptete 
Sag; denn Die rechtliche und thatjächliche Vermuthung spricht dafür, daß 
Niemand mehr Nechte habe als ihm pofitiv zugefprochen find. Daher hat die 
Beweislaft derjenige, welcher behauptet, der König von Preußen, der Bundes: 
rath des deutjchen Neichs, der König der Belgier haben mehr Befugniſſe, als 
ihnen in der Verfaſſung übertragen find. Für das Belgiſche Recht läßt fich 
ein jolcher Beweis nicht führen, für das Preußiſche Necht habe ich ihn zu 
führen verjucht, für das Staatsrecht des Deutjchen Neiches habe ich bisher 
zwar Behauptungen, aber feine Beweiſe entdedt. Jedenfalls hat noch fein 
Staatsmann dem Bundesrath Befugnijje beigelegt, die ſich nicht ſchließlich auf 
die Verfaſſung zurüdführen lafjen, und Niemand hat im praftifchen Leben die 
Behauptung aufgeitellt und Belege dafür erbracht, daß der Bundesrath Alles 
thun dürfe, was zu thun ihm nicht geradezu verboten je. 3. B. obne 
Weiteres die Preußiiche Verfaſſung aufheben, Landesfürjten abjegen, Landes— 
jteuern ausjchreiben. 

Läßt ſich für ein felbjtändiges Verordnungsrecht des Königs von Preußen 
anführen, daß der König die Preußische Verfaſſungsakte geſchaffen hat, jo 
Ipricht gegen ein jelbjtändiges Verordnungsrecht des Bundesraths, daß nicht 
der Bundesrath die Neichsverfajliung, ſondern erjt die Neichsverfajjung den 
Bundesrath geſchaffen hat. 

Hat aber der Bundesrath nur die ihm übertragenen Rechte, jo bat 
er wohl das Necht gemäß Artikel 7 Nr. 2 der Neichsverfallung Musführ: 
ungsverordnungen zu erlajlen oder gemäß einer ihm in einem Spezialgejeße 
ertheilten Vollmacht innerhalb diefer Vollmacht liegende Anordnungen zu 
treffen, nicht aber aus eigener Macht die Befugniß, über jeden beliebigen 
Gegenjtand jede ihm pafjend erjcheinende Verordnung zu erlafien. 

Bedürfte e8, ich will nicht jagen gegenüber diefen Argumenten, wohl 
aber gegenüber allen Thatjachen und gegenüber dem aftuell geltenden 
Nechtszujtande, noch eines weiteren Beweiſes, jo wird diejer erbracht 
durch Wortlaut und Inhalt der Reichsverfajlung. 

Diefe iſt pofitiv gehalten; fie jchreibt pofitiv vor, was kann das 
Neih, was der Bundesrath, was der Staifer, was haben Neichsgejege für 
Kraft u. ſ. w.? 

Die Preußische Verfaſſung hat dem gegenüber einen mehr negativen In— 
halt. Sie bejtimmt nämlich weniger, was der Preußiſche Staat, was die 
Preußiſchen Gejege, die Preußiſche Krone für Befugniſſe haben, jondern haupt: 
jächlich, was der big dahin unbejchränfte König von Preußen fortan nur noch 
durch Geſetz — alfo nur noch unter Zuftimmung der Yandesvertretung — thun 
darf; nämlich einjeitig und allein nicht mehr: 

Die Landesgrenzen ändern (Art. 2), die Bedingungen des Indigenats 
jejtjegen (Art. 3), Standesvorrechte einführen, die Bedingungen fejtfegen, nad 
denen die Nemter zugänglic find (Art. 4), die perfönliche Freiheit bejchränten, 
Bedingungen und Formen einer Verhaftung feitjegen (Art. 5), das Hausrecht 


) Belgiihe Berfafjung Art. 78. 
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und das Briefgeheimniß verlegen (Art. 6), den Gerichtsftand feſtſetzen (Art. 7), 
Strafen androhen oder verhängen (Art. 8) u. |. w. 

VII. As Anerkenntniß dafür, daß Verordnungen des deutjchen Reiche 
nicht aus dem eigenen Nechte des Anordnenden erlajien werden dürfen, dient 
auch die Thatjache, daß dieſelben, wenn auch nicht jtets, jo doch in jehr 
häufigen und gerade den wichtigeren Fällen, die Verfaſſungs- oder Geſetzes— 
vorjchrift anführen, auf Grund deren fie erlafjen find, umd aus welcher fie 
ihre verbindliche Kraft hernehmen. ') 

VII. Ein ferneres Anerfenntniß läßt ſich aus der Rechtiprechung ent— 
nehmen. Niemals hat diefe in zweifelhaften Fällen fi damit begnügt, daß 
die Reichsverordnung nicht contra legem jei; vielmehr hat fie ſtets die Ver— 
faſſungs- und Gejeßgebungsvorjchriften ermittelt, auf welche fich die Ber: 
ordnung gründen läßt. So hat ſich das Neichg-Ober-Handelsgericht bei feiner 
Entjcheidung vom 2. Juni 1876?) nicht dabei beruhigt, daß das vom Bundes— 
rath erlaſſene Eifenbahnpolizeiveglement nicht gegen ein Gejeß verſtoße; fondern 
es hat pofitiv begründet, daß dasjelbe auf Borjchriften der Reichsverfaſſung 
beruhe. Aus diefer Erwägung hat das Neichsgericht einer Bundesrath3-Ver: 
ordnung über den Begriff der Spielfarten die Giltigkeit abgejprochen,?) nicht 
aus dem Grunde, weil der bezügliche Bundesrathsbejchluß gegen das Geier, 
betreffend den Spielfartenjtempel vom 3. Juli 1878 (R.G.Bl. ©. 133) 
—— ſondern weil derſelbe in dem Geſetze nicht ſeine poſitive Begründ— 
ung finde. 

Von gleichen Grundſätzen iſt auch das Oberverwaltungsgericht zu Berlin 
in Anſehung des Reichsrechts ſtets geleitet worden. Es hat ſtets z. B. in 
Gewerbeangelegenheiten geprüft, ob eine allgemeine oder beſondere Anordung 
ſich im letzten Grunde auf ein Geſetz ſtützt. Nicht nur eine jede Anordnung, 
welche contra legem, ſondern auch jede, welche nicht intra legem lag, wurde 
für unverbindlich erachtet.“) 

IX. Hiernac glaube ich meine Behauptung, daß e8 nach deutſchem Neichs- 
recht ein jelbjtändiges Verordnungsrecht nicht gibt umd nicht geben kann, bis 
auf Weiteres aufrecht erhalten zu dürfen. 





i) Laband, Reichsſtaatsrecht II Seite 77 Anm. 3, Roſin, BPolizeiverordnungsrecht 
©. 173 ff., geben jogar jo weit, die Bezugnahme der Berfajiungs oder Geſetzesvorſchrift in 
allen Fällen für erforderlich zu erachten. 

Das Richtige ift, dal die Verordnungen eine jolhe Bezugnahme unterlafien, wo die 
Duelle des VBerordnungsrechts genügend befannt und daher ihre Erwähnung überflüjjig ers 
ſcheint, 3. B. bei Ausführung des Vereinszollgejepes. 

3, Entfcheidungen Band XXI Seite 60, 

) Rechtſprechung des Reichsgerichts in Strafjahen Band II Seite 681. 

*) Zu vergleihen a. a. O. Erkenntniß des Oberverwaltungs-Gericts von 27. Januar 
1877. Gnticheid. Band II Seite 286 vom 23. Mai 1877 daſ. Seite 306, vom 4. Juli 1877 
daj. Seite 33, vom 12. März 1884 daſ. X 288, 





Die Reichs Aufallverſicherung. 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Unfallverſicherung der in 
land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Betrieben beſchäftigten Perſonen. 


(Sanuar 1885.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Haifer, König von Preußen zc. 
verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Neichdtagd, was folgt: 


I. Allgemeine Beitimmungen. 


$ 1. Umfang der Berficherung. Alle in land» oder forftwirthichaftlichen 
Betrieben beihäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten, lettere jofern ihr Jahres— 
arbeitöverdienft an Lohn oder Gehalt zweitaufend Mark nicht überfteigt, werden 
gegen die Folgen der bei dem Betriebe ſich ereignenden Unfälle nad Maßgabe 
der Beſtimmungen dieſes Geſetzes verlichert. 

Dasſelbe gilt von Arbeitern und Betriebsbeamten in land- oder forſtwirth— 
ſchaftlichen Nebenbetrieben, fofern fie nicht bereit3 nach Makgabe des S 1 des 
Unfallverfiherungsgeieges vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzblatt Seite 69) ver- 
fichert find. 

Mer im Sinne diefes Geſetzes als Betriehsbeamter anzujehen ift, wird durch 
ftatutariihe Beltimmung der Berufsgenoſſenſchaft ($ 11) für ihren Bezirk 
feſtgeſtellt. 

Als landwirthſchaftlicher Betrieb im Sinne dieſes Geſetzes gilt auch der 
Betrieb der Kunſt- und Handelsgärtnerei. Auf die ausſchließlich in Haus—- und 
Biergärten beichäftigten Arbeiter findet dieſes Gefet feine Anwendung. 

Ob ein Betrieb im Sinne diefes Gefeges als ein land» oder foritwirthichaft- 
licher anzuſehen ift, enticheidet in Zweifelsfalle das Reichs-Verſicherungsamt. 

$ 2. Durch das Statut ($ 17) kann die Verficherungspflicht auf Betriebs— 
beamte mit einem zweitaufend Mark überfteigenden Jahresarbeitöverdienit erftredt 
werden. In diefen Falle ift bei der Verficherung der volle Jahresarbeitsverdienft 
zu Grunde zu legen. 

Durh Statut kann ferner beſtimmt werden, dab und unter welchen Beding: 
ungen Unternehmer der unter $ 1 fallenden Betriebe berechtigt find, ſich ſelbſt 
oder andere nad) $ 1 nicht verficherte Perfonen gegen die Folgen von Betriebs: 
unfällen zu verfichern. 

$ 3. Als Jahresarbeitsverdienit der Betriebsbeamten, ſoweit fich derjelbe 
nicht aus mindeſtens wochenweiſe firirten Beträgen zuſammenſetzt, gilt das 
Dreihundertfahe des durchichnittlichen täglichen Verdienftes an Gehalt oder Lohn. 
Als Gehalt oder Lohn gelten dabei auch feſte Naturalbezüge. Der Werth der 
letzteren iſt nach Durchſchnittspreiſen in Anſatz zu bringen. Dieſelben werden 
von der unteren Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 


val. „Annalen“ 1881 ©. 97 ff., 1883 ©. 323 ff, 1884 ©. 12 fi., 688 fi. 
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8 4. Reichs-, Staats- und Kommunalbeamte. Auf Beamte, melde in 
Betrieböverwaltungen des Reichs, eines BundesftaatS oder eine Kommunales 
verbandes mit feiten Gehalt und Penfionsberehtigung angeltellt find, findet dieſes 
Gele feine Anwendung. 

$ 5. Gegenfland der Berfiherung und Umfang der Entfchädigung. Gegen: 
ftand der Verficherung tft der nad Maßgabe der nachfolgenden Beltimmungen zu 
bemeflende Erſatz des Schadens, welcher durch Nörperverlegung oder Tödtung entiteht. 

Im Falle der Verlegung joll der Schadenserſatz beftehen: 

1. in den Soften des Heilverfahrens, welche vom Beginn der vierzehnten 
Woche nah Eintritt des Unfalles an entitehen, 

2. in einer dem Verlegten vom Beginn der vierzehnten Woche nach Eintritt 
des Unfalls an für die Dauer der Erwerbsunfähigfeit zu gewährenden 
Rente. 

Die Nente beträgt: 

a) im Falle völliger Erwerbsunfähigfeit für die Dauer derfelben ſechsund— 
jechzigzweibrittel Prozent des Arbeitsverdienftes, 

b) im Falle theilweifer Ermwerbsunfähigfeit für die Dauer berjelben einen 
Bruchtheil der Rente unter a, welcher nad) dem Maße der verbliebenen 
Grwerbsfähigfeit zu bemeſſen ift. 

Bei Berechnung der Rente für Arbeiter gilt als Arbeitöverdienft derjenige 
Sahresarbeitöverdienft, welchen land» und forftwirthichaftliche Arbeiter am Orte 
der Beichäftigung durch land» und foritwirthichaftliche, ſowie durch anderweite 
Grwerböthätigfeit durchichnittlich erzielen. Der Betrag dieſes durchſchnittlichen 
Sahresarbeitsverdienstes wird durch die höhere Verwaltungsbehörde nah) Anhörung 
der Gemeindebehörbe je befonders für männliche und weibliche, für jugendliche 
und eriwachiene Arbeiter feſtgeſetzt. Die Feſtſetzung kann je beſonders für bie 
landwirthichaftlihen und die foritwirthichaftlichen Arbeiter erfolgen. Die für 
verlegte jugendliche Arbeiter feſtgeſetzte Nente ift vom vollendeten jechzehnten 
Lebensjahre des Verlesten ab auf den nach dem Arbeitsverdienft Erwachſener zu 
berechnenden Betrag zu erhöhen. 

Bei Berechnung der Nente für Betriebsbeamte ift der Jahresarbeitsverdienit 
($ 3) zu Grunde zu legen, welchen der Verleste in dem Betriebe, in welchem 
der Unfall fich ereignete, während des legten Jahres bezogen hat. Weberiteigt 
diefer Jahresarbeitsverdienft für den Arbeitätag, das Jahr zu dreihundert Arbeit3- 
tagen gerechnet, vier Mark, fo ift der überjchießende Betrag nur mit einem Drittel 
anzurechnen. War der Betriebsbeamte in diefem Betriebe nicht ein volle Jahr, 
von dem Tage des Unfalls zurücgerechnet, beichäftigt, To ift der Betrag zu 
Grunde zu legen, welchen während diejes Zeitraums Betriebsbeamte derjelben 
Art in demfelben Betriebe oder in benachbarten gleichartigen Betrieben durch— 
jchnittlic” bezogen haben. Grreiht der Sahresarbeitöverdienit des verlegten 
DVetriebsbeamten das Dreihundertfahe des nad Maßgabe des 8 8 des Kranken— 
verficherungsgeieges feitgelegten ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter 
am Beihäftigungsorte nicht, jo iſt das Dreihundertfache dieſes ortsüblichen 
Tagelohns der Berechnung zu Grunde zu legen. 

8 6. Im Falle der Tödtung finden die Beſtimmungen des S 6 des Unfall— 
verfiherungsgeleges mit der Maßgabe Anwendung, daß bei der Berechnung der 
Nente die Beitimmungen im 8 5 Abſatz A und 5 dieſes Geſetzes zu Grunde zu 
legen, und als Erſatz der Beerdigungsfoften der fünfzehnte Theil des nad) diejen 
Beitimmungen erinittelten Jahresarbeitöverdienites, jedoch mindeſtens dreißig Mark 
zu gewähren find. 
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8 7. Bis zum beenbigten Heilverfahren kann ftatt der im $ 5 porgeichriebenen 
Zeiftungen freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe nah Maßgabe des 
S 7 Abſatz 1 des Unfallverficherungsgeieged gewährt werden. Vom Beginn der 
vierzehnten Woche nad Eintritt des Unfall ab findet in diefem Fall auch $ 7 
Abja 2 a. a. D. Anwendung. 

$ 8. Hat der Verletzte den Betriebsunfall vorjäglich herbeigeführt, jo fteht 
ein Anſpruch weder ihm noch feinen Hinterbliebenen zu. 

8 9. Soweit die nach $ 1 verficherten Perfonen nit nah Maßgabe des 
Krankenverfiherungsgefeges gegen Krankheit verfichert find, hat im Falle eines 
Unfall3 die Gemeinde, in deren Bezirk der Verletzte bejchäftigt war, während ber 
erften dreizehn Wochen nad dem Unfall die Koſten des Heilverfahrens in bem 
im 8 6 Abſatz 1 Ziffer 1 a. a. DO. bezeichneten Umfange zu gewähren, Die 
Derufögenoflenichaft ift befugt, diefe Leiftungen felbjt zu übernehmen. 

Die Berufsgenoffenihaft ift ferner befugt, der Krankenkaſſe, welcher der 
Berlegte angehört, die Fürſorge für denfelben über die dreizehnte Woche hinaus 
bis zur Beendigung des Heilverfahrens zu übertragen. 

Die Berufsgenoflenihaft hat in den Fällen des Abſatzes 2 den Krankenkaſſen 
die von ihnen gewährten Leitungen zu erftatten. Als Erſatz der Koſten des 
Heilverfahrens gilt die Hälfte des nah dem Stranfenverfiherungsgelege zu 
gewährenden Mindeſtbetrages des Krankengeldes, fofern nicht höhere Aufwendungen 
nachgewieſen werden. 

Im Uebrigen finden bezüglich des Verhältniſſes der Unfallverſicherung zu 
den Leiſtungen der Krankenkaſſen, der Armenverbände u. ſ. w. die Beſtimmungen 
des $ 8 des Unfallverſicherungsgeſetzes Anwendung. 

8 10. Streitigkeiten über Unterſtützungsanſprüche, welche aus der Beſtimm— 
ung des 89 Abſatz 1 zwiſchen den Verletzten einerſeits und den Gemeinden 
andererſeits entſtehen, werden von der Gemeindeaufſichtsbehörde entſchieden. Die 
Entſcheidung iſt vorläufig vollſtreckbar. Dieſelbe kann im Verwaltungsſtreit— 
verfahren, wo ein ſolches nicht beſteht, im Wege des Rekurſes nah Maßgabe 
der Borichriften der $$ 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werden. 

Streitigkeiten über Erfaganfprühe, melde aus den Beltimmungen des $ 9 
Abjag 3 zwiſchen den Berufsgenoſſenſchaften einerjeit3 und den Krankenkaſſen 
andererjeit3 entitehen, werden im Verwaltungsitreitverfahren, wo ein folches nicht 
befteht, von der Aufſichtsbehörde der Krankenkaſſe entihieden. Gegen die Ent: 
iheidung der letteren findet der Rekurs nad) Maßgabe der Vorichriften der 
88 20, 21 der Gewerbeordnung ftatt. 

$ 11. Träger der Berfiherung (Berufsgenoffenfhaften). Die Berficherung | 
erfolgt auf Gegenjeitigfeit durch die Unternehmer der unter $ 1 fallenden Betriebe, 
weldye zu diefem Zweck in Berufsgenoflenichaften vereinigt werden. Die Berufs: 
genofienihaften find im Anschluß an die Verwaltungsorganifation der Bundes— 
ftaaten für örtliche Bezirke zu bilden und umfaſſen alle im $ 1 genannten Be 
triebe desjenigen Bezirks, für welchen fie errichtet find. 

Als Unternehmer gilt derjenige, für deſſen Nechnung ber Betrieb erfolgt. 

Die Berufsgenofjenfchaften können unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Berbindlichfeiten eingehen, vor Gericht Klagen und verklagt werben. 

Für die Berbindlichfeiten der Berufsgenofjenihaft haftet den Glüubigern 
derjelben nur das Genoſſenſchaftsvermögen. 

8 12. Aufbringung der Mittel. Die Mittel zur Dedung der von den 
Berufsgenoſſenſchaften zu leitenden Entfchädigungsbeträge und der Verwaltungs 
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foften werden durch Beiträge aufgebradht, welche auf die Mitglieder jährlich ums 
gelegt werden. 

Zu anderen Zweden als zur Dedung der von der Genofjenichaft zu leiſtenden 
Entihädigungen und der VBerwaltungdtoften, zur Gewährung von Prämien für 
Rettung Verunglüdter und für Abwendung von Unglüdsfällen, fowie zur Anz 
fammlung eines Reſervefonds ($ 19) dürfen weder Beiträge von Genoſſenſchafts— 
mitgliedern erhoben werden, nocd) Verwendungen aus dem Vermögen der Genoſſenſchaft 
erfolgen. 

Behufs Beltreitung der Verwaltungstoiten kann die Berufsgenoſſenſchaft 
bon den Mitgliedern für das erfte Jahr einen Beitrag im Voraus erheben. Falls 
das Statut hierüber nichts Anderes beſtimmt, erfolgt die Aufbringung der hierzu 
erforderlichen Mittel nach der Zahl der von den Mitgliedern in ihren Betrieben 
beichäftigten verliherten Perionen. Dabei ift das von den Gemeindebehörben 
aufzustellende Verzeichnig ($ 23) maßgebend. 


1. Bildung und Veränderung der Berufsgeuoſſenſchaften. 


8 13. Bildung der Berufsgenoffenfhaften. Die Berufsgenofjenichaften 
werden auf Grund von Vorichlägen der Landesregierungen durd) den Bundesrat 
nah Anhörung des Neichö-Verficherungsamts gebildet. 

Bor Einbringung der VBorfchläge find Vertreter der unter den 81 fallenden 
Betriebe, welche zu einer Berufsgenoffenjchaft vereinigt werden follen, zu hören. 

Die Bezirke, für welche die einzelnen Berufsgenoſſenſchaften gebildet find, 
werden durch den Reichsanzeiger veröffentlicht. 

8.14. Statut der Berufsgenoffenfhaft. Die Berufsgenoflenichaft regelt 
ihre Angelegenheiten und ihre Geichäftsordnung durch ein Genofjenichaftsftatut, 
welches durch eine Generalverſammlung (konſtituirende Genoflenichaftöverfammlung) 
zu beichließgen ift. 

$ 15. Die Eonitituirende Genoſſenſchaftsverſammlung befteht aus Vertretern 
der unter $ 1 fallenden linternehmer. 

Jede Gemeindebehörde bezeichnet aus der Mitte der der Gemeinde angehörigen 
Unternehmer oder bevollmächtigten Betriebsleiter einen Wahlmann. Die Wahl: 
männer werden nad Bezirken, weldhe von den Landes: Zentralbehörden beſtimmt 
werden, zu Wahlverfammlungen berufen. Die letzteren wählen aus ihrer Mitte 
mit einfaher Stimmenmehrheit die Vertreter, aus welchen die fonftituirende 
Genoſſenſchaftsverſammlung beiteht. Im Uebrigen wird dad Wahlverfahren durd) 
eine von der Landes: Zentralbehörde zu erlaflende Wahlordnung geregelt, in welcher 
die Vertreter auf die Wahlbezirke nach der Zahl der Wahlmänner jo zu vertheilen 
find, daß mindeltens ein Vertreter auf je zwanzig Wahlmänner entfällt. 

Geht der Bezirk der Genoſſenſchaft über die Grenzen eined Bundesſtaats 
hinaus, fo werden die Obliegenheiten der Landes» Zentralbehörde vom Reichs— 
Berfiherungsamt im Ginvernehmen mit den Sentralbehörden der betheiligten 
Bundesitaaten wahrgenommen. 

8 16. Die Berufung der fonftitwirenden Genoſſenſchaftsverſammlung erfolgt, 
wenn der Bezirk der Genoffenichaft über die Grenzen eines Bundesitaats hinaus: 
geht, durch das Neichö-PVerficherungsamt, im Webrigen durch die Zentralbehörde 
des Bundesftaats, zu welchem der Bezirk der Genoflenichaft gehört, oder durch 
eine von ber Zentralbehörde zu beitimmende andere Behörde. 

Die Verſammlung findet in Gegenwart eines Beauftragten derjenigen 
Behörde, welche dieielbe einberufen hat, ftatt. Der Beauftragte hat die Verſammlung 
zu eröffnen, die Wahl eines aus einem Vorfigenden, zwei Schriftführern und 
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mindeftend zwei Beifigern bejtehenden proviſoriſchen Worftandes herbeizuführen 
und, bis dieſelbe erfolgt ift, die Verhandlungen zu leiten. 


Nach erfolgter Wahl übernimmt der provisorische Vorftand die Leitung der 
Verhandlung, Führt die Gejchäfte bis zur Uebernahme derfelben durch den definitiven 
Borftand und beruft erforderlichenfall3 die weiteren Genoflenichaftsverianmlungen. 
In den Genoifenichaftsveriammlungen muß der Beauftragte der Behörde auf 
Verlangen jeder Zeit gehört werben. 


Die Beichlüffe der Genoſſenſchaftsverſammlung werden nah Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des PVorfigenden den Ausſchlag. 


8 17. Das Genofienschaftsftatut muß Beſtimmung treffen: 


1. über Namen und Sit der Genoflenichaft, 

2. über die Bildung des Genoflenichaftsporftandes und über den Umfang 
feiner Befugniffe, 

3. über die Bildung des Genoſſenſchaftsausſchuſſes zur Enticheidung über 
Beſchwerden (88 27, 38), 

4. über die Zuſammenſetzung und Berufung der Genoflenichaftsperfammlung, 
jowie über die Art ihrer Beihlußfaflung, 

5. über das den Bertretern zuftehende Stimmrecht und die Prüfung ihrer 
Legitimation, 

6. über das von den Organen der Genoffenfchaft bei der Veranlagung und 
Abſchätzung der Betriebe zu beobadhtende Verfahren ($ 26), 

7. über da3 Verfahren bei Betrieböveränderungen, ſowie bei Aenderungen 
in der Berfon des Unternehmers (8 33), 

8 über die Folgen der Betrieb3einftellungen, insbeſondere über die Sicher: 
Stellung der Beiträge der Unternehmer, welche den Betrieb einstellen, 

9. über die Vergütungsfäge, welche den zur Unterfuchung der Unfälle, zu 
den Enticheidungen der Sciedsgerihte und zur Begutachtung der 
Unfallverhütungsvorjchriften zuzuziehenden Arbeitern ($$ 35, 36, 39) 
zu gewähren find, 

10. über die Aufitellung, Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung, 

11. über die Ausübung der der Genoflenichaft zuitehenden Befugniſſe zum 
Erlaß von Vorſchriften behufs der Unfallverhütung und zur Ueberwachung 
der Betriebe ($ 39), 

12. über die Vorausfegungen einer Abänderung des Statuts. 


8 18. Die Genoſſenſchaftsverſammlung befteht aus Wertretern der vers 
ſicherungspflichtigen Unternehmer. 

Das Statut kann vorfchreiben, daß die Berufsgenoſſenſchaft in örtlich 
abgegrenzte Sektionen eingetheilt wird und daß Vertrauensmänner als örtliche 
Genofienihaftsorgane eingelegt werden. Enthält dasselbe Vorichriften dieſer Art, 
jo ijt darin zugleich über Sig und Bezirk der Sektionen, über die Zurlammen 
jegung und Berufung der Sektionsverfammlungen, ſowie über die Art ihrer 
Beihlußfaffung, über die Bildung der Seftionsvorftände und über den Umfang 
ihrer Befugniſſe, ſowie über die Abgrenzung der Bezirke der Vertrauensmännet, 
die Wahl der legteren und ihrer Stellvertreter und den Umfang ihrer Befugnifle 
Beitimmung zu treffen. 

Die Abgrenzung der Bezirke der Vertrauensmänner, ſowie die Mahl ber 
legteren und ihrer Stellvertreter kann von der Genoſſenſchaftsverſammlung dem 
Genoſſenſchafts- oder Seftionsvoritande, die Wahl der Seftionsvorftände den 
Sektionsverſammlungen übertragen werden. 
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$ 19. Durd das Statut fann die Anſammlung eines Reſervefonds ange: 
ordnet werden. Geichieht dies, fo hat das Statut zugleich darüber Beltimmung 
zu treffen, unter welchen Vorausfegungen die Zinſen des Nefervefonds für die 
Dedung der ber Genofjenichaft obliegenden Laften zu verwenden find, und in 
welchen Fällen der Stapitalbeitand des Reſervefonds angegriffen werben darf. 

$ 20. Durch das Statut kann ferner beitimmt werden, daß die Nente 
(SS 5, 6, 7) ſolchen verficherten Perjonen, ſowie deren Hinterbliebenen oder 
Angehörigen, welche ihren Lohn oder Gehalt herkömmlich ganz oder zum Theil 
in Form von Naturalleiftungen ( z. B. Wohnung, Feuerung, Nahrungsmittel, 
Landnutzung, Stleidung 2c.) beziehen, nach Verhältniß ebenfall3 in dieſer Form 
gewährt wird. Der Werth diefer Naturalbezüge ift gemäß 8 3 feitzufesen. 

$ 21. Das Genojienihaftsitatut bedarf zu feiner Gültigkeit der Genehmigung 
bes Neichd-Berfiherungsamts. 

Gegen die Enticheidung desjelben, durch welche die Genehmigung verfagt 
wird, findet binnen einer Friſt von vier Wochen nad) der Zuftellung an den 
provijorifchen Genoflenichaftsporftand (K 16) die Beſchwerde an den Bundesrath ftatt. 

Wird innerhalb diefer Friſt Beſchwerde nicht eingelegt oder wird die Verſagung 
der Genehmigung des Statut® vom YBundesrath aufrecht erhalten, fo find die 
Vertreter ($ 15) innerhalb vier Wochen zu einer neuen Genofjenichaftöverfamme 
fung behufs anderweiter Beichlußfafiung über das Statut in Gemäßheit des 
$ 16 zu laden. Wird auch dem von diefer Verfammlung beichloffenen Statut 
die Genehmigung endgültig verfagt, fo wird ein ſolches von dem Reichs-Ver— 
fiherungsamt erlafjen. 

Abänderungen des Statuts bedürfen der Genehmigung des Reichs-Verſicherungs— 
amts. Gegen deren Verfagung findet binnen einer Frift von vier Wochen die 
Beichwerde an den Bundesrath ftatt. 

5 22. Beröffentlihung des Namens und Sitzes 2c. der Genoffenfchaft. 
Genoflenfhaftsvorflände und Bertrauensmänner. Die Beſtimmungen der $$ 21 
bi3 27 des Unfallverſicherungsgeſetzes über die Veröffentlichung de3 Namens und 
des Sites der Genoflenichaften, ſowie über die Genoifenihaftsporftände und 
Vertrauensmänner findet mit der Maßgabe Anwendung, daß die Prüfung und 
Abnahme der Jahresrehnung auch einem Ausſchuſſe der Genoffenihaftsverfammlung 
übertragen werden fann. 

$ 23. Gefahrenklaffen und Abfchäbung. Jede Gemeindebehörde hat für 
ihren Bezirk nach Bildung der Berufsgenoſſenſchaft binnen einer von dem Reichs» 
Berfiherungdamt zu beitimmenden und öffentlich befannt zu machenden Friſt ein 
Verzeihnig Tämmtlicher unter den $ 1 fallender Unternehmer aufzuftellen und 
durch Vermittelung der unteren Verwaltungsbehörde dem Genoflenichaftsporitande 
zu überjenden. In dem Verzeichniß ift für jeden Unternehmer anzugeben, wie viel 
verficherte Arbeiter und Beamten derielbe dauernd und wie viel verficherte Berfonen 
derfelbe vorübergehend im Jahresdurchichnitt beichäftigt; bezüglich der letzteren ift 
auch die durchichnittliche Dauer der Beihäftigung anzugeben. 

Die Gemeindebehörde iſt befugt, die Unternehmer zu einer Auskunft über 
die vorstehend bezeichneten Werhältnifie innerhalb einer zu beſtimmenden Frift 
durch Gelditrafen im Betrage bis zu einhundert Mark anzubalten. Wird die 
Auskunft nicht vollitändig oder nicht rechtzeitig ertheilt, jo hat die Gemeinde: 
behörde bei Aufftellung des Verzeichnifies nach ihrer Kenntniß der Verhältnifje 
zu verfahren, 

$ 24. Durch die Genofjenichaftsverfammlung find für die der Genofienfchaft 
angebörenden Betriebe je nach dem Grade der mit denielben verbundenen Unfall 
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gefahr entiprechende Gefahrenklaflen zu bilden und über das Verhältniß ber in 
denselben zu leiftenden Beitragsſätze Beitimmungen zu treffen (Gefahrentarif). 

Hierbei finden die Beſtimmungen des $ 28 Abſatz 2, 3 und 5 des Ilnfall: 
verſicherungsgeſetzes Anwendung. 

8 25. Für jeden Unternehmer wird die Zahl derjenigen Arbeitstage 
abgeſchätzt, welche fi) aus der Zahl der in feinem Betriebe beſchäftigten Arbeiter 
und der Dauer ihrer Beihäftigung im Jahresdurchſchnitt ergibt. Dabei find die 
männlichen und weiblichen Arbeiter getrennt zu behandeln, und die dauernd 
befchäftigten Arbeiter mit bdreihundert, die nur zu gewiſſen Zeiten oder an 
einzelnen Tagen des Jahres vorübergehend beichäftigten Arbeiter mit der Zahl 
derjenigen Arbeitstage in Anfag zu bringen, melde fie nah) Maßgabe der Ber: 
hältnifie des Betriebes im Jahresdurchſchnitt leiften. 

8 26. Die Veranlagung der Betriebe zu den Gefahrenflaflen ($ 24), jowie 
die Abichägung der Betriebe ($ 25) Tiegt nad näherer Beitimmung des Statuts 
($ 17) den Organen der Genoflenichaft ob. 

Die Mitglieder der Genoſſenſchaft find verpflichtet, den Organen derielben 
auf Erfordern binnen zweier Wochen über ihre Betriebs: und Arbeiterverhältnifie 
diejenige weitere Auskunft zu ertheilen, welche zur Durchführung der Veranlagung 
und Abichägung erforderlich ift. 

8 27. Der Gemeindebehörde find ſeitens der Genoſſenſchaft Verzeichniſſe 
mitzutheilen, aus denen fich für jeden Betrieb die Gefahrenflaffe, in welder 
derjelbe veranlagt ift, ſowie die abgeichäßte Zahl ber Arbeitstage ergibt. Aus 
den Berzeichniffen muß erfichtlid fein, wie viel Arbeiter ald dauernd beichäftigt 
angenommen find. Die Gemeindebehörde hat diefe Verzeichniffe während zweier 
Moden zur Einfiht der Betheiligten auszulegen und den Beginn diejer Friſt 
auf ort3übliche Weile befannt zu machen. 

Binnen einer weiteren Frift von zwei Wochen fann der Betriebsunternehmer 
gegen die Veranlagung und Abſchätzung bei dem Genoſſenſchaftsorgane, durch 
welches diejelbe erfolgt ift, Einſpruch erheben. 

Gegen den auf den Einspruch fchriftlich zu ertheilenden Beſcheid fteht dem 
Betriebsunternehmer binnen zweier Wochen nad der Zuftellung die Befchwerde 
an den Genofjenichaftsausihuß ($ 17 Ziffer 3), und gegen die Enticheidung des 
legteren binnen gleicher Frift die Berufung an das Reichs-Verſicherungsamt zu. 

Der auf den Einſpruch erfolgende Beſcheid ift vorläufig vollftredbar. 

Die Mitglieder des Genoflenichaftsausfchuffes dürfen bei der erften Veran: 
lagung und Abſchätzung der Betriebe nicht mitwirken. 

$ 28. In denjenigen Terminen, in welchen der Gefahrentarif zu revidiren iſt 
($ 24 Abi. 2), ift auch die Veranlagung und die Abſchätzung der Betriebe einer 
Nevifion zu unterziehen. Hierbei ift in derjelben Weiſe mie bei der eriten Per: 
anlagung und Abſchätzung zu verfahren. 

$ 29. Bezüglich der Theilung oder gemeinfamen Tragung des Nififos, 
der Abänderung des Beltandes der Berufsgenoffenichaften und der Auflöfung 
derjelben finden die 88 29 bis 33 des Unfallverſicherungsgeſetzes mit der Maß— 
gabe Anwendung, daß nur drtlich abgegrenzte Theile aus einer Berufsgenoſſen— 
haft ausgeſchieden und anderen Berufögenoflenichaften zugetheilt werden können. 


II. Mitgliedſchaft. Betriebsveränderungen. 


$ 30. Mitgliedfhaft. Mitglied der Genoflenihaft ift jeder Unternehmer 
eines unter den $ 1 fallenden Betriebes, deifen Sig in dem Bezirke der Genoflen 
ſchaft belegen ift. 
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Als Sit eines Tandwirthichaftlichen Betriebes, welcher fih über mehrere 
Semeindebezirfe erftredt, gilt diejenige Gemeinde, in deren Bezirk die Wirthichafts- 
gebäude, von denen aus die Bewirthichaftung erfolgt, belegen find. Im Zweifels— 
falle gilt jede Gefammtheit von Grundftüden, welche von befonderen Wirthichafts: 
gebänden aus jelbitändig bewirthichaftet wird, als ein beionderer Betrieb. 

Als Sig eines forftwirthichaftlichen Betriebes, welcher fich über mehrere 
Gemeindebezirfe erftredt, gilt diejenige Gemeinde, in deren Bezirk die unmittelbare 
Betriebsleitung (Nevierverwaltung) ihren Sit hat. Died findet auch im dem 
Falle Anwendung, wo mehrere foritwirthichaftliche Betriebe eines Unternehmers 
einer gemeinfamen Oberleitung unterftellt find. 

Wahlberehtigt und wahlfähig it jedes Mitglied der Genoſſenſchaft, fofern 
es fich im Bejige der bürgerlichen Chrenrechte befindet. 

Ss 31. Die Mitgliedihaft beginnt für die Unternehmer der unter den $ 1 
fallenden Betriebe, welche zur Zeit der Genehmigung des Genoflenihaftsftatuts 
beitehen, mit dieſem Zeitpunfte, für die Unternehmer Später eröffneter Betriebe 
mit dem Zeitpunfte der Eröffnung des Betriebes. Von der Eröffnung eines 
jolhen Betriebes hat die Gemeindebehörde durch Wermittelung der unteren Ber: 
waltungsbehörde dem Genofienichaftsporitande Kenntniß zu geben. 

$ 32. Genoffenfhaftskatafter. Der Genofjenichaftsvorftand hat auf Grund 
der Berzeichniffe der unter $ 1 fallenden Betriebe ($ 23) und der fpäter erfol— 
genden Anzeigen ($ 31) Genofienichaftöfatafter zu Führen. 

Den in das Statafter aufgenommenen Genoffen werden vom Genoſſenſchafts— 
vorftande durch Vermittelung der unteren Berwaltungsbehörde Mitgliedicheine 
ertheilt. Iſt die Genoſſenſchaft in Sektionen eingetheilt, jo muß der Mitglied: 
ichein die Sektion, welcher der Unternehmer angehört, bezeichnen. 

Segen die Aufnahme in das Satafter, ſowie gegen die Ablehnung derjelben 
jteht dem Unternehmer binnen einer Friſt von zwei Wochen nad erfolgter Zus 
jtellung des Mitgliedicheins bezw, des ablehnenden Beicheides die Beſchwerde an 
das Neich3:Verfiherungsamt zu. Dieſelbe ift bei der unteren WVerwaltungsbehörde 
einzulegen. 

$ 33. Tritt ein Wechfel in der Perſon desjenigen ein, fir deflen Rechnung 
der Betrieb erfolgt, jo findet $ 37 Abſatz 8 des Unfallverfiherungsgeleges, treten 
Henderungen im Betriebe ein, welche für die Beranlagung oder Abſchätzung des— 
jelben (58 24, 25) von Bedeutung find, To findet $ 39 des Unfallverſicherungs— 
gejeges entiprechende Anwendung. 


IV. Bertretung der Arbeiter, 


$ 34. Vertretung der Arbeiter. Zum Zwed der Theilnahme an den Ent: 
iheidungen der Schiedsgerichte, an den Unfallunteriuchungen und an der Be: 
rathung und Benutahtung der zur Verhütung von Unfällen zu erlaffenden 
Borfchriften werden in jeder Genoflenichaft oder Sektion, zum Zwed der Theil: 
nahme an den Verhandlungen des Neichs » Verfiherungsamts für die Gefammtheit 
der Genoſſenſchaften Vertreter der Arbeiter berufen. Die Berufung erfolgt nad 
Maßgabe der 88 35, 36, 40. 

Zur Vertretung der Arbeiter find nur zu berufen männliche, großjährige, 
auf Grund dieſes Geſetzes verjicherte Perfonen, welche in Betrieben der Genoſſen— 
ichaftsmitglieder beichäftigt find, fih im Beſitze der bürgerlichen Chrenrechte 
befinden und nicht durch richterliche Anordnung in der Verfügung über ihr Ver: 
mögen beichränft find. 

49* 
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V. Schiedsgerichte. 


835. Schiedsgerichte. In Betreff der Errichtung von Schiedsgerichten 
und des Verfahrens vor denſelben finden die Vorſchriften der 88 43, 46 bis 50 
des linfallverfiherungsgeleges mit der Maßgabe entiprehende Anwendung, daß 
die in Gemäßheit des $ 34 zu berufenden beiden Beiliger nach näherer Beſtimm— 
ung des Negulativs (8 43 des Ilnfallverficherungsgeieges) von Seiten der 
betheiligten Gemeinden oder weiteren Kommunalverbände aus ber Zahl ber ver- 
fiherten Perſonen zu berufen find. 


VI. Feititellung und Auszahlung der Entihädigungen. Umlageverfahren. 


$ 36. Unfallunterfudhung, Felftellung der Entfhädigung, Auszahlungen 
durch die Pof 2c. In Betreff der Anzeige und Unterfuchung der Unfälle, ſowie 
der FFeititellung und Auszahlung der Entſchädigungen finden die Beltimmungen 
der 88 45, 51 bis 70 bes Unfallverſicherungsgeſetzes mit der Maßgabe ent: 
iprechende Anwendung, daß die Anzeige eines Unfalls (851 a. a. O.) aud 
mündlich erftattet werden fann und daß, wenn ein in Gemäßheit bes 8 45 a. a. ©. 
gewählter Bevollmäcdhtigter oder Stellvertreter nicht vorhanden ift, die Gemeinde 
behörde des Orts, an welchem fich der Unfall ereignete, auf Erjuchen der für 
die Unterfuhung zuftändigen Behörde einen Mrbeiter bezeichnet, welcher gegen 
Vergütung für den entgangenen Arbeitöverdienit an den Unterſuchungsverhand— 
lungen theilnehmen fann. ($$ 54, 55 a. a. DO.) 

$ 37. Umlage- und Erhebungsverfahren. Die von den Zentral» Poit: 
verwaltungen zur Gritattung liquidirten Beträge find von den Genoflenichafts: 
vorftänden gleichzeitig mit den Verwaltungskoſten und den etwaigen NRüdlagen 
zum Reſervefonds unter Berüdfihtigung der auf Grund des 8 29 etwa vor: 
liegenden Verpflihtungen oder Berechtigungen nad) dem feitgeftellten Vertheilungs— 
maßſtab auf die Genoſſenſchaftsmitglieder umzulegen und von denfelben einzuziehen. 

Zu dieſem Zweck hat jedes Mitglied der Genoflenichaft, weldes im Laufe 
des verfloflenen Rechnungsjahres verficherte Beamte beichäftigt hat, binnen ſechs 
Wochen nad Ablauf des Necdhnungsjahre® unter Angabe der Nummer jeines 
Mitgliedsſcheins dem Genoflenschaftsvurftande eine Nachweiſung besjenigen Be 
trage3 einzureichen, welchen jeder Beamte im abgelaufenen Rehnungsjahre an 
Gehalt oder Lohn ($ 3) thatlächlih bezogen hat. Der $ 71 Abfag 3 des Um: 
fallverſicherungsgeſetzes findet hierbei Anwendung. 

Die Umlegung und Einziehung erfolgt nad Maßgabe der Veranlagung und 
der Abichägung der Betriebe (SS 24 und 25), ſowie nad den vorjtehenden Er: 
hebungen über die beichäftigten Betriebsbeamten. Für jeden Arbeitötag eines 
Arbeiters wird der breihundertite Theil des nah 8 5 ermittelten durchſchnittlichen 
Jahresarbeitsverdienftes, für jeden Beamten der in dem Betriebe von ihm that: 
jählich bezogene Verdienit mit der Beichränfung zu Grunde gelegt, daß ber ben 
Betrag von täglich vier Mark, das Jahr zu dreihundert Arbeitdtagen gerechnet, 
überfteigende Betrag nur mit einem Drittel zur Anrechnung gelangt. 

Auf diefer Grundlage wird von dem Genoſſenſchaftsvorſtande der Betrag 
berechnet, welcher auf jeden Unternehmer zur Dedung des Geſammtbedarfs entfällt 
und die Heberofle aufgeltellt. 

Den Gemeindebehörben find bezüglich der dem Gemeindebezirk angehörigen 
Senofjenichaftsmitglieder Auszüge aus der Heberolle mit der Aufforderung zuzu— 
jtellen, die Beiträge einzuziehen und in ganzer Summe binnen vier Wochen an 
den Genofienichaftsvoritand einzufenden. 
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Die Gemeinde haftet für diejenigen Beiträge, bei denen fie den wirklichen 
Ausfall oder die fruchtlos erfolgte Zwangsvollitredung nicht nachweiſen kann 
und muß fie vorſchußweiſe mit einienden. 

$ 38. Der Nuszug aus der Heberolle (8 37 Abi. 5) muß diejenigen Anz 
gaben enthalten, welche die Zahlungspflichtigen in den Stand ſetzen, die Richtig: 
feit der angeitellten Beitragöberehnung zu prüfen. Die Gemeindebehörde hat den 
Auszug während zweier Wochen zur Einfiht der Berheiligten auszulegen und 
den Beginn dieſer Friſt auf ortsübliche Weije befannt zu machen. 

Binnen einer weiteren Friſt von zwei Wochen fann der Betriebsunternehmer 
unbeſchadet der Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung gegen die Beitragsberehnung 
bei dem Genoflenjichaftsvoritande Cinipruch erheben. Durch diefen Einipruch kann 
die nad) 88 27, 28 erfolgte Veranlagung und Abſchätzung nicht angefochten werben. 

Auf das weitere Verfahren finden die Vorichriften des 8 27 Abi. 3 bis 5, 
im Uebrigen die Beitimmungen der 88 73 Abſatz 4, 74 bis 77 des Unfall 
verjicherungsgejeges entiprechende Anwendung. 


VII. Unfallverhütung, Ueberwachung der Betriebe durd die Genoſſenſchaften. 


$ 39. Unfallverhütungsvorfariften. Die 88 78 bis 86 des linfallver: 
fiherungsgefeges finden mit der Maßgabe Anwendung, daß zur Berathung und 
Begutahtung von Unfallverhiütungsvorichriften die nach $ 35 als Beifiger zu den 
Sciebögerihten berufenen Vertreter der Arbeiter hinzuzuziehen find, und daß bie 
Zentralbehörden der Bundesftaaten beitimmen,, wohin die nah $ 78 Ziffer 2 
a. a. D. verhängten Gelditrafen fließen, falls der zu ihrer Zahlung Verpflichtete 
zur Beit der Zumwiderhandlung einer Krankenkaſſe nicht angehörte. 


VII. Aufidtsführung. 


8 40. Reihs-Verfiherungsamt. Landes-Berfiherungsämter. Die Aufſicht 
über die Genofjenichaften wird in Gemäßheit der 88 87 und 88 de3 Unfall» 
verſicherungsgeſetzes durch das Neichs-Verficherungsamt geführt. 

Dem Reichs = Verficherungsanıt treten vier nichtitändige Mitglieder hinzu, 
bon welchen je zwei von den Genojjenichaftsvoritänden und von den Vertretern 
der verficherten Arbeiter (58 34, 35) aus ihrer Mitte gewählt werden. Diele 
nichtjtändigen Mitglieder find ftatt der nach) $ 87 des linfallverficherungsgejeges 
von ben Genoflenichaftsporitänden und den Vertretern der Arbeiter gewählten 
nichtftändigen Mitglieder in den durch das genannte Geſetz bezeichneten Fällen 
zu den Berhandlungen zuzuziehen, Tobald es ſich um Angelegenheiten der dem 
gegenwärtigen Gejege unterliegenden Genojjenichaften handelt. Im Uebrigen 
finden die 88 87, 89 bis 91 a.a. O. Anwendung. 

Bezüglich der Errichtung und der Zuftändigfeit der Landes-Verſicherungs— 
ämter finden die 88 92, 93 des Unfallverſicherungsgeſetzes mit der Mabgabe 
Anwendung, daß das Landes-Verfiherungsamt auch in den Fällen der SS 21, 
27, 28, 32, 33, 38 dieſes Gejeges an die Stelle des Neich3:Beriicherungsamts 
tritt und daß hinfichtlich feiner Zufammenfegung die Beitimmung des voritehenden 
Abſatzes Platz greift. 


IX. Staatsforſtbetriebe. 


$ 41. Staatsforfibetriebe. Für Forſtbetriebe, welche für Rechnung des 
Staat3 verwaltet werden, tritt bei Anwendung diejes Gejeges an die Stelle der 
Berufögenoflenichaft der Staat. Die Befugnifie und Obliegenheiten der Ge: 
nollenichaftöverfammlung und des Genoſſenſchaftsvorſtandes werden durch Aus— 
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führungsbehörden wahrgenommen, welche von der Landess Zentralbehörde zu 
bezeichnen find. Dem Neich3:Verfiherungsamt ift mitzutheilen, welche Behörden 
als Ausführungsbehörden bezeichnet worden find. 

842. Soweit der Staat in Gemäßheit des $ 41 an die Stelle ber Be 
rufsgenofjenichaft tritt, finden die SS 11 bis 33, 37, 38, 40 Ablak 1, 52 bis 
57 bes gegenwärtigen Geleges, ſowie die Beſtimmungen der 88 59 Abſatz 4, 
60, 62 Abſatz 1, 73 Abſatz 4, 74, 75 Abſatz 2 und 3, 76, 78 bis 86, 87 
Abjat 1, 88, 89, 90 Abſatz 1 lit. a, d, e des Unfallverfiherungsgefeges feine 
Anwendung. 

843. Die Gritredung der Werfiherungspfliht auf Betriebsbeamte mit 
einem zweitauiend Mark überiteigenden Nahresarbeitsverdienit ($ 2 Abi. 1) kann 
dur die Ausführungsvorichriften erfolgen, ſoweit die Beamten nicht nad $ 4 
von der Anwendung diefes Geſetzes ausgeſchloſſen find. 

8 44. Die Berufung der Vertreter der Arbeiter ($ 34) erfolgt für ben 
Bezirk jeder Ausführungsbehörde. 

Das Negulativ ($ 43 des Unfallverficherungsgefeßes) wird durch die für 
den Erlaß der Ausführungsvorichriften zuftändigen Behörde erlaffen. In dem: 
jelben find die Zahl der Vertreter und die denjelben zu gewährenden Vergütungs— 
füge (88 44 Abi. 4, 49 Abf. 2, 55 Abi. 1 a. a. DO.) feitzuitellen. 

Ueber Streitigkeiten, welche fih auf die Gültigkeit der vollzogenen Wahlen 
beziehen , enticheidet das Neich3:Xerfiherungsamt beziehungsweile das Yandes- 
Berficherungsamt. 

8 45. Für den Bezirk jeder Ausführungsbehörde ift mindejtens ein 
Schiedögeriht (8 46 des Imfallverfiherungsgeileges) zu errichten. Die im $ 47 
Abjag 3 a. a. DO, bezeichneten Beifiger werden von der Ausführungsbehörde 
ernannt. 

8 46. Die Feltitellung der Entihädigungen ($ 57 des Unfallverficherungs: 
geſetzes) erfolgt durh die in den Ausführungsporjchriften zu bezeichnende 
Behörde. 

$ 47. Gegen den Beicheid der zuftändigen Behörde ($ 46), Durch welchen 
ein Entihädigungsanipruch aus dem Grunde abgelehnt wird, weil der Betrieb, 
in welchen der Unfall fich ereignet hat, für wicht unter den $ 1 fallend erachtet 
wird, Steht dem Verletzten und feinen Dinterbliebenen die Beichwerde an das 
Reichs-Verſicherungsamt bezw. Yandes-Verficherungsamt zu, welche bei demielben 
binnen vier Wochen nad) der Zuftellung des ablehnenden Bejcheides einzulegen ift. 

8 48. Morjchriften der Ausführungsbehörden über das in den Betrieben 

von den Berficherten zur Verhütung von Unfällen zu beobachtende Verhalten 
find, Sofern fie Strafbeftimmungen enthalten follen, vor dem Erlaß mindeltens 
drei Vertretern der Arbeiter zur Berathung und gutachtlichen Aeußerung vorzu: 
legen. Die Berathung findet unter Yeitung eines Beauftragten der Ausführungs: 
behörde ftatt. 
Diie auf Grund folder Vorfchriften verhängten Geldftrafen fließen in bie 
Krankenkaſſe, welcher der zu ihrer Zahlung Berpflichtete zur Zeit der Zumider: 
handlung angehört und, wenn derſelbe einer Krankenkaſſe nicht angehört, in die 
von der Landes: Zentralbehörde zu bezeichnende Kaffe. 

$ 49. Die zur Durbführung der Beſtimmungen in 88 41 bis 48 
ee Ausführungsvorichriften werden von der Landes= Zentralbehörde 
erlaſſen. 

8 50. Die Beſtimmungen der 88 41 bis 49 finden auf Forſtbetriebe der 
im 8 41 bezeichneten Art feine Anwendung, infoweit die Landesregierung bei 
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Cinbringung der Vorfchläge für die Bildung der Berufsgenoflenihaften ihres 
Gebiets ($ 13) erklärt, daß ſolche Betriebe den Berufsgenofienschaften angehören 
ſollen. 


X. Schluß- und Strafbeſtimmungen. 


$ 51. Schlußbeſtimmungen. Die Beſtimmungen der 88 95 bis 102 und 
110 des Unfallverſicherungsgeſetzes finden entiprechende Anwendung. Die Por: 
ichrift des $ 102 a. a. ©. gilt auch für die im $ 10 bezeichneten Streitig- 
feiten. 

$ 52. Strafbeflimmungen. Betriebsunternehmer können von dem Ge— 
nofjenihaftsvoritande mit Ordnungsftrafe bis zu fünfhundert Mark belegt werden, 
wenn die von ihnen in Gemäßheit der 88 23 Abſatz 2, 26 Abſatz 2, 28 ertheilte 
Auskunft oder die in Gemäßheit des 8 33 (bezw. der 88 37 Abi. 8, 89 bes 
Unfallverfiherungsgeieges) eritattete Anzeige oder Anmeldung , ingleichen wenn 
die von ihnen in Gemäßheit der 88 36, 37 Abſatz 2 (bezw, des $ 60 des Un— 
fallverficherungsgeſetzes) eingereichten Lohn: oder Gehaltsnachweiſungen thatiächliche 
Angaben enthalten, deren Unrichtigfeit ihnen befannt war oder bei Anwendung 
angemeflener Sorgfalt nicht entgehen fonnte. 

$ 53. Betriebsunternehmer, welche der ihnen obliegenden Verpflichtung zur 
Grtheilung von Auskunft in den Fällen der 88 23 Ablag 2, 26 Abjag 2, 28, 
zur Anzeige oder Anmeldung in den Fällen des $ 23 (bezw. der 88 37 Abi. 8, 
39 des Unfallverſicherungsgeſetzes), zur Einreichung der Lohn» oder Gehalts: 
nahmweilungen in den Fällen der 88 36, 37 Abjag 2 (bezw. $ 60 des Unfall— 
verſicherungsgeſetzes), oder zur Grfüllung der für Betriebseinftellungen gegebenen 
ftatutariihen Worichriften (8 17 Ziff. 8) nicht rechtzeitig nachfommen, können 
von dem Genofjenichaftsvorftande mit Ordnungsſtrafe bis zu dreihundert Mark 
belegt werben. 

Die gleiche Strafe kann, wenn die Anzeige eines Unfalls nicht rechtzeitig 
in Genäßheit des 8 36 (bezw. des $ 51 des Unfallverſicherungsgeſetzes) erfolgt 
ift, gegen denjenigen verhängt werden, welcher zu der Anzeige verpflichtet war. 

854. Die Strafporichriften der $S 52, 53 finden auch gegen die geſetz— 
fihen Vertreter handlungsunfähiger Betrieböunternehmer , desgleichen gegen die 
Mitglieder des Boritandes einer Aftiengeiellichaft, Innung oder eingetragenen 
Genoſſenſchaft, ſowie gegen die Liquidatoren einer Handelsgeſellſchaft, Innung 
oder eingetragenen Genoſſenſchaft Anwendung. 

8 55. Zur Berhängung der in den 88 52 bis 54 angedrohten Strafen 
ift der Vorſtand derjenigen Genoſſenſchaft zuftändig, zu welcher ber Betriebs— 
unternehmer gehört. 

Gegen die Strafverfügung des Genofjenichaftsporftandes fteht den Be— 
theiligten binnen zwei Wochen von deren AZuftellung an die Beſchwerde an das 
NeichS-Verfiherungsamt bezw. das Landes-Berfiherungsamt zu. 

Die Strafen fließen in die Genofienichaftstaffe 

$ 56. Die Mitglieder der Vorftände der Genofienichaften und die Mit— 
glieder der Genofjenichaftsausichüfle zur Enticheidung über Beſchwerden ($ 17 
Ziff. 3), ingleichen die in Gemäßheit des $ 39 (bezw. der 88 82, 83 des Un— 
fallverficherungsgeieges) ernannten Beauftragten und Sacverftändigen werden, 
wenn fie unbefugt Betriebsgeheimniſſe offenbaren, welche kraft ihres Amtes oder 
Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt find, mit Geldftrafe bis zu eintaufend- 
fünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des VBetriebsunternehmers ein. 
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8 57. Die im $ 56 bezeichneten Perfonen merden mit Gefängniß, neben 
welchem auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden kann, , beitraft, 
wenn fie abjichtlih zum Nachtheile der Betriebsunternehmer Betriebsgeheimniſſe, 
welche kraft ihres Amtes oder Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt find, offen 
baren, ober geheim gehaltene Betriebseinrichtungen oder Betriebsweiſen, melde 
fraft ihres Amtes oder Auftrages zu ihrer Kenntniß gelangt find, jo lange ala 
dieſe Betriebögeheimmnifle find, nachahmen. 

Thun fie dies, um ſich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu 
verichaffen, jo fann neben der Gefängnißftrafe auf Gelditrafe bis zu dreitanfend 
Mark erfannt werben. 

8 58. Die Zentralbehörben der Bunbdesitaaten bejtimmen, von melden 
Staats: oder Gemeinbebehörden die in dieſem Geſetze den höheren Verwaltungs 
behörden, den unteren Verwaltungsbehörden und den Ortspolizeibehörden zuge 
wieſenen Berrichtungen wahrzunehmen find, ingleichen zu welchen Kaſſen die in 
den 88 23 Abjag 2, 39 (bezw. 88 82 Abi. 2, 85 Abf. 2 des Unfallverſicherungs⸗ 
gejeßes) vorgejehenen Strafen fliehen. 

Die von den Zentralbehörden der Bundesstaaten in Gemäßheit vorftehender 
Vorſchrift erlaffenen Beitimmungen find durch den Deutichen Reichsanzeiger befannt 
zu machen. 

8 59. Geldftrafen, welche auf Grund diefes Geſetzes verhängt werden, mit 
Ausnahme derjenigen, auf welche von den Gerichten erkannt ift, werben in der: 
jelben Weije beigetrieben, wie Gemeindeabgaben. 

$ 60. Die in diefem Geſetze für Gemeinden getroffenen Beſtimmungen 
gelten auch für die einem Gemeindeverbande nicht einverleibten felbitändigen Guts— 
bezirfe und Gemarfungen. Soweit aus denjelben der Gemeinde oder Gemeinde 
behörde Rechte und Pflichten erwachſen, tritt an ihre Stelle der Gutsherr oder 
der Gemarkungsberechtigte. 

8 61. Gefebeskraft. Die Beitimmungen der Abjchnitte II, II, IV, V 
und VIII, die auf dieje Abſchnitte bezüalichen Strafbeſtimmungen, ſowie die 
jenigen Vorfchriften, welche zur Durchführung der in diefen Abjchnitten getroffenen 
ne dienen, treten mit dem Tage der Verkündung dieſes Gejeges in 

raft. 

Im Uebrigen wird der Zeitpunkt, mit welchem das Gele in Kraft tritt, 
mit Zuftimmung des Bundesraths durch Kaiſerliche Verordnung beitinmt. 


Urkundlich 2c. 
Gegeben x. 


Begründung. 


Ungeachtet des Mangels zahlenmäßiger ftatiftiicher Nachweife darf auf Grund 
der unmittelbaren praftiichen Erfahrung als feititehend angenommen werben, dab 
die Unfallgefahbr, welcher die in der Lande und Forſtwirthſchaft beichäftigten 
Perjonen ausgelegt find, im Allgemeinen nicht geringer ift, als die der induſtriellen 
AUrbeiter. Nur die Gefahr von Maflenunfällen wird für die legteren höher anzu: 
fchlagen fein. Im Uebrigen aber find die Perſonen, welche in der Landiwirthichaft 
mit Fuhrwerk, Vieh, landwirthſchaftlichen Geräthen aller Art und namentlid mit 
den neuerdingd in immer größerem Umfange zur Anwendung kommenden land 
wirthichaftlihen Mafchinen zu thun haben oder welche in der Forſtwirthſchaft 
bein Holzfällen oder bei Stulturen, namentlich in gebirgigen Gegenden, beſchäftigt 
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werden oder mit dem Forſtſchutze betraut ſind, nicht weniger gefährdet, als die 
Arbeiter der Induſtrie. Die Geſetzgebung wird daher den öffentlich rechtlichen 
Anipruch auf Fürlorge bei Betriebsunfällen, welchen fie den induftriellen Arbeitern 
gewährt, auch den land» und forftwirthichaftlichen nicht verlagen dürfen. Die 
Löjung der hieraus erwacienden Aufgabe ift um fo dringlicher, als nicht einmal 
das Haftpflichtgeieg, welches für die induftriellen Arbeiter wenigitens eine befchräntte, 
wenn auch ungenügende Fürſorge traf, für dad Gebiet der Lande und Yorit- 
wirthichaft Geltung hat, während die allgemeinen Grundfäge des Zivilrechts über 
die Verbindlichkeit zum Schadenseriat bier wie dort nicht ausreichen, um Die 
durch Unfall Verlegten oder deren Hinterbliebene vor wirthichaftlicher Noth und 
vor dem Anheimfallen an die weder materiell ausreichende, noch dem fozialen 
Bemwußtiein der Betheiligten entiprechende Armenpflege zu bewahren. Demgemäß 
hat das Berlangen nach Ausdehnung der Unfallverficherung auf die land und 
forftwirthichaftlichen Arbeiter nit nur in den Werhandlungen des bdeutichen 
Landwirthichaftsrath3, Tondern auch im Reichstage wiederholt Ausdrud gefunden. 
Auch ſeitens der Vertreter der verbündeten Negierungen iſt das Bedürfniß diefer 
Ausdehnung anerfannt worden. Der Entwurf will dielem Bebürfniffe Rechnung 
tragen. Die verbündeten Regierungen haben mit der Borlegung desjelben um 
fo weniger zögern zu dürfen geglaubt, als die in der Land: und Forftwirthichaft 
beihäftigten Berfonen unter den Grwerbsthätigen des Reichs ſowohl nad ihrer 
Zahl als nach der volfswirthichaftlihen Bedeutung ihres Berufs eine hervor: 
ragende Stelle einnehmen. 

Für die Lölung der Aufgabe ift zunächſt die Vorfrage wegen der Kranken: 
verjiherung der land» und foritwirthichaftlichen Arbeiter von Bedeutung. In 
diefer Beziehung haben fich die verbündeten Regierungen nicht davon zu über: 
zeugen vermocht, daß die Infallverficherung der legteren von der vorgängigen 
Einführung des allgemeinen geſetzlichen Kranfenverfiherungszwanges abhängig zu 
machen ſei. Das Bedürfniß der Infallverfiherung ift vielmehr für das Gebiet, 
um welches es ſich hier handelt, dringender als das der allgemeinen obligatorifchen 
Krankenverfiherung. Denn nah 8 2 Abjag 1 Ziffer 6 des Krankenverſicherungs— 
geießed vom 15. Juni 1883 (G.S. ©. 73) kann dur ftatntarifche Beitimm- 
ung einer Gemeinde oder eined weiteren Kommunalverbandes der gefegliche 
Stranfenverfiherungsziwang jchon jest auf die in der Land» und Forftwirthichaft 
beichäftigten Arbeiter des Bezirks ausgedehnt werden. Dadurch ift in denjenigen 
Bezirken, in denen eine ſolche ftatutariiche Stranfenverfiherung nad den örtlichen 
Verhältniffen nöthig und durchführbar ericheint, ſchon jest die Möglichkeit einer 
umfaffenden Fürjorge für Fälle vorübergehender Strantheit der land» und forfts 
twirthichaftlichen Arbeiter gegeben. Mit Rückſicht hierauf hat die Frage, ob «8 
fi) empfehle, das Krankenverſicherungsgeſetz ohne Weiteres auch auf die letzteren 
aligemein auszudehnen, verneint werden müſſen. In weiten Gebieten des Deutjchen 
Reichs haben ſich noch Verhältniſſe zwiichen dem land- und foritwirthichaftlichen 
Arbeitgeber auf der einen und dem Mrbeiter auf der anderen Seite erhalten, 
welche die unveränderte Ausdehnung des Krankenverſicherungsgeſetzes auf den 
fande und foritwirthichaftlichen Betrieb weder als dringlid noch als räthlich 
erſcheiuen laſſen. Dringlich ift fie nicht, wo die herkömmliche Sitte fih noch 
jtarf genug erweiit, um den Arbeiter in Strankheitsfällen vor Noth dadurch zu 
ſchützen, daß der Arbeitgeber ihm die erforderliche Pflege und Fürſorge zu Theil 
werden läßt, ohne von ihm Stranfenverficherungäbeiträge zu beanspruchen. Räthlich 
aber ijt die Einführung des Kranfenverficherungszwanges in denjenigen Gebieten 
nicht, wo auf dem platten Lande in der Hauptſache noc die Naturalwirthichaft 
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vorherrſcht, wo insbeſondere die dem Arbeiter an Stelle oder als Theil des 
Lohnes gewährte Wohnung, Landnutzung, Viehweide oder ſonſtige Naturalbezüge 
ihm auch im Falle vorübergehender Krankheit belaſſen werden müſſen. In dieſe 
Verhältniſſe die geldwirthſchaftlichen Grundſätze des Krankenverſicherungsgeſetzes 
unvermittelt hineinzutragen, würde ernſten Bedenken umſomehr unterliegen, als 
der erkrankte Arbeiter, wenn er neben feinen Naturalbezügen noch das geiegliche 
Kranfengeld erhielte, wirthſchaftlich befler geftellt fein würde, als der geſunde. 
Zuzugeben ift allerdings, daß die erwähnten Werhältniffe zum Theil in Fluß 
gerathen find, daß ſich in vielen Gebieten allmälig ein Webergang von ber 
Natural» zur Geldwirthſchaft und von dem patriarchaliichen Herfommen zu ftreng 
zivilrechtlichen Lohnvertragsverhältniſſen vollzieht, daß die auf väterlider Sitte 
beruhenden perjönlichen Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter mehr und 
mehr gelodert werden, und daß die Ausficht des ländlichen Arbeiters, in Krank— 
heitöfällen durdy den Arbeitgeber oder auch durch nachbarliche Hilfe vor Noth 
geihügt zu werden, nicht mehr überall mit der vollen Sicherheit eined unter 
allen Umständen wirfjamen Anipruch® bekleidet ift. Je mehr ſich die Verhältnifie 
der ländlichen Arbeiter in dieſer Beziehung denen der induftriellen nähern, beito 
mehr wird darauf Bedacht zu nehmen fein, auch den erjteren einen rechtlichen 
Anſpruch auf ausreihende Fürſorge in Strankheitsfällen durch Geſetz allgemein 
zu fihern. Nur läßt fich dies ohne Schädigung der Betheiligten nicht plöglic 
und am wenigſten durch eine einfache, umveränderte Ausdehnung des Kranken: 
verficherungsgeleged auf die Ländlichen Arbeiter erreihen. Das Lestere wird 
vielmehr mit aller Vorſicht den ländlichen Verhältniffen anzupaflen fein, und 
dies um jo mehr, als in vielen Gegenden die überaus veränderlicdhen Arbeiter: 
verhältniffe unüberwindlide Schwierigkeiten bieten würden. Dieſelben Perſonen 
leiften abwechjelnd bald dem einen, bald einem anderen Arbeitgeber Dienfte als 
Arbeiter. Daneben aber arbeitet ein großer Theil derielben zeitweije auch für 
eigene Rechnung in der eigenen Wirthichaft. Die Durdhführung der als Andi: 
bidualverfiherung geregelten Krankenverſicherung, die hierzu erforderliche Ans und 
Abmeldung durd) den Arbeiter und die Ginzahlung und Einziehung der für jeben 
Arbeitstag zu berechnenden Beiträge erjcheint ohne tiefgreifende Menderungen des 
Stranfenverfiherungsgeleges für derartige Verhältniſſe nicht thunlich. Bei den 
Erwägungen, wie diefen Bedenken Rechnung zu tragen ift, werden die Erfahrungen, 
welche in der Praris mit der ftatutariichen Erftredung des Verjiherungszwanges 
nah Maßgabe des S 2 Abſ. 1 Ziffer 6 des Stranfenverfiherungsgeletes 
werden gemacht werden, werthvolle Anhaltspunkte liefern. Der Umſtand aber, 
daß dieſe Erwägungen noch nicht abgeichloffen find und daß fih zur Zeit noch 
nicht überjehen läßt, in wieweit die Beftimmungen des Krankenverſicherungsgeſetzes 
im Intereſſe der Verhältniffe der Land» und Forftwirthichaft einer Abänderung 
bedürfen, bietet feinen ausreichenden Grund, die dringlichere Regelung der Unfall: 
verfiherung für Diele VBetriebszweige noch länger aufzufchieben. Aufgabe der ſozial— 
politischen Gefeßgebung ift e8, Schritt für Schritt nad) Maßgabe des Bedürfniſſes 
und der auf diefem Gebiet gemachten Erfahrungen vorzugehen, und fie darf vor 
verbeiferungsbedürftigen Verhältniſſen nicht um deßwilſen Halt machen, weil die als 
nothwendig erfannten Reformen nicht mit einem Male und in vollem Umfange zu 
erreichen find, Wo die Ktranfenverficherung weniger dringlich ift, als die Unfall: 
verficherung, wird zuerit die leßtere zu regeln fein, um den gefährdeten Arbeitern 
fo ſchnell al3 möglich wenigiten® da zu helfen, wo ihnen geholfen werden fann. 
Sit es zur Zeit nicht thunlich, die Fürſorge für die durch Unfälle verlegten 
ländlidyen Arbeiter während der erjten dreizehn Wochen nad Eintritt des Unfalls 
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genau in der gleichen Weile zu regeln, wie died auf Grund des Krankenverſicherungs— 
geleges für die induftriellen Arbeiter gefchehen it, fo wird in einer wenn aud) 
nur provijorischen Regelung der während der erften dreizehn Wochen zu gewährenben 
Fürſorge immerhin ein erheblicher Yortichritt zu der demnächſtigen endgiltigen 
Löſung der Aufgabe zu erbliden fein. 

Bei der Infallverfiherung der in der Land: und Forftwirthichaft beichäftigten 
Arbeiter treten zwei Befonderheiten in den Vordergrund, nämlich die große Zahl 
der vorhandenen jelbitändigen Betriebe von kleinem Umfange und die Wahr: 
nehmung, daß auch Unternehmer dieier leßteren in zahlreihen Fällen als lands 
wirthichaftliche oder industrielle Arbeiter ihren Lebensunterhalt erwerben. Es 
fragt fi), ob hieraus ein Grund hergeleitet werden kann, von dem Grundſatz 
des Infallverficherungsgejeges, daß jeder Unternehmer eines Betriebes derjenigen 
Snduftriezweige, welche unter das leßtere fallen, für die von ihm beichäftigten 
Arbeiter Berficherungsöbeiträge leiften muß, und daß jeder in folchen Betrieben 
beſchäftigte Arbeiter verfichert ift, abzumeihen. Diele Frage ift zu berneinen. 
Soweit jelbftändige Landwirthe zugleich als induftrielle Arbeiter thätig find, wird 
durch das Infallverfiherungsgeleg vom 6. Juli 1884 Fürſorge getroffen: Der 
Unternehmer eines landwirthichaftlichen Betriebes ift rüdjichtlich feiner Thätigkeit 
als induftrieller Arbeiter gegen die Folgen der dabei fich ereignenden Unfälle 
durch feinen Arbeitgeber verlichert, ohne Nüdjicht darauf, ob dieſe Thätigfeit fein 
Haupt: oder Nebenberuf iſt. Nach denfelben Gefichtöpunften wird auch der land 
wirthichaftliche Unternehmer zu behandeln fein, welcher neben der Bewirthichaftung 
feines eigenen Grundftüdes noch landwirthichaftlihe Tagelöhnerei gemwerbsmäßig 
betreibt oder gelegentlich in fremden Betrieben Arbeitshilfe leiftet; er muß bei 
Unfällen, die er bei Verwerthung feiner Arbeitöfraft im Dienfte anderer Unter: 
nehmer erleidet, für die ihm daraus erwachiende Ginbuße an feiner Erwerbs: 
fähigfeit ohne Rückſicht darauf entfchädigt werden, ob er neben derjenigen Erwerbs: 
thätigfeit, bei welder er als Arbeiter einen Unfall erleidet, noch amderweiten 
Erwerb aus eigenem Grundeigenthum oder aus fonftigen Quellen bezieht, oder 
ob er die Arbeit, bei welcher er verunglüdt, in einem großen oder in einem 
fleinen Betriebe leiftet. Enticheidend wird hierbei immer nur der Umſtand fein 
müſſen, ob der Perunglüdte bei feiner Thätigfeit als Arbeiter anzufehen war. 
Sofern in konkreten Fällen hierüber Zweifel entftehen, können diejelben nur nad 
der Yage des einzelnen Falles entichieden werden. 

Hält man hieran grundſätzlich feit, jo Fann es allerdings vorkommen, daß 
diejelbe Perſon, je nachdem fie in der eigenen MWirthichaft Arbeiter beichäftigt 
oder in fremder Wirthichaft jelbit als Arbeiter thätig ift, gegen die Folgen der 
Unfälle bald verfichert, bald nicht verfichert ift. Auf der anderen Seite iſt es 
ſehr wohl möglich, das Jemand für diejenige Zeit, während welcher er Arbeit- 
geber ift, für die von ihm beichäftigten Arbeiter Verficherungsbeiträge Teiften 
muß, während für die Zeit, innerhalb deren er als Mrbeiter bei einem fremden 
Arbeitgeber beihäftigt ift, von diefem für ihm Beiträge zu leiten find. Der: 
artige Berhältniffe find unzertrennlih von der Gigenartigfeit gewiffer Ländlicher 
Betriebe. Das allenfalls denkbare Auskunftsmittel, die Befiger Eleiner Betriebe 
und die von ihnen beichäftigten Arbeiter von der Unfallverfiherung ganz auszu— 
ichließen, oder die eriteren von Beiträgen ebenjo frei zu laffen, als wenn fie 
gar feine Arbeiter bejchäftigten, würde fozialpolitifch nicht zu rechtfertigen fein, 
namentlich auch nicht durch den Hinweis darauf, daß in Kleinen Betrieben Die 
Unfallgefahr eine minimale ſei. Ganz ohne Unfallgefahr ift auch der Eleinfte 
Betrieb niemals, und je geringer die Unfallgefahr und die Zahl der für dem 


Betrieb erforderlichen Arbeitstage ift, deſto niedriger und unmerklicher werden 
auch die Beiträge fein. Bei einer Ausſchließung Eleiner oder folcher Betriebe, 
welhe im Jahresdurchſchnitt nur eine geringe Zahl fremder Arbeitskräfte 
beichäftigen, ftände der hierdurch ermöglichten Befreiung fleiner Landwirthe von 
einer geringfügigen Laft und der Erleichterung der Verwaltung der Uebelſtand 
gegenüber, daß Arbeiter, wenn fie bei einem folchen Unternehmen einen Betriebs— 
unfall erleiden, ohne Entihädigung bleiben, während fie diejelbe erhalten würden, 
wenn fie derſelben Unfallgefahr im Dienft eines größeren Betriebsunternehmers 
auögejegt gewefen wären. Sodann aber — und das gilt auch für die Befreiung 
fleiner Unternehmer von der Beitragspflicht — ift darauf Hinzumeifen, dab eine 
zutreffende Grenze, bei welcher die Verficherung beginnen müßte, nad) allgemeinen 
Geſichtspunkten gar nicht würde gezogen werden können, weil die Mrbeitö- 
verhältnifie, die Bewirthichaftungsmethoden u. ſ. w. in den verfchiedenen Theilen 
Deutihlands zu verichieden find, und auch die Unfallgefahr beiſpielsweiſe in Wein: 
bergen von geringer Ausdehnung oder auf kleinen Aderparzellen im Gebirge erheblich 
größer ift, als etwa auf ebenen Wieienflächen von zehnfaher Ausdehnung. 

Man wird hiernah daran feithalten müflen, daß jeder Unternehmer eines 
land» oder forftwirthichaftlichen Betriebes, welcher Arbeiter beichäftigt, Für dieſe 
verfiherndes Mitglied der Berufsgenoſſenſchaft, und jo lange er jelbit ala Arbeiter 
beihäftigt ift, für feine Perfon von dem Wrbeitgeber verfichert fein muB. 

Das Ergebniß, daß hiernady in vielen Gegenden bes deutſchen Reichs zahl: 
reiche VBefiger von Grund und Boden aktiv und paſſiv bei der Unfallverſicherung 
betheiligt fein werden, bietet vielleicht den Vortheil, daß wegen diejer Gleichitellung 
der Gegenſatz zwijchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, welcher auf dem Lande zur 
Zeit theil® überhaupt nicht, theils nicht in gleich jcharfer Ausprägung wie bei 
der Induſtrie vorhanden ift, auch künftig weniger hervortreten wird. Auch das 
Unfallverfiherungdgefeg behandelt übrigens bie Unternehmer Kleiner Motoren: 
betriebe ebenfo wie die großen Fabrikbefiger. Der Umſtand, daß dort Betriebe 
mit zehn oder mehr Arbeitern verfiherungspflichtig, Betriebe mit weniger Arbeitern 
aber, falls fie nicht anderweit ald Yabrifen fich daritellen oder mit Motoren 
arbeiten, als Handwerfäbetriebe noch nicht verficherungspflichtig \ind, kann gegen 
die im Entwurfe für die Unfallverfiherung der ländlichen Arbeiter vorgejehene 
Regelung nicht geltend gemacht werden. Der Unterfchied zwiichen Groß: und 
Stleinbetrieb hat bei der Landwirthichaft eine ganz andere Bedeutung, wie der 
Unterfchied zwiichen Groß: und Stleininduitrie. 

Man könnte allenfalls noch die Frage aufwerfen, ob es ſich zur Vermeidung | 
des Umſtandes, daß ein landwirthichaftlicher Berufsarbeiter, je nachdem er als 
Arbeiter, oder in feiner eigenen Landwirthichaft einen Unfall erleidet, trog vielleicht 
gleicher Unfallgefahr bald verfichert ift, bald nicht, etwa empfehlen möchte, bie 
Unfallverfiherung bei den auf Nebenarbeit angeiviejenen Unternehmern fleiner 
Betriebe mittelö geſetzlichen Zwanges aud auf die Zeit der Bewirthichaftung des 
eigenen Grund und Bodens auszudehnen. Indeſſen darf nicht überjehen werden, 
daß ein Zwang gegen wirthichaftlic felbitändige Perſonen bezw. ſelbſtändige 
Gewerbtreibende oder Unternehmer, zu eigenen Gunften und auf eigene Koſten 
fich ſelbſt zu verlichern, erheblichen Bedenken unterliegt und der neueren Geſetz— 
gebung bisher fremd geblieben ift. Ueberdies find die felbjtändigen Perſonen in 
der Negel nicht ohne einige Mittel und deßhalb in der Lage, freiwillig gegen 
Unfallgefahr fich ficherzuftellen, wie denn auch der Entwurf im Anſchluß an bie 
Beltimmungen des Unfallverfiherungsgejeges die Selbftverfiherung der Unternehmer 
ermöglicht. Gin Zwang hierzu erjcheint entbehrlid). 
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Freilich wird nad dem Obigen der Kreis der Berufögenofjen ein ungemein 
großer, wenn auch die meilten derjelben an Beiträgen nur minimale Beträge zu 
zahlen haben werden. Nimmt man an, daß in Betrieben bis zu 1 Hektar 
Umfang andere Arbeitskräfte, als die des lnternehmerd und etwa jeiner Ehefrau 
nicht verwendet werden, und daß erit bei Betrieben von größerem Umfang fremde 
Hilfe zeitweile in Anspruch genommen wird — eine Annahme, welche um deö- 
willen ungefähr zutreffen dürfte, weil auch Betriebe von größerem Umfange, 
3. B. Wieſen, Weiden oder Grundjtüde von geringer Bodenqualität, häufig ohne 
fremde Hilfe bewirthichaftet werden und die hieraus entitehende Ungenauigkeit 
durd die Zahl derjenigen Betriebe von weniger als 1 Hektar Flächengröße, 
welche mit fremden Arbeitskräften beftellt werden, etwa ausgeglichen wird — To 
werden nah der am 5. Juni 1882 zulammen mit der Berufsſtatiſtik vorge— 
nommenen Aufnahme der landwirthichaftlichen Betriebe (vgl. das Septemberheft 
der Monatshefte zur Statiftit des Deutichen Reichs, Jahrgang 1884) 2,953,028 
Betriebe beitragspflichtig fein. !) 

Was die Zahl derjenigen Perſonen anbelangt, welche nad) den Vorjchriften 
be3 Entwurfs künftig gegen Betriebsunfälle verfihert jein würden, jo ergibt die 
auf Grund der Aufnahme vom 5. Juni 1882 in der vom kaiſerlichen Statistischen 
Amt herausgegebenen „Statiftit des deutichen Reichs“ Band 2 der neuen Folge 
niedergelegte Berufsftatiftif das Folgende: 

Un Betrieböbeamten find in der Landwirthſchaft, Gärtnerei und Thier: 
zucht zufammen 50,716 Perſonen beichäftigt. Nechnet man bazu etiwa den jechiten 
Theil der in Forſtbetrieben beihäftigten Beamten mit 2,881 (mehr fommen wohl 
nicht in Betracht, weil die Uebrigen als Reichs--Staats- und Kommunalbeamte 
nicht unter die Beitimmungen des Entiwurfes fallen werden), jo erhält man 53,597 
Betrieböbeamte, welche den Vorſchriften diefes Entwurfs unterliegen werben. 

An ſonſtigen Gehilfen und Arbeitern in land» und forftwirthichaftlichen 
Betrieben ergibt die Berufsftatiitik: 

1. in der Landwirthichaft (Acker-⸗ MWiejen:, Weider und Gartenwirthicdaft), 
einschließlich der Zucht landwirthichaftlicher Nusthiere und der Molferei: 

a) Familienangehörige, welde in der Landwirthichaft des 

Familienhauptes thätig find. . .  2,499,866 

b) landwirthichaftliche Knechte, Mägde und fonftige Gehilfen, 

einschließlich derjenigen Gärtner und Handwerker, welche 
auf größeren landwirthichaftlihen Beligungen für Garten 
arbeiten, bezw. für die gewöhnlichen im landwirthichaftlichen 
Netriebe vorkommenden —— Arbeiten im 


Dienſte ſtehen . . 1,850,918 
ce) landwirthſchaftliche Tagelöhner (ou Feldhüter), welche 

nicht zugleich ſelbſtändig Landwirthſchaft treiben . . . 1,440,777 
d) Berionen, welche jelbitändig Landwirthihaft und zugleich 

landwirthſchaftliche Tagelöhnerei betreiben .. 875,887 
e) in der Landwirthſchaft der unter d bezeichneten Perſonen 

thätige Familienangehörige derſelben . . 98,824 
f) Knechte, Mägde und ſonſtige andidithhiwaftiice ochinen 

der unter d bezeichneten Perſonen . .. ? 21,491 


N Zu Grunde gelegt find hier die ur A" Zahlen der Berufsftatiftif, nicht 
die machträglidy ermittelten (Keiner gedrudten) jog. Ausgleihungszahlen. 


———— 
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J: Gehilfen und Arbeiter in Kunſt- und Handelögärtnereien, ſowie 
in Baumschulen. . . 39,305 
3. Gehilfen und Arbeiter bei ber Zucht anderer als aiddirihchaft 
licher Nutzthiere (Bienen, Seidenraupen, Fiſche ꝛc) . - 819 
4. Gehilfen und Arbeiter bei der N und Jagd . - 97,095 
Die. » . .» 0.20. 6,978,579 


Berfonen würden — Be mit Ausnahme eines Theils der unter 3 bezeichneten 
Perſonen, ſoweit deren Beihäftigung als eine landwirthichaftliche wicht angeſehen 
werden kann (die Berufsſtatiſtik geitattet in dem jegigen Stadium der Aufarbeit- 
ung de3 erhobenen Materials eine Ausscheidung nicht) — mit faft 7 Millionen 
Köpfen unter diefen Entwurf fallen. Dazı treten dann noch diejenigen Betriebs— 
unternehmer, welche, ohne gewerbsmäßig Tagelöhnerei zu treiben, gelegentlih in 
Nachbarbetrieben als Arbeiter Hilfe leiften, für diejenigen Arbeitstage, an welden 
dieje Hilfe geleitet wird. ine beitimmte Zahl kann für dieſe Kategorie nicht 
angegeben werben. 

Nach den Angaben, welche auf Grund des 8 11 des Infallverficherungs: 
geſetzes vom 6. Juli 1884 bei dem NeichS-Verficherungsamt über Die Zahl der: 
jenigen Perſonen gemacht worden find, welche im den unter jenes Geſetz fallenden 
Betrieben durchſchnittlich beichäftigt werden, find auf Grund des Unfall— 
verfiherungögeleßed 2,776,891 Perſonen in 156,529 Betrieben verfichert, wobei 
allerdings die Zahl der Bauarbeiter um rund 330,000 zu gering angegeben zu 
fein fcheint. Die Zahl derer, welche unter den Geſetzentwurf über die Ausdehnung 
der Unfalle und Krantenverfiherung fallen werden, läßt ſich nach den Ergebniſſen 
der Berufsftatiftit für jest noch nicht mit Sicherheit angeben, ſchon weil die 
Zahl der bei NRegiebauten der großen Tiransportbetriebe beichäftigten Arbeiter 
wechielt, und weil auch im llebrigen eine fpezielle Durchficht der noch nicht vor: 
liegenden gewerbeftatiftifchen lleberiichten dazu erforderlich fein würde. Die Zahl 
dürfte aber über 800,000 Köpfe ſchwerlich hinausgehen. 

Aus einer PVergleihung diefer Zahlen ergibt fich, wie weite Kreiſe ber 
Bevölkerung von der Ausdehnung der Umnfallverfiherung auf die in land» und 
forftwirthichaftlihen Betrieben beihäftigten Arbeiter ergriffen werden. 

Daß das Unfallverficherungsgeieß nicht ohne Weiteres auf die Arbeiter in 
fand und forftwirthichaftlihen Betrieben ausgedehnt werben fann, iſt in den 
Verhandlungen über dasjelbe wiederholt und mit Nachdrud hervorgehoben worden. 
Die Unterfchiede, welche die Verhältnifie der Lande und Forftwirthichaft mit 
ihren Nebengewerben gegen die VBerhältniffe der Induftrie und der Transport: 
gewerbe aufweilen, find jo erheblich, daß dadurch eine Neihe tiefgreifender Abweich— 
ungen für die Organilation und Durhführung der Unfallverliherung bedingt 
wird. Dabei kommt insbejondere in Betracht, daß die Land: und Forſtwirth— 
ihaft im Allgemeinen einen einzigen umfangreichen Berufszweig darftellt, bei ihr 
aljo eine Xereinigung verichiedener Berufözweige in eine gemeinfame Berufe: 
genoſſenſchaft begrifflich ausgeſchloſſen iſt. Bei der Land und Forſtwirthſchaft 
handelt es ſich demnach nicht um qualitative, ſondern nur um quantitative Bild 
ungen, d. h. um die Bildung Eorporativer VBerficherungsverbände der land» und 
forftwirthichaftlihen Berufsgenofien nach geographiſchen Bezirfen, für deren 
Abgrenzung die im Unfallverfiherungsgefeße über die freiwillige Bildung der 
Berufsgenoſſenſchaften getroffenen Beitimmungen entbehrlich ericheinen, Tobald nur, 
wie der Entwurf vorichlägt, Vertreter der Betheiligten vorher gehört werden. 
Die Bildung leiftungsfähiger land und forſtwirthſchaftlicher Berufsgenoſſen⸗ 
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Ihaften wird fih, da es fi lediglih um die Vereinigung aller Betriebe eines 
beitimmten Bezirf3 handeln fann, weit einfacher vollziehen, als die berufsgenoffen- 
Ihaftlihe Zuſammenfaſſung gleichartiger industrieller Betriebszweige. 

Nur eine Ausnahme von der Negel, daß alle land» und forftwirthichaft: 
lichen Betriebe der Berufsgenoffenihaft des Bezirkes, in dem fie belegen find, 
werden angehören müjlen, ift nad) dem Vorgange des Geſetzentwurfs über die 
Ausdehnung der Unfall- und Stranfenverficherung unabweislich: die für Rechnung 
des Staated verwalteten Forftbetriebe find aus den Berufsgenoffenichaften aus— 
zufcheiden, ſofern nicht etwa bei der Bildung der Berufögenoffenichaften der 
Staat jelbit e3 vorzieht, mit feinen Forftbetrieben in die Genoflenichaft einzu- 
treten. Die in der Begründung des erwähnten Gejeßentwurfs für die direkte 
Vebertragung der Unfallverfiherung auf die dort bezeichneten Reichs-und Staats— 
verwaltungen angeführten Umſtände liegen im Wefentlichen auch bei den Staats— 
forjtbetrieben vor. 

Aus der großen Anzahl der in der Lande und Foritwirthichaft vorhandenen 
fleinen und Eleiniten Betriebe erwächſt die Nothwendigkeit erheblicher Vereinfach— 
ungen, um bie Unfallverfiherung für dielelben überhaupt durchführbar zu machen, 
und ſolche Vereinfachungen erweiſen fich auch als möglich. Die land und forſt— 
wirthichaftlichen Betriebe finden fich überall und in einer Häufung, welche in den 
Detrieben der Induſtrie faum eine Analogie findet, welche aber den Anſchluß an 
fommunale Ginrihtungen und dadurch eine weientlide Vereinfachung des Melde: 
und Beitreibungsverfahrens geitattet. Ferner ift innerhalb örtlicher Bezirfe der 
durchichnittliche Jahresverdienft der land- und forftwirthichaftlichen Arbeiter im 
Allgemeinen gleich; nach dieſem Durchichnittäarbeitsverdienft fünnen daher, ſoweit 
es jih um Arbeiter und nicht um Betriebsbeamte handelt, die Infallrente und 
die Beiträge der Arbeitgeber bemeſſen werben, ohne daß es hier erforderlich; wäre, 
auf den wechielnden Individualverdienſt der Einzelnen zurüdzugreifen. Die Felt: 
jegung des durdichnittlichen Jahresarbeitäverdienites land» oder foritwirthichaft: 
liher Arbeiter wird dabei in Anlehnung an die Beitimmungen in $ 8 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes zwechmäßig der höheren Verwaltungsbehörde zu über: 
tragen fein. 

Bei der Stabilität der Verhäftniffe auf dem Lande kann ferner ein Anſchlag 
darüber aufgeltellt werden, wie viel Arbeitstage jeder Betriebsunternehmer außer 
feiner eigenen und der Arbeitöleiitung feiner Ehefrau zur Bevirthichaftung feiner 
Ländereien im Jahresdurchichnitt gebraucht. Dazu bedarf es nur der Ermittelung, 
wie viel Arbeitskräfte derielbe dauernd beichäftigt, und einer Schägung, an wie 
viel Arbeitötagen er außerdem vorübergehend angenommene fremde Arbeiter im 
Jahresdurdichnitt zu verwenden pflegt. Für jeden ftändigen Arbeiter kann das 
ganze Jahr mit rund 300 Arbeitstagen, für die vorübergehend beichäftigten 
Arbeiter die im Voraus geichäßte Zahl von Arbeitstagen, als Lohnjag aber für 
jeden Arbeitötag ohne Unterſchied der dreihumdertite Theil des ein für alle Mal 
feftgefeßten Jahresdurhichnirtslohnes in Anſatz gebracht werden. Diefer Anichlag 
erjeßt die jchwierige Berechnung, melde nad) $ 71 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
jeder Betriebsunternehmer nah Ablauf jedes Nechnungsjahres über den Betrag 
der von ihm wirklich gezahlten Löhne und Gehälter aufitellen muß, und kann 
in Verbindung mit der auch für die Land» und Forſtwirthſchaft unentbehrlichen 
Veranlagung in Gefahrenklaffen die bequeme Grundlage bilden, auf welcher der 
wechſelnde Jahresbedarf auf jedes Mitglied der Berufsgenoffenichaft umzulegen 
ift. Je weniger Arbeitstage verwendet werden und je geringer die Unfallgefahr 
des Betriebes ift, dejto geringer ift auch das Nififo, mit welchem der Unter: 
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nehmer die Genoflenfchaft belaftet, und dem entiprechend fein Beitrag zu ben 
Genoſſenſchaftslaſten. 

Für die Grundlagen der Beitragserhebung (nämlich die Veranlagung zu den 
Gefahrenklaſſen und die Abſchätzung der durchſchnittlichen Arbeitstage des Betriebes), 
fowie für die Berechnung des Jahresbeitrag bedarf es eines beitimmt geregelten 
Beichwerdeverfahrene. Wollte man die Beſchwerden, die ſich hieraus ergeben 
werden, twie nad) SS 28, 73 des Unfallverfiherungsgeießes, ohne Zwiſcheninſtanz 
ſämmtlich dem Reich3-Verfiherungsamt oder dem zuftändigen Landes-Verfiherungs- 
amt zur Entjcheidung überweifen, jo würden dieſe Behörden zu ihren ſonſtigen 
Funktionen eine nicht zu bewältigende Arbeitslaft überfommen. Der Entwurf 
ichlägt daher vor, außer dem Einſpruch an das zuftändige Genoflenihaftsorgan 
zunächſt eine Beſchwerde an einen beionderen Beichwerdeausichuß der Genoilen: 
Ihaft, und erft gegen deſſen Enticheidung die Berufung an das Reichs- oder 
Landes: Berfiherungsamt zuzulafien. Es läßt fich erwarten, daß in Folge dieſes 
Inftanzenzuges die Zahl der zur Entſcheidung der legteren Behörde gelangenden 
Beichmwerden erheblich vermindert werden wird. 

Nach den Beitimmungen der 88 42, 47 des Unfallverſicherungsgeſetzes find 
die Vertreter der Arbeiter von den Porftänden folder Orts-, Betriebs: (Fabrik-) 
und Innungs-Krankenkaſſen zu wählen, welchen mindeftend zehn in den Betrieben 
der Genoſſenſchaftsmitglieder beichäftigte verficherte Berfonen angehören, und welche 
im Bezirk der Sektion oder Genoflenichaft ihren Siß haben. Dieſe gewählten 
Vertreter der Arbeiter find zur Begutachtung der Infallverhütungsporichriften 
berufen und haben ihrerjeit3 die verficherten Beifiger zu den Sciedögerichten zu 
wählen. Wahlfähige Kraukenkaſſenvorſtände find für die Arbeiter der Land- und 
Horitwirthihaft im Allgemeinen nicht vorhanden. Hieraus ergibt fi die Noth— 
wendigfeit, die Berufung der Vertreter der Arbeiter abweichend von den or: 
Ichriften des Unfallverfiherungägeieges zu regeln. ine direfte Wahl durch die 
eigen zu dieſem Zweck zu berufenden Arbeiter ericheint jchon wegen der damit 
unvermeidlich verfnüpften Umftändlichkeit nicht zwedmäßig. In der That kann 
man einfacher zum Ziele fommen, wenn man die Berufung der Arbeitervertreter 
aus der Zahl der Verficherten den betheiligten Gemeinden oder weiteren Kommunal— 
verbänden überträgt. Gricheint diejer Weg im Hinblid auf die ländlichen Ber: 
hältnifie gangbar, fo ift hier zugleich die Möglichkeit einer weiteren Vereinfachung 
dadurd gegeben, daß den auf die angegebene Weiſe berufenen Beifitern der 
Schiedögerihte audy die Berathung und Begutachtung der Unfallverhütungs: 
vorjchriften übertragen wird. 

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt fih, daß den beionderen Ver: 
hältnifien ber Land» und Foritwirthichaft ohne tiefgreifende Aenderungen bes 
Unfallverficherungsgefeges nicht gebührend würde Rechnung getragen werden 
fönnen. Daraus erklärt fi die Konftruftion de3 Entwurfs, welder fih im 
Vebrigen thunlihit an das Unfallverficherungögeleg anlehnt. So ſoll die Ber: 
fiherung durch Die Betriebsunternehmer auf deren alleinige Koſten und auf 
Gegenfeitigfeit bewirkt werden, Toweit nicht der Staat als alleiniger Träger ber 
Unfalverfiherung für die Staatsforitbetriebe auftritt. Die örtliche Abgrenzung 
der Berufögenoflenichaften ſoll nah Anhörung von Bertretern der Berheiligten 
durd den Bunbesrath erfolgen. Die Fürforge für den Berlegten während ber 
ersten dreizehn Wochen nad) dem Gintritt des Unfall wird auch hier bejonders 
geregelt; nach Ablauf dieier Friit oder vom Tode des Berlegten ab entſprechen 
die Leiftungen unter Zugrundelegung des Durhichnittsjahresverdienites der land— 
und foritwirthichaftlichen Arbeiter demjenigen, was nad) dem Infallverfiherungs- 
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geieß zu gewähren ift. Mit dem Tebteren ftinmen ferner im Weſentlichen überein 
die Grundfäge über die Feitftellung des Schabenserjages, über die Auszahlung 
desjelben durch die Poftanftalten, über die Aufbringung des Bedarf mittelft 
Umfage, über die Unfallverhütung, die Vertretung der Arbeiter, fowie über bie 
Beauffihtigung der Berufsgenoflenschaften durch das Neichd = Verfiherungsamt 
oder die Landes-Verſicherungsämter. 


Zu den einzelnen Beitimmungen des Entwurfs iſt Folgendes zu bemerfen: 

Zu $ 1. Beltinmend für den Umfang de3 im 8 1 auögelprochenen Ber: 
ſicherungszwanges ift der Begriff des „land- und forftwirthichaftlichen Betriebes”. 
Derjelbe ift umfaſſend genug, um aud die Aufzucht landwirthichaftliher Nusthiere, 
den Wein-, Obſt- und Gemüſebau mit zu erfaflen. Die Bewirthichaftung bon 
Haus» oder Ziergärten, ſowie die Jagd und Filcherei werden nur dann hierher 
gehören, wenu fie Theile oder Nebenbetriebe eines jolchen Betriebes find. Letzteres 
gilt auch von der Beichäftigung bei Heerben. 

Die Enticheidung etwaiger Zweifel darüber, ob ein Betrieb im Sinne dieſes 
Geſetzes als ein land» oder forftwirthichaftlicher anzuiehen fei, Toll nad) Analogie 
der Vorſchrift des $ 1 Abſatz 5 des Ilnfallverficherungdgeieges dem Reichs— 
Verficherungsamt übertragen werben. 

Seder hiernah ala ein land oder forftwirthichaftlicher anzufehende Betrieb 
fällt ohne Beihränfung auf den Umfang oder die Betriebsweiſe unter dieſen 
Entwurf. Im Anichluß an die Grörterungen in dem allgemeinen Theile der 
Begründung ift Hier bezüglich der Betrieböweile nur noch zu bemerken, daß bie 
Haltung oder Verwendung von Geipann oder Zugvieh um beöwillen nicht als 
enticheidendes Merkmal für die Verficherungspflicht bezeichnet wird, weil mande 
Betriebe nur gelegentlihd — zum Theil auf Miethe — mit Zugpieh arbeiten, 
die Arbeiter dann alſo bei demjelben Betriebe verfichert fein würden, bald nicht, 
und weil die Unfallgefahr in land» oder forftwirthichaftlichen Betrieben feines 
wegs ausjchlieglih durch den Verkehr der Arbeiter mit Gejpann und Zugvieh 
bedingt wird. 

Nebenbetriebe Folgen allgemein dem Hauptbetrieb, fofern fie nicht als 
„Fabriken“ oder wegen dauernder Beihäftigung von zehn oder mehr Arbeitern 
bereit3 unter das Unfallverfiherungdgeleß fallen. Diele dem Unfallverficherungss 
geſetz unterliegenden land» oder foritwirthichaftlichen Nebenbetriebe dort heraus— 
zuheben und hier einzufügen, würde nicht unbedenklich fein, weil durch das 
Ausicheiden derjenigen Betriebe, welche neben einer Lanbwirthichaft und in 
Abhängigkeit von derielben geführt werden, die Leiſtungsfähigkeit ber für Brennereien, 
BZiegeleien 2c. begründeten Berufsgenoſſenſchaften möglicherweife beeinträchtigt werden 
fünnte. Ueberdies dürfte es ſich nicht empfehlen, die in dieſen Fabriken beichäftigten 
Arbeiter abweichend von den ſonſtigen Fabrifarbeitern zu behandeln. 

Alle in den hierher gehörigen Betrieben beichäftigten Arbeiter und Betriebd- 
beamten find gegen Unfall zu verfichern, die Betriebsbeamten aber im Anichluß 
an die Beitimmungen des Unfallverfiherungsgeieged nur dann, wenn fie an Lohn 
oder Gehalt nicht mehr als zweitaufend Mark jährlich beziehen. Cine Begriffe: 
beftimmung, wer als Arbeiter anzujehen jei, wer nicht, gibt der Entwurf fo 
wenig wie das Unfallverfiherungsgeieg. Etwaige in dieſer Beziehung entitehende 
Zweifel find hier wie dort nad) Maßgabe der konkreten Verhältniffe des Einzel: 
Falles zu enticheiden. Der Bezug von Lohn bildet dabei auch hier Fein enticheidendes 
Moment. Im Uebrigen gehören, ebenfo wie nach dem Unfallverſicherungsgeſetz, 
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zu den Arbeitern auch weibliche Perſonen, ſowie die in der Wirthſchaft als 
Arbeiter beſchäftigten Angehörigen der Unternehmer und die landwirthſchaftlichen 
Dienſtboten (Knechte, Mägde). Die Ehefrau wird in der Regel als eine in dem 
Betriebe ihres Mannes beichäftigte Arbeiterin nicht anzufehen fein. Sie theilt 
vielmehr in volfem Maße die Lebensitellung des Manned. Was dagegen die in 
der Wirthſchaft als Arbeiter beichäftigten fonftigen Angehörigen bes Unternehmers 
anbetrifft, fo liegt fein ausreichender Anlaß vor, diejelben Iediglich um beswillen 
von den Mohlthaten dieſes Geſetzes auszuſchließen, weil fie die Stelle eines 
Arbeiterö bei ihrem Familienhaupte verjehen, während fie verfichert jein würden, 
fobald fie ihre Arbeitötraft im Dienfte eines Fremden verwerthen. Es wäre zu 
beforgen, daß eine ſolche Unterfcheidung zwiichen den Angehörigen und den 
fremden Arbeitern dem Berbleiben ber Sinder im elterlichen Haufe Hinderlich 
werben möchte. Auch der Betriebsunternehmer würde, wenn er im alle eines 
in feinem Betriebe fid) ereignenden Unfalls für feine Kinder, die von ihm als 
Arbeiter beichäftigt werden, aus eigenen Mitteln aufzufonımen hätte, während 
für verunglüdte fremde Arbeiter die Berufsgenoffenichaft einträte, ein Intereſſe 
daran haben, möglichft nur fremde Perfonen zu beichäftigen. 

Darüber, wer in der Land: oder Forftwirthichaft als Betrieböbeamter anzu: 
fehen ift, können im einzelnen Falle Zweifel obwalten, da e3 eine feite, gleich: 
mäßige, begriffliche Grenze zwifchen land» und forftwirthichaftlichen Arbeitern und 
Betrieböbeamten nicht gibt. Die Terminologie unterliegt in dieſer Beziehung den 
größten Schwankungen. Berjonen, welche die gleichen Funktionen ausüben, 
werden von dem einen Beſitzer ald Arbeiter, von dem andern als Beamte 
bezeichnet. Gleichwohl dürfte es nicht gerechtfertigt fein, den in Unfallverſicherungs— 
geieß ftatuirten Unterſchied zwiſchen Arbeitern und Betrieböbeamten hier ohne 
MWeiteres aufzugeben, weil dadurd die landwirthichaftlichen Betriebsbeamten jchledhter 
geitellt werden würden, als die induftriellen. Der Entwurf jchlägt vor, Die 
Schwierigkeit dadurd zu Iöfen, daß die Berufsgenofjenichaft für ihren Bezirk 
feftftellt, wer als Betrieböbeamter anzufehen if. Das örtliche Herkommen wird 
in diefer Beziehung den ficherften Maßſtab für eine zutreffende Abgrenzung 
ergeben. 

Zu 88 2 bis 4. Die g8 2 bis 4 entsprechen im Allgemeinen den 88 2 
bis 4 des Unfallverficherungsgeieges, jedoch mit der Maßgabe, daß die Beſtimm— 
ungen des legteren über die Berechnung des Jahresarbeitöverdienfted nur für die 
Betrieböbenmten beizubehalten wären, während bei Arbeitern, wie bereit3 in dem 
allgemeinen Theil der Begründung erwähnt wurde, nicht der individuelle Verdienit, 
fondern der Durchſchnittsverdienſt ber betreffenden Arbeiterfategorie maßgebend 
jein foll. Das Nähere hierüber ift im $ 5 zu ordnen. Bei Berechnung des 
Arbeitöverdienstes der Betrieböbeamten wird man hier von der Anrechnung von 
Tantiemen abiehen müffen, teil deren Höhe in der Land» und Forſtwirthſchaft 
einem weit größeren Wechſel unterworfen ift, ald in der Imbuftrie, und Die 
Berückſichtigung eines fo unficheren Verdienſtes insbefondere bei Feſtſtellung der 
Nente leicht erhebliche Schwierigkeiten herbeiführt. Die Tantiemen der landwirth— 
Schaftlichen Betrieböbeamten hängen überdies weit mehr, als die der induftriellen, 
von rein zufälligen Umständen ab. Uebrigens fommen Tantiemen hier bei Beamten, 
deren Jahreseinfommen 2,000 A. nicht überfteigt, nur in feltenen Fällen oder 
gar nicht vor. 

Die Beitimmung, daß der Werth der Naturalbezüge nad Durchſchnittspreiſen 
zu berechnen iſt, welche von der unteren Verwaltungsbehörde feitzufegen find, 
joll etwaigen Zweifeln und Streitigkeiten hierüber vorbeugen. 
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Die Unfallverfihernng von Beamten, welche in Betrieböverwaltungen des 
Neichd, eines Bundesſtaats oder eines Kommunalverbandes mit feſtem Gehalt und 
Penſionsberechtigung angeltellt find, muß auch für den Umfang diefes Entwurfs 
der demnächſtigen Regelung durch die bienftpragmatifche Gefeggebung vorbe— 
halten bleiben. 

Zu den $$ 5 bi3 8. Die$8 5 bis 8 enthalten ebenfo wie die entiprechenden 
SS 5 bis 7 des Unfallverfiherungsgeietes die Vorjchriften über da8 Maß der 
Entihädigung, welde den durd einen Betriebsunfall Verlegten zu gewähren ift. 
Sie ſchließen fih ſowohl Hinfihtlih des Beginnes, wie des Umfanges der 
Leiltungen an die Beitimmungen des Unfallverficherungsgefeges an. Nur infofern 
weichen fie davon im Intereſſe der Bereinfahung und unter Berüdfichtigung der 
Sleichartigfeit der Lohnverhältniffe land» und foritwirthichaftlicher Arbeiter ab, 
als der Berechnung der Rente der Arbeiter nicht der individuelle Durchſchnitts— 
verdienjt des Verletzten, jondern derjenige Sahresarbeitöverdienft zu Grunde gelegt 
werden joll, welchen die höhere Verwaltungsbehörde für männliche und weibliche, 
jugendliche und erwachjene land: und foritwirthichaftliche Arbeiter als durch— 
Ichnittlichen Jahresarbeitöverdienit des Beſchäftigungsorts feitfeken wird. Die 
höhere Verwaltungsbehörde wird alfo für jeden Ort ihres Verwaltungsbezirks 
diefen Durchſchnittsverdienſt beſonders zu ermitteln haben. Wie bei der analogen 
Beitimmung des 8 8 des Sranfenverfiherungsgeieges fann es derfelben dabei 
überlaffen bleiben, die Feſtſetzung ſtatt für jede einzelne Gemeinde auch für ganze 
Bezirke, in denen die Verhältniffe ungefähr gleichartig find, nah Anhörung der 
betheiligten Gemeindebehörden, unter Ausgleihung etwaiger geringfügiger Ver: 
fchiedenheiten vorzunehmen. Wo die Erwerböverhältniffe der landwirthſchaftlichen 
Arbeiter gegen die foritwirthichaftlichen Arbeiter bejondere Verfchiedenheiten auf: 
mweilen, fönnen für jede der beiden Kategorien befondere Feltiegungen getroffen 
werben. Um dem Mißverftändniffe zu begegnen, als ſei bei diefen Feſtſetzungen 
nur derjenige Verdienſt zu berüdfichtigen, welcher nad) den örtlichen Verhältniffen 
durch Lohnarbeit in der Landwirthichaft oder in der Forftverwaltung erzielt 
werden fann, ift die Beitimmung hinzugefügt worden, daß auch diejenige anber- 
weite Erwerbsthätigkeit zu berüdjichtigen tit, welche den land» und forftwirth- 
ichaftlihen Arbeitern nad den am Beihäftigungsort beftehenden PBerhältnifien 
während folcher Zeiten möglich ift, in denen fie land» oder forftwirthichaftliche 
Arbeit nicht finden. Ob ſie diefen anderweiten Erwerb durch Bewirthſchaftung 
eigener Ländereien, durch induftrielle Thätigkeit oder auf andere Weile erzielen, 
ift ebenio ohne Einfluß, mie der Umftand, ob diefer Erwerb an demielben Ort 
erzielt zu werden pflegt, an welchem die Beihäftigung in der Land» oder Forſt— 
wirthichaft ftattfindet, oder an einem andern. Andernfalls wiirde namentlich der 
Forſtarbeiter, welcher in der Foritverwaltung nur zeitweile beichäftigt wird, dann 
geihädigt werden, wenn bie örtlichen Verhältniſſe es mit ſich bringen, daß er 
in der Zmilchenzeit anderen Erwerbe, etwa als Maurer, nachzugehen pflegt. 
Denn ein Unfall, den ein derartiger Arbeiter bei der Forſtarbeit erleidet, beein- 
trächtigt feine gelammte Erwerbsfähigkeit. Die Beitimmung, dab jugendliche 
Arbeiter, welche einen Betrieböunfall erleiden, vom vollendeten ſechszehnten Lebens— 
jahre ab die Nente nah Maßgabe des Arbeitöverbienftes Erwachſener beziehen 
folfen, will verhüten, daß verunglüdte jugendliche Arbeiter während ihres ganzen 
Lebens auf eine unzulängliche Rente befchränft bleiben. Der Umſtand, daß in 
der Landwirthichaft weit mehr als in der Induftrie auch mit Gebrechen behaftete 
ober fonft in ihrer Ermerbsthätigfeit beichränfte Perfonen Verwendung finden 
fönnen, barf nicht dazu führen, die Nente prinzipiell niedriger zu bemefjen. 
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Auch abgejehen von den praftiichen Schwierigfeiten, die fi) babei für eine 
zutreffende verichiedene Bemeſſung ergeben würden, füme man auf diefem Wege 
zu einer Ungleichartigfeit in der Behandlung induftrieller Arbeiter auf der einen 
und Ländlicher Arbeiter auf der anderen Seite, welche ſich nicht rechtfertigen läßt 
und zu Mißftimmungen begründeten Anlaß geben müßte. Die leichtere Verwendbarkeit 
gebrechlicher Perfonen in landwirthichaftlichen Betrieben wird vielmehr nur Die 
Folge haben, daß bei Unfällen, die in der Landwirthſchaft vorkommen, häufiger 
eine nur theilweile Erwerb3unfähigfeit angenommen werden wird, 

3u $ 9. Die Unterftügung Verlegter während der erften dreizehn Wochen 
nah dem Unfall gehört nad) den grundläglihen Beltimmungen des Unfall— 
verfiherungägeleßes nicht zu den Leitungen, welche den Berufsgenoſſenſchaften 
obliegen. Dort ift vielmehr die Fürforge für die eriten dreizehn Wochen in ber 
Hauptiache der geleglichen Stranfenverficherung überlaffen worden. Abgejehen von 
ftatutariichen Beltimmungen einzelner Gemeinden oder weiterer Kommunalverbände 
beiteht aber, ſoweit nicht etwa die Landesgeſetzgebung den Krankenverſicherungszwang 
allgemein vorjchreibt, eine allgemeine Verpflihtung bezüglich der Krankenverſicherung 
fand» und forftwirthichaftlicher Arbeiter niht. In den allgemeinen Erörterungen 
find die Gründe dargelegt worben, welche der unveränderten Ausdehnung bes 
Krankenverſicherungsgeſetzes auf die Arbeiter der Land» und Forſtwirthſchaft zur 
Zeit entgegenftehen. Unter diejen Umftänden bleibt nur übrig, über die während 
ber eriten dreizehn Wochen nad) Eintritt des Unfalls dem Berlegten zu gewährende 
Fürſorge hier befondere Beitimmungen zu treffen. 

Gehört der Verletzte einer Krankenkaſſe oder der Gemeindetranfenverfiherung 
an — lestere wird in dem vorliegenden Entwurf gleich wie im Unfallverficherungs- 
geieg unter der Bezeihnung Krankenkaſſe mitverftanden —, fo hat dieſe nad) 
Maßgabe der Beitimmungen des Stranfenverficherungsgeleßes während der eriten 
dreizehn Wochen nad) dem Unfall die erforderliche Unterftügung in dem dort 
porgeichriebenen Umfange zu gewähren. Soweit dagegen die unter den Entwurf 
fallenden Perſonen gegen Krankheit nicht verfichert find, muß vom Cintritt des 
Unfalls an bis zur vierzehnten Woche anderweite Fürforge getroffen werden. 
Wollte man für die nicht gegen Krankheit verlicherten Perſonen die Unfallfürjorge 
erit mit der vierzehnten Woche beginnen laflen, jo mwürben fie zwar immer noch 
beiler daran fein, als wenn ihnen, wie biöher, jeder gelegliche Anſpruch fehlt. 
Allein ganz abgejehen von den naheliegenden fozialpolitiichen Erwägungen, melde 
biefer Behandlung der Frage entgegenstehen, ericheint dieſelbe ſchon um deswillen 
nicht rathjam, weil eine fofortige forgfältige ärztliche Behandlung die jpäteren 
Folgen des Unfall® häufig mildert und zur Erhaltung der Erwerbsfähigfeit des 
Verletzten beiträgt, dadurch aber auch gleichzeitig die Laften der Berufsgenoflen- 
haft erleichtert. Es wird daher vorgeichlagen, während der erften dreizehn 
Mocen nad dem Unfall der Gemeinde des Beichäftigungäortes die Sorge für 
freie ärztliche Behandlung des Berlegten, für freie Arznei und freie Heilmittel 
in dem im $ 6 des Stranfenverficherungsgefeges bezeichneten Umfange zu übers 
tragen, während von der Gewährung eines Krankengeldes im Hinblid auf die 
ſchon erwähnten ländlichen Verhältniffe und auf die auf dem Lande beitehende 
Naturalwirthichaft abgejehen wird. Diefe Regelung bietet insbeſondere den Bor: 
theil, daß von der Erhebung von Kranfenverficherungsbeiträgen Abitand genommen 
werden kann. Bei Gewährung freier ärztlicher Behandlung und Arznei erhält 
der Arbeiter für die eriten dreizehn Wochen nach dem Unfall denjenigen Theil 
der Unterftügung, der dem Beitrage des Arbeitgeberd zur Krankenverſicherung 
entiprechen mwürde (da nad den Sranfenverfiherungsgeieg die freie ärztliche 
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Behandlung und Arznei mit der Hälfte des Krankengeldes entgolten wird, aljo 
ein Drittel der Gejammtleiftung barjtellt, während der Arbeitgeber ein Drittel 
der Gejammtbeiträge zahlt). Dafür, daß er feinerjeits Beiträge nicht entrichtet, 
hat der Arbeiter auf das dem Beitragsverhältniß entiprechende Stranfengeld zu 
verzichten. Bezüglich deilen, was ihm aus fozialpolitiichen Gründen während ber 
eriten dreizehn Wochen ohne Gegenleiftung zu gewähren ift, wird alſo der 
land» und forftwirthichaftliche Arbeiter nad) dem Entwurf dem unter das Unfall: 
verficherungsgeieg fallenden gewerblichen Arbeiter gleichitehen. Wollte man aber 
auch die often für die freie ärztliche Behandlung und Arznei höher veranichlagen, 
fo würde es doch unthunlic fein, für diefe Leiltungen Krankengeld zu erheben, 
weil abgeſehen von allen anderen Gründen ſchon der Umstand entgegenstehen 
würde, daß ſolche Beiträge wegen ihrer Geringfügigfeit, namentlih von den nur 
für furze Zeit beichäftigten Perſonen thatfächlic oft gar nicht würden eingezogen 
werden können. 

Der im 8 5 Ubi. 10 des Imfallverficherungögeieges für die dort nur 
vereinzelt vorkommenden Fälle der Verlegung eines gegen Krankheit nicht ver: 
fiherten induftriellen Arbeiters eingejchlagene Weg, wonach der einzelne Betriebs: 
unternehmer die vollen Leiftungen während der eriten dreizehn Wochen aus 
eigenen Mitteln zu leiſten bat, ericheint bier auch mit der Beihränfung auf 
freie Kur und Heilmittel um deswillen nicht gangbar, weil die große Mehrzahl 
der kleineren Bejiger ohne Gefährdung der eigenen wirthichaftlichen Eriftenz dieſe 
Leiftungen nicht würde tragen können und weil eine erziwungene derartige Yeiltung 
auh von Denjenigen vorausfichtlih nur widerwillig und unvollfommen erfüllt 
werden würde, welche gegenwärtig für ihre verunglüdten Arbeiter nad) Sträften 
freiwillig jorgen. Die Leiltungen direkt der Berufsgenofienichaft zuzumeiien, 
verbietet jich aus denjelben Gründen, welche auch im Unfallverfiherungsgeieg dazu 
geführt haben, die Fürſorge für die eriten Wochen den Krankenkaſſen zu über: 
tragen. Hiernach blieb nur übrig, propiloriih und bis zu der in Ausficht 
genonmenen allgemeinen Regelung der Stranfenverfiherung auch für die Ländlichen 
Arbeiter dieje Leiſtungen, gewillermaßen al3 einen bejchräntten Theil der Gemeinde- 
franfenverficherung,, den Gemeinden aufzuerlegen. Darin liegt für die letteren 
zugleich ein Antrieb, überall da, wo die Verhältniſſe dies geftatten, von der in 
82 Abi 1 Ziffer 6 des Stranfenverficherungsgejeges ihnen ertheilten Ermäcdtigung 
zur ftatutariichen Ginführung des Stranfenverjiherungszwanges Gebraudh zu 
machen. Von einer Gritattung der von den Genteinden gewährten Leiſtungen 
duch die Berufsgenofienichaften wird namentlich um deswillen abzuſehen jein, 
weil dann auch diejenigen Arbeitgeber, welde auf Grund ftatutarifcher Beſtimmung 
Beiträge zur Sranfenverficherung land» und foritwirthichaftlicher Arbeiter Teiften, 
in ihren Beiträgen zur Berufögenoffenichaft die für die nicht gegen Krankheit 
verficherten Arbeiter entitandenen Koſten der Berufsgenoſſenſchaft mittragen, alio 
doppelt herangezogen werden würden, ein Umſtand, welcher der ftatutariichen 
Erſtreckung der Strantenverficherungspflicht auf land- und forftwirthicyaftliche Arbeiter 
in unerwünſchter Weife entgegenwirken möchte. 

Hat die Berufsgenoflenihaft Grund zu der Annahme, daß die Gemeinde 
die ihr hiernady während der erſten dreizehn Wochen obliegende Fürlorgepflicht in 
unzureichender Weife erfüllen werde, und dab die Heilung des Verletzten dadurch 
verzögert, die Laſt aljo nach Ablauf der erjten dreizehn Wochen erichwert werben 
möchte, jo bleibt ihr unbenommen, die Leiftung auch während der erjten 
Moden ganz oder theilweiie, dann jedoch natürlich auf eigene Kojten ſelbſt zu 
übernehmen. 
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Die weiteren Beſtimmungen des $ 9 entiprechen dem $ 5 Abi. 8 umb dem 
$ 8 des Ilnfallverfiherungsgejeges mit der aus $ 10 Abi. 2 des Entwurfs fi 
ergebenden Abänderung. 

Zu $ 10. Streitigkeiten fönnen bei der Ausführung der Beſtimmungen 
bes 89 in doppelter Richtung entitehen, nämlich entweder zwiſchen den nicht 
gegen Krankheit verjicherten Verletzten einerjeit3 und den Gemeinden andererieits 
über die Nothiwendigfeit und das Maß der Interftügung während der eriten 
dreizehn Wochen nad) dem Unfall, oder über Eriaganjprüche der Gemeinden gegen: 
über den Berufsgenoſſenſchaften, wenn leßtere auf Grund der ihnen eingeräumten 
Befugniß den erfteren die Fürforge für die Werlegten über die dreizehnte Woche 
hinaus bis zur Beendigung des Heilverfahrens übertragen haben. 

Streitigkeiten über lUnterftügungsaniprüche während der erften dreizehn 
Wochen werben, wenn der Verlegte einer Strankenfaffe angehört, nah $ 58 Abi. ı 
des Kranfenverfiherungsgefeges von der Aufſichtsbehörde mit vorläufiger Vollftred: 
barfeit und vorbehaltlich de Nechtswegs entſchieden. Dasſelbe geichieht nad 
$ 5 Abſ. 10 und 11 des Unfallverfiherungsgefeged, wenn derartige Streitigkeiten 
zwiſchen nicht gegen Krankheit verficherten Werlegten und ihren Arbeitgebern 
entjtehen. Der Entwurf fchlägt vor, bezüglich der nicht gegen Krankheit ver: 
fiherten Perſonen hier ftatt des Rechtswegs das Verwaltungsftreitverfahren, oder, 
wo ein folches nicht beiteht, das Verfahren nad) 88 20, 21 der Gewerbeorduung, 
für denjenigen Plag greifen zu laſſen, welcher bei der Entſcheidung der Aufſichts— 
behörde fich nicht beruhigen will, Da es ſich hier im Gegenfag zu den 
Beitimmungen des Unfallverfiherungsgefeges, welche eine privatrechtliche Verpflicht— 
ung des Unternehmers gegenüber den nicht gegen Krankheit verficherten Verletzten 
begründen, um eine Unterftügungsverpflidtung der Gemeinden handelt, welche 
ebenjo wie die öffentliche Armenpflege auf öffentlich-rechtlihem Boden erwachien 
ift, jo erfcheint diefer Inftanzenzug angemefiener, als die Verweifung auf den 
ordentlihen Rechtsweg. 

Dies gilt um fo mehr, als fogar Streitigkeiten über Erſatzanſprüche, melde 
über die Koſten des Heilverfahrens nad) Ablauf der erften dreizehn Wochen 
zwiichen Berufsgenoflenichaften und Krankenkaſſen entitehen, nah $ 5 Abi. 8 
de3 Unfallverfiherungsgeieges bezw. $ 58 Abi. 2 des Stranfenverfiherungsgeieges 
auf den Weg des Verwaltungsftreitverfahrens, nicht auf den Rechtsweg verwieſen 
worden find. Hierbei wird es, ſoweit es fich hier um derartige Erjaganfprüde 
handelt, auch in dem vorliegenden Entwurf zu belaffen fein. Nur wird in 
denjenigen Theilen des Reichs, in denen ein WVerwaltungsftreitverfahren nicht 
bejteht, nicht, wie im Unfallverfiherungsgejeg, der Nechtsweg, fondern das dem 
Verwaltungsftreitverfahren fi) mehr nähernde Verfahren nad) 88 20, 21 ber 
Gewerbeordnung vorzufchreiben fein. Dieſen Weg ſchlägt auch das Kranken— 
verficherungsgejeg in 88 24, 47 ein. 

Zu 8$ 11 und 12. Die $$ 11 und 12 entiprechen den 88 9 und 10 
des Unfallverficherungsgejeges mit den aus den Grundgedanken des Entwurfs jich 
ergebenden Wenderungen. 

Als Träger der Unfallverfiherung ericheinen vorbehaltlich der in 88 41 ff. 
getroffenen bejonderen Beitimmungen für Staatsforftbetriebe, bezüglich deren auf 
den allgemeinen Theil der Begründung verwieſen wird, aud hier die Berufs: 
genoſſenſchaften der Betriebsunternehmer, Die Berufsgenoſſenſchaften follen nad) 
geographiichen Bezirken im Anichluß an die VBerwaltungsorganifation (aljo für 
Provinzen, Bezirke der weiteren Kommunalverbände oder der Berwaltungsbehörden ꝛc.) 
gebildet werden, an welche ſich auch jest ſchon die freien landwirthichaftlichen 
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Verbände meiltens anichliegen. E3 wird dadurch in vielen Bezirken, insbeſondere 
dort, wo Selbitverwaltungseinrichtungen beftehen, möglid) fein, die für die Selbit- 
verwaltungsorgane aus den Streilen der Yande oder Forſtwirthe gewählten 
Perſonen aud mit den Geſchäften der Berufsgenoflenichaften zu betrauen. Dabei 
ift auf die Möglichkeit Werth zu legen, die Bezirke jo zu geitalten, daß dieſelben 
der territorialen Zuſammengehörigkeit, der geihichtlihen Entwidelung und der 
Gemeinſamkeit der in den Berufsgenoſſenſchaften vertretenen Intereifen entiprechen. 

Die dem $ 9 des lUnfallverficherungsgeieged entnommene Beſtimmung, daß 
als Betriebsunternehmer derjenige gilt, für deifen Rechnung der Betrieb erfolgt, 
ift auch hier nicht entbehrlih, um einen feiten Anhalt für die Enticheidung der 
Frage zu ſchaffen, wer als verpflichtetes Subjekt innerhalb der Berufsgenoflenichaft 
anzufjehen und heranzuziehen iſt. Bei Pacht: und Nießbrauchsverhältniſſen erfolgt 
ber Betrieb für Nehnung des Pächter oder Nusniekers. Wllerdings find Ver: 
hältniffe denkbar, welche im einzelnen Falle zu Zweifeln darüber Anlaß bieten 
fönnten, ob gewiſſe Erwerbsthätigfeiten als ſelbſtändige „Betriebe“ anzuſehen 
find. So 3. B. beim Verkauf von Früchten auf dem Halme oder von einzelnen 
MWaldbeitänden oder einzelnen Bäumen zum Abhieb. Hier wird die frage je 
nad) dem Umfange, der Dauer und den ſonſtigen thatjädhlichen Dierfmalen des 
vorliegenden Rechtsverhältniſſes zu enticheiden fein. 

$ 12 Abſ. 1 enthält das Prinzip des limlageverfahrend. Die näheren 
Modalitäten, nad) welchen die Umlegung erfolgen fol, ordnet $ 37. 

Zu $ 13. Wie ſchon erwähnt, handelt e3 fich bei der Bildung der Berufs: 
genoſſenſchaften nur um deren örtliche Abgrenzung. Im diefer Beziehung find 
die Verhältniffe der Land» und Foritwirthichaft von denen der Industrie wejentlich 
verichieden. Bei der letzteren handelt es fich darum, gleichartige Betriebe mit 
gleihartigen Intereſſen berufsgenoflenichaftlich zujammenzufaflen, während für 
den Bereich des Entwurfs die Gleichartigfeit des Berufs von vornherein gegeben 
ift, fo daß es nur darauf ankommt, eine unzwedmähßige örtliche Gintheilung zu 
vermeiden. Hierüber eine förmliche Beihlußfaffung der einzelnen Betriebs— 
unternehmer herbeizuführen, evicheint im Hinblick auf die damit verbundenen 
Meitläufigfeiten und auf die große Anzahl der einzelnen Betriebe um jo mehr 
entbehrlih, als die bei der Abgrenzung der Berufsgenoffenichaften in Frage 
fommenden Berhältnifie, insbeiondere die Leiftungsfähigfeit der einzelnen Bezirke 
und deren wirthichaftliche Zufammengehörigfeit, den Berwaltungsbehörden ohnehin 
befannt find. Immerhin aber wird auc hier der Gefahr einer einleitigen 
büreaufratifchen Abgrenzung der Bezirke durch die Vorjchrift zu begegnen jein, 
daß die Vertreter der Vetheiligten vorher gehört werden müſſen. Dies dürfte 
aber auch genügen und vor der Ginengung durch weitere formale Vorichriften 
fhon um deswillen den Vorzug verdienen, weil dann die Anmeldung der einzelnen 
Betriebe, wie fie das Unfallverfiherungsgeieg ($ 11) für die Beurtheilung der 
Zeiltungsfähigfeit der Berufögenoijenichaften vorjehen mußte, und welde hier 
wegen der großen Anzahl Eleinerer Betriebe zu erheblichen Weiterungen führen 
und ſchwer durchführbar fein würde, fortfallen fann. Cine nähere Ermittelung 
über die Zahl und die DBetrieböverhältniffe der einzelnen Betriebe wird erſt 
dann erforderlich, wenn es ſich um die innere Organilation der Berufsgenojfen: 
Ihaften handelt (S 23). 

Die Auswahl der Vertreter kann den Behörden überlaffen bleiben; Diele find 
dabei nicht auf einzelne Betriebsunternehmer bejchränft, fondern können jtatt deren 
auch die wirthichaftlichen Verbände hören, fofern dieielben ſich als eine geeignete 
Vertretung der land und foritwirthichaftlihen Interefien ihres Bezirks baritellen. 
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Zu 88 14 bis 16. Den Berufögenofienihaften ſoll Hinfichtlih ber 
Ordnung ihrer Angelegenheiten, joweit dies mit der Rückſicht auf den Schutz 
ber Minoritäten und mit den Antereffen der Werficherten irgend vereinbar ift, 
auch hier volle Gelbitverwaltung gewährt werden. Dazu bedarf es eines 
Genoſſenſchaftsſtatuts. Der Entwurf überträgt die Aufftellung desjelben einer 
Generalverfammlung, welche er im Gegenfag zu den fjpäteren auf Grund des 
Statut3 zu berufenden Genofjenihaftsverfammlungen als „Eonftituirende Genoflen- 
ichaftöverfammlung” bezeichnet. Auch die fonftituirende Genoſſenſchaftsverſammlung 
fann bei der großen Menge von Betriebsunternehmern unmöglich durch eine 
Zufammenberufung aller einzelnen Betriebsunternehmer des Bezirks gebildet werben. 
Sie wird vielmehr aus Vertretern der letteren beftehen müffen. Während aber 
über die Zufammenjegung der fpäteren Genoffenichaftöverfammlungen dad Statut 
die erforderlichen Beitimmungen zu treffen hat, muß die Bildung der fonftituirenden 
Genoſſenſchaftsverſammlung durd das Gefeg vorgeichrieben werden. Der Entwurf 
Ichlägt indirefte Wahl durd Wahlmänner vor, welche legteren von den einzelnen 
Gemeindebehörden aus den der Gemeinde angehörenden Unternehmern land» oder 
forjtwirthichaftlicher Betriebe oder deren bevollmädhtigten Betrieböleitern bezeichnet 
und bezirföweife zu Wahlverfanmlungen berufen werden follen. Dieje jollen 
dann aus ihrer Mitte die Vertreter zur Eonftituirenden Genoſſenſchaftsverſammlung 
wählen. Diejes Verfahren empfiehlt ſich durch feine Einfachheit. Gegen Dielen 
Vorzug wird das Bedenken, daß die Wahlmänner nicht unmittelbar von den 
Betheiligten, jondern von den Gemeindebehörden gewählt werden follen, um jo 
mehr zurücdtreten müſſen, als die Gleichartigfeit der in Frage ftehenden Intereſſen 
hinlängliche Gewähr dafür bieten dürfte, daß die Intereffen in den jolchergeitalt 
zu bezeichnenden Wahlmännern einen zutreffenden Ausdrud finden werden. Die 
nähere Ordnung des Wahlverfahrens foll den Landeszentralbehörden, oder ſoweit 
ber Bezirk der Genoſſenſchaft über die Grenzen eines Bundesſtaats hinausgeht, 
im Einvernehmen mit den Zentralbehörden der legteren dem Reichs-Verſicherungsamt 
mit dev Maßgabe überlaffen bleiben, daß fir die Zahl der Vertreter zur General: 
verjammlung eine Untergrenze beftimmt wird, welche der Entwurf auf einen Vertreter 
für je zwanzig Wahlmänner feitiegt. Auf dieſe Weile werden die berechtigten 
Intereffen und Wünfche der Betheiligten ausreichend zum Ausdruck fonımen, ohne 
daß es einer ängftlichen Abwägung der wirthichaftlihen Bedeutung eines jeden 
einzelnen Betriebsunternehmers und einer darauf bafirten Abitufung des Stimm— 
verhältniffes bedarf. Hierdurch wird inöbefondere auch der Gefahr einer Majorifirung 
ber Eleineren Befiger durch die größeren begegnet. 

Die Beltimmungen des Entwurfs über die Berufung und Beihlußfafjung 
der E£onftituirenden Genoſſenſchaftsverſammlung lehnen fich im Uebrigen an bie 
analogen Bejtimmungen der 88 14, 16 deö Infallverficherungsgejeges an. 

Zu $17. Der hier als nothwendig vorgeichriebene Inhalt des Genoſſenſchafts— 
ftatuts entipricht im Wejentlichen dem 8 17 des Unfallverficherungsgeleges. Einzelne 
Henderungen find durch die bereit begründeten Abweichungen des Entwurf von 
den Vorſchriften des Unfallverfiherungsgeieges bedingt. Neu Hinzugefügt ift 
dagegen die Ziffer 3, wonad) das Statut aud) Beſtimmungen über den Genoſſenſchafts— 
ausihuß enthalten muß, welcher, wie bereit$ oben erwähnt, zur Enticheidung 
über Beſchwerden gegen die Veranlagung und Abfhägung der Betriebe ($ 27) 
und gegen die Bemeſſung des Jahresbeitrags ($ 38) im Entwurfe vorgejehen 
wird, Die Beitimmung der Ziffer 4, wonad) dad Statut auch über bie 
Zuſammenſetzung der Genoſſenſchaftsverſammlung Beltimmungen zu treffen bat, 
bezieht fi) auf die Vorſchrift des $ 18 Abj. 1, nad welder auch die jpäteren 
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Genoflenichaftsverfammlungen nicht aus den einzelnen Betriebsunternehmern, 
fondern aus Vertretern derielben beitehen foll. Dies ift wegen der großen Anzahl 
der in Betracht fommenden Betriebe hier ebenfo erforderlich, wie bei den General: 
verfanmlungen großer Stranfenfaflen nad) 88 37, 64, 72 des Sranfenverficherungs: 
geießed. Das Statut muß daher Beitimmung darüber treffen, wie dieſe Vertreter 
zu wählen find, 

Zu den 88 18 bis 22. Der $ 18 entipricht mit der foeben erörterten 
Abweihung und mit einigen die Eintheilung in Sektionen betreffenden Ergänzungen 
dem $ 19 des Infallverficherungägeleges. 

Bon der obligatoriihen Anjammlung eines Rejervefonds in der durch 8 18 
de3 Unfallverjicherungsgeleßes bejtimmten Höhe ift im 8 19 im Hinblid auf die 
größere Sicherheit abgeiehen worden, welche die land» und forftwirthicdhaftlichen 
Genoſſenſchaften Hinfichtlih ihrer Dauer und Leiftungsfähigfeit bieten. Land» 
und forjtwirthichaftliche Betriebe können wohl ihre Befiger wechjeln, aber niemals 
völlig aufhören. Die Gefahr von Mafienunfällen, mwodurd in einen Jahre 
außergewöhnliche Belaftungen, zu deren Erleichterung der Nejervefonds vorzugs— 
weiſe beſtimmt iſt, hervorgerufen werben, beiteht in der Land» und Forftwirthichaft 
nur in geringem Maße. E3 genügt vielmehr dem praftifchen Bebürfniß und 
entipricht der den Genoſſenſchaften im weitelten Umfange zuzugeftehenden Selbſt— 
verwaltung ihrer Angelegenheiten, wenn die Bildung und die Höhe des Reſerve— 
fonds der freien Entſchließung der Genoflenichaftsverfammlung überlaffen wird. 
Dadurh wird zugleid verhütet, daß der Land» und Forſtwirthſchaft über das 
Bedürfnis hinaus Betriebskapital entzogen wird, deſſen wirthichaftliche Ausnugung 
gerade für dieſen Berufszweig vielleicht ein noch bdringenderes Bedürfniß iſt, 
wie für die Induſtrie. Man darf zu der Einfiht der Berufsgenoffen das 
Vertrauen hegen, daß fie bei der Prüfung der Frage, ob und in welchem Umfang 
ein Rejervefonds anzufanımeln ift, nad Maßgabe der ihnen genau befannten 
Verhältniffe des Bezirks das Richtige treffen werden. Deshalb konnte die Ent: 
ſchließung hierüber im $ 19 als eine fafultativ im Statut zu regelnde Angelegenheit 
behandelt werden. 

In ähnlicher Weile ift im 8 20 eine fafultative ftatutarifche Beitimmung 
des Inhalts zugelaflen worden, dab die in der Landwirthichaft vielfach her: 
fömmlichen Naturalleiftungen an Wohnung, Feuerung, Nahrungsmitteln, Land: 
benugung, Kleidung und dergleichen auf die Nenten der Entihädigungsberechtigten 
nah Verhältniß, d. h. inſoweit angerechnet werden dürfen, als der Verlegte auch 
feinen Arbeitslohn in Naturalien zu beziehen pflegte. Die einzelnen Kategorien 
von Naturalbezügen brauchen dabei nicht in demjenigen Verhältniß gewährt 
zu werden, in weldem fie Beitandtheile des Kohnes bilden. Nach diejer Richtung 
hin wird es vielmehr Aufgabe des Statuts fein, wo es erforderlich ift, nähere 
Beitinnmungen zu treffen. Es ift ficherlich nicht rathſam, die in vielen Bezirken 
nod) vorhandene Naturalwirthichaft, ſoweit es fih um die Unfallverficherung handelt, 
zwangsweife überall in reine Geldiwirthichaft umzuwandeln; vielmehr empfiehlt 
ed fih, im diefer Beziehung dem örtlichen Herkommen injoweit Rechnung zu 
tragen, wie dies den eigenen Wünſchen der Betheiligten entipriht. Der Werth 
der Naturalien ift auch im diejem Fall nad den Beitimmungen des $ 3 zu 
ermitteln. 

Durch die 88 21 und 22 werden die Beitimmungen der 88 20 bi 27 bes 
Unfallverfiherungögeleßes im Allgemeinen in den Entwurf übernonmten. Die 
Beitimmung, daß die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung auch einem 
Ausſchuß der Genoſſenſchaftsverſammlung übertragen werben kann, ſoll die 
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Möglichkeit thunlichiter Geichäftsvereinfahung gewähren und namentlich die 
Nothmwendigkeit ausjchliegen, daß die Generalverfammlung unter allen Umständen 
in jedem Jahre zujammentreten muß. 

Zu den 8$ 23 bis 28. Nah Bildung der Berufsgenoflenihaften muß 
mit den zur Aufitellung des Kataſters erforderlihen Vorbereitungen und insbeſondere 
mit der Grmittelung derjenigen Betriebsverhältniffe vorgegangen werden, welde 
die Grundlage für die Umlegung der Beiträge bilden jollen. Hierbei bedingt die 
Bejonderheit des land: und forftwirthichaftlichen Betriebes eine Reihe wejentlicher 
Abweichungen von den Beitimmungen des Unfallverfiherungsgejeges. Statt der 
für die zahlreichen fleinen Unternehmer überläftigen Anmeldung ihrer Betriebe 
joll die Gemeindebehörde ein Verzeichniß aller in ihrem Vezirk vorhandenen, unter 
den $ 1 fallenden Betriebe aufitellen und dasſelbe mit einer jummarijchen 
Angabe über die in jedem Betriebe im Jahresdurchſchnitt beichäftigten- ftändigen 
und nichtjtändigen Arbeiter dem Genoflenjchaftövorftande überjenden. Soweit fie 
hierzu einer Auskunft von den einzelnen Betriebsunternehmern bedarf, gewährt 
ihr $ 23 des Entwurfs in Anlehnung an die Beltimmungen des $ 11 bes 
Unfallverfiherungsgeieges die Möglichkeit, diefe Auskunft zu erzwingen. 

Dieſe Verzeichniffe bilden die Grundlage für die jpätere Aufitellung des 
Genoſſenſchaftskataſters ($ 32). Bon einzelnen etwa ftreitigen Fällen abgejehen, 
enthalten diejelben die Unternehmer, welche der Genofjenihaft angehören werden. 
Mit diefen Verzeichniffen ift daher auch die Möglichkeit gegeben, nunmehr bie 
einzelnen Betriebe in Gefahrenklaffen einzutheilen und nad) der Anzahl der in 
jedem Betriebe durchſchnittlich erforderlichen Arbeitstage abzuſchätzen. Ein Gefahren: 
tarif ift aud hier nicht zu entbehren. Gin Betrieb, in welchem regelmäßig 
Motoren mit elementaren oder thieriichen Sträften zur Verwendung gelangen, ijt 
gefährlicher, als ein Betrieb, in weldem dies niemaiß oder nur ausnahmsweiſe 
der Fall iſt. Die im Betriebe von Wieſengütern, deren Aufwuchs jährlich 
verjteigert wird, bejchäftigten Perfonen find nicht annähernd der gleichen Unfall: 
gefahr ausgelegt, wie die in einem im Abtrieb begriffenen Forft in gebirgigen 
Gegenden mit jähen Abhängen beihäftigten Waldarbeiter. Bejondere Unfallgefahr 
in einzelnen Theilen eines Betriebes erhöht das Rififo, welches der ganze Betrieb 
der Genoſſenſchaft verurfaht. Es ift daher eine unabweisbare Forderung der 
auögleichenden Gerechtigkeit, daß dieſe Verjchiedenheit in der Gefährlichkeit der 
Betriebe als weſentlicher Faktor für die Bemeſſung der Beiträge zur Geltung 
gelange. Die Aufgabe der Aufitellung eines den Verhältniſſen entjprechenden 
Gefahrentarif3 kann nur der Genofjenichaft ſelbſt, in erfter Linie alfo der 
Genofjenichaftöverfammlung zufallen. Es liegt aber hier ebenfowenig wie bei 
den induftrielen Berufsgenoſſenſchaften ein Anlaß vor, der Genojjenihafts- 
berfammlung die Befugnii zu verfagen, daß fie die Aufftellung und Aenderung 
bes Gefahrentarifs einem Ausihuffe oder dem Genoſſenſchaftsvorſtande übertragen 
kann ($ 28 bj. 2 des Unfallverficherungsgeleges). Auch die Gründe, melde 
bei Erlaß de3 Unfallverfiherungsgeieges zu der Vorfchrift geführt haben, daß 
der Gefahrentarif der Genehmigung des Reichs- bezw. Landes-Verfiherungsamts 
bedarf, und dab das legtere äußeritenfalls den Tarif nad) Anhörung der betreffenden 
Genoſſenſchaftsorgane jelbft feitzufegen hat ($ 28 Abi. 3 a. a. D.), treffen 
hier in gleihem Maße zu. Dasjelbe gilt von den Beltimmungen des Unfall— 
verſicherungsgeſetzes über die periodifhe Nevifion der Gefahrentarife ($ 28 
Abi. 5 a. a. O.). 

Die Abſchätzung der Betriebe nah den zu ihrer Bewirthihaftung im 
Jahresdurchſchnitt verwendeten Arbeitskräften ift dem Unfallverfierungsgejeg 
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“ fremd. Sie tritt an die Stelle der im 8 71 des letzteren vorgejehenen alljährlichen 
Nahmweilungen, mittel3 deren die Betriebsunternehmer die Zahl der von ihnen 
thatſächlich beichäftigt gewelenen Arbeiter und den Betrag der von diejen bezogenen 
anrehnungsfähigen Löhne anzugeben haben. Cine Nachweiſung diefer Art bleibt 
für die Land» und Forſtwirthſchaft nur noch bezüglich der verhältnigmäßig 
Heinen Zahl der Betriebsbeamten erforderlih ($ 37 Abi. 2). Für die zahl: 
reichen Arbeiter kann und ſoll fie, wie bereit3 oben ausgeführt worden, durch 
allgemeine Durchſchnittsangaben in der Weile erjegt werden, dab bie in jedem 
Betriebe burchichnittlich verwendete Zahl von Arbeitstagen durd die Genoſſenſchafts— 
organe abgeihägt wird ($ 25). Dieſe Abſchätzung bildet jodann in Verbindung 
mit der Veranlagung des Betriebes zu einer beftimmten Gefahrenklaffe die Grundlage 
für die Umlegung und Einziehung der Beiträge ($ 37 des Entwurfs). 

Dei der Abſchätzung muß zwiichen männlichen und weiblichen Arbeitern 
unterfchieden werden, ba für diejelben der Jahresverdienſt verſchieden feſtzuſetzen 
it ($ 5 Abſ. 4); eine Unterfcheidung zwiſchen jugendlihen und erwachjenen 
Arbeitern erjcheint dagegen mit Nüdficht auf die Beſtimmung, daß im Fall eines 
Unfalls den erfteren vom vollendeten jechözehnten Lebensjahre an Renten nad) 
den für Erwachſene geltenden Sägen zu gewähren find ($ 5 Abſ. 4), entbehrlich. 

Die Veranlagung zu den Gefahrenklaffen und die Abihägung der Betriebe 
ift von enticheidender Bedeutung ſowohl für die Belaftung der einzelnen 
Genoilenichaftsmitglieder wie für das Gejammtintereife der Genoſſenſchaft. Mit 
Rückſicht hierauf ift die im $ 26 Abſatz 2 vorgefehene Beltimmung nit zu 
entbehren, nad) welcher die Mitglieder der Genoſſenſchaft verpflichtet jein follen, 
ben Organen berfelben auf deren Grfordern diejenige weitere Auskunft über 
ihre Betriebs: und Arbeiterverhältniffe zu ertheilen, welche zur Durchführung 
der Veranlagung und Abſchätzung erforderlich ift. Auf der anderen Seite ift 
aber auch den Betriebsunternehmern Gelegenheit zu geben, die Abſchätzung und 
Veranlagung ihrer Betriebe kennen zu lernen und ihre Einwendungen gegen 
dieje Grundlagen ihrer Beitragsleiftung zur Geltung zu bringen. Hierzu wird 
ein Anlaß bejonders in ſolchen Fällen vorliegen, in welchen der Unternehmer 
zu einer Auskunft nicht aufgefordert worden ift oder feine Angaben nicht berück— 
fichtigt worden find. Der $ 27 des Entwurfs enthält in dieſer Beziehung im 
Anschluß an $ 28 Abjat 4 des Infallverficherungsgeieges Die erforderlichen 
Beitimmungen. Daß bei der vorausfichtlih großen Zahl don Beichwerden die 
Enticheidung über diefelben nicht füglid ohne Zwiſcheninſtanz dem Reichs- oder 
Landes-Verficherungsamt übertragen werden fann, wurde jchon früher hervor- 
gehoben. Es foll daher gegen das Ergebniß der Veranlagung und Abjhägung 
zunächſt der Einſpruch bei demjenigen Genoſſenſchaftsorgan, durch) welches diejelbe 
erfolgt ift, und gegen deſſen jchriftlichen Beicheid die Beſchwerde an den hierfür 
zu bildenden bejonderen Genofienihaftsausihuß ftattfinden. Erſt gegen die 
Entiheidung des letzteren fol die Berufung an das Reichs-Verſicherungsamt 
geitattet jein. Die Beitimmung des Entwurfs, daß die Mitglieder des zur 
Entjcheidung über die Beſchwerden berufenen Genoſſenſchaftsausſchuſſes bei der 
Beranlagung und Abihägung der Betriebe nicht mitwirken dürfen, ift erforderlich, 
um eine Gewähr für die Unparteilichkeit der Entſcheidungen dieſes Ausichuffes 
zu bieten und denfelben auc in den Augen der Befchwerdeführer vertrauenswürdig 
ericheinen zu laſſen. 

Die Veranlagung und Abihägung der Betriebe ift eine umfangreiche umd 
nicht immer leichte Aufgabe, deren befriedigende Löſung nit ausſchließlich von 
dem guten Willen und der Integrität der betheiligten Genoffenihaftsorgane, 
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fondern auch von genauer Orts: und Sachkenntniß und namentlih bon den + 
unter der Herrihaft des Geſetzes zu macenden Erfahrungen abhängen wird. 
Es empfiehlt ſich daher, periodiihe Nevifionen berielben vorzuſehen, welche 
zwedmäßig mit den Nevifionen des Gefahrentarifs zu verbinden find (8 28). 
In der Zwifchenzeit fann die Veranlagung und Abſchätzung eine Aenderung nur 
erfahren, wenn Aenderungen im Betriebe eintreten, welche für deſſen Gefährlichkeit 
oder für die Durdichnittszahl der in demſelben verwendeten Arbeitstage von 
Bedeutung find. Menderungen auf diefer Grundlage find im $ 33 des Entwurfs 
unter Beibehaltung des 5 39 des linfallverfiherungsgeleges vorgeiehen und können 
fowohl von Amtswegen wie auf Antrag erfolgen. 

Zu $ 29. Die im $ 29 enthaltene Modififation der im Uebrigen anwend— 
baren SS 29 bis 33 des Iinfallverficherungsgeieges findet darin ihre Begründung, 
dab die nah Maßgabe diejes Geſetzes zu bildenden Berufsgenofjenihaften mehrere 
Induftriezweige nicht umfaflen, daß es fich vielmehr immer nur um da® Aus— 
ſcheiden örtlich abgegrenzter Theile der Genoflenihaft handeln kann. 

3u den SS 30, 31. Die $$ 30, 31 entiprechen den Beltimmungen ber 
88 34, 35 des Unfallverfiherungsgejetes mit den durch die Nerhältnifie des 
land: und forftwirthichaftlichen Betriebes bedingten Menderungen. Im 8 30 find 
bie für größere land- und forftwirthichaftliche Betriebe erforderlichen Anhaltspunkte 
für die Beurtheilung der Frage gegeben, welche Gemeinde ald Sit des Betriebes 
anzufehen fei, wenn ſich der legtere über mehrere Gemeindebezirke erjtredt. In 
ber Landwirthichaft enticheidet hier die Lage der Wirthichaftsgebäude, in der 
Forftwirthichaft der Sitz der unmittelbaren Betriebsleitung. Bei Eleineren Forſt— 
betrieben wird dieſe in der Negel ſich in der Hand des Beſitzers befinden, bei 
größeren entjcheidet nad) der in ganz Deutichland üblichen Terminologie der 
Sig der Nevierverwaltung, gleichviel, ob dieſe letztere durch Oberförſter oder 
Förfter erfolgt. 

Gine Stimmberehtigung der einzelnen Genoſſenſchaftsmitglieder als ſolche 
fommt nad) der ganzen Konſtruktion des Entwurfs nicht in Frage, es handelt 
fih nur um Wählbarfeit und Wahlberehtigung. 

An die Stelle der im $ 35 des Unfallverficherungsgeleges vorgejehenen 
Betriebsanmeldung tritt aus den zu $ 23 erörterten Gründen die Verpflichtung 
der Gemeindebehörde zur Anzeige, wenn in ihrem Bezirk Betriebe (etwa durch 
Parzellirung) neu entitehen oder verficherungspflichtig werden. Einer befonderen 
Verpflichtung der Unternehmer, Auskunft über ihre Betriebsverhältnifie zu 
ertheilen, bedarf es hier nicht, weil die Thatſache der Verlicherungspfliht ſich 
der Wahrnehmung der Gemeindebehörde nicht entziehen kann und die Arbeiter: 
verhältniffe bei der demnächſt erforderlichen Beranlagung und Abjihägung des 
Betriebes ohnehin zu ermitteln find. 

Zu den 88 32, 33. Der $ 32 entipricht mit den durch die Verhältnifie 
ber land» und foritwirthichaftlichen Berufsgenoffenichaften bedingten Aenderungen 
dem $ 37 des Infallverficherungsgeieges. Menderungen in dem Betriebe haben 
für die Genoffenihaften nur dann Bedeutung, wenn fie auf die Abihägung des 
Betriebes bezüglich der Arbeiterverhältniffe oder bezüglich der Gefährlichkeit des— 
jelben Einfluß haben fönnen. Auf ſolche Wenderungen findet der $ 39 bes 
Unfallverfidherungsgefeges entiprechende Anwendung, während die Vorſchriften der 
88 38 und 40 a. a. D. hier entbehrlich find. 

Zu den 88 34 bis 36. Die Theilnahme an gewiffen, das Intereſſe der 
Arbeiter vorzugsweiſe berührenden Verwaltungsgeichäften, welche Vertretern ber 
indujtriellen Arbeiter durch das IUnfallverficherungsgejeg gewährt worben ift, kann 
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auch den land» und forftwirthichaftlihen Arbeitern nicht verfagt werden. Da 
aber Krankenkaſſen, deren Vorſtände nad) dem Unfallverfiherungsgeieß dieſe 
Vertreter aus den Saffenmitglievern zu wählen haben, für die Arbeiter der 
Land» und Forftwirthihaft nur in geringer Zahl und wohl nur felten in dem 
ganzen Bezirk, für welchen die Wahl vorgenommen werden ſoll, beitehen, jo 
muß die Berufung der DVertreter der land» und forftwirthichaftlichen Arbeiter 
anderweit geregelt werben. 

Nach dem Entwurf foll jede verficherte Perfon zum Vertreter der Arbeiter 
berufen werden fönnen, wenn fie in Betrieben der Genoffenihaftömitglieder . 
beichäftigt ift, fofern fie nur die auc durch das Unfallverſicherungsgeſetz geforderten 
Garantien perfönlicher Zuverläffigfeit bietet. Cine direkte Wahl durch die eigens 
zu diefem Behuf zu verfammelnden Arbeiter erjcheint jchon wegen der bamit 
unvermeidlich verknüpften Umftändlichkeit nicht zwedmäßig. Der Entwurf will 
daher für die Theilnahme an den Unfallunterfuchungen, foweit Krankenkaſſen mit 
mindeſtens zehn in der Berufögenoffenichaft verficherten Arbeitern für den 
betreffenden Ort nicht beitehen, einen Vertreter der Arbeiter von der Gemeinde— 
behörde des Orts, an welchem fich der Unfall ereignet hat, bezeichnen und bie 
den Berfiherten angehörenden Beifiger zu den Schiedögerichten nach näherer 
Beitimmung des Regulativs ($ 43 des Unfallverſicherungsgeſetzes) von den 
Gemeinden oder weiteren Stommunmalverbänden berufen laffen. Die zu Beifigern 
der Schiedögerichte berufenen Wertreter der Arbeiter jollen dann gleichzeitig zu 
den Berathungen der Genofjenichafts: oder Sektionsvorftände über Unfallverhütungs— 
vorichriften zugezogen werden. Die auch für dieſes Geſetz beizubehaltende 
Beitimmung im 8 79 des Unfallverſicherungsgeſetzes, wonach die Abjtimmung 
der Vertreter der Arbeiter über die Unfallverhütungsvorichriften beſonders regiftrirt 
und dem zur Genehmigung der Beichlüffe berufenen Reichs-Verſicherungsamt 
vorgelegt werden muß, gibt ausreichende Gewähr dafür, daß die Anfichten der 
Vertreter der Arbeiter volle Würdigung finden, auch wenn die Zahl derjelben 
der Zahl der Mitglieder des Genoſſenſchafts- oder Sektionsvorſtandes nicht gleich: 
fommen follte. Die aus den Verficherten zu entnehmenden nichtitändigen Mitglieder 
des Reichs-Verſicherungsamts follen, wie nad) dem Unfallverficherungsgeieg, von 
denjenigen Vertretern der Arbeiter gewählt werden, welche zur Begutachtung der 
Unfallverhütungsvorfchriften berufen find (F 40) und nad dem Vorjtehenden 
gleichzeitig auch als Beiliger der Schiedögerichte fungiren. 

Nah $ 36 Soll auch eine blos mündliche Anzeige des Unfalls genügen. 
Diefe Erleichterung ift für die ländlichen Verhältniffe nöthig und wird aud 
begründeten geichäftlichen Bedenken nicht unterliegen. 

Da ferner der Krankenverſicherungszwang für ländliche Arbeiter nicht überall 
befteht, jo wird häufig ein nad) Maßgabe des 8 45 des Infallverficherungsgeieges 
gewählter Bevollmächtigter zum Zwed der Theilnahme an den Unfallunterfuhungen 
nicht vorhanden fein. Für diefen Fall foll die Gemeindebehörde auf Erfordern 
einen Arbeiter bezeichnen, welcher an die Stelle jenes Bevollmächtigten tritt. 

Zu den 88 37, 38. Die hier vorgejehenen Beltimmungen, durch welche 
das Umlage: und Erhebungsverfahren im Anschluß an das Unfallverjiherungss 
geſetz, aber weientlich einfacher ala in dieſem, geregelt, für die Beſchwerden über 
die Feſtſetzung der Beiträge aber eine Zwiicheninftanz eingeichoben wird, haben 
zum Theil jchon früher ihre Begründung gefunden. Die Zahl der der Umlegung 
zu Grunde zu legenden Arbeitstage jteht auf Grund der Abihätung im Voraus 
feſt; als Höhe des für jeden Arbeitötag eines Arbeiter in Anjag zu bringenden 
Lohnes ijt der dreihundertſte Theil des nah $ 5 ermittelten durchſchnittlichen 
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Sahresarbeitöverbienftes zu Grunde zu legen, wobei, weil es fih um Durchſchnitts— 
zahlen handelt, darüber hinmweggegangen werben kann, daß dieſer Jahresarbeitss 
verbienft möglicherweife nicht ausschließlich in dem Betriebe der beitragspflichtigen 
Unternehmer erworben worden ift, fondern auch durch anberweite Erwerböthätigfeit 
erzielt jein kann. Nur für bie Betriebsbeamten hat ber Betriebsunternehmer 
noch alljährlich befondere, dem 8 71 des lnfallverficherungsgeieges entiprechende 
Nachweiſungen einzureichen ; diefe können aber, weil die Zahl der Betriebsbeamten 
nur gering fein wird, eine nennenswerthe Mühewaltung nicht verurſachen und 
insbeſondere die fleineren Landwirthe, in deren Wirthichaften Betriebsbeamte nicht 
vorhanden find, nicht treffen. 

Durch die Einfendung der oft geringen Beträge würde der einzelne Unter— 
nehmer über die Gebühr belaftet werden. Der Entwurf ichlägt daher in Anlehnung 
an 8 13 de3 preußifhen Klaſſen- und Ginfommenfteuergelege3 vom 1. Mai 1851 
(GeſetzSamml. S. 193) vor, die Einfammlung und Abführung der Beiträge 
aller zu einer Gemeinde gehörigen Genoffenichaftsmitglieder der Gemeindebehörbe 
zu übertragen und die Gemeinde für die vollftändige Einzahlung der Beiträge 
haftbar zu machen. Letzteres ift unbedenklich, da der Gemeinde nach dem aud 
hier beizubehaltenben $ 74 bes Unfallverficherungsgefeges die abminiftrative Zwangs— 
beitreibung ber Beiträge zujteht. 

3u $ 39. Meber die Vertretung der Wrbeiter bei der Berathung und 
Begutachtung der Unfallverhütungsvorichriften ift oben bereit3 das Erforderliche 
bemerkt worden. 

Die Schlußbeitimmung des 8 39 enthält eine durch den Mangel an 
Krankenkaſſen für die land» und forftwirthichaftlichen Arbeiter gebotene Ergänzung 
des 8 80 des Unfallverſicherungsgeſetzes. 

3u $ 40. Die Borichriften des VIII. Abſchnitts des Unfallverſicherungs— 
geleges über das Reichs-Verſicherungsamt, die Landes-Verſicherungsämter und die 
Auffiht über die Berufsgenoflenichaften haben im Wejentlichen unverändert über: 
nommen werden fönnen. Daß dem Reichs-Verſicherunggamt und ben Landes— 
Berliherungsämtern nichtftändige Mitglieder aus ben Unternefmern der unter 
dieſes Geſetz fallenden Betriebe und aus deren Arbeitern hinzutreten jollen, welche 
für Diejenigen Fälle, in denen Angelegenheiten land: und forjtwirthichaftlicher 
Betriebe verhandelt werden, jtatt der von der Induſtrie und den induftriellen 
Arbeitern gewählten Mitglieder zugezogen werden follen, wird einer bejonderen 
Begründung nicht bedürfen. 

Die Zuftändigfeit der Landes» Verfiherungsämter umfaßt alle Diejenigen 
Funklionen, welche denjelben nah $ 93 des Unfallverficherungsgeleges zuitehen 
und nad den Vorſchriften des vorliegenden Gejeges in Frage fonmn. Bei der 
Aufzählung derielben waren neben denjenigen Paragraphen des Unfallverſicherungs— 
gejeges, bie auch für diefen Entwurf Geltung haben, diejenigen Beitimmungen 
des lesteren bejonders zu erwähnen, in welchen die entiprechenden Beitimmungen 
des Unfallverjicherungägejeges in zum Theil abgeänderter Faſſung ſich hier wieder: 
finden. Dab den Landes-Verfiherungsämtern die Funktionen des Reichs— 
Verſicherungsamts auch bei der Abſchätzung der Betriebe übertragen werden, iſt 
die Stomfequenz der Gleichitellung diefer Abihägung mit der Veranlagung der 
Betriebe zu den Gefahrenklaffen, bei welcher leßteren die Landes-Verſicherungsämter 
ihon nad dem Unfallverfiherungsgeieß zuftändig find. 

Zu den $$ 41 bis 50. Die Nothwendigfeit, bezüglich der Staatsforit- | 
betriebe die Bundesstaaten, für deren Rechnung fie betrieben werben, zu ſelbſtändigen 
Zrögern der Verfiherung zu machen, infoweit die Landesregierung nicht vom 
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vornherein erflärt, daß ſolche Betriebe den Berufsgenofjenihaften angehören follen, 
ift bereit3 beiprochen worden. Dieje Befugniß iſt den Bundesitaaten für alle 
biejenigen Forftbetriebe einzuräumen, welche für Rechnung des Staates verwaltet 
werden, wobei e3 umerheblih iſt, ob die Ginnahmen ganz oder theilweile dem 
Landesherrn zufliegen oder zu anderen Zmeden zu verwenden find. Wem das 
Eigenthum an dieien Forſten zufteht, fommt für die Zwede des Entwurfs nicht 
in Betradt. Es kommt lediglich darauf an, ob der Staat mit feiner zweifelloien 
Leiltungsfähigfeit das Riſiko des Betriebes und feiner Verwaltung trägt. Weiter 
zu gehen und aud) anderen oritbetrieben eine Ausnahmeitellung einzuräumen, 
für welde diefe Vorausjegung nicht zutrifft, liegt ein ausreichender Anlaß 
nit vor. 

Die 88 41 bis 49 enthalten diejenigen befonderen Vorichriften, welche 
durh die für die Staatsforftbetriebe vorgejehene andermweite Organifation der 
Unfallverfiherung erforderlich werden, 

Materiell lehnt ſich die Unfallverſicherung auch im Bereich diefer Verwaltungen 
durdjweg an die grundlegenden Beitimmungen dieſes Entwurfs und des Unfall— 
verficerungsgeleges an. Dies gilt insbeiondere von dem Umfang der Feititellung 
und der Auszahlung der Entichädigungen und von ber hierbei erforderlichen Mit» 
wirkung eines Schiedögerichts, des Reich: oder eined Landes-Verficherungsamts 
und der Poſt, wobei die etwa erforderliche Verftärfung der Betriebsfonds der 
legteren auch hier, wie nad dem Unfallverficherungsgeieß, durch Heberweifung von 
Neichömitteln zu bewirken fein wird. Ferner kommen zur Anwendung bie 
Beitimmungen über die Zufammenfegung des Schiedsgerichts, über die Berufung 
und die Befugniffe der Vertreter der Arbeiter, über die Beleitigung der Entichädigungss 
aniprüche, welche in Veranlaſſung eines Unfalls gegen die Arbeitgeber nad) bis- 
herigen Rechte erhoben werden konnten, über das Verhältniß zu anderweiten 
Unterftügungöverpflichteten (Stranfenfaffen, Armenverbänden, dritten Perſonen) 
und zu älteren Merficherungsverträgen, über das Verbot vertragdmäßiger 
Beichränfungen der geleglichen Beitimmungen, über die Rechtshülfe und über die 
Gebühren: und Stempelfreiheit. Dasselbe gilt von dem Verhältniß des Reichs— 
Berfiherungsamt3 zu den Landes-Verſicherungsämtern. Dagegen ift eine Reihe 
anderer Beitimmungen des Unfallverficherungsgejeges auf die Organilation der Staats 
forjtbetriebe nicht anwendbar. Dahin gehören insbefondere die Beltimmungen über 
die Bildung, Veränderung und Auflöfung der Berufsgenoflenichaften, über dad Statut 
berfelben und über die Bildung von Gefahrenklaffen, welche nur für die Ausgleichung 
der verichiedenen Nififen bei einer Mehrheit von Unternehmern einen Sinn haben. 
Dahin gehören ferner die Vorfchriften über die Anfammlung von Nejervefonds, 
welche hier einestheils nicht nothiwendig, anderentheild3 aber auch um deswillen 
nicht zuläflig find, weil die Steuerkraft nur für die laufenden Bedürfniſſe, nicht 
im Voraus für zukünftige Ausgaben angeitrengt werden darf, ferner die Vor: 
ichriften über die Mitgliedihaft in den Berufsgenoſſenſchaften und über bie 
Betrieböveränderungen. Unanwendbar find aud die Beitimmungen über die 
Beauffihtigung der Unternehmer durch die Genofjenichaften und über die Beauf: 
fihtigung der letzteren durch das Reichs- oder Landes:Verfiherungsamt. Die 
Landesbehörden, denen die Unfallfürlorge als Theil ihrer fonftigen Obliegenheiten 
hier übertragen wird, unterliegen vielmehr auch hierin der dienftpragmatiichen 
Beauflichtigung durch die vorgelegten Behörden. 

Aber auch diejenigen Beltimmungen des vorliegenden Geſetzentwurfs und 
des Unfallverfiherungsgejeges, welche hiernach grundiäglich in Geltung bleiben 
follen, erfordern immerhin gewiffe Mobifitationen injoweit, als jie bie Bildung 
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von Berufsgenoſſenſchaften zur Vorausſetzung haben. Die durch den Wegfall 
diefer Vorausfegung bei den Staatöforitbetrieben bedingten Aenderungen ergeben 
fi) aus den SS 43 bis 49 des Entwurfs, während alle übrigen Vorfchriften 
besjelben ohne Weiteres entiprechende Anwendung finden follen, foweit deren 
Anwendbarkeit nicht durch befondere Beſtimmung oder durch die Natur der Sadıe 
ausgeichloffen ift. Im Einzelnen ift hierzu noch Folgendes zu bemerken: 

Zu 8 43. Der $ 2 Abjag 1 überläßt die Erftredung der Verſicherungs— 
pfliht auf Betriebsbeamte mit einem den Jahresbetrag von 2,000 .M überfteigenben 
Einkommen den Genoſſenſchaftsſtatut. Ein folches fehlt hier. An die Stelle 
desjelben follen vielmehr Ausführungsvorichriften treten ($ 49). Dielen Aus: 
führungsbeftimmungen war daher auch die erwähnte Erftrefung der Verficherungs: 
pflicht zu überlaffen. Dabei wird, um Mißverftändniffe auszuschließen, ausdrücklich 
darauf hingewieſen, daß die gegen feites Gehalt und Benfionsberechtigung 
angeftellten Beamten nad) 8 4 des Entwurfs von demjelben ausgeichloffen find. 

Zu den 88 44 und 45. Die Bezirke, für welche Bertreter der Arbeiter 
gebildet und Sciedögerichte errichtet werden müſſen, find nad) 88 34, 35 des 
Entwurfs beziehungsweile nah $ 46 de3 Unfallverficherungsgeieges die Genofien- 
ſchafts- oder Sektionsbezirke. An deren Stelle tritt hier naturgemäß der Bezirk 
der nad 841 zu beftimmenden Ausführungsbehörden. Im Uebrigen bewendet es 
bei den Beſtimmungen des $ 46 des Unfallverſicherungsgeſetzes. 

Das im $ 43 a. a. D. angeordnete NRegulativ, welches nad $ 35 bes 
Entwurfs die Vertheilung der Vertreter der Arbeiter auf örtliche Bezirke, fowie 
die Berufung dieler Vertreter regeln fol, wird bier nicht füglich von dem Reichs— 
Berliherungsant, fondern ſachgemäß nur von denjenigen Behörden erlaffen werben 
fönnen, welche für den Erlaß der Ausführungsporichriften zuftändig find (J 49). 
Denn thatjächlich bildet diejes Negulativ einen integrirenden Theil der Ausführungs— 
vorjchriften.- Im demfelben ift zugleich im Hinblid auf die Beitimmung im $ 48 
die Zahl der Vertreter der Arbeiter, die Höhe der denſelben zuzubilligenden Ber: 
gütungsſätze feitzuitellen. Dies Legtere mußte im 8 44 ausdrücklich erwähnt 
werden, weil die Borausfegung des $ 49 Abſatz 2 des Unfallverlicherungsgejeges 
bier fortfällt. 

In 8 45 wird die Errichtung mindeſtens eine Schiedsgerichts für den 
Geſchäftsbereich jeder Auffichtsbehörde vorgeichrieben. Die Nothwendigfeit einer 
folhen Beſtimmung ergibt fih aus $ 46 des Unfallverfiherungdgejeges. Außerdem 
aber mußte über die Berufung der aus den Streifen der Arbeitgeber zu entuchmenden 
Beiliger der Sciedögerihte ($ 47 Abſatz 3 des Linfallverficherungsgeieges) 
befondere Beitimmung getroffen werden, weil eine Mehrheit von Genoſſenſchafts— 
mitgliedern, aus denen nah dem Unfallverſicherungsgeſetz dieſe Beiliger entnommen 
werden jollen, jowie eine Genofjenichaft oder Sektion, welche die Wahl vornehmen 
fönnte, bier nicht beftehbt. Die Berufung dieler die Intereflen des Arbeitgebers 
repräjentirenden Beifiter ded Schiedsgericht wird der Ausführungsbehörde über» 
laſſen, welche allein im Stande iſt, hier die Intereffen der verfichernden Verwaltung 
wahrzunehmen. An der Beitimmung in 8 47 Abſatz 2 a. a. O., nad welcher 
der Borligende des Schiedsgericht ein bei den Staatsforftbetrieben nicht betheiligter 
öffentlicher Beamte fein muß, war auch hier feitzuhalten. 

Zu $ 46. Da Genojlenichafts: oder Sektionsvorftände und Genoſſenſchafts— 
ftatuten, auf welche $ 57 a. a. DO. bezüglich der Feititellung der Entihädigung 
für die buch einen Betriebsunfall Verlegten verweift, hier nicht beitehen, fo ſind 
über die Behörde, welche dieje Feſtſtellungen vornehmen ſoll, beiondere Beſtimm— 
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ungen erforberlih. Der Entwurf überläßt die Bezeichnung diefer Behörde den 
Ausführungsvorfchriften. 

Zu $ 47. Die Beitimmung in $ 47 entipricht dem 8 62 Abſatz 1 in 
Verbindung mit 8 92 Abſatz 2 des Unfallverſicherungsgeſetzes. Dieſelbe ift 
unentbehrlich, weil für den Fall, dab die zur Feſtſtellung der Entichädigung 
berufene Behörde die Entihädigung um deswillen ablehnt, weil derjenige Theil 
des Staatsforjtbetriebes, in welchen der Unfall fich ereignet hat, nicht unter dies 
Geſetz falle, ein Nechtsmittel gegeben werden muß. Die einichlagenden Beſtimm— 
ungen des lUnfallverfiherungsgeieges find hier nit ohne Weiteres anwendbar, 
weil fie an den hier fehlenden Mitgliedichein anknüpfen. Das Unfallverfiherungs- 
geieg bedurfte in diefem Fall der Vermittelung der unteren Verwaltungsbehörde, 
weil dort, wenn ein Betrieb nicht für verficherungspflichtig erachtet und deßhalb 
einer Berufsgenoflenichaft nicht zugetheilt war, eine Inftanz fehlte, welche zunächſt 
über den Entihädigungsanfiprucd zu befinden hatte. Für die in den Staatsforft- 
betrieben vorfommenden Unfälle bedarf e3 eines jolchen Umwegs nit, weil für 
die ganze Verwaltung einjchließlich desjenigen Beftandtheils, deſſen Verſicherungs— 
pfliht in Frage ſteht, Dienftbehörden vorhanden find. Dabei ift es zwedmäßig, 
die Beichwerbe direft bei dem Neich3-Verficherungsamt einlegen zu laffen, weil 
die Behörde, gegen deren Beicheid die Beſchwerde ſich richtet, Hier jelbit Partei 
und nicht, wie die nad dem Umnfallverfiherungsgejeß zur Enticheidung berufene 
untere Verwaltungsbehörde, unbetheiligt ift. 

Zu $ 48, Unfallverhütungsvorichriften mit Strafandrohung im Sinne des 
$ 78 a. a. D. fünnen für die hier in Rede ftehenden fisfaliihen Verwaltungen 
nur infoweit in Frage fommen, als es fih um das Verhalten der Arbeiter 
handelt. Soweit der Erlaß jolcher Vorfchriften von den Hier den Genoſſenſchafts— 
vorständen entiprechenden Ausführungsbehörden beabfichtigt wird, follen nad den 
Srundfägen dieſes Entwurfs und des Unfallverficherungögefeged Vertreter der 
Arbeiter mitwirken. Gine Eollegialiiche Berathung derjelben mit den Ausführungs— 
behörden ericheint ſchon um deswillen bedenklich, weil die lebteren zum Theil 
dergeſtalt organilirt find, daß ein einzelner Beamter die Verwaltung leitet und 
daß aljo eine auf beiden Seiten gleiche Zahl ſtimmfähiger Perfonen nicht vor— 
handen fein würde. Dieje Verhältniffe weifen vielmehr darauf hin, die Vertreter 
der Arbeiter nur unter einander, aber unter Leitung eines Beauftragten der 
Ausführungsbehörde über die Unfallverhütungsvorichriften berathen zu laffen. 
Dazu ift aber erforderlich, daß, weil dem leitenden Beauftragten ein Stimmrecht 
nicht füglich beigelegt werden kann, mindeſtens drei Vertreter der Arbeiter an der 
Berathung Theil nehmen, fo dab aljo außer den zwei Beiligern bed Schieds— 
gericht mindeftend noch ein weiterer Vertreter zu diefen Berathungen zugezogen 
werden muß. Ob hierzu die Stellvertreter dieſer Beiſitzer heranzuziehen find, 
oder ob mehr Vertreter gewählt, und eventuell in welcher Reihenfolge diefelben 
berufen werden follen, bleibt der näheren Regelung durd) das Regulativ ($ 44) 
überlaflen. 

Der Schlußfat de 8 48 entipricht dem 8 80 Abſatz 2 des Infalfverficherungss 
geſetzes, mit dem ſchon in den $ 39 des Entwurf aufgenommenen und dort 
begründeten Zulage. 

Zu $ 49. Zur Durdhführung der in den 88 41 bis 48 getroffenen 
Beltimmungen werden, tie fi) aus dem Vorſtehenden ergibt, Ausführungs— 
beitimmungen erforderlich werden, welche an die Stelle des Genoſſenſchaftsſtatuts 
treten. Es empfiehlt fih, den Erlaß derjelben den Landes: Zentralbehörden zu 
übertragen. 
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Zu $ 50. In einem ſpäteren Stadium als bei der Einbringung der Vor— 
ſchläge für die Bildung der Berufsgenoſſenſchaften ſoll die Erklärung, daß 
Staatsforſtbetriebe den Berufsgenoſſenſchaften angehören ſollen, nicht mehr 
abgegeben werden können. Dieſe Einſchränkung iſt erforberlich, um die Organiſation 
der letzteren nicht zu ſtören. Ein ſpäteres Ausſcheiden von Staatsforſtbetrieben 
aus Berufsgenoſſenſchaften iſt nur unter den Vorausſetzungen des 8 29 bes 
Entwurfs und der 88 31, 32 des Unfallverſicherungsgeſetzes zuläſſig. 

Zu 8 51. Die Beſtimmungen der 88 95 bis 102 und 110 bes Unfall—⸗ 
verſicherungsgeſetzes find auch für den Geltungsbereich dieſes Gefegentwurfs 
anwendbar, Was von den Verhandlungen zwiſchen den Berufögenojlenichaften 
und den Berficherten gilt, muß auch für die im $ 10 de3 Entwurfs benannten 
Streitigfeiten über Unterftügungsd: und Erſatzanſprüche gelten, wenn ber Zweck 
jener Borichrift des $ 102 a. a. D., die auf die Unfallverfiherung bezüglichen 
Geſchäfte und Verhandlungen nicht mit unverhältnigmäßigen Koſten zu belaften, 
erreicht werden foll. 

Zu den $$52 bis 59. Die Strafbeftimmungen der $$ 52 bis 57 entiprechen 
den 88 103 bis 108 des Unfallverficherungsgeleted. Diejelben Strafen, welche dort 
für die nicht rechtzeitige oder unrichtige Anmeldung von Betriebseröffnungen und 
Betriebsveränderungen angebroht worden find, müſſen auch auf die nicht rechtzeitige 
oder unrichtige Auskunft über die Vetrieböverhältniffe (88 23 Abi. 2, 26 Abi. 2, 
28 dieſes Entwurfs) gelegt werden, ba bdiefelbe für die Ermittelung der der 
Genoflenichaft angehörigen Betriebe und für die Veranlagung und Abichätung 
derfelben von Wichtigkeit fein kann, Im $ 55 des Entwurf war ausdrücklich 
hervorzuheben, daß die Enticheidung über Beichwerden gegen Strafverfügungen 
des Genoffenichaftsvorftandes dem Landes -BVerficherungdamt zuiteht, fall3 ein 
folches errichtet it. Die gleiche Beitimmung enthält das Unfallverfiherungsgeiet 
in den 88 92, 106. Den Mitgliedern der Genoilenichaftsvorftände, den Beauf: 
tragten und Sacdpverftändigen waren rüdjichtlih der Verpflihtung zur Amts: 
verichwiegenheit die Mitglieder des in dieſem Entwurf vorgeichriebenen Genoſſen— 
ſchaftsausſchuſſes zur Entiheidung über Beichwerden gleich zu ftellen. 

Die 88 58 und 59 entiprechen dem $ 109 des Unfallverſicherungsgeſetzes. 

Zu den 88 60, 61. Der $ 60 ift dem 8 83 des Sranfenverficherungs: 
geſetzes nachgebildet. Derjelbe war unentbehrlich, weil in biefem Entwurf ben 
Gemeinden und Gemeindebehörden eine Neihe von DObliegenheiten übertragen 
worden ift, welche in ben jelbitändigen Gutöbezirken oder Gemarfungen von 
dieien bezw. von den Gutsherren oder Gemarfungöberechtigten wahrgenommen 
werben müffen. Hierdurch werden fontraftlihe Abmachungen zwiichen den Guts— 
herren oder Gemarfungsberechtigten und Dritten über die ben erfteren aus biejem 
Geſetzentwurf obliegenden Verpflichtungen felbitverftändlih nicht ausgeſchloſſen; 
die Beitimmung des $ 60 befagt nur, daß die Behörben und die Unterftügungs: 
berechtigten ihrerfeit3 die Grfüllung der aus dieſem Entwurf den Gemeinden 
obliegenden Verpflichtungen von dem Gutsheren oder Gemarfungsberedhtigten zu 
fordern haben. 

Der 8 61 regelt den Beginn ber Geſetzeskraft dieſes Gelekentwurfs in 
berjelben Weife, wie dies im $ 111 des Unfallverficherungdgefeges für das legtere 
geſchehen iſt. 
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Gefet über die Ausdehnung der Unfall: und Kranfenverficherung. 
Vom 28, Mai 1885, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von Preußen zc. 
verordnen im Namen bes Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


I. Unfallverſicherung. 


8 1. Ausdehnung der Unfallverfiherung. Das Unfallverſicherungsgeſetz 
vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 69) findet mit den aus nadhftehenden 
Beſtimmungen fi ergebenden Abänderungen Anwendung auf: 

1. den gefammten Betrieb der Poft:, Zelegraphen: und Eifenbahnvermwalt: 
ungen, jowie ſämmtliche Betriebe der Marine- und Heereverwaltungen, 
und zwar einjchließlih der Bauten, welche von dieſen Verwaltungen 
für eigene Rechnung ausgeführt werben ; 

2. den Baggereibetrieb ; 

3. den gewerb3mäßigen Fuhrwerks-, Binnenſchifffahrts-, Flößerei:, Prahm— 
und Fährbetrieb, jowie den Gewerbebetrieb des Schiffziehens (Treibdelei); 

4. ben gewerbömäßigen Speditions-, Speicher: und Stellereibetrieb; 

5. den Gewerbebetrieb der Güterpader, Güterlader, Schaffer, Brader, 
Wäger, Meſſer, Schauer und Stauer. 

8 2. Reichs- und Staatsbetriebe. Für die Poſt-, Telegraphen-, Marine: 
und Heereöverwaltungen, fowie für die vom Neich oder bon einem Bundesſtaate 
für Reichs- beziehungsweife Staatörehnung verwalteten Eifenbahnbetriebe, ſämmt— 
lich einjchlieglih der Bauten, welche von benfelben für eigene Rechnung aus: 
geführt werden, tritt an die Stelle ber Berufögenoffenichaft das Reich, bezieh— 
ungsweije der Staat, für deifen Nechnung die Verwaltung geführt wird. 

Dasjelbe gilt hinfichtlih der vom Neich oder von einem YBunbdesftaate für 
Reichs- beziehungsweile Staatsrechnung verwalteten Baggerei:, Binnenſchifffahrts-, 
Flößerei-,, Prahm- und Fährbetriebe, fofern nicht die Reichs- beziehungsweife 
Landesregierung vor der Beſchlußfaſſung des Bundesrath8 über die Bildung ber 
Berufsgenoſſenſchaften (88 12 ff. des Unfalverficherungsgeieges) erflärt, daß dieſe 
Betriebe denfelben angehören follen. 

Soweit hiernah dad Neich oder ein Bundesftaat an die Stelle ber Berufs— 
genoſſenſchaft tritt, werden die Befugniffe und Obliegenheiten der Genoſſenſchafts— 
verſammlung und des Vorſtandes der Genoflenihaft durch Ausführungsbehörden 
wahrgenommen, welche für die SHeereöverwaltungen von der oberften Militär: 
verwaltungsbehörde des Kontingents, im Uebrigen für die Neich3verwaltungen 
bom Neichöfanzler, für die Landesverwaltungen von der Landes: Zentralbehörde 
zu bezeichnen find. Dem Neich3-BVerfiherungsamt ift mitzutheilen, welche Bes 
hörden als Ausführungsbehörden bezeichnet worden find. 

8 3. Soweit dad Rei oder ein Bundesſtaat an die Stelle der Berufs: 
genoſſenſchaft tritt, finden die SS 10 bis 31, 33 bis 40, 59 Abſatz 4, 60, 62 
Abſatz 1, 71 bis 74, 75 Abſaß 2 und 3, 76, 78 bis 86, 87 Abſatz 1, 88, 
89, 90 Abſatz 1 lit. a, d, e, 94, 103 bis 108 des IUnfallverficherungsgejeges 
feine Anwendung. 

8 4. Berfonen des Soldatenitandes find von der Verfiherung ausgeichloffen. 

Die Eritredung der Verfiherungspflicht auf Betrieböbeamte mit einem zwei— 
taufend Mark überfteigenden Jahresarbeitsverdienit ($ 2 Abſatz 1 des Unfall— 
verfiherungsgejeges) kann durch die Ausführungsvorihriften erfolgen, foweit 
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diefe Beamten niht nah $ 4 a. a. DO. von der Anwendung des Geſetzes aus- 
geſchloſſen find. 

8 5. Die Wahl der Pertreter der Arbeiter ($ 41 a. a. DO.) erfolgt für 
den Geichäftsbereich jeder Ausführungsbehörbe. 

Das Regulativ ($ 43 a. a. DO.) wird durdy die für ben Erlaß der Aus: 
führungsvorichriften zuftändige Behörde erlaffen. Im demfelben find die Zahl 
der Vertreter und bie denjelben zu gewährenden Vergütungsfäge (8$ 44 Abſatz 4, 
49 Abiag 2, 55 Abſatz 1 a. a. DO.) feitzuftellen. 

Ueber Streitigfeiten, welche fih auf die Gültigkeit der volfzogenen Wahlen 
beziehen, enticheidet das Neich3-Verfiherungsamt beziehungsweife das Landes: 
Berfiherungsamt. 

$ 6. Für den Geſchäftsbereich jeder Ausführungsbehörbe ift mindeftens ein 
Schiedsgeriht (8 46 a. a. DO.) zu errichten. Die im $ 47 Ablag 3 a. a. O. 
bezeichneten Beifiger werden von der Ausführungsbehörde ernannt. 

$ 7. Die Feltitellung der Entfhädigungen (8 57 a. a. DO.) erfolgt durd) 
die in den Ausführungsvorichriften zu bezeichnende Behörde. 

8 8. Gegen den Beicheid der zuftändigen Behörde, durch welchen ein Ent- 
ſchädigungsanſpruch aus dem Grunde abgelehnt wird, weil der Betrieb, in welchem 
der Unfall ſich ereignet hat, für nicht unter den $ 1 fallend erachtet wird, 
fteht dem Verletzten und feinen Hinterbliebenen die Beichwerde an das Reichs— 
Berfiherungsamt beziehungsweile Landes: Berliherungsamt zu, twelche bei demielben 
binnen vier Wochen nad) der Zuitellung des ablehnenden Beicheides einzulegen ift. 

$ 9. Vorſchriften der Ausführungsbehörden über das in den Betrichen 
von den Perficherten zur Verhütung von Unfällen zu beobachtende Berhalten 
find, fofern fie Strafbeftimmungen enthalten jollen, vor dem Erlaß minbeftens 
drei Vertretern der Arbeiter zur Berathung und gutachtlihen Aeußerung vor— 
zulegen. Die Berathung findet unter Leitung eines Beauftragten ber Ausführ: 
ungsbehörbe ftatt. Der Beauftragte darf fein unmittelbarer Vorgejegter der Ver: 
treter der Wrbeiter fein. 

Die auf Grund folcher Vorfchriften verhängten Geldſtrafen fließen in bie 
Krankenkaſſe, welcher der zu ihrer Zahlung Berpflichtete zur Zeit der Zuwider— 
handlung angehört. 

$ 10. Die zur Durchführung der Beltimmungen in 88 2 bis 9 erforber: 
Iihen Ausführungsvorichriften find für die Heeresverwaltungen von ber oberiten 
Militärverwaltungsbehörde des Kontingents, im Webrigen für die Neichöperwalt: 
ungen vom Reich$tanzler, für die Landesverwaltungen von der Landes: Zentral: 
behörde zu erlaflen. 

$ 11. Privatbetriebe. Soweit nicht die $$ 2 bis 10 Anwendung finden, erfolgt 
die Werficherung durch Berufsgenofienichaften nah den Beitimmungen bes Unfall—⸗ 
verſicherungsgeſetzes. Bei der Errihtung von Berufsgenofienfchaften für Eijen- 
bahnen oder die im $ 1 Ziffer 3 bezeichneten Betriebe kann von der Beitimmung 
de3 8 9 des Unfallverſicherungsgeſetzes abgeſehen werden, mwonad die für einen 
beitimmten Bezirk gebildeten Berufsgenoſſenſchaften innerhalb besjelben alle 
Betriebe desjenigen Anduftriezweiges umfaſſen müſſen, für welchen fie errichtet find. 

$ 12. Gemeinfame Beflimmungen. Soweit Betriebe der Roft:, Telegraphen: 
und Gifenbahnverwaltungen, fowie Betriebe der Marines und Heeresverwaltungen 
bereit3 auf Grund des Unfallverſicherungsgeſetzes einer Berufsgenoſſenſchaft zuge 
theilt find, jcheiden diefelben aus der lesteren mit den aus 8 32 a. a. ©. ſich 
ergebenden Nechtöwirfungen aus. Dasſelbe gilt von Anlagen, weldhe Beftand- 
theile eines Binnenichifffahrtsbetriebes find. 
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Auf die im 8 1 Abſatz 6 a. a. D. bezeichneten Eifenbahn: und Scifffahrts- 
betriebe findet diefe Beitimmung feine Anwendung. 

$ 13. Greignet fih ein Unfall auf der Fahrt, fo ift die nach $ 51 Ab: 
fat 10.a. O. zu eritattende Anzeige an diejenige Ortöpolizeibehörde im Inlande 
zu richten, in deren Bezirk fich der Unfall ereignet hat oder der erite Aufenthalt 
nad demselben genommen wird. Die Unterfuhung des Unfalls ($ 53 a. a. ©.) 
erfolgt durch diejenige Ortöpolizeibehörde, an welche die Anzeige eritattet iſt. 
Auf Antrag Betheiligter ($ 54 a. a. DO.) fann jedoch die der Ort3polizeibehörde 
vorgelegte Behörde die Unterfuhung durch eine andere Ortspolizeibehörde herbeis 
führen. Die zur Führung der Unterfuhung berufene Ortspolizeibehörde hat der 
Krankenkaſſe, welcher der Berlegte angehört, rechtzeitig von dem Zeitpunkte, in 
welchem die Unterfuhung vorgenommen werben wird, Senntniß zu geben. Der 
Vorſtand hat das Recht, zum Zweck der Theilnahme an den Imterfuchungs: 
verhandlungen einen Vertreter für die im 8 54 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
bezeichneten Bevollmächtigten zu beftellen und ift hierbei nicht auf den Streis der 
Kafjenmitglieder beichräntt. 

Hinfichtlich der unter Reichs- oder Staatöverwaltung ftehenden Betriebe 
bewendet eö bei den Vorjchriften in 88 51 Abſatz 5, 52, 56 a.a ©. 

8 14. Auf Unfallverhütung3porichriften, welche ſich auf die Sicherheit des 
Gifenbahnbetriebes beziehen, finden die Beitimmungen des $ 9 dieles Geſetzes, 
fowie der 88 79, 81 des Unfallverficherungsgejeges feine Anwendung. 


11. Kranfenverficerung. 


$ 15. Ausdehnung der Krankenverfiherung. Auf alle im $ 1 bezeich- 
neten Betriebe findet das Geſetz über die Ntranfenverficherung der Arbeiter vom 
15. Juni 1883 (Reichs-Geſetzbl. S. 73) in gleiher Weije wie auf die im $ 1 
desſelben bezeichneten Betriebe Anwendung. Soweit hierdurd die gelegliche Ber: 
pflihtung zur Stranfenverfiherung auf Perſonen ausgedehnt wird, melde in 
einem Transportbetriebe beſchäftigt find, tritt $ 2 Ziffer 3 des Krankenverſicher— 
ungsgeſetzes außer Straft. 

Perſonen des Soldatenftandes, ſowie folche in Neichd: oder Staatöbetrieben 
beichäftigte Perfonen, welche dem Reich oder dem Staate gegenüber in Krankheits— 
fällen einen Anspruch auf Fortzahlung des Gehaltes oder des Lohnes oder auf 
eine den Beitimmungen des $ 6 a. a. DO. entiprechende Unterftügung mindeſtens 
für dreizehn Wochen nad der Grfranfung haben, find von der Krankenverſicher— 
ung ausgeſchloſſen. 

Als Beihäftigungsort gilt im Zweifel der Sik des Gewerbebetriebes, in 
welchen die Beichäftigung ftattfindet. 

$ 16. Erkrankt ein Verficherter auf der Fahrt im Inlande außerhalb des 
Bezirks der Orts-, Betriebs: (Fabrik:), Baus, Innungs-Krankenkaſſe, der Knapp— 
Ichaftsfaffe oder der Gemeindesstranfenverficherung, welcher er angehört, jo hat 
dem Erkrankten die Gemeinde des Ortes, an welchem die Fürſorge für denjelben 
nothwendig wird, Diejenigen Unterftügungen zu gewähren, welde er von ber 
Gemeindesstranfenverfiherung oder der Krankenkaſſe, der er angehört, zu bean: 
ipruchen hat. Dieje hat der unterftügenden Gemeinde die ihr hieraus erwachlenden 
Koften zu eritatten. Bei der Eritattung gilt als Eriag der im $ 6 Abſatz 1 
Ziffer 1 des Kranfenverfiherungsgefeges bezeichneten Leiſtungen die Hälfte des 
Sranfengeldes, ſofern nicht höhere Aufwendungen nachgewiefen werben. 

Erfranft ein bei einer Orts-, Betriebs: (Fabrik), Baus, Innungs-Kranken— 
kaſſe, bei einer Stnappichaftsfaffe oder bei einer Gemeinde» rankenverlicherung 
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Berficherter auf der Fahrt im Nuslande, fo hat dem Erfranften der Betriebö- 
unternehmer diejenigen Unterftügungen zu gewähren, welche er von ber Gemeinde: 
Krantenverfiherung oder der Stranfenfaffe, der er angehört, zu beanſpruchen hat. 
Dieſe hat dem Betriebsunternehmer die ihm hieraus nachweislich erwachienden 
Koften zu erftatten. Bei der Erjtattung gilt al® Erjag der im $ 6 Abſatz 1 
Ziffer 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes bezeichneten Leitungen die Hälfte des 
Krankengeldes. 

Streitigkeiten, welche hieraus entſtehen, werden, ſoweit es ſich um Unter— 
ſtützungsanſprüche handelt, nad) $ 58 Abſatz 1 a. a. O., im Uebrigen nad) 
8 58 Abſatz 2 a. a. DO. entichieden. 


II. Schlußbeſtimmungen. 


$ 17. Gefebeskraft. Mit den aus diefem Geſetze fich ergebenden Abänder— 
ungen treten die Beitimmungen der Abfchnitte II, III, IV, V und VIII des 
Unfallverfiherungsgejeges, die auf diefe Abichnitte bezüglichen Strafbeftimmungen 
und diejenigen Vorjchriften, welche zur Durhführung der in diefen Abjchnitten 
getroffenen Anordnungen dienen, in Betreff der im 8 1 bezeichneten Betriebe mit 
ben Tage der Berfündung dieſes Geſetzes in Kraft. 

Dasjelbe gilt von den Vorichriften des Krankenverſicherungsgeſetzes, ſoweit 
fie die Beichlußfaffung über die jtatutariiche Einführung des Verficherungsziwanges, 
fowie die Herftellung der zur Durchführung des Verſicherungszwanges dienenden 
Einrichtungen betreffen. 

Im Mebrigen wird der Zeitpunft, mit welchem die Beitimmungen dieſes 
Geſetzes ganz oder theilweife in Kraft treten, mit Zuftimmung des Bundesraths 
durch Kaiſerliche Verordnung beitimmt. 

Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucdtem 
Kaiſerlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Mai 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürft von Bismard, 


Die Brichsftempelabanben.') 


—ꝰ1 


Geſetz, betreffend Abänderung des Geſetzes wegen Erhebung von Reichs— 
ftempelabgaben vom 1. Juli 1881. 
Vom 29. Mai 1885, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Denticher Kaifer, König von Preußen 2c., 
verorbnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

Artikel I. In dem Geſetze, betreffend die Erhebung von Neichöftenpel- 
abgaben, vom 1. Juli 1881 (Reichs-Geſetzbl. S. 185) treten an die Stelle von 
88 1, 6 bis 11, nebſt Ueberſchrift derjelben, 21, 23 Abſatz 2, 27, 30 Abſatz 1 
nnd der Tarifnummer 4, jowie hinter $$ 22, 23 und 28 folgende Beſtimm— 
ungen : 

8 1. Die in dem anliegenden Tarif unter 1, 2, 3 und 5 bezeichneten 
Urkunden und daſelbſt unter 4 bezeichneten Gejchäfte unterliegen den daſelbſt 
bezeichneten Abgaben nad Maßgabe der nachjtehenden Beltimmungen : 


II. Rauf- und fonftige Anfchaffungsgefhäfte. 


(Zarifnummer 4.) 


8 6. Die unter Tarifnummer 4 angeordnete Abgabe ift von allen im 
Inlande abgeichloffenen Gejchäften der bezeichneten Art zu erheben. 

Im Auslande abgeihloflene Geichäfte unterliegen der Abgabe, wenn beide 
Kontrahenten im Inlande wohnhaft find; ift nur der eine Kontrahent im In— 
lande wohnhaft, fo ift die Abgabe nur im halben Betrage zu entrichten. Wei 
faufmänniichen Firmen enticheidet für die Frage des Wohnortes der Sig der 
Handelöniederlaflung, welche das Geihäft abgeichlofien hat. 

Als im Auslande abgeichloffen gelten auch ſolche Geichäfte, welche durch 
briefliche oder telegraphiiche Korreſpondenz zwiichen einem Orte des Inlandes 
und einem Orte deö Auslandes zu Stande gefommen find. 

$ 7. Bedingte Geichäfte gelten in Betreff der Abgabepflicht als unbedingte. 
It einem Kontrahenten ein Wahlrecht eingeräumt, oder die Befugniß, innerhalb 
bejtimmter Grenzen den Umfang der Lieferung zu beitimmen, fo wird die Abgabe 
nad dem höchſtmöglichen Werth des Gegenstandes des Geichäfts berechnet. 

Jede Verabredung, durch welche die Erfüllung des Geſchäfts unter ver: 
änderten Wertragöbeitimmungen oder gegen Entgelt unter denſelben Vertrags: 
beſtimmungen auf einen jpäteren Termin verichoben wird, gilt als neues abgabe- 
pflihtiges Geſchäft. 

Iſt das Geihäft von einem Kommiſſionär (Artifel 360 des Handelsgeſetz— 
buchs) abgeſchloſſen, jo ift die Abgabe ſowohl für das Geichäft zwiichen dem 
Kommiffionär und dem Dritten, ald auch für das Abwickelungsgeſchäft zwiichen 
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dem Kommiſſionär und dem Stommittenten zu entrichten, fofern nicht die Be 
ftimmung des $ 11a Abjat 2 eintritt. 

Gefchäfte, welche vorbehaltlid der Aufgabe („an Aufgabe“) abgeſchloſſen 
werben, find abgabepflihtig.. Die Bezeichnung des definitiven Gegenfontrahenten 
(die Aufgabe) ift ftenerfrei, wenn diefelbe jpäteftens am folgenden Werktage gemacht 
wird dieſelbe jpäter gemadt, jo gilt fie als ein neues abgabepflichtiges 

eſchäft. 

8 8. Werden zwiſchen denſelben Kontrahenten an einem Tage zu gleichen 
Vertragsbeſtimmungen mehrere Geſchäfte über Gegenſtände derſelben Art ohne 
Vermittler oder durch denſelben Vermittler abgeſchloſſen, ſo gelten dieſe Geſchäfte 
in Betreff der Beſteuerung als ein Geſchäft. 

$ 9. Zur Entrichtung ber Abgabe iſt zunächſt verpflichtet: 

1. wenn das Geſchäft durch einen im Inlande wohnhaften Vermittler ab— 
geſchloſſen iſt, dieſer, 

anderenfalls: 

2. wenn nur einer der Stontrahenten im Inlande wohnhaft iſt, dieſer, 

3. wenn von ben Stontrahenten nur der eine ein im Inlande wohnbafter 
nah Artikel 28 des Handelsgeſetzbuchs zur Führung von Handels— 
büchern verpflichteter Kaufmann ift, der lettere, 

4. wenn es fih um das Abwidelungsgeihäft zwiſchen dem Kommilfionär 
und dem Stommittenten handelt ($ 7 Abjag 3), der Kommilfionär, 

5. in allen übrigen Fällen der Veräußerer. 

Die im Inlande wohnhaften Vermittler und die Kontrahenten haften für 
die Abgabe als Geſammtſchuldner, indeſſen ift bei Gefchäften, für welche die 
Abgabe nur im halben Betrage zu entrichten iſt ($ 6 Abſatz 2), der nicht im 
Inlande wohnhafte Stontrahent für die Entrichtung der Abgabe nicht verhaftet. 

Der Vermittler ift berechtigt, den Erſatz der entrichteten Abgabe von jeden 
für die Abgabe verhafteten Kontrahenten zu fordern. 

$ 10. Der zur Entrichtung der Abgabe zunächſt Verpflichtete hat über das 
abgabepflichtige Geihäft eine Schlußnote anszuitellen, weldye den Namen und den 
Wohnort des PVermittlerd und der Stontrahenten, den Gegenitand und die Bes 
dingungen des Geichäfts, inSbefondere den Preis, ſowie die Zeit der Lieferung 
ergeben muß. Die Unterichrift des Ausſtellers ift nicht erforderlich). 

Die Schlufnote ift doppelt auf einem vorher geitempelten oder mit den 
erforderlichen Stempelmarfen zu veriehenden Formular auszuftellen, von dem je 
eine Hälfte für jeden der beiden Kontrahenten bejtimmt ift. Späteſtens am dritten 
Tage nad) dem Tage des Geihäftsabichluffes hat der Ausiteller der Schlußnote 
die nicht fir ihn beftimmte Hälfte der letzteren, wenn berjelbe die Schlußnote 
aber als Vermittler ausgeftellt hat ($ 9 Ziffer 1), deren beide Hälften abzu— 
fenden. 

Vermittler haben dieſe Abfendung und den verwendeten Stempelbetrag in 
ihren Geſchäftsbüchern zu vermerken. 

Der zur Entrictung der Abgabe zunächſt Verpflichtete darf unverfteuerte 
Schlußnoten über das abgabepflichtige Geſchäft nicht außftellen und aus der 
Hand geben. 

$ 11. Iſt einem für die Entrichtung der Abgabe verhafteten Kontrahenten 
($ 9 Abſatz 2) eine zu niedrig verſteuerte Schlußnote zugeftellt worden, jo hat 
derfelbe binnen 14 Tagen nad) dem Tage des Gejhäftsabichluffes den fehlenden 
Stempelbetrag auf der Schlußnote nachträglich zu verwenden; ift einem ſolchen 
Kontrahenten eine veritenerte Schlußnote überhaupt nicht zugegangen, So hat 
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derielbe ſeinerſeits binnen der bezeichneten Frift nah Maßgabe der im $ 10 
Abſatz 1 und 2 gegebenen Beitimmungen zu verfahren. 

Sind bei einen durch einen Vermittler abgeichloffenen Geihäfte (8 9 Ziffer 1) 
zwei derartige Kontrahenten betheiligt, jo hat jeder von ihnen nur die Hälfte 
des auf der zugeitellten Schlußnote fehlenden Betrages nachträglich zu verwenden, 
im Falle des Nichteinganges der Schlußnote aber zu der von ihm auszuftellenben 
Schlußnote nur die Hälfte de tarifmäßigen Stempels zu verwenden. 

Die nah ben voritehenden Beitimmungen mangeld des Gmpfanges der 
Schlußnote entrichtete Abgabe ift zurüdzuerftatten, wenn nachgewiefen wird, daß 
der zunächſt Verpflichtete die ihm nad) $ 10 obiiegenden Verpflichtungen recht— 
zeitig erfüllt hat. Die Enticheidung erfolgt im WVerwaltungswege. 

$ 11a. Eine Schlußnote kann mehrere abgabepflichtige Gefchäfte umfaflen, 
injfofern legtere demjelben Steuerfage unterliegen und an demjelben Tage und 
unter denjelben Sontrahenten, welche in gleicher Eigenſchaft gehandelt Haben, 
abgeichloffen worden find. Die Abgabe ift in diefen Falle von dem Gefammt- 
werth der Geichäfte zu berechnen. 

Wird bei Kommiffionsgefchäften für einen auswärtigen Sommittenten, 
welcher jeinerjeit3 al Kommilfionär eined Dritten handelt, die Schlußnote mit 
dem Zufage „in Kommiſſion“ ausgeftellt, jo bleibt das Abwidelungsgefchäft 
ziwiichen ihm und feinem Kommtittenten von der Abgabe befreit, wenn er die 
Schlußnote jpäteftend am erſten Werktage nad dem Empfang unter Beifügung 
des Namens feines Kommittenten an ben letzteren abjenbet. 

$ ı1b. Die Schlußnoten find nad der Zeitfolge numerirt fünf Jahre 
lang aufzubewahren. 

8 110. Iſt bei dem Abichluß eines abgabepflihtigen Geſchäfts zwiichen 
zwei Sontrahenten, welche nicht nad Artifel 28 des Handelsgeſetzbuchs zur 
Führung von Handelsbüchern verpflichtet find, eine beiderjeit3 unterfchriebene 
Vertragsurkunde aufgeitellt worden, fo bleiben die 88 9, 10, 11, 11a, 11b 
außer Anwendung. Die Kontrahenten find verpflichtet, die Vertragsurkunde 
binnen 14 Tagen nach dem Gefchäftsabihluß der Steuerbehörde zur Abftempel- 
ung vorzulegen ; dieje Verpflichtung erſtreckt fich bei Geichäften, für welche die 
Abgabe nur im halben Betrage zu erheben tft ($ 6 Abjag 2), nicht auf den 
nicht im Inlande wohnhaften Kontrahenten. 

$ 11d. Bei Geichäften, für welche eine rechtzeitige Berechnung der Siener 
nicht möglich ift, bleibt die Beitenerung unter den vom Bundesrath feitzufegenden 
Mapgaben jo lange auögejegt, bis die Berechnung möglich wird. Der Bundes» 
rath bejtimmt ferner, unter welchen Umständen außerhalb diejes Falles , ins— 
befondere bei im Auslande abgeichloflenen Geſchäften, eine andere Friſt zur 
Ausftellung der Schlußnoten eintreten kann. 

$ 11e. Nach der näheren Beitinmung des Bundesrath3 dürfen Stempel» 
zeihen zur Entrihtung der in der Tarifnummer 4 angeordneten Abgabe auf 
Kredit verabfolgt werden. 

$ ı1f. Gefchäfte, welche nah Tarifnummer 4 abgabepflihtig find, oder 
auf welche die Borichrift unter „Befreiungen“ zu diefer Tarifnummer Anwend— 
ung findet, ſowie Schriftitüde über jolche Gefchäfte find in den einzelnen Bundes— 
jtaaten feinen Stempelabgaben (Taren, Sporteln u, f. w.) unterworfen. Werden 
diefe Schriftitüde indeſſen gerichtlich oder notariell aufgenommen oder beglaubigt, 
fo unterliegen fie, neben der in Tarifnummer 4 für das Geichäft vorgeichriebenen 
Abgabe, den in den Landesgelegen für gerichtliche oder notarielle Aufnahmen 
und Beglaubigungen etwa vorgeichriebenen Stempeln (Taren, Sporteln u. |. w.). 
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$ 118g. Wer den Borichriften im 8 10 Abſatz 1 und 2, 811 Abjag 1 
und 2 und $ 11c zumwiderhanbelt, hat eine Gelditrafe verwirft, welche dem 
fünfzigfahen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichkommt, mindeſtens aber 
zwanzig Mark beträgt. 

Kann der Betrag der hinterzogenen Abgabe nicht feitgeftellt werden, fo tritt 
ftatt der vorstehend beitimmten Strafe eine Geldftrafe von zwanzig bis fünf: 
taufend Mark ein. 

8 11h. Wer, nachdem er auf Grund be $ 11g beitraft worden, von 
neuem ben dortjelbit bezeichneten WVorfchriften zumiderhandelt, hat neben der im 
8 118 vorgejehenen Strafe eine Gelditrafe von einhundertfünfzig bis fünftaujend 
Mark verwirkt. 

Diefe Rüdfallsftrafe tritt ein ohne NRüdficht darauf, ob bie frühere Be— 
ftrafung in demjelben oder in einem anderen Bundesſtaate erfolgt iſt. Sie iſt 
verwirft, auch wenn die frühere Strafe nur theilweife entrichtet oder ganz oder 
theilweije erlaſſen ift. 

Dielelbe ift ausgeſchloſſen, wenn feit der Entrihtung oder dem Erlaß der 
legten Strafe bid zur Begehung der neuen Zumiderhandlung fünf Jahre ver: 
floffen find. 

8 111. Wer gegen die Vorichriften im $ 10 Abfag 3 und $ 11b verftößt, 
ift mit Geldftrafe von drei Mark bis fünftaufend Mark zu beftrafen. 

$ 21. Der Bundesrath erläßt die Anordnungen wegen der Anfertigung 
und des Vertriebes der nach Maßgabe dieſes Geieges zu verwendenden Stenipel- 
marfen und geftempelten Formulare, ſowie die Vorichriften über die Form der 
Schlußnoten und über die Art der Verwendung der Marten. Er ftellt die Be 
dingungen feit, unter welchen für verdorbene Marken und Formulare, ſowie für 
Stempel auf verdorbenen Werthpapieren Erftattung zuläfig ift. 

$ 22a. In Beziehung auf die Verpflichtung zur Entridtung der in dieſem 
Geſetze feitgeftellten Abgaben ift der Rechtsweg zuläffig. Die Klage ift bei Ber- 
luft des Slagereht3 binnen ſechs Monaten nach erfolgter Beitreibung oder mit 
Vorbehalt geleifteter Zahlung zu erheben. Für die Berechnung dieſer Frift find 
die Beſtimmungen der Zivilprozekordnung maßgebend. Zuftändig find ohne 
Rüdfiht auf den Werth des Streitgegenitandes die Landgerichte. Soweit bei 
benjelben Kammern für Handelsfachen beftehen, gehört der Rechtsſtreit vor dieſe. 
Die Revifion, ſowie die VBeichiverde gegen Enticheidungen der Oberlandesgerichte 
geht an das Reichsgericht. 

8 23 Abjag 2. Dielelbe Strafe tritt ein, wenn in den Fällen der 88 3, 
11g und 16 aus den Umftänden ſich ergibt, daß eine Steuerhinterziehung nicht 
hat verübt werden können, oder nicht beabfichtigt worden tft. 

$ 23a. Die auf Grund diejes Geſetzes zu verhängenden Strafen find 
bei Genoſſenſchaften und Aktiengejellihaften gegen die Vorftandsmitglieder , bei 
Kommanditgeiellichaften gegen die perjünlich haftenden Gefellichafter bei offenen 
Handelögejellihaften gegen die Gejellihafter nur im einmaligen Betrage, jedoch 
unter Haftbarfeit jedes einzelnen als Geſammtſchuldner feftzufegen. Ebenſo ift 
in anderen Fällen zu verfahren, in denen bei einem Geſchäfte mehrere Perjonen 
als Vertreter desjelben Stontrahenten oder als gemeinjchaftliche Kontrahenten 
betheiligt find. 

Auf die Verhängung der im 8 11h vorgejchriebenen Rückfallsſtrafe finden 
biefe Beitimmungen feine Anwendung. 

$ 27. Die in den einzelnen Bundesftaaten mit der Beauffihtigung des 
Stempelweiens beauftragten Behörden und Beamten haben die ihnen obliegenden 
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Verpflichtungen mit den gleichen Befugniffen, wie fie ihnen hinſichtlich der nad) 
den Landesgeiegen zu entrichtenden Stempelabgaben zuftehen, auch hinſichtlich der 
in dieſem Geſetze beftimmten Abgaben wahrzunehmen. 

Die Landedregierungen beitimmen höhere Beamte, welche nad) näherer Vor— 
Ichrift des Bundesrathd die Schriftitüde der öffentlihen und der von Aktien: 
geiellfchaften oder Kommanbditgelelichaften auf Aktien betriebenen Bank-, Kredit: 
oder Verficherungsanitalten,, jowie der zur Grieichterung der Liquidation von 
Zeitgeihäften beitimmten Anitalten (Liquidationsbureaug u. ſ. mw.) periodiſch 
bezüglich der Abgabenentrihtung zu prüfen haben. 

Den repidirenden Beamten find alle bezüglichen Schriftitüde und erforder: 
lichenfalls auch die Geſchäftsbücher zur Einficht vorzulegen. 

Bon anderen als den im Abjag 2 bezeichneten Perſonen fann bie Steuer: 
direftivbehörde die Einreihung der auf beitimmt zu bezeichnende abgabepflichtige 
Geſchäfte bezüglihen Schriftftüde verlangen. 

8 28a. Der Bundesrath ordnet an, in welchen Fällen bei abminiftrativen 
Straffeftiegungen Sadverftändige zu hören find; jolche find, wo Handelsvorſtände 
beftehen, von dieſen zu bezeichnen. 

Die Handeldvorftände können unter Berüdfichtigung der beſonderen Wer: 
hältnifje und Gewohnheiten ihres Bezirks, zum Zwed der Durdführung des 
Geſetzes und Sicherung der Entrihtung der Abgaben reglementarifhe Anordnungen 
erlafien ; leßtere bedürfen der Zuftimmung der Landesregierungen. 

$ 30 Abſatz 1. Die Kaſſen des Reichs find von der Entrihtung der durch 
dieſes Gefeg unter Tarifnummer 1, 2, 3 angeordneten Abgaben befreit. 

Artikel II. Diele Geſetz tritt mit dem 1. Oftober 1885 in Kraft. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den unter Berüdfihtigung der obigen 
Aenderungen ſich ergebenden Tert des Gefeges vom 1. Juli 1881 mit einer fort- 
laufenden Nunmernfolge der Paragraphen durch das Reichs-Geſetzblatt bekannt 
zu machen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 29. Mai 1885. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


Tarifnummer 4. 
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2000 AM, bei Geichäften 
im Werthe von 10,000 M 
und mehr in Abftufungen 
von je vollen 10,000 M 


41 A, Kaufe und fonftige Anichaffungs- 
geichäfte über 
1. ausländiihe Banknoten, auslän- 
diſches Papiergeld, ausländifche 
Geldforten ; 
2. Werthpapiere der unter 1, 2 und 
3 dieſes Tarif bezeichneten Urt | — !ıo 
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* St BR 

” — Bezeichnung 

2 Gegenftand der Beftenerung — der 

= uns | Taus 

8 dert | jend Abgabe 

B. Sauf- und fonftige Anſchaffungs⸗ Bei Geſchäften unter 2000 

geſchäfte, welche unter — MM. wird die Steuer von 
ung bon Uſancen einer Börje ge— einem Berthe von 2000 M 
icjlofien werden Loko⸗, Beit:, Fir, berechnet. 
Termin», Prämien x. Geſchäfte), Der Werth des Gegen- 
über Mengen von Waaren, Die ftande® wird nad dem 
börjenmäßig gehandelt werden — /10 vereinbarten Kauf» oder 


Als börjenmäßig gehandelt gelten 
diejenigen Waaren, für welche an der 
Börfe, deren Ujancen für das Gejchäft 
mahgebend find, Terminpreije notirt 
werden. 


Anmerfung. 

Kauf: und jonftige Anſchaffungs— 
geichäfte über im Inlande von einem 
der Kontrahenten erzeugte ober her- 
ejtellte Mengen von Sachen vder 

aaren find fteuerfrei. 


Befreiungen. 


Die vorbeftimmte Abgabe wird nicht er: 


hoben : 

1. falls der Werth des Gegenftandes 
des Geſchäfts nicht mehr ald 600 
Mark beträgt, 

2. für fogenannte Kontantgeichäfte 
über die unter A 1 bezeichneten 
Segenftände, ſowie über uns 
gemünzte® Gold oder Silber. 

Als SKontantgeichäfte gelten 
ſolche Gejchäfte, welche vertragss 
mäßig dur Lieferung des Gegen: 
ftandes jeitens des Berpflichteten 
an dem Tage des Geſchäftsab— 
ſchluſſes zu erfüllen find. 


Lieferungspreis, ſonſt durch 
den mittleren Börſen- oder 
Marktpreis am Tage bei 
Abſchluſſes bejtimmt. Die 
zu den Werthpapieren ge 
hörigen Zins» und Divi- 
dendencoupons bleiben bei 
Berehnung der Abgabe 
außer Betradit. 
Ausländische Werthe find 
nad) den Vorſchriften wegen 
Erhebung des Wechſel 
ſtempels umzurechnen. 


Bekanntmachung, betreffend die Redaktion des Geſetzes wegen Erhebung von 
Reichsſtempelabgaben. 
Vom 3. Juni 1885. 
Auf Grund des Artikels IL des Gefeges vom 29. Mai d8. I8., betreffend 
Abänderung des Gejeges wegen Erhebung von Neichöftempelabgaben vom 1. Juli 


1881, wird der Tert des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Reichsſtempel— 
abgaben, nachſtehend befannt gemacht. 


Berlin, den 3. Juni 1885. 
Der Reichkanzler. 
Fürſt von Bismard, 
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Geſetz, betreffend die Erhebung von Reichöftenpelabgaben. 


$ 1. Die in dem anliegenden Tarif unter 1, 2, 3 und 5 bezeichneten 
Urfunden und die daſelbſt unter 4 bezeichneten Geſchäfte unterliegen den daſelbſt 
bezeichneten Abgaben nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen: 


I. Aktien, Renten- und Schuldverſchreibungen. 
(Zarifnummer 1 bis 8.) 


8 2. Die Verpflichtung zur Entrihtung der unter Tarifnummer 1 bis 3 
bezeichneten Stempelabgabe wird erfüllt durch Zahlung des Abgabebetrage® an 
eine zuftändige Steuerftelle, welche auf dem vorzulegenden Werthpapiere Reichs— 
ftempelmarfen zum entiprechenden Betrage zu verwenden oder die Aufbrüdung des 
Stempel3 zu veranlaffen hat. 

In welden Fällen und unter welchen Bedingungen ber Verpflihtung zur 
Verſteuerung durch rechtzeitige Verwendung von Sempelmarfen ohne amtliche 
Mitwirkung einer Steuerftelle genügt werden kann, beitimmt der Bundesrath. 

8 3. Wer Werthpapiere der unter den Tarifnummern 1 bis 3 bezeichneten 
Art innerhalb des Bundesgebiet ausgibt, veräußert, verpfändet, ober ein anderes 
Geſchäft unter Lebenden damit macht oder Zahlung darauf leiftet, bevor die Ver: 
pflihtung zur Berfteuerung erfüllt oder in den in ber Befreiung zu Tarif: 
nummer 1 und ben unter Tarifnummer 2 lit. co und 3 lit. b bezeichneten 
Fällen den Kontrolvorjchriften des Buudesrath3 genügt ift, verfällt in eine Geld: 
ftrafe, welche dem fünfundziwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Abgabe gleich» 
fommt, mindeftens aber zwanzig Mark für jedes Werthpapier beträgt. 

Diefe Strafen treffen befonder® und zum vollen Betrage Jeden, ber als 
Kontrahent oder in anderer Gigenichaft an der Ausgabe, Veräußerung, Ber: 
pfändung oder an dem fonftigen Gefchäft theilgenommen hat. 

Diefelben Perfonen find für die Entrichtung der Steuer folidariich verhaftet. 

$ 4. Bevor ftempelpflichtige inländiiche Werthpapiere zur Zeichnung auf: 
gelegt werben, oder zu weiteren Ginzahlungen auf folche aufgefordert wird, hat 
der Emittent hiervon der zuftändigen Steuerftelle unter Angabe der Zahl, ber 
Gattung und des Nennmwerthes der Stüde oder des Betrages der zu leiftenden 
Einzahlungen nad Maßgabe eines von dem Bundesrath zu beitimmenden Formulars 
Anzeige zu eritatten. 

Wer ftempelpflichtige inländiiche Werthpapiere, welche von einem früheren 
als dem Zeitpunfte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes datirt find, nad) dem letzt— 
erwähnten Zeitpunfte ausgibt, hat jedes Stüd mit einem Vermerke zu verjehen, 
aus welchem erfichtlich ift, dal die Ausgabe nad) den Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
erfolgt iſt. 

Die Zumiderhandlung gegen diefe Vorichriften zieht Gelditrafe im Betrage 
von fünfzig bi fünfhundert Mark nad) fid). 

$ 5. Die der Neichöitenpelitener untertworfenen Werthpapiere unterliegen in 
den einzelnen Bundesftaaten feiner weiteren Stempelabgabe (Tare, Sportel u. ſ. w.). 

Auch iſt von der Umschreibung folcher Werthpapiere in den Büchern und 
Negiitern der Gejellichaft 2c., ſowie von den auf die Werthpapiere felbit gelegten 
Vebertragungdvermerfen (Indoffamenten, Geifionen u. ſ. w.) eine Abgabe nicht zu 
entrichten, 

Im Uebrigen, insbefondere hinfichtlich der Urkunden über Eintragungen in 
dem Hppothefenbuche (Grundbuche), bleiben die landesgefeglichen Vorſchriften uns 
berührt. 
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I. Kauf- und fonfiige Anfdhaffungsgefdäfte. 


(Tarifnummer 4.) 


8 6. Die unter Tarifnummer 4 angeordnete Abgabe ift von allen im In— 
ande abgeſchloſſenen Geſchäften der bezeichneten Art zu erheben. 

Am Auslande abgeichlofiene Geihäfte unterliegen der Abgabe, wenn beide 
Kontrahenten im Inlande wohnhaft find; ift nur der eine Kontrahent im Inlande 
wohnhaft, fo ift die Abgabe nur im halben Betrage zu entrichten. Bei kauf— 
männijchen Firmen enticheidet für die Frage des MWohnortes der Sig der Handels— 
niederlaffung, welche das Geihäft abgeſchloſſen hat. 

Als im Auslande abgeichloffen gelten auch ſolche Geichäfte, welche durch 
brieflihe oder telegraphiiche KKorreipondenz zwiſchen einem Orte ded Inlandes und 
einem Orte des Auslandes zu Stande gefommen find. 

8 7. Bebingte Geichäfte gelten in Betreff der Abgabepflicht als unbedingte. 
Iſt einem Kontrahenten ein Wahlreht eingeräumt, ober die Befugniß, innerhalb 
beftimmter Grenzen ben Umfang der Lieferung zu beftimmen, fo wird die Abgabe 
nah dem höchitmöglichen Werth des Gegenftandes des Geſchäfts berechnet. 

Jede Verabredung, durch welche die Erfüllung des Geihäfts unter ver 
änderten Bertragäbeitimmungen oder gegen Entgelt unter benjelben Vertrags— 
beftimmungen auf einen fpäteren Termin verfchoben wird, gilt als neues abgabe- 
pflichtiges Geſchäft. 

Iſt bad Geſchäft von einem Kommiſſionär (Artikel 360 des Handelögeieg: 
buchs) abgeſchloſſen, ſo iſt die Abgabe ſowohl für das Geſchäft zwiſchen dem 
Kommiſſionär und dem Dritten, als auch für das Abwickelungsgeſchäft zwiſchen 
dem Kommiſſionär und dem Stommittenten zu entrichten, ſofern nicht die Be 
ftimmung des $ 12 Abjat 2 eintritt. 

Geſchäfte, welche vorbehaltlich der Aufgabe („an Aufgabe“) abgeſchloſſen 
werden, find abgabepflichtig. Die Bezeichnung des definitiven Gegenfontrahenten 
(die Aufgabe) ift fteuerfrei, wenn diefelbe jpäteltens am folgenden Werktage gemadt 
wird; wird diejelbe fpäter gemacht, fo gilt fie als ein neues abgabepflichtiges 
Geſchäft. 

8 8. Werden zwiſchen denſelben Kontrahenten an einem Tage zu gleichen 
Vertragäbeftimmungen mehrere Geichäfte über Gegenftände derjelben Art ohne 
Vermittler oder durch demjelben Vermittler abgefchloffen, jo gelten dieſe Geichäfte 
in Betreff der Beſteuerung als ein Geſchäft. 

8 9. Zur Entridtung der Abgabe ift zunächſt verpflichtet: 

1. wenn dad Geihäft durd einen im Inlande wohnhaften Vermittler 

abgeichlofien ift, diejer, 
anderenfalla: 

. wenn nur einer der Kontrahenten im Inlande wohnhaft ift, dieſer, 

. wenn bon den Kontrahenten nur der eine ein im Inlande wohnbafter 
nad) Artikel 28 des Handelögeleßbuchs zur Führung von Handelabüchern 
verpflichteter Kaufmann ift, der lettere, 

4, wenn es fi um das Abwidelungsgeihäft zwiichen dem Kommiſſionär 

und dem Kommittenten handelt ($ 7 Abſatz 3), der Kommiſſionär, 

5. in allen übrigen Fällen der Veräußerer. 

Die im Inlande wohnhaften Vermittler und die Kontrahenten haften für 
die Abgabe al3 Geſammtſchuldner, indeflen ift bei Geichäften, für welche die Abgabe 
nur im halben Betrage zu entrichten iſt ($ 6 Abſatz 2), der nicht im Inlande 
wohnhafte Kontrahent für die Entrihtung der Abgabe nicht verhaftet. 


—A 
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Der Vermittler ift berechtigt, den Erſatz der entrichteten Abgabe von jedem 
für die Abgabe verhafteten Kontrahenten zu fordern. 


$ 10. Der zur Entrihtung der Abgabe zunächſt Verpflichtete hat über 
das abgabepflihtige Geichäft eine Schlußnote auszuftellen, welche den Namen und 
den Wohnort des Vermittlerd und ber Kontrahenten, den Gegenftand und Die 
Bedingungen des Geihäfts, insbeſondere den Preis, fowie die Zeit der Lieferung 
ergeben muß. Die Unterjchrift des Ausſtellers ift nicht erforderlich. 

Die Schlußnote ift doppelt auf einem vorher geftempelten oder mit den 
erforderlihen Stempelmarfen zu verjehenden Formular auözuftellen, von dem je 
eine Hälfte für jeden der beiden Kontrahenten beftimmt if. Späteſtens am 
dritten Tage nach dem Tage des Geichäftsabichluffes hat der Ausfteller ver Schluß 
note die nicht für ihn beitimmte Hälfte der leuteren, wenn berjelbe die Schluß: 
note aber ala Vermittler ausgeſtellt hat ($ 9 Ziffer 1), deren beide Hälften 
abzuſenden. 

Vermittler haben dieſe Abſendung und den verwendeten Stempelbetrag in 
ihren Geſchäftsbüchern zu vermerken. 

Der zur Entrichtung der Abgabe zunächſt Verpflichtete darf unverſteuerte 
Schlußnoten über das abgabepflichtige Geſchäft nicht ausſtellen und aus der 
Hand geben. 


$ 11. Hit einem für die Entrichtung der Abgabe verhafteten Kontrahenten 
($ 9 Abſatz 2) eine zu niedrig veritenerte Schlußnote zugeltellt worden, jo hat 
berjelbe binnen vierzehn Tagen nah dem Tage des Geihäftsabichluffes den 
fehlenden Stempelbetrag auf der Schlußnote nachträglich zu verwenden; ift einem 
folhen Kontrahenten eine veritenerte Schlußnote überhaupt nicht zugegangen, To 
hat derielbe feinerfeit3 binnen ber bezeichneten Frift nach Maßgabe der im $ 10 
Abſatz 1 und 2 gegebenen Beitimmungen zu verfahren. 

Sind bei einem durch einen Vermittler abgeichloffenen Geſchäfte ($ 9 Ziff. 1) 
zwei derartige Kontrahenten betheiligt, jo hat jeder von ihnen nur die Hälfte 
de3 auf der zugeftellten Sclußnote fehlenden Betrages nachträglich zu ver: 
wenden, im Falle des Nichteinganges der Schlußnote aber zu der von ihm 
auszuftellenden Schlußnote nur die Hälfte des tarifmäßigen Stempel zu ver: 
wenden. 

Die nah den vorstehenden Beltimmungen mangeld des Empfanges ber 
Schlußnote entrichtete Abgabe iſt zurüdzuerftatten, wenn nachgewielen wird, daß 
der zunächit Verpflichtete die ihm nad) 8 10 obliegenden Verpflichtungen rechts 
zeitig erfüllt hat. Die Enticheidung erfolgt im Verwaltungswege. 

g 12. Eine Schlußnote kann mehrere abgabepflichtige Geſchäfte umfaſſen, 
infofern letztere demſelben Stenerfage unterliegen und an bemielben Tage und 
unter denfelben Kontrahenten, welche in gleicher Eigenschaft gehandelt haben, 
abgeihloffen worden find. Die Abgabe iit in diefem Falle von dem Gefammt: 
twerth der Geichäfte zu berechnen. 

Wird bei Kommiſſionsgeſchäften für einen auswärtigen Stommittenten, welcher 
feinerfeit3 al3 Kommiſſionär eines Dritten handelt, die Schlußnote mit dem Zus 
fage „in Kommiſſion“ ausgeftellt, jo bleibt das Abwicklungsgeſchäft zwiſchen 
ihm und feinem Kommittenten von der Abgabe befreit, wenn er die Schlußnote 
fpäteftens am erften Werktage nad) dem Empfang unter Beifügung des Namens 
feines Kommtittenten an den letzteren abjendet. 

8 13. Die Schlußnoten find nad der Zeitfolge numerirt fünf Jahre lang 
aufzubewahren. 
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8 14. Iſt bei dem Abſchluß eines abgabepflichtigen Geſchäfts zwiſchen 
zwei Kontrahenten, welche nicht nad Artikel 28 des Hanbelögefegbuches zur 
Führung von Handelsbüchern verpflichtet find, eine beiderfeitS unterfchriebene 
Vertragsurkunde aufgeftellt worden, fo bleiben die 88 9, 10, 11, 12, 13 außer 
Anwendung. Die Kontrahenten find verpflichtet, die Vertragsurkunde binnen 
vierzehn Tagen nad) dem Geichäftsabichluß der Steuerbehörde zur Abftempelung 
vorzulegen ; diefe Verpflihtung erftredt fi) bei Gejchäften, für weiche die Abgabe 
nur im halben Betrage zu erheben ift ($ 6 Abſatz 2), nicht auf den nit im 
Inlande wohnhaften Kontrahenten. 

8 15. Bei Gefchäften, für welche eine rechtzeitige Berechnung der Steuer 
nicht möglich ift, bleibt die Beftenerung unter den vom Bundesrath feſtzuſetzenden 
Maßgaben fo lange ausgeſetzt, bis die Berechnung möglih wird. Der Bundes— 
rath beftimmt ferner, unter welchen Umftänden außerhalb dieſes Falles, insbe: 
fondere bei im Auslande abgeichloffenen Gejchäften, eine andere Frilt zur Aus: 
ftellung der Schlußnoten eintreten kann. 

8 16. Nach der näheren Beitimmung des Bundesraths dürfen Stempel» 
zeichen zur Cntrichtung der in der Tarifnummer 4 angeordneten Abgabe auf 
Kredit verabfolgt werden. 

8 17. Geſchäfte, welche nach Tarifnummer 4 abgabepflichtig find, oder auf 
welche die Vorichrift unter „Berreiungen“ zu diefer Tarifnummer Anwendung 
findet, fowie Schriftftüde über folche Geichäfte find in den einzelnen Bundes: 
ftaaten feinen Stempelabgaben (Taren, Sporteln u. ſ. w.) unterworfen. Werden 
dieſe Schriftftüde indeſſen gerichtlich oder notariell aufgenommen oder beglaubigt, 
fo unterliegen fie, neben der in Tarifnummer 4 für das Geichäft vorgeichriebenen 
Ubgabe, den in den Landesgeſetzen für gerichtliche oder notarielle Aufnahmen und 
Beglaubigungen etwa vorgejchriebenen Stempeln (Taren, Sporteln u. |. w.). 

$ 18. Mer den Vorſchriften im $ 10 Abjag 1 und 2, $ 11 Abſatz 1 und 
2 und 8 14 zuwiderhandelt, hat eine Geldftrafe verwirkt, welche dem fünfzigfachen 
Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichkommt, mindeften® aber zwanzig Mart beträgt. 

Kann der Betrag der hinterzogenen Abgabe nicht feitgeftellt werden, fo tritt 
ftatt der vorftehend beſtimmten Strafe eine Gelditrafe von zwanzig bi fünf: 
taufend Mark ein. 

$ 19. Mer, nachdem er auf Grund des 8 18 beftraft worden, bon neuem 
den bortjelbft bezeichneten Vorſchriften zumiderhandelt, hat neben der im $ 18 
vorgefehenen Strafe eine Geldftrafe von einhundertfünfzig bis fünftaufend Mark 
verwirft. 

Diefe Rückfallsſtrafe tritt ein ohne Nüdficht darauf, ob die frühere Beſtraf— 
ung in demfelben oder in einem anderen Bunbesftaate erfolgt iſt. Sie ift ver: 
wirkt, aud wenn die frühere Strafe nur theilweife entrichtet oder ganz ober 
theilweiſe erlaflen tft. 

Diefelbe ift ausgeichlofjen, wenn jeit der Entrihtung oder dem Erlaß der fetten 
Strafe bis zur Begehung der neuen Zuwiderhandlung fünf Jahre verfloflen find. 

8 20. Wer gegen die Vorfchriften im 8 10 Abjag 3 und $ 13 verftößt, 
ift mit Gelditrafe von drei Mark bis fünftaufend Mark zu beitrafen. 


III. £otterieloofe. 
(Tarifnummer 5.) 


s 21. Mer im Bundesgebiete Lotterien und Ausfpielungen veranftalten 
will, hat die Stempelabgabe für die gefanınıte planmäßige Anzahl der Looſe oder 
Ausweiſe über Spieleinlagen im Voraus zu entrichten. 


org 


_ u 


$ 22. Vor der Entrichtung der Abgabe darf ohne Genehmigung der zu: 
ftändigen Steuerftelle mit dem Loosablage nicht begonnen werden. Die Genehmig— 
ung kann von vorgängiger Eicherftellung der Abgabe abhängig gemacht werben. 

$ 23. Wer ausländiiche Looſe oder Ausweife über Spieleinlagen in das 
Bundesgebiet einführt oder dafelbft empfängt, hat diejelben, bevor mit dem Ver— 
triebe begonnen wird, fpäteltens binnen drei Tagen nad) dem Tage der Ein: 
führung oder des Gmpfanges der zuftändigen Behörde anzumelden und davon 
die Stempelabgabe zu entrichten. 

S 24. Die Verpflichtung zur Entrihtung der Stempelabgabe wird erfüllt 
durch Zahlung des Abgabebetrages bei der zuftändigen Behörde. 

. Ob und in welcher Weije eine Verwendung von Stempelzeihen ftattzufinden 
hat, beitimmt der Bundesrath. 

$ 25. Die Nichterfüllung der in den 88 21 bis 23 bezeichneten Verpflicht- 
ungen wird mit einer dem fünffachen Betrage der Hinterzogenen Abgabe gleich: 
fommenden Gelditrafe geahndet. Diejelbe ijt jedoch gegen den Unternehmer inländ: 
ticher Lotterien oder Ausfpielungen, fowie gegen Jeden, welcher den Vertrieb aus: 
ländifher Looje oder Ausweife über Ausfpielungen im Bundesgebiete beforgt, 
nicht unter dem Betrage von zweihundertundfünfzig Mark feitzufegen. 

Iſt die Zahl der abgejegten Looſe nicht zu ermitteln, jo tritt Geldftrafe von 
zweihundertundfünfzig bis fünftaufend Mark ein. 

$ 26. Gin Anſpruch auf Rüderjtattung des eingezahlten Abgabebetrages 
ift ausgeſchloſſen; eine ſolche kann von der oberiten LYandesfinanzbehörde nur dann 
zugeitanden werden, wenn eine beablichtigte Ausſpielung erweislich nicht zu Stande 
gefommen: ift. 

$ 27. Die $$ 21 bis 26 leiden auf Staatslotterien deuticher Bundes— 
ftaaten feine Anwendung. 

Die Stempelfteuer für die Looſe der letzteren wird durch die Lotterieverwalt- 
ung eingezogen und in einer Summe für die Geſammtzahl der von ihr abge- 
fegten Looſe zur Reichskaſſe abgeführt. 

Eine Abftempelung der Looſe findet nicht ftatt. 

$ 28. Looſe 2c. inländifcher Unternehmungen, für welche bei dem Inkraft— 
treten dieſes Geſetzes die obrigfeitliche Erlaubniß bereits ertheilt ift, fowie aus: 
ländiſche Looſe, welche vor dieſem Zeitpunfte in dad Bundesgebiet eingeführt, 
auch binnen drei Tagen nad) dem Inkrafttreten dieſes Gejeßes bei der zuftändigen 
Behörde angemeldet find, und die Looje der Staatöloiterien, deren Ausgabe aud) 
nur für eine Klaſſe bereit3 vor diefem Zeitpunfte begonnen hat, unterliegen der 
Neichöftempelabgabe nid. 

8 29. Deffentliche Ausfpielungen, Verloofungen und Lotterien, für melde 
die Reich3ftempelabgabe zu entrichten ift, unterliegen in den einzelnen Bundes: 
ftaaten feiner weiteren Stempelabgabe (Tare, Sportel u. |. w.) 


IV, Allgemeine Belimmungen. 


8 30. Der Bundesrath erläßt die Anordnungen wegen der Anfertigung 
und des Vertriebes der nad Maßgabe diefes Geſetzes zu verwendenden Stempel: 
marfen und geitempelten Formulare, ſowie die Vorjchriften über die Form der 
Schlufnoten und über die Art der Verwendung der Marken, Er jtellt die Be- 
dingungen feft, unter welchen für verdorbene Marken und Formulare, ſowie für 
Stempel auf verdorbenen Werthpapieren Eritattung zuläflig it. 

8 31. Stempelmarfen, welche nicht in der vorgeichriebenen Weije verwendet 
worben find, werden als nicht verwendet angeichen. 
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$ 32. In Beziehung auf die Verpflichtung zur Gntrichtung der in dieſem 
Gelege feitgeftellten Abgaben ift der Rechtsweg zuläflig. Die Stlage ift bei Berluit 
des Klagerechts binnen ſechs Monaten nach erfolgter Beitreibung oder mit Bor: 
behalt geleifteter Zahlung zu erheben. Für die Berechnung dieſer Friſt find Die 
Beſtimmungen der Zivilprozegordnung maßgebend. Zuftändig find ohne Rückſicht 
anf den Werth des Streitgegenitandes die Landgerihte. Soweit bei denjelben 
Kanımern fir Handelsfachen beitehen, gehört der Rechtsſtreit vor dieſe. Die 
Neviiion, ſowie die Beichwerde gegen Enticheidungen der Oberlandeögerichte gebt 
an das Reichsgericht. 

8 33. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes oder gegen 
die zu deſſen Ausführung erlaſſenen Vorſchriften, welche in demſelben mit keiner 
beſonderen Strafe belegt ſind, ziehen eine Ordnungsſtrafe von drei bis dreißig 
Mark nah ſich. 

Diejelbe Strafe tritt ein, wenn in den Fällen der 88 3, 18 und 25 aus 
den Umftänden fich ergibt, daß eine Steuerhinterziehung nicht hat verübt werden 
fönnen oder nicht beablichtigt worden ift. 

$ 34. Die auf Grund dieſes Gejeges zu verhängenden Strafen find bei 
Genoſſenſchaften und Aktiengefellichaften gegen die Vorftandsmitglieder, bei Kom— 
manditgejellichaften gegen die perjönlih haftenden Geſellſchafter, bei offenen 
Handelögejellichaften gegen die Gefellichafter nur im einmaligen Betrage, jedod 
unter Haftbarfeit jedes einzelnen als Geſammtſchuldner feitzuiegen. Ebenſo it 
in anderen Fällen zu verfahren, in denen bei einem Gejchäfte mehrere Perſonen 
ald Vertreter desjelben Kontrahenten oder als gemeinichaftliche Kontrahenten be 
theiligt find. 

Auf die Verhängung der im $ 19 vorgeichriebenen Rückfallsſtrafe finden 
diefe Beſtimmungen feine Anwendung. 

8 35. Hinfichtlich des administrativen Strafverfahrend wegen der Zuwider— 
handlungen gegen dieſes Gejeg, der Strafmilderung und des Grlaffes der Strafe 
im Gnadenwege, der Bollitredung der Strafe, ſowie der Verjährung der Straf 
verfolgung finden die Vorfchriften in den S$ 17 Saß 1, 18 und 19 des Geſetzes 
vom 10. Juni 1869, betreffend die Wechielitempelfteuer, finngemäße Anwendung. 
Die auf Grund des gegenwärtigen Gejeges erfannten Gelditrafen fallen dem 
Fiskus desjenigen Staates zu, von deſſen Behörden die Strafentſcheidung 
erlaifen ift. 

8 36. Die Verwandlung einer Gelditrafe, zu deren Zahlung der Ber: 
pflichtete unvermögend iſt, im eine Freiheitsftrafe findet nicht ftatt. Much darf 
zur Beitreibung von Gelditrafen ohne Zuftimmung des Verurtheilten, wenn dieſer 
ein Deuticher ift, fein Grundſtück jubhaltirt werden. 

$ 37. Unter den in diefem Gefege erwähnten Behörden und Beamten find, 
ſoweit das Geſetz nichts anderes beftimmt , die betreffenden Landesbehörden und 
Landesbeamten verſtanden. 

Welche dieſer Behörden und Beamten, die in dem Geſetze als zuſtändig 
bezeichneten ſind, beſtimmen, ſofern das Geſetz nichts anderes verfügt, die Landes— 
regierungen. 

Den letzteren liegt auch die Kontrole über die betreffenden Behörden und 
Beamten ob. 

8 38. Die in den einzelnen Bundesſtaaten mit der Beaufſichtigung des 
Stempelweſens beauftragten Behörden und Beamten haben die ihnen obliegenden 
Verpflichtungen mit den gleichen Befugniſſen, wie ſie ihnen hinſichtlich der nach 
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den Landesgejegen zu entrichtenden Stempelabgaben zuftehen, auch hinfichtlich der 
in dieſem Gefege beitimmten Abgaben wahrzunehmen. 

Die Landesregierungen beitimmen höhere Beamte, welche nach näherer Vor: 
Ichrift des Bundesraths die Schriftitücde der öffentlichen und der von Aktien: 
geiellichaften oder Kommanditgeſellſchaften auf Aktien betriebenen Bank-, Kredit— 
oder Berjiherungsanftalten , ſowie der zur Grleichterung der Liquidation von 
Zeitgeihäften beftimmten Anftalten (Liquidationsbureaur u. |. w.) periodiſch 
bezüglich der Abgabenentrihtung zu prüfen haben. 

Den revidirenden Beamten find alle bezüglichen Schriftftüde und erforder: 
lichenfall® auch die Geihäftsbücher zur Einficht vorzulegen. 

Bon anderen als den im Abjat 2 bezeichneten Perſonen kann die Steuer: 
direftiobehörde die Einreichung der auf beſtimmt zu bezeichnende abgabepflichtige 
Geſchäfte bezüglichen Schriftitüde verlangen. 

8 39. Außerdem haben die Neichöbehörden, die Behörden und Beamten 
der Bundesstaaten und Kommunen, die von Handelsvorftänden eingejegten Sad): 
verſtändigenkommiſſion und Schiedsgerichte, ſowie die Notare die Verpflichtung, 
die Belteuerung der ihnen vorkommenden Urkunden zu prüfen und die zu ihrer 
Kenntniß gelangenden Zuwiderhandlungen gegen dieſes Gejeß bei der zuftändigen 
Behörde zur Anzeige zu bringen. 

$ 40. Der Bundesrat ordnet an, in welchen Fällen bei adminiftrativen 
Straffeltiegungen Sachverſtändige zu hören find ; ſolche find, wo Handelävorftände 
beitehen, von dieſen zu bezeichnen. 

Die Handelsvoritände können unter Berüdjihtigung der bejonderen Ber: 
hältniffe und Gewohnheiten ihres Bezirks, zum Zweck der Durdhführung des 
Geſetzes und Sicherung der Entrichtung der Abgaben reglementarifche Anordnungen 
erlaffen; lettere bedürfen der Zuftinnmung der Landesregierungen. 

8 41. Bezüglich der Vollſtreckbarkeit und des Bollitredungsverfahrens 
werden die Neichöftempelabgaben den Landesabgaben gleichgeachtet. 

$ 42. Die Staflen des Reichs find von der Entrichtung der durch Diejes 
Geſetz unter Tarifnummer 1, 2, 3 angeordneten Abgaben befreit. 

Andere jubjektive Befreiungen finden, ſoweit nicht ausdrüdlich Ausnahmen 
angeordnet find, nicht ſtatt. 

Wegen der Entihädigung für die Aufhebung ſolcher Befreiungen, welche 
etwa auf läftigen Privatrechtstiteln beruhen, jowie wegen der Eritattung der von 
ſolchen Berechtigten entrichteten Stempelbeträge, kommen die entiprechenden Bes 
ftimmungen des Geſetzes, betreffend die Wechfelitempeliteuer ($ 26 Abjag 2 bis 4), 
zur Anwendung. 

$ 43. Jedem Bundesſtaate wird von der jährlichen Ginnahme, welde in 
jeinem Gebiete aus dem PVerfauf von Stempelmarfen oder geitempelten Blankets 
oder durch baare Einzahlung von Reichsitenpelabgaben erzielt wird, mit Aus: 
nahme der Steuer von Loofen der Staatslotterien, der Betrag von zwei Prozent 
aus der Reichskaſſe gewährt. 

$ 44. Der Ertrag der Abgaben fliegt nah Abzug 

1. der auf dem Gefeße oder auf allgemeinen Verwaltungsvorſchriften 

beruhenden Steuererlaffe und Steuereritattungen, 

2. der nach Vorfchrift des S 43 zu berechnenden Erhebungs- und Ber: 

waltungsfoiten 
in die Reichskaſſe und ift den einzelnen Bundesitaaten nad dem Maßſtabe der 
Bevölkerung, mit welcher fie zu den Matrikularbeiträgen herangezogen werden, 
au überweiſen. 
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2 


Saufende Nr. | 


Die Reichsjtempelabgaben. 


Tarif, 

———— — — — — ——— —— — ——— ——ü—— — — ee ———— 

Steuerjaß 
dom 


Gegenftand der Befleuerung 


I. Aktien, BRenten- und Schuld- 


a) 


b) 


verfchreibungen. 


Inländifche Aktien und Aktienantheils— 
icheine, ſowie Interimsjcheine über 
Einzahlungen auf diefe Werthpapiere, 
Ausländiihe Aktien und Altien— 
antheiläjcheine, wenn fie innerhalb 
des Bundesgebiet3 ausgehändigt, ver— 
äußert, verpfändet, oder wenn dajelbjt 
andere Geſchäfte unter Lebenden damit 
emacht oder Zahlungen darauf ge— 
eiftet werden, — unter ber gleichen 
Vorausfepung auch Interimsſcheine 
über Einzahlungen auf diefe Werth 
Dapte u. 2. 4. na m 8 

Die Abgabe ijt von jedem Stüd 
nur einmal zu entrichten. 


Befreit find: 


alle vor dem Inkrafttreten dieſes Ge— 
ſetzes ausgegebenen inländiichen Aktien 
und Altienantheilsicheine, jowie die 
inländijchen Interimsjcheine und nad) 
dem Inkrafttreten diejes Geſetzes aus- 
gegebenen Aktien in Anſehung der 
vor diefem Zeitpunkte geleifteten Ein 
zahlungen, jojern wegen diejer Aktien 
den vom Bundesrath zu erlafienden 
Kontrolvorjchriften geniigt wird. 


Ausnahme. 


Werden ausländifhe Wertbpapiere der 


a) 


vorbezeichneten Art, welche vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausge. 
geben find, innerhalb 90 Tagen nad) 
diefem Zeitpunfte zur Stempelung 
vorgelegt, jo beträgt die Stempel- 
abgabe für jedes Stüd 50 Piennig. 
Inländiſche für den Handelsverkehr 
bejtimmte Renten- und Sculdvers 
ichreibungen (auch Partialobliga+ 
tionen), jofern fie nicht unter Nr. 3 
fallen, jowie Interimsſcheine über 
Einzahlungen auf dieje Werthpapiere, 
Nenten-e und Schuldverſchreibungen 
ausländiicher Staaten, Korporationen, 
Altiengejellihaften oder induftrieller 


Hun⸗ 
dert 


Tau⸗ 
ſend 


5 


— 





Berechnung 
der 
Stempelabgabe 


vom Nennwerthe, bei In— 


terimsſcheinen vom Betrage 
der beſcheinigten Einzahl⸗ 
ungen und zwar in Ab: 
— von 50 Pfennig 
ür je 100 Mark oder einen 

ruchtheil dieſes Betrages. 

Die für Interimsſcheine 
nachweislich gezahlten 
Steuerbeträge werden auf 
die demnächſt etwa fällig 
werdende Steuer für bie 
Aktien ꝛc. angerechnet. 

Ausländiche Werthe 
werden nach den Vor— 
ſchriften wegen Erhebung 
des Wechſelſtempels umge 
rechnet. 


Laufende Nr, 


bb 


dd 
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Gegenfland der Befteuerung 


Unternehmungen und jonftige für 
den Handeläverfehr bejtimmte aus— 
ländiihe Renten- und Schuldver— 
fchreibungen, wenn fie innerhalb des 
Bundesgebiet8 ausgehändigt, ver— 
äußert, verpfändet, oder wenn dajelbit 
andere Sejchäfte unter Rebenden damit 
gemacht oder Zahlungen darauf ge 
leiftet werden jollen, — unter der 
leihen Vorausſetzung aud) Interims— 
heine über Einzahlungen auf dieje 
BWertbpapiere . » > 2 2 2 2. 
Die Abgabe ijt von jedem Stüd 
nur einmal zu entrichten. 


Befreit find: 


aa) alle vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ausgegebenen inländiichen 
Renten: und Schuldverichreibungen 
der oben bezeichneten Art, ſowie 
die nterimsfcheine in Anjehung 
der vor diefem Zeitpunkte geleijteten 
Einzahlungen ; 

Renten: und Schuldverfchreibungen 
des Reichs und der Bundesjtaaten, 
fowie nterimsjcheine über Ein- 
zahlungen auf dieje Werthpapiere; 
ec) inländiihe Renten» und Schuld» 
verfchreibungen, welche nur zu dem 
Zweck des Umtauſches ausgeſtellt 
werden, ſofern den desfalls von 
dem Bundesrath zu erlaffenden 
Kontrolvorichriften genügt wird; 
die auf Grund des Reichsgejehes 
vom 8. Juni 1871 abgejtempelten 
ausländifhen Inhaberpapiere mit 
Prämien. 


—⸗ 


— 


Ausnahme. 


Werden ausländiſche Werthpapiere der 


vorbezeichneten Art, welche vor dem 
Inkrafttreten dieſes oo ausge: 
geben find, innerhalb 90 Tagen nad) 
diejem Zeitpunfte zur Stempelung 
vorgelegt, jo beträgt die Stempelab: 
gabe für jedes Stüd 10 Pfennig. 


8 | Inländifhe auf den Inhaber lautende 


und auf Grund ftaatlicher Genehmig— 
ung ausgegebene Renten: und Schuld- 
———— der Kommunalver— 






Hun⸗ 
dert 


Steuerſatz 


vom 


Tau⸗ 
ſend 


Berechnung 
der 
Stempelabgabe 






vom Nennwerthe, bei Inte— 
rimsſcheinen vom Betrage 
der beſcheinigten Einzahl- 
ungen und zwar in Ab: 
ftufungen von 20 Pfennig 
für je 100 Mark oder einen 
Bruchtheil dieſes Betrages. 


Erfolgt die Ausgabe 
eined® vor dem Inkraft— 
treten diejes Geſetzes bereits 
landesgeſetzlich geitempelten 
inländiihen Werthpapiers 
erjt nad) diefem Zeitpunkte, 
jo iſt dasjelbe auch mit 
den Reichsſtempel zu ver: 
jehen. Auf leßteren iſt 
jedoch der bezahlte Landes: 
jtempel in Anrechnung zu 
zu bringen. 

Die für Interimsſcheine 
nachweislich gezahlten 
Steuerbeträge werden auf 
die demnächſt etwa fällig 
werdende Steuer für die 
Rentenverichreibungen ꝛc. 
angerechnet. 

it der Sapitalwerth 
von Nentenverichreibungen 
aus diefen felbjt nicht er 
ſichtlich, fo gilt als ſolcher 
der 2dfache Betrag der 
einjährigen Nente. 

Ausländiiche Werthe 
werden nad; den Bor 
ſchriften wegen Erhebung 
des Wechjeljtempel3 umge: 
rechnet. 


F we — — rn 
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& Steuerſatz Berechnung 
en v 

2 Gegenſtand Der Beſteuerung Hgg der 

5 Hun: | Taus Stempelabgabe 
8 dert | jend 


bände und Kommunen, der Klorpo- 
rationen ländlicher oder ſtädtiſcher 
Grundbefißer, der Grundfredit- und 
Hypothekenbanken oder der Transports 
ejellichaften, ſowie Interimsſcheine 
über Einzahlungen auf dieſe Werth- 
able . u 02 a 2 nam 


Befreit find: 


alle vor dem Inkrafttreten dieſes Ge— 
ſetzes ausgegebenen Renten: und 
Schuldverjcdreibungen der oben be 
eichneten Art, fowie der Interims— 
Feine in Anjehung der vor dieſem 
Beitpuntte geleiteten Zahlungen ; 

Nentene und Schuldverſchreibungen 
der oben bezeichneten Art, welche nur 
zu dem Zwed des Umtaufches aus- 
geftellt werden, fofern den desfalls 
von dem Bundesrath zu erlajienden 
Kontrolvorihriften genügt wird. 


II. Kauf- und ſonſtige Anſchaffungs- 


gefchäfte. 


. Kauf und ſonſtige Anjchaffungss 
geichäfte über 
1. ausländiihe Banknoten, auslän- 
diiches Papiergeld, ausländiiche 
Geldſorten; 
2. Werthpapiere der unter 1, 2 und 
3 dieſes Tarifd bezeichneten Art 
. Kaufe und fonjtige Anſchaffungs— 
geichäfte, welche unter Zugrundeleg— 
ung von Ujancen einer Börje ge 
ſchloſſen werden (Loko-, Zeit-, Fir, 
Termine, Prämien: ꝛc. Geſchäfte), 
über Mengen von Waaren, die 
börſenmäßig gehandelt werden. f 
Als börjenmähig gehandelt gelten 
diejenigen Waaren, für welche an der 
Börje, deren Ujancen für das Gejchäft 
maßgebend find, Terminpreije notirt 
werden. 


Anmerkung. 


Kauf- und fonftige Anſchaffungs— 
geichäfte über im Inlande von einem 
der Kontrahenten erzeugte oder her— 
gejtellte Mengen von Saden oder 
Waaren find fteuerfrei. 


dom Nennwerthe bezw. vom 


Betrage der — 
Einzahlungen nach aß: 
gabe der Vorſchriften für 
die Abgabenberedinung bei 
inländiichen Wertbpapieren 
der unter Wr. 2 bezeich 
neten Art, und zwar in 
Abitufungen von 10 Pig. 
für je 100 Mark oder einen 
Bruchtheil diefes Betrages. 


vom Werth des Gegenitandes 


des Geſchäfts, und zwar in 
Abitufungen von je vollen 
2,000 M, bei Gejchäften 
im Werthe von 10,000 M 
und mehr in Abjtufungen 
von je vollen 10,000 Me 
Bei Geichäften unter 2,000 
A. wird die Steuer don 
einem Werthe von 2,000 
berechnet. 

Der Werth des Gegen: 
ftandes wird nad) dem 
vereinbarten Kauf- oder 
Lieferungspreis, ſonſt durch 
den mittleren Börſen- oder 
Marktprei® am Tage des 
Abſchluſſes bejtimmt. Die 
zu den Werthpapieren ger 
börigen Zins- und Divi 
dendencoupons bleiben bei 
Berechnung der Abgabe 
außer Betracht. 

Ausländifche Werthe find 
nad) den Vorſchriften wegen 
Erhebung des Wechſel⸗ 
ſtempels umzurechnen. 
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Steuerfaß 
bom 


Hun: | Tau: 
dert | jend 





Berehnung 
der 
Stempelabgabe 












Gegenfland Der Beflenerung 





Raufende Nr. 







Befreiungen. 


Die vorbeitimmte Abgabe wird nicht ers 
hoben: 
1. falls der Werth des Gegenjtandes 
des Geſchäfts nicht mehr als 600 
5 — 








Mark beträgt; 
für ſogenannte Kontantgeſchäfte 
über die unter A 1 bezeichneten 
Segenstände, ſowie über un— 
gemünztes Gold oder Silber, 
Als Kontantgeihäfte gelten 
foldhe Gejchäfte, welche vertrags: 
mäßig durd) Lieferung des Begen- 
itandes jeitens des Verpflichteten 
an dem Tage des Geſchäftsab— 
ſchluſſes zu erfüllen find. 
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III, £otterieloofe, 


Looſe Öffentlicher Kotterien, ſowie Aus: 
weife über Spieleinlagen bei öffentlich 
veranstalteten Nusipielungen von 
Geld oder anderen Gewinnen 






a) bei inländijchen 
Looſen vom planmäßigen 
Preiſe (Nennwerth) ſämmt⸗ 
licher Looſe oder Aus— 
weiſe: 

b) bei ausländiſchen 
Looſen von dem Preiſe 
der einzelnen Looſe in 
Abitufungen von 5 Pig. 
für jede Mark oder einen 
Bruchtheil diejes Betrages. 






Befreit find: 


Looſe der von den zuftändigen Be- 
hörden genehmigten Anspielungen 
und Lotterien zu  mildtbätigen 
Zwechken. 







Anmerkung: 


Die Verſteueruug der Looſe der 
Staatslotterien erfolgt nach $ 27 des 
Geſetzes. 







Einfuhr und Ausfuhr im befonderen 


Waarenverkehr im Jahre 1534 
nad) Waaren-Öruppen und Klafien. 





Waaren-Öruppen und Rlaſſen 





1 


I. Vieh und andere lebende Thiere 
II. Nahrungs: und Genußmittel 


III. 
IV. 


VI 


A. 


— 3802298 — 


* 


darunter: 
Nahrungsmittel thieriſchen 
Urſprungs. ....... 


.Getreide und Malz, Hül— 


ſenfrüchte ꝛc. ..... 


.Mahlfabrikate und ge 


wöhnlidhe Büderwaare. . 


. Obft, Früchte, Gemüſe.. 
.Kochſalz und Gewürze. . 
. Kaffee, Kakao, There . 

. Zuder, Melafie, Syrup . 
.Gegohrene Getränke, Mis 


neralwaſſer und Speiſeöle 


. Konfitüren und Gegen: 


jtände des feineren Tafel: 
BRUT 35.0 ee 


. Zabad und Tabadfabri- 


0 DENE 
Auherdem: Materialwaa- 
ren, unvolljtändigdellarirt 


Sümereien und Gewächſe, nicht 
zur menſchlichen Nahrung . . 
Düngungsmittel und Abfälle 
V. DIRERRHOBE. 4 
Rohſtoffe und Fabrikate der 
hemijchen Industrie, Droguen 


A. 


u vn W 


darunter: 

Salze, Säuren, Schwefel, 
Schwefelkies ꝛc. ..... 
Gerbſtoffe, Farbenmaterial 
und Farben ....... 
Sähr: und Ktlärmittel; Eis 
Droguen zum Medizinal- 
gebraud) JJ 


. DEE or on en nn 
. Mineral- und ätherijche 


Dele, Eſſenzen ...... 











Nummer Einfuhr Ausfuhr 
des fin den freien Verkehrſaus dem freien Verkehr 
ſyſtema | — — — — 
tiſchen [Menge in) Werth [Menge in) Werth 
Waaren- [Tonnen zu in Tonnen zu in 
ver⸗ 1000 kg 1000 kg 
zeichniſſes netto | 1000 M | netto | 1000 Mk 
2 3 4 5 6 
| 
1—15 | 205,940| 183,995 | 223,678 | 153,009 
16—120 | 8,732,906 | 861,967 |1,792,798 | 466,950 
16—31 228,896 | 122,966 58,794 55,690 
32-43 |2,963,381 | 399,696 | 249,888 | 28,147 
44—502| 65,775| 19,.270| 176,128| 39,549 
51—64 | 177,729| 43,323] 178,219| 13,745 
65-78 37,561) 15,815| 137,880 | 39,255 
79—87 126,226 134,620 19,829 3,828 
88— 94 6,906 2,205 | 689,212 | 192,258 
95—108 89,399 61,538 | 271,677 79,455 
109110 1,651 2,693 4,341 6,050 
111—120| 35,382) 59,841 6,825 8,978 
121—133 | 388,570 90,733 103,368 25,625 
134—144| 578,232| 72,324] 254,108) 19,215 
145— 151] 6,018,108| 41,886 |9,886,111) 76,686 
152 - 2804 1,701,068| 391,043 | 465,083 268,260 
152—184| 444,283| 84,926] 222,688 | 70,066 
185-220 | 196,199| 74,778] 110,060) 91,670 
221-226 | 316,706) 10,972] 18,687 3,595 
227—231 7231| 83,439 3071| 24,245 
232—238| 127,618| 23,354] 44,375 7,198 
239—249 1 497,112 89,718 11,257 8,319 


Einfuhr und Ausfuhr im befonderen Waarenverfehr im Jahre 1884. 





Waaren-Gruppen und Rlaſſen 


1 





VID. 


6. Firniſſe, Lacke, Kitte, Kleb: 


H. Fette Oele und Fette, nicht 
enießbar... 22.2... 
J. Lichte, Seifen, Parfümerien 
K. Zündwaaren ....... 
Außerdem: Andere rohe 
Erzeugniſſe x. zum Ge 
werbegebraud); Droguen, 
unvollſtändig deflarirt . . 


.Rohſtoffe und Fabrifate der 


Stein, Thon- und Glasin— 
duftrtie RER 
darunter: 
A. Erden und Steine .. . 
B. Steinwaaren . 2.2... 
C. Thon u. Borzellanwaaren 
D. Slaswaaren.. 2.2... 
Rohſtoffe und Fabrikate der 
Metallinduftrie .. .... 


darunter: 
BE ee 
B. Rohe unedle Metalle, auch 
Gr J. 
c. earbeitete Metalle 
— —— 
D. Metallwaaren aus Eiſen, 
mit Ausnahme von Ma— 
ſchinen, Inſtrumenten und 
Apparaten......... 
E, Metallwaaren aus anderen 
unedlen Metallen, mit 
Ausnahme von Maichinen, 
Snftrumenten und Appa— 
VORN u 6 
Edelmetalle, auch gemünzt 


7 


V. 


.Rohſtoffe und Fabrikate der 


Holz, Schnitz- und Flechtin— 

A TE 
darunter: 

A. Bau- und Nutzholz. 

B. Schniß= und Flechtitoffe . ; 

c, Holz:, Schnitz⸗ und Flecht: 


waaren 2... er... 


. Robitoffe und Fabrikale der 


Bapierinduftrie ........» 
darunter: 

A. Lumpen und Halbzeug. . 

B. Bapier und Rappe .. . . 

C. Bapier- und Pappwaaren 


Nummer 
des 
initemat- 
tischen 
Waaren⸗ 
ver⸗ 
zeichniſſ es 


250-259 
260— 272 


273—277 
278—280 


2808 


281 —316 


281 —289 
290 — 293 
294— 303 
304—316 
317—379 
317—321 
322—334 


335—352 


353 —366 


367 — 374 
375—379 
3850-412 


380 - 384 
385—399 


400—412 
413—424 


413—417 
418—421 





773 
Einfuhr Ausfuhr | 
in den freien Verfehrjaus dem freien Verkehr 
Menge in‘ Werth [Menge in Werth 
Tonnen zu in Tonnen zu * 
1000k 1000 kg 
netto | 1000 M | netto | 1000 
3 4 5 6 
6,827) 5,801] 14,109 9,476 
99,378 60,622 25,104 18,056 
1,962 3,018 6,776| 21,436 
1,490 1,921 7293| 11,895 
2,267 2,494 1,663 2,304 
1,054,556 | 47,782] 2,124,494 | 118,305 
884,704 | 33,609] 1,345,316 | 38,937 
17,169 3,477] 35,189 7,678 
145,919 4,590 | 659,937 36,279 
6,764 6,106| 84,052| 35,411 
1,388,001 130,685 | 3,127,681 407,656 
1,034,994 | 86,227 | 1,915,847| 10,320 
301,610) 44,917| 412,886 | 54,710 
30,206 7,661] 453,930 82,658 
19,192| 12,634| 338,777| 160,652 
1,712 4,418 11,137 33,411 
287| 24,828 304 | 65,905 
2,008,820| 127,946 | 650,596 | 103,602 
1,946,647 | 82,750] 594,308) 832,393 
46,005 | 25,816 9,467 7,753 
16,168 19,380 46,831 63,456 
48,488| 13,491] 154,275 | 83,388 
42,547 8071| 74,044) 17,640 
4,648 2,871 67,784 | 44,148 
1,288 2,549] 12,447) 21,600 


422-—424 


8 


774 Einfuhr und Aasfuhr im beſonderen Waarenverkehr im Jahre 1884. 








































Nummer Einfuhr Ausfuhr 
des fin den freien Verkehrſaus dem freien Verkeht 
ſyſtema ⸗—— —— — 
Waaren-Gruppen uud Klaſſen) tigen [Menge in! Werth [Menge in| Werts 
Waaren- [Tonnen zu in Tonnen zu in 
ver⸗ 1000 kg 1000 kg 
zeichniffes | netto |) 1000 M | netto | 1000 4 








5 6 







2 3 





XI, Rohſtoffe und Fabrifate der 
32,690 | 254,906 


Leder-u.Rauchwaarenindujtrie 














425—443| 77,716 | 189,580 






































darunter; 
A. Häute und Felle... .. 425—434 69,958 | 150,666 18,469 78,530 
B. Be en 435—438 6,796 | 23,535 7,170| 41,782 
C. Leder-, Riemer: u. Tüſchner—⸗ 

waaren 2222er 439 —442 6,856 131,792 
D. Pelwerl ...... .- 443 165 2,802 





XI. Robitoffe und Fabriiai⸗ der 
Textil⸗u. Filzinduſtrie; Kleider 
darunter: 


444—560 | 535,141 |, 1,022,085 | 208, 488 973,301 






J 14, je 
I’ 



























A. Haare, federn ꝛc. . . . .. 444—451 10,539 43,565 8,401 21,035 
B. Spinnftoffe .. 2.2... 452—465 450.155 540.363 111,432 125,087 
C. Garne und Watten . . . . [466—504 61,1901 331,277 16,104 | 115,112 
D. Seilerwaaren . . . . ... 505—506 1,589 1,411 3,618 3,313 
E. Fußdecken, Filze, Haar— 

gewebe.... . ... ... 507—512. 1,015 2,449 2,091 10,198 
F. Zeugwaaren. ....... 513—534 9,684 60,751 45,021 | 415,611 
G. Strumpfwaaren . . . . .. 535 — 540 133 1,719 9,423 91,796 
H. Pofamentier- und Knopf— 














macherwaaren * 541— 545 60 881 4,735 44,974 


























J. Spipen,Stidereien, Blonden | 546550 4173| 29,946 512 21,966 
K. Kleider, fertige Leibwäſche, 

Puhwaaren ae 551-5583 241 4,973 6,390 | 101,032 
L. Hüte, Schmudfedern, künſtl. 

Blumen......... 554 -660 111 4,750 711 23,177 


XI. Rohitoffe und Fabrifate der 
Kautſchuck⸗ und Wachsinduſtrie 








561—572 4233| 27,082 3357| 22,121 






























darunter: 
A. Rautihud ... 2.2... 561—563 2,905 | 20,695 282 2,302 
B. Slautichudfäden, Leder und 

Wachstuch .. 2.2.2.2... 564—567 970 3,021 439 1,597 
C. Kautichudwaaren ..... 568—572 358 3,866 2,636 18,222 





XIV, Eiſenbahnfahrzeuge; gepolſt— 
erte Wagen und Möbel .., 
XV, Maſchinen, Inftrumente und 
Appatate 
XVI. Kurzwaaren uud Schmuck .. 
XVII. Gegenſtände der Literatur u. 
bildenden Kunſt . . .. ... 
XVIII. Verſchiedene Waaren, der 
Gattung nach nicht deklarirt 


Summe WR 
Darunter (aus VIII. F.) Gold und Silber 











573—576 1,613 8,346 3,895 









98,679 | 136,692 
6,984) 99,441 


577—589 
590— 600 


40,332 | 47,420 
337 

















10,798| 55,494 


601-608 3,715| 21,854 


277 855 
19,151,756 3,269,401 


— 










u 


17,787,766| 3,254,928 
















in Barren, Brud und Münzen 46 24,125 120) 64,462 
Bleiben für alle übrigen Artikei ...... 17,787,720| 3,260,803[19,151,636, 3,204, "939 
Dieſe Werthe mit Einſchl. des Veredlungs: 

DEINEN. een | 3,323,149 3,287,579 











Ginfuhr and Ausfuhr 


der 


wichtigeren Waarenartifel im Deutjchen Zollgebiet 


von 1. Januar Bis Ende Dezember 1884. 


Eingang in den freien Berkehr des ZBollgebiets 
und Ausgang aus demfelben, 
nach den Ländern der Herkunft bezw. Beitimmung der Waaren auf Grund der 
Verkehrs-Nachweiſungen der Zollftellen zufammengeftellt vom kaiſerl. ftatift. Amt. 
(Bol. „Annalen“ 1881 ©. 279, 1882 ©. 565, 1883 ©. 107, 1884 ©. 523.) 


Bemerfung. 
Die gewöhnlichen Frakturziffern (1234567890) bedeuten die Einfuhr, die 
Schwabaderziffern (1254567890) die Ausfuhr, außerdem ift noch die Einfuhr 
mit E. die Ausfuhr mit A. bezeichnet. 





776 Einfuhr und Ausfuhr des Deutfchen Zollgebietes 





Einfuhr und Ausfuhr 
den dbeutichen Zollausichlüfien | 








Baarengattung den Deiteı 
ii brig en Düne: Nor: Sch we⸗ ice 
Menge von 100 kg netto Hamburg.) ubrige NRupland | 
(Meng I | Bremen Altona ur mart | wegen | den Unger 
ſchlüſſen 
1. Abfälle. — | 
AR 35] 378,092 — j - | — — 
Guano natürlicher . — cs — Bl — = 655 24 
13,563 45,211 406, 10,272] 1,107) 3,970| 98,188 131 
Lumpen aller Art . [ 18,450| 176,303 181 1.544 105 787 746 12% 
2. Baumwolle und Baum: 
wollenwaaren, 
149,039 35,736 1 5 — 10 6,776) 64,8 
Baummolle, rohe "105 3483| — 229 I 26| 22,887] 106, 
215| 11,915 1 ll — 1 131 18 
Baummollengarn 165| 12,352 f 919 94| 1,250 1,800) 4 
darunter bei der Einfuhr: 
Baummollengarn, — — 
ges, roh. . . 1601| 6,144 1 ı — 1 — * 
— zweidräthiges, ob .. 4 4252 — — — — 13) 8 
—, eine und zweidräthiges, , 
gebleicht oder gefärbt. . 1 496 — — — = vn s 
—, dreis und mehrdräthiges, J 
roh, gebleicht, gefärbt . 1 323 — — — * = ’ 
-, mehrf. gezwirnt. Nähfad., ; 
auch accomodirter. . . 9 6009 — _ — — — 
—, Dochte, ungewebte . . — | — — — — > = 
bei der Ausfuhr: 
Baummollengarn, außer Bis 
gognegarn, eindräht., roh u 0 — 0 0° — 36 bi 
—-, zweidrähtiges, roh . 2 25 — 9 l 15 174 * 
—, eh zweidräht., gebleicht 1 
gefärbt . 18 5 — 107) 46 269 2346| 40 
—, * u. mehrdräht. ’ ioh— | 
gebleicht, gefärbt . . 84 709 l 160 31 521 567 5 
—, mehrf. Eat Nahſad 
aud) accomodirter. . 43 co — ? 6 68 “eo 1 
‚ Docdte, ungewebte . . l 59 — 20 7 — 23 10 a 
Vigognegarn, ein= und mehr: on 
drähtiges . 6 15,587 — 477 38 318 30 „ol 
— (unvollſt. 
2 deflarirt . . — — — — — — 8 . 
aummoll. Zeugiwaaren, dichte, 96 314 — 1 — 2 — 
roh, mit Ausſchluß der auf⸗ = 7 
geichnittenen Sammete . * un i ” u = ze 
—, Tüll, roh u. ungemuftert F — par zZ = = N 
—, BL On EURE 15 3181 — — — 1 
tirt, mit Ausjchl. der auf: 
geichnittenen Sammete . > a. a - un 
—, aufgeichnittene Sammete { * Be = ur — er 









































im Jahre 1884, 777 
tien Berfehr von resp. nad) — 
* den Ber- 
Groß. — einigten Su Sum 
hweiz Frankreich Belgien | Nieder- — F Italien Staaten | übrigen nn ” — 
landen kr 
Amerika 





263 
1,556 


22,160 
5,919 


76,316 
14,180 


1,252 
11,453 


706 
40 


316 
64 


112,633 
27 
74,160 
20,451 


309,066 
8,995 
2,069 
2,4537 


907 
407 


101,782 
6,616 


35,700 
7,234 


129,189 
13,858 


2,648 
1,802 


2,261 
210 


61 


20,022 
100 
9,692 
114,154 


327,835 
464 
182,853 
15,490 


87,386 
85,274 


3,007 
3,661 
3,525 


—— 15! 59,555 
— 64 — 129 
— 106 87,164 877 
— [71,923| 384,315] 196,554 
— 763 48 5 
— 8 8 — 
438| 4,122 182 962 
— 2 — — 
PER 2 — — 
— 3 — — 
— 1 1 — 
— — 7 — 
— 54 3 12 
29 1,615 14 217 
8 846 107 48 
399) HA 57 565 
\ 58 — 109 
l 151 — 11 
— 5 — — 
5 554 31 37 
— — 32 
— — 2 — 
1701 1,403 477 542 
8 418] 170 99 


682,705 

12,921 
331,128 
452,963 






729,847 €. 
17,622 U. 


347,426 E. 
373,521 9. 


1,775,173|1,890,930 €. 


181,154 


221,409 
71,843 


114,424 
92,783 


4,850 
4,629 


4,719 


206,037 4. 


219,472 €. 
81,771. 


121,637 €. 
85,171 €. 


4,425 6. 
4,099 €. 


4,135 €. 
5E. 


25,426 U. 


60 A. 
2,868 €. 
4,5929. 


1,067 €. 
102%. 


1,432 €. 
19,583 U. 
PER 

3,07 





TTS 






































778 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 
BE en Einfuhr und Ausfub 
den deutfchen Zollausſchlüſſen | | | | 
| | 
Waarengattung | den | le * 
übrigen Dane Nor: | Schwer! .  Dejier 
Menge von 100 kg. netto) Bremen damburg- Zoll | mark | wegen | den Aupland Uns 
Altona | au8: : 
ſchlüſſen 
Baumwollene Zeugwaaren, | ’ | | 
a : ‘ 42 7223 — si | 5 9 
dichte, nicht unter 34, 36 e ERS £ . I: | 
37 und 44 begriffen j | a MON —5 ve wel ur 
—, undichte, roh, mit Aus— I 4 — > — — = | 
ſchluß der — 5 7 =. 
und Tülle ö t * i⸗ * 9 
” 3 11 — u — — 
BaumwolleneStrumpfwaaren 9,054 17,928 10 dl 342 Li43 
Baumwoll. Roiamentier: und | | 
Sinopfmacherwaar., auch&es — | 5 — | 1 — _ 4 
fpinnfte in Verbindung mit 332 ‚485 ı 251 14 338 366 t 
Metalliäden | | 
Baumwoll. Gardinenſtoffe, ge N 4 08 >| — — _ | 
bleiht und appretirt 60 270 U 90 3) 158 45. 
Baummst Segmamäie |7 — 9 |— |-| . 
42 begriffen BR eh 164 Wal — 222) 12) 18 143 
j 
Baummollene u und 1 426 — — — — 6 
Stidereien 370 449) — 49 4 33 134 
3. Blei und Bleiwaaren. 
——— 602 1,557 8 197) — 27 1,910 | 
Rohes Blei, Bruchblei | 154 022 — | 999 39) 315 93166 
5. Drognerie-, Apothefer- | 
und Farbewaaren. | 
326 2,788 — — 14| — = 
un. 0 h 
Aetznatron (Tara: 17%/,) | s 01 Eu m 135 28 266, 
R — f 71 460 I) — 2 — 
Alaun (Tara: 9%.) 3,296 6641 — 3441 453| 292 6,916 
5 5,529 11 ll — ge — 
Chlortalf (Tara: 10%/,) - H 2 "aa — — 26 591 
a 180 12,755 2 2 — 1 — 
Farbholzextrakte Tara: 1690) 3609| — 64 2 199 696 
1 1 
i — 20 3,1300 — 3 36 2 89 
a [79 “ 0 ’ N 
Gelatine u. Leim (Tara 14%/,) { sog! ara — 657 508 586 4,028! 
— — PB) 701 ıı 1 — | 4732 2 
Zündhölzer und Zündferzchen { 598) 3,256 19 104 N 8 165! ; 
Doppelttohlenfaures Natron [ 11 1,232 2 —— — — | 
(Zara: 13°/,) 56 214 U 39 3 39 501. 
* F | 203 1,962) a4 — — — — 
Sod : 0 ‚ h : 
Eoda, Falzinirte (Tara: 13°/,) | 1,159. —* 10 — 23 14,255 & 
Soda, rohe; auch kryſtalliſirte — 352 5,984 156 248 — — — 
Tara: (10%/,) ; 519| 587] 9 183, 14] 342 3201 U 








... .. .. um 
br Fin Wo wu ee Bi A ee iD Do ar ar ie a —— 


um 








eien Verkehr von resp. nad: 


im Jahre 1884, 





I, | 
| | 
| i den E 
! | G "ob: 
schweiz | Frankreich | Belgien | Rieder: |.» 





|  britannien 
| fanden 
\ ı 


| 
| 





| 


473 90 80 1,365 





143) | 
9,197) 18,561| 4,922! 7,467 6,824 
| I 
1 t 
338 | — 2 17) 
117 215 5 12 4 
| 
41 75 9 41 63 
1,104, 970 757 2,957 6,676 
l 
68 96 1 5 19 
223, 1,053 970) 1,642 7,659 
17 110 5 1 248 
62 32 34 157 17 
64 221 15 23 1,049 
78 210 125 203 292 
374 512 23 46 1,422 
l 125 97 112 1,628 
774 124| 3,613 830 1,778 
7,258| 131,865] 57,108] 55,258 83,056| 











26 261 541 288) 28,950 
12,920 371 327 762 — 
114 718 654 26 986 
9,907 6,522] 3,843] 3,996 19,972 
346 51 4,640] 8,191 49,185 
2,275 1,820 886 16 50 
1,875 14,866| 2,608] 2,397 4,258 
567 318 955 240 224 
1,936 5,946| 1,313 806 2,695 
1,978 5,188 3,770 2,658 4,810 
24 6) 76 51 5 
1,305 460) 469) 2,448) 342 
14 38 146 112 2,998 
216 15) 79 135 749 
6 1172 20) 304 23,117 
10,390 12,525) 17,141| 5,952 3 
21 25 276 335) 59,842 
6,552 1,410; 1,589) 11,05% 489 


Staaten | übrigen 


























' Summe 
1884 


3,187 


121,797 


380 
659 
369 
68,355 


231 
20,713 


526 
990 


1,828 
5,742 


2,832 
3,213 


14,522 


493,124 


36,151 
16,422 
3,303 
66,451 
63,390 
8,979 
49,407 
9,167 
18,838 
57,059 
6,615 
22,004 
4,570 
2,071 


37,645 


110,823 


66,766 
46,591 


779 





Summe 


1853 





3,060 6, 


109,918. 9. 


450 E. 
656 A. 


392 €, 
62,917 8. 


201 €, 
20,586 U. 


641 G, 
888 A. 


31,648 E. 


495,759 A. 


52,305 E. 
12,740 A. 
3,260 E. 
60,672 A. 
51,269 E. 
6,708 A. 


rs 
15 
zo 


i⸗ =1 
10 
en 

— (4 


54,721 E. 
44,865 A. 
93,304 E. 
35,630 V 


ax w er u hr jr TERN 
x BOTEN uw, N —* ee, 7 





= 780 | Einfuhr und Ausfuhr —* 
Br 
e den deutichen Zollausichlüfien 
& Waarengattung den SD 
e „| übrigen | Yünes 
& (Menge von 100 kg netto) | genen — a 
4 aus⸗ 
J ſchlüſſen 
3J 39 217] — 
BE Pottafdie (Tara 10 9) ss20 9320| — | 2,223 
# Alizarin 462 a _ 
— Ammoniat, kohlenſaures; Sal- 640 0 — 
r mia, Salmiafgeijt . 160 1,5651 — 
Ammoniak, jhwefeljaures | - — — 
1955| 0 — 
\ * 2 20 — 
% Anilin, Toluidin a25 zu 17 
4 Anilinfarben u. andere — 13 4 — 16 
J farbſtoffe 396 34358 — 108 
x — 11 11 — — 
2 Baryt, künſtlicher (Barytjalze) 2,52 90 — 43 
J — r 130 5,659 — 26 
E: Bleiweih, Zinkoxyd (Zinkweiß) 1,253 19,539 166| 4,587 
Ehinarinde | — ge: = * 
x Cocenille . [ nu ” 2 = 
7 2340| 244,717 — 
Blauholz - Re 2123| — 
4586| 39,232) — 
y- Gelbholz . 7 539 — 
J 9 32,805. — 
Rothholz . 5 7200| — 
#3 a 22 — 473 — 
J Glycerin und Glycerinlauge 19 5.947 f 
2, 1904 3089 — 
Indigo 27 201 — 
7 41 3,128 — 
: Kali, hromjaures . [ 259 a 
Kali, ſchwefelſaures und jalz- [ 108 921 — 
ſaures (Chlortalium) 8,288) 581,687] — 
1233| 35201] — 
- Knochenkohle. — * 840 — 
E Knocenmehl . [ 2 N . * 
Krapp, auch gemahlen u * * 
Streide, Br — F 302 7,309 
malen . . 2,239] 23,183 











— — 











ui 22 — 



































im Jahte 1884, 751 
ten Berlebr von resp. nad HE u u PR | j = 
den Ver— | 
den grof einigten | den Summe Summe 
| x Frank⸗ Relaien Wishor ro}: PR c Tier Staaten übri 9 > e = 
weiz reich Belgien | Nieder britannien Spanien Italien Don en | 1584 1883 
‚ landen | | Amerika | 
| | | 
l | | 
5 37: — — 22,993] 18,566 €, 
55| 11,511| 1,343 373 103 — — 223,99 18,568 
1,076 2,2201 3,0601 16,973| 16,655: J 555 368 1,089] 83,474] 89,012 U. 
\ “ * rt “) 
2727 17 39 241) 28 6 5 — * | —— — — 
6,521 1,516 +09 1,474 23,022] 1,128] 1,514! +,93 1 236! 42,906 DT, 
551 1,097) 1,999) 1,183 3382 — | 5 — — 12,611 — — 
548 426) 3,08% 426 809 166 110 ı22' 10,582] 10,354 A. 
1293| 21.4461 7,356] 20,980 251,06 — | 113 260 — „| 359,669] 279,042 €, 
55 2 0 — | 2] 51! 53 5) — A 300] 1,685 U. 
I I nn 
433 597 5) 37] ww — | 5 29 1 1580| 3,049 €. 
3,495) 857 166, 201 153 27 200 491 | 6,560] 6,51 9. 
2,398ı 362 258 125| 1,404 — 3 a, = 4,801 — — 
2,082 4,862] 1,174! 1,608 9,519 559 1,455 4,745] 10,682 48,222 ‚19 
4 143 930 346 1618 — — = — un a. € 
296 2,299) 1803 94 1a — 767 560| 15 4 
2 
304 718 7,300 2,511 7 — — | — 29,858 aan . 
5,172) 1381| 4,076] 8,569 85,633] 3,788 3,002 5,4231 5,128] 171,529] 158,762 9. 
2 2,117 1,417) 15,360 16,946 — 69 — 729 — — = 
7 3 4 ı 4 l 38 7 21 167 104 J 
— — 52 1,410 €. 
61 248 5 13) 142 Bi 1,0 F 
_ _ 2 316 557 U. 
6 8 u — 10 35 
1,473) 2,742] 18,458] 58436 11,2 — = 13,586] 44,981 808,084 — € 
1,820 155 1,114 723 -- — | — 39 72,1 ß 
354) 3,613) 4482| 5,8731 3,406) — 259) 1,8681 2,885) 70,127 m — 
374 14 32 — — al. 77 \ 9,1957 9% . 
| i en 
133; 4,201) 12,033 14,227 7,928 — — | 287) 3,970 un —— 
311, 6 ) 32| 2) — = y® 6| 14,582 — 
6| 9,842] 16,412] 4,195 2,516 191 s09 — — u am 4 
890 806| 2,499 2,147, 2,441 385 516 3,491 l 2, 24,669 4. 
a 1125 2oß 2,094 8,895 5 2 — 2801 19,880] 17,180 — 
420 56 155 azı ss — 502 12 26 6,17 6,12: A. 
196 116 2,213 2,807 26,181 _ — — — eh . 
1,050 86 172 109 6 — 10 — 3 5,655 2,932 U. 
| el ers 
3972| 47,049 62,675) 9,844 11,194 — 5,157) 19,761 14 En Noah 
8| 8,677) 5,5461 6329| 3556 — ei 8,313 589] 211,081] 271,448 € 
782 1,523 294 2,850 14 — 1,929) 155 4 35,726] 55,249 M. 
191 7 1,950) 6,555 8134 — BB 2,828 — — ee 4 
‚657 -- 28) 2,483 — — | — — au ä 2 k 2 
27 1,450 157) 2,722 540 103 1 — _ a — € 
912 55,171 4,793) 892 507 — 5 — = * — J 
1,695 9 15) 174 7 — 45 — Sl ’ ‚+2 . 








Annalen des Deutihen Reichs. 


1885. 





53 


Dr a 







































732 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 

Einfuhr und Ausfuhr 
den deutſchen Zollausſchlüſſen | 
Baarengattung den — 
i übrigen Däne | Nor: Schwe⸗ Oeſterte 
(Menge von 100 kg nette) Bremen — Bolle | mark | wegen | den NRußland Unger 
Altona alt® 
ſchlüſſen 





Mineralwaſſer, einſchl. der 


Flaſchen und Krüge 


Natron, — — 
berfalz) R 


Ehilifalpeter . 


Anderer Salpeter, roh und 
gereinigt - » » x... 


Salzfüurer. . 2 2 02.0 
Schiefpulwer. . . 2... 
Schwefel 

Schweieclläue . . 2»... 


Superphosphate 


Terpentinöl und 


anderes 
Harzöl . — 


Ultramarin 


Vitriole aller Art..... 


Weinhefe, 
artige 


Weinſtein. 


trodene und teig— 


Weinſteinſäure 


6. Eiſen und Eifenwaaren. 
Roheifen aller Art Tara: —) 


Brucheiſen und Cijenabfälle, 
außer ——— x. 
Zara: —) . . & 

Luppeneiſen, noch Shlacen 
enthaltend; Rohſchienen; 
Ingots (Tara: —) 

Schmiedbare⸗ Eiſen in Stäben 
mit Einſchluß des fagon- 
nirten (Zara: —) 











{ 1,276 1,719 
6,509 18,782 
4 2,740 

1,166 3,476 

| 501 916,409 
| 113 448 
251 26,954 

7 17,895 

21 4,046. 

636 29,560) 

1 1,032 

59 1,209 

45 5,581 

53 1,3548 

338| 41,208 
6,404 3,124 
132| 184,417 
123) 19,015 
4386| 26,767 

58 527 

19 430 
4,372 11,086 

7 1,741 

3,706 14, ‚92 

I - 18) 
je 40 
er 459 
\ 24 155) 
1 — 32 
\ ! 169) 





5,792! 77,783 
1,783) 232) 
8,023) 25,247) 

884 53,848) 

16 1,052 
| | 

7157) 8,857 
28,652) 110,484 


— 2 
— 29 
— 243 
1 2 
31] 2,631 
_ 162 
— 19 
1 76 
5| 1,568 
— 127,984 
— 4,858 
17 58 
— 57 
16] 344 
_ 21 
_ 737 
_ 1 
— 81 
— 14 
3 — 
100 10 
567| 7,491 
396 8 
_ 65 
4 161 


865! 66,255 



















15 159 

“| 272 

Ill 4,660 

ı 59 

4| 3,067 

— 1,002 

44 2,203 

— | => 

23 278 

— 2 

33 354 
— 1 
en ee 

6! ul 

5 37 

— [31,882 

‚+06 15 

285 1,974 

91 

— 51 

346| 86,100 

649) 4,510 





31,962) 

1,196) 
17, 9— 
12,536 
217 
2,677) 


4,255 





156 


219 
241,823 

















































im Jahre 1884. 733 
sien Berfehr von resp. nad 
* den Ver⸗ nn 
* einigten 
hweiz Frankreich Belgien | Nieder |, Wr Stalien | Staaten | übrigen) Summe | Summe 
landen ritannien von — 1884 1883 
Amerika 





5,071 


7,295 7,796 
176 499 
3,284 2,001 
12 4,433 
1,724 265 
10 54 
1,15% 13,828 
484 121 
4,559 11,555 
— 32 
118 10 
1,005 3,569 
245 8 
390 20 
6,545 13,945 
50 112 
5,400 6,173 
116 3,381 
1,282) 698 
— 593 
588 3,055 
1,641 218 
3,569 3,218 
5 1,805 
462 2 
2,305 10,182 
182 639 
23 46 
1279 289 
55 4,735 
7,298) 500,151 
1,202 8,736 
7,591 58,554 
— 1 
7,085 53,183 
797 
,,540 


148 
58,555 


3,499 
47,246 
26,532 

651 
981 
5,274 


13,671 
216 


945 
248 
136 
444 


33,209 
610,957 


2,335 
11,913 


277 
77,369 


10,173) 11,895 
16,395) 123,718 





327 
98,687 


2,425 
84,947 
68 
212 
15,258 
2 
6,579 
888 
3,263 
759 
2854 
1,105 
2,729 
214 
6,824 
7,881 
72 
113 
6,481 
31 
‚201 
99 


7 
— 


789 
207 


15 
1,299 


18,471 
95,522 


12,336 
3,831 


1,01% 


1,574 
189,011 


349 
93 

94 
9,472 


2,463,657 
50,211 


6,986 


257 


433 
1,991 


32,343 
38,627 


— 101 
26 346 

2 121 
598 567 
\ 172 
113 l 
— 79,671 
\ 39 
617 31 
— 198 
15 
1,155 892 
3| 619 
170) 26,121 
56) 10,441 
\ 9 
— 151 
1,135 11 
— 43,761 
— 6 
tt| 17,257 
— 75,828 
— | 1 


4,198 179,841 


u — 
23,472 9,106 
1,724 19 


1,579| 939,864 
210 — 


17 946 

= 1 
20 38 

_ 2,200 
— 20,126 
7 5 

24 38 

— 4,318 
16,203 5 
— 16 





| 

Eee 
10 8) 

— 36 
1 382 
25,390) 3,112 
31 148 
7,595 305 
-- 100. 
40 23) 








35,176 €. 
65,351 A. 


2,006,475|1,661,846 €. 


71,293 





20,915 9. 
43,451 €. 
65,745 U. 
13,024 €. 
105,975 U. 
619 E. 
33,109 9. 
111,980 €. 
2,542 U. 
77,168 €. 
156,516 4. 
315,636 €. 
74,523 U. 


86,419 €. 
14,955 9. 
2,264 E. 
54,144 U. 
12,785 €. 
56,955 U. 
22,878 E. 

368 N. 
24,554 E. 
2,309 N. 

714 €. 
13,518 U. 


312,748,207 €. 
2,584,611 I. 


87,242 E. 
609,869 U. 


4,465 6. 
320,827 A. 


161,283 €. 
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Einfuhr und Ausfubr 
den deutſchen Zollausſchlüſſen | | 


Waarengattung den 






































3 übrigen Düne Nor: Schwe⸗ Oeſterec 
(Menge von 100 kg netto) Sremen | Pamburg- Zoll» | mark | wegen) den | Rupland | Ungen 
Altona | Yus- | 
ſchlüſſ ſen 
— Pflugſchaaren⸗ — ei 2 67 — so) — | 
eifen (Tara: —) 1,52 er 3 278 — 968 +9 124 
j : 1 3 1399| — — — — — 
Ed⸗ u. Winkeleiſen Tara: —) { 1,521 2,3500 436 302 16! 231 12,162 3 
, 156 75 112 ll — _ — 
Eiſenbahnſchienen (Tara: —) 5,595 5,625] 106 41,560| 14,371| 3,332 5212) 2% 
Eiſenbahnlaſchen, Unterlags= 26 el —_ — — er RR f 
— — Schwellen 174 1,240 8| 3,598] 547 198 27i) Pr 
Rohe Platten und Bleche aus 807 2,457 2 7 4 1,663 = s 
ſchmiedb. Eifen (Tara: —) 14,270 31,050 2,320| 11,182 381 821| 129,825 2° 
Weißblech [verzinnt. Fee [ 384 15,259 26 — 5 — | H 
(Zara: 10°). in 124 137 l 289 { 23 +42) N 
Rolirte, gefirnißte, RE 8 39 2 I 4 | 
:c. Platten und Bleche aus 7 — 
ſchmiedb. Eifen (Tara : 6°/,) — 1,083 530) 191 s 55 233 
Eifendraht, auch verkupf., ver [ 46 1,519: 3 — 10 19,104 — 1 
zinnt, verzinkt ꝛe. 51,561 21,998] 1,038] 9,711) 3,611! 10,574 9,868 u 
Ganz grobe er a { 10,536 6,971 64 472 1 9 49 ! 
(Tara: 2°/,) 9,202 16,597 2724| 5,3542 {16| 1,882 10,627)  & 
Eifen, 3. groben Beflanbtbeil r 
v. Maſchinen u. Wagen roh | a z ’ — ya — > 
borgeihm. (Tara: 19,,) 9 1,081 F wa 228 1,038 ; 
Eijerne Brüden und Brüden- [ 5,534 97 — — — un — — 
beſtandtheile (Tara: —) ‚265 828 — 245 — 1,110 550 
838 2,592 39 ı 105 4 32 
Anker und Ketten . Fur Ph re » z <e 
*+ 5 191 re — | 9 1 — 
Drahtſeile 506 2,160 503 2I1| 898 98] 598! ı 
Eiſenbahnachſen, Eiſenbahn— 8 78 1 | 
File — — - Er 
aeifen, Eilenbahueäbe, 1482| 2,075 14| 2,450 al 112 3,026 2 
| 
Kanonen Rohre, Ambofe, 
Schraubjtöde, Winden, Da: 119 1,463 4| 2 — 19 10: 
dennägel, Schmiedehämmer 908) 5,130 1291| 262 286] 912 2,456; 5, 
x. (Tara: 3°) . — | | | 
) | h 
Gewalzteu. gezog. Röhren aus { 316 1,775: V 82) — — rd ! 
ſchmiedb. Eiien (Tara: —) 3,258 6,547 74 2,910] u164222 12,715, 8% 
N 6 1 — 3 0 — | — 
Drahrtjtifte 3,926 26,261 28 24,564) 1,157) 1,640) 3,209) W 
mc Dur - } 
t a (Ft t 1,749 13,088 97 335 64 282 h 133 5 
Grobe Eiienwaaren, andere . { 12,546. 80,284 519; i8,261| 3,016 10,852] 88,866 "EZ 





nn . 





eien Verkehr von resp. nad 


Frank⸗ 


chweiz reich 








13 109 
3,7001 24,832 
15 1,470 
16,535) 1,616 
52 272 
18,293| 17,142 
4 12 
1,559 1,544 
188 5,296 
1,129), 10,730 
13 650 
277 21 
18 871 
2,599 539 
113 694 
7,565) 120,144 
3,733 10,078 
9,472) 26,151 
169 68 
1,477 3,558 
-_ 2 
165 561 
2 366 
229 78 
17 206 
175 212 
189 885 
5,317 5,056 
95 746 
2,570 2,915 
289 204 
1,273] 17,646 
6 45 
794 964 
,737| 23,755 
'‚268| 39,448 


den 


Belgien; Nieder: 
‘ landen 


| 


1! 
50,445] 
5,726 
58,156 


21 
6,168 
12 
3,591 
77 
377,098 


686 
57,065 


871 
79,880 
1,361 
“Bl 


14 
1,084 


427 
139,055 


1,405 


30,549) 


27 
927 
27 
14,676 


2,600 
405 


103 
839 


319 
6,720 


181 
4,876 


451 
12,037 
4 
51,266 


1,865 
89,092 


im Jahre 1884. 









Groß⸗ 
bri⸗ 
tannien 


266 
9,567 
855) 
125 

2 
18,450 





2,098 
19,050 
6,829 
31,331 
181 


182 
28 


9,736 
488,444 


16,608 
682 


504 
245 





den Ber: 
einigten 


Spanien! Italien | Staaten 


5,782 


245,449 


1,097 


1,596 








von 
Amerika 





15,696 19,280 
11,567 847 
256,299 1,545 
8,232 14 
63,750 87 
13 5 
1) — 
528 — 
27 9 
85,252] 573,141 
16 89 
17,888 94 
BB — 
696 1,986 
25 2,400 
1,544 93 
2 — 
35,362 1,584 
1 7 
2,236 525 
9,586 360 
11,174 2,530 
84 1,168 
37,282 4,923 








785 
2 den Summe Summe 
übrigen| 1594 1888 
‚ändern 





3,876 
3,025 


264,523 


1 
55,081 


15,967 


106,987 


158 
99,181 






683 
109,175 
2,617 
58,553 
6,824 
1,444,526 


2,077 
175,357 
31,627 
440,555 
53,352 
‚222 
1,153 
9,565 
36,296 
2,127,937 


60,833 
187,156 


1,710 
19,492 
5,779 
35,940 
12,764 
5,998 
3,180 
13,745 
3,867 
101,495 


3,876 
45,267 


8,566 
190,467 
323 
386,178 
74,042 
667,564 


953 €, 
173,895 9. 
1,286 €. 
69,029 A. 


14,846 €. 
1,261,775 9. 


1,174 €. 
192,300 W. 


29,901 €. 
522,758 A. 


24,263 €. 
4,409 U. 


447 €, 
10,359 U. 


38,188 €, 
2,066,676 4. 
39,152 €. 
170,254 4. 


2,743 €, 
21,232 9. 


879 €. 
89,701 M. 
15,027 €, 
5,996 U. 


794 €. 
12,430 U. 


4,482 E. 
130,497 U. 


4,076 E. 
51,018 U. 


6,873 E. 
195,598 U. 


232 €. 
282,060 A. 


75,813 €. 
614,154 A. 
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den deutſchen Zollausſchlüſſen | 


Rubland * 









Waarengattung 


den 
(Menge von 100 kg. netto) übrigen | Düne | Nors | Schwes 


Boll- | mark | megen| ben 
aus⸗ 


ſchlüſſen 


Hamburg: 


Altona Une 






Feine Eifenwaaren mit Aus— 
nahme von Nähnadeln, 








Scjreibfedern, Uhrfourni— 2,256 18,662 10) 2,114 267 2,084 3,885 25 
turen und Gewehren | 
7. Erden, Erze und edle 
Metalle. 
Denen 14,101| 97,233] 1048| 41 — _ 543) 1938 
aaa 251,731| 918,1751 22,4231242,446134,622| 14,374] 325,385] 34% 
Blei: u. Kupfererze, a BR 247 23,115 — — | 1,180 227 — 384 
haltige . . -» 95 5,6521 — — — 14 148 8* 
RR 9001 161,958 — _ 1| 140,187| 284,165] 464 
no Eifen- u. Stahlſtein 496 7.912 102 674) 560 4572 42.555| 208 
lachs und andere vege- 
F iſche —— außer 
Baumwolle. : : P 
1 1355| — - | — - 598,915) 18 
Flachs, roh, geröftet ic. i u — al 122 252| 1508 
1,986 6,864 822 Su — — 302,637 44 
danl, deegl.. 1,748 6,521 2| 15,430/11,027| 3,998 151 4 
Heede und — von — 193 939 46 Ü — 9 88,489 17, 
und Hanf. i 476 4,243 14 404 co. — 10 =, 
z 17,319| 85,670 100 Il: we er = if 
Jute, roh, geröftet x.. 252 0 — 1 _ ze «29 St 


9. Getreide und andere Er: 
zeugnifie des Landhaus. 


Weizen (Tara: 19/,) 20,846] 478,602) 1,480) 20,115 1 159) 3,254,107 


Lese 129,527 171) 12,729) 4,000) 26,073 {1,970 
\ 5 
Roggen (Tara: 1%.) . 818,020| 844,239) 32,518) 14,290 3) 3,267) 5,658,199| 


107,457| 45,307| 1,470| 12,266] 858 
3,294 23,434) 1,110) 3,247) — 


6243| 83400 21 174 — 


| 46,136 2 1,323| 4,385 


Hafer (Zara: 1%/,). 


Hülſenfrüchte (Tara: 1,,9%,) 


3,993 13,173 52) 4,586] 5,187 
: 207,346 396,539 6,985| 44,907 1 
. 0 ’ 2 ’ ’ 
Mais (Tara: 1: 0%) — re — — — 
768 4,921 2 419 — 
— 0 ‚ 
Buchweizen (Tara: 1,,°/,) so 222) — 2,322 — 
j 3,084 25,707 — 490 — 
I : 2%). e 4 
Malz (Tara: 2%/,) 2,406| 16,364 561] 2,4181 742 
66 20,920 13 54 — 


Raps u. Rübjaat(Tara: 1,,°/,) 





249] 14,958 9 50,267| 785 





ee — 
* 1 
7 











im Jahre 1884, 737 
seien Verkehr von resp. nad ER 
ben Ver⸗ 
ben Groß: ini den = - 
—— rank⸗ einigten S 
schweiz 5 : Belgien | Nieder: bric Spanien Italien) Staaten übrigen mn Sn 
reich j 1534 1883 
landen. | tannien von | Rändern 
Amerika 





244 3,158 

3,3040 4,229 
| 

5,5621 52,874) 

‚3,528 12,617) 

4 5,798) 

[sl 1,2% 

—  11,887,390) 


748 
5,821 


11,416. 
223,093 
167,967 

6,428] 


37,866) 
701,381) 
35,109 
4,524 


476,663|3,288,214 


1,15916,418,15212,202,609 





55 513 

538 121,540) 

1,217 1,370 

2,562 36,929) 

293 9 

627 9,849 
6 — 

2 — 
9,288 9,998 
7,337 3,509 
2,473| 478,316 

134 146 
447| 14,743 
2,005 1,562 
1,115) 5,478 
5,049 15,817) 
2,962| 111,451| 
2,444 11,217 
871 5,480 
713 241 

52 6,869 

15 23 
1,658) 3,505 
541 5,163 

41] 3,085 


5,169 


23,859 
49,552 


2,334 
9,081 
9,788 
10,228 
6,650 


918,942 
4,561 
613,875 
239 
114,234 
2,602 
25,081 
9,405 
142,081 
12,013 
87,773 
8 

1,196 
56 
2,347 
2,400 


228,720 
55+ 


13,491 


7,492 
1,632 
990 
13,320 
4,372 
887 
9,756 
+ 


774,482 
13,544 
759,332 
1,848 
196,089 
3,304 
35,134 
1,278 
150,441 
107,174 
53,021 
353 
11,856 
718 
2,515 
21,545 
42,079 
7,064 


1,775 ö 

4,519) 1,184 
18,684 — 

3,559) 1,881 


7,611) 15,615 
1,956) 
112,121 3488146 
2,40% 


| 
143! 
26,518 
3,311) 
90,1 13] 
106: 
16,695 
210,259) 
250 





— 


36 


81,458 
134,839 
6,419 
2,255 
5,290 
9,609 
10,556 
5,322 
28,139 
119) 


557 3 


176,235) 
378 








4 
591 





604 


120,613 
5,169 


> 


722,331 
3 


140,045 
25 


634 
1,242 
7 


8,419) 


352,562 


13 





32) 





10) 8,729 
2,497 76,756 
— 437,903 
59,550 3,3576,023 
20,325 321,474 
— 20,567 
1 9,804,424 
1118,984,210 

— 651,855 
— 381,550 
2,773 403,077 
1,550 199,541 
— 130,687 
— 20,971 
56,260) 337,993 
{05 3,771 


408,428: 7,529,007 
16|/ 361,930 
52,246) 9,613,994 
6) 62,865 

615: 3,664,128 

Il 185,274 
9,009 557,052 
22| 71,457 
63,227) 4,398,788 
— 372,653 
497,500| 1,919,910 
2 4,152 

99, 124,369 

— 6,208 
— 656,462 
14,929, 95,877 
128,271, 936,567 
ı| 127,353 





8,034 E. 
72,073 4. 


356,140 E. 
3,098,174 9. 
312,685 €. 
14,585 N. 
8,003,726 €, 
18,866,5034. 


675,608 E. 
422,150. 
418,258 €. 
218,659 A. 
150,377 €. 
72,205 4. 
334,720 €. 
3,885 N. 


6,419,100 €, 
807,580 A. 
7,770,456 €. 
121,358 N. 
2,600,763 €, 
418,226 A. 
500,380 €. 
256,254 9. 
3,215,072 €. 
828,241 9. 
1,771,897 €. 
3,2741. 
107,776 €, 
6,769 A. 
576,710 €. 
102,577 1. 
1,154,440 €, 
115,204 N. 
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Einfuhr und Ausfuhr 










den deutichen ' | 


der 


Waarengattun | 
— — Düne: | Nor: 


"Hamburg: 


100 k tt | 
(Menge von smoke) | Zremen | Zoll | mark | wegen 
Altona alt | 
ichlüffen | | 















Seinfant 1,118 9.197 — | 112 — | — 318,294 32 

ka 9 1,141 ı| 25,509! 12,873| 5,270 184 23% 
_ 306,066 — re ne — | = 

Palmkerne 103 — DW = — ss z 

Kleeſaat 

Kartoffeln 1,659 12,435| 1,107 sis — 5 53,617 36.8 





512,202| 6,222] 61,2760 4,5471120,173 12,388 
9,530 4 13 — 6 715) 3854 
175,413] 1,149] 9,4131 563| 2,170 2,925 : 


563 — — ur — SE | 
1,103 ıl 5,5851 — 45 19,311 IS 
J 


Friſches Obſt 





Friſche und getrocknete (ge 
darrte) Cichorien ' 


10. Glad und Gladwaaren. 


Grünes und anderes natur: 
farbiges gemeines Hohlglas 
[Glasgejcirr) (Tara: 18°/,) 

WeißesHohlglas, ungemuſtert, 
ungeſchliffen 2c. (Tara:22°/,) 

Fenſter⸗ und Tafelglas, grün, 
halb und ganz weiß, uns 
geichliffen ꝛc. 

Epiegelglas, zo unge 
fenes (Tara: 17%/,). 

Tafel: (Fenjter-) und Spiegel: 
433 geſchliffenes 2c., mit 

lusnahme des DEREN 
(Zara: 17%) . . 

Tafel: (Fenſter⸗) und Epiegel 
glas, belegtes (Tara: 17%/,) 


Gepreftes, geichliffenes, po— 
lirtes, abgeriebenes 2c. Glas 


Farbiges und bemaltes ꝛc. 
Blab: 5 ur 


456 8 48 — 3 46 
227,940 719 480 25| 621 472 





241 — 2! — 3 2 
51,915: 14) 1,388) 255] 831 1,458, 


2,205 44 | — = 27 
4,546 16 202 7 49 195 





ı-|-|-)-| -. 


2,185 — 132 3 52 178, 


NH — 11 — — — 
2,244 l 267 1 45 1,444 


5 — 2 2! — 2 
2,618 — 207 201 192 256 


228 1 2! — 2  - 
2,018 N 91 35] 136 396 


87 — 2 — — 2 
1,662 2 31 6 32 ++ 


Borften. 


Pierdehaare, roh, gehehelt, 
gefotten, gefärbt x.  . 


11. Haare, ae und 
t 


1,649 5| 204 
1,565| — 95 


2,952 6| 100 
4,371 — 18 
9,080 — 25 
5,149 — 282) 


319 17 
Boriten 


772 
152 


oO va =. 
on 
— 


Rohe Bettfedern 


— 


12,231 34,159 13 871 — 43 4,035, 5. 
128 19,612 9 10,585 385| 3,528 1,586 539 
579 89 





re. - 





im Jahre 1884, 789 
ien Verkehr von resp. nad 
| | 
| i en den Ber u 
en roß⸗ x einigten > = 
hweiz Frankreich Belgien | Nieder | britan- Spa: Stalien | Staaten übrigen gr a . 
landen | nien „Lon, Rändern 








16,994 
7,224 
12,691 
14,835 
2,217 
13,299 


101 
420 


704 
20,269 


857 
14,778 


41 
1,695 


2 


23,107 
2,188 


6,057 
10,667 
83,917 

119,529 


201,541 


4,047 
70,005 


2,042 
7,002 
454 
10,363 


111 
27,837 





— 


201 
286) 
1,272 


868 
554% 





5 








1,438 2,211 
_ 2 
— [144,253 
17,298 256 

21 (7 
19 115 
298 29 
3 2 
_ 55 
— 1 
9,500) 15,022 
4 — 
642 4,141 
| 
Pe | — 
218 6,474 
— | — 
1,099 69 
5,856 356 
201° — 
19,376) 1,666 
8 — 
348 785 
1 — 
1,578 222 
168 — 
_ 20 
101 1 
126 5 


609,924 
207,069 


696,095 
1,090 
164,059 
72,195 
343,451 
1,524,608 


639,730 
303,556 


87,004 
149,808 


2,256 
537,573 


3,155 
119,146 


7,263 
38,754 


29,699 
8,170 


682 
28,961 


867 
50,745 
4,705 
27,267 


5,633 
6,754 


11,832 
6,825 
19,857 
10,986 
38,218 
4,595 


751,779 €. 
282,489 A. 
592,232 €. 

8 A. 


159,443 E. 


70,454 A. 


361,215 E. 
3,409,402 A. 


366,760 E. 


395,948 A. 


80,711 
113,349 9. 


1,74 
506,161 


=@& 


2,802 
114,251 


7,627 
29,447 


134) 
— 
— 
—— 
[= 


B,281 


** 
— 


12,603 
8,507 
17,503 
11,987 
33,894 
6,385 


za Ka 


Ra 


za aa m 


za Ra 


E. 


ak 


op 
= 


70 


Baarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


12. Häute und Felle. 
Rohe Rindshäute, grüne 


Rohe Rindshäute, gefalgene, 
gefaltte, trodene . i 


Rohe Kalbfelle . 


Rohe behaarte Schaf, Lamm: 
und Biegenfelle . i 


Rohe Roßhäute 
Selle zur Belzwerfbereitung 


13. Hola und andere vege- 
tabilifhe ꝛc. Schnitzſtoffe, 
ſowie Waaren daraus. 


—— auch in —— u. 
Scheiben 


Hörner und Hornipigen . 


Holzborte und —— 
(Zara: 1%,) ; 


Baus u. Nutzholz, roh ꝛc., euro: 
päilches, hartes (Tara: —) 


Bauzu.Nupholz, roh xc., euro: 
päilches, weiches (Tara: —) 


Außereuropäiſche Hölzer . 


Bau u. Nußh., gefägt 2c., euro⸗ 
päiiches, hartes (Tara: —) 


Bau⸗ u. Nutzh. gefägt zc., euro 
pätjches, weiches (Zara: —) 
Tiſchler-, Drechöler:, Böttcher: 
und Wagnerarbeiten, mit 
Ausſchluß der Möbel von 
Hartholz u. der fournirten 
Möbel . ee 


Holz in geihnittenen Four- 
niren u. ——— 
bodentheile 


Hölzerne Möbel und Mobel. 
beitandtheile . u. 


den deutjchen Zollausichlüfien | 





Bremen 





50,637 
521 
3,984 
23,561 


281,234 


27,500 


Hamburg— 
| Altona | 








1,644 
925 
114,885 
15,958 
8,402 
17,205 
15,928 
3,033 
38,214 
1,351 
1,299 
2,240 


15,339 
2,097 
5,326 
2,460 

25,151 

13,044 

12,437 

58,495 

20,477 

187,961 

37,447 
1,796 

22,901 

70,515 

140,672 
332,787 


16,019 
62,759 








Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes | 


Einfuhr und Audfubr 


| 

























den | J 
übrigen | Düne: ) Nor Schwe⸗ R ßland — 
Zoll-⸗mark wegen den Ungar 
aus | 
ſchlüſſen | 
| 
148 4 — _ 443 1 
57 ‘ _ 9 809 
622 38,747 — 1491| 2333 3 
2) 266) — 104| 4,900 2%. 
33) 2,871] 328 17700 22431 158 
+ 95 2 — 6 34 
84 455) 164 a 22375 3à 
si 690 — 58 a2 ou 
16 14 — — 763 
— 56) _ 4 16 
— 81 2 35 8464 
— 4 31 3,005|  &l 
| 
| 
— — 57 
= 154) => 109 377 F 
2 499 — si 399 — 
ua ae 10 3 BI — 
73 187 — — „6,488 381 
zu 980 — 1% sau U 
537) 391 84| 8,680 ro 1a) 
1,884| 14,143] 6,776 1,557 6,581 Er 
2,198 2,717| 40,209! 841, 108 6, 640, 727 4m 
816 7,132) 24 zig 5,718) ud 
11,060 77 — — — 
50 669 — 1350 697 ! 
110 114 _ 14,914| 454,271 
32 13,142] 1,046| 4,625) 5,599 
171,397| 1,613/487,292]1,479,771)1,262,101) 1, 
1,214! 16,263. 204 47!) 25,985 
| | 
234 786, 65 6, 169 1,302 
2351| 3,677! 2927| 2,255] 135,098 2 
7 ii — 
751 353 10 
13 22 1 
27| 238 45| 


Pe 


ien Verfehr von resp. nad 




















den Groß 
chweiz Frankreich Belgien | Nieder: | britan- 
landen | nien 
13,119 829 500) 1,992 
1,152 507 141 141 12 
4,082) 24,882] 136,582] 29,317) 50,988) 
1,879 5,539] 10,614] 1,486 
1,764 12,688) 598 877) 1,847 
6,183 12,368, 2,613 382 630 
1,576 4,001 1,617 7190| 3,034 
382 11,443) 2,632 1,579] 1,269 
633 5,209 1,826 1,7541 4,739) 
23 19) 53 114 24 
168 2,537. 4201 1,334 4,088 
En 3,281) 232] 86 1,277 
l 
| | 
| | | 
a2 14411 142 687 882) 
55 l J 55 228 
1,178) 14,733) 6,584) 2,086] 3,781 
831 337 535) 194 223| 
8,491) 158,274! 76,552) 18,221) 6,082 
1,689 506 11,47% 3,915 1,698, 
5,112! 22,300 4,787 19,518 724 
2,099 106,115 80,299, 178,166 59,076: 
3,189) 22,860) 1,121: 20,874 66 
1,350) 558,061| 737,418, 224,199 168,573: 
20 1,274 10,433) 12,847) 14,958) 
346 7 209 33 — 
3,941 5,875 4474 12,804 607 
„056 548,927 76,515| 118,904] 18,550, 
1,702 8,087 57,465) 30,433) 182 
,126| 619,749, 192,989] 199,587) 78,586 
‚932 5,556| 10,722] 5,592] 2,073 
‚695 29,226 10,130, 24,935| 9,866 
422 4,867 5 1 97 
393 4,154 316 445 32 
112 735 59 165 66 
‚368 1,501 405| 4781| 1,956 






im Jahre 1884. 


Spa: 


— Italien 











14 
— 84 
9 s51 
23 444 
— 314 
216 1,046 
1785| 5,871 
14 47 
jo 122 
— 73 
5 561 
3,002 64 
ı 1831 
_ 43 
* 2,011 
87 422 
25 
2,100 1,418 
BE 456 
— 5 
Ar 4,974 
163 958 
en 408 
164 10,785 
— 515 
260 10,974 
| 

—— 
— | 9 
PR 9 
650 512 





einigten | den 
Staaten ; übrigen 


von | | 
Amerika — 


| | 
den Ber: | 














10,307| 16,825 
660 164 
_ 38 
1,225 325 
15) 1,606 
796 14] 
404 2,474 
— 
1,865 19) 
647 817 
— 17,433 
— I 
421) 434 
N 8 
sl 749 
556 324 
— 28 
— 5,913 
— 100 
200,724| 54,934 
4 2 
1,702| 150 
40) 13| 
1,107) 8,608 
5 4,283 
990 71 
1,261!) 2,043 
20) — 
— 42 
228 3 
38 1,552 





Summe 
1884 












20,070] 17,153 €. 
8,710 8,324 U. 
422,444] 376,748 €. 
70,510] 274,795 1 
69,708] 77,748 €. 
50,062] 50,246 N. 
83,896] 82,860 E. 
24,509] 24,990 4. 
59,113| 65,378 €. 
4,617 5,206 W. 
22,821] 21,569 €. 
17,254] 16,285 N. 
51,165] 54,168 €. 
5,017 4,666 A. 
45,713] 50,139 E. 
11,580 8,974 A. 
656,794] 598,123 €. 
48,818] +1,099 U. 
481,091] 631,423 €. 
593,931] 590,632 A. 
11,400,784|11,874,501 €. 
2,403,558]2,114,146 A. 
395,202] 307,887 €, 
5,109 7,687 A. 
1,268,828]1,206,233 €. 
969,121f1,211,024 3. 
5,920,440[5,376,777 €. 
1,971,50412,246,065 A. 
98,132] 91,389 €. 
227,920] 202,112 A. 
6,884 7,743 €. 
10,384 8,241 9. 
6,569 6,476 E. 
26,959] 26,750 A. 
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| | Einfuhr eu Auatun 
den deutihen Zollausſchlüſſen | | 


den 
: übriaen Nor: Schwe⸗ Auf 
—3 den land 


Altona 











Waarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 

















" 
Un 





Bremen 








auds 


ſchlüſſen 

















102 1833| — | — 127 371 

Korkwaaren . [ 239 846 — 95 14 47 133 | 

Feine — * Boll 238 809 19 271 — 4 88 | 

bronze . . 3,014 65,071 7 530 121 6354| 2,135 4 

14. Hopfen. 

, 14 114 1 144 — 15 549 1 

Hopfen (Tara: 3%). 3,616 16,149 l 3,715 297] 2,729] 1,651) 12 
15. Juſtrumente, Maſchinen 

und Fahrzenge. 

98 623 — 101 — 2 2 
Fortepianos und Klaviaturen 564 29,959 21 845 212| 2,020 22:5 
Andere — — 58 220 2: — — 1 3‘ 

mente . 3,062 17,313 2 358 108 620° 1,965 
5 _ 1611| — — — — 62 
Lokomotiven . ur 48 — 4,418 3) — 2,260) ıı 
_ 31983 — _ _ _ 53; 
Rotomobilen . . . .. . [ 131 a2 — a = F 1osel ı 
— aus — 199 192! — — — — 6 
Eijen (Tara: —) 626 2,916) 203 231 — 30 3,983 
8,748) 57,854 1833| 1,550 531 956 12 
Andere Maſchinen aller Art 7,488 20,524| 2,462] 12,759| 2,934| 17,608] 103,707 


darunter bei der Einfuhr: 


Andere Maſchinen, übermwie- z 
end aus Holz (Tara: 6%,) 173 6,087 5 1461| — 
Deßgleichen, — aus 
Gußeiſen (Tara 6%) .. 8,049 47,454 125 1,356 529 
Debgleichen, überwiegend aus 
REN Eifen (Tara: 


Deßgleichen, übermwi end aus 

anderen umedlen Metallen 67 370 1 li — 
Dampfmaſchinen und Dampf: 

feijjel zum Schifisbau . . — — — — — 


Werth * Werth a |@rett En Werth 8 Bertb 
= | 1000 [2] 1000 |&1 10001 = | 1000[&! 1000181 1000|= | 1 
z | 5* G 10) M 10) Ö Ö O 
iſenbahn ahrzeuge, weder mit _) _ 14 — ZN Prien 
Leder noch ‚mit BAUR * zii = — — 


Arbeit . 





— — — — 
| 


Andere Eiienbahnfahrzeuge . 


— — — — — — — — — — 
— 





SEN Wr Nie 

347 77 "1084. ng 

— Un 4 
— 





n Vertehr bon resp. nad 


















den Ver⸗ 

den PR einigten) den . 
ig | Frank Welgien Ni B i Staaten Summe — 0 
zei g nn. — Spanien! Italien — 1884 isss AN 
an Amerika ändern J 
En 

7700 18 411 1 188 Ho 72 — 121] 14,900] 14,857 2. 
113 {0 39 28 8 — ul 52 58 2,886 2,671 ww 5 
406 1,064| 258 326 394 2 198 18 105 5,198 5,226 €, J 


11,296| 5,562] 5,8181 21,266. 1,334] 1060| Uii 3,6091 129,885] 124051 = 


16,95 €. 7 























254 785 148 1071 — 6 55 28 13,395 Fr 
12,729| 11,494 5,655] 25,577 153 905| 2,865) 1,422 115,133 75,027 “: Br: 
A 
449 20) 140 s2 — 1 37 6 1,545 zuge 9 
552) 1,355) 4412] 12,888 4591 1,899 2211 6,247 69,665 7,204. © 
226 23 39 u — 5 16 4 22 21€ . 
1,105 718 909) 4,154 218 6438| 3,915) 1,363 38,910 38,304 A. Be: 
12 409 165 67 — — — — 1,388 2,200 €. +48 
22,031| 1,081] 2,787 158 — 95,003 132,058 9. & . 
146 632 495| 18,068 _ 23,137 22,560 €. 

449 12 20 3 — 4,121 5,313 1:8 
151 186 — 142 829 702. €. 

344 672) 1,794 — 1,237 18,456 22,526 u... 
21,475] 32,998| 8,698 187,215 296 9 368,824] 819,562 E.“ * 

114,285/ 36,504| 40,020 16,926| 18,698] 44,790 35,207 725,307 764,172 A. 

1,524| 1,206) 670 22,087 30 37,221 32,752 &. 5 
Be 

14,567! 26,807] 7,301} 149,887 25 293,282 252,549 € 

| = 

6. 4,136] 5,2691 1,624 13,659] — 12 86 4 33,92 30,001 ©, 0 

— 

1,248 216 78| 1,585 i — 2 — 4,076 3,951 €, 
_ — si —-— | -| -| -| - 309 E. & 





Bert. Bert Werth Bertha, Berl. Bertt |, 


rt Wert - eu 
3 * in [8 * = kat 3 ker h erib | „u e 
1000 5 1000 5 1000 3 F 1000|;5 10005 5 1000 1000 N 1000 
se Pi fe Se. se se sb 


in ci 
5 5 | 1000| 5 1000 8 
L “5 
er dl — I — |2 o 8—| — | 190) 124] 260 187 €:°8 
284 — — |85| 25925) 150|—) — i 225| 785| 2,138[2,258| 5,260 U. 





Stüd 


as 





11 
400| 5 





is) 10d—| — — — |33| 238 10 0 


Digitized$ OOSK 
.r ed. 4 „ir, ü 
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Einjubhbr und YAusfubr 
den deutihen Zollausichlüfien | | 





























Baarengattung den *— 
übrigen | Düne | Nor: Schwe⸗ R Deitern 

(Menge von 100 kg. netto) Sremen Hamburg⸗ Zoll» | mark | wegen | den Rupland Une 

Altona | aus 
ichlüfien | 

17. Rautfchud u. Guttapercha, | 
fowie Waaren darand. 

Kautihud und — — 972 6,374 — — — 9 61 
roh oder gereinigt . 115 695 I | — — 85 T 
— 36 294 — — — 2 206 

ſtautſchuckwaaren 376 a3 — 453 59| 878 217 u 

Gewebe mit Kautſchuck über: 

ogen u. dergl. aus — ng = > * ger au I | 
hndiäden x. \ 

18. Kleider und Leibwäſche, 
fertige, auch Pubwaaren. 

$tleider, — u. — 69 359 1 101 — 8 5| ! 
waaren . 6,965 7,893 2] zu  22U 1,216 39 1 
) — 10 b7 — I u 

Zeinene u. baumm. Leibwäſche { 354 2,950 2l_ ss0 32) 881 104. h 

Herrenhüte aus Filz, — 11 41 — ii — — 
und ungarnirt 13 958 — 365 33) 358 21 

19. Kupfer und andere nicht | 

bejonderd genannte umedle 

Metalle ꝛc. u. Waaren darand. | 
uf 279 20,753) 2 164 381 1,073 353 1; 

Kupfer, roh oder als Bruch 119 1,306 13 use ; 2 PN 
at | 8 56 — — — — — * 

Queclſilber — _ 2 f $ ⁊ 

Kupſer, geſchmiedet oder ges { 15 143 ll — == ur 3 
walzt in Stangen u. Blechen 489 2,167 26 141 27 51 u 1,556, Ä 

Kupferdrabt, — — 9 2 — | — Rene — 
kabel —F 90 419) — 112 6 345 474 F 

Grobe Aupferichmiches und J 96 868 4 10 — — 11 | 
Selbgiehertvaaren \ 663 1,291) 25 387] ı724l 534 1,579 x 

Andere Kupferſchmiede- und I 37 321 — ii — 3 57 u 
Selbgieherwaaren 387 5,375} ı gı4l 337] 1,553 3,5 V 

Waaren aus Aluminium | | 

* 17 162 1 — — X 
Nickel; feine Waaren aus 2 j 
Alfenibe ac. — 640 6,193 2 507 37) 537 1,685 1 


20. Kurze Waaren, Onin- | 
cailferien :c. | | 
| 
| 





Waaren, ganz oder theilwein 4 * 
aus edlen Metallen ꝛc.; — » = u Koss 
Zafchenußren . en | Bo 5 —- 








im Jahre 1884, 795 
ien Berfehr von resp. nad) Tr — 
| den Ber: 
den Groß⸗ einigten | den & R 
i Summe 
zweiz Frankreich Belgien | Nieder: | bri» |Spanien|Jtalien| Staaten übrigen — * 


landen tannien von Ländern 
Be 





749 127) 1,197) 16,046 I 9383| 4083| 26,695] 20,022 €. 














+ 32 ii 53 344 — 2 — 99 2,178 1,520 N. 
18 484 80! 35 407 2 8 117 3 1,791 1,654 €. 
1,128 1,503 834 1,2352) 5,988 192 792 198 348 21,615] 20,542 8. 
69 258 22; 20 32 — — 1 _ 863 376€ 
175 75 246 185 498 165 191 3 154 3,154 2,8138. 
211 652 154 303 188 — 16 7 2 2,159 2,068 E. 
1,910 1,112 1312 9,062) 11,565 127 750 3,705| 1,580 51,800] 44,504 A. 
25 75 9 28 ii — — 2 3 242 225 E. 
732 402 834) 2,646 940 581 145 10 258 11,063] 10,656 9. 
19 116 17) 8 291 — — _ _ 481 450 E. 
272 372 90) 497 23 — 8 l 116 2,871 2,4718. 
518 3,5781 10,022) 24,734| 69,343 — 4 4,166| 1,204) 138,187] 116,646 E. 
‚189 2,3553] 13,101 905 809 — 1,125, l 567 69,057] 57,509 8. 
— 1 11 35 100 — _ _ 4,273 4,386 6. 
5 I — 2 — — 17 — 2 69 58 N. 
10 975 70 8 19 — 124 — _ 1539| 2,111 €. 
183 53 342 2,787 619 2| 2,021] 13 458 12,830] 13,797 N. 
36 371 66 25 328 — _ | ll — 938 624 E. 
643 116 280 2,222 688 88 555 2534| 1,452 9,055 6,7851. 
127 1,898 368 164] 2,2000 — 2 I! — 6,019 5,849 €, 
147 853 606 1,063| 318; 79 — 70 1,348 12,694] 11,424 U. 
105 2,168 217 105. 584) ) 10. 12 1 4,759| 4,423 €. 
259 2,073 1,558)  2,649| 2,020 556 984 4351| 2,950 29,750| 27,252 U. 
51 707 53) 67) 263 — 28 15 20 2,281 2,118 E. 
495 1,233 879) 1,943) 3,546 351 989; 497| 1,404 24,285| 22,756 N. 
| 

| 
378 44 18 5| 1 — a if 2 624 566 €. 
85 52 46 id 165 1 0 0 — | 218 898| 1,025 9. 








796 Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes | 


Einfupr und Ausfuhr 
| 








den deutichen Bollausichlüfien 









BVaarengattung den | 
2 = übrigen Düne | Nor |Schwe- Deiterrä 
(enge von 100 kg netto) Bremen Damburg- Boll: | mark | wegen | ben Rußland | Ungen 


Altona | aus: 


ſchlüſſen 



































21. Leder⸗ und Lederwaaren. 
Leder aller Art, außer Sohl- j * 
122 3,677 1 28 | 14 559 ; 
— — ur: | 477 4,054 31 3651| 36 969 20:3] 8 
f 43 9,395 1 13 — — 4 
Sohlleder 448 1,251 is 176 12! 60 108 3 
Brüfieler u. Däniſches Hand- * 
11 4371 — ll — 2 200. t 
———— Korduan; Ma— | 324 re 264 22| 344 z08| 
Halbgare und — nicht 64 cs — ze — — — * 
weiter zugerichtete Siegen. — u — al 4 85 : 
und Schaffelle (Tara: 2%,) 
Grobe Schuhmacher. Waaren { 74 804 3 19 — — 45 J 
aus ungefärbtem ꝛc. Leder 456 1,850 19) 600 59 518 - y 
GrobeSchuhmacher⸗ x. Waaren 14 38 — 9— ER — 3 
— Padleinwand, 101 1,635 8 3] 6 19 a2 
Feine Lederwaaren von Kor- { 44 778 6 32 — 9 13 14 
duan, Saffian ıc. 1,686 17,155 5| 851 221 gıı 505 1,8 
Zederne Handihuhe und zu 1 35 — 25 — = 1 j 
Narren pe sugeiänittenes 548 au — ' = 35 “ - 
22. Leinengarn, — | 
und andere Leinenwaaren. | 
Leinengarn, nicht gefärbt, be 5 434 | — — — | 364 5% 
drudt oder gebleicht 122 556 295 62) 90! 135° 106 
Leinengarn, gefürbtes, be— 4 202 — “EI - — * 
drudtes, gebleichtes 7 to) _ 286| 151 1,024) 40 : 
i 9 - 852 — = = — — * 
Zwirn aller Art 31 3931 — 118 2 24 113 * 
— 83 3,818 20 4 6 1 28 3 
Seilerwaaren . 2 2... { 3,156 g 188 1433| 168 164l 509 957 2“ 
Leinwand, Zwillih, Drillich, , 
ungefärbt, unbedrudt, uns = >» nd : e * a y“ 
gebleicht 2,957 4,252| 270 1,858 56 400 556 t 
Leinwand, Zwillich, Drillic, J 19 191 — — — — — 
gefärbt, bedruckt, gebleiht N 1,035 5,839) 153) 832 38: 5365 2 H 
Damajt, verarbeitetes Tiſch-, | 2 Bo — — — 1 5 
Bett: und Handtücherzeug 165 2,006 l 68 5) 60 57 g 
Leinene Bänder, Borten, | BR — 32 RE IE Zi 
Franſen, Gaze, gewebte u E a 
Kanten, Schnüre ıc. 158 291 * 2| * su 
— An u 5 a er u i 
Zwirnipigen | zuü iol — ME —— | 


| 


im Jahre 1884, 797 








ien Verkehr von resp. nad 


ben Groß— 
jweiz Frankreich Belgien | Nieder- bri-r Spanien 
landen | tannien 


| | 

| den Ber 
ili Ay hi a6 | Summe | Summe 
alien | Staaten |übrigen| 1994 1388 


von Rindern 
Amerika 













































































332 1,769 4,689 2262| 9,351 — | 3 24 — 23,733] 22,702 €. 
5,574 1,685 542 1,921) 3,274 1151 3,534 1,216) 1,880, 36,547] 37,810 4. 
141 190 1,058 265 2313 — 4 423 1901 14,210] 16,112 €, 
660 3,656 2 127 U! — 574 - 260 9,216] 9,8404. 
42 2,204 310 136 1,049| — 20 50 1 4,758] 8,875 €, 
724 2,059 1131 9261 7395| 1,2281 2,116 715) 1,473] 24,867] 25,861 X. 
102 2,555 537 631) 11,292) 32 13 15] 9,112) 25,259] 27,131 €. 
2 I 16 37 30 l 30 2 7 896 779 A. 
139 453 254 241 700 — 6 11 6 8,76501 4,006 €. 
‚673 533 196) 1,659) 557 Bo 166 41 4472| 13,438] 12,617 9. 
11 26 12 9 271 — ll — 186] 202 €, 
99 27 418 nn 665 5 u 10 +6 3,858] 3,951 U. 
102 1,050] 352 142| 4111 — 6 11 1 4,448] 3,527 €. 
‚477 1,400 1,613 4,565 — 203 895 1,202) 1,692) 48,153| 46,925 A. 
1 35 2 _ 12) — 1 — — 579 593 E, 
32 3 10 117 386 — 455 10 2,475| 2,576 4. 
444 3,936 41,581 1,484| 13,684 — 2,546 — — | 132,349]137,763 €. 
825) 116 66 560 16 4206 322 — 350 13,9611 13,580 A. 
1 122 610 sc Tu — | 10° — _ 9,5151 6,461 €. 
188 € 2 51 — | 18 100 0 — 334, 5,628] 6,0924. 
14 1012| 4,855) 2 1022 — 4 _ _ 8,189| 7,768 €. 
42 25 27i 2 2 16) 24 — 83 1,504) 1,3811. 
557 434 1,299) sl zu — | 1 2 201 15,248] 5,683 €. 
‚425 1,999 1,938 3,240) 1,515 956 m 3) 3,284| 35,888] 56,189 N. 
129 285 2,884 4,723 31,026 — 1 1 12) 62,831] 71,628 €, 
ah 264 232 1,849) 336 l 46 35| 492) 15,435] 14,969 U. 
15. 191) 115 235) 1735 — — — — 2,447] 2,538 €. 
526 =) 68 765 462 22 198 1,627! 669| 13,042] 13,852 N. 
56 10 4 12 — 1 — — 216 234 E. 
204 105 38 204 367 13 51 1,827 82 5,572] 4,325M. 
- 51 1 — 6 — — — — 60 66 €, 
90 126 105 60) 276) 3 141 915 62; 2,350] 1,492 9, 

| 
5| 3 t 5| 39 I — 30. 3 118 102 A. 
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Waarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 


23. Lichte. 


Lichte 


25. Material: u. — 
auch Konditorwaaren und 
andere Konſumtibilien. 


Bier aller Urt, auch Meth 
(Tara: 84). 2: 


Arrak, Rum, Franzbranntw. 


Anderer Branntwein aller 
Art, mit * 
verſetzten 


Wein und Moſt in Fäſſern 
Schaumwein in Flaſchen 
Anderer Wein in Flaſchen 


Butter, auch künſtliche 


Fleiſch, ausgeſchlachtetes, fri— 
ſches und zubereitetes 


Stocfiiche,getrodnet(Tara:—) 


Friſche AUpfelfinen, Bere, 
Limonen x. . . 


Korinthen 
Rofinen 
Mandeln, getrodnet 


Pfeffer (gewöhnlicher) . 
Heringe, gelalzene . 
Kaffee, roher. 


Kakao in Bohnen . 


Käſe aller Urt 









Bremen 





Hamburg» 
Altona 


| 
361} 


122,108 


3,659 
461,342 
9,196 
59 

529 
217,835 
52,689 
7,269 
1,520 
551 
1,567 
4,128 
2,307 
109,248 
19,055 
49,276 
682 
54,960 
10 
26,707 


23,800 
5 


Faß 
104,370 
(22 


370,168 
20 


19,557 
3,558 
5,058, 





den deutſchen Zollausjchlüfien 


den 
übrigen 


Ta 
ſchlüſſen 





Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 


— — 





Einfuhr und Ausjubr 


No 


wegen 





| | 
N 
Deſtern 
| Unse 


Schme 


ben 


5 Rußland 





ı - 
J— 2] 463 206; 
27] 252 5 6 36 19 
7,789] 1,490 245 555 1249] 20: 
1061| 90 9 8 
36 25 ° — 128 “) ' 
79 92 3 23 25| 
2,563] 462 151 373 22 | If 
1,082| 165 2 14 27 7 
43 782 147 766 | 14 
— 3 — 2 6 
— 78 48 153 120) - 
14 5 — 4 33 18 
28| 255 141| 1,609 685 7 
61 76 1 3 6,178) ; 
705] 3,096 225 229 33 } 
129] 1,075 1 32| 342 2% 
485 315 419 607 103 R 
— 174 —9— 87 _ 
* — — zn 79 
50 li — — J 54 
— 3 — 
sl — = _ rg 
a — — — 
6 — — a 
dl — — 
— a — — 
Faß Faß Faß Faß 
222] 8,722 176, 181 1,008; 
al — — 19 
524 55 — 2 
— | se 
— Mi — 
30 16 1 2 
972 1,544 20 46 





eien Verkehr von resp. nad) 





chweiz 















2,994 
48,959 
271,180 
(0,488 
36,309 
131 
3,830 
#57 


2,939 
2,557 


626 
15,562 


4,555: 
17,057 


J 


Frankreich | Belgien | Nieder: 


248 
154,198 
565 

24 


170 
10,257 
6,991 
9,225 
83 
729 
285 
1,953 





70) 
284 


- = 3 
1 r —— 7 
— J 


im Jahre 1884. 





den 


landen 





a } 
160,813 
185} 


343,923 
10 


1,287 
- | 
7,079 

280' 


Groß⸗ 
bri- 


Spanien! Stalien 


tannien | 


6,777 
16,053 


7,747 
26 


173 
21,246 
6,393 
4,380 
56 
9,154 
189 
17,241 
3 
3,300 
2,500 
667 
35 


2,103 


13,036 


Faß 


501,750) 


133,484 


4,009 


214 


a18) 


2,088| 


29 
353,025 


34,715 
25 

29 

1 

68 

117 


u 





| Fah 


oe. 


18 











11,279 


[64 


den Ber: 

einigten 

Staaten 
von 


















den 
übrigen 
Ländern 













— 


45,528 
421 
(3 


29,315 


103 
1 


328 


N 


G 


ai 















Summe 
1884 


136,450 
1,433,258 
65,666 
1,453 


5,126 
744,124 


537,401 
106,781 
38,443 
13,813 
8,461 
50,281 
37,910 
155,880 
36,947 
88,969 
10,081 
130 
136,853 
52 
75,869 
21 
125,095 
40,923 
4 
30,647 
A 
Faß 
962,640 
1,206 


' 1,111,080 


232 
29,371 
) 


43,815 
44,854 


54* 


799 


Summe 
1883 


4,279 €. 
17,154 9. 


135,374 E. 
1,532,086 U. 
40,128 6, 
1,965 M. 


44746, 
643, 420 A. 


522,036 €. 
124,629 A. 
30,856 E. 
14,1129. 
8,585 E. 
48,780 A. 
48,857 €, 
25,845 A. 
103,224 E. 
73,751. 
9,254 E. 
2071. 
100,942 E. 
IM. 


29,156 €, 
101 N. 
Faß 
867,977 E. 
914 A. 


1,141,735 E. 
330 A. 
26,288 E. 
4*RMA. 

40,536 E. 
368,372 A. 
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— Einfuhr und Ausfuhr 
den deutichen Zollausſchlüſſen 





Waarengattung den 

übrigen Däne-⸗ Now Schwe—⸗ Rußland Defterreii 

(Menge von 100 kg. netto) Bremen Damburg- Zoll: | mark | wegen | den ’ Ungarn 
Altona | Aus: 





| ſchlüſſen 





Kakaomaſſe, gemahlen. Kakao, 
Chokolade und — 





























furrogate . | ou 188 — 8 \ 9 10 
Dbit, — — ge 11,697| 15,172 “4 11 2 2 sıl 17313 
83635* eingekocht (Tara: 222 1,083 2 107% 35 A116 144) 2; 
0 
Gebrannte oder gemahfene { 21 — 2 — — 49 
Cichorien (Tara: 12°/,) FF su 8,210 56 9535| — 77 0 2,50 
PEEIE SEINEN 4,244 858 16 | — — 11 2,8 
Stärte (Tara: 12%). 1,000| 82,623 g zo 8 206 579 un 
Kraftmehl, Puder, — 166 988 ii — — — 1 
(Zara: 12%). j 4194| 170,844) — |21,161) 2,541) 2,481 ke 2° 
ER —* 827 ass a — ı| 50,400 24 
' 75: 5,6 28 > +5 5 5,+ 
(Tara: 2)... 2,254 15,600 7,658 14 80 1,49 3, 
Mehl aus Getreide und Hül | 2,640, 2,359 666 125 — 1 3,817) 381,3 
jenfrüchten (Tara: 2") - 45,833 311,961] 1,062! 37,566|146,517| 152,781] 5,950) 8,0 
Mei 377,261 116,169 983] 33,284 — — 2 $ 
29 = a, == 26) 
Sl 1,024 3179| 302) 1,011) 118 1 39 
u ı. 97 ap Er Zu Su ZU 2 22,711 497,885) 4,550) 29,005) 264 55,700 229,515] 247,4 
m 1,027); 16,919 181 783 — — 1 
Syrup 234 1,385 3 396 64 351 s5 
— 6 | — - — _ 1295 — 
Melasie — 18,580 — ı — 306 —— 
Unbearbeitete Tabadblätter — 185,499 34,071 246 3 — 1 1,359) 3,0 
und Abfälle von jolchen . 97 4 — 2651| — 6 1 2 
5 | rt — — — — 
Tabackſtengel en I * —— = wu F | F 
355 1,835 | — — _ 3 2 
Bigarren . | 308 897 ai 40 18 25 18 
Entrippte Tabackblütter ER ; Wr = F ru En BR: u 
Rauchtabad u. andere Tabad- * 
fabrikate, außer Schnupf— — = = 8 5 u (8 ” : 
und Kautabad N | e 5, 
| z 9 — — > “ 
Thee | 1,850 5,279 3 15 125 | 
— | — — — — 59 P 
Quer { 822 4,808 5 286 — 1 12 | 
129,845 886,214 601|33,186| 9,937| 220,441] 80,201 i 
Raffinirter Zuder aller Urt 668) 4,239 45 221 — 1 12 
Rohzucker von Wr, 19 des | 
Holl. Standard u. dariiber 44 301 — gI| — _ _ — 
Rohzucker unter Nr. 19 des 
Holl. Standard . . » -» 115| 5344 — 255 — — — 











im Jahre 1884, 801 
eien Verfehr von resp. nad Kesye= 
| | | | | 
den Groß: | Spa —** | den | Summel Summe 
chweiz Frankreich Belgien | Nieder: Britannien | nien | Jralien Staaten ‚übrigen 1854 1888 
landen von Rändern 














486 524 
18 l 
820 2,244 
169) 146 
6 6,401 
3,187 259 
61 873 
6,575 3,629 
* 739 
6,827 106 
530 21,014 
5,790 300 
4,061 46,478 
6,235 3,028 
404 1,188 
142 l 
9,271 22,900 
8,299 1,162 
14 1,096 
315 3 

1 39 
2,229| 206,685 
94 286 
5,776 26,820 

58 _ 

87 59 
124 328 

6 207 

71 2,3526 

15 49 

9 — 

155 5,014 
+,681 151,950 
128 4,259 
27 755: 





692 
u 
3,242 
64 
1,452) 
1,295 
311 
159 


138 
851 





1,484 
119! 
3,930, 
2,6% 
41,812 
> 


662 
18,073 





88) 
25 


a 


288) 
81,757 


164 


| 
3,817] 
50 


3,430 
666 
455 
518 
506 
205 

16 
4,244 
42,332 
1,200 
13,569 
67,511 
109,776 
8 


859 
72,540 


119 
67 


567 


2,371 
17 
15 


3,385 


12,634 
494,572 
3,708 


12 


8,919 








108 1 
50 I 
1,209 54 
23 — 
1,056| — 
7341 — 
2,911} 680 
* — 
14,800 1,858 
118! 3 
167) — 
379 25 
518,107 1,733 
30,829 39 
FR. 
276,681| 292 
5,654 2 
13,264 — 
285 — 
500 — 
764 14 
58 | 
21 9 
269 13 
6,656) — 
81 — 
4,958 — | 
7,426 1 

4,047,294| 3,789 
5 — 

| 

5 ı 

7336| — | 





ll 
14,826 


Amerifa | 


85,208 
4 











1 5,425 
13 498 
2,732! 218,224 
11 3,241 
em 8,490 
305) 43,445 
= 10,307 
277) 101,948 
2 2719 
61! 230,950 
9| 141,652 
13 38,819 
18) 462,754 





4,760 €, 
458 A. 


180,228 E. 
2,262 A. 


8,856 E. 
70,765 A. 
16,126 E. 
73,059 A. 

3,383 E. 

191,367 A. 


161,704 E. 
36,696 N. 


489,698 E. 


1359|1,516,889]1,360,87 1 9. 
87,972) 803,316] 868,579 E. 


— 287 
16,164 332,542 


740 A. 
870,236 E. 


8|1,254,040|1,462,188 A. 


— 33,734 
2 3,258 
_ 1,344 
— 292,607 
4,470) 807,988 
104 48,779 
_ 34,442 
— 2,289 
295 8,580 
344 3,41 
— 3 
Ka 9,441 
— 4,721 
IT 2,576 
108 15,599 
N | 89 
2,311] 33,822 
21,7561/6,386,292 
165| 13,464 
IT 181 

| 
2,069 20,177 


36,904 €, 
5,2091. 


4,370 €. 
190,606 A. 


273,525 ©. 
21,073 M. 
29,821 €. 

11 MU. 
3471 €, 
3,0004. 

36€. 
9,006 A. 


4,054 E, 
2,095 A. 
15,918 €. 

1829, 


39,106 €. 
5,126,502 A. 


18,542 E. 
561 €. 


20,003 €, 





8302 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


bei der Ausfuhr: 


Kandiszuder und Zuder in 
weiben, vollen, harten 
Broden bis zu 12, ke 
Nettogewiht . . 

Aller übrige harte Zuder u. 
alle weißen trodenen Zuder 
von mindeitens 98°, Po: 
larifation . RER 

Robzuder von mindeſtens 
88°/, Polarijation A 

Zuder, für welchen Ausfuhr⸗ 
vergütung nicht gewährt iſt 


26. Oel, anderweit nicht ge⸗ 
naunt, und Fette- 


Olivenöl (Baumöl) in Fäſſern 
=) 
Rapsöl in Fäüſſern 


Leinöl in Fäſſern (Tara: 
Rüböl, 
(Tara: 


Palmöl, feites (Tara: 13%/,) 


Kokosnußöl, feites(Tara 13%/,) 


Schmalz von le und 
Sänien . ee 


Stearin, Balmitin x. 


Fiſchſpeck, Frichthran(Tara :—) 


Talg (eingejchmolzenes Fett 
von Rinde und EDEN) 
(Zara; 13°/,) j 

27. Papier: und Bappwaaren. 


Halbitoff zur Papier-Fabri— 
tation (Tara: 2). - . 


Graues Löſch-⸗ und — 
aller Art 


Pappe aller Art und Br 
jpäne 


Anderes Rapier 








Bremen 


44,247 


18,158 


67,455 


19,621 
u 

332 

8 
3,352 
60 


1,667 
24 


37 
3,257 


463 
3,666 
157 
11,502 


Hamburg⸗ 
Altona 





140,089 


— 


| 


| 


19 





7,604 
109 
56,590] 
389| 
516 
11,203 
33,861 
11,524 


7,792 
187 


119,406 





ſchlüſſen | 


— — 


Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 


den 
übrigen | Däne⸗ 
Bol | marf 
aus | 


| 


601| 14,725 














— 3,022 
— | 15,458 
— 3 
| | 
10 454 
I 35 
59 4 
209 
6 5 
20 0 4 
12) 101 
109) 1,856 
5 — 
— 175 
23) 7,606 
l 44 
28 549 
a « 
= 423 
— 565 
12) 988 
5 15 
284, 6,039 
— 1.8 
48| 6,094 








Einfuhr und Ausfuhr i 


den deutichen Zollausſchlüſſen | 


Nor: 
wegen 


Schwe 
ben 


Deiterreid 


Rußland Ungem 








| | | 
| | 
| 


























9,570 128, — 72,812 * 
367 — 1 — 
— | 72,569. 5.565 ” 
| 
nn + 34 t 
2 — | — | 10% 
— 54 487 3,5% 
—— 129 4 
— 22 19) 3 
— _ 9) i 
3,3560 50% 27 7 
I 
20 93) 3,726 342 
— | — — 
— 15 1,465 14 
au — | 33 
— — 2 
— 6 Ta 
* 6 2,114 a2 
19,407) 448 — sg 
3 — 679 32 
4 
1 gl 4,942 T 
= 8 619 5,04 
wi 1,421 = 354 
— 2 22,470) 214 
36 296 9 
104 165 145 5, 
_ 4 99 1 
817 2,104 4,796 X 
18 160 31 
1,501) 5,362 1,876 2 
| 














im Jahre 1884. 303 
eien Verkehr von resp. nad) - 
} 
* —* Ver⸗ N 
a . einigten en m 
chweiz Frankreich | Belgien | Nieder: r Grop- Spa Italien Staaten | übrigen Summe | Summe 
fanden britannien nien | . von Rändern] 1884 1883 
merifa 











| | 

19,298 56,329] 53,159 8,423 645| 2,087 999 — 20,9061 802, 9981 508,528 A. 
4,149 — 937 2,964] 135,184| 1,702 2,599 10 605) 336,222] 239,592 U. 
1,217 95,567] 27,643] 472,990] 3,911,464 — |12,128] 85,198 155) 5,246,621]4,367,895 U. 
17 54 18 195 1 = * * 90 451 487 A. 
1,042 5,619) 4,045 1,900 1,684] 8,246) 44,526) — 1,387 89,645] 156,179 €, 
32 10 64 41 Il — 59 - — 4610| 4,651 A. 
403 1,368| 11,972} 171,081] 135,380| — 1 2 — 382,771] 477,424 E. 
47 103 16 107 4 — 39 — 5 1,306 1,475 U. 
56 981] 4,394 494 130, — > 6,651| 7,525 €. 
1,632 118 551 2x0) 39,251| — -- 51 14 58,669| 41,854 N. 
1 378 1,520 6,096) 17,699 — = — 7,928 67,954] 72,376 €. 
8,134 479, 15 — | 30) 4901 — 100 160 59,402] 72,187 U. 
8 83) 510 646 16,323| — _ _ 847 26,613] 20,858 €. 
300 — 6 189 — 9 99 — 508 4,072] 2,873 4. 
635 299 27,691) 4,207 6,871 — 319| 56,939 2| 238,313] 310,340 €, 
44 40 45 5 _ | — — — 193 269 A. 
10 2,0001 8,177 11,288 4,186) — — 7,657 8 37,995] 50,531 €, 
494 948 618 1,294 8761| 39% 2,999 = 914 26,168] 29,156 U. 
32 6865| 3,157 11,321 7,897) — 11 43 178 108,665] 100,706 €. 
79 9 3 120 — — — — 64 6,4461 4,999 N. 

87 8,512] 6,022 1,188 16,946| — _ 4,643) 4,134 63,371] 86,380 €. 
427 77 95 400 — — 2 — — 4,8299 5,411 A. 
1,348 418] 3,810 98 11 — | — = 41,001] 24,013 €. 
7,884 75,698) 68,733 8,790 17,425] 490) 18,903 197 1551 256,666] 255,981 N. 
666 671) 1,640 471 1,333 1 1 81 — 9,273] 10,308 €. 
5,771 2,865] 10,786 9,155 26,261] 1,108} 1,498 101 9901 118,769] 97,142 U. 
474 448 100 169 512! — 246 144 — 16,480] 15,455 €. 
7,135 7,555] 4,415 9,911 144,460 290 185 4 1817) 243,547] 209,829 U. 
4,337 3,150 887 491 922 52 44 72 1 19,394] 20,996 E 


5,250) 14,832] 12,715| 34,603] 37,04, 04,202 54 3,194] 9,536) 302,981] 272,20° 





804 Einfuhr und Ausfuhr des Deutfchen Zollgebietes 








Einfuhr und Ausfuhr i: 
den deutſchen Zollausichlüfien | | | 





| 





Waarengattung | den 
übrigen | Däne-| Nor- | Schwer Rußland Oeſterreich 
(Menge von 100 kg netto) | green Hamburg: | Bote Br ren 7 — 


aus⸗ 








Altona 






































ſchlüſſen 
| 
29 133) — _ 2 25 ı 2 
Fapiertapeten N 822) 2,371 3 22 1 502 126 24 
28. Belzwert. | | 
lzwert. 5 86 — Be 131 „ 
* 53 16 — 47 97 59 553 
29, Betrolenm. 
Petroleum, roh und — 1,149,026| 777 640 14,358 16 — — 77,971 3,928 
(Zara: —) . . 126 3 — 108 — 5 218, FL 
30. Seide und Seidenwaaren. 
UngefärbteSeide, * En { — 12 — — — — 299 2214 
watte ’ — 288 — 3; — 17 — 1.178 
RE _ 2 — | -| -| —- | _ 108 
Gezwirnte Seide { eu 9 - 35 - 2 850 er 
Seide und Floretſeide, 9. { _ 13) — = — — — J 
färbt; Lacets. — 28 — 91 — 9 201 1,108 
Zeugwaaren von reiner Seide { 1 43) — = — — 3 % 
oder Sloretieide . 17 a — 89 4 64 67 12 
Seidene Poſamentier- und — — — — — — | — — 
Knopfmacherwaaren. . 20 58 — 22 2 8) 84 2 
Seidenwaaren, gemiſcht mit | | 
anderen Spinnmaterialien — — — — — — | —— 
und zugleich in ——— N ii — 2 — 2 18 t 
mit Metallfäden . | 
— ——— a Be | — J 
mit Baummolle . \ 957 Ban un ar 192 art - 
—— In Kohlen 1 u = A 0 an x 
I — t 3 
mit Leinen, Wolle x. . * * ar * sl * = 
Halbjeidene Bojamentier- und ! — 33 — i — — 1 u 
Sinopfmadjerwaaren 724 713 — 141 5 105 87 sE 
33. Steine und Steinwaaren. 
Dachſchiefer und Schiefer- [ 31,008 63,459) 9,117 195 — — — 7244 
platten . er 33 60 — | — 7 1,466) 65,0 
34. Steinfoblen, Braun- 
lohlen ꝛc. | — 
Steinkohl 26,891! 3,302,990| 34,376] 8,266 — 3 4,382! 3,1525 
a 3,140,234 3,317,455| 220,678| 35,189] 6, 140 51,09313,250,162/23,826,1 
Soc { 3,845 63,815, 9| 2430| — _ 5,9900 Tl 
j 48,885 144,034, 16,601) 32,529| 2,500| 16,924| 385,844 6385 
81 1447511 -» — _ _ 434,517 #0 
Brauntohlen . { 19,785) 33.560. „ co — | 10 100) 1r6äl 


* 





in Jahre 1884, 





teien Berlehr von resp. nad 


| | 


den 
Mieder: 
landen 


Eismeiz Frankreich | Belgien 


Groß⸗ 
britannien nien 


Spa⸗ 


Amerika 


den Ver⸗ den 

einigten 

Italien | Staaten | gen 
von 


























5,302 1,676| 547,649| 86,937 
"897 120 297 190 
| 
18,523 6,294 458) 18 
3,141| 2,898 248) 3 
2,425 294 16 2 
174 ar 48 35 
& 581 897 8 2 
1 708 25 9 31 
912 805 10 6 
134 100 76 222 

r 5 do — — 
27 ıı 24 35 

5 5 — > 
l 5 96 83 
568 782 30, 9 
320 3,431 894 1,248 

| 

18) 186 26 28 
#52 149 59 123 

2 37 # — 
138 es 229 410 

| 
14,931] 53,008, 64,078) 2,439 
L 262 136 1,964 3,062 
h; 5,246| 347,977) 572,412 

‚754,614 12,230,920 7,865,944 27759751 
5,129 2,749| 743,813) 150 
408,996, 4,198,772| 259,496| 438,094 
18 — 2 205 
140,217, 25,6551 3,3221 230,965 





372 
13,549 


301 
556 


5 
4,017 


211,186 


02 


326,399 15,190,669 


1,215 


328,231 


949 





1,043|1,932,709 


347 








13,701/685,192 


61,668 


196 
21,203 


994| 4,625,448|3,703,049 €, 


6 “ 3,132 7,205 4. 

11: 6 37,763] 33,726 €, 

7 10,423 9,942 U. 

— | — 3,211 3,017 €. 
| 13 2,095 1,699 U. 

— — 1,010 1,273 €. 
l 6 2,883 2,550 I. 

_ 1 1,950 1,910 €. 
119 91 2,107 2,518 9. 
— — 82 74 E. 
54 27 577 808 A. 

— 1 43 39 €, 
10 96 400 425 U. 

6 — 2,085 2,052 €, 
14,599| 1,563 38,451] 31,858 U. 
— — 612 354 €. 
493| 167 2,555 2,276 9. 

1] — 62 81 €, 
8l2 197 8,450| 10,027 U. 
— — 521,977| 439,385 €. 
3 5 70,525] 94,253 9. 


75| 505/22,967,771[21,811,816€. 
— 49,598 88, 168,498187, 050, 003 A. 
1,231,904|1,663,093 €. 
— J 6,704,123]6,021,383 %. 
= 13.34,663,223|33,199,4406, 
593,477] 457,888 A. 
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Einfupr und Ausfuhr 
den deutichen Bollausichlüfien 


Waarengattung | den Di | 
u äne | Now |Schwe R | Defterr 
Dienge von 100 kg. netto) gremen | Pamburg- ur. mare | wegen | ben on —* 


Altona aus: 
ſchlüſſen 














| I 
36. Theer, Be Haze, | | | | 
Aöphalt, | | | 
13,715: 55,196 1,694 2,788 2 ‚236. 10, 768 60,080 25,8 









































ee 3,969 25,501 487 2,744| 152) 762] 9,332 9,51 
Pech 142 3,070) 61 2 — 167) 5,280 12,19 
al n 12 30, 72, 2 u. 2 5 23,403] 95 659 495) 4,265 11,292 15,42 
_ 9,747) 28,366 — _ | = 3 39 5 
‚ Wnpbeit: Aexgiüern) ame E20 12. ul — | 5005| 14058 un 
5 FRE ) } 
Terpentinharz (Kolofonium, { 8,792) 155,274 4 0: 694 2,818 2,34 
Fichtenharz), Terpentin L 1,564 4 24 5 1720| 18,868 23.20 
367 3,739 s — — 1 9 zu 
Andere Haze . . 2.» | 8. 155 > 0 — 19 123 14 
37. Thiere und thieriſche Pro- | 
bufte,nicht anderweit genannt. | 
Eier don — Tara: 46 1,774 5 1855| — 73] 37,896 147,45 
15%) - 0. 1,559) 9,553 167 449 — 6 4 25 
38. Thonwaaren. | | | 
Gewöhnlihe Mauerfteine ; 8,351 295,152! 3,596 28,752 6| 49,650 6,752 173,31 
feuerfefte Steine. . . . [1 431,374, 2,818,801 13,564 398,829) 3,144 71,334 207,167] 58624 
ie 719) 889) 1 156 — _ 5 3 
Nicht glafirtes Töpfergeſchirr { 2,647 a 52) F 114 6: 
. 22 
em || zu ml ge 
Muffeln, Strüge ıc. . ‚oı4 10,76 | 54 ‚O > l 1,695) 14,99 | 19,55 
Slafirtes Töpfergefchirr(Zara: { 425, 2 ‚295 19 ss” — _ 20: 5,17 
1:7 5 Wer 1,256) 5,572) un 455: 2| 204 1,588 11,89 
Andere Thonwaaren, außer | | | | 
zn xc., außer Ber: 66 1,097 3 66 — | 58 2 1,5% 
indung mit anderen Das 5,1611 38,774 398| 2,777| 1,440) 1,360 4,558 3,53 
terialien i 
Porzellan und por; — I _ 2 
— ab peelenatig J 10 a 20 er 1 — 50 * FE ae 
mit anderen Materialien . \ — * 99 29 f | en 
39. Vieh. Stüd 
Pferde mit Ausſchluß der Fül- 1,087 10,137 25| 4708 — 6 21,465) 10,5% 
fen, welche der Mutter folgen 872 7,293 15 510 9 63 166 tae 
— 13 98 2 so _ _ ı 18 
nen — { 408 4,456 8 os — 20 54 2 
Rübe EEE { 853 5,576 61 1,172 —— 19 17 
2,559 12,233 279 699 — 196 107 2,088 
| 
Odıfen RE { 8 131 18° 160 — _ — 15. 
1,945 28,133 457 197) — 43 27 Ren 



































im Jahre 1884, 807 
teien Bertehr von resp. nad) — ER 
| 
| den Vers 
ben Gros | - en: den = 
rank ‚ einigten |. Summe | Summe 
Schweiz — Belgien | Nieder- britan | nie Italien | Staaten | Übrigen 1384 1888 
landen | nien von Ländern 
| Amerila 
| 

32,545 16,680 6,0561 32,221) 73,666| — | 11,192! 9 6| 344,682] 352,282 €. 
1,3565| 82,941) 27,036 886 852 4 429 — 281! 166,058] 126,447 4. 
147 910 m 1712 489 — 1621 — 1| 28,914| 33,380 €. 
3,918) 272,099 3,138 3,963 812 3 an 250 154) 111,994] 244,335 U. 
57,759 28,704 1247 528 10,366 i 5,923 3| 71,820| 214,816] 227,696 E. 
400 8,182 153 1,69%) 18,500| — — 23,847 398| 113,826 94,401 4. 
246 31,567) 29,962] 66,622) 50,939 — 46) 289,529 6,783] 644,522] 504,289 E. 
1,520 542 161 42 176 I — 500 30 46,610] 50,358 A. 
64 449 285 6,643 5,193 3 32 19 155 17,226 17,026 E. 
555 97 12 128 2 — 18 12 23 2,560 2,2378. 
1,037 1,425 191) 3797 — _ 4,171 — — 198,013] 181,681 E. 
3,0731 1,547 6389| 4,045 6. — 2 | — 21,287] 22,929 4. 
32,604| 7,718! 261,378! 72,419 189,441) — = 3) 3962| 1,125,039| 960,400 E. 
85,774| 228,452] 57,539] 540,968 4,224 18,205| 9,468 3501| 2,106] 5,527,498| 5,698,185 A. 
81 363 98 106 — — — — — 2,129 1,720 €. 
1,647 3,571 4 1,101 5 — 9 — — 16,748 16,988 U. 

| 
4183| 4,586) 2,440 7562| 12,088 — 2 176 3)  42,681| 36,799 €. 
12,294 8,040| 22,020) 38,588 1,398 764 4,101 4,322] 3,247) 154,562] 148,689 9. 
1,601 876 103 332 17 — _ — — 11,000 11,707 & 
1,661 3,159 3,646 er 140 55 94 176 33,383 29,881 A. 

| ! 
118 864 145 274 1790 — 90 5 27 6,103 5,487 €. 
7,184| 37,263 4,562 4971 3,988] 3,7691 5,655 3,551) 34,927] 163,223] 160,582 4. 
35 717 86 89 182! — 4 1 26 4,239 4,049 E. 
2,811 3,113) 4,661 5,886) 21,659, 165 862) 18,353] 5,560| 104,167| 96,233 U. 

| 

Stüd 
905 38,411 13,210! 8,800 101 — | 3 — — | 74,473 76,636 E. 
3,672 3352| 1,299| 2,153 5 - | 5 — 55 19034] 19,197 U. 
I 

123 u — 6 >| 1 — J 414 686 €. 
2,419 397 284 17 451 — 2 - — 8,423 8,5429. 
12,150) 2,883 38 38 | — _ — — 47,2003 80,316 €. 
15,812 6,926| 10,870 910 5,615 — — — — 56,886 60,808 U. 
542 4 — — — _ 3066 — — 16,8911 28,092 €. 
0, 302 1,106 2,564 252| 14,600 — _ — — 1 39,967 66,872 U 
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Baorengattung 


Jungvieh im Alter bis Re 
2'/, Jahren . . 


Kälber unter 6 Wochen . 
Schweine . 
Epanferfel unter 10 kg. 
Schafvieh . 


Lämmer 


41. Rolle, —— der 
anderweit nicht genannten 
Thierhaare, jowie Waaren 


daraus. 
Scafwolle, roh, aud ge 
waſchen.. 
Shoddy, —— Kämm⸗ 
linge . . —— 
Wollengarn . 


darunter bei der Einfuhr: 


Genappes⸗ ıc. Garn, einfaches, 
ungefärbt (Zara: 120/,) 


Anderes Garn, roh, einfad) . 
Senappes: ıc. Garn, einfaches, 
gefärbt (Tara: 12%/,) . . 
Anderes Garn, gebleicht vder 
gefärbt, einfach ’ 
Genappes⸗ ıc. Garn, bußtirteß, 
ungefärbt (Tara: 129/,) 
Anderes Garn, roh dublirt 


Genappes- ıc. Garn, ae 
gefärbt . s 


Anderes Garn, gebleicht o oder 
gefärbt, dublirt . i 


Genappes⸗ xc. Garn, drei: oder 
mehrfach gezivirntes 


Anderes Garn, drei: oder mehr: 
fach gezwirntes ; 







Einfuhr und Ausfubrs 
ben deutjchen Zollausichlüffen 








den a 

„| übrigen | Dänes | Nor |Schwe . ‚Deiterreik 

Bremen — Zolle | mark wegen den Rubland Ungam 
tona | Aus 
ſchlüſſen 











Stück 
270: 3,222 60 6471 — — 3 9, 
6,2831 26,849 1551 1,967) — 64 182 LE 
1,073 1,181 26 226 — = _ | 1,76 
9,123) 24,292 529 5 — | = 20) 12,54 
331) 150,664. 125) 3,998] — 101 288,136) 215,0 
14,453] 448, aa 579| 1,025 — 2 465 10% 
554 569 132! 98 — _ 12,626) 227% 
200 2,215 90 u — — 6 11,85 
| 160004047 418 12 — | — | 21,820 SS, 
5,279] 176,344 1600 3553 — — 881 z⸗ 
119 705 8 2b — _ | 21) 6,4 
1,509 6,819 33 5| — — 28 * 
Mengenven 
35,1881 42,002 1 95 2 33| 52,561) 56,97 
7,296 8371 — 1,578) 208) 1,647 — 31,13 
1 449 °— 148 583 219 294, 215 
1,827 2,997 — 854 2) 1,314 3,952' 58,75 
224 9,170 12 | — _ 18: 11,18 
399 s.ı2l — 707 572) 2,195 14,292] 15,6% 
| 
| 

— 984 — — — — — 1,11 
1 1,051 3 I — — — 40 
= 26 — — — = — 
39 ei — zii — — _ | Si 
1 89 — _ — — ! 
11 2 — — — — 1 —— 

— 10 — — — — — 
— 92 — — — — — 

2 | — — | _ we er 
170 4,885 9 ı — — 8 ss 











im Jahre 1884. 309 
seien Verkehr von resp. nah De m dm 
1 

den Ber: 

nt e 
— — — De ri . | gmigten | „ den | Summe Summe 
Schweiz |fyranfreich | Belgien | Nieder | brir Spanien, Italien | Staaten | Übrigen S 

s . 15883 
landen |tannien bon Rändern 
Amerika 














5,385 1,505) 
15,654 4,850 
12,398 2,130 

576 2,748 
8855| 21,659 
26,544 2,182 
1,723| 22,751 
4,825 261 
48 89 
6,101) 534,846 
20 7 

8 304 

100 kg netto 
6,3701 44,099 
9,545 18,673 
3,622 740 
3,166 7,096 
8,047| 11,074 
1,954 3,274 
1 319 
4,613 4,164 
347 4 
126 1,419 
I 

u 78 
2,356 2,187 
1 13) 
20 064 
— 169) 
| 
576 1,757) 


71 
889 


16 
947 
2,752 


3,082 


21,948 
2,250 


55 
213,554 


508 
1,249 


266,274) 
21,457, 


10,887 
11,128 


34,318 
650 


636 
20,997 


41 





483 61 

207! 1,333 

7 1 

— 9 

23,599 143 

4,845 13 

44,957 2 
185 — 

4 1,119 

56,214 340,470 

5 38 

55| 16,550 





26,220| 272,770) 
2,531) 1,592 





1,062 
9,925, 


20,460) 
34,316: 


187 115,602 
1,383! 2,578 
| 


1 8,342) 
4 21,775) 
— 1,984 


7 7,660) 





24,316 
13! 28,065| 


9) 4,095. 


9 1,427 





1 609| 


19,329. 


224 


5 


331 





154 











290| 250,2 





458 


62 


1| 27,002 
58,783 


18,992 
51,825 


| 
51,786) 759,187 
4 502,379 


2| 134,945 


22,020 
ı! 66,362 
1335,300 
1, 8,166 
| 26.451 


7811,056,661 
16 119,105 


1 
| 44,421 
117,563 


189,979 
51,845 


i 

| 

| 9,397 
| 56,629 
I 

1 


2,421 
14,633 


26,121 


42,237 





| 4,194 
3,736 


1,015 


29,656 


41,078 €. 
54,158 9. 


37,882 €. 
53,977 N. 


926,502 E, 
417,822. 


180,168 €, 
21,508 U. 


75,408 €. 


1,418,705 4. 


13,268 E. 
23,935 A. 


909,693 €. 
127,216 3. 


55,295 €. 
129,708 9. 


166,573 €. 
48,156 9. 


6,484 E. 
50,709 E. 
3,842 E. 
13,283 ©. 


20,965 E. 
37,264 E. 


1,025 €. 


26,795 E. 


ä TITTEN 


810 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 










— — m —— 
Einfuhr und Ausfubr ie 
den deutichen Zollausichlüffen | 





Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 







Deite 
Ungom 


übrigen| Düne | Nore | Schwer 


Bremen — Zoll- mark | wegen den 


Rußland 








bei der Ausfuhr: 


Bollengarn, ir u 
färbt . . 


Desgl., einfaches, gefärbt 
Deögl., dublirtes, ungefärbt 
Desgl., dublirtes, gefärbt 
Desgl., dreis oder — 


gezwirntes Er. 327 
Desgl., unvolljtändig beflarirt — 
Wollene Fußdeden. . . . { E08 
Unbebdrudte wollene er 1 

waaren. » . 840 
Unbedrudte — — Be: 

maaren . 6,556 
Bedrudte wollene Stumpf — 

waaren. 








Andere bedruckte wollene 
Waaren, außer Fußdecken ıc. 


Wollene Poſamentier- und 
Knopfmacherwaaren ꝛc. 

Wollene Plüſche 

Wollene Spitzen, Tülle und 
Stickereien. 


Gewebte wollene Shawltücher 
mit drei oder mehr Farben 


un ulm ut uf un u 
1 


42. Zinf und Zinfwaaren. 


512 4,751 93 171 267: _ 3,881 
Rohes Zink, Bruchzink 2,588 230,674 ie 1,189] 0969| 3,849, 31,096] 127,15 
* 38 192! — 3 — = 3 1 

spe J x ‘ . j 
a nd ni DE | 1,140 51,220 6| 6,102) 3,632] 4,995; 1,568 7,8 

| 

43. Zinn und Zinnwaaren. | 

er ; 129) 4,697 — — — 20 15 
R J 
ohes Zinn, Brudzinn . su 994 ı 9 s — * 








im Nabre 1884, 811 
eien tt rare 
| | | 
ben Groß | — den 
einigten S Summ 
chweiz Frankreich Belgien | Nieder: | bri⸗ Spanien Italien | Staaten | übrigen — Ba 
landen | tannien ’ nit Ländern 












































37 37 — — 21,738] .21,525 A. 

270 82 78 307) 326 46 ss; — 5 4,596] 4,806 A. 
214 1,732 116 95 885 41 19 123 8 8,555] 5,413 U. 
176 152 35 166 84 144. 46 240 59 3,645] 3,147 U. 
901 397 75 657 1 63 205 382 549 13,506] 13,240 W. 
_ — — — — — | — — — 3 5 A. 
11 290 108 158 1410 — 2 — 144 2,687] 2,899 €. 
636 388 373 594 163 246 331 42: 264 6,64 6,257. 
46 285 15 47 16 — ı — 1 897 915 €, 
846 2,058 450| 2,0501 5,970 673 272 358° 1,754 22,900] 21,282 U. 
197 2,208 583 463) 6529 — 23 sıl 8 12,262] 12,177 €. 
13,369 10,537 5,245| 9,970| 10,491! 2,045 12,987] 172,972 12,263] 187,521] 175,752 A. 
_ | — — 21 — — — — 28 21 €. 
tt 213 4 59 181 43 16 27 35 1,996 903 U. 

1 29 1 2 4 7° — 1 _ 1 209 453 E. 
508 247 56) 1,835] 5,378 102 142 37 226 11,229] 10,114 9. 
2 71 10 5 J— — = — 161] 117 € 
526 955 7001 1,035) 5,450 721 324 608 1,092 15,119] 14,564 9. 
15 61 _ 4 69 2 — — — 224 251 €. 
156 672: 196 res 1,599 65 116 591 84 8,285 7,226 A. 
9 63 3 1) 4“ — 2 — 1 96 42 E. 

14 15 9 2 38 163 27 51 49 833 622 N. 
— 14 — — — — 1 — — 22 37 €. 
33 65 36 141 121 58 196 47 329 4,051 4,408 WU. 
67 2,151; 11,958 237, 15,258] — — — _ 45,192] 44,744 E. 
— 12,544 12,480 70,234 65,740) — 1,381 8,912 2001 570,047| 549,386 W. 
9 84) 410 16 81 — _ — 3 731 905 ©. 
6,087 781 1,203] 12,121| 53,555 26 4,824 5,789] 1,475) 162,729] 165,048 A. 
122 70 7178| 30,596 27,045  — — 1} 1,030 65,108] 61,244 E. 
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195 14 201 3 — s| _- | 81 4,864 4,052 U. 


Öorrespondence with the Colombian Minister 
respecting blockade. 


Aue 


Mr. Becerra to Mr. Bayard. 


(Translation.) 


Legation of Colombia at Washington, 
Washington, April 9, 1885. 

Sir: I yesterday had the satisfaction to receive a telegram from the 
President of Colombia, dated at the capital city of the Union on that same 
day, whereby that magistrate informs me that the entire Republic is now 
pacified, with the exception of the ports of Panama, in the State of that 
name, and those of Sabanilla, Santa Marta, and Baranquilla, in the States 
of Bolivar and Magdalena. Active military operations, however, were still 
in preparation against the rebels who hold those points in our territory, and 
with a view to making them more efficient various measures of a highly 
important character had been adopted, two of which I have the honor, in 
obedience to special instructions, to bring to the knowledge of this Go- 
vernment. 

By a first decree, the Colombian Government, in the exercise of its 
authority, and expressly enforeing pertinent provisions of its commercial and 
revenue laws, declares the ports of Sabanilla and Santa Marta, in the Carib- 
bean Sea, and the fluvial port of Baranquilla, which is very near to Saba- 
nilla, closed to foreign commerce. All attempts to import or export goods 
through the aforesaid ports, after this deeree is known, will therefore be 
eonsidered as illieit; any trade thus carried on will be considered contra- 
band, and the vessels, crews, &c., engaged therein will be liabl (besides 
forfeiting the goods) to the penalties in such cases provided by the Colom- 
bian laws. 

By a second decree the Government of Comlombia declares that the 
vessels which are now stationed at the entrance to the bay of Cartagena, 
in the port of that name, in the Carribbean Sea, and which are there em- 
barrassing and even making war upon international commerce, carried on 
under the flags of various friendly nations and by means of the vessels of 
the lines of regular communication which have long been established, do not 
belong to the United States of Colombia, and that they have no right to 
tly, as they nevertheless do fly, the flag of that nation. As a consequence, 
both their existence and their action, which are wholly irregular, put them 
beyond the pale of international law, and their proceedings, which are hostile 
to the peaceful operations of eommerce at the entrance to a commerial port 
belonging to a nation which is at peace with the whole world, may, in all 
cases, be repressed by the vessels that are charged in those waters to watch 
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over the interests of commerce in general, and over the special interests of 
the nations to which they respectively belong. 

In informing you, Mr. Secretary of State, as I hereby have the honor 
to do, of the restoration of peace throughout almost the entire territory of 
Colombia, and of the measures adopted with a view to its restoration in the 
ports which are still held by the rebels, I entertain the hope that this in- 
formation will be gratilying to you, and that the deerees in question will 
have, in your estimation, the weight necessary to cause them to be con- 
sidered as important to American commerce. 

I offer you, Mr. Secretary of State, the assurance of my highest con- 
sideration. 


RICARDO BECERRA. 
Honorable T. F. Bayard, 
Secretary of State of the United States. 


Mr. Bayard to Mr. Becerra. 


Department of State, 
Washington, April 24, 1885. 


Sir: I had the honor to receive in due course your note of the 9th 
instant, communiecating to me the purport of the two decrees recently issued 
by the Colombian Government, touching foreign intercourse with certain 
named ports on the Atlantie coast. The subject so presented has received 
the detailed consideration due to its importance, and I have now the plea- 
sure to acquaint you with the views of this Government thereon. 

By the first of these decrees, as you inform me, the Colombian Govern- 
ment, in the exercise of its authority, and expressly enforeing pertinent pro- 
visions of its commercial and revenue laws, declares the ports of Sabanilla 
and Santa Marta, on the Caribbean Sea, and the fluvial port of Baranquilla 
closed to foreign commerce, and denounces against the goods which may be 
imported thither or exported thence and against the vessels which may 
engage in trade whith those ports the forfeitures and penalties fixed by 
Colombian law for smuggling. 

By the second decree it is declared that the vessels which, under the 
flag of Colombia, are engaged in hostile operations against Cartagena, to 
the interference of lawful foreign commerce with that port, do not belong 
to the United States of Colombia, have no right to fly the Colombian tlag, 
and are beyond the pale of international law, and consequently their punish- 
ment by the armed force of any friendly power in those waters is invited. 

Upon these several decrees, I have the honor to make the following 
observations: 

First. This Government, following the received tenets of international 
law, does not admit that a decree of a sovereign government closing cer- 
tain national ports in the possession of foreign enemies or of insurgents has 
any international effect unless sustained by a blockading force sufficient to 
practically close such ports. 
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Mr. Lawrence thus states the rule drawn from the positions taken by 
‘the administrations of Presidents Jefferson and Madison during the struggles 
with France and England, which grew out of the attempt to claim the 
right of closure — as equivalent to blockade — without effective action to 
that end: „Nor does the law of blockade differ in civil war from what it 
is in foreign war. Trade between foreigners and a port in possession of 
one of the parties to the contest cannot be prevented by a muniecipal inter- 
diet of the other. For this, on principle, the most obvious reason exists. 
The waters adjacent to the coast of a country are deemed within its juris- 
dietional limits only because they can be commanded from the shore. Li 
thence follows that whenever the dominion over the land is lost, by its 
passing under the control of another power, whether in foreign war or eivil 
war, the sovereignty over the waters capable of being controlled from the 
land likewise ceases.“ |[Lawrence’s note on Wheaton, Part Il, ch. iv, $ 5, 
2d annotated ed., p. 846.] 

The situation which the present decree assumes to create is analogous 
to that caused by the action of the Government of New Granada in 1861. 
The Granadian charge d’afläires, Senor Rafael Pombo, on the 31st of March 
of that year, notified Mr. Seward that certain ports, among them Rio Hacha, 
Santa Marta, Cartagena, Sabanilla and Zapote, all on the Caribbean coast, 
had been declared to be closed to commerce whether of export or of import. 
There is this difference, however. that the Granadian Government then an- 
nounced that war vessels of the confederation were to eruise about the ports 
closed to commerce for the purpose of seizing vessels which sbould be found 
violating the closure which had been decreed. It appears from Mr. Seward’s 
note of acknowledgment to Senor Pombo, dated April 9, 1861, that the 
announcement then made was interpreted, as a declaration that certain named 
ports were „in a state of blockade which should de rendered effective by 
national vessels, and of which due publie notice had been given.“ 

While the Government of the United States, in 1861, thus confirmed 
the doetrine it had consistently maintained from the earliest days of the 
Republie, that non-possessed pörts might be effectually closed by a maritime 
blockade, the British Government then controverted the right of New 
Granada to resort to such a remedy. Answering an inquiry in the House 
of Commons, June 27, 1861, Lord John Russell, the Secretary of State for 
foreign aflairs, said: „The Government of New Granada hat announced not 
a blockade, but that certain ports of New Granada are to be closed. The 
opinion of Her Majesty's Government. after taking legal advice, is that it 
is perfeetly competent to the government of a country in a state of tran- 
quillity to say which ports shall be open to trade and which shall be closed: 
but in the event of insurreetion or eivil war in that country, it is not com- 
petent for its government to close the ports that are de facto in the hands 
of the insurgents, as that would be a violation of international law with 
regard to blockades.“ His lordship added that orders had been given to 
the British naval commanders in the Caribbean Sea „not to recognize the 
elosing of these ports.“ [See Parliamentary Debates, cited in Lawrence’s 
Wheaton, 2d annotated ed. notes, pp. 46, 47, 48.] 

When in 1861 the eivil war in the United States broke out, this 
Government maintained the position that the munieipal elosure of domestie 
ports in the hands of the Confederate forces was a legitimate incident to- 
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ward the maintenance of an eflective blockade by sea. This was opposed 
by the British Government, and in the correspondence which then took place 
Lord John Russell repeatedly announced to Mr. Adams the same rule as 
he had previously announced with regard to the Granadian decree; and he 
finally appealed to his answer in the New Granada case for the purpose of 
showing that it was intended to make the rule universal. [U. 6. Di». 
Corr., 1861, pp. 90. 95, 117, 120, 177.] The British ministry ultimately 
went to the extreme of declaring that they would consider such a municipal 
enactment (that of the elosure of non-possessed ports) as null and void, and 
that „they would not submit to measures taken on the high seas in pur- 
suance of such decree“. [Parliamentary Papers, 1862, North America, 
No. 1, p. 72; Lord Lyons to Lord J. Russell, August 12, 1861. ] 

In a speech of Mr. Cobden, made on October 25, 1862 [cited in Law- 
rence’s Wheaton, 2d annotated ed., p. 823, note], he said: „It has been 
distinetly intimated to America that we do not recognize their minicipal 
right in the matter; and if they were to proclaim, for example, that Char- 
leston was not to be traded with, and did not keep a suffieient force of ships 
there, we should go on trading with the town just as if nothing had occurred. 
It is only upon condition that the blockade shall be effectively maintained 
as between belligerents that the European powers recognize it at all.“ 

A recent authority, Professor Perels, judge of the Imperial Admiralty 
Court in Berlin, in a treatise on international maritime law, published in 
1882, writes thus: „The embargo of domestie ports, no matter by what 
measures or for what purpose it takes place, as it has not the character of 
a real blockade, cannot have the same consequences. It can indeed without 
question be maintained, in case of need, by means of the employment of 
force against such neutral ships as do not choose to acquiesce in it; likewise 
a seizure of such neutral ships as do not find themselves prepared to sub- 
mit to the measures of embargo must be considered as allowable, and it 
must be held in the case of active resistance that even the .destruction of 
such ships is allowable in accordance with the rules of war; but it is inad- 
missable, because not grounded on international law, to condemn as good 
prizes on account of their cargoes, neutral ships resisting such embargo.“ 
[Op. eit., sec. 52.] And it is conceded by this eminent authority that 
there can be, without blockade, no closure of a port not in possession of 
the sovereign issuing the decree. 

The legislation by the Congress of the United States in 1861 relative 
to the closing of the ports of the South held by the Confederate armies 
was really conditioned on a blockade. As Mr. Seward wrote to Mr. Adams, 
July 21, 1861, „the law only authorizes the President to close the ports 
in his discretion, according as he shall regard exigencies now existing or 
hereafter to arise, * * * The passage of the law, taken in conneetion 
with attendant cireumstances, does not necessarily indicate a legislative con- 
vietion that the ports ought to be closed, but only shows the purpose of 
Congress that the closing of the ports, if it is now or shall become necessary, 
shall not fail for want of power explieitly conferred by law“. (7.8. Dip. 
Corr., 1861, p. 120.] Under the authority so conferred certain ports were 
closed by formal proclamation of blockade whieh it thereupon became in- 
cumbent upon the Government of the United States to maintain effectively 
according to the prescriptions of international maritime law. 
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After careful examination of the authorities and precedents bearing 
upon this important question, I am bound to conclude, as general principle, 
that a decree by a sovereign power closing to neutral commerce ports held 
by its enemies, whether foreign or domestic, can have no international vali- 
dity and no extraterritorial effect in the direction of imposing any obligation 
upon the Governments of neutral powers to recognize it or to contribute 
toward its enforcement by any domestic action on their part. Such a decre« 
may indeed be necessary as a municipal enactment of the state which pro- 
claims it, in order to clothe the executive with authority to proceed to the 
institution of a formal and effective blockade, but when that purpose is at- 
tained its power is exhausted. If the sovereign deereeing such closure have 
a naval force sufficient to maintain a blockade, and if he duly proclaim such 
a blockade, then he may seize, and subject to the adjudication of a prize 
court, vessels which may attempt to run the blockade. If he lay an em- 
bargo, then vessels attempting to evade such embargo may be foreibly 
repelled by him if he be in possession of the port so closed. But his decree 
elosing ports which are held adversely to him is, by itself, entitled to no 
international respect. Were it otherwise, the de facto and titular sovereigns 
‘ of any determinate country or region might between them exclude all mer- 
chants ships whatever from their ports, and in this way not only ruin those 
engaged in trade with such states, but cause much discomfort to the nations 
of the world by the exelusion of necessary products found in no other 
market. 

The decree of closure of certain named ports of Colombia contains no 
intimation of an ulterior purpose to resort to a proclaimed and effective 
blockade. It may, therefore, be premature to treat your announcement as 
importing such ulterior measures, but it gives me pleasure to declare that 
tlıe Government of the United States will recognize any effective blockade 
instituted by the United States of Colombia with respect to its domestie 
ports not actually subjeet to its authority. This Government will also sub- 
mit to the forcible repulsion of vessels of the United States by any embargo 
which Colombia may lay upon ports of which it has possession, when it has 
power to effect such repulsion. But the Government of the United States 
must regard as utterly nugatory proclamations closing ports which the United 
States of Colombia do not possess under color of a naval force which is not 
even pretended to be competent to constitute a blockade. 

Second!y. — The Government of the United States cannot regard as 
piratical vessels manned by parties in arms against the Government of the 
United States of Colombia, when such vessels are passing to and from ports 
held by such insurgents, or even when attacking ports in the possession 
of the National Government In the late civil war, the United States at an 
early period of the struggle surrendered the position that those manning the 
Confederate eruisers were pirates under international law. The United States 
of Colombia cannot, sooner or later, do otherwise than accept the same view. 
But, however this may be, no neutral power can acquiesce in the position 
now taken by the Colombian Government. Whatever may be the demerits 
of the vessels in the power of the insargents, or whatever may be the status 
of those manning them under the munieipal law of Colombia, if they be 
brought by the act of the National (rovernment within the operation of 
that law, there can be no question that such vessels, when engaged as above 
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stated, are not, by the law of nations, pirates; nor can they be regarded 
as pirates by the United States. 

The status of purpose or of employment, which the Government of 
Colombia seeks to create against such vessels by decreeing them tho be 
pirates is, of course, wholly distinet from their inherent status as floating 
property. On this latter point we are not as yet adequately informed. The 
eommanders of the naval vessels of the United States on the Colombian 
coast have, however, been told that if conelusive proof be shown that any 
vessels belonging to eitizens of the United States have been unlawfully taken 
from them, the recovery of such property by the owners, or by others ac- 
ting in their bebalf, to the end of its restoration to their legitimate control, 
is warrantable. Such a right is inherent, depending wholly upon the eircum- 
stances of the case, and cannot be derived from or limited by any muni- 
eipal deeree of the Colombian Government like that which you now bring 
to my notice. 

Having thus replied to the two propositions contained in your note of 
the 9th instant, it may not be improper to recapitulate in somewhat more 
of detail the historical attitude of the Wovernment of the United States in 
regard to the question of elosıng non-possessed ports in order that its con- 
sisteney may be quite evident to you. 

As early as April 24, 1861, when Mr. Lincoln’s administration had 
only been in oftice six weeks, but when it was already apparent that the 
secession movement then begun would speedily have possession of most of 
the ports of the Southern States, Mr. Seward addressed a cireular to the 
ministers of the United States in Europe, in which he declared the adhesion 
of the United States (sovernment to the rule that „blockades, in order to 
be binding, must be eflective; that is to say, maintained by forces sufti- 
cient really to prevent access to the coast of the enemy.* [D. 8. Dip. 
Corr., 1861, p. 34.] 

When President Lincoln proclaimed, as he did on the inception of the 
civil war, a blockade of the Southern coast, the proclamation was followed 
by an annonncement to France and to England that the blockade would 
be effective in the above sense: and it is important to observe that, enor- 
mous as were the profits to be gained by blockade-running and doubtful 
as was at least the friendliness of certain European courts toward the United 
States, not one of the maritime powers of Europe complained that the 
blockade was not effective. 

Congress, it is true, adopted a few weeks later a munieipal statute, as 
hereinbefore stated, authorizing the President, at his diseretion, to close the 
Southern ports; but as to this measure the following observations are to 
be made: 

(a.) The celosure was to be a domestie act, incidental to the blockade, 
the permanency of which as a general measure during the civil war the 
President had already announced to foreign sovereigns. 

(b.) It was to be effected in part by land forces. 

(e.) Its institution was conditional upon the discretion of the President, 
which discretion was never exercised. 

It is as thus qualified and explained that Mr. Seward refers, in his 
correspondence with Mr. Adams and Lord Lyons, to the statutes in question, 
but it is impossible not to see, in Mr. Seward’s references, a latent appeal 
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of great force against the action of those European powers which, at tlıe 
beginning ot this century, did not hesitate to convulse and devastate the 
world by decrees and orders in council closing ports they did not possess. 
They did this in the face of vehement and almost supplieatory remonstrances 
from the United States, and forced this Government, then young in the 
family of sovereignties, and naturally desirous of peace with all, most reluc- 
tantly and at great cost of blood and treasure to undertake, as at last the 
sole maritime contestant, wars against Great Britain and France to mantain 
the freedom of the seas and the invalidity of paper blockades. 

With this unimpeachable record behind us no tangible objeetion could 
be made to the validity of a blockade which was eflectire enough to keep 
off multitudes of the most skillful navigators of those countries from the 
Southern ports of the United States, and the appeal had its immediate and 
inevitable effect. Great Britain and France, on the one hand, ceased to 
contest the validity and efficieney of the blockade of the Southern ports, 
and united, on the other hand, in the most solemn repudiation of the 
position formerly taken by them, that a belligerent can, by mere decrer, 
give binding international effect to the asserted closure of a port he does 
not hold. And that ports not so possessed cannot be closed, even by their 
legitimate sovereign, without the concomitant of a duly announced and 
effective blockade, may be accepted as now an established rule of inter- 
national law. 

I have, in conclusion, to express the pleasure with which I receive 
your statements respecting the progress of paeification and of the restoration 
of authority in the United States of Colombia. 


Accept sir, the renewed assurance of my highest consideration. 


T. F. BAYARD. 
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Verordnung, 


betreffend die Formen des Verfahrens und den Gejchäftgang des 
Reichs-Verſicherungsamts. 
Vom 5. Auguſt 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund des 8 90 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 
(Reichs-Geſetzbl. S. 69) im Namen des Neihs, nad) erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesraths, was folgt: 


I. Berfahren und Gefchäftsgang im Allgemeinen. 


8 1. Die nichtftändigen Mitglieder des Reichs-Verſicherungsamts und deren 
Stellvertreter werden für die Erfüllung der Obliegenheiten ihre3 Amt3 von dent 
Staatöfefretär des Innern mittels Handſchlags an Cidesitatt verpflichtet. 

Die von dem Bundesrath aus jeiner Mitte gewählten Mitglieder nehmen 
ihre Stelle nach dem Worjigenden oder deilen Vertreter, alio vor den übrigen 
Mitgliedern, in derjenigen Reihenfolge ein, welche für fie im Bundesrath bejteht. 

$ 2. Die Erledigung der Geichäfte erfolgt in der Negel in den Sitzungen, 
welche der Vorfigende anberaumt. 

Zu diefen Sigungen find die in Berlin anwejenden Mitglieder unter Mits 
theilung der Berathungsgegenftände einzuladen. 

Die Enticheidung ift, Soweit nicht in dem IUnfallverficherungsgeiege ($ 90) 
oder in diefer Verordnung ein Anderes beitimmt ift, durch die Anmwejenheit von 
mindeitenö drei Mitgliedern (einjchließlich des WVorfigenden) bedingt. 

In ſchleunigen Fällen fanı der Vorſitzende eine schriftliche Abſtimmung 
anordnen. Ergibt ſich hierbei eine Meinungsverfchiedenheit, jo muß die Ent: 
fheidung auf Grund gemeinfamer mündlicher Berathung erfolgen. 

8 3. Verfügungen, welche eine fachliche Entſchließung nicht enthalten, ins— 
beiondere diejenigen, welche nur die Leitung des Verfahrens bezüglid eines 
anhängigen Nekurfes betreffen, werden von dem Worjigenden oder unter beijen 
Mitzeihnung von demjenigen Mitgliede entworfen, welchen die Bearbeitung der 
Sade von dem PVorfißenden übertragen worden ift. 

Im Falle einer Meinungsverichiedenheit zwiichen dem Worfigenden und dem 
gedachten Mitgliede oder im Falle des Wideripruchs eines Betheiligten gegen eine 
ſolche Verfügung enticheidet das Stollegium. 

$ 4. Die Beichlüffe werden vorbehaltlich der Beſtimmung im $ 15 auf 
Vortrag in nichtöffentliher Sigung nah Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen: 
gleichheit gibt die Stimme des BVorfigenden den Ausſchlag. 

Bilden fih in Beziehung auf Summen, über welche zu enticheiden tft, mehr 
al3 zwei Meinungen, deren feine die Mehrheit für ſich hat, jo werden bie für 
die größte Summe abgegebenen Stimmen den für die zunächſt geringere abge: 
gegebenen jo lange hinzugerechnet, bis ſich eine Mehrheit ergibt. 
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Die Stimmen werden in nachitehender Reihenfolge abgegeben: 

1. von den Berichterftattern ; 

2. von den Mitgliedern, welche durch die Vertreter der verficherten Arbeiter 
gewählt find; 

3. von den Mitgliedern, welhe von den Genoflenichaftsporftänden 
ae find; 

. bon den beiden richterlihen Beamten; 

. bon den ftändigen Mitgliedern; 

6. von den vom Bundesrath aus feiner Mitte gewählten Mitgliedern ; 

7. bon dem Borjigenden. 

Die Mitglieder des Bundesraths ftimmen in der im $ 1 gedadıten 
Reihenfolge. 

Die Reihenfolge der Abitimmung der Mitglieder innerhalb der übrigen 
Klaſſen richtet fih nah dem Dienftalter dergeitalt, daß das jüngfte Mitglied 
zuerit ſtimmt; bei gleihem Dienftalter hat das, dem Lebensalter nad) jüngere 
Mitglied zuerit zu ftimmen. 

$ 5. Für den mündlichen Vortrag in den Sigungen werden Bericht: 
eritatter von dem VBorligenden ernannt. 

Die Entiheidungen (Beichlüffe und Urtheile) find in der für die Zufertigung 
an die Betheiligten geeigneten yorm von den Berichteritattern zu entwerfen und 
in der Urſchrift außer von dieſen von dem Borfigenden zu zeichnen. 

Die Verfügungen und Enticheidungen ergehen unter der Bezeichnung: „Das 
Neich3-Verfiherungsamt* und werden in der Ausfertigung vom. Vorfigenden 
vollzogen. 

$ 6. Der Vorfigende leitet die Verhandlungen und Berathungen in den 
Sitzungen; er Stellt die Fragen und ſammelt die Stimmen. 

Meinungsverichiedenheiten über den Gegenstand, die Faſſung und die Reihen: 
folge der Fragen oder über dad Ergebniß der Abjtimmung werden in Gemäß: 
heit des 3 4 entichieden. 


Il. Verfahren und Gefchäftsgang in den Fällen des $ 90 zu b und c des 
Unfallverficherungsgefebes. 


$ 7. Das Neichs-Verfiherungsamt enticheidet in den Fällen des 8 90 
zu b und e des Unfallverfiherungsgeieges in der Belegung von fünf Mitgliedern 
mit Einſchluß des Vorſitzenden, ſowie von zwei richterlihen Beamten. Inter 
den fünf Mitgliedern muß fich je ein Bertreter der Genoflenichaftsvorftände und 
der Arbeiter befinden. 

Die beiden richterlihen Beamten, ſowie zwei Stellvertreter für dieſelben 
werden fir die Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen befleideten Reichs: 
oder Staatsämter vom Bundesrath gewählt und vom Kaiſer ernannt. 

$ 8. Der Vorligende jeßt bei Begimm des Jahres — zum erjten Mal mit 
dem Anfrafttreten der im $ 111 Abſ. 2 des Unfallverſicherungsgeſetzes erwähnten 
Staiferlichen Verordnung — die Reihenfolge feit, in welcher die nichtitändigen 
Mitglieder des Neichs-Verfiherungsamts zu den Sigungen einberufen werden. 
Gleichzeitig find die Stellvertreter zu bezeichnen. 

Die Einberufung zu den einzelnen Sigungen muß in der Negel mindeſtens 
zwei Wochen vor denjelben erfolgen. 

8 9. Die Beitimmungen in den 88 41 ff. der Zivilprozeßordnung über 
die Ausichließung und Ablehnung der Richter finden auf die Mitglieder des 
Reichs: Verliherungsamts entiprehende Anwendung. 
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Ueber dad Ablehnungsgeſuch entjcheidet das Reichs-Verſicherungsamt mittels 
Beſchluſſes (SS 2 ff.). 

$ 10. Der Antrag auf Eniicheidung des Reichs-Verſicherunggamts ($ 32 
des Unfallverſicherungsgeſetzes), jowie der Rekurs an dasſelbe ($ 63 a. a. ©.) 
muB an das Neich3-Verfiherungsamt Ichriftlich gerichtet werden. 

In dem Schriftjage iit der Gegenftand des Anſpruchs zu bezeichnen, des— 
gleichen find die für die Entſcheidung maßgebenden Thatjahen mit Angabe ber 
Beweismittel für Ddiejelben anzuführen. 

Für jeden Gegner iſt eine Abichrift des Schriftiages beizufügen. 

$ 11. Das Neihö-Berfiherungsamt hat die Abichrift des Antrages dem 
Gegner zur Einreichung einer Gegenichrift binnen einer bejtimmten, von einer 
Woche bis zu vier Wochen zu bemefjenden Friſt mitzutheilen. In der Aufforder: 
ung iſt zugleich die Verwarnung auszusprechen, daß, wenn die Gegenfchrift inner: 
halb der Frift nicht eingeht, die Entjcheidung nah Lage der Akten erfolgen 
werde. Die Frift kann auf Antrag aus wichtigen Gründen verlängert werden. 

Der Gegenichrift ift eine Abichrift beizufügen, welche dem Gegner von dem 
Reichs-Verſicherungsamt zuzuſtellen ift. 

$ 12. Anträge und Gegenſchriften ($$ 10, 11) müſſen entweder von den 
Betheiligten jelbit oder von ihren geieglichen Vertretern oder von ihren Bevoll— 
mächtigten unterzeichnet fein. Die VBollmaht muß jchriftlich ertheilt werden 

Das Reichs-Verſicherungsamt kann Vertreter, welche, ohne Rechtsanwälte 
zu fein, die Vertretung geihäftömäßig betreiben, zurüchveiien. 

$ 13. Die Entiheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung vor 
dem Neichö:Verfiherungsamt. Der Termin hierzu wird von dem Vorſitzenden 
anberaumt. Die Betheiligten werden mittelft eingejchriebenen Briefes von dem 
Termin mit dem Bemerfen in Kenntniß geſetzt, daß im Falle ihres Ausbleiben 
nad Lage der Akten werde entjchieden werden. Hält das Neichö-Verfiherungsant 
das perjönliche Erjcheinen eines Betheiligten für angemeilen, jo hat dasjelbe die 
nach Lage des alles an das Nichtericheinen ſich fnüpfenden Nachtheile in ber 
Vorladung beionders zu bezeichnen 

8 14. Gleichzeitig mit Anberaumung des Termined ($ 13) find von dem 
Vorfigenden ein eriter und ein zweiter Berichterftatter zu ernennen; ber erite 
Berichteritatter hat, jofern dies von dem PWorfitenden angeordnet wird, vor dem 
Termin eine jchriftlihe Sachdarlegung vorzulegen. 

$ 15. Die mündlihe Verhandlung erfolgt in öffentliher Situng. Die 
Oeffentlichkeit kann durd einen üffentlih zu verfündigenden Beihluß ausge: 
ichloffen werden, wenn dad Neichö-Verjiherungsant dies aus Gründen des 
Öffentlichen Wohls oder der Sittlichfeit für angemeſſen erachtet. 

Die zur Verhandlung gelangenden Sachen werden der Pegel nad in ber 
durch den PVorjigenden beitimmten, durch Aushang vor dem Sitzungszimmer 
befannt zu machenden Reihenfolge erledigt. 

F 16. Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Darftellung des Sach— 
verhältniffes durch den eriten Berichteritatter, demnächft find die erichienenen 
Beteiligten zu hören. 

Der Vorfigende hat jedem beifigenden Mitgliede des Reichs-Verſicherungsamts 
auf Verlangen zu geitatten, Fragen zu ftellen. 

$ 17. Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereidigten 
Protofollführere. Won demfelben ift ein Protofoll aufzunehmen, weldes den 
Gang der Verhandlung tm Allgemeinen angibt. Anerfenntniffe, Berzichtleiltungen, 
Bergleiche und folche Anträge und Erklärungen der Betheiligten, welche von ben 
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Schriftfägen abweichen, jowie der Tenor bes Urtheils find in das Protokoll 
aufzunehmen. 

Dasfelbe iſt von dem Protofollführer und dem Borjigenden, in Fällen der 
Urtheilsiprehung dagegen außer von dem Protofollführer von allen Mitgliedern 
zu unterzeichnen, welche an der Urtheilsiprehung theilgenonmen haben. 

8 18. Die Berathung und Entſcheidung des Reichs-Verſicherungsamts erfolgt 
in nichtöffentliher Sigung. 

$ 19. Das Reichs-Verſicherungsamt enticheidet innerhalb der erhobenen 
Anſprüche nach freiem Ermeſſen. 

Die Entiheidung eritredt fih auch auf die in dem Merfahren vor dem 
Neich3-Verfiherungsamt den Warteien erwachſenen Stoften, und auf bie Frage, 
welcher Stoftenbetrag zur zwedentiprehenden Wahrung der Aniprühe und Rechte 
nothivendig geweſen ift. 

Bei den Enticheidungen, welche auf Grund der mündlichen Verhandlung 
ergehen, Dürfen nur Dlitglieder mitwirken, vor welchen diefe Verhandlung ſtatt— 
gefunden hat. 

$ 20. Das Rerfahren vor dem Neich8:Verficherungsamt iſt koftenfrei; ein 
Erſatz der durch diejes Verfahren dem Reichs-Verſicherungsamt verurſachten baaren 
Auslagen dur die Parteien findet nicht ftatt. 

$ 21. Die Enticheidung fann ohne vorgängige Anberaumung einer münd— 
lihen Berhandlung ergehen, wenn beide Theile auf eine folde ausdrüdlich 
verzichten. 

$ 22. Der Borfigende verfündet die ergangene Entſcheidung in öffentlicher 
Sitzung durd Verlefung des Beichluffes oder der Urtheilsformel. 

Wird die Werfündung der Gründe für angemefien gehalten, jo erfolgt fie 
durch Verlefung derielben oder durch mündliche Mittheilung des wejentlichen Inhalts. 

Die Verfündung der Enticheidung kann auf eine fpätere Situng vertagt 
werden, welche in der Negel binnen einer Woche jtattfinden ſoll. 

In dem Falle des 8 90 zu c des Unfallverficherungsgeieges ift dem Schieds— 
gericht, gegen deſſen Enticheidung Rekurs eingelegt worden iſt, Abichrift bes 
Urtheils zu ertheilen. 

$ 23. Das Urtheil wird nebit Gründen von dem erften Berichterftatter 
entiworfen und in der Urſchrift von den ftändigen, den durch den Bunbdesrath 
gewählten nichtitändigen und von den richterlichen Mitgliedern, weldye an ber 
Verhandlung betheiligt geweſen find, unterzeichnet, 

8 24. Im Cingange des Urtheils find die Mitglieder, welche an ber Ent⸗ 
ſcheidung theilgenommen haben, namentlich aufzuführen; auch iſt der Sitzungstag 
zu bezeichnen, an welchem die Entſcheidung erfolgt iſt. 

Die Ausfertigungen der Urtheile werden mit der Ueberſchrift verſehen: 

„Im Namen des Reichs“. 

Sie enthalten neben dem Siegel des Reichs-Verſicherungsamts die Schluß— 
formel: 

„Urkundlich unter Siegel und linterfchrift“ 


„Das Reichs-Verſicherungsamt“. 
Die Vollziehung erfolgt durch den Vorjigenden. 


III. Befondere Befugniffe des Vorlfibenden. 


$ 25. Dem Morfigenden fteht die Leitung und Beauffihtigung des 
gelanımten Dienftes zu; er trifft die nähere Beitimmung über die Bertheilung 
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der Geichäfte und ernennt insbejondere in den Fällen der $$ 14, 16, 27 u. 88 
des Unfallverfiherungsgefeges die Vertreter und Beauftragten des Reichs-Ver— 
fiherungsamt3. 

$ 26. Der Borfigende ordnet die Einrichtung der Bureaux, der Akten und 
Geihäftsregiiter; ihm fteht die Verfügung in allen VBerwaltungsangelegenheiten 
de3 Amts, insbeiondere in denjenigen zu, welche das Etats- und Kaſſenweſen, 
das Dienstgebäude und deſſen Einrichtung, die Vervollftändigung der Bibliothet 
und ſonſtige Anſchaffungen betreffen. 

$ 27. Mit Genehmigung des Reichskanzlers kann der Vorfigende einen 
Theil feiner Befugniſſe einem jtändigen Mitgliede des Reichs-Verſicherungsamts 
übertragen. Der PBorfigende wird im Behinderungsfalle von dem nächſtälteſten 
ftändigen Mitgliede vertreten. 


IV. Innerer Gefchäftsgang. 


$ 28. Vorladungen und Zuftellungsichreiben werden durch die Unterichrift 
des von dem Vorfigenden dazu bejtimmten Beamten und unter Beifügung des 
Siegeld de3 Reichs-Verſicherungsamts beglaubigt. 

In gleicher Weile erfolgen die in den 88 14 und 16 des Unfallverſicherungs— 
geſetzes vorgeichriebenen Cinladungen zu den Generale und Genoſſenſchafts— 
verjammlungen. Dieielben können mittelft einfachen Briefes durch die Poft 
bewirft werden. 

$ 29. Das Reichs-Verſicherungsamt führt zwei Siegel: 

1. ein großes Siegel, welches dem von dem Neichsgeriht geführten ent: 
jpriht und nur bei förmlihen Ausfertigungen, insbejondere der Urtheile, 
gebraucht wird; 

2. ein fleineres Siegel, welches den bei. den Gelandtichaften des Deutichen 
Reichs eingeführten Siegeln entipricht, mit der Umſchrift: „Reichs Berfiherungsamt“. 


V. Gefchäftsfprade. 
$ 30. In Betreff der Geichäftsipradhe vor dem Reichs-Verſicherungsamt 
finden die Beltimmungen in den 88 186 ff. des Gerichtsperfaffungsgeleges vom 
27. Januar 1877 entiprechende Anwendung. Gingaben, welche nicht in deutſcher 
Sprache abgefaßt find, werden nicht berüdiichtigt. 
VI. Geſchäftsbericht. 


8 31. Am Schluffe eines jeden Jahres hat das Reichs-Verſicherungsamt 
dem Neichsfanzler einen Geichäftsbericht einzureichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Infiegel. 


Gegeben Bad Gaftein, den 5. Auguit 1885. 
(L. 8.) Wilhelm. 
von Boetticder. 
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Bekanntmachung, betreffend die äußerſten Grenzen der im öffentlichen Verkehr 
noch zu duldenden Abweichungen der Maße und Meßwerkzenge, Gewichte und 
Waagen von der abjoluten Nichtigkeit. 


Vom 27. Juli 1885. 


Auf Grund der Beltimmungen- im Artifel 10 der Maß: und Gewichts- 
ordnung vom 17. Auguft 1868 (Bundes-Geſetzbl. S. 473) und des Gejetes 
vom 11. Juli 1884, betreffend die Abänderung der Maß: und Gewichtsordnung 
vom 17. Auguft 1868 (Neich8:Gefegbl S. 115), bat der Bundesrath nad 
Vernehmung der faiferlihen Normal-Aichungs-Kommiſſion folgenden Beſchluß 
gefaßt: 

$ 1. Die äußeriten Grenzen der bei Maßen und Meßwerkzeugen, Gewichten 
und Waagen im öffentlichen Verkehr noch zu duldenden Abweichungen von der 
abjoluten Richtigkeit, die jowohl im Mehr als im Minder ftattfinden dürfen, 
werden wie folgt bejtimmt. 


I. £ängenmaße. 
A. Fehlergrenze ber Gejammtlänge. 
Bei metallenen Maßen von 


10 bis einfchliegli 7 Meter Länge . 6 Millimeter 
6 " ” 4 " " ” . = 4 ” 
3 und 2 Meter Länge . 2 " 
1 Meter Länge wuerde R 
0,5 — Dt Se ae ——— a u 
D3- u Fe EL EEE Er = 
0,1 " n an en " 
Bei den Maßen aus Elfenbein, hartem Holz u. ſ. w. von 
0,5, 0,2 und O,1 Meter Länge . -» . . !/, Millimeter 


Dei Werfmaßftäben aus Holz (Meblatten), fowie bei hölzernen Maßſtäben 
für Yangwaaren und bei zufammenlegbaren hölzernen Maßen von 


10 bis einichließlih 7 Meter Länge . . 12 Millimeter 

6 # 3 4 Li; H r 2. 8 " 

3 und 2 Meer Line -». » 2 22.2.4 . 

L. Meter Längeeee 2 5 

0,5 nv " * . * 1’); " 

Bei Bandmaßen aus Stahl von 

25 und 20 Meter Länge » » : 2.8 Millimeter 
15... .310 —, ee ee E 


N Val. „Annalen“ 1868 S. 1007, 1877 ©. 817, 1885 ©, 545. 
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9 bis einihließlih 7 Meter Länge. . 4 Millimeter 
6 73 ” 4 " ” ” . 3 ” 
3 und 2 Meter Länge — 
1 Meier Line. - 2» 22: 1 


B. Fehlergrenze der Gintheilung. 


Bei allen Maßen von mehr ald 2 Meter Länge darf der Fehler bes 
Abſtandes irgend einer Gintheilungsmarfe von dem nächiten Ende der Maflänge 
die Hälfte der vorftehend angegebenen größten zuläffigen Abweichung der Länge 
des ganzen Maßes nicht überjchreiten. 

Bei den Maßen von 2 Meter oder fleinerer Länge darf der Fehler bes 
Abftandes irgend einer Cintheilungsmarfe von dem einen wie von dem anderen 
Ende der Maßlänge die vorstehend angegebene größte zuläflige Abweichung der 
Länge des ganzen Maßes nicht überjchreiten. 


II. Slüffigkeitsmaße, Mefwerkzeuge für Llüffigkeiten und Mepflafchen. 
A. Flüffigfeitsmaße. 
Die Abweichung von dem Soll-Raumgehalt darf höchitens betragen: 


bei 20 bis einihließlih 1 Liter . . "200 des SolleRaumgehalts 
‚ MY, 4 und 02 kitr . . . . Mıoo „ F 
„Or und 005 Liter.. . .. Uso 5 u 
„0,02 und 0,01 kitr. . oo... Ms „ e 


B. Meßwerkzeuge für Flüſſigkeiten. 
Die Abweichung von dem Soll: — darf höchſtens betragen: 


bei 2 und 1 Liter. .. - .. soo des Soll-Raumgehalts 
„ Ms, "as und 0,2 &iter 2.0.8 “oh J 

„ 01 und 0,05 Liter. .... * 2 n 

„ 0,02 und 0,01 Liter . . > a 


Bei den Meßwerkzeugen für Ftüffigfeiten mit fortlaufender Dezimal— 
eintheilung, und zwar mit Einſchluß der iu der leßteren enthaltenen einzelnen 
aichfähigen Maßgrößen, beträgt die größte zuläffige Abweichung vom Soll-Raum: 
gehalt bei allen Angaben 


von 0,9 Xiter bis einihließlih 0,5 Xiter . 5 Rubikcentimeter 
" 0,4 " ” ” 0,1 n a » ° 2 7} 
" 0, 09 [2 " " O, 05 —1 


„ 004 „ . " 001 u. 0,4 
dagegen bei einer Gintheilung von 0,1 Liter abwärts in Taufendfteln des Liter 
bei allen Angaben 0,2 Kubikcentimeter. 


C. Meßflaſchen. 
Bei Meßflaſchen zu 1 Liter und zu Ye Liter Raumgehalt darf die Abweich— 
ung vom Soll-NRaumgehalt höchſtens 5 Kubikcentimeter betragen. 
IN. Fäſſer. 


Die Abweichung des jeweiligen Naumgehalt3 von der aufgeitempelten Raums 
gehaltsangabe darf höchſtens betragen : 
bei Fäſſern bis zu 30 Liter Naumgehalt 0,2 Xiter, 
bei größeren Fäſſern "/ıso des aufgeltempelten Naumgehalts. 
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IV. Hohlmaße und Meßwerkzeuge für trockene Gegenftände, fowie Mekrahmen 
für Brennholz. 
A. Maße von 100 Liter abwärts für alle Arten von trodenen 


Gegenständen. 
(88 21 bis 27 der Aichordnung vom 27. Dezember 1884.) 


Die Abweihungen vom Soll-Naumgehalt dürfen höchſtens betragen: 


bei 100 und bei 50 Liter. . . . "ıss des Soll-Raumgehalt3 
„ 25 bis einichließlih 1 Liter. 100 „ —F 
0,568, 0.2. 1/50 " n 
— 0,1 und 0,05 "Liter at Is „ * 


B. Maße und Meßwerkzeuge von 0,5 Hektoliter aufwärts für 
Brennmaterialien, jowie für Kalt und andere Mineralprodufte. 
Es 28 bi 32 der Wichordnung vom 27. Dezember 1884.) 


Die Abweihung vom Soll-Raumgehalt darf höchitens !/so des legteren betragen. 
C. Meßrahmen für Brennholz. 
Die Abweichung der Länge der einzelnen Nahmenftüde von der Soll-Länge 
darf höchſtens betragen: 
bei 1 Meter oder mehr . . . . 2 Gentimeter 
ee ee er Te 
V. Gewichte. 
Die Abweihung vom Soll-Gewidht darf höchſtens betragen: 


A. Bei Handelsgewichten B. Bei Fräzifionsgewichten 














bei einer Gewichtsgröße 
von 





50 Kilogramm 10 Gramm 5 Granım 
20 2 8 " 4 " 
10 s 5 ’ 2,5 ü 
5 5 25 5 1,250 .„ 
2 ’ 8 -; 0,60 „ 
1 * 0,8 * 0,400 
500 Gramm 500 Milligramm 250 Milligramm 
200 — 200 * 100 — 
100 120 — 60 pP 
50 100 J 50 „ 
20 r 60 J 30 
10 — 40 20 J 
5 ir 32 = 12 5 
2 = 24 5 6 5 
1 20 n 4 " 
500 Milligramm 2 J 
200 2 2 
100 — 2 ” 
50 ’ 1 n 
20 " 1 „ 
10 — 1 o 
5 — 0,5 
2 " 0,4 ” 
1 R 02 „ 
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C. Bei Goldmünzgewichten, und zwar: 


bei den Normal» und Paſſirgewichten für 5 Marf . . . 4 Milligramm 
" ” " " n " 10 " . . . 4 " 
„ " " " " " 20 " bs „ ai 6 [2 
bei den Bielfachen ber Normalgewidte für 50 „ 30 n 
” n " " " " 100 " . . . 40 " 
— — 200 2.2.50 s 
" " „ " 7) 500 " . . . 100 " 
" " "v ” 2 " 1000 " . . . 180 " 
" 77 [77 ” " 2 000 " . . . 3 2 Ö " 


VI Waagen. 


Die Gewichtözulagen, welche zur Ausgleihung vorgefundener Abweichungen 
von der Nichtigkeit genügen jollen, oder welche bei unmerklich Icheinenden Abweich— 
ungen von der Richtigkeit dad wirkliche Vorhandenſein hinreichender Richtigkeit 
durch die Hervorbringung eines nod genügend deutlichen Ausichlages erweiſen 
follen, dürfen höchitens betragen: 


A. Handelömwaagen. 
I. SGleiharmige Waagen. 


0,4 Gramm für je 100 Gramm (—=!/:50) der größten zuläffigen Laft, wenn 
diefelbe 200 Gramm oder weniger beträgt. 

2,0 n für je 1 Kilogramm (—=!/500) der größten zuläffigen Laft, wenn 
dieſelbe mehr als 200 Granım, aber nicht mehr als 5 Kilo: 
gramm beträgt. 

1,0 u für je 1 Stilogramm (—=!/ı000) der größten zuläfligen Laft, wenn 
diejelbe mehr ald 5 Stilogramm beträgt. 


II. Angleiharmige Waagen. 


1,2 Gramm für je 1 Kilogramm (—=!Nss3) der größten zuläſſigen Laſt. 


Ill. £aufgewidiswaagen, 


2,0 Gramm für je 1 Silogramm (—="/500) der größten zuläffigen Laſt, wenn 
diejelbe weniger als 200 Stilogramm beträgt. 

1,2 r für je 1 Stilogramm (—="/s3s) der größten zuläfligen Laft, wenn 
dielelbe 200 Kilogramm oder mehr beträgt. 


4,0 Milligramm 


1,0 " 


0,4 Gramm 


02 „ 


B. Waagen für beiondere Zwede. 

I. Präzifionswaagen. 
für je 1 Gramm (=!/s50) der größten zuläffigen Laft, wenn 
diefelbe 20 Gramm oder weniger beträgt. 
für je 1 Gramm (=!'500) der größten zuläffigen Laft, wenn 
dieielbe mehr als 20 Gramm, aber nicht mehr als 200 Granım 
beträgt. 
für je 1 Gramm (==",1000) der größten zuläffigen Laft, wenn 
diefelbe mehr al$ 200 Gramm, aber nicht mehr als 2 Silo: 
gramm beträgt. 
für je 1 Kilogramm (='/s500) der größten zuläffigen Laſt, 
wenn dieſelbe mehr als 2 Stilogramım, aber nicht mehr als 
5 Stilogramm beträgt. 
für je 1 Silogramm (—!/5000) der größten zuläffigen Laft, 
wenn dieſelbe mehr als 5 Nilogramnı beträgt. 
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II. Seföftthätige Negiftrirwaagen. 
2,0 Gramm für je 1 Kilogramm (=!/500) der größten zuläfjigen Laft, 
wenn diejelbe nicht mehr als 5 Stilogramm beträgt. 
1,0 . für je 1 Kilogramm (=!/ıo00) der größten zuläffigen Laſt, 


wenn diefelbe mehr ald 5 Kilogramm beträgt. 


III. Seringere Waagen. 
a. Waagen für Eifenbahnpafjagiergepäd und Waagen für Pojtpäcdereien ohne 
angegebenen Werth. 
200 Gramm bei Waagen für Eifenbahnpaffagiergepäd, 
100 — 5 S „» Boftpädereien ohne angegebenen Werth. 
b, Höferwaagen. 


8 Gramm für je 1 Kilogramm (—="/ı25) der größten zuläffigen Lait. 
VII. Alkoholometer und Thermometer. 


Die Abweihung von der Soll-Angabe darf höchſtens betragen: 
bei Altoholometern . » : : . 0,5 Prozent, 
bei Thermometern . -» >» 2 ....0,6 Grad Réaumur 


VII. Gasmeſſer. 


Die Abweichung des von einem Gasmefjer angegebenen Gasverbrauches von 
der Soll-Angabe darf höchſtens betragen: 
4 Prozent des Verbrauches. 
$ 2. Bei denjenigen Gegenständen, welche auf Grund der Bekanntmachung 
vom 30. Oftober 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 215) trog ſonſtiger Abweichungen 
von den geltenden Vorfchriften bis zum 31. Dezember 1888, beziehungäweife 
bis auf Weiteres im öffentlichen Werfehr noch zuläſſig fein werden, find die 
äußerſten Grenzen der im öffentlichen Verkehr noch zu duldenden Abweichungen 
von der abjoluten Nichtigkeit die folgenden: 
bei Flüffigfeitsmaßen zu '/s, zu Nıs, und zu !/se Liter und bei ben 
entiprechenden Raumgehaltsangaben der Meßwerkzeuge für Flüffig- 
feiten 80 des Soll-Raumgehalts; 
bei Hohlmaßen für trodene Gegenitände zu Ys und !ıs Liter !/es des 
Soll:Raumgehalts ; 
bei Handelögewichten zu 50 Pfund 8 Gramm; 
bei Handelsgewichten zu !/s Pfund 250 Milligramm; 
bei Präzilionsgewichten zu 50 Pfund 4 Gramm; 
bei Präzifionsgewichten zu "is Pfund 125 Milligramm. 
$ 3. Die Belanntmahung vom 6. Dezember 1869 (Bundes-Geſetzbl. 
©. 698), die Befanntmahung vom 16. August 1871 (Reichs-Geſetzbl. S. 328), 
die Befanntmahung vom 14. Dezember 1872 (Zentralbl. für das Deutiche 
Reih 1873 ©. 3), die Befanntmiahung vom 11. Juli 1875 (Zentralbl. für 
das Deutiche Reich S. 436) und die Befanntmahung vom 12. März 1881 


— 


(Zentralbl. für das Deutſche Reich S. 98) werden aufgehoben. 
Berlin, den 27. Juli 1885. 
Der Stellvertreter des Veichskanzlers. 


von Boettider. 
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J. Uebereinkunft zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Internationalen 
Geſellſchaft des Kongo. 
Vom 8. November 1884. 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, im Namen des 
Deutſchen Reichs, und Seine Majeſtät der König der Belgier, als Begründer 
und im Namen der Internationalen Geſellſchaft des Kongo, von dem Wunſche 
geleitet, die Beziehungen des Deutichen Neich& zu der Internationalen Gejellicaft 
des Kongo durch eine llebereinkfunft zu regeln, haben zu dem Zweck mit Voll 
macht veriehen: 


(Folgen die Namen), 


welche, nad) gegemieitiger Mittheilung ihrer in guter und geböriger Form befun- 
denen Bollmachten, über folgende Artikel übereingefommen find: 

Art. 1. Die Internationale Geiellihaft des Kongo verpflichtet ſich, in 
ihren gegenwärtigen und zukünftigen Beligungen in dem Beden des Kongo und 
des Niadi-Kwilu-Fluſſes, jowie in den angrenzenden Stüftenländern des Atlan— 
tiihen Ozeans von den eingehenden oder durchgehenden Waaren und Handels: 
artikeln feinerlei Zölle zu erheben. Diele Zollfreiheit eritredt fich insbeſondere 
auch auf diejenigen Waaren oder Handelsartifel, welche auf der um die Kongo— 
Statarafte gebauten Straße befördert werden. 

Art. 2. Die Angehörigen des Deutichen Neichs follen befugt fein, ſich in 
dem Gebiete der Geiellihatt aufzuhalten und niederzulafien. 

Diefelben jollen Hinfichtlih de Scußes ihrer Perfon und ihres Eigen: 
thuns, der freien Ausübung ihrer Religion, der Verfolgung und Bertheidigung 
ihrer Nechte, Towie in Bezug auf Schifffahrt, Handel und Gewerbebetrieb den’ 
Angehörigen der meiltbegünftigten Nation, einichlierlich der Inländer, gleich» 
geitellt jein. 

Insbeſondere jollen fie das Necht haben, in dem Gebiete der Gefellichaft 
belegene Grundjtüde und Gebäude zu faufen, zu verfaufen und zu vwermiethen, 
Handelshänier zu errichten und dajelbit Handel, ſowie die Küſtenſchifffahrt unter 
deutjcher Flagge zu treiben. 

Art. 3. Die Gefellihaft verpflichtet fich, den Angehörigen einer anderen 
Nation niemals irgend einen Vortheil zu gewähren, der nicht zugleich auch auf 
die Angehörigen des Deutichen Reichs eritredt würde. 

Art. 4. Bei Abtretung de3 gegenwärtigen oder zukünftigen Gebietes der 
Sejellichaft, oder eines Theiles desfelben, gehen alle von der Gelellichaft dem 
Deutjchen Reich gegenüber eingegangenen Verpflicditungen auf den Erwerber über. 
Dieje Verpflichtungen und die dent Deutichen Reich und feinen Angehörigen von 
der Geſellſchaft eingeräumten Rechte bleiben auch nad) der Abtretung einem jeden 
neuen Griverber gegenüber in Giltigkeit. 
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Urt. 5. Das Deutfche Reich erkennt die Flagge der Gejellihaft — blaue 
Flagge mit goldenem Stern in der Mitte — als diejenige eines befreundeten 
Staated an. 

Art. 6. Das Deutiche Neich ift bereit, diejenige Grenze des Gebietes der 
Geſellſchaft und des zu errichtenden Staates, welche auf der anliegenden’) Karte 
verzeichnet ift, ſeinerſeits anzuerfennen. 

Art. 7. Dieje Uebereinfunft joll ratifizirt und es follen die Ratifikations— 
Urkunden in möglichit kurzer Frift zu Brüſſel ausgetauscht werden. Die Weber: 
einfunft foll unmittelbar nach Austausch der Natififationen in Straft treten. 

Zu Urkund deilen haben die beiderjeitigen Bevollmächtigten fie unterzeichnet 
und mit ihren Wappen unterjiegelt. 


Sp geichehen in Brüffel, den 8. November 1884. 


II. General:Afte der Berliner Konferen;. 


Vom 26, Februar 1885. 
Im Namen des Allmächtigen Gottes, 


Seine Majeität der Deutiche Kaifer, König. von Preußen, Seine Majeftät der 
Staifer von Delterreih, König von Böhmen 2c. und Apoftolifcher König von ln: 
garn, Seine Majeltät der König der Belgier, Seine Majeltät der König von 
Dänemark, Seine Majeftät der König von Spanien, der Präfident der Ber: 
einigten Staaten von Amerika, der Bräfident der Franzöſiſchen Republit, Ihre 
Majeltät die Königin des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Jr: 
land, Stailerin von Indien, Seine Majeftät der König von Italien, Seine Maje— 
ftät der König der Niederlande, Großherzog von Luremburg ꝛc., Seine Majeltät 
der König von Portugal und Algarvien 2. 2. 2c., Seine Majeftät der Kaiſer 
aller Reußen, Seine Majeftät der König von Schweden und Norwegen ꝛc. ı. 
und Seine Majeltät der Staifer der Ottomanen, 

in der Abficht, die für die Entwidelung des Handeld und der Zivilifation 
in gewiſſen Gegenden Afrifas günftigiten Bedingungen im Geiſte guten gegen: 
jeitigen Ginvernehmens zu regeln und allen Völkern die Vortheile der freien 
Schifffahrt auf den beiden hauptiädhlichiten, in den atiantiichen Ozean mündenden 
afrifanishen Strömen zu fihern; andererjeits von dem Wunſche geleitet, Miß— 
verftändniffen und Streitigkeiten vorzubeugen, welche in Zukunft durch nene 
Beligergreifungen an den afrifaniichen Hüften entitehen könnten und zugleich auf 
Mittel zur Hebung der fittlihen und materiellen Wohlfahrt der eingeborenen 
Völferichaften bedacht, haben in Folge der von der Kaiſerlich Deutichen Regierung 
im Ginverftändnig mit der Negierung der Franzöfiichen Republik an Sie er: 
gangenen Cinladung beichloifen, zu dieſem Zweck eine Stonferenz in Berlin zu 
veriammeln und haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlid: 

(Folgen die Namen), 


' Nicht mit abgedrudt. 
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welche, veriehen mit Vollmachten, die in guter und geböriger Form befunden 
worden find, nad) einander berathen und angenonmen haben: 

1. eine Erklärung, betreffend die Freiheit des Handels in dem Becken bes 
Kongo, feinen Mündungen und dem angrenzenden Ländern, nebit einigen 
damit zujammenhängenden Beitimmungen ; 

2. eine Erklärung, betreffend den Stlavenhandel und die Operationen, 
welche zu Lande oder zur See dieſem Handel Sklaven zuführen ; 

3. eine Erklärung, betreffend die Neutralität der in dem £onpentionellen 
Ktongobeden einbegriffenen Gebiete ; 

4. eine Kongo-Schifffahrtsakte, welche unter Berüdfichtigung der örtlichen 
Verhältniffe auf dieſen Strom, feine Nebenflüffe und auf die denſelben 
gleichgeitellten Gewäfler, die in den Artikeln 108 biö 116 der Schluß: 
afte des Wiener Kongreſſes enthaltenen allgemeinen Grundfäge aus: 
dehnt, welche zum Zweck haben, zwiichen den Signatärmächten jener 
Alte die Freie Schifffahrt auf den mehrere Staaten trennenden oder durch— 
jchneidenden ichiffbaren Wafferläufen zu regeln und welche jeitdent ver: 
tragsmäßig auf Flüffe Europas und Amerifad, und namentlich auf die 
Donau, mit den durch die Verträge von Paris 1856, von Berlin 1878 
und London 1871 und 1883 vorgeiehenen Veränderungen angewendet 
worden find; 

5. eine Niger: Schifffahrtsafte, welche gleichfalls unter Berüdfichtigung 
der örtlichen Verhältniſſe auf dieien Strom und jeine Nebenflüſſe die 
in den Artikeln 108 bis 116 der Sclußafte des Miener Kongreſſes 
enthaltenen Grundiäge ausdehnt; 

6. eine Grflärung, welde in die internationalen Beziehungen einheitliche 
Negeln für zukünftige VBeligergreifungen an den Küſten des afrikaniſchen 
Feſtlandes einführt; 

und, von der Anficht ausgehend, daß dieſe verichiedenen Dokumente nützlicherweiſe 
in einer einzigen Urkunde mit einander zu verbinden jeien, diejelben zu einer aus 
folgenden Artikeln beitehenden Generalakte vereinigt haben. 


Kapitel 1. 


Erklärung, betreffend die Freiheit des Handels in dem Becken des Kongo, 
feinen Mündungen und den angrenzenden Ländern, nebſt einigen damit 
zufammenhängenden Veſtimmungen. 


Art. 1. Der Handel aller Nationen ſoll vollftändige Freiheit genießen: 

1. In allen Gebieten, weldye das Beden des Kongo und feiner Nebenflüffe 
bilden. Dieſes Beden wird begrenzt durch die Höhenzüge der daran 
grenzenden Beden, nämlich inSbeiondere die Beden des Niari, de3 
Dgowe, des Scari und des Nils im Norden, durch die öftliche Waſſer— 
icheide der Zuflüife des Tanganyfa-Sees im Dften, dur die Höhenzüge 
der Beden deö Zambeſe und des Loge im Süden. Es umfaßt dem— 
nad) alle Gebiete, welche von dem Kongo und feinen Nebenflüſſen durch— 
ftrömt werden, einichließlih des Tanganyka-Sees und feiner öftlichen 
Zuflüſſe. 

2. In dem Seegebiete, welches ſich an dem Atlantiſchen Ozean von dem 
unter 2° 30° jüdlicher Breite belegenen Breitengrade bis zu der Münd— 
ung des Loge eritredt. 
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Die nördlihe Grenze folgt dem unter 2° 30° belegenen Breitengrade 
von der Küſte bis zu dem Punkte, wo er mit dem geographiichen Beden 
des Kongo zulammentrifft, ohne indeß das Beden des Ogowe, auf 
welchen die Beſtimmungen des gegenwärtigen Altes feine Anwendung 
finden, zu berühren. 

Die füdliche Grenze folgt dem Laufe bes Loge bis zu der Quelle 
diejes Fluſſes und wendet fih von dort nad) Often bis zur Vereinigung 
mit dem geographiſchen Beden des Stongo. 

3. In dem Gebiete, welches fih öftlih von dem Stongobeden in jeinen 
oben bejchriebenen Grenzen bis zu dem Indiſchen Ozean erftredt, von 
den: fünften Grade nördlicher Breite bis zu der Mündung des Zambeſe 
im Süden; von leßterem Punkte aus folgt die Grenzlinie dem Zambeie 
bis fünf Meilen aufwärts von der Mündung ded Schire und findet 
ihre Fortjegung in der Waffericheide zwiichen den Zuflüſſen des Nyaſſa— 
Sees und den Nebenflüffen des Zambefe, um endlich die Waflerjcheide- 
linie zwijchen dem Zambeje und Stongo zu erreichen. 

Man ift ausdrüdflich darüber einig, daß bei Ausdehnung des Grund: 
ſatzes der Hanbelöfreiheit auf dieſes öftlihe Gebiet die auf der Son: 
ferenz vertretenen Mächte fih nur für fich ſelbſt verpflichten, und daß 
diejer Grundiag auf Gebiete, welche zur Zeit irgend einem unabhängigen 
und jouderänen Staate gehören, nur infoweit Anwendung findet, als 
der Ießtere feine Zuftimmung ertheilt. Die Mächte beichließen, ihre 
guten Dienfte bei den an der afrikanischen Küſte des Indiſchen Ozeans 
beitehenden Negierungen einzulegen, um die fraglide Zultimmung zu 
erhalten und für alle Fälle der Durchfuhr aller Nationen die günitig: 
jten Bedingungen zu fichern. 

Art. 2. Alle Flaggen, ohne Unterfchied der Nationalität, haben freien 
Zutritt zu der gelammten Küſte der oben aufgeführten Gebiete, zu den Flüſſen, 
die dajelbit in das Meer einminden, zu allen Gewäflern des Kongo und jeiner 
Nebenflüfle, einschließlich der Seen, zu allen Häfen an dieſen Gewäjlern, ſowie 
zu allen Kanälen, welche etwa in Zukunft zu dem Zweck angelegt werden, um 
die Wafleritraßen oder Seen innerhalb der in dem Artikel 1 bejchriebenen Gebiete 
zu verbinden. Sie dürfen jede Art von Beförderung unternehmen und Küſten-, 
Fluß- und Sahuichifffahrt unter den gleichen Bedingungen wie die Landes: 
angehörigen ausüben. 

Art. 3. Waaren jeder Herkunft, welche in dieſe Gebiete unter irgend einer 
Flagge auf dem See, Fluß: oder Landwege eingeführt werden, follen feine 
anderen Abgaben zu entrichten haben als ſolche, welche etwa ala billiger Ent: 
gelt für zum Nuten des Handeld gemachte Ausgaben erhoben werden und in 
diefer ihrer Eigenſchaft gleihmäßig von den Yandesangehörigen und den Fremden 
jeder Nationalität zu tragen find. 

Jede ungleiche Behandlung, ſowohl bezüglich der Schiffe wie der Waaren, 
iſt umterjagt. 

Art. 4. Die in diefe Gebiete eingeführten Waaren bleiben von Cingangd: 
und Durdhgangszöllen befreit. 

Die Mächte behalten fih vor, nah Ablauf einer Periode von zwanzig 
Sahren zu beſtimmen, ob die Zollfreibeit der Einfuhr beizubehalten it oder nicht. 

Urt. 5. Keine der Mächte, welche in den oben bezeichneten Gebieten Sou— 
verünetätsrechte ausübt oder ausüben wird, kann dafelbit Monopole oder Privi- 
legien irgend einer Art, die fich auf den Handel beziehen, verleihen. 
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Die Fremden jollen daſelbſt mit Bezug auf den Schuß ihrer Perfonen und 
ihre Vermögens, den Erwerb und die Mebertragung beweglichen und unbeweg: 
lichen Eigenthums und die Ausübung ihres Gewerbes ohne Unterjchied die gleiche 
Behandlung und diejelben Nechte wie die Yandesarigehörigen genießen. 

Art. 6. Beitimmungen binfihtlih des Schutzes der Einge— 
borenen, der Miſſionäre und Neifenden, ſowie hinſichtlich der 
religiöjen Freiheit. Alle Mächte, welche in den gedachten Gebieten Souveräne— 
tätsrechte oder einen Einfluß ausüben, verpflichten fich, die Erhaltung der einge: 
borenen Bevölkerung und die Verbejlerung ihrer fittlihen und materiellen Lebenslage 
zu überwachen und an der Unterdrüdung dev Sklaverei und insbeſondere des Neger: 
handels mitzuwirfen ; fie werden ohne Unterſchied der Nationalität oder des Kultus 
alle religiöfen, willenichaftlichen und wohlthätigen Einrichtungen und Unternehm— 
ungen jhügen und begünstigen, welche zu jenem Zweck geichaffen und organifirt find, 
oder dahin zielen, die Gingeborenen zu unterrichten und ihnen die Vortheile der 
Zivililation verftändfih und werth zu machen. 

Chriſtliche Miifionare, Gelehrte, Foricher,. ſowie ihr Gefolge, ihre Habe und 
ihre Sammlungen bilden gleichfalls den Gegenitand eines bejonderen Schutzes. 

Gewifjensfreiheit und religiöie Duldung werden ſowohl den Gingeborenen wie 
den Landedangehörigen und Fremden ausdrüdlich gewährleiftet. Die freie und 
Öffentlihe Ausübung aller Kulte, das Recht der Erbauung gottesdienitlicher Ge: 
bäude und der Einrichtung von Millionen, welcher Art Kultus diejelben ange: 
hören mögen, Toll keinerlei Beſchränkung noch Hinderung unterliegen. 

Urt. 7. Regelung des Poſtweſens. Die am 1. Juni 1878 zu 
Bari revidirte Uebereinkunft, betreffend den Welt-Poſtverein, ſoll auf das kon— 
ventionelle Stongobeden Anwendung finden. 

Die Mächte, welche dafelbit Souveränetäts: und Proteftoratsrechte ausüben 
oder ausüben werden, verpflichten ſich, Tobald die Umſtände es geltatten, die 
erforderlihen Maßnahmen zur Ausführung der vorftehenden Beltimmung zu 
treffen. 

Art. 8 Aufſichtsrecht der Internationalen Schifffahrt 
Kommiffion des Kongo In allen denjenigen Theilen des in der gegen 
wärtigen Erklärung ins Auge gefahten Gebietes, wo von feiner Macht Sou— 
veränetätd: und Proteftoratsrechte ausgeübt werden follten, iſt es Aufgabe der 
gemäß Artikel 17 eingelegten Internationalen Schifffahrtsfonmillion des Kongo, 
über die Anwendung der in diefer Erklärung aufgeftellten und gebilligten Grund» 
fäge zu wachen. 

In allen Fällen, wo bezüglid der Anwendung der in der gegenwärtigen 
Erklärung aufgeftellten Grundfäge Schwierigkeiten entitehen, können die inter: 
ejlirten Negierungen dahin übereinfommen, die guten Dienfte der Internationalen 
Kommilfion in Anspruch zu nehmen, indem fie diefelbe mit Prüfung der Um— 
ftände beauftragen, welche zu jenen Schwierigkeiten Anlaß gegeben haben. 


Kapitel II. 
Erklärung, betreffend den Sklavenhandel. 


Art. 9. Da nadı den Grundſätzen des Völferrehts, wie jolde von den 
Signatärmäcten anerfannt werden, der Sklavenhandel verboten it, und die 
Operationen, welche zu Lande oder zur Sce dieſem Handel Sklaven zuführen, 
ebenfall® als verboten anzuiehen find, To erklären die Mächte, welche in den 
das fonventionelle Kongobecken bildenden Gebieten Souveränetätörehte oder einen 
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Einfluß ausiben oder ausüben werden, daß diefe Gebiete weder als Markt nod 
als Durchgangsſtraße für den Handel mit Sflaven, gleichviel welcher Race, 
benugt werden follen. Jede diefer Mächte verpflichtet fih zur Anwendung aller 
ihr zu Gebote ftehenden Mittel, um diefem Handel ein Ende zu maden und 
diejenigen, welche ihm obliegen, zu beitrafen. 


Kapitel III, 


Erklärung, betreffend die Hentralität der in dem konventionellen Kongobecken 
einbegriffenen Gebiete. 


Art. 10. Um dem Handel und der Induſtrie eine neue Bürgichaft der 
Sicherheit zu geben und durch die Aufrechterhaltung des Friedens die Entwidelung 
der Zivilifation in denjenigen Ländern zu fichern, weldhe im Art. 1 erwähnt 
und dem Spitem der Sandelsfreiheit unteritellt find, verpflichten ſich die Hohen 
Theile, welche die gegenwärtige Akte unterzeichnen, und diejenigen, welche ihr in 
der Folge beitreten, die Neutralität der Gebiete oder Theile von Gebieten, welde 
den erwähnten Ländern angehören, einichließlich der territorialen Gewäſſer, zu 
achten, jo lange die Mächte, welche Souveränetätd: oder Proteftoratörechte über 
dieje Gebiete ausüben oder ausüben werden, von dem Nechte, ſich für neutral 
zu erklären, Gebrauch machen und den durch die Neutralität bedingten PBrlichten 
nachfonmen. 

Art. 11. Falls eine Macht, welche Souveränetät: oder Protektoratsrechte 
in den im Artikel 1 erwähnten und dem Freihandelsſyſtem unterftellten Ländern 
ausübt, in einen Krieg verwidelt werden follte, verpflichten fich Die Hohen Theile, 
welde die gegenwärtige Akte unterzeichnen, ſowie Diejenigen, welde ihr in der 
Folge beitreten, ihre quten Dienste zu leihen, damit die diefer Macht gehörigen 
und in der fonventionellen Freihandeläzone einbegriffenen Gebiete, im gemeinſamen 
Einverſtändniß diefer Macht und des anderen oder der anderen der friegführenden 
Theile, für die Dauer des Krieges den Gelesen der Neutralität unterftellt und 
jo betrachtet werden, als ob fie einem nichtkriegführenden Staate angehörten. 
Die friegführenden Theile würden von dem Zeitpunkte an darauf Verzicht zu 
leiften haben, ihre Feindieligfeiten auf die aljo neutralifirten Gebiete zu erjtreden 
oder dielelben als Baſis für friegeriiche Operationen zu benugen. 

Urt. 12. Falls fih zwiihen den Mächten, welde die gegenwärtige Akte 
unterzeichnen, oder denjenigen, welche etwa in der Folge derjelben beitreten, ernite 
Meinungsverichiedenheiten mit Bezug auf die Grenzen oder innerhalb der Grenzen 
der im Artikel 1 erwähnten und dem Freihandelsſyſtem unterftellten Gebiete ergeben, 
jo verpflichten ih jene Mächte, bevor fie zur Waffengewalt fchreiten, die Ver: 
mittelung einer oder mehrerer der befreundeten Mächte in Anſpruch zu nehmen. 

Für den gleichen Fall behalten fih die gleihen Mächte vor, nach ihrem 
Ermeflen auf ein jchiedsrichterliches Verfahren zurüdzugreifen. 

Kapitel IV. 
Kongo-Schifffahrtsakte. 

Art. 13. Die Schifffahrt auf dem Kongo, ohme Ausnahme irgend einer 
der Verzweigungen oder Ausläufe diefes Fluſſes, fol für die Hauffahrteiichiffe 
aller Nationen, mögen fie mit Ladung oder Ballaft fahren, vollkommen frei fein 
und bleiben, fowohl bezüglich der Beförderung von Waaren, wie pon Reijenden. 
Sie hat ſich zu richten nad) den Beſtimmungen der gegenwärtigen Schifffahrtsafte 
und den in Ausführung derielben zu erlaflenden VBorichriften. 
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Bei Ausübung diefer Schifffahrt Tollen die Angehörigen und Ylaggen aller 
Nationen in jeder Hinficht auf dem Fuße einer vollfommenen Gleichheit behandelt 
werden, Sowohl für die direfte Schifffahrt vom offenen Meer nad den Inneren 
Häfen ded Kongo und umgekehrt, als für die große und fleine Küſtenſchifffahrt 
und für die Hahnichifffahrt auf dem ganzen Laufe des Fluſſes. 

Demgemäß Toll auf dem ganzen Laufe und au den Mündungen des Kongo 
keinerlei Unterfchied ziwiichen den Angehörigen der Uferſtaaten und der Nichtufer: 
ftaaten gemacht und feine ausſchließliche Schifffahrtövergünftigung weder an irgend 
welche Geiellichaften oder Körperſchaften, noch an Privatperionen verliehen werben. 

Diele Beltimmungen werden von den Signatärmädten, al3 künftig einen 
Beitandtheil des internationalen öffentlichen Rechts bildend, anerfamıt. 

Art. 14. Die Schifffahrt auf dem Kongo foll keinerlei Beſchränkung oder 
Abgabe unterliegen, die nicht ansdrüdlich in der gegenwärtigen Akte vereinbart 
ift. Diefelbe foll keinerlei Stationd-, Stapel», Niederlage, Umſchlags- oder Auf: 
enthaltsverpflihtung unterworfen fein, 

In der ganzen Ausdehnung des Kongo find die den Strom paffirenden Schiffe 
und Waaren, ohne Rückſicht auf ihre Herkunft oder Beltimmung, von jeder Art 
Durchgangszoll befreit. 

Es ſoll keinerlei See: oder Flußabgabe erhoben werben, welche fich einzig und 
allein auf die Thatſache der Schifffahrt gründet, noch auch irgend ein Zoll von 
Waaren, die ſich an Bord der Schiffe befinden. Vielmehr jollen nur ſolche Gebühren 
oder Abgaben zur Erhebung gelangen, die den Charakter eined Entgeltes für der 
Schifffahrt ſelbſt geleiftete Dienite tragen, nämlich: 

1. Hafengebühren für die thatlächliche Benugung gemilfer örtlicher Ein— 
rihtungen, wie Quais, Lagerhäuſer u. ſ. w. 

Der Tarif für diefe Gebühren foll nad) den Stoften der Heritellung 
und der Unterhaltung der bezüglichen örtlichen Einrichtungen berechnet 
und ohne Rückſicht auf die Herfunft der Schiffe und auf ihre Labung 
angewendet werben. 

2. Yootiengebühren auf denjenigen Flußſtrecken, wo die Einrichtung von 
Stationen geprüfter Lootſen nothwendig ericheint. 
Der Tarif für dieſe Abgaben foll feſt und dem geleiiteten Dienfte 
angemeſſen jein. 
3. Gebühren zur Beitreitung der techniichen und Verwaltungsabgaben, die 
im allgemeinen Intereſſe der Schifffahrt gemacht worden find, einschließlich 
der Gebühren für Leuchtthürme, Leuchtfeuer und Baden. 

Die Gebühren der legteren Art jollen nad) dem Tonnengehalte der 
Schiffe, wie fich derjelbe aus den Schiffspapieren ergibt, nah Maß— 
gabe der für die untere Donau eingeführten Vorjchriften berechnet werben. 

Die Tarife, nad) denen die in den vorhergehenden drei Abjägen auf: 
gezählten Gebühren und Abgaben erhoben werden, dürfen feinerlei differentielle 
Behandlung enthalten und find im jedem Hafenplatze amtlich zu veröffentlichen. 

Die Mächte behalten fi vor, nad) Ablauf eines Zeitraumes von fünf Jahren 
zu prüfen, ob eine Nevifion der oben erwähnten Tarife, auf Grund gemein 
ſchaftlichen Ginverftändniffes, angezeigt ericheint. 

Art. 15. Die Nebenflüffe des Kongo ſollen in jeder Hinficht denſelben 
Geſetzen wie der Strom jelbit unterworfen fein. 

Die gleihen Geſetze gelten auch für die größeren und Eleineren Flüffe, ſowie 
für die Seen und Sanäle in den durch Artikel 1 Abiag 2 und 3 näher 
bezeichneten Gebieten. 
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Doch jollen fi die Befugniſſe der Internationalen Gejellihaft des Stongo 
auf die gedachten größeren und Ffleineren Flüſſe, Seen und Kanäle nur dann 
eritreden, wenn die Staaten, unter deren Souveränetät jene Gewäſſer ftehen, ihre 
Zuftimmung ertheilen. Much bleibt wohlveritanden für die im Artikel 1 Abſatz 3 
erwähnten Gebiete die Zuftimmung der jouveränen Staaten, zu denen dieje Gebiete 
gehören, vorbehalten. 


Art. 16. Straßen, Gilenbahnen oder Seitenfanäle, welche zu dem beionderen 
Zweck erbaut werden, um der Nichtichiffbarfeit oder den Mängeln der Waileritrake 
auf gewiſſen Streden des Kongo, feiner Nebenflüffe, und den anderen, durch Artitel 
15 legteren gleichgeitellten Waſſerläufen abzuhelfen, jollen in ihrer Gigenihaft 
als Verfehrömittel al3 zu diefem Strome gehörig angejehen werden und gleichtalls 
dem Handel aller Nationen geöffnet fein. 

Ebenfo wie auf dem Strome fünnen auch auf dieien Straßen, Eijenbahnen 
und Stanälen nur jolche Abgaben erhoben werden, welche nach Maßgabe der Auf: 
wendungen für Herſtellung, Unterhaltung und Betrieb, einſchließlich des den 
Unternehmern zustehenden Gewinnes, in Anfag zu bringen find. 

Bei Beſtimmung der Höhe diefer Abgaben follen die Fremden und die Ans 
gehörigen der betreffenden Gebiete auf dem Fuße vollitändiger Gleichheit behandelt 
werden. 

Art. 17. Eine Internationale Kommiſſion wird eingelegt, um die Aus: 
führung der Beltimmungen der gegenwärtigen Schifffahrtsafte zu fichern. 

Die Signatärmäcte diefer Akte, Towie die Mächte, welche jpäter derielben 
beitreten, können fid) jederzeit in der gedachten Kommiſſion, jede durch einen Ab— 
gefandten, vertreten laflen. Stein Abgejandter kann über mehr als eine Stimme 
verfügen, ſelbſt dann nicht, wenn er mehrere Negierungen vertritt. 

Der Abgelandte wird direft von feiner Negierung befoldet. 

Die Gehälter und Bezüge der Agenten und Angeftellten der Internationalen 
Kommiſſion werden auf den Ertrag der gemäß Artikel 14 Abjag 2 und 3 zu 
erhebenden Abgaben verrechnet. 

Die Höhe der fraglichen Gehälter und Bezüge, ſowie die Anzahl, der Grad 
und die Amtsbefugnilie der einzelnen Agenten und Angeftellten find in den 
Nechenichaftsbericht aufzunehmen, welcher jedes Jahr an die in der Internationalen 
Kommiſſion vertretenen Regierungen zu erftatten ift. 


Art. 18. Die Mitglieder der Internationalen Kommilfion, fowie die von 
ihr ernannten Agenten find in der Ausübung ihrer Funktionen mit dem Privileg 
der Unverleglichkeit befleidet. Der gleihe Schuß Toll jih auf Amtsräume, YBureaur 
und Archive der Kommiſſion eritreden. 

Art. 19. Die Konftituirung der Internationalen Schifffahrtskommiſſion 
des Kongo Toll erfolgen, jobald fünf der Signatärmädte der gegenwärtigen 
Seneralafte ihre Abgejandten ernannt haben. Bis zur Sonftituirung der 
Kommiſſion jol die Ernennung der Delegirten der Regierung des Deutichen Reichs 
angezeigt werden, welche ihrerjeits die erforderlihen Schritte einleiten wird, um 
die Vereinigung der Kommiſſion herbeizuführen, 

Die Kommiffion hat unverzüglich Beſtimmungen über die Schifffahrt, die 
Flußpolizei, das Lootſen- und Quarantänewejen auszuarbeiten. 

Diefe Beltimmungen, ſowie die von der Kommiſſion feitzuiegenden Tarife 
find vor ihrer Infraftiegung der Genehmigung der in der Kommifjion vertetenen 


Mächte zu unterbreiten. Die intereffirten Mächte haben binnen fürzeiter Friſt 
ihre Anfichten zu äußern. 
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Hebertretungen dieſer Beitinmungen werden da, wo Die Anternationale 
Kommiſſion ihre Machtbefugnifie unmittelbar ausübt, von den Agenten derjelben, 
anderwärt3 von dem betreffenden Uferſtaate geahndet. 

Im Falle eines Amtsmißbrauchs oder einer Nechtöverlegung von Seiten 
eines Agenten oder Angeitellten der Internationalen Kommiſſion foll es dem 
Betreffenden, der fich in feiner Perſon oder feinen Nechten verlegt fühlt, freiftehen, 
jih an den fonfulariichen Agenten seiner Nation zu. wenden. Xegterer hat die 
Beihwerde zu prüfen und kann bielelbe, jofern er fie prima facie begründet 
findet, der Kommillion vortragen. Auf feinen Antrieb hat die Kommilfion, ver: 
treten durch mindeltens drei ihrer Mitglieder, mit ihn gemeinfchaftlich eine Unter: 
fuhung über das Verfahren ihres Agenten oder Angeſtellten herbeizuführen. 
Wenn der foniulariiche Agent die Enticheidung der Kommiſſion für rechtlich 
anfechtbar hält, jo hat er darüber an feine Regierung zu berichten, welche ſich 
mit den in der Kommiſſion vertretenen Mächten in Verbindung jegen und die 
jelben einladen fann, über die der Kommiſſion zu ertheilenden Weiſungen eine 
Veritändigung zu treffen. 

Art. 20. Die nah Wrtifel 17 mit Ueberwachung der Ausführung der 
gegenwärtigen Schifffahrtsafte betraute Internationale Kommiſſion des Kongo zählt 
namentlich zu ihren Befugniſſen: 


1. Die Beitimmung der Arbeiten, welche geeignet find, die Schiffbarfeit 
de3 Stongo entiprehend den Bedürfniffen des internationalen Handels 
zu fichern. 

Auf denjenigen Streden des Stromes, wo feine Macht Souperänetäts: 
rechte ausübt, hat die Anternationale Kommiſſion Telbft die erforder: 
lihen Maßnahmen zur Sicherung der Sciffbarkeit des Fluſſes zu 
treffen. 

Auf den im Beſitz einer jouveränen Macht befindlichen Streden 
hat jih die Internationale Kommiſſion mit ber Ufer-Obrigfeit zu 
veritändigen. 

. Die Feitiegung des Lootientarifs, ſowie des allgemeinen Tarif3 für die 
im ziveiten und dritten Abjag des Artikels 14 vorgejehenen Schiff: 
fahrtsabgaben. 

Die im eriten Abſatz des Artifel® 14 erwähnten Tarife werden 
innerhalb der durch den gedachten Artikel beitimmten Grenzen bon der 
territorialen Obrigfeit feſtgeſetzt. 

Die Erhebung der verichiedenen Abgaben erfolgt durch die inter: 
nationalen oder territorialen Obrigfeiten, für deren Rechnung fie eine 
gerührt find. 

3. Die Verwaltung der nad) obigem Abjag 2 erzielten Cinkünfte. 

4. Die leberwachung der in Gemäßheit des Mrtifeld 24 geichaffenen 

Quarantäneanftalt. 
5. Die Ernennung der zu dem allgemeinen Scifffahrtsdienit gehörigen 

Agenten, ſowie ihrer eigenen Angeftellten. 

Die Einiegung von Unteraufſehern erfolgt für die im Befiß einer 
Macht befindlichen Stromitreden durd die Territorialgewalt, für die 
übrigen Stromftreden durd die Internationale Kommiſſion. 

Der Uferftaat hat der Internationalen Kommiſſion die Ernennung 
der von ihm eingejegten Unteraufieher anzuzeigen und ſeinerſeits für 
die Beſoldung der legteren Sorge zu tragen. 


—8 
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In der Ausübung ihrer oben bezeichneten und abgegrenzten Befugnifie iſt 
die Internationale Kommiſſion von der Territorialgemalt unagabhängig. 


Art. 21. Bei der Erfüllung ihrer Aufgabe fann die Internationale 
Kommiffion, im Nothfalle, die Kriegsichiffe der Mächte, welche diefe Akte unter: 
zeichnen, ſowie derjenigen, die ihr künftig beitreten, zur Hilfe ziehen, unbeichadet 
der den Kommandanten diefer Schiffe von ihren betreffenden Regierungen etiva 
ertheilten Inftruftionen. 


Art. 22. Die in den Kongo einlaufenden Striegsichiffe der die gegenwärtigen 
Akte unterzeichnenden Mächte find von Entrichtung der im Abſatz 3 des Artikels 
14 vorgejehenen Scifffahrtsabgaben befreit. Sie haben indeß die eventuellen 
Lootſen-, jowie die Hafenabgaben zu leiſten, jofern nicht ihre Intervention von 
der Internationalen Kommiſſion oder deren Agenten nad) Maßgabe des vorher: 
gehenden Artikels nachgeſucht worden ift. 


Art. 23. Zur Dedung der ihr obliegenden Ausgaben für technifche und 
Berwaltungszwede kann die durch Artifel 17 eingejegte Internationale Kommiſſion 
im eigenen Namen Anleihen ſchließen, zu deren Sicherftellung ausichließlid Die 
der gedachten Kommiſſion zugewiejenen Einkünfte dienen. 

Die auf den Abſchluß einer Anleihe gerichteten Beihlüfe der Kommiſſion 
müſſen mit einer Majorität von zwei Drittel der Stimmmen gefaßt fein. linter 
allen Umftänden bleibt die Annahme ausgefchloflen, als ob von den in ber 
Kommiſſion vertretenen Regierungen irgend eine Garantie übernommen oder irgend 
eine Verbindlichkeit oder Bürgichaft bezüglich der fraglichen Anleihen eingegangen 
werde, es fei denn, daß fie beiondere Abkommen zu dielem Zweck getroffen hätten. 

Der Ertrag der im dritten Abſatz des Artikels 14 aufgeführten Abgaben 
foll in erfter Linie zur Bezahlung der Zinſen der gedachten Anleihen und zu 
ihrer Tilgung, nad) Maßgabe der mit den Darleihern getroffenen Abkommen 
vertvendet werden. 


Art. 24. An den Mündungen des Kongo foll, fei ed auf Jnitiative der 
Uferftaaten, sei es auf Dazmwifchentreten der Internationalen Kommiſſion, eine 
QDuarantäneanftalt geichaffen werden, deren Aufgabe es ift, die Kontrole über 
die eine und auslaufenden Schiffe auszuüben. 

Es bleibt fpäterer Enticheidung der Mächte vorbehalten, ob und unter 
welchen Bedingungen eine gejundheitliche Koutrole über die Schiffe auch im Ge 
biete der eigentlihen Stromicifffahrt auszuüben ift. 

Art. 25. Die Beitimmungen der gegenwärtigen Scifffahrtsafte follen in 
Kriegäzeiten in Straft bleiben. Demgemäß foll auf dem Kongo, feinen VBerzweig: 
ungen, Nebenflüflen und Mündungen, ſowie auf den, legteren gegemüberliegenden 
Teilen des Stüftenmeeres die Schifffahrt aller Nationen, neutraler wie frieg: 
führender, zu jeder Zeit für den Gebrauch des Handels frei jein. 

Der Handel ſoll gleichfalls, ungeachtet des Striegszuftands, frei bleiben auf 
den in den Artikeln 15 und 16 erwähnten Straßen, Eifenbahnen, Seen und 
Kanälen. 

Dieſer Grundſatz erleidet eine Ausnahme nur bezüglich der Beförderung von 
Gegenſtänden, welche für einen Kriegführenden beſtimmt und nach dem Völkerrecht 
als Kriegskontrebande anzuſehen ſind. 

Alle in Ausführung der gegenwärtigen Akte geſchaffenen Werke und Ein— 
richtungen, namentlich die Hebeſtellen und ihre Kaſſen, ſowie die bei dieſen Ein— 
richtungen dauernd angeſtellen Perſonen, ſollen den Geſetzen der Neutralität unter— 
ftellt jein nnd demgemäß von den Kriegführenden geachtet und geſchützt werden. 
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Kapitel V. 
Higer-Schifffahrtsakte. 


Art. 26. Die Schifffahrt auf dem Niger, ohne Ausnahme irgend einer 
der Verzweigungen oder Ausläufe dieſes Fluſſes, ſoll für die Kauffahrteiichiffe 
aller Nationen, mögen fie mit Ladung oder Ballaft fahren, vollfommen frei jein 
und bleiben, jowohl bezüglidy der Beförderung von Waaren wie von Reiſenden. 
Sie hat fih zu richten nach den Beſtimmungen der gegenwärtigen Scifffahrts:- 
afte und den in Ausführung derielben zu erlaffenden Borichriften. 

Bei Ausübung dieler Schifffahrt jollen die Angehörigen und Flaggen aller 
Nationen in jeder Hinfiht auf dem Fuße vollfommener Gleichheit behandelt 
werben, jowohl für birefte Schifffahrt vom offenen Deere nach den inneren Häfen 
des Niger und umgekehrt, als für die große und kleine Küftenichifffahrt und für 
die Kahnichifffahrt auf dem ganzen Laufe des Fluſſes. 

Demgemäß joll auf dem ganzen Laufe und an den Mündungen des Niger 
feinerlei Unterſchied zwiſchen den Angehörigen der Uferftaaten und der Nichtufer: 
ftaaten gemacht und feine ausichließlihe Schifffahrtsvergünitigung weder an irgend 
welche Geiellichaften oder Körperſchaften, noch an PBrivatperfonen verliehen werden. 

Dieje Beitimmungen werden von den Signatärmädten, als fünftig einen 
Beltandtheil des internationalen öffentlichen Rechts bildend, anerfannt. 

Urt. 27. Die Schifffahrt auf dem Niger foll feinerlei Beihränfung oder 
Abgabe unterliegen, welche fi einzig und allein auf die Thatlache der Schifffahrt 
gründet. 

Diejelbe ſoll keinerlei Stationd:, Stapel:, Niederlage, Umſchlags- oder 
Aufenthaltsverpflihtung unterworfen fein. 

In der ganzen Ausdehnung des Niger find die den Strom pajfirenden Schiffe 
und Waaren, ohne Nüdficht auf ihre Herkunft oder Beltimmung, von jeder Art 
Durchgangszoll befreit. 

Es ſoll keinerlei See: oder Flußabgabe erhoben werden, welche ſich einzig 
und allein auf die Thatjache der Schifffahrt gründet, noch auch irgend ein Zoll 
von Waaren, die ſich an Bord der Schiffe befinden. Vielmehr jollen nur ſolche 
Gebühren oder Abgaben zur Erhebung gelangen, die den Charakter eines Ent: 
geltes für der Schiffahrt felbft geleistete Dienfte tragen. Die Tarife für dieje 
Gebühren oder Abgaben ſollen feinerlei differentielle Behandlung enthalten. 

Art. 28. Die Nebenflüffe des Niger Sollen in jeder Hinficht denjelben Ge: 
fegen wie der Strom jelber unterworfen sein. 

Art. 29. Straßen, Eifenbahnen oder Seitenfanäle, welche zu dem bejonderen 
Zwed erbaut werden, um der Nichtichiffbarfeit oder den Mängeln der Waſſer— 
ftraße auf gewiſſen Streden des Niger, feiner Nebenflüife, Verzweigungen und 
Ausflüſſe abzuhelfen, jollen in ihrer Eigenschaft als Verkehrsmittel, als zu dieſem 
Strome gehörig angejchen werden und gleichfalls dem Handel aller Nationen 
geöffnet fein. 

Ebenſo wie auf dem Strome können auch auf diefen Straßen, Eiſenbahnen 
und Kanälen nur folche Abgaben erhoben werden, welche nad) Maßgabe der Auf: 
wendungen fir SHeritellung, Unterhaltung und Betrieb, einschließlich des den 
Unternehmern zuftehenden Gewinnes, in Anfag zu bringen find. 

Bei Beitimmung der Höhe diefer Abgaben follen die Fremden und die Ans 
gehörigen der betreffenden Gebiete auf dem Fuße vollftändiger Gleichheit behandelt 
werden. 
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Art. 30. Großbritannien verpflichtet fich, die in den Artikeln 26, 27, 28, 29 
mit Bezug auf die Freiheit der Schifffahrt aufgeitellten Grundiäge zur Anwendung 
zu bringen, infomweit die Gewäſſer des Niger, feiner Nebenflüſſe, VBerzweigungen 
und Ausflüſſe fih unter britischer Souveränetät oder britiichen Protektorat 
befinden oder befinden werden. 

Die Beftimmungen, welche es zur Sicherung und Stontrole der Schifffahrt 
erlaifen wird, werden To abgefaßt jein, daß * freie Verkehr der Handelsſchiffe 
ſoviel wie möglich erleichtert wird. 

Es verfteht fih, daß feine der jo J— Verpflichtungen in dem 
Sinne ausgelegt werden kann, als wenn in Folge derſelben Großbritannien ver— 
hindert wäre oder ſein könnte, beliebige Beſtimmungen für die Schifffahrt zu 
treffen, welche nicht mit dem Geiſte dieſer Verpflichtungen in Widerſpruch ſtehen. 

Großbritannien verpflichtet ſich, den fremden Kaufleuten aller Nationen, 
welche in den jetzt oder zukünftig ſeiner Souveränetät oder ſeinem Protektorat 
unterſtehenden Strecken des Niger Handel treiben, Schutz zu gewähren, als wären 
es ſeine eigenen Unterthanen, vorausgeſetzt jedoch, daß die betreffenden Kaufleute 
den auf Grund des Vorſtehenden ergangenen oder in Zukunft ergehenden Be— 
ſtimmungen nachkommen. 


Art. 31. Frankreich übernimmt, inſoweit die Gewäſſer des Niger, ſeiner 
Nebenflüſſe, Verzweigungen und Ausläufe ſich unter feiner Souveränetät oder 
feinem Proteftorat befinden oder befinden werden, die in dem vorhergehenden 
Urtifel bezeichneten Verpflichtungen unter denfelben Vorbehalten und in dem 
gleihen Wortlaut. 

Art. 32. Jede ber übrigen Signatärmächte verpflichtet fih in gleichem 
Sinne für den Fall, dab fie in Zukunft Souveränetäts- oder Proteftoratörechte 
über irgend einen Theil des Niger, feiner Nebenflüffe, Verzweigungen und Aus: 
flüſſe ausüben jollte, 

Art. 33. Die Beitimmungen der gegenwärtigen Scifffahrtsafte jollen in 
Striegözeiten in Kraft bleiben, 

Demgemäß ſoll auf dem Niger, feinen VBerzweigungen und Nebenflüſſen, 
jeinen Miündungen und Ausflüſſen, jowie auf den, den Münbungen und Aus: 
flüflen diefes Stromes gegemüberliegenden Theilen des Stüftenmeeres die Schiff: 
fahrt aller Nationen, neutraler wie friegführender, zu jeder Zeit für den Gebrauch 
des Handels frei fein. 

Der Handel foll gleihfalls, ungeachtet des Striegszujtandes, frei bleiben 
auf den in dem Artikel 29 erwähnten Straßen, Eiſenbahnen und Stanälen. 

Dieſer Grundiag erleidet eine Ausnahme nur bezüglich der Beförderung von 
Gegenftänden, welche für einen Striegführenden beftimmt umd nah dem Völker— 
recht als Kriegskontrebande anzufjehen find. 


Kapitel VI. 


Erklärung, betreffend die wefentlihen Bedingungen, welde zu erfüllen find, 
damit neue Befikergreifungen an den Küſten des afrikanifhen Feſtlandes als 
effektive betrachtet werden. 


Art. 34. Diejenige Macht, weldhe in Zukunft von einem Gebiete an der 
Küfte des afrikaniſchen Feitlandes, welches außerhalb ihrer gegenwärtigen Bes 
figungen liegt, Belig ergreift, oder welche, bisher ohne dergleichen Beſitzungen, 
ſolche erwerben jollte, desgleihen aud die Macht, welche dort eine Schugherrichaft 
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übernimmt, wird den betreffenden Akt mit einer an die übrigen Signatärmächte 
der gegenwärtigen Akte gerichteten Anzeige begleiten, um bdiejelbe in den Stand zu 
jegen, gegebenenfalls ihre Neflamationen geltend zu machen. 

Art. 35. Die Signatärmädte der gegenwärtigen Akte anerkennen die Ver: 
pflihtung, in den von ihnen am ben Küſten des afrikanischen Kontinents befegten 
Gebieten das Vorhandensein einer Obrigkeit zu Sichern, welche hinreiht, um 
erworbene echte und, gegebenenfalls, die Handels- und Durchgangsfreiheit unter 
den Bedingungen, welche für legtere vereinbart worden, zu fchügen. 


$apitel VII. 
Allgemeine BeRimmungen. 


Art. 36. Die Signatärmäcte der gegenwärtigen Generalafte behalten fi) 
vor, im dieſelbe nachträglih und auf Grund gemeinfamen Einverſtändniſſes Die: 
jenigen Abänderungen oder Verbeiferungen aufzunehnen, deren Nützlichkeit durch 
die Erfahrung dargethan werden jollte. 

Art. 37. Die die gegemwärtige Generalafte nichtunterzeichnenden Mächte 
fönnen ihren Beltimmungen durch einen befonderen Akt beitreten. 

Der Beitritt jeder Macht wird auf diplomatischem Wege zur Kenntniß der 
Negierung des Deutichen Neichd und von diefer zur Kenntniß aller der Staaten 
gebracht, weldye dieſe Generalafte unterzeichnen oder derfelben nachträglich beitreten. 

Er bringt zu vollem Recht die Annahme aller Verpflichtungen und die Zu: 
laſſung zu allen Bortheilen mit ſich, welche durch die gegenwärtige Generalafte 
vereinbart ivorden find. 

Art. 38. Gegenwärtige Generalafte ſoll binnen fürzefter und feinenfalls 
den Beitraum eines Jahres überfchreitender Friſt ratifizirt werden. 

Sie tritt für jede Macht von dem Tage ab in Kraft, an weldem letztere 
die Ratififation vollzogen hat. 

Inzwiſchen verpflichten ſich die dieſe Generalafte unterzeichnenden Mächte, 
feinerlei Maßnahmen zu treffen, welde den Beſtimmungen diefer Akte zuwider: 
laufen würden. 

Jede Macht wird ihre Natififation der Regierung des Deutichen Reichs zu: 
gehen Lajien, durch deren Vermittelung allen anderen Signatärmächten der gegen: 
wärtigen Generalafte davon Kenntniß gegeben werden wird. 

Die Natififationen aller Mächte bleiben in den Archiven der Negierung 
des Deutihen Reichs aufbewahrt. Wenn alle Natififationen beigebracht find, 
jo wird über den Hinterlegungsaft ein Protokoll errichtet, welches von den Ber: 
tretern aller Mächte, die an der Berliner stonferenz theilgenommen haben, unter: 
zeichnet und wovon eine beglaubigte Abichrift allen diefen Mächten mitgetheilt wird. 

Zur Beglaubigung deilen haben die betreffenden Bepollmächtigten gegenwär— 
tige Generalakte unterzeichnet und ihre Siegel beigelest. 

Geſchehen zu Berlin, am jehsundzwanzigften Februar Eintanſendachthundert— 
fünfundadhzig. 

(Folgen die Unterichriften.) 


Miszellen. 


Die zwangsweije Veräußerung landwirthichaftliher Anwejen in Bayern 
1883.) — Nach den Ergebniffen der Erhebung über die zwangsweile Veräußer— 
ung landwirthichaftlicher Anweien, die in Bayern jährlih vorgenommen wird, 
gelangten in diefem Lande während des Jahres 1883 1803 landwirthſchaftliche 
Anweſen mit einer Geſammtgrundfläche von 12,696 Hektar zur Zwangsveräußer— 
ung. Es ergibt dies gegen bie vorhergehenden drei Jahre ein Weniger von 268 
bezw. 936 und 1936 Beräußerungsfällen und eine Abnahme der zur Veräußer— 
ung gelangten Gefammtgrundflähe um 2969 bezw. 8556 und 17363 Hektar. 

Bon jenen 1803 Anweſen 


mit einer —— kleine mittlere größere 
tagen Sa ge Mami oa) 10h) 100 ha) 
von ha Sr Anmweien 
Proz. Proz. Proz. 
in Unterfranken 406 1644 4,0 92,* 7,* 6, 
„ Oberbayern 284 2945 10,’ 69,? 30,* — 
„Oberfranken. 273 1846 6,” 78,° 91, — 
„Schwaben . 252 1896 in 82,” I; O,* 
„Dberpfa . 193 1707 8,* 73, 26,* 
„ Niederbayern 192 1891 9," | 68, 31,° — 
„Mittelfranken 120 597 5° 188, 11,? — 
„Pfalz . . 83 170 a“ 98,° 1,” — 


War ſchon früher in Frage gekommen, in wie weit den auf den zwangs— 
weile veräußerten Anweſen zugleich ftattgehabten Gewerbebetrieben ein Antheil am 
Niedergange der Anweſen zuzumeffen jei, fo führen die dur die desfallſigen, 
auch im Jahre 1883 fortgeiegten Erhebungen gewonnenen Zahlen zu dentelben 
Sclußfolgerungen, wie in den Vorjahren. Bei 991 der 1803, aljo bei mehr 
als der Hälfte der verganteten Anweſen ift neben dem landwirthſchaftlichen Betriebe 
nod ein fonfurrirender gewerblicher zur Anzeige gebradht; mit mehr als einem 
Fünftel dieſer 991 Anweſen war ein Wirthichaftögewerbe verbunden. Höhere 
Ziffern zeigen die Schuhmacher, Müller, Maurer, Bäder, Krämer, Zimmerleute 
und Weber; in ganz erheblichem Maße find aud die Tagelöhner betheiligt. 

349 der zur Zwangsveräußerung gejtellten Anweſen mit einer Gejammtfläche 
von 1801,° Hektar ftanden kürzere oder längere Zeit außer Bewirthicaftung, 
was gegen die drei vorhergehenden Jahre eine Abnahme der Zahl diefer Anweien 
um 4 bezw. 50 und 604, fowie eine Zunahme der dabei in Frage fommenden 
Flähe um 70,? Hektar gegen 1882, dagegen eine bezüglide Abnahme um 459,? 
Hektar gegen 1881 und von 3592,” Hektar gegen 1880 ergibt. 

Am Jahresſchluſſe 1883 ftanden in Folge der in den Vorjahren eingeleiteten 
Zwangsveräußerungen noch 51 Anweſen mit 485 Hektar außer Bewirthicaftung, 
zu denen ferner 129 Anweſen mit 841 Hektar hinzutraten, bezüglich deren die 
Zwangsveräußerung erit im Jahre 1883 eingeleitet wurde, mithin im Ganzen 
180 Anmejen mit 1326,* Hektar. (Stat. Korr.) 


) Beitjchrift des königl. bayerifchen ſtatiſtiſchen Bureau's, Jahrgang 1884, Heft 3. 
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Die Hagelwetter und Hagelſchäden in Preußen 1883 und 1854. — Bei 
der Grmittelung des Grnteertrage® wurde in Preußen bis zum Jahre 1883 
zugleih Auskunft darüber erfordert, ob etwa die Ernte durch Naturereignifie 
oder andere Urſachen beeinträchtigt worden jei. Die bezüglihen Antworten 
fonnten nur unvollitändig über den durch Hagelwetter der Landwirthichaft 
zugefügten Schaden unterrihten. Nähere Mittheilungen hierüber jchienen daher 
erwünscht und wurden zum eriten Male bei Grmittelung der Ernteerträge 
des Jahres 1883 in einem Anhange zum Exhebungsformular verlangt, und 
zwar wurden, da die Ausfüllung dieſes Anhanges erit im Februar des auf das 
betreffende Erntejahr folgenden Kalenderjahres jtattfindet, die aus der Erinnerung 
zu machenden Angaben über das Hagelwetter zu dieſer Zeit aber nur jelten 
noch zuverläſſig jein möchten, den Aufnahmebehörden zugleich mit den Erhebungs: 
formularen Notizblätter überſandt, in welche bei etwa eintretendem Hagelwetter 
die bezüglichen Angaben, die dann jpäter in das ErnteErhebungsformular ſelbſt 
zu übertragen find, rechtzeitig verzeichnet werden können. . Die jolcher Geſtalt 
gewonnenen Daten, welde für 1883 im LXXXI. Hefte des amtlichen Quellen- 
werfes der „Preußifchen Statiſtik“ zur Veröffentlihung gelangten, liegen nunmehr 
auch für 1884 vor. Dürfen die bezüglihen Zahlen auch noc feinen Anſpruch 
auf unbedingte Zuverläffigfeit machen, da fi) der Ausfüllung des Anhanges zum 
Erhebungsformulare noch mannigfache Schwierigkeiten entgegenftellten und derſelbe 
daher für 1885 eine anderweite Faſſung hat erhalten müſſen, fo bieten fie doc 
über verichiedene Fragen der preußiichen Hagelitatiftit zum eriten Male einen 
annähernden Anhalt. Nach denielben ericheint das Jahr 1884 gegenüber dem 
Vorjahre al3 ungemein hagelreih, da in eriterem 8,476, in legterem 3,798 
Grhebungsbezirfe (Gemeinde- und GutSbezirke) von Hagelwetter betroffen 
und 1884 in 6,777 Grhebungsbezirfen, 1883 dagegen in nur 3,607 hierdurch 
Ernteſchäden veruriaht wurden. Die Bertheilung der Hagelwetter auf die 
einzelnen Provinzen, ſowie die Hagelhäufigkeit in dem einzelnen Monaten 
bezw. Erhebungsbezirfen während des Berichtsjahres veranihaulicht nadjitehende 
Ueberſicht. 








Vom Hagelwenter wurden 
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Hannover . | 756] 582, 125] 49 | 15 239] 317) 384 25) 11) 8 11 
Veitfalen . 181) 155 7] 9° 2 2 3155 9 22 1 2 
Heſſen-Naſſau 382) 316 551 11 1ı 47] 79230 67 16 — 6 
Rheinland . | 380] 329 37) 14 4 60 16 317 48 6b N 1 
Hohenzollern . . | es 7 ı 74 — a 2 ı7 3 * | * 
jufammen ' 8476) 696811149] 359 | 76221212748 4187 1093| 57) 71: 108 
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Hiernach verhagelten 1884 von den 8,476 hagelbeihädigten Erhebungs- 
bezirfen etwas über 82 Prozent einmal, 13'/2 Prozent zweimal und etwas über 
4 Prozent mindeitens dreimal. Die hagelgefährlihiten Monate waren der Juli, 
Juni und Mai, die hagelfreieften Monate dagegen September, Oktober und 
April. Der Um fang des angerichteten Schadens wurde 1884 auf 39,385,563 Mb. 
(1883 auf 15,209,738 Mb) geihäßt, und es wurden vom Hagel 699,748 ha 
(1883 324,679 ha) betroffen. 

Bon der verhagelten Fläche waren 1884 249,929 ha zu 87,442,359 AM. 
verjihert und wurden 12,428,694 .# Entihädigung gewährt, während bie 
verhagelte Fläche im Borjahre 127,979 ha umfaßte und bei einer Verficherungs- 
jumme von 35,514,091 6 5,652,897 »A Cntihäbigung gezahlt wurden. 
Sehen wir auf die einzelnen Provinzen der Monardhie ein, jo ergibt ſich für 
dad Berichtsjahr, daß 


der angerichtete von der verhagelten Entihädigung 
Schaden betrug Fläche waren verfichert ward gewährt 
in auf ha Taufend us mit — Tauſend 

Oſtpreußen. 48,330 1,890 14,371 4,502 561 
Meitpreußen . . .- 26,639 997 9,963 2,945 415 
Berlin. . ».. — — — — — 
Brandenburg. . . 53,151 2,635 19,937 6,146 944 
Bommernn. . . . 43,632 2,059 23,679 71,555 1,056 
Boien . 2.2... 96,689 5,482 42,562 12,795 2,058 
Schlejien ie, 7,402 50,341 18,290 2,474 
Sachſen ie 118,432 8,089 43,766 19,123 2,681 
Schleswig— Holitein i 10,266 203 4,154 1,462 94 
Hannover. . . 62,882 3,076 14,219 5,470 656 
MWeitfalen . . . . 18,901 964 3,671 1,340 168 
Helen Nallau . . 28,984 1,905 6,523 2,305 407 
Rheinland. . . 65,286 4,338 16,406 5,420 904 
Hohenzollern . . . 3,343 346 337 90 31 


Die höchite Entihädigung für den durch Hagel angerichteten Schaden wurde 
nit 51,, bezw. 46,2 und Al,, Prozent in Pommern, Schleswig:Holftein und 
MWeitpreußen gezahlt, denen die Provinzen Poſen, Brandenburg, Schlejien und 
Sachſen mit 37,2 bezw. 35,,, 33,, und 33,1 Prozent am nächlten ftehen. Mehr 
denn zwanzig Prozent betrug die Entichädigung in Oftpreußen (29,, Prozent), 
Hannover und Heſſen-Naſſau (je 21,5) und in Rheinland (20,, Prozent), während 
diefelbe in Weitfalen auf 17,, und in Hohenzollern auf 9, Prozent berunterging. 

Die ungewöhnlih große Ausbreitung und Heftigkeit der Hagelwetter des 
Jahres 1884 bradte, abgeſehen von den betroffenen Yandwirthen, den Hagel: 
verſicherungsgeſellſchaften ſchwere Verlufte. Die von der Verſicherungsſumme der 
verhagelten Fläche gezahlte Entichädigung war mit 34,, Prozent am höchſten in 
Hohenzollern, betrug noch bezw. 17,5, 16, 15,, und 15,4 Prozent in Heſſen— 
Naſſau, Rheinland, Boien und Brandenburg, war annähernd gleih hoch mit 
14,, und je 14,, Prozent in Weitpreußen, Sacdien, Pommern und mit bezw. 
13,, in Schlefien, je 12,, in Oftpreußen und Meftfalen und 12,, Prozent in 
Hannover, am niedrigiten mit 6,, WVrozent in Scleswig:Holftein. In 104 Er: 
hbebungsbezirfen mit einer verhagelten Fläche von 3,734 ha umnterblieb die 
Negulirung des Schadens wegen der Geringfügigfeit desjelben. (Stat. Korr.) 


Die Anmufterungen von Bollmatrojen und unbefahrenen Schiffsju — 
bei der Deutſcheu Handelsmarine werden feit dem 1. Januar 1874 jährlid für 
das Deutiche Neich ermittelt und in dem „Monatöheften zur Statiftif des 
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Deutſchen Neiches* veröffentliht. Den bezüglicen Angaben für das Jahr 1884 


(Aprilheft 1885) entnehmen wir, daß während ber Iettverfloffenen fünf Jahre 
bei der deutichen Handelsmarine 


ausgemujtert wurden! 1880 1881 1882 1883 1884 
Bollmatrvien . . 2. 13,004 13,150 13,174 13,598 14,101 
Schiffsjungen r 2,556 2,335 2,578 2,629 2,432 

an Monatsheuer gezahlt wurden: Mart 
den Bollmatroien . . . 43, 0. 43,18 45," 47,” 47,81 

„ Schiffsjungen . . 15, "os 14,71 15, * 16, or 12,7% 


Innerhalb des Dezenniums 1875/84 weiit dad Jahr 1884 die ſtaͤriſte 
Zahl der Anmuſterungen von Vollmatroſen auf, nachdem mit dem Jahre 
1878 eine ununterbrochene ‚Steigerung begonnen hatte, während die Zahlen über 
die Anmufterung der Sciffsjungen innerhalb derſelben Periode auf und ab 
ſchwanken und inöbejondere auch im Jahre 1884 einen Rüdgang gegen die beiden 
Norjahre erfennen laſſen. 

Die Beträge der durchichnittliden Monatsheuer gingen von 1875 bis 
1880 bezw. 1881 fait ununterbrochen erheblich zurück, haben Seit letzterem Jahre 
aber wieder eine Aufbeilerung erfahren und laſſen nur 1884 einen unbedeutenden 
Rückgang erfennen. 

In auffallender Weile differiren die in den einzelnen deutſchen Hafenplätzen 
durchichnittlich gezahlten Monatsheueriäge; fie ſchwanken für Wollmatrofen im 
Jahre 1884 (mit Beföftigung) zwiſchen 20,0 A. und 55," M; für Schiffe: 
jungen zwiichen 9,°° AM. und 23,0 M, wobei indeß, inöbejondere in Eleinen 
Hafenplägen, vielfah zufällige und außergewöhnliche Umstände von erheblichem 
Einflufle find. Wie in den früheren Nahren, ſtanden auch 1884 in Hamburg 
und Bremen die Bollmatroienhenern nicht unerheblich höher, die Sciffsjungens 
heuern dagegen beträchtlich niedriger, al3 in den größeren deutſchen Oſtſeehäfen. 

Zur Gelfammtzahl der angemufterten Schiffsjungen ftellte, wie in den Bor: 
jahren, die Provinz Pommern mit 565 oder 23,° Prozent das größte Sons 
tingent; ihr folgten die Provinz Hannover mit 342 oder 14," Prozent und 
die Provinz Schleswig-Holſtein mit 308 oder 12,7 Prozent. Die überwiegende 
Mehrzahl der angemufterten Schiffsjungen ſtammte aus dem Ktüftengebieten ; doch 
haben auch die Binnenländer Deutichlands zum Griage des Perſonals der deut: 
Ichen Handelsmarine beigetragen, indem von den 2413 im Neiche heimatberechtigten 
unbefahrenen Schiffsjungen, die im Jahre 1884 in deutichen Häfen angemurftert 
wurden, 407 oder 16 Prozent (1883 bis 1881 15,' bezw. 14,* und 15,° Pro: 
zent) dem Binnenlande angehörten. Won der Geſammtzahl der im Jahre 1884 
angemmfterten 2432 unbefahrenen Schiffsjungen entfallen 1187 auf Häfen bes 
Oſtſee- und 1245 auf die des Nordieegebietes. Hiervon ftanden (abgejehen von 
zweien, deren Alter nicht angegeben war) im Alter von: 


im Tftieegebiet un Nordjeegebiet zujammen 
Proz. Proz. Proz. 
unter 15 Jahren . . . 183 oder 15,% 230 oder 18,? 413 oder 17," 
15 bi8 unter 20 Jahr . 898 „ 75, 928 „ 74° 1,826 „ 75,' 
20, 356066 6, 05,2 148 „6,4 
25 Jahren und darüber . Bo, 2, 18 1,* 38... 2% 


— — (Stat. Korr.) 


Ergebuiſſe des öſterreichiſchen Tabackverkaufs 1884. — Die Einführung 
des Tabackmonopols und die Uebernahme des Tabackverkaufes in eigene Regie 
iſt für die im Reichsrathe vertretenen Länder der öſterreichiſchen Monarchie eine 
der wichtigiten Einnahmequellen geworden. Ueber die Ergebniſſe des Tabad: 
verfaufes des Jahres 1884 liegen uns in dem vom ftatiltiichen Departement im 

Annalen bed Deutſchen Reiché. 1885, 57 
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k. k. Handel3minifterium verdffentlihten „Archiv für Geleggebung und Statiitif 
Auftria,“") nähere Daten vor. Hiernady betrugen 1884 die Einnahmen für 
die im allgemeinen Verſchleiß abgelegten ins und ausländiichen Tabackfabrikate 
und Zigarren 69,918,589 Gulden, jene des Spezialitätenverfaufes 2,310,129 
Gulden. Werden hierzu noch die Ergebnifle des Verjchleifies im Auslande und 
an das Ausland mit 501,635 Gulden hinzugerechnet, To ergibt fich eine Geſammt— 
einnahme von 72,730,353 Gulden, d. 5. gegen die Ergebnifie des Vorjahres 
eine Zunahme von 3,215,810 Gulden oder 4, Prozent. 

Innerhalb der einzelnen Stronländer ergab der allgemeine Verſchleiß 
1884 gegenüber dem Worjahre insbejondere eine erheblihe Mehreinnahme in 
Böhmen und Niederöfterreih (884,526 bezw. 674,031 F.); ihnen reihten fich 
an Galizien, Steiermark und Böhmen mit 362,537 bezw. 324,931 und 306,552 fl. 
Geringere Mehreinnahmen (140,912 bezw. 119,233 und 102,879 fl.) entfielen 
auf Schlefien, das Stüftenland und UOberöfterreih, während ſich diejelben in 
Kärnten, rain, Tirol, Salzburg, der Bulowina und Dalmatien von 64,527 
bis 2,578 fl. abituften. 

Bon den Zigarren der eigenen Fabriken wurden im MWorjahre im 
allgemeinen Verſchleiß insbeſondere verfauft: 413,984,425 in Böhmen, 320,912,009 
in Niederöfterreih und 128,732,175 in Mähren, am wenigjten dagegen in 
Dalmatien und der Bufowina (8,130,950 bezw. 1,423,786 Stüd). Die 
jtärfiten Koniumenten für ausländiiche Zigarren waren Niederöjterreich (1,568,494) 
und Böhmen (373,700 Stüd), für Zigaretten Niederöfterreih (87,749,770) 
und Galizien (76,580,965 Stüd), für Schnupftabad Böhmen (646,082 kg), 
Galizien (492,198 kg) und Tirol (296,805 kg); der meiſte Rauchtaback wurde 
in Böhmen, Niederöfterreihh und Galizien mit 7,857,693 bezw. 3,086,700 und 
2,993,221 kg abgelegt. 

Bergleiht man Ichließlich die Gefanmtergebniffe des Tabadverfaufes nach den 
verichiedenen Fabrikaten und die hieraus erzielten Einnahmen in den legten beiden 
Jahren, jo ergibt fi), daß, abgerundet auf 1000 Stüd bezw. kg und Gulden, 


verfauft wurden vereinnahmt 
Fabrikate im Jahre wurden 
1883 1884 1883 1884 
1. im allgemeinen Verkauf: Stüd Stüd il. fl. 
Zigarren eigenen Fabrikats . . 1,166,484 1,244,930 33,479 35,593 
r ausländ. „ —F 2,235 2.253 304 313 
Biaureiten = u 42 00002 204,743 280,168 1,672 2,345 
kg kg 
Schnupftabud . . » 2 2.2. 2,139 2,120 3,843 3,807 
Raudtabad . FRE NEE NEE 23,578 23,726 27,508 27,857 
2. im Spezialitätenverlauf: Stück Stüd 
Zigarren eigenen Fabrifats. . . 12,758 13,610 929 976 
u ausländ. en — 2,727 2,773 581 575 
Zigaretten SER ne BR 2,411 2,781 74 84 
Schnupftabakck. » .  .„ (überhaupt 858 bezw. 1,067 kg) 4 5 
Naudtabad . ——— 75 84 606 668 





— — Staat. Korr.) 
) Jahrgang XXXVII, Heft II. 


Druckfehler-Berichtigung. 


702 3. 26 von oben lies „praeter legem“ ſtatt „praster legem“. 
705 Anm. 1 lies: „Verwaltung, Justiz, Rechtsweg“ jtatt „Verwaltung, Juſtizrechtsweg“. 
707 3. 27 von oben lies: „Art. 11 Abſ. 2% itatt „Art. II Abi. 2”. 


AR 


Alphabefifhes Befammt-Regifer 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1885 der „Annalen“, 


Vorbemerkung. Das * Regiſter ſoll die Benutzung der ganzen 
Serie erleichtern. Gegenüber den durchweg ſachverſtändigen Leſern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Regiſters, das in pedantiſcher Umſtändlichkeit Tauſende 
von Stichwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes ſein, das geſuchte 
Spezielle unter der Angabe des Generellen aufzufinden. 

Die fett gedrudten Bahlen 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76,7 
18, 19, 80, 81, 82, 83, 84 und 85 bedeuten die achtzehn Jahresbände Au 
big 1885: die mageren "Biffern bedeuten die Seitenzahl des betreffenden Bandes. 

Wir bitten bejonders darauf zu adhten, daß im Laufe der ver- 
Ihiedenen Jahrgänge oft ein und derjelbe Gegenstand wiederholte 
Bearbeitung gefunden hat. Beim Nachſchlagen wird es ſich daher empfehlen, 
die legten bez. Publikationen immer zuerſt nachzufehen, und erft dann, 
wenn Dieje die gewünschte Auskunft nicht oder unvollftändig enthalten, auf 
ältere Jahrgänge zurüczugehen. 

Dies gilt insbefondere von der Abhandlung des Hrn. v. Aufſeß über 
die Zölle und Steuern des Reichs; Hier ift nicht mehr der erſte Abdrud im 
Sahrgang 1873, ſondern die Umarbeitung im Jahrgang 1880 zitirt; — ferner 
von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirechts von M. Seydel (Jahrgang 
1578 und 1881) u. j. w. 

Die Herausgeber. 


A. bräuche des Aklienweſens, Denkſchrift der 
Handelskammer zu Chemnitz 73, 605. — 
Abrechn ungen des Zollvereius 68, 13 und Berhandlung im ee 1873. 74, 306. 





32. 72, 1489. 73, 262. 487. 74, 97. ©. — Materialien zur Reform des Aftien- 
auch Kafjenmweien, Zölle, PER weeſens 74, 359. (Unterfuchungstommiffton, 
AderbausStrajtolonien und Yürjorge | Leipziger Handelstammer, Ad. Wagner, 
für entlafiene Sträflinge (SuM SB, 1,73. | Ber. }. Sozialpolitik, Juriftentag, Berrot). 
Acquits-A-caution 77, 585. — — Erörterungen von W. Endemann 74, 
Adrefie des nordd. Reichsſstags an den König 388. 75, 1196. Statiftif der preußifchen 
in Berfailles 70, 765. Antwort des Königs A. 76, 640. 892. — Zur er 
ib. 767. — Adreſſe an den Kaiſer 71, 317, des Aftiengründungsweiens 77, 194, 240. 
41 —_ Umwandlung der Aktien in Neichswähr- 
Aemter, j. Behörden. — 1. mug 77, 638. — Statiftif der Kurſe und 
Aenderung der Berfaffung 71, 77. — ©. Dividenden „preußifcher Altiengeſellſchaften 
a, Hejewatrechte, Kompetenz ꝛc. 1858— 75 77, 1075 fi. — Denfichrift der 
Aerzte, in Preußen 76, 637, RS Abnahme preußiſchen Regierung 78, 4. — Gutachten 
derſelben im Reiche SI, 152. a. Medi der Handelsfammer zu Stuttgart 718,1. — 
zinalperfonen, ———— und Frei⸗ Zur Reform des Altienrechts (Endemann) 
At 81, 417. — Betrieb fonzeffionspflichtiger Ge— 
Aeußere Berbältniffe, ſ. Gefandtichaften, werbe durch A. 82, 620. — Materialien 
Konfulatweien, Seerecht zc. zur Reform des Atiengeiellichaftsrcchts 84 
Afrika, die internationalen Verhältniſſe in 79. — Gutachten der Handelsfammer zu 
demfelben 85, 829. Hamburg 8, 121. — Aeußerungen des 
Agrarpartei, Programm derfelben, 76, 103. | rheinl.sweitfäl. Intereſſenvereins St, 139; 
Altiengefellidhaften, er über der Leipziger Handelskammer ib. 235; der 
diefelben, 71, 216. 381. 7%, 127. — Mif- | Mindener Handelsfammer ib. 247; ber 
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Breslauer Handelstanmter ib. 253; Bericht 
für den 12. Deutichen Handelstag ib. 265. 
Bol. a. Bodenkredit, Emilfionen, Krifis zc. 

Altienftempel ſ. Stempelftener. 

Altersftufen der preußiichen Bevölterung 
78, 658. 

Altersverforgung der Arbeiter in Elfaß- 
Lothringen (Ch. Grad) 82, 760. 

Amerila. Staatsangehörigfeitsvertrag vom 
22. Februar 1868 nebſt Erläuterungen und 
dem Auslieferungsvertrag v. 1852, 68, 959. 
— Die Ueberwanderung in der nordameri- 
fanifshen Union (von Yandgraff) 72, 508. 
— Konfularvertrag 74, 225. — Bur Kritil 
des Staatsangehörigfeitsvertrags (v. Marti) 
75, 793. 1113. (9. Wefjendoud) 77 , 204. 
— Die wirtbichaftlihen Zuftände in den 
Vereinigten Staaten 77, 1052. 1123. — 
Wirthichaftlihe Konkurrenz mit Deutſchland 
80, 965. — Die Unionsverfaffung (A. 
— 78, 796. — Die Wirkungen des 

chutzzollſyſtems in den Vereinigten Staaten 
79, 805. — ©. a. Auswanderung, Kriſis. 

Amtabezirke, ſ. Kreisordnnung. 

Amtshandlungen, j. Beamte. 

Annalen, Aufgabe derjelben, Vorwort zum 
Jahrgang 1872, Ein Vorwort aus 
Defterreih (F. v. Stein) 76, 1. 213. 

Antragsdelifte 76, 83. 

Anleihen, fiche Schuldenwejen, Kriegs— 
foften ꝛc. . 

Anmwaltswejen 75, 1205. 

Apothekenweſen, reicharechtlihe Ordnung 
74, 1809. Gefetentwürfe und Dentichrift 
vom Jahre 1877 77, 926. 

Arbeit, volfswirtbichaftlicher Begriff der- 
jelben, 72, 529. 73, 809, 74, 11. Woesler 
75, 36. Häusliche Arbeit (Werth derjelben, 
Hirth) 75, 912. Preis und Ertrag der 
Arbeit (Hirtb) 75, 1296. — Preis der Ar- 
beit im Staatsdienfte 78, 439. — Belaft- 
ung der Arbeit in den ziwilifirten Staaten 
s0, 79. ©. a. Gewerbeordnung. 

Urbeiter, jugendliche zc. S1, 695. 

Arbeiterbudgers, Elfäßifhe. Von P. Dehn 
79, 100. Deutfhe: Sclefiihe 80, 581. 
Bayeriſche ibid, 843. S1, 540. ©. a. Löhne. 

Arbeiterfrage, Materialien zur, 78, 1471. 
1494. 74, 33. 1195. Beihäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern im 
Großherzogthum Heflen 77, 258. — Die 
Stiftungen für das Arbeiterwohl im Neichs- 
lande (Ch. Grad) 82, 714-768. — Vgl. 
a. Hülfskaſſen, Kontraftbrud, Krankenver— 
jiherung, Unfallverfiherung zc. 

Arbeiterhülfstajfen 73, 1529. 74, 1195, 
Gejegentwurf 75, 873. 

Arbeiterverfiderung 80, 492, 
Unfallverficherung. 

—— ngen in Elſaß-Lothringen 

2, 732. 

Arbeitgeber, ländliche, Thefen dev Berliner 

Konferenz derjeiben, 73, 1536. 


S. a. 


Alphabetiſches Gefammt-Megifter 


Arbeitébücher 74, 427. 1195. 

Arbeitslohn 74, 33. 75, 1296. S. a. Löhne. 

Arbeitstheilung im Haufe 75, 928. 

Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40. 
Kontraftbrud. 

Arbeitezeit 73, 1474. 74, 33. 480, 

Arhivmejen, f. Neihsardiv. 

Areal des Zollvereins 69, 885. SD. 633. 

Argentinifhe Konföderation, Handels- 
vertrag 73, 316. SO, 621. 816. 

Armeeforpsbezirte 78,91. 1556. 74, 500. 
77, 486. 

Armenpflege, Organifation derfelben (Seyf- 
fardt-Erefeld) 82, 704. 

Armenredhtlihe Familieneinheit 83, 449. 

Armenwejen, f. Unterftügungsmobnfig. 

Armuth und Arbeit 83, 572. 

Artillerie, Neuformation derjelben, 73, 32. 
S. a. Militärverwaltung. 

Arzneien, unentgeltliche lleberlaffung, 76, 83. 

Aufentbaltsgejeß, ſ. Freizügigleit. 

Ausfuhr, ſ. Zölle. 

Ausgaben des Reichs 73, 490. Bgl. a. 
Finanzweſen ꝛc. 

Ausland, Bertretung des Reichs im, ſ. Aus- 
wärtige Berhältniffe, Kouſulatweſen, Ge- 
fandtichaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. 

Auswärtiges Amt des Bundes, 70 165. 
71, 300. 715, Etat desjelben 80, 20. — 
S. a. Verträge, Gefandtichaften, Konfulate zc. 

Auswärtige Berhältniſſe, verfafjungs- 
mäßige Regelung und Leitung derjelben, 71, 
87. S. a. Konſulatweſen, Gejaudtichaften, 
Vertragsrecht zc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 
Auswanderung (von J. €. F. Neßmann) 
73, 1455. 75, 1099. 76, 243. Berichte 
über die Thätigkeit des Neihstommiffare 75, 
1107. 76, 214. 77, 699. 78, 461. 79, 552. 
S0, 593. 81,345. 83,189. 84,515. 85, 368. 
— lleberficht 77, 805. 81, 245. 246. 350. 
— Einwanderung in Amerifa 1874, 75, 
1549. — Auswanderung nah Amerifa 82, 
239. 85, 299. — ©, a. Neihsangebörigfeit. 

Ausmweifung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer Ber- 
trag, Oeſterreich. 

Averfa für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593. 72, 1622. 78, 509. 80, 531. 644. 
778. — ©. a. Zollausſchlüſſe. 


B. 


Baarzahblung, f. Zahlungsreform. 

Baden. Beitritt zum deutihen Bund 70, 
768; zur Verfaſſung des deutſchen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — In Gültigleit ges 
bliebene Beftimmungen des Vertrags vom 
15. Nov. 1870, 71, 359. — Einführung 
nordd. Bundesgejege 71, 389. — Berech- 
nung der Matrifularbeiträge 71, 702. 72, 
1624. — Bgl. a. Einfommenftener, Zoll- 
verein, Wahlgeſetze, Waſſerrecht ꝛc. 


S. a. 


Bankweſen. 


über die Jahrgänge 1868—1885 der „Annalen“. 


Bahnpolizeireglement 73, 338. 
Denkſchrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1370), 70, 95. — Motive zu dem 
Geſetz über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 70, 107. — Prome- 
moria der Direftoren der Braunfchweiger 
Bank ꝛc., betreffend gemeinfame Wotenaus- 
abe der Privatbanfen 70, 119, — Das 
eld, jein Weſen und feine wirtbichaftlichen 
Funktionen. Ein Beitrag zur Yöfung der 
Banf-, Münz- und Währungsfrage von 
F. Berrot 70, 299. — Die Berwaltung der 
preußiihen Bant 70, 216, — Erklärung 


des Minifters Delbrüd über die Hettelbanfen | 


in Württemberg und Baden 70, 757. — 
Neichsfompetenz über das Bankweſen 71, 
192. — Die Bauffrage. Bon G. D. Auge: 
purg 71, 1045. — Die Berlängerung der 
Banknotenſperre 72, 1334, — Rechtsgut— 
achten in der Papiergeld- und Banknoten— 
frage (von W. Endemann) 73, 361. — 
Materialien zur Banffrage 73, 615; Denk— 
ſchrift der Bankkommiſſion des Handelstags 
(1870) 73, 617; vom fünften deutſchen 
Handelstag (1872) 73, 685; vom deutichen 
Landwirthſchaftsrath (Dentjchrift Nichters) 
73, 695; Statiftiiches über die deutſchen 
Zettelbanten 73, 721 (hierzu die graphiſche 
Barkeluns am Zchluffe des Jahrg. 1873); 
Geichäftsverkehr der preuß. Bank 1862—71 
73, 728; der Wechſelverkehr im deutichen 
Neihe 1872 73, 736. — Abermalige Ber- 
längerung der Banfnoteniperre 74, 300. — 
Ueberfiht der geſetzlichen zc. Beftinmmungen 
über die deutichen Zettelbanken (amtlıd)) 
ib, 633. — Statiſtik der Notenemifftion 
1871—73 (W. Herbert) ib. 709. — Ver- 
mwaltungsbericht der preußifchen Bank 1372/73 
74, 1111. — 
Reichsbankgeſetzes (Juli 1874) ib. 1611. 
— Die Löſung der Bankfrage vom rechtl. 
Standpunft (Birth) ib. 1681 und 1816. 
— MNotenzirkulation der deutſchen Banten 
Mitte 1874, 75, 151. — Materialien zum 
Reichsbankgeſetz: Bericht der Neichstags- 
ftommilfion (Bamberger) 75, 835. 945. An 


lage 996. Das Gejet jelbit, ib. 999. Das | 


preußifche Gejeg vom 27. März 1875, ib. 
1019. Bertrag mit der bayer. Hypothefen- 
und Wechjelbant, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Neichsbantgefeg (P. Sonnemanı) 75, 
1027, Vertrag über Abtremuug der preuß. 
Bank an das Reich, ib. 1563. Statut der 
Reichsbank, ib. 1585. Statuten der bayer. 
Notenbank ib. 1581. — Das Bantgefeg 
(Ueberficht v. Endemann) 75, 1187. — Aus 
dem Berwaltungsberiht der preuß. Banf 
pro 1874, 75, 1385. — Verordnung betr. 
die Anftellung der Neihsbanfbeamten 76, 
385; Benfionen u. Kautionen der letteren ib. 


387. Die drei großen kontinentalen Banlen | 


(v. Yucam) 76, 862. Die preußifche 


Bank in den Jahren 1874 u. 75, 76, 943, | 
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— Abjichlüffe der deutichen Banfınftitute pro 
1875, 76, 986. — Einheit in Minz- und 
Bankweſen (Wehrenpfennig) 77, 277. — 
Jahresbericht über Bankweſen und Geld- 
verkehr im Reiche für 1876 (C. Slevogt) 
77, 705. — Verwaltungbericht der Reichs- 
baut für 1876 77, 736; für 1877 78, 673; 
für 1878 79, 577; für 1879 80, 434; für 
1880 81, 354; fiir 1881 82, 329; fiir 1882 
83, 600; für 1888 84, 193; für 1884 85, 
375. — Weberficht der Gejege und Verord— 
nungen 77, 820. — Dividenden der Banken 
1858/75 77, 1075. — Statiftif der deutjchen 
Notenbanten 83, 646. — Bgl. a. Münz— 
frage, Papiergeld. 


 Bauffrement (Nedtsfall) 76, 139. 1022, 
' Baummolleninduftrie. Geſchaftliches und 


Der erſte Entwurf eines | 





I 


Bayern. 


Stariftifches über die Lage derjelben im 
Bollverein vor, während und nach der Krifis 
(vom Herausgeber) 70, 533. — Die B. in 
Elfaß-Yothringen 71, 999. — Deutihe B. 
1863 bis 1874 75, 1391. Die deutiche 
Baunmollipinnerei 78, 661. — Motive zum 
neuen Zolltarif 79, 691. — Amerikaniſche 
Baummollen- Produktion 82, 615. ©. a. 
Tertilinduftrie, Zolltarif zc. 


Baupolizeirect, das deutfche. Bon C. E. 


Leuthold 79, 809. 

Ausnahmebeftimmmmmgen des Ber- 
trages vom 23. November 1870 70, 746. 
771. 71, 362. 366. 369. — Beitritt zum 
deutschen Reich 71, 37. — Die Einführung 
nordd. Bundeegefebe in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Reichstage ib. 382. 
Tabellariſche Ueberficht 389. — Die bayer. 
Geſetzgebung über Gewerbswejen, Heimat, 
Verebelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berechnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erklärung der bayeriichen 
Negierung vom 14. Öftober 1871 (Unfebl« 
barkeit betr.) 72, 1—52. — Deutiche Neiche- 
pojt und bayerische Boftverwaltung 72, 597. 
— Militärverwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Nriegs- 
dienftgeieg 74, 186. — Geruoffenſchafis eſetz 
ib. 382. Die Reform der ande Pi 
direkten Steuern (8. Burkart) 74, 1681, 
— Die Bierbeftenerung 76, 61. Han⸗ 
dels- und Genoſſenſchaftsregiſter 76, 89. 
Reichs«recht und Sandesreht in Bayern (9. 
A. Miller) 76, 840. — Beantenbejold- 
ungen in Bayern 77,523. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484. — Bayer. Verkehrsan— 
ftalten 1877 79, 1077. — Die jtaatlich ge- 
leiteten Berfiperungsanftalten im Bayern 
(Haag'S4, 65. — Die Landeskultur-Renten— 
anftalt in Bayern 54, 316. — Die Ber» 
waltungsrecdhtspflege in Bayern M. Seydel) 
55, 213. — Die zwangsmeife Beräußerung 
landwirthichaftlicher Anmefen in Bayern 85, 
842. — Bgl. auch Zollverein, VBerfafftiug, 
Reſervatrechte, Bolfszählung, Wahlgeiege, 
Waſſerrecht ꝛc. 
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Beamte des Neichs 71, 304, — Befoldungs- | 


verbejlerungen 73, 80. — Rechtsverhältniſſe 
der Neichsbeamten 78, 345. 74, 223. 254, 
Erörterungen von W. Endemann ib. 400, 
75, 1201. — Beamteneid 76, 84. — Das 
Neichs-Beamtenrecht, erläutert von Fr. Thur 
dihum 76,261. I. Gefeg vom 31. März 1873 
nebft Kommentar ib. 265. (Allgemeine Be- 
fiimmungen 268; Berjegung in anderes 
Amt, Rubeftand ꝛc. 287; — 292; 
Disziplin 308; vorläufige Dienſtenthebung 
329; Defelte der Beamten 332; Anſprüche 
gegen das Reich ꝛc. 338; Schlußbeftimm- 
ungen 340). II, Die ſeit dem 1. Juli 1867 
ergangenen fonftigen Gefege und Bejtimm« 
ungen über Heihsämter und Nechtsverhält- 
niffe der Neichsbeamten (jpezielle Ueberficht 
76, 397.) — Ktlaffififation der Reichsbeamten 
76, 361. 374. — Berzeihniß der Neiche- 
bebörden 76, 378. — Yaband’s Auffaffung 
des Beamtenrechts (Meyer) 76, 667. — 
Ueberficht der über die Heichsbeamten er- 
lafjenen Gefege und Verordnungen 77, 841. 
s1, 439. — Wittwen- und Waifenfürforge 
(Thudichum) S1, 551. — Grundfäge f. d. 
Befegung der Subaltern: und Unterbeamten= 
ftellen bei den Reichs- und Staatsbehörden 
mit Milttäranmwärtern 82, 556. — Die Bor- 
eutſcheidung bez. der gerichtl. Verfolgung 
öffentl, Beamter aus Amtshandlungen nad) 
Reichsrecht und bayer. Landesrecht (Lipp— 
mann) 85, 421. — ©. a. Behörden, VPen— 
fiouen ꝛc. 

Beamtenbefoldungen im Preußen und 
Bayern 77, 520. 


Begleitihein-Regulativ 69, 997. 78, 


166, Bgl. a. Bollgefeg, Zölle. 

Behörden. Die Kompetenzen und Perfo- 
nalien der oberen Behörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesjtaaten 
70, 147. 671. — Die Reihsämter und die 
Neihsbeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai— 
ferlich“ ac. 76, 351. — Verzeichniß der Vteichs- 
behörden 76, 378. — leberficht aller Geſetze 
und Berordnungen über Reichsbehörden 
77, 838. — (S. a. unter „Beamte“, jowie 
die einzelnen Behörden und Beamten.) 

Belagerungszuftand Das preuß. Gefet 
vom 4, Juni 1851, 68, 1055.. 

Belgien, Handelvertrag 73, 319. SO, 818. 

Bergmwerfsproduftion im deutichen Reiche 
75, 637. 1728. 78, 664. 

Berichtigung (Kies gegen Roesler) 75, 792. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Sabre 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl. 
im Jahre 1871 72, 971. Berlin’s Gewerbe: 
fleiß 78, 110. 

Berufszählung, vom d. Juni 1882, 84, 43, 

Beihlagnahme,j. Löhne, Boftverwaltung ꝛc. 

Beſitz, vollswirthſchaftlicher Begriff desjelben, 
72, 526. 73, 849. Geſchichtl. Entwidelung 
des Befites (Roesler) 75, 27. 
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Befoldungsverbeiferungen 73,80. — 
S. a. Wohnungsgelder. 

Beifemerftablfabrilation 76, 86. 78, 96. 

Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
73, 415. 

Bevölkerung. Faktiſche und Zollabrech— 
nungsbevölferung nah der Zählung von 
1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be- 
völferung 68, 1101. — Ueberſicht der Be— 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell- 
ung vom Zentralbureau des Zollvereins) 
69, 855. — Statiftif der Bewegung der 
Bevölkerung 70, 51. — Die Bevölferungs- 
zahl in der Bundesverfaflung 70, 445. — 
Die Bevölkerung von Elfaß-Yorhringen 71, 
989. Bolfswirthichaftlihe Bedeutung der 
Bevölkerung (Roesler) 75, 281. — Natürliche 
Zunahme der preuß. Bevölterung v. 1872 bie 
1875, 76, 526. — Zufammenftellung der pro- 
duftiven Bevölferung in Europa 76, 783. — 
Wanderungen der gewerbtreibenden Bevöl— 
ferung Preußens 76, 891. — ©. a. unter 
Voltszählungen, Statiftif, Areal. 

Bibliothefordnungdes Reichstags 77,501. 

Bierbeftenerung, j. Braumal;. 

Bismard, Fürft, |. Reichsfanzler. 

Blodade. Korrefpondenz der Regierung in 
Wafhington mit dem Minifter von Columbia 
85, 812. 

Bodenfredit und Bodenfreditanftalten mit 
befonderer Nüdfiht auf Hypothelenbanken 
(8. v. Stengel) 78, 841. 

Bodenſee, Hoheitsrechte über denfelben F. 
v. Martit) 85, 278. 

Börsen, vollswirtbichaftl. Bedeutung 75, 383. 

Branntmwein Beitimmungen des Boll 
bereinspertrags 68, 8. 20. 23. 45. — 
Steuergefege v. %. 1868 68, 701. 705. 
723, — Statiſtik der Branntweinftener 71, 
588. — Die Beftimmungen über die Brannt- 
weinfteuer (von v. Aufjeß) 73, 220. 74, 9. 
75, 890. 76, 79%. 0, 715, — Statiftif 
74, 920. 75, 905. 76, 99. 804. 806. — 
Vertrieb und Ausſchank in Preußen 78, 366. 
— Reform der Spiritusbeftenerung (Verrot) 
78, 613. — Die Brantweinfteuer in Würt— 
temberg (Reuß) 85, 620. — Bol. a. Ber- 
brauchsfteuern, Finanzweſen zc. 

Braumalz. Beitimmungen des Zollvereins— 
vertrags 68, 8. 20. 44. — Steuergejeß v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8. Juli 
68, 699, — Statiſtik der Braumalziteuer 
71, 585. — Reform der Bierbefteuerung 
72, 609; Gefegentwurf 636. — Die Be- 
flimmungen über die Brauftener (v. Aufieh) 
73, 210. 74, 94. 75, 889. 76, 794. 80, 
704. — Gtatiftit 74, 922. 75, 903. 76. 
98. 807. — Zur Reform der Bierbefteuer- 
ung (F. Boccius) 76, 52. — Bgl. aud 
Berbrauchsfteuern, Finanzweien ꝛc. 

Braunſchweig. Reffortverhältniffe der Ber 
börden 70, 671. 

Bremen. Organifation der Handelsftatiftif 


über die Jahrgänge 1868—1885 der „Annalen“. 


70, 407. Weffortverbäftniffe der Behörden 
70, 699. — S. a. Auswanderung, Handels- 
ſtatiſtik, Zollausſchlüſſe, Preiſe :c, 

Buchführung (bäuslihe, Hirth) 75, 981. 

Budgetrecht des Neiches (BP. Laband) 78, 
524. ©. a, Finanzweſen, Militärbudget. 

Bund, norddeuticher, ſ. Berfaffung, Neichs- 
tag u. ſ. w. 

Bundesalte, deutiche, 71,4. Der ehemalige 
dentihe Bund nah der Wiener Schlußalte 
ib, 5. Auflöſung des dentichen Bundes 
i. 3. 1866; 71, 19, 

Bundesangehörigfeit, f. 
börigfeit. 

Bundesbehörden, f. Behörden. 

Bundesgebiet 71, 51. 325. 

Bundesgericht, ſ. Gerichtähof. 

Bundesgejege, norddeutiche, Termine der 
Einführung derjelben 71, 359. 371. Ta— 
bellariiche Ueberficht ib. 389, 72, 485, — 
S. a. Juftizgefeggebung, Finanzmweien u. ſ. w. 

Bundesglieder 71,54. — ©. a. Reſervat⸗ 
rechte. 

Bundespräfidium, f. Kaifer, Berfaffung, 
Thronreden. 

Bundesrath, verfaflungsmäßige Stellung 
desfelben 71, 221. Seine Thätigfeit ib. 224, 
Ueberficht der Entichließungen desfelben auf 
Beſchlüſſe des Reichstags aus der Seifton 
von 1872 78, 863; desgl. aus der Seffion 


Neichsange- 


von 1873 74, 727. — Stellung des Reichs- 


fanzlers zum B. 82,9. — ©. a. Berfaffung, 
Verordnungsrecht, Reichskanzler, Elſaß- 
Lothringen ꝛc. 
Bundesſchulden-Kommiſſion, ſ. Schul— 
denweſen. 
Bundesſtaat und Staatenbund 71, 7. 50. 
Die neueſten Geſtaltungen des Bundesitaate: 


begriffes (DM. Sendel) 76, 641. — Laband's 


Anffaffung des Bundesftaats (G. Meyer) 
16, 657. — 
fimmung des Bundesftaats (A. 
77, 738. — Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bunbesftaat (Zorn) S4, 453. ©. a. Bun—⸗ 
desrath, Vertragsrecht, Verfafſſung xt. 
Bundesftaaten, j. 
nungsrecht ꝛc. 
Bundesſteuern, ein ſchweizeriſches Urtheil 
über, 75, 785. 
Bundesverfafſung, ſ. Verfaſſung. 
Bundesverſammlung, ſ. Bundesakte. 
Bürgerliches Recht, ſ. Zivilrecht. 


€. 
Chauffeegelder 80, 646, 
Chemifalien. Zölle auf Ddiefelben, fowie 
auf Farbewaaren 69, 632. Xgl, a. BZoll- 
tarif. 


Chemiſche Induſtrie 72, 39. 

Chili, Handelsvertrag 73, 318. SO, 718. 
China, Handelsvertrag 78, 316. 80, 717. 
Cholera. Unterfuchungsplan zur Erforfch- 


Zur Kritif der Begriffsbe- | 
Hänel) 


Berfaflung, Verord— | 


ı Einjährigfreiwillige, 
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ung der Urſachen derfelben ꝛc. (Denkichrift 
der Neihs-Cholera » Kommiffion) 73, 1611, 


D. 


Dänemark, Markenſchutz 81, 404. 

Darlehenskaſſen 72, 1397, 

Debargirung, ſ. Kontrole, 

Defekte der Neihsbeamten 76, 332. 

Desinfeltiondpverfahren, f. Beterinär- 
polizei. 

— für den Reichſtag, 74, 159. 166. 


Dıienfteid der Neichsbeamten 76, 346. 84. 

— — der Reichsbeamten 76, 
329. 

Dienſtvergehen, ſ. Disziplinarbehörden. 

Dienſtbotenfrage (Hirth) 75, 917. 

Dienftinfiruftion für die Konſuln 
095. 72, 1263, 

Diplomatifher Ausfhuß im Bundes- 
rath 70, 759, 71, 229. 

Disziplinarbehörten 76, 308. 367. 
Geihäftsordnung derfelben ib. 869. 377. 
— Laband's Auffaflung der Disziplinarger 
walt (Meyer) 76, 672. — Geſchäftsordnung 
für die Disziplinarbehörden 80, 489, 

Dispofition, zur, geftellte Offiziere 71, 
1006. 

Doppelbefteuerung, Beleitigung der, 71, 
168. 76, 177. 

Dotation der Kreife u. Provinzen, ſ. Kreis: 
ordnung 73, 1392. 1444, 75, 1635. In 
Sadien 75, 1291. 

Dotatiomen der Feldherren 74, 158. 

Drei-Königs-Bündniß v. Jahre 1849, 
71, 12. 

Durchſchnittépreiſe, ſ. Breife. 


E. 


Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 

Egypten, ſ. Konſulatweſen. 

Eheſcheidungen in Sachſen 77, 252. 

Ehejdließung. Aufhebung der polizeilichen 
Beichränfungen 68, 901. 71, 166. Preuß. 
Verfügung vom 20. Auguft 1868, 68, 927, 
— Nusnahmebeftimmungen des Vertrags 
mit Bayern 71, 366. — Das bayeriiche 
Gefeg über Berebelihung 71, 469. 487. 
— Gefchichtliches (von Friedberg) 74, 485. 
— Statiftit 75, 1725. 76, 220. 78, 108, 
79, 109. 378. — Eheſchließungen zwifchen 
Blutsperwandten 82, 50. — Bgl. Zivilehe. 

Ehrengerichte (ſ. Offiziere) 74, 1808, 

Gihämter, ſ. Maaf- und Gewichtsordung. 

Eid der Beamten 76, 84. 346. 

Cinigungsämter 74, 434. 

Eigenthum (wirthſch. Begriff), 1. Belis; 
des Reiches, |. Bermögen, 


1, 


Lebhranftalt mit 
Zeugnißberechtigung 76, 765. 
Einfuhr, j. Handeleitatiftif, Zölle, 


Eintommen, Begriff deflelben, 72, 5836. 


Eiien. 
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‘4, 997. 1793. (Roesler) 75, 271. Ber 
tbeilung des Einkommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Birth) 75, 1270. 1283, 
Die vier Grundtypen der Eink.Vertheilun 
75 1305. (Hierzu Tafel nah ©. 1312, 
Einfommeneunterichiede 


in Preußen und 


Sachſen 76, 239. Einfommensverbältniffe | 
in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbed, | 


Geeſtemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566. 

Einfommenfteuer 78, 846. 74, 25. — 
Materialien zu einer Reichs: Einfommenfteuer: 





Die Einfommenfteuer in Hamburg 74, 101,75, 
335. Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 


897. Die preußische Klaffen- und Einlom— 
menfteuer ib. 927; Anlagen 944; Nachtrag 
1029. Aus den Gutachten des Vereins für 
Sozialpolitit ib. 979, Vom landwirth- 
fchaftlihen Kongreß ib. 985. Die Neiche- 
Eintommenftener und ihre Gegner ib. 987. 
Vorſchläge zum Progreffionsmodus ib. 1015; 
zur Selbjteinihägung 1022. — Die Zteuer- 
reform im Königreih Sadfen (von Genjel) 
74, 1373. 75, 1519. — Die Reform der 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — 
Matrikularbeiträge oder Reihs-Einfommen- 


ftener? (Hirth) 75, 115. — Der deutfche | 


Steuerreformverein 75, 483. — Klaſſen— 
jtener in Berlin pro 1875, 75, 485. — 
Ein ſchweizeriſches Urtheil über Bundes- 
jteuern ib. 755. — Die Höchitbejteuerten 
in Berlin 75, 791. — Einihägungs- Js 
itruftion für das Königreich Sachen 75, 
1534. — Die beftehenden Einfommenfteuern 
(vergl. Darftellung v. 8. Burkart) 76, 21. 


682, 77, 219. 79, 1. 80, 914. 960. — Ein» | 
fommensunterjchiede von Stadt und Yand in 
Preußen u. Sadjen 76, 239. — Denkichrift | 


und Petition betr, den badischen Geſetzentwurf 
über Erwerbftener (F. Hecht) 76, 400; Er- 


widerung zur Nectfertigung der Regier- 


ungsvorlage ib. 695; Neplif der Handels» 


fammer zu Mannheim (Hecht) ib. 707. — | 


Die Stellung der Bermögens- und Ver— 
tehrsftenern im Steuerigfteme (v. Bilinsti) 


76, 719. — Beranlagungen in Preußen für 


1876 77, 1014. 78, 262. — Iſt die direfte 
Steuer ein überwundener Standpuntt? 79, 
153. — Einfommtenftener in 
1875/76 79, 600. — Erträge der Ein— 
fommenfteuer in Sachen 1877 79, 1066; 
1875/79 80, 833. — Eintommensverbält: 
niffe des preußischen Bolfes 1877 — 81 82,484. 
Einnahmen des Reiches 78, 496. — ©. 
a, Zölle ꝛc. 

Zölle und Produktion im Zollverein 
69, 623. 70, 369. 74, 84. Deutiche Eifen- 
induftrie i. J. 1874/75, 1547. 1661. 1695, 
1728. — Die Beflemer- Stablfabritation 


Hamburg 





76, 86. Eifeninduftrie und Submiffionen | 


77, 237. 1119. — Die Yage der Eijenin- 
duftrie (Handelstammer Köln) 77, 1054. — 
Dividenden der Eifenhüttenwerte x. 77, 


— — r — 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


1076. 1078. — Die preuß. Eiſeninduſtrie 
im Dezember 1875 (Engel) 77, 1099. — 
Ein» und Ausfuhr 1877 78, 446. — Eifen» 
industrie und Eiſenenquéte (Philippion) 79, 
649. — Botum der Minderheit in der Zoll- 
tariflommiſſion 79, 654. — Motive zum 
neuen Zolltarif 79, 713. — Deutſchlauds 
Eifeneinfuhr und Durchfuhr (Yaspeyres) 
80, 255. — Bgl. a. Bergwerfsproduftion, 
Zolltarif, Zölle. 


Eiſenbahnen. Weichsgeießgebung über das 


Eifenbahnmwejen 71, 205. 72, 128. 74, 302. 
1087. — Deutſche Eifenbahnftatiftif für das 
Betriebsjahr 1867, 69, 947. — Deutic- 
lands Eifenbabnen 78, 875. — Eiſenbahn— 
bejchlüffe des Handelstags 73, 887. Gründ- 
ung des Meichseifenbabnamts 74, 302. «6, 
358. — Eiſenbahn-Unterſuchungskommiſſion 
(preußische) 74, 359. — Reichs-Eiſenbahn— 
gefegentwurf ib. 891. — Die Controle 
des Reichs über das Eifenbabutarifmeien 
(FF. Berrot) 74, 1087, — Betriebsreglemeut 
für die Eifenbahnen Deutſchlands 73, 340. 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Reichs— 
Eijenbabnamtes 74, 1525. — Die Eiſen— 
babntarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — 
Kritiiche Beiträge zum Berftändnig des 
Eifenbabnweiens (von Trommer) 75, 105.. 
(I. Der fommerzielle Betrieb, II. der Uni— 
verjaltarif) 569. (Ill. Tarifigfteme, IV. 
über Güterverficherung, V, Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßftäbe, VIII. 
vom Sparen, IX. Auffafjung des Traus— 
portwejens). 75, 1057. (X. Staats- oder 
Privatverwaltung? Xl. Univerjaltarif gegen 
Publitum und Babımerwaltung, XII. Zoll- 
einrichtungen und Eifenbabn, XII. Schluß- 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (I. Bom 
Nationalismus im Güter: Tarif-Erpeditions- 
weſen, II. Wertbnachnabmen, Ill. An- und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Transportvorbereitung der Einzelgüter xc. 
V. der Univerfaltarif, VI der Pfennig— 
tarif, VII. Paket- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIII. Werthverfiherung, IX. Folgen, 
X, Schluß). — Gutachtliche Ausjagen des 
Präſidenten Maybach vor der Lasker'ſchen 
Unterſuchuugskommiſſion 75, 403. — Dent« 
fchrift des Reichs-Eiſenbahnamts über die 
Tarifreform vom 3, Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deuticher Eiſenbahn-Reform— 
verein 75, 935. — Eijenbabn-Bolizeiregler 
ment 75, 1175. — Borlänfiger Entwurf 
eines Reichs-Eiſenbahngeſetzes (April 1875) 
nebft amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 
Betriebsergebniffe der Eifenbahnen Deutidh- 
lauds 1875 76, 244, der preußiichen Bahnen 
1874 76, 245. — SKautionen der eljaß- 
lothringifchen Neichseifenbahnbeamten 76, 
352, — Statiftik der preußischen Eifenbabnen 
für das Berriebsjahr 1875 76, 425, (L. Aus- 
dehnung 425, II. Anlagelapital 426, III, 
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Transportmittel und Leitungen  derielben 
427, IV. Bertehr 428, V. Finanzergebniſſe 
431, VI. Reſerve- zc. Fonds, Beamten zc,, 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Aulage- 
fojten des deutſchen Erjenbahuneges zu An— 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Reichs— 
Eiſenbahnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: 
Gutachten der Tarifreform-Enquöte Kom- 
miſſion vom 13, Dezember 1875, ib. 463. 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467. 
terzeichniß der vernommenen Sadverftän« 
digen 468.) — Gejegentwurf, betr. die Er— 
werbung der preußiſchen Eiſenbahnen durch 
das deutiche Reich. Nebit Diotiven 76, 470. 
— Für und wider die Erwerbung der 
Eifenbabnen durch das Reich 76, 487. (Bor- 
beinertung 487, Ankaufspreis und Börjen- 
furswerth der preußiſchen Aktien-Eiſenbahnen 
488, Promemoria des Dr. Biltor Böhmert 
489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 
prengifchen Herrenbaufe 494, Nede des Dr. 
Elben im mürttembergiihen Yandtag 498, 
Verſuch einer objektiven Erwägung der eut— 
gegengelegten Standpunkte 513, Erflärung 
dee Harn G. Bergmamı 523, — Die 
Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen in 
Breußen und im deutichen Reiche 76, 529: 
Das preußische Geſetz über die Eilenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838 
ib, 529, Negulativ, die Eiſenbahn-Kom— 
miffartate betr. 538, Aus dem allgemeinen 
deutichen Handelsgefegbuh 540. Aus dem 
Bırndesgeieß, betreffend die Nommandıt- 
Geſellſchaften auf Aktien und die Aktien: 
Geſellſchaften 542. Aus der Verfaſſung des 
deutfchen Reichs 545. Verfügung des Mint 
fters fiir Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausſchuß der Privat-Eiſenbahnen 
im deutichen Reiche 544, Bericht der XIII. 
Kommiſſion des preußischen Abgeordneten: 
hauſes über den Entwurf eines Gefetes 
über die Eifenbahn » Kommiffariate 550. 
Die gegenwärtige Yage der Eifenbahngejet- 
gebung Preußens 551, die feitherige Stell- 
ung der Eiſenbahn-Kommiſſarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 554. Der Inhalt 
des Geſetzentwurfs 556, General-Dishuffion 
557, Spezial⸗Diekuſſion und Betitionen 561. 
Das Reichs-Eiſenbahnamt 563. Wegulativ 
für Das durch Richter veritärkte Weiche» 
Eifenbahnamt ib. 563, Eiſenbahn-Betriebs—⸗ 
veglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn« 
polizei» Neglentene für die Eifenbahnen 
Deutichlands vom 4. Jauuar 1875 564, 
l. Zuftand, Unterhaltung und Bewachung 
der Bahn 564, Normal: Profil 565, II. 
Einrihtung und Yuftand der Betriebsmittel 
567, III. Einrichtungen und Maßregeln fir 
die Handhabung Des Betriebes 570, IV. 
Beitimmungen für das Publikum 576, V. 
Bahnpolizeibeamte 578, VI. Beauffichtig- 
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ung 579, VII. Uebergangsbeftimmung 579, | 
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VIII. Schtußbeftimmung 579. Eifenbahn- 
Boftgejeg, betr. die Abänderung des $ 4 
des Geſetzes über das Voſtweſen des deutſchen 
Reichs vom 8. Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Rede des General- 
poftmeifters Stephan) 580, dar Geſetz 583. 
Bollzugsbeftimmungen zum Eiſenbahn- Poſt- 
gelete vom 20, Dezember 1875, 587. 
eglement über die Benutung der innerhalb 
des deutſchen Weichstelegraphengebiets ge— 
legenen Eijenbahn-Zelegraphen zur Beför- 
derung ſolcher Telegramıme, welche nicht den 
Eifenbahndienft betreffen, vom 8. März 1876, 
595. Aus dem Bericht der Tarifreform- 
Enguöte- Kommiffion vom 13. Dez. 1875, 
596. (1. Stellung der Anbänger des natür— 
lichen Spitems zu dieſer Frage 596, 2. Stell: 
ung der Anbänger der Klaffififation zur 
Syſtemfrage 609, 3. die Stellung der Ans 
bänger des gemischten Syftems zur Syſtem— 
frage 620.) — Der Etat der preußifchen 
Eifenbahn-Berwaltung für 1876, 622. All— 
gemeine Erläuterungen zum Etat für 1876, 
A. Staate-Eifenbahnen 622, Zuſam— 
menftellung der gleichnamigen Titel des Etats 
der einzelnen Staatseifenbahnen für das 
Jahr 1875 unter Bergleihnug des Ergeb- 
niſſes derjelben mit den entfprechenden Sum— 
men des Grats für das Jahr 1875 und des 
Nechnungsabichluffes fir das Jahr 1874, 
627, B. Prwat Eiſenbahnen, bei welchen 
der Staat betbeiligt ift 630. Nachweiſung 
über das bis zum Schluffe des Jahres 1874 
auf die Staatseiſenbahnen verwendete An— 
lagelapital unter Bergleihung mit dem etats- 
mäßigen Weinertrage der einzelnen Eifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Ueberſicht 
der im Beige des Staats befindlichen Eiſen— 
bahu-Aktien 632. Weberficht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien für Eilenbahn- 
Unternehmungen 633, Vergleich der 
preußischen und englifchen Gifenbahnen in 
den „jahren 1872 bis 1874, 76, 636. 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutſchen Eiſenbahn-Reichsfrage (MI. v. 
Dorn) 76, 738. — Ein engliſches Urtheil 
über (für) Staatseiſenbahnen 76, 776. — 
Die Yandmwirthichaft und die Eiſenbahuen, 
Mede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 
958, Aus den Böhmerrfhen Enquöteberichten. 
(5, Die Weiche» Eiienbabnfrage vor dem 
preußiichen Yandtage 967. 6. Die Stell» 
ung des Fürften Bismard und des Minifters 
Delbrück zur Reichsbahnfrage 974. 7. Die 
Stellung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes 
zur Reichs-Eiſenbahnfrage 981.) — Gute 
achten der Münchener Handels» und Ger 
werbefanmer 77, 109. — Bericht über 
Eifenbabn» und Verkehrsweſen (Wehren— 
pfeunig) 77, 292. — Beichäftsthätigfeit Des 
Reichs: Eifenbahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußischen Ztaatseifenbahnen 
im Jahre 1875 77, 696. — Ueberſicht der 
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Reichsgeſetze zc. 77,812. — Tarifvorichriften 
für den Gütertransport 77, 874. — Ent 
ſcheidung des Yübeder Oberappellgerichts bez. 
der Berlin - Dresdener Eifenbabn 77, 993. 
— Fahrgeſchwindigkeit der Eiſenbahnzüge 
und Dampficiffe auf verichiedenen Routen 
der Erde 77, 1044, — Betriebsergebniffe, 
Kurſe und Dividenden der preuß. Eiſen— 
bahnen 1855—75 77, 1073, 1077. — Das 
Werk der Zarifreform 77, 1106. — Die 
Submiffionen auf Eifenbabnfchienen 77,1119, 
— Neues Syſtem der Sekundärbabnen be- 
fonders normal» und ſchmalſpuriger Eifen- 
bahnen mit Dampfberrieb auf Straßen und 
Chauſſeen 78, 101. — Eifenbahnitatiftif für 
1876 78, 814. — Der zollpflichtige Eifen« 
bahnverkehr 80, 618. 659. — Zwangsvoll- 
firefung gegen Eiſenbahnen SL, 402, 411. 
— Der franzöfifche Eiſenbahnausſchuß S1, 
566. — Deutfchlands Eifenbahnen 1568 bis 
1881, 83, 642. Bgl. a. Zollgefeg, Zölle, 
Voſt. 

Eiſenzölle, ſ. Eiſen. 

Elbzoll, ſ. Stromſchifffahrt. 

Elementarſchulen, j. Volksſchulweſen. 

Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereinig- 
ung mit dem deutichen Weiche (eingehende 
Mittheilung der Anfchlußverhaudlungen im 
Neichstage) 71, 845—958. Beftellung des 
Bundes» Oberhandelsgerichts zum oberſten 
Gerichtäbofe ib. 959, Beſchaffung von 
Betriebsmitteln für die Eiſenbahnen in El— 
ſaß und Lothringen ib. 968. — Statiſtiſches 
über Elſaß und Lothringen (natürliche Be. 
ſchaffeuheit, Waſſerſtraßen, franzöſiſche Ver— 
waltung, Kreis⸗ und Ortsbevölkerung, In— 
duftrie), von K. Brämer 71, 969. — Die 
Geſetzgebung vom 9. Juni 1871 bis Mitte 
Februar 1872, 72, 5593—598, — Erſter 
Beriht des Neichsfanzlers über Geſetzgeb— 
ung und Verwaltung für 1871/72, 72, 861. 
(Negelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — Gründung der Univerfität Straß- 
burg 72, 959. — Berlängerung der Dik— 





taturperiode (Beieg vom 20, Jumt 1872) 72, | 


1291. — Die Neihs-Eifenbahnen (reichs=, 
finanzrechtlich) 78, 414. Die Stell. 
ung von Eljaß-Lorhringen im Neichsfinanz- 
recht (PB. Yaband) 73, 562. — Geſetze und 
Verordnungen aus dem Bermwaltungsjahr 


1872—1873, 78, 939. — Bmeite Jahres | 


überficht über die Gefeßgebung und Ver- 
waltung für 1872/73, 78, 967. Ber» 
bandlungen im Neichstage fiber Elſaß-Loth— 


ringiſche Angelegenheiten in den Seifionen | 


1871—1873 74, 155, 292. Einführ- 
ung der Neichsverfaflung 74, 294. — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfiihen Regierung erlaffenen Geſetze 


(vd. Richthofen) 74, 521. — Dritte Jahres- 


überfiht über Gejetgebung und Verwalt— 


ung für 1873 74, 773; Geſetze und Ber- 








ordnungen hierzu ib. 810. — Laband über | 


— — m 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


die Sonderſtellung E.L.“'s im Reiche (Meyer) 
76, 677. — Oeffentliches Recht u, Bermalt- 
ungsgerichtsbarteit in E.“L. (v. Stengel) 76, 
808, 897. — Entwidelung der Geſetzgebung 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 272. — 
Machtbefugniß des Oberpräfidenten nad 
$ 10 des Bermwaltungsgefeges (v. Stengel) 
«8, 113. — Laband über das Wefen der 
reichsläudiſchen Geieggebung 78, 377. — 
Die direkten Steuern in Elſaß-Lothringen 
(von Ch. Grad) 79, 114. — Geſetz betr. 
die Berfaffung und Verwaltung Eljaß-Yorb- 
ringens vom 4. Juli 1879 79, 1028. — 
Eif.-Iorh. Zollmeien 80, 633. 641. 795. — 
Die Stiftungen für das Arbeiterwobl im 
Neihslande 82, 714. ©. a. Arbeiterbud- 
ets, Yöhne u. ſ. mw. 

Sifaß-Lothringifce Gejeggebung u. 
Verwaltung Seit 1871. (Berichte des 
Reichskanzlers, Gefege und Berorbnungen). 
Geſetz, betr. die Verkündung der Gejete u. 
Berorduungen 72, 553. 

I. Organifation der Berwaltung im All- 
gemeinen, Berichte des Neichsfanzlers: 72, 
874. 73, 967. 74, 773. Bereidigung 
der Ztaatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 
Verwaltung (Gejeg v. 30. Dez. 1871) 72, 
555. Tagegelder der Bivilbeamten 72, 590. 
Berlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Verfahren vor den Bezirtsrätben 73, 939; 
vor dem faiferl. Rath ib. 945. Befähig- 
ung für den höheren Verw.-Dienft 73, 951. 
Umzugsloften der Zivilbeamten 73, 951. 
Amil. Geichäftsipradhe 73, 957. Kreiediref- 
toren 74, 774. 811. Hechtsverbältnifie der Be» 
amten und Pehrer 74, 813, Penfionen der 
Wittwen u. Waifen ib. 816. Kautionen der 
Beamten 74, 819. 823. Verordnung betr. 
den Landesausſchuß 75, 481. 

Il. Nechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Reichskanzlers: 72, 869. 73, 
975. 74, 781, Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72, 565. Abänderung der Gerichtsverfaffung 
72, 566. 570, Etat der Juftizverwaltung für 
1871/72, 72, 572. Einführung des Neichs- 
ſtrafgeſetzbuchs 72, 573, Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575. Vorbereitung zum böberen 
Juſtizdienſt 72, 591. Wechielordnung und 
Handelsgefegbucd 72, 1318. Erforderniffe der 
Serichtäfchreiber und Gerichtspollzieber 73, 
955. Neifegebühren der FFriedensrichter ib. 
957. Verfügungen zur todten Hand ac. 74, 
810. Aufhebung der Kriegsgeridhte 4, 781. 
826. Notariatsordunng 74, 828, Zwangs- 
verfauf von Liegenſchaften 74, 834. Außer- 
gerichtliche Theilungen und gerichtliche Ber- 
fäufe von Liegenschaften 74, 843. Bormund- 
ſchaftsverwaltung 74,847. Eheicheidung 74, 
849, Berfchollenheitserflärung 74, 850. 

111. Militär» Angelegenheiten. Berichte 
des Neichätanziers 72, 867. 78, 973. 74, 779. 
Quartierleiftung 72, 576. Einführung reich®- 
geſetzl. Beitunmungen 72, 576. 1329. Koſten 
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der Sarnifonen 72, 596. Militäreriaginftrufs 
tion 72, 868. Striegsgerichte 74, 826, 

IV. Finanzweſen, Zölle, Steuern. Be— 
richte 72, 886. 73, 992. 74, 801. Etat für 
1872 72, 564. Einführung der deutſchen 
Zoll- und Steuergejeggebung 72, 578; des 
Art. 33 der R.Verf. 72, 579. Bollverkehr 
72, 580. Wechielftempelfteuer 72, 580. Dop- 
pelbefteuerung 72, 581. Etat der Zollverwalt- 
ung 72, 581. Yandeshaushalt für 1872 72, 
1299. 1317; für 1874 74, 858. Zumider- 
bandlungen gegen Zollgejete ꝛc. 72, 1330. 
Depofitenverwaltung 73, 959. Weinfteuer 73, 
960. 966. Enregiftrement 73, 1001. 74, 
802, j 

V. Innere Verwaltung, Polizei, Kom- 
munmalangelegenheiten. Berichte des Neichs- 
fanziers: 72, 874. 73, 967. 978. 74, 784, 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirke:, Kreis- u. 
Gemeindevertretungen 73, 952. 953. 74, 773. 
Statiftif 74, 785. 787. Gefängnißweſen 74, 
790. 

VI. Unterrichtsweien und Kultus-Berichte 
des Reichslanzlers 72, 882. 78, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959. 
Geſetz betr. das Unterrichtsweſen 73, 958. Aus- 
führung deffelben 74, 852. Nechtsverhältniffe 
der Lehrer 74, 813; deren Wittwen und 
Waiſen ib. 816. Wittwen » Benfionen der 
Univerfität 74, 856. Kirchenverwaltung 72 
882. 73, 991. 74,800. Stiftungen des pro« 
teftantiihen Seminars 74, 857. 

VII. Bolfswirtbicaftlihe Verwaltung, 
(Forſtweſen, Bergwerfe, Eiſenbahnen, Bau- 
ten, Yandwirthichaft). Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 879. 73, 74. Einrichtung d. 
Forftverwaltung 72,582, Etat derjelben ib, 
584. Einrichtung und Zuftändigkeit der 
Bergbenörden 72, 584. Forftweien 72, 582, 
584. 73, 1001. 74, 805. Eifenbahnmwejen 
71, 968. 72, 586. 783, 414. 74, 792. 76, 
352. 356. 377. Straßen, Wafferbauten u. 
Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergvermwaltung 
12, 584. 73, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
72, 561. 587. 78, 982. 74, 792. Yandwirth- 
ſchaft 73, 985. 74, 793. Poſt- und Tele: 
graphenweſen 72, 587. Maß, Geld- uud 

Bankweſen 72, 588. 73, 984. Patentwejen 

73, 985. 74, 79. Die Grundſteueraus— 

gleihung und das Katafterweien (Ch. Grad) 

85, 471. 

Negelung der Beziehungen zu 

Frankreich 72, 863. 73, 968. 74, 775. 

ption 72, 1293. 73, 971. 
IX. Bejeitigung der Kriegsihäden. 72, 

865. 73, 972. 74, 778, 

Emijjionen von 1870 --76 78, 437. 

Enquéten über Eiſen-, Baumwoll«, Tabad- 
fabrifation ac, 80, 625, 627. — Vgl. a. die 
betr. Gegenſtände. 

Enteignungsredt im Großberzogthum 

Heſſen (8. Fuld) 85, 58. 
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Entlajiungszeugnifie, Gejegentwurf 75, 
789. 


Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. VBolts« 
wirthichaftl. Bemerkungen zur Reform des 
E. (von H. v. Scheel) 77, 97. — Die 
bäuerlihe Erbfolge (v. Helferich) 83, 702. — 
Entwurf eines Geſetzes für die bäuerliche 
Erbfolge von K. Peyrer v. Heimflätt, 84, 
482, — Reform des bäuerl. Erbrechts iu 
Baden (H. Schulze) 84, 484. 

Erbihaftsfteuer (Hirth) 75, 1309. Ueber— 
tragung derjelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberfiht der in den 
deutſchen Staaten beftehenden Erbichafts- 
fteuern 79, 955. Tabelle hierzu binter 
2.990. — Erbichaften in Frankreich 78, 260. 

Erfurter Parlament 71, 14. 

Erlajfe, ſ. Verordnungsrecht. 

Ermland, Biſchof von, ſ. Krementz. 

Ernteſtatiſtik, ſ. Getreide. 

Erſatzgeſchäft (Militär-) 75, 1447. 1513. 

Ermwerbsgenosfenshaften, |. Wirth— 
ſchaftsgenoſſenſchaften. 

Etatsgejege, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht 


u. ſ. w. 
Etatsüberſchreitungen 73, 337. 
Erpropriation, f. Enteignung. 
Erterritorialität der deutfchen Landes— 
herren (Thudihum) 85, 320. 


F. 

Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe— 
ordnung, Unfallverſicherung ꝛc. 

Fabrikatſteuer SO, 688. 736. 

Fabrikgeſetzgebung 72, 901. 78, 1471. 
74, 432. 78, 25. ©. a. Unfallverficherung zc. 

Fabrikinſpettoren, preußiihe 76, 997. 
Die deutfchen FFabrifinipeftoren (Ueberficht 
von P. Debu) SI, 153. 441. — Geſetzgeb— 
ung (Seydel) 81, 714. — Die Zukunft der 
deutschen Fabrikiuſpektion CB Dehu) 82, 527. 
abrit u. Waarenzeihen 74, 305, 

J—— ſtändige, 73, 1546. 

Familieunbudget mud häusliche Buchführ— 
ung (Girth) 75. 907. 

Familienfideikommiſſe, ſ. Fideikommiſſe. 

Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe (Hecht) 
80, 304. (Endemant) S1, 410. 
älfhung von Yebensmitteln 78, 106. 
eftungstommisfion, deutiche, 72, 1579. 

Feſtungen, Neichseigenthbum an denjelben 
73, 433. — Umgejtaltun, derjelben 74, 262. 
— Garnifonen 74, 263. — Beihränfung 
des Grundeigenthums 73, 342. 74, 1066. 
Feltungsbaufonds 77, 387. 982. — Ueber 
die Berechnung der Erfagfumme nah S 35 
des Geſetzes vom 21. Dez. 1871 (Megels- 
berger) 80, 241. 
euerverfiherung 73, 786. 77, 1117. 

Gdeitommis des heſſiſchen Kurhauſes 77, 
844. 1040. Die in den deutſchen Staaten 
bejtehenden gefetlichen Beftinmungen über 
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Fsamilienfideitommifie (von W. Lewis) 79, 
465. 

Finanzrecht, ſ. Finanzweien. 

eh Das Finanzweſen des nord» 
deutfchen Bundes (vollftändige Kodifizirung 
aller geſetzlichen Beſtimmungen und der 
Etats pro 1868 und 1869 ıc.) 69, 161. 
Anhang: Die Finanzverhältniffe der Bundes— 
ftaaten 69, 303. — Dentichrift des fol. 
preuß. Finanzminiſters vom 18. Mai 1869, 
69, 403. — Preußens Staatsfinanzen in 
den Jahren 1849 bis 1867, 69, 593. — 
Inſtruüktion für den Bundes Rechnungshof 
70, 157. — Bericht des Vorſtandes der 
national⸗liberalen Partei 70, 601. — Die 
verfafjungsmäßige — der Reichs— 
finanzen 71, 126. — Der Reichshaushalts- 
etat für 1871, nebft Einfeitung 71, 689. — 
Das Finanzrecht des deutichen Reichs (von 
P. Yaband) 73, 405. (Einleitung, I. Das 
Neihsvermögen ib. 408, II. Die Finanz- 
gewalt ib. 447, Ill. Die Finanzwirthſchaft 
ib, 487, IV. Das Budgetrecht ib. 524.) 
— Stenerfompetenz des Reichs 74, 30. — 
Verhandlungen des Neihstags über Finanz- 
vorlagen 1871-73 74, 167. 206. 274. 
— Preußens Finanzlage 1873 74, 349, 
1105, — Einnahmen des Reichs 1873, 74, 
887. Zieuerperwaltung in Preußen 1870 
bis 1872 (Bericht des Finanzminifters) 74, 
397. — Zur Provinzial», Kreis- und Kom— 


mumalfinanzftatiitit in Preußen 75, 1261. | 


— Reichshaushalt vom Jahre 1875 77, 409. 
422. — Abſchluß der Reihshaupttaffe für 
1876/77 77, 1114. — Reichshaushalt (Ber- 
thetlung der Matrifularbeiträge für 1878/79) 
78, 696. — Berechnung der Matrikular- 
beiträge fiir 1879/80 79, 891. — Spezial- 
etats des Neichshaushalts für 1879/80 80, 
1. 104. 161. — Berechnung der Datrifular- 
beiträge für 1880/81 80, 497. — Die Zölle 
und Berbrauchsflenern des Neiche iv. Auffeß) 
50, 609 fi. — Einfluß des Keichstanzlers auf 
die Finanzverwaltung 82, 45. — Yaband’s 
Finanzrecht 82, 776. — Val, a. Verfaſſung⸗, 
Schuldenweſen; Kriegseutſchädigung, Kriegs: 
foften, Kaſſenweſen, Rechnungshof, Reſervat— 
rechte, Zölle, Einkommenſtener u. ſ. w. 

Fiskus des Reichs 73, 408. 74, 408, 75, 
1493. 77, 836. 

Flößerei, Abgaben von der, Aufbebungen 
in Preußen 68, 283; im nordd. Bunde 71, 
183. 350. 77,313. ©. a. Strom- Schifffahrt. 

Flotte, j. Marine, 

Flußſchifffahrt, dene, 75, 332, 

Flüfſe, zolfpflichtiger Verkehr 80, 657. 

Forſtſtatiſtik, deutiche, 74, 1677. 

Fortbildungéeſchnlen 78, 837. 
1543. 74, 29. 1195. — Verordnung des 
preuß. Kultusminiſters 74, 1674. 


Fraktiouen des Reichstags 72, 282, 332, | 


“4, 148. — Bgl. a. Zentrum sc. 
Fraukenheim, twanrige Buftände, 76, 247. 


1504. | 





Frauenarbeit in den Fabriken 





Alpbabetifches Gefammt-Regifter 


Frankfurt a. M., |. Nationalverfammtung, 
Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß sc. 
Frankreich. Notiz über den Handelsver- 
trag 68, 226. 73, 326. — Statiftil der 
Zölle und Verbrauchsftenern 68, 156 bie 
218. — Organifation der Zoll- und Han— 
delsftatiftit 70, 410. 76, 88. — Die Ber: 
jatller Präliminarien und der Frankfurter 


stiede 71, 507. — Rede des Fürſten 
Bismard über den Frankfurter Frieden 
ib. 876. — Wirtbichaftliche Beziehungen 
zu Fraukreich 71, 835, 72, 976. — Con: 
ventton vom 12. Oftober 1871, 72, 163, 
Denfihrift dazu ib. 169, Separatkon— 


vention ib. 173, Rede des Fürſten Biss 
mard 176. Die Zufatlonvention vom 11. 
Dezember 1871, 72, 437. — Beziehungen 
zu Elſaß-Lothringen 72, 863. Die 
Sprzialfonvention v. 29. Juni 1872, 72, 


1467. — Die Drei» Milliarden-Anleibe ib. 
1476. — Die Uebereinfunft v. 15. März 
1873, 73, 893. — Ordnung der Bezich- 


ungen Elſaß-Lothringens zu Frankreich 74, 
775. — Einfluß des Kriege auf die Ber 
wegung der Bevölkerung 75, 626. — Fran— 
zöſiſches Gefeg zum Schuß der Kinderarbeit 
76, 231. — Die franzöftiiche Rekrutenein— 
fellung 76, 233. — Die Parifer Omnibus- 

geiellichaft 76, 234. — Die Steuern F.'s 

im Jahre 1875 76, 249. — finanzielle 

Lage Frankreichs 77, 233. — Tabadmonopol 

78, 260, — Erbſchaften und Staatsein— 

nahmen 78, 262, — Handelsverfehr Deutfch- 

lands mit Fraukreich 79, 383. SO, 576. -- 

Handelsvertrag SO, 825. — Eifenbabn- Aus- 

Ihuß 81,566. — Stempelfteuern SI, 799. — 

Bewegung der Bepölterung 82,614. — S. a. 

Kriegsentichädigung. 

2, 901. 
«3, 1471. 74, 1545. (8. Hin) 5 43. — 
S. a. Familieubudget. 

Freihäfen, ſ. Zollausſchlüſſe, Averſa, Ham⸗ 
burg, Bremen ꝛc. 

Freihäundler, das Programım der deutfchen, 
72, 395. 78, 840. 

Freibandel, f. Zolltarif, Zölle zc. 

Freizügigkeit. Gejeß vom 1. Nov. 1867 
nebft Erläuterungen und Ausführungsver- 
ordnungen 68, 467. 71, 408. — Die Landes- 
verweilung im Gebiete des nordd. Bundes 
68, 923. — Verfügung betr. den Ausdrud 
„Untertommen“ 68, 928. — Freizügigkeit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
!. v. Röune 71, 161; von M. Sendel 76, 
159. — Einführung in Süddentichland 7L, 
374, — Grläuterungen von 9. Stolp 71, 
408. — Bayerifche Geſetzgebung 71, 469. 
491. — Ueberficht 77, 804. — ©. a. Reiche- 
angehörigkeit, foziale Frage. 

Friedensleiſtungen (militärtiche) 74, 1037. 
75, 1081. 

Friedensverträge. Vom Jahre 1866,71, 


über die Jahrgänge 1868—1885 der „Annalen“. 


’ 


21. 34. Bom Jahre 1871, 71, 507. 876, 
72, 163. 447. 1467. ©. a. Frankreich. 
Friendly Societies in England 76, 229. 
Fürſten, deutſche, Erterritoriahtät derjelben 

Thudichum) 85, 320. 
Fürftenfongreß zu frankfurt a. M. 71, 16. 
Suprfoften, ſ. Tagegelder. 


. G. 

Garantie zu Laſten des Bundes, ſ. Schulden» 
weſen. 

Gaſteiner Konvention 71, 17. 

Gebäudefteuer in Preußen 74, 901; m 
Bayern ib. 1688. 

Gebiet, ſ. Areal. 

Geburtsregifter, j. Zivilehe. — Statiftif 
75, 1725. 76, 220. 79, 109. 

Gebührenordnung, j. Rechtsanwaltsord⸗ 
nung ꝛc. 

Gefangene, Beihäftigung in Preußen, 76, 
999, 

Geiſtige Getränke, ſ. Brauntwein. 

Geiſtliche Amtshandlungen 76, 78. 

Geiſtliche, Vorbildung derſelben, 74, 118. 

Geiſtliches Amt, Mißbrauch desſelben 
Kanzelparagraph) 72, 983. 

Geld, Geldwirthſchaft (Roesler) 75, 265. 
288 ff. (Hirth 75, 918. 1266. — ©. a. 
Bankweſen, Miünzfrage, Papiergeld. 

Gemeiudefteuern, ſ. Kommunalftenern, 

Gemeindevermwaltung, ſ. Selbſtver— 
waltung. 

Generalzolllonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derjelben 7%, 125. 80. 615. 
Genoſſenſchaftsweſen, das, in Deutjch- 
land, Frankreich und England, von Schulze- 
Delitzſch, 72, 7. Beihegeiehgebung 
74, 152. 382, 77, 637. — In Bayern 76, 
894. — ©. a. Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 

Genußmittel, ſ. Nahrungsmittel. 

Gerichtliches Verfahren 72, 141. 78, 
348. 354. Ueberſicht der bis 1877 über das 
gerichtl. Verfahren erlaffenen Reichsgeſetze 
und Berordnungen 77, 828. — Bol. au 
Zivilprozeß, Scied& und Handelsgerichte, 
Schöffen und Schwurgerichte zc. 

Gerichtsbarkeit, imläudifche, über fremde 
Staaten, Bayr. Erfenntniß 85, 325. 


| 


a 


1 


Gerichtshof, oberiter des Heichs. Die Er- 


richtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 

1057. 71, 297. 377. Die Fortentwickelung 

deſſelben 72, 150. Perſonal desjelben 7O, 
161. — Etat für 1871, 71, 722. — Thä- 
tigkeit desjelben (Kritif) 73, 352. — Die- 
ziplinarbefugnuffe desjelben 74, 407. — 
Negulativ für den Geichäftsgang desſelben 
ib. 1537. -— Das jchweizeriiche Bundes— 
gericht (Landgraff) 76, 105. — ©. a. Eljaß- 
Yorbhringen. 

Gerihtsorganifation des Reiches 71, 
85. 72, 150. 78, 348. 354. 75, 420. 15383, 
— in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtsverfafjung (Gorius) 
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75, 97. — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169. — Schöffen- und 
Schmwurgerichte 75, 239. — Bemerfungen 
über das Reichsgericht von W. Endemann 
75, 1208. — Neihsjuftizamt 75, 1216. — 
Berlauf der Berhandlungen 77, 646. 79, 
502. SI, 394. — Uebergang von Geſchäften 
auf das Meichsgeriht 81, 397. — Vgl. a. 
Juſtizgeſetzgebung, Handelsgerichte, VBerwalt- 
ungsgerichte xc. 

Gejandtihaften im Auslande 70, 167. 
72, 1105. 73, 492. 74, 153. 279. 80, 24. 
Bollfreibeit derjelben 30, 646. — Das 
deutsche Gefandtichaftsrecht (v. Zorn) 82, 81. 
— S. a. auswärtige Berhältniffe. 

Geſchäftskrifen, ſ. Krifis, 

Geſchäftsordnung, ſ. Reichstag. 

Geſchichte des deutſchen Bundes, des nord— 
deutſchen Bundes und des deutſchen Reiches 
71, 1—44. (S. a, Reichdtag, Verfaſſung 
Zollverein ac.) 

Geſellen, ſ. Arbeiter. 

Geſetz, ſ Reichsrecht. 

Geſetzgeber, Begriff desſelben (Endemann) 
75, 1206. (Laband) 78, 369. 

Geſetzgebung. Ueberſicht der Geſetze und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 
der Reichsverfaſſung 72, 485. — Bericht 
über die Gejeggebung 1867—70 (Yaster) 
70, 563; 1871—76 (Webrenpfennig) 77, 
257 fi. — Ueberficht aller Geſetze und Ver— 
ordnungen von 1867 bis 1877 (Harburger) 
77, 801. — ©. a. Bundesgeſetze, Juſtiz— 
gejeggebung, Berfaffung, Reichstag, Neichs- 
fauzler, Zollparlament, Preußen zc. 

Geſundheitsamt, Aufgaben und Ziele des- 
felben 78, 466. Etat Su, 12, 

Setreidezölle 78, 839. SO, 619, — Er- 
näbrungsbilanz des deutſchen Reichs für 
1878/79 79, 462. Erntemengen und 
Anbauflächen 1878 79, 552. — Motive zum 
neuen Zolltarif 79, 719. — Nuternationale 

Statiſtit 79, 1073. — Vodenbenutung in 
Preußen 79, 1075. — Bgl. a. HZolltarıf sc. 

Gewerbeanlagen (Seydel) SL, 624. 

Gemwerbegeridte, ſ. Schiedsgerichte. 

Gemwerbefammern, Organifation und Ber» 
zeihniß derjelben 78, 925. 83, 201. 714. 
54, 294. ©. a. Handeldfammern. 

Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegeieg 
vom 8. Juli 1868 nebft Erläuterungen und 
Ausführungsverordnnungen 68, 849. — Die 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alphabetiihem Sach— 
regifter) 69, 441. — Anmweifung zur Aus- 
führung derfelben in der preuß. Monarchie 
69, 689. — Borichriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotbeler 69, 
919, — Desgl. der Scefchiffer, Seefteuer- 
leute auf deutſchen Kauffahrteiichiffen 69, 
939. — Anmweifung der preuß. Minifter für 
Handel zc. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordmung (Gewerbebetrieb im 
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Umberziehen) 68, 987. — Bekanntmach— 
ungen betr. Ärztlihe und veterinär-ärztliche 
Prüfungen 68, 994. Thätigfeit der 
Neihsgemwalt für die Ordnung des Gewerbe 
beriebes 71, 194. — Das bayerifche Ge- 
werbegejeß 71, 469. — Einführung der 
deutichen Gewerbeordnung in Bayern 73, 
759. — Materialien zur Reform der Ges 
werbeordnung 78, 1471. 74, 425. 1195, 
— Entwurf eines Gejehes, betr. Abände- 
rung einiger Betimmungen der Gewerbe 
ordnung 74, 1219. Verhandlungen des 
Reichstags darüber ib. 1233. Kommiffions- 
bericht darüber ib. 1817, — ragen zur 
Enquöte über das Gewerbeweſen 75, 940. 
— Verhandlungen 1874, 75, 119. — 
Die Geſetzgebung 1871— 76 (Webrenpfennig) 
77,287; — (Endemann) 77, 643. — Ueber: 
fiht der Geſetze zc. bis 1877 77, 805. — 
Der Gefegentwurf der fozialdemotratifchen 
Fraktion 77, 885. — Referate von Schmoller 
und Dannenberg vom Berein für Sozial— 
politit 78, 129. — Das Gemwerbepolizeirecht 
nad der Neichsgewerbeordnung (M. Seydel); 
Inhaltsüberſicht 78, 952, 81, 569. — Ge- | 
ſetz betr. Abänderung der Gewerbeordnung 

vom 17. Juli 1878 78, 953. 79, 534. — 

Die ——— Denkſchrift 79, 570. — 

Zur Reform der Innungen SL, 171. 600. 

Wortlaut der Gew.-Ord. nad dem Stande 

von 1880 81, 724. — Der Betrieb fonzef- 

fionspflicht. Gewerbe durch juriit. Perſonen 

(Seydel) 82, 620. — Das Normal⸗Innungs— 

ftatut 82, 644, — ©. a. Arbeiterfrage, Kon— 

traftbruh, Fabrifarbeiter, Gewerbeftatiftik, 


Schanftellungen, Straßenmufit, ſoziale 
Frage x. 
Semwerbepolizeireht des Reichs (M. 


Seydel) 78, 529, 929, 952. — Neue Be: 
arbeitung des ganzen-Gebietes (Seydel) S1, 
569, Alphabet. Negifter hierzu 81, 719. 
Gemwerbejhulen (Hirth) 77, 798. 
Gemwerbeftatiftif, Grundzüge zur Organi- 
fation derjelben 70, 58. — Die deutichen 
Gewerbe und ihre ftatiftiihe Darftellung 
712, 363. Syſtematiſche Ueberficht der Ge— 
werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ge: 
werbeftatiftif (Engel) 76, 101. Ergebniſſe 
der Gemwerbezählung in Preußen v. 1. De. 
1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerlungen über die preuß. Gemerbe- 
zählung (Samter) 78, 209. (Aufjeß) SO, 757. 
Gewerbefteuer 74, 905. 999. 1690. 75, 
129, 76, 400. 695. 77, 241. ©. a. Steuern. 
Gewichte, ſ. Maß- und Gewichtsordnung. 
Gewinnbetheiligung der Arbeiter 82, 
753. 
Gleichheit, wirthichaftliche (Birth) 75, 1276. 
Goldwährung, j. Miünzfrage. 
Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebit jpäteren Berabredungen 68, 478. An« 
wendung desjelben in Bayern 71, 366. 472. | 


Alphabetiſches Gefammt-Regifter 
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Gotthardbahn. Denkichrift au den Bun— 
desrath und Meichstag 70, 457. Reiche» 
finanzrechtliches darüber 73, 443, 


GrenzauffihtsbeamteS0, 678. 749. 782. 
Griehenland, Handelsverträge SO, 616. 


Großbritannien. Statiftif der Zölle und 
Berbrauchsfteuern 68, 155— 218. 79, 571. 
Organifation der Handelsftatiftit 70, 407. — 

andelsvertrag mit — 783, 320. SO, 819. 
Stempelfteuern 81, 803. 

Großinduftrie, f. Induſtrie. 

Großjäbrigfeit, Reichsgeſetz 75, 1185. 

Gründungsmwejen, fiehe Attiengefellichaften, 
Krifis ꝛc. i 

Grundbeſitz, die drei Fragen desjelben und 
feiner Zutunft, von L. v. Stein (befpr. v. 
Stengel) 82, 70. 

Grundeigentbum, ſ. Feitungen. 

Grundrechte, Aufnahme — in die 
Bundesverfaſſung 70, 750. 71, 50. 329. 


74, 146. 
Grundſteuer in Preußen 74, 897; 79, 991. 
81, 95. in Bayern 79, 1632. — Grund» 


ftenerausgleihung u. Statafterwejen in Eljaß- 
Lothringen (Ch. Grad) 85, 471. 
Büterumlauf (MRoesler) 75, 263. ©. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Werth. 
Gymnaſien, Maturitätszeugnilfe 74, 1671. 
76, 765, 


9. 


Hafenregulative, Normativbeftimmungen 
für die, 72, 1507. 78, 168. 80, 661. 

Haftpflihtgejeg 74, 150. 81, 413. 

Hagelverfiderung (Bayriiher Entwurf) 
S3, 587, 

Hagelmwetter und Hagelihäden in Preußen 
1883/84 85, 843. 

Hamburg. Handels» und Verkehrsſtatiſtik 
68, 1075. — Auſchluß an den Zollverein 
68, 1112, — Organifation der Handels- 
ftatiftit 70, 407. — Die Hamburger Ein- 
fommenfteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600. 
80, 568. 589. 81, 336. — Gewerbefleiß 
78, 110. — Hauptfteneramt SO, 663. 748. 
— Hamburgs Freihafenftellung und Boll» 
anfhluß (H. A. Buech) SL, 314. — Alten- 
ftüde betr. den Zollanſchluß S1, 489, 516. 
Vgl. a. Preife, — — Auswander⸗ 
ung ꝛc. 

Ber Fnduftrie und Verkehr im Fahre 
1870, 71, 549. 833, im Jahre 1871, 72, 
971. — ©. a. Berlin, Zölle, Handels- 
ſtatiſtik ꝛc. 

Handelsbilanz, deutſche (Naſſe) 75, 605. 
— Tabellen über 1872/73, 75, 688. — 
Bemerkungen über die H. Deutſchlande 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. ©. Handelsftatiftik. 

Handels- und Bollverträge, f. unter 
den betr. Staaten, mit denen diefe Berträge 
abgeichloffen wurden. Bgl. die Ueberficht 
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68, 230. 70, 732. 72, 921. 78, 311. 80, 
812. — S. a. Zollverein ꝛc., Bertragsredht. 

Handelsgerichte. Beihluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 
oberften Buudes-Gerichtähofs für Handels- 
fadhen 69, 1057. — Die Organifarion der 
Haundelsgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 
75, 199. — Bol. aud Gerichtshof, Han- 
delsrecht. 

Handelsfammern, Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 78, 925. Die Be— 
ſtimmungen über die Handels: und Ge— 
werbefammern in den deutihen Bundes» 
ftaaten 83, 201, 714. 84, 294. — ©. a. 
Handelstag. 

Handelsmarine des Neiches, Einbeitlichfeit 
derfelben 71, 179. ©. a. Konfularwefen, 
insbejondere die DPienftinftruftion für die 
Konjuln 71, 607. — Geſetz, betr. die Na- 


tionalität der Kauffahrteiichiffe 71, 657. — | 
Die Nechtsverhältniffe der deutjchen Handels» 


marine (J. Reit) 74, 55. — Wegiftrirung 
der Kauffahrteiichifie 74, 306. 381. — Die 
deutiche Handelsflotte 1874, 75, 1709. — 
Beftand im Fahre 1875, 76, 216. — S. a. 
Konjulatwejen, Schifisunfälle x. — An— 


mufternng von Vollmatroſen und Schifje- 


jungen 85, 844, 

Handelspolitit, ſ. Zölle, Zolltarif, Zoll- 
verein, Handelsjtatiftif zc. 

Handelsregifter ın Bayeın 76, 894, — 
©. a. Handelsgerichte. 

Handelsrecht. Die Einführung der allgem. 
deutihen Wechſelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutichen Handels» 


geleabuche als Bundesgeſetze 69, 1047. — 


nführung in Süddeutſchland 71, 375. 
Entwidelung des Handelsrechts bis Ende 
1871, 72, 125. — Zukunft desjelben (Ende— 
manı) 74, 417; (Auftizausichuß) ib. 1370, 
— Bgl. a. Handelsgerihte, Verfaſſung, 
Aftiengefellichaften, Schaufgewerbe zc. 

Handelsftatiftil. Zur Literatur derjelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutſchen Handelsftatiftif 
(vom Herausgeber) 69, 67. — Bon Berlin 
69, 423. 70, 437. — Grundzüge zur Or- 
ganifation der Handelstatiftif des Zollvereins 
70, 65. — Die Methoden der Zoll- und 
Handelsflatiftit in England, Frankreich, 
Holland, Hamburg, Bremen und im Zoll— 
verein (vom Herausgeber) 70, 407, — 
Thejen zur Neform der Handelsftariftit des 
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faten 1868— 75, 77, 343. — SHandelsver- 
fehr zwiſchen Deutfchland und Frantreih im 
Sabre 1875 77, 531. — Ein» und Aus- 
fuhr von Halb» u. Ganzfabrifaten 1875/76 
77, 1051. — Ueber die ftatiftiiche Gebühr 
bei der Waaren-Ein- und Ausfuhr 78, 526. 
— Ausweiſe für Januar u. Februar 1878 
78, 666. — Angebliche Zunahmen des eng» 
lichen Erports nach Deutjchland 78, 837. 
Deutschlands Waarem-Ein- und Ausfuhr 
1854 — 77 78, 902. 964. — Ein- und Aus- 
fubr der wichtigeren Artitel 1877 und 1878 
79, 421; Nadıtrag 679. — Deutihe Han- 
delsbilanz für 1877 79, 657. — Werth der 
Ein und Ausfuhr 1876/78 79, 904. — 
ge mit Frankreich 79, 383. — 
eutſche Handelsbilanz für 1879 81, 249, 
Ein» und Ausfuhr in den Jahren 1872 — 
1879 81, 276, — Ein- und Ausfuhr mwich- 
tiger Artikel in 1880 81, 284. Reform der 
Handelsitatiftit vom 1. Jan. 1880 S1, 279. 
— Einfuhr und‘ Ausfuhr im Jahre 1881 
s2,565. — Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 
1882 53, 107. — Bremens Handels und 
Scififahrtsverfehr 1882 85, 390. — Deut- 
ſche Ein- und Ausfuhr, 1853 (Hauptergeb- 
niſſe) 84, 447, (Spezialiiberficht) ib. 523. 
Der auswärtige Handel Englands umd 
Deutfchlands 85, 342. — Et und Aus- 
fuhr im Jahre 1584, 85, 772. — Bal. a. 
Preife, Werthberehnung, Statiftit, Zölle xc. 
Handelsfyftem des Reiches, ſ. Zölle, Zoll— 
tarif, Zollverein, Handelsftatiftil ꝛc. 
Handelstag, deuticher. Statut und Be- 
ichfüffe desjelben im Oftober 1868, 68, 971. 
— Statut vom Jahre 1874 78, 89. — 
Geihäftsorduung 78, 91. — Wirkſamkeit 
bis 1877 78, 93. — (Vgl. die Dentichriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 


 Handelsverträge, internationale 79, 562. 


Bollvereins 70, 433, — Wertbbetrag der | 


Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, 621. Deutihe Handels» 
ftatiftif pro 1872/73, 75, 685. 731. — Die 
deutihe Handelsbilanz (Soetbeer) 75, 731. 
— Spezialhandel Franfreih® mit Deutſch— 
land ib. 943. — Bremens Waareneinfuhr 
1874, 75, 1388. — Die franzöfiihe Kom— 
milfion des valeurs 76, 88, — Werth der 
Baarenausfuhr Deutjhlands an Ganzfabri- 


 Haufirhandel 81, 665. ©. 


| 


80, 812. ©. a. Oeſterreich, Zollvereun ac. 

Handwerk, moderne Arten desfelben, 77, 787. 
andwerfterlammern 74, 119. 

2: nnover. Die hauptſächlichſten Staats- 
einfünfte des ehem. Königreichs 9. 69, 619. 
Berhältnig zum Zollverein 80, 615. 618, 
©. a, Preußen. 

Hausbaltungen im Neiche 78, 69. 
aushalts-Etat, ſ. Finanzweſen. 
ausbaltungsbudgets (Dehn) 79, 100. 
80, 581, 843. SL, 540. 82, 163. Ar— 
beiterbudgers, Buchführung ꝛc. 

Hausimduftrie, die, im deutſchen Reiche. 
Von W. Stieda 84, 1-11. 

a. Gewerbeord- 
mung. 
eilgewerbe 78, 607. 
en = ir & hi j. Uuterftügungswohnfig. 

Heere, deutfche, Kriegaftärte 1870/71, 72, 928. 
eeresformation, ſ. Militärverwaltung. 

— Interpellation betr. das Unfehlbarlkeits- 
dogma ꝛc. 72, 3. 
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Helfen. Vertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Befteuerung des Branntmweins u. Biere 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 


Organifation und Perjonalien der oberen | 


Behörden 70, 283. — Beitritt zum deutfchen 
Bund 70, 768, zur Bundesverfaffung 70, 
771. 71, 37. — Aufrecht erhaltene Be- 
ftimmungen des Bertrags vom 15. Nov. 
1870 71, 359. Einführung norddeutfcher 
Bundesgejege ib. 389. — Militärkonvention 
mit Preußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
538. Vgl. a. Zollverein, Volkszählung, 
Areal, Enteignungsrecht ꝛc. 

Heffiihes Kurhaus, ſ. Fideilommiß. 

en 74, 65. 
irtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872 
2, 933. 

Holziuduftrie 72, 398. Holz-Ein- und 
Ausfuhr 76, 223, 
opfen (Produltion u. Verbrauch) 75, 1732, 
ülfstafjen (Arbeiter) 73, 1529. 74, 322, 


Geſetzentwurf des Neichsfanzleramts 75, 873. 


— Statiſtik (Preußen) 75, 1722. 77, 544, 
643, — Der forporative Hütfstaffenzwang 
s2, 602. — - Arbeiterbülfsfafien in Eifaß- 
Lothringen 82, 723. 

Hüttenwerke, ſ. Eijen. 

Hygieine, f. Cholera. 

Hypothekenbanken, ſ. Bodeukredit. 


J. 
Japan, Handelsverträge 80, 631. 828. 
Impfgeſetz 75, 1173. 81, 485. 
Indigenat, ſ. Freizligigteit, Reichs⸗ und 
Staatsangebörigkeit, Rechtshülfe zc. 
Induſtrie. Die Lebensbedingungen der deut- 
2 Induſtrie ſonſt und jest (Hirth) 77, 
777. — Die deutfche Fmduftrie und die 
Reihsregierung 77, 1032. — Umfang der 
Großindufttie im deutfchen Reihe 82, 605, 
— 8, a. Arbeiterfrage, Yöhne, Fabriten, 
Gewerbe, Handel, Handelsjtatiftil, Hausin- 
duſtrie, Baumwolunduftie, Eiſaß Yothringenzc. 
Infanterie, ſ. Militärverwaltung. 
Inhaberpapiere 72, 138. 73, 342. 
Innungen, gewerbliche, ſ. Gewerbeordnung. 
SS — — wirthſchaftliche 83, 
553 


Interpretation, ſ. Motive. 

Fnvalidenfonde des Reichs 74, 257. 75, 
88. 77, 316. 383. 391. 979. — ©. a, 
Benfionen. 

Invalidenſtiftung, Deutſche, 71, 
S. a. Venſionen. 

Irrenanſtalten in Preußen 78, 443. 

Italien, Handelsvertrag 73, 321. 80. 820. 

Stempeljteuern 81, 808, 

Jeſuiten, Betitionen im Reichstage UL 1121. 
4, 230. Das Gneiſt'ſche Referat 72, 1121. 
Das Verbot des Ordens ib, 1171. Zur 
Ausführung ib. 1233. 71, 230. 

Jungholz, öfter. Gemeinde 634. 736. 798, 

Jura singulorum, f. Reſervatrechte. 


1035. 


Alphabetiiches Gefamme-Regifter 


Juſtizkommiſſſion des Neichstags 75, 1202. 
Juftizgejeggebung. Die J. des nord» 
deutichen Bundes von Dr. W. Endemann 
69, 1. — Ueberſicht der Tätigkeit der Ju— 
ftiggefetsgebung im nordd. Bunde im Jahre 
1869, von Dr. W. Eudemann, 70, 5. — 
Die Gerichtsorganifation des Reichs 71,85. 
— Ueberſicht der Reichs - Juftizgefetgebung 
71, 212. — Entwidelung der Juſtizgeſetz- 
gebung und Rechtspflege bis Ende 1871 
(von Dr. W. Endemaun) 72, 113. — Be 
richt W. Endemann’s für das Jahr 1872 
73, 331; für das Jahr 1873 74, 379; für 
das Jahr 1874, 75, 1171; für 1875/76 


77, 631; für die Jahre 1877 und 1878 
79, 501; für die Jahre 1879 u. 1880 81, 
394. — Die großen Gejegentwürfe vom 


Jahre 1874 — 75, 1201. — Die 
Nechtseinbeit (Wehrenpfennig) 17, 274. 
Anſprache des nationalfiberalen Bentral- 
fomites 77, 444. — Nüchterne Betradt- 
ungen über die 18 Punkte des Kompromifies 
(3. Bölt) 77, 450. — Bericht von W. Ende» 
mann 77, 647. Die Aufgaben des 
Reichsjuſtizamts 77, 680. — 2. a. Rechts- 
bülfe, Zivilprozeß, Zivilrecht, Strafredht, 
Finanzrecht ac. 


Kadettenanftalten 74, 218. 264. 

Kaffee. Ueberficht der Preiie, des Verbrauchs 
und des Bolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; fr 1847/77 79, 804. al. a. 
Zölle, Zolltarif ꝛc. 

Raifer, deutiher, 70, 764. Anſprache an 
das deutiche Bolt 70, 770. Berfaflungs- 
mäßige Rechte ud Pflichten 71, 87. 104, 
235. 72, 434. 76, 666. 78, 374. Seine 
Stellung in Elfaß-Forhringen 71, 347, 920. 
— Bgl. a. Berfaffung, Berordunngsredt, 
Bındesftaat, Reichslanzler, Reichstag ꝛc. 

Kanalſchifffahrt, dentiche, 75, 332. SO. 646. 

Kanzelparagrapb, j. Strafgeſetzbuch. 

Kapital (Begriff) bei Roesler 75, 33. 396. 
©. a. Werth, Einfommen. 

 Kapitalrentenftener (Bayern) 74, 1703. 

Karuſſelbeſitzer, ſ. Schauftellungen. 

Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wechſel. 

Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeskaſſen 
72, 1481. Das Abrechnungsweſen der 
Zoll- und Steuerverwaltung (v. Aufſeß) 73, 
262. 80, 774. — ©. a, Finanzweſen. 

KRathederjocialismus 73, Böl. 

Kat! »tifche Kirche, j. Unfeblbarfeit, 
1 Orden u. ſ. m. 

Kam‘ -feit, ſ. Einfommen. 

Kauffı Ichiffe, j. Handelsmarine, Kon- 
fulatwejen 

Kautionen 73, 440. Das Geſetz vom 2. 
Juni 1869 76, 341. Sonftige auf das 
Kautionsweien der Neichsbeamten bez. Be- 
ftimmungen ib. 344, 347. 350. 352. 357. 
368. 375. 387, 


Je» 
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Kinderarbeit in Fabriken 73, 1471. 74, 
©. a. Gewerbeordnung, Arbeiter ꝛc. 1545, 
80, 969. Franzöſiſches Gejet 76, 231. 

Kirche, Berhältmiß des Staats zur, ſ. Uns 
feblbarfeit, Jeſuiten, Strafgeſetz, Schulauf- 
fit, Namszanowski zc. 

Kirchlich-politiſche Geſetzgebung (preuß. 
Maigeſetze) 74, 117. — Geſchichte der bez. 
Reichsgeſetzgebung 74, 187. 228. Die preuß. 
Gejete dom Mai 1874 ib. 1151. 1578. 
Neichsgeje betr. Ausübung von Kirchen- 
ämtern ib. 1576. 75, 1174. Defterreichiiche 
Kirchengejeße 74, 1584. — Gefetgebung 
im Neichstag und preuß. Landtag (Wehren- 
pfennig) 77, 297. — Zorn's „Krchenftaats- 
rechtliche Geſetze“ 77, 349. — S. aud) Zivil- 
ehe, Schulaufficht ꝛc. 

Kirchenkollettenweſen in Preußen 76, 77. 

Kirhenftaat. Handels: und Scifffahrtsver- 
trag mit dem 8. 68, 675. 

Kirhenverfafjung, evangelifhe (Wehren- 
pfennig) 77, 304. 

Klage, öffentliche, 
(Leuthold) 84, 378. 

Klaſſenſteuer, j. Einkommenſteuer. 

Klauenſeuche, ſ. Veterinärpolizei. 

Knappſchaftévereine in Preußen 76, 989. 
82, 610, 

Koalitionsfreiheit 68, 861. 872. 69, 475. 
507. — S. a. Arbeiterfrage, Kontraltbruch zc. 

Koblenz, Kommumalfteuern, 76, 91. 

Koburg-Gorha. Keffortverhältniffe der Bes 
börden 70, 678. 

Kommunalftenern. Im Reg.Bez. Koblenz 
76, 931. — Thefen und Refolutionen vom 
Verein für Sozialpolitil 78, 248. — Statiftif 
der Gemeindeabgaben in Preußen 78, 265. 
— Die finanzielle Bedrängniß der preuß. 
Kommunalverbände S2, 608. — Die Finanz- 
lage der preuß. Gemeinden 84, 320. 564, 
644, 


im Berwaltungsrechte 


Kommunismus 75, 23, 1280, 

Kompetenz des Neiches und die Ermweiter- 
ung derjelben 71, 62. 74, 193. 240. 310. 
412. — ©. a. Berfaffung, Juſtizgeſetzgeb⸗ 
ung, Reſervatrechte, Schulwejen, Finanz» 
weſen ꝛc. 

Konfeſſionen, Gleichberechtigung derſelben 
in ſtaatsbürgerlicher Beziehung 71, 169. 
Einfluß der Konfeſſion bei den Wahlen 72, 
338. 359, 1018. Konf. in Preußen 75, 634. 

Kongregation, ſ. Orden. 

Konkursordnung 68, 978. 72, 


149. 75. 
1220. 81, 405. An 


Konjulatwejen. Verzeichniß der ‚hd, 
Konſuln im Jahre 1870 70, 17 ' Ein- 
beitliches Reichs Konſulatweſen . 283. — 


Abänderung des Geſetzes vom 8. Nov. 1867 
7,376. — Allgemeine Dienftinftruftion 
für die Konfuln des deutichen Reichs (vom 
6. Juni 1871) enthaltend alle bez. gejeß- 
lihen und Berwaltungsvorfchriften 71, 595. 
— Etat für das Konfulatwejen 69, 171. 
Annalen des Deutihen Reichs. 1885. 
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71, 719. Verzeichniß der Konſulate 
(Januar 1872) 72, 457. Alphabetiſches 
Ortsregiſter dazu 72, 481. — Juſtruktion 
vom 1. Mai 1872, betr. den Schub im 
türkischen Reiche, China und Japan 72, 
1263. — Gejeß, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Koniulaten 72, 1268. 74, 
281. — Die Konjularverträge des deutſchen 
Reihe von J. Reit, 72, 1281. Organi« 
fation der Bundestonjulate 74, 70. — Kon- 
julargerichtsbarfeit in Egypten 75, 1176. 
77, 636. — Ueberſicht ſämmtl. Geſetze ꝛc. 
77, 809. — Konſulatsetat 80. 26. — Kon— 
ſularverträge 80, 827. — Das Geſetz vom 
10. Juli 1879 über Konſulargerichtsbarkeit 
81, 400. — Das deutſche Konſularrecht 
(Ph. Zorn) 82, 409—483. — ©, a. Geſandt⸗ 
haften, Handelsmarine zc. 

a mtion (Roesler) 75, 283. (Hirth) ib. 


Konfumvereine in Elſaß-Lothringen 82, 
745. — ©. a, Geuoſſenſchaftsweſen, Wirth— 
ſchaftsgenoſſenſchaften ac. 

erh Ale fe 80, 343. 

Kontraftbruc der Arbeiter 73, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547. — Berbhandlungen im 
Reichstag 74, 323. — Ausführungen W. 
Endemann’s 74, 410. — Gutachten der 
Leipziger Handelsfammer ib. 427. — Ges 
jegentwurf, Berbandlungen u. Kommiffions- 
bericht ib. 1219. 1233. 1340. — ©. a. 
Arbeitsvertrag. 

Kontrole des Bundesfinanzweiens 69, 283. 
71, 146. 689, 783, 552. 74, 9. — 5. a. 
Zollbehörden, Rechnungshof xc. 

Konzeffionspflidhtige Gewerbe, Betrieb 
derfelben, 82,620. ©. a. Gewerbeordnung ac. 

Krankenpflege, ſ. Unterftügungswohnfig. 

Kranfenverfiherumg der Arbeiter. Ge— 
jeg - Entwurf vom April 1882 83, 223, 
Neichsgefeg vom 15. Juni 1883, S4, 728. — 
Statutenentwürfe für Orts- und Betriebs- 
krankenkaſſen 84, 750. Statiftit über den 
gegenwärtigen Beſtand 85, 418, 

Kredit (Vollem. Wefen und Bedeutung 
Roesler) 75, 371. Kreditanftalten und 
Vereine ib. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649. 775. ©. a. Zahlungs- 
verfabren. 


Kredite, ſ. Zoll- und Steuerfredite. 


Kreditlager SO, 664. 

Kreditregulative SO, 776. 

Kreisordmung, die neue preußifche. Geſetz 
vom 13. Dez. 1871 nebſt amtlichen In— 
firuftionen und erläutender Ueberfiht 73, 
1271—1456. ©. a. Provinzialordnung. 

Krement, Biihof von Ermland, 72, 1246, 

Kriegsentihädigung, Die franzöftiche, 
ihre Verwendung und Bertheilung 72, 1417. 
73, 417. 889. 74. 171. 217. 286. Denk— 
jchrift vom ‚Februar 1874 74, 749. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutiche 
Vollswirthſchaft (Naffe) 75. 606. (Hirth) 924. 

58 


862 


77, 192. — Die Milliarden und ihre Ber- 
wendung (Wehrenpfennig) 77, 260. 265, 
— Amtliche Ueberficht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberfiht vom 
März 1879 79, 1034. Nachmweifung der 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


ung des Reichsheers 1879/80 80, 47. 104. 
161. — Schulbildung der Refruten SO, 238. 
— Das Kriegsweſen in Laband's Reichs— 
ftaatsrecht (Meyer) SO, 337. — Die Marich- 
routen für Kriegsverhältniffe 82, 668. 


Ausgaben bis 1878 79, 1042. ©. a. | Krifis, voltswirthichaftliche, in Deutichlagd. 


Kriegstoften. Ein franz. Urtheil 76, 95. — Amerikanische 
Kriegstoften. Denficrift über die Aus- Seichäftsfriien 76, 235. — Unfere volfs- 
führung der den Geldbedarf für die Krieg- wirthichaftlihe Krifis (Hirth) 77, 187. 
führung (pro 1870/71) betr. Gejege 72, (Webrenpfennig) 77, 319. Franzöſiſche 


1371. Tabellarifche Ueberſicht der Kriegs- 
foften ib. 1399. — ©. aud Frankreich, 
Schuldenmweien, Kriegsentiſchädigung. 
Kriegsleiftungen 74, 406, 1050, d5, 1200. 
77, 645. ©. a. Kriegsentihädigung. 
Kriegsminifterium, ſ. Kriegeweſen. 
Kriegsſchatz des Reiches 73, 415. 459. 
74, 169. 77, 986. 
Kriegsweſen des Reiches, verfaſſungsmäßige 


Stimmen über die Kriſis in Deutſchland 77, 
346. S. a. Induſtrie, Kriegsentſchädigung zc. 
Kulturkampf (Wehrenpfennig) 77, 297. 
Kulturpolizei und Wechtsgleihheit (vom 
Herausgeber) 73, 795. 823. — ©. aud 
Bolfsbildung. j 
Kulturzuftände (Frankenheim) 76, 247. 
Kunſthandwerk, j. Handwerk. 


Ordnung desfelben 71, 99,351. Ergänzende 
Beitimmungen der Berträge mit den Süd— 
ftaaten 71, 369. 72, 57, 1557. — Die 
Bräfenzftärfe und die Milttärausgaben 72, 
426. — Die deutihen Milttärgefege (Ueber— 
fiht 72, 498. — Das Pauſchquantum für 
1872—74, 73, 2. — Die Nachläſſe an den 
Militärausgaben 73, 17. — Etatsftärfe und 
Formation des Reichsheeres für das Jahr 
1873, 73, 21. — Die proviforische Neu- 
formation der Artillerie 73, 32. — Der 
Hauptetat für 1873 78, 36. — Das Ertra- 
ordinarium von 1851 — 1873 73, 49. — 
Milttärausgaben neben dem Pauſchaletat 
73, 69. — Geldverpflegung im Frieden 
73, 73. — Bejoldungsverbefferungen für 
Offiziere 78, 76; für Beamte 73, 80. — 
Seldverpflegung je eines Infanterie, Ka— 
vallerie- und Artillerie-Negiments 78, 84. 
— Naturalverpflegung im Frieden 73, 87. 
— Eigene Einnahmen der Mitlttärvermwalt- 
ung 73, 90. — ‚jriedensdislofation des 
deutichen Heeres mit Angabe der Bataillons- 


eigenthum in der Militärverwaltung 78, 
429. — Der Entwurf eines Reichsmilitär— 
ejetes vom Mai 1873 78, 1549. — Ver- 
—J——— des Reichstags Über den Militär— 
etat in den Jahren 1871 — 1873 74, 173. 
264. — Die Organifation des preußifchen 
Kriegaminifteriums 74, 487. — Bevölker— 
ung der Armeeforpsbezirfe 74, 500. — Die 
preußischen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1803, 
— Entwurf eines Neihe-Militärgejeges 78, 
1449. — Das Kriegsmeien des deutichen 
Reichs, rechtswiſſenſchaftlich dargeftellt von 
M. Seydel, Inhalt 75 ©. 1393, — Er 
gebniffe des Militär-Erſatzgeſchäfts 1871/74, 
75, 1513. — Kautionsweſen 76, 347. — 
Ueberfiht der auf Widerruf anzuftellenden 
Beamten ib. 353. — Entwidlung der Ge— 
jeßgebung 1871—76 (Wehrenpfeunig) 77, | 
268. — lleberficht ſämmtl. Geſetze u. Ver— 
ordnnungen 77, 833. Etat fiir die Bermalt- | 





Standauartiere x. 73, 91. 95. — Weiche 
| 


Löhne. 


L. 

Laband's „Reichsſtaatsrecht“ (beſprochen von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, 771. 

Yadungsverzeihnijje 70,419. — Bal. a. 
Zollgeſetz. 

Land, Stadt und, 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Landesverordnungen zu Reichsgeſetzen 
(Seydel) 74, 1143. 76, 11. 

Landeskaſſen, ſ. Kaſſenweſen. 

Landesverweiſung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer 
Vertrag. 

Landſturmgeſetz 75, 655. 

Landtage der Bundesſtaaten, Berathungen 
über die Bundesverfaſſung 71, 29. 41. 
Gleichzeitiges Tagen mit dem Reichétage 
74 202. 251. 

Landwehr, ſ. Wehrpflicht. 

Landwirthſchaft, j. Arbeitgeber, Yand, Ge» 
treide, Zölle ꝛc. 

Lauenburg. Bundesftaatlihe Stellung des- 
jelben 71, 52. 709. SO, 622. 792. Be 
hördenorganilation 70, 256. 

Febensmittelverfälihung (Bresgen) 78, 
106. 

Tebensverfiherung, ſ. Verfiherungsmweien. 

Febranftalten, ſ. Schulen, Cinjährigfrei- 
willige. 

Lehrlingsfrage 77, 790. 78, 25. 81, 715. 
— ©. a. Gewerbeordnung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugniffe. 

Liberalismus, Einfluß desjelben auf die 
Geſetzgebung 77, 259. 

Fiberia, Handelsvertrag 73, 322. SO, 821. 

Lippe-Detmold. Refiortverhältniffe der Be- 
börden 70, 693. Berfaffungszuftände 74,320. 

fiteratur, f. Stein, Paband, Zölle xc. 

Die Beihlagnahme der Löhne (Er— 

läuterungen zum Gejet vom 21. Juni 1869) 

69, 1069. — Taglohnſätze für ländliche 

Arbeiter in Deutichland 75, 629. — Löhne 

in Württemberg ib. 683. — Löhne in El— 

faß-Fothringen (Grad) 77, 772. — !. für 
weibl, Handarbeiter im landmwirtbicaftlichen 

Gewerbe des deutſchen Reichs (v. d. Golk) 
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717, 863. — Die Gefindelöhne im land- 
wirtbichaftl. Gewerbe des deutſchen Reichs 
(v. d. Colt) ib. 897, — Arbeitslöhne in 
den FFabriten (Ch. Grad) 77, 772. 82, 61. 
— ©. a. Arbeit, Arbeitgeber u. f. m. 

Fotbringen, f. Elſaß. 

Potterieftempel, ſ. Stempelfteuer. 

Qumpenzoll 80, 623. 

Luremburg. Eifenbahnen 74, 226. 291. 
— NAuslieferungsvertrag 77, 636. — Ver— 
hältniß zum Bollverein 80, 616. 634. 641, 


786. 792. — Urbereinfunft betr. Armenrecht 


s1, 402, 
!urus (Begriff, Roesler) 75, 280. 
Lurusftener (Bilinafi) 76, 719. 
Lübeck. Anichluß au den Zollverein 68, 1117. 
— Nefjortverhältniffe der Behörden 70, 696. 


Mm. 


Maaßweſen (wirthſchaftl. Bedeutung) 75, 286. 
Draaf- und Gewichtsordnung v. 17. Aug. 
1868 68, 1007. — Neduftioustabellen zur 
Einführung derfelben von Herger und Duste, 
Anhang zum Ill. Bd. Jahrgang 1870 der 
„Annalen“. — Die neuen Maaße und Ge- 
wichte 72, 185. Konferenz von Eichungs— 
beamten 74, 1813. — leberficht aller Ge— 
fee und Verordnungen 77, 817. — Die 
Thätigkeit der deutfchen Eichämter 1870/75 
77, 1111. Desgl im Jahr 1853, 85, 504. 








— Abänderungen der Maaß- und Gewichts- 


Ordnung (auch neue Aichordnung von 1884) 
85, 545—619. 824. 

Maiſchraumſteuer SO, 717. 

Maltbufiihes Geſetz (Hirtb) 75, 1281. 

Malzauffhlag SO, 795. MWalzfurrogate 
Su, 706. 711. 

Marine Entwidelimgsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — Hausbaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721. — Bericht 
des Bundesfanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 1870 


70, 127. — Reſſortwerhältniſſe und Perſo- 
nalien der Zentral-Marineverwaltung 70, 
188. — Verfaffungsmäßige Beftimmungen 
71, 125. — Die deutſche Marine-Akademie 
2, 925. — Neuer Flottengründungsplan 
4, 272. — Einjährig-Freiwillige der 
Matrofendivifion 76, 85. — Kautionsweſen 


76, 349, 
anzuftellenden Beamten ib. 354. — leber- 
fiht der Geſetzgebung 77, 833. — Vgl. a. 
Haudelsmarine, Finanzrecht, Berfafjung ze. 
Markenſchutz. Beihluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Neichsgejeg (Ende- 
mann) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
77, 527. ©. a, Mufterihuß, Dänemark x. 
Marktverkehr 78, 608. 81, 677. 
Marihrouten f. Kriegsverhältniſſe 82, 668. 
Maſchineninduſtrie 72, 393. 
Matritularbeiträge. Etat derfelben 69, 
253. Berichte des Ausſchuſſes des Bundes- 
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raths für Nechnungsmwefen vom 3. und 
15. Juli 1868 über die Zuläſſigkeit der 
Erhöhung derjelben 69, 274. — Statiftik 
derjelben 71, 690; Berechnung für 1871 
71, 698. — Berechnung für 1873 72, 1621. 
— Die Matrifitlarbeiträge vom finanzredht- 
lihen Standpunkt (Laband) 73, 519, — 
Statiftif für 1868—1875 74, 1010. — 
Erfegung derfelben durch Reichseinkommen— 
fteuer (Hirth) 75, 115. — Berechnung für 
1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1880/81 80, 497; 
für 1883/84 83, 563, 

Maturitätszeugniffe der Gymnaſien 74, 
1671. 

Medlenburg. Zoll-Uebereinkommen mit 
Franfreih 68, 233. Anſchluß an den Zoll 
verein 68, 1117. Organifation und 
Perjonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Mihtärlonventton mit Preußen 72, 1569. 
— S. a. Auswanderung, Boltsvertretungenzc. 


Medizinalperjonen im preuß. Staate 
16, 637. ©. a. Aerzte, 
Medizinalpolizei, Weberfiht 77, 804. 


Kurpfuſcherei SL, 435. Heilgewerbe 81, 681, 
Meßkonten SO, 668, 
Metallinduftrie 72,392. — 5. a. Eiſen ꝛc. 
Mexiko, Handelövertrag 73, 325. SO. 825, 
Militäranmwärter 76, 76. 82,556. ©. a. 
Beamte. 
Militärbudget (Seydel) 
S. a. Kriegsweſen. 


-. 


75, 1502, 


' Militärfonventionen (Preußens mit 


Ueberfiht der auf Widerruf | 





-. 
‚2, 


deutichen Bundesftaaten) 71, 99. 1667. 
— ©, ferner unter den betr. Bundesftaaten. 
Militärgefeggebung, ſ. Kriegsweſen, 
Penſionen, Invaliden, Verfaſſung (XI. Ab- 
ſchnitth. 
Militärpenſionsrecht (Seydel) 75, 53. 
1507. 
Militärpflichtige, Körperbeſchaffenheit SL, 
483. 
Militärſonder rechte (Seydel) 75, 1483. 
Militärſtrafgeſetzbuch 73, 337, 74, 220. 
Militärvermögen 75, 1493. 
Militärverwaltung, ſ. Kriegsweſen zc, 
Milliarden, ſ. Kriegsentihädigung. 
Milzbrand, ſ. Beterinärpolizet. 
Minifteranflage, die, nah geltenden 
deutschen Recht und ihre Unräthlichkeit in 
Reichsſachen (F. Thudihum) 85, 637. 
Miniſterien der Bundesſtaaten, ſ. Behörden, 
ſowie unter Preußen, Sachſen u. ſ. m. 


Minifterverantwortlichfeit 71, 280, 
74, 252. 

Monographien, rechtswiſſenſchaftliche, 
76, 213. 


Motive zu Gefegentwürfen, Bedeutung der- 
jelben (Endemaun) 75, 1205. 
Münzboheit des Staats 73, 363, 
Minzvertrag vom 24. Yan. 1857 68, 129, 
Münzweſen. Beſchlüſſe des deutichen Han- 
delstags vom OÖftober 1868 68, 974. — 
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‚Währung und Münze, von John Prince 
Smith 69, 143. — Dentfchrift, betr. deutsche 
Münzeinigung vom Ausichuffe des deutſchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
nebft zahlreichen ftatiftifhen Beilagen und 
einer lithogr. Tafel 69, 729-854. — Er» 
mwägungen und Fragen zur Miünzenquete 
(Bromemoria des nordd, Bundesraths) 70, 
451. — Die wirtbichaftlichen Geſetze des 
Uebergangs zur Goldwährung von G. D. 
Augspıng 71, 757. — Zur Miüngzreform, 
Gutachten der Handelsfammer zu Köln 71, 
825. — Das Gefeß, betr. die Ausprägung 
von NReihsgoldmiünzen, vom 4. Dez. 1871 
(vollftändige Wiedergabe der Reichstagsver- 
handlungen) 71, 647—857. Dentichrift 
über die Ausführung des Geſetzes ib. 858, 
— Die Verlängerung der Banknoteniperre 
(Rede Bambergers) 71, 1333. — Gutachten 
der Kölner Handelsfammer (Juni 1872) 
ib. 1351. — Berhandlungen des Reichs— 
tags über die Minzfrage 1871—73 74, 
180. 297. 334. — Das Münzgefeg vom 
9. Juli 1873 (erläutert von einem Mitglied 
des Reichstags) 74, 545. — Zweite Dent- 
ſchrift des Neichsfanzlers, Statiftif der Aus- 
prägungen ꝛc. 74, 618; dritte Denkichrift 
ib. 875; vierte Dentichrift 76, 180. (An— 
lagen und ftatift. Ueberfichten hierzu ib. 191); 
fünfte Dentichrift 77,353. (Anlagen ©. 366); 
ſechſte Dentichrift 79, 905; fiebente Dents 
ſchrift 79, 923; achte Denkichrift SO, 508; 
neunte Denkfchrift 82, 134. — Geſetz betr. 
Abänderung des Art. 15 des Münzgeſetzes 
76, 203. — Die Werthrelation der Edel- 
metalle (wirthichaftsgeichichtliche Skizze von 
Soetbeer) 75, 297. — Wiinzreform und 
Wechſelkurſe (E. Naffe) 75, 595. — Um- 
rechnung der Aktien in Neihsmarfmwähr- 
ung 75, 1197. 76, 202. — Silberabfluß 
nah Oftafien. ib. 1708. — Das Sinten des 
Silberpreijes 76, 527. — Einheit im Münz- 
weſen (Wehrenpfennig) 77, 277. — Ueberſicht 
aller Gefete 77, 817. — Das deutihe Münz— 
ſyſtem in Gefahr? (Soetbeerr) 80, 76. — 
Deutſche Dentichrift zur Pariſer Münzkon— 
ferenz 81, 474 — Zur Währungsfrage 
(v. Dechend?) SI, 401. — Anfechtung der 
deutjhen Goldwährung 85, 628. S. a. 
Geld, Bankweien, Paptergeld ꝛc. 
Mufiziren im Umberziehen 76, 80. 
Muſterſchutzgeſetz, das deutjche, (3. Land- 
raf) 76, 743. (I. Einleitung 743, Il. wer 
% Anspruch auf das neue Mufterichutgeieg 
745, III. was fann Gegenftand des Mufter- 
jchutes fein? 746, IV. die formellen Vor— 
ausfesungen des Mufterrechts 748, V. die 
Garantieen des Mufterrechts 752, Anlagen. 
A. Das Gejeg vom 11. Januar 1876, 754. 
B. Bejtimmungen über die Zufammenjegung 
und den Geihhäftsbetrieb der Fünftleriichen, 
photographiihen uud gewerblichen Sach— 
verftändigen-Bereine 757. C. Beftimmungen 
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iiber die Peang be Mufterregifters 758.) 
— Bericht von W. Endemann 77, 640. 


N. 

Nachläſſe an den Milttärausgaben 69, 191. 
71, 706. 78, 17. 

Nahrum gemittel, Verfälſchung derjelben. 
Dentichrift des d. Landwirthſchaftsraths 77, 
1079. — Geſetz von 1879 81, 433. — Das 
Gefeg nebſt Erläuterungen x. 82, 781. 

Namszanomsfi, Armeeprobft 72, 1113. 

Natiomalitätsprimzip, das, in der 
Staatenbildung, von R. Gneift 72, 929. 

Nationalverfjammlung, frankfurter, 71, 7. 

Naturalifation, j. Reichsangebörigfeit. 

Naturalleiftungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081, 1200. 

Niederlage-Regulativ 69, 995. 78, 170, 

80, 3. Bgl. a. Zollgejeg, Zölle. 

Niederlande, Handels» und Scifffahrts- 

vertrag 73, 314. SO, 815. Stempelfteuern 


81, 804. 

Norddeuntiher Bund, ſ. Berfaflung, 
Neichstag ꝛc. 

Nord-Dftjee-Kanal 74, 273. 

Normal-Eichungskommiſſion 80, 11. 

Normativbeftiimmungen (W. Eudemann) 
73, 397. 

Notariatsordnung 72, 157. 


Notbbedarf, Begriff desjelben (Hirth) 75, 
1293. 


O. 


Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtähof. 

Oberkirchenrath, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213. 

Oberrehnungsfammer, preußiihe 70, 
218. — S. auch Finanzrecht. 

Deffentlihes Recht ꝛc., ſ. Staat, Bermalt- 
ungsrecht u. ſ. w. 

Oeſterreich. Frühere Verträge 68, 235. 
Handels- und Zollvertrag mit Oeſterreich 
vom 9. März 1868 (mit Einleitung und 
Erläuterungen) 68, 545. 71, 546. 73, 322, 
— Ablommen wegen der Uebernahme Aus» 
zuweifender 76, 85. — Die öfterreichiiche 
Bank (Lucam) 76, 862. — Denkſchrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422. 
— Der Handelsvertrag vom 16. Dezember 
1878 79, 385; Dentfhrift dazu ibid. 609. 
— Verhältniß zum Zollverein SO, 629. 673. 
821. — Uebereinfunft wegen Urfundenbe- 
glaubigung SI, 404. — Der Handelsver- 
trag von 1881 81, 517. 

Offiziere, ſ. ge 

Olympia, Ausgrabungen zu, Reichsfubven- 
tion hierzu 80, 35. 

Omnibusgeſellſchaft, parifer, 76, 234. 

Option in Elfaß-Lothringen 72, 1293. 78, 
971 


Orden und Kongregationen der fatholiichen 
stirhe in Deutihland 75, 1381. — ©. a, 
Jeſuiten ac. 


über die Jahrgänge 1868—1855 der „Annalen“. 


P. 

Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, 117. — 
Die Konſolidation des deutichen Staatspa— 
piergeldes (vom Herausgeber) 71, 1103. — 
Nechtsgutachten von W. Endemann 73, 361. 
— Berhandlungen des Neichstags 1373 74, 
300. — Die Ausgabe von Reichspapiergeld 
(Hirth) ib. 715; Tabelle 719. — Reichs— 
kaſſenſcheine, Münzreform und Reichsbank 
(E. Bamberger) 74, 1601. — Weſen des 
Papiergelds (Hocsler) 75, 374. — Reichs- 
fafjenfcheingejeg (Endemann) 75, 1186. — 
S. aud Bankweſen, Münzfrage. 

PBapft. Die deutiche Gefandtichaft beim Papſt 
(Kandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Papſt Pius IX. und das deutjche 
Reich (dev Koloß und das Steinchen) 72, 
1227. — SKaifer Wilhelm und der Papft 
(Briefwechlel) 74, 135, 

Paraguay, Handelsverrrag 80, 621. 

Paris. Die Nahrungsiorgen des Parifers 
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Bahweien. Geſetz vom 12. Oftober 1867 | 
68 


‚ 93. — Ueberſicht der Stempel- und 


Ausfertigungsgebühren 68, 905. — Reichs- 


gejeßgebung 71, 210. 


Patentweſen. Uebereinkunft wegen Ertbeilung 


von Erfindungspatenten und Privilegien v. 
21. September 1842 68, 139. — Moti- 
birter Antrag des Bundesfanzlers betr. die 
Heform der Patentgejeßgebung 69, 33. 
Dentichrift von W. Siemens 69, 41. — 
Reihspatentgejeg 73, 357. 





Patenttare im | 


deutichen Reiche 75, 625. — Entwurf eines | 


Patentgefeßes 77, 325. — Dentichrift des 
Batentichugvereins 77,505. — Neichs-Bateut- 
geſetz v. 25. Mai 1877 77, 914; Berord» 
nungen ꝛc. hierzu 77, 921. 924. 1011, 
Erfahrungen mit dem Geſetz 79, 541. — 
Etat des Patentamtes 80, 14. Bericht 
des Patentamts für 1878 80, 479. 

Pauſchſummen-Etat, ſ. Kaſſenweſen, Mi- 
litärverwaltu 

Penſionen. 
geſetz vom 27. Juni 1871 und die Kaiſer 
Wilhelms-Invalidenſtiftung 71, 1001. Er— 
laß des Kriegsminiſters v. 27. Juni 1871 
72, 181. — Finanzrechtliches über Penſionen 
73, 441. — Das Militärpenſionsrecht 75, 
53. 1507. — Wiedergewährung der Penſion 
76, 83. — Das Penſiousrecht der Reichs— 
beamten 76, 292. 387. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484. — S. a. Beamte, 
Invalidenfonds ꝛc. 

Perſien, Handelsvertrag 73, 316. 74, 100. 
308. 80, 816. 

Perſonalunion 71, 60. 

Verſonenſtand, Vorſchriften zur Feſtſtell- 
ung desſelben in den einzelnen Bundes— 
ſtaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437. 1551. — Taufen und Trauungen in 
Preußen 77, 245. — Vgl. a. Zivilehe. 
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Petroleumlager 80, 665. 

Petroleumfteuer, ſ. Bolltarif. 

Pfandbriefe, zur Frage des Fauſtpfand- 
rechts (Hecht) SO, 304. 

Pierdebeftand, militärischer, in Preußen 77, 
247, 


Photograpbien, Urbeberredt 77, 640. 

Polizeilihe Gejetgebung des Reiches 71, 
209. S. a. Gewerbeordnung, Veterinär» 
polizei ꝛc. 

Portugal, Handelsvertrag 73, 328. 80, 826, 

Poſtdampfſchiffverbindung, deutſche, 
mit Oſtaſien und Auſtralien (Bertrag) 85,689. 

Poſtüberſchüfſe, Antheile der Bundes- 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweſen. 

Poft- und Telegraphenwefen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung deffelben 71, 198. 
Gejegebung über dasjelbe 72, 494. Reichs» 
eigenthum 73, 423. Berwaltungsfompetenz 
des Neiches 73, 492. — BVBerihmelzung der 
Telegrapbie mit der Boft 75, 1730. 76, 205. 

as Amtsblatt 76, 104, — Abgrenzung 
des Gejchäftsfreifes des General- Poftmeifters 
c. 76, 205. — Bezirks- Poft- und Tele 

rapbenbebörden 76, 210. — Kautionen der 

Voſt- und Telegrapbenbeamten 76, 344, 350, 
368. — Ucherächt aller Geſetze und Ber- 
ordnnungen bis 1877 77, 815. — Die revis 
dirte Reichs-Poſtordnung von 1879/83 8, 
491. — Berichtigung 83, 765. — ©. a. 
Poftvermaltung, Telegraphenvermwaltunng. 

Poftfpartafien 78, 807. — Zur Frage der 
Einführung derfelben (Debn) 83, 649. Ent» 
mwurf eines Gefeges vom Januar 1885, 85,1. 
Begründung deffelben ib. 25. Staatsrechtl. 
Bemerkungen von M. Seydel 85, 48. 

Poftverwaltung. tat derielben 69, 224. 
71, 693. — Statiſtik der Voſtverwaltung 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 493. 
— Meffortverbältniffe der Bundespoitbebör- 
den 70, 161. 71, 236. — Gebaltsaufbeiler- 
ungen und Weorgantation des Beamten— 
au ‘1, 725. — Auszug aus dem Negle- 
ment für die Annahme und Anftellung von 
Zivil- und Militäranwärtern 71, 733. — 
Grundſätze für die Ueberleitung der vorhan— 
denen Beamten in die neue Organijation 
71, 738. — Herftellung eines Dienſtgebäu— 
des für das Seneralpoftamt ib. 741. — 
Die gemeinfamen Zentral» Boftverwaltungs- 
foften 71, 746. — Dentfchrift, betr. den 
allgemeinen Bofttongreß 71, 751. — Deutiche 
Neihspoft und bayerische Boftverwaltung 72, 
597. — Das Neihspoftgefeg vom 28. Oft. 
1871 73, 339. 74, 154. Wortlaut desfelben 
‘3, 1003. Erläuterungen dazu ib, 1237, 
— Die Neorganifation des farerlichen Ge— 
neralpoftanmts 73, 591. — Beltunmungen 
über den Verkehr mit der Neichspoft 78, 
1003. — Poftreglement nebft Ausführungs- 
beſtimmungen 73, 1017. — Beitimmungen 
über den Poſttarif 73, 1127, — Zollamt« 
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fihe Behandlung im Poſwerkehr 73, 1147. 
— Geldvermittelmugsvertehr ib. 1168. — 
Portofreiheitsweſen 73, 1217. — Beichlag- 
nahme von Poftfendungen 73, 1248. 
Garantieleiftungen 73, 1250. — Wedel» 
verkehr mit Bayern, Württemberg, Oefter- 
reih und uremburg 13, 1255. — Ber- 
jegung von Boftiefretären” 4, 155. — it 
die Poft im Sinne des Handelsgefetbuches 
als Kaufmann zu betrachten? ib, 1530, — 
Der internationale Poftvertrag vom 9. Oft. 
74, 75, 451. Bericht des Bundesrathsaus— 
fchufles dazu ib. 464. — Erlaß einer neuen 
Poftordnung 75, 621. 1195. — Neue Poft- 
tarifbeftimmungen ib. 622. — Ueberſicht 
der auf Widerruf anzuftellenden Beamten 
76, 355. — Die Berner Poſtkonferenz 1876, 
76, 780. — Ergebniſſe der Meichs-Poftver- 
waltung während der Jahre 1872—1875. 
77, 120. 1069; im Sabre 1876 78, 36, 
— Poftgefeß dv. 20. Dez. 1875 76, 583, 
587; 77, 642. — Aufnahme von Wechſel— 
protejten durch Poftbeamte 78, 42. — Vorto— 
freiheit in Zoll» und Reichsédienſtſachen SO, 
647. — HZollabfertigung von Poftgütern SO, 
662. 750. — Weltpoftverein: Uebereinfunft 
betr. Poftpadete S1, 477. — Die deutichen 
Poftwertbzeichen (Seydel) 82, 617. — Der 
Briefpoftverfehr der Erde im Jahre 1881 
(W. Schulze) 83, 393. 

Prämienverloojungen 72, 138. 74, 151. 

BEER: des Reichsheeres 72, 426. 
73, 21. 1552 ©. a. Striegswefen 
Militärverwaltung. 

Präzipuen, Wegfall derjelben 71, 545. 

Breisbildung (Roesler) 2, 392. Urfachen 
der Theuerung (GHirth) 75, 918. Das 
jouveräne Gefeg der Preisbildung (Hirth) 
75, 1265. 

Preije. Das Geſetz des Preifes 72, 5832. 
— Raaren-Durchfchnittspreife in Hamburg 
(1847—1868) 69, 85 und 435; für 1869 
70, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für mehrjährige Zeit 





räume von 1847 — 75 77, 178; für 1876 


und 1877 79, 81; Spezialüberficht für vier 


QDuartale 1877 79, 87; für die Jahre 1877 | 


bis 1879 80, 81, 856; für das Jahr 1880 
82, 127; für das Jahr 1881 82, 676; in 
Bremen (1851— 1868) 69, 79 und 645. — 
Preife uud Löhne in Württemberg 75, 631. — 
Preife für den deutschen auswärtigen Handel 
1872/73 75, 689. 695. — Durchſchnittopreiſe 





wichtiger Waaren im Großhandel 1879/80 


81, 195; desgl. im Jahre 1881 82, 517; 
desgl. im Jahre 1882 83, 739. — Ham: 
burger Waarendurchichnittspreife 1847— 
1882 53, 753. Desgl. für 1582.83 84, 560. 
Desgl. für 1583/84 85, 628. — ©. a. Werth» 
berechnung. 

Preſſe. Die Grundlagen eines Reichsgeſetzes 


über die Vreſſe, 
mann 72, 85; 


Referat von K. Bieder— 


Entwurf des Vereins „Bers | 
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liner Preſſe“ 72, 107. 73, 357° — Ber 
bandlungen im Reichstag 74, 160. 197, 
314, — Reichspreßgeſetz (Endemann) 75, 
1179. — Deffentlihe Aufforderung zum 
Ungehorfam 76, 84. — Das Reichspreß- 
gejet (Wehrenpfennig) 77, 178. 
Preußen Reſſorwerhältniſſe, Berfonalien 
der Minifterien und Provinzialbehörden 70, 
191. — Bericht des Porftandes der national- 
liberalen Partei iiber die Legislaturperiode 
1868— 70 des preußischen Abgeordneten- 
hauſes 70, 563. — Aus dem Bermwaltungs- 
bericht des Minifters für Handel, Gemerbe 
und öffentl. Arbeiten für 1867-69 70, 
650. — Die Eigenart des preuß. Staats 
(R. Gneift) 74,503. — Stenerlaft 77, 244. 
— Beamtenbefeldungen 77, 520, 78, 439. 
— Zur Wohlhabenheits— und Steuerftatiftit 
preuß. Städte 78, 442, Altersitufen 
der preuß. Bevölkerung 78, 658. — Innere 
Wanderungen der preußiichen Bevölkerung 
82, 607. Erwerb und Berluft der 
Staatsangehörigkeit 82, 611. — ©. a, 
Volkszählung, Finanzweſen, Grunpdfteuer, 
Einkommenſteuer, Kommunalfteuern, Ge: 
werbejteuer, Gewerbeordnung , Subhafta- 
tionBorbaung, Unterftügungswohnfig, Bolts- 
Schulen, Schulaufficht, kirchenpolitiſche Geſetz- 
Krune, ‚ Bermwaltungsretorm, Ebern gen und 
eisordnung 2c., Reicheangebörigfeit, Banf- 
weſen, Sparlaifen, Wahlgeſetze, afferrecht. 
Privatredt, ſ. Zivilrecht, Rechtsgebiete = 
Produftion (Beguiff) 75, 8. 26. 1226. 
a. Preisbildung, Werth. 
Produktivität (Mocsler) 75, 259. 
Progrefjion, ſ. Einkommenſteuer. 
Promulgation (Laband) 78, 372. 
Brovinzialbebörden in Preußen 70, 219. 
und 249. — ©. a. Kreisordnung. 
Provinzialordnung, preußiiche, 75, 1593. 
77, 305. 
Prozegordnung, Straf- 
prozeß. 


— 


Zivilprozeß, 


O. 


Quartalsertrakte SO, 771. 
Quartierleiftungen im Frieden 74, 1037. 
75, 1081. 1201. 


R. 


Nealunion 71, 60. 
Neaktion, die mirtbichaftlihe (Mehren- 
pfennig) 77, 319, 
Neblauseinfubrs1, 434. — Juternationale 
Neblaustonvention 82, 625. 83, 544—552. 
Rechnungsweſen, ſ. Kaſſenweſen. 
Rechnungshof des Bundes 70, 157. 74, 
214. 257. — Inſtruktion für den R. des 
Neichs 75, 1253. 
Nehtsanwaltsordnung 79, 508. Ge 
bührenordnung 79, 1016. 81, 394. 
Nectegebiete, privatrechtliche, in Deutjch- 
land 83, 575. 
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Nechtsgleichheit. Ueber Kulturpolizei und 
Rechtsgleichheit (vom Herausgeber) 73, 795. 


839. Grundiäge der Nechtsgleichheit (Ende | 


mann) 7%, 419, 

Rechtshülfe. Bundesindigenat und Nechts- 
pflege (Ausihußberiht des Bundesraths 
nebit Anlagen) 69, 13. — Die Gewährung 
der Nechtshülfe im nordd. Bunde 69, 1031, 
— Mopdifitation des Geieges 71, 378. 72, 
158. — Rechtshülfe für Neichsangehörige 
(Seydel) 76, 170. — Ueberſicht 77, 833. 

Rechtspflege, ſ. Juftizgefeggebung u. ſ. w. 

Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volks— 
wirtbichaftslehre 72, 509. 73, 858. 74, 8. 
Aufgaben derjelben im Reiche 76, 6. — 
©. a. Juſtizgeſetzgebung. 

Nehbtswilfenihaftlihde Monographien 
76, 248. 

Neduftionstabellen, j. Maß- und Ge— 
wichtsordnung. 

Reich, deutſches, Organismus desſelben (L. v. 
Stein) 76, 5. — ©. a. Verfaſſung, Reichs— 
tag u. ſ. m. 

Reihsangehörigfeit. Ausführungen zum 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgefeg von 
Dr. Th. Yandgraff 70, 625. — Reichs- und 
Staatsangehörigteit, von L. v. Röune 71, 
151. — Abänderung des Öefeges 71, 381. 
Wortlaut des Geſetzes ib, 658. — Das 
Recht der Staatsangehörigfeit im 
nationalen Verkehr (v. Marti) 75, 798. 
1113. — Erwerb und Berluft der Neiche- 
und Staatsangebörigkeit in Preußen 1873, 
75, 1383. — Die deutiche Reichs- und 
Staatsangehörigkeit (ſyſtemat. Darftellung 
von M. Seydel) 76, 135. (Spezielles In— 
haltsverzeichniß Hierzu ib. 179.) Nachtrag 
zu diefer Abhandlung 81, 67. — Die 
Koften der Naturalifationsurfunden (Th. 
Landgraff) 76, 729. — Das deutiche Naturali» 
fationsverfahren (M. Sendel) 76, 733, — 
Der Fall Bauffremont (Th. Yandgraff) 76, 
1022, — Ueber den deutich-amerifan. Ver— 


inter» | 


trag vom 22. Febr. 1868 (MWefendond) 77, | 


204. Zur Frage der Entlaffung von Re— 
ferviften ꝛc. ans dem KReichöverbande 81, 67. 
— Statiftifches 81, 482. 82, 611. — Zum 
Geſetz über Reichs- und Staatsangehörige 
leit (Seydel) 83, 577. 

Reichsarchiv. Ueber die Wiederberftellung 
eines R's umd über Neformen im Ardiv- 
weſen von Frhr. v. Hagfe 68, 451. 

Reihsarmenreht, ſiehe Unterftügungs- 
wohnfig. 

Neihsbant, ſ. Bankweſen. 

Reichsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichslanzler ꝛc. 

Reichsbevollmächtigte für Zölle 
Steuern 80, 803. 

Reichsbürgerthum 74, 20. — Bgl. a. 
Neihsangebörigkeit ꝛc. 

Reichseigenthum 72, 1447. 73, 412. 422, 
«4, 255. 403, 


und 
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Neihseinfommenfteuer, ſ. Einflommen- 
jteuer. 

Reihseifenbahnantt, j. Eifenbahnen. 

Neihsgejegblatt 71, 48. 

Reichsgeſetze, ſ. Geſetzgebung. 

Reichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. 

Reichsgewalt, Definition derſelben bei L. v. 
Rönne 71, 45. 62. — ©. a. Berfaffung. 

Neihsgoldmünzen, ſ. Miünzfrage. 

Reichshauptkaſſe SO, 786. 

Neihsbaushaltsetat, f. Finanzweien. 

Reichsheer, ſ. Kriegsweſen, Milttärverwalt- 
ung x. 

Neihsjuftizamt 75, 1216. 77, 335. Die 
Aufgaben desjelben (Rede des Präj. Fried— 
berg) 77, 680. 

Reichskanzlei, Etat derfelben 80, 3. 

Neihsfanzler. Seine verfaflungsmäßige 
Stellung und Berantwortlichteit 71, 275. 
— Die Subjtitutionsbefugniß des Reichs— 
fanzfers nach deutſchem Staatsredht (DI. Joel) 
78, 402. — Rede des Fürſten Bismard 
78, 503. — Das Stellvertretungsgefeg vom 
17 März 1878 78 (M. Joel) 78, 76T. 
Das neue Wirthihaftsprogranm des Fürſten 
Bismard 79, 219. — Reden des Fürſten 
Bismard: über die Reviſion der Reichöver— 
faſſung 70, 324. 326; über die Kriegsfoften- 
Anleihe ib. 686; über den Frieden mit 
Frankreich ib. 876; über den Anfchluß von 
Elſaß-Lothringen ib. 851. 928. 948; über 
die Konvention mit Franfreih 72, 176, — 
yinanzreformpläne des Fürſten Bismard 
S0, 626. 81,338. — Die Stellung des Reichs— 
fanzlers nach dem Staaterechte des deutfchen 
Reichs (PB. Henfel) 82, 1—60. — ©. a. aus- 
wärtige Berbältuiffe, Bundesrath, Eliaß- 
Lothringen, Kaifer, Neihstag, Verordnungs— 
recht, Berfaffung, Riniſteranklagen zc. 

Neihsfanzleramt. Etat desfelben 69, 165. 
Ermweiterung des Etats 71, 707. — Reſſort— 
verhältniffe deffelben 70, 156. 71, 285. — 
— und Etat desſelben 77, 330. 838, 
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Reichskafſſe, ſ. Kaſſenweſen. 

Reichskaſſeuſcheine, ſ. Papiergeld. 

Reichskommiſſariate 80, 8. 

Reichskontrole für Zölle und Steuern SO, 
797. 810, 

Neihsmilitärgefeg, Entwurf deſſelben 
73, 1549, 

Neihsoberhbandelsgericht 73, 351. 
©. a. Gerichtshof. 

Neihsrecht, zu den Streitfragen iiber Geſetz 
und Berordnung (Ph. Zoru) S5, 301. 

Reihstag. (S. a. Berfafjung.) Der kon— 
ftituirende nordd. Neichstag 71, 28. Recht— 
lihe Natur des Reichstags ib. 243; feine 
Zufammenfetung ib. 245; Bedingungen und 
Dauer feiner Thätigfeit ib. 252; Rechte des 
Neichstags ib. 257; perfönliche Nechte feiner 
Mitglieder ib. 264. — Mitglieder desjelben 
im jahre 1868 68, 433. Geſchäftsordnung 
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vom 6. Juni 1868 68, 913. Geichäftsord- 
nung des deutſchen Heichstags 71, 267. 
Thronreden zur Eröffnung und zum Schluffe 
des fonftituirenden Neichstags 68, 1061, der 
1. ordentlichen Seffion 68, 1066, der 2. 
ordentlichen Seſſion 68, 1068, der 3. ordent« 
lichen Seſſion 69, 1095, der 4. oıdent- 
lihen Seffion 70, 1. u. 617, der 1. außer» 
ordentlihen Seffion 70, 717. tat des 
Neichstages 69, 170. — Bericht des Bor- 
ftandes der national-liberalen Partei (von 
Ed. Yasker) über die Yegislaturperiode 1867 
bis 70 70, 563. — Ueberſicht der Gefet- 
gebung des nordd. Bundes und des Zoll— 
vereind 1867 bis 1870 70, 721. — Die 
Gründung des neuen Neiches 70, 735. — 
Nichtgemeinschaftlichteit bei den Berathungen 
der einzelnen Gegenftände 70, 753. — Er- 
öffnung des erften deutschen Weichstags 
(Thronrede und Adrefle) 71, 313; Schluß 
defjelben ib. 1041. — Thronreden zur Er- 
Öffnung der II. Seffion (1871) 72, öl, der 
III. Seffion (1872) 72, 1629. — Die Wit- 
glieder des deutichen Reichstags (biograph. 
Notizen) 72, 191— 282; Fraftionsverzeichnig 
ib. 282. — Statiftif der Wahlen zum erften 
deutichen Heichstag (von J. Knorr) 72, 287. 
— Thronrede zur Eröffnung des Reichs— 
tags 1873 73, 1641. — Nüdblide auf die 
I, Yegislaturperiode des deuiſchen Neiche- 
tags (1871 bis 73) 74, 130. Erſte Seffion 
ib. 142, Zweite Seffion ib. 162. Dritte 
Seſſion ib. 201. Bierte Seſſion ib. 245, 
— Borläufiger Bericht über die 1. Seffion 
IV. Legislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede ib. 1129. — Berbhaft- 
ung von Keichstagsmitgliedern während der 
Sigungsperiode 76 82. — Bericht über 
die Öejeggebung 1871— 76 (Webrenpfennig) 
77, 257. — Geſchäftsordnung des Neiche- 
tags nebft Bibliothetordnung 77, 490. — 
Ueberſicht der Geſetze und Verordnungen 
über den Reichstag 77, 843. Ergebniß der 
Reichstagswahlen 1878 79, 574, — Etat 
des Reichstags SO, 18. — Die Wahlen zum 
Reichstag 1871—1878 80, 333. — Der 
deutſche Neichstag (rechtsmwiffenichaftliche Dar« 
ftellung, Zeydel) 80, 352. — Stellung des 
Neichsfanzlers zum Neichstag 82, 15. — 
Statiftil der Neichstagewahlen 1851 82, 542. 
Neihstagsgebäude 74, 289. 
Neihsverordnungsredt, ſ. VBerordnungs- 
recht. 
Neihsverwaltung, 
76, 9. 
Reichsverfaſſung, ſ. Berfaffung. 
Religionsbekenntniß in Preußen 75, 634. 
Reſervatrechte in der Neichsverfaffung 72, 
423, Authentiſche Erklärungen jüdd. 
Minifter 72, 1585. — Der Begriff der 
Sonderrechte nach deutschem Reichsrecht (von 
Yaband) 74, 1487. — Die Sonderrechte 
der deutichen Staaten und die Neichsver- 


Charakter derſelben, 


a a En —— Te — — — — ——— anne 





Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


— 


faſſung (von Loening) 75, 337. — S. a. 
Bayern, Bundesſtaat, Berordnungsrecht, Ber- 
faſſung x. 

Reſtverwaltung 78, 545. 

Retabliffementstoften 72, 1371. 1392, 
1466. 783, 70. 74, 261. 

Nettungsanftalten 83, 41. 

Neuß (Fürftentbiimer). Refjortverbältnifie der 
Behörden 70, 691. 

Nhederei, ſ. Handelsmarine, Konfulatweien zc. 

Rheinbund, Geſchichte desjelben 71, 2. 

Rheinſchifffahrt 80, 658. 

Rinderpeſt, Gefebgebung darüber 71, 210. 
77,635. — Dentfchrift über deren Vor— 
fommen 1872 bis 1377, 78, 512, 629. — 
Belanntmahung, Gebührniffe und Koften- 
erftattung betr. 79, 602. ©. a. Beterinär« 
polizei. 

Nobben, Schonzeit 77, 636, 

Rom, Casa Zuccari 80, 41. 

Not, ſ. Veterinärpoligei. 

Nübenzuder, ſ. Zuder. 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenihafts- 

regulirung 75, 1175. — Grbredtsverbält- 

nie Neihsangehöriger nach der Konvention 
von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Zoll 

verhältnifie 80, 828. 


©. 


Sachſen (Königreid). Behördenorganijation 
und Perſonalien 70, 258. — Mitttärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Die Steuerreform 
(3. Genjel) 74, 1373. 75, 1519. 76, 95. 
— Dotation der Bezirfsverbände 75, 1391. 

Salz. Uebereinfunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 68, 
119. — Bundesgejeg vom 12. Oft. 1867 
68, 141. — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Statiftil der Salzjtener in den 
Jahren 1868 — 70 71, 575. — Die Be 
ftimmungen über die Salzfteuer (v. Aufſeß) 
73, 203. 74, 93. 75, 888. 76, 794. SO, 
621. 697. 704. — Statiftil 74, 916. 75, 
902. 76, 93. 802. 

Sanktion der Geſetze (Faband) 78, 351. 

Schankgewerbe, Begriff desfelben nad 
dev Meichsgewerbeordnung (M. Seydel) 
85, 51. 

Schatanmweifungen 78, 44. — ©. a. 
Anleiben, Schuldenweſen ꝛc. 

Schauſtellungen 76, 79. 

Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434. 
1195. Gejetentwurf und Kommiffionsbericht 
ib. 1219, 1317. — Das jchiedsrichterliche 
Verfahren nad dem Entwurf der Sivilpro- 
zeßordnung 75, 153. — Die g. Schieds— 
gerichte in Preußen 77, 96. — ©. Arbeiter- 
frage. 

Schiffer, j. Handelsmarine, Konſulatweſen ꝛc. 

Skhifffahrtsabgaben, Aufhebungen im 
Preußen 68, 238. ©. a. Flößerei. 
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Scifffahrtsftatiftif. Organiſation derielben 
70, 70. Beftand der dentichen Seeſchiffe 

Anf. 1583, 84, 62. 

Shifffahrtsverträge s0, 812. 

Schiffsbau. Beftimmungen über die Ge- 
währung einer Zollvergütung fir die ver— 
wendeten Materialien 71, 1530, 78, 186. 

Schiffsmeldungen 81, 437. 

Schiffsunfälle an der deutichen Küſte 
1867—73, 76, 218. — Gejellicaft zur Rett- 
ung Sciffbrüdiger 78, 111. Verhütung 
des Zufammenfioßens auf See SL, 437. 

Schleswig-Holftein. Anlaß zum Konflikt 
zwischen Preußen und DOefterreih 71, 17. 
— Offiziere der ehem. Schleswig-Holftein- 
tichen Armee 73, 441. 

Scleufengelder 80, 646, 

Schlußnotenftempel, j. Stempelfteuer. 

Schöffengeridte, Zuftändigfeit nach dem 
74er Entwurf, 75, 239. 

Schulauffihtsgeiet, das preußiiche, 72, 
1029— 1101. Erlaß zur Ausführung des» 
jelben ib. 1102. Die Stellung der Geift- 
lichkeit zu dem Geſetze ib. 1108. 74, 24. 

Schulbildung in Preußen 75, 634, Schul. 
bildung der 1875—1879 in der deutſchen 
Armee ag; sure Rekruten 80, 238. 

Schule, ortbildungsichule, Gymnafien, 
—2 ꝛc. 

Schulgeſetzgebung 73, 824. 74, 8. 

Schuldenmweien des Reiches 69, 287. 
71, 147. Schulden der Bundesftaaten 69, 
309. Die preußiihen Staatsichulden 69, 
607, Die Bundesſchulden-Kommiſſion 
70, 160. Die eriten drei Berichte der 
Bundesſchulden-Kommiſſion für die Jahre 
1868, 1869 und 1870 71, 665. — Die 
Kriegsfoftenanleibe vom Fahre 1871 71, 
680. — Bericht der Reichsichulden- -Kommil- 
fion für das Jahr 1871 72, 1359. — Die 
Neichsichulden (finanzrechtlich, von P. Laband) 
73, 435. 460. — Bericht der Reichsſchulden— 
Kommilfion fir 1875/76, 77, 380; für 
1876/77 ib. 973. 

Schuldhaft, Geſetz, betr. die Aufhebung 
derjelben vom 29. Mai 1868 68, 806. 
72,135. frage der Wiedereinführung S1, 402. 

Schulzmwaug, Theorie desjelben 74, 14. 

Schutzzoll, j. Zollarif. 

Schutz- und Trutzbündniſſe 
mit den Südſtaaten 71, 33. 

Schwarzburg-Sondershauſen. 
verhältniſſe der Behörden 70, 687. 

Schweden, Zollvertrag 828. 

Schweiz, Handelsvertrag 80, 673. 823. — Die 
Bundesverfaſſung der Eidgenoſſenſchaft (Gar— 
eis) 75, 489. — Bundesſteuern ib. 785. 
— Das Bundesgericht (Tandgrafi) 76, or 

Schwurgerichte (1874er Entwurf) 75, 2 

Seebehörden, Seeunfälle (Berets) 1. 
1001. 

Seeleute ſ. Marine, Handelsmarine, 
fulatweien ac. 


Neffort- 


Kons 





Spanien. 


Preußens 
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Seemannsordnung 78, 343. 74, 63. 
224. 380. 

Seerecht, j. Strandungsordnung ꝛc. 

Seeverkeh r, j. Hafenregulative, Schifffahrt x. 

Selbſteinſchätzung, ſ. Einfommenfteuer. 

Selbſtmorde, j. Unfälle, 

Selbjtverwaltung, Begriff derſelben 73, 
1444, 74, 28. 83, 283. 305. ©. in 
Preußen (Wehrenpfennig) 77, 305. 

Servis, f. Milttärvermwaltung. 

Seuhengefeggebung, f. Medizinal- und 
Veterinärpolizei. 

Siam, Handelsvertrag 78, 318, 

Silberwährung, j. Münzfrage. 

Sonderredte, j. Neiervatredte, 
weien ꝛc. 

Sonutagsarbeit 78, 1471. 

Sountagsrube, Störung derjelben, 76, 76. 

Souveränetätn. Selbfiverwaltung (Roſin) 
S3, 265. 

Soziale Frage 73, 795. 1471. 1536. 74, 
9. 83. 8322, — ©. Volfswirtbichaftslchre, 
Arbeiterfvage, Freihändler, Bolksbildung zc. 

Sozialdemokratie 73, 812. 74, 33. 75, 
23. 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Gefets zur Abwehr ſozialdemokratiſcher Aus- 
fchreitungen. Eutwinf vom Mai 1878 78, 
757. — Preufiicher Entwurf vom Auguft 
1878 78, 921. — Vorlagen an den Reichs— 
tag mit Motiven und Anlagen 78, 989. — 
Bericht der IV. Kommiſſion des Reichs⸗ 
tags über den Entwurf 79, 27. Beſchlüſſe 
der Kommiffion ib. 67. — Aus den Ver— 
bandlungen im Neichstage 79, 161—218 
und 225—284. — Kommentar zum Sozi— 
aliftengejet dv. 8. Gareis 79, 285; das Nadj- 
tragsgejeg von 1880 80, 600, — leber- 
fiht der verbotenen Vereine ib. 295, der 
verbotenen Schriften ib. 324, — Charafter- 
iftit des Gefeges (MW. Endemann) 79, 543. 
s1, 437 

Sozialgejetgebung Bayerns, 


Kriege- 


j. Bayern. 

Handels- und Scifffahrtsvertrag 
mit Spanien 68, 669. 73, 322. SO, 822. 

Sparkaſſen in Preußen 76, 89. 77, 248. 
541. 1115. 80, 157; in Württemberg 76, 
1057. — Einführung der Poſtſparkaſſen in 
Deutichland 78, 807, — Sparkaſſenweſen 
und Volksbanken in Elfaß-Yothringen (Ch. 
Grad) 83, 426. 5. a. Poſtſparkaſſen. 

Spielbanten, Geſetz vom 1. Juli 1868 
nebft Erläuterungen 68, 819. 

Spielfartenftempel 80, 643, 744, 786, 
7197. 


Spiritusbeftenerung, j. Branntwein. 
Staat und Kirche, ſ. Unfehlbarteit, Jeſuiten, 
Schulaufſicht, Namszanowski ꝛc. — ©. a. 
Souveränetät, Selbſtverwaltung. 
Staatenbildung, das Nationalitätsprinzip 
in der, von R. Gneiſt 72, 929. 
Staatenbund und Bundesftaat 71, 8 u. 50. 
Staatsangebörigfeit, das Recht der- 
jelben im internationalen Verkehr (F. v. 
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Martig) 79, 763, 1113, Ueberfidht der Ge— 
jege ꝛc. 77, 808. Uebrigens ſ. Reichsange— 
hörigkeit, Vollszählung. 

Staatsbeamte in Preußen 77, 250. 

Staatsbegriff (Hirth) 74, 5. 

Staatsbürgerredt, ſ. Reichsangehörigkeit. 

Staatéedienſt, rechtliche Natur desſelben 
nah deuiſchem Staatsrecht, bift. » dogm. 
dargeft. v. H. Rehm, 84, 565. 645. fi. 85, 
65— 211. Ueberficht 85, 212. 

Staatspapiergeld, f. Papiergeld, Banl- 
weien, Münzfrage. 

Staatsihuldenlommisfton, 1. Schulden- 
weſen. 

Stadt und Fand 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Stände, ſ. Wahlgejete, Volksvertretungen. 

Stahl, ſ. Eifen. 

Standarte, kaiſerliche, 76, 351. 

ann, j. Zivilehe, Berfonenftand, 

Stationslontroleure 73, 304. 80, 808. 

Statiftif. Bericht an den BZollbundesrath 
über die Heform der Statiftit des Yoll- 
vereins vom 28. Mat 1869 69, 641. — 
Die Kommiffion zur weiteren Ausbildung 
der Statiftit des HYollvereins und ihre Ar» 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Reichsbehörde für deutſche 
Statiftit 72, 69. 1547. — Organifation der 
Stariftil der Zoll- und Steuerverwaltung und 
des Maarenverfehrs (v. Aufſeß) 80, 755. 
— Organifation der Statiftit in Italien 
und den Niederlanden 79, 807. — Statift- 
iiche Gebühr 80, 628. 763. 786. Bol. auch 
Bollszählung, Bevöllerung, Hanbdelsftatiftik, 
Berbrauchsfteuern, Finanzweſen, Minzfrage, 
Eifenbahnen, Telegrapbeu- und Boftverwalt: 
ung, Wahlen, Gewerbe n. |. w. 

Statiftifhes Amt des Reiches 72, 69. 
1547. 80, 10. 759. — S. Statiftif. 

Statiftiihes Bureau in Berlin, Biblio- 
thef, 75, 938. Seminar 80, 831. 

Stein, L. v., deſſen Schrift über die Zukunft 
der Staats- und Rechtswiſſenſchafti in Deutſch⸗ 
land, beſprochen von K. v. Stengel, 76, 251. 

Steinfohlenförderung in Breußen 69, 
639. 75, 637. 77, 10556. Wal. a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminifters 2c.) 

Stempeleinnabmen in Preußen 76, 222. 

Stempelftener, Uebertragung a. d. Reich 
77, 1036. Ueberſicht der Stempelfteuer in 
den deutſchen Bundesftaaten 79, 955. Reichs⸗ 
gejet und Verordnungen SL, 768. 83, 198. 
— Ueberſicht ausläudifcher Beltimmungen 
s1, 799. — Abänderung des Geſetzes 85, 


755. — Gefeg betr. Erhebung d. R. 85, 
761. Tarif 85, 768, — 
Sterbregifter, ſ. Zivilehe. Statiftil 220. 76, 
«9, 109. 
Steuerlompetenz des Reichs, ſ. Finanz— 
weien. 


Steuern, ſ. Berbraudsiteuern. Zölle, Wedhiel- 
ftempelfteuer, Bier, Branntwein, Salz, Ta- 
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bad, Einfommenfteuer, Stempel-, Erb 
Ihaftsfteuern, Frankreich, Preußen, Elfaß- 
Lorhriugen, Finanzweſen ꝛc. 

Steuerpolitit, Grundſätze derſelben 
(Schäffle), beſpr. v. Gefiden, 82, 681. 

Steuerreform im Neiche, Dentichrift des 
Reichslanzlers vom 17. März 1881 S1, 358. 

Strafgefegbud. Aus dem Entwurf des 
felben 69, 657. — Zur Kritif des Geſetzes 
«0, 580. — Einführung in Bayern 71, 379. 
— Kanzelparagraph ($ 1804.) Mißbrauch 
des geistlichen Amtes 71, 983. 74, 187. 
Die Strafgeſetznovelle vom 26. Febr. 1876 
76, 385. — gl. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Straffolonien umd Fürſorge für entlaffene 
Sträflinge (Flärl) SB, 1. 73. 

Strafprogegorduung, Vorbereitung dazu 
72, 148, 78, 348. 74, 421. 1533, — Ein» 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251. — Be 
merkungen zum Entwurf von W. Endemann 
76, 1218. — Berlauf der Berhandlungen 
17, 646. — Strafverfahren in Zollſachen 
80, 679. 685. 696. 712. 730, Straf: 
regifter und wechlelfeitige Mittheilung der 
Urtbeile im deutſchen Reiche 82, 635. 

Strafrecht, Entwidelung desfelben 72, 121. 
713, 337. 75, 1172. 77, 632. 79, 519. — 
Ueberfiht der bis 1877 erlaffenen reichs— 
rechtl. Gefege und Verordnungen 77, 825. 

Strafregifter (Nachweiſung der zur Führ— 
ung derjelben beftimmmten Behörden) 83, 199. 

Strandungsordnung 75, 1177. 80, 660. 

Straßburg, Gründung der Univerfität 72, 
959, 

Straßenmuſik 76, 80, 

Striftes 74, 33. — ©. a. Arbeiterfrage. 

Stromjdifffahrt Beichlüffe des Handels- 
tage vom Oktober 1868 68, 975. — Der 
Eibzoll 69, 430. Abloſung des Elbzolls 
(Etat der Entiyädigungen) 71, 709. 

Subbaftationsordnung. Die preußiiche 
vom 15. März 1869 69, 635. 

Syrup, j. Zuder. 

T. 

Tabad. Materialen zur Tabackſteuerfrage (Ge— 
fepgebung bis zum Fahre 1868 und Sta— 
tiftit) 68, 857, Beſteuerungsgeſetz vom 26. 
Mai 1868 ib. 683 (Emmurf vom 7. Mat 
1868 ib. 685). Zollvereinsländiſche Sta- 
tiftit pro 1867 68, 1093. — Ztatiftif der 
Tabaditener 1868—1870 71, 578. — Die 
Beſteuerung des Tabads (Frhr. v. Aufſeß) 
73, 387. 76, 79. — Zur Tabaditeuer- 
reform ( Statiftifches und Beſteuerungs— 
modus) 73, 741, 74, 93. — Statiftit 74, 
919. 5, 901. 1712. 76, 801. — Der 
Tabad im deutichen Zollgebiete (amtliche 
Statiſtit für 1876/77) 78, 214 — Zur 
Frage der — des Tabackes K. 
Schleiden) 78, 233. 273. — Das Tabad- 
monopol und Die amerifaniiche Tabadftener 
(Felſer) 78, 300. 449. — Das Tabadmo- 


über die Jahrgänge 18681885 der „Annalen“. 


nopol in Fyranfreih 78, 260. 658. 671. — 
Zur Frage der Einführung des amerifa- 
niſchen Tabadjtempels in Deutſchland 78, 
621. — Wie ftebt fih der Konfument beim 
Tabadmonopol 78, 672. — Ein neues Ta- 
badjteuerprojeft 78, 749. — Fragebogen 
zur Tabadenquete 78, 834. — Aus dem 
Berichte der Engnöte-Kommujfion 79, 456. 
— Der Gefeßenmmf vom April 1879 
79, 627. — Ueberficht der Beſteuerung (v. 
Aufſeß) SO, 689, — Die Beftenerung von 
1879/80 Gefeg, Belanntmahung, Dieuf- 
vorſchriften und Niederlageregulativ) 80, 
689, 875. — Strafgelegl. Beftimmungen 
81, 435. — Materialieu zur Monopolfrage 
s2, 177-236. 371-400. 489-516. — 
Ergebuiß des öfterreihiichen Tabadvertaujs 
S5, 845. 
Tagegelder der Neichäbeamten 76, 381. 384. 
Tara, Beftimmungen über die, 72, 1541. 
74, 90. 76, 780. 80, 655. 
Tarifreferm, j. Zolltarif, Eiſenbahnen xc. 
Zelegrapbenordnung 78, 340. Abänder- 
ungen 76, 761. 
Telegrapbenverwaltung, Etat derielben 
69, 243. — Statiſtik pro 1868 69, 719. 
— Zeutralverwaltung (Berjonalien) 70, 164. 
— Rang der Telegrapheudireltoren 76, 351, 
— Der Vorttarif der Telegramme 77, 1088, 





— Ergebniß der Bermwaltung pro 1876 | 


78, 39. — 
graphenweiens 79, 157. — Telegraphen- 
ftationen und Apparate 81, 456, — Das 


Telegraphenweſen im deutfchen Neiche 82,237. | 


— 5, a. Voſt- und Telegraphenmeien. 

Telepbonie 78, 254. 

Tertilinduftrie 72, 396. — Die Yage der» 
felben 1872—77 78, 751. — ©. Baum- 
wollſpinnerei xc. 

Theuerung, ſ. Preisbildung. 

Thronrede, ſ. Reichstag und Zollparlantent. 

Thüringiiher Zolle und Handels— 
verein 68, 33, 44. 241. 80, 614. 790. 798, 

Tollmwurb, f. Beterinärpolizei. 

Tranfitlager SO, 627. 664. 667. 

Trausportweien. Denkichrift des Handele- 
tags 69, 51. 

Türkei, Handelsvertrag 73, 318. SO, 818. 


u. 


Uebergangsabgaben 68, 11. 21. 38. 43, 
71, 585. 73. 281. 74, 98. 75, 893. 80, 787, 
— Zur Frage derielben Petition deuticher 
Handelsfammern) 85, 352, 

Ueberfichten, ſ. Berfafiung, Zölle, Gefet- 
gebung x. 

Umzugstoften, f. Taggelder. 

Unfallverfiderung ın Breußen 76, 994, 
Geſetz-Eutwurf nebſt Motiven von Baare- 
Bodum SL, 69. — Die Heichs-Unfallver- 
fiherung (erfter Entwurf nebft Begründung 
und Sutachten) 81, 97. 139. — Berunglüd: 
ungen in Preußen 1979 81, 342. — Zweiter 


Entwideluug des Meichstele- | 
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Entwurf eines Reichsgeſetzes (Mai 1882) 
83, 323. — Grundzüge des Entwurfs vom 
Januar 1884, 84, 12. — Die Reihsunfall- 
verfiherung (Gefeg vom 6. Juli 1884) 84, 
685. — Entwurf eines Gefeges für Die 
Unfallverfiherung der land» und forftiwirth- 
ſchaftlich. Betriebe 85, 712. Begründung 
biezu 85, 724. — Das Gefeß über Aus— 
dehnung der Unfallverfich. v. 28. Mai 1855 
s5, T5l. — Berordnung betr, das Ber- 
fahren des R.-Berfiherungsamtes 85, 819. 
Unfälle ꝛc. in Preußen 1874 75, 1724. 
Unfeblbarteit, Dogma der päpftlihen 
Erflärung der bayr. Regierung v. 14. Oft. 
1871 72, 5. — Stellung der preuß. Re— 
gierung zur fathol. Bewegung 72, 1011; 
Reden des Fürften Bismard x. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Yeug- 
niß der deutſchen Biſchöfe) 72, 1233. 


Unionsparlament zu Grfurt 71, 14. 


Unteroffiziere. Berbefferung ihrer Lage 
74, 266. 
Unterridbtsanftalten für Arbeiter im 


Neichslande S2, 715. 

Unterrichtsweien, f. Arbeiterfrage, Kultur« 
polizei, Volksſchulen zc. 

Unterftüßungswohnjit 71, 169. Zu— 
jammenftellung des Neichsgefeges vom 6. Juni 
1870 mit dem preußifchen Armenpflegegefet 
vom 8. März 1871, mit’erläuternden Ans 
merfungen von Dr. H. Stolp 71, 395. Al- 
phabetiiches Sachregiſter dazu ib. 436. 
Inſtruktion des preuß. Minifters des Junern 
vom 10, April 1871 71, 443, — Das 
bayerische Heimats- und Armenpflegegeieg 
71, 469. 480. 495. — Unterſtützung Reichs— 
angeböriger im Ausland 71, 632, — Etat 
des Bundesamts für das Heimatswefen 71, 
713. — Präjudikate 76, 81. 86. — Das 
Reichsarmeurecht (rechtöswiſſenſchaftl. Mono» 
graphie von M. Seydel) 77, 545; Inhalts- 
überſicht hiezu S. 630. — Abänderung des 
Sejeges über den U. 77, 1042, 

Urlaub der Reihöbeamten 76, 376, 
Urheberrecht, Geſetz zum Schuß des geifte 
igen Eigeuthums 71, 217. 382, 72, 132, 

77, 638. Ueberſicht der Gefege ac. 77, 809, 
Urugnay, Handelsvertrag 73, 315. 75, 896, 
80, 816. — Auslieferungsvertrag 404, 


V. 


Verantwortlichkeit 
82, 51. 

Verbrauchsſteuern. Statiſtik bis zum J. 
1866 68, 155— 218. — Geſetzgebung vom 
Jahre 1868 68, 689. Statiftit für 1867 
68, 727. Statiftit für das erfte Semeſter 
1868 68, 997. — Die Bundeseinnahmen 
aus denielben 69, 216. — Die Gejeggeb- 
ung des Neiches 71, 30. — Statiſtik für 
1868 bis 1870 71, 543. 694. — Die Zölle 
und Berbrauchsfteuern ꝛc. des deutſchen 


des Reichskanzlers 
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Neichs, von Frhru. v. Auffeg 80, 609, — 
Bertrags- und verfaflungsmäßige Haupt« 
grundiäge fir das Zoll- und Steuerweſen 
50, 637. — Uebergangsabgaben und Ber- 
brauchsjteuergruppen 73, 251. — Vermwalt- 
ungsfompetenz des Keichs (Yaband) 73, 471. 
— Entwidelung der Gejeggebung 1873 (v. 
Aufſeß) 74, 81. 75, 881. — Einfluß der 
Steuern auf den Yyamilienhausbalt (Hirth) 
75, 925. — Statiftif für 1870/74 74, 914, 
887. 75, 897. — Die Gejetgebung 1871 
bis 1876 (Wehrenpfemmig) 77, 282. — 
Ueberfiht 77, 820. — Zur Charafteriftit 


der Verbrauchsſteuern 78, 927. (Bgl. a. 
Branntwein, Bier, Zölle ꝛc.) 
Verbrecherthum in Preußen, Statijtil 


79, 74. — ©. a. Straffolonien, 
Veredlungsverfehr SO, 673. 
Verehelichung, j. Eheſchließung. 
Bereinigte Staaten, ſ. Amerika. 
Vereinsgeſetzgebung 72, 131. 73, 346. 

74, 197. 242. 383. — Indilate des preuß. 

Obertribunals über politiſche Vereine 75, 145. 
Verfaſſung. Gründungsgeſchichte des nordd. 

Bundes 71, 22. Die Verfaſſung des nordd. 

Bundes mit Anmerkungen von Dr. Metzel 

68, 1017. — Die Gründung des neuen 

Meiches (zur Gefchichte und Interpretation 

der Verträge mit den Südftaaten) 70, 735. 

— Die Berfaffung ders deutfchen Neiches 

(Zufammenftellung mit der nordd. Bundes— 

verfaffung) ib. 771. — Das Berfaffungs- 

recht des deutichen Reiches, hiſtoriſch-dog- 
matiſch dargeftellt von Dr. %. v. Rönne 

71, 1—312; jpezielles Inhaltsverzeichniß 

dazu 71, 311; Ergänzung dazu 72, 421. 

— Grundzüge der Berfaffung 71, 45. Kom— 

petenz des Weiches ib. 62; Berfaflungs- 

Aenderung ib, 77. — Die revidirte Reichs— 

verfaffung vom 16, April 1871 nebft den 

ergänzenden Bertragsbejtimmungen 71, 321. 

Tert der Reichsverfaſſung ib. 334. Die 

ergänzenten Bertragsbeftimmungen ib. 357, 

— Befugniſſe des Neichs ꝛc. in Bezug auf 

das Kriegsweſen (Seydel) 75, 1393. — 

Yaband's „Staatörecdht des deutichen Reichs“ 

(beiproden von Meyer) 76, 656, 78, 369. 

— ©. a. Bundesgejege, Bundesftaat, Bayern, 

Finanzweſen, Elfaß-Yothringen, Kaiſer, Reichs- 

lanzler, Reichstag, Juſtizgeſetzgebung, Reſer— 

vatrecht zc. 
Verjährungsfriſt, einjährige 77, 228. 
Verkehr, volfswirtbichaftliche Bedeutung des— 
ſelben (Roesler) 75, 385. — S. Handel, 

Transportweſen, Poſtverwaltung, Eiſen— 

bahnen, Telegraphen, Stromſchifffahrt ac. 
Vermögen des Reichs 73, 412. 422, 74, 

255. 403. 75, 1493. 
Verordnungsrecht 74, 1143. 76, 7. — 

Das Neichsverordnungsreht (M. Seydel) 

76, 11. (Laband, Meyer) 78, 376. Zu 

den Streitfragen über Gefeg und Berord- 

nung (Ph. Zorn) 85, 301. — Steht dem 
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Bundesrathe ein ſelbſtſtändiges B.-Recht zu? 
(A. Arndt) 85, 701. 

Verſailler Verträge 71, 37. 359. 72, 1585. 

Verſetzung der Reichsbeamten 76, 287. 

Verſichernugsweſen. Beſchlüſſe des Han— 
delstags 1868 68, 979. — Die Lebensver— 
fiherung in Deutſchland (Statiftiiches) 68, 
1011. — Geſetzgebung über Berfiherungs- 
reht 70, 19. 72, 129. — Ueberſicht der 
Berfiherungsgewerbe 72, 403. 73, 358. — 
Zur Reichs » Berfiherungsgejeßgebung (von 
TH. Sendtner) 73, 773. — Weſen und 
Arten der Berfiherung (Moesier) 75, 388. 
— Das —— 1878 
80, 74. — Reichsgeſetzliche Regelung des 
Verſicherungsweſens 80, 138. Ueber 
Arbeiterverſicherung 80, 492. — Die ſtaat 
lich geleitete Verf. » Anftalten in Bayern 
(Haag) 54, 65. S. a. Unfallverficherung. 

Verträge, f. die einzelnen Staaten, mit 
welchen diejelben abgeichloffen wurden. Val. 
die Ueberſicht 68, 230. 70, 731. 72, 921. 
73, 311. 0, 812. ©. a. auswärtige Ver— 
bältniffe, Zollverein, Friedensverträge ꝛc. 

Bertragsreht des Ddeutihen Reihe (F. 
Gorius) 74, 759. 75, 531. — (Laband u. 
Meyer) 78, 378. — Der Abſchluß völter- 
rechtlicher Verträge dur das deutſche Reich 
und deifen Einzelftaaten (M. Proebſt) 82, 
241. 

Berwaltungstompetenz des Reiches, von 
P. Yaband 73, 458. %v. Stein 76, 5. 
— Meyer über Laband 78, 382. — ©. a. 
Verordnungsredt. 

Berwaltungsgerichte. Die Uebertragung 
der Verwaltungsrechtſprechung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. — 
Das preußische Gejeb vom 3. Juli 1875 
75, 1619. — Bermwaltungsgerichtsbarfeit in 
Eljaß-Yothringen (Stengel) 76, 808. 897. 
— Geſetzgebung in Preußen (Wehrenpfennig) 
717, 305. 

Berwaltungsorganifation in Elſaß— 
Tothringen 72, 5ö4. 

Verwaltungsrecht, Reform desjelben 72, 
538. 75, 1307. — Deffentl. Intereſſe und 
öffentl, Klage im Verwaltungsrechte (E. E, 
Leuthold) 84, 321. — Die Berwaltungs- 
rechtspflege in Bayern (M. Scydel) 85, 213. 

Bermwaltungsreform in Preußen (lleber- 
blid) 75, 329. — Denfichrift der Regierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver- 
bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444. 75, 1635. — ©. a. ftreis- 
und Provinzialerdnnung. 

Beterinärpolizei. Frſtruttion zum Ge— 
ſetze vom 23. Juni 1880 81, 205. Die 
Beterinärpolizei-Öefetgebung nach den reiche» 
gejeglichen Beftimmungen (Monogr. v. Ph. 
Göring) S , 809. Alphabetiſches Inhalte» 
verzeichniß biezu 973. S. a. Rinderpeft. — 
Veterinärpolizeiliche Gejeggebung SL, 432. 

Viehhandel, Gemwährleiftung im 73, 359. 
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Viehſeuchen, f. Veterinärpolizei. 

Viebhtransporte 77, 635. 

Bivifeltion SL, 435. 

Bollsbanten, f. Sparkaſſenweſen, Genoffen- 
ſchaften zc, 

Bolksbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (von Hirth) 73, 795. 823. Das 
deutiche Reich und die Schule 74, 3. 

Volksſchulen, ftaatsredhtlihe Stellung der- 
jelben 73, 823. — Die Neform der preuß. 
Volksſchule vom 15. Oftober 1872 73, 897. 
— Das deutsche Reich und die Schule (von 

irth) 74, 38. — Petition, betr. reichsrecht- 
liche Ordnung des Volksſchulweſens ib. 889. 
— Statiftit der preußischen Volksſchullehrer 
76, 237. — Das Volksſchulweſen in Preußen 
77, 93. 311. 82, 407. 

Bollsvertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319. — Wahlgeſetze deutfcher Bun- 
desjtaaten (v. 2. A. v. Müller) S1, 3. 

Volkswirthſchaftslehre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (von H. Roesler) 72, 509. 
Ueber die Gejegmäßigkeit der voltswirth- 
Ihaftlihen Erſcheinungen (von Roesler) 75, 
1. 259. 371. — Die Boltswirtbichaftslehre 
als Wiffenschaft (Hirth) 75, 1310. — ©. a. 
foziale Frage. 

Voltswirthſchafterath, preußiſcher 80, 
961. Ernennungen hierzu 81, 91. 

Boltszählung. Reſultate der Volkszählung 
vom 3. Dezember 1864 68, 149. — Desgl. 
vom 3. Dezember 1867 (vorläufig, mit 
Aufzählung der Kreisbehörden in Preußen) 
68, 501. — Definitive Refultate 68, 779, 
— Die ftaatsangehörige Bevölkerung fämmt- 
liher Staaten des nordd. Bundes (mitger 
theilt von Dr. Engel) 68, 1101. — Die 
jeemännifche Bevölterung im preuß. Staat 
68, 1005. — Ueberſicht der Bevölkerung 
des BZollvereins (amtliche Aufftelung vom 
Zentralbureau des Zollvereins) 69, 855. — 

ie Bollabrehnungs - Bevölkerung für die 
Jahre 1868—70 71, 544. — Organifation 
der Volkszählung für das Jahr 1871 70, 
24. — Bundesverfaffung und Volkszählung 
(Gutachten der nordd. Mitglieder der Kom« 
miſſion zur weiteren Ausbildung der Statiftif 
des HZollvereins) 70, 445. — Vorläufige 
Ergebnifje der Volkszählung vom 1. Dez. 1871 
12, 902. — Definitive Ergebniffe mit den 
verfaffungs: und geſetzmäßigen Unterfcheid- 
ungen 73, 1271. — Zoll-Direktivbezirfe und 
Armeeforpebezirte 74, 493. — Die V. am 
1. Dez. 1875 75, 1720, — Borläufiges 
Ergebniß der V. vom 1, Dez. 1875 76, 888, 
— Definitives Ergebniß 77, 471. 78, 49, 
178. 491. Anhäufung und Bewegung der 
Bevölkerung in Preußen 78, 268. — Xlters- 
ftufen der preuß. Bevölkerung 78, 658. — 
Bedeutung für die Zollabrechnung 80, 645. 
757. — GStädtebevölkerungen in Preußen 
s1, 92. — Definitives Ergebniß der Volls— 
zählung vom 1. Dez. 1880 82, 146, — 
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Bevölferungsbewegung in Deutjchlaud und 
Franfreih 82, 614. — Bol. auch Statiftik, 
Verufszählung, Bevölkerung ꝛc. 
Vollziehende Gewalt im Weihe (K. v. 
Stein) 76, 5. ©. a. Berfaffung, Kaifer, 
Bundesftaat ac. 
Borlagen an den Neihstag 74, 162, 251, 
Borparlament in Frankfurt am Main 


W. 


Waaren (Ein- und Ausfuhr ꝛc.), ſ. unter 
Zölle, Zolltarif, Handelsftatiftif, Preiſe ꝛc. 

Waarenauftionen 77, 1064. 78, 738. 

Baarenverzeihniß, amtliches 75, 883. 
76, 82. 80, 655. 765. 

Baarenzeihen, ſ. Markenſchutz. 

Wahlberechtigung 72, 323. 

Wahlen, Statiſtik derſelben 72, 287. S. a. 
Reichstag. 

Wahlgeſetze deutſcher Bundesftaaten 
(Monographie v. L. A. Müller) 81, 3. — 
Das preußiſche —— für den Nordbund 
vom 15. Oft. 1866 68, 1053. — Wahlgeſetz 
vom 31, Mai 1869 7, 2456. 

Wahlkreiſe zum Reichstag 72, 291. 218. 

Bahlprüfungen 72, 347. 80, 386. 

Waifenfürforge, f. Beamte. 

Wanderlager 77, 1064. 78, 707. 

Wappen, faiferliches 76, 351. 

Wafſerrecht, das deutiche. Monographie v. 
N. Briüdner 77, 1-77. 

Währung, f. Münzmwefen. 

Wechſel (Wefen derfelben, Roesler) 75, 381. 
S. a. Bankweſen, Papiergeld, 

Wechſelakzepte, Einholung durch Poftauf- 
trag 77, 231. 

Wechſelfähigkeit, Beſchränkung derjelben 
81, 418. 

Wechſelkurſe (E. Naſſe) 75, 595. 

Wechſelordnung, ſ. Handelsrecht. 

Wechſelproteſte, Aufnahme derſelben durch 
Poſtbeamte 78, 42. 

Wechſelſtempel. Denkſchrift des Handels» 
tage 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 
im nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011, — Modifikation des Geſetzes vom 
10. Juni 1869 71, 377, — Statiſtik pro 
1870 71, 592. — Berwaltungsfompetenz 
des Reichs (P. Laband) 73, 467. 497, — 
Statiftit der Wechfelitempelfteuer 73, 736. 
74, 725. Präjudifate 76, 81. — Lage der 
Geſetzgebung 1880 80, 736. 786. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109. 75, 1431. 

Weingroßbandel SO, 666, 

Weinfteuer in Eljaß- Lothringen 73, 960, 
Projelt einer Reichsſteuer 74, 1002, — 
Einfuhr und Bollertrag von Wein im 
deutichen Zollgebiet und Elſaß-Lothringen 
1843/77 79, 802. 803. ©. a. Zölle, Zoll« 
tarif ac. 
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Beltausftellung in Wien 1873 (Programm 
x.) 72, 910. 

Weltpoftverein, f. Voſtverwaltung. 

Werth (Begriff 75, 10. — Der Werth in 
feiner vollswirthſchaftlichen und gejellicyafte 
lihen Bedeutung (Ad. Samter) 83, 457. — 
S. a. Preisbildung. 

Werthberechnung der Ein- und Ausfuhr 
des Bollvereins 69, 67 u. 438. — lieber 
Werthermittelungen in der Handelsſtatiſtik 
70. 429. — Bol. a. Handelsftatiftit. Preife ac. 

Werthvertbeilung (Hoesler) 75, 268. 

Wiener Schlußalte 71. 4 

Wilhelm» Yuremburg » Eijenbahnen 
74, 291. 

Wirthſchafthiche Intereſſenvertretung 
(v. Kaufmann) 83, 553, 

Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Geſetz 
vom 4. Juli 1868 68, 825. 72, 130. Sta⸗ 
tiſtik für die Jahre 1839 —1867 68, 843. 
— Statiſtik für 1873 Pröbſt) 75, 321. — 
S. a. Genoſſenſchaftsweſen. 

Wirthſchaftsſyſteme (geichichtl., H. Roes— 
ler) 75, 15. 

Bittmwenfürforge, ſ. Beamte. 

Wohnungsgeldzuſchüſſe 74, 267. 76, 
359. 361, 

Wolle, Wollenwaaren, ſ. Zölle, Zoll 
tarif ac. 

Wuchergeiege, Aufhebung derſelben und 
der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeſetz 
von 18580 SL, 423. 

Württemberg. Anſchluß au den deutichen 
Bund 70, 769, an die Neichsverfaffung 70, 
771. 71, 37. 41. Vilhtärtonvention mit 
Preußen 71, 120. — Aufrechterhaltene Be- 
ftimmungen des Vertrags ‚vom 25. Nov. 


1870 71, 359. — Einführung nordd, Bun- 
desgejege 71, 389. — Berechnung der Dia- | 


trifularbeiträge fiir 1871 71, 701. — Mi- 
Iitäretat 78, 46. Bierbeftenerung 76, 65. 
— Die Branntweinſteuer in W. (Karl Neuß) 
35, 620. — 5. a. Wahlgefege, Waſſerrecht, 
Zollverein zc. 


3. 


1 
Zahlungsverfahren, Reform desselben, 
76, 1031. 77, 228. 
Zeitſchrift, Aufgabe einer ſtaatswiſſenſchaft- 
lichen 76, 3. 
Bentralbebörden, ſ. Behörden. 
Zentralbureau des Zollvereins 72, 1556. 


73, 262. 
Jahre 


Zentralgewalt, 
1848 71, 10. 

Zentrum, Reichstags-Fraktion 72, 1. 283. 
335, 1018. 74, 14. 

Zettelbanken, 5. Bankweſen. 

Zeugenpflicht 82, 776. 

Zinsfuß 76, 832. ©. a. Baukweſen. 

Zinjen, Gele, betr. Die vertragsmäßigen, 
v, 14. Nov. 1368 68, 800. 72, 134, 


proviſoriſche im 
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Zivilebe, obligatoriiche 74, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und Kommiſſionsbericht von 
1873 74, 437. Das preußische Geſetz von 
1574 nebſt Minifterial-Berfüigungen zc. 74, 
1551. Das Neichsgeiet vom 6. Fyebruar 
1875, 75, 641. Ausführungsverordnuung 
dazu, ib, 1553. — Bericht von W. Ende 
mann tiber das Geſetz 75, 1181. — Um 
wandlung von Geld» im Freibeitsftrafen 76, 
84. — Bildung der Standesamtebezirfe in 
Bayern 76, 85. — Ausführungen v. M. 
Seydel 76, 172. S. a. Eheichliegung. 

Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd, Zivilprozefordnung 69, 649. Borar- 
beiten für diefelbe 72, 143. 73, 348. Aus 
dem 1872er Entmurf 73, 567. — Aus dem 
1874er Entwinf: Das fchiedsrichterliche Ver— 
fahren, 75, 158. 1219. — Verlauf d. Ber» 
handlungen (Endemann) 77, 646. — Bgl. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Entwidelung desielben, 71, 125. 
73, 339. 74, 193. 310. Rede des Minifters 
Fäuſtle in der bayerischen IL. Kammer 74, 
330. Das Neumayr'ſche Referat ib. 339. 
— W. Endemann ib. 412. — Eine Feſt— 

rede Lasker's ib, 743. — Bericht des Ju— 

ftizausfchuffes über Plan und Methode bei 

Ausarbeitung eines bürgerlihen Geſetzbuchs 

74, 1329. Die Mitglieder der Zinilgefeg- 

buch Kommiſſion ib. 1680, Weiteres 

über den Entwurf des Geſetzbuchs Endemann) 

77, 1222. 77, 678. — Stand der Arbeiten 

für das Zivilgeſetzbuch im Sommer 1876 

(P. v. Roth) 76, 940. — Amtlicher Bericht 

über die Arbeiten der Kommiſſion bis 1876 


77, 423. — Ueberſicht der bis 1877 er- 
laffenen zivifrechtl. Sefetse und Verordnungen 
77, 822. — ©. a. Konkursordnung, Juftiz« 


geſetzgebung ꝛc. 

Zivilſtaudsregiſter, ſ. Perſonenſtand. 

Zollausſchlüfſe, Bericht der Kommiſſion 
zur Erörterung der Frage betr. die Averſa 
80, 531. Bei Aufſeß: 80, 634. 636. 748. 
791, 

Zoll und Handelsjyftem bes Weichen, 
Einbeitlichkeit desfelbeu, 71, 171. 80, 633. 
— Ueberſicht fämmtlicher Geſetze ꝛc. 77, 807. 
— S. a. Bolltarif sc. 

Zoll: und Steuerfredite, Abbürdung der- 
jelben 72, 1481. 74, 170. — Beftimm- 
ungen über diejelben 73, 266. S. Kredite. 

Zölle Statiftit für die Zeit bis 1868 68, 
165 — 222. Statiftif für 1867 68, 729. 
— Statijtit für das erſte Semeiter 1868. 


68, 998. — Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den BZöllen 69, 216. — Organifation der 


Statiftit der Zölle 70, 71. — Statiftil der 
Zolleinuahmen zc. 1862 — 1869, 70, 343. 
— Die Reichs-Zollgeſetzgebung 71, 130, 
72, 489. — Statiftif der Zölle und Waaren- 
Eins und Ausfuhr 1868—70 71, 543. — 
Die Zölle und Berbraudsfteuern x. des 
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deutichen Neichs, von Frhr. dv. Aufſeß SO, 
609. — Bertrags- und verfaflungsmäßige 
Hauptgrundiäße für das Zoll- und Steuer- 
mweien 80, 637. — Bejondere Vorſchriften 
für die Ein- und Ausgangszölle 80, 650 
— Das Abrechnungsweſen 80, 769. — 
Reichskontrole der Zoll- und Steuerverwalt- 
ung 9, 797. — Bermwaltungstompetenz des 
Neihes (Yaband) 73, 471. 498. — Ent 
widelung der Gejeßgebung 1873 — 74 (v. 
Aufjeß) 74, 75. 75, 881. 76, 785. — 
Statiftif 74, 911. 75, 897. 1389. 1701. 
76, 799. — Werth- oder Gewichtzölle ? 
(8%. F. Seyfarbt-Erefeld) 77, 135. — Die 
Gejepgebung üder Zölle und Steuern 1871 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 282, — 
Ueber Schubzölle (Hirtb) 77, 896. — Han- 
delspolitiiche Erflärung von 203 Reichs— 
tagsınitgliedern 79, 460 — Das handele: 
politiſche Programm des Weichefanzlers 
(Schreiben an den Bundesrath) 79, 219. 
— Eingabe des Freibaudelsvereins an den 
Bundesrath 79, 358. — Rede des Herrin 
dv. Riecke in der württembergifchen I. Kammer 
79, 370. — Die widtigiten Finanzzölle in 
Deutihland und Großbritannien, 49, 571. 
Einnahmen 1879,50 80, 591. — ©. a. 





BZolltarif, Zollverein, Zollgefeg, Kaſſen— 
wesen, Finanzweſen, Statiftif und Handels- 
ſtatiſtik, Zollausſchlüſſe ac. 
Zollbehörden in Deutſchland Reſſortver— 
hältniſſe derſelben, Ueberſicht der Aemter ⁊c. 


68, 405. — Die Vereinsbeamten des 
deutſchen Zollvereins (Anfang April 1870) 
70, 139. — DOrganijation der Zoll» und 


Steuerverwaltung (vd. Aufieh) SO, 747. — 
Reichskontrole der Zoll- und Stenervermalt- 
ung 73, 292. 74, 99 75, 894. 8), 797. 
Zollfartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 
Bollgebiet 74, 79. 493. 75. 881. — Be 
grenzung und Bevölferung der Zolldirektiv— 
bezirte 77, 478. 
BZollgeiet vom 23. Yan. 1838 68, 51. — 


der Gejetgebung des nordd. Bundes und 
des Zollvereins in den Fahren 1867-70 
70, 721. 


Zollſtrafgeſetz, Grumdiäte, betr. das vom 


Sabre 1836 68, 115. — Bgl. a. Zollgefeg. 


Zolltarif (Vereins) vom 1. Juli 1865 


68, 93. Denkichrift des deutichen Handels— 
tags über Heform des Zolltarifs 68, 249. 
Geſetz vom 25. Mai 1868 68, 649. Boll- 
tarif vom 1. Juni 1868 ab gültig 68, 651. 
— Material zur Petroleumſteuerfrage 69, 
391. — Der Zolltarif zu Anfang des Sahres 
1870 70, 92. — Die Reform des Bereins- 
Zolltarifs vom Mai 1870 (nebft allgemeinen 
und jpeziellen Erläuterungen) 70, 325. — 


- Der Zolltarif vom 1. Juli 1870 an 70, 


379. — Beſtimmungen über die Tara 72, 
1541, — Die Beltimmungen über den 
Zolltarif (v. Aufſeß) 73, 162. — Tarif 
reform vom Jahre 1873 74, 83. 282, — 
Redaktion des Zolltarifs vom 1. Oktober 
1873 (in der Martwährung) 77, 144. — 
Freihandel oder Schutzoll? Dentichrift des 
Vorſteheramts der Königsberger Kaufmann— 
haft 75, 1549. Zur Bertheidigung ge- 
mäßigter Schubzölle (IJ. Schulze) 75, 1681. 
Bur Deufichrift des Bereins der Eiſenindu— 
ftriellen ib. 1695. — Ueberſicht der haupt» 
ſächlichſten Schupzölle des Zollvereins 77, 
200. — Die Klauſel der „meiftbegünftigten 
Nation“ 77, 534. — Die acquits-A-cantion 
77, 535. — Der Bolltarifentwurf vom 
4. April 1879 79, 617. Motive dazu ibid. 
681 (ipezielle Ueberficht im Inhalteverzeich— 
niß des Jahrg. 1879). Das Tarifgejeg 
vom 15. Juli 1879, 79, 993. — Yage der 
Sefetgebung 1880 80, 623. 627. 653. — 
Abänderungen des Zolltarifgeleges in den 
Jahren 1850-82 82, 674. Abänderungen 
des HZolltarifgefeges vom 15. Juli 1879: 
Geſetze von 1883 bis 1885, 85, 505. — 
Nedaftion des Yolltarifs (Mai 1885) 85, 
521. — ©. a. Zölle, Zollverein zc. 


Das Vereinszollgefeg vom 1. Juli 1869 | Zollverein. Mittelbare Zollvereinsglieder 


(mit Erläuterungen und alphabetiſchem Sach— 
regifter) 69, 511. — Zur Ausführung des 
HZollgejetes (Anweiſung des Bundesraths 
des Zollvereins) 69, 995. 80, 650. 

Zollordnung vom Jahre 1838 68, 61. 
Dentfhrift des Handelstags betr. Reform 
des HZollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Bejtimmungen der 
Zollordnung und der Zollſtrafgeſetzgebung 
vom 18. Mai 1868 68, 679. — Bol. a. 
Zollgeſetz. 

Zollparlament. (S. a. Zollverein.) Mit- 
glieder desfelben 1868 68, 433. — Thron» 
reden zur Eröffnung und zum Schluſſe der 
erften Seſſion 68, 1070, der zweiten Seffion 
69, 1100, der dritten Seffion 70, 713. — 
Bericht des Vorftandes der national-liberalen 
Partei (v. Ed. Yasfer) über die Yegislaturs 
periode 1867—70 70, 563. — Ueberficht | 


68, 233. Vertrag vom 8. Juli 1867, die 
Fortdauer des Zoll» und Handelsvereins 
Jetreffend, Bericht für den nordd. Bundes— 


rath 68, 1 ff. Text des Vertrags ib. 15. 


— fiteratur über den Zollverein 68, 232, 
— Der territoriale Abſchluß des Zollvereins 
68, 1109. 71, 171. — Die Zollvereins- 
gejeggebung als Beſtandtheil des Neichsver- 
faſſungsrechts 71, 357. — Geſchichte des 
Zollvereins (v. Aufſeß) SO, 610, — Um— 
fang, Größe und Einwohnerzahl des Zoll: 
und Handelsgebiets des deutfchen Reichs SO, 
633. — Bollvereinsbevollmächtigte 73, 306. 
— Boll-, Handels- und Schifffahrtsverträge 
des Ddeutichen Reichs mit fremden Staaten 
75, 89. 80, 812. — Aus der Enquéte 
über die Handelsverträge 77, 395. Gutachten 
der Handelsfammer zu Köln ib. 1049, — 
Ueberficht der deutichen Handelsverträge 79, 
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384. 562. — Bol. a. Berfaffung (VI. Ab» 
ſchnitt), Zollparlament, Zollgeſetz, Zolltarif, 
Handelsftatiftil, Statiſtik, Defterreidh ꝛc. 

BZuder. Uebereinkunft wegen Befteuerung 
des Hübenzuders vom 16. Mai 1865 68, 
123. Beiteuerung im Zollverein, in Groß» 
britannien und Fraukteich 68, 155. Dent- 
Schrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbefteuerung 68, 303, — 
Beihluß des Handelstagg 68, 983. — 
Dentihrift zur Weform der Zuder» Zoll- 
und Steuergefeggebung von E. Langen 69, 
361. — Die 


uderbefteuerung im Boll | 


verein nach dem Geſetz vom 26. uni 1869 
69, 905. — NRübenzuderitenerftatiftit für die 
Sabre 1868—70 71, 573, — Die Beſteu— 
erung des Niübenzurders (Frhr. v. Aufſeß) 
73, 190. 74, 92. 80, 682 — Statiftif ib. 
914. 75, 899, 1551, 76, 248. — Deul- 
fohrift über die Reform der Zuder-Steuer 
von Witte-Roftod 83, 142. — Amtliche Be: 
rihtigung zur Rübenzuder-Statiftit S4, 445. 


Zwangsverfiderung, ſ. Berfiherung ac. 
BZwangsvollfiredung gegen Eifenbabnen 


81, 411. 


Drud von Knorr & Hirth in Münden. 
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